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Vorwort zur erten Auflage. 


Hachdem durch das Gefeg über die Zuftändigfeit der Ver⸗ 
waltungs- und ber Verwaltungsgerichtsbehörden die Neorganifation 
der inneren Staatverwaltung und des Kommunalweſens auch Hin 
fichtlich ber ftäbtifchen Gemeinbeangelegenheiten zur vollftändigen 
Durchführung gelangt ift, Hat die Städteordnung vom 30. Mai 1853 
gegründete Ausficht, noch auf längere Zeit die Grundlage des Ges 
meinbeverfafjungsrechtes in dem größeren Teile der Monarchie zu 
bilden. Wenn nun auch die Organifationsgefege nur die zur Ein- 
fügung des ftäbtifchen Gemeindewefens in das neue Verwaltungsſyſtem 
unerläßlichſten Abänderungen zur Geltung gebracht haben, jo läßt 
fi doch nicht in Abrede ftelen, daß der volljtändige, alle ein— 
ſchlagenden Verhältniſſe durchdringende Wechfel des Verwaltungs- 
ſyſtems, welden die Verwaltungs-Reform-Gejege angebahnt und 
durchgeführt haben, wie für das geſamte Staatsleben von der er- 
heblichften Bedeutung fein, jo auch einen wefentlichen tief einfchneidenden 
Einfluß auf die ftädtifche Gemeindeverfaffung ausüben und materielle 
Änderungen ber beftehenden Stäbteordnung herbeiführen mußte. 
Dadurch aber, daf diefe Abänderungen durch vier befondere Geſetze 
bewirft find, ohne daß die einzelnen Beftimmungen der Gemeinde- 
ordnungen, welde eine Mobifitation erleiden, immer fpeziell genug 
bezeichnet werben, ift dem Rechtszuſtande die einfache Überfichtlichfeit 
genommen und die Handhabung des beftehenden Rechts in nicht ges 
tinger Weife erfchwert. Dazu tritt, daß in den beiden legten. Jahr- 
zehnten auf dem Gebiete der Reichs- und Landesgejeßgebung eine 
Reihe anderer Geſetze erlaffen ift, welche mehr oder weniger ftädtifche 
Gemeindeangelegenheiten betreffen und Beftimmungen der Städte 
ordnung modifizieren oder aufheben. Der praftifche Verwaltungs- 
beamte, defjen Zeit und Kraft durch die ermüdenden Dienftverrichtungen 
gänzlich in Anſpruch genommen find, vermag fich unter dieſen Ber- 
hältniſſen nur mit Aufmerffamfeit und Mühe auf der Höhe der Lage 
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bes augenblidlich geltenden Rechtszuſtandes zu halten. Dabei Hilfe 
zu leiften, ift der Zweck ber vorliegenden Bearbeitung. 

Der Berfaffer ift vor allem beftrebt gewefen, die Abänderungen 
erfichtlich zu machen, welche die Städteordnung durch die Berwaltungs- 
Neform-Gefege erlitten Hat, Ießtere felbft im Zufammenhange dar- 
zuftellen und zu erläutern und das reichhaltige Material, welches 
die Gejegesmaterialien, die ergangenen Minifterial- Verfügungen, 
fowie auch nicht zum geringften Teile die bisher befannt gewordenen 
Entfcheidungen des oberften Verwaltungs» Gerichtshofes, für das 
Verſtändnis der Verwaltungs-NReform-Gefee bieten, dem praktiſchen 
Verwaltungsbeamten zugängli zu machen. Um die Brauchbarkeit 
des Werfes zu erhöhen, hat es ber Verfaſſer als wünſchenswert 
erachtet, aud; andere Gefege, welche für die Verhältnifie der Stadt- 
gemeinden von Wichtigkeit find, an den geeigneten Stellen, zum Teil 
wörtlich, einzufügen und, foweit nötig, mit erläuternden Bemerkungen 
zu begleiten. Endlich aber Hat der Verfaſſer ſich der Pflicht nicht 
entſchlagen zu dürfen geglaubt, unter eingehender Berüdfichtigung 
und Benugung älterer Ausgaben und Kommentare der Städteordnung, 
insbefondere der verdienftvollen Arbeiten von Hübner, Stein und 
Marcinowski, jowie der vorzüglichen, leider zur Zeit fon etwas 
antiquierten fyftematifchen Bearbeitung des preußiſchen Stadtrechts 
von v. Möller, nicht nur wichtigere Streitfragen der Stäbteorduung 
ſelbſt zu erörtern und zu beleuchten, fondern auch aus dem reichen 
Schage der Entſcheidungen der höchſten Verwaltungs- und Gerichts- 
behörden auf dem Gebiete des Gemeinde-Berfafjungsrechts, welchen 
jene in ihren Werfen zufammengetragen haben, das Geeignete und 
für die gegenwärtigen Verhältniffe noch Paſſende auszumählen und 
in dem vorliegenden Werke aufzunehmen. 

Im Allgemeinen hat der Verfaffer den Grundfag feftgehalten, 
das geltende Recht zu erläutern und feine Anwendung fördern zu 
helfen. Nichtsdeſtoweniger Hat er es nicht unterlaffen können, in 
Anknüpfung an einzelne Beſtimmungen ber Städteordnung auf die 
anderer Gemeindeorbnungen Hinzuweifen, fowie auch Andeutungen 
über mwünfchenswerte Abänderungen zu machen, namentlich unter 
Berüdfichtigung der Regierungs-Motive, Kommiffionsgutachten und 
Sandtagsverhandlungen zu den Städteordnungs-Entwürfen von 1862 
und 1876 und zu den Entwürfen eines Gefeges, betr. die Auf- 
bringung der Gemeindeabgaben. 
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Eine nachſichtige und wohlwollende Kritit wird des Verfaſſers 
Bemühen, dem Verwaltungsbeamten ein brauchbares wiſſenſchaftliches 
and praftifches Handbuch zu liefern, nicht verfennen. 


Liegnig, im Juli 1883. 
Der Berfafler. 


Vorwort zur zweiten Auflage. 


Vielfachen in den Kreifen feiner Amtskollegen ausgeſprochenen 
Wünſchen gemäß hat ſich der Verfaffer zu einer neuen Bearbeitung 
dieſes Buches — der Stäbteordnung — entſchloſſen. Dabei ift das 
Syitem und die Anordnung im Allgemeinen unverändert geblieben, 
die Bearbeitung felbft aber eine vielfach erneute und vervollftändigte 
geworben. Die jehr umfangreiche Rechtſprechung des Oberverwaltungs» 
gerichts hat eingehende Berüdfichtigung gefunden. 

Der neu hinzugetretene Stoff hat den Verfaſſer veranlaft, 
einzelne in der erften Auflage zum Abbrud gelangten Gefege, wie 
ingbefondere die Kreis- und die Provinzialordnung, wegzulaffen. Auf 
dem Gebiete des Kommunalfteuerwejenz find die zur Zeit und jeden- 
falls noch bis zum 1. April 1895 in Geltung beftehenden Geſetze 
und Beftimmungen zur Darftellung und Erörterung gelangt. Wenn 
aud das in Ausficht ftehende Kommunal-Abgaben-Gefeg eine Anzahl 
wichtiger neuer Grundſätze aufitellt, fo beruht e3 doch zum großen 
Teile auf den bisherigen Beſtimmungen. Diefe fowohl, ala auch 
die bisherige Rechtſprechung behalten deshalb für die Auslegung des 
neuen Geſetzes ihre Bedeutung. Ein Zurüdgehen auf den bisherigen 
Rechtszuſtand wird aucd nad) dem Inkrafttreten des neuen Som 
munal-Abgaben-Gefeges noch lange Bebürfnis und aus diefem Grunde 
eine möglicäft vollftändige Darftellung desſelben erwünfcht fein. An 
den betreffenden Stellen hat dei Verfaffer übrigens auf die ab« 
weichenden Grunbfäge des neuen Geſetzes hingewieſen. 
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Die nachſichtsvolle Beurteilung, welche die erfte Auflage der 
Städteordnung erfahren hat, gibt dem Verfaſſer die Hoffnung, daß 
auch dieje neue Bearbeitung eine wohlwollende Aufnahme finden möge. 


Liegnitz, im Juni 1893. 


Der Verfaſſer. 


Vorwort zur dritten Auflage. 


Geſetzgebung und Verwaltung haben in dem legten Jahrzehnt 
auf dem Gebiete des Gemeindewefend eine Iebhafte Tätigkeit ent— 
widelt. Die dritte Auflage ſtellt fich deshalb wiederum als eine faft 
ganz erneuerte und umgearbeitete dar. Der Tert bes Kommunal- 
Beamten-Gejeges ift im Anhang noch befonders zum Abdrud gelangt. 

Möge das Werk au in diefer neuen Geftalt dem praftifchen 
Verwaltungsbeamten ein willfommenes brauchbares Hilfsmittel fein. 


Liegnig, im Januar 1900. 


Der Berfafler. 


Vorwort zur vierten Auflage. 


Bei der notwendig gewordenen neuen Auflage hat es ſich der 
Verfaffer angelegen jein laſſen, das inzwiſchen angefammelte reich- 
Haltige Material für die Auslegung und Anwendung der Städte- 
ordnung, foweit es ihm in den Entfheidungen des Oberverwaltungs- 
gerichts und der ordentlichen Gerichte, in Erlaffen und Verfügungen 
der Minifterial-Inftanz, fowie in der Literatur zugänglich geweſen 
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iſt, gewiſſenhaft und eingehend zu berückſichtigen. Auch hat er bei 
der neuen Bearbeitung des Buches Gelegenheit genommen, früher 
aufgeſtellte Anſichten hier und da zu berichtigen. 

Das Buch hat jedoch in feiner äußeren Geftalt infofern eine 
Änderung erfahren, ala die Darftellung des Gemeindefteuerrechts — 
des Kommunalabgaben-Gejeges — gänzlich ausgefchieden ift. In 
Betreff dieſes Geſetzes bieten die Judifatur des Oberverwaltungs« 
gericht3 und die Literatur ein fo reichhaltiges Material, daß es fi 
nur ſchwer in den engen Rahmen. dieſes Kommentars einzwängen 
läßt und zwedmäßiger einer befonderen Darftellung vorbehalten bleibt. 

Trog der Ausfcheidung des Kommunalſteuerrechts ijt der Umfang 
des Buches infolge umfafjender Berückſichtigung der verwaltungs- 
rechtlichen Literatur der Neuzeit nicht geringer geworben. 

Möchte das Buch auch in feiner neuen Geftalt ſich Freunde 
erwerben. 


Liegnig, Oftern 1905. 
Der Berfaffer. 
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Zur Kenntnisnahme: Die nad Anficht des Berfafiers aufgehobenen Beftimmungen 
der Städte-Orbnung find in lateinifhem Drud (antiqua) gefegt, die Ab- 
änderungsgefege find gefperrt gedrudt. 
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Inhatt. 


Stadtrecht im objeltiven und ſubjeltiven Sinne. Quellen des Stadt - 
rechts (Gewohnheiten, Obſervanzen, deren Verhältnis zur StO.). Die 
in Geltung befindfihen Städte-Ordnungen der Preußiſchen Monarchie. 
Begriff der Stadt. Verleihung der StD. Uummandtung einer Stadt- 
gemeinde in eine fandgemeinde, Streitigkeiten über die Eigenſchaft einer 

rtfchaft als Stadtgemeinde. Fleden . . Be ee 


Titel J. Von den Grundlagen der ſtädtiſchen Verfaffung. 
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Htädfe-Ordnung 


für die 
ſechs öſtlichen Provinzen der Preußiſchen Monarchie. 
Vom 30. Mai 1853. 


Wir riedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
reußen zc. ꝛc. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Kammern, was folgt: 


81. 

Die gegenwärtige Städte-Ordnung ſoll in den bisher auf dem 
Provinzial⸗Landtage, im Stande der Städte vertretenen Städten der 
Beopingen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schlefien, Pojen und 

achſen zur Anwendung kommen, begleichen in den im Stande ber 
Städte nicht vertretenen Ortfchaften dieſer Provinzen, in welden 
bigher eine der beiden Städte-Ordnungen vom 19. November 1808 
und vom 17. März 1831 gegolten hat. 

In Anfehung derjenigen im Stande der Städte auf den Pro- 
vinzial-Landtagen nicht vertretenen Ortſchaften (Fleden), wo bisher 
weder eine dieſer Städte-Ordnungen gegolten, noch die ländliche 
Gemeinbeverfaffung beftanden hat, bleibt die nähere Feſtſetzung 
ihrer Gemeindenerhäftniffe mit Verüdfichtigung der Vorſchriften im 
Titel VIII der gegenwärtigen Stäbte-Orbnung ber Beftimmung des 
Königs nad Anhirung des Provinzial-Landtages vorbehalten. 

Wegen der Städte in Neuvorpommern und Rügen ergeht ein 
befonderes Geſetz. 

Behufs Einfügung der Stadtgemeinden hinfichtlich ihrer Rommunalangefegenheiten 
in das durd das nganijationsgei, vom 26. Juli 1880 bezw. das Geleh über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 begründete Berwaltungsfuftem ift 
der Titel IV. des Gefeges über die Zuftändigteit der Berwaltungs- und Berwaltungs- 
Gerigitsbehörden v. 1. Auguft 1883 (GS. 237) beftimmt. Dadurch haben die 
88 2, 4, 5, 7, 11, 15, 18, 20, 21, 27, 833, 36, 44, 48, 50, 51 52, 53, 54, 56, 
Rr. 2 umd 6, 88 57, 68, 62, 683, 64, 65, 72, 73, 74, 76, 77, 78, 79, 80 StD. teils 
mehr, teil$ minder wichtige Abänderungen erfahren. Indeß haben die Beftimmungen 
des Zitel IV. des Zuft.-Cei. Iediglic) den Zived, bie formelle Zuftändigteit der Ber- 
waltungs · und Bermaltungs-Gerihtäbehörden zu regeln und fezuiegen, welde Be- 
hörden bie mad) der StO. dem Staate vorbehaltenen Auffihtsrehte ausüben follen. 
Eine Abänderung des materiellen Rechts der StO. ift durch das Zuſt.Geſ. nicht 
beabfihtigt. Einzelne Beftimmungen ber StO. haben jedoch durch Spezialgefete 
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oder bei Gelegenheit des Exlafjes anderer allgemeiner geeg Aenderungen erlitten, 
io 82 StO. burd bie 98 2—4 820. 58 4, 53, 54, duch Kom.-Abg.-Gei. 
vom 14. Juli 1893, $ 5 Biff. 4b durd $ 13 Reihs-Gem.-D. v, 21. Juni 1869, 
85 Ziff. 4 c und d durch $ Ie des Gel. betr. Abänderung des Klaffenfteuer-Gef. 

Mai 1873 und durd) 98 74, 77, &5 des Ein.-Gef. v. 24. Juni 1891; $ 7 
uch SS 31—37 Reichg-Straf-Gefegbud) und $ 52 Ausführ.-Gef. de Kont.-D. d. 
. März 1879, 86 13, 14, 24 durch @ef. betr. die Bildung ber ihlerabteilungen 
bei den Gemeindewahlen v. 30. Juni 1900, 88 14, 21, durch Gefe betr. Ab: 
änberung umd Ergänzung einiger Beflimmungen wegen Wahl ber Stabto, v. 1. Mäı 
1891, $ 31 dur Gef. betr. die Ergänzung bes $ 81 der StO. v. 30. Mai 186: 
Febr. 1856, der $ 52 durch das Gef. v. 14. Mai 1860 betr. das ftäbtifche 
Ein Yetrgerrehte, und Eintaufsgeld und Gel. betr. Aufhebung der Einzugsgelder 
v. 2. März 1867, $ 56 Ziff. 6, 88 64, 65, durd Ge. betr. bie Anftellung umd Ber- 
forgung der Konmmunalbeamten v. 30 Juli 1899. (GS. 141). 

Die von der Staatsregierung bem Landtage im Jahre 1862 und unter dem 
8. März 1876 vorgelegten Entwürfe neuer Städteorbnungen find nicht zur Bere 
abfehiedung gelangt. 

1. Die StO. ift die vorzüglichfte Duelle des Stadtrechts im objektiven 
Sinne, d. 9. der auf die Verhältniffe der Städte bezügliden Rechtsnormen. Sie 
hat zum Gegenftande einerfeits Vorſchriften über die Stellung und die Aufgaben der 
Städte innerhalb des Staates, über die Bildung und Geftaltung ihrer Organe, über 
die Form der Beichlußfaflung und Vollziehung durch dieſelben, über bie Stellung 
der Gemeindeangehörigen zur Gemeinde und zu ihren Organen — das Berfaffungs- 
vet der Städte —, andererſeits Vorſchriften darüber, wie die Gemeinden den ihnen 
zufommenden Zeil der ſtaatlichen Aufgaben und ihre eigenen Aufgaben gegenüber 
den einzelnen örtlichen Lebensverhälmmifien und gegenüber ihren einzelnen Gliedern zu 
erfüllen, wie fie Die hierzu erforberlid)en Mittel aufzubringen und zu verwalten haben — 
das Berwaltungsreht der Städte. Die Organifation und die Verwaltung der 
Stadtgemeinden gehören dem öffentlichen echte an. Durch die GtO. werden die 
Beftimmungen des materiellen Rechts, welche die privatrechtlichen (vermögensreditlichen) 
Berhältniffe der Stadtgemeinden als Korporationen betreffen, nicht berührt. Auf ber 
anderen Seite umfaßt aber die StO. feineswegs das gefamte Gebiet der fid) auf 
bie öffentlichen Verbältniffe ber Städte, deren Berfaffung und Bermaltung beziehenden 
Rechtsregeln. Neben ihr kommen als Duellen des Siadtrechts noch andermeite Ge- 
fege in Betracht, welche Angelegenheiten der Gemeinden überhaupt oder der Städte 
insbefondere regeln, oder aud mir bei Gelegenheit eines anderen Gegenftandes über 
eingelne Gemeindes oder fäbtiiche Angelegenheiten Beftimmung treffen, außerdem auch 
Lönigliche Verordnungen, fei e8 mit proniforifcher Gejegesfraft auf Grund bes Artikel 
63 B.-U., fei es auf Grund bes Artifel 45 D.-U. zur Ausführung von Gefehen er- 
laffen. Inſoweit in Gefegen den oberen Stantsbehörden, namentlich den Minifterien, 
die Befugnis beigelegt if, die zu ihrer Ausführung erforderlichen Beftimmungen zu 
treffen, bilden diefe Krafi gefeglicer Ermächtigung ergangenen Crlafje jener Ber 
hörden, wenn fie fäbtifche Angelegenheiten betreffen, gleichfalls einen Teil des geltenden 
Stadtrechts und haben bie Kraft bindender Normen für die Behörden, wie für bie 
Beteiligten. Hierher ghten 3. B. die Inſtruktion u Ausführung der StO. vom 
2%. Juni 1853 (SOME. ©. 138), die minifterielle Anmeifung zur Ausführung des 
$ 53 StO. vom 17. Juli 1854 (GMB. ©. 128), die Inſir. für die Stadtinagifträte 
vom 25. Mai 1835 (f. $ 58). Sonftigen Berfügungen (Reftripten), welde bie 
Staatsbehörben in ihrer Eigenſchaft als Auffichtsbehörden über die Städte erlaffen, 
wird, wenn fie mit der Berfaffung und den Gefeyen vereinbar find, bie Bedeutung 
leitender Berwaltungsnormen nicht abzuſprechen A er abgefehen von ihrem außer- 
dem noch in Betracht ommenden doftrineen Werte. Cine nicht unwichtige Duelle 
bes Stadtredts bilden die fid) auf golieiige Berhältniffe in ben Gtädten beziehenben 
Verordnungen ber Minifter, der Oberpräfidenten, ber Regierungspräfidenten und ber 
Landräte (f. $ 136 BO. u. fi.). Den flädtifcen Vehörden fteht aber auch felbft bie 
Befugnis zu, innerhalb gewiſſer Grenzen ihre eigentümlichen Berhältniffe durch be 
fondere Anordnungen zu regeln, insbefondere Statuten zur näheren Beftimmung ber 












StO. $ 1. Quellen bes Stadtrechts (Obfervanz). 3 


ſtãdtiſchen Berfaffung, Reglements für bie Verwaltung ſtädtiſcher Anftalten und die⸗ 
gulative für die Erhebung flädtifher Steuern (Steuerorbnungen) zu erlaffen, Geichäfts- 
orbnungen feftzufegen, fowie beim Erlaß lokalpolizeilicher Vorſchriften — Ortspoligeie 
derordmungen — mitzumirken. 

Auch für das Stadtrecht Tommen neben dem gefchriebenen Re in geroiffen 
Fällen ungefhriebene Normen in Betracht. Zmnerhalb einzelner Stabtgemeinden 
tönen fi für folde Berhältnifie, welche die Feſetze unentſchieden gelafien haben 
oder binfihtlih deren fie darauf verweilen, Gewohnheiten (Dbfervanzen) bilden, 
welche alle Bervohner ober einzelne Klaſſen der Bewohner verbinden, fo lange nicht 
Bud befondere Geſetze etwas anderes beftimmt ift (O.-X..Entid. 40, ©. 259, 
28.6.1, &. 1, ©. 156, PBB. 22 ©. 86). Borausfegung jeder örtlichen Obfer- 
vanz ober Gewohnheit if bie Rechtsüberzeugung, welche fi unter den Teilnehmern 
einer gewiffen Gemeinſchaft, einer beftimmten Klaffe von _®Perfonen, an einem be= 
fimmten Orte ober in einem gelber Diftritte gebildet hat (D.-XT.-Entih. 65, ©. 199). 
Die Erforderniffe,. welche die Rcchtsrwiffenichaft für die Giltigkeit einer ungefehriebenen 
Rechtsnorm verlangt, find: mehrere Handlungen, Gleichformigkeit derſelben, ununter- 
brodjene XBiederfehr bei ben dazu vorgelommenen Gelegenheiten durch eine zange Beit 
feine beftimmte Anzahl von Jahren ift night erforderlich, O-B.-®. 5, ©. 159, 7, 

158) vermöge einer allgemeinen Rechtsanfiht. Diefelben Erforberniffe gelten für 
das Sortbeftehen eines Gemohnheitstechts (BB. 22, ©. 106). Ein ihm befanntes 
Gewohnheitsrecht hat der Richter ohne Weiteres anzumenden. Anderes muß bewiefen 
werden. Zur Feſtſtellung einer Rechtsgewohnheit find alle nad) den Gefegen an fich 
ſtatthaften Beweismittel zuläffig. Doc; ift der Richter auf die von dem Parteien bei- 
gebrachten Beweife nicht befchränft. Er darf auch andere Erfenntnisquellen benugen und 
7 diefem Zwede das Erforderliche anordnen (f. Jebens, Obfervanz und’ Beweislaft. 

luffäge ©. 57). Segenfand bes Beweiſes ber Obfervanz ift die Uebung, in welcher 
fie erfennbar (O..T.-Entih. 63, ©. 323). 

Die Bedeutung bes Gewohnheitsrechts kann ſowohl darin beftchen, daß es die 
vertünbeten Rechtsnormen ergänzt, alfo eine Tüde ausfült (praeter legem), als aud) 
darin, daB e8 gefı ie on abändert (contra legem), mithin feine beroga- 
torifche Kraft beweilt. Im Gebiete des Allg. Landr. war das gemeine Gewohnheit“ 
Techt volftändig befeitigt, daS partifuläre felof contra legem — außer in Oft- und 
Weſtpreußen — aufrecht erhalten, während neue Gewohnheitsrechte und Obſervanzen 
fic) feit der Emanation diefes Gefegbuches contra legem nur inſowen bilben können, 
als in den Geſetzen barauf verwieſen if, und praeter legem nur da, wo die &e- 
fege etwas unentjchieden gelaffen haben oder eine Lücke vorhanden iſt. Seit dem In- 
traf des BGB. behält das Gewohnheitsredjt, foweit e8 fih um Nechtögebiete 
handelt, bie Iandegefetlicjer Regelung unterliegen, bie ihm in dem Rechte dis ber 
treffenden Bundesftaates eingeräumte Bedeutung. Daher werden ſich für folche 
Materien nah Pr. Allg. Sandr. neue Obfervanzen nur praeter legem zu bilden 
vermögen, während dort, woo bie Landesgeſebe die derogatoriiche Kraft der Gewohnheit 
anerfennen, aud) contra legem neue Gewohnheitsrechte entftehen können. (Art. 2, 
3, 55 Einf.-Gel. 3. B62.). . 

Der Irrtum in den für eine Mehtsübung maßgebenden rechtlichen und tat- 
fählihen Berhältniffen ift ein Hindernis in ber Bildung einer Obfervanz. Der 
Beweis bes Irrtums kann jedod nicht ſchon dadurch geführt werben, baß bie Ger 
wohnbeit dem regelmäßigen Rechte nicht entfpricht, da gerade bie Abweihung von 
dem, tas gemeinen Mechtens it, die Gewohnheit zur Eriftenz bringt. Serner tann 
eine in ihrem Beginne durch Rechteirrtum hervorgerufene Üebung die Annahme eines 
ihr entfpredhenden, wirklichen Gewohnheitsrechts rechtfertigen, wenn z. B. bie Ucbung, 

nachdem ber reditliche Irrtum, meldjer ihren Anfang nerantaßt Hatte, den Ber 
teiligten befannt geworden war, dennoch don denfelben gleihmäßig durd längere 
Zeit fortgeſetzt ift, und dadurch als der Ausdrud der gemeinfamen Reditsüberzeugung 
der Beteiligten fi zu erfennen gibt, oder wenn bie üebung auch ohne nachweisbare 
Erkenntnis des Irriums durch langjährige Defelgung allmälig zu einer derartigen 
Reansübergeugung eführt bat. (UBS. 15, ©. 185, 229.) NZE. 12 ©. 292; 
31 &. 270; 52 ©. 44. PB. 2%, ©. 72.) 
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Das Berhältnis ber StO. zu bem ungeſchriebenen Rechtönormen und den 
vorertähnten Erlaffen, Anordnungen und Polizeiverordnungen jeder Art wird durch 
den Grundfa Sehereit, daß _letere nicht8 enthalten bilrfen, was der EtO. wider 
ſpricht, das Verhältnis der StO. aber zu anderen Geſetzen, welche neben ihr fi auf 
ftädtifche Angelegenheiten beziehen, durd) den Grundſatz, daß diejenigen Beftimmungen 
eines älteren Geſetzes, — mit denen eines neueren Geſetzes ſich nicht vereinigen 
laſſen, als aufgehoben angefehen werden müſſen, auch wenn fie nicht ausdrüglich durch 
die neuere Rechtsnorm außer Kraft geſetzt find. Insbeſondere hat bie StO. im den⸗ 
jenigen lokalen Gebieten, in_benen fie zur Geltung gelangt ift, alle älteren Geſetze 
über_die Organifation der Städte aufgehoben, fo die StO. v. 19. November 1808, 
die StO. v. 17. März 1831, die Gem.-Drd. vom 11. März 1850, namentlich auch die 
Beſtimmungen, welche das Allgemeine Landrecht über Stabtgemeinden und Korpos 
rationen hat (X. II Zitel 6 u. 8, D.T..Entid. 14, ©. 101). Doc können dieſe 
letzteren Beftimmungen nod analoge Anwendung finden, fobald die StO. feine aus- 
brüdlichen Vorſchrifien enthält. BGB. hat hierin eine Aenderung nicht bewirkt. Es 
ut dos öffentliche Recht grunbfählidh unberührt (Art. 55 Einf.-G. BGB.) und ber 
igränkt fi) darauf, für die juriftischen Perfonen des öffentlichen Rechts, im $ 89, 
nur zwei für ben Bürgerlichen Bertehr wichtige Beffimmungen Hinfihtlih der Haftung 
für_privafrechtliches Berfhulden ihrer Vertreter und — des Ronkurfes zit 
treffen. Weitere Beftimmungen hat es nicht aufgenommen. Insbeſondere erachtet 
BEB. es Tesigtich als Aufgabe bes öffentlichen 8, die Berfafjung ber feinem 
Bereiche angehörigen Körperfchaften des Öffentlichen Hedts fo zu gefalten, daß fie 
befähigt werben, durch geeignete Organe, foweit erforderlich, an dem privatrehtlichen 
Berkehr teilzunehmen. Neben der StO. bleiben ſonach bie Beftimmungen des Allg. 
Landr. — Fr im — AR u Mi fe 

inen großen Einfluß auf die praftifche Handhabung der aus ben Rechts- 
quellen heworschenden bezügfi PER Fein üben neben ben Sähriften 
der Rechtslehrer die Erfenntniffe der oberften Gerichts und Berwaltungsgerichts- 
behörden, - Die Kraft eines Gejeges Haben fie jedoch nicht. 

2. Neben der StO. für bie ſechs (jet „Jieben“ feit Teilung der Provinz 
Breußen in Oft und Meftpreufen ic Gel. vom 19. März 1877 be ©. 107) 
ÖRfichen Provinzen der preußifchen Monarjie v. 30. Mai 1853 gelten in dem preue 
Bifhen Staate noch folgende Städte» bezw. Gemeindeordnungen: 

8) Für Neuvorpommern und Rügen (Reg.-Bez. Stralfund) ift durch Gef. 
vom 31. Mai 1853 (GS. ©. 291) die bisherige Städteverfafjung, wie fie ſich 
von den Zeiten des deutfehen Reiches ber und unter ſchwediſher Herricaft ent- 
mwidelt Hat, aufrecht erhalten. Doc; beftimmt das gedachte Gefet, daß für jede 
Stadt ein befonderer Stadtrezeß fengefent werben joll, welcher vom Könige zu 
befätigen it und für melden das Gefe einige Grundlagen angibt. Für die- 
jenigen Städte, in welchen der Rezeß bereit zu Stande gelommen ıft, bildet diefer 
8 —— ‚Ihrer Berfaffung; bei den übrigen ift noch immer das frühere 

tabtredht im Geltung. 

Die Städteordnung vom 19, März 1856 (GS. ©. 297) gilt in denjenigen 
Städten von Weitfalen, in denen bei Berfündigung der Gemeindeordnung von 
1850 die StO. von 1831 in Kraft oder in denen diejenige Verfaſſung Kingelübrt 
war, welde bie Gem.-Orbn. von 1850 für Orticaften von mehr als 1500 Ein« 
wohnern vorjhrieb. In den übrigen Gemeinden’ von Weftfalen gilt die Lande 
gemeinbe-Orbnung vom 19. März 1856, in einigen von ihnen mit Mobifitationen, 
weldje fid) der Käbtifchen Organifation nähern (8 1, 66 cit. Gef., 6S. ©. 268). 
©) Die Städteordnung vom 15. Mai 1856 (GG. ©. 406) gilt für alle auf 
dem Provinziallandtage im Stande der Städte vertretenen Gemeinden der Rhein⸗ 
provinz, welde entweber mehr als 10.000 Einwohner haben oder in welchen bie 
StO. von 1831 eingeführt war. 
4) Das Gemeinde-Berfaffungs-Gefeg für die Stadt Franffurt a. M. 
vom 25. März 1867 (GE. ©. 401). 
€) Das Gefet betreffend die Verfaffung und Verwaltung der Städte und Fleden 
in der Provinz Schleswig-Holftein vom 14. April 1869 (CS. ©. 589. 
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[23 in allen denjenigem Gemeinden biefer Provinz, in welden früher 
eine fiäbtifche oder eine Sisdensvertaffung En und ift durch das Tauenburgifche 
Geſetz vom 16. März 1870 aud für die Städte und Fleden bes Kreifes Herzog- 
tum Lauenburg in Kraft geſetzt. 

H Die revidierte Städte-Orbnung für das ehemalige Königreih Hannover 
vom 4. Juni 1858 (Hann. Gef. ©. 141). 

8) Die Städteordnung für die Provinz Heffen-Raffau vom 4. Auguft 1897 
(8S. ©. 254). Sie Findet in den Städten des Meg.-Bez. Caffel und in den im 
= der Kreisordn. für die Provinz Heffen-Naffau vom 7. Juni 1885 (GS. 

. 193) bezeichneten Stabtgemeinden bes Reg.-Bez. Wiesbaden mit Ausnahme 

der Gtabt Brantfurt a. M. Anmerkung, Die Städteordnung für den Reg.-Biz. 
Wiesbaden vom 8. Juni 1891 (GE. ©. 107) ift durd; fie außer Kraft gefett. 
h Sehengollernfee Gemeindeordnung vom 2. Juli 1900 (GS. ©. 189). 

ie borftehend unter bc d end h aufgeführten Städte bezw. Gemeinde» 
orbmmgen berußen auf der StO. 1858 und fimmen in den weientlichften Punkten 
mit diefer überein. Abweichungen von ihr find nur da angenommen, wo foldhe als 
Berbeferungen erſchienen oder aus Nüdficht auf lokale Befonderheiten geboten waren. 
4. Jebens S. 311). Völlig abweichend von den Grundfägen der StO. 1858 ift die 
SD. für das ehemalige Königreich Hannover (vorft. unter £). Im diefer ift die 
geichloffene Bürgergenoftenfdjaft al8 die perfönliche Grundlage be3 fädtifcen Organis« 
mus beibehalten und damit die dem Wefen der deutfchen Städte entſprechende Form 

bewaßrt (f. u. $ 8 not. 1). . 

3. Städte (im Gegenfaß zu Dörfern, Landgemeinden) find der geſchicht - 
lien Entwidlung nad Ortſchaften, deren Einwohner vorzugsmeife Gewerbe, — 
und Handel treiben und denen das Recht auf eine den Geſetzen über das Stadte ⸗ 
weſen entiprehende Berfafjung und Berwaltung — das Stabtredt (im fubjeltiven 
Sinne) — vom Gtaatoberhaupte verlichen it (88 86, 87 ALR. II, 8). Nachdem 
der politif he und gewerberechtliche Unterfchieb zwiſchen Stadt und Land aufgehört hat, 
ruht gegenwärtig der Begriff der Stadt mur auf der Fähigkeit, eine eigentümliche 
Berfaflung — bie Städteverfaffung — zu Haben. Aber auch nad) diefer Richtung 
bin haben neuere Landesgefege in dem Streben, die Berfchiedenheiten der Gemeinde» 
Derfaffungen durd; Erlaß eines und desfelben alle Gemeinden des Staates umfaffenden 
Gejeges auszugleichen, jeben Unterſchied zwiſchen Stadt und Landgemeinden aufzur 
heben verfugt, fo die Gemeindeordnung für den preußifchen Staat vom 11. März 1880, 
die bayerifche Gemeindeordnung für die Pfalz vom 29. April 1869 (Urtitel 8: „Es 
beficht nur eine Form der Gemeindeverfaffung“). Zmdeß if der Unterfchied zwiſchen 
Stadt- und Landgemeinden innerlich gerechtfertigt und tatfählid vorhanden. Alles 
Gemeindeleben ift individuell und muß es fein, wenn es lebensfähig und Ichens- 
träftig fein fol. Diefer Individualität Hat die Gemeindeverfaffung Rechnung zu tragen. 
Das mannigfaltige Treiben ber flädtifchen Werfehrätwelt, die Beweglichkeit der ftäbtifchen 
Bevölterung, die Vereinigung größerer Zntelligenz in den Städten laffen bier das 
Gemeindeleben nach freieren Prinzipien ſich geitalten und begründen das Bedürfnis 
nad) einer geben, ausgedehnteren Selbftverwaltung der Gemeindeangelegenheiten. 
Ein folches Bedürfnis Liegt allerdings nit in allen Meinen Landſtädten vor, welche 
auf bem geſchichtlich hergebrachten Namen einer Stadt Anfprudh maden. Für die 
Anwendbarkeit der flädtifchen Serfaffung iſt deshalb oft ein Außeres Merkmal aufr 

eftellt, zumeift das einer größeren Geelenzahl, weil regelmäßig mit der Größe der 

Keoötferung die Bedeutung einer Gemeinde in ihrem Verhältnis zu den umliegenden 
Orten, die Ynteligeng ihrer Bewohner, die Wichtigkeit und Ausdehnung der in ihr 
betriebenen Gewerbe und der Verkehr im Innern und nad; Außen wäh. So gilt 
die rev. StO. für dag Königreid) Sachfen nur in Städten von über 6000 Einwohnern, 
die StO. für das Großherzogtum Heffen vom 18. Juni 1874 nur für Gemeinden 
von über 10.000 Seelen. Die Std. hält die deal Tradition aufrecht umd 








läßt die Gtäbteverfaffung allen Gemeinden, welhe geihichtliher Entwidlung zufolge 
in den Befilg des Gtabtrecht8 gelangt find, ohne Rüdfiht auf ihre Seelenzahl. Doc) 
iR Tegtere auf die Geftaltung der Städteverfaffung nicht ganz ohne Einfluß. Die 
SO. felbk und fpätere Gefege machen häufig einen Unterſchied zwif—en Gtädten 
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von geben und geringerer Benötterung loeol, namentlich $$ 5, 12, 14, 29, 30 
Nr. 2, 88, 72, 73 StO. 88 127, 128 386. 54 Kr.-Drd. 85 41, 56, 66, 109, 
114, 119, 148 Buf.-Gef.). 

Der Unterſchied zwifchen unmittelbaren (Fmmediat-) und mittelbaren 
(Mevict,) Städten ift in allen Beziehungen auf Räbtifche ngelegenhiten aufger 
Hoben, mamentlic, feitdem die ‚guiterrüche Woligei durch die Kreiß-Orbnung befeitigt 
iſt. ¶ . OB. 44, ©. 208, 215). 

4. Nach $ 1 Abf. 2 8GO. kann Stadtgemeinden die Annahme der Land- 
gemeindeordnung und Landgemeinden die Annahme der Gtäbteordnung 
auf ihren Antrag nad) Anhörung des Kreistages und Provinziallandtages durch König- 
liche Verorbmung geftattet werden. Das Borhandenfein eines Beditrfniffes bezüglich 
ber Aenderung, namentlid, die Prüfung, ob diefe Wenderung im Intereſſe ber_ be» 
teiligten Gemeinden Liege, ob bie Landgemeinde, welhe um die Annahme der StO. 
nacfuct, gr Zragung der den Städten obliegenben Laften im Stande fei, wird nicht 
ausdrüdlic erfordert. Die Anweifung II zur Ausführung der LEO. vom 28, Des 
zember 1891 (f. v. Brauchitſch Bd. 3 II 5 1902 ©. 264) bemerkt hierzu: 

Für große Landgemeinden mit hoher Einwohnerzahl, welche einen vor- 
toiegend ftädtifehen Charakter haben, ift die Sandgemeindeorbnung vielfach nicht 
die angemeflene Form zur Entfaltung bes kommiunglen Lebens; wie fie ihrem 
ganzen Wefen nad) Städte find, fo wuͤrde fid) bie tädtifche Verfaffung nicht nur 
weit mehr für fie eignen, fondern fie würden durch Einführung derfelben cine 
Förderung in ihren wichtigften Lebensinterefien erfahren. Andererfeits vermag 
Meinen Städten mit nur geringer Einwohnerzahl, welche, vorzugsweife auf den 
Landbau angeroiefen, an dem größeren Berlehre nur in geringem Maße teil- 
nehmen, fomit einen borfähnlicden Charakter haben, die ſtädüſche Berfaffung feine 
Vorteile zu gewähren, da fie der ihren Verhältniffen entſprechenden Einfachheit 
entbehrt und unnüge Koften verurſacht. 

Auch wird die Annahme der Landgemeindeorbnung für folde Städte, welche 
war eine nicht ganz umergebliche Einwohnerzahl aufteifen, im übrigen aber 
von größeren Landgemeinden nicht weſenilich verfcieden find, durch die nad, 
3 74 Ubf. 6 und $ 75 Abf. 2 CGOD. gebotene Möglichkeit ber Einrichtung eine® 
tolegialifcen Gemeindevorftandes und der Anftelung eines befoldeten Gemeinde» 
Borftehers erleichtert. (Nadı Gel. v. 20. Mai 102 (GS. ©. 143) kann 
fogar im größeren Landgemeinden, fofern der Umfang oder bie Eigenart der 
Gemeindeverwaltungsgeicäfte e8 erfordern, mit Zuftimmung des Minifters des 
Innern durch Ortöjtatut vorgefejrieben werden, daß die Anftellung eines oder 
mehrerer Schöffen, eboch Hödtens eines Drittel8 ihrer Gefamtzahl gegen Befol- 
dung gefchehen fol. Die Wahl diefer Schöffen erfolgt auf bie Dauer von 
12 sten und ift nicht auf Gemeindeglieder beichräntt.) 

Die Bewegungen des Gemeindelebens, welche durch das Inkrafttreten der 
Sandgemeinbeorbnung entflehen, werben mannigfache Anläffe zu der Erwägung 
bieten, ob bie Annahme der SO. feitens einzelner größerer Landgemeinden mit 
vormiegenb ftädtifhem Charakter und die Annahme der LED. feitens einzelner 
dorfähnlicer Städte ſich empfiehlt. Fälle diefer Art find durch den Regierungs- 
Vräfidenten feftzuftellen und eintretendenfallß die Verhandlungen mit den bezüg« 
figen Gemeinden wegen anderweiter Regelung ihrer Gemeindeverfaffung eine 
leiten. 
Sehen die Vorteile, die ſich für eine Landgemeinde aus der Annahme des 
Stäbteredhts ergeben, |. PBB. 23 ©. 234. 
it ber Ummwanblung einer Stadtgemeinde in eine Kandgemeinde ändert fid) die 
den Patrone obliegende Kirchenbaulaft, bezw. das in den 88 731, 740 Allg. Landr. 
IL, 11 geordnete Beitragsverhältnis zu Barre und Kirchenbauten zwiſchen Patron 
und Eingepfarrten (RZE. 10 ©. 216). VMB. 1879 ©. 4 fhreibt vor, daß eine 
Vereinbarung ber Intereffenten über diefe Beitragspflicht der Senderumg einer ommu» 
nalen Berfahung voraufgehen fol. Im Uebrigen fann die rechtliche Kontinuität ber 
Gemeinde durch den Erwerb ober Berluft des Ranges einer Gtabtgemeinde nicht 
heeinflußt werben, fo daß dadurch auf dem Gebiete des Privatredits eine Aenderung 
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nit eintritt. (Keil, LEO. ©. 49 n 6). Das einer Landgemeinde gegenüber ber 
geinbet: Beamtenverhältnis (auf Kündigung) geht mit ihrer Ummandlung nicht ohne 

jeiteres im ein ſolches über, auf welches die Borfchriften der Stäbteorbnung An« 
wendung finden, ſondern erft dann, wenn die neue Stadtgemeinde eine — auf die 
dauernde Anfellung gerichtete — Wilengerflärung ausbrüdlih oder filfcteigend 
abgegeben hat. (MIC. in PBE. 26 ©. 236). 

5. Streitigfeiten über die Eigenfchaft einer Ortſchaft werben in ber Weiſe 
taum vorlommen, wie ſolche über bie Frage nicht felten find, ob eine Ortſchaft als 
eine zu Recht beftehende Landgemeinde oder ein Gut als ein zu Recht beftehender 
Sutsbezirt anzufehen fei. Aud in dem OBG. 13 ©. 182 mitgeteilten Falle Handelt 
& fi nur um die Frage, uuter melden Borausfegungen die Beſtimmungen bes 
Zuß.-Gef. über die Stadtgemeinbeangelegeneiten auf Fleden antendbar feien. Da« 
jegen ift es wohl denkbar, daß in einem konkreten Falle die Frage, ob eine beftimmte 
hat als eine Gtabt zu betradhten, ob alfo die Vorſchriften der GtO. oder LEO. 
in einem Streite, 3. ®. über das Gemeindeſtimmrecht oder das Gemeindewahlrecht 
zur Anwendung zu bringen feien, incidenter im Bermaltungsftreitverfahren entſchieden 
werben muß. Immerhin werden aud) folde Fälle fehr felten fein. Das Zuf.-Gel. 
fieht den Fall eines Streites über die Eigenfdaft einer Ortſchaft als Stadtgemeinde 
nicht ausdrüdlic vor, obwohl es im $ 26 hinſichtlich der Streitigkeiten über die 
Eigenſchaft einer Ortſchaft ais Landgemeinde oder eines Guts als Gutsbezirk Be- 
Rimmung trifft. dv. Brauchitſch (Verwaltungsgeſ. Bo. I zu $ 9 Zuft.-Gef.) meint, 
«8 wmüffe als Konfequenz des den Tit. IV und V Buft.-Gef. zu Grunde liegenden 
Syſtems betrachtet werden, daß das Berwaltungsftreitverfahren einzutreten habe, und 
zwar bei bem BezirBausfhuffe. Entgegen ber diesfeits früher geltend gemachten vers 
neinenden Anfiht wird anerfannt werden können, daß das Berwaltungsftreitverfahren 
dur 8 4 GO. fomwohl für den Fall gegeben ift, daf einer bisher als Gtabt- 
gemeinde behandelten Oriſchaft dieſe Eigenſchaft aus dem Grunde beftritten wird, weil 
fie_ eine Landgemeinde oder ein felbftändiger Gutsbezirk fei, als auch für den Fall, 
daß eine Ortiaaft, weldhe bisher als Sandgemeinde oder als felbfländiger Gutsbezick 
behandelt worden ift, weber das eine noch das andere zu fein glaubt, weil ihr bie 
Eigenſchaft als Stadtgemeinde beiwohne. Entfteht Streit über die Eigenſchaft einer 
Oriſchaft als Stadtgemeinde, indem fie als Zeil einer Landgemeinde oder eines felb- 
Rändigen Gutsbegicks angefprodjen wird, fo ift bie Plage aus $ 9 Aufl.-Gef. gegeben, 
weil dann feitens der Landgemeinde oder des Beſitzers des Gutsbezirks eine derartige 
Begrenzung des. Landgemeinde» oder Gntsbezirts in Anſpruch genommen wird, welche 
die in frage ſiehende Ortidhaft einfhließt und fomit ein Streit über die beftehenben 
Grenzen tommunaler Bezirke vorliegt. Ueber die Beftellung eines Kommiffarius zur 
Wahrnehmung des Öffentlichen Intereffes als Partei in diefem Streitverfaßren |. 
DVG. 12, ©. 178. 

6. Die in Abf. 1 des $ 1 SO. vorgefehene Abgrenzung bes Geltungsgebietes 
der StO. auf die bisher auf dem Provinziallandtage „im Stande ber Städte“ vertretenen 
Städte hat jet nur noch eine hiftorifche Bedeutung. Nach der gegenwärtig geltenden 
Prov.-Orbn. vom 39. Juni 1875 find die Gtäbte als folde uf dem Provinzialland- 
tage nicht mehr vertreten, indem die Wahl der Mbgeorbneten zu bemfelben nicht mehr 
durch die einzelnen Stände, fondern durch die Vertretungen der Stadt und Landfreife 
erfolgt. Vorher bildeten die Gtäbte auf den Provinziallandtagen von Preußen, 
Brandenburg, Pommern ben ziveiten, auf den übrigen dem dritten Stand und führten 
teils Biril, teils Alternativ», teils Kollettioftimmen. Cine Nachweiſung der auf den 
Propinziallanbtagen vertretenen Städte bei Hübner, StO. ©. 23. J 

Fleden find Ortſchaften, in denen eines der im Abſ. 1 bezeichneten Kriterien 
nicht zutrifft, im denen aber gleihwohl bie ländliche Gemeindeverfaffung nicht gilt. 
Welche Namen diefe Ortfchaften führen, ob fie ſich 3. B. Städte nennen, ift für bie 
techtliche Oualifitation gäpättig (RIE. 2%, ©. 325). Die Fleden find weder durch 
die SED. noch durd) die FGO. in ihrer Grunbverfaffung berührt worden. Die 
nähere Seftfegung ihrer Gemeinbeverhältnifie if der Beſtimmung des Königs vor⸗- 
behalten. Die für eine Reihe von Flecken kraft Königlicher Verordnung erlaffenen 
Gemeindeftatuten (3. B. für den Fleden Tiegenhof am 4. Januar 1859 &S. © 1861, 
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S. 85) find, was die inneren Berhältniffe diefer Gemeinden betrifit, mehr ober minder 
ber StO., insbefondere dem Zitel VILL derfelben, nachgebildet. Was jedoch die Ber- 
waltung ber Ort8pofigei und bie Beauffihtigung diefer Gemeinden betrifft, fo find 
ihre Berhältniffe im tefentlichen nach Analogie der für die Sandgemeinden geltenden 
Beftimmungen gerbnet, es fei denn, daß ihnen ausbrüdlid die StO. verliehen if. 
Ri dies der Fall, fo findet biefe, fo wie der Titel IV Zuf.-Gel. (vergl. $ 22 Zufl- 
ef.) Anwendung. Anderenfalls bilden die Fleden Amtsbezire oder Teile von 
folden (Miu.-Fnftr. betr. die Bildung der Amtsbezirke vom 18. Juni 1873 Artitel 2, 
Nr. 8, BMB. S. 153) und find in Betreff der Aufficht auch hinſichtlich ihrer 
tommunalen Angelegenheiten ber Kreisinftanz unterftellt, wie fie denn au in Bezug 
auf die Wahlen zum Kreistage ben Landgemeinden zugerednet werden (Min.-Inftr. 
wegen der Kreistagswahlen vom 10. März 1873 Artifel 4 Nr. 10. BMs. ©. 81). 
Die Anwendbarkeit der Veftimmungen des Zuft.-Bef. über bie ‚Angelegen- 
heiten der Stadtgemeinden auf „Sleden“ iſt nicht davon abhängig, daß die Ber- 
fafung derfelben tatfählich durch ein den Vorfchriften des $ 1 Abf. 2 StO. ent« 
fpredendes Statut geregelt und daß biefe Berfaffung eine der ſtädtiſchen analoge fei. 
(86. 13, ©. 182.) 


Titel I. 
Don den Grundlagen der ſtädtiſchen Verfaffung. 


82. 

Den ftädtifchen Gemeindebezirk (Giabtbegirk) bilden alle die— 
jenigen Grundftüde, welche demfelben bisher angehört haben. 

Grundftüde, welche bisher noch feinem Gemeinde- oder felb- 
ftändigen -Gutsbezirfe angehört haben, fünnen nad) Vernehmung der 
Beteiligten und nad; Anhörung des Kreistages unter Genehmigung 
des Ministers des Innern mit dem Stadtbezirk vereinigt werben. 

Eine Vereinigung eines ländlichen Gemeinde- oder ſelbſtän— 
digen Gutsbezirks mit einer Stadtgemeinde kann nur unter Zu- 
stimmung der Vertretungen der beteiligten Gemeinden, sowie 
des beteiligten Gutsbesitzers nach Anhörung des Kreistages mit 
Genehmigung des Königs erfolgen. 

Die Abtrennung einzelner Grundstücke von einem Stadtbezirk 
und_ deren Xereinigung mit einem angrenzenden Gemeinde- oder 
felbftändigen Gutsbezirk, fowie die Abtrennung einzelner bisher zu 
einer anderen Gemeinde oder zu einem elbftänbigen Gute gehörenden 
Grundftüde und deren Vereinigung mit einem angrenzenden Stadt 
bezirk, kann nach Anhörung des Kreistages mit Genehmigung des 
Ministers des Innern vorgenommen werden, wenn ausser den 
Vertretungen der beteiligten Gemeinden und den beteiligten Guts- 
besitzern auch die Eigentümer jener Grundstücke darin einwilligen. 
In Ermangelung der Einwilligung aller Beteiligten kann eine 
Veränderung dieser Art in den Gemeinde- oder Gutsbezirken nur 
in dem Falle, wenn dieselbe im öffentlichen Interesse als not- 
wendiges Bedürfnis sich ergibt, und alsdann nur mit Genehmi- 
gung des Königs nach Vernehmung der Beteiligten und nach 
Anhörung des Kreistages stattfinden. 
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In allen vorstehenden Fällen ist der Beschluss des Kreis- 
tages vor Einholung der höheren Genehmigung den Beteiligten 
nachrichtlich mitzuteilen. 

Wo und soweit infolge einer derartigen Veränderung eine 
Auseinandersetzung zwischen den Beteiligten sich als notwendig 
ergibt, ist solche im Verwaltungswege zu bewirken. 

Wird hierbei eine Uebereinkunft der Beteiligten vermittelt, 
so genügt die Genehmigung der Regierung; im Falle des Wider- 
spruches entscheidet der Minister des Innern. 

Privatrechtliche Verhältniſſe dürfen durch dergleichen Ver— 
änderungen niemal® geftört werben. 

Eine jebe ſolche Veränderung ift durch das Amtsblatt befannt 
zu madjen. Veränderungen, welche bei Gelegenheit einer Gemeinheits- 
teilung vorfommen, unterliegen diefen Beftimmungen nicht. 

Dazu Zuſt.Geſetz: 

5. 8. Der Bezirksausſchuß beſchließt, ſoweit bie Beſchlußfafſung nad) den 
Gemeindeverfaffungsgefegen der Aufſichtsbehörde zuſteht, über dic Veränderung der 
Grenzen ber Stadtbezirke. 

Der Beztrksausſchuß beſchließt über die in Folge einer Veränderung ber 
Grenzen der Stadtbezirke notwendig werdende Auseinanderfegung zwiſchen den be- 
teiligten Gemeinden, vorbehaltlich der den Ießteren gegen einander zuftehenden Klage 
im Bermaltungsftreitverfahren. 

$ 9. Streitigkeiten über die beftehenden Grenzen der Stadtbezirke unterliegen 
der Entſcheidung im Bermaltungsfreitverfahren. 

Ueber die Feftfegung ftreitiger Grenzen beſchließt vorläufig, fofern es das 
Öffentliche Intereſſe erheifcht, der Bezirksausſchuß. Bei dem Beſchiuſſe behält es bis 
zur rechtskraftigen Entfcheidung im Berwaltungsftreitverfahren fein Bewenden. 

Zuftändig in erfter Inftanz ift im Berwaltungsftreitverfahren der Bezirks- 
ausſchuß. 

Für den Stadtkreis Berlin tritt hinſichtlich ber im Beſchlußverfahren zu bee 
handelnden Angelegenheiten an die Stelle des Bezirksausſchufſes der Oberpräfident 
(8 43 23G.). Im BVermaltungsftreitverfahren it OBG. zuftändig ($ 21, Abf. 1 
Zuf.-Gef.). 

Der $ 2 StO. und die $$ 8, 9 Zuft.-Gef. find durch die 88 2—4 LGO. wie 
folgt, erfetzt bezüglich ergänzt: 

$ 2. Die zur Zeit des Inkrafttretens biefes Geſetzes vorhandenen Landge- 
meinden und Gutsbezirke bleiben in ihrer bisherigen Begrenzung unter den nad- 
folgenden Maßgaben beftehen: 

1. Grundftüde, melde noch feinem Gemeinde- oder Gutsbezirke angehören, find, 
fofern nicht ihre Eingemeindung in einen Stadtbezirk geeignet erfcheint, nad) 
Bernehmung der Beteiligten durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes mit einer Land» 
gemeinde oder einem Gutsbezirte zu vereinigen. Aus folden Grundftüden faun, 
foweit dies nad) ihrem Umfange und ihrer Leiftungsfähigkeit angezeigt erſcheint, 
mit Wöniglicher Genehmigung ein bejonderer Gemeinde- ober Gutsbezirk ge 
bildet werden. 
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2. Landgemeinden und Gutsbezirke, welche ihre Öffentlich-rechrlichen Verpflichtungen 
zu erfüllen außer Stande find, fönnen durch Königliche Anordnung aufgelöft 
werben. Die Regelung der kommunalen Berhältniffe der Grunbftüde berfelben 
erfolgt nad) Maßgabe der Vorſchriften in Nr. 1. 

3. Landgemeinden und Gutsbezirle lönnen mit anderen Gemeinde» ober Gut 
bezirken nad) Anhörung der beteiligten Gemeinden und Gutsbeſitzer, ſowie des 
Rreisausfguffes mit Koniglicher Genehmigung vereinigt werden, wenn bie Ber 
teifigten Hiermit einverſtanden find. Wenn ein Cinverfländnis ber Beteiligten 
nicht zu erziefen if, fo iR die Zuftinmung derfelben, fofcen das öffentliche Str 
tereffe dies erheiſcht, im Beſchlußverfahren durch den Kreisausſchuß zu erfegen. 
Gegen den auf Beſchwerde ergehenden Beſchluß des Bezirlsausſchufſes ſteht ben 
Beteiligten und nach Maßgabe des $ 123 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Gefeg-Sammlung ©. 195) dem Bor- 
figenden des Bezirksausſchuſſes die weitere Beſchwerde an den Provinzialrat zu. 
Erachtet der Oberpräfident das öffentliche Intereffe durch den Beſchluß bes Pro- 
vinzialrats für gefährdet, fo ſteht demfelben in der gleichen Weife ($ 123 a. a. O) 
die Beſchwerde an dag StaatSminifterium offen. Der mit Gründen zu verſehende 
Beſchluß des Staatsminifteriums ift dem Oberpräfidenten behufs Zuftellung an 
die Beteiligten zugufertigen. Unter ben gleichen Borausfegungen und in ber 
gleichen Weife können Gutsbezirte in Landgemeinden und Landgemeinden in 
Gutsbezirke durch Königlichen Erlaß umgetvandelt werden, 

Bird eine Teiftungsunfägige Gemeinde einem Teiftungsfähigen Gutsbezirt zu ⸗ 
gelegt, fo bleibt letzterer als folder beftchen, fofern der Gutsbeſitzer dies ber 
antragt. 

4. Die Abtrennung einzelner Teile von einem Gemeinde ober Gutsbezirke und 
deren Vereinigung mit einem anderen Gemeinde- oder Gutsbezirke kann, wenn 
die beteiligten Gemeinden und Gutsbeſitzer, fowie die Beſitzer der betreffenden 
Grundftüde einwilligen, oder wenn beim Widerſpruche Beteiligter das öffentliche 
Intereſſe es erheifcht, durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes erfolgen. Gegen den 
auf Beſchwerde ergehenden Beſchluß des Bezirfsausfhuffes Reht den Beteiligten 
und dem Vorſitzenden des Bezirlsausſchuſſes die weitere Beſchwerde an ben Pro⸗ 
vinzialcat und gegen den Beſchluß bes Provinzialrats dem Oberpräfidenten die 
fernere Beſchwerde an das Stantsminifterium nad; Mafgabe der Nr. 3 offen. 
Soll aus den abgetrennten Stüden ein neuer Gemeinde- und Gutsbezirk ge- 
bildet werden, fo ift die Königliche Genehmigung erforderlich. 

5. Ein Öffentliches Intereffe im Sinne der Nr. 3 und 4 ift nur dann als vor 
liegend anzufehen, 

a) wenn Landgemeinden oder Gutsbezirke ihre Öffentlich rechtlichen Verpflichtungen 
zu erfüllen außer Stande find. 

Bei Beurteilung diefer Frage find Zuwendungen, welche Gemeinden und 
Gutsbezirken vom Staate oder größeren Kommunalverbänden zuftchen, nicht 
als beftimmend zu erachten, 

b) wenn die Zerfplitterung eines Gutsbezirkes ober bie Bildung von Kolonien 
in einem Gntsbezirfe die Abtrennung einzelner Zeile desfelben oder deſſen 
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Umwandlung in eine Landgemeinde oder deſſen Zuſchlagung zu einer oder 
mehreren Landgemeinden notwendig macht, 

©) wenn infolge örtlich verbundener Lage mehrerer Landgemeinden ober vom 
Gutsbezirten oder Teilen derfelben mit Landgemeinden ein erheblicher Wider- 
ftreit ber kommunalen Intereffen entftanden ift, deſſen Ausgleihung auch 
durch Bildung von Berbänden im Sinne ber $$ 128 u. ff. nicht zu er- 
reichen if. 

6. Die vorftehenden Beſtimmungen finden in ben Zällen, in welchen es fi um bie 
Bereinigung einer Landgemeinde ober eines Gutsbezirles mit einer Stabtge- 
meinde, um die Abtrennung einzelner Teile von einem Stadtbezirke und deren 
Bereinigung mit einem Landgemeinde oder Gutsbezirle, ſowie um bie Abs 
trennung einzelner Teile von einem Landgemeinde» oder Gutsbezirfe und deren 
Bereinigung mit einem Stadtbezirke handelt, finngemäße Anwendung mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle der Beſchiußfaſſung des Nreisausfhuffes nad 
erforbertem Gutachten des Kreistages die Beſchlußfaſſung des Bezirksaus- 
ſchuſſes tritt, 

7. In den vorftehend bezeichneten, der Königlichen Genehmigung unterliegender 
Fällen ift vor deren Erwirkung der Beſchluß des Kreisausſchuſſes, des Bezirks 
ausſchuſſes oder bes Provinzialrats, jowie das Gutachten des Kreistages den 
Beteiligten mitzuteilen. 


8. Jede Bezirföveränderung ift durch das Regierungs-Amtsblatt bekannt zu machen. 


8 3. Ueber die infolge einer Veränderung der Grenzen ber Landgemeinden 
und Gutsbezirke notivendig werdende Auseinanderfegung zwiſchen den Beteiligten 
befehfießt der Kreisausfchuß, foweit aber hierbei Stabtgemeinden in Betracht fommen, 
der Bezirksausſchuß, vorbehaltlich der den Beteiligten gegen einander zuftchenden 
Mage im Bermaltungsftreitverfahren bei diefen Behörden. 

Bei biefer Auseinanderfegung find erforderlichen Falls Beſtimmungen zur 
Ausgleijung der Öffentlich-reHtlichen Intereſſen der Beteiligten zu treffen. Inge 
befondere können einzelne Beteiligte im Verhältnis zu anderen Beteiligten, welche 
für gewifie tommunale Zwege bereits vor der Vereinigung für ih) allein Fürforge 
getroffen haben oder ſolche Beteiligte, welche vorwiegend Laften in bie neue Ge- 
meinſchaft bringen, zu Vorausleiſtungen verpflichtet werden. Auch kann, wenn eine Ger 
meinde ober ber Befiger eines Gutsbezirks durch die Abtrennung von Grundftüden 
eine Erleichterung in oͤffentlich⸗rechtlichen Verpflichtungen erfährt, der Gemeinde, 
welcher, ober bem Gutsbezirke, welchen jene Grunbflüde einverleibt werben, ferner 
der neuen Gemeinde oder dem neuen Gntäbezirke, welche aus Ieteren gebildet werben, 
eine Beihilfe zu den ihnen durch bie Bezirksveränderung erwachſenden Ausgaben 
bis zur Höhe des ber anderen Gemeinde ober bem Gutsbefiger dadurch entfichenden 
Borteils zugebilligt warden. Im Falle der Vereinigung von Gemeinden geht das 
Bermögen derfelben auf bie neugebilbete Gemeinde über, 

84. Streitigkeiten über die beftehenden Grenzen der Gemeinde» und Guts- 
begirfe, fowie über die Eigenſchaft einer Ortſchaft als Landgemeinde oder eines 
Guts als felbftändigen Gutsbezirts unterliegen der Entſcheidung des Kreisausſchuſſes, 
foweit Hierbei Stabtgemeinden in Betracht kommen, des Bezirisausſchuſſes. 
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Diefe Behörden beſchließen vorläufig über die im erſten Abſatze bezeichneten 
Angelegenheiten, fofern das öffentliche Intereſſe es ereifcht. Bei dein Beſchluffe 
behält es bis zur rechtskräftigen Entſcheidung im Berwaltungaftreitverfahren fein 
Bewenden. 

(Der gegenwärtige Rec fand hinſichtlich der einzelnen Fälle der Berän- 
derungen #3 Erabtbeziete Pr se Grenzen ift unter n.7 (S. 17) dargeftellt.) 

1. Der Stadtbezirk ift das räumlide Gebiet, innerhalb deſſen die_Ber- 
faffung einer Stadt Geltung Hat. Er if die dinglidhe Grundlage der Gtabt- 
verfaffung. Ein rechtlicher Unterichieb, den frühere StD. zwiſchen der eigentlichen 
Stadt, der Borftadt (d. 5. zufammenhängenden Etablifjements, welche vor der Stadt 
auf ſtädtiſchem Gebiete belegen find, OB. 1, ©. 265) und ber ftädtiihen Feld - 
wart, d. d. dem geographifcpen Bezirke, welden die Stadt mit ihren Gärten, 
Feldern, Wiefen ufw. bildet), machten, befteht nicht mehr. Cin Stadtbezirk ann 
mehrere Ortſchafien enthalten ($$ 14, 15), wenn 3. B. eine Stadtgemeinde durch 
Zufammenlegung verfchiedener früher felbftändiger Gemeinden entftanden oder eine 
ländliche Gemeinde mit der Stadtgemeinde vereinigt if. Oft ift auch auf der ſtädtiſchen 
Felpmart in einiger Entfernung von der Stadt eine Anzahl von Anfiedlungen 
(Kolonie) entftanden, welche cinen befonderen Namen führen und deshalb als bes 
fondere Ortfchaften gelten, obwohl ihre Einwohner zur Stadtgemeinde ghtem, 
Ueber die Gründung neuer Anfiedlungen verhält fih das Gefe vom 10. uguf 
1904 betreffend Gründung neuer Anfievlungen in den Provingen Oft- und Zeit 
preußen, Brandenburg, Pommern, Polen, Echlefien, Sachſen und Weftfalen &&. 
S. 227. Diejes Gefeh verordnet: 

813. Wer außerhalb einer im Zufammenhange gebauten Ortſchaft ein 
Wohnhans errichten oder ein ſchon vorfandenes Gebäude zum Wohnhaufe ein 
richten will, bedarf einer dom Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen von ber Orts- 
polizeibehörde zu erteilenden Anfielungsgenehmigung. Bor beren Aushändigung 
darf die polizeifiche Bauerlaubnis nicht erteilt werben. 

Die Anfiedelungsgenchmigung ift nicht erforderlich für Wohnhäufer, welche 
in ben Grenzen eines nad) dem Geſetz vom 2. Juli 1875 feftgefteliten Be 
bauungsplanes oder welche auf einem bereits bebauten Grundflüäde im Bur 
fammenhange mit bewohnten Gebäuden errichtet oder eingerichtet werben follen. 

$ 130. Die Anfiedlungsgenchmigung if ferner erforderiich, wenn infolge 
ober zum Bioede der Ummandlung eines Sandgutes ober eines Teiles eines 
ſolchen im mehrere ländliche Stellen innerhalb einer im Bufammenhange gebauten 
Ortſchaft oder in den Fällen des $ 13 Abf. 2 ein Wohnhaus errichtet oder ein 
vorhandenes Gebäude zum Wohnhaufe eingerichtet werben foll, 

Ueber die Gründe, welde zur Berfagung ber Anfiedlungsgenehmigung ber 
rechtigen und über das Verfahren (Bekannimachung) f. das Gef. dv. 10. Aug. 1904, 
welches im Anhange abgedrudt if. 

Als eine im Iufammenbange gebaute Ortſchaft im Sinne des $ 183 eit. iſt 
feder räumlich zufammenhängende Teil einer Gemeinde, jede in fid) abgefchloffene 
Gefamtheit von Niederlafjungen anzufehen, gleidwiel ob fie einen befonderen Namen 
führt, und als eine felbftänbige Ortichaft öffentlich Anerkennung gefunden hat. Auch 
nicht im Zufammenhange gebaute Nicderlafjungen werden Ortihaften genannt, Ort- 
Schaft ift überhaupt fein Rechtsbegriff, fondern bedeutet eine Gefamtheit von Nieder» 
— 8 if nicht nötig, daß biefe einen Häuferlompler bilden. Die Grrichtung 
eines Wohnhaufes außerhalb eines Häufertomplercs ift eine Anfeblung. Cin plan« 
mäßiges Unternehmen, welches darauf abzielt, Wohnhäufer für eine größere Zahl 
von Bewohnern außerhalb einer im Bufammenbange gebauten Ortidaft zu errichten, 
von folcher Ausdehnung, daß dadurch eine Aenderung der Gemeinde, Kirhen- und 
Schulverhältnifie notwendig wird, ftellt ſich als Gründung einer Kolonie bar. 
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Ueber die Gründung von Nolonien enthielt das Gele vom 25. Auguſt 1876 
betr. die Berteilung der Öffentlichen Laften bei Grundftüdsteilugigen pp. (BG. ©. 405) 
befondere Borſchri Das an Stelle dieſer Vorjchriftel getretene Gefeg dom 
10. Auguft 1904 madit Teinen Unterfhied zwiſchen Anfiedlungen und Kolonien und 
behandelt beide nach gleichen Beftimmungen. (In Betreff des bisherigen Rechts- 
äufondes |. Jebens: Bau, Anfieblung und Kolonie, Auffäge ©. 229.) 

. 2. Bei Sinfigrung der StO. find die damaligen Gemeinbebezirfe ber Städte 
nicht geändert worden; jedem berjelben find diejenigen Grundftüde verblieben, welche 
ihm bisher angehört hatten. Zr manchen Zällen ift jedod der Umfang eines ſoichen 
Bezirt3 zweifelhaft geworben. Die Gemeindeordnung von 1850 (8 1) hatte nämlich 
beſtimmt, baß_ jedes Grundftüd einem Gemeindeverbande angehören ober für fü 
einen folhen Bilden müffe, umd befondere Borfchriften darüber erteilt, in welcher 
Beife bie Grundftüde, die bisher zu feiner Gemeinde gehört hatten, 3. B. die 
Kittergüter, einer ſolchen einverleibt oder als felbftändige Gemeinbebezirte fonftituiert 
werden follen; bem Miniſter des Innern war die Beftätigung der in jedem einzelneu 
Falle zu dieſem Behufe von den Ausführungsbehörden projeltierten Anorbni 
vorbehalten und ber Zeitpunkt ber becndigten Einführung der Gem.-Oxdn. follte 
für jede eingeine Gemeinde durch das Anıtöblatt veröffentlicht werden (88 146, 147, 
156 a. a. O.). Die Stäbte, deren Bezirt nad) Erlaß der Gem.-Orbn. in biefer 
Weiſe durch Miniferialbeflätigung und Bekanntmachung im Amtsblatt definitiv feft- 
geftelft worden ift, haben —A unverãndert beibehalten. Bo Dagegen eine Ber- 
änderung de früheren @emeindebezirt® bis zur Wublitation des Erlaffes vom 
19. Juni 1852, welcher die Einführung ber Gem.-Drdn. fiftierte, noch nicht definitiv 
erfolgt, namentlic; no) nicht vom Meinifter betätigt war, da bildet das bei Erlaß 
der Gem.-Dron. vorhanden gewefene Territorium der Stadt auch nad Einführung 
der StO. ihren Stabtbezirt. Im denjenigen Fällen, in denen zwar die Betätigung 
des Minifters, aber nod nicht die Belanntmahung durch das Amtsblatt erfolgt war, 
ift jene wegen mangelnder Bublitation noch nicht in Kechtöfraft übergegangen; c$ 
hängt vielmehr von der Entſcheidung des Miniſters ab, ob e8 bei ber erteilten Be⸗ 
flätigung bewenden und damit der neu regulierte Gemeindebezirk beftchen bleiben oder 
ob diefelbe zurüdgenommen und der frühere Umfang de& Bezirks wieberhergeftellt 
werben foll. (8 IV Jnftr. vom 20. Jumi 1853.) Cs ift hiernach nicht felten not- 
wendig, bei gweiſein "über den Umfang des Stadtbezirts zu unterfuchen, welde Ber 
Randteife ihm vor Erlaß der Gem.-Örbn. von 1850 angehört haben. Für folde 
gale find die Beſtimmungen des älteren Stadtrechts nod immer von Wichtigkeit. 
Rad dem Allg. Candr. ($ 88 IL, 8) erfiredte fih das Stadtrecht in der Hegel mur 
auf die eigentliche Stadt, nicht auf die Vorflädte. Mad) der SO. von 1808 ge- 
hörten bagegen zıtm Stabtbezirt jämtliche Grundftüde der Stadt und der Borftädte 
(88 3, 4). Die StD. 1891 ($ 5) redmete zum Stadtbezirke alle Grunbftüde innere 
halb der Stadt, der Worfläbte und der lädtifhen Feldmiart. Die lehtere hat man 
übrigens auch da, wo die StO. 1808 galt, als zum Stadtbezirk gehörig angefehen, 
da ihre Fändereien in der Regel Pertinenzien Räbtifher oder vorftädtiicher Grundftüde 
find. Wenn es ſich darum handelt, was an einem Orte zur eigentlihen Stabt und 
1as zu den Borfäbten gehört, jo muß auf die Zeit zurüdgegangen werben, in 
welcher die Städteverfaffung des Allg. Landrechts galt, da nach deren Bejeitigung ber 
rechtliche Unterſchied geil en Stadt und Borfläbten aufgehört hat. (v. Möller, 
Preuß. Stadtrechi ©. 57.) 

3. Unter dem „angehört haben“ im 82 Abf. 1 if bie rechtliche Angehörigkeit 
u verftegen, weiche nicht jhon beshalb zu verneinen ift, weil ihr der atſachüche 
ufand in Unfehung der Angehörigfeit nicht entiprit. (RED. 19, ©. 35.) 

Die kommunalen Berhältniffe des Grundbefites der Gtadtgemeinden können 
je nad feiner Entſtehung und der Art feiner Verleihung verſchiedenartig geftaltet 
fein. _ Der Grundbefi ann zu dem Gebiete gehören, über imeldes der Stadt 
urfprünglich bei ihrer Grünbung oder fpäter bei Erweiterung ihres Gebietes die 
obrigkeitliche Gewalt übertragen ift. Er gehört dann dem ftädtifchen Gemeindebezirte 
an, namentlich wenn er fi räumlid) unmittelbar an den Stadtbezirt anfchlieft, und 
bildet die ftädtifche Feldniark. Er tan aber auch der Stadt als ein befonderer 
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Befig außerhalb dev Stadtflur mit herrſchaftlichen Rechten, alfo als ein Tänbliches 
Herrichaftögebiet übereignet worben fein, fodaß die Stadtgemeinde in ihm mur gutß« 
herrliche Rechte und Pfüchten überfommen hat. Dann bildet er einen felbftändigen 
Gutsbezirt, wie die Rämmereigüter, die Rammereiforften oder fonftige felbftändige 
Sandgüter, weldhe nicht zum Gtadtbezirte gehören. Auf dem der Gtabigemeinde der- 
liehenen Xerritorinm, fowohl auf dem gutäherelichen Bezirke, als auch auf dem zur 
obrigkeitlichen Berwaltung überwiefenen — ber ſiadtiſchen Feldmark — Tonnten ſich 
befondere fommunale Bezirke entwideln. Es konnten durd) bäuerliche Anfiedlungen 
fogen. Rämmereibörfer entftehen, Landgemeinden, in denen bie Gtabtgemeinde folde 
Rechie ausübt, welche, wie das Patronat über Kirche und Schule, Ausfluß der 
früher beftandenen Gutöherrlidteit find. Solche Kämmereibörfer gehören gleich 
falls nicht zum Gtabtbezirt. Es fannn ferner Mäbtiicer Grundbefis f—hon vor dem 
Enwerde durch die Stadtgemeinde als ein herrihaftliches Landgut beitanden haben, 
in weldem die Stadtgemeinde bie gutsherrlichen Rechte und Pflichten an Stelle bes 
früheren Befigers übertommen Bat. Unter diejer Borausfegung hat feine fommunale 
Eigenfchaft durch ben Webergang des Cigentums auf die Gtabtgemeinde feine 
Aenderung erfahren. Endlich Tann fi) das Herrſchaftsgebiet einer Stadtgemeinde 
aus Beftandteilen zufanmenfeten, die verfchiebene Arten des Rädtifchen Grundbefiges 
darftellen und mithin auch verſchiedenen Kommunalbezirken angehören. (PSB. 22, 
©. 54, 16 ©. 487.) . 

Deffenttiche Land · und Wafferftraßen find nicht ſchon wegen ihrer Eigenfchaft 
al$ res extra commercium al8 von dem Gemeindeberbanbe eximiert anzufehen. 
Denn nicht in einzelnen Fällen Gründe für das Gegenteil anzuführen find, fo 
werben fie den fie umgebenden ober biß zu ihrer Mitte den auf jeder Geite an fie 
foßenden Gemeindebezirten zugerechnet. (BMB. 1868, ©. 244, PLB. 23, ©. 21. 
D8G. 6 ©. © Die rechtliche Eigenfchaft einer Sache, zufolge deren diefelbe dem 
privatrechtlichen Verkehr entzogen ift, bat für die Frage der kommumalen Zugehörigkeit 
derfelben feine Bedeutung. Se wird in dieſer Zugehörigkeit von Grundftüden 
dadurch nicht8 geändert, daß bdiefelben Sand» und Heerftraßen, öffentlidhe Pläte, 
Kirghenbegräbnisitätten und dergleichen werben oder aufhören, e8 zu fein. 

lurbüchern und Mutterrollen der Satafterämter ift nicht die Beweiskraft 
öffentlicher Urkunden für die fommunale Sigenicoft eines Grundftüdes beizulegen. 
(RBB. 12, ©. 385, 20, ©. 289, DB. 30, ©. 128, 130.) Die richtige und 
unbefttittene Zugehörigkeit von Grundftüden gu einem Gemeindebezirk folgt auch 
nicht ſchon ans der grumbbuchlichen Behandlung der Grunbflüde, fo lange es an 
einem Anhalt dafür fehlt, worauf fich die Geftaltung des Grundbuches gründet. 
©ie fann auch, nicht auf die Bereinigung der Örunbftüde mit einer Gemeinde zu 
einem Amtsbezirte ober einem Rommunalverbande geflügt werden. Einen Rüdihluß 
auf die kommunale Zugehörigkeit geftattet dagegen bie fortgefegte Entrichtung der 
Abgaben an bie eine oder andere Gemeinde, denn dadurch wird die fommunale 
Zugehörigfeit betätigt. Cine ſolche fortgefegte Betätigung der fommumalen Zu ⸗ 
gehörigkeit würde beim Mangel entgegenftchender Momente die Vermutung für 
deren tedhtliches Beftehen begründen fönnen. (BBB. 6, ©. 250, 22 ©. 614) Hat 
feine Bartei den ihr obliegenden Beweis der Bugehörigkeit eines Grundftüdß zu der 
einen oder anberen Gemeinde erbracht, fo muß der Vermaltungsrichter bie tommunale 
Zugehörigkeit mit Rüdfiht auf das öffentliche Intereffe an deren Feffelung von 
Amtstwegen zu ermitteln fuchen. (DBG. 16, ©. 229, BOB. 9, ©. 4, 28, ©. 21.) 

4. Geihloffenheit des Stabtbezirts (Gemengelage). Es if durch- 
aus nicht notwendig, daß der Stadtbezirk ein geographiſch — Ganze bilde 
Die frühere Gefetggebung über die Bildung der Gemeindeverbände tvar eine mangel» 
daſte Gelbt der Grundfat, daß jedes Örundftüd einem Gemeindebezirk angeföten 
müffe, war in ben früheren Gemeinbeorbnungen keineswegs allgemein und unbedingt 
anerkannt. Doch Hat wohl f—on die Vorfchrift in $ 4 des Heichögejches über ben 
Unterftügungs-Wohnfig vom 6. Juni 1870 (B®. ©. 360), wonach jedes Grundftüd, 
weldes noch zu feinem Ortsarmen-Berbande gehört, bis zum 1. Oktober 1871 
entweder einem angrenzenden Ortsarmen - Verbande durch bie zuftändige Behörde zus 
gefäjlagen ober — als Ortsarmen-Berband eingerichtet werben follte, überall 
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wegen des engen Bufammenhanges der Armen» uud der Gemeinde-Berwaltung die 
Folge gehabt, daß alle Grundfüde in kommunale Verbände eingereigt und nur noch 
wenige gemeinbefreie Grunbftüde vorhanden find. in anderer jehr fühlbarer Uebel- 
fand liegt indeß auch heute noch in der mangelhaften ‚gegenteitigen Abgrenzung der 
Gemeindebezirte. Ländliche Gemeinden und Guisbezirle liegen oft drtlih mit_ber 
Stadtgemeinde nit mur fo mahe verbunden, daß fie mit berjelben in Eins 
zufammenfallen, fondern es laufen aud die äußerlich nicht erkennbaren Grenzen 
volftändig durcheinander und bewohnte Grumbftäde verfchiedener Gemeinden liegen 
im Gemenge mit einander. Dergleichen ländliche Bezirke nehmen an allen Borteilen 
des fäbtifchen Gemeindeverbandes teil, ohne zugleich an deſſen Laften teilzunehmen. 
Ihr Borhandenfein erſchwert überdies bie ſtädtiſche Verwaltung, namentlid in 
polizeilicher Hinficht, nicht umerheblidh, vergl. die Berorbn. betr. bie Anwendung ber 
feuer- und baupolizeilichen Borſchriften auf ſolche zum pietten, Lande gehörigen Bor- 
Schriften, welche innerhalb der Stadt liegen, vom 17. Juni 1846 5. ©. 399 
(8 143 Zuſt.Geſ.). Die Abänderuug ſoicher Zuftände war, längft als Bebürfnis 
empfunden. Die Pr.-Orbn. hatte verjucht, gegen die dringendſten Uebelftände, 
wenigſtens im polizeilicher Hinficht, durch $ 65 Abhilfe zu verihaffen; an Stelle 
desſelben verordnet jet $ 49a Kr.-Drbn. bezüglich 8 6 Zuſt.Geſ.: 
Dem Minifter des Innern ftcht bie Befugnis zu, im Einvernehmen mit dem 
BezirBausihuß ländliche Gemeinden und Gutsbezirte, welche innerhalb ber 
Feidmart einer zu einem Landtreiſe gehörigen Stadt belegen find oder ummittel- 
bar an biefelbe angrenzen, bezüglich der Verwaltung der Polizei nach Anhörung 
der Beteiligten und des Kreistages mit dem Bezirke der Stadt zu vereinigen, 
fofern dies im öffentlichen Iniereſſe notwendig if. In Ermangelung einer 
Einigung unter ben Beteiligten wird der Beitrag der betreffenden Landgemeinde, 
beziehungsweife des betreffenden Gutsbezirls, zu den Koſten ber ſtädtiſchen 
Polizeiverwaltung von dem Bezirksrate feſtgeſetzt. (ſ. OVG. 9, ©. 28.) 

a) Die Beſtimmung des $ 49a Kr.Ordn. 86 Zuft.«Gel. bezieht ſich nur auf 
nicht freisfreie Städte. Bei freisfreien Städten ift zu folder Verbindung ein Gefeb 
erforberlih. Die gemäß $ 49a erfolgende Verbindung hat die vollftändige Einver- 
feibung der betrefienden Gemeinden und Gutsbezite in den fäbtiihen Gemeinde- 
verband nicht zur gig Eine folhe kann nur erfolgen in Gemäßheit ber 
Befimmungen des $ 2, Rr. 3, 4, 5, 6 2GOD., umd zmar beim mangelnden Eins 
verlänbnis der Beteiligten, wenn ein Öffentliches Intereffe vorliegt. Ein öffentliches 
Intereffe ift aber nur dann als vorliegend anzufehen: 

wenn infolge der örtlich verbundenen Lage mehrerer Landgemeinden oder bon 
Gutsbezirken oder Teilen derſelben mit Lande oder Stabtgemeinden ein erheblicher 
Widerftreit der kommunalen ntereffen entftanden ift, deffen Ausgleihung aud 
durch Bildung von Berbänden im Sinne der 98 128 u. ff. WO. nicht zu 
erreichen ift (LED. $ 2 Nr. 5 und 6). 

Ob eine Gemengelage in ſolchem Umfange vorliegt, daß eine Bereinigung 
der im Gemenge liegenden Bezirke nad Maßgabe diefer Vorſchrift erforderlich wird, 
if eine Frage des örtlichen Ermeffens. Cine Gemengeloge an und für fich gibt noch 
feinen genügenden Grund zur Befeitigung der GSelbftändigfeit von Gemeinden und 
Sutsbezirten. (Ausführungs-Anmeifung IL zur LGO. zu $ 2 Nr. dc) 

) An Stelle einer vollfländigen Bereinigung don im Gemenge liegenden 
ländlichen Pegirten mit Gtadtgemeinden wird in vielen Fälen dem Bedürfniffe 


leichter und beffer durch bie Berbindung ber beftehenben Bezirke zu einzelnen 
Ben (a Biwedverbänden) nad) Maßgabe der 99 128 u. ff. LED. abzu⸗ 
fen fein. 


Nacd) $ 128 a. a. O. Lönnen Landgemeinden und Gutäbezirfe mit nachbarlich 
belegenen Landgemeinden und Gutsbezirten zur Wahrnehmung einzelner kommunaler 
Angelegenheiten nad) Anhörung der beteiligten Gemeinden und Gutsbefiyer durch 
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Beſchluß des Kreisausichuffes verbunden werden, wenn die Beteiligten bamit eine 
verkanden find. Wenn ein Cinverflänbnis ber Beteiligten nicht zu erzielen if, 
Tann, fofern das Öffentliche Intereſſe dies erheiſcht, die Bildung eines folhen Ber- 
banbes durch ben Oberpräfdenten erfolgen, nachdem die Zuſtimmung der Beteiligten 
im Beſchlußverfahren durch den Kreisausihuß erfegt worden if. Der $ 138 LED. 
erorbnet nun: 

Die Beftimmungen der 95 128—137 finden aud auf die Verbindung vor 
Landgemeinden und Gutsbezirlen mit Stadtgemeinden finngemäße Anwendung 
mit ben Maßgaben, daß an die Stelle bes Kreisausſchuſſes der Bezirlsausſchuß, 
an bie Stelle bes Landrats der Megierungs-Präfident tritt und daß die Ber- 
tretung ber Stadtgemeinden in ben Berbandsausfhüffen durch den Bürger- 
meifter, den Beigeordneten (zweiten Bürgermeifter), fonftige Magiftratsmitglieber, 
und erforderlichen Falls durch andere von der Stadtgemeinde zu wählende Ab- 
geordnete erfolgt. 

Ueber die Organifation, die Berfaffung und Verwaltung folher Zwed-Ber- 
bande enthalten bie 88 129 u. ff. LGD. nähere Beftimmungen. Auf Gemeinde 
(Bwed-) Verbände, denen eine Stadtgemeinde angehört, fommt noch $ 145 LED. 
in Betracht, wonad) an Gtelle der 88 139, 140, 41, 143, 144 bie entipredjenden 
Borfhriften für Stadtgemeinden ($$ 7, 15, 19, 20, 21 Zuft.-Gef.) finngemäße An- 
wendung finden. 

5. Selbfändiger Gutsbezirf. Der Begriff der felbftänbigen Guts- 
begirte iR eine Cigentümlicjfeit der preußiichen Gemeinde-Berhäftniffe. Geiner 
hiſtoriſchen Entwickelung nad) ift er der Inbegriff der Beſitzung der Gutsherrſchaft 
(de Dominiums) im Gegenfage zu der Gelamtheit der Befigungen ber frügeren 
GutSuntertanen, bem Landgemeinbebezirte. Handelt es fi daher um Di Base, ob 
einem Gute bie Eigenfchaft eines Gutsbezirt® zufteht, und erledigt ſich dieſelbe niet 
durch den Nachweis der befonderen Berleihung durch einen Akt der Stantöhoheit, fo 
fönnen dabei nur foldhe Öffentlich rechtliche Werhältniffe maßgebend fein, welde nad) 
der geſchichtlichen Entwidelung des Inſtituts der Gutsbezirke als deren Grundlagen 
anzufegen find oder welche die Selbftändigkeit des Gutes in kommunaler Beziehung 
gi notwendigen refjtlichen Borausfegung haben. Dabei find die Größe und der 

lert der einzelnen Güter als rein tatjählihe Momente ohne entipredende Ber 
deutung und ein Gleiches gilt von bem Umftande, daß weder bie Gerichtsbarteit. 
noch die Poligeigemwalt, mod) endlich fänbiide Rechte, nod) ein Patronat mit dem 
Beſitze eines derartigen Gutes verbunden geweſen find, da feines diefer Rechte ein 
notwendiges Attribut eines felbftändigen Gutsbeziries darftellt. (Vergleiche D.T.- 
Entſch. 33 ©. 290. BNB. 1859 € 172, OBG6. 1 ©. 102, 2% 119, 164, 
5 ©. 120, 8 ©. 177). Weſentliche Vorausfegung ift aber jederzeit die Einheit 
bes Befitzes. Wo dieſe Einheit infolge von Abverkäufen und Zerftüdelungen ver⸗ 
loren gegangen ift, da liegt Beranlafjung dor, in Gemäßheit der Vorſchriften ber 
LSD. bezw. nad) $ 5 Art. 6 Ausführungs-Anmw. II eime anderweite Regelung 
der fommunalen Berhältniffe folder Gutsbezirke vorzunehmen. Die Abveräußerung 
einzelner Heinerer Parzellen von einem Gutsbezirte an dritte Berfonen wird, wenn 
meben berjelben noch ein größeres Teiftungsfähiges Reſtgut beftehen bleibt, bie anber- 
meite Regelung der fommunalen Berhältniffe eines folden Guisbeziris noch nicht 
notwendig madhen. Im derartigen Fällen ift der Begriff des Gutsbezirh: „die Eine 
it des Befihes“, noch im Wefentlichen aufrecht erhalten. (Min.-Inftr. zur Fr.e 
m. dom 10. März 1873, Artitel 3 Zuf. 8, BMB. ©. 121). Das fommunale 
redjtliche Beftehen der Gutsbezirle iN von den privatrechtlichen Dispofitionen des 
Eigentümers am Grund und Boden über diefen unabhängig: es fönnen alfo Guts- 
bezirte als folde niemals durch Berftüdelung des Gutes allein, fondern nur du— 
einen entſprechenden Aft ber Staat#hoheit aufgehoben werben, (MBEB. 1871 ©. 107, 
OBG. 1, ©. 147,7 ©. 183, 208, PEB. 22 ©. B 

Die LED. ift davon ausgegangen, daß die Gutsbezirke jet ohne erhebliche 

Nachteile für das Gemeinwohl nat allgemein befeitigt werden Lönnen, vielmehr im 
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Brinzipe als eine der welentlichen Grumblagen der Lanbgemeinde-Berfaffung aufrecht 
‚ergalten feien. Die Löd hat e3 der Hauptfadje nad) bei ben Borferiften der 
i8-Drbn. 85 31— 84a bewenden laffen und dieſelben in bie $$ 120-125 

übernommen. 

Handelt es fi um bie Bereinigung von Teilen eines Gutsbeziris mit ver» 
Iaiebenen anderen Bezirken, fo Tann hierauf die Borihrift in Nr. 8 $ 2 LED. 
felbft dann keine Anwendung finden, wenn babei eine vollſtändige Auflöfung bes 
Gutsbezirts eintritt. Entweder hat in Fällen diefer Art daß betrefiende Gut durch 
Bereelung die Eigenſchaft eines felbfändigen Gutsbezirts verloren, dann gehören 

imtlihe Parzellen einem Kommunalbezirte nicht mehr an, und fie find nad) 8 2 
Nr. 1880., 9 2 Mbf. 2 StO. zu behandeln. Ober es iſt noch ein größeres Mefte 
gi vorhanden, in welchen Falle die Kommunalifierung der Meineren Parzellen nad 

r. 4 und bie Bereinigung des Nefigutes nad) Pr. 3 herbeigeführt werben Tann. 
Endlich fan nad; $ 2 Pr. 2 die Mufgebung bes felbfländigen Gutsbegicts Mlerh. 
Orts nachgeſucht werden, infolge beren dann die einzelnen Parzellen in bie Kategorie 
der gemeinbefreien ‚Örundftüde treten und gemäß $ 2 Nr. 1 aud ohne Simwitigung 
ber Snterefenten einem Kommunalbezirke zugeſchlagen werden können (BMB. 1867, 
©. 200, Ausführungs-Anmweifung II zu $ 2 26D.). 

Forften ſtehen in nemeindlicher Beziehung ben felbft- 

(VBML. 1859, ©. %). 

6. Unter ben Beteiligten in Abf. 2, 8, 4 find außer ben Beſitzern der bes 
treffenden Grundflüde die Stabtbehörden (Magiftrat und Stadw.) ber Gemeinde, 
weicher bie Grundftüde einverleibt werben follen, zu verſtehen. Andere Gemeinden 
gehören blos deshalb, weil ihre Bezirke am bie zu infommunalifierenden Grundftüde 
grenzen, noch nicht zu den Beteiligten (EM®. 1859, ©. 259). Bei Einverleibung 
von Domänengrumblüden iſt die Erklärung berjenigen Behörbe einzuholen, welcher 
die Dispofition über diefelben zuficht, (UML. 1858, ©. 4. 

Bei umfaffenderen Rommunafbezietäveränberungen ift eine der zu ertirfenben 
Allerhöhften Orbre au Grunde zu Tegende tabellarifche Rachweiſung nad) Maßgabe der 
Erlafje vom 7. Juli 1868 und 23. Mai 1870 (BMB. 1870, ©. 267) miteinzu- 
reichen, in welder bie einzelnen ber Kommunglbezirksveränderung unterliegenden 
Grunbfüde in beflimmter, bie Jdentität berfelben augen jeden Npäteren weifel 
fihernder Weife zu bezeichnen find (MER. 1898, ©. 190). 

7. Borausjegungen, Zufändigkeit und Verfahren bei Bezirts- 
veränderungen. (ine Aenderung der Grenzen tommunaler Verbände kann nicht 
durch privatreditliche Verfügungen (Privatverträge) erfolgen (OBG. 7, &.177). Gie 
ann nur in bdem verorbneten Verfahren von ben zufändigen Behörden bewirkt 
werden. Die Zufländigfeit und das Verfahren find zunächft in $ 2 Abf. 2-4 SO. 
georbnet, dann aber durch & 8 Abf. 1 Zuf.-Gef. dahin abgeändert, daB in allen 
denjenigen, meiftenteil$ minder wichtigen Fälen — Bulegung bisher iommunalfreier 
Grundfüde, Abtrennung oder Zulegung einzelner Grundfiüde mit Einverfländnis 
der Beteiligten ufm., — in denen bie Beſchlußfaſſung über die Veränderung nad) 
5280. Minifter des Innern zufteht, — an deſſen Stelle fortan ber Beziris- 
ausfuß treten fol. Dagegen bleiben diejenigen Fäle unberührt, in denen nad) 

2 SO. eine Veränderung der Grenzen ber Stabtgemeinde nur im Wege ber 

jefeggebung ober mittel8 Königl. Verordnung vorgenommen werben Tann. 

Auch nach Erlaß der LGO. kommt für den Fall der Vereinigung eines 
bezirfsfreien (fommunalfreien) Grunbftüdes mit einer Stabtgemeinde 8 2 
—8 2 SiO. in Berbindung mit $ 8 Abſ. 1 Zuſt.Geſ. noch zur Anwendung. 
LED. 8 2 Nr. 6 berührt diefen Fall nicht. Ein foldes Grundflüd kann nach Ver- 
nehmung ber Beteiligten und nad Anhörung des Areistagen durch Beihluß bes 
Bezirsausfhuffes mit dem Stadtbezirk bereinigt werden, Die Gefepe kennen den 
Ausdrud „tommunalfrei” nicht. Cie ſprechen nur von Grunbftüden, melde bieher 
nod) feinem Gemeinde» ober felbfländigem Gutsbezirte angehört haben (8$ 29, 26 
Zuft.-Bef. 94 LED. 82 Abf. 2 StD.). Die Tendenz der Sejehgebung (1. a. not. 4) 
ÄR auf Befeitigung biefer fommunalfreien Grunbfüde gerichtet. 
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Durch $ 2 Nr. 6, 8, 4, 5 LCD. Haben aber die Borfhriften des 6 2 Abſatz 
3 und 4 der SO. welentlihe Menderungen erlitten. Darnadh beftcht folgender 
Rechtszuſtand: 

8) Die Bereinigung von Landgemeinden und Gutsbezirken mit einer Stadtgemeinde 
erfolgt nach Anhörung der beteiligten Gemeinden und Gutsbefiger mit Ge- 
nehmigung des Königs, wenn entweder bie Beteiligten damit einverflanden find 
(alfo wie bisher nah $ 2 Mbf. 3 StO.) ober nachdem das mangelnde Ein: 
derfländniß der Beteiligten durch Beihluß der ap berufenen Behörden (Be- 
zirisausſchuß, Provinziatrat, Staatsminifterium) en — erfegt if. 

Nach) dem bisherigen Rechte fonnten beim Wideripruche der Beteiligten 
biefe Maßnahmen nur um Wege der Gefegebung durchgeführt werden. Formel 
iſt alfo das Verfahren in ſoichen Fällen erleichtert worden, jedoch nur unter 
ber Borausfegung, daß ein Öffentliches Intereſſe in ber engeren Begrenzung der 
Nr. 5 vorliegt. 

b) Die Abtrennung einzelner Grundflüde von einem Stadtbezirke und beren Berk 
einigung mit einer angrenzenden Gemeinde oder einem felbftänbigen Gutäbegirte, 
fowie bie Abtrennung einzelner, bißher zu einer anderen Gemeinde ober zu 
einem _felbftändigen Gutsbezirk gehörenden Grundftüde erfolgt ſowohl im Fal 
de8 Einverländniffes der beteiligten Gemeinden und -Gutöbefiger, ſowie ber 
Eigentümer der betreffenden Grundftüde, al& auch in Crmangelung der Ein- 
willigung Beteiligter (in dem letzteren Halle aber nur unter der Boransiegung, 
bag das öffentliche Jutereffe in der unter Mr. 5 gegebenen Beihräntung die 
Beabfihtigte Bezirtöveränderung erheifcht), durch Belhluß des Besietsausfaufles 
unter Zulaffung der Beſchwerde an ben Provinzialrat und das Staatsminiſterium 
in der unter Pc, 3 geordneten Weile, 

Beim Widerſpruch Beteiligter iſt gegen das bisherige Mecht, wonach bie 
Genehmigung des Königs erforderlid war, eine Erleichterung eingetreten, 
infofern bieje Genehmigung nicht mehr nötig if, aber eine Erſchwerung 
infofern, als bie Bezirksveränderungen mur nod zuläffig find beim Borhanden« 
fein eines Öffentlichen Imtereffes in den durch Nr. 5 gelegten engeren Grenzen. 

Heworzubeben if, daß $ 2 StO. feine Beftimmung über bie Bereinigung 
mehrerer Stabtgemeinden zu einer Stadtgemeinde trifft. Cine ſolche Bereinigung kanu 
nur im Wege der Gefegebung erfolgen. - 

Im einzelnen ift folgendes zu bemerken: 

In allen vorftchend unter a und b aufgeführten Fällen in. gu Wahrımg ber 
terefien der bei der Vezirköveränderung beteiligten ländlichen Bezirke zuvor bag 
utachten des Kreistages einzuholen, wie auch bereits im $ 2 Abf. 3 und 4 SD. 

vorgeſchrieben. Nach MR. 13. Auguft 1899 (S. 56) foll aber aud bei den mit 
Zuftimmung der Beteiligten erfolgenden . Einverleibungen fowohl von Zeilen 
ländlicher Gemeinden und @utsbegirten, als aud; ganzer Gemeinden und Guts- 
bezirte in Stadtgemeinden neben dem Bezirlsausſchuß der Kreisausfhuß in jedem 
Falle gehört werden. 

Die engere Begrenzung des öffentlichen Intereſſes unter Mr. 5 des 8 2 
LED. gilt nur für den Fall, wenn die in Nede tehenden MaGnahnıen gegen den 
Willen der Beteiligten durchgefett werben follen, nicht aber für den fall des Ein- 
verftänbniffes. Sie ſchließt alfo keineswegs aus, auf ein Einverfländnis der Ber 
teiligten aud) in Betreff folder Maßnahmen Hinzuwirten, welche zwar ‚night unter die 
für ben Fall des Zwanges gegebene engere Begrenzung des sfenttigen Jutereſſes 
fallen, dennoch; aber zur befjeren Erfüllung ber den Gemeinden geſteliten öffentlich 
rechtlichen Aufgaben als zwedmäßig ericheinen. 

Den Beftimmungen in Nr. 3 de6 $ 2 LEO. liegt die Abſicht zu Grunde, den 
Vefchlußbehörden einen voirffamen Einfluß auf die Vornahme tommunaler Ber- 
änberungen zu ſichern, gleichzeitig aber das diecht des Staates auf bie endgültige 
Enticheidumg zu wahren. Deshalb if die Beſchwerde an den Provinzialrat und. dem 
Oberpräfidenten für ben Zall, daß er das Öffentliche Intereſſe durqh den Beſchluß 
des Provinzialrats gefährdet erachtet, die Beſchwerde an das Staatäminifterium offen 





SO. $ 2%: Auseinanderſetzung bei Bezirköveränderungen, 19 


gelaffen. Für die Einlegung der Beſchwerde durch den Borfikenben des Bezirks 
ausihuffes und Probinzialrat3 gelten die Borfhriften des $ 128 2BG. Die Be 
{werde an das Staatsminifterium fteht nicht dem Beriigten, fondern nur bem 
Dberpräfidenten in feiner Eigenſchaft als Borfigender des Provinzialrats zu. Den 
von der Eingemeindung betroffenen Kommunalbezirten und fonft Beteiligten ſeht nur 
die Belchtwerde an die übergeordnete Seihluhbehörde nad; ben allgemeinen Grund« 
fägen des $ 121 2BG..offen. (DEG. 22, ©. 84, 87). 

Bei Beurteilung ber —X ob Landgemeinden und Gutsbezirle ihre öffentlich“ 
xcchtlichen Verpflichtungen zu erfüllen außer Stande find, follen nad Nr. b des $ 2 
2SD. Zuwendungen, melde Gemeinden oder Gutsbezirken vom Staate ober 
größeren Kommunalverbänden zuftehen, nicht als beftimmend eradjtet werden, wie 
38. die Zufhüffe zu ben Befoldungen ber Lehrer nad) den Gefegen vom 14. Juni 
1888 und 31. Dlärz 1889, Bumendungen zur Ausführung von Wegebauten, wohl 
aber die Beihilfen, weiche bie Sandarınen-Berbände gemäß 5 36 des Ausführung 
Geſetzes vom 8. März 1871 zu dem Bundesgeſetze über den Unterftügungs-Wohnfi 
unvermögender Drisarmen» Verbände bei nachgewiefenem Bedürfniffe zu . ge- 
twähren haben. 

8. Veränderungen folder Gemeinde- und Gutsbezirksgrenzen, welche zugleis 
Amtsbezirfögrenzen find, ziehen die Veränderung der leteren ohne Weiteres naı 
fih, (8 49 Rr.-Orbn.). Demmad) bat die Veränderung eines Gemeindebezirts bie 
Abänderung des Polizeibezirt von felbft zur Folge. Bur Veränderung des Ieteren 
bedarf «8 eime8 befonberen YAusfprudes nicht mehr. Weränderungen folder 
Gemeindegrenzen, welche zugleich Kreisgrenzen find, ziehen bie Veränderungen diefer 
Freisgrenzen und wo die Kreis und Mahlbezirksgrenzen zufammenfallen, die Ber- 
änderung auch biefer Teiteren von felbft nad) fi. (8 3 bl. 3 8. Orb, 
DNB. 1864, ©. 267). Veränderungen folder Gemeindegrenzen, weiche zugfei 
Brovinzialgrenzen find, ziehen auch die Veränderung der Iegteren nad) nd ($ 
Beov.-Ord.), desgleiren aud) die Veränderungen der Megierungsbezirte, ohne daß e8 
dazu einer befonderen Genehmigung bedarf. ıBMB. 1879, € 3. Dit der Ber- 
änderung ber Grenzen ber Gemeinde md Gutsbezirke ändern fih von felbft auch 
die Grenzen der Selamt-rmenperbände, zu beneu 4 gehören. (OB. 16, ©. 235). 
Rach ME. 17. Juli 1901 (©. 194) findet $ 3 Abf. 3 der -Kr.-Ord._ auch auf die Gülle 
der Eingemeindung ganzer Gemeinden in eine einen befonberen Stadikreis bildende 
Stadtgemeinde Anwendung. CS erfolgt deshalb der Erlaß eines: befonberen Gefehes 
zur entfpredenden Seränbering der Rreisgrenzen nicht mehr. Es fönnen dal 
au in Zufunft bei kommunalen Veränderungen der in Rede ftehenden Art Ber 
einbarungen, bie eine Abrveihung von den geemmen Lorfgriften der Semeindegifete 
enthalten und zu ihrer Gültigkeit eines Altes ber Gefeggebung bedürfen würden, 
nicht mehr getroffen werden. 


9. Auseinanderfegung. Abweichend von $ 40 Zufl.-Gef. 1876 und 
88 3 und 4 Kr-Ord. fol nad) $ 8 Abf. 2 Zuf.-Gel. bezw, $ 3 2GO. die infolge 
einer Veränderung der Gtabtbezirte notwendig werbende Yuseinanderfegung durch 
den BezirBausjpuß bewirkt werden. Im öffentlichen Intereffe erfheint e8 erforder 
ich, aud; wenn Streitigfeiten über "bie YAuseinanderfegung entfichen, toenigftens 
eine vorläufige Ordnung der Berhältniffe erbeizuführen. 

Ueber bie Grundfäge, welche bei_ber gtuseinanberfetung, au befolgen find, 
geben die MR. 21. April 1891 (Ann. ©. 892 und BMB,. 1845, ©. 116) nähere 
Vorſchriften, welche jedoch nicht durchgängig mehr anwendbar find. Im allgemeinen 
iR nad den Grundfägen bes Rechts und der Billigkeit zu verfahren und als Megel 
der Grundfag fezuhalten, daß eine im Öffentlichen Jniereſſe als notwendiges Be- 
bürfnis_ ertannte Bezirtöveränderung an fi) miemals zu einem GEntihäbigungss 
anſpruch, fei es der verlleinerten Korporation wegen Verminderung der Steuerkraft 
ober ber vergrößerten wegen Bermehrung ihrer Vebürfniffe, führen fol. Leder 
Zeil einer Gemeinde fheidet durch Erfommunalifierung von felbft, fo weit nicht be- 
fondere Rechtstitel ein anderes begründen, aus allen Rechten und Pflichten, weldje 
ihm auf Grund der bißherigen tommumalen Zugehörigkeit zuftanden oder oblagen, 
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aus. Ein gegenfeitiger Rechtsanſpruch auf Entſchädigung iſt nicht vorhanden. 

WO8G. 9, , 2). 

a) Als Ausnahme von bdiefem die Megel bildenden Rechtszuſtande ſtellt ſich die 
Laft ber öffentlichen Armenunterftügung dar. Bis zur bewirkten Autseinander- 
fegung puftet die Unterftügungspflicht, mit, welchen der frühere Ortsarmeit- 
verband belaftet war, ungeteilt und gemeinfhaftlic auf denjenigen Ortsarmen« 
verbänden, welche infolge ber Grenzveränderung aus dem früheren Ortsarmen- 
verbande hervorgegangen ober benen größere oder kleinere Stüde des Bezirks 
des — risarmenverbandes zugelegt worden find. (S. Wohlers, das 
Leigezel. über ben Unternäkun wohnt zc., 5. Auflage ©. 102, 108, PBB. 9, 

©. , OBG. 13, ©. ), fee. 7, ©. 348, insbejonbere über die öefichts- 
te für die Ben-fung der Entſgädigung bei ausſchließlicher Uebernahme 

er Armenpflege.) Die gemeinfhaftliche Verpflichtung erftredt ſich nicht lediglich 
auf bie in dem abgetrennten Zeile bereit$ vorhandenen Armen, ſondern auf bie 

Armenlaſt überhaupt, fo weit fie auf dem verfleinerten Berbande ruht. Sie 

umfaßt daher in Ana new entftehende Armenlaften für diejenigen, welde 

ben Unterflügungs-Wohnfig in dem früher ungeteilten Berbande erworben und 
jur Beit des Hervortretens ihrer Hilfsbedürftigfeit noch nicht verloren haben, 
jowie für folche Perfonen, bie ihren N vn jenen ableiten. 

Solange nicht eine Augeinanderfegung über die gemeinfchat lid Armentaft nad) 

den Vorſchriften im 53 LEO. flaitgefunden hat, haften bie be .ıligten Verbände 

Dritten gegenüber mein feoklic. Uebernimmt bei dir Auseimanberfegung 

einer ber beiden Verbände die Armenlaft allein, fo find duch Beſchluß der Aus« 
einanderfegungsbehörde oder in dem nadjfolgenden Bertaltungsftreitverfahren 
geeignetenfals, d. i. fofern befondere Umftände es aus Billigteitsrüdfichten 
erheiichen, Beftimmungen über die Ausgleihung ber —— jen Inter» , 
effen der Beteiligten zu treffen. Der Durchſchnitt ber im Laufe einer Reihe 
von Jahren zur Beftreitung der Armenlaften aufgewendeten Beträge einerſeiis 
und die Steuerkraft andererfeits, nach der die Befiter und Einwohner ber abge 
trennten Grundftüde von bem Armenverbande, aus dem fie ausſcheiden, gemäß 
& 8 des Ausf.-Gef. vom 8. März 1871 herangezogen werben durften, fann als 
Mabfab für die Verteilung der Fa zwilhen den Berbänben oder für die Be» 
meflung einer dem entlaſteten Berbande aufzuerlegenden Boraugleiftung oder 
Beihitfe dienen. Eine Beihilfe kann fowohl als SKapitalabfindung, wie in 
Geftalı jägrlicer Zufhüffe, je nach Bewandtnis der Umftände mit dem Bor- 
behalt ihrer Ablösbarkeit und aud) unter Verbindung beider Arten von Leiftungen 
mit einander zugebilligt werden. 

b) Durd 83 Abſ. 2 LGO. hat außerdem: bie Regel, daß ein gegenfeitiger Auſpruch 
auf Entſchadigung wegen etwaiger Mehr» oder Neubelaftung mit kommunalen 
Pflichten nicht befeft, eine wefentliche Aenderung erfahren. Dadurch iſt den 
Seſchlußbehorden und den Verwaltungsgerichten eine weitgehende Befugnis zur 
Berüdfihtigung ber von folhen Auseinanderfegungen berührten Intereſſen ber 
Beteiligten nad billigem Ermeffen eingeräumt. Das Verfahren nad) $ 3 L6D. 
iſt nicht zur Fchflellung der unter den Beteiligten ſtreitig gerordenen, gleichviel 
ob aus dem Gejepe ſih ergebenden oder vereinbarten tehtlihen Folgen einer 
Kommunal Bezirköveränderung md vollends nicht zu deren abweichender Ber 
ſtimmung, fondern tediglih zur Auseinanderfegung im Falle einer durch 
die Bezirtöveränberung entftandenen Gemeinfamfeit Tommunaler Rechte und 
Bfliten, ſowie zur Ausgleichung ber Öffentlicherechtlichen Sntereffen den Be- 
feiligten gegeben — letzteres umter der Borausfegung, daß eine Ausgleihung, 
aus befonderen Gründen (im Gegenſatze zu der bloßen Tatſache einer! 
Aenderung des befagten kommunalrechtüchen Zuftandes) gerechtfertigt eriheint. 
(O8. 33, ©. 151). 

Die Worte „erforderlichen Falls“ im Abſatz 2 bedeuten, daß ein Ausgleich 
nur beim Borhandenfein befonderer Villigfeitögründe zu gewähren if. Hierfür 
würde die einfache Tatſache der in ber Sieuerkraft ber Beteiligten eingetretenen 
Berfchiebungen nicht genfgen (DBE. 83 ©. 163, PEB. 20 ©. 168, NUB. 32 
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22 ©. 167 u. 898). Daß ſolche befondere @rünbe vorliegen, hat derjenige nad 
weifen, welcher eine Ausgleihung fordert. Dabei iR die Aufzählung im — 
nicht als erfchöpfend anzuſehen (PUB. 22. ©. 167). 
ur Begründung des Anſpruchs auf Zubilligung einer Entſchädigung gemäf 

88 is if Ger Naghweis erforberli ke, — wegen —A— 
—— Gemeinde durch die Bezirlöveränderung eine Etleichterung im ihren 
Öffentlich-vechtlihen Berpflichtungen erfahren hat und zur Gewährung der Ente 
ferigung fähig if, andererfeits daß der Gemeinde, bie entfchäbigt fein will, durch 
die hin [Soeränderung neue Ausgaben fen find, welche ennveder bie Leiftungs- 
fähigteit Überfteigen oder doch der Billig icht entiprechen. Der Entfchädigungse 
i die zum Zeit der eingetretenen 





anfprud) ift nad) den Berhältniffen 1% beurteilen, 

Bezirksveränderung beftanden. (BEE. 4 ©. 149). 

Ob die Beihilfe als Kapitalabfindung ober in der Form jährlicher Zufchäffe 
ober in anderer Art geiährt wird, it in das billige Ermeffen der bei der Auto 
einamberfegung beteiligten Verwaltungs bezw. richterlichen Behorden geftellt 
(D86. 33 ©. 137), 

8 3 Mb. 2 bezieht fih anf alle im 8 2 86O. erwähnten Bezirke 
veränderungen, fowohl auf die Infommunalifierung, event. nad Auflöfung des 
bisherigen Rommumnal-Berbandes, als auch auf die Abtrennung von Parzellen 
(O88. 26, ©. 97), auch auf den Fall ber Umwandlung eines Gutsbeziris in 
eine Gemeinde (OSB. 36 ©. 148). 

<) Die privatrehtlicde Auseinanderjegung, welde fi gleichmäßig auf Ber» 

en und Edulden erftredt, it nur ar bie en ge des es 4 im 
Abfa 2 gebunden; im übrigen ebenfo_wie bei Öffentlich-redytlichen 
geihungen, das bilige Grmefien Dep Sreißansfeguffe bey. ber Infanzen da 
Streiwerfahrens. Bei der Bereinigung mehrerer Gemeinden dur ildun 
einer dritten ift für bie Auseinanderſetzung der Sat 4 abfolut maßgebend, naı 
welchem bie neu gebildete Gemeinde bie Trägerin der Bermögensrechte der 
untergegangenen Korporationen wird. Bei der Vereinigung mehrerer Gemeinden 
durch Cinverleibung gilt ald Rechtsnorm, daß das Vermögen der einberleibten 
Gemeinde an die als Perſon des Privatrechts unverändert gebliebene vergrößerte 
Gemeinde übergeht. Bei Abtrennung von Parzellen behufs Einverleibung in 
«ine andere Gemeinde ſcheidet die Parzelle aus allen Rechten und Pflichten ber 
bisherigen Zugehörigfeit aus, ein gegenfeitiger Rechtsanſpruch auf ‚Sntthädigung 
iſt mang befonderer Rechtstitel nicht vorhanden. Diefelben Grundfäge fü 
auch auf den Fall anzumenden, in welchen aus ber außgetretenen Parzelle eine 
neue Kommune gebildet wurde, ohne daß der Fortbeſtand der Stammfommune 
‚alteriert wird. aber hier der neuen Gemeinde vor der Teilung feitens 
‚eines ber Intereſſenten eine VBermögenszumendung verſprochen und wird bie 
Königl. Genehmigung zu ber Bezirköveränberung mit Rüdficht auf biefe Zufage 
‚erteilt, fo R Ser Ipäteren 1 Jurinithen Berfon ein Klagerecht aus dem Ber- 
ſprechen zu ( 10, 5. 242). Sollte ein Fall vorkommen, in welchem die 
‚alte Kommune durch die Teilung zu exiſtieren aufhört, unb mit Benugung des 
materiellen Beſtandes derfelben neue Kommunen gebildet werden, fo tritt 
gemeinſchaftliches Eigentum bis zu einer Auseinanderjegung ein, in welcher die 
neuen Gemeinden Kehtsaniprühe auf verhältmisinäßige Anteile an dem Ber- 

. mögen ber zerlegten Gemeinde zu machen haben. (Reil, ©. 73 u. fi.) 

3) Durd) $ 3 %6f. 2 2GO. iR außer Zweifel gefellt, daß bei Eingemeindungen 
eine gelumg der Berhältniffe dahin nicht außgefchloffen ift, daß während einer 
beftimmten Uebergangsgeit die Angehörigen der einen Gemeinde ftärter als bie 
anderen belaftet werben dürfen. Zur folk Boraugleiftungen lonnen verpflichtet 
werben diejenigen, welde in eine Kommune eintreten, in der ſchon Einrichtungen 
für tommunale Zwede befichen, fowie diejenigen, melde „vorwiegend“ Laften 
in die Gemeinfhaft bringen. Die Borausleiftungen fowie die Beihilfen können 
einen danernden Charakter tragen. Ob und inwieweit zum Zwede einer Auße 
gleichung der dffentlich · rechtlichen Intereſſen einzelner Beteiligten im Verhältniſſe 
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J 35. anderen Beteiligten eine Vorausleiſtung oder — bis zu. ber geſetztich zuge · 
2, Taffenen Höge Bin — eine Beihilfe aufzuerlegen iſt, unterliegt nad) Billigieus- 
rüdfihten dem freien Ermeſſen der Beſchlußbehoörde oder des Verwaltung 
xrichiers; bie Ansgleichung tan mittels Eingriffs aud in Privatredhte ber Ber 
r teiligten (3. 8. durch. die Anorbmung, bes Üeberganges von Eigentum) durch⸗ 
:.. geführt werben, Geſichtspuntte zur Beurteilung der Frage, ob die Bezirks- 
. Veränderung eine Berſchlebung der ‚öffentlichen Laften: in einem Umfange 

..Berbeigeführt hat, der eine Ausgteichung vom Billigkeiteſtandpunkie erforderlich 

N" ‚macht, insbefondege. bei Schuldanleihen für gemeinnügige Anlagen (mie Chaufler- 
» mb Sulbanten) ‚oder. für Chauffeebauten unternonunene Prägipnafleiftungen, 
3. bi der Unperpaltung Don. Brunnen und Zeuerföfchgerätichaften, bei Shul« 
eiträgen tımd Koſten der Ortäverwaltung, bei den Wege-, Gräben» und, .Brürfen- 
+ ‚laften .f.- OBG. 38, ©. 151 u. fi. Die Jagbnugung gehört nicht zu den 
Segenftänden der Auseinanderfegung. ” nn 
“7 Bereinbarungen, weldje zum Zwede der Einverleibung ‚von Grundffden 
ar ben Bezirk einer Gemeinde gwiſchen diefer ind den Grunbeigentümern über 
die Modalitäten der Beitragspfücht der Ieteren zu beit Gemeindeabgaben ge» 
" troffer find, ſtehen der fpäteren Abänderung der Ortsverfaffung bezüglich, des 
» : Maßftabeß für’ die Verteilung ber Gemeindenbgaben aud; dasın nicht entgegen, 
%, wenn durch dieſelben die Eigentümer jener Grundftäde über das durch „jene 
#5 - Bereinbarnngen beſtimmte Maß hinaus belaftet werden (OB. 14,'©. 186). 
e) Die Auseinanderfegung ift erit in Folge, alfo nach erfolgter Veränderung der 
"Grenzen des Stadibezirts vorzunehmen. ($ 8 Abf. 2 ZuftGeſ. 8.4: LED) 
Dies ſchließt indeſſen nicht aus, daß die zuftändigen. Behörden. bei ben Ber- 
hanblungen über bie Veränderung von Kommunalbezirtsgrenzen- auf dag Zus 
s Bandelommen ' entfprechender Vereinbarungen hinwirken, durch welche etwaigen 
‚aus der Veränderung für ‚ben einen oder beit anderen Zeil zu erwartenden 
6. Nachteilen oder Unbilligfeiten vorgebeugt wird. Derartige Abmadungen : find 
s.i night Gegenfland . der Auseinanderſetzung im inne. der hier in Betracht 
2." Tommenben_gefeglihen Beſtimmungen. 
Die Klage einer beteiligten Gemeinde gegen eine mitbeteiligte behufs Ab- 
Änterumg. der von bem Bezirtsausſchuß befcloffenen Auselnanderfegung if an 
= eine ’ziveiroöchentliche Frift geknüpft. 

n Das Xuseinanderfegingsverfahren kann mit bem Umgemeindungsverfahren 
nicht verbunden werden, ebenſo ift es unzuläffig, den Auscinanderſetzungsbeſchluß 
mit dem Umgemeindungsbefchluffe zu verbinden, da die Augeinanderfegung - eine 
„bereits vechtötcäftige Umgemeindung zur Borausfegung Hat. Iſi ein Aus- 
einanderſebungsbeſchluß unzulaſſigerwelſe erlaffen worden, bevor er erlaffen 
werden durfte, ſo ift gleichwohl die Klage im Berwaltungsftreitverfahren micht 

. anal, fie kann aber nur auf Befeitigung des Beſchluſſes gerichtet ‚fein. 
(O88. ©. 1). 5 


10, Zu $ 4 LGO. Die Beflimmung des $4 80. betr. Streitigkeiten 
über bie Grenzen der Stadtbezirke, Landgemeinden und Gutsbezirke entfpricht 
den 88 9 und 26 Zufl.-Gel. 

- Die Frage nah der kommunalen Bugehörigleit eines Grundftüds wirb ber 
Ra nad al Inzidentpunkt in einen Gteeitverfahren Bedeutung gewinnen, 
. 8. bei Streitigteiten über die Teilnahme an den &emeindenugungen, 'tegen 
peranziehung zu den Gemeinbelaften (BMB. 1875, ©. 42, 1875, ©. 122). Ir 
alien dielen fällen erfolgt bie Entfeibung über die. Grenzen. der Gemeinbebezirie 
nur in Beziehung auf ben Gegenftand der lage und nicht mit der Wirkung, daß 
biejelbe darüber hinaus für alle ans der Tommunalen Zugehörigkeit eines Grundftäds 
br} ergebenden rechtlichen Folgen beftinmend wäre. (ine derartige allgemein maß- 
gebende Megelung ftreitiger Gemeindegrenzen im Wege des Steeierfahrens iſt erft 
duch $_9 Zuf.rÖel. 5 L LED. eingeführt, 

So wenig eine durch bie kompetenten Orgarte der Staatsgewalt angeorbnete 
Beränbering des Gemeindebezirk im orden tlichen Mechtöwege angefochten werben 
taun (SMB, 1862, ©. 288), fo wenig ift derſeibe auch —X Aber den Umfang, 


& 
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eines Gemeindebezirls, gleihviel, ob es fi um bie Feſtſtellung bes bereits. bee 
Hehenben oder um die neue Begründung foldjer- Berhättuiffe handelt... Demgemäß ift 
der ordentliche Rechteweg auch darüber nicht flatthaft, zu welchem Gemeindebezirke 
biefes . oder jenes Grundftüd gehört oder ob eine Gemeinde die Grenzen ihtes 
Bezirkes_überichritten & (ER. 10. Jemar 1852, JMB. ©. 69, IJMB ©. 493, 
ENB. ©. 42. OT. Strietb. Arh. 7, ©. 323). Eine Ausnahme von diefer BE 
dritt ein, wenn :in einem Prozeſſe über vein privatrechtliche Angelegenheiten, z. B. 
Hber das Eigentum an einem Grundftüde, jene Frage als Inzidentpuntt auftritt. 
Alsdarın ‘hat der Richter auch über fie zur entfcheiden; aber feine Entfceidung gilt 
nur · zwiſchen den Prozeßparteien und nur für ben privatrechtlichen Gegeiiftand des 
Brogefies, der Stadibezirt als folder wirb von der Enifcheidung gar nicht berührt! 
2° Dit Streitigkeiten der im $ 4 LED. bezeichneten Art Mönttert nicht entſchieden 
werben, ohne die Befer derjenigen Grundftüde, über deren Iommunale Berhältiffe 
entfdjieben werben fol, derartig an dem Gtreitverfahten zu beteiligen, daß. fie in die 
Lage kommen, ihr rechtliches Intereſſe zur Sache zu vertreten und nötigenfalls durch 
Finlegung: von Rechismitteln zu verteidigen. (OBG 10, ©. 9%). Cs müflen 
lonach alle Bersitigten von. Amtswegen, und zwar ſoweit fie nicht fhon als Parteien 
auftreten, durch Beiladur ugregin werben, auch in dem weiteren Inſtanzen des 
Beriahreng,: ſeibſt wenn fie ein Rechtsmittei nicht eingelegt ‚haben ober das von 
anberer: ®eite eingelegte Hechtsmittel nicht ausdrücklich. gegen fie mit, gain iſt. 
Sm. einem ‚Streitverfaßren über die fommmmale Zugehörigteit von Grundſtücken 
kommt den Parteiertlärungen eine unbebingte Bedeutung nicht zu, zumal wenn ſich 
gegeir deren Inhalt aus dem fonftigen Tatbeftande wefentliche Bedenken ergeben... . 
Soll über die Eigenfaft einer Ortichaft ais Gemeinde oder eines: Gnts als 
Butsbezixt igeftritten werden, fo bedarf es der Beteiligung eines Kommiſſars zur 
Bahrnehmung des Öffentlichen Intereſſes im Streitverfahren, und. zwar: vom ün ⸗ 
Peginn an in erfter Inſtanz. Sie iſt nur dann entbehrlich, wenn lediglich über bie 
Srengen anerfannt beftchender Gemeinden und. Gutsbezirie geſtritten wird, wo bie 
beteiligten Gemeinden die -Barteien bilden. 2 j 
1 Streitigkeiten Über, beftchende Grenzen Lönnen durch einen negativen Ausſpruch 
des Bermaltungsrichters dahin entſchieden werden, daß gewiſſe Grundflüde nicht. als 
Zeile eines beftimmten Stadtoczirkes anzufehen find. : Ein pofitiver Ausſpruch über 
Die kommunale Zugehörigkeit der fraglihen Grumdftüde muß nicht notwendig gleiche 
zeitig mit jenen erfteren Ausſpruche getan: werben. > 
N ‚Eine. Gemeinde Tann eine Entſcheidung darüber verlangen, ob ein benachbartes 
Sur, gang — Zeil zu ihrem Gemeinbebezirt gehört, aber micht barüber, ob 
ein foldes Gut einen felbftändigen Gutsoezirt bilde, Teil eines anderen Gutsbezirts, 
ader tonuuunalfrei fei. Berlangt eine Stadtgemeinde, welche einen eigenen Stadtkreis 
bildet, durch die Mlage im Berwaltungsftreitverfahren, ein Anertenntnis darüber, daj 
gewiſfe Grundftüde nicht zu einer Pandgemeinde, fondern zu ihren Gemeindebezirke 
Behören, fo hat fie biefen Anfprud) .ausichliehlid gegen die Landgemeinde und nicht 
auch gegen den Kreis, zu weldhem bie gedachten Grundftüde-gehören, zu verfolgen, 
Befeglige ‚Beftimmungen, baß in einem folden falle eine Feſtſehzung der Kreise 
grenzen dor den Berwaltungögerichten erfolge, gibt «3 nicht. 
b Eine Stadt kann über die fommumale Bugehörigleit eines ihr gehörigen, 
außerhalb ihres Gemeindebezirk gelegenen Grundftüds nur in ihrer Eigenſchaft als 
privater Eigentümer Klage erheben. (PUB. 4, ©. 3.) 
I Eine Klage über die Anerkennung der Kommunalfreiheit eines Grundſtüds 
Icdt voraus, daß von irgend einer Seite, jei e8 von Geiten des Befiers, oder einer 
Gemeinde, oder des Vertreters eines Gutsbezirks die Bugehörigleit des Grundftüdes 
gu) einem beftimmten Gemeinde oder @utöbezirfe behauptet und unter ihnen ober 
mit ber Behörde darüber geftritten wird. in folder Streit kann nicht zwiſchen 
dem Bertreter des Öffentlichen Intereſſes und dem Grundftüdsbefiger allein zum 
Austrag gebracht werden. Unter allen Umftänden müffen die Vertreter der babei 
intereffierenden Gemeinden und @utöbezirte zugezogen werden (OBG. 7, ©. 192). 
Entſcheidungen, welche von ben bis zum Eintreten der Berwaltungsgerichte 
uftändig geivefenen Bertwaltungsbehörden Ichiglich auf Grund ihres Auffichtsredhte 
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über ftreitige Ocmeinbebezirtögrengen erlaffen find, haben nicht gleich ben unangefochten 
jebliebenen oder in letter Inſtanz ergangenen gerichtlichen und Bertaltungegericher 
ichen Urteilen endgültige Zuſtände — tdnnen und ſchließen ſomit weder Ant 
der Beteiligten auf erneuie Prüfung aus, noch auch werden durch fie 
Berwaltungsbehörden felbft an einer fpäteren abtveicenden Entiejeibung behindert. 
(D86. 2, ©. 97.) Organifatoriihe Verwaltungsaite jegen, insbefondere Ein⸗ 
md. Umgemeindungsalte, mögen diefelben vor ober nad) Einführung der Kreisorbnung 
und Buf änbigteitögefege eriaſſen fein, hat _ber Berwaltungsrichter nur nad der 
igtung vn — — Sue gr —ã den van Et he 
nad der Michtung ber den Borausfegungen ber Alte, jen. 
(089. 2, ©. Fre BER. %0, € 270, 345.) J 
11. Zu 534 Abi. 2. Bei Streitigkeiten über bie Srengen ber Stadt» 
bezirke, Landgemeinden und Gutsbezirte kann es, wie in den Fällen 589.2 
uf.-Gef., 3 3 Abf. 1 2ED,, unter Umftänden einer vorläufigen feung im 
jerwaltungsiwege bebürfen, weshalb $ 4 Abi. 2 LED. auch biefen, offen läßt. 
Diefer vorläufige Beſchluß bildet jedoch nicht, wie im alle des $ 8, eine notwendige 
Borausſ iv_ daS nachfolgende Bermalt itverfahren. Er kann noch im 
Laufe bi 8 Berfaßrens jefaßt werben. Die je if den Beſchlüſſen gegenüber an 
feine Feit gebunden. Erfolgt eine folde vorläufige Beihlußfaffung des Bezirke 
ausſchuſſes iſt bis zur rechtsträftigen Entſcheidung im ——— bee Ber 
fhtuß für das gefamte Öffentliche Rechtsgebiet, insbelondere alfo für alle öffentlichen 
Mehte und Pflichten der beteiligten fommunalen Bezirke, maßgebend, Das Wort 
beftchenden“ ift int Gegenfa zu $ 3 LED. und $ 8 Zuft.-Gef. gebraucht, wo vom 
Grenzen, welche verändert werben follen, die Rebe ift. 
Das Interimiſtikum hat bis zu feiner Befeitigung durch das Urteil im Gtreit- 
verfahren die Bedeutung, daß auf Grund besfelben öffentliche Laften und jaben 
jeforbert, aber auch Öffentliche Rechte ausgeübt werben Tönnen. Da Tediglic 
Beratup bes Kreisausihuffes bie Grundlage dieſer Rechte und Verbinblichteiten ift, 
fo werden bier Magen auf Erfüllung öffentlich-rechtlicher Verpflichtungen erhoben, 
ohne daß das Bermoltungsgeriät in der Sage wäre, über die Richie der dem 
Beihluß zu Grunde liegenden Rechtsanſchauung zu erkennen; dies bleibt vielmehr 
dem Gtreitverfahren ül die grundfägliche Regelung ber ge ſelbſt Ube⸗ 
laſſen. Stellt ſich in Biefem heraus, daf die Regelung eine iretümliche geweſen, fo 
iR cine Müdforderung des Geleifteten, und zwar im Rlage- ober ‚Bermaltungge 
Rreitverfagren nicht ausgeihloffen, fofern nur die Entfhäbigungsforderung verhtlid; 
begründet werben Tann. Die Erhebung des Entiädigungsanfpruces if an feine 
Frift gebunden. (OBG. 20 ©. 168.) 
Beſchlüſſe der Segietsausfchäffe über bie beftehenden Grenzen der Gemeinber 
(Stabt-) und @utsbezirke, fowie über bie Eigenichaft einer Ortſchaft als Land- 
gemeinde ober eines Gutes als felbftändigen Gutsbezirk äußern vechtliche Wirkung 
nur FOR die Zukunft, interimiftifch dis zur redtöräftigen Entfheidung im Bere 
maltungsftreitverfahren; rüdtwirfende Kraft für bie Vergangenheit wohnt ihnen nicht 
bei. Sie ſtehen daher für die Zeit vor ihrem Erlaffe einer abweichenden richterlichen 
Aingibentfefftetung tonmunaler Buftände oder Eigenſchaften nicht entgegen und 
ihließen die auf einer foldjen Zei Melung berußenbe ur oder Aberfennung von An» 
fprüchen nicht aus, — jcdod mit der adobe, daß dadurch nicht Anfprüchen auf 
ber ande aan fommumalen Verhẽ — en hei welche 
em rundfägli und endgültig zur verwaltungsgerichtlichen ung ger 
Tangen. 88. 3, S. 146.) es er en de 4 
Der Beſchluß kann nicht etwa gelegentlich eines anderen Rechtsſtreites auf 
feine Rechtsgültigfeit nadhgeprüft, fondern einer Korrektur durch bie Berwaltungs- 
geriähte nur in nem Berl jten unzhegeh meiden, welches ſich direft — Kg 
iv mit bdemfelben jenftand — der iſtellung der Grenzen — zu befaflen 
(086.2, 6.8) ® ni 
Im alle des 8 4 Mb. 1 enticheibet für den Gtabtfreis Berlin im Ber- 
waltungöftreiwerfahren an Stelle des Bezirksausſchuffes das OBO. (8 21 Zuf.-Gef.). 
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jen umberüßrt. Veränderungen in kommunalrechtlicher Beziehung üben feine Ein- 


Aenderung des räumlichen Geltung 
der_Polizei-Berorbnungen, zur Folge babe, beftritten. Während nad ber einen 

t regelmäßig ältere Polizeiverorbnungen in einem neuen Gebietsziwachs ispo 

m Geltung erlangen follen und nur ausnahmsweiſe aus gang befonderen 
inben das Gegenteil anzunehmen fei, it mach ber anderen Anlıcht (RZE. 23, 
©. 804. Rofin, Er Berordnungsredt 2. Aufl. ©. 212 Arm. 4) das allein richtige” 
Berhältnis gerade das Umgefehrte (f. Jebens, Abhandlung PB. 22 €. . 
Stephan, die Beränderung von Gemeindegrenzen unb ihre Rechtsfolgen, Berwaltungs« 
Ardiv 11 ©. 8%, O8G. 37 ©. , 18 6. 302, 35 ©. , 18 &. 69, 16 
©. 277, BEL. 12 8.205, 15 &.511, 4 ©. 591, ROE Johow Jahrb.20, IC. 57). 
Daß das drtlihe Recht einer Gemeinde im ber zugeſchlagenen Gemeinde nach der 
Sereinigung ohne Weiteres in Kraft tritt, nimmt OBG. 6 ©. 212 an. Nah 
om €. 49 bleiben dagegen bei Abtrennung eines Gebietsteiles ortspoligeilice 
tormen, welche für dieſen at Geltung erlangt haben, jelmäßig bei der Ab» 
trennung und Zerlegung zu einem anderen @ebiete auch fernerhin fo lange in 
Rraft, bis fie autgedoben werden. (Anderer Anfiht OBG. 37 ©. 405.) 
Einzelnen in folgende Entſcheidungen hervorzuheben: 
it ber Erweiterung des Gtabtgebietes erweitert ſich nicht ispo jure der 
Bereich einer ſtadtiſchen Feuerfozietät, melde Kraft misticer Verordnung mit 

Berfiherung: ir die zur inneren Stadt —E rundſtũce ereidtet 
mworben if. Der Berficherungs —J ergreift nicht auch Die fpäteren 
weiterungen des Gtabtgebiet3 (RZE. ®. 28, ©. 800). Ebenfo — wird eine 
Landgemeinde bei der inigung mit einer Stadtgemeinde, bie gemäß $ 1 des 
Gefeges vom 18. Mai 1868 (1. $ 56 Nr. 3) den Öchladhtzivang eingeführt Hat, 
Icon durd die Eingemeindung dem Schlachtzwange unterworfen. Cine befondere 
Beröffentlichung des Beſchluſſes der Einführung des Zogagngnoes in der 
einverleibten Gemeinde iſt vielmehr erforderlich (hat. 48, ©. 275). 

Wird ein Gut ober fonftiger Kommunalbezirt mit einer Stadtgemeinde 
vereinigt, fo erlangen die Angehörigen des eingemeindeten Bezirks ohne Weiteres 
das Bürgerredht in der aufnehmenden Stadt, fofern fie bereits im Befite der im 
85 SD. vorausgefegten Eigenfchaften find, und Au Pi daß fie zur Zahlung 
von Cürgersehtägelb verpfitet fnb. (DBO. 8 ©; 80) j 

Im le von ‚Singemeinbimgen müffen fich die Beamten der einzuuer- 
leibenden einde die Uebernahme in das neue Gemeinweſen ee jaffen. 

Rad $ 27 Ziff. V des Schrerbefolbungsgefeges vom 8. März 1897 fol, 
wenn innerhalb mehrerer Gemeinden bie Grenzen geändert werden, berjenige 
Betrag, um melden fi, nad den Beftimmungen des zitierten $ 27 der für 
fämtliche beteiligte Gemeinden zu gemährende nntsbeittag verringern würde. 
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auch ‚ferner fortgezahlt werben. In dem Ause inanderſetzungs · Verfahren, welches 
fi) an bie Abänderung der Gemeindegrenzen napft wird aud) darüber verhigt, 
ran wen im inne ber Befimmungen des $ 27 zit. diefe Fortzahlung zit leiſten 
iſt. Die Beftimmung des 5 27 Fiff. V indet auch auf die Falle Anwendung, 
‚An denen ‚mehrere: Gemeinden zu einer Grlomigemeinde vereinigt: oder kleinere 
1. :@emeinden in_größere_einverleibt "werben. (ME. 29, April 1904.) 
Der nad) den; Gefeb vom 20. April 1892 6GS. ©. 87) von Stabt« 
:gemejnden mit Königl, Polizeiverwaltung zu beren Koſten zu leiftende Beitrag 
B em fi, wenn: infolge von Eine oder Außgemeindungen die Grenzen des 
2 Gtabtbezivig feit der Testen Bollszählung nerändert worden find, nach ber durch 
biefe ermittelten ortSanmwefenden Bivilbevölferung nicht des damaligen ſtädtiſchen 
:Zergitorinmd, fondern derjenigen Grundftüdt, welche bei Beginn: ded Beitrags“ 
jahres den Stadtbezirk bilden. (DVG. 86, &..109.) B 
. 18. Die im 5 2 lebt. Abf. ED, und im.g.2 Ziff. 8 LED. vorgeſchriebene 
Bekanntmachung erfolgt foftenfrei (MR. 21, Juni 1883, BMB. ©. 148). Die 
Mehtwirffamteit der auf Veränderung der Grenzen. ber. Gemeinden gerichteten Ber 
Shlüffe if pon dieſer Vekanntmachung nicht abhängig. (OBG,, PBL. 11, ©.- 869,7 
Für den. Begiun der Rehtäipirffamfeit if auch der Tag, a weihem fie befchloffen 
worden; ohne Bebeutung.: Mangels einer befonderen Beftimmung durch die. zufändige 
Stelle hängt der Beginn ber Rechtswirkſamkeit von der. Lage des einzelnen Falles ab- 
Dabei wi die zur Beichlußfaffung über die Augeinanderfegung berifenen Bes 
börben in&befondere zu berüdfichtigen hoben, wann die Bezirfsveränderung tatfächtih 
in Bollzug gi it Der zur Auseinanderſetzung berufenen, Beichhißbchörde. ber 
ge dem Richter in dem rn anfdjließenden Berwaltumgsftreitverfahren fteht auch 
ie Entf eidung” des, Streits darüber zu, von warn ab die dffentlich-rechtliche 
Wirtſamkeit 'einer Bezirlsveränderung, beilpielsweife das: Recht, zum Bezug von 
Bomimnelebgaben im Bereid;e umgemeindeter Grunbftüde, . beginnt. (OBG. 38, 
2. 162) ch MBB, 1893, ©. 235 ift die Wirffamfeit eines die Königl. Ber 
xchmigung zur. Vereinigung von Gemeinden ausſprechenden Allerh. Erlaſſes — 
son dem Zeitpunfte der Mitteilung desfelben an die Beteiligten zu rechnen, fal 
I: —*8 ferhöchften Erlafle ſelbſt nicht eine Beſtimmung über: jenen, Zeitpuntt ger 
fen iſt ) 
“=, Bon ber Beränderung, ſolcher Gemeindebezirkögrengen, ‘welche zugleich bie 
Grenzen von Amtsgerihtsbezirken bilden, iſt ſeitens des Begierunge- ——— 
dem räfdenten bes yuRändigen anbgerichts Witteilung zu masjen (BWB-1889,©.127). 
14. Die bei Separationen, Ablöfungen zc. für abgetretene Grundftüde 
and „Berechtigungen gewährten Landabfindungen erhalten in Anfehung ihrer privat- 
rechtlichen und fommunalen Berhältniffe die -Eigenichaften derjenigen Grundftüde 
and Gerechtigfeiten, für welche fie gegeben werben, gehen alſo ohne Weiteres in den 
Rommunalverband ber berechtigten Gemeinde über. Diefe im öffentlichen Rechte be- 
gründete Folge kann and nicht durch Prigatabtommen ausgeſchloſſen werden,: Um 
einem folhen Ablommen rechtliche Wirkung: zu verleihen, ‚bedarf es vielmehr außer 
ber, Zuftimmung ber beteiligten politifhen Gemeinden nod) bes Beſchluſſes dee 
Rreige beziv. Bezirtsausichuffes, durch weiche bie durd das Gefe beftimmten Ger 
meinbegrengen gemäß 88 2 Nr. 4 und 6 LSD. abgeändert werden. Ge⸗ 
meinheitsteil.«Orbn. 1. Jumi 1821, 8$ 147, 156, GS. S. 68, BMB. 1860,.©. 235, 
D.%, Strieth. 12, S. 9). J 
88. 


Me Einwohner des Stadtbezirk, mit Ausnahme der ſervis⸗ 
berechtigten Militärperfonen des akıiven Dienftitandes, gehören zur 
Stadtgemeinde. 

As Einwohner werden diejenigen betrachtet, welche in dem 
Stadtbezirk nach den Beftimmungen der Gefege ihren Wohnfig haben. 
71. Na den älteren‘ Städteverfaffungen Dentfchlands war die Gemeinde» 
angehörigfeit von dem Beſitze des Bürgerrechts abhängig und biefes wurde ent» 
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Armtı 
—— worden war, .führte „die Entwidel tung der foztalen Zuſtande "mit Ru) 
u 


erregh 
Die Tatſache des Aufenthaltes zur Grundlage der politiſchen Gemeindxrechtet zu machen: 
and. bie: gefdjichtli; überlieferte, von ihren Gruͤndlagen Losgelöte Bürgergemeinde 
im die fi. allein. noch als die richtige Form bes Gemeindeweſens barftellende Ein - 
wohnergemeinde umzugeftalten. In diefer auf ber Tatſache des Aufenthaltes ges 
gründeten Einwoßnergemeinbe findet die wirtfehaftlidhe Freiheit des einzelnen ihren: 
mtfpi ben Ausbrud. B 
; ‚Die Umgeftaltung der 'geihloffenen Bürgergemeinde in bie bloße Einwohner“ 
geimeinde:ift in.der SO. zur aneäfäßrung elangt. Nach der EtO, erſtredt ſich 
die Gemeindeangehdrigleit auf alle Ortseinwohner. Sie. wird. durch die Taiſache 
der Wohnfignahme erworben. ‚Alle Einwohner find, wie zur ARirbenugung, ber Gr 
meindeanftalten und zur. Teilnahme san den Nugungen und Erträgen des Gemeinde» 
vermdgens beredhtigt,: fo audy zum Beitrag zu ben Gemeindelaften vernflichtet. Nur 
das Recht zur ‚bme: am den Gemeindewahlen tind "das Recht dur Belleibung 
Bffentlicher Gemeinbeämter ift noch durch andere Vorausſetzungen bedistgt, der Haupte 
fache nady aber doch immer nur durd) .da8 Borhandenfeün eines: beſtünmt geörteien 
Aufenthaltes. Und diefes Recht, von der. StO. „B—rgerrecht noch .genaunt; if une 
ebhängig von ber Willensbeftimmung bes einzelnen Einwohners Tompht, alg guch — 
Abgelegen von einzelnen Ausnahmen, f. $ 6 — von einer Verleihung der ſiädtiſchen 
Behörde. Diefes Bürgerret enifcht Mraft des Gefeges. Mraft des Gelrheh if ch 
verloren, wenn in dem einen Jahre dem Eintoohner die fonft noch erforderlichen Eigen« 
haften zufällig nicht beiwohnen, und fraft des Gefeges gewinnt ex. es wieder wenn 
in dem anbern Jahre jene Sigenicaften fh in feiner Perfon wieder zerenigens 
Durd, Berzichtleiftung gi das Bürgerrct nicht verloren, wohl aber durch die Aufe 
jabe ‚bes Wohnfibes Unter biefen Berhältmifien Hat der von Alters hergebrachie 
Begriff „Bürger“ feine Bedeutung völlig verloren. . : on 
2. Rad) $ 38 des Meids-Militärgefeges vom 2. Mai 1874 (K. G. 6. 45) 
gehören zum aktiven Heere: ö i 
"* "A: Die Militärperfonen des Friedensſtandes, und zwar: ’ 
1) bie Offiziere, Aerzte und Militärbeamten deß Zriebensfinbes vom Tage 
ihrer Anftellung bis zum Beitpuntte ihrer Entlaffung aus. bem Dienſie; 
2) die Rapitulanten vom Beginn bis zum Ablauf ober bis zur Aufhebung 
der abgeichloffenen Kapitulation; . . R Pe 
3) bie freiilligen und bie ausgehobenen Rekruten von dem Tage, mit 
welchem ihre Verpflichtung durch bie Militärverwalhing beginnt, Ein- 
Jährig-Freitvillige von dem. Beitpunfte ihrer definitiven Einfellung_ in 
einem Xruppenteil an, fämtlih bis zum Ablauf des Tages ihrer Ent- 
laſſung aus dem altiven Dienfte; . 
B. 1) die aus dem Beurlaubtenſtande zum Dienft einberufenen Offiziere, 
Aerzte, Mititärbeomten und Mannfchaften von bem Tage, zu weldem fie 
einberufen find, bis zum Ablauf des Tages der Wiederentlaffung; - : 
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2) alle in Kriegäzeiten zum Heeresbienft aufgebotenen ober freiwillig einge- 
tretenen Offiziere, Yerzte, —E—— Mannſchaften, — 
keiner ber vorgenannten Kategorien gehören, von dem Tage, zu melden 
fie einberufen End, bezüglich von dem Beitpunfte des freiwilligen Eintritta 
an, bis zum Ablauf des Tages ihrer Entlaffung; 
©. Die Zivilbeamten der Militärverwaltung vom Tage ihrer Anftellung bis 
zum Beitpunkte ihrer Entlafjung aus dem Dienfte, 

Die nad) diefer Aufzählung zum aktiven Dienſtſt ande gehörenden Militär» 
perfonen und Beamten jebody nur infoweit von der Gemeindemitgliebichaft aus« 
geihloffen, als fie fervisbereghtigt find. Gergl. darüber Anhang zum Bunbegef- 
vom 25. Juni 1868 betreff. bie Onartierleiftung, Gervistarif Anlage Litt. 
©. 523; Allerhöhfter Erlak vom 17. Juli 1862 &&. &, 224). Der Geristarif 
won 1868 if ergänpt und abgeändert burd) Geey vom 3. Bug. 1678. 6. 
Fr betr. den Servistarif vom 28. Mai 1887 R.-®., ©. 159) v. 20. gli 1897 
. 619) 1898 ©. 132, 6. Juli 1904 (REB. ©. 272). erner Beilage U 

um R.G. v. 22. ma 1001 (REB. ©. 39.) Bergl. noch Yuftruftion dom 
— ©. 1) und Allerhöhften Erlaß vom 8. Sept. 1870 
8.6. ©. 514). Die hiernach nit fervisberehtigten Beamten ber Lazarett» 
amd Barnifon-Berwaltung ‚chören zu den Einwohnern der Gtabt, find zu den po= 
litiſchen Gemeinderechten und genießen nur bie ben Staatadienern in Bezug 
auf die @emeindelaften zuftehenden Vergünftigungen. Nah $ 47 des zit. Rei 
militärgefeges vom 2. Mai 1874 bedürfen fie aber zur Annahme von Aemtern in der 
Berwal und Bertretung ber politiichen Gemeinde der Genehmigung Ihr 
Dienfvorgefegten. Die fervisberehtigten Militärperfonen, (zu bemen die Mit 
glieder ber Gendarmerie nicht gehen (86. 17, ©. 197), obwohl fie im Sinne 
des Kom.-Abg.- Gef. ($ 42) als Militärperfonen gelten) gehören aber jelbft dann nicht 
zu ben Einwohnern der Stabt, wenn fie in derſelt als Minderjährige ober in 
väterliher Gewalt befindliche oder aus fonftigen Gründen ihren Wol bei ber 
Aufnapme in den Militärdienft hatten (GMB. 1852, S. 8), auch nicht dann, wenn 
fie in der Stadt mit Grumdeigentum angefellen find oder ein Gewerbe betreiben 
di. jedod; SD. HR. 5 8, „Angehörige der Stabtgemeinde find mit, Ausnahme der. 
nit angefeifenen, fervisberehtigten Militärperfonen uſw. . 

Zu den fervisberehtigten Militärperfonen des aktiven Sienſtſtandes und dem ⸗ 
nad nicht zu ben Einwohnern der Gtabt gehören die Einjährig-sreimilligen, wenn 
& auch Teine Gebührniffe aus Staatsfonds beziehen, indem fie am Gtandorte für 


da 

Kafien beziehen (OBG. 18, &. 109) fowie die Felbjäger. Iſt ein Angehöriger eines 
fremden Kontingents zu einem Inftitute kommandiert, Geldes ber ko Heeres · 
ðerwaltung unierſteht, fo gehört er zu den ſexvisberechtigten Militärperjonen bes 
aktiven Dienfftandes in Preußen, lann alfo nicht Gemeindeangehöriger fein. (OB. 19, 
©..37, BED. 19, ©. 123.) 

So lange die oben unter B. 1 und 2 aufgeführten, dem Beurlaubtenftande 
angehörigen Perfonen zum Heere einberufen find, ruhen bie aus ihrer Gemeinde» 
angehörigfeit entipringenden Rechte und Pflichten, letztere treten mit dem Wegfall des 
Grumbes ber Euspenfon von felbft wieder in das Leben (f. $ 7 n. 8 StO. BMB. 
1868, &. 2, 1866, &. 214.) 

Die g Dispofition geftellten Offiziere gehören gu den Einwohnern ber 
Stabt (BME. 1856, ©. 8). Das Steuerprivilegium aus $ 10 Litt. e Gef. 11. Juli 


Die Mitglieder des Fönigl. Haufes werben act als Mitglieder der 
i it . 30. Mai 1850 bei 
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find, als Einwohner ber Gemeinde, in ber fie wohnen, anzufehen (Pedermann.&, 19). 

Die 1866 depoffedierten Fürften und die preußiſchen Standesherren in ben alten Bro- 

vinzen gehören gefeglid) nicht zur Gemeinde. Nach $ 40 KAG. find aber die Mit- 

gie bes Königl. Haufes und des Hohenzollernſchen Erteneufs von ber Gemeinde · 
Äntommenfteuer befreit. (f. Stier-Somfo, Ar). 12 &. 387). 

3. Ueber den Begriff des Wohnfiges, fowie darüber, unter welchen 
Zorausfegungen der Wohnſitz begründet und aufgehoben wird, enthält StO. keine 
Beflimmungen. Diefe find aus den allgemeinen Gefeen, welche Vorſchriften über 
den Begriff des Wohnſitzes bezüglich über deffen Begründung enthalten, zu entnehmen. 
Dabei find jedod die Beftimmungen des Geſetzes über den Unterftüßungs-Wohnfiz 
vom 6. Juni 1870 nicht maßgebend, da_der Erwerb und Berluft des ons, 
weldjer für den Fall der Unterflügungsbebürftigfeit einen Anfpruc auf Unterftügung 
verleiht, von befonberen Bedingungen abhängt. 

Nach gemeinem und preußiſchem Rede iſt als Wohnfig der Ort anzufchen, 
an welchem jemand feinen perfönligen Aufenthalt nimmt, in der Abficht, an biefem 
Orte zu bfeiben und bdiefen Ort zum Mittelpunfte feines Lebens zu machen. Diefe 
Begrifisbeftimmung fteht mit der in der Rechtſprechung und im der Theorie herr⸗ 
ſchenden Auffaffung, fowie mit den in den $$ Eu. fj. ABO. T. 1, Tit. 2 enthaltenen Bor- 
griften, bie wegen ihres materiel-rehtlichen Inhalts auch nad) dem Inkrafttreten 
der ZPO. ihre Geltung behalten gaben, im Einklange. Zur Begründung eines 
Bohnfiges ift hiernach das Fnnehaben einer Wohnung nicht durchaus erforderlich und 
die Fortbauer eines einmal” begründeten Wohn Ins iR auch da noch) ınöglidh, wo e8 
an Jedem Innehaben einer Wohnung fehlt. Abweichend hiervon iſt ber Begriff des 
Wohnfiges durch $ 1 des Bunbesgeſetzes wegen Befeitigung der Doppelbefteuerung 
vom 13. Mai 1870 (BGB. S. 119) dahin beftimmt, daß jemand einen Wohnfig an 
dem Orte Bat, an welden er eine Wohnung unter Umfänden inne hat, welche 
auf bie Abficht der dauernden Beibehaltung einer Foren fließen laſſen. Bi wird dag 

auptgetwidht auf die Innehabung einer Wognung gelegt. Diefe Begriffsbeftimmurg des 
ndesgefeßes vom 13. Mai 1870 ift aud) in das bereg betr. die Beftimmung bes 
acht es im Sinne der Rheiniſchen Gemeindeverfaffungs-Gefege v. 30. Juni 1884 
(88. ©. 307), das Sintommenfteuer-Oejeg v 2 gen 1891 (8 1 Nr. 1b), die 
SID. und LCD. für Hefen-Naffau vom & Aug. 1887 (88 5 bezw. 7), die Hohen- 
gollernche Gemeindeordnung vom 2. Juli 1900 (8 7), bie Öftlihe LGO. (87, Abf. 2), 
und die PGO. für die Brovinz Gchleswig-Holftein v. 4. Juli 1892 ($ 7, Abf. 2), 
übernommen. Der Begriff des Wohnfiges, wie ihn das Bundesgefeg vom 13. Juni 
1870 eingeführt hat, ift nun zwar aud) in den Geltungsgebieten der StO. durch das 
KAG. für die Einfonmensbefteuerung der Gemeinde-Einwohner zur Geltung gelangt. 
Allein infoweit nicht die neue Begrifisbeftinmunng des Wohnfiges ausdrücklich auf das 
lommunalrechtliche Gebiet übertragen ift, wird auf biefem, wie bei der Auslegung 
des 5 3 StO. inbefondere in Beziehung auf 8 5 Abf.1, Ziff. 1 StO., aud) fernere 
bin an dem bergebrachten Begriffe feftgehalten werden müflen, allerdings nicht ohne 
Seren der neueften Befimmungen bes BGB. (f. Jebens TBB. 22 ©. 39). 
Im BGB. ift der Begriff des Wohnfiges nicht, definiert. Es beflimmt aber 
87: Ber ga an einem Orte fländig niederläßt, begründet an diefem Drte feinen 
Wohnfitz. Der Wohnfit lann gleichzeitig an mehreren Orten befiehen. Der Wohn- 
fig wird anfgehoben, wenn die Niederfafjung mit dem Willen enfgefoben wird, fie 
aufzugeben, und & 8: Wer geihäftsunfähig oder in der Geſchäfteſaͤhigkeit beichräntt 
iR, kann ohne den Willen feines geſetzlichen Vertreters einen Wohnfit weder begelnen 
noch aufheben. Im Wefentlichen fällt der aus diefen Beflimmungen des BOB. zu 
Tonftruierende Begriff ded Wohnſitzes mit dem gemeinrechtlichen Begriffe des Wohn- 
fies, der Tatbeftand der „Rändigen Niederfaffung“ mit dem „des dauernden Mittelpunftes 
des Lebens“ zufammen (f. Jebens Aufjäge ©. 335, DVG. 30 ©. 4, 10 ©. 3, 
RZE. 15 ©. 367, 30 ©. 348, v. Brauditih, Band 3 ©. 18 n. 3, Edön, 
©. 82, N5U, KAG. 4. Aufl. Anm. 4 zu $ 33 ©. 96, Ledermann ©. 19.n. &). 
übrigen mag fuglich bezweifelt werben können, ob die oben angeführten 
Sefee bezwedt Haben, einen neuen Begriff des Wohnfiges einzuführen (j. Jebens 
©. 830). Zedenfalls werden ſich in der Praris die Gegenſätze des alten und neuen 
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Wohnſitzbegriffes wohl fauın ſchroff bemerfbar machen. Eiuerſeits wird aud) ein Wohnkg 
im älteren Sinne dee Wortes tatfächlich als erworben nicht angefehen werden können, 
9 lange e8 dem Beteiligten an der Herrſchaft über eine einigermaßen ftandesgemäße, 
äu regelmäßig dauernder Benugung eingerichteten Wohnung mangelt. Andererfeits 
jehört auch zum neuen Begriffe des Wohnfiges nicht blos das Imnehaben einer 
ſohnung, fondern auch die aus dem Umpftänden erkennbare Abſicht der dauernden 
Beibehaltung einer folden, alſo das Moment, daß jemand eine Wohnung mit einer 
gewiſſen Regelmäßigteit für fi und feine Familie zu Wohnzweden, d. 5. als 
einen der Düttelpunkte feiner Lebenshaftung und nicht lediglich ala Unterfommen in 
Gällen vereinzelter oder vorübergehender Auwejenheit, als fo. Abfteigequartier, ent 
man tatſachlich benut oder doch zu benugen die erfennbare Abfidht hegt. (OBS 30 
24). 


a. Ermworben wird der Wohnfig entweber durch eine dem Magifirat gegen- 
über abgegebene ausdrüdtiche Erktärung, daß man feinen Wohnfig im Etadibezirk 
nehmen wolle, — als ſolche Erklärung gift auch eine zu dem ausgeipredenen Zwect 
der Niederlaflung erfolgte poligeilige Dieltung (B2.B. 1855, ©. 178}, — oder 
durch onkiudente Handlungen (83 9, 10, ABD. I 2. Au lehzierer Bezichung laſſen 

¶ die Handlungen und Tatfachen, aue welchen auf die Abfidht, an einen Orte feinen 

ohnfig zu uehmen, mit Zuverläffigleit gefäloffen werden Fan, im Einzelnen nicht 
ericöpjend befiimmen Die AOD. gibt aber gewiſſe Dieriniale an, welche auf jene 
Abſichi fließen laſſen, nämlich; 

@) wenn jemand innerhalb des Gtabtbezirt8 ein Amt übernimmt, welches feine ber 
ftändige Gegenwart dajelbft erfordert ($ 11 a.a.D.). Selbſwerſiändlich ift dabei der 
tatfählihe Aufenihalt am Amisorie nötig. Die Borſchrijt des $ 8 des Gef. 
vom 11 Juli 1822: „Jeder Staatebeanıte, welder einer Behörde angehört uud 
bei berfelben feinen behändigen Wohnfig haben muß, in unter allen Umfänden 
als ein Einwohner derjenigen Stadt zu betraditen, in welcher dieſe Behörde 
ihren Sitz hat“, — if aufgehoben ($ 12 KA®. v. 27. Juli 1886 (85. ©. 327); 
wenn er im Stadtbezirke Handel ober Gcwerbe zu treiben anjängt ($ 11a.a.D.); 
wenn er ſich dajelbit Alles, was zu einer eingerichteten Wirtgaft gehört, an« 
ſchafft (8 11 a. a.D.). Was unter eingerichtete Wirtichaft zu verſtehen, kommt 
auf die fpeziellen Berhättniffe an; im Algemeinen genügt der Beſit einer 
eigenen Wohnung. Der eigentümliche Befiy einer häuslichen Einrichtung, z. B. 
der Möbel oder anderer zu häuslichen Bedürjnifen beffimmten Geräticaiten, iR 
nigt erjorderlih (f. u. $ 5.n. 18); . 

) wenn er eine mit perſönlichem Aufentgaft auf dem verpachteten Grundflüde ver- 

bundene Pacht übernimmt. ($ 12 a. a. D.) . 

Zur Begründung und bezw Beibehaltung eines Wohnfiges ift das Zuſammen ⸗ 
treffen eines jubyeltiven und eines objektiven Moments erforderlich, einerjeits des 
entweder ansdrüdlich erklärten oder aus den begleitenden Umftänden zu folgernden 
Eutſchluſſes, einen beftimmten Ort zum dauernden Aufenthalt, — der deshalb 

jedoch Tein ununterbrodener zu Fin braudt, — und zum Mittelpuntte feiner 
Febensvergättnifle, — mworunter nicht etwa nur die geſchäftliche oder Beruiß- 
tätigkeit, fondern ebenfo auch die perjönlichen und Familienbeziehungen zu verfiehen 
find, zu. wählen, andererſeits der Betätigung dieſes Willens dur die Ausführung 
des Gntfclufies. Yu einer Reihe von Fällen hat OVG. entidieden, daß Jemand, 
der 3. ©. dauernd während des ganzen Zahres in einem Orte fein Geichäft betreibt 
oder feinem Berufe nachgeht, wenn er regelmäßig während der Sommermonate ſich 
mit feiner Familie nach einem Nachbarorte begibt, fofern er dort eine fländige, zu 
feiner und feines Hausftandes Aufnahme bereite und eingerichtete Wohnung befikt, 
an biefem Orte einen Wohnfig erworben Hat, felbft wenn er während feines dortigen 
Aufenthaltes feine gewöhnliche Berufstätigkeit nicht unterbricht, fondern zu derem 
Fortſetzung fid) regelmäßig nad) dem Orte feiner Berufstätigkeit begibt. Der Umftand, 
daß der Aufenthalt mur der Erholung halber in dem Nachbarorte genommen if, 
fhließt die Begründung eines Wohnfiges nicht aus. Immer aber ift das Inne- 
haben einer Wohnung ein Monient, welches für den Begriff des Wohnfites in 
Betracht zu ziehen if. Das Innehaben einer Wohnung fordert geſchloſſene Räume, 
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die nach Zahl und Cinrichtung geeignet erfcheinen, denjenigen, um deſſen Wohnfit ee 
RG Handelt, und feine Angehörigen aufzunehinen, ihnen flaubesgemäße Unterkunft 
zu gewähren umd fie nicht nur vorübergehend zu beherbergen. Ein bioßes Abfteige- 
quartier, um bei gelegentlichen Beſuche ein bequemes Unterlommen zu finden, eiu 
Raum oder eine Mehrzahl von Aäumen, die lediglich zur Aufnahme von Möbeln 
dienen, lönnen nicht als eine Wohnung angefehen tverden, ebenfowenig ein Geſchäfis⸗ 
burcan. Aud di utwickelung einer geihäftlichen Tätigfeit innerhalb eines gewillen 
geograpbifchen Beirkee, 3. 8. eined Rechtsanwalts, Neit Ihe fih alein ie Begeäudung 
eines Wohnfiges nicht dar, felbft dann micht, wenn der Betreffende eine Miets- 
weynung befigt, in welcher er regelmäßig feiner Beſchäftigung nachgeht (RZE, 80, 








„Das Hauptkriterium der Begrlindung eines Wohnfites ift überall die aus- 
drũdlich oder ftillichweigend erklärte Abjicht, für die Dauer feinen Aufenthalt an 
einen Drte nehmen zu wollen. Deshalb muß eine Perſon, welche eine ſolche Abſicht 
erllärt, oder zu erfenuen gibt, bie rechtliche Fahigten haben, über ihre Nechtever- 
Hänmiffe frei zu verfügen. Kinder, Unmünbige und alle des Bernunftgebrauches ber 
raubıe Perſonen find jomit zur Beſſimmung ihres Wohnfiges unfähig, Cheirauen, 
Kinder unter väterliher Gewalt und bevormundere Perfonen Lönnen nicht ohne Ge» 
nehmigung des Chemannes, Vaters, Bormundes ihren Wohnfig nehmen Bei Be- 
gründung eines Wohnfiges handlungsunfähiger Perfonen ift jomit die Abficht ihrer 
gefeglichen Vertreter maßgebend. Die Ehefrau teilt Übrigens regelmäßig den Wohnfig 
des Mannes. ı$ 10 BGB.) und jeder behält fo lange den Wohnſitz des Waters oder 
wenn er ein unmeheliches Kind ift, ven Wohnfig der Mutter, bis er einen eigenen 
Bohnfitg begründet hat. (8 11 BOB.) Militärperfonen Haben den Wohnfig am 
Garnijonorte (8 9 BGB.) Sträflinge haben nad dem Begeife des Wohnfiges 
am Drte des Gırajvollzuges nicht ſchon infolge besfelben einen Wohufig. Für den 
Bohuft am Straforie wird in der Regel der Wille fehlen. Andererjeit® aber wird 
durd) den Strajvollzug allein das bisherige Domizil nicht befeitigt, 

Die Abfıgıt, feinen Wohnfig dauernd an einem Orte zu nehmen, muß ferner 
Hlor erhellen und gewiß fein. 0 diefe Abficht durch andere Umftände ausgeſchloſſen 
wird, tritt die Erwerbung des Wohuſitzes wicht ein Dies iſt der Hall, wenn ſich 
Jemand in einer Exadt, felbft eine geraume Zeit hindurch, lediglich aus geſchäftlichen 
oder Gefundheiterüdfichten, Studierens halber oder um einer drohenden Gefahr zu 
entgehen, auihält. Dasjelbe ift der Fall, wenn die Vermutung, die für die Ber 
gründung eines Wohnfiges aus fontludenten Handlungen gefolgert werden Lönnte, 
durch eine ausdrüdlice Erfärumg widerlegt wird. Beginut 3.® Jemand an einem 
Orte ein Gewerbe, erllärt aber zůgleich der Behörde, daß er am Drte feinen Wohnfit 
nicht nehmen, fondern bald wieder wegziehen wolle, fo hat der Beginn des Gewerbes 
die Begründung des Wohnfiges nicht zur Folge (MB. 1859, ©. 124, 171). Freilich, 
iR die Erklärung der beivefienden Perſon nicht ausichließlic al maßgebend zu be⸗ 
tagen. Ob Jemand einen Wohnfig im rechtlichen Sinne oder nur einen vorüber 
gehenden Aufenthalt genommen Hat, ift den Geregen gemäß von den Behörden zw 
entigeiden. Die Entigeidung kann aber nicht ing von der Willenserklärung der 
Beteiligten abhängig gemacht werden (BIB 1856, ©. 128, 1859, ©. 171). 

Die Entrigtung der öffentlichen Abgaben an dem Orte der Niederlaffung 
Bifbet teine Vorbedingung der Erwerbung des Wohnfiyes, Tann aber als Beweis der 
Abſicht dauernder Niederlafjung in Betracht kommen. Die Veranlagung zu den per- 
ſonlichen direften Stantsftenern begründet an ſich feinen Wohnfig am Seranlagungeoste, 

Auch einen mehrfagen Wohnfig kanu Jemand haben und daun Einwohner 
nehrerer Gemeinden fein. Wer. nur eine Wohnung hat, hat jedenfalls aud uur 
einen Wohnſitz. Wird die Wohnung von der Grenze zweier Orte durchſchnitten, 
jo beantwortet fi die Su, welchen Orte die Wohnung zuzurechnen, nad) den 
druichen Berhältniffen. Im Allgemeinen wird entfcheibend fein, in weldem Orte 
der Eingang und bei mehreren Cingängen ber Haupteingang zur Wohnüng Liegt. 
Die Zatfahe des mehrfachen Wohnfiges wird im $ 50 KA®. berüdfictigt. 

b. Zur Begründung eines Wohnfiges ift jeder Angehörige des Deutichen Reiches 
an jedem Drte berechtigt, wo er im Stande it, ſich eine eigene Wohnung oder ein 
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Unterfommen zu verſchaffen. Auch Ausländer Tönnen einen Wohnfig im Gtadtbe- 
irfe erwerben und dadurch Mitglicd der Gemeinde werden (MR 5. Juni 1867. 
ME. ©. 101 PB. 21 &, 524) Eie Tönnen jedoch nicht das Bürgerrecht er» 

werben und befigen auch fein Nieberlafjungsrecht. Im falle der Aneweiſung bezw. 

der Unterfagung des Aufenthaltes ſteht ihnen das Berwaltungeftreitverfahren nicht offen. 
Die Begründung eines Wohnfiges, bezüglich die Fortdauer eines einmal. be- 
geinpeten Wohnſiges Tann feitens der Gemeinde nur in Semaßheit der geieplichen 
eftimmungen gehindert oder verfagt werden. Das Gef. über die Freizügigkeit 
vom 1. Nov. 1867 (BG. ©. 55: (auf das deutjche Reich ausgebehnt durch Relchs - 
gef. vom 22. April 1871) beftimmt: 

81. Jeder Reiche-Angehörige hat das Recht, innerhalb des Bundesgebietes 

1) am jedem Orte fi} aufzuhalten ober nieberzulaffen: wo er eine eigene Wohnung 
oder ein Unterfommen ſich zu verſchaffen im Gtande ift; 

2) am jedem Orte Grundeigentum aller Art zu erwerben; 

3) umberziehend ober au dem Orte des Aufenthalts bezw. der Nieberfafjung, 
Gewerbe aller Art zu betreiben, unter den für Einheimiſche geltenden ge- 
jeglichen Beftimmungen. Im der Ausübung diefer Befugniſſe darf der Reidie- 
angehörige, foweit nicht das gegenwärtige Geſetz Ausnahmen zuläßt, weder " 
durch die DObrigleit feiner Heimat noch durch die Obrigleit des Orts, im 
welchem er fih aufhalten oder niederlafen will, gehindert oder durch Läftige 
Bedingungen beſchräukt werden, 

Keinem Neichsangehörigen darf um bes Glaubensbeleuntuiſſes willen oder 

wegen fehlender Landes« oder Gemeindeangehörigteit der Aufenthalt, die Nieder 

laſſung, der Gewerbebetrieb oder der Erwerb von Grundeigentum verweigert 
werden. 

82. Wer die aus der Reichsangehörigkeit folgenden Bejugniſſe in Anſpruch nimmt, 

Hat auf Berfangen den Nachweis feiner Reichsangehdrigkeit und fofern er un · 

ſelbſtändig if, den Nachweis der Genehmigung Desjenigen, unter deſſen (väter 

licher, vormundſchaftlicher oder ehelicher) Gewalt er ſteht zu erbringen. 

Ueber den Erwerb der Reichsangehörigkeit ſ. Reichs ⸗Geſ. vom 1. Zuni 1870 

BOB. ©. 355. 

Iufoweit befttafte Berfonen nach den Landesgefegen Aufenthaltsbeſchränkungen 

durch die Polizeibehörde unterworfen werden Lönnen, behält es dabei fein Be- 

menden. Solchen Perſonen, welche derartigen Aufenthaltsbefchräntungen im 

einem Bundesſtaate unterliegen, oder welche in einem Bundesſiaate innerhalb 
der letzten zwölf Monate wegen wiederholten Bettelns oder wegen wiederholter 

Landſtreicherei betraft worden find, lann der Aufenthalt in jedem anderen Bundes» 
ſtaate von der Landespolizeibehörde verweigert werden. 

(Bergl, $ 2 Nr. 2 Gef. über die Aufnahme nen anziehender Berfonen 
vom 81. Dez. 1842 ©5. 1843, ©, 5. Die Landespofizeilihe Befugnis zur 
Ausweifung bezw. Aufenthaftsbefhränfungen beftrafter Yerfonen au Grund 
des 8 2 cit. befteht no. (OB. 9, € 415, 10 ©. 336, 12 ©. 406, 
37 ©. 448). 

$ 4. Die Gemeinde ift zur Abweiſung eines neu Anziehenden nur danı befugt, wenn 

fie nachweifen kann, daß derſelbe nicht hinreichende Kräfte befigt, um fi und 

feinen nicht arbeitsfähigen Angehörigen den notdürftigen rebensunterhalt zu der» 

Schaffen, und wenn er ſolchen weder aus eigenem Vermögen beftreiten Tann, noch 

von einem dazu verpflichteten Verwandten erhält. Den Landesgeſetzen bleibt vor» 
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Bebaften, diefe Befugnis der Gemeinde zu beichränten ($ 56 Keichögel. über deu 
Unterügungs-Wohnfig vom 6. Juni 1870). Die Beſorgnis vor Künftiger Ber- 
armung beredjtigt den Gemeindevorftand nicht zur Zurücmweifung. “ 


Die nad) $ 4 zuläffige Abweifung von Anziehenden ift nicht ein Aft 
poligeificher Zätigfeit, fondern eine Gemeindeverwaltungsmaßregel, wobei 
jevoh die Stabtv.-Berf. nicht mıitzuwirten hat (MR. 10. Sanuar 1890 
BMB. ©. 35). Ans dem Wortlaute des $ 4: „Die Gemeinde ift zur 
Abweiſung befugt,“ ift aber nicht zu folgern, daß das den Staatsangehörigen 
zuſte hende Recht des Aufenthalts lediglich Gegenftand der Entidließung ber 
als Armenverbände beteiligten Gemeinden fei, jo daß über Beſchwerden der Aus- 
gewieſenen fediglich die Koınmunalauffichtsbehörden zu entſcheiden hätten, Zur 
Gegenteil feht die Entfcjeidung über die Ausübung jenes Rechts der Bolipei- 
Behörde als Stant8behörbe zu. Gegen eine polizeiliche Verfügung, durch weiche 
anf Berfangen der Gemeindehörde ein der öffentlichen Armenpflege Anheim- 
gefallener aus feinen Aujenthaltsorte um wird, ftehen dem davon Be- 
troffenen die Rechtsmittel der $$ 127 u. ff. WG. zu und die Ausweifungs- 
verfügung unterliegt aud) bezüglich ber frage, ob die Fortſetzung des Auf- 
endelte mit Redht verfagt wird, der Prüfung im Streiwerfapren (DBO. 7 

. 364). 

ME. 29. Aug. 1891 (BMEB. S. 170) vegelt das gegenfeitige Verhältnis 
der Bolizeibehörde und der Gemeindebehörde bei den auf Grund der 88 4 und 5 
vorfommenden Ausweiſungen. Es iſt zunächſt Sache des Magiftrats zu bes 
ihließen, ob ein Neu-Anziehender nad} $ 4 abzuweifen oder einem Unterftüßgten 
nach $ 5 die Fortfegung des Aufenthalts zu unterjagen ift. Hat der Magiftrat 
das beigjloffen und der vom Beſchluß Betroffene demfelben nicht Folge ge- 
teiftet, fo if zur tatfächliden Ausweifung mur die Poligeibehörde befugt, 
weide vom Magic Hierzu au nfucen if. Die Poligebehöre hat dem Gr: 
ſuchen zu entfprechen, fie iſt aber berechtigt, ſelbſiändig zu prüfen, ob dem 
Antrage teshtliche Bedenten, in&befondere gemäß $ 6 Ab1.2 a. a. D. entgegen: 
Reben. Die für diefe Prüfung erforderlichen Unterlagen find ihr auf Verlangen 
feitens des Dlagiftvats zu beichaffen. Aus Zwedmäßigfeitsgründen darf die 
Bolizeibehörde die beantragte Ausmeifung nicht ablehnen. Im Falle unges 
rehtfertigter Ablehnung Reht dem Magiftrat die veſchwerde an die vorgefegte 
Dienftbehörbe zu Gebote. 


8 5. Offenbart ſich nad} dem Anzuge die Notwendigkeit einer öffentlichen Unterftügung, 


86. 


bevor der neu Anziehende einen Unterſtützungs - Wohnſitz erworben hat und weiſt 
die Gemeinde nad), daß die Unterftügung aus anderen Gründen, als wegen einer 
nur vorübergehenden Arbeitsımfähigkeit motwendig geworben ift, fo fann die 
Fortfelgung des Aufenthalts verjagt werden. (Bergl. 58 10-14, 31, 34 u. 53 Reichs- 
gef. v. 6. Suni 1870). 


IR in den Fällen, wo die Aufnahme oder die Fortfegung des Aufenthalts ver- 
jagt werden darf, die Pflicht zur Uebernahme der Fürforge zwiſchen verſchiedenen 
Gemeinden eines und desfelben Bundesftantes ftreitig, fo erfolgt die Eniſcheidung 
nad) den Landesgeſetzen (vergl. 5 34 Reichsgeſ. v. 6. Juni 1870). 

Die tatfähliche Ausweifung aus einem Orte darf niemals erfolgen, bevor nicht 
entweder die Annahme-Erflärung der in Anfprud) genommenen Gemeinde oder 
eine wenigftens einftweilen vollſtredbare Entſcheidung über die Fürſorgepflicht er⸗ 
folgt if. ($ 38, 39 Unterffügungs-Gej. vom 6. Juni 1870). 


$ 8. Die Gemeinde iſt nicht befugt, von den neu Angiehenden wegen des Anzuges eine 


Abgabe zu erheben. Sie kann biefelben gleich den übrigen Gemeinde-Einwohnern 
zu den Gemeindelaften herauziehen. Ueberfteigt die Dauer des Aufenthaltes nicht 
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ben Zeitraum von drei Monaten, fo find bie neu Anziehenden dieſen Laften nicht 
unterworfen. (Bergl. Gef. betr. Aufhebung der Einzugsgelder und gleichartigen 
Kommunalabgaben vom 2. März 1867). 
Wegen Heranzichung neu Anziehender zu den Gemeindeabgaben f. $ 33 
KAG. Ichter Abf. (OVG. 30 ©. 16). 

8 9. Die Vorſchriften Über die Anmeldung der nen Anziehenden bleiben den Lanbes- 
gelegen mit der Maßgabe vorbehalten, daß die unterlaffene Meldung nur mit 
einer Polizeiftrafe, niemals aber mit dem Verluſte des Aufenthaltsredhts geahndet 
werben darf. 





ie Borichriften der 88 8 u. 9 des Gef. vom 31. Dez. 1842, kant 

die in diejer Beziehung erlafjenen Polizei Berordnungen, gelten alfo mı 
nur hat die Unterlafjung der Meldung keine materiellen Folgen mehr. 
Diin.-Berf. 7. März 1902 betr. Bolizei-Berordnungen über das Deldeweien 
(BMB. 1902 ©. 64). 

c) Der Wohnfig im Stadtbezirk erlifcht, fobald ein Einwohner ben Stadt» 
bezirk gänzlich verläßt und entweder an einem anderen Orte einen neuen Wohnfit 
begefindet oder im Yonde umberzieht, ohne irgendwo eine fefte Wohnung zu nehmen. 
(5 16—22 AGD. 1, 2). Dur bloße Entjernung, zeitweiſen Weggang, wird 
der Wohnſid nicht aufgehoben. Zur Auihebung gehört vielnehr einerfeits die tat- 
fächliche Aufhebung des Aufenthalt® bezw. der Niederlaflung, andererfeits der anf dieſe 
Aufgabe gerichtete Wille, weicher aus den Lonfceren Verhältniſſen zu ermitteln iſt. 
Die polizeilide Ab- und Anmeldung kann wohl als Interpretationsmittel dienen, 
niemal8 aber, den tatfäglihen Werhäftniffen entgegen, etwas bewirten, Jeder Ein- 
wohner eines Stadtbezirkes kaun zu jeder beliebigen Zeit feinen Wohnfig im demfelben 
aufgeben, und dadurch aus dem Gemeinde-Berbande ausſcheiden. Er muß aber dem 
Magiftrat davon Anzeige madyen, (93 182, 183 Allg. Laudr. IL 6). Ju Betreff des 
Erlöjhens der Steuerpflicht bei unterlaffener Anzeige f. 8 60 Ziff. 2b Komm.-Adg.« 
Gef. Ueber die Fälle, in denen ein Euiwohner wider feinen Willen genötigt werden 
Tann, feinen Wohufig im Stadtbezirk aufzugeben, fiche oben 88 3 und 5 Freizügigt.-Gef. 

d) Streitigkeiten darfiber, ob Jemand Mitglied einer Stadtgemeinde, Einwohner 
derſelben if, find vom ordentlichen Vechtöwege ausgeigloffen, da, fie Prinzipien des 
öffentlichen Rechts betreffen. Dagegen findet ein verwaltuugsgerichtlichet Schuß des 
Cinwohnerreggts fiatt. Gewähet ift diefer Ehup durch $ 18 Zufl-Gel. ((. u. 5 & 
n. 7). Er umfaßt die Fälle, in denen den Cimwohner das Kedt zur Mitbenugung 
der Gemeindeanftalten ftreitig gemacht, feine Teilnahme an den Nutzungen und Er» 
trägen des Gemeindevermögens beſchräntt und die Ppflicht zur Entrichtung von Ab- 
gaben in einer den Einwohner deſchwerenden Meile geltend geniadht wird. Enduch 
Tonnen die Beteiligten unter einander auf jenen Schug Anſpruch maden, wenn 
zwifden ihnen Streit über ihre aus dem Cimwohnerredhte fließenden Kechte und 
Pflichten entfteht. Cine Klage aber, allgemein auf Anerkennung des Einwohnerrehte 
ober der Zugehörigfeit zu einer Gemeinde gerichtet und dazu befinmt, dieſe jeiläu- 
ſtellen, ift aud im Verwaltungsitreitverfahren nicht gegeben. Derartige Streitiglviten 
erden meiſt in Berwaltungsjireitfachen über das Hecht zur Mitbenugung der Genteinde- 
anſtalten oder über die Heranziehung zu den Gemeiudelaften vorfommen. 


84. 

Alle Einwohner des Stadtbezirks find zur Mitbenugung der 
öffentlichen Gemeinde-Anftalten der Stadt berechtigt und zur Teils 
nahme an den ftädtifchen Gemeindelaften nad den Vorſchriften 
dieses Gesetzes (jegt des Komm.-Abg.-Gef. v. 14. Zufi 1893) verpflichtet. 
Die Beftimmungen befonderer Stiftungen, welche mit der- 
gleichen ftädtifchen Gemeinde-Anftalten verbunden find, jo wie die 
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Hinfichtlich folder Anftalten auf befonderen Titeln beruhenden Privat 
rechte, werden hierdurch nicht berührt. 

‘Wer, ohne in dem Stadtbezirke zu wohnen, daselbst Grund- 
besitz hat oder ein stehendes Gewerbe betreibt, ist dennoch 
verpflichtet, an denjenigen Lasten teilzunehmen, welche auf den 
Grundbesitz, oder das Gewerbe, oder auf das aus jenen Quellen 
fliessende Einkommen gelegt sind. Dieselbe Verpflichtung haben 
juristische Personen, welche in dem Stadtbezirke Grundeigentum 
besitzen oder ein stehendes Gewerbe betreiben. . 

Wo städtische Gemeinde- Abgaben durch Zuschläge zur 
Klassen- oder klassifizierten Einkommensteuer erhoben werden, 
müssen alle diejenigen, welche im Stadtbezirke sich aufhalten, 
um dort ihren Unterhalt zu erwerben, sobald sie daselbst eine 
dieser Steuern zu entrichten haben, auch die gedachten Zuschläge 
zahlen. Wo eine Kommunalsteuer anderer Art eingeführt ist, 
sind dergleichen Personen bei einem Aufenthalt von mehr als 
drei Monaten im Stadtbezirk vom Ablauf des dritten 
Monats an zu jener Steuer beizutragen verpflichte. Zu den 
auf den Grundbesitz oder auf das stehende Gewerbe gelegten 
Lasten sind auch die in $ 3 erwähnten Militärpersonen verpflichtet, 
wenn sie im Stadtbezirk mıt Grundeigentum angesessen sind oder 
ein stehendes Gewerbe treiben. Von anderen direkten Gemeinde- 
Abgaben und Lasten sind dieselben, mit Ausnahme der Militär- 
ärzte rücksichtlich ihres Einkommens aus einer Zivilpraxis, frei; 
von Verbrauchssteuern bleiben nur die Militär-Speise-Einrichtungen 
und ähnliche Anstalten in dem bisherigen Umfange befreit. 

Inwieweit zu den Gemeinde-Abgaben und Lasten auch 
Waldungen herangezogen werden können, ist nach den besonderen 
Verhältnissen derselben zu den Gemeinden zu bemessen. Der 
Provinzial-Landtag hat darüber nähere Bestimmungen zu treffen, 
welche der Genehmigung des Königs bedürfen. 

Bis zum Erlass solcher Bestimmungen können Waldbesitzer 
zu den Gemeinde-Abgaben und Lasten in höherem Masse als 
seither nicht herangezogen werden. 

Die im $ 2 des Gesetzes vom 24. Februar 1850 (Gesetz- 
Sammlung S. 62) bezeichneten ertragsunfähigen oder zu einem 
öffentlichen Dienste oder Gebrauche bestimmten Grundstücke sind 
nach Massgabe der Kabinets-Ordre vom 8. Juni 1834 (Gesetz- 
Sammlung S. 87), die Dienstgrundstücke der Geistlichen, Kirchen- 
diener und Elementar-Schullehrer aber überhanpt von den 
Gemeinde-Auflagen befreit. 

Zeitweilige Befreiungen von Gemeinde-Abgaben und Lei- 
stungen für neu bebaut» Grundstücke sind zulässig. 

Alle sonstige nicht persönliche Befreiungen können von den 
Stadtgemeinden abgelöst werden, und hören auf, wenn die Ent- 
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schädigung festgestellt und gezahlt ist; bis dahin bestehen die- 
selben in ihrem bisherigen Umfange fort, erstrecken sich jedoch 
nur auf den gewöhnlichen Zustand, nicht auf ausserordentliche 
Leistungen. 

Die Befreiung und der Anspruch auf Entschädigung ver- 
löschen, wenn sie in Städten, wo die Gemeinde-Ordnung vom 
11. März 1850 bereits eingeführt ist, nicht binnen Jahresfrist 
nach deren Einführung bei dem Gemeindevorstand (Magistrat) 
angemeldet sind, und in den anderen Städten nicht binnen 
Jahresfrist nach Einführung der gegenwärligen Städte-Ordnung 
bei demselben angemeldet werden. Die Entschädigung wird zum 
zwanzigfachen Betrage des Jahreswertes der Befreiung nach dem 
Durchschnitt der letzten zehn Jahre vor der Verkündigung dieser 
Städte-Ordnung geleistet. 

Steht ein anderer Entschädigungs-Masstab durch speziellen 
Rechtstitel fest, so hat es hierbei sein Bewenden. Der Ent- 
schädigungsbetrag wird durch Schiedsrichter, mit Ausschluss der 
ordentlichen Rechtsmittel, festgestellt; von diesen wird der eine 
von dem Besitzer des bisher befreiten Grundstücks, der andere 
von der Gemeindevertretung ernannt. Der Obmann ist, wenn 
sich die Schiedsrichter über dessen Ernennung nicht verständigen 
können, von der Aufsichtsbehörde zu ernennen. 

Die Geistlichen, Kirchendiener und Elementarschullehrer 
bleiben von den direkten persönlichen Gemeinde-Abgaben insoweit 
befreit, als ihnen diese Befreiung zur Zeit der Verkündigung der 
Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 zustand. Geistliche und 
Schullehrer bleiben von allen persönlichen Gemeindediensten, 
soweit dieselben nicht auf ihnen gehörigen Grundstücken lasten, 
befreit; Kirchendiener insoweit, als ihnen diese Befreiung zur 
Zeit der Verkündigung der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 
zustand. 

Alle übrigen persönlichen Befreiungen sind ohne Entschädi- 
gung aufgehoben. 

Wegen der Besteuerung des Diensteinkommens der Beamten 
sind die Vorschriften des Gesetzes vom 11. Juli 1822 (Gesetz- 
Sammlung S. 1824) und der Kabinets-Ordre vom 14. Mai 1832 
(Gesetz-Sammlung S. 145) anzuwenden. 

Durch die in diesen Gesetzen bestimmten Geldbeiträge sind 
die Beamten zugleich von persönlichen Diensten frei. Sind sie 
jedoch Besitzer von Grundstücken, oder betreiben sie ein stehendes 
Gewerbe, so müssen sie die mit diesem Grundbesitz resp. Gewerbe 
verbundenen persönlichen Dienste entweder selbst, oder für den 
Fall der Verhinderung durch Stellvertreter leisten. 


Dazu Zuf.-Gef: 
$ 18. Auf Beſchwerden und Einfprüce, betreffend: 
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1. das Recht zur Mitbenugung der öffentlichen Gemeinbeanftalten beſchließt 
der Gemeindevorftand. 
Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsftreitverfahren ſtatt. 
Die Beſchwerden und die Einfprüche, forwie die Mage, haben Feine auffhiebende 
Birkung. 


s4M. 12. 
Mitbenutzung der öffentlichen Gemeindeanftalten. 


1. Als Einwohner im Sinne des g 4 find diejenigen anzufehen, welche in 
dem Stabtbezirte nad den Beſtimmungen der Geſetze ihren Wohnfit haben (f. $ 8 
Abf. 2). Einen Wohnfig zu haben, ift aber mur eine natürliche (phpfiidhe) Berfon, 
nit eine_jurififhe perſon oder eine —— — fähig. Deshalb find 
durifife Perfonen und bie ihnen gleichgeftellten Ermerbögefellicaften (Atiengefell- 
ſchaften, Kommanditgefellichaften auf Aktien, beſonders auc eingetragene Genoflen- 
fchaften), in der Gemeinde, wo fie ihren Si baben, nicht Einwohner und zur Mit- 
benugung der Gemeindeanftalten oder zur Teilnahme an den Gemeindenugungen 
nicht bereditigt. Das Gleiche gilt von dem Forenſen, d. 5. denjenigen Perfonen, 
welde in dem Gemeinbehegirt, ohne in bemfelben einen Wohnfig zu haben, 
Grundftüde, gewerbliche Anlagen, Eifenbabuen oder Bergwerke haben, Handel oder 
Gewerbe einfhlichlich des Bergbaues betriben oder als Geſellſchafter an bem Unter« 
uehmen einer Gefeäfchoft mit beifräntier Gaftung, beteiligt Mind, (DBB. 41, 
©. 165, 84 Nbf. 3 StD., 9 33 Nr. 2 RAG.). Der 54 StO., ber die Regelung des 
Rechts zur Mitbenutzung der Gemeindeanftalten und der Verpflichtung zur Teilnahme 
an den ſtädtiſchen Gemeindelaften im fubjektiver Beziehung, d. h. Finfichtlich der 
Frage, wem diefe Pflicht obliegt und jenes Recht zuftcht, zum Gegenftand Hat, ftellt 
am Abf. 3 in Betreff der Forenſen und uriftifchen Perfonen nur die ihnen obliegende 
Pfliht zur Teilnahme an den Laften feft, fpricht aber nicht von einem ihnen 
zuftchenden Mechte, während im Gegenfag hierzu der Abf. 1 die Einwohner nicht nur 
au Teilnahme an jenen Laften für verpflichtet, fondern auch zur Mitbenugung der 
jemeindeanftalten für berechtigt erklärt. Hiernach können Forenfen einen Anſpruch 
auf fchulgeldfreien Beſuch dev Gemeindefjulen oder auf Zulaffung zu ben beftehenden 
höheren Rädtifchen Schulen nicht erheben (. Ledermann zu $ 4 not. 1). Infofern jedod 
das Mitbenugungsreht mit den Beſitze ihrer im Stadtbezirk belegenen Grundftüde vers 
bumben ift, fteht diefes Recht auch den Forenfen und juriftiichen Verfonen, als Ber 
figer folder Grundftüde zu, und felbverftändlic, haben bie Bewohner ihrer Grund» 
ftüde das Mitbenugungsrecht, wie alle anderen Einwohner. " , 
Beredhtigt zur Mitbenugung der Gemeindeanftalten find „alle* Einwohner, 
aud die Ausländer, fowie die in $ 3 Abf. 1 von der Gemeindeangehörigfeit aus⸗ 
genommenen Dilitärperfonen, twenn fie im Stadtbezirke ihren Wohnfit Haben. Doc 
waren die fernißberehtigten Militärperfonen des aftiven Dienfiftandes nad) der Ber- 
ordnung vom 22. Dezember 1868 (BGB. ©. 571) in Verbindung mit $ 1 Nr. 1 
Berordn. vom 23. September 1867 (GS. ©. 1648), ſowie ns O. $ 4 Abi. 4 
nur zu den auf den Grundbefig oder das ftehende Gewerbe, jowie auf das aus 
dieſen Onellen fließende Einkommen gelegten Kommunallaften beizutragen verpflichtet, 
von anderen direlten Gemeindeabgaben und Laften aber befreit. Nach dem Gefet 
betr. die Heranziefung von Dilitärperfonen zu Abgaben für Gemeindezwede vom 
9. Zuni 1886 (G&. ©. 181) bezw. Gefes vom 22. April 1892 (GE. ©. 101) 
find indeß die im Dffiziersrange ftehenden Militärperfonen bes Friebensftandes mit 
ihrem außerdienftlihen Einkommen der Befteuerung für Gemeindeziwede in gewiffem 
Umfange amterworfen. 
2. Der Begriff „Gemeinbeanftalt” ift in ber Preuß. Verwaltungsgeſetzgebung 
Hein feßftehender (f. Stier-Gomlo Berw.-Arh. 12 ©. 503. Zebens: Polizeilihe Ge- 
meindeanftalten im PB. 22 ©. 329). Bereits die StO. 1803 Taunte zu gemein» 
Jamen ober öffentlicjen Ziegen beftunmte der Stadt gehörige Anftalten ($$ 44, 55): 
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Als weſentlich werben bie Merkmale erachtet, daß gewiſſe Einrichtungen in einiger 
Geſchloſſenheit und Selbftändigkeit fid) von dem großen Ganzen ber allgemeinen 
Gemeindeverwaltung abheben, auch die Beſtimmung erkennen laſſen, mehr oder 
minder dauernd im Intereſſe der Gemeinde erhalten zu werben. Daranf kommt es 
nicht an, ob eine Einrihtung gerade noch anders als nur organifatorifd, etwa in 
Geſtalt einer baulichen Anlage, in die äußere Erſcheinung tritt., Die öffentlihen 
Gemeindeanftalten im Sinne des $ 4 SO. entipredhen den im $ 4 Abſ. 1 des 
KAG. aufgeführten, von den Gemeinden im öffentlichen \nterefle unterhaltenen 
Beranftaltungen, gleidviel, ob dieſelben gewerblichen Intereſſen dienen oder nicht. 
(1. unten 56, Ziff. 3.) Unter den Begriff ber öffentlichen Gemeinbeanftalten fallen 
aber nicht bios diejenigen Einrichtungen, welche auf Grund öffentlich«rehtlicher Wer- 
bindlichteit der Gemeinde getroffen und unterhalten werden, fondern es fönnen 
äufolge freien Entichluffes der Gemeinde Anftalten derfelben allen Einwohnern oder 
jewiflen Klaſſen der Einwohner, fei es unter Ausſchluß oder unter Zulafjung 
remder, zum Gebrauche eingeräumt werden, mag nun das allgemeine Benugungs- 
weht, welches das Weſen der Deffentlichteit ansmacht, auf einem Ortsftatut oder auf 
einem bejonderen Veſchiuffe der ftäptiichen Organe, oder auch mr auf einer fill- 
ſchweigenden, etwa durd die gegebene Dryed ehimmung ſich äußernden Willens- 
Ertlärung diefer Organe beruhen. (CBG. 20 ©. 22.) Den öffentlichen Gemeinde 
Anfalten ſtehen die gemeindligen Privatanftalten gegenüber. Der Begriff 
ber gemeindlichen Privatanftalt hat zwar eine nähere Erläuterung nicht erfahren, 
umfaßt aber nah) OBG. (PBB. 8 ©. 4091, da das darunter gebradhte Bermögend- 
objett ais Gegenftand_der Privatredjie und als Privateigentmu der Gemeinde be» 
zeichnet wird, folhe Teile des Gemeindevermögens, die an fih mit den öffentlid« 
rechtlichen Aufgaben der Stadtgemeinden und deren Natur als öffentlichen 
Korporationen, feinen unmittelbaren Zufammenhang baten, fondern in deren Befig 
und Eigentum fid) die Stadigemeinde als juriftifhe Perſon, als Subjett von 
Vermðgensrechten überhaupt befindet, ſodaß das Nechreverhättmi kein anderes ift, als 
dag eines Privatmannes zu feinem Eigentum. Hinſichtlich diefes ihres Privateigen- 
tums iR die ©tadtgemeinde Iediglich den Regeln des Privarremhts unterteilt und nicht 
befugt, zur Ordnung der Rechtsverhältmiſſe desfelven von dem durch $ 11 SiO. ihr 
gewäbrien Rechte der Regelung durch Ortsftatut Gebrauch zu machen. Wie die 
fientlichen Gemeindeanftalten dem Mitbenugungsrehte aler Einwohner unterliegen, 
fo ‚Lönnen aud die gemeindlihen Privatanftalten allen Einwohnern zur Benuyung 
freigeftelt fein. ber bei den leßteren gründet fih das Venutzungsrecht auf ein 
rivatrechtliches, auf ein vertragsmäßiges Verhältnis zwiſchen Stadtgemeinde und 
jemeindemitglicder. Zutreffend Gar deshalb OBG. enthieden, daß eine Gemeinde, 
die ein Wafferwert als gewerblides Unternehmen und nicht ais eine im öffentlichen 
Iuterite zu unterhaltende Beranftaltung anlegt, befugt if, das Waſſerwert den 
rundftüdgeigentümenn nur im Wege des Vertrages unter Erfüllung befimmter 
Bedingungen zugänglich zu machen (PB. 23 &. 6%). Ein Gleiches if der Fall 
in Betreff einer fädtiihen Gasanftalt. Hiernad) find zweifellos gemeindlihe Privat» 
anftaften alle diejenigen nftalten, welche ohne temıliche Berpflihtung der Etadt- 
jemeinde lediglich zu Ermwerbögmeden begründet bezw. aͤusſchließlich ſolchen 
tweden dienen und deren Weirieb bie Gemeinde jederzeit umbeſchadet ihrer kommu - 
nalen Aufgaben wieder einftellen kann, wie Gasanftalten, Fabriten, Etraßenbahnen, 
Eletirizitätwerte, Brauereien und fonftige gewerbliche und faufmänniihe Unter» 
nehmungen. Auf die Ditbenugung folder Anftalten ficht den Einwohnern fein auf 
Grund des $ 4 SD. nad) $ 18 Hiff. 1 Zuf.-Gel. verfolgbares Recht zu. 

Es gibt jedoch eine Reihe von Gemeindeanftalten, welche ſowohl aus Gründen 
der öffentlichen Wohlfahrt und im öffentlichen Intereſſe errichtet werden, als auch 
als gewerbliche Unternehmungen Erwerbszweden dienen können. Bei ſolchen Anftalten 
wirb von einer gewerblichen Unternehmung nicht mehr bie Rede fein dürfen, fobald 
für die Gemeindeangehörigen ein Zwang zur Benutzung des Unternehmens g en 

ahlung einer Vergüiung beſteht. Denn ein folder Zwang konn feine che 
fertigung nur im dem Ueberwiegen des Öffentlichen Intereſſes finden. Cs genügt 
fogat, daß der Zwang nur mittelbar ftattfindet, indem die Gemeindeangehörigen auf 
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die Benutzung des Unternehmens angerwiefen find ($ 4 Abf. 3 KAG). In allen 
lolchen Fällen haben die bezüglihen Unternehmungen der Gemeinden den Charakter 
öffentlicher Gcmeindeanftalten. 

Die öffentlichen Gemeindeanftalten können felbftändige juriſtiſche Perfonen fein. 
(Bergl. 5 89 BOB, OVG. 21 ©. 32.) Dies ift z. B. bei den vom Staate ald 
folge anerkannten Armenanftalten, Krantenhäufern uſw. fowie bei Gymnafien der 
Tall und wird häufig bei den im $ 4 Abf. 2 SiO. erwähnten mit Stiftungen 
verbundenen Anftalten zutreffen. 

Deffentliche Vollsſchulen find, aud wenn fie von den Gemeinden unterhalten 
werden, feine eigentlichen Gemeindeanftalten im Sinne des $ 4 StO., da die Volls- 
jguien Beronfaltungen des Gtaats find ($ 1 ALM. Tit. 12 2. IT) und den 
Regierungen die Auffiht und die Verwaltung aller Schulen übertragen iſt. 
(BEL. 22 ©. 203). Ueber bie „polizeilichen Gemeindeanftalten“, d. f. folde 
Gemeindeanflalten, welde zwar vorzugsmeife tommunalen Sieden dienen, zugleich 
aber auch im polizeilichen Interefe notwendig find, f. 0. $ 36 Nr. 3. 

3. Dem Veitbenutzungsrechte der Einwohneridaft ſteht die korreſpondierende 
Bricht der Gemeinde gegenüber, die Öffentlichen Gemeindeanftalten fo einzurichten, 
daß alle Einwohner, ſomen ihre Lcbensbedürfniffe dazu angetan find, auch wirklich 
davon Gebraud; machen fönnen. Zwor if die Gemeinde nicht verpflichtet, eine 
abfolute Gleichheit in der Möglichteit der Benugung herzuftelken, bezw. nur olde 
Gemeindeanftalten zu errichten, welche allen Einwohnern in gleicher Weife zu Gute 
tommen. !Wber der Gemeinde ift bie Befugnis zu beftreiten, folde Anftalten aus 
Gemeindemitteln zu gründen und zu unterhalten, von deren Mitberugung trotz ihrer 
lonſt dazu geeigneten Berhältniffe gewiſſe Klaſſen der Einwohner grundfäglid 
ausgeſchioſſen fein follen. Insbeſondere wird ihr diefe Befugnis zu beftteiten fein, 
wenn diefelbe Gemeinde es verweigert, neben jenen Anflalten au) Yoihe zu gründen 
und zu unterhalten, welche für die aus den Erfteren grundfäglic ausgefchloffenen 
einen genügenden Erfa bieten. Ein ſolches Verfahren der Gemeinde würde eine 
direite Verlegung des tm $ 4 ausgefprodenen Grundfages ber Parität nur dann 
nicht enthalten, wenn der VBegünftigung der einen Klaſſe befondere wohlmotivierte 
Nüdfihten ber Humanität oder eine pofitive Verpflichtung gerade nur diefer Einen 
Waffe gegenüber zu Grunde liegen. (BMB. 1861, ©. 160.) Rad) dieſen Grundfägen 
iR die, Gemeinde, fobald fie die Schulunterhaltungstoften auf den Gemeinde-Etat 
übernommen hat, zur Unterhaltung der Schulen aller im Orte vorhandenen 
Konfeffionen verpflichtet. (WB. 1863 ©. 5.) 

Ein unbeſchränktes Recht der Gemeindemitglieder auf Benutzur jeber 
Gemeindeanftalt beftcht fonad nicht. So können 3. 8. die Befiger von "Säulen, 
welche vom Orte allzu entfernt liegen, den Anſchluß an cine ftädtiiche Wafferleitus 
nicht verlangen. 8 liegt jedoch in der Villigteit, daß, wenn ein folder — 
nicht möglich if, wegen der Heranziehung zu ben Herftelungs- und Unterhaltungs« 
toften derfelben ein Wusgleidh im der in ben 88 4, 9 und 20 KAG. vorgeiehenen 
Beife herbeigeführt wird. 

4. Im $ 4 Abſ. 1 ift eine Befimmung darüber, unter welchen Bedingungen 
die allgemeine Mitbenugung der Gemeindeanftalten durch alle Einwohner oder durch 
Solche, denen in ihrem Privatinterefie über die allgemeine Benugung hinaus ein be 
fonderer Gebrauch eingeräunt wird, im Einzelnen fattzufinden Habe, nicht getroffen. 
Da die StO. unter grundfäglicher Anerkennung des allgemeinen Mitbenugungsredts 
über die Modalitäten, unter welchen dasſelbe auszuüben, feine Vorſchrifien enthält, 
fo erwähft der Stadtgemeinde aus $ 11 StO. das Recht, diefe Angelegenheit im 
Wege der ſtatutariſchen Ordnung zu regeln, insbeſondere den Gemeindegliedern bie 
Borausfehungen, Bedingungen und bie Art der Benupung vorzufchreiben. Das auf 
die Gemeinbegugehörigtent und den Widmungsaft ſich gründende Hecht der Gemeinde 
glieder auf Benugung der Anftalt fommt nur mit diefer aus dem Sigentumsreihte 
und ben öffentlih-reghtlihien Befugnifien der Gemeinde entipringenden Einſchränkung 

Ir Entfiegung. Cine die beliebige Benugung aus fadjlichen Erwägungen eins 
Ünräntende Anordnung der Gemeinde enthält feine Berlegung des Rechts der 
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SBemeinbentieber auf die Mitbenugung der Gemeinbeanftalt. (DVG. 21, S. 124, 
38, ©. 58.) 


Für die Benutzung der Gemeindeanftalten Tönnen bie Gemeinden ®ebühren 
erheben. In beftimmten (Fällen befteht fogar die Verpflichtung zur Gebührenerhebung. 
©. 54. f. Mao. 556 Ziff. + LA). 

5. Das Recht im $ 4 erftredt ſich auf die Mitbenugung derjenigen Anftalten, 
welche im Intereſſe der bürgerlichen Wohlfahrt nad) drtlihem Bedürfnis in das 
Leben gerufen bezto. beibehalten werden fünnen, und welche, fo lange fie beftehen, 
der Mitbenugumg aller Eimvohner unterliegen. Nirgends aber ift den Gemeinde: 
gliedern als ſolchen mit dem Mechte zur Mitbenugung der beftehenden Anftalten 
zugleich aud) ein Anfprud auf den Fortbeſtand derſelben geſetzlich Kingerkumt und 
gemäßeleife. Wenn die Rädtifhen Behörden beigließen, eine Gemeindcanftalt zu 

feitigen, fo liegt darin feine Verlegung des Diitbenugungsrechts der Einwohner. 

Anberührt bleibt hierbei, infofern die Einwohner in der Lage wären, auf privat- 
rechtlichem Titel beruhende Rechte an der Gemeindeanflalt für fich geltend zu machen, 
die Berfolgung berfelben im Wege der Zivilklage. 

6. Eine. Pflicht zur Mitbenugung einer Gemeindeanftalt kann nur auf 
Grund des $ 6 des Gel. vom 11. März 1i durch Polizei-Berord. feſtgeſetzt werden, 
das aber au nur dann, wenn durch ein gültiges Ortsftutut die Gemeindeanftalt ver- 
pflichtet Äft, den Gemeindeangehörigen bie betreffende Zätigfeit zu Ieiften. Cin Drte- 
ſtatut kaun aber nicht felbft eine Verpflichtung zur Mitbenugung begründen (ſ. u. 
$11n. 2 4) Gin Swang zur Benugung ift oft bei dem fog. polizeilichen Gemeinbe- 
anftalten eingeführt (j. u. $ 56 Nr. 3). 

7. Zu 18 Nr. 1 Zuf.-Gef. 

a) Der verwaltungsgerihtfihe Schutz der aus dem Einwohnerrechte fließenden Rechte 
zur Mitbenugung der öffentlichen Gemeindeauſtalten ift durch Zuſt.Geſ. $ 18 
geordnet. Borausſetzung dieſes Schutzes bildet das Anbringen von Wefchwerden 
und Einfprücden. Die Beſchwerden und Einiprüde find für die Fälle des $ 18 
Ziff. 1 Zuft-Gef. an keine Frift gebunden. (Anders bei Beſchwerden über die Heran- 
jiehung zu Gemeindelaften $ 18 Ziff. 2). Gin bloßer bei den Rädtif—en Körper- 
haften eingebradhter Antrag, gewiffe den Anutragſtellern ungünfige Beidlüfie 
über die Mitbenugung der Gemeindeanflalten einer erneuten Seafung zu unter 
iehen und wenn tunlich wieder zu befeitigen, ift weder eine Beſchwerde noch ein 

infprud) im Sinme des $ 18 Ziff. 1 Bull.-Gel (OBO. 38 ©. 51). " 

Auf veſchwerden und Einfprüce beigjließt der Magiftrat. Der Beichluß 
des Magiftrats braucht ſich formell als folder nicht zu bezeichnen. Es genügt 
einfacher Beicheid. 

Die gegen den Beichluß_ zuläffige Klage im Berwaltungsftreitverfahren 
iſt an eine zweimödige Frift gebunden. Zuftändig if in erfler Infanz der Be- 
siefsaueichub, in zweiter (Bernfungeinftanz) das OBC. 

Die Klage ift nicht nur gegen folde Beihlüffe des Magiſtrats gegeben, 
welche ſich auf eine Berfagung des Rechts zur Mitbenugung der Gemeindeanftalt 
beziehen, fondern auch gegen ſoiche, weihe den Inhalt, den Umfang, die Art und 
die Grenzen der Ausübung betreffen. (OBO. 18 G. 134.) Auch) die Fefiftelung 
der Modalitäten der Nutzung kann Gegenftand der Klage fein, ebenfo die Frage, 
ob geroifje für das Mlitbenugungsredht aufgeftellte erſchwerende Beftimmungen, 
namentlich) etwaige Gegenleiftungen, von denen feine Ausübung abhängig gemacht 
wird, beredjtigt find oder nicht. (DVG. 38 ©. 58, BER. 4 ©. 571). 
DB. 21 ©. 124 bejaht die Zuläffigkeit einer Klage wider die Anmeifung einer 
Srobflelle auf dem für Selbftmiörder befimmten beionderen Teile eines Gemeinde: 
friedofes unter dem Gefihtspuntte einer Beſchränkung in dem Rechte zur 
Benugung einer Gemeindeanftalt. 

db) Aktiv fegitimiert zur Klage ift derienige Einwohner, der hinſichtlich der Mit- 
benugung der Genieindeanflaften eine Verlegung oder Gefährdung feines fubjet- 
tiven Öffentlichen Nedts durch den Beſchluß des Gemeindevorftandes behauptet. 
Poffio Iegitinviert if} der Magiftrat (Gemeindevorftand), nicht die Stadtgemeinde. 
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Noch Abſ. 1 des $ 4 if es die Bugehörigfeit zu der Gemeinde ($ 8), 
welche zur Mitbenugung der ftädtifchen Gemeindeanftaften berechtigt. Es Handelt 
fi) alfo Hier um cin aus der ſtädtiſchen Gemeinfchajt folgendes Anrecht im 
Segenfate zu dem Berhältniffe Dritter (Nichteinwohner). Ein Berwaltungsftreit- 
verfahren a deshalb unzulälfig, das von Nichteinwohnern angeftellt wird, auch 
in dem alle, wenn der Befiger eines außerhalb des Gtadtbezirles Tiegenden 
Erggmüde deffen rezeßmäßige Benutzungöberechtigung behauptet (PB. 15 


Um Rechte der Gemeinbeangehörigen als folhe, um Rechte, welche in der 
GSemeindeangehörigleit nad) Maßgabe des öffentlichen Rechts, insbeſondere in 
der Berfofjung der Stadt beruhen, handelt es ſich aud nicht bei Benugung von 
Chaufjeen. Diefe find polizeiliche Auftalten für das gefamte Bublitum. Die 
Gemeindeangehörigen haben in der Kegel feine anderen Befugniffe zu ihrer 
Nugung als das Yublitum, regelmäßig eine befonderen Rechte ald Gemeinde 
angehörige. 

> Soweit in Stiftungen, auf welde der Abſ. 2 des $ 4 Kinmeift, das Einmwohner- 
teht nicht dis ausreichend bezeichnet, fondern ausdrüdlich dab Bürgerrecht ver« 
Tangt wird, koönnen nur Bürger im Sinne des $ 5 zur Mitbenugung der 
Semeindeanftalt zugelaffen werden. (j. $ 49 n. 6). Dem Bürger ift dann 
aud der Schuß des 8 18 Ziff. 1. Zuft.-Gef. gewährt, weil er ja auch 
Einwohner if. Bei Stiftungen dagegen, die fih nicht auf Öffentliche Gemeinde- 
anfalten beziehen und foreit Brivatrechte an öffentlichen Gemeindeauflalten in 
Betracht kommen, kommt der $ 18 Zuft.-Gef. nicht in Frage. 
Der ordentliche Rechtsweg fiber die auf Grund der Gemeindezugehörigfeit in 
Anfprud) genommene Berechtigung zur Mitbenugung der öffentlichen Gemeinde- 
anftalten ıft nach $ 13 GB®. unzufäffig. Hinfigtfih der Mitbenugung der 
Gemeindeanftalten und der Teilnahme an den Nutungen des Gemeindever- 
mögens entiheiden allein der Xeihluß des Dagiftrats und die Vermaltungs- 
gerichte, ome Unterfchied, ob der fie in Anſpruch nehmende Gemeindeangehöriger 
tft oder nicht, da aud) über die Frage der Zugehörigkeit zur Gemeinde der Rechts- 
weg ausgefehloffen ift. Das Recht zur Dirbenugung öffentlicher Gemeindean- 
ſtalien kann im Zecuenege auch nicht in Form eines Einwands geltend gemacht 
werden (pBB. 22, S. 70). 


a 





$ 4 abi. 3—15. 


Die Beitragspfliht zu den Gemeindenbgaben. 


Unter den ftädtijchen @emeindelaften, zu deren Teilnahme die Gemeindean- 
gehörigen verpflichtet find, find nicht blos die eigentlichen @emeindefteuern ($ 58 
.), fondern auch die Gemeindebienfte ($ 54) zu verftehen. Während die S8 53 
und 54 die Fundamentalbeftimmungen fiber die Arten und die Verteilung der Gc- 
meindelaften enthalten, handelt $ 4 über die Beitragspflicht der Gemeindeangehörigen 
am den Gemeindelaften. Die Unzulänglichteit der Hierauf bezüglichen Vorfchriften der 
StD., fowie die Verſchiedenartigkeit der innerhalb der Preuß. Monarchie auf dem 
Gebiete des Gemeindeftenermeiens gelteuden Vorſchriften hatten eine anderweite 
Regulierung diefer Materie ſchon feit geraumer Zeit als ein befonders dringendes 
Bedurſnis erfheinen laſſen. In Anerkennung diejes Bebürfnifies hatte die Königl. 
Staatsregierung wiederholt, und zwar in den Jahren 1876, 1877, 1878 und 1879, 
dem Landtage Gefegentwürfe betreffend bie Aufbringung der Gemeindeabgaben zur 
Sejlußfaffung vorgelegt. Doch waren diefe Entwürfe mur in den Kommiffionen 
des Abgeordnetenhaufes vorberaten, nicht aber im Plenum desjelben zur abfchließenden 
Verhandlung gelangt. 
Das Gef. betrefiend Ergänzung und Abänderung einiger Befimmungen über 
Erhebung der auf das Einfommen gelegten direkten Kommmnalabgaben vom 27. Juli 
1885 (GE. ©. 327) war beflimmt, den dringenften Bebürnifien auf dem Gebiete 
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der Iommunalen Beftenerung Abhilfe zu fchaffen. Durch diefes „Notgefeg” follten 
die Kommunal-Einfonmenftenern der juriſtiſchen Perfonen, der Altiengefellichaften, 
der Forenfen, des Fisfns und der fommunalen Verbänte fowohl in politifcher als 
wirtſchaftlicher Beziehung in den alten, wie in den neuen Provinzen in Ueberein- 
fimmung gebracht werden. Das Geſetz war unter dem ausdrüdliden Vorbehalt 
erlaſſen worden, daß in dem bemnächft zu vereinbarenden allgemeinen Kommunalfteuer- 
jeietge auch die im Notgefet geregelten Buntte nach ariderweiter, dann im Zufanmen- 
jange mit der Gefamtmaterie vorzunehmender Erwägung Berüdfihtigung und defini- 
tive Feftftellung finden follten. 


Inzwiſchen Hatte fi aber auch auf dem Gebiete der ſtaatlichen Stenergejeg- 
gebung das Bedurfnis nad) einer durchgreifenden Reform geltend gemacht. Cingeleitet 
wurde das Rejormmert mit dem Erlaß des die ſtaatliche Klaſſen · und Laffifizierte 
Eintommenfteuer umgefaltenden Ginfommenftenergejeges vom 24. Juni 1891 (68. 
©. 175). Nad) dem Erlaß diefes Geiches, welches durch Einführung der Selbft- 
deflaration das gefamte bisher in weitem Umjauge der Vefteuerung entzogene Ein- 
Iommen zur Steuer heranzog und die größeren Einkommen flärter befaftete, konnte 
es nicht mehr zufäffig erſcheinen, die komimunalen Haushalte in dem biegerigen Um- 
fange mit Zuſchlägen zur Cinfommenfteuer zu beiaften, mußte e8 vielmehr ala 
dringend geboten erachtet werden, der Steigerung der fommunafen Zufchläge zur 
Eintonmtenfteuer durch ein die gejamte Genteindebeftenerung regeludes Gejeg ent- 
gegenzutreten. Audererſeits waren mit dem Inkrafttreten des Einkommenfteuergefetzes 
durch die gefleigerten Exträgniffe der Einfonnnenftener die Mittel uud die Möglichleit 

jegeben,: die Grunde und die Gebäudeiteuer als Staatafleuern zu befeitigen und die» 

feiben den Gemeinden zur Entlaftung der Gemeinde. infommenfteuer zur Berjügung 
zu ſtellen. Zur Durdtührung dev hiernach notwendig und möglich gewordenen Ger 
meindeftener- Reform waren beftimmt die mit Allerhödjer Ermädtigung vom 2. Ro— 
vember 1892 dem Landtage vorgelegten Entwürfe eines Geſetzes wegen Aufhebung 
direkter Staatsſteuern, und eines Kommunglabgabengeſetzes. Der Entwurf des Ge- 
ſetzes wegen Aufhebung direkter Stantefteuern enthielt den Verzicht des Staates auf 
die gefamte Grund«, Gebäude- und Gewerbefteuer, un den Gemeiuden in dem durch 
die Neuregulierung der Kommunalabgaben bedingten Umfange Steuerquellen zu er- 
fließen. Der Entw. des Kommumalabgabengejees aber traf vor allem die erjorder- 
lichen Beftimmungen, um eine dem Verzichte des Staates auf die Realbeftenerung eut ⸗ 
ſprechende höhere Heranziehung des Nealbefiges zu den Gemeindelaften zu fihern und 
hierdurch und durd) den Ausbau anderer Eummahmequelen eine Entlaftung der Ein 
Tommenfteuer von Gemeindezufcjlägen Herbeizufügren. Im Uebrigen aber behandelte 
der Entwurf das ganze Gebiet der Gemeindebeftewerung in allen Einzelheiten; ins» 
beſondere hatten in bemfelben die Beftimmungen des oben erwähnten Notgejetges vom 
237. Juli 1885 im Wefentlihen Aufnahme gefunden. 


Beide Geſetze erhielten mit einigen Abänderungen die Zuftimmung ber beiden 
Käufer des Landtages. Ihre Allerhöcfte Bolziegung erfolgte am 14. Zuli 1898. 
Das Komm.rAbg.-Öef. hat durch das Gei..betr. die Abänderung und Ergänzung 
einiger Beftimmungen des Kommunalabgabengefeges vom 30. Sun 1895 (88. 
©. 408) eine Abänderung erfahren, wodurch einzelne bei Ausiührung des Gefehes 
(wamentlich bezw. der $$ 48, 49, 50) Hervorgetretene Dlängel befeitigt worden find. 


Zu dem Komm.-Abg -Gef. ift eine minifteriele Ausführungs-Anmweifung unter 
dem 10. Dat 1894 (abgedrudt bei NöU, das Komm.-Abg.Gef. dv. 14. Juli 1893) 
ergangen. Außerdem follte das Berftändnis des Geſetzes eine im amtlichen Aufe 
trage herausgegebene Drudihriit „Grundzüge des Romm.Abg.-Gel. vom 14. Yuli 
1893" (Berlin, ©. Heymanns Verlag 1893) vermitteln. Als die vorzüglicfte Be- 
arbeitung des Kommnralabgabengefeges ift der Kommentar zu denifelben von Möl 
4. Aufl. Berlin, Carl Heymanns — 1899) anzuſehen. Bon einer eingehende 
Erörterung der Beſtimmungen des KAG. an diefer Stelle, wie das in den früheren 
Auflagen geſchehen, mußte bei der umfangreichen Judikatur und Literatur auf dem 
Gebiete des Geineindeſteuerweſens Abſtand genommen werden. 
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85 
Das Zurgerrecht beſteht in dem Rechte zur Teilnahme an den 
Wahlen, fowie in der Befähigung zur Uebernahme ünbeſoldeter 
Aemter in der Gemeinde-Berwaltung und zur Gemeinde-Vertretung. 
Jeder felbftändige Preuße erwirbt dasſelbe, wenn er feit 
einem Jahre , 
1) Pa des Stadtbezirks ift und zur Stadtgemeinde ges 
ört (8 3), 
2) feine Armenunterftügung aus öffentlichen Mitteln empfangen, 
3) die ihn betreffenden Gemeinde - Abgaben gezahlt hat umd 
außerdem : 
4) entweder . 
a) ein Wohnhaus im Stadtbezirk befigt (8 16), oder 
b) ein ftehendes Gewerbe felbjtändig als Haupterwerbäquelle 
und in Städten von mehr als 10,000 Einwohnern mit 
wenigftend zwei Gehülfen felbftändig betreibt, oder 
c) zur (klassifizierten) Einfommenftener (veranlagt ist) oder 
d) an Klassensteuer einen Jahres-Betrag von mindestens 
vier Talern entrichtet. In den mahl- und schlachtsteuer- 
pflichtigen Städten sind statt dessen die Einwohner von 
dem Magistrat nach den Grundsätzen der Klassensteuer- 
Veranlagung einzuschätzen; es können jedoch auch die 
Stadt-Behörden beschliessen, an die Stelle des Klassen- 
steuersatzes von mindestens vier Talern ein jährliches 
Einkommen treten zu lassen, welches beträgt: 
in Städten von weniger als 10,000 Einwohnern 200 Rthir. 
in Städten von 10,000 bis 50,000 Einwohnern 250 „ 
in Städten von mehr als 50,000 Einwohnern 300 „ 


Steuerzahlungen, Einkommen, Haus- und Grundbefig der Ehe— 
frau werden dem Ehemann, Steuerzahlungen, Einfommen, Hauss 
und Grundbefig der minderjährigen, beziehungsweife der in väterlicher 
Gewalt befindlichen Kinder, dem Vater angerechnet. 

In den Fällen, wo ein Haus durch Vererbung auf einen 
Anderen übergeht, kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer 
des einjährigen Wohnfiges die Beſitzzeit des Erblaffers zu Gute. 

Als jelbftändig wird nad vollendetem Bier nbatangigften 
Lebensjahre ein Jeder betrachtet, der einen eigenen Hauzftaud hat, 
jofern ihm nicht das Verfügungsrecht über fein Vermögen oder deſſen 
Verwaltung durch richterliches Erkenntnis entzogen ift. 

Inwiefern über die Erlangung des Bürgerrecht8 von dem 
Magiftrat eine Urkunde (Bürgerbrief) zu erteilen ift, bleibt dem 
ftatutarifchen Anordnungen vorbehalten. 

Dazu Zuf.-Gef.: 

$ 10. "Die Gemeindevertretung beſchließzt: 
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1. auf Beſchwerden und Einſprüche betrefjend den Befit oder den Verluſt des 
Buͤrgerrechts, insbefondere des Rechtes zur Teilnahme an den Wahlen zur Ger 
meindevertretung, ſowie des Rechtes zur Belfeibung einer dem Beſitz des Bürger- 
rechts vorausjegenden Stelle in der Gemeinde-Berwaltung ober Gemeinde-Ber- 
tretung uf. 


$ 11. Der Beihluß der Gemeinde-Bertretung ($ 10) bebarf feiner Genehmi- 
gung oder Befätigung von Eeiten des Gemeinde · Vorſtandes oder der Auffichtsbehörbe. 
Gegen ben Beſchluß ber Gemeinde Vertretung findet die Alage im Verwaltungs- 
Streitverfahren ſtatt. Die Klage flieht in den Fällen des $ 10 auch dem Gemeinde- 
Vorſtande zu. 

Die Klage hat in den Fällen des $ 10 unter Nr. 1 und 2 feine aufichiebende 
Birkung; jedoch dürfen Erfagwahlen vor ergangener rechtskräftiger Entſcheidung 
nicht vorgenommen werben, 

$ 21. Zufändig in erfter Inftanz iſt der Bezirks⸗Ausſchuß. 

Die Gemeinde-Bertretung bezw. der kollegialiſche Gemeinde-Borftand lönnen 
zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Verwaltunge-Streitverfahren einen befonderen 
Vertreter beftellen. 

Ueber „Bürgerrecht und Bürgerrechtsgeld“ f. Jebens: Abhandlung im pBB. 22 
©. 37, Stier-Somlo: Berwaltungoͤgerichtlicher Schug des Bürger- und Einwohner 
vchte. Ardiv Bd. 12 ©. 354. 


1. Mit der Befähigung zur Uebernahme unbefolbeter Aemter in der Gemeinde 
Verwaltung ac. ift nah $ 74 CO. die Berpflihtung verbunden, derartige 
Stellen anzunchmen und zu verwalten. Nur der Gemeindebürger kann zu folden 
Stellen berufen werden. Doc läßt 8 3 des Gefeges zur Ausführung des Bundes- 
gefegee über den Unterſtützungs · Wohnſitz von 8. März 1871 (68. S. 130, f. u. 
& 59) ala Mitglieder der Armenfommiffion aud) andere, das Bürgerrecht nicht befigende 
Gemeinde-Einwohner zu. 

Die paffive Wählbarfeit zu befoldeten Nädtifhen Aemtern if von dem 
Befige des ürgerreäs in der Gemeinde nicht abhängig. Durch Berufung in ein 
befotdetes ftähtijches Ant wird aber das Bürgerrecht au fid) nod nicht erworben, 
(i. jo 8 6 n. 1. OO. 5 ©. 11, Etier-Somlo Ardiv 12 ©. 386). Nad) 
& 106 der Kreis-Ordn. if die Mählbarkeit zum NKreisiagsabgeordneten und zum 
Wahlmann im Wahlverbande der Etädte von den Beſitze des Bürgerrechts abhängig. 

2. Der Erwerb des Bürgerrechte (des „Gemeinderechts“ $ 41 8609 
ſtellt fi nicht ala ein befonderer At dar, fondern erjcheint ais die Kraft des Gefeges 
von felbt eintretende Folge eines der Zeitdauer nad) beftimmten ländigen Aufenthaltes 
in der Gemeinde (vergl. $ 3 ©. 27). Bei den Vorhandenfein gewiſſer perſönlicher 
Garantien fteht das Bürgerrecht jedem männlichen Ortseinwohner zu, alſo nicht den 
Frauen, denen die StO. von 1808 das Bürgerrecht gewährte, auch nicht den jurifti« 
ſchen Perſonen. Der Beſitz des Bürgerrecht Tann nur einer phyſiſchen Perſon zuftehen. 
Das — juriſtiſchen Perſonen eingeräuinte Wahlrecht beruhi auf anderen Grund · 
iagen ($ 8). 

Jeder, welder nad) 8 5 StO. zur Erlangung des Bürgerredhts qualifiziert 
if, muß in die Bürgerrolle eingetragen werden, gie choſel ob er will oder nicht. Wud) 
die Enirichtung des Vürgerretsgeldes (f. 8 52) iſt nicht, Borbedingung für den 
Erwerb des Bürgerrechte, letzterer zieht vielmehr die Verpflichtung zu diefer Abgabe 
nad; fid) mud ihre might rechtzeitige Entrichtung fan hödftene dazu führen, daß der 
Schuidner von der Ausübung feines erworbenen Bürgerrechts ausgeſchloſſen wird. 

Daß zum Ermwerbe bes Bürgerredhts ber Vollbefig der bürgerlichen Ehrenrechte 
geſordert werden muß, ergibt fih aus den Beftimmungen des $ 7 StO. über den 
Berluft des Bürgerrechte. 
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3. Wer felbfändig ift, ergibt fi aus $ 5 Abf. 5 f. u. not. 18, 

4. Bedingung zum CTrwerbe des Vürgerrehts iſt die preußiſche Staate- 
angehörigkeit. 6 ift uber nicht erforderlich, daß der Erwerbende ſeit mindeftens 
einem Jahre die preußiiche Staateangehörigleit befigt (DVG. 30 ©. 7, 88 ©. 12, 
BBB. 216.508). ©8 genügt alfo, daß der zum unbefoldeten Magifratsmitgliede Ge- 
mäßlte zur Zeit der Wahl, wenn aud) erft nur wenige Tage, Breuße ifl. 

Daß nur Preußen das Bürgerrecht erwerben follen, fteht nicht mehr im Ein- 
ange mit den die Gejehgebung des deutſchen Reiches beherrichenden Prinzipien. 
Diefe Geſetzgebung hat wejentliche foziale Befugniffe des Einzelnen den engen Grenzen 
des Bartikularftaates, fowie der Gemeinden entrüdt und ſolche veraflgemeinert, außer- 
dem in dem Gefege über den Unterfütungs-Wohnfig ein neues deimatsrecht für 
jeden Deutfcgen heſchaffen, das durch dem, eine beftimmte Zeit diuvurch fefgefeten 
Aufenthalt gewonnen wird. Die Gemeinde-Berfafjung kaun fi) den Einwirkungen 
diejer Tatſache nicht entziehen. Im Konfequenz des duch Art. 3 der Berfaffung des 
deutichen Reiges vom 16. April 1871 (RO. ©. 64) gegründeten Reichsindigenats 
und der durch Reichsgeſetz gewährleiſteten Yreizügigleit ($ 3 &. 32) gewähren neuere 
©t.-Drdn. (3. B. Shleswig-Holftein 8 7, 9. N.$5 Nr. 1, Hohenzollerniche GO. 8 11, 
Dldenburg Art. 5, Großherzogtum Heffen $ 2, Baden 1874 Art. 18 Nr. 2) das 
Bürgerrecht jedem Deutihen. Mud; nad LCD. ($ 41) feht das Gemeindereht 
jedem felbftändigen Gemeindeangehörigen zu, welcher Angehöriger des deutſchen Reiches 
iR. Indes hat das Reicheindigenat an ſich nicht bewirkt, vor die Beſtimmungen des 
Semeinderechts, welche innerhalb jedes einzelnen Staates für die Mitgiiedſchaft in der 
Gemeinde befondere Vorausſetzungen aufftellen, ohne Weiteres außer Kraft getreten 
wären. Art. 3 Abj. 3 fpricht e8 jelbft aus, daß diejenigen Veftimmungen, welde die 
Aufnahme in den ofalen Gemeindeverband betreffen, durch den im Abf. 1 ebendafeibft 
auegejprodjenen Grundfat; nicht berürt werden. So lange daher durch bie Landes 
gefeßgebung nicht etwas anderes verordnet: ift, können tm Bereiche der StO. nur 
Preußen das Bürgerregt gewinnen (f. Jebens a. a. D, ©. 38; Stier-Somfo 
a. a. O. ©, 375, PLB. 12 ©. 250). \ 

Ueber die Erwerbung und den Berluft der Neihe- und Gtaatsangehörigleit 
beffimmt das Reihögefeg vom 1. Yuni 1870 (BGB. ©. 355) u. Einf.-Cel. 
BGB. art. 41. 

5. Zum Erwerbe des Burgerrechts ift ferner erforderlich, daß der Beteiligte 
feit einem Jahre Einwohner des Stadtbezirls if, d. h. feit einem Jahre feinen 
BWohnfit, im Stadtbezirke hat. Ueber den Begriff des Wohnfiges |. $ 3 m. 3. Die 
Bedeutung, welche der Wohnfit in Bezug auf den Erwerb des Bürgerrechts hat, 
tommt aud; dem voppelten Wohnfige zu (1. 0. $ 3 ©. 31). Es ift aljo möglich, daß 
ein Gemeindeongehöriger in mehreren Orten Bürger wird und in mehreren Städten 
unbejoldeter Gemeindebeamter („Stadtrat“) werden fanıt. J 

Ausgeſchloſſen vom Erwerbe des Burgerrechts find Forenſen, da fie nicht Ein- 
wohner der Stadt find. Doc haben fie ein Wahlrecht (f. u. $ 8). \ 

6. Der in Abf. 2 vorgefihriebene einjährige Wohnfig ift in Bezug auf die 
jur Zeit des Exlafjes der StO. geltende Vefimmung des $ 5 Gef. vom 31. Dez. 1842, 

treffend die Aufnahme nen anziehender Perjonen (GS. 1843, ©. 5), gewählt. Zur 
Uebereinfimmmng mit der Erwerbung des Unterftügungs-Wohnfiges wilde jegt ein 
zweijähriger Wohnfig paffender fein, wie auh 9.N. 3 5 Ziff. 3 beflinmt. 

8 darf nicht aus dem Auge gelaffen werden, daß jedem der im $ 5 Nr. 1, 
2 umd & angegebenen Grforderniffe für den Zeitraum eines Jahres genügt fein muß. 
um das Bürgerrecht zu erwerben. Die Ausnahmen befiimmen 89 6 und 7 umd mas 
den Wohnhaus-Befit betrifft, 9 5 Abf. 4. Hiernad) find night diejenigen im die 
Wählerlifte aufzunehmen, welche im laufenden Steuerjahre die für die Wahlberedjti- 
gung erjorberfide Steuer zahlen, fondern nur diejenigen, die mährend der 12 Monate, 
melde vor Auslegung der Lie liegen, zu dem maßgebenden Normalfteuerfage ver- 
anlagt waren (BBE. 23 ©. 519). Laufen diefe 12 Donate erit ab, nacden 
die Life gemäß $ 19N6f. 2 ausgelegt, aber noch bevor die Ausfegungsfeift verftrichen 
if, fo darf die Aufnahme zwar noch erfolgen, aber nur noch zujolge Einſpruchs auf 
Grund eines Beſchiufſes der Stadtv.-Berf. (1. u. $ 20). 
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7. Der Beteiligte darf feit einem Jahre Teine Armenunterſtützung aus 
öffentfien Mitteln empfangen haben. Als eine folhe Unterflügung erachtet DVG. (37 
©. 14), wenn der Magiftrat (Armendirektion) gewiffe Krantenhäufer ermächtigt, in un« 
abweisbaren Fällen Kranke ohne vorgängige Meberweifung jeitens der Organe ber 
Armenverwaltung für deren Rehm aufzunehmen, ſelbſt wenn eine Erflattung ber 
Koſten fpäter erfolgen follte. Zugleihen nimmt OBG. (87 ©. 14) an, daß nicht 
nur fortlaufende Unterftüungen, fondern auch außerordentliche, dereinzelte, zur Hebung 
eined vorübergehenden Notflandes gewährte Unterflügungen den Ermerb bes Bürger- 
rechts hindern. (Lepteres if freitig, |. Otier-Somfo Ardı. 12 &. 388). Ob die 
Arinenunterſtützung an den in Frage ftehenden Einwohner ſelbſt. oder an einen feinen 
Unterftüggungswohnfig. teilenden Angehörigen und in diefem Wale ohne Wiffen und 
Billen des Tinwohners erfolgt, iſt gleichgültig. Dagegen berechtigen Erlaß oder Er- 
mößigung des Schuigeldes nicht zur Borenthaltung des Bürgerrechte. Die auf Grund 
des Kranken-, Unjall-, Invaliditäts- und Altere-Berficherungs- Gejeges gewährten Unter- 
Nügungen und Renten fallen nicht unter den Begriff der Armenunterftügung ($ 77 
de8 Kranken-Berfiherungs-Gejeges vom 15. Juni 1883, RG. ©. 73). 


8. Der Nichtzablung der Gemeindeabgaben ift die Nichtzahlung des Schufgeldes, 
ſewie überhaupt der Gebühren für die Benugung öffentlicher Beranftaltungen, ſowie 
die Nichtleiftung von Zienften — dieſe werden nicht gezahlt — feinesruegs gleich“ 
uftellen. Febens a. a. D. ©. 39 hält e8 jür bedenklich graeniber der allgemeinen 

erninologie u. dent Bau des KU®., Gebühren als „Abgaben“ night anzufehen. Mit 
Recht weilt Stier-Somlo a. a. D. ©. 388 darauf hin, daß zur Zeit des Erlaſſes 
der StO. den Gemeinden die Ermädtigung zur Erhebung von Gebühren nicht erteilt 
war und daß unter dem von der StO. gebrauchten Ausdrud — Genteindeabgaben — 
nicht das zu verftehen ift, was erſt ein fpäteres Geſetz darunter verfland, (Art. 100 
Berj.-Urt, faßt Steuern und Abgaben zufammen gegenüber Gebühren in Mrt. 102 
dafelbft (f. aud) Ledeımann zu $ dn. 10). Nicht gevegitfertigt ift es, rüdficht8los alle 
Berfonen aus der Bürgerlifte zu reichen, die bei deren Auiftellung mit irgend welchen 
Steuerbeträgen im Rüdftande gebliebeu find. Durd nachträgliche Zahlung wird jeder- 
zeit das aus der Nictzahlung erwachſene Hindernis befeitigt werden fönnen. Im 
Übrigen genügt die Taiſoche der Nichtzahlung, einer Mahnung bedarf es nicht. Bor 
Berichtigung des Vürgerredhtögeldes darf das Bürgerrecht nicht ausgeübt werden. 

Kreis · und Provinzialabgaben, wenn fie befonders erhoben werden, find feine 
Gemeindeabgaben im’Einne des 8 5 Ziff. 3 (OBG. 40 ©. 147), am allerwenigften 
Zergütungen für Gemeindefeiftungen, welche wie unter Unftänden die Lieferung 
elelteiichen Stromes, aus fonmnalen Eiektrizitätswerten, auf privatrechtlichen Titeln 
beruhen (ME. 1902 ©. 82). 

Perſonen, die auf Grund fäglicher oder perſönlicher Steuerprivifegien (89 21, 
4, 41, 42 KAG.) von Gemeindeabgaben befreit find, können, wenn die fonftigen 
Boransfetzungen vorliegen, das Bürgerrecht erwerben, wie Geiftliche, Volksſchullehrer, 
Gendarmen. 

9. Wie der Hinweis auf $ 16 amdentet, wird auch derjenige ala Hausbeſitzer 
angejehen, der den Nießbraud an einen Haufe hat. Insbefondere if nach $ 1363 
2. fi. BGB. das Grundftüd der Ehejrau dem ehemännlihen Nießbrauche unter 
worſen. Ergibt ſich nicht aus dem Orundbude, daß das Grundſtüct zum vorbehaltenen 
Bermögen der eingetragenen Cigentümerin gehört, fo bleibt es bei dem gefegliden 
Nießbraucd des Ehemannes an dem Grundſtüge der Ehefrau, und fomit ift aud die 
Boransicgung bes paffiven Wahlrechts des Ehemanns in $ 16 der Städte-Drdnung 
vom 30. Dat 1853, Nießbraud an einem Hauegrundftüd, eine 386. 28 ©, 36). 
Allerdings tennt BGB, wie das Allg. Landr. ($ 614 II, 1 8158 IL, 2), einen geieg- 
lichen Nießbrauch nicht mehr. Insbeſondere behandelt e8 die Nutnießung des Ehe- 
mannes und die elterliche Nutznießung nicht als folden. Richtiger Anfiht nad) 
werden gleichwohl beide Fälle forıdauernd als unter $ 16 und damit au unter & 5 
Nr. 4 lit, a. falend anzufehen Ausf.- Gef. BOB. art. 69 SA Abſ. 1 verordnet 
üdlih: Somei rechtlichen Vorſchriften der beftehenden Landesgeſebe 
auf die väterliche Gewalt Bezug genommen wird, tritt an die Stelle der väterlichen 
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Gewalt bie elterliche Gewalt des Vaters (ſ. PBB. 24 S. 608. Sehens a. a. O. 
©. 40. Dagegen Etier-Comlo a. a. D. ©. 389). 

Night vorgefehen iſt in der SiO. der Fall eines gemeinfhaftlihen Beſitzes 
Mebrerer. Zn diefer Veziehung befimmt 9. N. $ 5 Abf. 2: „Ereht ein Wohnhaus 
im geteilten oder ungeteilten Miteigentum, fo fann das Bürgerrecht auf Grund diefes 
Beſides mur von einem unter ihnen ausgeübt werden. Falls die Miteigentümer ſich 
über die Perſon des Berciprigten nicht einigen, ift Derjenige, weldher den größten 
Anteil befigt, befugt, das Bürgerredht anezuüben. Bei gleichen Anteilen befiimmt 
ih in diejem Falle die Yerfon des Verehtigten durch das Loos, weiches durd) die 
Hand des Yürgermeifters oder feines Etellvertreters gezogen wird.” Cine ähnliche 
Beftimmung hat 26OD. ($ 41). Für das Gebiet der ED. kann diefe Beftimmung 
eine Amwendung finden. Gntgegen der diegjeits verteidigten Anficht, daß wenn ein 
Wohnhaus im Miteigentum Diehrerer fteht, aui Grund defjen jeder Miteigentümer 
das Bürgerrecht erwerbe, hat LBG. 38 ©. 29 autgeführt, daß das Geſetz das von 
dem Befig eines Wohuhaufes abhängige aftive und paffive Wahlrecht der unbefchräntten 
zahl von Mitbefigern nicht gb eimmäumen wollen. (Zufimmend Stier · Somio a. a. O. 

. 392. eben a. a. D. ©. 40. Dagegen Ledermann ©. 29). 

Daß abgeſehen von den Nießbraucher und demjenigen, welcher durch Ber- 
erbung Befiger eines Wohnhanfes geworden if (8 5 bl. 2 des Gef. über den 
Cigentumsermwerb der Grundftüde vom 5. Dai 1872, $ 41 der Grundbucordmung), 
der Einwohner durh Auilaffung das Eigentwn an dem Wohnhaufe erlangt hat, 
wird zu fordern fein. OVG. (BBB. 24 ©. 603) hat fi jedoch mit der formellen 
Auflafjung und Eintragung in das Grundbuch nicht begnügt, jondern den Gegenbeweis 
zug:lafien, daß der Inhalt des Grundbuchs mit der wirklichen Rechtslage nicht im 
Cinttange flehe, die Eintragung des Eigentums vielmehr ungerechtfertigt fei, 3. B. 
daB cin Haus für den Einwohner als Eigentümer eingetragen fei, an den ein anderes 
Srunpftüd übertragen werden jollte. Es wird van aud) der Gegenbeweis zuzulaſſen 
fein, daß die Auflafiung nur zum Scheine erfolgt fei (ſ. Stier-Sonto a. a. D. ©. 393). 

Eine Erleichterung der geſehlichen Anjorderungen enthält $ 5 Abf. 4 betr. die 
Anrechnung der Vefigzeit des Erblaflers auf die Dauer des einjährigen Wohnſfitzes 
bei einem mittel® Vererbung ſich vollzieheuden Webergange eines Hauſes auf einen 
Andern. (Jebens a. a. O. madt darauj aujmerkfam, daß es ftatt „Wohnfites“ wohl 
heißen fol „Wohuhausbefiges“, wie in StD. Frantf., Chl.-Holf. u. Wiesbaden). 
Die Uebertragung unter Lebenden an Verwandte abfteigender Linie ieht der Vererbung 
glei (Stier-Somlo a. a. DO. ©. 391). 

10 Der $ 5 Art. 1 if durch $ 13 Gem.-Ordn. v. 21. Juni 1869 abge» 
ändert. Nach $ 13 Gem.-Drbn. wird das Bürgerrecht durch den Betrieb eines Ge- 
werbes allein nicht mehr von Rechtswegen erworben. 


Der $ 13 lautet: 

Bon dem Vefige des Bürgerrechts fol die Zulaffung zum Gewerbebetriebe in 
feiner Gemeinde und bei feinem Gewerbe abhängig fein. 

Nad dem begonnenen Gewerbebetriebe ift, fo weit dies in der beſtehenden 
Gemeindeverfafjung begründet ift, der Gewerbetreibende auf Verlangen der Ge- 
meindebehörde nad) Ablauf von drei Jahren verpflichtet, das Bürgerrecht zu erwerben. 
Es darf jedod in dieſem Falle von ihm das fonfl vorgefchriebene oder übliche 
Bürgerrechtsgeld nicht gefordert und ebenfo nicht verlangt werden, daß er fein ander- 
weit ermorbenes Bürgerrecht aufgebe. 

Dazu MR. vom 27. Auguft 1872 (MBB. ©. 2): 

„Ein Bürgerredhts-Ermerb ipso jure findet gegen den Willen des Gewerbe- 
treibenden, — da $ 13 mur die Verpflichtung, nicht aber die Berechtigung bes 
Sewerbetreibenden beſchränkt. — auf Grund feines Gemerbebetriebes nicht mehr flatt. 


Den Stadtgemeinden if nur das diecht geblieben, nach Ablauf von drei Jahren bie 
Erwerbung des Bürgerrechte, bezüglid) die aus dem nunmehr eingetretenen Erwerbe 
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des Bürgerredits ſich ergebenden geſehlichen Leitungen von dem Gewerbetreibenden 
zu verlangen, dann aber unter reilafjung desjelben von der Zahlung bes 
Vürgerredhtegeldes. 

Wenn vor Ablauf diefer drei Jahre einer der übrigen Rechtsgründe eintritt, 
welde in Verbindung mit den Voransjegungen sub Nr. 1, 2 und 3 bes $ 5 StO. 
den Vürgerredits-Erwerb herbeiführen, fo erfolgt der Erwerb des Bürgerrehts mit 
der ring zur Zahlung des Bürgerrchtsgeldes ganz in der bisherigen Weife. 
Ebenſo iſt der Gewerbetreibende als foicher zur Zahlung des Bürgerrechtsgeldes ver- 
pflichtet, falls ev die Ausübung des Bürgerredjis vor dem, gemäß der reihegefeg- 
lihen Beflimmung eingetretenen Termine verlangt. If dagegen ein Gewerbe: 
treibender nad) Ablauf von drei Jahren im das Vürgerredt auf Verlangen der 
Gemeinde eingetreten, und gelangt dann im den Befit eines Wohnhaufes, fo zeiftert 
für ihn die Dögligteit, auf Grund des Wohnhauserwerbes zc., nod einmal Hürger 
{m werben und die Verpflichtung, nunmehr das Bürgerrechtsgeld zu zahlen, fällt für 
im weg." 

Hiernach erwirbt ein Gewerbetreibender, welder nur die unter 1.2.3. u. 4.b 
des $ 5 erforderten Borausjegungen ein Jahr lang erfüllt hat, ipso jure wider 
feinen Willen das Bürgerreht nicht. Crft nach einem drei Fahre lang fortgefegten 
Gewerbebetriebe fann die Gemeinde den Erwerb des Bürgerredts verlangen, aber 
dann aud nur diefen, nicht auch ein etmniges Bürgerrehtsgeld. Wenn das Ber- 
fangen von der Gemeindebehörde nicht geftellt wird, unterbleibt der Erwerb des 
Bürgerredjts, wenn nicht eins der anderen Grforderniffe unter 4a oder 4c und d 
vorliegt. Der Gewerbetreibende kann aber ſchon vor Ablauf von drei Jahren das 
Bürgerrecht für fi in Anfprucd nehmen, muß aber in diefem alle das Bürger- 
rechtsgeld zahlen. Wenn in der Perſon des Gewerbetreibenden neben dem Gewerbe- 
betriebe außer den Erforderniffen unter 1 bis 8 des $ 5 mac eins der Erforderniffe 
unter Ziff. 4a oder Ziff. 40 u. d zur Erfüllung gelangt, fo fommt $ 13 Gemeinde- 
Ordnung nicht zur Anmendung. Der Gewerbetreibende erwirbt in ſolchen Fällen 
da8 Bürgerrecht von felbft wie jeder andere nad einem Jahre. Tritt eins ber 
Erforberniffe unter 4a bezw. de u.d erſt ein, nachdern dev Gewerbetreibende auf Ber- 
langen der Gemeinde das Bürgerrecht erworben hatte, fo if das ohne Bedeutung. 
Fu er — Bürger aaa lann er es Hr noch — Bee Es FH t 

ir ihm nicht die Berpflichtung, nad) madhträglich das Bürgerrehtsgeld zu zahlen. 
i. Jebens a. a. D. ©. 40. Stier-Somlo a. a. D. ©. 395. OVG. 13 & 8, 87, 
1 ©. 27, 25 ©. 19, 8 ©. 68, BBB 20 ©. 367.) 


Der $ 13 Abf. 2 fordert übrigens ein „ausdrücliches Verlangen". Die irr- 
tümfich auf Grund des dreijährigen Gewerbebetriebes erfolgte Eintragung in die 
Bürgerrolle, ja jelbft die auf Grund diefer Eintragung etwa erfolgte Einfadung zur 
Betetligung au den ſtädtiſchen Wahlen kann als ein die Anwendung des $ 13 bes 
dingendes Verlangen der Behörde nicht angefehen werden (DBG. 13, ©. 88). 

Der Begriff des ſtehen den Gewerbebetriebes ift geſetzlich nicht beftimmt. Es 
fallen darunter alle Vetriebsformen, die nicht ausdrüdlih als Gewerbebetrieb im 
Unnpergiehen qualifiziert find. ($ 55 Gew.-Oren) Der $ 5 Ziff. 4b fordert den 
Betrieb des Gewerbes in Städten von 10.000 Einwohnern mit wenigftens zwei 
Sehülfen. Das müffen erwachſene geiernts Gehüffen, fog. Gefellen, es dürjen feine 
Lehrlinge fein. (OBO. in püB. 22 S. 384.) 

Bei Fefitellung der Einwohnerzahl (Scelenzaht) ift das Ergebnis der 
legten Bolfszählung maßgebend. Aktive Militärperfonen, weil fie nicht Mitglieder 
der Gemeinde find, bfeiben außer Betracht. (BMB. 1866 ©. 137, vMB. 1865, 
©. 2; 1872, ©. 75.) Bergl. $ 4 Kr-Drdn., $ 162 Zuf.-Gef. 

11. Zu 8 4 Abf. 2 Nr. 4e u. d. Un die Stelle der Maffifizierten Ein- 
Tommenftener uud der Klaſſenſteuer if die durch das Einfommenftenergejeg von 
24. Juni 1891 (GS. ©. 175) eingeführte Einfommenftener getreten. 


Die Beimmung unter 4d war bereits abgeändert durch $ Ib des Gefetses 
betreffend Abänderung des Maffenfteuer-Gefehes vom 25. Mai 1873 (68. ©. 213) 


SD. $ 4. Erwerb des Bürgerrechts (Zenfus). 49 


imebrfondere nach der Richtung, daB an die Stelle des jährlichen Klaſſenſteuerbe - 
wege um 4 Tote, (12 D.), der Stufenfag von 2 Thlr. (6 M.) Kiaffenftener 
Das Geſetz betrefjend_die Aufhebung der beiden unterften Klaſſenſtenerſtuſen 
vom 26. März 1883 (GS. ©. 37) hatte hieran nichts geändert ($ 4 diefes Gefeges). 
Durch $ 85 des Einlommenftener-Gefeges vom 24. Juni 1891 ift das Gefeß vom 
3. Mai 1873 und damit auch der $ 9b diefes Gefees aufgehoben. Letztere 
Befimmung ift erfett durd $ 77 bes Einfommenftener-Gefeges: 

Soweit nad) den befiehenden Beſtimmungen in Stabt- und Sandgemeinden 
das Bürgerrecht bezw. das Stimm- und Wahlrecht in Gemeindeangelegenheiten 
am die Bedingung eines jährlichen Klaſſenſteuerbetrages von 6 Mark gefnüpft 
if, tritt bi zur anderweiten gefeglihen Regelung des Gemeindewahlrechts an 
die Stelle des genannten Gates der Steuerfa von 4 Mark beziehungsweife ein 
Einfommen von mehr ale 660-900 Mart. 

In denjenigen Landesteilen, in welchen für die Gemeindevertreterwahlen 
die Wähler nad) Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden birelten Steuern in 
Abteilungen geteilt werden, tritt an die Stelle eines 6 Mark Einlommenftener 
überfteigenden Steuerſatzes, an welden durch Ortsftatut das Wahlrecht geknüpft 
wird, der Gteuerfah von 6 Mark. 

Bo folhe Ortsftatuten nad befiehenden Kommunalordnungen 
zuläffig find, kaun das Wahlrecht von einem niedrigeren Gteuerfaße bezw. 
von einem Einkommen bis 900 Marl abhängig gemacht werben. Eine Erhöhung 
iſt nicht zuläffig. 

a) Hierna und unter Berüdfichtigung bes durch $ 38 KAG. abgeänderten 
$ 74 Ginfommenfteuergefelses, wonad) zu den Beiträgen und Laſten, welche kommu · 
nale Verbände nad; ben Maßftabe der Eintommenfteuer aufzubringen haben, die von 
diefer Steuer befreiten Berfonen mit einem Ginlommen von 660-900 Mark auf 
Grund eines fingierten Normalftenerfages von 4 Marl a ehen, find, hat 
die Befimmung des $ 4 Ziffer 4 lit. c und d (erfler Sat) nachftehende Faſſung 
zu erhalten: 

„Zur Staats-Einfommenfteuer oder zu einem fingierten 
Normalfteuerfage von mindeftens vier Mark bezw. mit einem Ein- 
tommen von mehr als 660 Mark veranlagt iſt“. (Bergl. SiO. für 
Wiesbaden $ 5 Ziffer 4 lit. c; HN. 8 5 Ziffer 6c.) 

b) Die weitere Beftimmung im zweiten Sage unter 4d if durch die 
mittels des Gefehes vom 25. Mai 1873 (GS. ©. 222) erfolgte Aufhebung der 











nicht mehr. nen daher die Stadtbehörden im den gedachten Städten nicht 
mehr beſchließen, an Stelle des Stenerfates ein jährlices Einfommen von 
750 Mark bezw. 900 Mark treten zu laſſen. Für alle Städte im Geltungs- 
bereige der StO. NY vielmehr der 8 77 Abf. 1 des Eintommenfteuer- 
Gefeges allein maßgebend. Dit der Befeitigung des $ Ib cit., welcher 
allein die BeRimmung unter Nr. 4 lit. A nad) Aufhebung der Maple und Schladt- 
Nener aufrecht erhalten Hat, find aber zugleich alle anf Grund berſelben gefaßten 
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Gemeindebefhlüffe außer Kraft getreten, mögen dieſelben nun ſtatutariſchen 
Beftimmungen einpeftge oder nur als einfache Bejchlüffe in Geltung geweſen fein. 
So jeht auch OBO. 3, ©. 72. 

Die Beſtimmung des $ 77 Abf. 3 des Einfommenfteuergefetes bezieht ſich 
nur auf, ſolche Städteordnungen, welche, wie die Rheinifhe (z 5 Abf. 2) und die für 
Eg leowig Holfein ($ 7) ortsflatutarifche Vefimmungen über die MFenfegung des 
Steuerfaes, don welchem bas Wahlrecht abhängig iſt, zulaflen. Die StO. von 
1853 läßt Ortsflatuten, welche das Wahlreht an einen höheren Steuerſatz 
tnüpfen, nicht u Die im der zweiten Auflage diesjeirs aufgeeite, von den OBG. 
(Crt. II Sen. 26. Dioi 1899) und von Ehön (&. 87) gebilligte Anfiht, daß die 
Beftimmung des Abſ. 3 aud für das Geltungsgebiet der StO. Ehlesw.-Holfl. An- 
wendung finde, ift beſtritten. Die gegenteilige Anfict, welche das Verbot der einen 
höheren Zeufus zulafienden Ortsftatute auf die Mheinprovinz, bezw. auf die Landes- 
teile, wo bei Gemeindewahlen das Dreillaffenmwahlinftem gift, alfo auf die im Abf. 2 
de8 5 77 bezeichneten Sandesteile beichränten will, fügt fi auf bahimgehende 
Aeußerungen einzelner Redner bei der Beratung des Geſetzes im den beiden Häufern 
bes Landtags. Allein feitens der Stantaregierung haben dieje Aeußernugen keineswegs 
eine aussrüdliche uud zweifelloje Zuftimmung gefunden. Außerdem fält in das 
Gewicht, daß der don einem anderen Redner in Ausficht geftellte Antrag, der die 
abfagweife Trennung des zweiten und dritten Abfages im $ 77 bejeitigen und da- 
durch die Unterftellung des dritten Abſates unter die Klaufel des zweiten Abſatzes 
über das Geltungagebiet bewerfeligen oder dod) deutlich machen folfte, nicht gefelt 
morden ift. Eine fi am ben Wortlaut des Geſetzes haltende Auslegung fann nur 
8 dem Ergebnis gelangen, daß Abf. 3 des 8 77 nicht bloß in dem Bereiche des 

reitlaſſenwahlſyſtems, jondern überall im Geltungsgebiet des Einfommenft.-Gef., foweit 
feine Borausfegungen zutreffen, Anmendung zu finden hat. In Uebereinftimmung 
mit der bdiesjeitigen Auffaſſung hält auch die Königl. Staatsregierung eine orts- 
fatutarifche Abänderung des in den einzelnen Gemeinden am 1. April 1892 rechts- 
jMltig beitandenen Einkommens“ bezw. Steuerzenſus gemäß $ 77 Abſ. 3 des Ein» 
fommenfteuergefeges gegenwärtig mur mod) in der Ridhtung für zuläffig. daß diefer 
Zenſus beliebig weit Berabgelegt werden kanu, eine ftatutariihe Erhöhung der 
bei Inteafttreten des Gefeges in Geltung gewejenen Sade aber für ausgelhloffen. 
4f. Anlage 8 zum Bericht dee XXIV. Komntiffion des Abg.-Haufes über den Gefeh- 
entwurf betr. Bildung_der Wählerabteilungen Nr. 368 Drudf. 1899.) Bei wieder- 
olter Erwägung hat OBE. (38 ©. 32; 40 ©. 43) entfchieden, daß der & 77 des 
infonmenft..Sej. vom 24. Juli 1891 für den Umfang der ganzen Monardjie, ind- 
befondere alfo aud) für die Provinz Schleswig Holftein nur in feinem erften übſahe 
gift; daß dagegen der Geltungsbereich des zweiten und dritten Abſahes auf die 
Üheinproping befchränft if. Im der Provinz Schleswig-dolftein hat nad, OB®. die 
Autonomie der Etädte, joweit fie einen Zenfus in der Form eines Einkommens“ 
betrages eingeführt haben, weder durdy Gefe vom 25. Mai 1873 nod durch Ein- 
Toımenfteuer-Öejeg von 1891 eine Seihräntung erfahren. Soweit & dagegen einen 
Klaffenfeuerfag als Zenfus eingejührt Haben, haben fie jeit Inkrafttreten des 
Eintommenfteuer-Gef. von 1891 fein autonomes Nedjt mehr, eine Aenderung des 
Zenfusfages zu beichließen. 
„©. Unter Bezugnahme auf bie vorftehenden Ausführungen find im Geltungs - 
bereiche der StO. für den Inhalt der früheren Lit. c u. d (Mr. 4 $ 5) nad) der 
* Darftellung von Gebens a. a. DO. ©. 41 maßgebend: 
einmal der $ 76 Eint.-©t.-©. der für bie Feſtſellung der nad) dem 
Moßftabe der Befteuerung geregelten Bereihtigungen in ben fommunalen Ber- 
bänden fortan im Allgemeinen die Eteuerfäge des $ 17 und die fingierten 
Normalfteuerfäge des 8 74, (an deiien Stelle jet der $ 38. KM®, getreten if), 
in dem falle aber, daß die gSerantagung zu den legteren Säthen nicht ftattge- 
funden hat (j. not. d. OBG. 35 ©. 160), die dei betreffenden Kaffenftener- 
fufen eutfpregenden Cintommensbezüge entfcheiben läßt; 
fodann der erfte Abſaz des $ 77 Eint.-Et.-Gef., der foweit nad) den be- 
ſtehenden Beftimmungen in Etadtgemeinden das Bürgerrecht an die Bedingung 
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eines jährlichen Klaſſenſteuerbetrages von 6 MI. gefnüpft ift, am deſſen Stelle ben 
Steuerfat von 4 DE. bezw. ein Einfommen von mehr als 660 ME. jegt. (für bas 
Gebiet der StO. find der zweite und dritte Abjah des $ 77 von feiner Be— 
deutung mehr.) " 

d. Der Ausdrud „entrihtet” in Ziff. 4 Lit. d läßt ſich nicht mehr aufrecht 

jalten, nachdem auch alle diejenigen, weiche ein Sahrrseintommen von 660 Mt. bis 
Dit. beziehen, zum Vürgerreit zuzulalfen find, obwohl diefe feine Raatlige Ein- 
foınmenfteuer zahlen und ſelbſt auch zu den @emeindeabgaben nicht herangezogen 
werden, weil fie gemäß $ 38 Abf. 2 KAG. nad) der örtlichen Gteuerordnung von 
der Beitragepflicht gänzli) entbunden find. Der Steuerfag von 4 Mt. wird in 
diefen Fallen überhaupt niht „entrichtet”. Cs muß die „Veranlagung“ zum Steuer 
fate von 4 Dit. bezw. die andermweite Feſtſtellung des dieſein Steuerjage entjprehenten 
Einfommens, wenn eine Beranfogung, überhaupt unterblieb (DB. 35, ©. 160), 
an die Stelle der Entrichtung treten. Nicht die letztere ift dag Entſcheidende, ſondern 
die Höhe des dem Steuerfage von 4 Mt. entſprechenden Eintommens, die Einreihung 
der Beteiligten in die entſprechende Steuerftufe. Zu dem Begriffe einer definitiven end- 
fültigen Veranlagung zu dem fingierten Normalfteuerfage von 4 Mt. im Sinne der 
effimmung unter 4 d kann nicht das Erfordernis aufgefellt werden, daß neben der 
Möglichkeit einer Aniechtung dur die ordentlichen Rechtsmittel aud noch die weitere 
Mögligteit einer achbefruerung, im Sinne des $ 80 Eint.-St.-Gef. bereits aus- 
geichfoflen fei. (OB. 25 8. 118, Iebens a. a. D. ©. 41). . 

e. Unter einem GStenerfage kann nur die von der berufenen Behörde 
fengejete Steuer verflanden werden. (OBG. 88 ©. 49). Die Bedingungen bes 
Bürgerrechte müffen ſchon bei Offenlegung der Wählerlifte eriült fein. Dat zu 
dieſer Zeit eine Veranlagung zur Steuer dem Zenfus entſprechend ſchon ftattgefunden, 
fo hat der Zenfit auch YAnfpruch auf Aufnahme in die Lifte. Bei denjenigen, welche 
Keuerfrei veranlagt oder übergangen find, oder bei denen die Veranlagung noch nicht 
abgeichloffen oder wegen weiterer Grinittelungen ausgefegt if, fehlt es an biejem 
Nechtögrunde. Daß ein folder Rectszuftand zu Unbilligleiten führen tann, hat 
DRG. 38 ©. 49 anerkannt, aber bemerkt, daß das Gef. feine Abweidhung geflattet, 
und daß es Perfonen, die ſich in der bezeichneten Lage befinden, nur überlaſſen bleiben 
Lönne, Anträge bei der Beranlagungsbehörde zu ftellen, um eine Veranfagung noch 
zechtzeitig zu erwirlen. Etier-Eomio a. a. C. 399 hält mit Recht dieje fih am den 
Bortlaut holtende Interpretation in Betreff derjenigen, deren Veranlagung noch nicht 
abgeſchloſſen oder wegen weiterer Exrmittelungen ausgefet if, für zu ſtreng und zu 
weitgehend, 

12. Die Befimmung in Abf. 3 des $ 5 hat feine weittragende Bedeutung. 
Nach $ 11 des Einfonmenfteuergefeges ift dein Einfommen des Oaushaltungsvor- 
ſtandes das Einkommen der Angehörigen der Hauehaltung anzurechnen. Selbftändig 
veranlagt wird die Chejrau nur, wenn fie dauernd von dem Ehemanne getrennt febt, 
Kinder und andere Angehörige der Haushaltung nur, wenn fie ein der Verjügun; 
des Haushaltungsvorftandes wicht unterliegendes Cinfommen aus eigenem Erweri 
oder aus anderen Quellen beziehen. Der Wohnhausbefig des Nießbrauchets ift dem 
Cigentumsbefige gleichgefellt. Bei der Enticeidung der Frage, ob jemand mad) $ 16 
als Hausbefiger wählbar ift, wenn ein Grundftüd, in feinem und feiner Ehefrau 
gemeinfhaftligen Eigentum fteht, und er an dem Anteile feiner Ehefrau den Niek- 
brand) hat, findet weder eine Anrechnung des Miteigentums der Ehefrau nod eine 
foldje des Niehbrauchs flatt. FOWG. 41 ©. 25, |. u. $ 16.) 

13. Selbſtändigkeit und eigener Hausfland. Das Geſetz vom 
19. März 1869 (85. ©. 1177) und das Reichegefet 17. Behr. 1875 (NO. ©. TI, 
jest 8 2 BOB.) über das Alter der Großjährigleit — das vollendete 21. Lebens“ 
jahr — Bat die Beftimmung im Abf. 5 unberührt gelaffen. 

Eine Definition des Ausdrudes „eigener Hausftand“ findet fih in der StO. 
nicht. Nach dem gewöhnficen Epracygebtancde würde darunter der Belig alles Des- 
jenigen zu verftehen fein, was zur Einrichtung einer häuslichen Wirtfchaft gehört, 
in engfter Auffaſſung mindeftens der eigentümliche Befig der Möbel umd anderer zu 
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häuslichen Bebürfniffen beſtimmten Gexätſchaften. Diefer Auslegung fieht jedoch ent- 
gegen, baß die Eelbftändigfeit nad; allgemeinen Rechtsbegriffen in weiterem Sinne 
aufgeiaßt wird. Es ift deshalb Hier unter einem „eigenen Hausſtande“ nicht eine 
eigene Haushaltung oder Wirtfchaftsführung, fondern die in der Nichtzugehörigleit zu 
einer fremden Haushaltung erkennbare wirtfhaftlihe Unabhängigleit zu verſtehen. 
Cine folhe Unabhängigteit wird bei Berfonen, welche gegen entiprehende Bezahfung 
als Mieter und Koftgänger Teben, wie Überhaupt auch dann augenommen werden 
müffen, wenn dieſelben ein auf Vertrag beruhendes Berhäftnis der bezeichneten Art 
egenhber von amilienangegörigen eingegangen find. Aucd) miderfpricht e8 dem 
Behriffe tes eigenen Haueflandes nicht, mern fih Bamifienangehörige mus hattrfichen 
Pierätsrüdfigten der Dlutter als ihrem Haupie in gemeinfamen Gausftande unter 
ordnen. (OB®. 8 5. 129). Nah Stier-Comlo a. a. D. ©. 383 tommt es darauf 
an, daß die fragfichen verſonen wirtfhaftfid) derartig cuf eigenen When flehen, daf 
fie, wenn fie wollen, aud einen eigenen Hausſiand mit ihnen eigentümlich zu- 
gesörender Cintichtung und mit, felbfändiger Führung desfelben gründen könnten, 
amd daß fie hieran nicht durch ihre tarfächlichen Wirtihafts. und Bermögensverhäft: 
miffe, fondern na durch ihren Willen, der auf Swedmäßigfeitsrüdfichten oder fonftigenr 
inneren Tatſachen beruhen mag, verhindert find (f die hier angegebene Literatur u. 
Jebens a. a. O. ©. 38). Jedenfalls bilden wirtſchaftlich oder dkonomiſch felb- 
Nändige Berfonen, welche fi im Vefipe einer eigenen gemieteten, wenn aud mit 
Möbeln und Gerätfhaften des Wermieter nuögeflatteten Bohmung, befinden und 
einem fremden Hausftande nicht angehören (Shambregarniften) im Einne des $ 5 
einen eigenen Hausftand. (OBG. 14 S. 170). Dagegen find Berfonen, welde in 
einem Dienf- oder Engagementsverhältniffe ftehen, nicht als im Beſitze eines eigenen 
Hausftantes zu erachten, fofern fie neben ihrem Gehalte freie Wohnung und Be- 
töfigung von Seiten ihres Prinzipals erhalten, („im Haufe oder Brote Anderer ſtehen“ 
wie Schl. Hol. $ 7 fih ausdrüdt) og. Echlafburihen oder Echlafftellenmieter 
müſſen als unfelbftändig gelten (OBG. 37 ©. 14). Der Begriff der Selbſtändigteit 
im Sinne des $ 5 iß demnad) ein anderer, ais in ber Werord. über die Ausführung 
der Wahl der Abgeorbneten zur II. Kammer. Hier if} unter Gelbfändigleit nur die 
auiteesntige Berfügungsfähigteit zu verfiehen (MVB. 1849 ©. 361). Hauskinder, 
ienfiboten und Siudenien fönnen zum Landtage wählen. 

Die Entziefung des Verfügungsredhte über das Bermögen erfolgt jet nach 
88 6, 104 u. fj.. 88 18, 1909 BGB. und $ 645 330. durd) Veihluß des Gerichts. 
Rach 53 6, 1896 BGB. Lönnen Bolljährige wegen Geiſteskrantheit oder Geiftes- 
ſchwache Verichtwendung oder Trunffucht entmündigt und unter Bormundfchaft genelft 
wwerden. 

14. Nähere Andeutungen, inwieſern ſtatutariſche Anordnungen hinſichilich der 
Erteilung eines Bürgerbriefes und der Urt feiner Aushändigung getroffen werden 
können, enthält die Fuſtruliion vom 20. Juni 1853 Art. V] Die Erteilung dee 
Bürgerbriefes ift ohne Bedeutung und jest kaum üblich. Cie Hat, wo der Bürger 
briej durch flatutariiche Anordnung eingeführt ift, au erfolgen, fobald die Boraus- 
fegungen des $ 5 Nr. 14 bei einem Einwohner eingetreten find und defien Name 
in die Bürgerrolle (Wähferfife) aufgenommen if, aud an Beamte. Cin Verzicht auf 
bie Erteilung des Bürgerbriefes ift dann unzuläffig. Die Dolumente, welde als 
Zürgerbriefe zu gelten haben, unterlagen mach der Pofition „Würgerbrief" zum 
Stempeltarif vom 7. März 1822 einer Stempelabgabe von 1,50 Dit. Nach dem 
Stempelfteuergeleg vom 31. Juli 1895 (Tarif Nr. 10) find fie ale Ausfertiguugen 
gfeihfads mit 1,50 Dit. ftempelpflichtig. 

Mehrere EtO. kennen einen Bürgereib oder bod) ein Bürgergelöhnis. Die Ein- 
führung desielben durch flatutarifche Anordnung wird nicht für zufäffig erachtet. 

15. Das Zuſt.Geſ. $ 10 überweift die Etreitigleiten fiber das Bürgerrecht 
und deffen Ausübung der verwaltungsgerihtficen Entiheidung. Während in diefen 
Angelegenheiten nad) $$ 35, 36 EtO. Magiftrat und Ctadtv. beſchioſſen und im 
Fale Bervortretender Meinungsverfiedenheit, fowie im alle der Veſchwerde gegen 
die Belhlüffe der beiden flädtilden Kollegien, die Auffichtebehörbe entfchied, beichließt 
jedt die Stadtv.-Berf. felbftändig, ohne der Zuflimmung des Magifteats zu bedürfen. 
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Das Entjheibungsredt ber Auffichtsbehörde im Falle Hervortretender Meinungsver- 
Ichiedenheit fällt damit von felbft hinweg. Der Etellung des Magiftrats wird dadurch 
Recqhnung getragen, daß ihm neben dem fonft Beteiligten, insbefondere neben Dem- 
jenigen, weicher den Einfprud; oder die Veſchwerde erhoben hat, das Recht gewährt 
wird, den Beſchtut der Stadtv.-Berf. mitteld Klage anzufehten ($ 11 Zuf.-Gel.);, 
die Stellung der Auffihtspehörde aber if dadurch gewahrt, daß fie befugt if, nad 
$ 15 Zufl.-©ef. den Magiſtrat Pi Beanftandung gejegwidriger Beſchluſſe ver 
Etadtv.-Berf. anzumeifen.. Zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Verwaltungeſtreit - 
Kar Pe ve Stodtv.-Berf. in allen Fällen einen befonderen Vertreter beftelen 
‘ uft.-@el.). 

Der Einjpruch bezw. die Beſchwerde if bei dem Magiftrat anzubringen, ber 
alsdaun die Beihtußfaffung der Stadtv.-Berf. herbeizuführen hat. Mar in derfelben 
Angelegenheit fhon vor der Beichwerde oder Einfprud Beihluß zu fafleı, jo ber 
wendet e3 in ber Frage, von welchem Organe dies zu geſchehen hatte, lediglich bei 
den Befimmungen der StO. felbft dann, wenn dieſes Organ nicht die Gemeindever- 
tretung, jondern der Magiftrat war. 

Eine Beſchwerde und ein Einfprud wird nur dann gemäß $ 10 zu behandeln 
fein, wenn der Befig und Berluſt des Bürgerrechte oder eines der beiden mit „ind“ 
befondere* eingeleiteten Rechte den unmittelbaren Gegenftand des Verfahrens bilden, 
nicht auch danu, wenn es fi um ein anderes Ziel handelt und fie nur für die Be— 
zehtigung des Zieles als Imzidentpunkt enticheidend find. So wird es ſich z. B. 
bei einem Streite über die Heranziefung zum Burgerrechtsgeld oft genng ganz 
ausihließlih um die Frage handeln, ob der Herangezogene das Bürgerrecht bes 
fist. Allein ein folder Streit betrifft nicht dieſen Beliß, jondern eine Gemeindelaft, 
in welchem Falle $ 18 Zuf.-Gei. Pat greift, Meberhaupt foll dur $ 10 nicht 
ſchlechthin das Burgerrecht als jolches geihügt werden, jondern die hier genau an- 
gegehenen Berechtigungen, welde den gejammen Inhalt des Burgerrechts — gemäß 
8520. 1 StO. — erfhöpjen. Das Bürgerrecht genießt daher feinen Bermaltungs- 
gerichtlichen Schuß, wenn 3. B. von deſſen im einzelnen alle beftrittenen Befite etwa 
die Zugehörigkeit zu einer Genoffenigajt, einer Zunft ufw. oder die Eigenihajt des 
Bewerbers agis einer Stiitung oder andere Privatrechte abhängig find. iJebens 
a. a. O. Eeite 52, Stier ⸗Somlo a. a. D. ©. 373, 435.) 

Gegen den Beſchluß der Stabto.-Berf. fteht dem Magiftvat wie den Beteiligten 
die Klage im Vermaltungeftreitverfahren binnen 2 Wochen zu. Wer bie Beteiligten 
find, ſiche unten 88 18 n. 20. Bunamig iR im erſter Inftang der Bezirksausihuß, 
in zweiter (Berufungs-) Inftanz das OBG. Die Berufungsfrift beträgt 2 Wochen. 


ine anedrüdiiche Beflimmung, wem die Kfage zufteht, enthält das Gefeg nur in» " 


fofern, als es fie „auch“ dem Gcmeindevorftande eimäumt. Gegenüber einer wider 
eine Stadtv.-Berj. gerichteten Klage eines nicht ftimmberechtigten Einwohners, der die 
Mandate einiger nad) ihrer Ich wegen Nichtzahlung des Buͤrgerrechtegeldes aus 
der Wählerlifte geftrichenen Stadiverorbneten jür ungültig ertlärt ſehen wollte, Hat 
DBO. 8 ©. 3 enticjieden, daß zu einer ſolchen Klage, weder, wie bei Anfechtung 
der Richtigkeit der Wählerlifte, „jedes Diitglied der Stadtgemeinde“ ($ 20), nod wie 
dei Anfechtung der Gültigkeit einer Wahl, jeder „Nimmfähige Bürger“, fondern nur 
der individuell Verlehte berechtigt fei. Der Gemeindevoritand ift zur Klage gegen- 
über einem auf Beſchwerde oder Einſpruch feitens dazu legitimierter Betciligter ge- 
faßten Beſchluß verftattet, er felbft aber ift ein folder Veteiligter nit (CO. 
16 ©. 61, 5.5 27n.5,$ 18 n. 2). 

Die Tätigleit der Staotv.-Berf. iR in allen im $ 10 Zuf.-Gel. bezeichneten 
Angelegenheiten eine befejließende. Die Annahme if als ausgeihlofien zu eraditen, 
daß der Stadtv.-Berf. hier die Stellung einer Behörde angerwieien fei, weldje in einem 
Gtreite zwifhen dem Gemeindevorftande und den Beteiligten zu eutſcheiden habe. 
Soweit die Stadtv. Verſ. von Auntswegen einzutretei hat, wie z. ®. bei der Be- 
lußfaſſung über die Gültigkeit der Wahlen ($ 10 Nr. 3) und ‚regelmäßig bei der 
Beffegung von Strafen gegen ihre Mitglieder ($ 10 Nr. 3), fehlt es von vornherein 
an der Möglichkeit einer folhen Annahme, da hier ber Gemeindevorfland und die Be- 
teiligten ſich nicht als Parteien gegenüber ftehen fünnen. Soweit dagegen bereits 
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Anſprũche zwiſchen dem Gemeindevorftande und einem Einzelnen ftreitig geworden 
And, iR es im Grunde die Ctadtgemeinde, welde dem Cinzelnen gegenüber feht. 
In allen derartigen Fällen entſcheidet die Stabtv.-Berf. nicht in eigeuer Sache, ſondern 
nur als Organ der Stadtgemeinde, tuelches für biefen befonderen Fall, abweichend 
von der Regel, am die Ctelle des Gemeindevorfandes oder ber beiden Näbtifchen Ber 
örben, welche ſonſt gemeinfam zu beihließen gehabt hätten, gefeßt worden iſt. Des- 

16 bat fe aber aud die Stadtgemeinde demnähft Im Etreitverfahren zu vertreten. 
Die Moge findet gegen ihren Veihluß Ratt, damit if} der Stadtv.-Verf. die Partei- 
tolle der Beklagten welche ihren Beihiuß gegen die erhobenen Angriffe zu verteidigen 
Hat, gegeben. (OB®. 15 ©. 31, 19 ©. 115, 20 ©. 84). Mu fih if e6 auffallend, 
wenn auf diefem Wege die Wahrnehmung der ſtädtiſchen Interefien nicht demjenigen 
Organe, weldes fonft bie Stadtgemeinde nad; außen zu vertreten hat, fondern einen 
Organe, welches der Regel Pr nur mit dem Magifttate im Geſchäftsverkehr tet, 
übertragen worden if. Auch die Unzufändigfeitserflärung ſeitens der Etadt.-Berf. 
in Beziehung auf eine ber im $ 10 bezeichneten Angelegenheiten ift als Beichluß 
aufgufafen. (OBG. 14 ©. 185, Sedermann $ 5 n. 2). 


86. 

Verlegt ein Bürger feinen Wohnſitz nad) einer anderen Stadt, 
fo kann ihm das Bürgerrecht in feinem neuen Wohnort, wenn fonft 
die Erforderniffe zur Erlangung dedjelb.n vorhanden find, von ben 
Magiftrate im Einverftändnis mit der Stadtverordneten-Berfanmlung 
($ 12) ſchon vor Ablauf eines Jahres verliehen werden. 

Diefe Beſtimmungen finden auch auf den Fall Anwendung, 
wenn ber Befiger eines, einen befonderen Gutäbezirk bildenden Gutes 
oder ein ftimmberechtigter Einwohner einer Landgemeinde feinen 
Wohnſitz nach einer Stadt verlegt. 

Der Magiftrat ift, im Einftändnis mit der Stadtverorbneten- 
Berfammlung, befugt, Männern, welche fi um die Stadt verdient 
gemadjt haben, ohne Rüdficht auf die oben gedachten befonderen 

forderniffe, das hrrungerrecht zu erteilen, wodurch keine ſtädtiſchen 


Verpflichtungen entftehen. 


1. Die Beſtimmungen im Abſ. 1 und 2 bieten die Moͤglichkeit, beſoldeten 
Magiftratsmitgliedern fofort nach erfolgter Amtseinführung das Würgerreht zu ver« 
feihen, um dielelben zur Waht ale Areitingeabgeoränete gleich) nad) ihrem Amtsantritte 
befähigt zu maden 5 106 Kr.-Drdn.). Borausgefegt wird, daß „fonft” die Boraus- 
fegungen zum Erwerbe des Bürgerredhts vorliegen (PBB. 18 5. 448), nicht dagegen,. 
daß der Ort, von dem der Anzug erfolgt, ein preußifher fei. Die Verleipung dee 
DVürgerrechts an Ausländer iſt aber nigt zuläffig (PUB. 8 S. 101). — Ein Bürger- 
rechts · Erwerb auf „Verlangen“ der Gemeindebehörde |. o. $ 5 ©. 48, Bargerrechts- 
Erwerb im Falle der Eingemeindung f. 0. $ 2 ©. %. 

2. Das Ghrenbürgerreht ann auch folden Männern verliehen werden, meide 
AG um das Vaterland, um Kunf und Wiſſenſchaft Verdienſte erworben haben. Cs 
gervährt alle Befugniffe des Bürgerrechte, namentlich hinſichtlich der Teilnahme an den. 
Bahlen 0 13 Ei..Orbn., $ 12 &t.-Drdn. für die Rheinprovinz). Eine allgemeine 
Steuerbefreiung ift mit der Exteifung des Ehrenbürgerredte nit verbunden, wen 
der Ehrenbürger als Einwohner oder auf Grund der beftehenden Gelee zur Tagung 
der ftäbtiichen Laftert verpflichtet if. Gonft entftehen durch die Verleihung des Shen 
bürgerrechta feine Nädtifhen Verpflichtungen. Die „obengedachten befonderen Erforder- 
niffe“ find die im 85 Ziff. 1 aufgeftellten, nicht aber fällt darunter das allgemeine. 

jordernis eines „felbfläudigen Prenfen“ ($ 5 Abf. 2 Eingang). Im Gebiete der 
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SD. kann daher das Ehrenblirgerredit nur an preußifhe Etaatsangehörige verliehen 
werden. Es geht verloren, fobald der Ehrenbürger aufhört, Preuße zu fein (OBG. 30 
©. 1 f Stier-Zomlo a. a. O. S. 378). Die in Betreff des Verluſtes bezw. des 
Rubens des Bürgerrehts im 5 7 zorgeiehenen Beflimmungen gelten auch für das 
Ehembürgerreäit { Iebens PBB. 22 ©. 42). J 


87 

Wer infolge rechtskräftigen Erkenntniſſes der bürgerlichen Ehre 
verluftig geworden ($ 12 des Strafgesetzbuches), verliert dadurch 
auch das Bürgerrecht und die Befähigung, dasfelbe zu erwerben. 

Wem durch rechiskräftiges Erkenntnis die Ausübung der 
bürgerlichen Ehrenrechte untersagt ist ($ 21 des Strafgesetz- 
buches), der ist während der dafür in dem Erkenntnisse fest- 
gesetzten Zeit von der Ausübung des Bürgerrechts ausgeschlossen. 

Iſt gegen einen Bürger wegen eines Verbrechens die Ver- 
setzung in den Anklagestand, oder wegen eines Vergehens, welches 
die Unterfagung der Ausübung ber bürgerlichen Ehrenrechte nad) 
fi ziehen muß ober Tann, die Verweisung an das Strafgericht 
ausgefprochen oder ift derſelbe zur gerichtlichen Haft gebracht, jo ruht 
die Wusübung des ihm quftehenben Bürgerrecht fo lange, bis die 
gerichtliche Unterſuchung beendigt ift. 

Das Bürgerrecht geht verloren, fobald eines ber zur Erlangung 
dezfelben vorgelehrie enen Erforderniffe bei dem bis dahin dazu Be— 
rechtigten nicht mehr zutrifft. 

jerfällt ein Bürger in Konkurs, so verliert er dadurch das 
Bürgerrecht; die Befähigung, dasselbe wieder zu erlangen, kann 
ibm, wenn er die Befriedigung seiner Gläubiger nachweist, von 
den Stadtbehörden verliehen werden. 


Dazu Zuf.-Gef. 88 10, 11 uud 21, f. 3 5 St. Ordn. und not. 15 daſelbſt. 

Ueber den Berluft des Bürgerredits |. Sebens in PEB. 22 S. 50 und Etier- 
Eomlo Berw.-Arhiv 12 ©. 401. 

1. An Etelle der 88 12 und 21 des früheren Strafgeſetzbuches find die 
85 81—35 Reicheftrafgefegbuch getreten. 

2, Befit der bürgerlihen Ehrenrechte ift Bedingung bes Bürgerrechts 
und des Ehrenbürgerrehts. Ueber Berfuft und Unterfagung der bürgerfigen Ehren- 
rechte beftimmen die 85 31—85 Reichsſtrafgeſetzbuch folgendes: 

Die Verurteilung zur Zuchthausſtraſe Hat die dauernde Unfähigkeit zur Be- 
Heidung öffentlicher Aemter, fowie den danernden Verfuft eines öffentlichen Amtes 
in der Gemeinde-Berwaltung zur Folge, Die Unfähigkeit ift die jelbftverftändliche 
von Rechtswegen eintretende Folge der Verurteilung zur Zuchthausſirafe. Eines 
tichterlichen Ausipruches bedarf es in biefer Beziehung nicht. 

Neben der Zuchthans- und der Gefängnisfrafe kann in den durch dat 
Geſetz bezeichneten Fällen auch auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte, jedoh 
uur für die im Geſet beflimmte Zeitdauer erfannt werden (8 32 a.a.D.). Die 
Aberfennung der bürgerlichen Ehreurechte bewirkt den dauernden Verluſt der aus 
öffentfien Wahlen für den Berurteilten herporgegangenen Rechte, ingleichen den 
dauernden Berfuft der öffentlichen Nemter, Titel, Orden und Srengeigen, Nadı 
dem Ablauf der für die Aberkennung beſtimmten Frift Lönnen dieje Redjte aber 
von Neuem erworben twerden, Die Aberfennung ber bürgerlichen Ehrenrechte 
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bewirkt ferner die Unfähigkeit während der im Urteile beftiminten Zeit, öffentliche 
Aenıter, Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen zu erlangen und in öffentlichen 
Angelegenheiten zu fimmen, zu wählen, gewählt zu werden oder aubere politiſche 
Rechte auszuüben, 

Die Wirkung der Aberfennung ber bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt, 
fowie der Fähigkeit zur Belleidung öffentlicher Aemter insbejondere, tritt mit der 
Rechtskraft des Urteils ein. Die Zeitdauer wird von dem Tage an beredinet, au 
den die Freiheitöftrafe, eben welder jene Aberfennung ausgefprodjen wurde, 
verjährt, verbüßt oder -erfaffen ifl, 

3. Das Prinzip dinfihtfic, des Verluſtes des Surgerrechts enthäft Abſ. 4. 
Außer dein dauernden Berlufte des Bürgerredpte (Abf. 4) feunt die EtD. od) deu 
zeitweifigen Verluft (zeitweilig Ausfcliehung des Bürgerredts, Abf. 3 und unten 
not. 5) und das Ruben des Vürgerrechts. In diefen: Falle muß der Bürger während 
der Ruhezeit fi) aller derjenigen Handfungen enthalten, zu welden ihn das Bürger- 
recht fähig macht. Sobald aber diefe Art der Entziehung des Bürgerrechts aufhört, 
ift er, wenn er vorher eine Stelle bei der Stadtverordneten.Berfanmlung oder bei dev 
flädtifchen Bermaftung beileidete, ohne Weiteres bejugt, diejelbe zu verwalten (OBG. 4D 
©. 147). Anders beim auch nur zeitweitigen Werluft des Bürgerrechte. Hier find 
dem Bürger auch nad) dem Wiedererwerb des Vürgerredts die vorher innegehabten 
Eprenämter verloren und er muß eventuell neu in biefelben gewählt werden. 

8) Der Berfuft des Bürgerrechte tritt ein: beim Verluſte der Gelbftändigfeit, 
der preuß. Stantsangehörigteit, bei Aufgabe des Wohnfites, beim Empfange von 
Acnenunterftügung, bei Nichtzahtung der Gemeindeabgaben, bein Nichtvorhandenfein 
des Wohnhausbefiges, bei Einftellung des Gewerbebetriebes, beim Aufhören der er- 
forberlichen Befteuerung bezw. beim Berfuft des entſprechenden Einfommens. In allen 
diefen Fällen des Abf. 4 wird das Bürgerrecht erſt daun wieder neu erworben, wenn die 
Borausjegungen des $ 5 wieder ein Jahr lang vorhanden waren. Dauernd verliert 
die von ihm bisher beffeideten Aemter in der Verwaltung und Vertretung der Gemeinde, 
wer durch redhisfräftiges Erkenntnis der bürgerlichen Threurechte verlufig gegangen 
if, wenn die Fähigkeit zur Betleidung folder Aemter rechtsträftig aberfannt ift, wer 
zur Zuchthausftrafe verurteilt worden if. Der Berurteilte wird auch zur Betieidung 
fofgjer Memter unfähig. 

b) Es ruht die Ausübung des Bürgerredts, wenn gegen einen Bürger bie 
Unterfugungshaft verfügt und wenn gegen ihn wegen eines Verbrechens ober Bergehend, 
welches die Aberlennung der bürgerlichen Ehrenrechte zur Folge haben kaun, das Hanptver- 
fahren eröffuet worden ift, bis zu defjen Beendigung (f. not. 4). Ein Ruhen des Bürger- 
rechts teitt auch ein im Falle der Nichtentrichtung des etwa eingeführten Bürgerrechts - 
geldes ($ 6 des Gef. vom 14. Mai 1860 |. u. $ 52), ferner wenn ein dem Be- 
urlaubtenftande ($ 38 Neichemititärgef. B 1 und 2, fiehe oben $ 3 ©. 28) ange- 
höriger Bürger zum aftiven Heere einberufen wird. Im Falle des Rubens muß in 
Br able bei dem Namen des Betreffenden hinzugefügt werden, daß dag Stimm- 
recht ruht. 

Im Falle des Abſ. 4 ertangt der Betreffende das Vürgerrecht wieder, wenn 
er alle Erforderniffe für den Erwerb des Bürgerrechts wieder in fi vereinigt. 

4. Nach der deutſchen Strafprozeßordnung tritt an die Stelle der Berfegung 
in den Anktogeftand der Beichluß des Gerichts über die Eröffnung des Yauptverfahrene. 
(88 197 amd ff. Ste.-Br-Ordn.). Die Eröffnung der Vorunterfuchtng genügt wicht 
(OBG. 18 ©. 1). Die Borfcrift des Abf. 3 unterfcheidet zwei Fälle: 1) den ber 
Aberkennung ber bürgerlichen Ehrenrechte, beim Meineid ($ 161 SCt&B.) und der 
ſchweren Kuͤppelei (3 181 EtCB.), 2) dem der Berhängung der Unterfuchungepaft, 
wobei es gleichgültig if, welche Straftat vorliegt. Die Zivilhaft genügt nicht, ebenfo- 
wenig eine nad) $$ 178, 179 Ger.-Berf.-Gef. verhängte Orbnungsftrafe. Auch bie 
EStrajhaft kommt nicht in Betracht. In beiden Fällen 1 und 2 it das Ende des 
Strafveriahrene abzuwarten, im Falle zu 2 genügt nicht fon die Entlafjung aus 
der Unterfuhungshaft. Das Strafverfahren wird beendet durd die einftellende Wer- 
fügung des Stantsanwalts ($ 168 Str.-Pr-Orbdir.), durch Beſchluß des Gerichte, das 
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Hauptverfahren nicht zu eröffuen bezw. ben Angeſchuldigten außer Verfolgung zu 
teen (85 202, 196 ebenda) und nad; Eröffnung des Hauptverfahrens durch gericht- 
liches ürteil ($ 259 ebenda). Die betreffende Entfheidung muß durch ein richterliches 
Urteif nicht mehr angreijbar fein. 

5. Die SiO. kennt eine zeitweilige Ansfhließung von der Ansübung 
des Bũrgerrechts im Falle des $ 74 und im alle der Aberfennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte während der im Urteil beflimnten Zeit. 


6. In gleicher Weife wie Abf. 5 machen $ 7 StD. für Weffalen und $ 7 
SO. Rheinpropinz die Befugnis zur Wiedererlanguug des durch Konkurs verloren 
gegangenen Bürgerrehts von der vorherigen Wiebereinfegung in den vorigen Stand 
(& 310 ff. Konf.-Orbn. vom 8. Mai 1855), bezüglich von der Rehabilitierung (Rhein. 
Hand.Geſetz · Such $ 604 und fj.) abhängig. Alle diefe Beftimmungen gehen von ber 
Auffoffung aus, nad; weicher der Gemeinfchuldier infolge Tediglid) der Zahfunge- 
unfãhigkeit, ganz abgejehen von einem firafbaren Verhalten, eine Einbuße an feiner 
Ehre erleidet. Neuere Reichs und Preuß. Landesgeſetze (Heiche-Wahigefeg vom 
31. Mai 1869 95 3 und 4, Reide-Gew.-Ordn. vom 21. Juni 1869 83 83 und 86. 
Srenß.-Gef. fiber die Handelsfammern vom 14. Febr. 1870 $ 9. Kr.Ordu. vom 
. 13. Dez. 1872 88 34, 96 und 106) haben diefe Anfchauungetveife aufgegeben. Die- 
jeiben Taffen die Beihränfungen, die der Gemeinfguldner in feiner Rechtefähigkeit 
durd) die Eröffnung des Konfurfes erleidet, unterſchiedslos und ohne Weiteres mit 
der Beendigung des Iegteren hinwegfallen. Dementiprehend hat auch das Inſtitut 
der Wiedereinfegung im den vorigen Etand (Rehabilitation) in der Konk.-Drdn. für 
da® dentjche Reich überhaupt feine Gtelle gejunden. Gonad) befindet fi) die: Ber 
fimmung des Abf. 5 nid)t mehr in Uebereinftimmung mit ben Prinzipien ber beftehen« 
den Reiche. Öefepgehung. Eie it aber aud) ausprüdlic aufgehoben durd $ 52 Aus- 
dührungs-Gef. zur Kont.-Ordn. vom 6. März 1879 (BE. ©. 109): 
„Die Beſchränkungen, welde nad) gefeglihen Beftimmungen das Konkurs⸗ 
verfahren ober das bisherige Fallifiementäverfahren für den Gemeinfhuldner im 
der Ausitbung eines anf das Vermögen fidh nicht beziehenden- Mechtes zur Folge 
hat, falleu mit der Beendigung des Verfahrens eg.” . 
Die die Entfeungegefgichte des Geſehes ergibt, ift bei Aufnahme der Be- 
Rimmung des $ 52 auedrüdlich beabfihtigt gewefen, die in Hinficht der Folgen einer 
Konfurseröfinung in den Gemeindeverfafj,-Gefegen der einzelnen Landesteile früher 
beftehenden Berfdiedenheiten dahin auszugleichen, daß das Bürgerrecht forten übern 
muc während der Dauer des Konfuräverfahrens eine Edjmälerung erleidet mud nach 
beendetem SKonkurfe von felbt wieder im vollen früheren Umfange auffebt, Dent 
Abf. 5 des 5 7 daher die Faffung des entjpredienden Abſobes des $ 7 StO. fiir 
Wieebaden zu geben: 
„Berfällt ein Bürger in Konfure, fo ruht die Ausübung des 
Vürgerredhts auf jo lange, bis das Verfahren beendet if“ : 
So auf) jest H..N. 89 Ziff. 3u. LGO. $ 44, fowie v. Braugiti III ©. 31. 
Rady Schön (S. 90) tritt der Berluft_des Bürgerrechis auf fo Tange ein, bie das 
Berfahren beendet if, da die nad) $ 52 cit. in Betradht fommende Beidränfung „ber 
gänzliche Berluft“ und nicht nur ein Ruhen des Bürgerrechts geweſen fei (vergl. au 
BMEB. 1882 ©. 30). Ihm find beigetreten Jebens a. a. DO. ©. 50, Stier-Eonıfo 
a. a. O. ©. 402, Ledermann S. 38). 


88. 

Wer in einer Stadt feit einem Jahre mehr als einer der drei 
Höcjjtbefteuerten Einwohner ſowohl an direkten Staats: als au Ge— 
meinde-Abgaben entrichtet, ift, and) ohne im Stadtbezirke zu wohnen 
oder ſich baſelbſt aufzuhalten, berechtigt, an den Wahlen Teil zu 
nehmen, falls bei ihm die übrigen Erforberniffe dazu vorhanden find. 
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Dasfelbe Recht Haben juriftiiche Perfonen, wenn fie in einem 
folden Maaße in der Gemeinde befteuert find. J 


Dazu Zuſt.Geſ. 88 10, 11, 21, ſ. o. 5 8 SD. 


1. Das Wahlrecht der — und juriſtiſchen Perſonen Zennen die ED. für 
Rheinpreußen und Echleswig-Yolftein nicht. An fi) ift dieles MWahlcecht allerdings 
eine Anomalie und aud kein Bedürfnis. Doc fällt die Iulonfequenz mit $ 5b — 
Mangel des Wohnſitzes (Einwohnerrechts) einerfeits und Mangel ber individuellen 
Verjönlichteit andererjeits — gegenüber dem Grundgedanten, die Wahlberechtigung 
als Xequivalent der Stenerpfict anzufehen, nicht in das Gewicht. 


1. Der Begriff der Forenſen befimmt fich jet nach $ 83 Ziff. 2 KAG. Dar- 
nach find Forenfen alle diejenigen phufiichen Verſonen — mit Ausnahme der Mit- 
glieder des Königl. Haufes und des Dohenzollernſchen Kürftenhaujee —, welche in der 
Gemeinde ohne Begründung eines Wohnfiges, Grundyermögen, SHandeld- oder 
gewerbliche Anlagen, einfchließlidh der Bergwerke haben, Handel oder Gewerbe oder 
außerhalb einer Gewerfiaft Bergbau betreiben oder als Geſeliſchafter an dem 
Unternehmen einer Gefelichaft mit befcränfter Haftpflit beteiligt find. (f. NEU 
KA. Anm. zu 8 83 Ziff. 2) Die Berechtigung, an den Wahlen teilzunehmen, 
tritt jedoch — abgejehen von ber im 88 Abi. 1 fatuierten Borausjegung, |. Hierüber 
not. 3 — nur ein, wenn bei dem ÜBetrefienden bie fonfligen Griorderniffe, welche 
nah & 5 Abf. 1 Ziff. 1-3 zur Teilnahme an den Wahlen bereditigen, vorhanden 
find: Selbftäudigfeit, Staatsangehörigleit als Preuße, Zahlung der Gemeindeabgaben, 
Befig dev bürgerlichen Ehrenrechte, männliches Geſchlecht, das 24. Lebensjahr. 


2. Wer als jurififhe Berfon zu betrachten, beſtimmt fich nad) dem geltenden 
Zivilreht. (8 21, 22 BOB, Art, Einf.-Gef. zum BGB.). Zu dem eigentlichen 
jurifiifchen Berfonen gehören die fämtlien Korporationen des öffentlichen Rechts, die 
fonftigen durch befonderen Gtaatshoheitsaft errichteten juriftiichen Berfonen, bie ein- 
etragenen Bereine ($ 21 BGB.), die Stiftungen ($ 80 BOB.) Wer als jurifiihe 
Serien im inne des $ 8 fonf mod amzufehen if, if freitig (j. Stier-Somio, 
Berw.-Arh. 12 ©. 414). Richtiger Anficht zufolge ift der Kreis ber juriſtiſchen 
Berfonen nicht beichränft auf die eigentlichen juriftiihen Perfonen, fondern umjaßt 
auch alle diejenigen nicht phyſiſchen Rechtsfubjekte, welche nach den geltenden Eteuer- 
giehen — 81 Biff. 4 u. 5 Eintommenf.-Bef. und $ 33 Ziff. 8 u. 4 KAG. — 
subjefte der Gtante- und Gemeindebeftenerung geworden find, jobald nur die Bor- 
ausfegungen bes 8 8 GtO. vorliegen, zunähnt alle Wktiengefellihaften uud 
aommandligetetiaoften auf Mftien (88 178, 320 008., MR. 28. Juni 1881, 
BML. ©. 206, OBG. 17 ©. 94), die Berggewerlihaften des alten wie des neuen 
Rechte, alſo fowohl die bei Erlaß des Allg. Berg-Gel. vom 24. Juni 1865 bereite 
beftandenen, wie die feitdem gebildeten. (85 9, J Allg. Berg-Gef.). Dagegen 
jehören nicht zu den nah $ 8 EtD. Wahlberechtigten: die Gefelfcaiten mit be- 
Pfräntter Haftung (DVS. 30 ©. 1, 32 ©. 79, ſchon aus dem Grunde nicht, weil 
fie feine Steuern zahlen), auch nicht die eingetragenen Genofienfhaften (BEB. 14 
©. 74, 18 ©. 349, 434, dv. Brauditih III €. 408, Nöll ©. 102, anderer Anfiht in 
Bee, — a nen ae deren Seichtttacenirh —* Frag 
ihrer Mitglieder hinausgeht, bezw. derjenigen mit unbejchränfter Haftpflicht — 
due. % ©. 52, Ledermann ©. 40, Ehier&omto a. a. O. ©. 421), ie offenen 
Hanelsgefellihaften (8 105 HOB), die einfahren Kommanditgejellicaften (8 161 
HGB.), die filen Gejeligaften ($ 835 HGL.). Die Gefelligaften mit beichräntter 
Haftung (Reihe-Gef. vom 20. April 1892, RB. &. 447) haben zweifellos nicht 
die Rede einer jurififhen Perfon. (OBE. 31 ©. 137.) 


Als Erfordernis für die Wahlberechtigung der juriſtiſchen Perſonen iſt nicht 
aufgeftellt, daB fie im der betreffenden Stadt ihren Sit haben, doch mufſen fie in 
Preußen domiziliert fein. Juriſtiſche Perfonen des aueländifhen, nicht breußiſchen 
Rechts find micht wahlberegtigt. Die anderen Erfordernifie des $ 5 StO, kommen 
mit Ausnahme etwa der Zahlung der Gemeindeabgaben nicht in Betracht. 
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3. Zum Erwerb des Wahlrechts ber Forenſen und juriſtiſchen Perfonen ift 
erforderlich, daß fie während der ganzen Dauer des ber Auslegung der Wählerliften 
woraufgehenden Jahres fowohl an bireften Staais- als aud) an @emeindeabgaben 
mehr als einer derjenigen drei Gemeinde-Einwohner, die je zu den Staats- oder zu 
den Gemeindeabgaben am höchſten herangezogen waren oder find, entrichtet, d. h. bon 
feinem in der Gemeinde, befiublihen Ele oder Betriebe befleuert war oder iſt. 
(DBO. 14 ©. 44) Die drei höcfibefteuerten Einwohner, brandgen nicht wahl- 

ergte Bürger zu fein, e8 fommen daher alfo auch Nichtpreußen in Betradt. 
An Staatsabgaben find außer der Staats-Einlommenfteuer und der Ergänzungefteuer 
(Sefeg vom 14. Juli 1893, ©&. ©. 134) aud bie an Stelle der als Stantefteuer 
aufgehobenen und den Gemeinden übermwiefenen Grund, Gebäude und Gewerbeſteuern 
gemäß _$ 5 des Gef. wegen Auftebung, direfter Staatsfteuern vom 14. Juli 1 
(88. &. 119) vom Staate veranlagten Beträge in Anfag zu bringen, obwohl letztere 
aur eine fingierte, nicht wirklich auferlegte und entrichteie Staatöftener darſtellen. 
(OBG. 31 ©. 140. Die übrigens nad dem Geſetz vom 14. Juli 1893 außer 
ebung geſetzte Bergwerksabgabe ift im Sinne des $ 8 Leine direkte Staatsabgabe 
Bei den Stantsabgaben find die auf den Grundbefit und ben Gewerbebetrieb der 
orenſen oder juriftiihen Perfonen in der betvefjenden Stadt entfallenden Anteile der 

taatseinfommenfteuer, aus wenn diefe auswärts gezahlt werden, in Anrechnung zu 
bringen.” (OO. 31 ©. 40.) 


Der Eimwand, daß die Veranlagung zur Gtaatefteuer zu Unrecht erfolgt fei, 
iſt unzuläffig. Ob nach Lage der Sache die Veranlagung höher oder niebriger hätte 
fein müffen, oder gar nicht hätte erfolgen dürfen, ift unerheblich. Nach dem Geſetz 
eutſcheidet lediglich die Tatſache der Veranlagung bezw. die Entrichtung der Steuern 
in ber betreffenden Etadtgemeinde. (DVG. 26 ©. 20.) 


4. Forenfen und juriftifhe Berfonen find zur Teilnahme an der Wahl, was 
die Höhe der von ihnen zu eutrichtenden birelten Staatsftenern und Gemeinde 
abgaben betrifft, nicht fon bann berechtigt, wenn nur die Summe jener und diefer 
Abgaben über die Summe eines ber drei hochn befenerten Cimvohner hinansreicht 
fondern erft dann, wenn fie ein foldes Mehr an jeder einzelnen der beiden Ab- 
gabegattungen zu entrichten haben. Eine Aufammenrehnung der Stants- und 
Gemeindefteuern darf nicht vorgenommen werben. (OB®. 14 ©. 43, 71.) Jede 
diefer beiden Stenerarten für fih muß die angegebene Höhe erreiden. Dadurd) ift 
auf Geiten des GStants- und Neiheflefus bie Mögligleit einer Wahlberehtigung 
ausgefchloffen, da Fisfus Staatsfteuern nicht zahlt, auch zu folhen nicht veranlagt 
MR. Deshalb fommt_ für ihn aud) eine Veranlagung zur Grund und Gebäudefeuer 
nicht in Betraht (OBG. 14 ©. 43, 17 ©. 3) fodaß $ 5 des — dom 
14. Juli 1893 (86. ©. 119) hier feine Anwendung findet. (Nah HN. 3 10 if 
der Staatsfistus wahlberechtigt, wenn er feit einem Jahre zu den diveften Gemeinde 
abgaben mit einem höheren Betrage Herangezonen wird, als einer der drei hödft- 
befteuerten Gemeindeangehörigen an birelten Staats und Gemeindeabgaben, beide 
aufammengeredjnet, entrichtet.) Aus demfelben Grunde fallen aud) die Gefelihaften 
mit befhränkter Haftung, felbft wenn man ihnen die Eigenſchaft jurififcher Perſonen 
zubiliigen wollte, (j. o. not. 2) nicht unter $ &. 

5. Forenfen und juriſtiſche Verfonen gehören zu den fimmfähigen Berfonen 
im Ginne der 9$ 13, 14, 19, 25, 97 Sid. & haben aljo Auſpruch ut Aufnahme 
in bie Lifte der flimmfähigen Einwohner ($ 19 SiO.). Die Aufnahme fanın jedod 
uur erfolgen und verlangt werben, wenn die Borausfegungen bes $ 8 ein volles 
Jahr befiehen, die Forenfen und juriſtiſchen Perfonen aljo während ber ganzen 
Dauer des ber Austegung der Wäbferliften ‚oraufgehenben Jahres in dem nach Ab. 1 
erforderlichen Daße befteuert waren. (DBG. 16 ©. 20.) Sind bis zur Berichtigung 
bezw. Auslegung ber Wälerliften die ein Jahr lang vorhanden geweſenen Voraus 
fegungen nicht mehr vorhanden, fo befteht das Wahlrecht aus $ 8 nicht, 


6. Ueber die Befugnis der juriftifchen Perſonen und der Foreuſen zus Ane- 
Abung des Wahlrechts durch Bevollmäctigte ſ. $ 25 Abf. 2. 
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“ 89 

Die Stadtgemeinden find Sorporationen; benfelben fteht bie 
Selbftverwaltung ihrer Angelegenheiten nach näherer Vorfchrift dieſes 
Geſehes zu. 

1. Die Gemeinde fiellt fih zwar als die erfte Etufe für die Einteilung des 
Staates rüdfigtli) feines Gebietes, wie hinfihtlich feiner Einwohner, dar. Lie 
tommt aber teineswwegs nur als Verwaltungebezirt für faatlihe Zwege in Betracht. 
Hervorgegangen aus bem Bebürfnis der Bereinigung für diejenigen Zmede, zu 
deren Grreihung die Kraft des Ginzelnen nicht genügt, hat die Gemeinde ihre 
urfprüngfiche und eigentümlice Rechtsſphäre und gehört zu den felbändigen und 
unabhängigen Grundlagen des Staatsorganismus. Der Etaat darf die Gemeinde 
als unterfie Inflanz feiner Wielſamten zu feinen Zwegen nuybar maden. Er fann 
fie indeh ihres felbfändigen Lebens nicht berauben, ohne ſich felbR in feinen wihtigften 
Interefien zu ſchädigen. Auf diefen Gedanken beruht feit den Reformen der, Stein- 
Hardenberg’jhen Periode die Berfafjung der Etadtgemeinden im prenßiihen Gtante. 
Der 89 erfennt die Selbftändigteit und Eelbfttätigleit der Stadtgemeinden in Bezug 
auf ihre Angelegenheiten an. Diefe Eelbftändigteit ftets mit der ſtaatlichen Gejeß- 

jebung im Aufammenhange zu erhaften, ift die Aufgabe des der Staatsregierung zu- 
Fegenden Auſichtsrechts. 

2. Die Stadtgemeinde hat die Eigenſchaft einer juriſtiſchen Perſon ($ 81 
Allg. Sandr. II 6; $ 108 II 8). Eie zählt zu den „Körperfcaften des äffent- 
lien Rechts" (BB. $ 89; „öffentligre Körperiaft" Hef-Naf. 8 12). Im 
ao diefer Stellung befigt die Stadtgemeinde volle Rechtefähigkeii, wie 
and Willens und Handfungsfäpigkeit. 

©) Die Rechtsfähigkeit der Stadtgemeinde be; engt fi vor allem in ihren 
privatrechtlichen Beziehungen anderen felbftändigen Individuen gegenüber. Im 
diefen iſt fie im Weſentlichen den phyſiſchen Perjonen gleichgeſtellt. Es fehlen ihr 
im Allgemeinen nur diejenigen Rechte, welche einen natürlichen Träger vorausfegen, 
wie bie Famitienrechte. Ste if aber folder Rechte an der eigenen Perjon fähig, 
welche teil überhaupt nicht, teils nicht ausjchließlich Bermögensrechte find. Co 
haben bie Etädte einen Etaud und Rang — (e8 gibt Haupt, Refidenz- umd Kreiß- 
ftädte). Die Ctüdte haben ein Indigenat und einen Wohnjig. Sie können für ſich 
eine Firma (HGB. $ 36) fowie gewerbliche und faufmänntfche Zeihen eintragen 
laſſen, Urheber- und Erfinderrechte befigen und find von gemiffen Rechten publi- 

jonders von Patronatsrechten, nicht ausgeſchloſſen. 
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Fiſchereigeſ. d. 80. Mai 1874 — eine Serbitut des Inhalts, daß ein Part den 
Bublikum zum Beſuche ofien fiehen muß (RZE. 14 S. 214), in obligatortfhe Ber- 
bindlichleiten jeder Art eintreten, Subjeit von Forderungen und Edulden, überhaupt 
von Vrivatrediten jeder Art, fein. Sie Können auch durch einfeitige Alte Bechte 
erwerben und aufgeben, fowie die ihnen gehörigen Rechte ausüben. 

a8) Im Bezug auf Bermögenserwerb find bie Etadtgemeinden nube- 
ſchrãnkt. ur Erwerbung von Juimobilien bedürfen fie keiner Genehmigung 
(SNE. 1 ©. 4, Art. 7 5 1 bj. 2 Ausf.-Cef. BGB. und Motive zum 
Reg.-Entw. ©. 9). Dagegen find fie bei Beräußerungen von Grundfüden au 
die Genehmigung des Staats gebunden (f. 850 EtO.). Vermögen kann den Etadt- 
gemeinden auch dadurch zufallen, daß fle zu Erben eingefegt oder mit Schenfungen 
ober Bermächtniffen bedacht werden. Doc ift nad; dem Geſetz vom 30. Febr. 1870 
(86. S. 118) zur Annahme folher Zuwendungen, welche den Betrag von 3000 Mt. 
üÜberfleigen, die Genehmigung des Königs erſorderlich. Die Vorſchriften des ge- 
dachten Gef. Hält Art. 86 Einf.-Gef. BOB. nur bei einem Erwerbe von mehr ats 
5000 Mark aufrecht. Ausf.Geſ. BOB. beſtimmt deshalb unter formeller Auf. 
kn des Gefetes vom 23. Febrnar 1870 im Art. 6 (f. MR. 19. Dezember 1899, 

MB. 1900 ©. 9) anderweit, wie folgt: 

81. Scheulungen oder Zuwendungen von Todeswegen an juriftifche Perſonen 
bebürfen zu ihrer Wirkfamleit ihrem vollen Betrage nach der @enehmigung des 
Königs ober ber durch Königliche Verordnung beffimmten Behörde, wenn fie Gegen- 
Aände im Werte von mehr als fünftanfend Mark betreffen. Wiederkehrende Leiftungen 
werden mit vier bom Hundert zu Kapital gerechnet. 

$ 2. Die Genehmigung kann auf einen Zeil ber Schenkung oder der Zu- 
wendung von Todeswegen beſchrankt werden. 

$ 3. Mit Geldſtrafe bis zu neunhundert Mark wird beftraft: 

1. wer für eine juriſtiſche Perfon, die in Preußen ihren Git Hat, als deren 
Borſteher eine Schentung oder eine Zuwendung von Todeswegen in Empfang 
nimmt und niet binnen vier Wochen die erforderliche Genehmigung nadfucht. 

2. wer einer jwififhen Perſon, die nicht in Preußen ihren Eiy hat, eine 
Schenkung oder Zuwendung von Todeswegen verabfolgt, bevor, die erforberliche 
Genehmigung erteilt if. 

Bird gegen Art. 6 Ausf.-Gef. verfoßen, fo iR das Rechtegeſchaſt nichtig. 
Die Zuwendungen, welde die Wertgrenze von 5000 Mart überfteigen, find in Er- 
mangelung der Königi. Genehmigung aud nicht zum Betrage der font freien 
Summe güftig. Dur, die nadträglihe Genehmigung wird die Zumendnng bon 
Anfang au wirtfem ($ 2 Abf. 2 Gel. 23 Sebruar 1870, $ 187 BGB.) 

Inwieweit ein logatum sub modo unter die Beftimmung dee Art. 6 fällt, 
1. MBB. 1874 ©. 287. 


Bor Erteilung der Genehmigung zur Annahme einer lehtwilligen Zuwendung 
ober Schenkung am furiftifche Werfonen muß die Frage geprüft werden, ob wegen 
Berlegung einer moralifhen Pflicht gegen bedürftige Verwandte des Erblaffers oder 
Schenters die Genehinigung Fr verfagen oder von gewiffen Abfindungen abhängig zu 
machen fei. Die in diefer siehung anzuftellenden Ermittelungen haben fi nad) 
dem MR. vom 10. November 11 1. in allen Fällen auf die Vermögens und 
Ermwerböverhältmifie der Ablömmlinge, der Eltern nnd deren Abldinmlinge, der Groß- 
eltern und ber Ghegatten des Schenſers oder Grblaffers, bei Iehivilligen Bu- 
wendungen auf die Bermögens- und Ermerböverhälmifie der — Erben bis 

m 4. Grade der Verwanbtſchaft einſchließlich zu erftreden. Außerdem find 2. die 
Ermittlungen auszudehnen auf die vorftehend nicht genannten Verwandten, zu deren 
Gunften ein Antrag auf Abfindung geftellt ift oder deren Bebürftigfeit fonft, d. h. 
ohme befondere Nachforfhung zur Kenntnis der Behörde gelangt ift. Bei dem zu 1. 
genannten Berwanbten ift feitzuftellen, ob befondere Ausichliegungsgründe, z. B. 
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Unwürdigleit, Feindſchaft mit dem Erblaffer oder Schenker, vorliegen; bei ben zu 9. 
jenannten, ob nahe perfönliche Beziehungen zu dem Erblaffer oder Schenker ober 
ſonſtige beſondere Umftände eine Berüdfichtigung rechtfertigen. . 
bb) Die in Unfehung der phyſiſchen Berfonen gegebenen Vermögens und 
privatrechtlichen Vorſchrifien des BGB. gelten in gleicher Weiſe au für bie 
hurifhfchen Perfonen des öffentlichen Redhts, fomeit die Natur der Sache nad} nicht 
ein Anderes ergibt. Beſonderheiien gelten nad dem BGB. für den privatrechtlichen 
Verkehr der Stadtgemeiuden nur infoweit, als folche in dem Geſetzbuche oder in dem 
Cinführungsgefeige ausgeiproden find oder auf öffentlich rechtiichen oder in Kraft 
bleibenden reiheredhtliden oder vorbehaltenen landesrechtlichen Normen beruhen. 
Sofern Vorbehalte eine Ermädhtigung biergu nicht gewähren, ift der Landeegejeh- 
grun zur Privilegierung, wie der juriſuͤſchen Perſonen fiberhaupt, jo auch der 
tadtgemieinden fein Raum mehr verblieben. ine für dem bürgerlichen Bertehr ber 
Stadigenteinden, wie aller juriftifchen Werfonen des öffentlichen Rechts wichtige Bee 
Rimmung trifft BOB. im $ 89 (f. n. b.). 

Unter den fonftigen Befimmungen des BB., welde für die Gemeinden 
unb deren Berwaltung von befonderer Bedeutung find, find hervorzuheben: 
BoB $ 86 (Verwaltung von Etiftungen dur eine Öffentliche Behörde); $ 87 
(Ausf.-Gef. Art. 4 u. 6, Auihebung von Etiitungen und Aenderung ihrer Ziw.d- 
beftinnmung); &8 196, 197 (Auef. Gef. Art. 8, Verjährung öffentlich rechtlicher An- 
fprüge); $ 248 (Binfeszinsberehnung feitens der Sparkaffen); $ 395 (Zuläffigleit 
der Auftechnung gegen eine Forderung der Gemeinde); $ 411 (Abtretung von Ge- 
Haftsjorderungen der Beamten und Lehrer); $ 486 (Haftung des Grundftüds- 
verfäufers für die öffentlichen an Gemeinden zu enirichtenden Abgaben); 85 525, 
2194 (Schenkungen bezw. lettwillige Verfügungen unter einer Aurlage tm öffent - 
tigen Sntereile); 88 793 u. Y (Cinf.-Gef, Art. 100, 101, Ausj.-Gei. Art. 17, 18, 
Subaberpapiere der Gemeinden); $ 808 (betr. Zahlungen auf Sparkuffenbücher); 
$ 839 (Einf.-Gef, Art, 77, Haftung der Beamten für Yflicptverlegungen); 85 976, 
978, 981, 988 (leergang ded Cipetumg am gefundenen Gacen an bie Gemeinde) ; 
8 807 (Ausf.. Gef. Art. 73-75, Anfegung von Münvdeigeld in Wertpapieren 
inländifher Körpericaften und bei inländiihen öffentlichen Sparkaſſen); 5 1849 
(Ausj.-Bef. Art. 77, Gemeindewaifenrat); $ 2072 (Qumendungen, an die Armen zu 

iuden der Öffentlichen Armentaffe); $ 2249 (Ausj.-Gef. Art. 80, Not-Tefament vor 
dem Gemeinde-Borfteher). 

Einf.» Gef. BGB. Art. 85 (Ausf.-Gel. Art. 5, Anfall des Bermögens einer 
rechtsfahigen Stiftung an die Gemeinde); Art. 86 (Nusj.-Gei. Art. 6 Erwerber 
befpräntungen der Gemeinden); Art 92 (Ausf.-Gef. BOB. Art. 11 Zahlungen aus 
Öffentlichen Kafien); Art, 99 (Aufrehthaltung der landesgeſ. Vorſchriiten über bie 
Öffentl. Sparkafjen); Art. 103 (Aufrehihaltung landesgeſetzlicher Vorſchriften betr. 
Anfprüche der Armienverbände gegen unterhaltepflictige Verwandten); rt. 108 
(betr. die Berpflihtung der Genteinden zum Erſatz des Schadens bet Zufammen- 
vottungen); Art. 185 (Zwangserziehung Minderjähriger); Art. 136 (Ausf.-Gefes 
Art. 78) Vevormundung Winderjähriger durch einen Anftalts-Borftand oder durch 
Beamte der Armen ermaltung); Art. 138, 139 (Gejegliches Erbrecht der Gemeinden, 
insbefondere in Anſehung des Naclafjes einer perpflegten oder unterftügten Perfon) ; 
Art. 142 (Ausf.-Gef. Art. 12, Beurkundung von Örundfiüdsveräußerungen burd) 
Gemeindebcamte). 

Ausf.-Gef. BGB. Art. 12 (Beurkundungen von Grundftädsveräußerungen 
durch Gemeinbebeamte). Art. 72 (Gemeindebeamte ald Vormunder zc.); 

NReihsgrundbud-DOrdnung $ 90 (Buhungsjreiheit der Grundftüde der 
Gemeinden, der Wege zc.; Einf.-Gef. BGB. Art. 127, Ausf.-Gef. Art. 27); 

Ausf.-Gef. Grundbug-Drdn, Art. 9 (Form der Erklärungen der Ge- 
meindebehörde, auf Grund deren eine Eintragung erfolgen fol); 

NReihs-Gef. Aber Smangsverfeigerung ac. vom 24. März 1897 8 10 
Abſ. 1 Pr. 3 und $ 156 Ubf. 1 (Ausf.-Gel. dazu Art. 1 und 8; die aus einen 
Kommunalverbande entjpringenden Ubgaben und Xeiftungen als gemeine öffentliche 
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Laften, Art. 11 Ausf-Gefeh zur Grundbuch · Ordn.: Ausfchließung diefer Laften von 
der. Sintragung); 

Ausf.- Gef. zum Bimangeverfeigerungs-Gef- Art. 9 (Freiheit der Gemeinden 
von der Cicerheitöftellung für ein im Bietnngstermine abgegebenes Gebot), Artitel 
* 32 mwangsverfteigerung baufälliger Häufer nah 58 40 u. fi. Allg. Laudr. 

‚ xit. 8); 

Ausf.-Gef. zum Abänderungs-Gef. dev ZBO. Art. 1 (III) (Antrag der 
Armenverbände auf Entmündigung wegen Verfämendung und Zruntiucht 8 680 
abf. 1 ZPO. 20. Mai 1898, $ 6 Nr. 3 BOB.). 

©. Gayl, das neue bürgerliche Recht für Kommunal-Bermaltungen. Berlin, 
Heymann. Kappelmanu Abh. in PVB. 21 ©. 154, 183, 184, 198, 473, 485, 497 
(mit titeraturangaber), Gravenhorft PEB. 20 ©. 465. 

b) Nach deutfcrechtliher, in der Praxis neuerdings allgemein anerkannter 
Auffoffung hat die Stadigemeinde als juriftiihe Berfon Willens. und Hand« 
Iungsfähigteit. Als Wille ver Gtadtgemeinde gift derjenige Euticluß, weder 
durch ihre gejeglich zur Willensbildung berujenen Organe (f. $ 10 SiO.) gefaßt ift. 
Zurch diefe ihre rgane gelangt der Wille der Etadtgemeinde der Außenwelt gegen. 
über zum Ausdrud, Durd fie handelt die Etadtgemeinde und nimmt am dem ver- 
tehreleben Zeil. Was diefe Organe in ihrem Amtsbereiche tun und fafjen, wird ber 
Etodtgemeinde zugerechnet. Rechtsgeicäfte, welche fie für die Stadtgemeinde vor⸗- 
nehmen oder ihnen al® den Organen der Etadtgemeinde gegenüber vorgenonimen 
werben, verpflichten und berechtigen die Stadtgemeinde unmiticlhar ($ 164 BGB.). 
Das Erfordernis des Uebereinftinmens des wirklichen Willens mit dem_ erklärten 
Villen, die Erheblichleit von Zwang und Betrug, Irrtum, Wiffen und Wiffenmäfien 
Seftimmen fid) dabei nach den Organen der Stadtgemeinde ($ 166 BGB.) Der 
gute oder böfe Glaube, forwie der Irrtum diefer zuftändigen Organe gilt al® guter 
oder böfer Glaube, fowie al Irrtum der Gemeinde, . 

Die die Gemeinde Überh.upt durch ihre Organe voll und ganz dargeſtellt wird, 
fo wird ihr auch das Berfhulden der Tetteren als ihr eigenes zugerechnet. Sie 
hat für die Molgen deafeiben wie natürliche Perfonen für eigene Yandlungen und 
Unterlafjungen zu haften. So mar es bisher unbeftritten, daB die Gemeinden aus 
einem bei Abjhluß oder Erfüllung von Verträgen begangenen Verſchulden ihrer Organe 
dem Mitkontrahenten zivilrechtlich erſatzverbindlich find und überhaupt für vertrags- 
maßiges Berhalten ihrer Organe in jever Beziehung einzutreten haben (RBZE. 24 
©. 352). Ebeuſo war bisher fon im der Praxis eine Hajtung der Genteinde aus 
anßerlontrattlihen Berfhufden ihrer Organe anerkaunt, und zwar nidt nur dann, 
wenn ein Schaden injolge der Nigterfüllung einer Verbindlichleit eintuitt, die ihr als 
folder nach gefeßlicjer Vorſchrift oder aud nur durch bie allgemeine Rechtepflicht aufe 
erlegt if, fondern auch dann, wenn durch, chutdhaftes Berhalten ihrer Organe die 
Privatrehteiphäre Dritter verlegt ift, 3. B. bei Außerachtlafiung einer pofitiv zu er- 
füenden Verbindlichteit als Unternehmerin von Buuten (NIE. 8 S. 236), & die 
Unterlaffung der Unterhaltungspficht von Wegen uud Brüdın (OL. 14 ©. 9), 
wegen Etdrung eines Wafjerverluufes durch Anlage von Gunuindewegen uſw. 
In allen diejen Fällen dürfen die Gemeinden die Beſchädigten nicht an den Beamten, 
der Beamte fie aber an die Gemeinde vermeifen. 

. , Da6 BOB. hat den Grundfag von der Haftpflicht der juriifhen Perfonen für 
die ſchuldhaſten Handfungen ihrer Organe zur allgemeinen Geltung gebradt. Im 
8 89 beftimmt ee, daß die Vorfchrift des $ 81 auf den Fiskus, fowie auf Körper- 
dgaften, Stiftungen und Anfaften des öffentlichen Rechts entfprehende Anwendung 
äu finden Habe. Der $ 31 aber verordnet, daß ein Verein für den Cchaden verant- 
wortlid) ift, den der Vorftand, ein Mitglied des Vorftandes oder ein anderer ver- 
foflungemäßig berufener Vertreter duch eine in Ausführung der ihm zuftehenden 
Berrihtungen begangene, zum Schadenerfat verpflihtende Handlung einem Dritten 
zufügt. Weſentliche Vorausfegung, dieſes Kechtsſatzes ift jedoch, daß ber Vertreter, 
aus deffen Verſchulden die Gemeinde verantwortlich gemacht werden fol, ein fie 
repräfentierendes Willensorgan ift, und daß die ſchuldhafte Handlung oder 
Unterfaffung innerhalb des dem Vertreter zugewiefenen Geſchäftekreiſes liegt, Mie 
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bei der kontraktlichen Haftpflicht einer phyſiſchen Perſon, muß auch bei: der einer 
juriftifchen Berfon zwifhen eigenem und fremden Berfehen unteridjieden werden. Cin 
eigenes Berfehen einer juriiichen Perſon faun nur in dem fehlerhaften Verſchulden 
ihrer Bittensorgane befehen. 8 fole Innen mict ale Angefelten uud Be: 
dienfteten, welche Werkzeuge ihrer Xätigkeit find, fondern nur diejenigen angeſehen 
werden, welche fie in Bezug auf Willensatte (Erklärungen, Handlungen, Unter 
faffungen) verfafjungsmäßig repräfentieren und auch diefe nur infoweit, ais fie eben 
dermöge ihre Amtes tätig find, in Ausführung der ihnen zuftehenden Verrichtungen 
fid) befinden. Diefe Iegteren, aber auch mur fie, find mit der juriftifchen Perjom, in- 
fofern e8 auf deren Willen anfommt, rechilich zu identifizieren. Was fie innerhalb 
des_ihnen — Amistreiſes, einerlei, ob einer Vermägensverwaltung oder 
fonft, al Vertreter derfelben und in ihrem Namen vornehmen, ift jo aufzufaflen, als 
wäre e8 von der durch fie repräfentierten juriſtiſchen Berfon felbft vorgenommen. So 
erfgeint das Berfehen, weldes fie bei ihren Anıtehandlungen begehen, im Rechteſinne 
alß ein eigenes Berfehen der jurififden Perfon. AIS ein fremdes flellt fi) da- 
gegen jebes andere Verſehen dar, mag e8 von dritten Perfonen, oder aud) von ihren 
Billensorganen, aber außerhalb ihres Amtekreifes (RZE 34 S. 294) oder von ſolchen 
amtlichen Organen begangen werden, welche überhaupt nicht Willensorgane derſelben 
find. IR dem Beamten einer juriftifchen Perſon nicht deren Bertretung, fondern nur 
eine andere Tätigkeit flr diefe übertragen, fo 3. B. die Leiftung von Dienften, fo tft 
er nicht ihr Willensorgan, und fein Verſehen daher für fie nur ein fremdes in dem- 
felden Sinne, wie das Verſehen eines Dritten, welcher von ihr zu der gleichen Tätig- 
feit mittel® befonderen Kontrafts gedungen worden, ohne ale ihr Beamter angeftellt 
zu fein. Aus der pribatrechtlihien GleichRelung der phyfifchen und jurififchen erfor 
folgt, daß aud die letere wegen eines fremden, von Beamten oder von dritte: 
Perfonen begangenen Verſehens nur dann haftet, wenn diefelben beionderen Boraus- 
ſetzungen zutreffen, von denen diefe weitergehende Haftung bei phufiihen Perſoneu 
abhängt, wenn alfo der juriſtiſchen Perſon felbft, d. h. einem Willensorgane derſelben 
ein Verfehen in der Ausrwahl zur Lor fällt (ME. 19 &. 348, 31 5. 249, 34 
©. 2%, 39 &. 186). Hiermit ſieht das BGB. im Eintlange. Das BOB. erkennt 
mit an, daß, wer eine Perfon zu Verrichtungen von Leitungen beftellt, ohne Rüd- 
fit auf ein etwaiges Verſchulden feinerjeits bei der Anewahl, für die unerlaubten 
Handlungen einzuftchen Habe, welche die Berfon bei Ausübung ihrer Verihtung 
begeht ($ 831 BOB.) und es ift fein Grund vorhanden, die juriftif—en Berfonen in 
dieſer Beziehung ungünftiger zu ſtellen. 

Ueber die Bug, durch welche Merkmale ſich die zu einer Verrichtung beftellte 
Berfon des $ 831 CÖB, von den anderen berfaffungsmäßig berufenen Vertreter deo 
$ 31 BGB. unterſcheidet und über die Haftung des verfafjungsmäßig berufenen Ber · 
teters neben dem Angefelten ans vernadläffigter Auffiht RE. 53 ©. 276; fiche 
zur Tragweite der Haftung der Gemeinden Ceibfiverw. 1903 ©. 2. 

Im einzelnen Fällen if durch pefitives Gefe aus Gründen ber Zwedmäßigleit 
und Billigteit Denjenigen, in deſſen Herrfchaftsipgäre der Echaden eniftanden if, die 
Erfagverbindlichleit aud dann auferlegt, wenn fein Verſchulden vorliegt. Bezüglid) 
folder Erfagverbindlileiten ohne Verſchutden, wie folhe fi) aus dem Reihehaft- 
pfüchtgef. von 7. Juni 1871 (ROL. ©. 207) ergeben Können, fiehen die Gemeinden 
den phyfiichen Perſonen gleich. Ihre Haftpflicht iſt in diefer Beziehung in den Gef. 
betr. die Verpflichtung der Gemeinden zum Erfage des bei öffentlichen Aufläufen ver- 
urfachten Schadens vom 11. Diärz 1850 (f. u. $ 54) noch erweitert. 

Beil die Gemeinde für das Verſchulden ihrer Beamten als ihrer Organe 
haftet, tritt ihre Haftung nicht ein, wenn die Beamten in einer ihnen webenher über» 
tragenen Stellung als unmittelbare Etaatsbeamte, bezüglich wenn fie Kraft 
Raatlichen Auftrages, tätig werden (NZE. 34 ©. 294). Die Haftpflicht der Ge- 
meinden bezieht fi) überhaupt nur auf fold)e Handlungen, welde ein Beamter in 
Aueibung ber ihm in pribatrechtlichen Berhättiffen zufehenden Vertretungemacht 
begeht. Die Frage, ob und inwieweit der Staat und die Benteinden für den Schaden 
einzuftchen Haben, welden ein Beamter als Träger äffentlier Machtbefug- 
niffe den feiner Amtsgewalt Unterivorfenen oder Dritten zugefügt, entfdeidet das 
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BGB. nicht. Der Art, 77 Einf.-Gef. BGB. überläßt es den landesgeſetzlichen Vor ⸗ 
friften, die Saftung des Staates, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände 
für den von ihren Beamten in Ausübung der diefen anvertrauten öffentlichen Gewalt 
Zugefügten Schaden zu regeln. Im Geltungsbereihe der StO. find bisher folde 
Borfchriften nicht erlaſſen (j. Rappelmann, die Haftpflicht der öffentlichen Korporationen 
für ſchadigende Handlungen ihrer Beamten in Ausübung ber öffentlihen Gewalt in 
. . 485). Im Gebiete der Preuß. Rheinprenin find auch unter der Herr- 
ſchaft des BOB. die Gemeinden auf Grund des art. 1: Code civil für den von 
ihren Beamten (Polizeibeamten) in Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlichen 
Gewalt zugefügten Schaden Haftbar (RZE. 54 ©. 19). Im übrigen Haben die Ge- 
meinden einzutreten, werm ihre Organe durch Ausübung von Hoheitsrechten den 
Inhalt privatrechtlicher Werträge, welche die Gemeinde abgeſchloſſen Hat, verlegen. 
©o Hat das Reicjegericht eine Gemeinde, melde ein Grundfüd als Bauterrain ver- 
Tauft Hatte, verurteilt, fid) die Auflöfung des Bertrages gefallen zu Iaffen, nachdem 
fie duch ihren Borfland mittels einer Anordnung über Ctraßenanlagen dein Grund- 
ftüde die Sigenigaft eines Bauterrains genommen hatte. Der Gemeindevorfiand — 
fo wird in RZE. 8 ©. 298 ausgeführt — nahm bei der Anordnung, wenn gleich er 
als öffentliche Behörde handelte, doch immer ale geſetzlicher Vertreter der Gemeinde 
einen freien Willengakt vor, welder mit der Kontraftpfligt dev Gemeinde lollidierte. 
©. Da die Stadtgemeinde Cubjete von Rechten ud Verbindlichteiten fein 
Hönnen, fo können fie au wor Gericht klagen und verflagt werden, fie haben 
Barteifähigleit. Der allgemeine GeritsNand der Gemeinden fowie derjenigen 
ſtãdtiſchen Stiftungen, Anfalten und Bermögensmafien, welche ala folde verkiagt 
werben, wird durch den Sitz derfelben beftiimmt. Als Sit gilt der Ort, wo bie Ber- 
waltung geführt wird ($ 17 ZBO.). Das Gericht, bei welchen Gemeinden den 
allgemeinen Gerignstand Haben, if aud für die Siogen Aufändig, welche von den- 
felben gegen ihre Mitglieder als ſolche oder von den Mitgliedern in biefer Eigenſchaft 
gegen einander erhoben werden ($ 22 ebenda). Ueber die Anftelung von Klagen und 
Einfaffung auf Klagen feitens der Stadtgemeinde $ 56 Nr. 5. 

Ein Ausflug der Willens- und Handlungsfähigkeit ift die Progeßfähigkeit, 
d. $. bie Fähigkeit, vor Gericht zu Rehen und die Progeffe perföntic) zu führen. Dier 
ſelbe wird aber zur Zeit von der Prazis in Antnüpfung an $$ 50, 157 ZBO. den 
jurififchen Berfonen und damit aud den Gemeinden abgeſprochen. Die Nidt-Progeß- 
fähigen können feinen Prozeßakt felbft ausführen, weder in der mündlichen Berhand- 
Inug auftreten, noch Schriftjäge einreichen. Für fie fungieren ihre „geſetzlichen Ber- 
treter“, das find ihre BVorfteher. “ 

Die Zuftellungen in bürgerlichen Stechteftreitigfeiten erfolgen nach $$ 157 
bie 169 ZBO. an den Vorſteher oder an einen anderen im Geſchäfislokale anweſen - 
den Beamten ober Bedienfteten der Gemeinde. Die früheren Borfchriften der Brenßi- 
fen Prozeßgejegebung, wonach für die Einfegung und Rechtfertigung von Rechis - 
mitteln den Gemeinden verlängerte Friften zugeftanden waren, find durch die deutſche 
ZPO. befeitigt. — Wegen der Eidesleiftung der Gemeinden |. 85 473, 474 ZED. 
und wegen der Swangsvollfiredung gegen bie Städte |. u. & 50. 

3. Unter Selbfiverwaltung im Sinne des heutigen Verwaltungsrechts be- 
zeichnet man die Vertichtung ftaatliher Funktionen, ohne Unterfdied, ob dieſelben 
wiriſchaftlichet oder obrigteitliher Natur find, nicht dur den Staat felbft, ſoudern 
durd) den Staate untergeordnete, aber innerhalb ihres Wirkungskreifes felbftäubige, 
von eigenem Leben erfüllte fommunale Verbände mit eigener Berfafjung und eigenen 
Organen (Selbfiverwaltungeförper) mit eigener Berantmwortlichkeit. Für den Begriff 
der Selbftverwaltung ift es gleichgüttig, ob die Beamten derfelben im Ehrenamt oder 
im, bejoldeten Berufsamte angeftellt find. Der Gegenſatz zur Selbfiverwaltung ift 
nicht die Verwaltung durch bejoldete Berufsbeamte, Tonvern die durch ftaatliche Be- 
hörden £ Preuß, das Näbtifhe Amtsreht ©. 117). . 

en Ausgangspunkt der Selbftverwaltung in Preußen bildet die StO. 1808. 
Im Gegenfat zu der ftaatlihen Bevormundung, unter weicher die Städte und deren 
Verwaltung fanden, räumte die StO. 1808 den Etadtgemeinden eine faft völlige 
Unabhängigkeit in der Verwaltung ihrer wirtſchaftlichen Angelegenheiten umd einen 
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materiell ſehr wirkfamen Einfluß anf die Ausübung der obrigfeitlichen Gewalt, ins- 
befoudere der Botigeigemaft, in den Städten ein. Die nenere Geießgebung hat den 
Selbftverwaltungstörpern neben der kommunalen Unabhängigkeit in wirtichaftlichen 
Fragen in weiten Umfange die Wahrnehmung obrigkeitlicher Funktionen und flaat- 
Ticher Geichäfte der inneren Landesverwaltung übertragen. Welche Naatlicen Gefhäfte 
im Einzelnen Gegenftände der Eelöftverwaltung find, ergibt fid ans ben pofitiven 
Vorſchriften des jeweilig geltenden Rechts. 

Eine Hervorragende Stellung unter den Gefbftverwaltungslörpern nehmen die 
Stadtgemeinden ein. Ihnen ift das Recht der Selbfivermaltung ihrer Angelegenheiten 
(„ber Veibänbigen Berwaltung ihrer Gemeinbeangelegenheiten“) durch Art, 105 Berf.- 
ürt. zugeſprochen. Wie jeder Selbftverwaltungslörper, fo find aud bie Gemeinden 
wicht um ihrer ſelbſt willen, fondern nur im Intereffe des Staates vorhanden 
Eriftenz ift eine im Willen des Staates begründete, ihr ganzer Wirkungstr, 
vom Gtante übertragen md durch Staatsgefeh fiziert. Daher find & auch 
Staate für ihr Verhalten verantwortlich. Ste bilden feine unabhängige Korporationen, 
fondern find in den Organismus des Staates eingefügt und feinem Einfluß und feiner 
Einwirkung unterworfen. Der Einfluß des Etaates auf die Etadtgemeinden tritt in 
feiner Gefeßgebung, Rechtipredjung und Verwaltung zu Tage. 

a) Der ftaatlihen Geſetzgebungsgewalt unterliegen ſchraulenlos alle Angefegen- 
heiten der Gemeinden. Celbft ſowen den Stadtgemeinden Autonomie gewährt ift, 
bedarf e8 zur Gültigkeit flatutarifher Normen der ftaatlihen Sanftion in Geftalt 
einer Genehmigung des Bezirksausſchuſſes (f. u. $ 11 StO.). 

db) Alle gerichtlichen Streitigleiten, in denen kommunale Intereffen entſchieden 
werden, find durch die ftaatlihen Gerichte zu entfcheiden, und zwar gehören alle An- 
Sprüche vermögensrechtlichen Inhalts im Vrinzip, gleihviel, ob fie aus privatredht- 
lichen oder öffentlich-rehtlihem Titel fliehen, vor die ordentlichen Gerichte. Cine 
Auenahıne für biefe vermögensregtlichen Anfprüche iR auf Grund der veihsgefeglichen 
Ermädtigung des $ 13 Ger.-Berf.-Gef. inſoweit zugelaffen, ala Kraft pofitiver 
funbesgeieiicher Normen für einzelne Materien die Verwaltungsgerichte zuftändig 
find. Beruht aber der damit generell der Bermattungegerichtebart feit unterworfene 
vermögensrechtliche Auſpruch auf einem privatrechtlichen Titel, fo enticheidet gemäß 
87880. und $ 160 Zuf.-Gef. das Zivifgeriht. Die pubfiziftifen Anfprüce 
werben durch die Berwaltungsbehörden oder die Verwaltungsgerichte entſchieden. 

©) Die ſaatliche Ueberwachung der Berwaltungsatte der Stadtgemeinde wird 
als Staatsaufficht bezeichnet. Ob diefelbe von ſtaatlichen Bermaltungsorganen oder 
von Gelbfiveriwaltungebehörben ausgeübt wird, ift rechtlich unerheblich. Die ftaat- 
liche Aufjiht hat zunächft die negative Aufgabe, daß die Gemeinden die ihnen ge- 
zogenen rechtlichen Echranfen nicht überfreiten und feine Zätigfeit entfalten, welche 
das ftaatliche Intereſſe fchädigt (f. $ 77). Die wichtigere Aufgabe ber flaatlihen 
Anffiht if aber pofitiv. Ste fol darauf halten, daß die Gemeinden innerhalb 
Kar Zympeienz die Zwecke, um derentwillen ſie vorhanden ſind, verwirklichen 

4. Gemeindenngefegenbeiten. Weder das Allgemeine Landrecht noch 
bie Städteordnungen geben eine Definition des Begriffs der Gemeinde und ihrer 
Aufgaben. Cs hat deshalb in diefer Beziehung bei den gemeinen Rchten fein Ber 
wenden behalten. Danad) aber umfaßt die deutjhe Gemeinde ihrer Entſtehung und 
ihrem Wefen nad) einen allgemeinen Komplex wirtidaftlicher, geſellſchaftlicher und 
politifher Zwece, welchen die neuere Gefeßgebung nur durch das ftaatliche Auffihts- 
recht begrenzt hat. „Darin liegt die allgemeine politifhe Bedeutung der Gemeinde 
und das unterfceidende Merkmal ihrer bejonderen Aufgabe von der der übrigen Kor- 
porationen, daß fie nit einen, mehr oder weniger vereinzelten Zweck verfolgt, 
fondern die Beſtimmung hat, alle Beziehungen bes öffentlichen Lebens in fih auf- 
äunchmen und der freien Selöftvertvaltung de& Volle zuguführen" (OB. 2 ©. 186; 
3©. 12H. Diefer Allgemeinheit der Gemeindezwede entfpredend, gehören zu den 
Gemeindeangefegenbeiten nicht dios Diejenigen, welde die Gemeinde als folde an- 
gehen oder deren Erhaltung und Wirkjamfeit als öffentliche Körperſchaft überhaupt 
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betrefien (5. 3. die Geflaltung der Gemeindebehörden, die Beſchaffung und Ber- 
woltung des Gemeindevermögen® zur Befriedigung der Gemeindebedürfiiffe), ſondern 
aud) diejenigen, welde die Gemeinde als eine gemeinfome Begründerin und Pflegerin 
folder Einrihtungen und Anfaften betreffen, beren Beftand und Unterhaltung für 
da6 Teibliche, geiftige und gefellfhaftlihe Wohl des Einzelnen und ihrer gefamten 
Mitglieder unentbehrlid oder förderlich ift und welche nur oder am beften durch die 
Gefamtheit oder deren Organe errichtet und unterhalten werden, 3. B. die Fürjorge 
für die Giderung der Gefundheit, des Bermögene, des allgemeinen Berfehre, der 
allgemeinen Geiftesbildung und der Gittlichleit aller einzelnen Gemeindeglieber. Alle 
diefe Angelegenheiten find allen Gemeindeangehörigen gemeinfame und gemeinfchaftliche. 
Germeindeangelegenheiten find aber and) diejenigen, melde von der Semeindebehöre 
al8 Angelegenheiten nicht aller, fondern mur einer gewiffen Anzahl ihrer Mitglieder 
behandelt werden. Dergleichen Angelegenheiten Tönnen gemeinfame Einrichtungen 
für Sur, Deich-, Landwirtſchafts · Wohnunge-, Hauswirtſchafts · Gewerbs· Berfehrs- 
und Handelsmefen fein. Nicht minder gehört zu den Gemeinbeangelegenheiten auch 
die Fürforge für ſolche Anfalten und Ginrichtungen, betreffs deren weder die Teil- 
nehmer dazu vorher befimmt find, noch die Teilnahme daran erziwungen werben 
tann, fondern vielmehr dem freien Ermeffen jedes einzelnen überfaflen bleibt. Es 
gehören dahin alle Einrichtungen ber Gemeinde, welche fie nur im Inteveffe einer 
größeren Anzahl ihrer Mitglieder um beshalb Herflellt und in eigene Verwaltung 
nimmt, weil biefelben fonft gar nicht oder nicht fo gut hergeftellt und unterhalten 
werben und die Vorteile, die fie gewähren, fonft gar nicht oder nicht in fo hohem 
Maße einer Anzahl ihrer Mitglieder oder aud der Gefamtheit als folder zu Keil 
würden — Rrantenhäufer, Gasanfalten, Wafferverforgungen, högere und Badjfehufen, 
Badeanflalten, Gemeindewaſchhäuſer uſw. 

Die Gemeinde kann alles in den Bereich ihrer Wirkſamleit ziehen, was bie 
Wohlfahrt des Ganzen, die materiellen Intereffen und die geifiige Entwidelung des 
Einzelnen förbert; fie kann gemeinnügige Anftalten, welche hierzu dienen, einrichten, 
überneßmen und unterflügen (OB®. 19, ©. 176). Mit Rüdfit hierauf fann die 
Stadt aud) Kirchen und Echulen errichten uud die Kirhen- und Eduliaten auf den 
Gemeindeetat übernehmen. Der Gemeinde fteht die Pflege der fittlihen und wirt- 
fjaftlichen Intereffen ihrer Angehörigen, die Aufwendung der bereiten Mittel ganz 
allgemein zu, immer aber unter der überall einzuhaftenden und unerläßlihen Boraus- 
fegung, baß fie oder ihre Organe fih auf die Wahrung der Intereffen der ört- 
tihen Gemeinidaft, auf die Vertretung lokaler Interefien beſchränken und daß die 
von ihnen beliebte MWerfügung über das Rorporationsvermögen von der Befonderheit 
der Berhältnifie der örtlihen Gemeinfcaft ihren Ausgangspunkt, und im dem 
Schude und der Körderung diefer Verhäftniffe ihr Ziel at, was nicht außfchließt, 
unter Umfänden dieſe Borbedingungen auch dann als gegeben zu erachten, wenn e8 
fih um Borgänge außerhalb der engeren Gemeinfchaft, fo z. B. um Kafamitäten 
handelt, bie, wenn auch nur mittelbar, auf weitere Kreife umd fo mehr und minder 
and) auf das wirticaftlihe Wohlergehen der einzelnen Sladi juldwicten (O8. 12 
©. 155; 13 ©. 89; 14 &. 89 |. u.'8 35.n. 3, Jebens ©. 129). 


$ 10. 


In den Städten wird ein Magiftrat (Follegialifcher Gemeinde- 
Borftand) und eine Stadtverordneten-Verfammlung gebildet, welde 
nad) näherer Vorfchrift dieſes Geſetzes Ddiefelben vertreten. Der 
Magiftrat ift die Obrigkeit ber Stadt und verwaltet die ftädtifchen 
Gemeinde-Angelegenheiten. Die Ausnahmen beftimmt Titel VIII. 


1._ Mit dee Anerkennung der Stadtgemeinde als einer juriftifchen Perfon ift 
die Rechts · und Willensfähigleit, fowie auch die Hanbfungsfähigfeit derfelben an- 
erfannt. Der Wille der Snabtgemeinbe gelangt aber nur in den Handlungen und 
Unterlaffungen ihrer rechtlichen Organe zum Ausbrud und zur Geltung. Wer dieje 
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Drgane find, muß für jede Gemeinde buch Geſetz beftimmt fein. Dies if ihre Ber- 
foffung. Die Geftalt der Städteverfafjungen wird weſentlich durd diejenigen 
zwei_verfdiebenartigen Syfteme bedingt, nach denen die Bildung des Gemeinde- 
vorftandes erfolgt. Nach denjenigen Syſteme, weldes im Often der Monardie 
weitaus überriegend in Geltung befteht, bezüglich von der älteften Zeit her in Geltung 
jeblieben ift, ſteht an ber Spitze der Stadtverwaltung eine follegiale Behörde 
Degifrat, Burgermeiſter und Bat) und ihm zur Geite mit einem befonderen ge- 
mählten Borfigenden ein zweites größeres Kolleginun (Gemeindevertretung, Gemeinde» 
rat, Stabtverordneten-Berfammfung, Bürgerausihuß, burgerſchaftliches Kollegium). 
Dem feßteren if die Beichlußfalung im den Gemeindeangelegenheiten und die Ueber» 
wadjung der Ausführung der Beihlüffe übertragen, während die Ausführung felbft 
der erfteren Behörde ausfchließlich zufteht. Nach dem amderen in der Rheinprovinz 
herrſchenden Syſteme bildet der Bürgermeifter allein den Gemeindevorftand; auch 
ihm fteht eine Gemeindevertretung zur Eeite, er felbft aber ift ber Vorfigende ber» 
felben. Ueber den Wert des einen oder anderen Syfems ift viel geritten D.-®.-3. 
1862 ©. 563; 1865 ©. 238, 257, 408; 1867 ©. 198; 1873 ©. 95, 227; 1869 
©. 313.) Die beftehenden Sitten und Gewohnheiten find für bie Würdigung beider 
Syſteme nicht ohne Einfluß. In dem einen Zeile ber Monardjie wird die jollegialiſche 
Berfaffung des Gemeindevorftandes für eine größere Sicherung der kommunalen 
Selbftändigkeit gehalten, in dem anderen Teile aber dieſe bei der Bürgermeifterei- 
Berfafjung als nicht gefährdet erachtet und ber feteren aus manhen Znrdm ig is · 
gründen der Vorzug gegeben. Für den Gtaat wird es genügen, daß unter deiden 
Berfafjungen eine ziwedmäßige Verwaltung der Stadtgemeinden möglich ift und 
würde e8 deshalb zweckmäßig jein, der Autonomie ber Stabtgemeinden zu überlaffen, 
fi für das eine oder das andere Enftem zu entfgeiden. Die StO. gewährt diefe 
Autonomie nur den Stadtgemeinden von nidt mehr ale 2500 Einwohnern, ver- 
— aber alle übrigen zur Annahme der koliegialiſchen Verfaſſung des Gemeinde- 
vorſtandes. 


2. Die kollegialen Gemeindevorftände führen ſtets den Titel „Magiſtrat“. Der 
leztere Titel ift aber auch auleig diejenige Bezeichnung, unter der in den übrigen 
Städten der Bürgermeifter mit feinen Schöffen verftanden wird. (BMB. 1856, 
©. 91). Denn das Wort „Magiftrat“ enthält an fh) gar keine Hinwoeifung auf eine 
follegiale Berfaffung. 8 Heißt nichts weiter, al8 „Obrigteit*. 


3. Schr oft findet fi die Bezeichnung „Kädtifche, Stadt-, Gemeinde» 
behörden“ in einem folden Sinne gebraucht, daß aud die Stadtv.-Berf. darunter 
verftanden wird (f. $$ 7, 59 StO. 66 17, 33, 128 Zuſt.Geſ.). Die StO. für 
Schleswig-Holfein gebraugit, um durd) einen kurzen Ausdrud Magiftrat und Stadtv.- 
Verf. gemeinfhaftlich zu bezeichnen, richtiger den Ausdrud „beide Rädtifhe 
Kollegien“. Die Anmendung des Ausdrudes „Behörde“ auf die Stabtv.-Berf. tft 
nicht unbedenklich. Die Stadtv.-Berf. bildet mur eine Tollegialifh organifierte Ge- 
meinfchaft von Vertretern ber Gemeinde, ein Kollegium von Beauftragten. Die Mit- 
glieder derfelben find weder mittelbare noch unmittelbare Staatsbeamte und haben 
weder bie Rechte noch die Pflichten berfelben (D.-©.-3. 1873 ©. 13, OBG. 25 
©. 417). OBG. (41 ©. 40) ift der Anfiht, daß die Stadtv.-Berf. als „Wehörbe” 
anzufehen fei, da fie nad) den Gefegen gewiffe öffentlicherehtliche Funktionen felb- 
ftändig wahrzunehmen babe, daß ihre demuad) aud) auf Grund des $ 32 der Preuß. 
Berf.-Urt. daS Petitionsreht zuftehe und daß dieſes Recht auch die Befugnis enthalte, 
Vetitionen felbftändig abzulafien (f. u. $ 35, auch Jebens die Gtadtverordnieten 
S. 11). 

Zur Bezeichnung der Gtadt.-Verf. bedient ſich das Zuft.-Gef. des Ausdruds 
„Gemeindevertretung“ allgemein, die StO. in den $$ 5, 11, 74, 75 im Gegenfat 
zum Mogiftrat. Im den 88 2 u. 72 StO. find unter Gemeinde-Bertretung Magiftrat 
und Stadtv.-Berf. zu verfichen. Nach $ 10 wird die Stadt durch Magiftrat und 
Stadtv.-Berf. „vertreten“, freilich nicht im Sinne des Vertretens nah außen. 
Fr outer vertritt die Stadtgemeinde nur der Magiftrat (f. jedoch 88 10, 11 
Zuft.-Bef.). 
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In den Gefeten kehrt fehr Häufig ber Ausbrud „Bemeinbebefchluß“ wicher, 
3. 8. Gef. vom 18. März 1868, BE. ©. 477 (88 1, 2, 3, 5 uſw.). Ein @emeinbe- 
veihluß if in Stabtgemeinden mit kollegialiſchem Gemeindevorftand ein von biefem 
und der Stabto..Berf. übereinftimmenb gefaßter Beihluß, |. StO. 8 75, 8 59 („über- 
einftimmenber Beſchiuß beider Stadtbehörden“), $ 6 („im Einverftändniffe de Ma- 
giſtrats mit ber Stadtv..Berf.“), $ 34 („in Uebereinftimmung be Mag. mit ber 
Stadtv.-Berf.“), $ 48 Veſchlutz der Stadtb.-Berj. unter Zuftimmung bed Dlagifrats“), 
566 („Beihluß des Dog. mit Hufimmung der Stabto.-Ber).“). Im Gtabtgemeinden, 
in denen ber Yürgermeifter allein ben Gemeinde-Borftand bildet, It Gemeindebefhluß 
jeder Beſchluß der Stabtv.-Berf. 


g11. 


Jede Stadt ift befugt, ftatutarifche Anordnungen zu treffen: 

1. über ſolche Angelegenheiten der Stadtgemeinden, jo wie über 
folge Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder, Hinfichtlich 
deren das gegenwärtige Gejeg Verſchiedenheiten geftattet 
oder feine ausdrüdlichen Beſtimmungen enthält; 


2. über fonftige eigentümliche Verhältniffe und Einrichtungen, 
insbejondere Hinfichtlih der den gewerblichen Senoflen: 
ſchaften bei Einteilung der ftimmfähigen Bürger und bei 
Bildung der Wahlverfammlungen und der ftädtifchen Ver— 
tretung zu gewährenden angemeffenen Verüdfichtigung. 

Dergleihen Anordnungen bedürfen der Beftätigung der Re- 

gierung. 


Dazu Zuf.-Gef. $ 16, Abſ. 3. Der Bezirlsausſchußbeſchließt über bie Be- 
Rätigung von Ortsftatuten (in Berlin der Oberpräfitent, $ 43 28G.). 


(Siehe Art. VIE der Infr. vom 20. Juni 1853; Schultz, Zuftändigleit der 

Stahtgemeinben zum Grloß von ortsfatutariihen Wefimmungen im PBB. 19, 
eite 18). . 

1. Der $ 11, eine der wigtigfen und weittragendſten Vorſchriften, enthält 
die Anerkennung des aus der Autonomie entfpringenden Rechtes der Gtadt- 
geimeinden, für die ihrer Wirffamkeit unterworfenen Berhäftniffe Vefimmungen mit 
der. Kraft von Rechtsſätzen zu erlafen, die aud für Dritte verbindlich find. 
Dadurch wird die Möglichkeit gewährt, den eigentümlichen Berhältniffen und örtlichen 
Bebürfnifien, fowie der individuellen Geftaltung des Gemeindelebens in größt- 
möglicfler Ausdehnung Rechnung zu tragen. Beſchrantt ift die Autonomie der 
Stadtgemeinden zur infofern, al® ihre flatutarifchen Anordnungen nichts gegen die 
beftehenden Belege feftiegen dürfen (OBE. 16 ©. 48). Doch madjt and von diefer 
Regel eine Ausnahme die Beftimmung unter Nr. 2, indem hiernad) den gerverblien 
Genoffenfehaften durd; Gtatuten bei Bildung der Wahllörper und der flädtifhen 
Vertretung Rechte beigelegt werben fönnen, melde ben ausdrücklichen Beftimmungen 
der StO., insbejondere dem Kader Wahlſyſtem der 88 18 u. ff., qumier find. Es 
iR nicht zu leuguen, daß eine ſolche Ausbehnung des autonomifcen Rechtes hödft be- 
deutlich ift. Die Einteilurg der ftimmfähigen Bürger und bie Bildung der ftädtiicen 
Bertretung bilden die Grundlagen ber ftäbtiichen BVerfaffung. Es liegt ganz außer- 
halb der den Stabtgemeinden einzuräumenden Befugniſſe, jene Grundlagen zu ber» 
iafſen und das Gemeindeleben auf amdere ganz entgegengefegte Prinzipien zu 
gründen. Mit Recht if dader im Gem.-Berf.-Gei. für eantfurt a. M. und in der 
SD. für Säpteeroig.Hoffein die Beſtimmung unter Nr. 2 nicht aufgenommen. Sie 
fehlt auch in dem Entwurf von 1876 u. in H. N. (Ueber kommunale Autonomie 
f- Breuß das ftädtife Amtsreht ©. 150). 
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Anſcheinend find, abweichend von bem & 11, in ben entſprechenden Vorſchriften 
der Kr.Ordn. (8 20) und der Pr. Ordn. ($ 8), „ben Kreig-, bezw. PBrov.-Berbänden 
weitergehende Befugniffe eingeräumt, indem biefen noch ausbrüdlih das Recht zum 
Erlaffe von Reglements über befondere Einrihtungen ber Kreiſe und Provinzen 
zuerkannt if. Indeß Hat das gleiche Recht den Stadtgemeinben nicht übgelproggen 
werben follen. Der & 11 bezieht fid) nur auf Ortsftatuten, welde die Verfaſſung 
der Stadt betreffen und deshalb der Genehmigung ber Auffichtsbehörben unterliegen, 
roährend Beftimmungen über die Organifation befonberer ftäbtif der Einrichtungen 
und Inſtitute einer joldgen, weil Gegenftand der Verwaltung, nicht bedürfen. 

Das Statut ift_objeltive Rechtsnorm und daher gemäß 8 12 Einf.-Gel. zur 

PO. als Geſetz im Sinne der BO. anzufehen. Bei ber Peldräntung ber oͤrt⸗ 
ihen Geitungetraft des Gtatuts auf.den Gtadtbezirt dann auf angebüche Berlegung 
w Dagenis das Rechtsmittel ber Revifion nicht gegründet werden. (MZE. 42, 
eite 309. 

2. Im Allgemeinen werben die Beftimmungen bes $ 11 fürſorglich zu ber 
nutzen fein, um bewährte und gewohnte Einrichtungen und Anordnungen zu erhalten 
und nad Bedürfnis und Zweckmäßigkeit weiter zu entwideln. In biefem Sinne 
werben etwaige Obfervanzen und Gewohnheiten durch Ortsftatut fchriftlich firiert 
und ben nötigen Mobififationen unterworfen werden Tönnen. Das heutige 
Recht kennt jedoch fein Stadtrecht im Sinne des Mittelalter, in welchem fih bie 
Autonomie zablreiher Städte weit über die Grenzen der kommunalen Berfaflung, 
über alle erhältniffe des fozialen Pebens bis zu den meien Beziehungen des 
Privatrecht erftredte. Nach dem Prinzipe des modernen Berfaffungsftaates Tann ſich 
die Autonomie der Gemeinden nicht weiter erftreden, als auf ihre forporative Ver- 
faffung und Verwaltung. 

8) Hiernad) ift die Totale Grenze für die Wirffamteit des Ortöftatuts mit 
dem Umfange des Stabtgebietes gegeben, Die Ortsflatuten einer Stadtgemeinde 
gim nur für diejenigen rechtlichen Zatbeftände, welche in den Gemeindebezirfen ber 

tadt entftehen. So Tann im Falle bes & 12 des Bauflucten-Gefeges vom 2. Zuli 
1875 durch das Ortsſtatut nur die Bebauung folder Wege verhindert werden, 
welche, bezw. fomeit fie innerhalb des betrefienden Gtabtbezirtes belegen find. 
(OLG. 17 ©. 179.) Wenn Befiger felbfländiger Gutsbezirke fid) behufs Leiftung der 
Einquartierungslaft einer benadjbarten Stadtgemeinde mit deren Yuflimmung an« 
ſchließen, fo erftredt fi das Ortöftatut ber Stadtgemeinde, welches die Einquartieruug 
regelt, auch auf die engefilofenen Outäbegicte (Gef. betr. Duartierleiftung für die 
bewaffnete Macht vom 25. Fumi 1868 $ 7 legt. Abf.). 

Ein Ortsftatut lann aber auch mur für einen Teil des Stadtbezirks erlaſſen 
werben, wie im alle des $ 23 Abf. 3 Gem.-Orbn. und des 8 1 Abf. 1, 82 Abt. 3 
Gel. betr. Errihtung öffentlicher ausfchlichlih zu benugender Schladithäufer vom 
18. März 1868 umd 9. März 1881: Einführung des Schlahthauszwanges, der 
Fleifgpbeihau und des Feilbietens von Fleiſch für Teile bes Gemeindebezirkes. 

b) €3 müffen tommunale Angelegenheiten, d. h. een der 
ſtadtiſchen Korporation felbt ober diechte und Pflichten der Mitglieder diefer Korpo- 
zation, welche fie al8 foldhe gegen die Korporation haben, in Frage flehen, wenn die 
Autonomie der Gemeinde Play greifen fol. Die jonftigen eigentümlihen Berhält- 
niffe und Einrichtungen wmüffen in dem flädtifchen kommunalen Berbande der Ein- 
wohner ober ber Grunbftäde wurzeln und nicht in fonftigen öffentlichrechtlichen oder 
Fi privatredhtlichen Berhältniffen. Ueber biefe rechtliche Qumändigteit würde ein 

töftatut hinausgehen, durch welches die — Mangels eines Gefetzes oder eines durch 
Obſervanz begründeten befonderen Örtlichen Rechis — ber Stadtgemeinde obliegende 
Berpflihtung zur Herftellung und Unterhaltung ber Bürgerfteige auf die einzelnen 
Eigentümer der an die Straße grenzenden Häufer übertragen werden fol. Ein 
foldjes Statut geht darauf hinaus, bie fragli Angelegenheit des Charakters einer 
Räbtifchen zu entlleiden, Die einzelnen Adjazenten follen nicht an einer Gemeindelaft 
partizipieren, fie follen feine Pflicht gegen die Gemeinde als deren Glieder, fei es 
durch Zahlung von Steuern, Gebühren, Leiftung von Dienften und bergl. erfüllen, 
‚fie foßen vielmehr als Einzelne anftatt der Gemeinde uerpflichtet werben. Würde 
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ein ſolches Statut rechteverbindlich, fo Mände der Ortspoligeibehörde als Verpflichteter 
gegenüber lediglich ber Grundbeſitzer als jolder in Erfüllung einer öffentlichen Ber- 
binblighfeit, nicht als Gemeindeglied in Erfüllung einer kommunalen Pflicht, zur 
welcher bie Ortspolizeibehörde nicht dieſes anzuhalten berechtigt if, fondern bie 
pflichtige Gemeinde felbft. Derartige Rechtsverhältniffe kann die Gemeinde weder für 
die einzelnen Grunbbefiger noch für die Ortspolizeibehörde fdaffen (DVG. 16 ©. 48, 
19 ©. 70, 274, PR. 21 ©. 26; f. hierüber unten & 49). 

‚Aus benfelben Gründen fönnen bei ber Einrichtung eines ſtädtiſchen Straßen- 
NReinigungs-Inftitutes die Straßenadjazenten, wenn fie polizeilid für die Reinigung 
bisher befteten und weiter verhaftet bleiben, durch Ortöftatut zur Benugung Ie 
Einrichtung, ober aber, wenn die Haftung auf die Gemeinde übergeht, ur Ent 
—X ger entſprechenden Gebühr micht verpflichtet werden (OBG. %6 ©. 43, 
Ur ). 

©) Die Stadtgemeinden find ferner nicht berechtigt, im Wege des Ortsftatuts 
einen von den gefeglichen Vorſchriften über die Aufbringung der Gemeindeiaften ab- 
weicenden Grumbjag ber Naturalverteilung der an fih die Gemeinde tieffenden 
Safen zur Geltung zu bringen. (OSG. 19 ©. 70.) Nad $ 11 Nr. 1 if die 
Stadtgemeinde befugt, über foldhe Angelegenheiten der Stadtgemeinde, hinſichtlich 
welder die StO. keine ausdrücklichen Vorſchriften enthält, befondere ſiatu- 
tarifdhe Anordnungen zu erlaffen. Die StO. enthält aber ausdrüdtidhe und zugleich 
al8 erfchöpfend amzufehende Betimmungen, nicht mir, daß die Angehörigen mit 
ihrem Vermögen und ihrer Perfon für die Verpflichtungen dev Genteinde einzutreten 
haben, fondern insbefondere auch darüber, in welchem Umfange zumal perjönfihe 
geißungen gefordert werden bürfen. Es mag zuläfig fein, auf Grund des $ 11 die 
Errigtung und Unterhaltung beliebiger Anitalten auf Koften ber Gemeinde zu ber 
fließen, es mag auch feinem begründeten Bedenken unterliegen, bie anf diefe Weife 
entftehenden Roften einzelnen Kiaſſen der Gemeindean: ehörigen aufzuerlegen, — 
vorausgefet, daß Die erforderliche Genehmigung ber — — ehorde ausgelprodjen 
wird, — mit ben entwicelten Grundſatzen der StO. erſcheint es aber unvereinbar, 
ein von ifmen twefentlich abweichendes Prinzip ber Raturalverteilung der an ſich die 
Gemeinde treffenden Laften im Wege des $ 11 zur Geltung zu bringen und damit 
die Herftellung von Vürgerfteigen, Brunnen, Kanälen, Walferleitungen und allerlei 
ähnliche Einrichtungen den Einzelnen zur Laft zu legen. 

4) Durd; Ortsfatut Tann ferner nicht ein Biwang der Hausbefiger zum An 
ſchluß ihrer Häufer an eine von ber Gemeinde ergeftellte öffentliche Waflerleitung 
oder Kanalifation, wie überhaupt nicht eine Verpflichtung der Gemeindeangehörigen 
zur Benugung einer öfientlihen Gemeindeanftalt, jelbft nicht für den Fali einer 
Konkurrenz poligeilicher Intereffen feigefegt werben. Yehtere find nicht von den 
Gemeinbebehörden, fondern von den Bolizeibehörden wahrzunehmen und können unter 
Umftänben dahin führen, daß der obligatoriiche Anfhluß der Grunbftüde an die 
Ranalifation und die Wafferleitung angeordnet werbe, aber nicht durd) Ortsftatut, 
fondern duch Polizei-Berorbnungen. (580. 26 ©. 55, PBB. 16 ©. 307 u. 21 
©. 114.) Dagegen fteht für die öffentlichen Gemeindeanftalten den Gemeinden das 
Recht zu, die Modalitäten und die Bedingungen für die Ausübung des grunbfäglich 
allgemeinen Mitbenutzungsrechts auf Grund des $ 11 durch Ortsftatut, insbeſondere 
auf diefem Bege zu regeln, unter welchen Bedingungen und in welher Weile der 
Anſchiuß der Häufer an die öffentliche Kanalifation und die öffentliche Wafferleitung 
zu erfolgen hat. Durch Ortsitatut iann ferner bie Benugung der Gemeindeanftalten 
an die Erlegung einer nad) dem Umfange, ber Benugung bemeijenen Abgabe (Gebühr) 
gefnäpft werben, 8 4 MAG. |. u. $ 56, Nr. 4 u. $ 4 GO. ©. 38, 39. 

©) Die Stabtgemeinben find berechtigt, auf Grund fatutariiher Anordnungen 
die Fätalienabfuhr in den Kreis der von ihnen zu erledigenden Aufgaben zu ziehen 
umd fie zu einer @emeinbeangelegenheit zu machen. Damit fcheidet die Abfuhr aus 
dem Bereiche ber gewerblichen Tätigteit aus und die Stadt fann unbehindert der in 
$ 1 Gew-Orbn. flatuierten Geiwerbefreiheit den Betrieb in eigene Regie übernehmen 
oder einem einzelnen Unternegmer übertragen. Es muß aber die Ortspolizeibehörde 
durch; eine PoligeisBerorbnung die Verpflichtung gegen die Grundbefiger ausiprechen, 
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die Räumung der Gruben und die Abfuhr ber Fätalien nur durch das fäbtifcdhe 
Abfuhrinftitut bon. durch bie feitens ber Stabt dazu beftimmten Perfonen bewirken 
zu laffen. Die Abfuhr der Fälalien gehört jedoch nicht zu den Gewerben, bie durch 
den $ 37 Gew.-Orbn. ber Regelung dureh) die Ortspoligeibehörbe unterflelt worden 
find. Diefe ift daher auch nicht berechtigt, ben Betrieb des A fuhrgemerbes von einer 
befonderen Erlaubnis abhängig zu machen oder fonft ngelne internehmer bavon 
auezuſchſiehen (OBG., PVB. 18 ©, 496. Eiche u. $ 56 Nr. 8 n. 13). 

) Durxch Ortsſtatut konnen bie Gemeinden die ben Gemeindeaugehörigen ob⸗ 

Hegenbe Berpfichtung zur Bürgerfeigerellung und zur Straßenreinigung mit be 
freiender Wirkung für biefe übernehmen (OO. 26 ©. 50, PB. 17 ©. 54). 
Ferner find Ortöftatute, melde den Gtraßenanliegern Präzipualftenern zur Dedung 
der ber Gemeinde für die Ausbefferungen der Bürgerfteige erwachſenden Ausgaben 
auferlegen, zuläffig und rechtswirkſam auc da, wo ein bie Abjazenten verpflichtender 
Diiegehraud nicht befteht. (OB®. 28 ©. 80). 
3. Zmedmäßig iſt es, von ber Aufftcllung eines Ortöftatuts in allen ben- 
jenigen Fällen abzufehen, in denen ein einfacher Gemeindebefhluß genügt. Jede Er- 
weiterung und Abänderung des Orisſtatuts bedarf der Befätigung des Bezirk“ 
Ausihufies und die Einholung biefer Genehmigung in unnötigen Fällen würde das 
Recht der Selbftverwaltung freiwillig aufgeben heißen. 

Die SO. weißt ausdrüdlih auf ftatutarifce Regelung in ben Fällen der 
88 5, 12, 19 bie 21, 29, 59, 70 bin. Unter den fonftigen Gefeßen, welche gervifie 
Angeiegenhiten der ortäftatutarifchen Feftftellung überweifen, find folgende hervor« 
äuheben: 

a) Die Gewerbeordnung für das Deutihe Neid). Nach $ 142 können Orts- 
ſtatuten die ihnen dur das Geſetz übermiefenen gewerblichen Gegenftände orbnen. 
Diefelben follen nad) Anhörung beteiligter Gewerbetreibender erlaffen werden umb 
bebürfen dev Genehmigung des BezirtBausfchuffes (Zuft.-Gef. $ 122). Die vorherige 
Anhörung beteiligter Gewerbetreibender und Arbeiter ift eine die Rechtsgültigkeit des 
Dxtsftatuts bedingenbe, nicht aber nur eine inftruftionelle Borfhrift. Enticheibung 
des Kammergerihts vom 12. Juni 1893 (Reger, Bd. 14, ©. 18.) Na) einer 
(Selbfiverwaltung Jahrg. 1903 ©. 89 mitgeteilten) Entſcheidung des Kammergerihts 
vom 18. Dezember 1902 hat der Steafrichter jedoch nicht zu prüfen, ob vor Erlaß 
des Ortsftatuts die beteiligten Gewerbetreibenben orbnungstnäßig gehört. find. 
Erforderlich iR mur, daß die erfolgte Anhörung dem Publitum und den Behörden 
gegenüber im Statut beurfundet wird. Iſt bas gerächen, fo ift bie Beurtundung 
autgentifc und jede richterüche Beweisaufnahme über das Vorhandenfein oder Nicht» 
vorbandenfein ber beurfundeten Tatfache if unzuläffig. Ift die beurfunbete Tatfache 
nicht in gefegmäßiger Weife zu Stande gefommen, fo bleibt nur übrig, bie Hufe 
Hebung oder Aenderung des Siatuts durch Anrufung ber vorgefeßten Gtaatsbehörbe 
zu beantragen. 

Die Zentralbehörbe ift befugt, ſtatutariſche Beftimmungen über gewerbliche 
Angelegenheiten, welche mit den Geſetzen oder den ftatutarifchen Beftimmungen der 
weiteren Sommunalverbände in Widerſpruch ftchen, außer Kraft zu fegen ($ 142 
Abf. 2 Gew.-Drdn.). Folgende gewerblid;e Gegenftände find der ortäftatutarifchen 
Regelung überwiefen: 

nach $ 23 Abf. 3 (in der Faſſung bes Gefees vom 30. Juni 1900 RGB. 
©. 321) die Gründung fogenannter Fabrilviertel. In Preußen if ein Sandes- 
gefeß hierüber nicht ergangen, doch läßt fil) das Biel, welhes $ 28 verfolgt, 
durch Polizei» Verordnungen erreichen. Durch die in $ 23 Gew.-Ordn. ent- 
haltenen Satungen find die Bolizeibehörben nicht behindert, im Rahmen ihrer 
Iandesgefeglicjen Befugnife durch Berorbnungen unb Berfügungen bie Her 
Relung folder Anlagen — gewerblicher und nicht gewerblicher Art, zu verbieten 
und zu beichränten, deren Betrieb gefahrbringend ober für das auf Wegen, 
Straßen und Plägen verfchrende Publitum mit Nachteilen oder Beläftigungen 
verbunden ift (OBG. 18 S. 302). Auch Tann nicht durch Ortsftatut, jondern 
nur durch Boligei-Berorbnung für einzelne Stadtteile oder Straßen bie villen- 
artige (tondhausmäßige) Bebauung angeordnet werden; 
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nah $ 33 in Städten von über 15.000 Einwohnern bie Feftfegung, daß 
die Erlaubnis zum Betriebe der Gaftwirtihaft, oder zum YAusihänten von 
Bein, Bier oder anderen Getränken, und 
nad) $ 34, daß die Erlaubnis zum Betriebe bes Geſchäfts eines Pfand- 
leihers von dem Nachteis eines vorhandenen Bedürfniffes abhängig fein folle; 
nach $105b die Feſtſetzung, daß die Beihäftigung der Gehilfen, Lehrlinge 
amd Arbeiter an Sonn und Fefttagen für alle oder einzelne Zweige des Handels- 
Uemerbes auf fürzere Zeit als Hanf Stunden eingefhräntt oder ganz unterfagt 
werde; “ 
nad) $ 119a die Zeftfegung von Lohnzahlungsfriften und daß bie Zahlung 
de3 von minderjährigen Arbeitern verdienten Lohnes an been Eltern oder Bor- 
münder erfolgen fan (Mufterftatut PB. 18 ©. 499). 
nad) $ 120 die Verpflichtung zum Beſuche von gewerblichen Fortbildungs- 
ſchulen (f. u. $ 56); 
nad) $ 1390 Feſtſetzung der Aubezeit auf mindeſtens elf Stunden für 
Gehilfen und Lehrlinge in offenen Verkaufsſtellen kleinerer Ortſchaften. 
b) Außerdem haben folgende Geſetze gewiſſe Angelegenheiten ber Regelung 
durch Ortsſtatut anheimgeftellt: 
— Gewerbegerichts · Geſetz vom 80. Juni 1903 (GB. S. 249, 363) 
u. ; 
N FA betr. die Raufmannsgerichte vom 6. Juli 1904 (REB. ©. 266) 
j 1. ; 
die Reichsgeſetze betreffend die Duartierleiftung für die bewaffnete 
Macht während des Friedenszuftandes vom 25. Juni 1868 ($ 7), betreffend die 
Kriegsleiftumgen vom 18. Juni 1873 (88 3, 4, 6), betreffend die Natural» 
leitungen für bie bewaffnete Macht mährend des Friedenszuftande dom 
13. Februar 1875 ($ 7). Diefe Gelee räumen ben Gemeinden die Befugnis 
ein, bie Grunbfäge, nach denen bie Verteilung der in ben genannten Gefehen 
behandelten Leiftu in jebem Gemeinde-Berbande unter die Gemeinbe-Dlit- 
glieder erfolgen foll, durch Ortsftatuten, für deren Erlaß die bei Einführung 
von Gemeindefteuern vorgefchriebenen Formen maßgebend find, zu beſtimmen; 
bie Reichsgefete über die Kranfenverfiherung der Arbeiter vom 15. Juni 
RB. ©. 73) in der Faſſung des Gefeßes vom 10. April 1892 (RÖS. 
. 417) in den 88 2, 51, 52, 54, betreffend die (Unfall- und) Sranten-Ber- 
fiherung der in land» und forftwirtichaftlichen Betrieben beſchäftigten Berfonen 
vom 5. Mai 1886 (REB. ©. 132) in den 8 133, 134, 187, 138, 142, 
das Unfalt-Berfigerungs-@efeg für Land- und Forſtwirtſchaft in 
der Faffıng des Gefeges vom 30. Juni 1900 (GS. ©. 408), 
das Invaliden-Berfiherungs-Gefeg vom 13. Juli 1899 (RED. 
©. 463), an Gtelle des Meichsgefetes betreffend bie Qnvaliditätß- und 
Auer Serfiherung vom 22. Juni 1889 (MOB. ©. 97) in den 98 24, 
, 151, 
das Geſetz betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen 
und Blägen in Städten und ländligien Ortfgaften vom 2. Juli 1875, 
88 12 und 15 (f. u. $ 49); 
das Reglement betr. Einrichtung des Sparkaſſenweſens vom 12. Dez. 
1838 (f. u. $ 56 Nr. 3); 
das Gef. betr. die Errichtung öffentlicher ausichliehlih zu benugenben 
Stlahthäufer vom 18. März 1863 bezw. 9. März 1881 88 1, 2, 5, 11; 
das Kommunal-Abgaben-Gef. vom 14. Juli 1893 (GS. ©. 152) 5 7, 
9, 18, 28, 68, 77, 
das Ausfüffrungs-Gef. 3. BGB. Art. 78 $ 4, (betr. Bevormundung 
durch Beamte der Arınenvermaltung, Einführung der Generalvormundichaft); 
das Gel. betr. die Anfellung und Berforgung ber Kommunal- 
beamten v. 30. Juli 1899 (G&. ©. 141) 88 3, 8, 9, 11, 12, 15, 17, 18; 








74 SO. $ 11. Ortsflatuten. 


das Gef. betr. die Bildung der Wählerabteilungen bei ben Gemeinde» 
wahlen v. 30. Juni 1900 (GS. S. 185). 

c) Zum Erlaffe von Anordnungen betr. die Organifation von Dienflleiftungen 
der Feuerlöichpflichtigen, insbeſondere deren Pflicht Fi Teilnahme an den Sprigen- 
proben — ohne Strafbeftimmungen — find die Gemeindebehörben auf Grund des 
$ 11 nad) einer Entfeidung des Rammergerichts (PEB. 12 ©. 21) befugt, jet das 
Gef. betr. die Befugnis der Polizeibehörden zum Erlaß von Vorſchriften über die 
ie zur Hilfeleiftung bei Bränden d. 21. Dezember 1904 (66. ©. 291) 

|. u. 8. 54). j 

4. Es kann fi) das Bebürfnis einer Strafbeftimmung gegen diejenigen 
geltend machen, welche den in dem Ortsftatute ihnen auferlegten Berfiihtungen nicht 
nachtommen. ine folhe Strafbeftimmung kann nit durch das Ortsftatut, fondern 
nur im Wege und in den Fornien einer befonderen auf Grund des Geſetzes vom 
11. März 1850 erlaffenen Polizei-Berorbnung angedroht werben (GMB. 1871, ©. 106, 
OVG. 8 6.286). Es fteht aber nichts entgegen, die Zuläffigkeit von abminiftrativen 
Jrangama) regeln in dem Ortöftatute beſonders auszufprechen (j. hierüber OBG. 9 

. 57). Nicht aber kann es fid) dabei um einen Zwang gemäß SS 132 u. fi. LBG.- 
handeln, da hier nicht die Ausübung einer obrigfeitlihen Gewalt in Frage fteht. 

5. Die Beätigung de$ Ortöftatut erfolgt nad) gun.oe. $16 Abi. 3 an 
Stelle der Regierung durd) den Bezirksausſchuß (in Berlin den Oberpräfidenten 
286. $ 43). Gegen den Beichluß des BegirtSansfguffes findet innechalb 2 Wochen 
die adamete an den Provinzialrat ftatt (CBG $ 121), im Berlin an den Minifter 
des Innern. 

Der Beftätigung Hat die Prüfung voranzugehen, ob das Ortsftatut den be= 
ſtehenden Gefegen nicht widerfpridht. Daß bie Auffichtsbchörde biefe Prüfung auch 
noch auf die Zwedmäßigfeit und Notwendigkeit ber in dem Ortsftatut enthaltenen 
Dispofitionen ausbehnt, erfcheint ziwar durch, ein Raatlides Iutereffe nicht geboten. 
Darüber, was innerhalb ber Gefege für die einzelne Stadt zwedmäßig und notwendig 
if, werden die mit den lokalen Verhältniffen vertrauten Gemeindebehörden am zu= 
voten urteilen fönnen. Indes wird bei ber allgemeinen Beftimmung des $ 11 
der Auffichtsbehörde das Recht der Prüfung aud) nad) biefer Richtung hin nicht ab» 
zuſprechen fein. Dagegen fteht eine folhe Prüfung unzweifelhaft den Gerichten und 
Bermaltungsgerichten nicht zu, wenn über aus bem Ortäfatute entfpringende Rechte 
und Pflichten vor ihnen geftritten wird, wohl aber haben fie bie Befugnis, pr er⸗ 
folgter Beſtätigung des Ortsſtatuts, darüber zu befinden, ob dasſelbe mit den Geſetzen 
im Sinttange fteht (O8G. 3 ©. 97, 4 ©. 117, 145, 9 ©._29, 12 ©. 177, 29 
©. 183). Die Betätigung eines dem Gefege zuwiderlaufenden Ortsftatuts ſchafft nicht 
neues materielles Recht. 

Wenn die Beftätigung des Ortsftatuts nicht von derjenigen Stelle, welche nach 
dem Geſetze einzutreten hat, —X jangen iſt, wenn alſo die beteiligten Behörden 
übe die Zuftändigkeit im Jretum s befanden, fo fehlt dem Statut ein notwenbiges 

ſordernis 


Rechtswirkſamkeit erlangen die Statuten, wenn die zur Genehmigung zu⸗ 
Nändige Behörde die Genehmit un erteilt. Haben mehrere Behörden die Genchmigung 
auszufprehen — wie in ben Si [en des 8 77 AAO. — fo if 8 umzuläffig anzu« 
neßinen, daß bie Genehmigung der höheren Behörde — des Minifterd — diejenige der 
weniger hohen Behörde, des Bezirtgausichuffes, bereits in fid) begreift und im Falle 
des Sestens ergänzt. (PUB. 16 ©. 548). 

Die Behörde Tann die Beflätigung des Statuts ausſprechen ober verfagen. 
Sie Tann felbft feine Aenderung vornehmen, wohl aber bei Rüdgabe des Entwurfs 
sten, welche Aenderungen de zur Grteifung ber Befätigung für erforderlid 
erachtet. 

Das_unter der Maßgabe einer weientlihen Abänderung genehmigte Ortsftatut 
(Gebühren-Orbnung) entbehrt fo lange der gefetlichen Gültigkeit, als nicht die fo vor« 
gefegene Aenderung die ausbrüdliche oder fillichteigende Zuftimmung aud der Ge» 
meindevertretung erlangt hat. Ein Ortsftatut, welches gefegwidrige Einzelbeftimmungen 
enthält, if als in ihrem übrigen Teile rechtswirkſam nur dann zu erachten, wenn 


SO. $ 11. Ortäflatuten. 75 


nad) der Sachlage und der erkennbaren Abficht der zu deren Beſchließung und Ge- 
nehmigung berufenen Behörden die ungültigen von den übrigen Beflimmungen getrennt 
werben Tönnen (BBB. 18 ©. 299). 

Ein befätigtes Ortsftatut ift dadurch, daß es vom dem ordentlichen oder Ber- 
twaltungsrichter für materiell vedhtsungültig erflärt it, noch nicht außer Kraft gefegt. 

6. HR. (8 13 Abf. 2) beſtimmt: „die Entwürfe zu den ſtatutariſchen An- 
ordnumgen find vor dem endgültigen Beſchluſſe der Stabtv.-Berf. zur öffentlichen 
Kenntnis in der Stadtgemeinde zu bringen; jedem Bürger fleht frei, innerhalb der 
nãchſten zwei Wochen, vom Zage nad) der Beröffentlihung an gerechnet, bei dem 
Magiſtrat Einwendungen zu erheben, welde biefer ber Stabtv.-Berf. zum Beſchluß - 
faffung vorzulegen hat.“ Cine foldhe Öffentliche Betanntmagung des Ortsftatuts, 
um Einwendungen der Einwohner gegen dasſelbe zu vernehmen, it SO. nicht. 
Sie enthält überhaupt feine vorſchuften über die Art und die Notwendigkeit einer 
Belanntmahung. Lebtere hat in ortsüblicher Weife zu erfolgen. Aus dem 
Rechie des Magiftrats, als Ortsobrigkeit und Gemeindevermaltungsbehörbe die Ger 
meindebefchlüffe zur Ausführung zu bringen, folgt zugleich bie Befugnis, bie Art und 
Beife der Beröffentlihung derfelben mit verbindlicher Kraft zu beſtimmen. Durch 
eine gleihmäßige Wiederholung ber einmal gewählten Art der Bekanntmachung ent» 
ſteht eine Ortsgewohnheit, die maßgebend iſt und alle Gemeinbeglicder verbindet. 
(DOT., BMB. 1871 ©. 202). Den Auffichtsbchörben bleibt jcbod die Befugnis, 
Fürforge zu treffen, daß die Ortsfatuten im gehörig wirffamer, ihrem Bwede ent- 
ſprechender Weife zur allgemeinen Kenntnis der Einmohnerfhaft gebracht werden. Es 
ericpeint nicht genügend, wenn die BeröffentliQiung mu durch eine Offenlegung im 
Amtslofale des Diagiftrats bewirkt ift, um jo weniger, wenn jeitdem eine Reihe von 
Fahren verfloffen ift. Zu ſolchen Fällen, fowie bei dem Neuerlaffe eines Ortsftatuts, 
tan der Magiftrat angehalten werden, das Ortsſtatut in gleicher Weife, wie allgemein 
verpflichtende Erlafie öffentlicher Behörden durch Abbrud in den zur Veröffentlichung 
derartiger Exlaffe für den betreffenden Ort, Sreiß oder Bezirt dienenden Blättern zur 
öffentlichen Kenntnis zu bringen (BMB. 1872 ©. 225). Die Beobachtung ber dir 
die Bekanntmachung von Pol, Berorbn. ($ 5 Abf. 3 Gef. 11. März 1850 u. 8 144 
Eu 2.868) geltenden Beftimmung ift für die Veröffentlidung der Orteftatute 
nicht nötig. 

Das Unterlafien der Betanntmachung madt nad OB. 17 ©. 210, 
36. 17, 38 &. 99 und 100, PBB. 21 ©. das Ortsftatut nicht unwirkſam, wem 
fie nicht im Gefeg, wie 3. 8. in 8 142 Gew.-Ordn., in $9 KAG. und in 8 12 des 
Baufluhten-Gef. vom 2. Juli 1875 oder im Ortsftatut felbft vorgefehen bezw. vor- 
geiärichen if. Auch das Reichsgericht hat den Grundjag ausgeiprodhen, daß bie 

iefege zu ihrer Redjtsverbinblichfeit einer Veröffentlichung Pr bebürfen (BED. 5 
©. 132 umd in Gruchots Beiträgen 31 ©. 429), wenn au mit einigen Konzeſſionen 
jegenüber der abweichenden Meinung. Die Wiſſenſchaft beftreitet jedoch, daß ohne 
blifation eine Wirkfamkeit gegen Dritte eintrete (f. Schön ©. 66 n. 5. Keil, 
LED. zu 5 6. yon zur Publifation der Ortögefege im PBB. 21 ©. 333. An- 
güg in BED. 2 ©. 88. Anfceinend aud MZE. 42 ©. 314). Diefe Anfiht 
frütt fich auf $ 10 Einleitung zum Alg. Sandrecht, wonach Gefepe — (und Orts 
Ratute ſiehen den Gefehen gleich) — ihre rechtüche Verbindlichkeit erft von der Beit 
an erhalten, da fie &£ örig befannt gemadht worden. (Siehe über diefe Frage noch 
Stier-Somlo Berw.-Ardhiv 10 S. 519 und 522). 

7. Ortsftatute (Steuer-Orbnungen) önnen ſich jelbft rüdwirkende Kraft bei⸗ 
legen (OBG. 23 ©. 84). Ein Verbot der Beilegung rüchwirkender Kraft eriftiert 
ebenfowenig für das Gebiet der kommunalen, wie für das der ftaatlichen Gefeßgebung. 
Etwaigen Härten entgegenzutreten, welde mit ber rüdwirtenden Kraft, insbefondere 
von Sieuergeſetzen, naturgemäß verknüpft find, it nicht Sache des Richters; eine un⸗ 
angebrachte Willfür findet ihre Schranke in dem Auffichtsrechte des Staats, insbe ⸗ 
fondere in beffen durch Genehmigung und Zuftimmung fic betätigender Mitwirkung 
bei dem Zuftandelommen der Drtögefege (Gelbfio. 1896 S. 678). Cine verbotene 
Rüctoirkung eines neuen Geſetzes auf die Vergangenheit liegt nicht vor, wenn zu 
einer neu eingeführten Kanalifationsabgabe Grundbefiger herangezogen werben, deren 
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Grundftüde an den Kanal_bereits vor Sinfübung der atpabe angefchloffen waren 
BEL. 17 ©. 506, f. auch OBG. 23 6.80, PEB. 21 ©. 267). Indes hat (DW. 38 
©. 101) den Grundſatz auſgeſtellt, daß eine Steuerordnung ſich erägfens ſoweit 
dadurd) indirekte Steuern eingeführt werben ſollen, feine rüdwirfende Kraft beilegen 
dürfe. Auch Nö (PBB. 21 ©. 21) hält die Gemeinden gemäß den Beſtimmungen 
des KAG. nicht für ermächtigt. ihren Gteuerordnungen rüdwirkende Kraft beizulegen 
6. aud, Zebens Auffäge ©. 279—280). 

8. Nad) MBB. 1881 (S. 229), PBL. 17 (©. 164) ſoll ein Grmeindebefchluß, 
durch welden ein genchmigtes Ortsftatut aufgehoben wird, der Genehmigung ber Be- 
Hörde bebürfer, welche die Beftätigung erteilt hat. Auf die Ortsftatuten als eine 
Art getalgefeunchumg, fol der allgemeine ftaatsrehtliche Grundfag Anwendung finden, 
daß ein Gefeg nur auf demfelben Wege, bezw. durch biefelben Faltoren aufgehoben 
werden fann, wodurch dasfelbe zu Stande gefommen ift. Imdes die Gcmeinben find 
in der felbftändigen Verwaltung ihrer Angelegenheiten nur infoweit befehränft als bies im 
Geſetze angeordnet if. Das . verfennt auch den Unterichieb zwiſchen einer Auf- 
Fihtsbegörde und einem Faktor der Gefehgebung (j. RU KAG. $ 18 Anm. 2. Leber» 
mann &.49). Der $ 11 Abf. 2 beftimmt nur, „daß bergleihen Anorbnungen der Ber 
ftätigung bedürfen“ und nad) $ 16 Abf. 2 Zuft.-Gel. beſchließt der Bezirtsausſchuß 
nur über die „Vefätigung“ ber Ortsſtatute. Bon einer Genehmigung des die Auf⸗ 
Hebung eines Ortsſtatuis ausfprechenden Gemeindebeſchluſſes ift hier nicht die Rede. 
Nad) dem ME. n. 15. Mai 1897 bedürfen Gemeindebeihlüffe, Die eine direfte Ger 
meinbefteuer bauernd oder vorübergehend außer Hebung ſetzen, einer Genehmigumg 
der zuftändigen Behörde nicht (PBB 25 ©. 753). Zur Abänderung beftehender 
Ortsftatute bedarf es zweifellos ber Genetmigung des Bezirlsausſchuſſes 

9. In der Stadw.-Berf. mg bei Beſchlußfaſſung von Ortsftatuten — 
Stimmenmehrheit (f. u. 8 43). Fie leſtimmung des $ 4 des Gef. v. 30. Juni 1 
bett. bie Bildung der Wählerabteifungen (f. u. $ 13), wonach für die Einführung, 
Abänderung und Aufhebung der in $ 8 diefes Geſetzes vorgefehenen Ortöftatute eine 

ne. Diajorität der abftimmenben Gemeinbevertreter erforderlich ift, bilbet eine 
Ausnahme, 


Titel II. 
Yon der Bufammenfegung und Wahl der Stadtverordneten- 
Derfammlung. 
$ 12. 
Die Stadtverordneten-Verfammlung befteht aus zwölf Mit- 


gliedern in Stabtgemeinden von weniger als 2,500 Einmobnern, 
aus 18 in Gemeinden von 2,500 bis 5,000 Einwohnern, 


n 24 ” „ 5,001 — 10,000 ” 
» 30 u " „» 10,001 — 20,000 „ 
„ 36 „ n » 20,001 — 30,000 " 
„ #2 u " „ 30,001 — 50,000 [2 
„#8. " n» 50,001 — 70,000 " 
„din ” „» 70,001 — 90,000 n 
» 60 u ” » 90,001 — 120,000 ” 


In Gemeinden von mehr als 120,000 Einwohnern treten für 
jebe weiteren 50,000 Einwohner ſechs Stadtverordnete Hinzu. 

Wo die Zahl der Stadtverordneten bisher eine andere gewejen 
ift, verbleibt es bei diefer Zahl, bis durch ftatutarifche Anordnung, 
welcher überhaupt abweichende Feſtſetzungen über die Bahl ber 
Stadtverordneten vorbehalten werden, eine Aenderung getroffen ift. 
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1. Die Mitglieder der Stabtv..Berf. werden von der Bürgerfhaft aus ihrer 
Mitte gewählt. Nur bei biefer Wahl tritt bie Bürgerfhaft im ihrer Gefamtheit 
handelnd auf. Berfammlungen der Würger werben fonft nicht einberufen und haben 
Beihlüffe Derastiger Berfammlungen für die Gemeinde und deren Organe Teinerlei 
binbenbe Kraft. Nach den Eingangsworten zur StO. 1808 follte durch die Einſetzung 
der Stadtv.-Berf. ber Bürgerfchaft eine wirtfamere Beteiligung an der Verwaltung 
des Gemeinwefens gewährt und ihr dadurch eine tätige Einwirkung auf diefe Ber- 
waltung ermöglicht werden, um durch folde Zeilnahme Gemeinfinn zu erregen und 
zu erhalten (Jebens ©. 1). 

2. Bei der Beratung des Entw. 1876 trat ſowohl auf Seiten der Staats ⸗ 
tegierung als auch im den Käufern des Landtages das Sepehen hervor, die Babf 
der Stabto. zu ermäßigen und gefeglid zu firieren. wurde hervorgehoben, 
dag felbft im größeren Stadtgemeinden allzu zahlreiche Vertretungslorper einen 
Borteil für die Behandlung der Gefchäfte nicht gewähren Lönnten. Im Gegenteil 
führe die wacjfende Zahl der Gtabto. zu der Unzuträglichteit, bie wichtigften Ber 
fchlüffe der Berfammlung dur einen Ausihuß in geheimer Sitzung zu beraten. 
gr die gefegliche Feitelung der dahi der Stadtv. ohne Zulaffung ortäftatutarifcher 

[bieijung wurde geltend gemadit, daß die Gtadto. als folche über alle Gemeinde» 
angelegenheiten nur zu befchließen und die Verwaltung zu fontrollieren Haben. Es 
tönne daher nicht durch die lofale Berfchiedenheit eine verfchiedene Zahl der Stadto. 

jerechtfertigt werden. Zudem entfpreche bie Fenftellung durch Gefet den analogen 

eftimmungen für die beratenden Berfammlungen anderer Vertretungen. Inbeß 
bildet die Stabtgemeinde eine einheitliche, in fich abgefehloffene Korporation mit ganz 
befonberen Bebürfniffen, bie fich mad) den örtlichen Verhältniffen befimmen, Diefer 
Umftand —Xb gi eine Verſchiedenheit in der Zahl ihrer Vertreter. HR. 
$14 zeigt von . $ 12 infofern ab, ais die Anzahl der Stadt. in Gemeinden 
von 20. bis 50.000 Seelen auf 86, von 50.000 bis 100.000 Einwohnern nur 
Fr ag von mehr als 100.000 Einwohnern auf die Höcftzahl von 48 fet- 
gelegt i 

Die Beftimmung im Abf. 1 über die Zahl der Mitglieder der Stadtv.-Berf. 

it nur eine fubfibäre —— Nah Abſ. 8 ſoll es, wo bisher die Zahl der 

tadwerordneten eine andere geweſen, bis zu einer Aenderung mittels ortsſtatuiariſcher 
Anordnung babei fein Verwenden behalten, und können durch Ortsftatut überhaupt 
abweichende Sehfebungen über die Wahl der Stabtverorbneten getroffen werben. 





(BER. 4 
8. Für die Fefftellung der, Einwohnerzahl iſt die lebte Voltszäblung maß- 
gebend J — 15, 088. 36 ©. 10). St infolge engeretener Sunahme vr 


Bevölterung die Zahl der Stadto. zu vermehren, um biefelbe auf die durd) die StO. 
ober das Ortsftatut befimmte Zahl zu bringen, fo müffen die Hierauf bezüglichen An- 
orbnumgen ohme Weiteres, ohne daß e8 etiva erft od) eines entfpredienden Gemeinber 
befehluffes ober einer befonberen ftatutarifhen Anordnung bebürfte, durch den Magiftrat 
erfolgen. Cine Beränderung in der Zahl ber Ctabto. bird jeboch erft dann eintreten 
dürfen, wenn bie regelmäßigen GErgänzungswahlen vorzunehmen find. Für diefen 
Fall, bei welchem es fi um eine Umgeftaltung ber durch ihren bisherigen Beſtand 
und Wechſel ſchon in beitimmter Weife formierten Berfammlung Handelt, findet fi) 
in der SO. eine unmittelbar zutreffende Norm nicht vor. CS if vielmehr nad) 
den aus der StD. erfichtlihen allgemeinen Grunbjägen und ber wegen ähnlicher Fäle 
vorhandenen Borfchriften zu verfahren (OBG. 17 ©. 100). Zunädf iR aus dem 
Ausdrude im Abf. 2 des $ 12, daß der beftehenden Verfammlung eine weitere Zahl 
von Gtadtv. „hinzutreten“ folle, nicht zu entnehmen, daß bei einem folden Hinzu- 
treten die alte Berfammlung biefelbe bleibe, und demnach bei einer Kombination von 
Wahlen zur Ergänzung und von Wahlen de Erweiterung ber Berfammlung bie 
Wähler ihre Stimmen getrennt für die Ergänzungs- und für die Ermeiterungs- 
mahlen abzugeben hätten, vielmehr wird durch die Beiflärtung der Stabto.-Berf. eine 
neue Körperihaft in das Leben gerufen und durch biefen weitergehenden Zweck der 
der Ergänzung abforbiert (08. 28 ©. 25). Die maßgebenden Analogten find 
deshalb denjenigen Borfehriften der StO. zu entnehmen, welche fi) über bie erfic 
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oder bie Neubildung der Stabto.-Berf. enthalten (88 13, 18 StO., OBG. 17 ©. 100). 
Die Vermehrung der Stadto. bedingt aber nicht, baß fänıtliche Gtadtv. auszufcheiben 
und fi einer Auslofung zu unterwerfen haben. Bei ber Vornahme von Neuwahlen 
zur Duchführung einer Erhöhung der Zahl ber Stadto. in Verbindung mit ben regel» 
mäßigen Ergänzungswahlen find vielmehr in jeder Abteilung nur fo viele new zu 
wählen, daß mit den vorhandenen die Zahl von einem Dritteil der neuen Gefamt- 
färke der Stabtv.-Berf. erreicht, für die meu zu Wählenden eine Wahlperiode von 
ſechs Jahren beftimmt wird und nur bie auf en Jahre neugewählten Stadtv. fir 
einer Entidjeidung dur) das 208 gemäß $ 18 zu untermerfen haben. Demna 
würden Zweds Erhöhung der Zahl ber Stabtv. von 9 auf 15, unter Berüdfichtigung 
des Umftandes und unter ber Borausfeßung, baf bei den regelmäßigen Ergänzungs- 
wahlen von den 9 vorhandenen aus jeder Abteilung einer ausfcheidet, 9 Siadth. neu 
zu wählen fein, und zwar von jeder Abreitung drei. Bas das fpätere Ausfgeiden 
bei den vegeimäßigen Ergänzungswahlen in den einzelnen Abteilungen betrifft, fo 
haben die 6 vorhandenen alten Gtadto., deren Amtsperiode nod nicht abgelaufen ift, 
fi nicht der Ausloſung zu unterwerfen, fondern nad Ablauf ihrer Wahlperiode 
(mach 2 bezw. 4 Jahren) auszufcheiben. Dagegen muß bei den neugeählten Mit- 
lieben gemäß $$ 18, 21 die Auslofung ftattfinden, und zwar da im Ganzen 5 

stabtv. auszufcheiden haben, von ei Mitgliedern, welche bei buchſtäblicher Aus- 
legung bes $ 21 ſtets dee I. und III. Abteilung angehören müßten. Dann würden 
aber nad) vollftändiger Erneuerung ber Berfammlung nicht mehr von jeder Ab- 
teilung 5 Stadto., Fonbern von der I. und II. Abteilung je 6, von der II. nur 
3 gewählt fein. Diejes Ergebnis entjprid)t aber der Abficht des Gefees nicht, mas 
aud) von OB, 28 ©. 22 anertannt if. Cs muß ein Ausgleich badurd) geihaffen 
werden, baß bei ber dritten Wahl von ber I. und III. Abteilung mur je einer, von 
der II. Abteilung aber 3 Stabto. gewählt werden. Zum Bwede ber Bermeibung 
aller Schwierigteiten ift zu empfehlen, da unmittelbar nad) Vornahme der zur Vver 
ftärtung und Ergänzung ber Stadtv.-Berf. erforderlichen Neumahlen durch Gemeinde 
befhlug — Ortäftatut {ft nicht nötig — Veltimmungen über das Ausideiden der 
neugewählten Stadto. in den einzelnen Abteilungen getroffen werben, und zwar um 
bei dem gewählten Beifpiel ftehen zu beiben, derart, daß von den meu gemählten 
9 Stadto. auszulofen find und auszufceiden haben: 

nad) 2 Jahren aus Abteilung I u. III je einer, 
nad) 4 Jahren aus Abteilung I u. III je einer, 

., nad) 6 Jahren aus Abteilung I u. III je einer und aus Abteilung IL drei. 
Mit den alten (in jeder Abteilung zwei) vorhandenen Stadtv. würden die Ergänzungs- 
wahlen fih dann folgendermaßen geftalten (bie alten mit 0, bie meuen mit * ber 


zeichnet) : 
Beftand Es fheiden aus 
1892 1894 1896 1898 
I Abt. 20 + 8* 10 1* 10 1* ı1* 
I. Abt. 20 + 3* 10 10 3* 
II. Abt. 20 + 3* 101% 101* ir 


(Gi. Ichens ©. 17, 78). 


818. 

Zum Zwed der Wahl der Stadtverordneten werden die ſtimm— 
fähigen Bürger ($$ 5 bis 8) nach Maßgabe der von ihnen zu 
entrichtenden direkten Steuern (Gemeinde-, $treis-, Bezirks-, Pro- 
vinzial- und Staat3-Abgaben) in drei Abteilungen geteilt. In den 
Städten, wo die Mahl- und Schlachtsteuer besteht, werden die- 
jenigen stimmfähigen Bürger, welche zur Staats-Einkommensteuer 
nicht herangezogen werden, von dem Magistrat nach den Grund- 
sätzen der Klassensteuer-Veranlagung eingeschätzt und der Betrag, 
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welcher danach als Klassensteuer zu zahlen sein würde, bei den 
vorstenend gedachten Steuern mitberechnet. Doch können auch 
die Stadtbehörden in den’ gedachten Städten beschliessen, die 
Bildung der drei Abteilungen nach Massgabe des Einkommens 
der stimmfähigen Bürger zu bewirken. 


Die erfte Abteilung — aus Denjenigen, auf welche die 
höchſten Beträge bis zum Belaufe eines Drittel des Geſamtbetrages 
er Steuer aller ſtimmfähigen Bürger fallen oder welche das 
höchste Einkommen bis zum Belaufe eines Drittels des Gesamt- 
Einkommens aller stimmfähigen Bürger besitzen. Die übrigen 
ftimmfähigen Bürger bilden die zweite und britte Abteilung; Die 
zweite reicht biß zum zweiten Drittel der Gefamtfteuer, beziehungs- 
weise des Gesamt-Einkommens aller ftimmfähigen Bürger. 

In die erfte_ beziehungsweife zweite Abteilung gehört auch 
Derjenige, deſſen Steuerbetrag (oder Einkommen) nur teilweife in 
das erſte beziehungsweiſe zweite Drittel fällt. 

Steuern, die für Grundbefig oder Gewerbebetrieb in einer 
anderen Gemeinde entrichtet werden, fowie die Steuern für die im 
Umberziehen betriebenen Gewerbe, find bei der Bildung der Ab- 
teilungen nicht anzuredjnen. 

Kein Wähler kann zweien Abteilungen zugleich angehören. 

Läßt fi) weder nach dem Steuerbetrage oder Einkommen, 
noch nad) der alphabetiichen Ordnung der Namen beftimmen, welcher 
unter mehreren Wählern zu einer beftimmten Abteilung zu rechnen 
ift, fo _entfcheidet das Los. 

Jede Abteilung wählt ein Drittel der Stadtverordneten, ohne 
dabei an die Wähler der Abteilung gebunden zu fein. 


Das in $ 13 für die Wahlen zur Stadtv.-Berf. vorgefchriebene Dreillafien- 
Wahligftem twar zuerft in der rheiniſchen Gemeindeordnung vom 11. Januar 1845 
18 50) aufgefelt. Wu8 bdiefer if in die Gem.-Ord. vom 11. März 1850 
($ 11) und dann in die StO. übergegangen. EN Zeit gilt es auf Grund der bes 
züglichen Semeinde,Berfafungs-Gefehe für die Wahlen zu den ftädtifchen und länd« 
lichen Gemeindevertretungen in allen Landesteilen der Preuß. Monardie mit Aus- 
nahme der Provinz Hannover, des Reg.-Brz. Gigmaringen, der Städte in ben eg. 
Be. Stralfund und Schleswig, der Stadt Frankfurt a. M. und der Landgemeinde 
Helgoland. Zür die Wahlen zum Haufe der Abgeordneten lommt es in der ganzen 
Monarchie zur Anwendung. 

Das Dreillaffen-Wahlinfem reditfertigen die Motive zu dem Regierungs 
Entwurfe von 1876 in folgender Weife: Daß das Dreiklafienfyftem Unvolltommen- 
heiten und Mängel an fi) trägt, kann nicht hinweggeleugnet werden. Nichtsdefto- 
weniger mußte hier an demfelben feftgehalten werden. 8 wird nicht in Abrede zu 
ftellen fein, daß bei den Kommunalwahlen die Einführung eines völlig gleichen alle 
gemeinen, wenn auch von der Veranlagung zu einem geringen Steuerjage abhängig 
gemachten Stimmredhts mit erheblichen Bebenten verfnüpft fein würde. Die infolge 
eines folhen Stimmrechts ſich örtlich Herausftellenden numerischen Refultate finden 
bei politifchen, für eim großes Fändergebiet ſich vollziehenden Wahlen an anderen 
Stellen ihre Kusgleigung, An einer derartigen Ausgleidhung aber fehlt 8 bei alleır 
örtlich, für ſich allein den Ausichlag gebenden Wahlen, wie bie hier in Rede chenden. 
Innerhalb dev einzelnen Gemeinden Tann den an bie Verſchiedenheit des Beſitzes fid) 
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Inüpfenden wirtſchaftlichen Intereſſen nicht jegliche Rückſichtnahme verſagt werden. 
Das Bebürfnis zu einer hierauf abzielenden Regelung mag nicht an allen Orten das 
nämliche fein. Er Zeit aber würde auf ein das Stimmrecht abflufendes Syſtem 
nicht wohl anders als unter gleichzeitiger, von ortsſtatutariſcher Anorbnung nicht erſt 
abhängig zu machender Erhöhung des von dem Wähler zu entrihtenden Steuerſabes 
zu verzichten fein. Einer jolchen, eine allzugroge Einwohnerzahl vom Stimmrecht 
überhaupt ausjchließenden Mafregel ftehen aber ohne Frage nod) ungleich, gewichtigere , 
Gründe als dem Dreillaffenfyftem entgegen. 

Schon bei Beginn der Steuerreform im Jahre 1891 war e8 nicht zweifelhaft, 
daß die neue Steuerverteilung erhebliche Veränderungen in der Geftaltung des nach 
Steuerteitungen abgeftuften Dreiklaſſenwahlrechts in Staat und Gemeinde bewirken 
werde. Um diefe Folgen nad) Möglichkeit auszugleihen, erging in Antnüpfung au 
die Vorfchläge des $ 79 Abf. 2 des Entwurfs des Einlommenfteuergefeges gleichzeitig 
mit dem Einfommen- und beim Gewwerbefteuergefeg das Geſetz betreffend derung 
des Wahlverfahrens vom 24. Juni 1891 (Gefebſ ©. 231), nach weldem bei allen 
in Betracht fommenben Wahlen in Staat und Gemeinde den nicht zur Staatsein - 
tommenfteuer veranlagten Perfonen ein Betrag, bon je drei Mark bei Bildung der 
Wählerabteilungen anzurechnen war (die fog. Dreimärker). Bei der Weiterführung 
der Steuerreform im Sabre 1893 wurde von der Staatsregierung dem Landtage eine 
erneute Vorlage gemacht, welche dazu beftimmt war, den damals bereitö eingetretenen 
und mit dem Abjchluffe der Steuerreform vorausfichtlich noch zu erwartenden weiteren 
Berfeiebungen in ber ‚Sehaltung bes Dreiflaffenwwahlcchts, zu deren Ausgleihung 
das eben erwähnte Gefeg vom 24. Juni 1891 nicht ga te, abzuhelfen. ie Bor» 
fhläge der Staatäregierung fanden Jedoch nur zum Teil bie Zuftimmung be& Sand- 
tages. Es wurden im Weentlicen nur die Anrechnung fämtlicher bireften Staats-, 
Gemeinde, Kreis, Bezirks und Provinzialfteuern bei der Bildung der Abteilungen 
für die Abgeordneten- und die Gemeindewahlen, fowie die Bereifung der nicht zu 
einer Staatöfteuer veranlagten Wähler in die dritte Abteilung angenommen; der Haupt- 
vorichlag, nämlich die Abteilungen nach Zwölfteln (5/8 %ı3 12) anftatt, wie bisher, 
nad) Dritteln zu bilden, wurde dagegen abgelehnt. Die Staatsregierung erllärte 
bei ben damaligen Beratungen, daß fie zwar den Beichlüffen des Landtages, wenn fie 
diefelben auch Air weniger zweckentſprechend halte als die Vorſchlage ihres Entwurfs, 
zuftimmen wolle, daß fie damit aber die Frage einer Aenderung des Wahlverfahrens 
zur Ausgleihung ber Verſchiebungen des Dreitlaſſenwahlrechts infolge der Steuerreform 
nicht als erledigt betrachte; fie Halte ſich vielmehr nach wie vor für verpflichtet, forg- 
fältig zu prüfen, ob das bon dem Landtage befchloffene Geſetz, welches demnächſt 
unterm 29. Juni 1893 (66. ©. 108) erlaffen worden ift, nad) den tatfäghlichen Berhält- 
niffen in Bufunft als ausreichend zu betrachten oder ob zur Erreichung beö dargelegten 
Zıvedes nod; weiterhin bie beffernde Hand anzulegen fei. Diefer Erklärung ent 
ſprechend legte die Königl. Staatsregierung, nachdem durch eingehende Erhebungen 
feftgeftellt war, daß noch weitere erhebliche Berfhiebungen des ſtaailichen und kommu - 
nalen Wahlrechtes feit dem Gef. vom 29. Juni 1893 eingetreten twaren, unter beim 
27. März 1899 dem Abg. Haufe den Gefeyentwurf betr. die Bildung der Mähler« 
sbktungen 1 für die Gemeimbemahten dor, Dffen Hauptfäcticfte Behimumung folgenbere 
maßen lantet: 

Stimmberedhtigte, deren für die Bildung der Wählerabteilungen maßgebender 
Steuerbetrag den im Durhfgnitt auf einen Wähler in der Gemeinde entfallen« 
den Steuerbetrag überfteigt, find et8 der zweiten oder erften Abteilung zuzu- 
weifen, im übrigen wählen Perfonen, welche vom Staate zu einer Steuer nicht 
veranlagt find, ſiets in der dritten Abteilung. Erhöht oder verringert ſich infolge- 
deffen die auf bie erſte und ziveite Abteilung entfalende Gefamtftewerfumme, fo 
findet bie Bildung diefer Abteilungen in der Art ftatt, daB von jener Summe 
auf die erfte und zweite Abteilung je die Hälfte entfällt. Eine Höhere Abteilung 
darf niemals mehr Wähler zählen, als eine niedere. 

Durd) diefe Beftimmung follte der Grundſatz zur Geltung gebracht werden: 
jeder über das Diittelmaß, d.h. den Durchſchuut des anf einen Wähler in der Gemeinde 
entfallenden Stenerbetrages hinausgehenden Steuerleiftung auch ein Wahlrecht wenigitens 
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in ber mittleren Abteilung zu gewährleiften. Die Kommiffion des Abg.-Haufes ver- 
hielt ſich jedoch dem Gef.-Entwurf gegenüber ablehnend. 

Die Reform iR bann zum Abſchluß geführt durd das Gefe betreffend bie 
Bildung ber Wählerabteilungen bei Rn ae ae ee on 30. Juni 
1900 (68. ©. 185). - 


Diefes Geſetz hat für da8 Gemeindewahlrecht das Gef. betr. Aenderung des 
Wahlverfahrens vom 29. Juni 1898 (GS. ©. 108), weldhes zunächft für bie Wahlen 
zum Haufe der Abgeordneten erlaffen, durch feinen $ 5 aber auf die Wahlen zur 
Gemeindevertretung in Stabt- und Landgemeinden ausgedehnt war, aufgehoben. Das 
Geſetz hält die einfache alte Drittelung der Gefamtiumme ber Stenerbeträge aller 
Wähler, auch ber fog. Dreimärker aufrecht, führt aber daneben als Korrektur in Ge» 
meinden mit mehr als 10.000 Einwohnern das ſchon im Gefegentwurfe vom 
27. März 1899 geplante Durchſchnittsprinzip ein. Fuͤr den Fall jedoch, dag dieſes 
Prinzip wieder über das von ihm verfolgte Ziel hinaus die plutofratiiche Tendenz 
des bisherigen Wahlrechts in eine allzu demokratiſche verwandle, find weiter für jene 
größeren Stäbte ortöftatutarifche Beftimmungen bahin für zuläffig erflärt, daß an Stelle 
bes durchſchnittlichen Steuerbetrages entweder ein den Durchſchnitt bis zu deſſen Höhe 
überfteigender Betrag, — ein Uederdurchſchnitt — tritt oder daß bie bereits im Geſetz ⸗ 
entwurfe von 1893 vorgeſchlagene, aber von den Häufern des Landtages abgelchnte 
Zwölftelung erfolgt. gefehen von Beftimmungen über die zur Beſchlußfaſſimg 
der Ortsftatute erforderliche Stimmenmehrheit und über beren Beftätigung enthält daS 
Gef. in $ 6 noch Vorſchriften über die ‚Sitbung von Abftimmungsbezirken und des 
Bahlvorftandes. Das Gef. iR am 1. Jannar 1901 in Kraft getreten. Zu dem Gel. 
if eine Ausführungsverfügung vom 20. Sept. 1900 (MB. ©. 225) ergangen. Ab- 
bandfungen über das Gef. und die Ausführungsbeftimmungen von Zebens im pBB. 21 
S. 437 u. 22 ©. 101. Evert die Dreitlaſſenwahl nad) dem Gef. v. 30. Juni 1900 
(Berlin an, Stier-Somlo, die Gemeindewahl in Preußen nach bem Gef. vom 
30. Juni 1 (Beute Bermaltungsblatt, Jahrgang 1903 Pr. 8 u. 9). Derfelbe 
Archiv 12 ©. 466. Das Weſeh lantet in den zu $ 18 der SO. in Betradt 
tommenden Beftimmungen der 88 1—5 — (8 6 fiche bei $14 StO.) — wie folgt: 

$ 1. In den Gemeinden, in welden die Bildung der Mählerabteilungen für 
die Wahlen zur Gemeindevertretung nad) dem Maßftabe direkter Steuern ſtatt - 
findet, werden bie Wähler nad) den von ihnen zu entrichtenden direkten Staats, 
Gemeinder, Kreis, Bezirtd- und Provinzialfteuern in drei Abteilungen geteilt, und 
zwar in der Art, daß auf jede Abteilung ein Dritteil der Gefamtfumme ber Steuer- 
beträge aller Wähler fält. 

Für jede nicht zur Staatseinkommenſteuer veranlagte Perſon ift an Stelle biefer 
Steuer ein Betrag von brei Dark zum Anſatze zu bringen. 

Steuern, die für Grundbefi oder Gewerbebetrieb in einer anderen Gemeinde 
entrichtet werden, ſowie Steuern für die im Umferzichen betriebenen Gewerbe find 
bei Bildung der Abteilungen nicht anzurechnen. 

Wo direfte Gemeindefteuern nicht erhoben werden, tritt an deren Stelle bie 
vom Staate veranlagte Grund-, Gebäude- und Geiverbefteuer, 

Berfonen, welche vom Staate zu einer Steuer nicht veranlagt find, wählen 
ſtets in der dritten Abteilung. 

Bereingert fid) in Folge deffen bie auf die erfle und zweite Abteilung entfallende 
Gefamtfteuerfumme, fo findet die Bildung diefer Abteilungen in der Art ftatt, daß 
von der verbleibenden Summe auf die exfte und zweite Abteilung je bie Hälfte 
entfällt. 

$ 2. In denjenigen Gemeinden, bie nad) der jebesmaligen letzten Vollszahlung 
mehr als 10,000 Einwohner zählen, wird die nad) $ 1 erfolgte Drittelung bevart 
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verändert, daß jeder Wähler, deſſen Steuerbetrag den Durchfchnitt der auf den einzelnen 
Wähler treffenden Steuerbeträge überfteigt, ſtets ber zweiten oder erften Abteilung zu- 
gewiefen wird, Im Uebrigen wählen Perfonen, welche vom State zu einer Steuer 
nicht veranlagt find, ſtets in ber dritten Abteilung. Bei Berechnung des durchſchnitt ⸗ 
lichen Steuerbetrags find die Wähler, welche zur Staatseinfommenfteuer nicht ver- 
anlagt find, und, wo das Wahlrecht an einen Einfommenftcuerfag von ſechs Mark 
gefmüpft ift, auch die zu biefem Gate veranlagten Wähler, fowie die Steuer, mit 
welcher biefelben in die Wählerliſte eingetragen find, außer Betracht zu laſſen. 

Erhöht oder verringert fidh in Folge deſſen bie auf die erſte oder zweite Abteilung 
entfallende Gefamtfteuerfumme, fo findet die Bildung diefer beiden Abteilungen in der 
Art flatt, daß von jener Summe auf bie erfle und zweite Abteilung je bie Hälfte 
fält. Cine högere Abteilung darf niemals mehr Wähler zählen als eine niedere. 

In den-unter $2 fallenden Gemeinden kann durch Ortsftatut beftimmt werden: 

1. daß bei der nach $ 2 erfofgenden Bildung der Mählerabteilungen an Gtelle 
des auf einen Wähler entfallenden durchſchnittlichen Gteuerbetrags ein den 

Durchſchnitt bis zur Hälfte desfelben überfteigender Betrag tritt, 

2. daß af bie erfle Wählerabteilung Sys, auf die zweite 4,9 und auf bie dritte 

3];g der Gefamtfumme ber im $ 1 bezeichneten Steuerbeträge aller Wähler 

fallen, eine höhere Abteilung aber nicht mehr Wähler zählen darf als eine 

niedere. 

84 Zur Beſchlußfaſſung über die Einführung, Abänderung oder Aufhebung 
der Ortsſtatute ($ 8) bedarf es der Mehrheit von 2], der abfimmenden Gemeinde» 
vertreter. 

Der Beſchluß unterliegt der Beſtätigung, und zwar in Landgemeinden durch 
den Kreisausſchuß, in Stadtgemeinden durch den Bezirlsausſchuß. Gegen die in erſter 
Inſtanz ergehenden Beſchlüſſe dieſer Behörden iſt die Beſchwerde an den Provinzialrat 
zutäffig. Auf die Beſchwerde finden in allen Fällen die 88 122 und 123 des Gefetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (GS. S. 1%) An- 
wendung. 

85. Der $ 5 des Geſetzes, betreffend Aenderung des Wahlverfahrens, vom 
29. Zuni 1898 (GC. ©. 103) wird aufgehoben. Die beftehenden gefeglicgen Bor- 
ſchriften über das Gemeindewahlreht bleiben im Uebrigen unberührt; insbeſondere 
gilt dies von den Beflimmungen der Gemeindeverfaffungsgejete, nad) denen bie Aus- 
übung des Wahlrechts an die Entrihtung beffimmter Steuerjäge geknüpft ift oder 
gefmüpft werden Tann, ſowie vom den im 8 15 Abf. 1 bezw. $ 21 ubſ. 1 der Stäbte- 

- bezw. Landgemeinde-Orbnung für bie Provinz Hefien-Naffaı vom 4. Auguft 1897 
(GE. ©. 254, 301) Hinfightlid) des Wahlrechts der juriſtiſchen Perfonen und fo fort 
getroffenen Beftimmungen. 

A. Zu 8 13 Abſ. 1-7 StO. u. $ 1 des Gef. v. 80. Juni 1900. 

1. Satz 2 und 3 in Abfay 1 des $ 13 find mit der Aufhebung der Mahl- 
und 7Mhgegien durch das Geſetz vom 25. Mai 1873 (f. o. S. 49, OB®. 19 
S. 11, 28 ©. 29) und bie durch den Drud hervorgehobenen Stellen des "abi. 21.3 
mit Kufhebung des, Einlommenzenfus weggefallen ($ 1 Gef. v. 30. Juni 1900 
beftimmt: daß bie Einteilung der Wähler nur nad) dem Steuerzenfus erfolge). Jim 
übrigen find bie Abſ. 1, 2, 3 durch $ 1 des Gef. 1900 aufrecht erhalten mit der aus 
8 1Abſ. 2 u. 5 diefes Gef. erfichtlichen Maßgabe, daf die nicht zur Staatsftener 
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Teranlagten mit dem fingierten Steuerſatze von 3 Mt. in die Wählerlifte aufzunehnen 
find und flets in der britten Maffe wählen. Der Mbf. 4 de 8 13 iR erfegt dur) 
Abſ. 3. des Gef. 1900. 

2. In die Wählerlifte gehören außer den nad $ 5 fimmfähigen Bürgern auch 
die Ehrenbürger, die Forenfen und die juriſtiſchen Berfonen, ſoweit fie wahlberechtigt 
find. HN. $ 15 überweift die Ehrenbürger, fofern fie ihren Bobnfi, in ber Stadt 
haben, ber erſten Klaſſe. Der $ 13 enthält feine Beftimmung, weicher Kaffe die 
ESrenbürger, wenn fie von Steuern befreit find, zugezählt werden. Der Entw. 1876 
überwies fie gleichfalls ſtets der erſten Klaſſe. Durch Ortäftatut wird derfelbe Grund- 
fat überall feitgeftellt werben Lönnen. Nur in dem (alle, daß Ehrenbürger überhaupt 
feine Gtaatöfteuer zahlen, werben fie nad) der ausdrüdlichen Befimmung bes 5 1 
Xbf. 5 des Gef. 1900 immer in der britten @bteilung zu wählen haben (f. Jebens 
BEL. 22 ©. 42, Stier-Somlo Ardiv 12 S. 422). 

Nach $ 13 ED. bleiben die Gteuerbeträge der Forenfen und juriftifchen Ber« 
fonen bei der Bildung der Wahlabteilungen nicht aufer Betracht. Richtiger würde 
& fein, die Wahlabteilungen nur nad) Maßgabe der Gteuerbeträge der wirklichen 
Bürger, zu benen bie Forenfen und juriftifchen Berfonen nicht gehören, zu bilben 
und legtere Dann berjenigen, erforberfichenfalls durch das Los zu beitimmenben Klaffe, 
welcher ihr Gteuerjag eñtſpricht, als Abe ahtige jüzuweiſen. Dadurch würde ver- 
mieben, daß bie Forenſen ꝛe. in einer Klaſſe in bie Stabtverorbneten wählen, 
obwohl fie doc nicht im Stande find, die bürgerlichen Pflichten in volem Umfange 
(Uebernahme öffentlicher Aemter) zu erfüllen. HM. (8 15) verfährt nad diefem 
richtigeren Brinzipe. 

3. Die Teilung ber flimmfähigen Bürger in drei Abteilungen foll nad) Maß ⸗ 
gabe ber von ihnen zu entrichtenden direkten Steuern — Gemeinde», Bezirks⸗ Pro- 
vinzial- und Staatöftenern — erfolgen. Bezirköftenern, welche auch in $ 1 des Gef. 1900 
nit aufgeführt find, werben im Geltungsbereihe der StO. nicht erhoben. Sie tommen 
alfo nicht in Betracht, ebenforwenig indirefte Steuern (88 13 u. ff. RU®). eH 
über ben Begriff „indirelte Steuern" OVG. 6 ©. 106, 14 ©. 54, 20 ©. 107, 
PSP. 21 6. 389). Anzurechnen find: 

1) Staatsfteuern: die Einfommen- und die Srgängumn steuer. Die Gr- 
werbefteuer vom Gewerbebetriebe im Umberziehen ift duch 8 1 Ab. 3 Gef. 1900 von 
der Anrechnung ansgefäloffen. 

2) Gemeindeabgaben: a) die von den Gemeinden erhobenen Zuſchläge zur 
Staats-Eintonmenfteuer bezt. zu den nad $ 74 Eintft.-Gef. (5 88 KAG.) veran- 
fagten Sägen; b) fowie die Fulda, e zur ſtaatiich veranlagten Grund, Gebäude», Ger 
werbe- und Betriehsfteuer; c) die Warenhausfteuer; d. event. die an Stelle ber Zu- 
ihläge zur Einfommenfteuer ober zu einer der Realfteuern erhobenen befonderen 
lommumalen Steuern vom Einkommen, vom Grundbeſitz oder vom Gewerbebetriebe 
ober fonftige direlte Gemeindefteuern gemäß $ 23 KAG. Nach OsG. 13 ©. 69 
find als Gemeindeabgaben alle, wenn auch nur auf eine beftimmte Einwohnertlaſſe 
nad allgemeinen Normen zıt repartierende und zu behandelnde regelmäßige und 
dauernde Selbabgaben zu betraditen, fo eine den Hausbefigern als folde behufs Be- 
feitigung ihrer Verpflichtung zuc Pflafterung der Steaßen auferlegte Bflafterfteuer, 
nicht aber Gebühren für Benugung von Gemeinbeanftalten ($ 4 KAG.) oder Beiträge 
gemäß 88 9, 10 RA. 

3) Kreis- und Provinzialfteuern: a) bie an die Kreife zu entrichtende 
Betrieböfteuer; b) die von ben reifen erhobenen Zufchläge zur Einfommenfteuer und 
au ben ſtaatiſch veranlagten Realfteuern; c) bie Kreisgufchläge zur Betrieböfteuer. 
Provinzialftenern tommen nicht beſonders zur Anrechnung, infoweit fie in ben 
an die Kreife zu entridhtenden Beträgen fon mit enthalten find. Auch bleiben Kreis - 
feuern außer Anſatz, wo fie auf den Gemeindeetat übernommen find. 

Nicht Steuern im Sinne des $ 13 und des Gef. 1900 find Abgaben, welche 
von anderen dffentlich · rechtlichen Berbänden erhoben werden, wie Kirhen-, Schul-, 
mein, ZBegeabgaben, Auch ift von Anrechnung der Gemeindedienfte bezw. der an 
die Stelle derjelben tretenden @eldbeträge Abftand genommen. 
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Die von den Liegenschaften offener Handelsgeſellſchaften zu zahlenden direkter 
Staats und Gemeindefteuern find bei jedem der Teilhaber, und zwar mit der Duote 
in Anfag zu bringen, welde feiner Beteiligung an dem Gewinne und dem Berlufte 
entſpricht. IA der fo bezeichnete Maßftab dem Magiftrat nicht-befannt, oder geben 
hierüber die Geſellſchafter auf Erforbern eine Erklärung nicht ab, fo ift die Steuer 
unter bie Teilhaber nach Köpfen gleich zu verteilen. Ingleichen if die bon einer, 
Kommanbit- Geſellſchaft zu entrichtende Gewerbeſteuer bei ben perſonlich haftenden 
ängelnen Gefelihaftern ratirlih in Anrechnung zu bringen (PBB. 15, ©. 48, 
OVvG. 42 ©, 132). 

4 Für jeden niht zur Staats-Einfommenftener veranlagten Wahlde- 
vechtigten ift an Stelle diefer Steuer der Betrag von 3 Mt. zum Anja zu bringen, 
amd zwar neben. ettvaigen anderen Stewerbeträgen, die von ihm an den Staat, die 
Gemeinde uſw. zu entrichten und ihm gemäß n. 3 zu 1, 2 und 3 anzurechnen find 
(8 1 Abf. 2 Gel. 1900). 

Die Vorfchrift des $ 1 Abi. 2 Gef. 1900 hat nicht die Bedeutung einer Aen- 
derung ber Borausfehungen des Wahlredhts, Im $ 5 ift ansbrüdlich ausgefprochen, 
daß die Beſtimmungen der Gemeindeverf.-Gef., nad) denen die Ausübung des MWahl- 
rechts an die Entrihtung beftimmter Steuerfäge geknüpft it, durch dieſe Borſchrift 
in feiner Weife berührt werben. Mbf. 2 des $ 1 if mc auf die Abflufung des 
Wahlrehts von Einfluß und fommt nur denjenigen Perſonen gegenüber zur An- 
wendung, welde zur Aufnahme in die Wählerlite berechtigt find, irotzdem fie feine 
Staatseintommenft. entrichten. . Wo alfo das Bürgerrecht fih nah $ 5d SO, in 
Verbindung mit $ 77 Abf. 1 Einfommenft.-Gef. auf die Veranlagung zu dem fingierten 
Staats · Steuerſatz von 4 ME, gründet, kann überhaupt nad) wie vor von ber Bähler- 
liſte ausgeſchloſſen werden, wer nicht einmal zu diefem Sahze veranlagt ift und weder 
ein Wohnhaus befigt nad) ein ſtehendes Gewerbe betreibt ($ 5 Nr. 4 an. b). Nach 
$ 1b. 2 muß aber für alle diejenigen ftimmfähigen Bürger, welche von dev 
Staats · Einkommenſteuer befreit, aber nad) $ 74 Eint.-St.-Gef. zu einem fingierten 
Normalfteuerfage von minbefteng 4 Mt., bezw. mit einem Einfonnmen von mehr als 
660 Dt. bis zu 900 DI. eingefhäßt find, fowie für alle diejenigen von der Staates 
Einfommenfleuer befreiten, welche zu einem fingierten Normalfteuerfage von weniger 
als 4 Mt. veranlagt find, aber nad) StO. $ 5 Ziff. 4a und b (megen Wohnhaus» 
befiges oder Gewverbebetriches) das Würgerreht erworben haben, bei Aufftelung der 
Abteilungsliften_ein fingierter Eintommenfteuerbetrag von 3 Mf., nicht der nad $ 74 
Eint.-St-Gef. fingierte Normalfteuerfag von 4 Dt. bezw. 2,40 Mt. ober 1,20 Mt. 
im Aufaß gebracht werden. Diefe Normalfteuerfäge haben nur Bedeutung für die 
Hevanziehung zu den Rommumalabgaben und der Normalftenerfog von 4 Mt. aufer- 
den nod) als die unterfte Grenze der Berechtigung zur Teilnahine an den Kommunal» 
wahten bezw. zum Erwerbe des Bürgerrehts ($ d, ©. 49, OBO. 7 ©. 77,8 
©. 104, 31 ©. 135, PLB. 23 ©. 520). 

Das Gef. v. 30. Juni 1900 hat hiernach feiner Perſon ein Wahlrecht gegeben, 
das fie nad) dem beftchenden Vorſchriften noch nicht hatte, Der 8 1 Abf. 2 Gei. 
1900 ift nur dazu beftimmt, die nicht zur Staats-Einfommenft. veranlagten ($ 74 
Einkommenft.-©., $ 38 KAG.), foweit diefelben durch Erfüllung der Borausfegungen 
de8 $ 5 SO. das Bürgerrecht erworben haben, in die Wahlabteilungen einzuglicdern 
(geben a. a. O. ©. 40). 

Bei Forenfen, bie zwar nicht in der Forenfalgemeinde, wohl aber an ihrem 
Wohnorte zur Staatseintommenftener veranlagt find, findet die Eintragung von 
3 Mt. nicht flatt, vielmehr ift der Teil der Staatseintommenftener, welcher auf das 
dent aus Grundeigentum zc. erwachſende Einfommen entfällt, anzufegen. (OVG. 86 

. 184). 

5. Nicht anzurechnen find ben Wahlberechtigten im einer Gemeinde Steuern, 
die von ihnen für Grundbeſitz oder Gewverbebetrich in einer anderen Gemeinde ent» 
richtet werden (Abf. 4 8 13 u. Abf. 3 8 1, des Gef). Unter Steuern für Grund- 
befits und Gewerbebetrieb find zu verftchen nicht nur Die vom ausroärtigen Orunbbefits 
und Gewerbebetrieb an Gemeinde oder Kreis zu entrichtenden Realftenern, fonbern auch 
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die von Einlommen aus diefen Ouellen zu entrichtenden perſdnlichen Abgaben. Ins⸗ 
befonbere ift alfo bie Stantseintommenft, und die berfelben folgende Rommunal-Ein« 
Tommenft. infoweit außer. Anſatz zu-laffen, als fie auf das: Einfommen aus jenent 
auswärtigen. Grunbbefitte oder Gewerbebetriebe entfällt. (Husführ. Vet. TEL 3. OBG.- 
23 ©. 91, 31 ©. 136, 143, 27 ©. 97). . : 

J Erftredt ſich ein Gewerbebetrieb über mehrere Lommunalbezirke und wird für 
die Zwede der kommunalen Wahlen die Zeriegung des Gewerbeiteuerjages in die 
auf "die einzelnen Betriebsorte entfallenden Leber: erforberlid), fo- it Diefe vom 
dem .veranlagenden Steuterausfginffe zu bewirken (8 38 Gewerbefteuer-Gef. und Art. 
55 der Ansführ.-Anw. dazu). - 

Der $ 5 Abſ. 1 Gef. v. 29. Juni 1893, wonach die Wählerabteilungen für 
die Wahlen zur Gemeindevertretung in der durch die 63 I—3 für bie Wahlen 
zum Haufe der Abgeordneten vorgefhriebenen Weile gebildet werden folen,. hatte 
night ohne Grund zu der Auffaffung Beranlaffung gegeben, daß der Abf. 4 $ 18 StO. 
befeitigt fei und, daß dem Ninunligen Bürger — von ihm zu- entrichtende 
Steuern anzurechnen feier, felbft diejenigen,. die einer jeden :örtlichen Beziehung zu 
der einzelnen Gemeinde, zu deren Vertretung die Wahl erfolgen: foll, ermangeln: 
DBG. (31, ©. 186, 143) Hat jedoch angenommen, bak der Natur der Sache nur 
eine Teilung in dev Net entfpredhe, daß diejenigen Steuern außer Anfatz du Bleiben 
hätten, welche in feiner Beziehung. zu der Gemeinde des Wahlortes ftehen und ſelbſt 
von der Staats-Einfommenft. fei außer Anfab zu laffen, was auf das Einfommen 
aus rinem außerhalb der Gemeinde belegenen Orundbefig oder einem anferhalb ber 
triebenen ‚Gewerbe entfalle. & 1 Abſ. 3 hat es der zu Zweifeln Anlaß gebenden- 
Borſchrijt des $ 5 Abf. 1 Gef. v. 1893 gegenüber für erforderlid: gehalten, aus« 
drũdlich zu befiimmen, daß Steuern, die für Grundbeſitz oder © jebetrieb in einer 
anderen Gemeinde entrichtet werben, bei Bildung der Abteilungen in der Wahlorts- 
‚gemeinde nicht zu berüdfightigen feien. 2 

Sinſichtlich ber Beſieu⸗ ngen des Gewerbebetriebes im Umberzichen ſ. Gefeh 
vom 3. Juli 1876 (GS. ©. 217), 27. Februar 1880 (GS. ©. — Ausf. ·Anw. 
3. Mai 1880, j. Ausf.-Anmeif. vom 27. Auguft 1896 (388. 18 ©.4). 

6. Bo direlte Steuern nicht erhoben werden, find an deren Stelle den 
einzelnen Wahlberechtigten die Säte ber vom Staate veranlagten Grund, Gebände- 
und Gewerbeftener anzuredinen (Ubi. 4 & 1 de Gel.). Dies bat jedod) mur dann 
zu gefhehen, wenn eine Gemeinde weder Zufchläge zur Einfommenfteuer, noch ſoiche 
zu cimer flaatlich veranlagten Mealftener, noch irgend eine befondere fommunale 
direlte Steuer erhebt. Dagegen ift es für die Anrechnung ber vorerwähnten Steuers 
fäte unerheblich, ob in der Gemeinde Warenhaustenern oder Abgaben in Gemäfheit 
des Geſetzes betr. die Heranziehung von Militärperfonen zu Angaben für Gemeinde 
weae vom 29. Juli 1886 — ©. 181) entrichtet werden. (Xusf.-Beft. ILL, 4). 

7. Für die Bildung der Wählerabteilungen kommen gemäß den Beſtimmuugen 
des 8 1 des Geſetzes in Berbindung mit $_ 13 StO. nunmehr folgende Geſichts- 
punkte in Betracht (f. Ausf.-Beftimm. IV): Zunächft ift eine Bufammenftellung aller 
Wahlberechtigten und der von ihnen zu entrichtenden, anrechnungsfähigen Steuern, 
and zwar in ber Meihenfolge der den einzelnen Wahlberechtigten angerechneten 
Stenerfumnen (und zwar nad) MR. vd. 1. Sept. 1902, BML. 176 nicht mehr der 
Betrag jeder einzelnen, fondern nur nod) der Gefaimtbetrag aller in $ 1 des Gefebes 
aufgeführten Steuern) aufzuftellen — einfchließlich der Forenfen, juxiſtiſchen Perſonen 
amd Ehrenbürger (f. o. n. 2). Alsdann ift die Geſamtſumme der in die Zuſammen - 
flellung aufgenommenen Steuerbeträge zu ermitteln und durch drei zu teilen. Die 
Wahlberechtigten, welche das erſte Drittel der Gefamtfteuerfunne aufbringen, gehören 
zur erften, die Wahlberehtigten, welche dos ziveite Drittel anforingen, zur zweiten, 
die übrigen Wahlberechtigten zur dritten Wählerabteilung. Zur erften bezw. zweiter 
Wähleral reilung gene auch derjenige, deffen Steuerbetrag nıtr teilmeife in daß erſte 
bezw. zweite ittel dev Gefamtfteuerfumme entfällt. ird bei der Bildung der 
erften Wählerabteilung hierdurch das erſte Drittel der Geſamtſteuerſumme über« 
ſchritten, fo wird bei der Bildung ber beiden unteren Wählerabteifungen nur derjenige 
Zeil dev Geſamtſteuerſumme zu Grunde gelegt, welcher nicht von den in der erſten 
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Abteilung Wahlberechtigten aufgebracht wird, dergeftalt, daß die Wahlberechtigten, 
welche die erfte Hälfte biefes Meftes der Gefamtſteuerſumme aufbringen, die zweite 
und bie übrigen Seahtbereiptigten die dritte Abteilung bilden (f. die gleiche Be- 
fimmung im & 5 bes iblreglements zum Haufe ber Äbgeordneten vom 
18. September 1893, MB. ©. 158). 

inter mehreren Wahlberegtigten mit gleichen Gteuerbeträgen entſcheidet über 
die eventuelle Frage, wer von ihnen einer höheren oder einer unteren Abteilung zu- 
zuweifen ift, das Alphabet event. das Los. 

Sind nad) dem Vorftchenden Wahlberechtigte, welche vom Staate zu einer 
Steuer (Eintommen-, Exgänzungs-, Grund-, Gebäude» und @ewerbefteiter) nidjt ver⸗ 
anlagt find, in bie erfte und zweite Abteitung, gelangt, So findet ihre Rüdveriegung 
in die dritte Abteilung und eine anderweite —X der erſten und zweiten Ab⸗ 
teilung nach Maßgabe des vorletzten (5.) und legten Abſatzes im $ 1 des Geſ. ſtatt. 

Der Abſag 5 des 5 1 des Gelege, wonach Perſonen, welche vom Staate zu 
einer Steuer nicht veranlagt find, ſtets in der dritten Abteilung wählen, dedt ſich 
fachlich mit demjenigen im $ 2 Abf. 1 des Geſetzes vom 29. Juni 1893, ift aber 
anders gefaßt, um bier zweifellos nur diejenigen aus der zweiten Klaſſe herauszut- 
bringen, welche weber zur Staat#Einkommenfteuer, noch zur ftaatlihen Gewerbe-, 
Grund» und Gebändeftener veranlagt find, weich Ietere Steuern zwar vom Staate 
veranlagt, inbeffen von diefem nicht erhoben werden und den Kommunen überwieſen 
find. (08G. 34 ©. 146.) 

In Gemeinden von mehr als 10.000 Einwohnern tönnen aud Wähler, die 
vom Staate zu feiner Steuer veranlagt find, in die oberen Abteilungen aufrüden; 
Borausfegung ift, daß bie Gefamtfumme der ihnen für die Abteilungsbildung anzu» 
rechnenden Steuern den für die betreffende Gemeinde maßgebenben Durhfgnittelat 
überfreitet. (8 2 des Gef. und Ausf.-Beft. zu 8 2 Biff. 

Für die Bildung der Wählerobteilungen tommt nod) der Abf. 5 des $ 13 
SO. in Betracht, wonach fein Wähler zweien Abteilungen zugleich angehören Tann. 
Dana) Tann, wenn die Steuern des Höchfibefteuerten 2, ber Geſamiſteuern aus» 
machen, »diefer eine Wähler zwar die ganze erſte Abteilung beherrichen, niemals aber, 
wenn er mehr als ein Drittel ober etiwa gar zwei Drittel aller Steuern zahlt, andy 
noch in ber zweiten Abteilung mitwählen oder dieſe ganz beherrſchen. Bahlt ex zwei 
Dritteile dedieiben, fo wird die zweite und dritte Abteilung derart gebildet, daß außer 
dem Höcftbefteuerten alle übrigen Wähler zur zweiten und dritten Abteilung ge- 
— werben und bie höchfbefteuerte Hälfte derſelben als bie zweite Abteilung an- 
gejehen wird 

Um übrigens die Möglichkeit auszufchliegen, daß in bie Hand eines Wählers 
oder einer fehr geringen Zahl von Wählern das Wahlrecht gelegt wird, und um 
Bierburd) meben dem veinen Steuerprinzip des Dreiliaffeniuftems das Recht dir 
einzelnen Perfon zur Geltung zu bringen, haben einige StO. bie Beftimmung, daß 
die 1. und 2. Blue eine beftunmte Anzahl (Yıs und 22) der Wahlberedhtigten, be- 
;üglic) die 1. Kaffe minbeftens bie breifadje, die 2. Klaſſe mindeftens die fünffad)e 
Een ber von ihr zu wählenden Stabtverorbneten umfafjen müffe. 

8. Bei ber Wahl fteht den Wählern die freie Auswahl unter fäntlihen wahl- 
fähigen Bürgern der Gemeinde ohne Rückſicht auf bie Abteilung oder den Wahlbezirk, 
denen biefelben angehören, zu. Nur 8 15 macht hier eine Ausnahme. J 

Ungeahtet der Einteilung der fimmfähigen Bürger in den Abteilungen iſt es 
gleihwohl die Bürgerſchaft, aus deren Wahl die Stabtverorbneten beworgeien, und 
deshalb Bat jeder le Bürger, welder überdies in jeder Abteilung wählbar 





iR, ein erhebliches Intereſſe daran, daß die Wahlen in jeder Abteilung ordnungs- 
mäßig vollzogen werden. Ein Wähler ber einen Abteilung ift deshalb zur antehtung 
der Wahlen im der anderen —** —* (86. 9 ©. 87, is ©. 39, © 


, 22 


©. 14, 28 ©, 98, 31 ©. 137, 34 

B. Zu $ 2 des Gefees. Gegenüber dem Drittelungsprinzip des $ 1 
des Geſetzes bietet der 8 2 in dem fog. Durhihnittsprinzip ein Storreftiv für 
diejenigen Falle, in denen bie einfache Drittelung in Berbindung mit ber neuen 
Steuergefetggebung allzu pintofcatifch wirft. Für das Durchfepnittäprinzip fellt $ 3 
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wiederum ein ftatutarifches Korreltiv anf. Soweit nicht auf Grund bes 8 3 ortd- 
Ratutarifhe Beftimmungen getroffen werden, ınuß in Städten und Landgemeinden 
von über 10.000 Einwohnern das Durchſchnittsprinzip angewendet werben. 

1. Rad) den Ausf.-Beft. befteht die Mobifttation, welche die Vorſchriften des 
8 1 bes Geſetes in Stadt» und Landgemeinden von mehr als 10.000 Einwohnern 
erfahren follen, darin: 

a) baß jeder Wähler, welcher mit einem höheren Gteuerbetrage in ber 
Wählerlifte verzeichnet ſtehi, als der auf einen Wähler in der Gemeinde entfallende, 
durchſchnittliche Steuerbetrag ſich beläuft, aus der dritten Abteilung ausſcheidet, und 
im eine ber oberen Abteilungen verfegt wird — (im weiche ex definitiv Tommt, Kängt 
einmal von feinem Steuerbetrage ab und fobann von ber auf Grund des Abf. 2 des 
$ 2 erfolgenden Abſchichtung ber zwei erften Abteilungen gegeneinander). Bei Bes 
rechnung des durchſchnitilichen Gteuerbetrages bleiben nad) näherer Erläuterung 
unter n. 2a und b gemwiffe eaäpler mit ihren Steuerfummen außer Betracht; 

. b) daß bie nad diefer Ausſcheidung für die beiden oberen Wählerabteilungen 
fih ergebende Gefamtftenerjumme halbiert wird und auf jede diefer oberen Hb- 
teilungen eine Hälfte entfällt; J 

©) daß eine höhere Abteilung niemals mehr Wähler zählen darf, als eine 
niedere (andernfals Hat die höhere Abteilung an die niedere b viele Wähler abzu- 
geben, daß diefe minbeſtens ebenjo vicle Wähler zählt, wie bie höhere). Die vor- 
erwähnten Modifitationen greifen alfo nur dann Pla, wenn bei ber nad) $ 1 vor- 
zunehmenden Drittelung Mähfer, auf welche mehr als der Durchfehnitt der Steuer- 
beträge entfällt, in die dritte Abteilung gelangen wilden. ZA bad nicht der Fall, fo 
verbleibt es auch in der Hier fraglichen Gemeinde bei der Drittelung gemäß $ 1 
des Geſetzes. 

2. Was die Berehmung des durchichnittlichen Steuerbetrages anlangt, fo 
ergibt fich derfelbe durch eine Teilung, bei welcher gebildet wird: 

a) der Dividendus burd) die Summe ber in der Wählerfifte der Gemeinde 
verzeichneten Sefamtfteuerbeträge, abzüglich) der Steuern der nicht zur Staats- 
Einlommenfteuer veranlagten ihler und fofern im der Gemeinde — wie im ben 
rheiniſchen Städten — das Wahlrecht an einen Einfommenfteuerfag von 6 ME. ge⸗ 
tnüpft it, auch der zu biefem Gate veranlagten Wähler; 

b) der Divifor durd die Gefamtzahl der in der Lifte verzeichneten Wähler, 
abzüglid) auch Hier derjenigen Wahlberechtigten, welde nicht zur Staats-Eintommenft. 
bezüglid) in den rheinifhen Städten (nicht im Bereiche der StO. 1853), and ber- 
jenigen, weldhe zu einem Cinfommenfteuerfage von 6 DM. veranlagt find. 

8. Bermöge des im $ 2 aufgeflellten Durchſchnittsprinzips ſteigt jeder mit 
überburchfcjmittlichem Steuerbetrage in bie Wählerlifte eingetragene Wähter aus ber 
dritten Abteilung empor, jelbft werm er vom Staate zu einer Steuer (Staats- 
Eintoinmenft., Ergänzungsf., Grunde, Gebäude» und Gewerbeſteuer) nicht veranlagt 
iR. Dies befagt der zweite Sat in Abf. 1 des 5 2, 

4. Der Abf. 2 des $ 2 behandelt die Abſchichtung der beiden oberen Wähler» 
abteilungen nad) Häiften ber vergrößerten @ejamtfteuerjumme, welche ſich aus der 
Berfegung ber Wähler mit üͤberdürchſchnittlichen Steuerjägen aus der britten in bie 
oberen Abteilungen ergibt (j. o. A. n. 7). Cine Erhöhung (Sa 1 Abf. 2) ber 
auf bie erſte und zweite Abteilung entfallenden Steuerfumme tritt ein, fofern Wähler, 
welche mit ihren Steuerbeträgen nicht in das erfle ober zweite Steuerbrittel fallen, 
toegen überdurchfegmittlihier Stenerleiftung doch in Die oberen Abteilungen verfcht 
werden. Eine Berringerung jener Gefamtfleuerfumme kann infofern nicht bewirkt 
werben, als Wähler, ve mehr als den Ducchfehnitt aufbringen, Reis in die oberen 
Abteilmgen gelangen, und auch dann nicht in die dritte Abteilung hinuntergeſetzt 
werben bürfen, wenn fie vom Staate zu einer Steuer nicht veranlagt find. Dieſe 
Hinunterfegung und darnad) eine Verringerung der auf die beiden erſſen Abteilungen 
entfallenden Sieuerfumme fanır Tebiglid) unterburchfehnittliche, vom Staate zu einer 
Steuer nicht veranlagte Wähler treffen. Die Ausf.-Veſt. geben zu $ 2 das folgende 

leiſpiel: 
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+ gu der Gemeinde-Wählerlifte einer (nicht rheinischen) Stadt mit dem Ge- 
meindewahlzenjus von mehr als 660 Mt. Gintommen (4 ME. fingierte Ei 
fommenftcuer) fichen 20 Wähler mit 1050 Mt. Steuern verzeichnet. Die reine 
Drittelung diefer Steuern ergäbe 3. B. für 
die erſte Abteilung . . . 3 Wähler mit 
weite ... du 
ee: Zn Bu a 


. Die zwölf Wähler der dritten Klaſſe ſtehen mit folgenden Gteuerfägen in der 
Kifte verzeichnet: 


Eintr Grund u. 
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Da von der Mähferzahl (20) die zu 3, 8, 9, 10, 11 und 12 verzeidneten, 
zur Staatsein lommenſteuer nicht veranlagten Wähler (6) abgehen und von der in 
der Wählerlifte madhgemwiefenen Steuerfumme (1050 DM.) die Steuern berfelben 
G6H6-+3+3+3+3=S4 DE) abzuziehen find, ergibt ſich die Duxchignittsfumme 


Ki der Divifion: 
050--81=) 966 : (20-6) 1469 Mt. 


Demnad würden bie zu 1 und 2 verzeichneten Wähler aus der dritten Ab- 
teilung ausſcheiden und ihre Stenerbeträge (72471143 Mt.) würden die auf die 
oberen Wähferabteifungen entfalfende Gefamtfteuerfunnme auf 3503504143843 WIE, 
erhöhen, fodaß auf dieſe Abteilungen je 421,50 ME. entfielen. 

gr diejenigen rheiniſchen Städte, in welchen ein Mahlzenfus von 6 Mt. 
gilt, beſtimmen ſich die in Divifor und Dividendus bei Berechnung des Durd)- 
ſchnittsbetrages zu inachenden Abſtriche in ſinnentſprechender Weile, 

0. Zu 8 3 de8 Geſetzes. Dem geſetzlichen Korreltiv des 5 2 werben im 
8 3 zwei fafultative Abänderungen gu Seite geftellt, unter Ziffer 1 das mobifizierte 
Durchſchnittspriuzip, unter Ziffer 2 das Zmölftelungsprinzip. Sie follen im ben- 
jenigen Fällen an die Stelle des Durchſchnittsprinzips treten, in denen dieſes ent⸗ 
weder nicht ausreichen follte, die allzu piutokratiſche Wirkung des nenen Steuerrechts 
in Berbindung mit dem Dreikfaffenfgftem zu tompenfieren oder in denen das reine 
Durchſchnitisprinzip über fein Ziel Hinausgehend eine Demokratifierung bes Wahl- 
edht8 herbeiführen Lnnte. Die in $ 8 für Stadt und Sandgemeinden mit mehr 
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als 10.000 Einwohnern zugelaffenen ortftatutarifchen Regelungen find der freien 
Beſchlußfaſſung ber kommunalen Körperſchaften überlaffen. Gezwungen können fie 
zum Etlaſſe biefer Ortsftatuten nicht werden. 

Wenn aud) die Regierungsvorlage urfprünglich das Ziel verfolgte, nur ſolche 
ortöftatutarifche Regelungen zuzulaffen, welche die durd die Gteuerreforni der Fahre 
1891 bis 1893 eingetretenen Wahlrechtsverf piebungen in höherem Diaße als das 
Regelprinzip de $ 2 oder al3 eine andere ortöftatutarifche Regelung auszugleichen 
geeignet feien, fo war doch im Laufe der Verhandlungen in den Häufern des Land» 
iages die Abficht Hervorgetreten, den Städten bei Erlaß der Ortsſtatute völlig freie 
Sand zu faflen. ES wurde angenommen, daß die Sieibrittel-Majorität des $ 4 
dine_ ausreiende Rautel für eine zwedmäßige Iofale Anwendung der Autonomie fei. 
Nach den Ausf.-Beft. follten deshalb die Beltätigungsbehörden (Bezirlsausſchuß umd 
herpräfident) fi) bei Prüfung der von den Städten befehloffenen Ortsftatute anf 
die Frage ber füllung der formellen gefeglichen Beſtimmungen befchränten. 
Dereits Jebens gen. 1 ©. 443 u. 22 ©. 108) hatte darauf. hingewieſen, daß 
durd) eine bloge Minifterial-Amweifung den Vefchlußbehörben das ihnen gefeglich zut-. 
fiehende Recht, die Ortöftatute auch auf ihre Angemeffenheit und Zwedmäßigteit_ zu 
prüfen, nit genommen werden Tönnte. In dem Erlaſſe vom 7. Februar 1901 
6. Evert a. a. D. ©. 32) hat der Minifter des Innern ber Beidhlußbehörbe das: 
Hecht, in „Ausnahmefällen“ „bei Migbraud“ die Angemeffeneit des Gtatuts zu 
prüfen zuerfannt und bemerkt, daß in Fällen, in denen durch das Ortsſtatut deu, 
foziafen Grundgebanfen der Reform entgegengewirft werben würde, dem Statute did 
Zeftätigung zu verfagen fei (f. Jebens die Gtabtverordneten &. 31). Wählt eine 
Gemeinde die ortöftatutarifche Regelung mad) Ziffer 1 des $ 8, fo müffen, da, dabei 
lediglich eine Modifitation des $ 2 Sat 1 tm Frage ſteht, im Uebrigen bie Be- 
finmungen des $ 2 beachtet werden. Es fan aljo nid)t ber allgemeine rechneriſche 
Turhfgjmitt in Betracht lommen, ſondern derjenige, der ſich mad) 82 d. H. bei Weg- 
laffung der Dreimärker (in dem xheinifchen Städten auch der Sechsmärker) nebit 
ihren gefamten Steuerleiftungen ergibt. Stellt fid) 3. ®. biefer gefeliche Durchfchnitt 
auf 200 Mt., fo kann er durch Ortöftatut bis auf 300 Mi. erhöht werben. Es find 
dann nur diejenigen Wähler der dritten Abteilung, deren Steuern biefen erhöhten 
Sat überfäreiten, aus der dritten Abteilung im die Höhere zu verfegen. 

Darüber, warn ſich die Anwendung des einen oder anderen rinzips des $ 3 
empfiehlt, fiehe Jebens a. a. D. ©. 442 unter Nr. 2%, Wei der nad) Ziffer 2 zu- 
gelaffenen ortäftatutarifchen Soölftelung Können in Gemeinden mit faR gleihartigen 
Steuerleiftungen mehr Wähler zur Aufbringung ber erften fünf als der nädjiten 
vier Zwölftel gehören, fodaß die im legten Gate dee bj. 2 $ 2 und aud) in den 
Schlußworten der Ziffer 2 de8 $ 8 enthaltene Beftimmung leicht wird, zur An« 
wendung gelangen können, J J 

jet der Anwendung der in $ 3 Ziffer 2 zugelaffenen Zwölftelung iſt von 
den Vorſchriften des $ 1 des Gefees nur der Abſ. 1 außer Anwendung geſetzt. 
Die Abfäge 2—4 Tommen zweifellos zur Anmwendung.. Was ben Abf, 5 betrifft, fo 
ift die Bildung ber Wählerabteilungen nad) dem Maßftabe der Zwölftelung berart 
vorzunehmen, daB nad) Abfchichtung ber eriten Wähferabteilung für die Bildung ber 
zweiten und dritten Abteilung nur derjenige Teil der Gefamtfteuerfumme zu Grunde 
zu legen ift, weicher nicht von ben in ber erften Abteilung Wahlberechtigten’ aufge- 
bracht wird, bergeftalt, daß die Wahlberechtigten, welche die erſten vier Siebentel 
diefes MNeRcs der Gefamtftenerfumme aufbringen, die zweite und die übrigen Wahle 
beredjtigten die dritte Abteilimg bilden. (WML. 1902 ©. 156.) 

D: Zu $ 4 des Geſetzes. Das Erfordernis ber Zmeibrittel- Mehrheit be- 
zieht ſich in Städten mit Magiftratsverfaflung auf die Veihlußfaffung der Stadt- 
verordneten-Berf., nicht anf die des Magiftrats, und der Ausdrud „abftunmende Ger 
meinde-Bertreter" in Städten mit. Bürgermeifterei-Berfaffung (1. o. $ 10) auf die 
aefamten ftimmberehtigten Mitglieder der Stabiverordn.-Berf., alfo einſchließlich bes 
Pürgermeifters. Der lettgebadhte Ausdrud_(„abftiummenbe“) if im Gegenfag zur der 
Anzahl der nad) dem Geſetz (oder bem Ortsſiatut) vorgefchriebenen ober. det vor- 
handenen Gemeinbevertreter gebraucht. Nicht nur ber Beſchluß der Errichtung und 





90 SO. 5 14. Wahlbezirte. 


Anderung, fondern auch der der Aufhebung ber Statuten unterliegt ber Be» 
tigung. 

E. du $ 5 bes Geſetzes. Nur allein durch den bier für aufgehoben 
erflärten $ d des Geſebes vom 29. Juni 1898 hatte dieſes Ießtere Ser Gültigfeit 
für das Gemeindewahltedht langt. Es genügte daher auch bie Aufhebung nur 
diefes $, um das Gejeg von 1893 für die Wahlen zur Stabtverordn.Berf. feinem 
ganzen azrbatt nad) aufzuheben. 

ur) Sat 2 des 5 5 find die 88 5 u. fi. SO. mit ihren geſetlichen Er- 
gänzungen und Abänderungen, auch der $ 8 (betv. Wahlrecht der huriftifcien Berfonen) 
und der 8 18, infoweit er nit dem Inhalt des Geiches 1900 wiberipricht, aus⸗ 
drüdlid; aufrecht erhalten, auch $ 6 des Gef. v. 14. Mai 1860 f. u. $ 52. 


8 14. 


Gehören zu einer Abteilung mehr als fünfgundert Wähler, fo 
Zaun die Wahl derſelben nach dazu gebildeten Wahlbezirken gefchehen. 
Enthält eine Stadtgemeinde mehrere Ortſchaften, jo kann biejelbe 
mit Rüdficht hierauf in Wahlbezirke eingeteilt werden. Die Anzahl 
und die Grenzen der Wahlbezirfe, fowie die Anzahl der von einem 
jeden derjelben zu wählenden Stadtverorbneten, werden nah Maß— 
gabe der Zahl ber ftimmfähigen Bürger von dem Magiftrat feitgefept. 


Dazu Geſetz betreffend die Abänderung und Ergänzung einiger 
Befimmungen wegen ber Wahl der Stadtverorbneten vom 1. März 
1891 (66. ©. 20). 

Art. 1 Ziffer 1. Dem $ 14 wird als Abf. 2 nachſtehende Beftimmung bin» 
zugefügt: J 
HM eine Aenderung der Anzahl oder der Grenzen der Wahlbezirle oder der 

Anzahl der von eimem jeben berjelben zu wählenden Stabtverorduteten wegen 
einer in ber Zahl der flimmfähigen Bürger eingetretenen Aenderung oder aus 
fonftigen Gründen erforderlich geworben, jo bat der Magifirat die entſprechende 
anderweitige Feftfegung zu treffen, auch wegen des Ueberganges aus den alten 
in das neue Verhältnis das Gceignete anzuordnen. 

Der Beſchluß des Magiftrats bedarf ber Beftätigung von Aufſichtswegen. 

Hierzu $ 6 des Gef. betr. bie Bildung ber Wählerabteilungen bei 
den Gemeindewahlen v. 80, Juni 1900 (GS. ©. 185 f. o. 8 13). 

I. Im Bereiche der Stäbteorbuung für die lichen Provinzen der Monarchie 
v. 80. Mai 1853 (66. ©. 261), der Städteorbnung für bie Provinz Weſtfalen vom 
19. März 1856 (GE. ©. 287), der Gtädteornung für die Aheinprobinz vom 
15. Mai 1856 (©S. ©. 408), der Städteorbnung file bie Provinz Heffen-Raffau 
vom 4. Auguft 1897 (85. ©. 254) und des Gemeindeverfaffungs-Gefeges für 
die Stadt Frankfurt a. M. vom 25. März 1867 (GE. ©. 401) if der Magifirat 
(Bürgermeifter) befugt, an Stelle ober innerhalb der Wahlbezirke, in denen je eine 
beftimmte Anzahl Stadtverorbneter zu wählen if, Bezirke zum Zwedce der Stimm · 
abgabe (Abftimmungebezirke) zu bilden oder die Wähler in anderer Weife in Grnppen 
zu teilen und für jeden Abftimmungsbezirt bezw. jede Gruppe einen eigenen Wahl» 
vorftand zu beftellen. Soweit er von diefer Befugnis Gebrauch macht, hat er zugleich 
die für die Feſtſtelluug des Gefamtergebniffes der Wahl ſowie für das Berfahren bei 
notwendig werdenden engeren Wahlen erforderlichen Anordnungen au treffen. 
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IL Im Bereiche der unter I genannten Stäbteorduungen beftcht der Wahl. 
vorftand im den einzelnen Wahl-, Abfimmungsbezirken oder Gruppen aus dem Bürgere 
meifler und aus zwei von der Stabtverorbneten-Berfammlung gewählten Beiſitzern; 
für den Vorfigenden werben von dem Bürgermeifter und für die Beifiger von ber Stadi⸗ 
verordueten · Serſammlung je ein ober mehrere Vertreter ans der Zahl der fimmfähigen 
Bürger beftellt. 

Bergl. Jebeus S. 32. Stier-Somlo Archiv 12 ©. 471. 

1. Neben den auf dem Zenfus beruhenden Wahlabteilungen ($ 13) geflattet $ 14 
für größere oder ſolche Städte, welde mehrere Ortihaften (. o. $ 2 ©. 12) um- 
faffen, eine andere Einteilung ber Wahlerſchaft nah örtlichen Wahlbezirken derart, 
daß jeber Bezirk eine beflimmte Anzahl von Stabtverorbueten zu wählen hat. 

a) Zunähft if die Bildung örtlicher Wahlbezirte zuläfiig in dem Yalle, daß 
au einer Wählerabteifung mehr als 500 Wähler gehören. Borausfehung ift alfo, daß 
bereits eine Einteilung aller Gemeindewähler nad Abteilungen in Gemäßheit des 
$ 13 erfolgt iR und fi) bei der Einteilung heransgeftellt hat, daß auf eine oder die 
andere Abteilung eine Anzahl von mehr ale 500 Wählern entfällt. Die Einteilun; 
in BWohlbezirte kann für alle oder für einzelne Klaſſen erfolgen. Es können fonaı 
in einer umb berfelsen Gemeinde Wahlbezite für eine oder die andere Klaffe gebildet 
werben, während bie eine oder die andere Klaffe in der gewöhnlichen Weile wählen. 
&s tönnen aud für die Wähler der exften bezw. zweiten Abteilung andere Wahl- 
begirfe abgegrenzt werben, als für die der dritten Abteilung. Werden MWahlbezirte 
für einzelne Abteilungen gebilvet, fo erfolgt die Einteilung der drei Wählerabteilungen 
auf Grund einer die ganze fimmfähige Burgerſchaft der Stadt umfaffenden Wäpterlifte. 

b) $ı Sag 2 des $ 14 ift dann weiter Die Bildung von drtlichen Wahtbegirfen 
für den Fall als zufäffig erflärt, daß eine Stadt mehrere Ortſchaften, d. b. hiftoriſch 
oder geographiſch don einander getrennte Ortsteile enthält (f. $ 2 m. 1). Ir diefem 
Falle werben nicht die — mehr ale 500 Wähler. zählenden — Abteitungen in Bezirke 
geteilt, fondern die Stadt wird räumlich derart in verſchiedene Wahlbezirte zerlegt, 
daß für jede Ortfchaft eine befondere Wählerlifte geführt wird und die Wählerliften 
jede für fich, im drei Mbteifungen zerlegt werben, daß jede Ortichaft einen felbftändigen 
Wahlbezirk bildet und fomit and je drei Abteilungen umfaßt. Die Vorſchriſt fan 
nicht anders als dahiu verflanden werben, daß unter der von Geſetzgeber bezeichneten 
Borausfegung an Stelle bes einen die ganze Stadt umfalenden Wahlbezirks 
mehrere Heine Wahlbezirke treten, von denen jeder die ‚gleigen echte hat, wie ber 
Seſamtwahlbezirk, ſoweit es ſich dabei um bie Grundjäge handelt, nad denen bie 
Wähterlifte aufzuftellen ift, während je nach ber Größe ber Einzelwahlbezirke bie 
Anahı der von ihnen zu wählenden Stadtverorbneten verſchieden fein kann (DVG. 34 


In beiden Fällen a u. b ift die Anzahl der von jedem Bezirke zu wählenden 
Stabtverorbneten nach Maßgabe der geht der dem Bezirke angehörenden Wahiberech - 
tigten eutfprechend feſtzuſetzen. Mithin darf die Zahl der im dem einzelnen Lahl- 
bezirlen zu wähfenben Stabtverorbneten Teine ſchwankende fein, fie muß vielmehr ſtete 
die nämlicye bleiben. Diefem Erforderniſſe würde ein Reglenient nicht entſprechen. 
mad) welchem die Zahf der von ben einzelnen Bezirten zu wählenden Stabtverordneten 
Hiy neseind und von der Zahl der ftunmfähigen Bürger unabhängig ift (OB®. 48 

. 101). 


Es ift nicht vorgefchrieben, daß bie von jedem Wahlbezirke zu wählenden 
Stabtverordneten in dem betrefjenden Wahlbezirke, von dem fie zu wählen find, auch 
wohnen (f. 5 26 Abf. 6 „wer in mehreren Babibejirten gewählt if”, HR. $ 17 
„die Wähler find bei der Wahl an die im Wahibezirie wohnenden Bürger nicht ge- 
kunden). Somit lann aud) die Verlegung des Wohnfiges in einen anderen Wahl- 
bezirt nicht das Erldſchen des Stadtv..Dandats zur Folge haben (ſ. übrigens $ 15). 

2. Mit Rüdfiht anf die regelmäßig wiederlehrenden Ergänzungswahlen ift es 
angemefjen, jeden Bezirk fo einzurichten, daß bie Zahl ber in jeder Abteilung an 
wählenden Stabtv. durch drei teilbar if, um zu ermöglichen, daß jeder Wahlbezirk 





Ay} SO $. 14. Wahlbedirte. 


alle 2 Jahre bei ben regelmäßigen Ergän; jungstahlen wiederum zur Wahl berufen 
wird. Cs if aber auch nicht unzuläfl hir deu Fall, daß einen Bezirte nicht fo 
viele Wahlberechtigte der betreffenden Abteilungen angehören, um ihm für jede Er- 
gänzungewahl die Wahl wenigftens eines Stadtv. überroeifen zu Können, ihn einem 
benachbarten Bezirke zuzumeifen. 

3. Die Wahlbegirke Ynnen allerdings zugleich als Ort8- bezüglic; Bermaltungs« 
bezirke in Gemäßeit des $ 60 benußt werben. Indes ift dabei wohl zu berüdfichtigen, 
daß Wohnungsänderungen nnd Veränderungen in den Steuer- und Bermögensverhält- 
aiffen der von ſolchem Wahlbezirke umfaßten Einwohner eine Seränberung der Wahl · 
Hegirfs-Ginteilung motwenbig machen idhen Es kann ſich aug die Anzahl der fimm- 
fähigen Vitrger der verjhiedenen Wahlbezirke ändern. IN die Nenderung derart, daf 
dadurch bie Wepartition der Stadtv. alteriert wird, fo muß danach bie Berichtigung 
erfolgen. Deshalb if es bedenklich, die Wahlbezirke zugleich ala Bermaltungebezirte 
zu bemigen.(j. $ 21). 

Durd) rt. 1 Ziffer 1 des Geſetzes vom 1. März 1891 find die Sqhwierig · 
teiten, welche früher einer Aenderung dev Anzahl ober der Grenzen der Wahlbezirte 
ober der Anzahl der von einem jeden derfelben zu wählenden Stadt. entgegenftanden 
vergl. OBG. 17 ©. 107), behoben. 

4. Für die erfimalige Einteilung einer Wählerabteifung in mehrere Wohl- 
beziehe ift auch nad) der Novelle vom 1. März 1891 der $ 14 in feiner alten Faffung 
maßgebend geblieben. Die dem 5 14 duch die Novelle als Abſ. 2 Hinzugefügten 
Vorſchriften finden nur Anmendung, wenn in einer Stadtgemeinde bereits mehrere 
Wapfbezirke beftehen, nur in Bezug auf deren Abänderung. ’ 

Der Neuſchaffung von Wahlbezirten fteht der 5 21 Abſ. 3 SiO. „alle Er- 
aöngunge: und Erſabwahlen werben von benjelben Abteilungen und Wahlbezirken 
48 14) vorgenommen, von benen ber Ausgeſchiedene gewählt war“, — nicht entgegen. 
Dana muß es, wenn der Ausgefchiedene von der ungeteilten dritten Abteilung ge- 
wählt war, genügen, daß bie Neuwahl von berfelben Abteilung — gleihviel von 
welchem der inzwilen eingerichteten Wahlbezirke — vorgenommen wird (OB®. 30 - 
&.9, 34 ©. 16, 382. 22 ©. 239). Die deshalb gleichzeitig notwendige Abänderung 
des $ 210.3 StD. ift dadurch erfolgt, daß in demfelben bie Worte „unbefdadet ‚der 
Borichrift im zweiten Abj. des 8 14” auf Grund des art. 1 Ziff. 2 des Gef. von 
1, März 1891 (f. $ 21) eingefügt worden iſt. 

Zu der vom DMagifrat gemäß $ 14 Abf. 1 vorzunehmenden erften Bildung 
von Wahibezirten if} eine Genefmigung der Auffichtebehörde ebenfo menig erforderlich, 
wie.zu den, den Uebergang in das nene Verhältnis regelnden Anordnungen. Die 
im Shlußfage der dem $ 14 Durch Art. I Ziff. 1 der Novelle hinzugeffigten Befimmung 
vorgefehene Beftätigung bezieht fih nur auf den durch die Novelle geregelten Ball der 
Aenderung befiehender Wahlbezirfe. Darüber, von melden Grundfägen bei 
diefen Anordnungen auszugehen ift, beftehen feine befonderen Vorfhriften. Was der 
Magiftrat in diefer Beziehung amorbnet, muß als, zu Reit beftehend geiten, fofern 
dadurd; nicht fonftige Rechtsvorichriften verlegt oder die äußerften Grenzen des pflict- 
wmößigen vernünftigen Ermefjens überfchritten werden (DVG. 30 ©. 12). 

Der nad) Abf. 2 vom Magiftrat ohne Mitroirtung der Stadtv.-Werj. zu faffende 
Beſchluß bedarf der Beſtätigung von Auffichtewegen. Die Auſſichtsbehörde ift der 
Negier.-Bräfibent (in Berlin der Oberpräfibent). Im den früheren Ausgaben war mit 
Rüdfiht auf $ 16. 9. N. der Bezirfsausfhuß ale zufäudig für die Vefätigung be- 
Kae Nach 8 12 Zuſt.Geſ. beſchließt jedody der Bezirisausſchuß, foweit die Be- 
lußfafiung nach den Gemeindeverfafungs-Gefegen der Auffihtsbehörde zufteht, an 
Stelle derfelben, nur in den beiden im $ 12 ebenda bezeichneten fällen (fiehe 
Jebens ©. 33). 

5. Andere StO., 3.8. Schlesw.-Hof. 5 39, geftatten die Wahl in gefonderten 
Wahlbezirkeu derart vorzunehmen, daß nur bie Abftimmung bezirfeweife erfolgt, jeder 
Stadtverordnete aber von der gefamten Burgerſchaſt u wählen if. Fur ben Geltungs- 
bereich der GtD. hatte OBG. (86 ©. 117, BB. 21 ©. 430) eine folhe Einteilung 
in Abfimmmmgabezirte mit je einem befonderen Wahlvorftande, der jeder für ſich das 
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Bahfgefhäft zu Teiten hatte, während das Endergebnis ber Abfimmungen von den 
vereinigten Wahtnorfiäuder der einzefnen Abftimmungebezirte feftgefellt — ohne 
Küdfiht auf ein ſoiches zuiaſſendes Ortsftatut, deſſen gefegliche Gültigfeit diesfeite 
G. Auflage S. 180, 600) angenommen war, für unzuläffig erllärt. OsG. hält 
einen in diefer Weiſe berufenen Wahlvorftand als den Anforderungen des 24 StO. 
nicht entfprechend, da $ 24 die Bildung mur eines für jedem einzelnen Wahlbezirk 
im Ganzen aus nicht mehr ale brei Perfonen befichenden Wahfvorflandes verlange. 
Um den hierdurch für die großen Städte ſich ergebenden Schwierigteiten zu begegnen, 
ift_der $ 6 des Gef. vom 80. Juni 1900 erlaffen. Hiernad) Tann der Magiftrat, ohne 
doß er dabei an eine Mitwirtung der Stabtv.-Verj. oder an eine Genehmigung ber 
Auffichtsbehörde gebunden if, an Stelle oder innerhalb der Wablbezirke, in denen je 
eine beftimmte Anzahl von Stadto. zu wählen ift, Bezirke zum Zwede der Stimm- 
abgabe (Abftimmungebezieke) bilden oder die Wähler in anderer Weife in Gruppen 
teilen und für jeden Abftimmungsbezitk bezw. jede Gruppe einen eigenen Wahlvorftand 
beftellen. Die Einteilung in Wahlbezirke ($ 14) ift nicht Borausjegung der Zufäflig- 
feit ber Einteilung in Abftimmungsbezitke. Die Autalung von Abftimmungebezirten 
nur in dem Falle, daß vorab mad) $ 14 bj. 1 Wahlbezirte eingerichtet würden, ift 
für bedentlich eraditet, weil eine obligatorife Bildung von Bahldezirken ſtart aus- 
geprägte Sonderintereffen, die veinen Revierintereffen einzelner Stadtteile, als deren 

pezialvertreter ſich die darin gewählten Stadtverordneten fühlen würden, zur Geltung 
bringen möchte, auch wohl geeignet fei, iu volkreichen Städten mit größeren Acheiter« 
vierteln ur deren Organifation zu Wahltörpern der Soriatdenokratie den Zutritt 
zur Stadtv.-Berf. zu erleichtern (f. Jebens PVB. 21 ©. 444). 


Während die Abftimmungsbezirfe ſich auf örtliche Abgrenzungen erftreden, Tann 
die Einteilung in Gruppen wieder nad; anderen Gefihtepunften vor fi gehen, 3. 8. 
mad) den Anfangsbuchftaben der Wähler. 


Nach $ 6 I ift für jeden Abfimmungsbezirt bezw. jede Gruppe ein eigener 
Bapfvorand zu beftelen. Die Vorſchrift unter IL $ 6 ändert den $ 24 im ent- 
ſprechender Weiſe ab uud ermöglicht die Beſtellung von befonderen Wahlvorftänden 
für jeden Bezirk bezw. für jede Gruppe. Diele flehen im ihren Aufgaben, Rechten 
amd Pflichten den Wahlvorfläuden einer in Wahlbezirte überhaupt nicht eingeteilten 
Gemeinde durchaus glei. Indes können jene niemals in die Lage fommen, etwa 
igrerieits feftzuftellen, wer als gewählt anzufehen if, und nicht in die, ein Wahlergebnis 
zu proflamieren und eventl. eine engere Wahl einzufeiten. Das Ergebnis, das aller- 
dings auch fon der MWahlvorftand des Abftimmungsbezirte zu Lonftotieren und gu 
prolfamieren haben wird, Tann nur barin beftehen, wie viele Stimmen für den 
Einzeluen in den bezüglihen Abftimmungsbezirten und Gruppen abgegeben find und 
die Aofimmungetife an bie zuftändige Stelle abzugeben, welche von den Magiftrat 
für die Feſtſtelung des —S der Wahl, ſowie für die Anordnung der 
eiwa notwendig werdenden engeren Wahlen beftellt if. Cine ſolche Stelle bezw. ein 
foldes Drgan hat der Magiftrat einzufegen. Dasjelbe fan befiehen in einem be» 
fonderen Bahfausiguß. Cr fan fi) aber and, aus den Wahlvorfänden aller Ab- 
Riumungsbegirke (Gruppen) zufammenjegen. Als Anhalt für die von dem Magiftrat 
zu erlaffenden VBeftimmungen lönnen die in ben 88 25 m. ff. des Reglemente zur 
Ausführung der Wahlen für ben Reichstag v. 28. Mat 1870, bezügfic, auch die in 
den $$ 39, 42, 44 der StO. für Schlesw.-Holft. gegebenen zu Grunde gelegt werden 
(Zebens PBB. 21 ©. 444). 

Hiernach bietet die StO. nad) Erlaß des $ 6 des Gel. v. 30. Juni 1900 in 
Berbindung mit $ 14 StO. den Stodtverwaltungen die Möglichfeit, den Wahltsrper 
an den Gtabtverordneten-Wahfen in. der mannigfaltigften Weife je na} den befonderen 
Zerhältniffen und Bebärfniffen zu geraten. &s lönnen die gefamten Wähler der 
Stadt einen Wahltörper bilden. Es fann die Stadt in örtliche Wahlbezirke geteilt 
werden, von denen: jeder nur einen beflimmten Teil der Stabtverorbneten zu wählen 
hat. Es kann die Stadt in örtliche Abftimmungebezirfe zerlegt werden, bon denen 
jeber Bezirk die gefamten Stabtverorbneten wählt. Cs ann bie Stadt in Wahlbezirte 
und diefe wiederum in Abftimmungsbezirke geteilt werden, von denen jeder einzelne 
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alle Biejeuigen Stabtverorbneten zu wählen Bat, welde auf den betreffenden Wahl- 
Bezirk entfallen. Die Einteilung in Wahl- und Abftimmungsbezirfe muß nit die 
gelamte Wählerihoft umſaſſen, Fordern Tann aud) auf einzelne Abteilungen beſchränkt 
werben. Und ſchileßlich ift noch an Stelle der Abftimmungsbezirte eine Einteilung 
in Gruppen moͤglich, welche wieder mit ber in örtliche Wahlbezirke und Abftimmungs- 
bezirle verbunden werben kann (Rappelmanıı zu $ 14). 


815. 


Bei Stabtgemeinben, welche mehrere Ortjchaften enthalten, 
kanu die Regierung nad) Verhältnis der Sinmohnergabl beftimmen, 
wie viel Mitglieder der Stadtverordneten-Verfammlung aus jeber 
einzelnen Drtfeaft zu wählen find. 


Dazu Zuſt.Geſ. $ 12 Nr. 1: 

Der Bezirksausfſchuß beſchließt über bie Zahl der aus jeder einzelnen Ortichaft 
einer Stadtgemeinde zu wählenden Mitglieder der Gemeindevertretung. (In Berlin 
der Oberpräfident, $ 43 LBG.). 

Bergl. Jebens ©. 35, Stier-Somlo Arhiv 12 ©. 469. 

1. Unter Stadtgemeinden, welche mehrere Ortidjaften enthalten, find Fälle ber 
im $ 2 zu n. 1 (©. 12) gedadhten Art zu verfichen, in denen eine Stadtgemeinde 
durch Zufammenlegung verichiedener, früher felbftändiger Gemeinden entftanden, oder 
eine Landgemeinde mit der Stadtgemeinde vereinigt if, auch ber Fall, wenn zwar 
noch auf der Mädtifdhen Feldmark aber doch räumlid; getrennt von dem Kern der 
Stadt eine Kolonie entftanden if, deren Einwohner zwar zur Stadtgemeinde gehören, 
die aber gleichwohl ald eine einen eigenen Namen führende befondere Ortfdjaft an« 
‚gefehen wird (PER. 19, ©. 74). 

2. Es ift dem Gutbefinden des Bezirksausſchuſſes anheimgegeben, ob er 
für_einzeine Ortfhaften eine beftimmte Zahl daraus zu wählender Stabto, feffegen 
will oder nicht. Eine Verpflichtung, derartige Beſtimmungen zu treffen, befteht für 
den BezirtBausihuß nicht, jelbft dann nicht, wenn etwa bie bei einer Eingemeindung 
beteiligten Gemeinden Entiprehende& vereinbarten (BER, 15. ©. 39). Hat fid) aber 
der BezirBausihuß einmal zu einer derartigen Feſtſetzung entſchloſſen, fo muß er 
die Repartition nach dem Berhältnis der Eimvohnerzahl vornehmen und darf einen 
anderen Zerteilungsmaßftab nicht zur Anwendung bringen (f. Hübner StO. ©. 104). 
Die von ben einzelnen Ortfchaften zu wählende Zahl der Stabtverordneten kann and 
durch Ortsſtatut feftgefegt werden. Eine Veröffentlihung des Befchluffes des Bezirks- 
ausſchuſſes iſt nicht vorgeſchrieben. Die von jeder Ortſchaft gewählten Stabtv. 
müffen auch in bdiefer wohnen. Wohnfitverlegung außerhalb ber Ortſchaft hat den 
Berluft des Mandats zur Folge. 

Der Zwed der Borichrift if, zu verhüten, daß nicht ausſchließlich oder doch 
überwiegend Einwohner der einen Ortfchaft gewählt, foldhe einer zimeiten außgeichloffen 
werden. Die Einwohner der einzelnen Ortſchaften follen mögli leihmäßig, im 
der Stadtv.-Berf. vertreten fein. Die fiimmberehtigten Mitglieder jeder Ortſchaft 
follen Hinfihtlid, der Wahl auf die ftimmfähigen Bürger ihrer betreffenden Ortſchaft 
befchränft bleiben und ihnen in ſolchen Fällen die Auswahl unter fämtlichen Mitgliedern 
der Gefamtgemeinde nicht gefattet fein. Der $ 15 enthält feine Beftimmung darüber 
wie bie Stadtverorbneten ber einzelnen Ortſchaften auf die Abteilungen verteilt und 
nad) welchem Turnus fie gewählt werden follen, welche bie Reihenfolge ihres Aus- 
fcheidens if. Zt weber duch Befhlup bes Bezirksausfhuffes noch durch das Orts- 
ſtatut beftimmt, von welchen Abteilungen ober nad) welchem Turnüs die den einzelnen 
Ortfhaften zu entnehmenden Stabto. gewählt werden follen, fo Hat der Magiftrat 
das Erforderliche zu beffimmen (PEB. 10, ©. 396, $ 51 LCD.). 

3. Es fann in einem Ginverleibumgsvertrage die in ber einzelnen Ortfchaft 
zu wählende Anzahl von Stabto, feitgefet fein, ohne daß über den Wohnſitz der- 
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felben irgend welche Beftimmung getroffen worben iſt. Iu einem ſolchen Falle beſteht 
teine redhtsgüftige Vorfchrift, wonad) der für die aiyelne Orticaft gewählte Gtabtv. 
in derſelben auch feinen Wohnfig haben müfle (PBB. 15, ©. 39). 

Daraus, daß in einem Eingemeindungs-Bertrage beftimmt ift, daß eine ber bis. 
herigen getrennten Gemeinden einen befonberen Wahlbezirk bei den Stabiverorbneten- 
Bahlen bilden folle, und daß bie von dieſem Bezirke zu wählenden Stadw. ihren 
Bohnfitg im Bezirke haben müßten, folgt für bie Wahlbezirte im Gebiete der anderen 
bisher felbftändigen Gemeinden nicht, daß aud) in ihnen nur Stadw. gewählt werben 
dürfen, die dort ihren Wohnfitz haben. (PBB. 22 ©. 239. 

merhalb ber einzelnen Ortihaften konnen, wenn erforderlich, Wahlbezirke 
und Abſtimmungsbezirke nad) $ 14 SiO. und $ 6 Gef. von: 30. Juni 1900 gebildet 
werden. 


$ 16. 


Die Hälfte der von jeder Abteilung zu wählenden Stabt- 
verorbneten muß aus Hausbefigern (Eigentümern, Nießbrauchern und 
jolchen, die ein erbliches Beſitzrecht haben) beftehen. 


Berg. Jebens ©. 87. 

1. Die Hälfte der von jeder einzelnen Abteilung Gewählten muß aus Haus- 
Sefigern beftehen. Unter „Hausbefigern“ müffen gegenüber dem in $ 5 Mr. 4a 
enthaltenen Hinweife auf $ 16 efiger von im Stadtbezirke belegenen Wohn- 
häufern verftanden werden. (OBG. 28, S. 39.) Den Eigentünern eines Wohn, 
hauſes find diejenigen gleichgefellt, die ein bauerndes, in feinen Wirkungen dem Eigen- 
tunı nahe oder faft gleichko nunendes Berfügungsrect über das Wohnhaus haben. So 
. B. der Ehemann, dem die Nutznießung und die Verwaltung über das Haus feiner 
Epefcan, ber Bater, dem die gleichen Rechte binfichtlich des feinen Kindern gehörigen 
Haufes neben (88 1363 u. ff. u. 1649 u. fi. BEB., PB. 24, ©. 603 ! 0.85 
2.9 5.46). Bertangt wirb der Xileinbelih, ber Mitdefi eines Witeigentümers genügt 
nicht (OBG. 38 ©. 26). Auch der Nießbrauch, der fich micht auf ben ganzen Bei 
erſtredt, reicht nicht aus, die paffive Wahlfähigkeit als Hausbefiter im Ginne bed 
$ 16 zu begründen (OBG. 41 6. 25). Auch Derjenige, ber mit feiner Ehefrau 
ein Wohnhaus eigentümlich befitt, alfo Miteigentümer diefes Wohnhaufes if und an 
dem Anteile feiner Ehefrau das Rießbrauchrecht hat, ift als Haußbefiger im Ginne 
des 8 16 nicht wählbar. Immer muß entweder daS Eigentum oder der Nießbrauch 
oder daS erbliche Befitzrecht für ſich ben gefamten Bei mmfaffen. Bei der Ente 
ſcheidung, ob Jemand Grundbefier und demnach; bei ber in frage ſtehenden Stadtver- 
orduetentoabl al8 Hausbefiger wählbar if, ann bet Grundbefig von Fantilienangebörigen 
dem Gewählte nicht angerechnet werben, obwohl eine ſolche neamung der 36 Fi 3 
SO. für dem Erwerb des Bürgerrechts vorficht (BMB. 1902 ©. 96, OB. 38 
€. 77, 41 ©. 29, BSP. 2 ©. 40, 604). 

Als erbliches Beſitzrecht ift das Erbbaurecht ($ 1012 BEL.) zu betradhten. 

2. Die Vertretung jeder einzelnen Abteilung muß die gefetgliche Zahl vor 
Hausbefigern haben, nicht nur in der zuerft konſtituierten, fondern auch in jeder durch 
Ergänzungswahlen oder Erfagtwahlen in Folge Tod ober Ausiceiden von einzelnen 
EStadtverorbneten veränderten Berfammlung (OBG. 28 ©. 38, 32. &.6). If biefes 
nad) dem dur $ 26 befiimmten Wahlrefultate nicht der Fall, fo werden unter den 
gewählten Nichihausbefitzern diejenigen, welche die wenigfien Stimmen erhalten haben, 
in der erforderlichen Bahl auszufcheiden fein, und dürfen bei dem bemnächft vorzute 
nehmenden anderweiten ngungeiwahlen nur Jeusbefger gewählt, werben. as 
gegen fa eine größere Anzahl, fl ale Mitgfieber der Stan Ber. zu. ben Sans, 
Gefgern gehören. Eine Abweihung von dem Grundfag des $ 16 iſt aud nicht auf 
dem Wege ftatutarifcher Anordnung geftattet. - 

3. Die Berteilung der zu wählenben Hausbeſitzer auf bie einzelnen Wahlbezirke 
Hat der Magiftrat vorzunehmen. Iſt die Zahl ber Hausbeſitzer, welche zu wählen 
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find, nicht durch die zahl der Wahlbezirte teilbar, fo wird die Berteilung auf die 
einzelnen Wahlbezirte durd) das 208 beftimmt. (f. weiteres u. $ 22). 

4. Audere StO.. fernen eine derartige, eine befondere Kiaſſe dev Eimwohuer- 
ſchaft hervorhebende Beftimmung nicht. Andere dagegen haben ähnliche Borfchriften, 
10 3. B, daß ein Teil der Stadtv. aus den Höcftbefteuerten (Artitel 11 Gr. Hefien), 
ober aus der Zahl derjenigen gewählt werben muß, bie einen beftunmten Steuerfat 
entrichten. Das Bedürfnis, ja die Nüglichleit derartiger Beftimmungen ift ınehrfach 
in Frage geftellt worden. (f. Stier-Somlo Berw.-Arh. 12 ©. 391, Dryander dev 
$ 16 der prenßifhen StO. Aun. des Deutfchen Reiches Jahrg. 1903 S. 430). 


g 17. 
Stabtverorbnete können nicht fein: 

1. Diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörden, 
durch welche bie Aufficht des Staats über die Städte aus- 
geübt wird ($ 76); 

2. die Mitglieder des MagiftratS und alle befoldeten Gemeinde- 
Beamten; die Ausnahmen beftimmen.g$ 72 und 73; 

3. Geiftliche, Kirchendiener und Elementarlehrer; 

4. die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die teamifchen 
Mitglieder der Ben Gewerbe- und ähnlicher Gerichte 
nicht zu zählen find; 

5. bie Beamten der Staatsanwaltſchaft; 

6. die Polizei-Beamten. 

Bater und Sohn, fowie Brüder, dürfen nicht zugleih Mit- 

glieder ber Stabtverordneten-Verfammlung fein. Sind verateigen 

erwandte zugleich erwählt, fo wird ber ältere allein zugelafjen. 


Bergl. Jebens ©. 38, Stier-Somlo Ar. 12 ©. 444. 

1. Die Auffictsbehörben der Städte find Die Regierungen, der Regierungs- 
Bräfident, der Oberpräfibent, der Minifter des Innern mit dem ihnen beigegebenen 
Näten und Hilfgarbeitern (88 8, 18 LGB.). Die Subalternbeamten diejer Behörden, 
3. 8. bie Regierungsfefretäre ufto., find jedod wählbar. 

Die Landräte gehören nicht zu den Beamten, durch welche die Aufficht des 
Staats über die Städte ausgeübt wird, wenngleich ber Steg Präfbent ſich ihrer bei 
der Handhabung des Auffichtsrchts als feiner ausführenden Organe bedienen kann 
(DBG. 13 ©. 79, 5 ©. 21. ug 76). Die Landräte haben aber die Polizei 
Berwaltung der im Kreife belegenen Städte zu überwachen. Kraft ihrer Aufſichts- 
ſtellung lönnen fie in dringenden Fällen die Funktionen der Ortspolizeibehörden an 
fich ziehen; buch Einzelgefege find ihnen noch befondere polizeiliche Funktionen für 
den ganzen Umfang des Kreiſes überwiefen (vergl. Gef. betr. die Ausführung des 
Reiche: er ber die Abwehr und die Unterbrüdung ber Viehſeuchen vom 12. März 1881). 
Danad) find die Landräte unzweifelhaft Polizeibeamte im Sinne der Bifl. 6. Cie 
önnen daher zu Stabto. überhaupt nicht gewählt werben. 

Zu den Beamten, durch welche die Aufficht des Staats über die Städte aus - 
gast wird, gehören jedenfall bie ernannten Mitglieder des Provinzialrats nnd des 
BezirtAnsihuffes. Die gewählten Mitglieder diefer beiden Stollegien Tönnen 
jedoch Hierzu nicht gerechnet werben. Prattifd)e Gründe ſprechen auch dagegen. Ge» 
vade die zum Teilnahme am den Gefchäften des Bezirdausichnffes und Provinziale 
rats borzugsmeife geeigneten Einwohner des Bezirks bezw. der Provinz werben meift 
auch an ihrem Wohnorte ala Mitglieder der Stodtoerorbretn-Berfanmfung, mit 
gern entbehet twerben. Nah dem MR. 26. Juni 1881 (f. dv. Vrauditic Bd. 3, 
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S. 41, 12. Aufl.) iſt bezüglich der genäht Mitglieder ber Provinziafräte und der 
Bezirtsausſchũſſe bisher die Unvereinbarkeit ihres Amtes mit demjenigen eines Stadw. 
oder Magiſtratsmitgliedes nicht angenommen und fein Anlaß gefunden worden, von 
Amtsrwegen dagegen sinzufäreiten. (Anderer Meinung jebod) Schön S. 204, Lribig 
S. 73, Jebens ©. 31, Ledermann S. 72, Stier-Somlo Berw.-Ardiv 12 ©. 444). 
SO. Heffen-Naffau $ 19, Ziff. 1 führt auch nur die vom Staate ernannten 
Mitglieder derjenigen Behörde auf, durch welche die Aufficht des Staates über die 
Städte ausgeübt wird. Die gewählten Mitglieder find zudem Ehrenbeamte. 

2. Der Beſtimmung in Hiff. 2 liegt ber Gedanfe zu Grunde, daß der Charafter 
der Stadtv.-Berf. als des die Verwaltung Tontrolierenden Organs diejenigen von der 
ſeiden außfehließe, welhe als Mitglieder des Magiftrats diefe Verwaltung führen und 
welche als Unterbeamte von der verwaltenden Inſtanz abhängig find, bie letzteren 
wenigftena dann, wenn ihr Wohängigfeitsverhältnis dadurch verihärft wird, daß fie 
auf ihr Amt gm Zwede des Broterwerbes Hingewiefen find. Deshalb find die pen- 
fionierten Gemembebeamten wählbar und von der Wählbarfeit find die Gemeinde⸗ 
beamten nur in ber betreffenden einzelnen Gemeinde ausgefchloffen, von welcher fic 
befoldet find, alfo nur in ihrem Dienftorte. 

Ueber ben Begriff des Gemeindebeamten f. u. $ 56 Nr. 6n 1a (Stier-Somlo 
Berw.-Ardiv 12 ©. 44T). Der im 8 1NBO. gegebene Begriff des Kommunalbe« 
amten kann nur zur Anwendung gelangen binfihtlic der Gemeindebeanten, welche 
unter der Herrichaft de3 KBG. angeftellt find bezw. in Zukunft angeftellt werden. 
Auf die vor dem Inkrafttreten diefes Geſetzes angeftellten ift er nicht ohne Weiteres 
übertragbar (f. u. 8 56 Nr. 6). Neben dem förmlich durch Anftellungsurkunde ($ 1 
BG.) berufenen Beamten kommen daher ald Gemeindebeamte zur Zeit auch nod) 
fonfiige Perfonen Hier in Frage, welche von ber Gemeinde gegen Entgelt mit obrig- 
teitlien Funftionen betraut find (1. u. & 56 Nr. 6 n. 1). Dagenen gehören nicht 
zu den Gemeindebeamten biejenigen, welche ri techniichen, woiffenfchaftlichen, fünftferiichen 
oder mechanifchen Dienftleiftungen ohne obrigteitlihen Charakter durch privatrechtlichen 
Dienftmietvertrag angenommen find (f. u. $ 56 Nr. 6 n. 1), wie daß z.B. bei 
Armen- und Anfaltsärzten (BOB. 8 ©. 377, 16 ©. 296), Impfärzten (OBG. 26 
8. 131), fowie bei dem Berfonal_der gewerblichen Unternehmungen der Städte 
(986.14 ©. 70, 27 ©. 431, 35 ©. 59) zutreffen kaun. 

Unter Befoldung in Biffer 2 it zu verſtehen, was die Gemeinde dein Bes 
amten als Entgelt für bie Gefamtheit feiner Dienfte in der Fürforge für feine wirt- 
ſchaftliche Eriftenz, zu feinem Lebensunterhalt gewährt. Unweſenüich ift dabei, ob 
das Einfommen ein feftes oder ſchwantendes il, ob 8 prae- ober postnumerando 
gegeben wird, ob es genügt, um dem Betreffenden allein den Lebensunterhalt zu ge» 
währen, ob das Amt die ganze Kraft des Beamten in Anfprud; nimmt. ud) ift es 
muftatthaft, in den 8 17 Ziff. 2 den Begriff einer etatsmäpig feftgeftellten oder einer 
folchen Befoldumg hineinzutragen, welche auch zum Penfionäbezuge berechtigt. Ans 
diefen Gründen ıf ein Ortsfteererheber, weichem vom Magiftrat die Erhebung dev 
direften Staatöftenern im Stadtbezirke gegen den Bezug der von Staate für die Er- 
hebung zu zahlenden Tantiemen übertragen worden if, ohne daß demfelben der 
Dienfteid abgenommen if, als befoldeter Gemeindebramter angefehen, welher nicht 
Stabto. ‚fein darf (OBG. 12 ©. 52, 16 ©. 139, 17 ©. 259). Ebenfo gehört zu 
den befolbeten Gemeindebenmmten der Wendant einer Nädtiihen Spartaffe, au wenn 
feine Anftelung nicht unmittelbar vom Magiſtrat erfolgt ift, ba die mit der Ber: 
waltung einer ſtädtiſchen Sparfafje beauftragten Kuratoren eine — Verwaltun: 
deputation, eine dem Megitcat unterftellte Behörde bilden (ORG. 21 S. 29), des- 
gleichen Eicmeifter (PBB. 21 S. 430). 

3. Nach $ 72, 73 SO. find in dem Etäbten von weniger als 2500 Ein- 
wohnern, für melde eine Gemeinbe-Bertwaltung ohne tolegialifhen Noritand cite 
gerichtet it, bie Schöffen zu Etabtverordneten wählbar. 

4. Wer als Geiſtlich er zu betrachten, ift durch die Kirchenverfaſſung beſtimmt. 
Fetstere (8 49 T. 2, Tit. 11 Allg. Lande.) bezeichnet als Geiſtliche Diejenigen, 
welche bei einer KHriftlichen Kirchengemeinde zum Untereidhte im der Religion, zur 
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Bejorgung bes Gottesdienftes und zur Verwaltung der Salramente beftellt find. 
Diefe "De nition Rimmt inbeffen mit dem evangeliſchen Kirchenrechte nicht überein, 
mad welchem über bie Gigenfcjaft als Geifliher die Ordination entfgeibet. Jui 
einzelnen Falle if zur Beftinmung diefes Begriffes derjenige Begriff Fl Grunde zu 
Tegen, ben das einfchlagende Kirchentecht ober bie Berfaffung derjenigen Kirche, welcher 
der bezüglidhe Geifliche angehört, mit dem Worte „Geiflier“ verbindet. Handelt 
es fi) danach beifpielsweife um einen von bem BWorftande eines evangelifchen Ber- 
einshaufes oder des evangeliſchen Vereins für innere Miffton berufenen evangelifchen 
Geiftlihen, welcher nicht blog orbiniert if, fondern auch ein in bem Organismus bev 
Landeskirche eingegliebertes Amt verficht, deffen Berufung von dem Konfiſtorium be- 
Mätigt und welcher der orbnungsmößigen Auffiht der zuftänbigen Kirchenbehörden 
unterfellt ift, deffen Einführung in das Wınt in der gleichen Weife, wie bei allen 
übrigen Geiftlichen des bezüglichen Ortes, ftattgefunden hat, welcher weiter als be» 
tatendes Mitglied zu dem Gemeindelirdhenrate tie zu der Rreisfynode zugezogen if 
ufw., fo genügt das, um ihn als Geiftlihen der evangelifchen Landeslirche zu be- 
handeln (I 30. 12 ©. 133, Stier-Somlo Berw.-Ard. 12 ©. 457). Zu den 
Geiflichen gehören auch die das Amt eines Geelforgers bei den Gefangenen-Anftalten 
befleidenden Anftaltsgeiftlichen (OBG. 18. ©. 114) fowie bie emeritierten (OB. 12 
©. 141). Zu, den Geiſtlichen gehören nicht die Seminarbireftoren, auch wenn fie 
früger ein geifliches Amt befleibet haben, auch nicht, biejenigen ordinierten Geit- 
lichen, welche von einer Miſſions- oder“ fonftigen Gefellihaft angeftellt werben, 
ebenforenig die judiſchen Nabbiner (MR. 10. Jan. 1848, NMB. ©. 40), bie 
Beebiger der Mennonitengemeinden, der Baptiften-Gemeinden und der ſich von der 
Sanbesticche getrennt haltenden Rutheraner (PBB. 14 ©. 546, 15 ©. 430, OB. 38 
©. 29). 18 Geiſtliche gelten aud) die Superintendenten (OBS. 20 ©. 451). 

Unter den Kirchendienern find nicht bloß bie nieberen Kirchenbebienten 
(8 536 Allg. Sandr. T. II, Tit. 11) zu verftehen, fordern aud andere Beamte, wie 
DOrganiften, Küfter, Kantoren, auch bie bei den euangelitgen Kirchen angeftellten Ren- 
danten ber Rirchenlaffen (OBG. 17 ©. 124, 19 ©. 44), fobald deren Befoldung oder 
Remuneration, objektiv und nad dem Willen der Beteiligten über eine Vergütung für 
ſachliche Ausgaben und den Erfag von Auslagen hinausgeht. IM jedoch für bie 
Berwaltung ber Kirchenkaſſen ein Mitglied des Gemeindekirchenrats ohne Befoldung 
nur gegen Bergütung der fachlichen Auslagen ernannt, fo ift dieſes Amt des mit ber 
Rendantur betrauten Mitgliedes als ein Ehrenamt anzufehen (OBG. 17 ©. 124, 19 
©. 4, 15 ©. 79, 36 ©. 130, PIB. 10 ©. 194, 452, 22 ©. 384, 25 ©. 685). 

5. Für die Entſcheidung der Frage, ob ein Lehrer von der Wählbarkeit zum 
Stadtverorbneten außzufchließen it, it nidpt die Art des von ihm zu erteifenben 
Unterrichts, fondern vielmehr der Charakter der Schule, bei welder er angeftelli üft, 
maßgebend. Unter Clementarfdulen find mer bie der allgemeinen Gehulpflicht 
dienenden ($ 46 Zuft.-Gef.), gegenüber den Öffentlichen Trägern der Schüllaſt im 
Auffichtstvege bezw. in den Formen des Gef. vom 26. Mai 1887 erzwingbaren Schulen zu 
verftehen, deren Befuch für diejenigen, welche nicht anderweit für den Unterricht ihrer 
Kinder forgen, obligatoriſch ift und die keinem im Schulbezirte fich aufhaltenben ſchul - 
pfüightigen Schultinde verfchloffen bleiben bürfen (ORG. 20 ©. 120). Nur die 
Lehrer an folgen Schulen, gleichgültig, welden Bildungsweg fie genoinmen haben 
und welcher Art der von ihnen erteilte Unterricht if, Lönmen nicht Stadw. fein 
(OB. 12 ©. 197, 18 ©. 176). Ein Lehrer, welcher an einer mit dem Gymnafium 
orgauiſch verbundenen und umter Aufficht des Provinzial-Schulfollegiums ſtehenden 
Borfehule angefteltt ift, Tann nic)t zu den Elementarlehrern gerechnet werden (MR. 
17. Januar 1878, ©. 36, OBG. 23 ©. 87, 17 ©. 157). Dagegen find von ber 
Wählbarkeit zu Mitglicbern des Magiſtrats alle Lehrer an öffentlihen Schulen 
überhaupt au — ($ 30 Nr. 3). Auch die Lehrer (alademiſch oder jeiminarififch 
bildete), Weide an Schulen angehelt find, deren Endziele über den obligatorifchen 
Boltsfhulnterricht bezw. über die Vefimmungen der Voltsſchule hinausgehen, find 
zu Stadtverordneten wählbar, alfo Rektoven und Lehrer an höheren Bürger, Töchter 
und Mittelfihulen (OB®. 14 ©. 70, PP. 8 S. 370, OBG. 23 ©. 87, 17 ©. 157), 
die Lehrer an Taubftummen- und Biindenſchulen. 





SO. $ 17. BWählbarkeit zum Stabi. 99 


6. Nach dem Sprachgebrauche, jedenfalls nad) dem zur Zeit des Erlaſſes der 
SH. herrihenden Sprachgebraudge, werben nuter „richterlichen“ Beamten bie Richter 
amd Affefioren bei den ordentlichen Zivilgerichten verftanden. Zu den richterlihen 
Beamten gehören auch die vom Staat ernannten Witglieder der Gerichtöhöfe bes 
öffentlichen Achte — in dem Entivurf der SW. 1876 waren fie unter einer ber 
{onderen Nummer aufgeführt, — nad) Bieler Xuficht auch bie gewählten Mitglieder, 
da ohne Ausnagme alle Mitglieder und Rellvertretenben Mitglieder der Bezirkdaus- 
ſchũſſe in diefer ihrer Eigenſchaft den Borſchriften des richterlihen Disziplinargefeges 
unterworfen feien (f. jedoch oben n. 1 Abf. 3). 

Die Borfitrenden bee neueren Gewerbegerichte (Reichsgeſ. v. 80. Juni 1908), 
deren Stellvertreter und Beifiger Tonnen gleichfalls nicht zu den unter Mr. 4 bes 
zeichneten vichterlichen Beamten gezählt werben. Das Anıt der Beifiger if ein Ehren» 
amt unb in disziplinarer Hinficht unterftehen fie nicht ben für die ordentlichen Richter 
geltenden Veftinmungen, jondern nur den Beftimmungen de angef. Gel. dv. 30. Juni 
1908 (BSR. 17, €. 316). 

Die Subalternbeamten fowie die Referendarien der Gerichte find ebenſowenig 
wie die ber ſtädtiſchen Auffihtsbehörden von ber Wahl zu Siadwerordneten aus- 
geichloffen. 

7. Auch bie Beamten der Amtsanwalticaft, ſowie der fändige Vertreter bes 
Auitsanwalts gehören zu ben Beamten der Staatsanwaltichaft, aud) bie bei der 
Staatsanwaltſchaft Tommiffarifch befchäftigten Gerichts- Aſſeſſorcii, ſowie die Amis - 
and Forftanwälte. Die iım $ 153 Ger.-Berf.-Gef. Begeihmeten Hülfsbeamten ber 
Staatsauwaltſchaft fallen unter Ziff. 5 (PB. 19 ©. 344, 4 ©. 281). 

8. Der Landrat ift Polizeibeamter im Sinne der Ziffer 6. Dasfelbe iſt auch 
hinſictch des Kreißfefretärs der Fall, ba der Kreisfefretär der geichlidhe Stellvertreter 
des Landrats für fürzere Behinderungsfälle it (OBG. 13 ©. 78). Auch der Kreig- 
deputierte ift, wenn er zu ber Zeit, da die Wahl erfolgt, den Yandrat vertritt, al 
Polizeibeamter nicht wählbar (OB. 25 &. 20, 10 ©. 24). 

Für eine Einfchräutung der Ausuahme auf die Polizeibeamten der betreffenden 
Stadtgemeinde bietet das Geſetz Leinen Anhalt. Es find alle Polizeibeamten ausge» 
ſchloſſen, gleichviel, ob ſich deren Wirkfamteit auf das Stadtgebiet exſtregt oder ſich 
nur außerhalb bes Stabtgebiets F Die Königl. Diftrikts-Sommiffare der Provinz 
Wofen find Polizeibeamte (PB 19 ©. 344), deögleidjen die Anıtsvorftcher (PBB. 24 
©. 281). Zu den Bolizeibeantten im Sinne der Ziff. 6 gehöͤren nicht blos bie eigent- 
lichen Polizei-Egelutivbeamten, welche mit ber Wahrnehmung der allgemeinen Polizei 
betraut find, fonbern aud) folhe, weldhe nur einen einzelnen, befonder8 organifierten 
Zweig der Polizei wahrzunehmen haben, 3. ®. bie Bergrevierbeamten. Zu ben Po- 
Üigeibeamten im Sinne der Ziffer 6 gehören deshalb die Eifenbahn-Bolizeibeamten 
48 66 bes BahnpolizeisHeglements vom 30. Dezbr. 1855, RGB. ©. 313, QBG. 16 
S. 73). Folgende Eiſenbahnbeamte find ſomit als Stadt. nicht wählbar: Betriebs - 
direltoren und Ober⸗Ingenieure, Ober-Betrieb3-Infpeltoren, Betriebs · Inſpeltoren 
und Betricb8-Bauinfpeftoren, Eifenbapubaumeifter, Abteilungsbaumeifter und Ingenieure, 
Bahn ⸗ Kontrolleure und Betriebs-Sontrolleure, Stations-Borftcher und Stations - 
Aſſiſtenten, Bahnmeifter und Hilfsbahnineiſter, Weichenſteller, Ober ⸗Bahnwärter, Bahn- 
wärter und Hilfs-Bafmvärter, Ober-Zugmeifter umb Bugmeifter bezw. Bugführer, 
Padweifter, Schaffner, Rangiermeifter, Wagemwärter und Bremſer, Portiers, PBerron« 
Diener, Nahtwächter. 

9. Für Staatsbeamte, und zwar auch für Rechtsanwälte und Notare wird zur 
Annahme der Wahl als Stadtv. die Genehmigung der Berpefbten Dienfbehörde eie 
fordert (Staatsminifterialbefhluß vom 2. März 1851, BMB. ©. 38). Die fort 
dauernde Gültigleit dieſes auf die Kabinettsordre d. 13. Juli 1839 fid) fütenben 
Erlaffes iR zu Untedit befritten von Preuß. PBB. 25 ©. 387. Gegen diefes 
Bornhal_ ebenda &. 301, Etier-Somlo Berw. Ar. 12 ©. 462. Der Beſchluß if 
aber hinfichtlich der Rechtsanwälte nicht mehr aufrecht Er halten. Die Redjtsamvälte 
achören feit dem Snfrafttreten der Deutfchen Redhtsamvalts-Orbnung vom 1. Juli 1878 
KGB. ©. 177) nicht mehr zu den Staͤatsbeamten. Nach Art. 82 Preuß. Gef. über 
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die freiwillige Gerichtsbarkeit bedarf der Notar zur Webernahme eines umbefoldeter 
Amtes in der Gemeindeverwaltung oder der Gemeindevertretung nicht der Genehmi- 
ung feiner Auffihtebehörbe und 8 16 de3 Heichögef. betr. die Rectsverhäftifie der 

eihsbeamten dv. 31. März 1873 (NGB. ©. 61) beftimmt mur, daß fein Reichs 
beamter ohme vorgängige Genehmigung der oberiten dieichsbehöide ein Nebenamt 
ober eine Nebenbefhäftigung, mit weicher eine fortlaufende Remuneration ver« 
bunden ift, übernehmen darf. 

Die Annahme eines Mandats als Kreistagsabgeordueter feitens eins Staats: 
beamten bezw. Lehrers foll von ber Genchmigung der borgeiegten Bchörbe nicht mehr 
abhängig fein (BMB. 1874, ©. 4). Die in diefem Neffeipt wiebergegebene Auf 
fafjung geftattet feine allgemeine Anwendung auf andere fommunale Acmter bezw. 
Vertreiungen (BMB. 189, ©. 126). 

Altive Militärperfonen, ſoweit fie überhaupt als Einwohner einer Stadt zu 
betradjten find ($ 3 ©. 24), bedürfen nad) $ 47 Reichsmilitärgefeg 2. Mai 1874 
(RG. S. 45) zur Annahme von Aemtern in der Verwaltung und Vertretung der 
politifchen Gemeinden der Genehmigung ihrer Dienftvorgefegten. 

Die vorgefegten Behörden haben das Recht, die Genehmigung jederzeit wieder 
zurädzuziehen (BMIR. 1864 ©. 138). 

die Wahl eines Staatsbeamtem wird nicht hinterher dadurch zu einer um- 
gültigen, daß ihm bie erforderliche Erlaubnis verfagt wird. Bei Berfagung der Ev- 
laubnis Hat ebenfo wie bei Ablehnung der Wahl cine neue (Ergänzungs-) Mabt 
Rattzufinden (PBB. 17 ©. 371). 

10. Eind dergleichen im Abf. 2 aufgeführte Verwandte „zugleich“ erwählt, fanır 
nur dahin verftanden werden: „bei Gelegenheit derfelben Exgänzungswahl”. Dent 
Begriffe „zugleich if eine durch Natur und Weſen bedingte weitere Bedeutung zu 
geben. Die Vorſchriſt hat den Sim, daß fie lets anzumenden ift, wenn die Wahl 
bei_denfelben Ergängungsmahlen, und zwar dergeſtalt erfolgt, daß die Stadtv.Verſ. 
gleichzeitig über die Gitltigfeit einer folhen Wahl u befinden hat (PBB. 24 ©. 807). 
Dagegen fanır zu einem bereits im die Stadtv..Berf. gültig berufenen Bürger der 
Verwandte überhaupt nicht mehr gültig gewählt werden (OB. 44 ©. 24). Yür die 
Dauer feiner Wahlperiode ſchließt aljo ein Mitglied der Stabtv.-Berf. feinen unter 
Al. 2 fallenden Verwandten von der MWählbarkeit aus. Don Bedeutung if daher 
der Zeitpunkt, mit welchem Jemand Stadtverordneter wird. OVG. (41 ©. 18) nimmt 
an, daß der Gewählte feinesfalls vor der Annahme der auf ihn gefallenen Wahl 
als Stadtverordneter anzufehen iſt. Hat zur Zeit der Wahl des älteren Bruders der 
am Zage zuvor gewählte jüngere Bruder die Wahl noch nicht angenommen, fo muB 
jener als Stadtv. zugelaffen werben. . 

Unter „Bater und Sohn“ werben auch Stiefvater und Stiefſohn zu verftchen 
fein, obwohl zwiſchen ihnen nur ein Schroägerfejafteverhäftnis befteht (BVL. 21 S. 82Ö). 
Halbbrüder dürfen neben einander nicht Stadtverorbnete fein (Selbftv. 1899 ©. 243). 
Schwiegervater und Schwieger ſohn Tönen zugleich, Stadtv. fein (Anders 9. N. $ 19). 
Nah $ 30 StO. dürfen aber Schwiegervater und Schwiegerjohn, Bater und Eohu, 
fowie Brüder nicht zugleich Mitglieder des Magiftrats md der Stadtv..Berf. ſein 
(PBB. 25 ©. 461). 

11. Hinfitli der Fähigkeit, im die Stadtw. Verſ. gewählt zu werden 
tommt c8 fediglic auf die Zeit der Wahl an. Die Borausfegungen der Wählbarfeit 
müffen ſchon zu der Zeit gegeben fein, da die Wahl erfolgt, insbefondere darf zu dieſer 
Zeit der Gewählte wicht den Streifen derjenigen Beamten angehören, die nit Stabtv. 
fein können. Später nach der Wahl eintretende Deränderungen bfeiben außer. Betradht. 
Deshalb it eine Perfon, welche zur Zeit der Mahl noch Dagiftratemitglieb ift, nicht 
als Stadtv. wählbar, wenngleid fein Amt als Magiftratsmitglied zur Zeit des Ein- 
tritts in die Stadtv.rBerf. abgelaufen fein follte (OB®. 28 S. 9). Tritt eines der 
Hinderniffe des $ 17 „Ipäter mad) der Wahl ein“, fo exliicht das Mandat. 

Wäptbar zu Stadt. find diejenigen, welche zur Zeit der Mahl im Beſitze des 
Bürgerrechts find, and wenn fie aus Irrtum ober Verſehen, oder weil fie bei Auf- 
ſtellung der Wähierliſte noch nicht das Bürgerrecht hatten, in die letztere nicht auf- 
genommen find. Die Wäplerfife wird nur zum Zivede des Wahlverfahrens aufgefteltt. 
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Ein Einwohner, der in feiner Berfon alle das Bürgerrecht Bebingenben Eigenfhaften 
vereinigt, tann zwar das Wahlrecht nicht ausüben, wenn er in die Wähler oder: 
Vürgerlifte nicht aufgenommen if, geht aber durch biefe Richtanfnahme feines Bürger- 
rechts nicht verluftig.. Andererfeits gewährt eine zu Unrecht erfolgte Aufnahme in die 
Wäbferlite nicht das galfie Bahiredt, wo_e an den materielen Borauefegungen 
fehlt (OB®. 19 ©. 22, 31 ©. 111, OBG. 34 ©. 153, 40 ©. 148). Ueber die 
Berpflihtung zur Annahme der Wahl ale Stadtverordneter f. u. 8 74. 


8 18. 


Die Stadtverordneten werben auf ſechs Jahre gewählt. Jedoch 
verliert jede Wahl ihre Wirkung, jobald einer der Fälle eintritt, 
in denen nad ben Bejtimmungen im $ 7 ber Gewählte des Vürger- 
rechts verluſiig geht oder. von der Ausübung besfelben für eine 
gewifje Zeit ausgeſchloſſen wird. Tritt einer ber ‘Fälle ein, in 
denen nad jenen Beftimmungen bie Ausübung des Bürgerrechts 
ruhen muß, fo ift der Gewählte zugleich von der Teilnahme an den 
Geſchäften der Stadtverordneten-Verfammlung .einftweilen bis zum 
Austrage der Sache ausgefchloffen. Alle zwei Jahre fcheidet ein 
Drittel der Mitglieder aus und wird durch neue Wahlen erfebt. 
Die das erfte und zweite Mal Ausſcheidenden werden für jede Ab- 
teilung durch das Los beftimmt. . 


Vergl. Jebens ©. 48. 


1. Der $ 18 fieht in den erſten nnd in den beiden Schlußfägen eine Erneuerung 
in der Zufammenfegung der Stadtv.-Verf. in der Weiſe vor, daß nad einer feften 
Neihenfolge in_befimmten Zwiſchenräumen eine gewiſſe Zahl der Mitglieder aus- 
cheidet und durch Nemwahlen erfeist wird. Berg 18 Aa War zunächft nur die erftimafige, 
die Neubildung der Verſammlung vor Augen. Seine Beftimmung aber, daß die 
Stadid. auf 6 Jahre gewählt werden und in vegelmäßigem Turnus, foweit nötig nad 
der Entfeidung, Bu das Los ausſcheiden, ift auch maßgebend für Neuwahlen zur 
Durhführung einer Erhöhung der Zahl der Stadtv. in Verbindung mit ben regel- 
mäßigen Ergänzungswahlen (OBG. 17 ©. 100). Eine Veränderung in der Zahl 
der Stadtv. darf erft bann eintreten, wenn bie regelmäßigen Ergänzungswahlen vor- 

nehmen find, damit auch für die erhöhte Zahl der ftets auf 6 Jahre zu wählenden 
tadto. die regelmäßigen Ergänzungswahlen alle 2 Jahre im November Rattfinden 
amd fo aud) der gefetsmäßige Turnus Behufs Ergänzung des regelmäßig aueſcheiden - 
den Dritteils hergeftellt wird._ Alsdaun, d. h. wenn bei den regelmäßigen Ergänzungs- 
wahlen die Vermehrung der Stadtverorbneten- Zahl durchgeführt if, müffen In Berüd- 
üdhtigung des Grundfages, daß von der Gejamtzahl der Stabtv. auf jede der drei 
Abteilungen ein Dritteil entfallen fol, bei einer Noten Wohl in jeder Abteilung fo 
viele Berfonen gewählt werden, daß mit den Borhandenen die Zahl von einem Dritteif 
der Stadtv. erreicht wird und hat die Wahl aller neu eintretenden auf 6 Jahre zu 
erfolgen, und das 208 diejenigen von ihnen, d. h. von dem neu Eintretenden zu be 
fimmen, welde Vehufs Ergänzung des regelmäßig ausfdeidenden Dritteils ſhon nad 
2 und nad) 4 Zahren ausſcheiden. Die Norm des $ 18, welche für den Fall, daß 
von mehreren auf 6 Jahre Gewählten zur Herftellung des gefegmäßigen Turnus ein 
Zeil früher austreten muß, die Entſcheidung durch das Los voridhreibt, verhält 
nur über die Ausfofung unter folgen für 6 Jahre Nengewählten und kann daher 
wicht auf einen Fall angewendet werden, wo in einer Abteilung neben den ‚Neuges 
wählten äftere Mitglieder ausjheiden follen, weiche nur noch, zwei oder vier Jahre 
au amtieren haben, alfo auf eine Auslofung zwiſchen den neugewählten Mitgliedern 
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und folden Mitgliedern, weiß ſchon nad) zwei und vier Jahren auszuſcheiden haben 
(BL. 15 ©. 162, |. 0.9 12 n. 3, f. u. $ 21). Die Mandate der alten Gtabt- 
verorbneten, ſoweit fie noch laufen, bleiben unberührt; für fle findet Feine Ausloſung 
Ratt. Diefe gefchieht nur unter den auf 6 Jahre Neugewählten. 


Bon außergewöhnlichden Wahlen zum Erfage innerhalb der ;fperiode aus- 
geſchiedener Side. handelt $ 21. ha ’ waste 


2. Ausnahmen von ber Vorſchrift, daß die Stadtv. auf 6 Jahre gewählt werden, 
ſehen Sat 2 und 3 des $ 18 vor, und zwar für bie Fälle, daß der Gewählte entweder 
des Vürgerrechts verluftig geht oder doch von Ausübung besjelben auf gewiſſe Zeit 
ausgefchlofien ift ee 2), und ſodann für den Fall, ae die Ausübung des Bürger- 
rechts ruhen muß (Sat 8). In den Fällen des Sat 2 verliert die Wahl ihre 
DBirkung, im Falle des Sat 3 wird der Gewählte von der Teilnahme an den Gc- 
fhäften der Gtabtv.-Berf. einfweilen bis zum Mustrage der Sache ausgeichfoffen. 
Na 8 10 Ziff. 1 Zuft.-Gef. befepfießt die Gemeindevertretung, auf Beſchwerden und 
Einfprüche betr. den Beſitz oder Verluſt des Bürgerrechts, forwie des Rechts zur Ber 
Heidung einer den Befitt des Burgerrechts vorausfegenden Stelle in ber Gemeinde- 
verwaltung oder @emeindevertetung. linmittelbar trifft dieſe Vorſchrift freilich nur 
auf diejenigen im Sat 2 des $ 18 bezeichneten Fälle zu, in denen der Verluſt einer 
Stelle in der 'Gemeindevertretung als rechtliche Folge eines gänzlichen Berluftes des 
Bargerrechts eintritt. Sie it aber and) anzuwenden in dem falle des Sat 3 der 
einfweifigen Ausfchliegung der Stadtv. von den Geidäften der Stabto.-Berj., wenn 
die Ansübung des Bilrgerrechts rufen muß (PB. 15 ©. 497). 


a) Nach $ 10 Zuſt.Geſ. hat aber die Stadtv..Berj. nur zu beſchließen auf 
„Beſchwerden und Einiprüd) Für den Fall, daß Beſchwerde oder Einſpruch nicht 
erhoben wird, if ein Organ, weldjes einzugreifen und zu beichfießen Hat, nicht ber 
fimmt. Indes wird für die hier in Betracht kommenden Fäle der Amtsentfegung 
uud Suspenfion von Stadtv. ber Borfigende der Berfammlung als beredjtigt angefehen 
werben müflen, in ſolchen fällen die Initiative zu ergreifen und das Weitere der 
Beſchlußnahme der Berfammfung zu fiberfaffen. Der Magiftrat hat unbedingt die 
Verpflichtung, die Ausſchließung oder Suspenfion eines derartigen Mitgliedes zu be- 
antragen und zu betreiben. (Hiermit übereinflimmend Jebens die Stadtv. ©. 52, 53. 
Ledermann ©. 76, 77, Rappelmann ©. 62 u. Gerfimeyer ©. 45). Cine Ausnahme 
von der Beftimmung, daß die Beſchlußfaſſung der Gemeindevertretung in den Fällen 
des g 10 Mr. 1 —A mıre auf veſcwerde und Cin pruche erfolgen foll, fiegt in 
diefem Einfchreiten des Dagiftrats und der Stadtv.-Berf. nicht, wie Stier-Somlo Berw.- 
Ard. 12 ©. 433 annimmt. In jenen Fällen handelt e8 fi um Beichwerden der 
Beteiligten zum Schuge ihres fubjektiven Rechtes, hier aber um die Ausübung des 
zweifellos dem Magifttat und der Stadtverordneten · Verſammlung auftehenben echts 
den Fortbeſtand der legalen Zufammenfegung der Stadtv.-Verf. zu überwachen und 
in Ausübung dieſer Befugnis die nötig selheinenben Moßregeln zu treffen, nm den 
betreffenden Etadtv. von der weiteren Mitwirkung in der Stadtv..Berf. —— 
uud eventuell auch an Stelle des Ausgeichloffenen bei danerndent Veriuſte des Hürger- 
rechts eine Erſatzwahl anzuordnen. 


b) Gegen den die Amtsentfegung oder die Suspenfion ausfprechenden Beihluß 
der Stadtv.-Verf. fteht jedenfalls dem dadurch betroffenen Stadt. der Einſpruch bet 
der Stadtv.-Berf. und demmächft bie Rage im Berwaltungsfreitverfahren zu. Dagegen 
iſt — ab efehen von dem $ 11 Zuft.-Gef., wofelbft dem Gemeindevorftande allgemein 
in allen Fällen des $ 10 ein Kiagerecht gegeben iſt, — weder, wie in bem falle des 
8.20, jebem Mitgliede der Stadtgemeinde, noch wie in dem alle des $ 27, jedem 
fimmfätigen Bürger, überhaupt feinem Dritten eine Berechtigung zum Einſpruche 
und zur Beſchwerde ober zur Klageanftellung eingeräumt. Someit ein Mitglied der 
Stadtgemeinde oder ein ftimmfähiger Zuzer eine Verlegung bes öffentlichen Rechts- 
aufondes in Beziehung auf bie im Ga 2 nnd 3 des $ 18 bezeichneten Fälle wahr- 
unehmen glaubt, wird er auf eine Anregung der Dffizialtätigleit mittels einer Vor · 
Keltung bei der Gemeindebehörde oder der Auffichtsbehörbe beigräntt bfeiben. 
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Aber auch dem Gemeindevorftande ift eine Klage mit dem Ziele, daß die 
Stadtv.Verſ. eines ihrer Mitglieder von ber ferueren meibung feiner $uuftionen 
ausjehfieße, mad} dem beftehenden Redite nicht gegeben. Zwer fol nad 5 11 Zuft.- 
Gef. dem Gemeindevorftande in den Fällen des 5 10 bie Klage zuftehen. Aber es 
wird dabei, wie die beigefügten Worte „in allen Fällen“ aufer Zwelfei ftellen, voraus- 
gefeßt, daß zunächſt von beteiligter Seite Beſchwerde oder Einfprud erhoben uud 
demgegenüber von ber Stabto..Berfammlung Beichluß gefaßt iſt. Der Gemeinde 
vorftand aber kann als ſolcher Beteiligter nicht, angefehen werden (OB®. 16 ©. 61 
und 26 &. 4. PBB. 15 ©. 567). Sollte die Stadiv. Verſ. trog des Borhanden- 
feins der Bedingungen für den dauernden oder zeitweiligen Berluft bes Bürgerrehts 
auf die Anregung des Magiftrats die Aimtsentiehung oder Amtsjuspenfion nicht be» 
ichfiegen, fo würde ein redht8« und gefehtibriger Befchluß der Stabto.-Berf. gefaßt 
fein, der der Beanftandung feitens des Magiftrats unterliegt (j. u. $ 56 Nr. 2). 
Sollte die Stadtv.-Berf. auf die Anregung des Magiftrats eine Beichlukfalfung ab- 
Iehnen, fo ann der Magiftrat im & [e dauernden Berluftes des Bürgerredhts ohne 
Weiteres an Stelle des auszufchließenden Stadtverorbneten eine Erfatsiwahl gemäß 
$ 21 Abf. 2 anordnen und dadurch die Angelegenheit zum Austrag bringen. Wirbe 
im Salle des zeitweiligen Werlufte® oder des Nuhens des Bürgerrechte während der 
Dauer des Berluſtes oder des Ruhens der betreffende Stabtverordnete zur Teilnahme 
an den Situngen der Stadtverordneten zugelaffen, fo mwirden die Beſchlüſſe, welche 
unter Mitwirkung des betr. Stabtv. geh t find, als illegal zu Stande gelommen 
vom Magiftrat zu beanftanden fein. 


e) IR gegen den Beſchluß der Stadtv.-Berf. die Klage ftatthaft, fo hat ſich 
ledtere gegen die Stadtv.-Berf. zu richten. Diefe ift die Gegenpartei. Die Frift zur 
Anftellung der lage beträgt zwei Boden [} 21 Ab. 1 Zuf.-Cef). Der auf die 

werde oder ben Einfprudy ergangene Beſcheid der Stadtv.-Berj. ift fowohl dem 
Beicgwerdeführer als auch dem Magiſtrat mittels ‚Behändigungefcheines auzuftellen, 
da mit dem Tage der Zufellung bie zur Anpellun der Klage vorgeichriebene Beitt 
zu laufen beginnt. Die Klage it beim Bezirl —RX anzubringen und bat feine 
anffdiebende Wirkung; jedoch dfirfen Erſatzwahlen vor ergangener rechtökräftiger Ent- 
ſcheidung nicht vorgenommen werben ($$ 11, 21 Zuf.-Gef.). 


3. Der Berluft ber Wählbarkeit tritt infolge der Beranfagung zu einem Steuer- 
fage ein, ber Hinter dem zur Erlangung jenes Rechtes erforderlichen Sate zurüdbleibt, 
jedoch erft ann, wenn bie Beronfagung eine endgüftige if. Richt aber if die Boraus- 
jegung, daß die Wiebererlangung des fetten Satzes auf dein Wege der Nachbefteuerung 
(8.80 Eintf..Gef.) unmöglich geworden if. Zur Berichtigung einer ordnungemäßig 
erfolgten, fachlich unrichtigen Veranlagung find die ordentlichen Rechtsmittel, wie 
fie in den 58 40-49 GEintit.-Gef. behandelt werden, gegeben, und nicht der $ 80 
(089. © ©. 123, |. o. ©. öl). 


Ein Stadtverordneter, der vor Ablauf feiner Wahlperiode geiſteskrauk geworden, 
jeht feines Amtes erft verluftig, ſobald die Entmündigung des Erfrauften ausge» 
Fhrochen und diefer Beſchluß der Vormundfchaftsbehörde mitgeteilt if ($ 603 ZRO.). 


4. Ueber die Art des Lofens beftehen feine Vorſchriften. Es Tann 
hierüber in ben Gefchäfteordnungen der Stadtv.-Verſ. Beftimmung getroffen 
werben. Da es ſich bei der Auslojung um eine Angelegenheit handelt, an der in 
erſter Linie die Stadtv.-Berf. ein Intereffe hat, fo erſcheint es angemefen, die Aus- 
Tojung in einer Sitzung der Stabtv.-Berf. durch beren Vorſitzeuden vornehmen zu faffen. 

Bei der Prüfung der Gültigkeit einer Wahl für einen durch das Los zum 
Ausfcheiden beftiummten Stadtv. ift auch die Gültigleit der vorgenommenen Auslojung 
zu prüfen. Die Ungültigfeit der Auslofung hat ohne Weiteres auch die Ungültigleü 

jur Folge. Ans dem Begriffe der Ausloſuug folgt, daß bie Entſcheidung 
unter ver h [haft des Zufals fehen und menfchlice Wilkür auegefchloffen. fein 
muß. Der Wille befien, der das Los zieht, darf feinen Einfluß auf die Enticheidung 
haben (PB. 20, &. 500). 
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819. 


Eine Lifte der ftimmfähigen Bürger, welche bie ee hen 
Eigenſchaften derfelben nachweiſt, wird von dem Magiftrat geführt, 
und alljährlich im Juli bevichtigt. . 
Die Lifte wird nach den Wahlabteilungen und im Falle des 
8 14 nad) den Wahlbezirken eingeteilt. ' . 


Bergl. hierüber Stier-Somlo Berw.-Ardhiv 12 ©. 411. Jebens ©. 54. 


1. Die Berfonen, deren Wahlrecht ruft, find im die Wähferfifte nicht aufgu- 
nehmen und falls fie in derſelben bereit eingetragen ſtehen, zu löfchen. Ju die Lifte 
gehören nur die „immfi ähigen” Bürger. Zu diefen Tönnen aber diejenigen nicht 
gerechnet werben, die das Bürgerrecht zur Zeit nicht ausüben dürſen. Senn im 
8 13 Abf. 1 zur Erflärung des Ausdruds „fummfähiger Bürger“ auf die „88 58" 

ingewieſen wird, fo fanın daraus nicht gefolgert werden, daß zu den fimmfähigen 

jürgern aud) diejenigen, deren Wahlrecht ruht ($ 7 Abſ. 3) gehören; deun mit deut 
felben Rechte müßten alsdann zu den flimmfähigen Bürgern aud die im Abſ. 1 des 
$ 7 erwähnten Perfonen gerechnet werden. Auf bie SS 5-8 if im 8 13 Abſ. 1 
nur verwiefen als auf demjenigen Abjchnitt des Gefeges, im dem beflimmt if, unter 
welden Umftänden das die Stimmfähigkeit bei den Wahlen involvierende Bürgerrecht 
erworben und verloren werde. Jedenfalls dürfen’ Berfonen, bei denen die Ausübung 
des Wahlrechts ruht, micht ohne einen Vermerk Über das Ruhen des Stimmrehts it 
die Wählerfifte aufgenommen werben. Fehlt ber Vermerk, fo unterliegt die unvoll- 
ftändige und alfo unrigjtige ie der Anfechtung (OBG. 40 ©. 147). 

2. In die Gemeindewählerlifte find mir diejenigen Einwohner aufzunehmen, 
welche zur Zeit der Auslegung bereits das Vürgerredht befigen. Dagegen ift Niemand 
berechtigt, feine Aufnahme in die Lifte um deswillen zu verlangen, weil er zur Zeit 
der auf Grund diefer Lifte vorzunehmenden GErgänzungswahlen wahlberemhtigt jein 
werde (PB. 11, 5. 200, 297), wenn e8 aud) unzweifelhaft fein mag, dah er bie 
dahin in den Befi de Bürgercedjt® gelangt fein wird. Cs fönuen alfo alle hic- 
jenigen, welche in dev Zeit von ber Fertigſtellung und ‚Offenlegung, ber Liſte ab 
41. Auguft) bis zum Wahltage das Bürgerrecht erwerben, ihr aktives Wahlrecht nicht 
ausüben. Es empfiehlt ſich deshafb, den Termin fitr die Offenfegung der MWählerlifte 
in Gemäßheit des $ 21 (am Eude) durch Ortsftatut möglichſt weit bis am den Wahl- 
termin heran Hinauszufhieben. Ueber den Ball, daß zur Zeit der Offenlegung der 
Liſte eine Beranfaguug zur Steuer eutſprechend dem Zenfus nad nichi fattgefunden 
hat, ſ. 0.8 5 ©. 51 (OB. 38 ©. 49). 

Ein im die Wählerliſte widerſptuchslos auigenommener Einwohner gilt als 
ſtimmberechtigt, and) wenn ihm einige der materiellen Erfordernifje tatſächlich fehlen. 

Die Wählerlifte bildet die Ornudlage der Wahlen (DVG. 31 ©. 9, 36 ©. 121). 
Cie Hat nur den Zwed, den Kreis der fiummfähigen Bürger feftzuftellen, nicht aber 
den, als Verzeichnis der mit dem paffiven Wahltechte beffeideten Perſonen zu dienen 
OLG. 19 ©. 21). Hinfichtlid) der Fähigkeit gewählt zu werben, kommt es auf die 
Zeit der Wahl, nicht darauf an, ob der Gewählte in die Wähferlifte aufgenommen if. 

3. Daß die Liſte die „erforderlichen Eigenfhaften“ der finmfähigen Bürger 
ausfüh: — iſt nicht nötig. Schon durch die Tatſache der Aufnahme in die 
Kifte gibt fi), daß der Magiftrat in der Perfon des Aufgenonmenen die erforder» 
lichen Eigenfchaften als gegeben anfieht und damit wird die Lifte felbft zu einer die 
Eigenfhaften nahtweifenden Urkunde. Unter allen Umftänden mitffen aber in der Lifte 
die Steuer-Leiftungen (bezw. -Beträge) der fiimmfähigen Bürger nad den Kategorien 
der direften Stenern im Einzelnen aufgeführt werden (OBG. 27 ©. 21), wobei für 
jede nicht zur Staats-Einfonmenftener veranlagte Perfon ein Betrag von: 8 Mt. in 
Anfag zu bringen if (f. $ 13 n. 4). Die Wähterfiften find fo anzulegen, daß der 
Sanfsehenerte an der Spitge der Lifte lebt. Doc) iM nad MR. 27. Sept. 1902 
(SMLB. ©. 175) nicht mehr der Betrag jeder einzelnen, von dem Wähler zu zahfen- 
den Stener, fendern wie das bereits in den Ausfühcungs-Anweifungen zu den EBD. 
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für die öftf. Provinzen, der Brov. Schlesw.-Holft., H. N. und der Hohenzollern’fchen 
Gem.-Drdn. vorgefhrieben, nur noch der Gefamtbetrag aller auf ihn entfallenden 
Zteuer nachzuweiſen. 5 . 

Im den-Wähferfiften find die Stimmfähigen auch äußerlich nad) den Wähler« 
nbteilungen zu trennen und in diefen mad) der Reihenfolge der von jedem ge ihlten 
anrechnungsfahigen Geſamtſteuer aufguführen. Cine öffentlich ausgelegte Lifte, ‚in 
welcher bet jedem Wähler nicht blos die Abteilung, zu der er gehört, fondern au) die 
Ordnungsnummer feiner Abteilung verzeichuet ift, mag, zwar noch als eine nad} den 
Bahlabteilungen eingeteilte Lifte anerfanut werden. Sie it aber wegen ihrer Un« 
überficHtliggkeit für ihre Zwedbeftimmung nicht geeignet, B 

Beim Abſchluß einer jeden der drei Wählerabteiluugen ift der Kontrolle halber 
der auf fie entjalende Stenerbetrag anzugeben. GEntfgeibeud für die Fefftelung der 
Steuerbeträge in der Wählertifte ift erfi und nur die Veranlagung, nicht die Aue 
meldung des Gewerbes oder die Geicäftseröffnung, auch nicht bei @ewerben, die nur 
auf Grund einer befonderen Erlaubnis betrieben werden können, die Erteilung dev 
Erlaubnis (Kouzeffionierung). Auch wenn das Gewerbe erft im Laufe des Steuer» 
jahres begonnen wird, wird doch der Steuerbetrag des ganzen Jahres in die Lifte aufe 
genommen werden Fönnen (BBB. 15 ©. 210), B i 

4. Dem Magifrat Fiegt die Führung und alljährliche Berichtigung det 
Wäpferlifte ob. Cine Mitwirkung der Stadtv.-erf. findet nicht ftatt (f. $ 20 n. 7). 
In welcher Weife aber innerhalb des Magiftrats bei Anfftelung der Lifte zu verfahren 
ift, darüber find feine Vorfchriften gegeben. Es würde jedenfalls zu weit gehen; 
überall förmlihe Kollegialbeſchlüſſe zu fordern. Es ift keineswegs ausgeichlöffen und 
wird wohl die Regel bilden, daß bie Anfertigung der Lifte unter Kontrolle des 
Bargermeiſters durch geeignete Bureaubeamte erfolgt (PBB. 16 S. 122). Auf den 
Modus der weiteren Erledigung des dem Magiftrat obliegenden Gejhäfts fommt es 
wicht an, fobald vom Magiftrat bie öffentliche Auslegung der Lifte befannt gemacht 
und die Auslegung der Lifte beſcheinigt iſt. Diefen Tatſachen gegenüber, welde die 
wife als eine vom Magiftvat feftgeftellte nad) Außen hin kennzeichnen, ift den die 
Herftellung der Lifte betreffenden internen Vorgängen im Schoße des Magiftrats nicht 
weiter nahzugehen (PBB. 10 ©. 179, OB®. 36 ©. 163, BVL. 16 ©. 122). 

Da die Kiften mad, den Wahlabteilungen und den Maplbezirten eingerichtet 
werden müffen, dies aber bei dem fteten Wechſel der Steuerfäge und der Wohnungen 
ver Bürger ein immermwährendes Verſchieben der einzelnen Namen in eine andere 
Alaſſe, bezüglich im einen anderen Wahlbezirk, im Gefolge hat, fo ift eine bloße Ber 
tichtigung der. Bürgerrolle beinahe zeitraubender, ais die volfändig meue Aufftellun 
verjelben. Die Praris zieht daher die Iegtere vor. Eine neu aufgefellte Lifte il 
jelbfiverfländfid) einer bevigjtigten gleich zu adten. . 

5. Nach 819 muß eine Lifte der fimmfähigen Bürger, welche nur in jedem 
Jahre einmal zu beftimmter Zeit (im Zufi) berichtigt bezw. mit den inzwiſchen 
Fingetretenen Veränderungen in Einklang gebracht wird, fortlaufend vorhanden fein. 
Im feinem Zeitpunfte des Jahres darf es daher an einer ſolchen Lifte fehlen und die 
inmat abgejchloffene Liste befteht fort, biß fie durd) eine nene erfegt worden if. Ce 
muß deshalb bei jeter Stabtverorbnetenwahl die zur Zeit dev Vornahme derſelben 
beftehende, zuletzt berichtigte Lifte maßgebend fein. 

Es wird fogar die Auſicht vertreten, daß felbft eine enbgülftige Entſcheidung ins 
Berwaltungsftreitverfahren über die Unrichtigfeit der Wählerfifte die Werwendung 
dieſer als gefegliche Grundlage für die Wahl nicht ausſchließt, wenn eine Berichtiguug 
oder Reue unter Innehaltuug der gefeglichen Formen und Friften noch nicht 
flattgefunden hat (Jebens S, 85. Kappelmann in PVB. 24 ©. 435, entgegen Stier- 
Somlo Berw.-Ard. 12 ©. 428). 

Ferner wenn infolge Sintegung der nad) Zuft-Gef. 88 10 und 11 gegebenen 
Necrsmittel die definitive Feſtſtellung der Lifte eines beftinmten Jahres erft nad, 
längerer Zeit erreicht wird, nachdem bereits abermals die jährliche —— der 
Site Rattgefunden und die Gtadtv.-Werf. hieruber Beichfuß gefaßt Hat, fo Haben jpäter 
fatıfindende, wenn and früher erforderlich gewordene Wahlen anf Grund der neueren, 
nicht mehr der äfteren Lifte ftattzufinden, wenn auch nur im Vezichung anf die ältere 
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riſte das in Anfehung beider Liften anhängig gemachte Streitverfahren zum Abfchluffe 
gelangt iſt. Dem fteht nicht entgegen Zuft.-@ej. $ 11 Abi. 2. nu 
„jebod dürfen Erfagtwahlen vor ergangener redtsträftiger Eutſcheidung nicht vorge 
nommen werben“ hat mu Bedeutung für die im $ 10 Abj. 1 Nr. 1 erwähnten 
Klagen, welde "die Gültigkeit ber ihlen zur Gemeindevertretuug betreffen. Mit 
dern Worte „Erfatsimahfen“ if nichts Anderes gemeint, al Wahlen, welde zum Er» 
fage für eine ungültig erflärte Wahl fattfinden follen. Das Wort it nicht in dem 
Sinne des $ 21 Ab. 2 und 3 gebraugt. Anfedhtungen der, Wählerlifte, ebenjo wie 
alle übrigen im $ 10 Nr. 1 Zuß.-Gel. aufgeführten Etreitigleiten fallen unter die 
erfte Norm des $ 11 Abf. 2, wonach die anhängig gemachten Klagen ohne auffdiebende 
Wirkung bfeiben (OBG. 14 ©. 56; 20 ©. 9, Die einmal vollzogene 
Wahl behauptet auch dann noch ihre Gültigkeit, wenn fpäter in einem Streitverlah 
der Lifte die Richtigkeit abgejprodhen wird. 

6. Die Berichtigung der Life umfaßt — deren Einteilung nach Wahl - 
abteilungen und im alle des $ 14 nach Wahlbezirten. Zur Bermeidung der In. 
güftigfeit einer Wahl muß bie Lifte bereits vor der Offenlegung sh deu Magiftrat 
nach Wahlabteilungen und Wahlbezirken abgeteilt werden (ÖBG. 31 &. 9, 22 ©. 12). 
Enthält eine Gtadigemeinbe mehrere Ortfcjaften und ift fie mit Radfit hierauf in 
wiehrere Wahlbezirle eingeteilt, fo findet die Sinteitung der flimmfähigen Bürger in 
die Wahlabteilungen und die Aufftellung der Wählerliften gefondert für jeden ber 
mehreren Wahlbezirk flatt. Es darf aljo nicht zunächft uach $ 13 verfahren, d. h. 
eine einheitliche Liſte aufgeftellt und dann die Liften dev verſchiedenen Wahlbezirke in 
der Weife angefertigt werben, daß der einzelne Wähler nach Diakgabe der ihnen in der 
Hauptlifte angerwiejenen Zugehörigkeit zu einer der drei Abteilungen auf die einzelnen 
Zezirle verteilt werben. Es muß vielmehr für jeden Bezirk von vornherein nad) 
$ 13 verfahren werden (OB®. 34 ©. 16) |. 0. $ 1 ©. 91. 

Die Unterlaffung einer Einteilung nad) den Wahfabteilungen und Wahlbezirten 
if von größerer Tragweite als ein einzelner Verſtoß gegen die Richtigkeit ber Lifte. 
Bährend bei Rigpteinfegung von Beſchwerden und Girfpräcen gegen die Richtigteit 
die Liſte, ihrer Mängel uneraghtet, formelle Kechtskraft erlangt, gilt diefe nicht für 
eine Lifte, der e8 an dieſer Einteilung fehlt. Diefer Mangel tann deshalb noch bei 
Anfecgtung der Gültigkeit der Wahl gerügt werben. 

Eine Scheidung in der Weife, daß zunächſt nur eine die Wahlberechtigten ent- 
haftende Lifte und demnächſt eine die Verteilung der Wahlberechtigten auf die einzelnen 
Abteilungen nadjweifende Sie aufgeellt und aufgelegt wird, if unzuläfg (PBB. 17 


Die Borfehriftin Abſ. 2 des $ 19 gift nicht für die durch das Geſ. v. 30. Juni 1900 
zugelaſſenen Abftinmungsbezirke. 

7. Die Berichtigungsgeit fann gemäß $ 21 (Schfußfag) durch Orteſtatut ver- 
Tegt werden. Auch wo ein ſolches Ortsftatut nicht befteht, kommt es auf Innehaltung 
gerade bes Juli nicht wefentlid) an (PB. 10 ©. 396, 12 ©. 206). 


rei 


8 20. 

Vom 1. bis 15. Juli fchreitet der Magiftrat zur Berichtigung 
der Lifte. 

Som 15. bis zum 30. Juli wird die Lille in einem_ oder 
mehreren zu öffentlicher Kenntnis gebradyten Lokalen in ber Stadt: 
gemeinde offen gelegt. 

Während diefer Zeit Tann jedes Mitgliee der Stadtgenteinde 
gegen die Nichtigkeit der Lifte bei dem Magiftrat Einwendungen 
erheben. 

Die Stadtverorbneten » Verfammlung hat darüber bis zum 
15. Auguft zu befchließen; der Beschluss bedarf der Zustimmung 
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des Magistrats; versagt dieser die Zustimmung, so ist nach Vor- 
schrift des $ 36 zu verfahren. 


Ist in diesem Falle über die Einwendungen von der Re- 
gierung entschieden, so findet eine Berufung an letztere von 
Seiten desjenigen, welcher die Einwendungen erhoben hat, nicht 
weiter statt; in allen anderen Fällen steht demselben innerhalb 
zehn Tagen nach Mitteilung des Beschlusses der Stadtverordneten 
der Rekurs an die Regierung zu, welche binnen vier Wochen 
ohne Zulassung einer weiteren Berufung entscheidet. 


Soll der Name eines einmal in die Lifte aufgenommenen 
Einwohner wieder ausgeſtrichen werden, fo ift ihm dieſes acht 
zuge vorher von dem Magiftrate unter Angabe der Gründe mit: 
äuteilen. 


Dazu Zuf.-Gel.: 
$ 10. Die Gemeinde-Bertretung beſchließt: 
1. auf Beſchwerden und Einſprüche betreffend die Ridtigleit ber Gemeinde» 
BWählerlifte. 
Einſprũche gegen die Richtigfeit der Wählerlifte find während der Dauer 
der Auslegung der letzteren bei dem Gemeindevorftande anzubringen. 

$ 11. Der Beſchluß der Gemeindevertretung bedarf feiner Genehmigung oder 
Betätigung von Seiten des Gemeinbevorftandes ober der Auffichtäbehörbe. Gegen 
dem Beiluß der Geimeinbevertretung findet die Klage im Berwaltungsftreitverfahren 
Matt: Die Mage ſteht au dem Gemeindevorftande zu. 

Die Mage hat feine aufichiebende Wirkung; jedoch dürfen Erſatzwahlen vor 
ergangener rechtskräftiger Entſcheidung nicht vorgenommen werben. $ 21, vergl. 
85 StO. Der Bezirlsausſchuß if auch für Berlin zuftändig. 

ru ebene ©. 59, Stier-Somlo Archiv 12 ©. 411 und Kappelmanu 

PEB. 4 ©. 435. 
1. Bon weſentlicher Bedeutung ift die Vorſchrift über die Zeitdauer der 
Dffenlegung, welche 15 Zage unfaffen muß. Die Dauer biefer Friſt barf feine 
Scämälerung erfaren, wenn nicht das Verfahren ein mangelhaftes werden fol. 
(88.10 ©. 3%.) Die gt endigt mit dem 30. Juli, felbft wenn diefer Tag auf 
einen Gonntag fält. (BED. 25 ©. 341). Dagegen kann dem den Zeitpuntt (1. biß 
15. Juli) betreffenden Zeile der Befimmung des Abſ. 1 nicht die Bedeutung bei» 
gelegt werben, daß jede Abweichung biervon bie Offenlegung unbedingt wirfungsfos 
madıt (PIL. 10 ©. 3%). Die in Abf. 1 u. 2 beffimmten Terinine können burch 
ortsftatutarifche Beftimmungen abgeändert werben. 

Dbjelt einer wirffamen Offenfegung fan nur eine den Vorſchriften bes $ 19 
entfprechend fertiggeftellte, insbeſondere auch bereit? nad) den Abteilungen und den 
Bahlberieten eingeteifte Lifte fein. Ein Verfioß Siergegen sieht die Ungültigleit der 
ra Ya ai per Dffenlegung ſich anfchließenden Wahl ohne Weiteres nad) fi 
(519 n. 

Wider: das Geſetz verftoßend iſt jede Offenlegung, welche den zur Einſicht der 
Liſte Berechtigten in der Ausübung dieſes Rechts befchräntt. Cine folde Be» 
fhränfung liegt ſchon darin, wenn e8 verfäumt worden if, bie Lolale der Offen- 
legung zur öffentlichen Kenninis zu bringen und wenn e8 dem bie Einficht ber Lifte 
in Anſpruch Nehmenden nicht verftattet wird, von demjenigen Spatten Kenntnis zu 
nehmen, worin bie von den einzelnen Wählern zu zahlenden Steuern eingetragen 
find bezw. wo dem die Einfiht Begehrenden dieſe nur im Beziehung auf die ihr 
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ſelbſt betreffenden Sintragungen geftattet war. Die Kontrolle ber Richtigkeit ber 
Wählerlifte, die durd) die fenlegung ermöglicht werden fol, fan nicht in gehöriger 
Weiſe ausgeübt werden, wenn bie Angaben über bie zu zahlenden Steuern der Ein- 
fihtnagme nit unterliegen. Es genügt au nicht, daß bie Gefamtfumme ber 
Steuern und ber auf jede Wahlabteilung entfallenbe Betrag derfelben einzufehen ver- 
Rattet wich, da «8 für bie Richtigkeit der Lifte auch darauf anfommt, dafı nicht eiue 
ein Wähler, welder weniger zahlt al ein anderer, gleichwohl in eine höhere Wähler- 
abteilung als letzierer geſeizt ift, worüber jene Aufftellung feine Austunft gibt. 8 
Recht auf Kenntnisnahme von dem Inhalte der Lifte hat durch die auf die Geheim- 
Haltung, ber Berhältniffe der Gteuerpflichtigen abzielenden Borfehriften des Ein- 
tommenft..Gef. vom 4. Juni 1891 keine Einfchränkung erfahren (OBG. 27 ©. 21). 
Ein förmlices Ueberlaſſen der Fifte an ben Wähler zum Zwecke der Naprüfung, 
ob bie die Wahfberechtigung beeinfluffenden Stenerfäge richtig eingetragen find und 
die Dreiteilung richtig angelegt if, liegt außerhalb bes im Geſetze vor- 
gefcheiebenen Wahmend. Much Fegt in dem Anfpruche auf Offenlegung der Like 
nicht, daß den Beteiligten auf ihr Verlangen Abſchriften der Lifte erteilt und ihnen 
geftattet werden müßte, ſich jelbſt Abfchriften ber ausgelegten Wählerliften zn ent-" 
nehmen (OVG. 27 ©. 16, 22 ©. 18. Strut PBB. 20 ©. 97. Nöl PB 21 
©. 225. Gtier-Somlo Archiv 10 ©. 576 und 12 ©. 424). Die Entnahme von 
Rotign if, Dagegen dem bie Sie Ginfepenben zu gehaten, fern babei bie gleich, 
wertigen Rechte aller übrigen Xeteiligten hinlanglich gewahrt bleiben. (DVS. 27 
&. 16.) Doch macht nicht jede Berfagung einer folhen Erlaubnis die Offenlegung 
au einer ungültigen. (DO. 18% ©. 42, PBB. 20 ©. 97). Dur, MN. 
1. Cept. 1902 (BMB. S. 175) find bie Gemeindebehörden augerviefen, fi bei 
Offenlegung der Wählerliftien ftreng innerhalb des im OBG. 27 ©. 16 bezeichneten 
Rahmens zu halten und weder Abfchriften ber Liſten (mit den Gtenerbeträgen) 
Privaten zu erteifen, nod) foldhe zu veröffentlichen. (Die Verteilung einer nad) dem 
Alphabet geordneten gebrudten Wählerlifte fällt nicht unter dag MH. 1. Sept. 1902.) 
In dem Erkenntnis vom 2. Juli 1901 (pBB. 3 ©. 276) nimmt OBG. einen 
weiter gehenden Standpunkt ein. Darnad) liegt in dem Berbot der Notizentnahme 
ein wefentlicher Mangel des ZWahloerfahrens, fobald nirgends erfichtfich if, Daß durch 
die von dem Wähler beabfitigte Notizentnahme bie gleichwertigen Rechte Dritter be» 
einträdjtigt worden, noch daß er zu einem zone een twede die Steuerverhältnifie 
Dritter ermitteln wollte, noch endlich, daß andere fachliche oder perſönliche Gründe 
befanden, welche bahin führen durften oder mußten, dem Mähler bie Durchführung 
feiner Abſicht zu verbieten. OBG. meint, es fei nicht zu überfehen, ob nicht infolge 
der aus der Fifte zu entnchmenden Aufzeichnungen jemand in Verbindung mit Er» 
tumbigungen bei Parteigenoffen derſchiedene Unrichtigfeiten bei den Gteueranfäßen in 
ber ähferlife entbedt Hätte, und ferner, ob nicht andere Berionen, durch biefen 
Vorgang veranlagt, Einfiht in die Lifte genommen haben würden und zu einem 
n0d) —RX Refultate geiommen mären (j. Stier-Somio Berw.-Arch. 12 
©. 425, 426). 


OLG. hat ferner bie Wahlen für ungültig erffärt, weil bei der Vorlegung 
der offengelegten Wählerlifte an einzelne Bälle, welche diefelbe einfehen wollten, 
diejenigen Spalten der Lifte, weldhe die von den Wählern zu zahlenden Steuern be— 
trafen, von einem fläbtiihen Beamten mittelft eines Aftendedels berbedt worden 
waren. (ORG. 27 ©. 20.) Der Einfihtnahme in die Lifte darf nichts von dem 
vorenthalten werden, was die Lifte enthalten muß; hierher gehört aber and bie An- 
gabe der Steuern, welche von ben eingetragenen Wählern zu zahlen find. 


Der Vorſchrift des 8 20 Abf. 2 iſt genügt, wenn die Wählerlifte jeden zur 
Einſichtnahme Berechtigten zugänglich if. Das ift aud) dann der Fall, wenn die Lifte 
anter Verſchluß gehalten und den Intereffenten auf Verlangen vorgezeigt wird, aı 
dann, wenn bie Lifte einmal nicht auf dem gemöhnlichen „proge fiegt, fondern 
zeitweife in einem nicht verfchlofjenen Fache befindet. (PBB. 22 S. 240.) 

Bei einer Verweigerung der Einfihtnahme Seitens eines Bureaubcamten 
braucht nicht erft gegen biefen Beſchwerde erhoben zu werben; der Magiftrat Hat von 
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vornherein dafür Sorge zu tragen, daß die Offenlegung der Lifte tatſächlich in ge⸗- 
höriger Weiſe ftattfindet. In der von einem mit der Aufficht berrauten ftäbtifchen 
Beamten ausgehenden wefentlihen Beſchränkung ber Einficht ift ohne Weiteres eine 
Sejegwibrigteit zu erbliden. 

Die Belhräntun, der Einfiht hat die Umgültigfeit der Wahlen zur Folge, 
ohne daß e8 auf ben Bacineis antommt, daß die Lifte Unrichtigfeiten, deren Bes 
anftandung durch Mängel in der Offenlegung etwa verhindert fei, enthalten habe, 
und daß die Mängel auf das Ergebnis der Wahl einen Einfluß nicht gehabt Hätte 
oder nicht hätten haben können (OBG. 27 ©. 18, 22). 

€3 ift zuläffig, in_den Wahlterminen Abfchriften der Lifte zu benutzen. Doch 
mũſſen dieſe mit der Urſchrift übereinftimmen; Unrichtigfeiten machen die Wahl 
ungütig, fofern nicht nachweisbar, daß fie auf das Wahlergebnis ohne Einfluß ge» 
wel ind. 


en 

2. Während der Dauer der Auslegung der Lifte, Einfiht von ber Lifte zu 
nehmen und gegen deren Richtigkeit, Eimvendungen, Einſpruch oder Beſchwerde — 
‚ale diefe Ausdrüde find iynonym — zu erheben, ift berechtigt, jedes Mitglied 
der Stadtgemeinde, ganz allgemein, nicht etwa nur (wie HN. $ 22) jeder 
Stimmmberedtigte, oder nur unter ber Borausfegung, daß jemand, entgegen deu 
Inhalt der Lifte, ein Stimmrecht für fi felbft in Anſpruch nimmt, fowie, daß der 
Einſpruch Erhebende in feinen eigenen Rechten verlegt if. Das Hecht zur Einficht« 
nahme und zum Cinfpruch ift fonad; weder abhängig von der Stimmfäßigteit noch 
von ber Zahlung des Bürgerrehtögeldes. Im Öffentlichen Intereſſe iſt, um die 
Nichtigftelung der Lifte zu erleichtern, eine Popular-Anfechtung gegeben (DBG. 25 
S. 17). Der Grundfag der Popular-Anfehtung ift aber nicht jo weit ausgedehnt, 
daß jedes Gemeindeglied nun aud) das Recht date, die Plage gemäß, $ 11 Zuft.- 
Gef. anzuflellen. Der Kreis der Siufprucibershtigten dedt fid) nicht mit dem freife 
der Ringeberesftigten di. n. 8. Gtier-Somlo PB, 24 ©. 273 und Verw.-Arch. 12 

. ). 

3. Eine beftimmte Form ift für den Einſpruch nicht vorgeichrieben. Uner⸗ 
aßlich it nicht einmal die Form der Schriftlichteit (OBG. 5 ©. 122), Umzu: 
tängtich ift aber die allgemeine Behauptung der Unricntigfeit der ife. Es if Sarıe 
desjenigen, welcher die Lifte bemängelt, dieſe Mängel beſtimmt zu bezeichnen und tat» 
fähli zu begründen. Darüber, ob eine Aufnahme in die Lifte mit oder ohne recht⸗ 
lichen Grund unterblieben ift, darf, fo Tange es an einer fpeziellen Bezeichnung dev 
davon betroffenen einzelnen Perfon fehlt, ein Streitverfahren micht zugelaffen werdet. 
Anbererfeit$ aber muß eine pofitiv Einzelnes und mit vollem Rechte rügende Be— 
Sauptung ber Unzihtigteit oße Erfolg Beiben, Iobald außer rage Reht, daß ba 
im Ergebnis die Wählerlifte davon unberührt bleibt, z. B. wenn die bei einem oder 
dem andern Zähler in Anfag gebrachten Steuern m ein Geringes zu hoch oder zu 
niedrig beziffert find, übrigens aber fefifteht, daß eine Korrektur Teinerlei Verſchiebung 
der in ber Lifte gezogenen Abteilungsgrenzen zur Folge haben würde. Wenn aber 
ein die Zufammenfegung ber Wählerfcaft oder diejenige feiner Abteilung überhaupt 
berührender Fehler vorliegt, fo wird nicht verlangt werden konnen, daß ber Ein- 
ſprechende feinerfeit8 auch die für jeden Einzelnen auszuwerfenden Steuerbeträne 
anberweit bexechne und darnach die Abteilungen neu zu bilden Habe (OVBG. 25 
©. 100, 13 ©. 71, 19 ©. 17, 18, 25 ©. 18, 122). 

4. Nur während der Zeit (Abf. 3) bezw. Dauer ($ 10 Abſ. 2 Zuf.-Gei.) 
der Auslegung find die Eimvendungen (Einfprüche, Befchwwerden) gegen die Rictig- 
feit der Tifte zuläffig. Es genügt jcdod zur Wahrung der Frift, wenn die Eingabe 
(Einfprug) noch am Letzten Tage der Frit in den Vrieflaften des Diagiftrats gelent 
ift und auf diefe Weife in die Verfügumgsgewalt des Dagiftrats gelangt (OBÖ. 33 





. IR es verſaumt, feifzeitig die Unrichtigfeit der MWählerlifle durch Einſpruch 
anzufechten, fo können angebliche Mangel derjelben nicht nachträglich durch An- 
fechtung dee auf Grund diefer Life vollzogenen Wahlen geltend gemadjt werden 
(OLG. Selbfiv. Jahrg. 15 B. 424). Verſpätet angebrachte Einfprüche fünnen in 
der eingetretenen Wehjtstraft der Wählerlifte, deren gefegliches Yuflandetonmen amıd 
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das Borhandenfein ihrer geſetzlichen Erforberniffe vorausgeſetzt, nichts mehr änbern, 
fetbft wenn fie im Einzelnen materielle Unrichtigkeiten enthalten follte. Diefe 
Konfequenz knũpft ſich jedoch nur an die Behauptung, es fei in der Lifte überhaupt 
oder doch an beſtinimter Stelle dafelbft eine Eintragung von Perfonen zu Uürecht 
ertigt ober eine folche fei zu Unvedht umterblicben. m foldhen Behauptungen Tiegt 
der Angriff, daß bie Lifte der Richtigkeit ermangele, Handelt 8 fi dagegen um 
Bi, in denen al? Gegenftand des Angriffs nicht mehr die Richtigkeit der Lifte, 
jondern Punkte des Verfahrens bei der Aufftcllung oder Berichtigung ber Lifte, alfo 
die Legalität dieſes Verfahrens anzufehen find (f. $ 19 n. 6, $ 20 n. 1), jo tritt die 
Pratluſion bezüglich der formalen Rechtskraft der Lifte nicht ein. Derartige Mängel 
des Verfahrens können auch noch bei Anfechtung der Gültigkeit der auf Grund ber 
nnangefochten gebliebenen Lifte erfolgten Wahlen geltend gemacht werben. Hierher 
gehört die Rüge, daß bie Offenlegung einer nicht redtzeitig nad) ben Wahlabteilungen, 
bezüglid) nad) den Bahbegisten eingeteilten Lifte erfolgt fei, baß den Beteiligten bie 
Ehfigt in die Life nicht in Veziehung auf den gefamten Inhalt derfelben geftattet 
worden, daß bie Lokale nicht zur Öffentlichen Kenntnis gebracht worden, im denen bie. 
Offenlegung fRattfindet, daß noch nad) Beginn der Offenlegung Aenderungen in dem 
Inhalte der Lifte ohne Beobachtung der vorgefhriebenen Formen vorgenommen 
ivorden feien, daß die offengelegte Life nicht "bie erforderlihen Gigenfoaften der 
ftimmfähigen Bürger nachgewiefen habe. 

5. Die SO. für Shlemvig-Holfein (8 40) enthält die Befimmung, daß 
auch vu der jährlichen Feſtſtellung der Wählerlifte auf Antrag der Beteiligten tvegen 
fpäter erfolgten Erwerbes des Bürgerrecht Eintragungen in die Wählerlifte attfinden 
Tonnen. Für die StO. kann bie analoge Anwendung diefes Grundfages nicht zu- 
gegeben werden. Nachdem die Wählerlifte in ber im $ 20 vorgefcjriebenen Weife 
aögefhlaffen iR, iN jede fpätere Aufnahıe in_diejelbe intra (en Sa af. 3 
de8 Wahlreglements für den Reichstag vom 28. Mai 1870. DVG. 31 ©. 9, 36 
S. 164, POL. 23 6.610, 24 ©. 822) Ebenſowenig ift es zuläffig, in die Wähler- 
tifte aufgenommene Einwohner, die nad) Abichliegung der Lifte die Bürgerichen 
Ehrenrechte verlieren ober denen die Ausübung berfelben unterfagt iR ($ 7), nad) 
Abfchlieung der Wählerlife aus derfelben zu freicen. Denn die Löfhung if mur 
läffig, wenn fie in dem Liftenberichtigungsverfahren binnen der im 8 20 befimmten 
Bein und unter Beachtung der Vorfcrift des fegten Abfates 8 20 erfolgt. (Bergl. 
ah 8% n. 6.) Dagegen dürfen bis zum 30. Juli bezw. bis zum legten Tage 
der Offenlegung noch Abänderungen vorgenommen und müffen vorgenommen werben, 
wenn infolge bon Steuerermäßigungen die Abteilungen eine Veiſchiebung erleiden. 
Eine Wählerlifte ann vor Ablauf der gefeglichen Auslegungsfrift noch zurüdgezogen 
und eine zweite Beictigte am if Gele gefagt werden, (BU, 15 ©. 401, 497) 
Nur die nad) dev Fenftellung der Lifte vorzunchmenden Abänderungen find unzuläffig, 
ſelbſt wenn es ſich dabei nur um die Korreltur eines fhon bei Aufftellung der Lifte 
vorgefallenen offenbaren Verſehens handeln follte. 

6. Das zur Michtigftelung der Lie vorgefehene Verfahren dient nur dazu, 
den Kreiß der aktiv Wahlberechtigten abzugrenzen. Des Ablaufs der zur Anfechtung 
der MWählerlifte beftiminten grift uneradjtet if Ipäter bei Prüfung der Gültigteit der 
Baht über die Wahlfähigfeit eines in bie Wählerlifte aufgenommenen Eimwohners 
von der Gtabto.-Ber), zu befinden (BB. 9 ©. 208) u 

7. Ueber Befchwerden und Einwendungen (Einfprüde) gen, die Richtigkeit 
der Lifte befehlicht die Gemeinde-Bertvetung ($ 10 Zuf.-Gel.) Der Beſchiuß bedarf 
nicht der Zuflimung des Magiftrat. Damit fält das Entjdjeidungsreht der Auf- 
fioptsbehötbe von felbft Himveg. Der Gtellung des Magifirats aber wird badurd) 
Rechnung getragen, daß im auch) feinerfeits behufs Wahrung der dffentligen Inter- 
effen der Gemeinde-Berwaltung bie Befugnis erteilt if, die lage beim Bezirts. 
ausfjuffe zu erheben. Aber nur in dem Falle, bak Einwendungen gegen die Lifte 
erhoben worden find, if bie Gt.-Berf. zur Beihlußfaffung berufen. Kuch bilden 
dann Tcdiglich bie erhobenen Eimvenbungen ben Gegenftand der Beldjlußfaffung. IR 
die Cifte von feiner Seite beanftanbet, fo fehlt e der Gtabto.-Berf. an jeder gefct- 
lichen Veranlaffung, in eine Prüfung der Lifte einzutreten und zu dem Ende die 
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Sortegug ber Lifte zu verlangen. Selbft wenn man annehmen wollte, daß das dev 
Stobtv.-Berf. nah 5 37 StO. eingeräumte Hecht ber Kontrolle fie zu dem Ber- 
langen der Zorlegung beredjtige, fo würde dod bie Borenthaltung ber Wählerlifte 
gegenüber der Stadtv.-Berf. feinen Einfluß auf die Gültigkeit ber von keiner Seite 
angefochtenen Wählerlifte haben. Am allerwenigfen würde bie Stabtv.-Berf. eine 
Sireichung der in die Lifte ewa zu Unrecht aufgenommenen Berfonen eigenmächtig 
und von Amtawegen anorbnen Tönnen. (PBB. 11 ©. 300, 25 ©. 178, DS8G. 3 
©. 122, 22 ©. 17, 31 ©. 9.) 

8. Borausfegung für die Erhebung des Einfpruches bildet die Mitgliedſchaft 
in der Stadtgemeinde (f. o. n. 2). Aus dem Rechte des Eimfpruches gegen bie Lifte 
folgt aber nicht, daß jedes Mitglied der Stadtgemeinde mum auch berechtigt wäre, im 
Wege der. Klage einen — der Gtabtv.-Berf., melder nach feiner Anfiht die 
vriſte zu einer unrihtigen macht, anzufechten. Borausfegung für diefes Klagerecht ift 
inmer, daß der Klagende mit feinem Einfpruche nicht Durcgebrungen, mit demfelben 
duch, Beſchtuß der Stadto..Berf. zurüdgeriefen if. Wenn aber auf ben Einfprud) 
eines Gemeinde-Mitgliedes die Streichung eines Wählers aus ber Lifte von der 
Stabtv.-.Berf. beijloffen if, fo ift ebenfalls mur feterer, nicht auch jebes andere 
Gemeinde- Mitglied zur Erhebung, ber Klage auf Wiebereintragung des Wählers in 
die Fife legitimiert. Cs if alfo feine Popularflage gegeben. (DVG. 14 ©. 46, 25 
©. 17, 27 6. 119, 31_©. 140, PBB. 4 ©. 322) YHiergegen wendet ſich Gtier- 
Somlo PBB. 24 ©. 273 u. Berw.-Arhiv 12 ©. 436 ı1. 472. 

Ausprüdlic geſteht 8 11 Zuft.-Gef. aber auch dem Magiſtrat die Klage zu 
(086.17 ©. 9). 

Die Klage richtet fi gegen das zur Beſchlußfaſſung berufene Organ ber 
Stadtgemeinde, die Stabtv.-Beri. als Gegenpartei. Der Stabtverordneten-Vorfteher 
tann als ſoicher aud) ohne befonberen Auftrag der Berfammlung die Berufung gegen 
die in 1. Inſtanz & Ungunften der letzteren erfolgte Entfeidung anmelden und 
reihtfertigen. Die Berufung gilt als ordnungsmäßig angebra ht, wenn demnächft die 
Berfaumlung die Einfegung derfelben genehmigt. (OB®. 20 5. 11.) 

Zei derartigen Streitigteiten empfiehlt e8 ich, gleich Anfangs vor ober bei 
Einleitung des Streitverfahrens etiva durch Rüdfrage bei dem Magiltrat feftzuftellen, 
welche Belchlüffe ber Stadto.-Berf. noch zum Gegenftande des Angriffs im *. der 
Ringe gemacht werden Können, um bie ſich anf diefelben Wähler bezichenden Klagen 
in einem Berfahren erledigen zu können. (OBO. 14 ©. 43, 46; 15 ©. 40.) 

Die Stadto.-Verf. ift nicht befugt, twiederbolte Bellüffe zu faffen. Sie hat 
nur einmal über den Einſpruch zu befdjließen. Mit dem Ausſpruch ift ihre Funktion 
——* einer Aenderung ihres einmal gefaßten Veſchluffes ift fie nicht befugt. 
BSR. . 603.) 

9. Wird von ber Stadtv.-Berf. ber Einfprud gegen die Nichtigkeit der 
Wäplerlifte verworfen, fo ift der gen den Beſchluß angebrachten lage ungeachtet 
mit der Wahl vorzugehen, ba die Klage feine auffchiebende Wirkung hat, und es find 
als gewählt diejenigen anzufehen, weldhe innerhalb jeder Abteilung die erforderliche 
Stimmenzahl auf [9 vereinigt haben. (OB. 14 ©. 56, 17 ©. 89, 26 ©. 121.) 
Eine fpäter auf die Mage erfolgende endgültige Entfdheidung, welche den Einfprud) 
gegen die Wählerlifte als berechtigt anerkennt, kann nicht den Erfolg Haben, die 
formelle BWahlberedptigung bes einzelnen Abteilungstwählers zufolge der nachträglichen 
Feſiſtellung der Unrichtigleit der Liſte als nicht vorhanden anzufehen, und damit die 
von bereditigten Perfonen abgegebenen Stimmen zugleih als unberechtigter Weife 
verlautbart und die gültig vollzogene Wahl als eine ungültige anzufehen. Die auf 
Grund ber für umeihtig erfärten Wähferlifte erfolgten Wahlen fönnen alfo nad) 
$ 10 Nr. 2 ZuR.-Gef. nicht angeforhten werden. (OB. 0 ©. 9.) Daburd), tritt 
allerdings der Zuftend ein, daß Beichlüffe einer Verſammlung — Hier der Wähler 
Berfammlung in den einzelnen Abteilungen — aufrecht erhalten werden, bei welchen 
Mitglieder mitgeroickt umd andere gefehlt Gaben, welche bei richtiger Aufftellung der 
iften nicht mitgewirkt oder getet, haben würden. Allein diefe Folge ift auf den 
zahlreichen Gebieten, wo gewählte Verſammlungen fofort nad, vollzogener Wahl in 
Zätigfeit treten, eine häufig wiederkehrende und nicht zu vermeibende, 
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Muß mm hiernach einer mit Erfolg durchgeführten Klage bezüglich der Fiften- 
anfftellung die Wirkung verfagt werden, daß nunmehr darauf bin aud eine auf 
Grund der unrichti⸗ en &ife erfolgte Wahl bejeitigt wird, fo hat der Wert eines An- 
griffeh gegen die Mäblerlifte feine große Bedeutung. Der Wert diefes Red)tsmittels 
wirb fih in den meiften Fällen darauf befchränten, daß die richterlich feitgeftellten 
Grundfäge bei der fünftigen Aufftellung der Wähferliften zu befolgen find. (DBG. 20 
€. 12; 14 ©. 60.) Die Entſcheidung auf bie Klage darf deshalb nicht verſagt 
werden, weil inzwifchen die Wahl anf Grund der angefochtenen Lifte flattgefunden 
hat. (OBG. 17 ©. 89.) 

10. Zwed und Biel des Streitverfahrens ift nicht eine bloße Wiederauſhebung 
der Beihlüffe der Stadiv.-Berf., fondern die pofitive Feftftelung der Nichtigkeit der 
Wahlerliſte. Wird ihr diefe abgelprochen, fo muß das in der Art um dem Um: 
fange zum Ausdrud gelangen, daß fein Zweifel übrig bleibt, was zur Richtigſtellung 
au gefehehen hat. Imdeß wird mit dem Urteil nicht eine im Bolfteedungsverfahren 
Buröantetene Auflage verbunden werden lönnen, daß eine neue Lifte aufzuftellen fei. 
Hierüber Anordnungen zu treffen, ift Sache der Auffichtsbehörde. (OB. 19 ©. 17, 
TBB, 15 ©. 240.) 

Wenn infolge Anfechtung der Wahlerliſte die Eintragung oder Streichung von 
Wählern oder die Uebertragimg derfelben in eine andere Abteilung angeorbnet wird, jo 
muß alles vorgenommen werden, was dieſer Anordnung und den fonft in Betracht 
tommenden geſetzlichen Vorſchriften entfpeicht, insbefondere auch eine notwendige neue 
Abgrenzung der Abteilungen. Die Nichtbefolgung dieſes Grundſatzes kanu die 
Gültigteit der Wahlen beeinfluffen. Cine abermalige Auslegung der infolge von 
Einſprüchen berichtigten Lifte ift nicht erforderlich. (GBG. 36 ©. 184.) 

11. Die Beftimmung des Abf. 3 im $ 11 Buft.-Gef. bezieht fih nicht auf 
die Fälle des $ 10 Nr. 1 Zuft,-Gel., in welden die Richtigkeit der Wählerlifte an- 
gi ten if, fondern mr anf die gälle, in denen die Gültigleit vorgenonmener 

jahlen angefochten if. (OBG. 14 ©. 60.) Sie fleht daher auıd) ber $ 19 not. 5 
S. 105) fonftatierten Gültigfeit folder Wahlen, die auf Grund einer mit Erfolg an- 
gegriffenen Wählerliſte beruhen, nicht entgegen. 

12. Der legte Abſatz des $ 20 ift nicht eine für ſich Befepenbe, den Magiſtrat 
jederzeit zu Streichungen derechtigende Borihrift. Auch dieſe Beſtimmung beivegt 
ſich nur im Rahmen bes regelmäßigen Berichtigumgsverfahrens. Die außerhalb des 
BerictigungSverfahrens erfolgte vorzeitige ilegale Streichung if wie jede nadpträgtiche 
Abänderung der Fife als eine echebtice Untegelmäßigfeit zu betrachten, welche zur 
Ungültigkeitgerflärung einer auf, Grund einer jo abgeänderten Lifte borgenommenen 
Wahl führen kann, wenn die Stimme bes gefrichenen Wählers anf das Wahlergebnis 
von Einfluß geweſen wäre (OBG. 31 ©. 9). 

Die Mitteilung fol erfolgen, um dem Wähler, deffen Name geſtrichen ift, die 
Anfehtung der Streihung bezw. der Wichtigteit ber’Lifle zu ermöglichen; die Mit» 
teilung gilt nicht nur für die Streihung folder Namen, welche in der Lifte des 
Wahlſahres geftanden haben, fondern erftredt ſich aud) auf Streichung folder Namen, 
die in die Lifte des Vorjahres aufgenommen waren (PL. 23 ©. 277). Die Mit 
teilung muß am die betreffende Werfon gerichtet werden. Cine generelle Betannt, 
machung genügt nicht (BPB. 1869 ©. 278). 

—8 die Streichung im regelmäßigen Berichtigungsverfahren, aber ohne die 
vorgeſchriebene Benachrichtigung, fo macht das das Verfahren nod) nicht derart uns 
gefeglich, daß die Wahlen für ungültig zu eradhten wären. Die Unterlaffung der 
vorgefehriebenen Diitteilung Hat teine Folgen, die bezügliche Vorfcrift hat nur die 
Yedeutung einer inftruftionellen Vorfchrift (BLB. 15 ©. 556), f. dagegen Stier-Somto 
Archiv 12 ©. 427. Wohl aber ftcht dem Vetreffenden die lage gemäß & 11 Zuft.- 
Gel. zu, fobald die Stabtv.-Berf. über die Streihung befchloſſen hat (CB. 26 
©. 111, 40 ©. 40). 

Eine nad) erfolgter ordnungsmäßiger Auslegung der Lifte vorgenommene uns 
berechtigte Streihung einzelner Wahlberechtigten hebt deren Wahlberehtigung nicht 
auf (ORG. 36 &, 164). 
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g 21. 

Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung der Stadtverord- 
neten-Berfammlung finden alle zwei Jahre im November ftatt. Bei 
dem zunächſt vorhergehenden wöchentlichen Hauptgottesbienft ift auf 
die Wichtigkeit diefer Handlung Hinzumweifen. Die Wahlen ber 
dritten Abteilung erfolgen zuerſt, die der eriten zuleßt. 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erfage innerhalb der Wahl- 
periode ausgefchiedener Mitglieder müffen angeordnet werben, wenn 
die Stabtverorbneten-Berfammlung, oder der Magiftrat, oder die 
Regierung e3 für erforderlid, erachten. Der Erjagmann bleibt nur 
bis zum Ende derjenigen ſechs Jahre in Tätigkeit, auf welche der 
Ausgeſchiedene gewählt war. 

Alle Ergänzungs- oder Ersatzwahlen werden von denselben 
Abteilungen und Wahlbezirken vorgenommen, von denen der 
Ausgeschiedene gewählt war. Iſt die Zahl der zu wählenden 
Stadtverordneten nicht durch drei teilbar, jo ift, wenn nur einer 
übrig bleibt, diefer von der zweiten Abteilung zu wählen. Bleiben 
zwei übrig, jo wählt die erfte Abteilung den einen umd Die dritte 
den anbern. 

Die in den 88 19—21 beftimmten Termine können durch ftatu- 
tarifhe Anordnungen abgeändert werben. 

Dazu Geſetz betr. die Abänderung und Ergänzung einiger Beftimmungen 
wegen der Wahl der Stadtverorbneten v. 1. März 1891 (GS. ©. 20): 

Art. 1 Ziff. 2. Der erſte Sag im dritten Abfate bes $ 21 wird dahin 
abgeändert: 

Alle Ergänzungs- und Erfagtwahlen werden — unbeſchadet der Vor- 
ſchriſt im zweiten Abſatze des $ 14 — von benfelben Abteilungen und 
Wablbezirken vorgenommen, von denen ber Ausgeſchiedene gewählt war. 
Dazu Zuft.-Gef. $ 12 Nr. 2: 

Der Bezirtsausſchuß beſchließt an Stelle der Regierung über die Vornahme 
aufergewöhnli—er Erſatzwahlen zur Gemeinbevertretung oder in ben Gemeindevorftand. 
(In Berlin der Oberpräfident, $ 43 28G.). 

u at Jebens ©. 73, Kappelmann PEB. 24 S. 419, Stier-Somlo Archiv 12 

1. Daß bie Ergänzungswahlen nur im November ftattfinden, iſt eine inftrufs 
tionele Borfhrift. Zit ein Beihluß über etwaige Einfprüde gegen die Wählerlifte 
noch nicht ergangen oder treten fonftige Hinderniffe in den Weg, fo würde bie Gül- 
tigteit der Wahl durch deren Vornahme in einem fpäteren Zeitpunfte nicht berührt 
werben. Nad, Abf. 4 ift übrigens eine Abänderung durch Ortsftatut geftattet (CBG. 
22 ©. 1, PB. 4 ©. 419). 

Der $ 21 handelt von den regelmäßigen Ergänzungswahlen, und den aufcr- 
gewöhnlichen, durd Tod, Fortfall eines Exforderniffes der Wählbarteit oder frei 
willige Aufgabe des Stadtverorbneten-Antes erforderlich gewordenen Erſatzwahlen. 
Daneben tonmen noch die mit den regelmäßigen Ergänzungswahlen zu verbindenden 
Erweiterungsmwahlen zur Durchführung einer Erhöhung der Zahl der Stabtv. ($ 12 
n. 2, $ 18), fowie die in $ 11 Zuft.-Gef. ebenfalls als Erſabwahlen bezeichneten 
Sehen, zum Crfage der für ungültig erflärten Wahlen (OBG. 14 S. 68) in 

etradit. 
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2. Die Geiftlihen Lönnen nicht geatmumgen werben, ber Beftimmung des $ 21 
Abſ. 1 zu genügen. Unterbleibt der Firhlic)e Hinweis, fo if dies für einen Un- 
jüftigkeitögrund der Wahl nicht zu erachten. (PBB. A ©. 807 1.827). Die Ber 
Mimmung fehlt in HN. 

8. Der dritte Satz des Abf. 1 hat zwar den regelmäßig eintretenden Fall im 
Auge, daß bei einer Ergänzungswahl alle drei Abteilungen beteiligt find. Er findet 
aber aud Anwendung, wenn nur bie erfte und die dritte Abteilung wählen. 


4. Die Anordnung der Erfagwahlen bat vom Magiſtrat auszugehen. Sie 
muß umbebingt erfolgen, wenn ein ausgeſchiedenes Mitglied Hausbefiger · war und 
nad) feinem Ausfcheiden Die Xbteilung, die ihn gewählt hat, micht mehr zur Hälfte 
von Hausbefigern in der Berfammlung vertreten if. Doch dürfte auch in diefem 
Falle von einer Erſatzwahl Abftand genommen werden, wenn die Wahlperiode bes 
ausgefchiedenen Mitglicbes ohnehin bald, nad dem Entwurfe der StO. von 1876 in 
langſtens ſechs Monäten, abgelaufen fein würde. Die Stabtv.-Berf. bleibt aud in 
dem durch Ausſcheiden von Mitgliedern innerhalb der Wahlperiode eingefchränften 
Beftande feiner Mitglieberzahl Tegal zufammengefebt, bis enttweber bie Gtabtv.-Beri. 
oder der Dlagiftsat oder der Bezielausichuß die Eriatmwahl für erforberlich erklärt 
oder die Wahlperiode des Ausgefchiedenen abläuft (OB. 24 ©. 156, Stier-Somio 
Berw.-Arh. 12 ©. 465). Gegen den Beichluß de Bezirksausfcuffes if Beicwerde 
an ben Provinzialrat, in Berlin an den Miniſier des Innern gegeben. 


Der zweite Satz des Abf. 2 enthält feine Abweichung von ber Regel des $ 18 
Sag 1. Der Ausgeſchicdene und der Erſatzmann bilden im gewiffen Sinne eine 
Perſon. (OVG. 17 ©. 106). 


5. In Betreff der Verbindung ber Erfagwahlen mit den Ergänzungswahlen 
f., die neue Beſtimmung im rt. I Ziff. 3 ded Gel. vom 1. März 1891 (GE. 
©. %), Zuf. zu 8 25, ©. 122. Hierdurch find bie Bedenken, welde OBG. 18, 
©. 37 gegen cine ſolche Verbindung erhoben hatte, Sejeitigt. 

6. Die Beſtimmung (Abf. 3), daß alle Ergänzungsmwahlen von denfelben Ab- 
teitungen und Wahlbezirken vorgenommen werden müflen, war nah OBG. (17, 
©. 107) einer Abänderung der Wahlbezirfe hinderlih, auch wenn eine folge und 
eine gleihmäßigere Verteilung auf biefelben notwendig war. Durch Art. I Ziff. 1 
des Gef. dom 1. März 1891 (f. Zufay zu $ 14, ©. 90) iſt dieſes Hindernis be- 
hoben und dies aud im $ 21 dadurd erſichtlich gemacht, daß im erften Sat bes 
deitten Abfages die Worte eingefügt find, „unbefhade: der Barihrift im zweiten Ab- 
fate des 8 14. (Biff. I Nr. 2 des Gef. vom 1. Därz 1891.) Angelehen von den 
Füllen des 5 14 Abf. 2 hat bie Rictbeeitung der Borhrift bes $ 31 %b1. 3 Say 1 
die Ungültigfeit der Wahlen zur Folge. Doc), tommt e8 nur tarauf an, daf durch) eine 
Zeränderung der Wahlbezirte Hi geographtiggen Grenzen derfelben nidjt überfehritten 
oder eing: — werden. Was innerhalb der alten uͤrſprünglichen Grenzen an Ber 
änberunger: vorgeht, ift gleichgüftig. 

7. Die Perimmungen des $ 21 Abſ. 3 Satz 2 u. 3 haben mur den Zwed. 
eine Abhülfe für die Fälle zu: ſchaffen, wo es unmöglich ift, die Grundfäge des $ 13 
Shlußiag) umd $ 18, Say 1, 4 u. 5 zur Anwendung zu bringen, nicht aber die 
Anwendbarkeit jener Grundfäge da auszuihfießen, too ihre Anwendung möglich if. 
Bei ben Vorſchriften ber $ 13, 18, 21 Abf. 3 dat als normaler Ausgangspunft ber 
Fall gedient, daß die Gefamtzahl jeder Abteilung durch drei teilbar if, wobei dann 
für jede Abteilung das Ausfceidere Deitteil zum erften und zweiten Male durch 
das 08 gefunden wird und für bie Folgezeit Ännerhals jeder Abteilung fid) ein regel» 
mäßiges Ausfcheiden durch Zeitablauf vollziehen fol. Beände alfo die Berfammfung 
aus 9 Ditglienen, ober aus einer Bahl, bie ein Produft von 9 if, fo böte und 
bietet das Geſetz feine Schwierigkeiten. Innerhalb jeder aus drei Diitgriedern be» 
ſtehenden Abteilung beftimmt das Los den das erfte und ben das zweite Mel Aus- 
feheidenden, während der dritte dom dem Loſe nicht Wetroffene nad) ſeche Jufren 
ausicjeidet. Für andere als ſolche Normalfäle fehlt eine —2* Beimmuny 
€s Laffen fid) aber aus dem Gelege (f. DVG. 17 ©. 100, 19 ©. 136, 8 ©. 22, 
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30 &. 153, BG. 18 ©. 244) in‘ Betreff der Frage, wie die Beſtimmungen ber 
55 18, 18, 21 zu vereinigen find, folgende maßgebende Grunbfäge entnehmen: 

a) Keiner Abteifung darf mehr, keiner aber auch weniger als ein Drittteil der 
Stabto. angehören _($ 13 Schlußfat). Führt eine Anwendung der Beftimmungen 
im $ 21 Abf. 3, Sat 2 u. 3, welche den Fall einer nicht durch drei teilbaren Zahl 
der ® mählenden Stadt. vorfehen, zu einem Berſtoße wider jenen erften 13 
48 13 Schlußfag), fo hat fie zu unterbleiben. 

b) Die Gtabto. werden auf ſechs Jahre gewählt (8 18 Sat 1). Hiernad) hat 
jeder zur regelmäßigen Ergänzung der Zerjammlung gewählte Stabto. durd) feine 
Bahl an fich den Anfpruch erworben, ſechs Jahre lang im Amte zu verbleiben, auf 
der andern Seite Tann bie Wahlperiode feines der Stadw. — abgefehen von dem 

fe des $ 28 — fi auf eine längere Zeit über ſechs Jahre Hinaus, etwa auf 

Jahre — erfireden. Eine Ausnahme befteht hinſichtlich der bei der Neubildung 
ober bei einer fpäteren Erweiterung bezw. Verſtärtung der Berfammlung gewählten 
Stabto., deren Wahl unter dem Vorbehalte erfolgt, daß fie ſchon mad; zwei oder doch 
nad vier Jahren auszufeheiden haben, wenn das gemäß $ 18 (Schlukfat) für jede 
Abteilung zu giebeme 208 fie trifft. Ein gleicher Vorbehalt. fan auch bei ſpäteren 
Bohlen an folde gefnüpft werben, wenn e8 ſich darum handelt, bie Folgen eines 
früger in der Geftaltung bes Turnus vorgefallenen Fehlers für die Bulunft zu ber 
feitigen und einen orbnumgsmäßigen Turnus wieder herzuſtellen. Das din eines 
dem Gefege entfprechenben Turnus in in analoger Anwendung de Schfußfates des 
$ 18, und zwar durch das hier für die das erfte und zweite Mal ftattfindenden 
Ergänzungsmwahlen zugelaffene Mittel der Ausfofung zu erreichen. Es ift jedoch zu 
diefem Behufe erforderlich, daß den Nenzumählenden von vornherein und fon vor 
der Wahl die Verpflichtung auferlegt twird, fid) der Beflimmung dureh daß L8 dar« 
über zu unterwerfen, wer von ihnen ſchon nad) 2 bezüglich nach 4 Jahren aus- 
idjeiden fol (BEL. 19 ©. 44). . - 

c) Ale Ergänzungse- und Erſatzwahlen müflen von benfelben Abteilungen 
und Wahlbezirken, von denen der ausgeſchiedene gemählt war, vorgenommen werden. 
Diefe ausprüdliche vorſchriſt des $ 21 Abf. 3 hat jedoch zur jelbfverfländlichen Bor- 
ausjegung, daß die zu ergänzende Wahl feiner Zeit legal von der betreffenden Ab- 
teilung vorgenommen war umb daher auch fegal wiederholt werden fann. Auf der 
Grundlage eines der Vergangenheit angehörenden fehlerhaften Borganges darf nicht 
weiter gebaut werben. 

) &8 muß erreicht werben, daß in ber Verſammlung und ſoweit das möglich 
if, auch in jeder Abteilung drei Gruppen vorhanden find, von denen eine ſechs, bie 
andere vier und die dritte zwei Jahre zu amtieren hat, woraus folgt, daß bei dem 
fünftigen Ergänzungswahlen tunfihft alle Abteilungen zu beteiligen find. Diefer 
Grundjag ift aber ofjenbar da unausführbar, wo die Berfammfung nur aus ſechs 
Mitgliedern befteht (88 72, 73 StO.), und ebenfo, wenn die Anzahl der Stadtv. wicht 
die im & 12 vorgejchriebene Minimalzahl_von zwölf überfteigt. Im diefem Falle 
gehören jeder der drei Abteilungen vier Etadtv. an und es haben bei jeder Er- 
gänzungswahl vier Stabtv. auszuſcheiden. Welche Etadtv., die regelmäßig auf 6 
Jahre gewählt werden, bei den eriten und zweiten Ergänzungsmahlen auszüſcheiden 
haben, entfeidet das Los und bei vier Ausſcheidenden find nah Sat 2 des 8 21 
Abf. 3, da die Zahl 4 bei der Teilung durch 3 den Reſt Eins gibt, von der Lu. III. 
Abteilung je ein Etadtb., von der II. Abteilung aber 2 Stadtv. bei der Ergänzungs- 
wahl zu wählen. Eben basfelbe ift bei der zweiten Ergänzungswahl der all. Bei 
der britten Ergänzungswaßl find dann aber notwendig 4 Stadtv., und zwar 2 von 
der I, Abteilung Gewählte und 2 von der ILL, Abteilung Gewählte vorhanden, welche 
ausfcheiben müfen, da ihre fechejährige Amtedauer abgelaufen ift. für Diele vier 
ausjheidenden Gtadtv. können aber die Wahlen nad dem Sat 1 des $ 21 Abf. 8. 
nur von ber L und III. Abteilung vorgenommen werben, denn in der II. Abteilung 
find überhaupt feine Stabtverordneten vorhanden, welche auszujheiden hätten, da bei 
feinem der von diefer Mbteilung gewählten Gtadtv. die fehsjänrige Amtedauer ab- 
gelaufen if., Der geehfihe Turms Reit ich daher bei 12 Ciao, [elgenermafen: 
an den Abteilungen I, II u. III find bei der 


gs. 
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I. jänzungswahl zu wählen 1 2 1 
17 Ergängungeroaf! iu wählen 0 1 

II. ” „0.202 
Nach alledem muß das Prinzip, daß bei den regelmäßigen Ergänzungswahlen tunlichſt 
alle drei Abteilungen zu beteiligen find, gegenüber der Notwendigleit, eine dein Ge- 
feige entfprechende Verteilung der Stadtv. auf die Wahlabteilungen herbeizuführen, zurüd- 
treten; dies au in dem falle, wenn einmal äftere Wahlen, auf welde die neue 
Wahl fi) aufbaut, einen fehlerhaften Turnus eingeführt haben und es darauf an- 
tommt, wieder in legale Bahnen einzulenten. 


g 22. 

Der Magiſtrat Hat jederzeit die nötige Beſtimmung zur Er— 
Kan der erforderlichen Anzahl von Hausbefigern ($ 16) zu 
treffen. 

It die Zahl der Hausbefiger, welche zu wählen find, nicht 
durch die Zahl der Wahlbezirke teilbar, fo wird die Verteilung auf 
die einzelnen Wahlbezirfe durch das Los beftimmt. " 

Mit diefer Beſchränkung können die ausſcheidenden Stabt- 
verorbneten jederzeit wieder gewählt werben. 


Vergl. $ 16 ©. 95. Jebens ©. 82. 

1. Für einen anegefchiedenen Hausbefiger ift bei den Ergänzungsmahlen nur 
dann ein ſolcher wieber zu wählen, wenn fonft die vorgefchriebene Zahl der Hausbefiter 
in der Stabtv.-Berf. nicht erreicht wird. Das Gef. fordert eine befiimmte Zahl von 
Hausbefigern für jede Abteilung, aber nicht für das Ergebnis der einzelnen Ergänzunge- 
wahlen. Hat insbejondere ein Etadto., der bei feiner Wahl nicht Hausbeſitzer war, 
nachträglid) ein Wohnhaus erworben, und ift dadurc die notwendige Zahl der Haus- 
befißer in der betreffenden Abteilung überf&ritten, fo Tann bei der fpäteren Ergänzunge- 
wahl ftatt eines Hausbeſitzers ein Nict-Hausbefiger gewählt werden, ebenfo wie umge 
tehrt, wenn ein Gtadto., der bei feiner Wahl Hausbefiter war, nachträglich feinen 
Grundbefig verliert und die notwendige Zahl der Dausbeſitzer deshalb nicht mehr vor- 
Handen if, be der nächften Wahl für einen Nidht-Hausbefiker ein Yanebefiter gewählt 
werden muß. 

Dur eine auf Grund des Abf. 1 erfolgte Anordnung des Magiftrats kannu 
hiernad) ein Stadtv., der eine Amtsperiode von ſechs Jahren Hinter ſich hat, behindert 
werden, eine neue Funftionggeit von gleicher Dauer anzutreten, wenn ihm bie Wähler 
dazır berufen. Hält fi im folchem alle ein Stabto. für beichnwert, und im 
Beſitze des Rechts zur Bekleidung einer den Beſitz des Bürgerrechts vorausfegenden 
Stelle verlegt, jo hat er gemäß $ 10 Zufl.-Ge. die Stadtv.-Berf. anzurufen. 

2. Der Gewählte muß zur Zeit der Wahl die Eigenſchaft als Hausbefitter 
haben. Der fpätere Berluß des Hausbefihes ift gleihgüitig (UBS. 6 ©. 102. 
263. 1895 ©. 65). 

3. Sind zwei Stadtverordnete und darunter ein Haushefiger zu wählen und 
haben nur zwei Nicht-Hausbefiger die abfolute Majorität erhalten, fo ift die Wahl 
desjenigen von biefen, der die meiften Stimmen erhaften hat, gültig, die des zweiten 
aber ungültig, in Anwendung des im $ 26 Abf. 3 ausgefprodhenen Grunbfages, wonach 
die Srimmengaßt die Reihenfolge der Gewählten regelt (DVG. 32 ©. 6, |. 0. 8 16 
&. 3). 9. N. 5 28 Schlußabfat verordnet für diefen Fall: 

Befinden ſich unter den Gewählten nicht fo viele Hauabefiter, als zu mählen 
find, fo geften von den nicht zu deu Hausbefihern gehörigen Gewählten, weiche 
die wenigften Stimmen erhalten haben, fo viele für nicht gewählt, als von der 
vorgefchriebenen Mindeftzahl der Hausbefiter fehlen. Für Diele Perfonen find 
alsbald unter finnentffrechender Anmendung der für die engeren Wahlen ge+ 
gebenen Borfhriften Nachrwahlen vorzunehmen, welche nur auf Hausbefiger gerichtet 
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werden konnen. Hierauf ift bei der Berufung der Wähler zu den Nachwahlen 
binzumeifen. 

Ueber die Grundfäge, die für die Zufammenftellung der Lifte der Wählbaren 
zum Zwede der engeren Wahl dann zu beachten find, wenn Hansbefiger gewählt 
werden müffen, |. OB. 43 ©. 94 unter $ 26. n. 4. 

Das in Ahf. 2 von Wahfbezirten Gelagte gilt nicht auch für die Abſtimmungs - 
bezitte (8 6 des Gef. v. 30. Juni 1900), da in Ieteren die gefamten Gtadtv., nicht 
nur ein Teil derfelben gewählt werden. 


823. 


Vierzehn Tage vor der Wahl werden die in der Lifte (88 19 
und 20) verzeichneten Wähler durch den Magiftrat zu ben Wahlen 
mitte fohriftlicher Einladung oder ortsüblicher Bekanntmachung be= 
zufen. . 
Die Einladung oder Belanntmachung muß das Lofal, die 
Tage und die Stunden, in welchen die Stimmen bei dem Wahle 
vorjtande abzugeben find, genau beftimmen. \ 


Vergl. Iebens ©. 83. "Kappelmann die Wahlhandlung bei Stabto.-Wahlen 
FSB. 4 ©. 121, 438. Stier-Somfo Archiv 12 ©. 479. 


1. Bierzehn Tage vor der Wahl müffen die Wähler zur Wahl berufen werben. 
Das hat nur die Bedeutung einer Frift, bis zu deren Ablauf die Berufung bewirkt 
werben, aber nicht die eines. Termines, au welchem die Berufung zur Ausführung 
gelangen fol. Cine frühere Berufung it nit uuzuläfg (PBE. 20 ©. 78, 
3% ©. 189 89. 4 6. 421). Das Geſet befimmt auch nicht, baf amifchen der 
Berufung und dem Wahltage die Frift vou vollen vierzehn Tagen frei bleiben foll. 
Es genügt alfo, daß, wenu die Wahl am Mittwoch, denr 30, November, ftattfinden fol, 
die Berufung zur Wahl am Mittwoch, dem 16. November (nicht ſchon am 15. Nov.), 
erfolgt (OBO. 25 ©. 114, OBG. 3 ©. 15). (Cs genügt die Wahrung der Wochen⸗ 
frift, d. h. der Wochentag der Wahl muß dem der Berufung entipreden. 

Bei Nichtinnehaliung der vierzehntägigen Einladungsfrift wird die Wahl ohne 
Weiteres für ungültig erlärt werden müfjen. Der Nachweis, daß der Verſtoß ohne 
Einftuß auf das Wahlergebnis geweſen ift, wird nicht erjordert. Nur dann wird bie 
Ungültigleit der Wahl nicht eintreten, wenn die Wähler jämtlich zur Wahl erichienen 
find (PL. 11 ©. 301, 3 ©. 519). 

2. Unter der ortsüblichen Belanntmahung ift die hergebrachte Publifationsform. 
in den einzelnen Städten zu verſtehen. Es empfiehlt fi) jedod, ein für alle Mal 
durch Gemeindebefhluß oder durch Ortaftatut fefzuftellen, in welder Weile Die Wähler 
zu den Wahlen berufen werden follen. Sonft fteht die Beftimmung darüber, ob die 
Wähfer mittel fhriftlicher Einladung ober orteübficher Belanntmadjung zu berufen. 
find, dem freien Trmeſſen des Magiſtrats zu. In diefer Wahl wird der Magiftrat 
nicht durch ein Herkommen, d. h. durch Iangjährige ununterbrodene Anwendung des 
einen oder anderen Weges behindert. Diefes ius variandi würde nur dann ausges 
ichloffen fein, wenn durch Orteftgtut ein beſtimmter modus der Berufung vorge 

jrieben wäre (OBG. 14 ©. 70, PBB. 22 ©. 240, 286, 4 ©. 420). 

Die [hriftliche Einfabung if für den Magiftrat mit größerer. Mehrarbeit 
und ‚Berantwortlicleit verfnüpit. Deun wenn es ſich dabel ereignet, daß einzelne 
Wähler uneingeladen bfeiben, jo wird die Bebentung einer folhen Unterlaffjung für 
die Gültigkeit der Wahl nad) n. 1 Abj. 2 zu beurteilen fein. Sie ift aber in größeren 
Städten die allein zwedmäßige Form. Erjolgt die ſchriſtliche Einladung, fo genügt, 
daß aus ihr Tag, Stunde und Wahllotkal für bie Empfänger deutlich zu erjehen find. 
Unbedingt erforberfich if nicht, daß dem auf der Adreffe genannten Wähler ac) ge- 
fagt if, zu welder Abteilung und zu weldem Bezirke er gehört, Zur Wahrung der 
gettihen Form genügt ber Nachweis der Abfendung ber [hriftlihen Einladungen, 


118 SO. 8 28. Wahlbekanntmachung und Einladung zur Wahl. 


mag aud) eine noch fo erhebliche Anzahl derfelben als unbeftellbar zurüdgekommen 
fein (PBB. 22 ©. 286 f. Kappelmann a. a. D. PUB. 4 ©. 420). 

Die Behändigung einer gedrudten Wählerlifte an jeden Wähler ift ein super- 
Aaum, deſſen Nidjtbenhtung niemals zur Ungüftigleit der Wahl führen fann. 

Zu ben ortelblihen Belanntmadungen gehören in erfter Linie Aushang, 
und zwar nicht blos im Gemeindehaufe, wenn die örtlichen Belanmtmachungen auch 
duch Aushang innerhalb mehrerer einzelner Ortsteile je nah dem Bedürfnis im 
Einzetfalle erfolgen — und Inferate in öffentlichen Blättern. Für das Datum der 
Bublitation durch eine Zeitung ift nicht das Datum der betreffenden Runmer ent- 
ſcheidend, fondern der Tag, an welchem diefe an dem betreffenden Orte regefmäig 
an die Befteller gelangt und an dieſe ausgetragen zu werden pflegt E38 26.114). 
Auch Umlaufgzettel in Meinen Gemeinden find üblich (BBB. 23 S. 199). 

Aut der Zatfache alein, dab gemiflen öffntigen Blätern, mern aud egef- 
mäßig, anbeim gegeben wird, bie Bekanntmachung betr. die Wahltermine für die 
Stadtv.-Wahlen zu veröffentlichen, ohne daß ein feites Abfonmen für die Beröffent- 

- Tihung getroffen oder die Infertionen bezahlt werden, folgt nicht, daß diefe Publita- 
tion zugleich die ortsübliche Bekanntmachung im Sinne der das Wahlverfahren regeln- 
den Borfchriften fei. In folhen Fällen ift die Veröffentlichung der Brfanutmadung 
durch die Breffe nur eine müglidye, aber feine notwendige Daßregel (OBG. 34, ©. 13). 

3. In der Bekanntmachung find die Wähler nicht einzeln oder namentlich zu 
verzeichnen (PVB. 12 ©. 21). Es genügt vielmehr, daß „die in der Wählerlifte 
verzeichneten Wähler“ berufen werden. 

Die Eintragung in die Wähterlifte ift alein maßgebend für die Sufaffung zur 
Wahl. Darin macht fi die Bedeutung der „formellen Rechtskraft“ der Lifte geltend. 
Beder den Dagiftrat ber der Einladung, noch dem Wahlvorftand bei der Etimmabgabe 
iR eine Unterfuhung oder Entjheidung geftattet, ob Diefer oder Jener im Widerſpruch 
mit dem materiellen Rechte 7 incedt in der Lifte ſteht oder zu Unrecht darin fehlt 
(f. Iebens ©. 84). Erfolgt die Berufung der Wähler mittelft jhriftiiher Einladung. v gibt. 
der Nichtbefitg diefer Einladung, wenn der Wähler in ber Lifte fieht, und ſich gehörig 
Iegitimieren fann, feinen Anlaß, ihn von ber Wahl zurüdzuweifen, während ungelehrt 
die verfehentli an einen Richttahlberechtigten ergangene (hriftfiche Einladung, wenn 
diefer nit in der Lifte ſteht, dieſem fein Wahlrecht verleiht (Levermann S. 92 u. 2). 

Das Erſcheinen der Wähler bei der Einladung durd Etrafandrohung erzwingen 
zu wollen, if unzuläffig (MR. 6. Sept. 1838 Ann. 22 ©, 677). 

4. Die Berufung der Wähler erfolgt duch den Maginrat Dagegen hat zu 
den Stichwahlen die Einladung der Wahlvorftand der erften Wahlhandlung zu erlaflen 
(986. 15 ©. 34, 18 ©. 48, 22 ©. 20). 

5. Die Wahlen können gültig auch in mehreren Lokalen vorgenommen 
werden. Bei der Beftimmung bes Bahtiotals muß der Magiftrat nad; pflichtmäßigem 
Ermefien und auf Grund der bisherigen Erfahrungen erwägen, ob das Xolal räumlidy 
im Stande fein wird, alle Wähler zu fallen, mit deren gleichzeitigem Erſcheinen ver- 
nünftiger Weiſe zu reinen ift. Hat er ein fo Meines Lokal gewählt, daß beim Wahl- 
akt dur Drängen und Hemmung des freien Verkehrs nicht nur bloße Unbequemlich- 
feiten, fondern are Störungen und Unzuträglikeiten, Gefahren für Leib. und Leben, 
ſowie die Unmöglichkeit Hervorgerufen worben find, überhaupt zum Wahltiſch zu ge- 
langen, fo ınuß darin eine auf fulfde, unfacgemäße Anordnungen zurüdzuführende 
Berfümmerung des Wahirechis erblidt werden, welhe bie Ungültigkeit der Wahlhand« 
lung zur gi ie hat (DBO. 34 ©. 28, 25 ©. 10, PSB. 4 ©. 419. Kappelmaun 
« a. D. ©. 419. Stier-Somlo Berw.-Arhiv 12 ©. 476). Ueber die Art des Wahl- 
Tofal8 gibt das ð eſeb Teine Borfesriften. Die Vornahme der Wahlen in Schanticieten 
iR nicht unterfagt. : . 

Ungenauigkeiten in der Bezeichnung des Wahllokals find dann als erhebliche, 
die Ungültigfeit der folgenden Wahlhandlung bedingende Unregelmäßigfeiten anzufehen, 
wenn jo viele Wähler in Folge der ungenügenden Bezeichnung fortgeblieben find, dafs 
ihre Mitwirfung ein anderes Wahlergebnis hätte herbeiführen können (BBB. 11 6. 800). 

6. Die StO. Hat nicht eine fog. uno sctu Wahl im Ginne, bei weldyer eine förm- 
Ge Wahlverſammlung zu dem Bwede tonflituiert wird, das Wahlgeihäjt von Anfang 
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bis zu Ende in Einem durchzufuͤhren, bis das Reſultat feftfteht. Es ſoll vielmehr ven 
Wählern die Möglichkeit gewährt werden, ihre Stimmen in ben gewöhnlich arbeite- 
feeien Stunden mit möglihft geringem Zeitverluft abzugeben. Auch ift nicht ausge» 
fchloffen, daß. für die Wähler einer Abteilung mehrere Lage zur Abgabe ihrer Stimmen 
angejegt werden. Dem Ermefien des Magiftrats bleibt es überlafien, fi in jedem 
einzelnen Falle ſchiſſig zu maden, ob das Wahlgefjäft an einem oder mehreren 
Tagen und zu welcher Tageszeit zu erledigen ifl. 

Die Vorſchriſt im Abf. 2 ift nicht dahin auszutegen, daß es unzuläffig fei, dus 
Bahgeiäft für alle drei Abteilungen an einem Tage zu erledigen (OB®. 19 
©. 9). Auch folgt die Ungüftigleit der Wahl nicht jhon daraus, daß die Ladung, 
ohne für bie einzelnen Abteilungen befondere Zeiten feftzufegen, nur bie Stunde 
befannt gibt, wann mit der Abflimmung begonnen wird. Es if jedoch zwedmäßig, 
für jede Abteilung eine befondere Stunde fezufegen, aud) den Wählern nidt bios 
zu eröffnen, daß fie von einer beftimmten Stunde ab flimmen können, fondern ‚nen 
amd; mitzuteilen, wie fange man auf ihr Erſcheinen warten und wie lange eine Ent 

ennahine ihrer Stimmen erfolgen werde, fodaß alſo jeder Wähler innerhalb dieſer 

immien 3 feine Stimme abgeben kann (OB®. 19 ©. 7, 25 ©. 7, pus. 20 
©. 76, 4 ©. 420). Im diefem alle darf der Wahlvorftand den Wahlakt vor dem 
Ablaufe des beftimmten Zeitraumes nicht fließen und keinen innerhalb desjelben die 
Eutgegennahmme feiner Stimme verlangenden zurüdmweilen (OBG. 9 ©. 19). I 
jedoch filr die Vornahme der Wahlen nur ein Zeitpunkt als Anfangstermin feftgeieht, 
fo find die Wähler gehalten, ſich zu der feftgejeßten Stunde im Wahliofal einzufinden, 
und haben diejenigen Wähler, melde fpäter ericheinen, zufolge ihrer eigenen Ber» 
fäumnis das Wahirecht in dem alle verloren, wenn zur Zeit ihrer Ankunft die 
früher erihienenen Wähler ige Wahlredit bereits ausgeübt haben und deshalb der Wahl- 
alt bereits geſchloſſen ift (OBG. 25 ©. 11). J 

Der Uniſtand, daß bei Anberaumung der Wahltermine die Zeitdauer für die 
Bornahme der einzelnen Wahlen Inapp bemeffen it, lann nur dann zur Ungüftigkeit 
der Wahl führen, wenn tatlächlic das Wahlrecht der Wähler verfümmert if. Es 
gain nit, daß ihnen eine Unbequemlickeit verurfacht if. Gin Anſpruch des 

hlers ohne jede ünbequemlichten oder ohme jedes Opfer an Zeit zur Ausübun; 
feines WBahlrehts zu gelangen, kann nicht anerlannt werden — ©. ? 
BER. 15 ©. 44). 18 eine Verfiimmerung des Wahltehts if e6 aber anzufehen, 
wenn bei einer größeren Anzahl von Wahlbereditigteu die Wahl auf eine fo fpäte 
Nachmittagsſtunde anberaumt ift, daß bie Wahlhandiung bis in die Morgenftunde des 
auf den beftimmten Wahltermin folgenden Tages ſich ausdehnte (OBO. 26 ©. 125, 
27 3. PB8. 18 ©. 207, 





2% 6. 421, 3 ©. 197, 0 ©. 866) |. 
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Kappelmann a. a. D. ©. 4%, 421. 


gM. 

Der Wahlvorftand befteht in jedem Wahlbezirk aus dem 
Bürgermeifter oder einem von diefem ernannten Stellvertreter ala 
Sorfpenden und aus zwei von ber Stabtverordneten-Berfammlung 
gewählten Beifigern. Für jeden Beiſitzer wird von der Stadtver- 
orbneten-Berfammlung ein Stellvertreter gewählt. 

Hierzu Gef. betr. die Bildung der Wählerabteilungen bei den 
Gemeindewahlen vom 30. Juni 1900 (GS. ©. 185): 

8 6. L Im Bereiche der StO. für die fee öflihen Provinzen der Mon- 
archie: ufw. |. o. zu 8 14 &. 9. 

IL Im Bereiche der unter I genannten Stäbte-Orbnungen befleht der Wahl- 
vorſtaud in den einzelnen Wahl-Abftimmumgabezirken oder Gruppen aus dem Bürger- 
weißer und aus zwei von der Stadtverorbneten-Berfammlung gerwählten Beifitzern; 
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für den Borfigenden werden von dem Vürgermeifter und für bie Beifiger von der 
Stadtv.-Berf. je ein oder mehrere Vertreter aus der Zahl der flimmfähigen Bürger 
beſtellt. 

Vergl. Jebens ©. 90. Kappelmann PBB..4 S. 417. Stier-Somlo Arch. 12 


1. Vach den $$ 24 bie 27 StO. Hat der Wahlvorſtand die Erklärung der 
einzelnen Wähler, wem fie ihre Stimme geben wollen, entgegen und zu Protofoll zu 
nehmen, das Ergebnis der Wahl ferzuftelen und event. mebft dem für eine erforderfidh 
gewordene Stichwahl anberaumten Termine befannt zu maden, aud) das Wahlprototofl 
zu unterzeichnen. Er hat über die Zulafiung von Bevollmächtigten zu entſcheiden 
und fid) jelbftverändlich in allen Fähen zu überzeugen, ob die Abflimmenden die in 
der Lifte verzeichneten Berfonen find, ſowie nötigenfalls über ihre Legitimation zu ber 
finden. Dana müfjen alle die Einzelakte, aus denen ſich die ganze Wahlhandlung 
aufanımenfegt, vor ihm und von ihm vorgenommen und von ihm im Prototolle feftgelegt 
merben. Diefe Aufgaben liegen den Wahfvorftande in feiner Gefamtheit al8 einem 
Kollegium ob; er fann feine Bflichten nicht auf feine einzelnen Mitglieder delegieren, 
deshalb find alle einzelnen Alte der gefamten Wahlhandlung, welde von dem nicht 
ordnungsmãßig und namentlich vor dem nicht vollbejegten Wahlvorftande vorgenommen 
find, ungültig und machen dann die Wahl ſelbſt ungültig, wenn fie deren Refultat 
beeinflufen fonnten. Roch weniger faun der Wahlvorftand die Erfüllung feiner Auf · 
gaben ganz oder teilweife auf Dritte, ftädtiihe Beamte oder fonftige Perfonen, über- 
tragen (PBB. 18 ©. 206). Eine unzuläffige Delegation bezw. Hüffeleiftung ift in 
dem Falle angenommen, wenn in dem Wahlfofale je drei ftädtiihe Beamte an mehreren 
räumlich von einander getrennten Tiſchen die Erklärungen der Wähler entgegengenonimen 
und verzeichnet haben, während die drei Borftandsmitglieder in Gemeint jaft mit ihren 
Stellvertretern das ganze Gejhäft ůberwachten, fo daß die eigentliche Vornahme und 
Beurkundung des Wahlgeihäfts von den drei ftädtiihen Beamten ausgeübt wurde, 
nicht aber von dem Wahlvorftande. Jedenfalls if die an vier getrennten Stellen 
betätigte Wahlhandlung nicht ordnungemäßig vor dem Wahlvorſtande und gewiß nicht 
vor dem vollbejegten Wahlvorftande, jondern höchſtens vor dem einen oder anderen 
feiner Mitglieder vorgenommen worden (pVBB. 18 ©. 206, 24 ©. 434, OVG. 38 

Wegen der Funktionen des Mahlvorftandes in einem bioßen Abfimmungsbezirte 
oder für eine Abftimmungsgruppe f. 0. $ 14. n. 5 ©. 93. J 

2. Die Zuziehung eines beſonderen Protokollführers zu dem Wahlakte 
iſt geſtattet. Derſelbe kann aber nur als dazu berufen angefehen werden, die mechanifche 
ES chreibarbeit zu verrichten. Eine felbftändige Tätigfeit darf er nicht ausüben, jeden 
falls ihm nicht die Eigenfchaft einer verantwortlichen Urkundeperfon neben oder gar 
gegenüber dem Wahlvorftande zugeftanden werden (OBG. 28 ©. 18). Ungültig if 
die Wahl, wenn als Schriftführer mit felbfändiger Berantwortlichfeit eine nicht zum 
Bahlvorfiande gehörige Perſon mitgewirkt hat (OBG. 38 ©. 155). 

" Im übrigen ſieht dem Vorfigenden des Wahlvorſtandes die Berteilung ber 
Gefcäfte und in&bejondere die Berimmung zu, wer das Protofoll zu führen und die 
Stimmen zu zählen hat (OB. 14 ©. 220). Die Ernennung eines Beiſitzers zum 
Brotofolführer braucht nicht ausbrüdtic zu gefhehen (OLG. 38 ©. 155). 

3. Aus der Beftimmung des $ 24 („beiteht in jebem Wahlbezirie“) folgerte 
BO. (36 ©. 117), daß für jeden örtlich abgegrenzten Wahlbezirk die Beftellung nur 
eines einzigen Wahlvorftandes und demgemäß aud) die weitere Einteilung des Wahl- 
bezirls in Mfimmungebegirte oder Gruppen mit je bejonderen Wahlvorftänden un« 
äuläffig fei. Der $6 IL des Gel. d. 30. Suni 1900 läßt jett Die Befteltung befonderer 
Bahlvorftände für diefe Abftimmungsbezirfe oder fonftigen Gruppen zu (Jebens 
BSB, 21 ©. 444), Cs iR jeht auch) zuläffig, in einem und demjelben Mahlofafe 
verfcjiedene Wabltifche für die befondere gebildeten Gruppen (3. B. nach dem Miphabet 
eingeteilt) aufzuftellen und jeden mit einem befonderen Wablvorftande zu befegen, was 
vor dem 1. Januar 1901 ungejehlid war (DVG. 36 ©. 167). 
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4. Der $ 6 II des @ef. 1900 läßt ſowohl für den Bürgermeifter im Vorfitz 
des Bahlvorftandes als aud) für jeden Beifiger mehrere Stellvertreter zu. Bei der 
Ernennung und bei der Wahl folder Stellvertreter muß aber eine beftimmte Reihen- 
folge feftgefetgt werden, ans der von vorherein erfennbar wird, wer gegebenen Falle 
an die Stelle eines Bürgermeifter-Stellvertreters oder eines Beifigers die von diefen 
zeitweilig niedergelegte Tätigkeit aufzunehmen hat; aud muß es jeden Mitgliede des 
Bahlvorftandes, nachdem e8 zeitweilig feine Tätigkeit niedergelegt hat,‘ zu jeder Zeit 
freiftehen, unter Enthebung feines in der Zroifchenzeit tätig gewefenen, in der Reihen» 
jolge fpäteren Gtelvertreters die eigene Tätigleit wieder aufzunehmen. Cine Cr 
nennung bez. eine Wahl der Stellvertreter derart, daß ein jeder der Stellvertreter für 
einen beftimmten Zeitpunkt eintreten fol, bezüglich ohne daß erkennbar if, welche 
Berfonen die Stelle des einen und welche die Stelle des anderen einzunehmen haben, 
jal8 eine Vertretung nötig werden follte, ift nicht zufäffig. Ebenfowenig it der vom 
Bürgermeifter ernannte Wahlvorfteher berechtigt, zu beftimmen, in welcher Reihenfolge 
die einzelnen Stellvertreter einzutreten haben. Die unter der Leitung eines hiernach 
in ungefeglicher Weife gebildeten Wahlvorftandes voßzogenen Wahlen find ungültig 
OBG. 41 S. 21). 

5. Der Bürgermeifter ſelbſt Hat ſeine Stellvertreter zu ernennen. Der Magiſtrat 
wirft bei diefer Ernennung nicht mit (OVBG. 41 ©. 24). Die Beiſiher und deren 
Stellvertreter werden von der Stadiv.-Berfammmiuug gewählt. Bereits im.$ 24 war 
night zum Ausdrud gebracht, daß der Bürgermeifter nur Arogifratemitglieber zu 
ſeinem Vertreter oder zum Vertreter dieſes beftellen könne (j. LEO. $ 60). tounten 
daher auch ſchon bisher andere geeignete Perſonen, z. B. beſoldete oder unbeſoldete 
Gemeindebeamte oder Stadtverordnete zu Vorſitzenden des Wahlvorſtandes beftciit 
werden. In S 6 ift nunmehr nachgelaffen, daß alle Mitglieder des Wahlvorftandes 
und deren Stellvertreter, alio auch der Vorfigende und defjen Stellvertreter aus der 
Zahl der Kimmfähigen Bürger gewählt werden können. Hiernad können beſoldete 
Magiftratsmitglieder und Gemeindebeamte, die nicht im "Stadtbezirke wohnen, jowie 
Forenſen nicht als Borfigende und Beifier des Wahlvorftandes berufen werden (j. $ 5 
n. 5 ©. 45._ Ledermanı S. 96. Stier . Somlo Archiv 12 ©. 477. Auch Kappel- 
man a. a. D. ©. 418). * 

Daß die Beiſitzer unter einauder oder mit dem Vorſitzenden bes Wahlvorſtandes 
Dermandt oder verfchtwägert find, ft für die Güftigfeit der Wahl ohne Einfluß JOBG. 38 
el * 





Eine Serpfühtung der Mitglieder des Wahlvorftandes durch Handſchlagaſt nicht 
notwendig (OBO. 36 ©. 21). . 

6. Den Mitgliedern des Wahlvorftandes als ſolchen Tann, fo weit fie t 
bereits Gemeindebeamte find, die Eigenſchaft von Gemeindebeamien nicht zuerkdat 
werben, weil, wie Stier-Somlo Verw.⸗Arch. 12 ©. 478 mit Recht hervorhebt, ſie we 
feinem öffenilich· rechtlichen Dienſtverhälmiſfe zur Gemeinde ftehen und weil bie Zu« 
ftändigfeit zu Amtshandlungen an fic jene Eigenidaft nicht begründet (f. jedegd 
Rappelmann, die unbefoldeten Gemeindebeamten PB. 23 ©. 769). 

7. Die dem Gefege nicht entſprechende Ernennung der Beifiger, überhaup 
die in ungefetzlicher Weile erfolgte Bildung des Wahlvorftandes, Hat die Ungültigteitl 
der ftattgefundenen Wahlen zur Folge (OBG. 8 ©. 120, 10 ©. 24, 9 ©. 89, 17 ı 
©. 117, 31 ©. %, puB. 24 ©. 322, 418, 2) Sollten die Stabtveroräneten es 
ablehnen, Beiſitzer zu ernennen, fo würde ber Reg.⸗Präſ. Kraft feines Rechts dafür 
zu forgen, daß die Verwaltung fortwährend im vorgefchriebenen Gange erhalten 
bleibe und angezeigte Störungen befeitigt werden ($ 78), jo berechtigt wie verpflichtet 
fein, den Stabtv.-Borftcher unter Androhung einer Exekutivſtrafe auf Grund des 
$ 132 83®. Anweifung dahin zu erteilen, daß Die Wahl der zu wählenden Beifiper 
anf die Tagesordnung einer beftimmten Situng der’ Stadtverorbneten gefetst und in 
derfelben auc) zur Bollziefung gebracht wird, und, fall bie Stadtv. c& denmod) 
unterlaffen, die ihnen gejeßlich obliegende Wahl zu vollziehen, im Aufſichtswege einen 
KXommifler ad hoc zu ernennen und ihn die. Wählvornahme "zu übertragen 
RBB. 15 ©. 1. ©o auch Kappelmann, die Wahlhandlung PBB. 4 ©. 418, 
Etier-Somlo Verw.⸗Archiv 12 ©. 477 not. 323, Abweichend Ledermann ©. 9 n. 5). 
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für den Borfigenden werben von dem Vürgermeifter und für bie Beifiger von der 
Stadtv.-Berf. je ein oder mehrere Vertreter aus der Zahl der ſtimmfähigen Bürger 
beftelt. 


€ u. Jebens ©. 90. Kappelmann PVB. 24 ©. 417. Stier-Somlo Ar. 12 


1. Vach den 55 24 bis 27 StO. hat der Wahlvorftand die Erklärung der 
einzelnen Wähler, went fie ihre Stimme geben wollen, entgegen und zu Protokoll zu 
nehmen, das Ergebnis der Wahl feftzuftellen und event. nebſi dem für eine erſorderlich 
gewordene Stichwahl anberaumten Termine bekannt zu machen, aud) das Wahlprototolf 
zu unterzeichnen. Er hat über die Zulafiung von ‚Bevollmächtigten zu enticheiden 
und ſich jelbftverftändlich in allen Fällen zu überzengen, ob die Abftimmenden die in 
der Lifte verzeichneten Berfonen find, forwie nötigenfalls über ihre Legitimation zu bee 
finden, Dana müfen alle die Einzelakte, aus denen ſich die ganze Wahlhaudlung 
Zufammenfegt, vor ihm und von ihm vorgenommen und von ihm im Protokolle feſtgelegi 
Toerden. Diefe Aufgaben liegen den Wahfvorflande im feiner Gefamtheit al8 einem 
Kollegium ob; er kann feine Pflichten nidht auf feine einzefnen Mitglieder delegieren, 
deshalb find alle einzelnen Akte der gefamten Wahlhandlung, welche von dem nicht 
ordnungsmäßig und namentlich vor dem nicht vollbejetten Wahlvorftande vorgenommen 
find, ungüftig und machen dann die Wahl felbt ungültig, wenn fie deren Rejultat 
beeinflufien Tonnten. Noch weniger kann der Wahlvorftand die Erfüllung feiner Aufe 
gaben gauz oder teilweife auf Dritte, ftädtiihe Beamte oder fonftige Perſonen, über- 
tragen (PBB. 18 ©. 206). Eine unzuläffige Delegation bezw. Hülfeleiftung ift in 
dem Galle angenommen, wenn in dem Wahliofale je drei Näbtiiche Beamte an mehreren 
räumlich von einander getrennten Tifchen die Erklärungen der Wähfer entgegengenonmen 
und verzeichnet haben, während bie drei Borftandsmitglieder in Semeinidaft mit ihren 
Stellvertretern das ganze Gefchäft überwachten, fo daß die eigentliche Vornahme und 
Beurkundung des Wahlgeihäfts von dem drei ftäbtiichen Beamten ausgeübt wurde, 
nicht aber von dem Wahlvorftande. Jedenfalls if die an vier getrennten Stellen 
betätigte Wahlhandfung nicht ordnungsmäßig vor dem Mahlvorftande und gewiß nicht 
dor dem vollbejegten Wahlvorftande, fondern höchftens vor dem einen oder anderen 
Kng geitgueder vorgenommen worden (pvB. 18 ©. 206, 24 ©. 434, OBG. 38 





Wegen der Funktionen des Wahlvorftandes in einem bloßen Abfiimmungsbezirte 
oder für eine Abftimmungsgruppe |. 0. $ 14 n. 5 ©. 93. 

2. Die Zuziehung eines befonderen Protofollführers zu dem Wahlakte 
iſt geflattet. _Derjelbe fan aber nur als dazu berufen angejehen werden, die mepanifche 
Schreibarbeit zu verrichten. Cine jelbftändige Zätigfeit darf er nicht ausüben, jeden 
falls ihm nicht die Eigenſchaft einer verantwortlichen Urkundeperfon neben oder gar 
gegenüber dem Waplvorftande zugeftanden werden (DTG. 28 ©. 18). Ungültig if 
die Wahl, wenn als Schriftführer mit felbfändiger Nerantwortligfeit eine nicht zum 
Bahlvorflande gehörige verſon mitgerwirft hat (OBG. 38 ©. 155). 

Im übrigen ſteht dem Vorfigenden des Wahlvorftandes die Verteilung ber 
Gefcäfte und in&befondere die Setimmung, zu wer das Protofoll zu führen und die 
Stimmen zu zählen hat (OBG. 14 ©. 220). Die Ernennung eines Beiſihers zum 
Protofollführer braucht nicht ausdrüdlich zu geihehen (OBG. 38 ©. 155). 

3. Ans ber Beftimmung des $ 24 („befteht im jedem Wahlbezirke“) folgerte 
BO. (36 ©. 117), daß für jeden örtlich abgegrenzten Wahlbezirk die Beſtel ung nur 
eines einzigen Wahlvorftandes und demgemäß aud) die weitere Einteilung des Wahl- 
bezixts in timmungebegiste oder Gruppen mit je bejonderen Wahlvorftänden un» 
zuläffig fei. Der $ 6 II des Gef. v. 30. Juni 1900 läßt jetzt die Beftellung befonderer 
Wapfvorfände für diefe Abftimmungebezirte oder fonftigen Gruppen zu (Jebens 
PB. 21 ©. 444). Es iſt jet auch zuläffig, in einem und demielben Wohllotale 
verſchiedene Wahliiſche fr die befonders gebildeten Gruppen (3. B. nad) dem Aiphabet 
eingeteilt) aufzuftellen und jeden mit einem befonderen Wahlvorftande zu befegen, was 
vor dem 1. Sannar 1901 ungefeglih; war (OVO. 36 ©. 167). 
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4. Der $ 6 IL des Gef. 1900 Täßt fowohl für den Burgermeiſter im Borſitz 
des TWahlvorftandes als auch für jeden veiſiher mehrere Stellvertreter zu. Bei der 
Ernennung und bei der Wahl folder Stellvertreter muß aber eine beftimmte Reihen- 
folge feftgejeßt werden, aus der von vorherein erfennbar wird, wer gegebenen Falls 
an die Stelle eines Bürgermeifter-Stellvertreters oder eines Beifigers die von dieſen 
zeitweilig niedergelegte Zätigfeit aufzunehmen Hat; aud muß e8 jedem Mitgliede des 
Bahlvorflandes, madjdem e6 zeitweilig feine Tätigkeit niedergelegt hat, zu jcder Zeit 
freiftehen, unter Enthebung feines in der Zmifchenzeit tätig gewvefenen, in der Reihen« 
jolge fpäteren Stellvertreiers die eigene Tätigfeit wieder aufzunehmen. Cine Et - 
nennung bez. eine Wahl der Stellvertreter derart, daß ein jeder der Stellvertreter für 
einen beftimmnten Zeitpunkt eintreten Soll, bezüglich ohne daß erkennbar if, welde 
Berfonen die Stelle des einen und welche die Stelle des anderen einzunehmen haben, 
falls eine Vertretung nötig werden follte, ift nicht zuläſſig. Ebenſowenig if der vom 
Bürgermeifter ernannte Wahlvorfteher berechtigt, zu beftimmen, in welder Reihenfolge 
die einzelnen Stellvertreter einzutreten haben. Die unter der Leitung eines hiernad 
in ungefeglicer Weife gebildeten Wahlvorftandes voflzogenen Wahlen find ungültig 
(ORG. 41 ©. 21). B J 

5. Der Burgermeiſter ſelbſt Hat feine Stellvertreter zu ernennen. Der Magiſtrat 
wirft bei biefer Ernennung ig mit (OBG. 41 ©. 2%). Die Veifiger und deren 
Stellvertreter werden von der Stabtv.-Berfamminug gewählt. Bereits im $ 24 war 
nicht zum Auedruck gebracht, daß der Bürgermeilter nur Magiftratsmitglieder zu 
jeinem Bertreter oder zum Vertreter diefes beftellen fönne (j. LEO. 5 60). Es konnten 
daher auch ſchon bisher andere geeignete Perjonen, 3. B, bejoldete oder unbejoldete 
Gemeindebeammte oder Stadtverordmete zu Worfigenden des Wahlvorftandes beficilt 
werden. Ju $ 6 ift nunmehr naqgelaſſen, daß alle Mitglieder des Wahlvorftandes 
und deren Gtellvertreter, alio aud) der Vorfigende und defjen Stellvertreter aus der 
Zahl der ſtimm fähigen Bürger gewählt werden können. Hiernach fönnen befoldete 
Magiftratsmitglieder und Grmeindebeamte, die nicht im Stadtbezirke wohnen, ſowie 
Forenfen nicht als Vorſitzende und Veifiger des Wahlvorftandes berufen werben (1. $ 5 
n.5 ©. 45._Ledermanı ©. 96. Stier-Somlo Arhiv 12 ©. 477. Auch Kappel 
mann a. a. ©. ©. 418). * 

Daß die Beifiger unter einander oder mit dem Borfigenden des Wahlvorſtandes 
zermandt oder verfeptwägert find, it für die Güftigfeit der Wahl ohne Einfluß (OB®. 38 

ine Berpflichtung der Mitglieder des Wahlvorſtandes durch Handfclagük nicht 
notwendig (OBS. 86 ©. 21). . R 

6. Den Mitgliedern des Wahlvorftandes als ſolchen kaun, fo weit fie t 
bereits Gemeindebeamte find, die Eigenſchaft von Gemeindebeamten nicht gen it 
werben, weil, wie Stier-Somlo Berw.-Arh. 12 ©. 478 mit Recht Hervorhebt, fie 4 
feinem öffentlich«rechtlichen Dienftvergältnifie zur Gemeinde ftehen und weil die Bu+ 
fändigkeit zu WAmtshandlungen am fid jene Eigenſchaft nicht begründet (ſ. jedech 
KRappelmann, bie unbefoldeten Gemeindebeamten PBB. 23 ©. 769). 

7. Die dem Gefege nicht entiprehende Ernennung der Beifiter, überhaupf 





die in ungejetlicher Weife erfolgte Bildung des NWahlvorftandes, hat die Ungültigteit 


der ftattgefundenen Wahlen zur Folge (OBG. 8 ©. 120, 10 ©; 2%, 9 ©. 89, 17 
€. 117, 31 ©. 4, BB. 4 ©. 322, 418, 434). Sollten die Stabtveroräneten es 
ablegen, Beifiger zu ernenmen, jo würde der Heg.-Präf. Kraft feines Rechts dafür 
zu forgen, daß die Verwaltung fortwährend im vorgefchriebenen Gange erhalten 
bleibe umd angezeigte Störungen befeitigt werden ($ 73), jo berechtigt wie verpflichtet 
fein, den Gtabtv.-Vorftcher unter Androhung einer Eprelutivftrafe auf Grund des 
$ 132 2B®. Anmeifung dahin zu erteilen, daß bie Wahl der zu wählenden Beiſitzer 
amf die Tagesordnung einer beftimmten Sitzung ber’ Stadtverorbneten geſetzt und in 
derfelben auch zur Bollziefung gebracht wird, umd, fall bie Stadtv. 8 dennody 
umterlaffen, die ihnen gejeglich obliegende Wahl zu vollziehen, im Aufſichtswege einen 
Xommiffar ad hoc zu ernennen amd ibm die Wahlvornahme zu übertragen 
BB 15 ©. 1. So aud) Kappelmann, die Wahlhandlung PBB. 4 ©. 418, 
Stier-Somlo Berw.-Arhiv 12 S. 477 not. 32a. Abweichend Ledermann ©. 96 n. 5). 


\ 
J 


°46.%) Nur darauf ift zu balten, dai 
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8 Der BWahloorftand ift nur dann als vollftändig beſetzt anzufehen, wenn er 
auß den im $ 24 bezeichneten Perfonen befteht. Eine unvolltändige Belegung bes 
Wahlvorftandes muß an fi) als ein weſentlicher Mangel des Wahlverfahrend erachtet 
werden. Die Ungültigteit des gefamten Wahlgefhäftes läßt fi indeflen mır dan 
annehmen, wenn die umvollitändige Beſetzung des Wahlvorftanbes fo lange gewährt 
hat, daß davon das Ergebnis der Wahl felbſt beeinflußt wird, wenn namentlich 
während biefer Zeit eine derart zahlreiche Gtimmenabgabe fattgefunden hat, daß die 
Anzahl biefer Stimmen ausgereicht haben würde, ein anderes Wahlergebnis herbeizus 
führen (OB®. 17 &. 117, DO8G. 8 ©. 119, 10 ©. 4, PB. 21. ©. 421). Im 
übrigen if} e8 nicht geboten, daß eben biefelben Perfonen, die den Borfland bei Ex- 
öffnung der Wahlbandiung bildeten, aud) bi8 zum Gchluffe in biefer Eigenichaft 
weiter zu fungieren haben. Ein durch das Eintreten von Stellvertretern ſich voll- 
ziehender Bi Ki iſt nicht ausgeichloffen. a 17, ©. 121, 20 ©. 21, 36 ©. 131, 

zu feiner Zeit des Entgegennehmens von 
Gtimmen es an dem Nebeneinanderfungieren eines Borfigenden und zweier Beiſitzer 
fehlt, auch zu der Zeit nicht, in der Fein befonderer Anlaß zu einer Beratung und 
zu förmlicher Beihlußfaffung des Borftandes hervortritt. (Jebens ©. 92.) 


8 25. 
Ieder Wähler muß dem Wahlvorftande mündlih und aut 
u Protokoll erklären, wem er feine Stimme geben will. Er hat 
% viele Perſonen zu bezeichnen, al3 zu wählen md. 
- Nur die in $ 8 erwähnten juriftifchen oder außerhalb des 
Stadtbezirls wohnenden höchftbeftenerten Perfonen fönnen ihr 
Stimmrecht durch Bevollmächtigte ausüben. Die Bevollmächtigten 
müffen felbft ftimmfähige Bürger fein. Iſt die Vollmacht nicht in 
beglaubigter Form außgeftellt, fo entjcheidet über bie Anerkennung 
derfelben der Wahlvorftand endgültig. 


Dazu Gefet betreffend die Abänderung und Ergänzung ciniger 
Befimgangen wegen der Wahl der Gtadtverordneten vom 1. März 
1891196. ©. 20: 

Art. 1 Biff. 3. Der Abſ. 1 des 8 25 erhält nachſtehenden Zuſatz: 
gr Werden die Erfagtwahlen mit den Ergänzungstwahlen in ein und demfelben 
Wadhlatte verbunden, fo Hat jeder Wähler getrennt zunächſt fo viele Perfonen 
Sa bezeichnen, als zur regelmäßigen Ergänzung der Stabtverorbneten-Berfamm- 
# lung und ſodann fo viele Perfonen, als zum Erfage der innerhalb der Wahl- 
dperiode außgefchiebenen Mitglieder zu wählen find. 
Bergl. Jebens ©. 98. Kappelmann PUB. 24 ©. 449. Stier-Somlo 


"Berw.-Ar. 12 ©. 480. 


1. Die Oeffentlichteit der Wahlhandlung if} nicht angeordnet. Cin darauf bei 
Beratung des mit $ 25 der StO. tonformen $ 23 der Gem.-Orbn. von 1850 ges 
richteter Antrag wurde fogar abgelehnt. Werben daher Perfonen, welche der Wahl- 
handlung beiwohnen wollen, nidt in das Wahllokal zugelaffen oder aus demfelben 
entfernt, fo Tann hierauf die Ungültigleit des Wahlverfahrens nicht gegründet werden 
(OB6. 34 ©. 22, PER. 9 ©. 20, 3 ©. 294). Die Deffenzlichteit der Wahl· 
handlung kann aber dur Ortöftatut vorgefchrieben werben, in welchem Falle die 
Verlegung der Deffentli—hleit die Ungültigleit der Wahlen zur Folge bat. (Yebens 
©. 9, Ledermann ©. 97.) 88 entiprid)t jedoch, der Tendenz der einfhlagenben Be» 
Aimmungen der StO. und insbefondere des $ 25, daß ben ſich cinfindenden Wählern 
der Aufenthalt im Mahllofal aud) vor und nad) der Gtimmenabgabe der. Regel nad) 
nicht verfhränft und von diefer Regel nur abgewichen werde, infoweit es fi aus 
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räumlichen Gründen oder fonft im Intereſſe der öffentlichen Ordnung als notwendig 
emcift. (OBG. 17 ©. 21, 26 ©. 117, 34 ©. 22.) Auch die Anmefenheit von 
Wählern einer anderen Abteilung als der gerade abſtimmenden ift geieofich nicht 
eusgeichloffen. Dem Wahlvorftande liegt ob, von diefen Gefihtspunften aus ben 
jebedmaligen Umftänden entfprechend pflihtmäßig Beftimmung zu treffen (MR. 1883, 

, DSG. 14 ©. 70). Aud) die Führung von Wahl-Kontroliften im Wahl: 
tokale iR an fi) als eine Störung der Öffentlichen Ordnung nicht anzufehen. Ein 
Berfahten, wonach jeder Wähler nur einzeln zur Stimmabgabe in das Wahllotal 
eingelaffen wird, iſt dagegen unzuläffig, bene das Aufftelen von Beamten als 
Poren, welche nur immer je einen Wähler nad) erfolgtem Aufrufe das Wahlzimmer 
oder einen vom größeren Wahllokal getrennten befonderen Abftimmungsraum betreten 
laffen, jeden anderen aber zurüdtweifen, ferner bie Aufforderung des Borfigenden aut 
die Beifier über die Wahlvorgänge Verfchwiegenbeit zu beobahten (OB. 2 
©. 18, 26 ©. 115, 36 ©. 131, 170, 34 ©. 22, Kappelmann a. a. D. ©. 433). 

2. Der wefentliche Inhalt der Vorſchrift des Abf. 1 Sat 1 kann nur dahim 
erlannt werben, daß öffentlich feigetellt werden foll, wie der Einzelne gewählt hat 
und daß er in Perfon und vor der Deffentlichleit die Verantwortung für die Aus- 
übung feines Wahlrehts übernehmen fol. Diefer Zweg fan aber aud; erreicht 
werden, ohne daß der Wähler gerade perfönlich die Namen der zu Wählenden aus 
fpricht. Bielmehe genügt eine beutliche Öffentliche Grflärung anderer Art, ins— 
befondere die, auch in der Aufforderung zum Verleſen umd in der Genehmigung des 
Berlejenen liegende Erflärung des Einverſtändniſſes mit ber dur den Mund einer 
anderen Berjon bewirkten Denennung her zu BWählenden (OBG. 31 ©. 6. Entgegen 
Stier-Somlo Berw.-Ardiv 12 ©. 482). Cine nur ſchriftlich erfolgende Willens- 
erflärung ift aber jedenfalls ausgeſchloſſen. Die bloße Abanbe eines gedrudten Zettels 
am den Wablvorftand genügt nicht. (DVG. 14 ©. 70, 17 ©. 21.) 

Der Wähler hat die Perfonen, denen er feine Gtinme geben wil, fo genau 
zu bezeichnen, daß jeder Zweifel über ihre Spentität ausgeihloffen if, wozu nicht 
unter allen Umfländen die Beifügumg von Wornamen neben dem Familiennamen 
umd die Angabe des Etandes notwendig ift, während andererfeits in gewiflen Fällen 
die Angabe von Bornamen und Stand nicht einmal ausreichen wird. 6 muß zu- 
näch dem pflihtmäßigen Ermeffen des Wahlvorftandes überlafjen werden, ob er die 
Bezeichnung für genügend erachtet, wie er die Stimmabgabe auslegt, anf.wen er bie 
ebjachene Stimme bezicht. Gewahrt bleiben muß dabei allerdings eine Belhränfung 
auf ſoige Fälle, in denen überhaupt Raum für eine Auslegung gegeben if, tas 
beifpiefsweife dann nicht mehr zutreffen würde, wenn pofitiv ein befiimmter Bor- 
und Zuname von dem Wähler angegeben ift. Cinen bei der Stimmabgabe genau 
degeidjneten Namen zu interpretieren, ft jebenfall8 unzufäffig, felbt wenn der Wahl- 
vorfland Grund zu der Annahme hätte, daß der Wähler fih in dem Bornamen ge- 
irrt ‚habe. Die von dem Wahlvorſtande vorgenommene ftillicroeigende Subftitution 
eines nicht genannten Namens (Louis B. ftatt Julius B.) an Stelle des wirklich ge- 
wählten zum Protokoll Tann den Inhalt der wii objektiv fefgeftellten Stimm- 
abgabe nicht ändern (BEL. 15 ©. 61, OB®. 3 ©. 21, 46.9). Im Wege 
der Interpretation kaun nicht dargetan werden, daß die Willensbeftimmung des 
Wähters anf die Wahl einer anderen Perſon als der genannten gerichtet geweſen jei: 
(080.28 ©. 21, 34 ©. 24, BBB. 24 ©. 56, 450). Eriftiert die von bem Wähler 
genannte Berfon  Mberhaupt nicht, fo if die MWahlftimme ungültig. (PB. 15 

. 261.) Der Wähler mag nod im Augenblide der Stimmabgabe fid verbeffern 
und namentlih auch zweds einer genauen Protokollierung die Klarſtellung des 
Namens des Gewählten aud) feitens des Wahlvorſtandes herbeigeführt werden dürfen. 
Aber mit_der Protofollierung der Stimmabgabe und dem Uebergange Ju einer 
ferneren Stimmabgabe ift jedenfalls die Grenze für die Ausübung des Wahlrechts 
gegeben. Cine Abänderung, ein Widerruf ber abgegebenen Stinime faun dann nicht 
mehr zugelaffen werden (j. Rappelmann a. a. Q. ©. 450, Stier-Somlo Verwalt.⸗ 
Ad. 12 ©. 481). 5 


3. Gegenfland der Protofollierung ift alles, was für die FehRefhung des 
BWahlergebnifjes von Bedeutung fein Tann, namentlid) muß aus dem Brotofoll. und 
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deſſen Anlagen mit Sicherheit zu erſehen fein, welchen Verſonen jeder Wähler feine 
Stimme gegeben hat. Cine Beimmung aber, in veicher Weiſe diefe Beurkundung 
zu geſchehen habe, ift nicht getroffen, fodaß jede Protokollierung, welche den genannten 

weck erreicht, als gefegmäßig eriheint. Es if deshalb nicht notwendig, daß bei 
einem jeden Wähler gerade die Namen der von ihm Gemählten voll außgefgrieben 
werden. Auch in minder umfländlicer Weiſe läßt fid} jeder Streitfall ausiclichen. 
So genügt eine Bezeihnung der Gewählten durch Cintragung von Strichen oder 
Zohlen in die eingelmen, für jeden Gewählten befiimmten und defien Namen am 
Ropfe tragenden Spalten. Auch ans Aenderungen und Durchſtreichumgen läßt ſich 
noch nicht die Unzuverläffigteit der ganzen Abftimmungelifte folgern. (PBB. 20 
©. 178, Kappelmann a. a. D. ©. 451.) 

Das Prototoll muß ferner die Befclüffe des Wahlvorflandes enthalten über 
die Zurädwerfung von Perfonen, die ein Stimmrecht in Anfprud genommen haben, 
über die Feftelung der Spentität der Wähler bei Zweifeln, über die Anerkennung 
einer produzierten Vollmacht. (PIB. 10 ©. 178.) 

Unrichtige Beurkundungen im Protofoll, 3. B. folde von Namen, find ge- 
eignet, ben Wahlaft ungültig zu machen, fofern fie auf das Ergebnis Ginfluß haben 
tönnten, fo wenn 3.8. erfhienene Mähler die für fie beflimmten Reihen in den Ab- 
ſtimmungsliſten fon nit Namen von Kandidaten gefüllt vorfanden, die fie nicht 
einmal wählen wollten. (OB. 84 ©. 25.) 

Wenn aud) die Wahlproiofolle nad) $ 27 Abf.1 vom Wahloorftande zu unter- 
zeichnen find und deshalb eine ſoiche Vollziehung ebenfalls hinfichtlih der a!8 Ber 
Randteil des Protofolls anzufehenden Abftimmungslifte zu erfolgen hat, fo ericheint 
doc die in dem Mangel folder Unterfchriften beſtedende Unregelmäßigfeit nicht ale 
eine exhebliche, es fei denn, daß das Hinzutreten fonftiger Fehler dem Protofoll be- 
sualıh feiner Anlagen nach Lage des einzelnen Falles die Glaubwürdigkeit entzieht. 
BEL. 10 ©. 178.) ’ 
Die von einem Wähler abgegebenen Stimmen find nicht deshalb ungültig, 
weil er nicht fo viel Perfonen bezeichnet hat, al® zu wählen find. Wie c8 jedem 
Wahler frei Meht, von feinem Wahlredjt Gebraud) zu mageı, fo if es ihm aud) 
night verwehrt, fein Wahlrecht nur teifweie auszuüben. Für den Fall, daß ei 
Wähler weniger Perfonen — — bat, oder daß einzelne Stimmen für ungültig 
erklärt find, iR die abfolute Stummenmehrheit mad) der Zahl der Wähler überhaupt 
zu berechnen, nicht ſchlechthin nad dem ariihmetiſchen Mittel der abgegebenen gültigen 
Stimmen. Wenn Abj. 1 eine gemeinfame Wahl mehrerer Ctadiv. in einer Wahl« 
handlung geftattet, fo widerſpricht es dem "Wejen der Sache, dieſe einheitliche 
Handlung in ſo viel einzelne Afte zu zerlegen, als Stadtverordnete zu wählen find. 
Eine folhe Zerlegung der Wahlhandlung it in vielen Fällen zudein ganz unaus- 
führbar, weil es an einem genügenden Anhalte für die Verteilung der abgegebenen 
Stimmen auf die einzelnen Wahlakte fehlt (OB®. 14 ©. 64). Aud wenn die Er- 
gänzungs- und Erſatzwahlen gemäß Art. 1 Ziff. 3_ Gef. v. 1. März 1891 in einem 
und demfelben Akte erfolgen, if für die abjolute Majorität der —S nit die 
Zahl der fir dieſe abgegebenen Etimmen, fondern die Zahl der im Wablafte ab- 
fünmenden Wähler entfdeidend, felbR wenn einzelne der Wähler nur für die Er- 
gänaung, nicht aud für den Erſatz Stimmen abgegeben haben (OB®. 32 ©. 4, 4 

. 64, PB. 22 ©. 288, 629, 24 ©. 275). 

5. Die Prüfung der Vollmacht und tie Zulafjung oder Ausihliegung dee 
Bevollmägitigten beim MWablakt im Fall des Abi. 2 ift lediglid) Sache des Wahl- 
vorftandes. Im der Zulaffung eines nad) ftreng redtfichen Begriffen nicht genügend 
Iegitimierten Bevollmächtigten kaun fein Grund für die Annulierung der Wahl ge- 
funden werben. (OBG. 86 ©. 163.) Die Beglaubigung der Vollmacht braudıt 
feine gerichtliche oder motarielle zu fein. Es genügt, wenn diefelbe überhaupt von 
einer Behörde oder einem Beamten, denen die Führung . eines öffentlichen Dienſt - 
fiegels zufteht, unter Beibrüdung des fefsteren erfolgt if. Vollmadhten können under 
jchadet ihrer Rechtsgültigkeit in Blauko ausgeftellt werden. Die nachträgliche Aus- 
fülung des Vollmachts · Vlanketts mit dem Namen des Bevollinächtigten durch einen 
anderen al8 den Wollmachtgeber beeinflußt die Güftigfeit der Mahl nicht, es müßte 
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denn_fein, daß mit den Blanketts Mißbraud getrieben worden (TSG. 13 ©. 219, 
9 ©. 3, 8 6. 130). Mehrere durch fchriftliche Vollmacht Tegitimierte Bertreter 
desfelben Stimmberehtigten müffen fih untereinander über die Perfon des zu 
Wählenden einigen und das Ergebnis durch einen von ihnen dent Wahlvorftande er- 
Hären. Nimmt von mehreren Bevollmächtigten ein jeder die Bertretungebefugnis 
für fich allein in Anfprud, und mangelt e$ an zuverläfigem Anhafte zu einer Ent- 
fdeidung darüber, wer von ihnen mit Ausfchliegung der anderen das Stimmrecht 
für_den Machtgeber nad) defien WBillengerflärung ausüben fol, jo hat der Wahl- 
vorftano fie fämtlid, von der Stimmabgabe zurüdzumeifen. (OB. 42 ©. 120, 11 
©. 97.) Die evolimächtigten müfjen Rimmfähige, in der Wählerliſte eingetragene 
Bürger fein. (OS. 34 ©. 152, 36 ©. 125, Kappelmann a. a. D. ©. 451.) 

6. Solche, welche in der Gemeindewählerlifte ftehen, jedoch nach Abſchluß der- 
felßen eines der zur Erlangung des Bürgerrechte vorgefchriebenen Erfordermifie ver- 
iuſtig gegangen find, dürfen von der Wahl nicht ausgeicloffen werden. Die Friſten 
der SO. für das Ausliegen und Berichtigen ber Wählerliften haben die Natur 
präffufoifcer Termine, nad) deren Ablauf die Liiten Rechtskraft gewinnen und die 
fichere unantaftbare Grundlage des Wahlgejchäite werden, deren dasjelbe bedarf, um 
ein zuverläffiges, unumfößliches Refultat liefen zu können. Hieraus jolgt, daß in 
der Zeit von dem leßten für das Ausfiegen der Lifte beſimmten Tage bie zum Tage 
der Wahl andere Abänderungen nicht vorgenonmen werben dürfen, als diejenigen, 
welche gemäß $ 20 SO. und in der dort feftgefeiten Frift durch Eutfcheidung recht- 
zeitig angemeldeter Beſchwerden nötig und herbeigeführt werden, und es folgt des 
Beiteren hieraus auch, daß Einreden gegen die Stimmjähigkeit eines in die Wähler- 
tifte Gingetragenen beim Wahlverfahren jelbft und auch nad; getätigtem Wahlatt nicht 
mehr geltend gemacht werden und nicht Beadhtung finden birfen. Allerdings kann 
dabei, wenn au dem meiften Imlonvenienzen durch Aumendung der erforderlichen 
Sorgialt bei der Berichtigung der Life feitens der Beteiligten ſich vorbeugen läßt, 
der Fall vorkommen, daß Beronen, denen die erforderlichen Eigenſchaften fehlen, zur 
Beteiligung an der Wahl zugefaffen werden müſſen. Indeſſen gibt die StO. fein 
Mittel, diefe Eventualität zu vermeiden. Es fteht Niemandemn, weder dem Wahl- 
vorftaude nod; dem Magiftrat, noch der Auffichtsbehörde, das edit zu, die Stimmen 
derjenigen in der Wählerlifte aufgeführten ’Perfonen, dei welchen die materiellen Ber 
dingungen des Wahlrechts nicht zutreffen, bei der Ermittelung des Wahlergebniſſes 
außer Berechnung zu laſſen oder Air ungültig zu erklären. 

Auch diejenigen in der Lifte eingetragenen Gemeindewähler, deren Wahlrecht 
ruht, dürfen von der Wahl felbit in dem Falle nicht ausgeichloffen werden, wenn 
diejefben mit dem Vermerk, daß ihr Wahlreht ruhe, in die Gemeindewählerlifte ein- 
getragen find. Denn das Eintragen eines folhen Vermerks ift der StO. unbelannt, 
daher unſtatihaſt und wirkungslos. Die Eintragung eines ſolchen Vermerts ıft der 
Loſchung nicht gleihzuftellen (j. 95 19, 20, Ledermann S. 97 not. 1. J 

Man hat der Wählerlifte die erörterte Bedeutung nur inſoweit heimeſſen 
wollen, als ſoiche Eigenſchäſten in Frage fommen, welche ein Gemeinde-Mitglied 
befigen muß, um wahlberechtigt zu fett (dev Beſitz der bürgerlichen Ehre, Steuer- 
zahlung 2c.), aber nicht foweit gehen wollen, Daß auch derjenige mitwählen dürfe, ber 
im Augenblid der Wahl nicht mehr Einwohner der Stadt, Gemeinde-Mitglied 
if, wenn und weil er in der Wählerliſte eingetragen ſieht. Borausiegung und Be- 
dingung jedes Gemeindewaplcedhts ift die Gemeinde-Mitgliedicaft, die Zugehörigfeit 
zur Gemeinde. Ohne foldhe ift das Gemeindewahlrecht nicht denkbar. In dem aus- 
drüdlich dem Magiftrat gegenüber erklärten oder durch Fortzug betätigten Audſcheiden 
aus dem Gemeindeverbande ift zugleih die Aufgabe, der Verzicht der mit der Ger 
meinde-Mitgfiedfdjaft verbundenen Rechte, insbefondere des Geme indewahirechtes, al 
eine kraft des Geſetzes eintretende Folge enthalten und milßte der Diagiftrat auf 
Grund deſſen als berechtigt erachtet werden, den Namen des Ausgefhiedenen aus der 
Wählerlifte zu ftreichen und ihn von den Gemeindewahlen auszuihließen. Indeß ift 
diefe Anfiht vom OLG. als richtig nicht anerkannt. Nach der Meinung des ORG. 
gewinnt durch Ablanf der für die Offenlegung beftimmten Frif, und im Mangel 
ihre Abänderung anordnender Beſchlüffe oder Entſcheidungen die Mähferlifte derart 
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eine für alle vorzunehmenden Wahlakte feftzuhaltende Geftalt, daß ber Wahlvorſtand 
teinen ber in der Lifte verzeichneten Wähler von der Stimmabgabe zurüdweifen, ber 
Gemeindevorftand feinen aus der MWählerlifte reihen und ihn von den Gemeinde» 
wahlen ausfhließen darf. Das OBG. hat in wiederholten Entſcheidungen an dem 
Grundſatze fetgehalten, daß die Wähferfifte die unabänderlige Grundlage der Wahlen 
bis zum näcdften Berichtigungstermine bilde und daß Ausnahmen von diefem Grund- 
ſatze nicht zugelaffen find. Es darf daher auch in der Richtung fein Unterſchied ge- 
macht werden, ob das Recht zur Teilnahme an den Wahlen um beswillen fehlt, weil 
der in der Wählerlifte Eingetragene fein Preuße oder nicht mehr Einwohner if, oder 
weil er die Eigenſchaften des $ 5 Ziffer 1, 3, 4 nicht mehr befigt. (OBO.81 ©. 9, 
86 ©. 127, 164, PBB. 22 ©. . . 

Der Standpunkt des OVG. von der formalen Rechtöfraft der Life wird im 

feiner flarren Konfequenz von Jebens (©. 93) und von Kappelmann (a. a. D. ©. 485) 
jeteilt, wenngleich _jchon dieſer feine Bedenken nicht unterdrüdt. Nah Stier ⸗Somlö 
(Berw.-Ard. 12 ©. 428) ſchafft bie unangefochten gebliebene Wählerlifte nur eine 
räfumtion der Wahlberechtigung, keine unmiderfegliche. Er meint, daß in allen 
Fällen, im denen eiıt dem Wahlvorflande offentundiger Mangel eines prätendierten 
Wahlrechts vorliegt, die Zulaffung zur Wahl verweigert werden konne und müffe. 
In der Praxis wird es jedoch ſchwer fein, die Grenze eisen zuläffiger und nicht ⸗ 
auläffiger Abweichung von der Wählerlifte zu siegen, siehe über die Ausſchließzung 
unzurechnungsfähiger Truntener die folgende n. 7.) 

Welche rechtliche Wirkung der zu Unrecht erfolgten Ausſchließung eines Wahl» 
berechtigten beizumeffen it, hängt von den tatfägli—en Umfänden ab. Die Frage, 
ob das Wahlergebnis trot der vorgefallenen ‚Drdmungeiwibrigkeit als Wille der — — 
heit der Wähler angefehen werden kann, kann unter Ümſtänden durch eine Berehnung 
der Stimmen beantwortet werden (OBG. 7 ©. 191). B 

7. ‚Einer Beihlußfaffung des Wahlvorftandes Bedarf es feineswege uur in 
dem Falle des $ 25 Abf. 2. Zielmehr hat fid) der Wahlvorftand über die Zufaffung 
jedes einzelnen Wählers zur Stimmabgabe jhlüffig zu machen. Er muß feftftellen 
und anerfennen, daß der Wähler eine ber in der öhferife eingetragenen Herſonen 
if. Das mag bei vielen Wählern feinem Bedenken unterliegen und folglid eine 
förmtiche Beratung und Bechlußioffung entbehrlich machen. Rectlich betrachtet ent- 
faltet aud) Hier der Borland in Wirklichfeit eine Lätigteit, welche auf jene Veicluß- 
faffung hinausläuft. (ORG. 17 ©. 120). Der Wahlvortand iaun die Zulafjung zur 
Stimmabgabe nicht allein wegen Legitimationsmangels, fondern aud dann erden, 
wenn er auf Grund pflichtmäßiger Ueberzeugung zu der Anfich gelangt, daß der 
Wähler (oder Bevollmächtigte) wegen Unzurehnungsjähigkeit, z. B. wegen Trunten- 
Beit, zur Abgabe einer rechtsverbindfichen Erflärung außer Stande if. (OBG. 34 
©. 150, BOB. 4 ©. 186,) 


8. Nach Ablauf der feſtgeſetzten Mahlzeit if der Wahlvorftand befugt, das 
Wahllotal zu fließen und mur mod) bie in demfelben bereits vorhandenen Wähler 
zur Stimmabgabe zuzulafien. (OBG. 3 ©. 20, 25 ©. 13, PBB. 11 ©. 112, 17 
©. 386.) Kommt in Wrage, ob ein Wähler noch vor Ablauf der für die Stimm- 
abgabe beftimmten Stunde erfdienen und zum Mitftimmen zuzulaſſen ift, jo hat ber 
Wahlvorfand Zroeifel über die Zeitfrage mach eigenem pflitmäßigen Ermefjen zu 
entfheiden. Dem pflihtmäßigen Ermeflen des Vorftandes if überlaffen, wann mit 
der Shlieung ‚des Wahlattes vorzugehen, wobei feftzußalten if, daß Tein see 
erfdjienener Wähler behindert werden darf, feine Stimme abzugeben. Der Wahl- 
vorftand Hat in unmißverftändfiher Weife zum Ausbrud zu bringen, daß ber Wahl- 
akt gefchloffen fei. 

Unterbrechungen des Wahlaktes und Pauſen von längerer Dauer find nicht zw 
billigen. Bon Einfup auf das Wahlergebnis werten fie nur dann jein Lönnen, 
wenn dadurch der eine ober andere Wähler behindert oder abgehalten worden ift, feine 
Gimme abaut —* fe der Bat u ah 

ie Einheitfichfeit der Wahlhandlung bezw. bes Wahlverfahrens ift jedoch im 
Frage geftellt und die Wahl ungültig, wenn die Wahlandlung an bem einen ie 
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begonnen und an einem anderen Tage fortzefett ift, ohme daß dies in der Einfabung 
zut Wahl befannt gegeben war. (OS. 41 ©. 25) . 

Art. 1 if. 3 Gef. d. 1. Märg 1891 6. Zuſatz oben)’ foll die Abgabe 
der Stimmen für die Ergänzungs- und für die Erfahmahl „getrennt“ geicehen. 
Im diefer Beziehung if jede Trennung, wodurch ein Zweifel, auf welde Kat die 
Stimmabgaben fi beziehen, ausgeichlofien wird, für genügend zu erachten und das 
Nägere dem pflichtmäßigen Ermellen des Baftoorfanee Rn überfaffen. Bei der 
Belanntmadjung des Wahltermins bezw. vor Beginn der Wahl kann barauf hinge- 
wiefen werben, daß die zuletzt abgegebenen Stimmen dem Erſatzmanne gelten follen. 
Das Unterlaffen einer ausdrüdtihen Belundung im Protofolle, daß die Stimmen 
getrennt für die deiden Wahlen gegen feien, fann die Ungüftigfeit der Wahlen 
nit zur Folge haben (OBG. 28 ©. 27). 

Die Borfchrift des Art. 1 Ziff. 3 bezieht ſich zwar nur auf den Fall, daß Er- 
fagwahlen mit Grgänzungsmwahfen, nicht aber auf den, daß Erjatwahlen mit Ber- 
Rärkungswahlen verbunden werden. Das OBG. hat ihn jedoch ohne Weiteres auch 
auf dieſen Fall angewendet. (OBG. 28 ©. 25.) 





8 26. 


Gewählt find diejenigen, welche bei der erften Abſtimmung die 
meiften Stimmen und zugleich abfolute Stimmenmehrheit (mehr als 
die Hälfte der Stimnien) ehe haben. 

Wenn ſich ‚bei dei erſten Abſtimmung nicht für jo viel Per— 
jonen, als zu wählen find, die abſolute Stimmenmehrheit ergeben 
hat, wird zu einer zweiten Wahl gejchritten. 

Der Wahlvoritand ftellt die Namen derjenigen Perfonen, 
welche nächſt den gewählten die meiften Stimmen erhalten haben, 
jo weit zujammen, daß die doppelte Zahl der noch zu mwählenden 
Mitglieder erreicht wird. Diefe Zufammenftellung gilt alsdann als 
die Lifte der Wählbaren. 

Zu der zweiten Wahl werden die Wähler durch eine, das 
Ergebnis der erften Wahl angebende Bekanntmachung des Wahl: 
vorſtandes fofort oder fpäteftens innerhalb acht Tagen aufgefordert. 
Bei der zweiten Wahl iſt die abſolute Stimmenmehrheit nicht 
erforderlich. 

Unter denjenigen, die eine gleiche Anzahl von Stimmen er— 
halten haben, gibt das Los den Ausſchlag. 

Wer in mehreren Abteilungen oder Wahlbezirken gewählt ift, 
Hat zu erflären, welche Wahl er annehmen will. 


Bergl. Jebens ©. 98, Kappelmanu PBB. 24 ©. 454. 

1L Da die Stimmenden mehrere PBerfonen, denen fie ihre Stimmen geben, zu 
gleicher Seit benennen, fo fann es vortommen, daß wehrere Perfonen die abfofute 
Mehrheit der Stimmen erhaften. Für diefen Fall if} mit den Worten „die meiften 
Stimmen und zugleich“, die Beftimmung getroffen, daß unter allen, welche bie abfolute 
Mehrheit erhalten haben, die relative Mehrheit den Vorzug geben muß. Das Wahl- 
geihäft würde fi in formeller Beziehung einfader und für viele Wähler leichter 
geftalten, wenn für jeden zu Wählenden ein gejomberter Wahlaft flattjände. Da 
aber nicht füglid für jeden zu Wählenden ein befonderer Wahltag augefetst werden kann, 
fo wäre die unausbleibliche Folge einer jolchen Vorichrift die, daß die gefamte Wähler- 
Ächaft fi zu einer und berfelben Stunde im Wahllofafe zu verfammeln und bie 
zur definitiven Beendigung des Wahlgeſchäftes mit Einfluß der etwaigen engeren 
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Wahlen darin zu verharren hätte. Ein Wahlverfahren diefer Art ift in nicht wenigen 
Städten unausführbar nnd jchließt andererjeits die Gefahr in fi, das Endrefultat 
einer Wahl in die Hände derjenigen ‚zu legen, denen die Berhältniffe ein längeres 
Verweilen im Wahlfofale geftatten. 

2. Bei Feſtſtellung der meiflen Stimmen und der abfoluten Majorität kommt 
es nicht ſowohl auf die Zahl der Stimmen, al® auf die Zahl der fimmenden Wähler 
an, ohne Rüdfiht darauf, ob einzelne Wähler weniger Berfonen namhajt geinacht 
haben, als zu wählen find (j. ©. 124). Abſolute Stimmenmehrheit ift ſchon vorhanden 
bei einer halben Stimme über die Hälfte des Ganzen. Das über die Hälite Hinans- 
geichende zur abfofuten Mehrheit führende Mehr braucht nicht eine volle Stimme aut- 
umaden. (OBG. 14 ©. 64, 19 ©. 21, 27 ©. 6, 326.6, pBB. 19 ©. 1 

ud die Stimmen, welde auf nicht wählbare Berfonen fallen, werden bei der Be- 
tejnung der Stinmenzahl berüdfictigt: Sollten einmal fämtfiche Stimmen ſih auf 
eine nicht paffio wahlfähige Perion vereinigt Haben, fo if die Wahl refnltatlog 
geblieben umd eine nochmalige Zufammenberufung der Wähler notwendig. (Leder- 
mann ©. 100, Kappelmann a. a. O. ©. 454). 

3. Bor Abſchluß des MWahlprotofolls und Abgabe desfelben an den Magiftrat 
zu Bekanntmachung des Wahlergebniffes (6 27) muß der Wahlvorftand fi darüber 
ar werden, ob eine Wahl zu Stande gelommen if. Denn davon hängt es ab, ob 
die Wahlhandlung geicloffen werden tann oder weiter geführt werden muß. Die 
förmlige PBroffamation der Gewählten am Schluß des Wahltermins ift zwar Teine 
notwendige Formalität, erforderlich ift aber doch eine dritten Perſonen erkennbare 
Benftellung des Snbergebuifiee der Wahl DE8. 32 ©. 129, 4 ©. 133). 

Bei der Fefifelung des Wahlergebnifies liegt dem MWahlvorlaude nicht blos 
eine rein mechanifhe Zufammenftellung des Stimmenverhäftniffes ob, foudern er hat 
auch bei denjenigen Perfonen, welche die erjorderliche Auzahl von Stinnen erhalten 
haben, das Borhandenfein derjenigen Eigenfchaiten zu prüfen, die nach den geſetzlichen 
Vorſchriften erforderlid) find, im Stadtverordneter fein zu Fönnen, Beim Nicht: 
vorhandenfein folder Eigenfehaften hat er die richtige Folgerung dahin zu ziehen, daß 
er folhe Perſonen nicht als gewählt bezeichnen darf. (OVG. 41 ©. 28, |. Kappelmann 
a. a. D. ©. 454). Yusbejondere Hat der Wahlvorftand zu prüfen, ob der Fall des 
Abf. 2 vorliegt und wenn er ben Fall des Abi. 2 für gegeben erachtet, eine zweite 
Baht anzuordnen. 

Einfprüche gegen die Gültigkeit des dom Wahlvorftande mitgeteilten Ergeb- 
niffes eines erften Wahlganges, der zu einer Mahl nicht geführt hat, oder gegen die 
—— einer engeren Wahl durch den Wahlvorſtand, find nicht zugelaſfen (OB. 

Ueber die Feftfellung des Gefamtrefultats im Falle der Bildung von Ab- 
Rimmungsbezirten u. Gruppen f. $ 6 IL Gel. d. 30. Suni 1900 u. $ 14 n. 5 ©. 93. 

4. Der Fall des Abf. 2 wilde vorliegen, wenn im einem Wahlgange, in 
welchem drei Stabiverorbnete zu wählen find, 1000 erſchienene Wähler voricrifts- 
mäßig drei Perfonen bezeichnen derart, daß fi) die abgegebenen Stimmen auf 5 Ber- 
fonen verteilen, wobei X. 1000, B. 973, 6. 427, D. 366 und €. 264 Stimmen er- 
halten. Gcwählt find dann nur X. u. B, wegen der Wahl eines dritten Stadtver ⸗ 
ordneten muß Stichwahl ftattfinden, und zwar gemäß Abj. 3 zwiſchen €. u. D. (Leder- 
mann ©. 100). 

Die Borfhrift im Abſ. 2, derzufolge zu einer zweiten Wahl gefchritten werden 
fol, wenn ufw., gilt aud) für den Fal, daß nur eine Berfon zu wählen if. Haben 
in einem folhen alle zwei Perfouen, gleich viele Stimmen erhalten, fo lommen 
diefe beiden Perfonen in die engere Wahl. Sie bilden zufammen die doppelte Zahl des 
einen zu wählenden Stadtverordneten. Eine Entſcheidung durch das Los (Abi. 5) 
if daher in einem ſolchen Falle nur möglich, wenn die zweite Wahl dasfelbe Ergebnis 
haben follte, wie die erfte (PBB. 23 ©. 690, OBS. 31 ©. 111) f. mod) n. 8. 
Sind zwei Stadtverorbnete zu wählen, von denen mindeftens einer Hausbeſitzer fei 
muß und e8 werden zivei Nichthausbefiter gewählt, fo find nidyt beide Wahlen nichtig, 
fondern der mit den meiften Stimmen Gewählte ift als Nichthausbefiger gültig zum 
Stadiv. gewählt. Für den zweiten hat eine neue Wahl flattzufinden. Die Entjheidung, 
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ob die an die Wahl eines Hausbeſitzers zu ſtellenden Sorauefebungen gegeben find, 
feht dem Wahloorkand zu (OB®. 32 ©. 9, 40 ©. 177, 41 ©. 2, {.n. 3). Die 
Borigrift im $ 26 bj. 3 ift dahin zu verfiehen, daß das Geſetz zur Ausführung der 
Stichwahl die Aufftellung der doppelten Zahl geeigneter Kandidaten) erfordert, ſodaß, 
wenn Haußbefiger in Ftage fommen, unter den in die Stihwahl zu bringenden 
®erjonen ſich mindeftens doppelt fo viele Hausbeſitzer befinden müffen, als Hans- 
befiger zu wählen find. Die Auswahl ift unter denjenigen Perſonen, welche nächſt 
den Gewählten die meiften Gtimmen erhaften Haben, nad) ber Meienfolge der 
Gtimmenzahl in der Art zu treffen, daß ungeeignete Perſonen, Nichthausbefiter, fort- 
gefafien merden (OBG. 43 ©. 9). Befinden fi) unter den bei der Hauptwahl 
genannten Perfonen, von denen feine die abfolute Stimmenmehrheit erhalten hat, 
nicht minbefiens doppelt fo viele Hausbefiter, als noch zu mählen find, fo muß die 
Stichwaht wenigftens infoweit durchgeführt werden, ale fi bei ihr durch Aufftellung 
der Doppelzahl geeigneter Ranbibaten dem Veſehe genügen läßt. Für die übrigen 
Stellen ift eine Neuwahl vorzunehmen (OVG. 43 ©. 3) 

5. Die engere oder Stichwahl, für welche $ 26 den Ausdrud „zweite Wahl“ 
gebraucht, bildet mit der erflen Wahl zufammen ein einheitliches Ganzes’ (Kappelmann 
a. 0. D. ©. 455). Cin und derfelbe Wahlvorfland hat fie zu leiten. Werden Die 
Stihwahlen für ungültig erHlärt, fo find micht etiva diefe allein, fondern die gefamten 
zen von vorn am zu wiederholen (OBG. 18 ©. 333, 19 ©. 23, ©. 22, 
3 ©. 12, 32 ©. 4, B8B. 20 ©. 47, 9 ©. 378). Zu unterfdeiden von der zweiten 
Wahl im Sinne des Abſ. 2 ift der Fall, wenn eine Wahl ftattfinden muß, weil der 
Gewählte nicht annimmt. Das ift eine neue erſte Wahl (Jebens ©. 1M0). 

6. Die Aufforderung, d. B. die Einfadung zur zweiten Wahl (der engeren 
oder Stichwahl), muß fofort oder fpäteftens innerhalb acht Tagen erfolgen. Der 
Bahltermin felbt aber muß nad) $ 23 foweit hinauegeſchoben werden, daB zwiſchen 
Einladung und Termin ein Zeitraum von 14 Tagen liegt. (OB. 15 ©. 35, 18 
©. 48, 22 ©. 20). 

Einer befonderen Beftimmung über die Förmlichkeiten der dem Wahlvorftande 
zur Pflicht gemachten Berufung der Wähler Hat fi das Geſetz enthalten, es fomit 
bei der generellen Vorſchrift des $ 23 belafjen. Die durch $ 26 Abi. 4 vorgeſchriebene 
Aufforderung der Wähler unterfcheidet fi) von der im $ 28 vorgefehenen Berufung 
zu den Wahlen mur dadurd), daß fie nicht von dem Dagiftrate, fondern bei Vermeidung 
der Ungüttigleit der Wahl (OB. 40 ©. 33), vom Wahfvorfiande zu erlaffen 
iR, und neben der genauen Beftimmung des Lolals, der Tage und Stunden aud) die 
Angabe des Ergebniffes der eriten Wahl enthalten muß. Die Mitteilung des Wahl- 
vorftandes vor Beginn der Wahl an die in biefem Zeitpunft erjchienenen Wähler, wie 
& für den Fall einer engeren Wahl gehalten werben folle, jowie die am Schluffe des 
Wahfaltes an die Anmefenden gerichtete Belanntmachung. ſowie jede mündfige im 
Wahltermine felbft erfolgende Einladung zur engeren Wahl ift bedeutungslos (OBG. 
22 S. 2, PBB. 24 ©. 322, 16 ©. 269). 

Eine im unmittelbaren Anſchluß an die erfte Wahl fofort vorgenommene engere 
Wahl ift ungültig, wenn aud) bei der Einfadung zu jener anf die jofortige Vornahme 
der engeren Wahl hingewiefen war (PBB. 16 ©. 268). \ 

Bei den engeren Wahlen darf Niemand, dem an ſich die Wahlberehtigung zu- 
ſteht, um deswillen von bem zweiten Wahlgange ausgejchloffen werden, weil er am 
erfien Wahlgange nit Zeil genommen hat OVG. 3 ©. 20, 0 ©. 21, 22 ©. 20). 

Lehnt der in der Stichwahl gewählte die Wahl ab, fo gilt nicht derjenige als 
gemählt, der in der Süden IL die nö fmeihen, „Shen Hat, fondern die Mahl ift 
ergebnislos und e8 muß völlig von Neuem gemählt werden. 

J 7. Der Grund, weshalb bei einer zweiten Wahl die abſolute Stimmenmehrheit 
nicht erforderlich if, ift darin zu ſuchen, daß, weil die Wahl nicht in einer Mahl- 
verjammfung durd; gleichzeitige Abgeben der Stimmen, fondern in einem Wahl- 
termine borgenommen wird, in weldem die Wähler zu beliebiger Zeit erjheinen, 
falls in der erften Abſtimmung nicht die abfolute Stimmenmehrheit für eine ge- 
mügende Anzahl von Perfonen erreicht if, die Wahl nicht in demfelben Termine 
wiederholt werden fann, vielmehr zu diefem Zwed ein neuer Termin anberaumt 
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werben muß. Zur Vermeidung einer ſolchen dritten Wahl ift die Beftimmung erfolgt. 

„8. Die Vorſchrift im Abfay 5, wonach das Los den —— fol, 
bezieht ſich ſowohl auf den erften, al8 auf den zweiten Wahlgang. Wer das 208 
gehen fol, if nicht näher beftimmt worden. Die Entieidung darüber fteht dem 

zahlvorſtande zu. Schon beim erften Mahlgange kdann die Eniſcheidung durch das 
208 in Frage fommen, wenn es ungewiß if, welcher von mehreren Kandidaten, die 
ſowohl die relativ meiften Stimmen, als auch abfolut die Mehrheit erhalten haben, 
als gewählt gilt und fodann, wer von verfciedenen mit gleicher Stimmenzahl, aber 
ohne abfolute Mehrheit gewählten, auf die Lifte für bie zweite Wahl zu tommen hat 
(OLG. 20 ©. 18, EBB. 4 ©. 322). 

9. Der Magiftrat hat im jedem falle die Gewählten von der auf fie ge- 
fallenen Wahl mit der Aufforderung im Kenntnis zu ſetzen, fih über Annahme oder 
Ablehnung zu erflären. Da jeder Bürger in der Begel zur Annahme einer unbe- 
foldeten Etelle in der Gemeindeverwaltung verpflichtet ift, fo eriheint es gerecht» 
fertigt, die Aufforderung hinzuzufügen, daß, wenn der Gewählte innerhalb der ge- 
felten Fri feine Erklärung abgibt, er als annehmend würde betrachtet werden. 
Gibt der in mehreren Abteilungen oder Wahlbezirten Gewählte keine Erflärung ab, 
ob und für welche Abteilung, bezügfid, für weichen Wahldegirf er annimmt, fo fanı 
feineswegs ohne Weiteres angenommen werden, daß er beide Etellen ablehne, Yu 
einem folgen Falle empfiehlt es fi, der Aufforderung zur Erklärung über die Wahl 
hinzuzufügen, daß, wenn der Gewählte innerhalb der gefellten Feift feine Erklärung 
abgibt, angenommen werde, daß er für die Abteilung bezw. für den Wahlbezirk an- 
nimmt, in welchen er die meiften Stimmen erhalten hat. So aud Yedermanı S. 101 
n. 15. Abweichend jegt Jebens ©. 103. Schön (©. 109 n. 5) if der Anficht, daß, 
wenn ber zweimal gewählte auf die Aufforderung innerhalb der geftellten Friſt ſich 
nicht erflärt, angenommen werden müffe, daß er beide Wahlen abfehne, ba er ne- 
ſetziich nicht berechtigt fei, beide Waffen anzunehmen, (Kappelmann a. a. O. S. 434, 
will die Stadtv.-Berf. nad) Zuſt. Geſ. $ 10 Ziff. 3 entſcheiden laſſen, ob und weldes 
Monat der Gewählte anzunehmen hat.) 

Erjofgt eine Ablehnung und if diefe begründet, fo muß in allen Fällen zur 
anderweiten, ganz neuen Wahl gefchritten werben. Jugleichen iſt, wenn wegen eines 
bei der engeren Wahl ftattgehabten Formfehlers eine anderweite Wahl nötig ift, die 
Vornahme einer völlig neuen Wahl und nit die Wiederholung der engeren Wahl 
erforderlich (OBG. 19, ©. 3). 


8 27. 

Die Wahlprotofolle find vom Wahlvorftande zu unterzeichnen 
und vom Magijtrat aufzubewahren. Der Magijtrat hat das Er: 
gebnis der vollendeten Wahlen fofort befannt zu machen. 

Gegen das ftattgehabte Wahlverfahren fann von jedem ftimm- 
fähigen Bürger innerhalb zehn Tagen nad) der Bekanntmachung 
bei der Regierung Beschwerde erhoben werden. 

Bei erheblihen Unregelmäßigfeiten hat die Regierung die 
Wahlen auf erfolgte Beschwerde oder von Amtswegen innerhalb 
zwanzig Tagen nach der Bekanntmachung durch eine motivierte 
Entscheidung für ungültig zu erflären. 

Für einen Ungültigfeitsgrund ift es nicht zu erachten, wenn 
die der betreffenden geiftlichen Behörde anheimzugebende Hinweifung 
auf die Wichtigfeit der Wahl (8 21) unterblieben ift. 


Dazu Zuft-Gef.: 
$ 10. Die Gemeindevertretung beſchließt: 
2. über die Gültigkeit der Wahlen zur Gemeindevertretung. 
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Einfprüce gegen die Gültigkeit der Wahlen zur Gemeinbevertretung find 
innerhalb zwei Wochen nad) Bekanntmachung des Wahlergebniffes und im allen Fällen 
bei dem Gemeindevorftande zu erheben. 

$ 11. Der Beihluß der Gemeindevertretung bedarf Feiner Genehmigung oder 
Beſtätigung von Seiten des Gemeindevorftandes oder der Auffichtebehörde. Gegen 
den Beſchluß der Gemeindevertretung findet die Klage binnen 2 Moden im Ber- 
waltungsſtreitverfahren ftatt. (Sie ift direft beim Bezirlsausſchuſſe anzubringen.) Die 
age Neht in den Fällen des $ 10 auch dem Gemeindevorftande zu. 

Die Klage hat feine aufjdiebende Wirkung. Doch dürfen Erſatzwahlen vor 
ergangener rechtskräftiger Endſcheidung nicht vorgenommen werden. 

26 Best. Jebens ©. 104. Kappelmann PBB. 24 ©. 452, Stier-Somlo Ar. 


Durch das Zuf.-Gef. $$ 10 und 11 it $ 27 StO. erhebfic abgeändert, in- 
fofern die Stadtv.-Berj, nunmehr von Amtswegen über die Gültigkeit der Wahl 
ihrer Mitglieder Belhluß zu fallen Hat, und infofern das der Auffihtsbehörde vor- 
behaltene Recht, von Amtswegen die Ungültigkeit einer Wahl auszuſprechen, befeitigt 
iR. An die Stede diefer Vefugnis tritt das Recht det Gemeindevorftandes, bie 
Güttigteit des Beſchluſſes dev Gemeindevertretung im Verwaltungeftreitverfahren an- 
äufechten, bezw. das Recht der Auffichtsbehörde, den Gemeindevorfiand zur Beanftandung 
gefeßwidriger Beſchluſſe anzumeifen (Zuft.-Gei. $ 15). 

Zur Herbeiführung des Beſchluſſes der Stadiv. Verſ. über die Gültigkeit der 
Bahlen ihrer Mitglieder hat der Dagiftrat nad) Ablauf der Einfpruchsfrift die Wahl- 
verhandfungen mit den eiwa eingegangenen Beſchwerden der Stadtv.-Berf. zu über- 
weiſen. Die Beſchlußfaſſung kaun nod) vor Eintritt der neugewählten Mitglieder 
von der Stadtv..Berf. in ihrer ieherigen Zuſammenſetzung (aljo von der alten 
Stadt.-Berf.) erfolgen. (Bergl. OBE. 3, ©. 34, 20 ©. 87). Auch if ein foldes 
Verfahren empfehlenswert. Darauf, daß die Neugewählten an der Beihlußfaffung 
über die Gültigkeit der eigenen Wahl Zeil nehmen, kann die Ungüftigteit der Wahl 
ſelbſt nicht gegründet werden (PBB. 23 ©. 518). 

1. Ueber das Wahlprototoll |. $ 4 S. 120 u. 5 25 ©. 198, 124. 

Bei der Bekanntmachung erjheint eine Angabe zwar nicht aller auf die ein- 
zelnen Kandidaten entjallenen, aber doc; der im Ganzen abgegebenen und der davon 
auf die Gemählten entfallenen Stimmen angemefien. Die Belanntmachung darf 
fein anderes, als das im Wahltermine feftgeftellte Endergebnis enthalten. Uebrigens 
tann, nachdem einmal die Mahl giftig abgeſchloſſen if, eine etwaige Unterflung 
der Belanntmachung nicht nachträglich die Gültigteit der Wahl alterieren (OBO. 
©. 38, 26 ©. 119). Doch fann eine gemäß Abf. 1 noch nicht befannt gemachte 
Wahl nicht zum Gegenftande einer Beichlußfafjung durch die Stadtv. bezw, eines 
Berwaltungsfteeitverfahrens gemacht werden (PBB. 10 ©. 308). 

Die Worte „vollendeten Wahlen" in Verbindung mit dem „jofort” faffen die 
Deutung zu, daß der Magiftrat, one etwa den Verlauf notwendig geworbener Stich" 
wahlen oder einer Diederdolten Wahl abzurarten, fofort nach Beitftellung des MWahl- 
ergebnifjes durch den Wahlvorftand diefes Ergebnis befannt inachen kann (ſ. Kappel- 
mann a. a. O. ©, 456). B 
J Z.Seder fimmfähige Bürger hat ein erhebliches rechtliches Intereſſe, daß in 
jeber Abteilung die Wahlen ordnungsmäßig erfolgen. Er ift überdies im jeder Ab- 
teilung wählbar. Deshalb fann jeder ftimmfähige Bürger gegen die Gültigfeit fämt- 
licher Wahlen, nicht bloß derjenigen Abteilung, welcher er jelbft angehört, Einſpruch 

ben, aud wenn er an der Wahl ſich nicht beteifigt Hat oder in der Wählerlifte 

nicht aufgenommen worden und fomit nicht rahlberechtigt gewefen ift, felbft wenu er die 

Eigenſchaft als flimmfähiger Bürger (55 5—8) erft zur Zeit der Einfpruchserhebung 

erlangt hat. Unter fiimmfähigen Bürgern im $ 27 bl. 2 find bie fimmfähigen 

Bürger, wie fie im $ 18 Abf. 1 bezeichnet worden, zu verftehen, gleichviel, in welchem 
9” 
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Zeitpunfte fie ftimmfähige Bürger werden oder geworden find, wenn fie nur gu Zeit 
der Einfprudiserhebung Rimmfähige Bürger find (OB. 18 &. 39, Iebens ©. 119). 

8. Nach 5 10 Abf. 2 ift_der Einſpruch innerhalb zwei Woden nad) Be- 
lanntmachung des Wahlergebnifjes beim Magiftrat anzubringen. Dadurch wird 
nur befimmt, warn die ameimächige Seit abläuft. Der Einſpruch felbft aber ift 
and ſchon vor ber im Abf. 1 des & dorgefehenen Belanntmahung des Magiftrats 
nad Schluß des Wahltermins — ¶ B. 24 ©. 33), nicht aber vor Beendigung 
des Wahlaltes (DVG. 8 ©. 119, 24 ©. 36, 32 ©. 129). Cchon duch die Bro- 
Mamation des Gewählten im ahltermine ift die rechtliche Möglichkeit gegeben, Ein- 
ſpruch zu erheben, und es ift nicht nötig, noch erft die Befanntmahung des Magiftrats 
abzuwarten. Dagegen ift ein Proteft vor Abſchluß des Mahlverfahreng und mährend 
desjelben, weil das Verfahren einen nad Anfiht der Wähler unftatthaften Berlauf 
nimmt, wirkungslos (PBB. 24 ©. 542). 

Wird der Einſpruch bei der Aufſichtabehörde angebracht, fo_ift e8 genügend, 
wenn nur der Einſpruch noch innerhalb der Einfpruchsfrift an den Magiftrat gelangt. 
(BB2. 15 ©. 120 nimmt an, daß die Einfpruchsfeift nicht gewahrt werde, wenn die 
Ueberweifung nur zum Btoede der Berichterftattung erfolge.) 

Eine befondere Begründung ift für die Wirkjamkeit des Einfpruds nicht erfor- 
derfih. Der Einfprud braucht e jetzt nad) Zuft.-Gef. $ 10 nicht gerade auf eine 
Berfegung bes formalen „Wahlverfahrens“ zu richten. Nicht nur Berleung formaler 
Wahlvorferiften, fondern aud) die eines materichen Rechtsſahes, welcher behufa Feft- 
ſtellung des Wahirechts einzelner oder aller anzuwenden war, fann gerügt werben 
(086. 19 ©. 131, Iebene ©. 117). 

Nur über das Ziel des Cinfpruchs, das gegen bie Gültigkeit der Wahl ge- 
richtet fein muß, darf der Inhalt feinen Zweifel lafien (OBG. 32 ©. 7). Der & 
wählte Tann auch; gegen feine eigene wagt Einfpruch erheben und diefen Einfprud), 
fer egtere für —8 erilãrt worden, im Verwaitungsſtreitverfahren weiter verfolgen. 

ebene ©. .) 

Einfprüche gegen die Gultigkeit von Wahlen dürfen an feine Bedingung geknüpft 
erden. Zft dies dennoch gefejehen, fo ift der Einſpruch al8 nicht angebracht anzufehen. 
OVG. 43 ©. 102). 

Der Einipruch gegen die Güftigkeit einer Wahl kann dadurch begründet werden, 
daß es an einer Veranlaffung zur Wahl überhaupt gefehlt habe (OBG. 19 &. 139), 
in&befondere bei einer Ergänzungswahl, weil eine unrichtige Perſon zum Aueſcheiden 
beftimmt worden fei. Dieſe materielle Nacprüjung ift aber in dem alle beihräntt, 
daß Erfagwahlen im Sinne des $ 21 angeordnet werden. Hier ift ein Beichluß der 
Stabtv.-Berf., des Magiftrats oder des Bezirksausſchuſſes vorhanden, den die Stadtv.- 
Verſ. bei Prüfung des Einſpruches, ebenfo wie der Verwaltungsrichter im Streitver- 
faren ale jeder Nacprüfung entzogen zu beachten hat. Cine andere Frage ift, ob 
night der Beſchluß über die Nottvendigkeit der Erfagwahlen im Aufſichtswege abgeändert 
werben kann. Die bdesfalfigen Beſchlüſſe des Magiſtrats und der Stabtv.-Berj. 
twürden nur unter den im $ 15 Zuft.-Gel. vorgefchenen Worausfegungen angefochtem 
werben tönnen. Gegen den Beſchluß des Bezirksausihuffes würde Beſchwerde an 
den Provinzialrat zuläffig fein. 

4. Serena der Beihlußfafiung der Stadtv.-Berf. kann nur dasjenige Wahl- 
ergebnis fein, weldes der Wahlvorftand im Wahltermine proffamiert und der Ma- 
giſirat demnächſt beiannt gemacht hat (OVG. 6 ©. 136, 32 ©. 6). Die Stabtv.-Beri. 
Tann alfo nur die erfolgten und befanit gemacjten Wahlen für güftig oder ungilftig 
ertfären, fie darf aber ein anderes Wahlergebnis an Stelle der befannt gemachten mic 
feßen. Lediglich zur Nachprüfung if} die Stadto.-Berf. berufen. (OBO. 43 ©. 9). 
Hierbei fann fie aber, da fie auch von Amtswegen zur Beichlußfafjung berufen ift, 
ale erhebfichen Unregelmäßigteiten berüdfichtigen, ohne durch Anträge oder An- 
regungen der Mähler oder des Magiftrats gebunden zu fein. Wenn die Stadtv.-Berf. 
über die Gültigfeit der Wahl ſowohl von Amtsmwegen, als aud über die Einfprüde 
Dritter zu beichließen hat, fo ift es Mar, daß durd) ihren Belchluß, weicher die an- 
gefochtenen Wahlen für gültig erklärt, zugleich der deren Ungüftigfeitgerflärung be» 
zwedende Einfprud, verworfen wird (BEL. 15 S. 178). 
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Bon Amtswegen Hat die Stabtv.-Berf. erft nad Ablauf ber Einfprucsfrift 
Fr zu faſſen, um ſich nicht dem auszufegen, no zum zweiten Male beichließen 
u müflen, 
3 Im übrigen if nach 5 10 Zuf.-Gef. die Stadto.-Berf. nicht befugt, wiederholte 
Beihlüffe ergehen zu laſſen, fondern fie hat nur einmal über die Gültigkeit der 
Sahten zu befejfießen. Mit dem Ausfpruce ift ihre Funktion beendet (RBB. 4 


Der Beihluß wird denjenigen, die das Geſetz zur Klage wider ihm berechtigt, 
dergeftalt förmlich zuzuftellen fein, daß daraufhin demnächft die Rechtzeitigkeit der Kiage⸗ 
erhebung feſtgeſtelli werden kann (OBG. 40 ©, 165). 

Durch die Wahl und deren Gültigkeitserflärung feitens der Stabtv..Berf. er- 
wirbt der Gewählte ein Neht auf Sit und Stimme in der Stadtv.-Berf. Diefes 
Rechts, deffen Ausübung freilich mad) $ 28 dur) die Cinfüßzung — if‘, geht er 
im Falle der Anfechtung der Wahl mittelft Klage erſt mit der Rechtskraft eines die 
Ungüftigfeit der Wahl ausiprechenden Urteils vectufig. Ein dahin lautendes Urteil 
darf nicht ohne feine, wenn auch nur im Wege der Beiladung zu ermöglichende Ber 
teifigung im Streitverfahren ergehen (OVG. 31 ©. 108). Beihlüffe der Stadt.» 
Berf., au denen ber Gewählte inzwiſchen teilgenommen hat, find destvegen nicht un. 
gültig (OB. 31 S. 108). 

5. Der rechtzeitige Einſpruch des fimmfähigen Bürgers gegen die Gültig. 
feit der Wahlen und der auf diefen Einfpruch ergangene Beſchluß der Stadtv.-Beri. 
bilden die notwendige Borausfegung für das Klageredt. Zur Klage gegen dieſen 
veſchluß fegitimient find neben dem Mogiftrat und denjenigen, deren eigene Rechte 
durd den Veſchluß getroffen find, alfo den Gewählten, nur diejenigen finmfähigen 
Bürger, deren Einſpruch durd; den Beſchluß der Stadtv.-Verj., wenn auch nur in 
Exgebniffe, eine ablehnende Entf eidung gefunden hat (DVG. 14 ©. 46, 17 ©. 117). 
Das Klagerecht des Rimmfähigen Bürgers it jomit ein bei—hränftes. Der flimme 
fühige Bürger, der nicht Cinfpruc) erhoben Hat, weil nad} feiner Anfiht da9 vom 
Wahlvorfiand und Magiftrat publizierte Ergebnis richtig war, ift nicht zur Klage 
legitimiert, aud) wenn hinterher das ihm zulngende Wahlergebnis durd die Stabtv.- 
Berf. für ungültig erllärt, aljo er fadlid aut der Aenderung diefer Entfdjeidung 
tereffiert it EBB 14 ©. 46, 17. &. 103, 118, 19. ©. 149, 0 &. 88, 36 ©. 1: 
FB8. 11 ©. 19, 20 ©. 46). 

Nach $ 11 Zuf.-Gef. hat aber auch der Magiſtrat, fobald ein Beſchluß der 
Stabtv.-Berf. ergangen if, gegen diefen Beſchluß ohue Weiteres das Klagerecht, mag 
er nun die Ungültigfeitgerflärung der Wahl oder das Gegenteil anftreben. Gr kann 
dabei aus eigener Initiative, wie auch auf Anweiſung der Auffichtsbehörde handeln, 
Dabei fleht dem Magiftrat aud) das Beanfandungsreht nad $ 15 Auft..Gef. zu, 
uamentlic wenn der Belhluß der Stadto.-Berj. nicht in gültiger Weile zu Stande 
gelommen if, oder die Verſammlung durch Beſchluß ihre Unzuftändigfeit ausgeſprochen 
bat. Die beiden Rechtsbehelfe der Beanftandung und Klage ſchließen einander nicht 
aus (OBG. 16 ©. 20,19 ©. 140, 34 ©. 140, PBB. 15 ©. 551, 20 ©. 72, 4 ©. 540). Die 
Beanſtandung bildet daß einzige und darum unentbehrliche Mittel, um in Fällen, wo 
die Stadtv.-Berj. über die Gültigkeit der Wahlen gefegwidrige Beihlüffe faßt und 
trogbern Teine Klage erhoben. wurde, die im öffentlichen Intereffe erforderliche Abhilfe 
zu fhaffen (OB. PBB 25 ©. 723), 3.8. in allen Fällen, in denen fid) naditräglich 
herausftellt, daß der Gewählte ſchon zur Zeit der Wahl zu den nicht wählbaren Ser 
fonen gehörte, oder wenn Ir nachtraglich aus irgend einem materiellen Grunde die 
Wahl als ungültig heransftellen follte (j. 0. $ 5 ©. 58). 

Ging der Beihfuß der Stabto.-Berf. auf Ungüftigteitserflärung der Wahl, 
fo if außerdem noch der Gewählte wegen der Verlegung feines Individualrechts 
neben dem Magiſtrat zur Klage berechtigt. 

6. Die binnen zwei Wochen beim Besirleaueicuß ‚anaubeingenbe Klage iſt 
gegen bie Gtabto.-Berf., nicht aud gegen den Magiftrat zu riten (DVG. 15°©. 32). 
Die Stadtv.-Berf. ift Partei, nicht Vertreterin der Etadtgemeinde (ſ. Stier-Gomlo 
div 12 ©. 49). . . . 
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Die Klage des Gemwählten wider den auf Einfprud; eines Dritten gegen bie 
Gültigkeit einer Wahl gefaßten, die Ungüttigleit der Mahl ansjprechenden Beſchluſſes 
der Stadtv.-Berf. braucht mur gegen Iegtere, nicht aud gegen jenen Dritten geriditet 
u werden, weil ausſchließlich ein Öffentliches Intereffe in Frage fteht, welches die 

tabtd.-Berf. zu wahren hat. Deshalb liegt eine rechtliche Rotwendigteit, den Ein- 
ſpruch Erhebenden ald Mitbeffagten zu behandeln, nit vor (OB. 14 ©. 58). 

Es frägt ſich aber, ob mit diefer Dritte zum Berfahren beigefaden werden 
muß. Ein ziwingendes Gebot befteht nicht ($ 70 LBS) und ift auch nicht anzuerkennen, 
zumal dann nicht, wenn die Stadtv.-Berf. den Standpunft des Einfpruds einnimmt 
und weiter vertritt (OBG. 15 &. 357, |. Jebens &. 121). 

Ging der Beſchinß auf Ofttigleit der Wahl und erhebt der Magiftrat oder der 
Dritte, der Einipruc) erhoben hatte, Die Rage, fo ift der Gewählte beiquladen. Ohne 
diefe Beifadung fann zimar auf Güttigkeit, nicht aber auf Ungüftigfeit feiner Waht 
erfannt werden (OB®. 31 ©. 113, 32 ©. 130, 36 ©. 122, PBB. 15 €. 179, 
17 ©. 183). In neueren Entſcheidungen ift das OBG. (86 8. 187, 38 ©, 155, 
40 ©. 12, 43 ©. 310, auch BVL. 22 ©. 3%4 u. 628) zn der Auffaffung übergegangen, 
daß die Beiladung in allen Fällen erfolgen müſſe und daß Borenticheibungen, denen 
die Beiladung nicht voranging, als auf einen: weſentlichen Mangel des Verfahrens 
(EB. 55 94, 98) beruhend, aufzuheben feien. 

Die Klage, betreffend die Ungültigkeit einer Wahl muß unmittelbar gegen den 
die Gültigkeit der Wahl ſelpſt ausiprecenden Beihluß ber Stabtv.-Berj. gerichtet 
werden mit dem pofitiven Ziele, daß die Ungüftigkeitserflärung erfolge. Nur etiva 
ineidenter — behufs Begründung eines in jenem Sinne formulierten Rlagean- 
trages — fönnen Mängel des Beſchlußverfahrens der Gemeindevertretung verwertet 
werden. Wegen folder Mängel fann alfo nicht Tediglidh die Wiederanfgebung des 
Beſchluſſes der Gemeindevertretung verlangt werben, ohne daß zugleich die Gültigfeit 
der Wahl felbft in Zweifel gezogen und beanflandet wird (OBO. 14 ©. 37,19 ©. 18, 
31 ©. 112). Die Klage braucht fi) nicht auf diejenigen Anfechtungsgründe zu ber 
Shränfen, welge im Cinfpruge geltend gemacht find (OBG. 7 ©. 18, 32 ©. 6, 
vᷣoB. 17 ©. 188). 

7. Die Ungüftigleitserflärung einer Wahl bat Kaffierung der ganzen Wahl- 
hanbfung und nicht eiwa nur der Tegten entfcheidenden Abflimmung zur Foige. War 
die Wahl im zweiten ahlgange erfolgt, fo ift nicht diefe bloß zu wiederholen, fondern 
eine volftändig nene Ergänzungswahl vorzunehm: Doch Hat der Bermwaltungs- 
richter, wenn eine Wahl für ungültig erklärt wird, nicht Beftimmung zu treffen wegen 
anderweiter Vornahme einer Wahl, namentlich nicht, ob eine Neumahl oder eine 
Stichwahl vorzunehmen if. Mit der frage, ob eine Neuwahl oder eine Stichwahl 
vorzunehmen geweſen wäre, Tann er nur befaßt werden, wenn hinfichtlich der neuen 
Wahl wiederum En und Klage erhoben ift (OBG. 19 ©. 23, 20 ©, 21, 31 





©. 112, PB. 9 

Die Güftigteit einer Wahl, in Anfehung derer einmal rechtskräftig entſchieden 
if, Tann nit dem entgegen nochmals mittelft einer Klage anderer Beteiligter in 
Frage Pr werden (OB®. 26 ©. 122, 20 ©. 9). Da mehrere von dem Klage» 
redht Gebrauch maden und Imkonvenienzen entftehen lönnen, wenn die mehreren 
Klagen unabhängig von einander behandelt und erledigt werden, werden tunfict alle 
am mit einander zu verbinden fein und fo lange erft eine vorliegt, wird der 
gi — zu vergewiffern haben, daß weitere Klagen nicht mehr folgen (OSG. 26 


Eine Einheitlichteit der verfdiedenen Wahlalte befteht nit. Es find viel- 
mehr die einzefnen Wahlen für Fi au betrachten, weshalb fogar unter Umfänden 
von den Seitens der nämlichen Abteilung vorgenommenen Wahlen die einen ver- 
nichtet und dennoch die anderen beftehen bleiben können. Letzteres wird z. B. dann 
geboten erjcheinen, wenn ber eine Kandidat die Stimmen aller Erfhienenen erhalten 
und for fämtliche Wahlberechtigten erſchienen find. Auch was die Wahlen verfciedener 
Abteilungen betrifft, jo fönnen die Wahlen der einen Abteilung für gültig, die 
anderen für ungültig erachtet werden (OB®. 17 ©. 100, 26 ©..127). Wird eine 
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ae für ungültig erklärt, fo wird hierdurch auch die erſte Wahl befeitigt (OBG. 


Ein im Berwaltungsftreitverfahren auszufeghtender Streit über die Gültigfeit der 
Wahl ift durch den Tod des Gemählten in der Hauptfache erledigt, da ein dispofitiver, 
wnmittelbar auf die Gfftigfeit oder Ungültigleit der Wahl gerichteter Ausfprud) nicht 
mehr zu ergehen Bat. Die Bartei if indeß in der Bernfungsinfanz berechtigt, die 
Berigtigung der Entfeibung in Anfehung des Koftenpunftes zu verlangen (VB. 
36.9, 36 ©. 122). 

Die Ablehnung des Gewähften und die Niederlegung wirken auf die Ber- 
fofgung des Anfechtungsredjts nicht ohne Weiteres, wie der Tod des Bewählten ein. 
Inebefondere toird weder der Ginfprud; über die Güftigleit, einer Mahl durch die 
Ablehnung diefer, noch die nachfolgende Klage dur einen zwar die Ablehnung billi- 
jenben, übrigens aber die Wahl an fih als gültig anerfennenden veſchiuß der Stabto.- 

er. ausgeihfoffen (OB®. 19 €. 18). 


8. Im Abf. 3 des 8 27 ift beftimmt, daß bei erheblichen Unregelmäßigkeiten 
die Wahlen für ungültig zu erflären find. Der $ 10 Nr. 2 des Zuft.-Gef. hat diefe 
Befimmung nicht. Dennod) if materiell an dem Erforderniſſe einer erheblichen Un- 
regelmäßigleit zur Ungültigleiteerllärung fezuhalten, und zwar micht mur von der 
Gtadtv.-Berf. bei der Beichlußfaffun; aus erhobene Einjprüche, ſondern auch von den 
germaltungegericten ber der Ünt| geidung gemäß $ 11 Zuf.-Cef. (j. Sehens 
€. 109. 6. 32 6.7, 17 ©. 117, 326. 7). Allgemeine Grundfäge, 
welche Unregelmäßigteiten für fo erheblich zu erachten find, daß fie zur Ungüttigfeit 
des Wahlaltes führen müffen, laffen fid) nicht aufftellen. Im Allgemeinen werden 
al8 erhebliche Unregelmäßigkeiten nur folde zu eradıten fein und zur Ungüftigteits- 
Erflärung nur dann führen können, wenn fie das Wahlergebnis pofitiv beeinträchtigt 
haben, bezüglich auf dasjelbe von Einfluß geweſen find oder doch auf dasjelbe einen 
befimmenden Einfluß hätten ausüben tönnen (ſ. $ 23 n. 1). Dod hat OBG. in 
yewiffen Fällen die Unregelmäßigleit für fo fomermiegend eraditet, baß fie überhaupt 
feinen Raum mehr — für eine Unterfuhung, ol fätich das Ergebnis der 
Wahl. beeinflußt wird, 3. B. Offenlegung einer nicht nach den Wablabteilungen und 
Bahfbezirten eingeteilten Wähferlifte, die von nicht zufändiger Seite aus ergangene, 
aud) die vorgeſchriebene Zwiſchenzeit bis zum Termine nicht wahrende Berufung zur 

1 bezi. engeren Wahl, eine Beſchränkung in der Kenntnisnahme des Juhalts 
der Wäplerlifte uſw. Im allen diefen und ähnlichen Fällen von Verſtößen gegen 
gefegliche Vorſchriften für das Wahlverfahren und gegen Grundprinzipien des Gemeinde» 
wahĩrechts hat OVG. die Wahlen ohne Weiteres fr ungültig erflärt. Was insbe- 
fondere die bei der gefetslichen Regelung des Wahlverfahrens eingeführten Formen und 
Förmlichkeiten betrifft, fo iſt ihnen je mad) ber Verſchiedenheit ihres Inhalts und des 
durch fie betroffenen Gegenftandes eine weſentlich verſchiedene Bedeutung beizumeffen. 
Sie find entweder umerläßliche Bedingungen der Gilltigfeit der danad) vorzunehmen- 
den Bahlhandlung vergefalt, daß die Tettere ohne ‚Beachtung der Form überhaupt 
nicht zur rechtlichen Eriftenz gelangt, die Verlegung der bezüglichen Vorſchrift für das 
Wahlverfahren unter allen Umfänden die nghigfeit der Wadlhandlung u Folge 
bat und für das richterfihe Ermeffen fein Raum übrig bleitt (OB®. 6 ©. 154, 
78.9, 8 ©. 11ö, 125, 25 ©. 114, 26 ©, 117, 988. 16 ©. 122, 23 ©, 518, 
D8G. 40 ©. 33, 41 ©. 16), oder die Sinfahrung einer Förmlichleit erfirebt nur 
die befondere Klarlegung des Inhalts einer Willenserflärung, fie foll als Sicherungs - 
mittel imebefondere für den Cinzefnen gegen Benadjteiligungen durch die Mehrheit 
dienen, fie verfolgt den Zmed der mehreren Beglaubigung des unter ihren Schuß ge- 
ſtellten Aftes. Ueber die Bedeutung der Nichtbeachtung folder Vorſchriften hat der 
Berwaltungsrichter je nach der befonderen Lage des gegebenen Falles frei zu befinden. 
Zu den nicht weſenilichen Förmlichkeiten des Wahlverfahrens gen die etwa ange- 
‚ordnete Verpflichtung der, VSeiſitzer, des Protofollführers, der Stimmzähler, die mach. 
täglich erfolgte unterfcpeiftliche Bollziehung des LWahlprotofolles nicht im Wahllofale, 
die vorgejchriebene Führung einer Gegenlifte, die etiva angeorbuete Borlefung des 
Wahl-Reglements uf. (OBG. 8 ©. 119). Der Berfuft des Wahlprototolle macht 
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den Wahlalt ſelbſt nicht ungüftig. Die Orbnungsmäßigfeit der Wahl Tann auch buch 
andere Beweismittel erſetzt werden. " 


Jebens ©. 112 glaubt zwiſchen folhen Unregelmäßigfeiten unteriheiden zu 
foffen, welche das Wahlrecht nur eingeluer, mehr oder minder beftimmter Wähler ver- 
tegen oder beihränten oder die Mahlausitbung beeinfluffen und folchen, durd melde 
ein unbeftimmter Kreis von Beteiligten betroffen wirh. In den erfleren Fällen foll 
der Tatſache des Verſtoßes wider das Geſetz, wenn fie die Ungültigleit der Wahl nach 
ſich ziehen foll, noch die fei e8 förmfid} zu ermeilende, fei es opnehin Mar erhellende 
weitere Tatſache hinzutreten, daB das Wahlergebnis nicht mehr als der wirkliche Aus- 
dend des freien Willens der Wähler gelten fan. I den anderen Fällen dagegen 
genügt die Tatfache der Gefegesverlegung und es bleibt die Konſequeng — die Un- 
güttigfeit der Wahl —, nur unter der Vorausfegung gleichwohl ausgeichloffen, daß 
das Wahfergebnis von’ der Unregefmäßigfeit nicht beeinflußt fein fan. Schon die 
Möglighleit eines ſoichen Einfluffes führt im diefem zweiten Falle zur Ungüttigteits- 
erflärung. Erſt die pofitive Unmöglidleit Täßt die Mahl des Verſtoßes uneradhtet 
beftehen. Sndeffen faffen die von Jebens anfgeführten, hierher gehörigen Srtfdeitungen 
des OQVG. (16 ©.126, 7 ©. 54, 197 u. ff.,9 6.68, 17 5.121,19 ©. 150, 28. 18,20, 
25 ©. 119, 7 ©. 18, 38 ©. 155, B3B. 15 ©. 557, 188.206, 2 &. 287), die 
fonjequente Anwendung der vorftchenden Grundfäge nicht durchweg erfennen. Stier- 
Somlo (Archiv 12 ©. HL u. ff.) Hat in Betveff der Erhebfichleit der Unregelmäßig« 
feiten, weiche zur Ungülfigfeitgerflärung der Wahlen führt, feite Rehtsgrundjäge auf - 
zufteflen verfught, aber doch aud) nur „unbefhhadet der Yerüdjichtigung von Bejonder- 
Ieiten ges Einzelfalles“ (j. Stier-Somlo PBB. 4 &. 274 u. Kappelmann PBB. 24 
S. 459. 

Als erhebfide Unregelmäßigkeiten, welche zur Ungültigkeitserflärung der Wahl 
führen, Hönnen Wahlbeeinfluffungen nur in Betracht tommen, wenn die Wähler 
den verfuchten Cinmirfungen gegenüber nicht unzugänglich_ geblieben, einem Drude 
gewichen find, der ihte freie Willensbeftimmung — und wenn die Zahl der 
Bühler, weldje fih infolge der Veeinfluffungen von der Wahl ferngehalten oder ger 
wählt Haben, gerignet war, ein Anderes als das ſchliehliche Ergebnis herbeizuführen. 
So find Wahlbeeinfiufjungen für bedeurungslos erklärt, weil die Wahl mit 37 von 
55 aogegebenen Stimmen erfolgt und die augebliche Wahlbeeinfluffung von zwei oder 
drei Wählern ohne jede Wirkung geblieben jei. Eine allgemeine Einwirkung auf die 
Wähfer farın für ſich allein fetbft dann nicht zu dem Ergebnis einer Ungültigteits- 
erffärung der Wahlen führen, wenn in einzelnen Fällen über die Grenze des Erlaubten 
hinaus dem Willen des Wähfere, 5. B. durd) Androhung von Arbeits- und Kund- 
ſchaftsentziehung Zwang anzutun verfucht wurde. Cine ſolche Agitation if vielmehr 
erft dann zu beachten, wenn im einzelnen alle der Verſuch der Beeinflufjung das 
Bahlergebnis ſelbſt in Frage geſtellt hat. Dabei wird aber nicht gerade ein firenger 
Nacjweis des urfächlichen Suremmenhanges zu fordern fein, fondeen die freie vichter- 
liche Ueberzeugung über den inmern Vorgang entfdeiden dürfen (PIB. 16 ©. 122). 
Immer bfeibt zu prüfen, ob eine genügende tatſächliche Unterlage und eine rechtliche 
Nötigung vorhanden ift, fo viele der abgegebenen Stimmen für ungültig zu erflären, 
daß dem Gemählten die erforderliche Baht ültiger Stimmen fehlt. Im der Stellung- 
nahme des Bürgermeifters zu den aufgeflellten Kandidaten ift eine_ungehörige Wahl- 
agitation nicht zu erbliden. Cs ift diefem in feiner amtlichen Gtellung nicht ver- 
wehrt, ſich öffentfich vor der Wahl für einen beitinmten Kandidaten auszufpredjen 
(BER, 15 ©. 5506, 605). Der bloßen Yeranfolung eines Wählers durch einen 
ſtädtiſchen Beamten und die Benugung des ſiädtiſchen Drudapparates ift eine ent- 
eidende Bedeutung nicht beizumellen (BEB. 16 ©. 122). Im Uebrigen find zu 
vergleichen PBB. 21 ©. 279, 431, OSG. 28 ©. 20, 31 ©. 6, 34 ©. 22, 36 ©. 129, 131, 
vBB. 15 ©. 72, 33 ©. 519, 17 ©. 386, 20 ©. 78, 23 ©. 277, 4 ©. 279. 

Eine Beeinflufjung der Wahl durch den Wahlvorftand ift nicht ohne Weiteres 
darin zu finden, daß er das Ansliegen von Betteln, welche die Namen der aufgeftellten 
Kandidaten enthalten, auf dem Wehniſche dufdet und vieleicht auch Wähler, die nidpt 
wiſſen, wen fie ihre Stimme geben follen, auf die ausliegenden Zettel mit dent 
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Bedenten verweiſt, die Namen des einen oder anderen Zettels zu nennen (OBG. Br. 31 
©. 6), 1. Kaypelmann PBB. 24 ©. 453 und Stier-Somfo ebenda S. 244. 

9. Die in $ 11 3 ef. getroffene Beftimmung, daß die Klage feine auf- 
ſchiebende Wirtung hat, nibt die Gewähr dafür, daß Beichlüffe der Stadtv.-Berf. fpäter- 
hin nicht deshalb al8 ungültig angefodhten werben Lönnen, weil fie unter Mitwirkung 
einer Verfon gefaßt worden find, welde auf Grund des. Beichluffes der Stadtv.-Berj. 
18 Mitglied der Verf. zugefaffen, deren Wahl aber gleichwohl demnächft durch jfieh- 
tige Entfeidung der Bermwaltungsgerichte für ungüftig erklärt worden ift (f. 0.n. &). 

Wahlen zum Erfote für eine ungüftig erflärte Wahl dürfen vor rechtskräftiger 
Entigeidung über diefe Wahl nicht vorgenommen werden. Die Belimmung im 
“bj. 2 8 11 Zuft.-Gei. („jedod) dürfen Exjagwahlen ufw.”) Hat mur Bedeutung fir 
die im $ 10 Nr. 2 erwähnten Klagen, welche die Gültigkeit der Wahlen zur Gemeinde» 
vertretung betreffen. Der Ausdrud „Erfahwahlen“ if bier nicht befepräntt auf die 
im $ 21 Abf. 2 StO. gedachten außergemöhnlihen Wahlen zum Erſatze innerhalb 
der Wahlperiode ausgejdjiedener Mitglieder, welhe auch Erſabwehlen ($ 21 Abf. 3) 
genannt werden (OBG. 13 ©. 61), er ift vielmehr in dem. Sinne: „Erjagwahlen für 
ungültig erkfärte Wahlen“ zu verfihen, Die Beftimmung greift alfo Pla, gleichviel 
ob es ſich im der angefochtenen Wahl um Erſatz vorzeitig ausgejchiedener oder um die 
regelmäßige Segängung der Berfammlung handelt (OBG. 14 ©. 60), 14 ©. 41, 42, 
20 ©. 9, 26 ©. 21). 





828. 

Die bei der regelmäßigen Ergänzung neu gewählten Stadt- 
verordueten treten mit dem Anfang bes nädjftfolgenden Jahres ihre 
Verrichtungen an; die Ausicheidenden bleiben bis zur Einführung 
der neugewählten Mitglieder in Tätigfeit. 

Der Magiftrat hat die Einführung der Gewählten und deren 
Verpflichtung durd) Handſchlag an Eidesftatt anzuordnen. 


S. Jebens €. 1%. 

1. Die Periode, für welche die Gewählten eintreten, beginnt mit dem 1. Januat 
auch dann, wenn ſich zufällig Die regelmäßige Wahl bis in das mädftfolgende Jahr 
hinzieht und dadurch die Wahl einzelner Stadtv. erſt in dasjenige trifft, welches das 
erfle ihrer jechsjährigen Amtsdauer ift. Wenn daher aud) ein Stadtv. er im Februar 
oder März gewählt wird und in die Gtadtv.-BVerf. eintritt, fo wird feine fedejährige 
Bahlperiode doch immer vom 1. Januar ab geredinet (BMB. 1861, ©. 65). 

Hat die Stadiv.-Verf. bie Gfiftigteit der Wahl befchloffen, fo feht geſeblich der 
Umſtand, daß mod) die Klage zuläifig ift, der Einführung der neuen Stadtverordneten 
might entgegen ı$ 11 Zuft.-Gel,, f. jevoh n. 3). 

Berzögert fid) die Einführung der meugewählten Mitglieder über den Anfang 
des Januar hinaus, jo mäüfjen die ausicheidenden Mitgliever ſteis bis zum Eintritt 
ihrer Nachfolger in Tätigkeit bleiben, felbft wenn dadurch ihre fehsjährige Amtedauer 
überfchritten würde (MR. 1861 a. a. O.). Diefe Veftimmung verlegt allerdings die 
Rechte der Hählerfchaft, welche gerade durch die Ausiceidenden ‚nicht mehr vertreten 
fein will umd dies im der geſetzlichen Form bekundet hat. Die Beflimmung aber ift 
getroffen, um nicht Störungen in der ſtädtiſchen Verwaltung hervorzurufen. 

Die SD. hat ſich alfo nicht auf den Standpunkt geftellt, daß mit Ablauf der 
Bahlperiode die Vertreter der Gemeinde von felbft ausſcheiden. Sie will umgefehrt, 
daß diefelben ihre Verrichtungen bis zur Einführung der neuen Stadtv. fortjegen. 
Juſdige der veränderten Gejegebung, in®befondere durch die Einführung des ver- 
waitungegerichtlichen Verfahrens bei Streitigkeiten über die Gültigkeit der Wahlen, 
wird fid) allerdings bie Uebericjreitung der ſechs Jahre öfter auf einen längeren Seit, 
raum erftreden, als früher bei der an beftimmte kurze Friften gebundenen Entfheidung 
der Regierung. Hierauf kann aber bei Auslegung des 8 28 feine Rüdfiht genommen 
werden. J 
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2. Der $ 28 if nad) OBG. 16 &. 58 (f. auch OBO. 20 ©. 86, PBB. 10 
©. 339, 488, 13 &. 587, 635, 15 ©. 65) nicht dahin auszulegen, daß die Aus- 
feidenden bie zu dem — Ginfhrungstage der nen gemähtten Dügticer, 
d. 5. bis zu demjenigen Tage in Tätigleit bleiben, an welchem alle neugewählten, bet 
denen die Einführung nicht wegen Hinderniffe in der Berfon oder wegen Beanftandung 
der Wahl unterbleiben muß, eingeführt werden, fondern dahin, daß jeder Ausſche dende 
bis zur Einführung des für ihm neugemählten Mitgliedes in Tätigkeit bleibt. Diefer 
Grundfag wird ſich allerdings nicht in denjenigen Fällen zur Geltung bringen Laffen, 
in benen von derjelben Abteilung gleichzeitig mehrere Stadto. in einem und demfelben 
Bahlgange gewählt werden, indem fi in ſolchen Fällen wohl kaum mit Sicherheit 
wird Fenfentn Iafjen, welcher befimmte Stadto. für einen Ansicheidenden gemählt if. 
Iener Grundfag wird vielmehr nur in ſoichen Bälen, wo es fid um die Wahl eines 
einzelnen Gtadtv. Hanser und der Zufammenhang zwifden dem Ausfceibenden und 
dem an feiner Stelle Nengewählten offenbar ift, zur praftiichen Wirkſamkeit gelangen 
Aönnen, 12 2. wenn die Wahl der Stadtv. in einzelnen Bahbegirten erfolgt, wo in 
der Regel bei jeder Ergänzungswahl für jede Abteilung nur ein Stadtv. gewählt wird. 

8. In Anwendung des im $ 28 zum Ausdrud gebrachten Grundgedanfens 
behäft, wenn vor Einführung des men» (oder wieder-) gewählten Etabto., deffen Wahl 
für mn erflärt wird, das ausſcheidende (nicht wieder oder wiedergemählte) Mit- 
glieb fein Mandat über feine Wahlzeit Hinaus fo lange bei, bis für feine Abteilung 
und feinen Wahlbezirk die Einführung des Mengemähften Etadtv. oder des wieder- 
gewählten Mitgliedes ftattgefunden hat. Dabei ift zu bemerken, daß die neugemwählten 
und eingeführten Etadtv. nad Ungüttigkeitserflärung ihrer Wahl nicht bis zur ftatt- 
gehabten Neuwahl bezw. bis zur Einjührung der neugewählten Stadtv. in Tätigfeit 
bleiben fönnen. Denn nicht oder nicht güftig gewählte Bürger lönnen nicht Stabtv. 
fein und bleiben. Der $ 28 bezieht fidh lediglich, auf ansicheibende rite gemählte, 
nicht aber auf Stadto., deren Wahl für ungültig erlfärt ift). 

Bird nad Einführung der meu- oder wicdergewählten Gtabtv., deren Wahl 
für ungüftig erffärt, (fo aud) in dem alle, da über Einfprüce gegen die ftattgehabten 
Ergänzungswahlen von der Stadtv.-Berf. erft nad Rattgehabter Einführung aller neu- 
(oder wieder.) gewählten Stabto. (aljo nicht von der alten, jondern von der neufonfi- 
tuierten Berjammlung) Beihluß gefaßt wird, die meu- (oder wieder) gewählten 
Stabto. dennod) ohne Rüdficht auf die gegen ihre Wahl erhobenen Einfprüche einge- 
führt worden find), fo find die alten Mandate auch derjenigen Abteilungen und Wahl- 
bezirfe, in denen die flattgehabten Neuwahlen angefochten find, erloſchen. Die alten 
damals perbrängten Stadt. können nicht wieder an die Stelle der eingeführten, jetzt 
für ungültig erklärten treten, denn die Ausicheidenben bfeiben nur bis zur Einführung 
der meugemwählten Mitglieder in Tätigteit und mit diefer Einführung find die alten 
Mandate auch derjenigen Abteilungen und Wahlbezirle, in denen die fattgehabten 
Neuwahlen amgefochten find, erloſchen, jo daß fie nicht wieder aufleben Löunen. Die 
fraglichen Abteilungen und Wahlbezirk bfeiben daher dis zur Einführung eines ander- 
weit von der Abteilung bezw. dem Wahlbezirke gewählten Stadtv. unvertreten. Mit 
Rüdfiht auf dieſes Refultat ift es für angemefien zu erachten, daß die Ginführung 
der meu- ober wiedergemählten Stadtv. jo lange auszufegen if, bis feftfteht, 
dog Einfprüche gegen ihre Wahl nicht erhoben find, fonie, daß die Einführung der- 
jenigen neu- oder wiedergervählten Etadto., deren Wahl durch Eirfpruc als ungültig 
ee if, fo lange auszufegen if, bis die Gültigkeit ihrer Wahl außer frage 
fteht, d. h. die gegen ihre Wahl erhobenen Einſpruche endgültig verworfen find 
(838. 18 ©. 587). Diele Auffaffung enttpeiht nicht nur der Auslegung, melde 
der $ 28 in einer Iangjährigen Pragis der Vermaltungsbehörden und namentlich in 
der oben angeführten Entfgeidung de OBG. gefunden hat, fondern auch der dem 
$ 28 zu Grunde liegenden Abficht, zu verhindern, daß ans Anlaß einer Ergänzunge- 
wahl ein Zeitraum eintritt, während deſſen ein Wahlbezirk in der Verſammlung un- 
vertreten bleibt. 

. 4. Der Mogiftrat Hat die Einführung nur anzuordnen. Wer fie bewirken foll, 
iſt nicht vorgefchrieben. 6 erfcheint daher nicht unzuläjflg, wenn die Einführung 
durch den Stadtv.-Borft. geſchieht (PUB. 10 5. 388, 11 ©. 269, 16 ©. 438). Doch 
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wird dies nur bei Erfagwahlen, welche im Laufe des Jahres vorkommen, geſchehen 
tönnen. Rad) Bornahme der Ergänzungewahlen ift bei Beginn der erflen Gikung, 
ım welcher die Einjührung zu erfolgen hat, die Verſammluug noch nicht Zonftituiert 
und der Vorſteher noch nicht gewählt. 

_ Die 58 39 u. 40 StO. werden auch auf die Ginladung der neugemwählten 
Stadtv. Pr Einführung Anwendung finden. 

im angel der Einführung ($ 28) Hat der Gemähfte das Amt eines Stadt 
verordneten definitiv noch nicht überkoimmen (PUB. 10 ©. 563). Der Gewählte 
wird nit ſchon Stadtverordneter mit der —* — des Ergebnſes der Abteilungs- 
wahl durch den Wahlvorftand oder mit der Velanntmadhung des Magiſtrats, Teines- 
falls vor der Annahmeerllärung (OVG. 41 ©. 16). 


Titel II. 
Von der Bufammenfekung und Wahl des Aagiſtrats. 


829. 

Der Magiftrat befteht aus dem Bürgermeifter, einem Bei- 
geordneten ober zweiten Bürgermeifter als deſſen Stellvertreter, 
einer Anzahl von Schöffen (Stadträten, Ratsherren, Ratsmännern) 
und, wo das Bedürfnis es erfordert, noch aus einem oder mehreren 
befoldeten Mitgliedern (Synditus, Kämmerer, Schulrat, Baurat :c.). 
Es gehören zum Magiftrat in Stadtgemeinden von weniger als 

2,500 Einwohnern 2 Schöffen, 
2,501 bis 10,000 n 4 » 
10,001 „ 30,000 ” 6 ” 
30,001, 60,000 m 8 ” 
60,001 , 100,000 ” 10 n 

Bei mehr als 100,000 Einwohnern treten für jede weiteren 
50,000 Einwohner zwei Schöffen hinzu. 

Wo die Zahl der Mitglieder des Magiftrats bisher eine 
andere geweſen ift, verbleibt es bei biefer Zahl, bis durch ftatu- 
tariſche Anordnung, welcher überhaupt abweichende Feitfegungen 
über die Zahl ber Magiftrats-Mitglieder vorbehalten werben, eine 
Aenderung getroffen ift. 


ı 1. Der Bürgermeifter flieht an der Spitze bes Magiftrats-Rollegiums. Cr 
leitet und —e den ganzen Gejdäftsgang der ‚Aniiden Berwaltung ($ 58). 
Den Titel eines Ober-Bürgermeifters, welden der Magiftrateditigent in größeren 
Städten nad) ber StO. von 1808 führte, gewährt die StO. nicht. Diefer Tüel kann 
mar durch fpezielle Königl. Beroramung verliehen werben (anders 9. N. $ 32). Der 
Bürgermeifter bezieht ftets eine Bejoldung. Er gehört ale Beamter der Gemeinde 
zu den mittelbaren Staatsbeamten (DVG. 19 ©. 429, 20 ©, 39). Dadurch, daß er 
mit der Handhabung der Drtspolizei oder mit örtlichen Gejchäften der Staatöver- 
waltung beauftragt ıft ($ 62), wird er nicht unmittelbarer Stantsbeamter. In Betreff 
der Wählbarkeit des Bürgermeifters gn Mitgliede des Kreistages (OB. 5 ©. 11, 
1.9 6.2. 1), zum Borikenben des Öemerbegerigts 1, u. $ 56 Br. 1. 

2. Die ‚Stelvestretung, des Burgermeiſters gebührt dem Beigeordneten 
ober geeiten Vürgermeifer. Der Tetere Siter Tommt ihm ebenfo wie der erflere kraft 
des Geſetzes zu. Es bedarf dazu feiner befonberen Verleihung. Fur ihn Tann eine 
Befolbung oder eine Dienf-Entihädigung feftgefetit werden. ft dies micht geidehen, 
fo muß er fein Amt nnentgeltlih verwalten (fiehe aber $ 64). Der Veigeordnete 
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tritt als geſetzlier Stellvertreter des Bürgermeifters ohne Weiteres an Gtelle des Le- 
hinderten oder fehlenden Bürgermeifters (f. $ 33). Nah HN. $ 32 Lönnen mehrere 
Beigeordnete gewählt merden. 

3. Dein Bürgermeifter fieht eine Anzahl unbefoldeter Magifratemit- 
glieder („Schöffen“) zur Seite. Auch bier trat bei der Beratung des Entwurfs vom 
Zahre 1876 das Betreben hervor, die Zahl der Magiftratemitglieder gu verringern 
und zu figieren. Es läßt ſich nit verfennen, daß die Zahl der Mitglieder der be» 
ftehenden Dagitratsfolfegien namentlid) in größeren Städten vielfad) zu hod) gegriffen 
iR. Zropdem aber ericeint eine allgemeine Firation der Zahl der Mitglieder, wenn 
auch unter —— der Größe der Stadt, bedenklich. Die Schwierigleit der 
Berwaltung auch von Städten gleicher Größe hängt von dem ganz verjdiedenen Um⸗ 
fange des ſiädtiſchen Vermögens, von der Art der einzelnen Verwaltungen und von 
den mannigfadhen in einer Stadt vorhandenen Imfitute ab. Nach 9. N. 5 32 gehören 
zum Mag ifrat in Stadtgemeinden von 10.000-—50.000 Einwohnern 6, von 50.000 
bis 100.000 Einwohnern 8, von mehr als 100.000 Einwohnern 10 Schöffen. 

Durd das Einjhalten einer Parentheje des Inhalts: (Stadträte, Ratsherren, 
Ratsmänner) if angedeutet, daß dieſe Benennungen die Anitgtieder des Magiſtrats 
führen fönnen. Nach Maßgabe der größeren oder geringeren Bedeutung der Siädte, 
fowie mit Rüdfiht auf das bisherige Herfommen, follte e8 den Regierungen bezüglich 
dem Minifter überlaffen bfeiben, die paflende Titelbezeihnung fenzufegen. Die 
Kabinette-Ordre vom 15. Februar 1873 (BMB. ©. 59) Hat beftinmt, daß fünftighin 
die Annahme eines der gedachten Amtstitel durch die Mitglieder des Magiftrats 
auf Grund ortsſtatutariſcher, von dem Bezirts-Ausihuß beftätigter Gemeindebejgylüfic 
exfoigen und diefe Beftätigung überall, wo der gewünfchte neue Titel der Bebentuug 
der Stadt angemefien erſcheint, erteilt werden Fönne. Dabei hat der Minifter des 
Innern angeordnet, daß künftighin für den Titel „Stadtrat“ die Bevölkerungszahl 
von mindeften® 10.000 Einwohnern fezuhalten, für den Titel „Rateherr“ aber die 
Seefenzahl von mindeftens 5.000 Einwohnern anzunehmen fei. Dieſe Amtstitel find 
an das Anıt jelbft gelnüpft und wer das Amt nicht mehr bekleidet, ift nicht berechtigt, 
den betreffenden Titel noch ferner zu führen. 

Aus der Wahl des Ausdrudes („Baurat“) in Verbindung mit feiner Anführung 
in Klommern ergibt fi, daß hier nur in Kürze die Aemter mit ihren gebräuchlichen 
Bezeichnungen, nicht aber die Amtstitel haben angeführt werden follen. Dieje An- 
führung zwingt teineewegs dazu, den gedadjten Magiffratsmitgliebern gerade die in 
der. StY. gebraudten Titel beizulegen und andererfeite hindert ihre in der StO. 
vorgenommene Beziehung auf die Aemter der Magiftratsmitglieer nicht ihre An- 
wendung für Aemter in Städten ohne Diagiftratsverfafjung. Der Titel „Stadtbaurat” 
Fl gefeeih night auf, die bautecpnifchen Dlitgfieder des Magiftvats beihränft (PUB. 17 


4. Die Städte ⸗Ordnung Täßt nod die Anftellung befoldeter jachner- 
fändiger Mitglieder für folce Berwaltungszmeige zu, weldhe befondere tedinifdje 
&ennmiffe erfordern. Die Anftehung befoldeter Mitglieder für die allgemeine Ber- 
waltung fann in größeren Städten nie umgangen werden. Gie ifi ein Bedürfnis. 
Dagegen ift feiner Zeit die Anftellung befonderer Magiftvatsmitglieder für techniſche 
Berwaltungsziweige, 3. B. von Bauräten, Schufräten, befämpft, indem es nicht für 
nötig erachtet wird, derartige techniſche Beamte auch gleichzeitig mit einem Stimm- 
recht in das Magiftrats-Rollegium eintreten und im fie Weiſe die Zahl der be» 
joldeten Mitglieder allzuſehr anwachfen zu laffen. Der Entwurf von 1876 hatte vor- 
geſchlagen, die Funktionen diefer techniſchen Stadträte fünjtig oberen Gemeindebeamten 
zu fiberteagen, welche mit beratender Stimme zu den Sigungen des Magiftrats und 
der Gtabto. zugezogen werben und befhliehende Stimmen in den begüglicen Ber-. 
waltungs-Deputationen Haben follten. Die Wahl follte in gemeinfhaftliger Sitzung 
tes’ Mägiftrats und der Stadtv.-Berj. erfolgen ($ 56 Nr. 6). Die StO. fchließt die 
Anftellung von derartigen Oberbeamten nicht aus und läßt aud zu, daB das Ber- 
häftnie diefer Beamten zu den Verwaltungs-Deputationen, dem Magiftrat und der 
Gtadtv.-Berf. zu letzterer innerhalb der Grenzen des 5 38 Abj. 3, durch Ortsftatut 
geregelt werde, Ihre Wahl gebührt aber dem Magiftrat. Mit der Bermehrung der 








SID. $ 30. Wählbarfeit zum Magiſtratsmitgliede. 141 


Gefdjäfte hat ſich in den größeren Städten, um nicht die Zahl der Magiſtratsmitglieder 
alzufehr anwag ſen zu laffen, die Auftelung folder höherer Kommunalbeamten als 
notiwendig ergeben. Sie werden als Dezernenten für allgemeine Berwaltunge- wie 
für fpegielfe technifche Angelegenheiten (Magiftrats-Aflefforen mit der Amtsbezeichnung 
„Dagiftrateräte”, |. $ 56 Rt. 6, Bauinfpeltoren, Ingenieure, Techniker) bejchäftigt, 
sehmen am den Sitzngen des Magiftcate mit beratender Stimme Teil und Haben 
Sig und Stimme in den Verwaltungs-Deputationen. Der Stadtverordneten Ber- 
Sammlung find fie nicht unmittelbar nerantwortlich. 

5. In die vorgefchriebene Zahl der Schöffen find die eva noch zu wählenden 
deſoldeten Magiftratsmitglieder nicht einzurechnen. Die befofbeten Mogifzatemit lieder 
weten außerdem hinzu. Ueber das Bebürfnis der Anftellung von bejoldeten Magi- 
Mratsmitgliedern entſcheiden Magiftrat und Stabtverordnetenverfammlung. 

IR die im fetten Abf. vorgefehene ortsftatutarifche Regelung über die Zahf 
der Magiftratsmitglieder nicht erfolgt, jo hat der Magifttat der Benölterungsäifier 
entjpregend dafür zu forgen, daß gemäß Abf. 1 u. 2 die erforderfiche Anzahl unbe» 
foldeter Dagiftratmitglieder gewählt wird. Gines bejonderen Gemeindebefchluffes 
Boat £ im diefem Falle zu folhen nad) dem Gefehe erforderlichen neuen Gtadtrate- 

tellen nicht. 

Hür die Feſtſtellung der Einwohnerzahl iſt das Ergebnis der letzten Bolts- 
zählung moßgebene (SOMD. 1866 ©. 137). Aktive Militärperonen bleiben außer 
Berehnung (GMB. 1865 ©. 2, 1872 ©. 75, Zuf.-Gei. $ 162). 

6. Die unbeſoldeten Magiftratsmitglieder find Ehrenbeamte (f. $ 56 Nr. 6 
n. 1b.). Gie erhalten wever Gehalt noch Remuneration, ſondern nur die Vergütung 
barer Auslagen, welche für fie ans der Ausrichtung von Aufträgen entflehen ($ 64). 
Das KBO. Hat auf fie feine Anwendung. Die Redjtsverhältuifie der befoldeten 
Ragiftratsmitglieder (einfchliehlidh des Bürgermeifters) find in Betreff ihrer Auftelung 
und Amtsdauer in den $$ 31, 33 StO., in Betreff ihrer Befoldung und Penſionierung 
in den 88 64 und 65 GtO. geordnet. Bei diefen Beftimmungen hat dat KB®. c6 
bervenden und nur in Betreff ver Höhe der Benfion eine Aenderung eintreten Lafien (5 14 
8B8G.). Bon ben Beftimmungen des KBG. finden auf die befoldeten Magiftvatsınit- 
glieder nur Anwendung $ 1 Sag 1 (Begriff des Kommunafbeanten), $ 1 Sat 2 
(Aushändigung einer Anftelungsurfunde), $ 4 (Gnadenquartal uud Gnadenmonat), 
$ 5 (Belalfung der Familie in der Dienfhwohnung mad) den Tode), $ 6 (Reifeloften- 
entfchädigung), $ 7 (Geltendmadung vermögensredtlicer Anfprüdye), $ 15 (Bünforge 
jür die Witwen und Waifen), (Weiteres f. u. zu $ 56 Nr. 6, 88 64, 65). (Anmeil. 
zur Ausführ. des ABO. ar ic.n. 4, MB. 1899 ©. 1%, TIME. 192 S. 2%, 
1903 ©. 122, PVB. 22 ©. 494, 25 ©. 514, Jebens S. 154, Freytag S. 86). 





8 30. 
Mitglieder des Magiftrat3 können nicht jein: 

1. diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörben, 
durch welche die Aufficht des Staats über die Städte ausgeübt 
wird ($ 76); 

2. die Stabtverordneten, ingleichen Gemeinbde-Unterbeamte und in 
Stäbten über 10,000 Seelen die Gemeinde-Einnehmer ($ 56 

r. 6); 

3. Geiftliche, Kirchendiener und Lehrer an öffentlichen Schulen; 

4. die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die tedhnifdien Mit- 
glieder der Handels-, Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu 

zählen find; 

ie Beamten der Staats-Anwaltihaft; 
. die Polizei-Beamten. 


El 
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Vater und Sohn, Säpmiegervater und Schwiegerfohn, Brüder 
und Schwäger dürfen nicht zugleich Mitglieder des Magiſtrats fein. 

Entfteht die Schwägerfhaft im Laufe der Wahlperiode, fo 
ſcheidet dasjenige . Mitglied aus, durch welches das Hindernis her⸗ 
beigeführt worden ift. 

Vater und Sohn, Gönsiegernater und Schwiegerfohn, jo wie 
Brüder dürfen nicht zugleich Mitglieder des Magijtratd und ber 
Stadtverordneten-Berfanmlung fein. 

Berfonen, welche die in dem Gefege vom 7. Februar 1835 
(Gefep- Sammlung Seite 18) bezeichneten Gewerbe betreiben, können 
nit Bürgermeifter fein. 


1. Zu unbefoldeten Magiftratsmitgliedern fönnen nur Bürger oder Ehren- 
bürger, zu bejoldeten auch audere Berlonen geroählt werden, mamentlih auch 
Auslönder, (vergl. 5 3 der Meicheverfaffung, wonach der Angehörige eines jeden 
Bundesftaates in jedem anderen Bundesftante als Inländer zu behandeln und dem- 
gemäß zu öffentlichen Aemtern unter denfelben Vorausſetzungen, wie die Einheimiſchen, 
zuzufaflen ift). 

a) Hinfihtlih der unter 1-6 von der Wählbarkeit zum Magiftrat ausge» 
ſchloſſenen Perſonen gilt das zu $ 17 Bemerkte, Zu den Gemeiudebeamten gehören 
im Sinne der StO. alle RKädtiihen Beamten, welche nit im Magiftrat Sig und 
Stimme haben, fondern unter demjelben fiehen (BMPB. 1840 ©. 173, 1858 ©. 261, 
f. in 5 56 Nr. 6. n. 1c). Im Städten über 10.000 Geelen können die Gemeinde- 
Einnehmer nicht Magifratsmitglieder fein. „Lehrer an öffentlichen Schulen“, alfo 
nit nur wie vom Amte eines Stadtv. die Elementarlehrer (3 17, Ziff. 3), fondern 
alle an öffentlichen Schulen angeftellten Lehrer, wozu au die Gymnafiallehrer ge- 
Hören, find_von der Magiftratsmitglichfhaft ansgeichloffen. Auch die Dozenten an 
den Univerfitäten find zu den Lehrern an öffentlichen Edufen zu rechnen of Egon 
©. 122, Ledermann ©. 114, dagegen Preuß „das ftädtiihe Amtsreht“ ©. . Das 
Allg. Landrecht behandelt X. II Tir. 12 unter der Ueberſchrift „Won dem niederen 
and hößeren Schulen“ aud) die Univerfitäten). 

ie in Abf. 1 unter 1-6 erwähnten Perjonen Lönnen mit der Maßgabe zu 
Magifratsmitgliedern gewählt werden, daß fie diefes Amt erft nach Auflöfung ihres 
bieherigen Dienftverhättnifies bezw. nach Niederlegung des Gtadtverordneten- Mandate 
antreten. Sie können nicht beide Aemter „zugleich” beffeiden. 

b. Abf. 2 des $ 30 geht weiter, wie Ab. 2 des $ 17, indem nidt nur die 
Blutsverwandtigaft fondern auch die Schwägerſchaſt, d. h. das Berhältnis zwiſchen 
einem Ehegatten und den Verwandten des andern, hier das zwiiden Ehemann und 
den Brüdern der Ehefrau, ein Hindernis bildet. 

c, Da die Magifiratsmitglieder in einzelnen Wahlgängen gewählt werden, if 
der Fall des $ 17 letiet Satz nicht denkbar. Der Zweitgewählte, defien Wahl gegen 
5 30 Abf. 2 verftößt, iR nicht gültig gewählt, "Seine Mahl Tarın nicht befätigt 
werden und follte die Beftätigung wegen Unkenntnis der verwandifgjaftlichen Beziehungen 
euch ar fein, fo würde nad) $ 15 Zuß.-Gef. die Beanftandung der Wahl er- 
folgen mäffeıt. 

s Im Falle des Abſ. 3 Hat Derjenige auszufcheiden, der durch feine Heirat 
Schwiegerſohn oder Schwager des anderen oragifratemitgtiches geworben ift. 

Sm ‚alle gegen die Sefinmung des Abj. 4 verfloßen wird fo ift gleichfalls, 
wie bei Abf. 2, die Wahl des zuletzt Gewählten ungültig. Tritt da Hindernis er 
nad der Wahl beider Perfonen ein, fo findet Abf. 3 Anwendung, e8 müßte deun 
jein, daß der andere Verwandte fein Amt freiwillig, erforderlichen Falls mit Zu- 
fimmung der Stabtv.-Berj. nieberlegt. Bon zwei Samögern tann gleichzeitig der 
eine Wilied des Magiſtrais, der andere Mitglied der Stadtv.-Berf. fein (Ledermanı 
zu 5 
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2. Eine befondere Oualifilation wird bei ben ‚eßmilchen ſachverſtãndigen) 
Mitgliedern der Natur der Sache nad) erfordert. Die SO. ficht im Uebeigen don 
Behimmungen über eine befondere Oualififation des Bürgermeifterd und der Schöffen 
eb. Die StO, von 1803 verlangte aber für größere Städte bie Anftellung von ge- 
fe- und verfaffungstundigen Männern, die für die öffentliche Gefchäftsführung voll- 
Rändig ausgebildet find ($ 43 Prov. Heffen, Art. 71 Baiern und $ 84 Königreich 
Sachſen haben ähnliche Beftimmungen). Nah & 37 8WG. muß der Vorſitzende ober 
ein Mitglied des Stadtausſchuſſes zum Richteramt oder höheren Verwaltungsdienft 
befähigt Kin. Diefe Beftimmung, weiche mit Rüdfiht auf die rehtfice Bedeutung 
der Sitſcheidungen der Stadt-Ausfhüffe und auf bie Notwendigkeit getroffen ift, daß 
die Formen des richterlichen Verfahrens in facptunbiger Weiſe inne gehalten werden, 
nötigt nunmehr die Stabtgemeinden, welche Stadtkreiſe bilden, ſchon bei der Zus 
fammenfegung des Magiftrats darauf zu achten, daß eim Mitglied die erforderte 
Dualifitation befikt. ms if im $ 37 2BG. nicht ansgefprodien, daß e& aur 
Nechtsgültigkeit eines Beichluffes oder einer Entfheidung des Stadtausichuffes der 
Teilnahme de3 zum Rigteramis befähigten Borfigenden oder Mitglicdes des Stadt- 
ausſchuſſes bebürfe. ME. (BMEB. 1877 ©. 114) hat es deshalb für zuläffig er- 
adtet, daß ein die gebadhte Oualifitation befigender Bürgermeifter fih um Borfige 
de3 Stadtausihufies vertreten iaffen Lönne, menngleid, weder diefer Vertreter nod) 
eines ber gewählten Mitglieder des Stadtausfhufles fih im Velte der gedachten 
Dualififation befindet. 

Auf die Qualifikation der befoldeten Teagiftratsmitglieber (Bürgermeifter und 
Veigeordneten) wird die Beflimmung des $ 11 des Gel. betr. die Kaufmannsgeridhte 
v. 6. Yuli 1904 (RGB. ©. 266), wonad) die Borfigenden und Rellvertretenden Bor» 
figenden der Raufmannsgerichte die Fähigkeit zum Wichteramte bezw. zum hößeren 
Berwaltungsdienfte befigen follen, einen Einfluß haben, wenn bie Städte nit außer- 
halb des Magiftrats-Rollegii ftehende qualifizierte Perfonen zu Borfigenden pp. der 
Kaufmannsgerichte berufen wollen. 

3. Die im Gefep vom 7. Februar 1885 bezeichneten Gewerbe find bie der 
Gaft- und Schanfoirtiejaft, ſowie überhaupt der gewerbsmäßigen Berabreigung zu- 
bereiteter Speifen und Getränfe. Agenturen von Berfiherungs-Gefellfhaften, deren 
Geichäftsführung ber polizeilichen Aufficht, gefetlih unterliegt, dürfen von dem 
Bürgermeifter bezüglich dem Magiftratsmitaliche, dem die Handhabung der Ortspoligei 
übertragen ift, nicht übernommen werden (BMB. 1854 ©. 145). 

Ein Rehtsanwalt fol nur dann zugleich Vürgermeifter oder Stadtſyndikus 
jein, wenn er fid) verpflichtet, weder für mod) gegen Einwohner der Stadt als 
Anwalt aufzutreten. (MR. 5. April 1834 Ann, ©. 412, IMLB. 1842 ©, 54.) 


4. Die Führung von Nebenämtern und Nebengefgäften ift fonft an 
fi} den bejoldeten Magiftratsmitgliedern nicht verboten. Gegen den Genuß des Ge- 
haltes Hat der bejoldete Kommunalbeamte allen Pflichten feines Amtes zu genügen, 
iſt aber im ber Amenbung, der Zeit, welche ihm nad orbnungsmäßiger Erfüllung 
feiner Amtsobliegenheiten übrig bleibt, nicht bef—hränft, vielmehr unterliegt er in 
Bezug Hierauf, fofern nicht bei der Wahl befondere Berabrebungen getroffen worden, 
aur derjelben Auffiht und denfelben Beſchränkungen, wie die unmittelbaren Staats- 
beamten. Doch ift die Webernahme von Nebenämtern oder fonftigen Neben- 
befhäftigungen feitens des Bürgermeifters oder befoldeter Magiftratsmitglieder, ins- 
hefondere auch bie Webernahme ber Stelle eines Borftands« oder Auffichtsratsmitgliedes in 
Aitiengeſellſchaften, Genoſſenſchaften oder Berggewertſchaften von einer vorherigen 
Genehmigung der Raatlihen Auffichtsbehörbe oder einer am diefe zu exftattenben 
Anzeige nicht abhängig. In dieſer Hinficht iſt die Kommumnalauffiht darauf be- 
ſchrantt, im Cinzelfalle einzuſchreiten, wenn ſich dazu ein befonderer Anlaß durch 
Gefährdung ‘oder Schädigung dienſtlicher Intereffen ergehen follte. (BMB. 1902 
©. 189). Die orgeegte Dienftbehörde ift aber nicht die Stadto.-Berf., fondern für 
die Unterbeamten ber ag, für die Magiftratsmitglieder die fädtiiche Aufſichts- 
dehörde. (VBMB. 1846 ©. 3).  Diefe hat darüber zu wachen, daß von Magiftrats- 
Nitgliebern nicht Nebenämter ober fonftige Nebenftelungen verfehen werden, twelde 
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mit ihrem betreffenden Kommunalamte unvereinbar erfheinen (BMB. 1882 ©. 47; 
f. u. 556 Nr. 6). 

In Betreff der Uebernahme von Vormundſchaften beſtimmt zur Ausführung 
des $ 1784 BOB. das Ausf.-Gef. z. BOB. im Art. 72: „Wer ein Staaisami 
oder ein be oldetes Amt in ber Kommunal» oder Kirchenverwaitung beffeibet, bedarf 
ur Uebernahme einer Bormundidaft oder zur Fortführung einer vor dem Eintritt 
in das Amt übernommenen Vormundſchaft der Erlaubnis der zumächft vorgefegten 
Behörde. Das Gleiche gilt für die Uebernahme ober bie Fortführung des Amtes 
eines Gegenvormunbes, Hflegers oder Beiftandes. Die Erlaubnis Tann zurüd ges 
nommen werben.“ 

Das Sieh, vom 10. Juni 1874 (GS. ©. 244), wonach Staatsbeamte nicht 
Vitglieder des Borftands, Auffihts- oder Verwaltungsrat von Aktien, Bau, 
Kredit und Bergwerts-Gefellfhaften fein und micht in Komites zur Gründung 
folder Gefelfpaften eintreten dürfen, hat auf die Kommmmalbeamten deine Air 
wendung. 

In den Dienfverträgen bezüglich) bei der Wahl pflegen mannigjah Verab - 
rebungen getroffen zu werden, nad) denen der Kommunalbeamte gewiſſe Nebenämter 
oder Nebenbefchäftigungen entweder gar nicht oder doch nur nad} eingehofter Zuftimmung 
der Stabto.-Berf. fol übernehmen dürjen. Derartige Bellimmungen find zuläffig 
(Breuß, das fädtiihe Amteredt ©. 314). Nur über die Zuläffigteit der Bedingung, 
Tein Mandat zum Abgeordnetenhaufe, Herrenhaufe oder Reichstage anzunehmen, herrſchi 
Streit. von Rönne (Staatsrecht I, 2 &. 373) nimmt an, daß bier Bedingung, als 
der Verfaflung zumiderlaufend, unwirkfam fei, ſchon nad dem Grundfahe, daß das 
jus ppblieum durd; Verträge nicht abgeändert werben Tönne. (So auch Ledermanu 
©. 116. Kaut-Appelius S. 243). Allein die Berfaffung verbietet nicht die Ablehnung 
eines Mandate. Bon der Abänderung eines Gates des öffentlichen Rechts laun feine 
Rede fein. CB liegt vielmehr hier al8 ein Teil der Gegenleiftung gegen das —* 
Dienfteinfommen die üebernahme der Verpflichtung vor, binnen einer beflimmten Zeit 
ein politifces Reht nicht auszuüben, und da in einem folhen Werzichte weder die 
Berlegung einer beflimmten ftaatsbürgerlihen Pflicht, noch fonft eine gegen das Recht 
ober das Sitengefeg verftoßende Handlungsweile gefunden werden Tann, jo ift nicht 
abzufehen, weshalb der Verzicht nicht rechtsverbindlich fein foll, Unter Umftänden 
Tann fogar ein Berdienft darin liegen, daß Jemand ein Mandat zum Abgeordneten» 
baufe —* und jeine vieleicht nur ſchwer oder gar nicht zu erſebenden Kräfte dem 
Gemeinmejen widmet, das ihn angeftellt hat. Nimmt ein Kommunalbenmter, der ge- 
troffenen Bereinbarung zuroider, gleichwohl ein Mandat an, fo würde die Kommune 
für berechtigt zu erachten fein, die Gehaltszahlungen einzuftellen oder im Wege des 
Diszipfinarverfahrens die Dienftentlafjung des Beamten zu erzwingen. (Rod, Kom- 
mentar zum allgemeinen Sandrecht (5. Ausgabe) Berfaffungs-Urtunde Art. 88, n. 80.) 
Der Minifter des Innern hat jedod; die im Rede ftehende Bedingung bei Anftelung 
von Provinzialbeamten widerholt für unzuläffig erflärt (v. VBrauditih Prov.-Orbn. 
$ 52). Siehe im Uebrigen wegen des Urlaubs zum Gintritt in den Land- oder 
Reichstag, und wegen der Stellvertretungstoften u. $ 64 not. 8. 





$ 31. 


Der Beigeordnete und die Schöffen ($ 29) werden auf ſechs 
Jahre, der Vürgermeifter und die übrigen befoldeten Magiftrats- 
Mitglieder dagegen auf zwölf Jahre von der Stadtverordneten-Ber- 
jammlung genäht. Auch können VBeigeordnete mit Beſoldung au— 
geftellt werden, und erfolgt in diefem Falle deren Wahl gleichfalls 
auf zwölf Jahre. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Schöffen aus und wird 
durch neue Wahlen erjeßt. Die das erfte Mal Ausicheidenden 
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werben dur) das Los bejtimmt. Die Ausfcheidenden können twieder- 
gewählt werden. Wegen ber aufergewöhnlichen Erfagwahlen kommt 
die Beſtimmung $ 21 zur Anwendung. 


Dazu Zuft.-Gef. $ 12 Nr. 2: 

Der Bezirke-Ausfhuß beſchließt über die Vornahme außergewöhnlicher Erſatz ⸗ 
wahlen in den Gemeindevorſtand. (Im Berlin der Oberpräſident $ 48 LG.) 

Dazu Gef. vom 25. Februar 1856 (GE. ©. 129): 

Die Wahl des Bürgermeifters und der übrigen beſoldeten Magiftratsmitglieder 
lann auch auf Lebenszeit erfolgen. 

‚1. Die vom Geſetz vorgeſchriebenen Wahlperioden müffen bei dem Bürger- 
meifter, dem Beigeordneten und den befoldeten Dagiftratsmitgliedern immer inne ge» 
A en au wenn es ih um Erſatzwahlen für vorzeitig Ausgefchiedene 
jandel 

Das MR. vom 14. Dezember 1859 (SMB. 1860 S. 5) erachtet es aud nicht 
für zufäffig, einen unbefoldeten Veigeorbneten nur für die Dauer des Mefles der 
Wahlperiode des vorzeitig aus feinem Amte geſchiedenen Vorgängers zu wählen, da 
die SID. ausdrüdfid befimmt, daß die Wahl auf ſechs Jahre zu erfolgen hat und 
die Bornahme von Erfagwahlen nur bei Schöffen Rattfindet. 

Bei Berechnung der Amtsperiode der unbefoldeten‘ Magiftratsmitglieder 
fol als Anfang der jehejährigen Periode nicht der Tag der Wahl, jondern der Taı 
des erfolgten Amtsantrittes, aljo die Einführung, angenommen werden (v. Brauchitſe 

$ 31). Sudes wird dadurd, leicht die im Abf. zergeffriebene Reipenfolge im 

(usjcheiden geftört. Es if deshalb zwedmaßiger, die Wahlperioden an einem ber 
fimmten Tage im Sahre bezw. mit dem Anfange des Jahres, ohne Rüdfiht auf den 
Tag der wirklichen Amtseinführung beginnen und nad) 6 Jahren mit dem beftimmten 
Tage bezw. mit dem Schluffe des Jahres endigen zu laſſen, bamit der gefeglich vor- 
defßjriebene Wehfel aud) tatfächlich alle drei Fahre in regelmäßiger Reihenfolge er» 
folgt (f. Ledermann ©. 117, Jebens S. 150). 

2. Hinfihtlic der Wahlen der Magiftratsmitglieder finden in den einzelnen. 
Staoten Deutfchlands vericiedene Einrichtungen flatt, Im Anicluß an die alte 
Kommunalverfaffung, wonach die Rats-Kollegien das Recht der Kooptation hatten, 
haben einige Städte-Orbnungen verſucht, dem Magiftrat eine gefierte Einwirkung 
auf die Wahl feiner Mitglieder zu ermöglichen. So werben in Hannover die Magie 
firatsmitglieder von den vorhandenen Dagiftratsperfonen und einer gleihen Anzahl 
Bürgervorfteher, melde das Bürgervorfteher-Kolegium bezeichnet, in vereinigter Ber- 
fammiung gewählt. Zei der Beratung der SO. murde einem ähnlichen Antrage 
entgegengetteten und es für zwedmäßiger gehalten, etwaige Einwirkungen auf die Wahlen 
duch den Magiftrat überall nur im Lonfidentiellen Wege flattfinden zu laſſen. Ju 
Echleswig-Holftein iR der Gelamtheit der Vürgerihaft felbft das Recht der Mahl, 
jedoch mit der Maßgabe eingeräumt, daß fig einen von drei Kandidaten zu wählen 
Hat, weldje iht von einer Kommiffion präfentiert werden, zufammengefegt aus fänt- 
ũchen vorhandenen Mitgliedern des Magiſtrats und aus einer gleichen Anzahl von 
Mitgliedern der Stadtv.-Berf. Indes Tann auch mit diefer Einfhränfung die direlte 
Wahl des Magiftrats nicht als empfehlenswert anerfannt werden. Die indirelte 
Bahl desielben durd) die Gemeindevertretung ift übrigens zur Zeit in Deutſchland 
gemeines Recht. B 

Neuerdings überweift Heff.-Naffau ($ 34) die Wahl der Bürgermeifter und der 
Beigeordneten der Stadtv.Verſ. und den unbefoldeten Mitgliedern des Magiftats im 
gemeinfamer Sitzung. 

3. Die bejoldeten Magiftratsmitglieder Können jeberzeit die Entlaffung aus 
ihrem Amte nachſuchen, welche ihnen gewährt werden muß, wenn nicht ein erheblicher 
Nachteil für das gemeine Befte zu beforgen if. (5 94 u. ff. Alg. Landr. X, IT 
zit. 10). Das Enilaſſungs- Geſuch if beim Magiſtrat einzureichen. Es unterliegt 
der Beſchlußfaſſung der Stabtv.-Berj., deren Beſchluß der Zuftimmung des Magiftrats 
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bedari. (Die $$ 10, 11 Zuf.-Gef. finden nur auf Inhaber unbefofdeter Aemter in der 
Gemeindeverwaltung Anwendung). Das Amt endigt mit der Erteilung ber Ent⸗ 
zug, 0 Toepffer „die Amtsniederlegung der Dagiftratsmitglieder" in PEB. 23 


Auch einen zur Unterſuchung gezogenen Beamten muß vor Beendigung der 
Unterſuchung der freiwillige Austritt aus feinem Dienftverhältniffe geftattet werden 
(Kab,-Drdre vom 22. März 1856, SMB. ©. 141). Imdes follen Anträge auj Ein- 
ftellung des Disziplinarverjahrens gegen Gemeindebeamte nicht ohne Weiteres deshalb 
geftellt werden, weil_der betreffende Beamte fein Amt während der Unterfuhung 
niedergelegt und die Gemeindevertretung diefe Amtsnicderlegung algeptiert hat (MB. 
1973 ©. 14). 

Unbefoldeten Magiftratsmitgliedern ift es geftattet, ihr Amt nod vor Ablauf 
ihrer Wahlperiode aus den im $ 74 ED. angegebenen Gründen niederzufegen. Die 
Erklärung der Amtsniederlegung ift au den Heeifrat zu richten. Sie bedarf uur 
der Zuftimmung der Stadtv.:Berfammfung, deren Beihfuß ſowohl durd) den Magifttat, 
wie auch durd) das betreffende Magiſtratsmitglied im Berwaltungsftreitverfahren nad 
$ 10, 11 Auft..©ef. angefochten werden fan. Die Zufimmung darf mur verfagt 
werden, weunn diejenigen Entihuldigungsgründe des $ 74 EtD., melde von dem 
Magiftratsmitgliede geltend gemad)t werden, micht al ‚vorliegend anerkannt werden. 
Der Zuftimmung des Magiſirats bedarf nad) $ 11 —— die Auntaniebertegung 
nigpt Xf. Toepffer a. a. DO. ©. 354; dagegen MBB. 1872 ©. 137 (aber dur 5 1. 
Zuft.-Gef. veraltet), Kappelmanu, die unbelofdeten Gemeindebeamten PBB. 23 ©. 770). 
Das Amt endigt mit dem Zeitpunfte der Entlafjung bezw. mit dem Zeitpunkte, im 
weldjem der die Zuſtimmung erteilende Vefhluß unanfedhtbar wird, nicht ſchon wie 
bei unbefofdeten Nichtbeanten mit der Erklärung der Amteniederlegung (f. $ 74 
not. 5, Jebens PBB. 25 ©. 514). 


4. Die Borfhrift am Schluffe bezieht fih auf den ganzen Inhalt des 5 21 
ſowohl auf die Dauer der Wahlperiode der Erjagmänuer, als aud) darauf, ob und 
wann eine Erfagwahl auzuorduen ift. Ueber die Vornahme außergewöhnliher Er- 
fagmwahlen beieließt der Bezirls-Ausihuß, in Berlin der Oberpräfident ($ 12 Ziff. 2 
Zuſt⸗Geſ, 5 33 8WG.). 

5. Bei Grtedigung dur Ablauf der Dienftzeit follen nach der Inſtruktion 
vom 20. Zuni 1853 Art. IX die Wahlen neuer Magiftratsmitglieder in der Kegel 
nicht früher als ein Jahr und nicht fpäter als fee Donate vor dem Ablauf vor- 
genommen werden. ®Dod) ift es zuläffig, in befonderen fällen die Vornahme einer 
foldjen Wahl auch zu einer früheren Zeit zu beidließen (MR. 1858 ©. 231). 

6. Die Beſetzung der Mogiftratsämter gehört im Allgemeinen zu den 
Geſchaften der Kommunafverwaltung und unterliegt daher, abgefegen von dem hierbei 
den Stadtv. aueſchliehlich zugewieſenen Wahlakte, derjenigen Mitwirkung des Mas 
giſtrats. welde dieſem in allen anderen Gemenpeverwaltunge ngelegeneiten zuſteht, 
Namemlich der Befugnis des DMagiftrats, die erforderlichen Gtadtv.-Beichlüffe vorzube⸗ 
veiten und auszuführen. Seiye Zuftimmung ift erforderlich bei Fefftelung der Befoldung, 
der Wahlperiode und der Dualifitationsbedingungen. Was die Bafanzausichreibungen 
betrifft, jo bilden diefe ein Mittel der Information und es fteht daher lediglich bei 
der Stadtv.-Berf. zu beichlichen, ob ein Ausfchreiben erfofgen fol oder nicht. Die 
Veröffentlichung des Ausſchreibens enthält jedod) eine Ausführung dieſes Beſchluſſes, 
weiche nad Auen gerichtet ift und dem Dlagiftrat allein zufteht. Die Veröffentlichung 
muß daher, wen völlig korrekt nach den gejeglihen Beflimmungen verfahren werden 
fol, durch den Magiftvat bewirkt werden. Es tritt damit zugleich die Berechtigung 
des letzteren ein, die Veröffentlichung zu beanſtanden, wenn er mit dem Juhalt des 
Ausfchreibeng nicht eimverftanden ift. Die Stadtv,-Verf. hat fich deshalb mit dem 
Magiſtrat über den Juhalt des Ausfchreibens zu verfländigen. Ob übrigens das 
Aueicreiben formell im Namen des Magiftrats oder im Anſchluß an die Firma der 
Stadtv. Verf. erlaffen wird, erſcheint nicht weſentlich, auch unterliegt e8 keinem Ber 
deuten, die Anbringung der Bewerbungen gleich im Voraus an ben Stadtv.-Vorſteher 
zu verweilen (MR. 1865, ©. 181, Jebens ©. 150, 151). 
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7. Ehe zur Neuwohl eines Mogiftratsmitgliedes geſchritten, bediehentlich zu 
Bewerbungen um die Stelle öffentlich aufgefordert wird, ift nicht allein die vor der 
Wahl au treffende Feſtſetzung der Vejoldung mit Genehmigung des Bezirfausichufies 
5 64 SO, $ 16 Zuft..Gel.) zu beivicten, fondern e6 find auch die fonftigen von der. 

tadiv.- Ber). etwa beicjlcfenen Wahlbedingungen der Auffihtsbehörbe zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Diefelbe Hat fie zu prüfen und für Vefeitigung der 
jenigen, welche eitwa gegen die Geſebe oder das öffentliche Recht verftohen, zu forgen. 
Wahlen, welde auf unzuläffige Bedingungen Hin vorgenommen fein follten, idnnen 
vor der Behebung der fetteren nicht ale zur Beflätigung geeignet angefehen werden 
(EME. 1869 ©. 124, Jebeus ©. 151). " 

Die von den Bezirkeausihüfien zu erteilenden Genehmigungen zu den Befoldungs- 
fenfegungen der Bürgermeifter, befoldeten Beigeordneten und Dlagiftratswmitglieder 
fund ftempelirei (MR. 13. Aug. 1904, IMDB. ©. 246). 


8 32. 


Für jedes zu mählende Mitglied bes Magiſtrats wird be- 
ſonders abgeftinnmt. Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Wird 
die abfolute Stimmenmehrheit bei der erften Abftimmung nicht er 
reicht, fo werden Diejenigen vier Perjonen, auf welche die meiften 
Stimmen gefallen find, auf eine engere Wahl gebracht. Wird auch 
hierdurch die abjolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, fo findet 
unter denjenigen zwei Perſonen, welche bei der zweiten Abjtimmung 
die meiften Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl ftatt. Bei 
Stimmen-Gleihheit entfcheidet das Log. 


MR. (SML. 1865 S. 181) hebt hervor, daß diejenigen Magiftratsmitglieder, 
um deren wiederzubeſetzende Stelle e8 ſich gerade handelt, bei den Berhandlungen 
über biefe Wiederbefegung wegen ihres Lonfurrierenden perjönfichen Interefies fid) der 
Beteiligung zu enthalten haben. Dagegen ift es nicht zweifelhaft, daß ein Gtabto., 
welcher bei der Wahl einer Magiftratsfelle ale Bewerber auftritt, an der Wahl teil- 
mehmen und ſich felbft die Etimmen geben kam. $ 44 fleht dem nicht entgegen. 

Die Art und Weife des Loſens beſtimmt ber Stadtv.-Borfteher, fofern die Ge- 
fhäpenonung darüber feine Beftimmung enthält. Bis zur Präfentation eines Kane 
didaten zur Beätigung feht e8 der Etadtv.-Werf. frei, von ihrer Wahl wieder ab» 
zugehen. „an. 1839 ©. 384). Iebens ©. 152 madıt dagegen geltend, daß durch 
einmal erfolgte ordnungsmäßige Ausübung das Wahlrecht als konfumiert gelten 
müffe und das Gefeg die Verſammlung nicht dazu ermächtigt Habe, nach unbe 
ihränftem Ermefjen das bereiss Tonfumierte Recht wieder aufleben zu Iafien. Jeden 
falle ift das Nüdteittsreht nicht mehr zuläffig, wenn auf die Anfrage der Stadto.- 
Verf. oder ihres Borftehers der Gewählte die Annahıne der Wahl erklärt hat. 

Die Beſtimmung des Satzes 3 if nur anzumenden, wenn mehr als £ Pers 
fonen Etimmen erhalten haben. Haben mur 4_oder 8 Perfonen Stimmen erhalten, 
ohne daß die abfolute Majorität erreicht ift, fo findet mur die engere Wahl zwifcen 
den beiden Perfonen ftatt, die die meiften Stimmen erhalten haben. Cine vorherige 
Wiederholung der Wahl unter Zulaffung aller 4 oder 3 Kandidaten, auf welche 
Stimmen entfallen find, wird nicht erfordert (fo Ledermann S. 118, Jebens ©. 152. 
Anders Kappelmann zu $ 32). Haben mehr als 4 Kandidaten Stimmen erhalten, 
der vierte und fünfte aber gleich viel Etinmen, fo entideidet das dos darüber, wer 
als vierter auf die engere Wahl zu ſetzen ift. 

Erhalten nur zwei Berfonen beim erften Wahlgange Stimmen, fo muß, da 
zur gültige Stimmen, nicht etwa unbeſchriebene Zettel geist werden können, eine 
von beiden die abfolute Majorität erhalten, wenn nicht beide gleichviel Stimmen cre 
halten. In dem legteren Falle hat fofort das Los zu entſcheiden. 





10* 


148 SO. $ 33. Betätigung ber Magiftratsmitglieber. 


Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Sie ift alfo geheim. Jebod if vor⸗ 
berige mündliche Ausſprache über die Kandidaten und beren Dualififation zuläffig 
(Kamp Annalen 1839 ©. 384). 


$ 38. 


Die gewählten Bürgermeifter, Beigeordneten, Schöffen und be» 
joldeten Magijtrat3-Ditglieber bebürfen der Beftätigung. Die Be— 
ftätigung fteht, zu: . 

1. dem Könige Hinfihtlich der Vürgermeifter und Beigeorbneten 
in Städten von mehr als 10,000 Einwohnern; 

2. der Regierung hinfichtlich der Bürgermeifter und Beigeorbneten 
in Städten, weiche nicht über 10,000 Einwohner haben, fowie 
hinſichtlich der Schöffen und der befoldeten Magiltrat3-Mit- 
glieder in allen Städten, ohne Unterfchieb ihrer Größe. 

Wird die Betätigung verjagt, fo kreitet die Stadtverordneten« 
Verfammlung zu einer neuen ah. ird auch diefe Wahl nicht 
beftätigt, fo ift die Regierung ermädjtigt, die Stelle einftweilen auf 
Koften der Stadt kommiffarifch verwalten zu Lafjen. 

Dasfelbe findet ftatt, wenn die Stabtverorbneten die Wahl 
verweigern, oder den nach der erften Wahl nicht Veftätigten wieder 
erwählen follten. 

Die tommiffarifche Verwaltung dauert fo lange, bis die Wahl 
der Stadtverorbneten-Berfammlung, deren wiederholte Vornahme ihr 
jeberzeit zufteht, die Veftätigung bes Königs, beziehungsweife der 
Regierung erlangt hat. 


Dazu Zuſt.-Geſ. $ 18: 
Soweit die Beftätigung ber Wahlen von Gemeindebeamten nach Maßgabe der 
+ Gemeindeverfaffungsgefeße den Aufſichtsbehörden zufteht, erfolgt diefelbe durch dem 
Regierungspräfidenten. 

Die Beftätigung kann nur unter Zuſtimmung bes Bezirlsausſchuſſes verfagt 
werben. Lehnt der Bezirksausſchuß die Zufimmung ab, fo kann diefelbe auf den 
Antrag des Regierungspräfidenten durch den Minifter des Innern ergänzt werden. 

Wird die Beſtätigung vom Negierungspräfidenten unter Bufimmung des Bes 
zirlsausſchuſſes verfagt, fo Tann diefelbe auf Antrag des Gemeindevorſtandes oder der. 
Gemeindevertretung von dem Minifter des Innern erteilt werben. 

1. Der 813 des Zuf.-Gef. läßt das Vefätigungsredht des Königs ($ 33 Nr. 1) 
gänzlich unberührt. Er bezieht fih nur auf Nr. 2 des 5 88. 

Das Beſtätigungsrecht der Mitglieder des Magiftrats ift im Allgemeinen als 
ein Beftandteil des Auflichtsredhtes über die Gemeinbeangelegenheiten anzulegen. Dem 
Antrage, daß die Veftätigung mur mit Zuftimmung des Bezirtsansichuffes derfagt. 
werben dürfe, warde bei den Beratungen des Zuft Geſebes von bem Gefihtspuntte 
aus widerſprochen dah bie wichtigften Funktionen der allgemeinen Sandesverwaltung 
umb ber Polizei, melde zur Zeit von ftäbtifhen Organen als mittelbaren Staats“ 
beamten gehandhabt werden, nicht ofme Weiteres Durch frei gewählte Organe der 
Selbftverwaltung gehandhabt werden dürften. Die Beftätigung ber Gemeindevorfteher 
in den Landgemeinden habe eine viel geringere Sedeutung, da e8 fidh bort übertviegend 
um wirtſchaftliche Angelegenheiten handele. In den Städten dagegen tünnen bie 
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wichtigen Brocige der ftaatlihen Verwaltung, namentlich bie verantwortliche Ber- 
waltung ber Polizei, nicht durch Beamte gehandhabt werben, die ohne jede Mitwirkung 
der Gtaatsbehörden gewählt werden. Es fönne der Staatsbehörde das Recht nicht 
verfagt werden, zuvor zu prüfen, ob die mit den ftaatlichen Funktionen betrauten Ge- 
meindebeamten aud) perjönlich geeignet feien, fo wichtige Funktionen als „mittelbare“ 
Beamte des Staates auszuüben. Es fei daher motivendig, das Beftätigungsredht der 
Magiftratsperfonen, foweit dasſelbe nicht dem Könige felbft vorbehalten fei, der Siaats- 
behörbe Doll und ganz borzubehalten, um fie nicht der Gefahr auszufeen, fo fchtwer- 
wiegenbe und verantwortliche Funktionen Perfonen anzuvertrauen, die von den Siaats- 
behörden als umgeeignet dafür erachtet werden. Der Staat habe bei der gegen« 
wärtigen Geftalt der Stadtverfaffungen an den wichtigften Punkten fein anderes 
Organ ber unmittelbar örtlichen tive, als das ſtädtiſche Beamtentum. Er 
tönne alfo aud) von einem fufiorecht gegen Perſonen, die er für ungeeignet halte, 
an biefer Stelle nicht ausgeichloffen werden. Mit Rüdfiht auf diefe Einwendungen 
wurde der zweite Sag im Abfag 2 des $ 18 zugefügt, umb dadurd;, im Kalle 
Berfagung der Zuftimmung feitens des Bezirksausſchufſes die endgültige Entſcheidung 
über die Vefätigung in die Hand ber oberften Staatsbehörde gelegt. (Ueber das 
Raatliche Beflätigungsredht |. Preuß, das ftäbtiihe Amtsreht ©. 169.) 

2. Die Auffichtsbehörbe hat nad; Bewandtnis der Umftände zu ermeffen, auf 
welche Weife bie Ueberzeugung von ber Befähigung bes Gewählten zu erlangen 
if. Die Min.Inſtr. vom 20. Juni 1853 (Art. IX) ermächtigt die Auffichtsbehörbe, 
‚u _biefem Broede näigenfan eine Prüfung anzuordnen. Inbeß hat bereits das 

IR. vom B. Mai 1868 (S. 153) darauf Bingewiefen, daß diefe Veſtimmung im 
Weſentlichen nur zu dem Zwecke gegeben worden, um bem Gewählten in feinem 
eigenen Sntereffe die Behebung ber gegen bie Beflätigung in Bezug auf bie erforders 
tie Deläbigung etroa beftchenden, durch amberweite Mittel nicht genügend gu .ber 
feitigenden Bedenken durch eine mit Zuſtimmung oder auf Antrag de8 Gewählten 
vorzunehmende Prüfung zu ermöglihen. Cine probeweife Verwaltung der Stelle, 
um fi) von ber Dualffiation bes Gemwählten zu überzeugen, Tann die Auffichtsber 
hörde dem Gewählten nur mit feiner nnd der Stadtverordneten-Berfamimfung Zu- 
fimmung übertragen. ud) ift «8 ungut, die Befätigung interimiftifch zu_erteilen, 
indem die Auffichtsbehörde nur das Rech hat, bie Wahl auf die gefegliche Dienftzeit 
zu beftätigen oder bie Veftätigung zu verfagen. 

Die Iandesherrliche Entfheidung über Befätigung oder Nichtbeſtätigung 
einer Wahl ift felbft dann einzuholen, wen der Gewählte von der Auffichtsbchörde 
als zur Beflätigung geeignet nicht eradjtet wird (BMB. 1860 ©. 71). Die syrage, 
ob im Falle der Wiederwahl cines vom Könige Nihtbeftätigten (Abf. 3) die Auffichte- 
bebörbe die Verpflichtung habe, eine erneute Entfheidung des Königs über bie Ber 
flätigung herbeizuführen, ift fire Es verneinen  diefe Verpflichtung Jebens 
{Deutfdhe Suriftenzeitung 1901 ©. 465) und Dr. Immich (PBB. 23 ©. 65 u. 193); 
dagegen Litten (Deutfche Suriftenzeitung 1901 ©. 502), Johannfen (BEL. 23 ©. 112) 
und edermann ©. 581/582. Bergleihe auch noch Mreuß, das ftädtifche Amtsrecht 
©. 169. Die Streitfrage ift im Einne von Jebens und Junmich zu eniſcheiden. 

Das Benätigumgsred)t ift der Auffichtsbehörde ohme Vefchräntung beigelegt. 
ie Hat das Recht, die Beftätigung nicht mur wegen mangelnder Dualifitation zu 
verſagen, fondern auch dann, wenn die Wahl unter unzuläffigen Bedingungen erfolgt 
iſt. Jusbeſondere hat fie aud) die Legalität des ftattgehabten Wahlverfahrens zu prüfen. 
Deshalb hat der Magiftcat jedem Berichte, in weldem auf Beftätigung einer von ber 
Stadtv.-Berf. vollgogenen Wahl von Magiftratsmitglicdern angetragen wird, das 
Original oder eine beglaubigte Abfchrift der Wahlverhandlung und einen aftenmäßigen 
Radneis, daß bei der Bufammenberufung der Stadto. zu dem Wahlatte den Bor- 
ſchriften der $$ 40 u. fi. gerügt ift, beizufügen. 

Die Angabe der Verfagungsgründe bei Verweigerung der Beflätigung 
iſt im Gefe nicht vorgefchrieben und deshalb nur der vorgefegten Behörde darüber 
Auskunft zu geben. 

Nach Äbſ. 2 $ 13 Zuft.-Gef. kann unter Zuftimmung bes Bezirksausſchuſſes 
die Beftätigung verfagt werden. Die im $ 117 BG. vorgefehene Befugnis des 
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Vorfigenden des Bezirksausſchuſſes, Namens diefer Behörde eine Sefügumg zu er⸗ 
laſſen, ift in den Fällen de8 5 18 Zuft.-Gef. ausgeichloffen. Der Zuftimmung 
des Bezirksausſchuſſes zur Berfagung bedarf es aud dann, wenn die Beſtätigung 
wegen formeller Mängel des Wahlverfahrens abgelehnt werden muß. 

Zu Berlin erteilt bie Veftätigung ber Cberpräfident, zur Berfagung ift bier 
die Zuftimmung des Bezirisausſ huffes nicht notwendig, 

Die Veftätigung ift eine Verwaltungsverfügung des beftätigenden Organs, durch 
welche die Wahl erft Nechtsgüftigfeit umd Verbindficteit erlangt. Crft durch fie ere 
hält der Gewählte das Amt und die Berechtigung, die mit diefem verbundenen Be 
fugniffe anszwüben. Die Beftätigung muß vorbehaltlos und für die gefegliche 
Amtsdauer erfolgen. Iſt die Beftätigung einmal ausgefproden, fo fann die Auffichts- 
dehorde auf ihre VWefugnis, die Befätigung unter Zufimmung de& —— 
u verfagen, nicht mehr zurüdgreifen, wenn fie fpäter erfennt, daß Gründe für die 
Berfagung, Tei cs Mangel der geieglichen Mahlfäsigteit oder perjönliche Ungeeignete 
heit — aus Unregelmäßigteiten des Wahlverfahrens, vorhanden gewefen fein würden 
(OB6. 41 ©. 1). 

Der nad) Abf. 3 8 13 Zuft.-Gef. an ben Minifter des Innern zu richtenbe 
Antrag des DMagiftratS oder der Stadtv..Berf. auf Erteilung ber eine, hat 





nicht die Eigenfhaft einer Befchiverde und ift_daher auch an die ziweimöcige Frift 
nicht gebunden. Er ift aber der Natur der Sache nad) nicht mehr ftatthaft, fobald 
eine anderweite Wahl ftattgefunden hat, weil in diefem (alle die Gemeindevertretung 
ihrem Willen, bei der erften Wahl nicht mehr zu beharren, fund gegeben bat. 

- 3. Wegen der Beftallungen für die Magiftratsmitglieder beftimmten MR. 
vom 27. März 1809 und 8. Januar 1833 (Ann. S. 110), daß folde von der 
Stadtv.-Berj. in zwednäßiger Form abzufaffen, zu vollziehen und von ber Re» 
gierung im Zal der Genehmigung der Wahl mit den Beftätigungsdekrete zu derſehen 
find. Diefe Grundfäge find infolge minifterieller Anmeilung außer Anwendung gefcht, 
IR die Beftätigung einer Wahl befglofien oder Alerhöcjiten Ortes erteilt worden, 
fo wird der Magiftrat in Form einfadjer Verfügung in Kenntnis gefcht und das Er» 
forderliche wegen der Einführung des beftätigten Beamten angeordnet. Diefer Bers 
fügung wird gleichzeitig eine die Beftätigung der Wahl befundende, an die gewählte 
Magiftratsperfon erlaffene Berfügung beigefügt, woeldhe der lebteren bei der Einführung 
auszuhändigen if. Im Falle der lamdeeherrlic, erfolgten Beftätigung wird dem 
Gemahlin außerdem doch der betreffende Alerhöchfte Erlaß in beglanbigter Abichrift 
zugefertigt. 

Der 8 1 Sag 2 KBG. findet auch auf die Magiftratsmitglieder Anwendung 
(f. 0.95 29 &.141). &8 muß ihnen deshalb bei der Anftelung eine Anftellungs-Ur- 
tunde ausgehändigt werden. Die Anftelungs-Urkunden der Magiftratsmitglieder in 
denen der erfolgten Beftätigung Erwähnung gefdjehen muß, find durch ben Magiftrat 
in der durch $ 56 Nr. 8 vorgeichriebenen Weife zu vollziehen. Die Anftellungs-Urtunde 
des Vürgermeifters hat fein Stellpertreter zu unterzeichnen (IME. 1908 ©. 121). 
Danad) ift VMB. 1869 ©. 195 modifiziert. Dom feht nichts entgegen, die 
Urkunde ad) von der Stadtv.-Berf. mitvollzichen zu laffen in der Form, in der die 
Verchlüffe derfelben überhaupt vollzogen werden (f. Jebens ©. 154). 

4. Die Koften der Tommıiffarifchen Verwaltung, welche der Regierungs-Präfident 
anzuordnen hat ($ 7 Zuft.-Gel.), find aus der für die Ekelle feftgefchten Wefoldung 
umd Dienftoften-Entfhädigung zu beftreiten. 

Abgefehen von den im den drei lehten Abſäben des $ 33 erwähnten Fällen 
findet eine kommiſſariſche Verwaltung der Stelle, infoweit ein geſetzlicher Stellver- 
treter vorhanden ift, nicht ftatt, Die Auffichtsbehörde ift nicht befugt, ans anderen 
Gründen, als im Falle des $ 33 zur Vertretung des Bürgermeifter nad ihrem Er⸗ 
meffen. einen tommiffariichen Vürgermeifter zu _beftellen, jedenfalls nicht auf Koften 
der Stadtgemeinde. Der Beigeordnete ift ber Stellvertreter des Bürgermeifters auf 
Grund des in feiner Wahl und Beftätigung liegenden für die ganze Dauer feines 
Amtes ein für allemal erteilten Auftrages. Diefen wider den Willen der Stadt 
gemeinde und noch dazır auf deren Koften rüdgängig zu madjen, if unzuläffig (OB. 
11.3). Nad) Fre (8 36) fol der tommiffarifche Verwalter in der Wegeb 





SO. 5 34. Amtseinführung der Magiftratsmitglicder (Staptättee). 151 


aus ber Zahl der Bürger genommen werben. Nach $ 33 kann der Kommiſſar ein 
Bürger der Stadt oder ein Nichtbürger, ein unmittelbarer oder mittelbarer Staats- 
beamter oder ein Privatmann fein. 

5. Für Gtaatsbeamte ift zur Uchernahme eines befolbeten ober unbefoldeten 
Gemeindeaintes die Genchmigung der vorgelegten Behörde erforderlid, (St.-Min.- 
Beihluß vom 2. März 1851, IMDB. ©. 109, |. 0. $ 17 2. 99). Die vorgefehte Behörde 
hat das Redıt, bie erteilte Erlaubnis wieder zurüdzugichen (MR. vom 23. April 1864, 
SMB. ©. 138). Wegen der Notare und Rechtsanwälte ſ. ©. 99 n. 9. Bei der 
Bahf eines zum Magiftratsmitgliede gewählten Gerichts-Affeffors fol in allen Fällen 
vorher bei dem zuftändigen Oberlandesgerichts-Präfidenten angefragt werden, ob der 
Entlaffung desfelben aus dem Juftigdienfte Bedenken entgegenfichen. Die Beftätigung 
der Wahl ift erft dann auszufprechen, wenn ſolche Bedenken nicht vorliegen. 

Die Allerhöchſte Veftätigung der Wahl eines im Staatsdienfte befindlichen Ber 
amten zum Bürgermeifter fhlicßt die Entlaffung aus bem Etaatsbienfte in fich. 

6. Wenn das Vorbandenfein ber nad $ 33 SO. für die Allerhöchſte Be» 
Nätigung gewählter Bürgermeifter maßgebenden Einwohnerzahl von 10.000 in Frage 
tommt, fo tönnen wie in anderen Sällen ($$ 12, 29 StO.) die fernisberechtigten 
Militärperfonen des aktiven Dienfiftandes nit mit in Betracht gezogen werden 
(EN2. 1872 ©. 73). 


8 34. 


Die Mitglieder des Magiftrat3 werden vor ihrem Amtsantritt 
durch den Bürgermeifter in öffentlicher Sigung der Stadtverordneten- 
Berfammlung ın Eid und Pflicht genommen; der Bürgermeifter wird 
vom Negierungs-Bräfidenten oder einem von diefem zu ernennenden 
Sommifiar in Öffentlicher Sigung der Stadtverordneten-Verfammlung 
vereidet. 

Magiftrats-Mitgliedern, welche ihr Amt mindeftens neun Jahre 
mit Ehren befleidet haben, kann in Uebereinftimmung mit der Etadt- 
verordneten-Verfammlung von dem Magiftrat das Prädikat „Stadt- 
ältefter“ verlichen werben. ö 


1. Die Form für den Dienfteid ift durch $ 1 der Verordnung 6. Mai 1867 
Gs. ©. 715) normiert worden. Pad $ 2 dieſer Verordumng verpflichtet der nad) 
biefer neuen Form abgeleiftete Dienfteid den Schwörenden nicht nur für die zur Zeit 
der Eidesleiftung von ihm befleideten, fondern auch für alle ihm etwa fpäter zu über 
tragenden Aemter. Daraus folgt, daß bei denjenigen Beamten, welche den Dienfteid 
nad) obiger Verordnung abgeleiftet haben, bei Uebertragung eines neuen Amts feine 
weitere Verpflichtung erforderlich it. Hat Jemand fehon früher einen Dienfteid_ge- 
leitet, jo bedarf es auch des Hinweifes anf den früher geleifteten Dienfteid bei Ein— 
führung in cin neues Amt nicht mehr (UML. 1888, ©. 111, 1. 856 Nr.6 C.n.Bn). 

Rechtsverbindlich vollzogen wird die Ucbernahme des Amtes durd) die Eins 
führung in dasfelbe. Die Ableiftung des Dienfteides iſt dazu nicht erforderlich. 
Der Dienfteid ift nur eine Kaution für den Dienſtherru (IT. %. Jan. 1868, 
Etrieth. 71 ©. 35). 

2. Das Tragen ber don der StO. 1808 vorgefhriebenen Ketten und 
Medaillen als Amtszeichen für Gemeindebehörden ift jegt mur als eine defonderc, 
in jedem einzelnen Falle vom Könige zu bewilligende Auszeichnung geftattet. Cie 
wird in der Regel dem Amte verliehen und von dem jedesmaligen Inhaber getragen, 
lann aber auch einzelnen beftimmten Gemeindebeamten gewährt werden und geht dann 
nicht auf deren Anıtsnad über, Im befonderen Sällen kann die Verleihung der 
Auszeichnung aud) an eine Stadtgemeinde als juriftifche Perfon erfolgen. Der Köni 
bezeichnet dan diejenige Behörde, melde Namens der Stadt diefelbe führen foll. 
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(Eltlerh. Rab» Orbre vom D. Mat 1851, VMB. S. 87.) Ueber die Form ber Amts- 
selden enthält bad Mähere das MR. vom 1. Februar 1848 (BMB. ©. 34). Die 
Amtsgeldien werben nicht auf Koſten der Stantslaffe geliefert, fondern müffen für 
Rechnung ber betreffenden Stabtlaffe beſchafft, bezüglich, wenn die Stadt. die Koſten 
nicht bewilligen wollen, von demjenigen bezahlt werden, der fie tragen will (MR. vom 
6. ehr. 1856, Anıt. ©. 180). : 
8. Der Zitel eines Stadtälteften kann nit nur den durch Amtsnieder- 
legung aus bem Magiftrat ausfcheidenden, fondern aud) den noch im Amte befindlichen 
oieatömitglieere verliehen werden. Um dieſen Zitel erlangen zu fömten, ift 
nicht eine ununterbrodene Amtsverwaltung von neun Jahren, jondern nur überhaupt 
ein mindeſtens neunjähriger Dienft im Dagiftratsfollegio erforderlich. 


Titel IV. 
Von den Verfammlungen und Geſchäften der Stadtverordneten. 


8 35. 


Die Stadtverordneten-Berfammlung hat über alle Gemeinde» 
Angelegenheiten zu beſchließen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich 
dem Magiſtrat überwieſen find. Sie gibt ihr Gutachten über alle 
Gegenftände ab, welde ihr u dieſem Zwede durch die Auffichte- 
behörden vorgelegt werben, Ueber andere ald Gemeinde-Angelegen- 
heiten dürfen die Stadtverordneten nur dann beraten, wenn folhe 
durch befondere Gefege oder in einzelnen Fällen durch Aufträge der 
Auffichtsbehörde an fie gewieſen find. 

ie Stadtverordneten find an feinerlei Inftruftion oder Aufs 
träge der Wähler oder der Wahlbezirfe gebunden. 


1. Der Wille der Stadtgemeinde als einer juriftiichen Perfon wird durch das 
Zuſammenwirken ihrer verfaffungsmäßigen jane, des Magiftrats und der Stabtv.- 
Berf., zum Ausdrud gebraht ($$ 9, 10). Der Magiftrat wird zugleich als bie 
Obrigfeit der Stadt und als der Verwalter der — Gemeindeaugelegen heiten 
bezeichnet ($ 56). Innerhals feiner Zuftändigkeit gelten feine Beihläffe und Hand: 
tungen als Wiltensäußerungen und Handlungen der Stadt. Die Titel IV und V 
follen mın die Vefugniffe Beider — des Magiftrats und der Gtadtw.-Berf. — regeln 
und die Mitwirkung näher beftimmen, welche bei den Entfchließungen über die Ger 
ainbcangrTeornbeiten und bei deren Verwaltung dem einen wie dem anderen Kollegio 
äuftehen foll. 

J Die Stadtgemeinden find Korporationen. Es würden daher ganz naturgemäß 
hinſichtũch der Verwaltung ihrer Angelegenheiten diejenigen Beftimmungen Anwendung 
zu finden Haben, welde das Aiigemeine dandrecht (T. II Tit. 6) für Gefellfeaften 
überhaupt und für Korporationen und Gemeinden infonderheit aufftellt. Hier gilt 
als Grundfag, daß die inneren Angelegenheiten, die Verwaltung und Nugung des 
Sorperationsvermögens und die Ausübung der äußeren Rechte der Korporation nad) 
den Schlüffen der Korporation, bei den Stadtgemeinden alfo nad; den Beihlüffen der 
Stadtv., als der Repräfentanten der Bürgerfhaft, geordnet werden ($$ 51, 70 a. a. 
O9). Die Redfe und Pflichten der für die Verwaltung eingefehten Korporations- 
Beamten (bei den Stadtgemeinden der Magiftratsmitglieder) Sollen nad ihren Be⸗ 
ftallungen und Amtsinftruftionen beurteilt werden, in deren Ermangelung auf die 
Grundfãtze über Vollmachtsaufträge und über die Verwaltung fremder Sachen ver- 
wieien ift (88 132, 151 a. a. D., $ 144 Zit. 8 T. II Allg. Candr.). 

In Uebereinftiinmung mit diefen allgemeinen Grundfägen hatte die StO. von 
1308 den Stadtv. die Entſcheidung über fämtfiche Gemeindeangelegenheiten beigelegt 
und dem Magiftrat im Weientlicen nur die Ausführung ihrer Beichläffe und die 
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Leitung der ftãdtiſchen Verwaltung übertragen, wobei jedoch die eigentliche Admini - 
ftration wieder Deputationen zugewieſen tar, welche aus opihratsmitglicbern Stabto. 
en und — ft gegteren beiden Be * —* eſtanden. Er waren d 

auptprinzipien für die Teilung der Seſchäfte zwiſchen Magiftrat und Stadtv., wie fie 
in den $$ 68, 108, 127, 169, 170—174 StO. 1808 enthalten waren. 

Der Schwerpunkt bei ber Beſchlußfaſſung aller Gemeindeangefegenheiten Tag 
nad) StO. 1808 in der Stodto.-Berf., dem Magiftrat aber war ein Einfluß, hierbei 
nur innerhalb der engen Grenzen des $ 127 zugeflanden. Ir biefem unbeftimmten, 
zu wenig felbändigen Berbältniffe des Magiftrats zur Stabto.-Berf. erblidte felft 
der Urheber der Gtädteordnung, Bi re don Stein, in feiner Dentſchrift vom 
Jahre 1826 einen fühlbaren Mangel, r drang auf eine genauere Beſtimmung diefes 
Berhältniffes, indem er hervorhob, daß Magiftrat und Stabtv. einander nicht unter 
geordnet jein dürften und baß der Magiftrat nicht dasjenige Anfehen und denjenigen 
Einfluß in den flädtifchen Angelegenheiten verlieren dürfe, ber ihm vermöge feiner 
Stellung als Ortsobrigleit gebühre. 

Die revidierte Stäbteordnung bon 1831 Tieß es ſich angelegen fein, die Stellung 
des Magiftrat3 und ber Stadto.-Berf. fdärfer zu beftimmen. Sie fonderte bei dem 
erfteren insbefondere die Amtögeidäfte, die für ihn teils als Etaatsbchörbe und als 
Organ der Staatögewalt, teils in feiner Eigenſchaft als Verwalter der ftädtifchen 
Gemeindeangelegenheiten eintreten. In letzterer Beziehung ſprach der 5 110 den 
leitenden Gedanfen dahin aus, ba, wenn in den Gtadtangelegenheiten nicht bloß bie 
Gefege oder ſchon gefaßten Befdjlüffe auszuführen, fondern noch erft neue Beichlüffe 
au faſſen feien, aud) biefe in ber Regel zumächft vom Magiftrate als Stabtobrigteit 
auszugehen hätten, und ließ erft dann die Feftfegung der derſchiedenen Fälle folgen, 
in welden bie Entſcheidung entweder allein von ihm zu treffen fei, oder die Entfcheidung 
der Gtadtu-Berj. überwiege, oder beiderjeitige Zuftinnmung erforderlich werde, 


Die Gemeindeordnung von 1850 ging dagegen mehr von der Anficht aus, daß 
die beiden Gemeindebehörden mit befierem Crfolge für die Gemeinde wirten würden, 
wenn die eine wefentlic zur Beihlußnahme, die andere weientlih nur zur Ber 
waltung und Bollzichung berufen würde, umd war des Dafürhaltens, daß dem Ge» 
meindevorftande durch anderweite beftiminte gFefftellung feiner Wefugniffe der ihm 
gebüßrende wirtfame Einfluß auf bie gefamte Gemeindeverwaltung umd eine fefte 
Stellung zu ſichern fei. Sie legte deshalb, indem fie fonft die Wefhhuhfaffung über 
die Gemeindeangelegenbeiten hauptfägjlid) dem Genteinderate (Stadtv.-Berf.) zumies, 
dem Magiftrat nur die Veſugnis bei, die Beſchlüſſe des Gemeinderates vorzubereiten 
und die Ausführung folder Beſchlüffe desfelben zu beanftanden, die er für das Ger 
meinwohl als nachteilig erachte. 

Bei der Beratung der StO. 1853 wurde es als ein weſentlicher Uebelftand 
bezeichnet, daß dem Magiftrat nad der Gem.-Orbn. von 1850 eine lebendige Dit 
wirtung bei_ den Beihlüffen der Gemeindevertretung nicht mehr zufiche. In Er- 
mwägung, daß Elemente in die Stadto.-Berf. kommen fönnten, welde mehr den 
momentanen Vorteil, als das dauernde Wohl ber Stadt im Auge haben, baf ferner 
der Magiftvat ebenfo gut wie bie Stadtv. eine aus Mahl Hervorgegangene Repräfen- 
tation der Stadt, dazu aber noch die eigentliche Obrigkeit fei, und daß in Meinen 
Städten vielfach im DMagiftrate mehr Intelligenz zu finden fein würde, hielt man c& 
dem intereffe des Gemeindetvefens für zufagender, auch dem Dagiftrat einen ihm 
notwendig gebührenden vollen und vollberedhtigten Anteil an den Beichlüffen über 
die Getaltung der Gemeindeangelegenheiten und über die Mittel hierzu zu gewähren. 
Die StO. ſtellt deshalb die Befugnis des Magiſtrats zur vollen Teilnahme an dem 

uftandefomimnen der Veichlüffe mehr fidher, als e& bisher der Fall war, indem fie 
ibm nicht blos dos Recht einräumt, die Ausführung folder Beſchlüſſe der Stadto.- 
Verſ. zu beanftanden, die er für das Gemeinmohl als nachteilig erachtet, fondern 
vielmehr überall für die Befchlüffe, die cr ausführen fol, feine Zuftimmung er 
fordert. Der Stabtv.-Berf. ift daneben die felbftändige Beratung und Beſchlußfaſſung 
über alle Gemeindeangelegenheiten, ſowen fie nicht dem Dagiftrat als der Näbtifchen 
Berwaltungsbehörde {peziell zugemiefen find, "elafien, ihr aber zugleid) auch, anf 
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die Verwaltung eine tätige Einwirkung gewährt, infofern ihr die Stellung einer zur 
Verhütung don Mifbräuden beftimmten Tontrollierenden Behörde angemwiefen ift 
(vergl. Motive zur StO. bei Hübner, ©. 146, 149). 

Nach der gegenwärtigen Stäbte-Ordnung kann daher kaum noch mit Recht 
von ber EM al8 von der befhließenden, ebenfowenig aber auch von dent 
Magiftrat, als von der blos ausführenden Behörde, garden werden. Indem anf 
dem Gebiete der Beſchlußfaſſung die Beſchlüſſe der Stadtv.-Berf. der Zuftimmung 
des Magiftrats bebürfen, wird der Teßtere nicht minber befejlichende Behörde ais die 
Stadtv.:Berf. Auf dem Gebiete der Erefutive und der Verwaltung aber kontrolliert 
die Stabtv.-Berf. den Mgifiat, fo daß erfterer nicht jede Mitwirkung bei der Ber- 
waltung der Gemeindeangelegenheiten umd bei der Ausführung dev Bejchlüffe in foldhen 
Angelegenheiten entzogen ift. . 

Infolge diefer_eigentümlichen Stellung beider Kollegien zu einander (des 
Dualismus) find Differenzen über die Frage nicht felten, inwieweit die in der 
Verwaltung vorkommenden Sachen vom Magiftrat allein erledigt werden fönnen und 
inwieweit die Stadtv. dabei mitzuwirken haben. Beinahe alle neueren Städte-Ord-⸗ 
mungen haben e8 fid) zur Aufgabe geftellt, mögfichft genau die Zuftändigfeit der beiden 
Behörden abzugrenzen, um Webergriffe der einen in den Wirfungstreis der anderer 
gänzlich auszuichliegen. Die StO. von 1853 ftellt im $ 35 den Orundfag auf: „die 
Stadtv.-Berf. hat über alle Gemeindeangelegenheiteu zu_befcjließen, joweit biefelben 
nicht ansfchlieglic, dem Magiftrat überwielen find.” Denmäcjft bezeichnet fie int 
5 56 den Magiftvat als Ortsobrigfeit und Gemeindeverwaltungsbehörbe und beftinnt 
unter mehreren Nummern, welche Geſchäfte ihın „insbefondere” obliegen. Im gleicher 
Weiſe verfährt die StO. für Wetfalen und weientlid) ähnlid) ad) das Gemeinde- 
verfaffungsgefeg für Frankfurt. Die StO. für Schleswig-Holftein befimmt im $ 63: 
„Alle inneren Gemeindeangelegenheiten und Gegenjtände der Stadtölonomie, foweit 
ſolche nicht in diefem Gefege oder in Ortsftatuten dem Magiſtrat allein über- 
wiefen find, erfordern die mitwirfende Beſchlußfaſſung des Stadto.-Kollegii“, und im 
den SS 58, 60: „Der Magiſtrat ift die Obrigkeit der Stadt umd Leitende fommunale 
Berwaltungsbehörde. — Al Stadtbehörde Hat der Magiftrat die ftädtifchen Gemeinde» 
angelepenheiten unter der in biefem Gefeg verordneten Mitwirfung des Stadto.- 
Kollegii zu verwalten. Der Magiftrat ift die alleinige ausführende Behörde. Jus- 
befondere fiegen ihfm nachftehende Gefchäfte ob", wonädjt unter verfchiedenen Nummern 
Einzelheiten aufgeführt werden. CS ift hier überall das Beitreben unverkennbar, die 
Grenzen zu. beitimmen, inwiefern die in ber Verwaltung vorkommenden Sadjen 
vom Diagiftrat allein erledigt werden Können, und inwieweit die Stadtv. dabei mit» 
äuwirten Haben. Die Evfahrung Hat jedoch gelehrt, daß c3 nicht möglich, if, dieie 
Grenzen in abjolut erföpfender, von vornherein jeden Ziveifel ausfchlichender Weife 
zu vegeln. Ad) die detailiertefte Aufzählung dev Sprzialfäle, in denen c8 der bes 
ſchließenden Mitwirkung der Stadtv, bedürfen fol, ftellt ſich bald genug bei fort« 
fhreitender Entwidlung des kommunalen Lebens als unvolftändig heraus umd läßt 

weifel darüber offen, ob der eine oder der andere Fall Hat mitgetroffen werben follen. 

steht auch ſoviel feit, daß, wo nicht die StO. ausdrüdli einzelne Fälle 
der Stadtd.-Berf. oder dem Magiftrat allein zumeift, alle Gemeinde» 
angelegenheiten durch Befhlußfaffung beider zu regeln find, fo erheifcht 
doch die Beforgung der Gemeindeangelegenheiten eine tägliche fortlaufende Arbeit, an 
der die Stadtv.-Berf. naturgemäß nicht beteiligt werden fanın und foll, fondern nur 
durch Teilnahme ihrer Mitglieder an den unter der Leitung des Magiftrats ſtehenden 
Deputationen. Es ift fein Zweifel, daß diefe laufende Bejorgung und Ber- 
waltung der Genieindeangelegenheiten dem Magiftrat obliegt (LBG. 37 ©. 118). 
Das Wefen der Verwaltung befteht in der Mahl und Anwendung geeigneter Mittel 
und Wege zur Erreichung des vorgeftedten Zieles. Jede Stufe der Ammendung 
eines Mittels findet im der Regel wieder daztwifchentretende Berhäftniffe, welche den 
Behlup und die Wahl neuer Mittel zu ihrer Exledigung fordern. Die Ber- 
waltung der Gemeindeangelegenheiten beftcht ſonach in ihren einzelnen Aften wiederum 
aus Beſchlüſſen und Beftimmungen fiber Gemeindeangelegenheiten, die fi keineswegs 
immer deden. Kein Gefeh hat den Begriff „Verwaltung“ erfhöpfend definieren Können 
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unb das 2eben mit feinen ewig wechfelnden Geftaltungen würde auch eines ſolchen 
Berſuches fpotten. 

Bei der Unmöglichkeit, die Kompetenz beider fläbtifchen Kollegien in ihrem 
Berhältniffe zu_einander durch Geſeh allgemein und _erfhöpfend zu. beftinmen, hat 
die StO. für Schleswig-Holftein in dem $ 63 den fiher allein richtigen und prat- 
tifchen Weg eingeichlagen, indem fie den Gemeinden dag felbft zu tum überläßt, mas 
dem Gefetggeber nicht möglich ift, nämlid) durch Vereinbarung Kir einzelne Gruppen 
der ftäbtiichen Verwaltung die Grenzen zu ziehen, innerhalb weicher der Magiftrat 
felbftändig zu handeln und frei zu verwalten befugt ift. Was hier ausdrüdlic, her» 
vorgehoben, folgt für den Geltungsbereich der EtD. von 1853 aus der im $ 11 aus 

jefprochenen Befugnis der Stadtgemeinden, ihre Angelegenheiten, foweit die StO. 

Berfäiedenheiten gefattet oder feine ausdrüdlichen Beftimmungen enthält, durch) ftatu- 
tarifche Anordnungen zu regeln. Wie bei der Beratung der SO. hervorgehoben 
wourde, fol die StO. nur der allgemeine Rahmen fein und nicht die Verfaffung und 
die Verwaltung der Städte im Einzelnen darftellen; dieſe ſoll vielmehr durch dic Auto- 
nomie der Gemeinden in jenem Rahmen erft eingefügt werden und deshalb ift ein 
derartiger weiterer Ausbau ber Berfaflung für jede einzelne Stadt der Abficht und 
dem @eifte der SO. ganz entiprerhend. Solche autonomifche Beftimmungen der 
einzelnen Gemeinden find um fo natürlicher, je verſchiedener die Verwaltung in ihnen 
je nad) ihrer Größe, Lage und Nahrung fid) gefaltet. CS iR Mar, daß in Meinen 
Gemeinden bie Stadto.-Verf. füglid über viele Details die Beſchiußfaffung behalten 
Tann, burd) weldhe fie in großen Städten überlaftet und fchlichlic, in ihrer Wirtiam: 
teit_gelähmt werden muß. Minder wichtige, Häufig wiederkehrende Angelegenheiten, 
3. ©. Schulgeld» und Steuererlaffe, Niederidhlagungen, Verkäufe beweglicher Sachen 
von geringfügigem Werte, Verpachtungen und Bermietungen ufr., können auf dieſe 
Beife ein für allemal dem Magiftrate zur Erledigung übertragen werden, während 
hinwiederum die Gtadtv.-Berj. bei Bewilligung größerer Summen im Etat oder 
außerhalb desfelben ſich die Verwendung zu fprziellen Berwaltungszweden oder die 
Nitwirkung bei einzelnen Berwaltungsakten, 3. ®. bei Bauansführungen bie Ge— 
nehmigung des Abfchluffes von Lieferungs: und Berdingungsverträgen ausdrüdlic) 
vorbehatten Tann (f, Febens ©. 156, 135). 

Infofern e8 an dergleichen Feiegungen mangelt, läßt ſich mur behaupten, daß 
ber Magiftrat bei jeder die ftädtifdhe Verwaltung betreffenden Sadıe, 
in welder ihm nicht durch die StO. oder andere gefeglihe Beſtim— 
mungen diealfeinige Entiheidung beigelegt ift oder welde nit als cin 
Gegenfand der gewöhnlichen laufenden Verwaltung zu betramten iit, 
ben Veſſchluß der Stadev. einholen muß. Aus $ 35 Abf. 1 ergibt ſich pofitiv, 
rüber alle Gemeindeangelegenheiten haben die Stadtv. zu beichliehen und alle Hand- 
fungen des Magiftrats, die nicht in feiner Eigenihaft al Obrigkeit begründet find, 
müffen auf einem Stadtv.-Beichluß beruhen.” Deshalb muß der Magiftrat, weil c$ 
ihm eben an der Bolmacht fehlt, felbftändig für die Stadtgemeinde zu befehlicheit, 
folgende Fäle der Befhlußfaffung der Stadtv. unterbreiten: 

die Fefftellung der Grundfäge, nad) denen die Verwaltung der Gemeinde» 
angelegenheiten umb der Gemeindeauftalten geführt werden foll, insbefondere dar 
der Diagiftrat von der bisherigen Art des Betriches bei jeiner Verwaltung eigen- 
mächtig micht abweichen ($ 111 Allg. Yandr. L 14, |. u. 8 49 n. 1), . 
die Verwendung der Gelder, foweit fie zu den Ausgaben nicht erforderlich) 
ins, alfo aud) die Ausleihung von Napitalien, ($ 119 ebenda, BMB. 1860, 
) 








die Aufnahıne von Darlehnen ($ 126 cit.), 
die Anftellung von Klagen und die Einlaffung von Klagen, die wider die 
Stadt angeftelt werden ($ 152 IL 6, 8 123 119). 
bie Schliefung von Vergleichen, . 
die freiwillige, d. h. nad) Lage und Größe der betreffenden Flache geſehlich 
nicht gebotene Einwerfung von Grundfüden in einen nad) $ 4 des Jagdpofizeigefches 
vom 7. März 1850 gebildeten gemeinfcajtfichen Fagdbezirt (GML. 1861 ©. 14). 
Dagegen ift der Dagiftrat zur Ausübung der im ben S$ 9 und 11 des Jagbpoligei- 
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geiges vom 7. März 1850 den Gemeindebehörben übertragenen Funktionen ohne 
:onfurrenz ber Stabtverorbneten-Berfammlung befugt, 

die Gewährung von Kredit für gelieferte Gegenftände, foweit dies nicht im ge 
wöhnlichen Lauf der Gefdjäfte Liegt ($ 127 I, 14). 

ie dem Magiftrat ausfchlieglic, zur Exiedigung überwiefenen Angelegenheiten, 

welche nad) Sat 1 des $ 35 von der Beichlußfaflung durch die Stabtv..Berf. ausge» 
nommen find, find befonders im $ 56, aber nicht in eridjäpfender Weile aufge- 
führt. Hinfichtlich einzelner Angelegenheiten, weiche dem Magiftrat zunächft zur 
Erledigung überwiefen find, fieht StO. eine Mitwirkıng der Stadto., wenn ſchon 
ohne ausicjlaggebende entfheidende Vebrutung vor. &o fchreibt $ 56 Nr. 6 eine 
„Bernehmung“ der Stadtv. bei Anftellung von Gemeindebeamten vor, eine „Une 
börung“ der Stadiv. bei Beftimmung der Beamten-Rautionen, eine „Bernehmung“ 
der Stadtv. bei Uebertragung der Geſchäfte des Gemeindeeinnchmers auf den Kämmerer, 
$ 60 eine „Anhörung“ der Stadw. bei ber Teilung größerer Städte in Ortsbezirke 
und nad $ 71 follen die im Lagerbuche vortommenden Beränderungen den Gtabto. 
zur „Erklärung“ vorgelegt werden. 

Es wird oft behauptet, daß die Stabtv. nur zu befchließen hätten, wenn es 
fi, um Zeile des eigentlichen Nämmerei-®ermögens handele und daß 4. ©. über 
Stiftungen und folde Anftalten, die nad) den gefeglichen Beftimmungen eigene Reh 
{ubjefte bilden, wie Hofpitäler, Waifenhäufer ufw., dem Magiftrat die alleinige Ent- 
{eidung, den Stabtv. aber nur die Bewilligung von Zufhüffen aus der Kämmerei- 
Taffe zuftehe. Allein bie Stadto. haben nicht blos über das Vermögen der Räbtiicjen 
Korporationen, fondern über alle Gemeindeangelegenheiten zu befchließen und e& ift 
Mar, daß alle Geſchäfte des Magiſtrats, die nicht aus feiner obrigkeitlihen Gewalt 
entipringen, ihren Grund nur in feinem Mandate als Gemeinde-VBerwaltungsbehörde 
haben fönnen, fobaß aud) auf alle diefe Geidjäfte die vorhin entwidelten Grundfäge 
Anendrng haben müffen (1. $ 49 unten). 

Der Stadtv.-Berf. ift nach $ 35 (Sat 1) nur die Belhtusfaffung zuge 
wiefen, nicht die Ausführung. Diefe negt in der Megel dem Dagifttat ob ($ 86 
legter Sat). Auch bedürfen die Befhlüffe der Stadtv.-Berf. regelmäßig der Zur 
ftimmung des Magiftrats (ſ. $ 86). . 

2. Etra entfchende Rompetenzftreitigteiten zwiſchen den beiden ftäbtifdjen 
Kollegin werden in den meiften Fällen ihre fchlichliche Erledigung in dem im $ 36 
SO. bezw. $ 17 Nr. 1 Zuf.-Gefeß vorgefehenen Verfahren finden. Rad dem 
SiO.Eniwurf von 1876 und nad) der Novelle von 1877 ($ 10) follten Streitigkeiten 
der beiden ftädtifchen Kollegien über die gegenfeitigen Befugniffe mittelft Klage bei 
den Berwaltungsgerichten zum Austrag gebracht werden. Das Zuſt.Geſ. hat eine 
ſoiche ausbrüdliche Beftimmung nicht. Andes fihert aud) das Zuft.-Gejet den zwilhen 
dem Magiftrat und der Stadtv.-Berf. entftchenden Kompetenzitreitigleiten ihre Erledi- 
gung im Verwaltungsftreitverfahren. Nah) $ 15 Zut «öde lann der Magiftrat, 
bezw. der Bürgermeifter, entftehendenfals auf Anmweifung der Auffichtsbehörde folde 
Beichlüffe der Öemeindevertretung bezto. des Magiftrats, twelde deren Madıtbefugniffe 
überfhreiten, oder die Gefeße derleben, beanftanden, monächft gegen biefe Verfügung 
der Gemeindevertretung beziv. dem Dagiftrat bie Klage im Verwaltungsftreitverfahren 
zufteht. Nimmt alio die Stadtv.-Ber). Befugniffe für fi) in Anfprud, welde ihr 
der Magiftrat nicht zugeftehen will, behauptet fie insbefondere, daß ein von ihr gefaßter 
Beſchluß der Zuftimmung des Magiſtrats nicht bedürfe und von ihr auszuführen fei, 
fo hat der Magiftrat derartige Beihlüffe der Stadto.-Berf. unter dem Gefidhtspuntte 
der Kompetenzüberfehreitung nach $ 15 Zuft-Gef. zu beanftanden, um daburdh die 
Stadto.-Berf. zu nötigen, diefe Beanftandungsverfügung mittelft Klage im Verwaltungs 
ftreitverfahren anzufechten. Das Beanftandungsreht kann der Magiftrat aud) einem 
Stadtv.-Befchluffe gegenüber ausüben, deſſen Ausführung bereits ftattgefunden hat 
(f. das Nähere u. $ 56 Nr. 2 n.3). Die Stabtv.-Berf. freilich kann nur auf einem 
Ummege und nur mit Hilfe der AuffichtSbehörde, nicht direkt, Streitigkeiten der beiden 
fädtifhen SKolfegien über die gegenfeitigen Befugniffe vor dein Wermaltungsgerichte 
um Xustrag bringen. Behauptet nämlich der Deagiftrat, daf er in einer Angelegen» 

eit nicht nötig habe, den Veſchiuß der Stabtv.-Berf. einzuholen, und befchließt er 
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bemgemäß ohne Zusichumg ber Stabt.-Berf., fo kann letztere in dem alle, daß nicht 
ſchoñ ber Bürgermeifter ben bezüglichen Magiftratsbeihluß auf Grund des $ 15 
—* — hat, oder auf Antrag der Stabto.-Verf. dieſe Beanſtandung aus- 
fpricht, bei der Muffichtsbehörbe im Befchtverbetvege beantragen, bat ber Bürgermeifter 
zur Beanftandung bes Besügtichen Magiſtratsbeſchluſſes veranlaßt werde. Die von 
dem Mogiftrat gegen diefe Beanftandung im Berwaltungsftreitverfahren u erhebende 
zuge Hat fich zwar nur gegen den Bürgermeifter zu richten, indes farm die Gtabtv.- 
Ber). nach 8 70 des Geſehes über die allgemeine Landesverwaltung auf Antrag oder 
von Amtöwegen FR dem Berwwaltungsftreitverfahren peigelaben werden und zur Wahr- 
nehmung ihrer Mechte in demfelben nad) $ 21 Zuf.-Gef. einen befonderen Vertreter 
beftellen. Es ergibt fi) aber ans bem Vorfichenden, daß auf Betrieb der Gtadtv.- 
Berfammlung zwifhen ihr und dem Magiſtrat beftehende Kompetenzftreitigfeiten nur 
dann bei dem eermaltungegerichte DE Eniſcheidung kommen können, wenn entweder 
der Bürgermeifter oder die Auffichtsbehörde zu Guniten der Stadtv.-Berf. fich erllären. 

3. Die Tätigfeit der Stabto. findet ihre Grenze in dem Begriffe der Gemeinde» 
angelegenbeiten (f. hierüber 88 9 n. 4, ©. 66). Durch Minifterial-Erlag vom 
6. Juni 1863 (MB. ©. 118) find Beratungen und Beſchlüſſe der Stabtv.-Berf., 
welche Angelegenheiten der Staatsverfaffung, bes Landtages und der allgemeinen 
Bolitik zum Gegenftande haben, als gefegwidrig erflärt, infofern nicht durch befondere 
Sefege oder Anordnungen ber Auffichtsbehörden hierzu Beranlaffung gegeben if. Im 
Allgemeinen läßt ſich diefer Grundſatz nicht anfechten. Die Stadtv.-Berj. ſoll ſich 
in der Pegel nur mit Gemeinbeangefegenheiten bejhäftigen und das im $ 82 Berf.- 
Urk. den Behörden und Korporationen gewährleiftete Petitionsrecht kann fi nur auf 
Angelegenheiten beziehen, welche die Kompetenz oder das unmittelbare Intereffe der 

jenden Behörden und Korporationen als folder berühren (MR. v. 29. April 1852 

übner ©. 163). Etreitig dagegen if, ob die Kompetenz der Gtabtv.-Berf. 
Teviglich auf diejenigen Angelegenheiten befehräntt it, weldhe ihre eigene Stadt allein 
betreffen, ober ob fie aud) über folche Fragen beraten barf, weiche zwar das Zntereffe 
des Staates oder der Städte im Allgemeinen betreffen, aber zugleid für die einzelne 
Etadt, die fie vertreten, von Wichtigteit find. Für die Entfcheidung diefer Rontroverfe 
iR feftzubalten, daß die Gemeindeangefegenheiten e& find, deren Beratung die StO. 
der Gtabtv.-Berf. zumeift. Diefer Begriff ift fo allgemein, daß man ihm nicht auf 
die Angelegenheiten, welde eine einzige Gtabtgemeinde alein berühren, einfchränten 
Tann. Die Gtabtv.-Berf. ift deshalb befugt, auch über folhe Gegenftände zu ver» 
handeln, welche nicht ausſchließlich ihre eigene Stadtgemeinde betreffen, fondern für 
weitere Kreife von Intereſſe find. Es Tann ihr 3. ®. nicht verwehrt werden, 
Petitionen über die Heform von Gefegen, melde fih anf Rädtifche Angelegenheiten 
beziehen, an die Organe der Stnatogemalt zu_tichten. Aber die Kompetenz zur Ber 
raiung don Angelegenheiten, welche über das Intereffe der eigenen Stadt hinausgehen, 
findet ihre gefegliche Grenze darin, daß dies Gemeindeangelegenpeiten fein müffen, 
alfo Gegenftände, bei welden die Stadtgemeinde als folhe, als juriftifches Ganzes 
beteifigt if. Allgemeine Fragen, bei welden nur die einzelnen Mitglicder der Stadt- 
gemeinde intereffiert find, gehören nicht zu den Gemeinbeangelegenheiten unb deshalb 
nicht zur Kompetenz der — Wollte man das Gegenteil annehmen, fo 
müßte man der Iehteren geradezu eine ganz unumfchränfte Beratungsfreiheit vındigieren ; 
denm e8 gibt foR feine öffentliche Angelegenheit, bei welcher nicht der eine oder der 
andere Gtabtbewohner intereffiert ift (v. Möller, preußifhes Stadtrecht ©. 86). 

Nah) DVG. ift bie Unterideibung zwif—en unmittelbarer und mittelbarer 
Bedeutung für Nädtifhe Intereffen und Rechte weder mit dem Weſen der Gemeinde 
md ihrer Berfaffung vereinbar, noch auc) der praftifchen Rüdficht einer fidheren, dem 
Stantsintereffe dienlien Handhabung der Gefege entfprechend. Nad) OBE. 18, 
©. 109, ift für die Umgrenzung des Rechts der Gemeindeorgane zum Petitionieren 
in ſtaatlichen und Beitäangelegenbein feine andere Norm gegeben, als für die 
Grenzen aller tommumalen Tätigkeit überhaupt, die Beſchränkung auf, die Intereſſen 
der Örtlichen emeinfchaft, auf die Vertretung Tofaler Intereffen in ihrer Beziehung 
und in ihren Konfliften mit denen der ſtaatlichen Gefamtheit. Eine Petition der Ge 
meindeorgane in Sachen der ſtaatlichen bezw. Reichsgeſetzgebung oder Verwaltung 
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erſcheint daher immer dann als Gemeinde-Angelegenheit, wenn fie in der Beſonderheit 
der Berhältniffe der örtlichen Gemeinschaft ihren Ausgangspunkt, in dem Schuge und 
der Förderung biefer Berhäftmiffe ihr Biel hat. IM c8 die Abficht des MR. vom 


‘6. Juni 1863 geweien, der Gtadtv.-Berf. in weiterem Umfange die Abfafjung ber 


Areffen, die Entfendung von Deputationen, und fonftige Kundgebungen in Angelegen- 
Heiten dev Stantöverfaffung, des Landtages umd der allgemeinen Politit zu wehren, 
fo fan dem nicht beigepflichtet werden. Das Geſetz bat für die Gemeinden feine 
andere Schranke der Wirkfamfeit aufgerichtet, als die des Zufammenhanges mit lokalen 
Intereſſen, den befonderen Intereſſen der gefamten Geineinde oder der Einzelnen als 
Semeindeglieder. Es if nicht erforderlich, daß die Jutereffen der Gemeinde, welde 
dabei in Vetracht fommt, diefer Gemeinde ausfdjliehlid eigentümlich find, wohl aber 
muß verlangt werden, daß es ſich um Verhältniſſe handelt, die gegenüber der Mehr« 
geht anderer Gemeinden eigenartig find. Danad) if die Befugnis der fädtifchen 

rgune zum Petitionieren mer der Kreis der Gegenflände entzogen, die, wie namente 
did} auf dem Gebiete der Stantsverfaffung, ihrer tatfählihen uud rechtlichen Natur 
nad die Bezichung auf eine einzefne Gemeinde ausſchließen. Ein Beifpiel diefer Art 
it die Petition einer Stadtv.-Verj. um Vermehrung der Zahl der für den Bezirk 
einer Stadt beſtimmten Reichstags · und Landtagsabgeordneten. Dagegen hat OvG. 
413 ©. 109) eine Neichstagspetition ber Stadt Stettin für zuläffig erachtet, weil der 
darin enthaltene Antrag gegen die Erhöhung ber Getreidezölle den befonderen fofalen 
gniereffen Diefer See und Handelsfladt entiprad. Im Betreff einer wider die fog. 
Umfturzvorlage an den Meichstag gerichteten Petition ift von OB. entichieden, daß 
diefe Vorlage ibrer tatfählihen und redtlichen Natur mach Teinerlei befondere Ber 
ziehung anf eine einzelne Gemeinde zulaffe, es demnach bier an einer Gemeindeange- 
Tegenheit, an einem den allgemeinen Jutereffen gegenüberftchenden Lofalintereffe fehle. 
And dem Beſchluſſe der Stadtverord..Verf. zu Berlin, daß im Nımen diefer eine 
Depntation von Stadtv. am 18. März 1898 auf den Gräbern der am 18. März 1848 
Gefallenen einen Kranz niederlegen fole, ift ein Totaler Charakter abgeſprochen, in- 
gleien einer Petition wider eine — der Getreide-Zölle und für den Abſchluß 
„langfriftiger“ Handelsverträge (OBG.4L ©. 34). Dagegen gehört die Frage, welder 
Dame einer Gemeinde zufeht, zu den Gemeindeangelegengeiten, mit denen fid) die 
Stadto.-Berf. befaffen darf (OB. 37 ©. 116). 

Ob eine Gemeindcangelegenheit den Gegenftand einer Petition bildet, Tann nur 
nad) dem Juhalte dev Petition felbft beurteilt werden. Umftände, die bei Beratung 
der Petition und erft im Laufe des Streiwerfahrens vorgebracht werden, in der 
Petition aber felbft nicht zum Ausdrud gefommen find, haben aufer Beiracht zu 
bleiben (OBG. 41 ©. 34). 

DVG. 41 ©. 35 ift der Anfiht, daß die Stadto.-Berf. als Behörde anzufehen 
it, daß ihr demnad) auf Grund des art. 32 Verf. Urk. das Petitionsredht zufteht, 
und daß diefes Recht auch die Befugnis enthält, Petitionen felbftändig ohne Mite 
wirtung des Dagiftrats abzufaffen. Cs if aber dabei zu beadjten, daß die Gtadtv.- 
Verf. für fih allein und namentlich nad) außen bin ztoeifello8 zur Vertretung der 
Stadtgemeinde nicht berechtigt if. Da num das Petitionsrecht einer Behörde ſich der 
Natur der Sache nach, abgeichen von den eigenen Angelegenheiten der Behörde, auf 
Angelegenheiten derjenigen phyfiichen oder juriftiihen Perſonen beſchränkt, zu deren 
Bertreiung die Behörde berufen ift, fo ergibt fi, daß eine Stadtv.-Berf., der eine 
derartige Vertretung überhaupt nicht obliegt, zur Ausübung des Petitionsredts nur 
in foldhen Angelegenheiten in der Tage ift, bie fie felbft angehen, alfe 3. B. in dem 
Falle, wenn ein Gefegentwurf eine Befchränfung der der Gtadtv.-Berf. zuftehenden 
Befugniffe in Yusfht nähme (OVG®. 41 ©. 35). Aögeichen hiervon fan, da die 
Stadtv.-Berf. ihre Veichlüffe nicht felbft ausführen darf, die Ausübung des Petitionge 
rechts nur unter Mitwirkung des Diagiftrats erfolgen. Diefer darf, wenn die Stadtv.- 
Verf. nad) Vorftehendem ihre Zuftändigfeit überichreitet, den Veſchiuß der Gtadtv. 
nicht zur Ausführung bringen ($ 36) und ift verpflichtet, denfelben von Amtswegen 
bezw. auf Anweiſung des Heg.-Bräf. zu beanftanden. Die Beratung einer Angelegen« 
heit, welde bie Zuftändigfeit der Stadiv.-Berf. überfchreitet, in der Sihung der 
Stabi. wird aber durch den Magiſtrat bezw. den Regierungspräfidenten nicht immer 
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verhindert werden fönmen. Diefe erfahren von ber bevorftehenden Beratung erft dur 
die veröffentlichte Tagesordnung. Bor jeder Beratung ımd Beichlußfaffung Hat jedo 
zunägjft der Borfigende der Stadto.-Berf., in Ietster Infanz diefe felbft zu der Frage, 
wenn auch nur ftillfchrweigend, Stellung zu nehmen, ob überhaupt der Grgenftand fich 
zur Verhandlung in der Verſammlung cignet. 

4. Eine Rechenfchaft über ihre Handlungen haben die Stabto. der Bürgerſchaft 
nicht zu geben. Die Stadtv. find weder als Bevollmächtigte — (vergl. jcdoh $ 82 
der rev. SEO. 1831) — noch als Beamte zu betradhten; die Stadw. ftehen zur Stadt 
in feinem Dienftverhältnis, die von ihr eingefegten Ausihüfie und Kommiffionen 
ebenfowenig. (Anders im Falle des $ 59 Std.). Zn diefer Beziehung Sprad fi 
Eid. 1808 in $ 110 dahin ans: 

„Die Stadto. find berechtigt, alle Angelegenheiten des Gemeinweſens ohne 
NRüdjprade mit der Gemeinde obzumadsen, «3 mögen foldje nad) den beftchenden 
Gefegen bei den Korporationen von der Zuftinimung der Diehrheit der Diitglieder 
oder jedes einzelnen Mitgliedes abhängen. Cie bedürfen dazu weder einer bee 
fonderen Jnftruftion oder Vollmacht der Bürgerſchaft, noch find fie verpflichtet, 
derfelben über ihre Beſchlüſſe Rechenſchaft zu geben. 

Das Gefetz und ihre Wahl find ihre Vollmacht, ihre Ueberzeugung und ihre 
Anfiht vom gemeinen Velten der Stadt ihre Juftruftion, ihr Gewiffen aber die 
Behörde, der fie deshalb Nechenfhaft zu geben haben. Sie find im vollfien 
Sinne Bertreter der ganzen Bürgerfchaft, mithin fo wenig Vertreter des einzelnen 
Bezirts, der fie gewählt hat, noch einer Korporation, Zunft uſw., zu ber fie zu⸗ 
fälig gehören.“ 

Eben weil die Stadtverordneten bei den Abſtimmungen in der Stabto.-Berf. 
amabhängig find, find fie nicht verpflichtet, den Beſchluß einer Kommiſſion, der fie als 
Mitglieder angehören, in ber Stadtv.-Berf. zu vertreten und nicht behindert, gegen 
äinen folgen Beihluß zu fpredjen umd zu ftimmen. 

Wegen Pflichiwidrigkeiten fünnen die Stadtv. weder nad) privatrechtlichen 
Grundfägen belangt, — fie find nicht der Stadtgemeinde regrekpflihtig, wenn letztere 
infolge ihrer Beihlüfe Echaden erleidet — nod, mit einer Disziplinarftrafe belegt 
werben (5 20 Abf. 3 Zuf.-Gef.). Gegen Pflihtwidrigkeiten der Stabtv. genäben 
die gen in den 88 56 Abf. 2 und $ 77 E dub. Dod bat die 
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des Delifts bis Erteilung der Ermädtigung, da die politische Körperihaft als 
foldje daburd) nicht geändert wird. Daß die im & 197 für erforderlich eradjtete Er- 
mädjtigung der beleidigten Körperichaft innerhalb ber dreimonatigen Frift ausgeſprochen 
werden müßte, if nirgends borgefdhrieben und aus der für die Antragsdelikte ge» 
gogıen Beftimmung um fo weniger herzuleiten, als durch $ 197 den dert bezeichneten 

jeleidigungen die Eigenſchaft von Antragsbelitten ausdrücklich entzogen ift. Schreitet 
der Gtantsantmalt nidt cin, [0 Diet Die Werfolgung im ege der Briattage (di 
Steaf-Brogeß-Ordnung) unbenommen. Dann muß aber jeder beleidigte Stadto. 
einzeln Magen. Denn die Stadtv.-Berf. ift nur dem Magiftrat gegenüber und in den 
das Gemeindewefen betreffenden Angelegenpeiten, nicht aber in Bezug auf jeben Dritten 
als Körperichaft anzufchen und hat als folde feine facultas standi in judicio. 
Auch der Magiftrat lann wegen ber, der Stabtb.-Berf. zugefügten Injurien nicht 
Hagen, x ihm feine Macht zur Verteidigung der Perfönlichleit der Stabtv. einge» 
räumt if. 


$ 36. 


Die Beichlüffe der Stabtverordneten bedürfen, wenn fie ‚jelde 
Angelegenheiten betreffen, welche durch das Gejeg dem Magiſtrate 
m Ausführung überwiefen find, der Zuftimmung des lepteren. Ver 
agt diejer die Zuftimmung, jo hat er die Gründe biefer Verfagun; 
der Stadtverordneten-Verſammlung mitzuteilen. Erfolgt hieran 
feine Verftändigung, zu deren Herbeiführung fowohl von dem Ma» 
giftrat als den Stadtverorbneten die Einſeßung einer gemeinfchaft- 
lichen Kommiffion verlangt werden kann, so ist die Entscheidung 
der Regierung einzuholen. — Die Stabtverorbneten-Berfammlung 
darf ihre Beſchlüſſe in feinem Falle felbft zur Ausführung bringen. 

Dazu Zuſt.Geſ. 8 17: 

Der Bezirlsausſchuß beſchließt, foweit die Beſchlußfaſſung nad) den Gemeinde» 
Berfaffungsgefegen der Auffichtsbehörde zufteht, 

1. adgefehen von ben Fällen bes $ 15 über die zwifden dem Gemeinbevorftande 
und ber Gemeinbevertretung, beziehungsweiſe bem Bürgermeifter und dem follegia- 
liſchen Gemeindevorftanbe, entftehenden Meinungsverfchiebenheiten, wenn bon 
einem Zeile auf Entfheidung angetragen wird und zugleih bie Angelegenheit 
nicht auf ſich beruhen bleiben Tann. 

In Berlin ber Ober-Präfident $ 43 BG. 

1. Das weitgehende Recht der Stadtv. über alle Gemeindeangelegenheiten zu 
befchließen, ift wefentlich durch die im Sat 1 enthaltene Vorſchrift eingefchräntt, daß 
jeder Bejchluß der Stadto. in Angelegenheiten, weiche durch das Gefetg dem Magiftrat 
zur Ausführung überwiefen find, der Zufimmung der legteren bedarf. Nad; dem 
ebten Gate des $ 86 Tönnen aber regelmäßig die Befhlüffe der Stabtv.-Berj. nur 
vom Magiftrat zur Ausführung gebracht werden. Das Erfordernis der Zufimmung 
des Magiftrats u ben Eetstäen der Stadto.-Berf. it danad) die Regel, Da nad 
& 47 Abl. 2 StO. dem Magiftrat alle Bejchlüffe der Stadtv.-Berf., aud) foldhe, weiche 
ihm durch das Gefe nicht zur Ausführung überwielen find, mitgeteilt werben müffen, 
fo erhält dadurch, der Magiftrat die Möglichkeit, in allen Fällen zu prüfen, ob feine 
Zuftimmung zu ben von der Stabtv.-Berf. gefaßten Beichlüffen erforderlich. if, ob die 
Verfammlung in gültiger Weife Beichlüffe gefaßt Hat, und ob einer ber Fälle vor⸗ 
liegt, in denen ber Magiftrat zur Verfagung feiner Zuftimmung oder aud) zur Bes 
anftandung verpflichtet Ey Beſchlüſſe dev Stadtv.-Berf., die eine Ausführung vom 
Seiten des Magiftrats nicht erheiſchen und eine folde taum zulafien, bedürfen deshalb; 
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auch feiner Zufiimmung bes Magiftratd. Hierher gehören Beſchlüſſe ber Stabtv.-Beri., 
welche auf eine Unterlahfung gerichtet find, melde feftfegen, daß etwas, was auch bisher 
nicht gefchehen ift, nicht geichehen foll. Bei ſoichen negierenden Beichlüffen kann von 
einer Ausführung bes Magiftrats nicht die Rebe fein. 

Aus dem Rechte des Magiftrats, die Gültigkeit der Stabto.-Befchlüffe von 
feiner Zuftimmung abhängig zu machen, folgt keineswegs, daß er in allen Fäüen, in 
denen &6 fih um DMeimungsverichiebenbeiten über die Bruedmäßigteit einer Maßnahme 
handelt, ſowie überall da, wo er eine Sache von einem anderen defehrspuntte auffaßt, 
als die Stabto., feine Zuftimmung verfagen muß. Im Gegenteil wird er dies nur 
aus ganz erheblihen Gründen und bei wigtigen Anläffen tun. Verpflichtet aber 
iſt er, feine Aufimmung in ben Fällen des $ 56 Nr. 2 zu verfagen, wenn von den 
Etadtv. ein Beihluß_gefaßt if, welcher deren Vefugniffe überfchreitet, gefe- oder. 
rechtswidrig ift, das Staatswohl oder da8 Gemeinde-fntereffe bericht. 


. 2%. Die Städte-Ordnungen Deutſchlands kennen verſchiedene Wege, anf denen 
eine zwijchen dem Magiftrat und der Stadtv.-Berf. entftandene Meinungsveridieben- 
beit erledigt wird. Entweder entfdeidet die Muffichtsbehörbe, fei e8 auf Anrufen des 
einen oder anderen Kollegii, fei e8 auch von Amtswegen in Sachen, die feinen Auf» 
ſchub erleiden, oder bie Sache bleibt auf ſich beruhen, etwa mit der Beichräntung, 
daß in Angelegenheiten des fädtifhen Haushalts (reine Bugeftagen) die Meinung 
der Stadtv.-Berf. maßgebend ift, oder es findet eine gemeinfame Abftimmung beider" 
Kollegien in gemeinfhaftticher Sigung fatt. Nicht unbefannt ift auch die Entfheidung 
durd) die Berfammlung aller fimmberedhtigten Bürger (3. B. in Rheinbayern). Für 
das Richtigfte muß gehalten werden, daB die den Gegenftand der Deinungsveridjicden- 
beit bildende Angelegenheit auf ſich beruhen bleiben fol. Mögen and) durch einen 
nicht zu idſenden Diffens in einzelnen Fällen Uebelftände hewvortveten, io wird dies 
do in der Regel weniger fchlimm fein, ais wenn das an die Spiue der StO. ge+ 
ſtellte Prinzip der Selbjtverwaltung durch das Gemeindeverfaffungs-Gejet felbft illu—⸗ 
forijch gemad)t wird. 

Das Zuf-Cef. ($ 17 Nr. 1) Hat den richtigen Weg eingeſchlagen, wenn als 
Regel Hingeftellt wird, daß die Angelegenheit auf fi) beruben bleiben foll. Nur aus 
nahmsiweile, fal8 die Angelegenheit nicht auf fid) beruhen kann, foll die Enticheitung 
einer höheren Inſtanz, und zwar nur auf Antrag des einen oder anderen Teiles cin» 
treten. AIS entfpeidende Zuftanz fungiert aber nicht bie Auffichtsbehörde (dev diegie 
rungs-Präfident), fondern der Bezirk-Ausihuß, der als eine aus Stantsbeamten und 
bürgerlichen Beifidern gemifdhte Behörde zur gemifiermaßen fhiedsrichterlichen Ent- 
{heibung über folde Meinungsverfdjiedenheiten wohl geeignet eridheint. Bevor der 
Bezivt-Ausfhuß entfheiden Tann, Hat er vorweg darüber zu befinden, ob die Ange» 
legeneit nicht auf ſich beruhen bleiben Tann. Denn nur bei Bejahung diefer Bor 
frage gefteht da$ Gefeh dem Bezirke-Ausichuß eine Entfcheidumgs-Befngnis zu. Gegen 
die Entfcheidung des Bezirts-Ausiguffes findet, ebenfo tie gegen den Beichluß, wonad) 
die Sache auf fid) Beruben bleiben fol, die an eine vierzehmtägige ‚Frift gebundene 
Beſchwerde an ben Provinzialrat ſtait. (In Berlin entſcheidet an Stelle des Bezirks- 
ausfhuffes der Ober-Präfivent und in der Befchwerdeinftang der Minifter des Innern). 
Ob eine Sache auf ſich beruhen bleiben Zann oder nicht, ift Tatfrage. Criteres wird 
immer anzunehmen fein, wenn es fi um nicht gerabe notivendige, aber doch nach 
Meinung des einen Teiles nügliche Neuerungen handelt, zu deren Cchaffung die 
Mittel vom anderen Teile verweigert werden. immer aber twird es Sache der jlähti» 
chen Körperichaft felbft fein, darüber zu befinden, ob eine Sache auf fi) beruben 
bleiben Tann, ehe fie die Entf eidung des Bezirts-Ausichuffes anruft. 

Auf diefer Grundlage find diejenigen Fälle zur Erledigung zu bringen, in 
denen Beſchlüſſen der Gemeindevertretung aus Gründen des Staalswohles oder des 
Gemeinde-Iutereffes wideriprodien wird. Die Befhlußfaffung des Bezixts-Ausichuffes 
nad $ 17 Zuſt.Geſ. tritt aber nur da ein, wo bisher der Auffichtsbehörde die Bes 
ſchlußfaſſung zuftand. Das war der Fall nach $ 36 und $ 56 Nr. 2 Ab. 2 umd 
$ 57 Abf. * Neuerungen im materiellen Rechte hat $ 17 Zuft.»Gef. nicht eingeführt. 
Borausjegung ber Anwendung des $ 17 ift demgemäs, daß es fid) um Fälle handelt, 
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in denen beide ſtädtiſche Körperſchaften zur Beſchlußfaſſung berufen find, und daß der 
Magiſtrat dem Beſchluͤſſe der Stadtv.-Verf. nicht zuftimmt, weil er ihn für dem Ge- 
meinbeintereffe und dem Staatswohle zumiderlaufend oder fonft für unzwedmäßig hält. 
Dagegen find der Beſchlußfaſſung des Bezirks-Ausſchuſſes nicht überwieſen die Fälle 
des 8 15 Zuf-Gef. Nad) diefem $ unterliegen die Beichlüffe der Stadto.-Verf., 
denen der Dagiftrat um deöwillen feine Zuftimmung verfagt, weil fie die Befug- 
niffe der Stadtv.-Berf. überfchreiten oder die Geſetze verlegen, einer anderen 
Behandlung, 1. darüber und über das Verhältnis des $ 15 zu $ 17 unten $$ 77, 56 
N. 2 SO. An fi fan der Magifrat die Einfegung einer gemeinfgaftlihen 
Kommiffion nur in folden Zälen verlangen, in denen er ein Zuftimmungsteht hat 
‘.n. 1), alfo bei Meinumgsverfchiedenheiten darüber, ob etwas gefchehen oder ferner 
nicht mehr gefchehen fol. Doch wird die Einfegung einer folden Kömmiſſion in der 
Praris aud) bei negierenden Belhlüffen der Gtabtv.-Berf., nad) denen etwas nicht 
geichehen fofl, beliebt. Selbftverftändlich ift in den Iehtgebamhten Fällen eine Ent- 
fcjeidung von Meinungsverfchicdengeiten zwiſchen Magiftrat und Stabtv. durch den 
Bezirtks⸗Ausſchuß, wie auch in allen denjenigen Fällen ausgefchloffen, bezüglich deren 
das Zuf.-&el. befondere abweichende Beftimmungen trifft, 3. ®. in ben Fällen des 
K11SLO. Eine folhe Entſcheidung ift fermer nicht zuläffig, wenn die Stabtv. eine vom 
Magiftrat beantragte Ausgabe ablehnen, bezüglich wenn die Kädtifhen Kollegin fiber 
die Frage uneins find, ob cine der Stadtgemeinde obliegende Leiftung auf den Etat 
zu bringen oder fonft auferordentlich zu bemwilligen it, weil in folden Fällen nad) 
$ 19 Zuft.-Öef. ein anderes erfahren vorgefchrieben if. Ingieicen ift der Bezirte- 
Ausſchuß nicht befugt, einzutreten, wern Meinungsverjhiedenheiten zwiſchen beiden 
Nollegien über die Deung der Gemeindebedürfnifie bezüglich über Die Einführung 
von Gemeindeabgaben beftehen (f. u. $ 66). Unberährt bleiben aud; bie Fälle, im 
denen die Genchmigung der Gemeindebefhlüffe, wie im Falle des 5 16 Abf.1 Zufts 
Gef, dem Regierungs-räfibenten zuftchen fol. 

Der Magiftrat if nicht verpflichtet, in allen Allen der Meinungsverfchiedenheit 
den Weg des $ 17 Zuft.-Gel. einzufchlagen. Cine folche Richtverpflihtung wird ind 
befondere in dem Falle anzuerkennen fein, wenn zwar nad) feiner Ueberzeugung der 
Velhluß der Stabtv. das Gemeinde-Intereffe nicht voll wahrt, diefes aber durch cine 
Xerfolgung der Meinungsverjdjiedenheit jedenfalls noch einer darüber Hinausreihenden 
Berlegung ausgefeht fein würde (Jebens ©. 268). 

Die Einfegung der gemeinfgaftlichen Kommiffion kann von jedem der beiden 
ſtadtiſchen Kollegien verlangt werden. Daraus folgt, daß, wenn das eine Kollegium 
eine ſolche verlangt, das andere verpflichtet ift, zu ihrer Bildung, beizutragen. Bere 
weigert 68 dennoch die Mitwirtung, fo bleibt, vorausgefegt, daß nicht etta der Plagi- 
ftrat der weigernde Teil ift und eine Beſchwerde bei der Auffichtsbehörde nicht ſchon 
den Erfolg bat, den DMagiftrat zur Beichidung der Sommilfion zu veranlajfen, nichts 
weiter übrig, als die Ehtſcheidung des Bezirts-Ausicuffes gemäß $ 17 Zuf.-Gef. 
anzurufen. 

3. Wie bereit oben n. 1 heworgehoben, bildet der Schlußfaß des $ 36 die 
Negel; die Gtabtv.-Berf. darf regelmäßig ihre Beſchiuſſe micht felbft ausführen und 
zwar wicht dur folche, melde der Zuftimmumg des Magiftrats bedürfen. Bielmehr 
hat der Magiftrat die Befhlüffe dev Stadtv.-Berj. auch dann anszuführen, wenn feine 
Zufimmung nicht erforderlich if. So Hat der Magiftrat z. 8. die auf Aufnahme 
eines Wählers in die Wählerlifte oder auf Streihung lantenden Befdplüffe der 
Stadtv.-Berf., ferner die Befclüffe betr. Wahlen der Magiftratsniitglieder ($ 31), von 
Bezirksvorſtehern ($ 60), von Deputationsmitgliedern ($ 59), die Bechlüffe betr. die 
Verhängung von Ordnungsftrafen ($ 48), und die ſtrafweiſe Heranziehung zu erhöhten 
Steuerleiftungen gemäß $ 74 auszuführen, ohne daß doch diefe Beihläffe feiner Zur 
fimmung unterworfen wären. 

Aber auch von der Vorſchrift des $ 36 (etzter Gay) find Ausnahmen vo 
handen. Der $ 36 in feinem Eingange macht felbft einen Unterfhied zwiſchen d 
jenigen Beldhlüffen, welche durch das Gefek dem Magiftrat zur Ausführung über» 
tiefen find, und welche nicht. Außerdem beſnmmt $ 47 ganz ausdrüdlih, daß dem 
Magiftrat and) diejenigen Bejchlüffe der Stadtv.-Berf. mitgeteilt werden müffen, weldhe 
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ihm durch das Geſetz nicht zur Ausführung überwiefen find. Im Allgemeinen be 
dürfen Diejenigen Befchlüffe, welde nur die Geihäftsführung der Stadtv. betreffen, 
der Zuftimmung des Magiftrats nicht und es ift den Stadiv. unbenommen, ſoiche 
Beſchlüſſe auch ſelbſt auszuführen, z. B. ihre Verhandlungen ohne Mitwirkung des 
Dagiftrats zu veröffentlichen. Denn biefe Tätigfeitäußerung hat zunagt und un 
mittelbar die Geldäftsführung zum Gegenflande (MR. 1860 ©. 169). Jın Falle des 
$ 37, wenn die Stabtv.-Berj. Befchwerbe über den Dagiftrat bei der zuftändigen 
Bchörbe führt, im Falle des $ 36, wenn fie Anträge auf Entſcheidung von Meinungs» 
verichiedenheiten beim Bezirts-Ausiguß ftellt, forwie im Falle dcs $ 44, wenn fie die 
Reftellung eines Antvalt$ zur Führung eines Progeffes gegen alle oder mehrere Mite 
glieder des Magiſtrats beantragt, Reh der Stadto.-Berf. die felbftändige Beſchluß - 
fafung und Ausführung zu. Auch die Wahlen der Magiftratsmitglieber, der Bezirks- 
Sorfteher ($ 60), ber —— ($ 59) find ihr alein überlaffen und 
die in den 88 24, 31, 88 aufgeführten Wahlen bedürfen ebenfowenig der Zuftimmung 
des Magitrais. I 

a8 Zuſt.Geſ. hat die Fälle ber felbftändigen Beihlußfafjung der Stadtv.- 
Verſ. vermehrt. Nach $ 10 Zuft.-Gef. befcjließt die Stadiv.-Berf. felbftändig — ohne 
der Zuftinmmung, bes Maginrats zu bebürfen — auf Befehwerden und Einfprüdje be- 
treffend den Befig und Verhuft des Vürgerredits, insbefondere des Nechts zur Teil» 
nahme au den Wahlen zur Gemeinde-Bertretung, fowie des Rechts zur Befleidung 
einer den Befit des Bürgerrechts vorausfeßenden Stelle in ber Gemeinde-Bermaltung 
oder Rertretung, über die Verpflihtung zum Erwerb des BVihrgerrechts, über die 
Rıghtigkeit der Gemeindewählerlifte, über die Güftigfeit der Wahlen zur Stadtv.-Berf., 
übe di Berehtigung zur Ablehming ober iderleung ber Memter und Geilen in 
der Gemeindeverwaltung oder Vertretung, über die Nachteile im Falle des $ 74 StO. 
und über die Strafen wegen Uebertretung der Geſchäftsordnung im alle des $ 48 
SO. Zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Berwaltungsftreitverfahren in den Fällen 
der 83 10, 11 und 15 Zuſt.Geſ. kann die Stadtv.-Berj. einen befonderen Vertreter 
beftellen (8 21 Abf. 2 Zuß.-Gef.), desgleichen aud in den Fällen bes 8 19 Zuft.-Gel. 
bei Klagen gegen Ymangsetatifierungen ($ 78 SO.) und des 8 15 Zuft.-Gel. (vergl. 
$ 77 SO). In den Fällen de3 8 10 Zuft.-Gef._hat die Stadtv.-Berf. nicht mur an 
Stelle des Magiſtrats zu beichlichen, fondern als Organ der Stadtgemeinde ietztere im 
Streitverfahren zu bertreten. Die Klage findet gegen ihren Beſchluß ftatt. Damit 
if der Gtadtv.-Berf. die Parteirolle der Bellagten vom Gefeggeber angewiefen. Die 
Stadtv.-Berf. nimmt hier ganz diefelbe Stellung ein, wie der Gemeindevorftand in 
den Fällen des $ 18 Zuft.-Sel. (f. $ 5 ©. 53). 

Unter den im $ 15 Zuft.-ef. gegebenen Borausfegungen fann übrigens feitens 
des Magiftrats die Beanftandung auch) folder Befclüffe erfolgen, welche feiner Zur 
fimmung nicht bedürfen (f. $ 56 Nr. 2). 

4. Entfieht eine Meinungsverigjiedenheit darüber, ob ein Beſchluz der Zu« 
Mimmung des Magiftrats bedarf und "von ihm ausguführen fei, fo wird wie bei 
Streitigkeiten über die gegenfeitigen Befugniffe dev beiden ſtädtiſchen Kollegien zu verr 
fahren fein ($ 35 n. 2). 

8 37. 

Die Stadtverordneten-Verfammlung Eontrolirt die Verwaltung. 
Sie ift daher berechtigt, fih von ber Ausführung ihrer Befchlüffe 
und der Verwendung aller Gemeinde-Einnahmen Ueberzeugung zu 
verſchaffen. Sie kann zu bdiefem Zwecke von dem Magiltrat die 
Einfiht der Aften verlangen und Äusſchüſſe aus ihrer Mitte er- 
nennen, zu welden der Bürgermeifter ein Mitglied des Magiftrats 
abzuorbnen befugt ift. 

1. Diefer $ gewährt der Stadtv.-Berf. das Recht der Kontrolle, ein Recht, 


das fich über die ganze Verwaltung des Gemeinweſens bezieht. Das Recht fteht nur der 
Stadtv.-Berf. in ihrer Gefamtheit, bezüglich hefonderen von ihr eingejegten Kommiſſionen 
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Giustääfien), niemal® aber den einzelnen Stadtverordueten als deren felhftändiges 
Recht zu. Allerdings kaun ein einzelner Stadto. von der Verſammlung ober dem 
uftändigen Ausſchuß den Auftrag erhalten, Akten oder Bücher einzujchen und dergl. 
In diefem Falle fibt der Einzelne die Kontrolle nicht Kraft eigenen Rechts, fondern 
nur vermittelt des ihm mittelbar oder unmittelbar übertragenen Rechts der Gefante 
heit aus, 

Auch bezieht ſich das Kontrollrecht nur auf diejenige Berwaltung, bei welder 
bie Stadto, mitzuwirken haben, alſo nur auf diejenige, bei weicher ber Magifttat als 
Verwalter der ftädtiihen Gemeindeangelegenheiten eintritt, nicht aber auf diejenige, 
welde er als Organ der Stantsgewalt führt, 3. B. binfitli der Ausübung ber 
DOrtspolizeivermaftung, ber zur Zufländigfeit des Stadtausſchuſſes gehörigen, der nad 
der Gemw.-Drbn. dem Magiftrat überwiefenen Angelegenheiten, hinſichtiich der Kranten-, 
Unfall. und Invaliden-Berfijerungsfachen und dergl., ferner wo der Magiftrat mit aus 
drüdticher ‚oder Millfchweigender Zuftimmung der Beteiligten Verwalter von Bermögene« 
Rüden if. (MR. vom 6. Juni 1841 ©. 162, fe: auch $ 56 Nr. 1.) Daß jedod die 
Verwaltung der ftädtifchen Gtiftungen, foweit ihnen nad) den Stiftungs-Urkunden 
eigene Auffeher nicht beftellt find, der Kontrolle ber Stabtv. unterliegt, und daß Lehtere 
zur Prüfung der Rechnungen dieſer Stiftungen, ſowie zur Erteilung der Dedarge, 
BEN und verpflichtet find, unterliegt feinem Zweifel (Iebens ©. 159. BB. 
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Auch in Angelegenheiten, in denen der Magiftrat zur eigenen Beſchlußſaſſung 
berufen ift, fteht der Stadiv.Verſ. das Kontrollrecht zu, Yofern es fih nur um Ge- 
meindeangefegenheiten Handelt. Infofern geht das Kontrollreit der Gtadtv.-Berf. 
weiter, als ihre Zuftändigfeit zur Beſchlußfaſſung. 

2. Der allgemein gebrauchte Auedrud: „die Stadto.-Werf, Tontrolliert bie Ben 
waltung“, hat mannigfad) zu Mißverftändniffen Beranlafjung gegeben, einerfeits ü 
fofern damit die Vorftellung einer unbeftimmten und unbegrenzten Befugnis ver 
bunden worden ift, welde in jedem Augenblide zu beliebigen Eingriffen in die dem 
Magiſtrat überwiefene Verwaltung ermächtige, und andererjeits infofern als das 
Kontrollredht der Gtadto.-Berf. nur auf Handlungen, die im fid abgeiäloffen und 
vollendet find, oder anf Unterlaffungen bezogen worden ift, welche in einen abgelaufenen 
Zeitraum fallen, innerhalb deffen befiimmte Handlungen hätten vorgenommen werden 
lönnen und follen. Es läßt 1a En Teugneu, daß letztere Auffaffung die gewöhnliche 
Bedeutung des Wortes „Kontrolle“ für fi) Hat. Das Wort „Kontrollieren“ bezeichnet 
die Befugnis der einen Behörde, die von einer anderen Behörde vorgenommenen 
Handlungen unter dein Gefihtspunfte zu prüfen, ob fie den für dieſe Handlungen 
vorgeichriebenen Gefegen und Beſchlüſſen gemäß verrichtet find, ob insbejondere bei 
der Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben mit Umficht, Treue und Sorgfalt ver- 
fahren ift. Yu diefem Sinne braudpt unfere vaterländifhe Gejehgebung häufig das 
Wort „Kontrolle”, in diefem Sinne gab fie. einer mit einem Zeile jener Prüfung 
früher betrauten Staatsbehörde den Namen „General-Kontrolle*. Im biefem Sinne 
führt gegenwärtig die Oberrehnungsfammer die Kontrolle des gefamten Staatshaus- 
Hatts (Gef. vom 27. März 1872 ©. 278), indem fie, ofme trgendivie direft fi in die 
Verwaltung einmiſchen zu dürfen, aus den ihr vorgelegten Refultaten der Bermaltun, 
ſich zu überzeugen Hat, ob im Geifte des fefgeftellten Verwaltungsſyſtems wirkli— 
adminiftriert, die einzelnen Verwaltungen nad) den beftehenden Gejegen, Verordnungen 
und Infektionen und Etats gewiſſenhaft geführt, Einnahmen und Ausgaben gehörig 
nachgewieſen und die den Verwaltungen bewilligten Summen beftimmungsmäßig ver- 
wendet worden. Nimmt man das im $ 37 gebrauchte Wort „Rontrole“ in dieſem 
Sinne, dann wird allerdings die Stadtv.-Verf. das Refultat der Handlungen des 
DVagiftrate, welche derſelbe al Verwalter der Gemeindeangelegenheiten vorgenommen, 
abwarten müffen und nur die Befugnis haben, diefe Handlungen demnächſt zu prüfen 
amd fih) zu entfchließen, ob dieſe Prüfung ihr Beranlaffung gibt, die Verantwortliche 
teit des Magiftrats, fei e8 im Wege der Beichwerde vor der Aufſichtsbehörde, fei es 
durd) Anftellung der Zivilffage vor dem Richter, in Anfprud) zu nehmen. 

dein diefe enge Auffafjung der Vefugniffe der Stabtv.-Berf. feht nicht im 
Eintlange mit den Ziweden und Geſichtspuntten, von denen der Gefetgeber geleitet 
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worden ift, indem er im $ 87 der Stadtv.Verſ. bas Koutrollrecht übertrug. Die der 
Stabtv.-Berf. angemiejene Stellung einer fontrollierenden Behörde follte wejentlich 
die Bedeutung haben, der Burgerſchaft in dem bon ihr zu ihrer Vertretung gewählten 
Organe duch Hinwirken auf Berhütung von Mibräugen und Abhilfe von Mängeln 
und durh Wachſamkeit in biefer Hinſicht eine tätige Einwirkung auf die Verwaltung 
der Gemeindeangelegenheiten zu gewähren und zu ermögliden (j. Hübner SO. 
Motive zu 5 35). Bei der Beratung des $ 37 wurde außerdem auf den Einwurf, 
daß dem Ausdrude „Kontrolle“ leicht eine zu weite Auffaffung gyden werben fönne, 
auedrüdlidh betont, daß e8 fein vedenten habe, diefen Ausbrud beizubehalten, da er 
jedenjall® das volle Recht der Stabtv.-Berf. wahre, über alle Gegenftände der ſtädti - 
hen Verwaltung Auskunft zu begehren. Daraus folgt, daß das Kontrollrecht wefent- 
lich and) dazu dienen fol, etwaigen Schaden, der durch die Danbfungen und durch die 
Zätigfeit des Magiſtrais erſt noch zu ermadjjen droht, zu verhüten und zu verhindern, 
ein Zmwed, ber vereitelt würde, wenn das Kontrollrecht ſich mur auf abgeſchloſſeue 
Handlungen beziehen dürfte (OB. in PEB. 25 ©. 329). Dazu kommt, daß das 
in $ 37 den Stabtv. gemwährleiftete Recht der Kontrolle, in diefer engen Auffaffung 
genommen, an fic feinen anderen Inhalt haben würde, als das Red welches der 
Stodtv.-Berf. im 8 69 bei Prüfung der Jahresrechnung zugewielen if. Jedenfalls 
foü_aber daS erftere Recht ein diel meitergehendes fein. — Äft die Stadtv.-Berf. 
im Ausübung ihres Konirollrechts unzweifelhaft bevedtigt, oo in_dem Zeitpunfte, 
in welden der Magiſtrat noch mit Ausführung der Beſchluſſe der Stadtv.-Berf. ber 
fchäftige if, über deren gename Vefolgung zu wagen, Mißbräude und Mängel dabei 
zue Sprache zu bringen und behufs ihrer Abftellung erforderlichenfalls bei der Auf- 
fichtebehörde Beichwerde zu führen, — Befugniffe, welche der Entwurf der StO. von 
1876 jämtlid ais in dem Kontrolirect enthalten aufführte. 

ECHO wird der Einfluß, den die Stadto.-Berf. im dem ihr zuſteheuden 
Kontrolrecht befigt, ſih nicht in einer folden Weiſe geltend machen dürfen, daß er 
einer Erin und Leitung binfichtlich der Tätigkeit des Magiftrats gleihkonmt. Eine 
folhe Auffiht umd Feitung fteht der Stabtv.-Berf. nicht zu (OBO. 37 ©. 118). Der 
Magiftvat, ift vielmehr der durch Gejeg und Wahl befellte felöftändige Vermalter 
der Gemeindeangelegenheiten. Aud) iſt e8 Mar, daß, wer die Handlungen, zu denen 
ein Anderer jelbftändig unter eigener Berantwortlichleit berufen ift, zu kontrollieren 
hat, in die Tätigkeit des Anderen nicht beliebig breinreden darf. Das Kontrollrecht 
gibt daher der Stadiv. Verſ. keineswegs die unbeſchränkte Befugnis, in die faufende 
Verwaltung des Magiftats einzugreifen und biefem eine Direktive in den ihm aus - 
ſchließlich überrwiefenen Geſchäften zu erteilen; denn das würde über den Zived hinaus» 
gehen, welchen das Geſetz vor Augen hat. Die Grenzen zwifchen der Ausübung des 
den Stadto. zuftehenden Kontrolfrehts und der dem Dagiftcat felbfändig übermielenen 
Zerwaltung der Gemeinde-Angelegenheiten, zwifhen Ueberwahung und Ausführung 
im Allgemeinen, laſſen fi ebenjo ſchwer ziehen, wie die Grenzen der Kompetenzen 
beider Nädtiihen Kollegien überhaupt. Dem wechfelfeitigen Vertrauen, der gegei- 
feitigen Nacfiht und dem richtigen Laftgefühle wird e6 im der Braris überlaffen 
bfeiben müffen, wie bie Abgrenzung in jedem fpeziellen Falle vorzunehmen if. Ueber 
die Befugnife der Stadtv.-Berj. geht es hinaus, wenn fie über eine Handlung des 
Magiftrats ihr Mißfollen ausipriht (OLG. 35 S. 27). 

Nach dem Borgange des MR. vom 18. Mai 1839 (Ann. Band 23 S. 381) 
wird der von der Stadtv.-Berj. geübten materiellen Kontrolle nod eine for- 
melfe Kontrolle gegemübergeftellt. Letstere, beftchend im der Ueberwachung der 
ſtadtiſchen Beamten, ob fie ihre Schuldigieit tum 2c., ſteht dem Magiſtrat, bezüglich 
dem Bürgermeifter, zu ($ 56 Pr. 6). Hiernach if das Verlangen einer Stabtv.-Berf., 
ihr Reftertvafte dehufs Kontrolle der flädtifhen Beamten vorzufegen, für umange- 
meſſen erachtet. Wird von ihrer Seite bei Ausübung des Kontrollrechts irgend etwas 
Unredjtes oder Fehlerhaftes bei den Gefdäftsftellen oder einzelnen Beamten bemerft, 
fo hat die Stabto.-Berf. Iediglid dem Magiftrat davon Mitteilung zu machen und auf 
Abftellung der Mängel zu bringen. 

3. Die Mittel, durch welche die Stadto.-Berf. fi die Ueberzeugung von der 
Ausführung ihrer Befchlüffe umd der Verwendung der Gemeindeeinnahmen verichafien 
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fann, find im Sat 3 dahin engegeben, daß fie befugt ift, vom Magiftrat die Einfiht 
der ten zu verlangen und Austcüffe aus ihrer Mitte niederzufegen. In Ause 
übung ihres Kontrollrechts kann die Stadtv..Berf. Mißbräuche und Mängel zur 
Sprache bringen und behnfs ihrer Abftellung erforderlichenfalß bei der Auflichtäbes 
horde Beſchwerde führen. 

a) Das Mecht der Atteneinſicht ſteht der Stadtv.-Berf. behufs Susäbumg des 
Kontrolltechts in dem meiteften Umfange zu, felbft da, wo es für bie Stadtv.Berf. 
erft bie vorbereitende Frage gilt, ob zu einer Ucbung des Kontrollrechts überhaupt 
Anlaß uorfrgt (end ©. 161). Sie braudt ſich mit Ertraften, Ucberfichten und 
fyriftlichen Berichten aus den Alten nicht zır begnügen. Auch Rerionafaften über 
die Mädtifchen Beamten fönnen der Stabtv.-Berf. nicht vorenthalten werben (vergl. 
MR. vom 6. Juni 184, BMB. ©. 162 und MR. vom 9. Juni 1843, BMB. 
S. 186. Anderer Anfiht Ledermann ©. 137 n. 2). Auf die Einficht folder, die 
nicht Semeinbenngelegeneiten betreffen, wie Aten des Stabtausfchufies, der Polizei» 
verwaltung uſw. hat die Stabto.-Berf. feinen Anſpruch. 

b) Behufs Ausübung des Kontrollechts fann die Stadtv.-Berj. Ausſchũ 
aber nur aus ihrer Mitte einfegen. Außerhalb der Stadtv.-Berf. ſtehende Perfönl 
teiten dürfen den Ausfchüffen von der Stabiv.-Berf. nicht beigegeben werden. ©o ilt 
3. B. die Zuziehung eines fremden Arztes zu einer Unterfuhung der Zuſtände eines 
Nädtifchen "Nanfenhaufes — ohne Zuftimmung des Magiftrats — unfiatthaft (OB. 
in PBB. 25 ©. 329), Die Abordnung eines Magiftratsmitgliedes zu den von der 
Stabtv.-Verf. eingefegten Ansihüffen hat nicht blos den Zmed, den Stadto. Gelegen- 
heit zu geben, fid durch mündliche Ausſproche zu informieren, fondern dient ad) 
dazu, dem Magiftrat Kenntnis davon zu vericaffen, ob der Ausihuß das Kontroll- 
recht zwedmäßig ausübt. Darüber hinaus an Stelle der von den Stadtv. ernannteır 
Ausihußntitgliedern andere zu bezeichnen, kann der WBürgermeifter auf Grund des 
$ 58 nicht für berechtigt erachtet werden (PBB. 22 ©. 234). 

Findet die Stadtv.-Berf. bei Ausübung ihres Kontrollrechts, daß ˖ der Magiftrat 
oder einzelne Dragiftrarsmitglieder pflihtrwidrig gehandelt haben, fo Tann fie ſich jclbe 
fändig bei ber Anffichtsbehörde befehveren oder and) gegebenenfalls dic Schuldigen 
tegreßpflichtig machen (j. u. $ 44). 

4. Die StQ. erwähnt die von der Stadtv.-Berf. aus ihrer Mitte eingeſetzten 
Ausihüffe, Kommiffionen, Deputationen nur an diefer Stelle und tennt 
fie mr infofern, al8 fie die Ausübung des Kontrolfrechts zum Zivede Haben. Andere 
SO., wie $ 111 Hannover, legen der Stadtv.-Ber. ausdrüdlid die Befugnis bei, 
auch Ausicüffe zur Vorberatung der Beratungsgegenftände aus ihrer Ditte_einzur 
fetgen. Auch im Geltungsbereihe der StO. ift in den Geicjäftsordnungen der Stadıv. 
im Anſchluß an die Inftruktionen behufs der Geſchäftsführung der Stadtv.-Beri. 
vom 19. Nov. 1808 (65. de 1806—1810 ©. 471) $ 20 md vom 17. März 1831 
(88. ©. 35)'$ 19 meift die Einführung befonderer Kommiffionen vorgefehen, denen 
micht nur die Borberatung einzelner fpezieller Angelegenheiten überlaffen werden kann, 
Sondern vielmehr gewiffe Gattungen von Beichlüffen ſtets und regelmäßig überwieſen 
werben müffen, che fie im Plenum dev Gtabtv.-Berf. zur Beratung gelangen Können. 
Die Einführung folder Kommiffionen ift gefeglich zuläffig (OBG. 43 S. 89). Turdı 
eine ſolche Einritung fann zwar eine gleihmäßige, grünbdfidere und obieltivere 
Behandlung der Geſchäfte erzielt werden. Aud Tann ſich imfolgedeffen cher 
eine Tonftante Pragis bilden und das Urteil einzelner Mitglieder der Berjammfung 
in gewiffen Dingen zu möglichft fachgemäßer Weiſe ſich geftalten. Dennoch laficn 
ſich gan eine foldje Einrichtung gewichtige Bedenken nicht unterdrüden. Das Prinzip 
der Deffentlichteit bei den Beratungen der Stadto. wird verlegt, indent die wichtigften 
Angelegenheiten in geheimen Sigungen eines Vruchteils der Stabtp.-Berf, dem Namen 
nad) zwar nur vorberaten, aber in Wahrheit definitiv erlebigt werden. Die Des 
ratung in öffentlicher Sigung hat oft kaum den Wert eines Scheines. Sie ift gegen- 
über der geheimen Kommifftons-Sigung mur Nebenſache. Der Schwerpunttder 
Tätigfeit der Stadto.-Berf. wird in die Hände einer nur geringen Anzahl der Mit- 
alicder gelegt, das Bewußtjein der Verantwortlighteit für die gefaßten Beichlüffe bei der 
Vehrzahl der Mitglieder aber gefgwädht. 8 follte daher nur in den feltenften Fällen 
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zu bem Ausfunftsmittel der Einſetzung befonderer ſtändiger Fachbeputationen gegriffen, 
dagegen durch Aufftellung einer pafenden Geihäftsorbnung, insbefondere durch Ber 
Rimmungen, welde jeden Mitgliede die Vorlagen in ihrem ganzen Umfange zu— 
gänglid) machen, dafür Ser getragen werden, daß jebes Mitglied fich felbf die 
mötige Ueberfiht über den Gegenftand der Verhandlung und ein möglicft facge- 
mäßes Urteil bilden kann. 

Es iſt in Zweifel gekommen, ob der Magiftrat den Sitzungen und Ber 
zatungen aud) derjenigen Deputationen der Stadto.-Berf., weder außer dem Falle 
des 5 37 zuc Borberatumg eingefeßt werden, beimohnen dürfe. Der Ziorifel ift 
ein umbegründeter, jedenfalls binfichtlich der Gihungen der wohl überall beftehenden 
Rehnungs-Revifions-Deputationen. Denn gerade diefe Deputation fällt unter ben 
$ 37, da fie im eminenten Sinne den Zwec hat, zu ermitteln, ob die Verwaltung 
nad) den Beſchlüſſen der Stabtv. und nad) den Etats geführt, ob die Einnahmen und 
Ausgaben gehörig nachgewieſen, und ob die dem Magiftrat bewilligten Gelder bes 
Nimmungsgemäß verwendet find bergt, Pipers, Monatsicrift de 1868 ©. 311, 479). 
Die Zulaffung des Magiftrats zu allen Kommiffions-Sigungen — aber aud) 
dem Sinne und Geifte der StO. Mas von den Beratungen der Gejamtheit der 
Stabtv. gilt, muß au von den Beratungen der Kommillionen, welde nur einen 
Zeil des Ganzen bilden, Geltung haben. Die Zulaffung der Magiftratsmitglieder zu 
den Kommiffions-Sigungen iR übrigens jegt wohl in allen Geihäftsornungen der 
Stabtv., befonders der zu Breslau und Berlin, anerkannt. — iſt ſie 
jedenfalls, da nicht nur dadurch viele Schreibereien und Weitläufigkeiten vermieden 
werben und eine nicht unerheblidhe —— eintritt, fondern eine ſolche Praris 
aud) cher zu einem gedeihlichen Zufammentwirten beiber Rollegien wirkt (vergl. bie 
Arußerungen des Abg. Richter-Hagen bei der Leratung de8 Entwurfs 1876 in der 
Sigung des Abg.-Haufes am 18. März 1876, Sten. Bericht ©. 781). Indeß hatte 
der Minifter in einem Spezial-Fale dahin entjdieden, daß mad) den beftehenden Bor- 
ſchriften das Recht des Magiftrats, zu den Kommiffions-Siungen ber Stabtv. hin- 
Zugezogen zu werden, nicht anerkannt werben Fönne (BOB. 4 ©. 27). Der Magiftrat 
Tanın jedod) feine Zuflimmung zu einer Geſchäftsordnung der Stadtv., in welcher die 
Bildung von Stadtv.-Deputationen vorgefehen ift, von der Aufnahme der Beftimmung 
abhängig machen, daß feine Vertreter zu den Sigungen der Deputationen zugelafien 
werden. Durh OBG. (43 ©. 85) ift nunmehr fefigeftelt, daß fi) das dem Da- 
giftrat zuftehende Mecht der Beteiligung an der Vollverfammlung der Stadto. ac 
auf die Sigungen folder Ausichüfie (Rommiffionen) erftredt, welche dic Stadtv.-Berj. 
zu anderen, al8 ben ſich aus $ 37 ergebenden Zweden einfegt. Der Stabtv.-Borit. 
bezüglich die Vorfitenden der Ausichüffe find verpflichtet, von jeder Sitzung der letzteren 
fowie von dem Gegenftande der Verhandlungen (Tagesordnung) dem Magiftrate 
Kenntnis zu geben. 


8 38. 


Die Stadtverordneten-Verfammlung wählt jährlich einen Vor— 
fenten, jo wie einen Stellvertreter deffelben, und einen Schrift— 
führer, jo wie einen Stellvertreter beffelben aus ihrer Mitte, doch 
tann auch die Stelle des Schriftführer ein von den Stadtverordneten 
nicht aus ihrer Mitte gewählter, in öffentlicher Sigung hierzu von 
bem Bürgermeifter vereideter Protofollführer vertreten. Dieſe Wahlen 
erfolgen in dem $ 32 vorgefchriebenen Verfahren. 

Die Stadtverordneten verfammeln fi, jo oft es ihre Gejchäfte 
erfordern. 

Der Magiftrat wird zu ullen Verfammlungen eingeladen und 
Kann fich Durch Abgeordnete vertreten lafjen. Die Stadtverordneten 
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können verlangen, daß Abgeordnete des Magiftrats dabei anweſend 
find. Der Magiftrat muß gehört werden, fo oft er es verlangt. 


1. Die Wahlen de3 Borfigenden und Schriftführers, ſowie deren Stellvertreter, 
haben jährlich (nad) H.N. 5 41 alle gi Jahre) zu erfolgen, und zwar nad) StO. 
Shleswig-Holftein ($ 48) erft nad) Einführung ber meugewählten Mitglieder. CB 
erfgeint billig, auch im Bereiche der StO. danac) zu verfahren und eine dahingehende 
Beftimmung ın die Gefdäftsordnung aufzunehmen (Jebens ©. 164). 

Zur Annahme ber Stellen eines Vorfigenden und eines Schriftführer Tann 
der Stadto. nicht gezwungen werben. Die Befimmung bes $ 74 betr. die Ber- 
pflihtung eines fiimmfähigen Bürgers zur Annahme einer unbefoldeten Stelle kann 
nit in Frage tommen, da ber Borfigende und riftführer aus ber Mitte ber 
Stadtv.-Berf. gewählt werden. Auch durch die Gefdäftsordnung kann eine Ber- 
pflichtung micht eingeführt werden. Im Betreff des Cehriftführers zeigt die Beftimmung 
des Abf. 1 einen Ausweg (PBB. 15 ©. 563). — Die Gemwählten bleiben in Funktion, 
bis ihre Nachfolger gewählt find. Ein Stabtverorbneten-Borfteher, deffen Wiederwahl 
als Stadtverordneter angefochten ift, behält fein Ant, bis das bie Ungültigfeit feiner 
Dahl ausfpredjende Erkenntnis rehtsträftig geworben if (POL. 24 ©. 28). 

Bon dem im Abf. 1 Schlußfat bezw. im $ 32 vorgefchriebenen Wahlverfahren 
darf aud die Geſchäftsordnung nicht abweichen. 

Der Vorſitzende und Schriftführer, fowie deren Stellvertreter, bilden nad) den 
Geihäftsordnungen den Borftand oder das Bureau der Stadto.-Berf., welchem die 
im $ 47 vorgefehriebene Unterzeihinung der Beichlüffe der Stabto. übertragen ift. 
Außer dem Vorfigenden und Schriftführer und ihren Stellvertretern werden nad) den 
Geichäftsordnungen vielfach noch „Beifiger“ gewählt, melde den Vorfigenden in ber 
Handhabung der Geichäfte in der Sigung zu unterftügen haben. 

2. Die Anfellung und bie Befoldung eincs befonderen Protofolführers 
fowie fonfliger Bureau- und Unterbeamten der Stabtv.-Berf. jet einen Geimeindes 
beſchluß, die Zuſtimmung des Magiſtrats, voraus. (Die Genehmigung der 
Auffichtöbehörde if nicht erforderlich.) Außerdem ſteht den Stadtv. auch mir die 
Wahl bes im $ 38 bezeichneten Protofoflführers gu, nicht aber die Wahl fonftiger 
Bureau» und Unterbeamten der Stabtv.-Berj. Diefe Beamte find Gemeindebeamte, 
welche der Magiftrat wählt. Ingteigen ſteht die Disziplin über folde der Stadtv.-Berf. 
beigegebene Beamte lediglich dem Vürgermeifter, bezüglich dem Magiftrat, zu. Doch 
find dergleichen Beamte den Weifungen des Stadtv.-Boritehers zu folgen verpflichtet. 

3. Nach Abf. 3 erhält der Magiftrat das wertvolle Recht eines votum con- 
sultativum in ben Stadtw.Verſ. ein Hecht, das er durch von ihm oder vom 
Bürgermeifter (von dieſem Kraft feiner Befugnis zur Leitung ber Geidäfte ($ 58) 
ernannte Abgeordnete, insbefondere auch durch den ftändigen Dezernenten, aber auch 
daburd) ausüben fanıt, daß er in corpore eridjeint. Imsbefondere gewährt die Teile 
nahme in corpore den Borteil, daR dung) unmittelbaren Verkehr und Gedanten- 
austauſch viel dazu beigetragen werben Tann, um Mißverftändniffe, Weiterungen und 
Stodungen zu befeitigen. Wbgeiehen davon wird dadurch bie Möglichkeit gemährt, 
über die verſchiedenſten Materien ſchnell Auskunft zu erteilen. Auch jedem einzelnen 
Ditgliebe des Magiſtrats, auch wenn es nicht beputiert ift, ift die Anmefenheit in der 
Sitzung geftattet. Doc) darf das einzelne Mitglied eine ſoiche Gelegenheit nicht be» 
nugen, um. feine perfönlidjen Anfichten gegenüber einem Beichluffe des Magiftrats zur 
Geltung En bringen. Vielmehr darf es fid) nur im Sinne der Majorität des Dia- 
giftratsfolegii äußern, beim der Dagiftrat fteht der Stabto..Berf. als einheitliche ge- 
ſchloſſene Koͤrperſchaft gegenüber (Schmieber „die Vertretung bes Magiftrats in den 
Sitzungen der Stadtv.-Berj.“ im PBB. 24 ©. 211). 

Der Austrud „fo oft“ (Nbf. 2) it nicht gleichbedeutend mit „icderzeit“ und 
beredjtigt den Dagiftrat nicht, den Medner zu unterbreden. Wohl aber muß er 
gehört werben felbft dann nodj, macdem die Verhandlung für geichloffen erflärt 
worden ift. Für folche Fälle iſt in den Gefchäftsordnungen die Beftimmung zu treffen, 
daß dann die Beratung überhaupt für wiebereröffnet gilt. 


SO. 5 38. Gemeit tlihe B J des Magiſtrats 
a ae 169 


Aug zu ben geheimen Sigungen muß der Magiſtrat eingeladen und zugelaffen 
werden (MR. vom 11. Juli 1851 ©. 116), au wenn es fih um Beihlußfaffun 
über Beſoldungs · oder Dienftverhältniffe der Magiftratsmitglieder handelt. Doch muß 
ein interefftertes Mitglied felbftverftändlid, fern bleiben. Die Einladung des Magiftrats 
zu den Sitzungen ber Stabtv.-Berf. und defien Anhörung bei jeder zur Verhandlung 
gelangenden Angelegenheit ift ein weſentlichts Erfordernis, um eine Sigung al8 eine 
gefeglich einberufene erachten zu fönnen (f. die Abhandlung in PBB. 25 ©. 529). 

In PBB. 17 ©. 804 wird zu Unrecht angenommen, daf als Abgeordnete des 
Magiftrats auch folche zugelaffen werden müflen, die nicht Mitglieder des Magiftrats 
find. Es Tann nicht einmal für zuläffig erachtet werden, daß ber Magiftrat Gemeinde 
beamte als feine Kommiffarien aborbnet. Macht fich eine Information ber Stadto. 
direft durch Gemeindebeamte nötig, wie das bei tednifchen ‘ragen der Fall fein 
tan, fo muß diefelbe in einer zwangloſen Borbeiprehung der Stadtv. erfolgen 
(Leibig * 97. Anderer Meinung Schmieder a. a. O. PvB24 ©. 212, Ledermann 

. 141). 

Die Etabtv. können das ihnen in Abi. 3 Sat 2 zugeftandene Hecht, zu ver- 
langen, daß Abgeordnete des Magiftrats bei ihren Verfammlungen anwefend find, im 
Wege der Beſchwerde bei dem Meg.-Bräfidenten geltend machen. 


3. Gemeinſchaftliche Berfammlungen und Befhlüffe beider ſtädtiſcher 
Kollegien find der StO. unbelannt. In der Hannöverfhen und Schleswig · Hol · 
fteiniihen StO. bilden fie die Regel. Danad} vereinigen fid) in den zur Zufländigfeit 
der Stabto.-Berf. gehörigen Angelegenheiten beide Kolegien unter dem Borfite des 
Bürgermeifters zu gemeinfhaftlihen Gigungen, in denen gleichwohl jedes Kollegium 
für fi abfimmt. Auch unter der Herrihaft der StO. find in der Praris Icon 
bisher foldje geimeinfame Beratungen üblich, namentlich, wenn wichtige Gemeinde» 
angelegenheiten vorliegen, die eine fchnelle Berftändigung zwiſchen beiden Kolfegien 
erheiſchen. Gemeinfhaftlihe Kommiſſionen find übrigens in dem Falle des $ 36 
vorgefjrieben und außerdem überall befannt, um in ihnen wichtige Sachen vorzut- 
beraten. Gemeinfaftlihe Sigungen find aber in neuerer Zeit zuc Vornahme von 
Bablen mehrfad) angeordnet. Co übertrug $ 60 Ausführungsgefeg vom 8. März 
1871 die Wahl der Mitglieder der ſchiedsrichterlichen Rommiffonen für Streitſachen 
verichiedener Ortsarmenverbände in Armenangelegenheiten in den zu feinem Yandfreife 
gehörigen Städten dem Gemeindevorftande und der Gemeindevertreiung im gemeine 
Ähaftliher Situng (vergl. über diefen Fall $ 43 Zuf.-Öef.). Im gleicher Weife 
erfolgt die Wahl der Streistagsabgeordneten mad) $ 104 Kr.-Lrdn., fowie in den 
Stadtkreifen die Wahl der Provinzialfandtags-Abgeordneten nad) $ 15 Pr.-Cxdn. durd) 
Magiftrat und Stabtv. in gemeinfhaftliher Sitzung. Andere den Stadtkreis Berlin 
betreffende Fälle gemeinfhaftlicher Sihungen . $ 43 und 46 LWG., vergl. aud) Gef. 
betr. die Pol.-Berwaltung in der Etabt Charlottenburg ufw. vom 13. Juni 1900 
182. ©. 297) u. Eintommenft.-Gef. 4. Juni 1891 ($ 41 Abſ, 2). Für dergleichen 
Sigungen beftimmt BMB. 1871 ©. 168, daß, nachdem fih Bürgermeifter und 
Stadiv.-Borfteher über das Potal und die Zeit der gemeinichaftlichen Sigung geeinigt, 
der Vürgermeifter zu derfelben die Mitglieder des Magiftrats, der Stadtv.rBorfteher 
aber die Stadto. zu berufen hat. In der Sibung führt der Bürgermeifter den Borfig 
und leitet den Wablatt. 

Der Entwurf 1876 geftattete zur vorbereitenden Erörterung einzelner Ans 
gelegenheiten die Bildung gemifchter Tommiffionen aus Mitgliedern des Magiftrats 
umd der Stadtv.-Berf., fowie auch auf Antrag des Bürgermeiflers oder des Dlagiftrats 
die Anberaumung gemeinſchaftlicher Sitzungen beider Kollegien, jedod) ınit der Maß» 
gi daß eine definitive Beſchlußfaſſung in folden Sigungen nicht ftattfinden dürfe. 

ud ohne ausdrüdliche geſetzliche Vorſchriften werden derartige gemieinſchaftliche 
Situngen und gemifchte Kommiffionen nicht unzuläffig fein, wenn zmitcen Magiftrat 
umd Stabto.-Berf. über Anberaumung .einer foldhen Sigung bezüglich Wildung einer 
ſolchen Kommiffion Einverftändnis erzielt wird. Selbftverftändlih muß jedes Kolle- 
gium, wenn bindende Belchlüfie gefaßt werden follen, für fid), wenn auch nicht ge» 
rade in getrennter Sitzung abftummen (ſ. Ledermann ©. 143, Gerfimeyer ©. 73). 
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g 39. 


Die Zufammenberufung der Stadtverordneten geſchieht durch 
den Vorſitzenden; fie muß erfolgen, fobald es von einem Viertel der 
Mitglieder oder von dem Magijtrat verlangt wird. 


Zu der erſten Sitzung im Jahre, in welder der Borfitende erft gewählt 
werden foll, wird die Einladung durch den bißherigen Stabtv.-Borfteher, dur, das 
nad) Jahren oder wenn ſich dies nicht ohne Weiteres ermitteln läßt, durch das nad) den 
Jahren feiner Mitgliebihaft ältefte Ditglieb ber Berfanumlung aber dann ergehen 
müffen, wenn der Borfigende oder defien Stellvertreter wegen Ablaufs der Wahl- 
periode ausgeſchieden find. Dasſelbe wird gelten können, wenn im Laufe des Jahres 
beibe Borficher fehlen follten. CS eridjeint ziwedmäßig, hierüber eine Betimmung 
durd) die Geſchãftsorduung zu treffen. 

Sollte der Vorfigende im Falle des Schlußſates des $ 39 fi) weigern, bie 
Stadt.-Berj. einzuberufen, fo würbe er durch die Aufſichtsbehörde dazu durch Erefutiv« 
Araf-Androhung zu zwingen fein (j. $ 46, BBB.5 ©. 219, Jebens ©. 289. Anders 


Ledermann ©. 14). 


$ 40. 


Die Art und Weife der Zufammenberufung wird ein für alle 
mal von der Stadtverordneten-Berfammlung feftgeftellt. 

Die Zufammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenftände 
der Verhandlung; mit Ausnahme dringender Fälle muß biefelbe 
wenigfteng zwei freie Tage vorher ftatthaben. 


1. D. h. zwiſchen dem Tage der Einladung zu einer Eitung und zwiſchen 
dem Tage, an welchem diefelbe abgehalten werben foll, müffen mindeftens zwei volle 
Ralendertage liegen. Ob zu den freien Zwifchentagen ein Sonntag oder Feiertag 
gehört, ift arciggitig. 

2. Die Gefhäftsordnung Hat über die Art und Weife der Zufammenberufung 
die erforderlichen Feftfegungen zu treffen. Die Aufammenberufung erfolgt zumeift durg 
ortsübliche —— und durch Kurrrende oder durd) ſpeiele Ihriftliche Ein» 
ladung am jeden Stadtv. Die Pubtifation durd) Yotalblätter if ziwedmäßig, aber nicht 
vorgeſchrieben. 

3. Bindend find die Vorſchriften, daß die Zuſammenberufung von dem Bor- 
figenden ausgeht, daß in allen nicht dringenden Fällen zivei freie Tage vorhergeben, 
daß ebenfo Tange vorher auch die Gegenflände der Werhandlung den Stadto. und dem 
Dagiftrat mitgeteilt werden müflen (OBG. 41 S. 43). Fehlt «8 an einer orbnungs- 
mäßigen Zufammenberufung, ift insbefondere die für fie geforberte Padungsfrift nicht 

Dal, 6 find die gefaßten Befchlüffe nichtig. Durch ein Anerfenntnis der Ber 
— Seitens der nicht ordmungsmäßig geladenen Mitglieder Tann die Nichtigkeit 
micht geheilt werden. Auqh eine taatliche Beftätigung läßt einen ſoichen Beihluß nicht 
fonvaleszieren. Die Stadtv. müfjen unter Angabe aller Berhandlungsgegenftände 
eingeladen werden, aud) derjenigen, melde in geheimer Situng zur Verhandlung ge» 
fangen follen. Das Gefeg gewährt nicht die redtliche Möglichteit, den Anſpruch 
der Stabto. auf die vorgängige Mitteilung unerfüllt zu Iaffen, wenn auch ein nod) fo 
große Intereffe befteht, welches für die Geheimhaltung der Angelegenheit fprict. 

ie Geidäftsorbnung wird jedod) vorfehen fönnen, daß der Vorſibende folde 
ais geheim zu behandelnde Gegenftände nur fummarifch, ohne nähere Bezeichnung 
des individuellen Inhalts in der Tagesordnung aufführt, ſowie daß in der durch die 
Tagesblätter zu veröffentlichenden Tagesordnung das ausgeichloffen bleibt, was ber 
Borfigende als zu öffentlicher Verhandlung ungeeignet anfteht. 

Außerdem Lönnen bie von einem Stabtv.-Vorftcher einberufenen Sitzungen als 
geieglich einberufen mur dam amgefehen werden, wenn zu ihnen der Magiftrat 
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eingeladen und zugelaffen ift ($ 88). Jede andere Berfammlung von Stadw. ift, 
weil nicht durch daS Gef. angeoronet, der Polizeiverwaltung anzumelden ($ 21 Gef. 
v. 11. März 1850), namentlich wenn ftädtifche Angelegenheiten nicht mur bei einem 
geigentigen Aufammentreffen gefprächämeife befprodhen, fondern wie bei den fog. 

orerfamimlungen umd vertraulichen Beſprechungen von einer Anzahl beſonders zus 
fammenberufener Gtabtv. unter einer getwiffen Leitung und in einer gemiffen Form 
erörtert werden g 1 Gef. v. 11. März 1850, vergl. Johow, Entf. des Kammer 





— &0. 19 5, 362 md bie Gntic. Biefes Oerihtähnfes baum 2. März 1898 und 
6, Degbr. 1004, abgeörudt in’ der Deutf, Gemeindepeitung 1899 ©. 58 u. 1894 


. Die Gtabto.-Berf. hat darüber zu befchliehen, weldje Fälle als „dringende“ zu 
erachten find. Hat fie die Dringlichleit ausdrüdlich beichloffen, fo fan aus der 
Nichtbeachtung der Frift des $ 40 fein Einwand geltend gemacht werden. Ob trogben 
eine Beratung unb Befchlußfaffung eiliger Sachen ftattfinden darf, wenn joldje eilige 
Sachen den Stadtv. umd dem Magiftrat nicht bei der Berufung oder nicht noch vor 
dem Zufammentritt der Berfammlung, alfo vor der Sitzung mitgeteilt worden find, 
kann nach dem Wortlaut des $ 40 zweifelhaft fein (OBG. 41 ©. 43). Die Praris 
Häft die Belhlußfaung nicht für unzuläffig. 


ga. 

Dur Sant der Stabtverordneten fünnen auch regelmäßige 
Sigungstage feitgefegt, es müſſen — auch dann die Gegenſtände 
der Verhandlung mit Ausnahme dringender Fälle mindeſtens zwei 
freie Tage vorher den Stadtverordneten und dem Magiftrat ange— 
zeigt werben. 


Die Feſtſetzung der regelmäßigen Situngstage, ſowie die Art und Weiſe der 
Zufanmenberufung, gehört zum auefchfießlichen Gefchäftstreife der Ctadtv.-Berf, und 
bevarf der Zuffimmung des Magiftrats nicht, eg müßte denn fein, daß dahin ziefende 
Vefimmungen in die Gejhäftsordinng aufgenommen wären. Die Geihäftsordnung 
Tann aud) eime Vorferift des Inhalts enthalten, daß die Tage der ordentlichen 
Eitungen für gewiſſe längere Perioden von der Stadtv.-Berf. felbft im Borans feft- 
geiegt werden. 

Die Bedeutung der Feftfegung regelmäßiger Sigungstage ift nur die, daß cs 
der Einladung der Mitglieder und des Magiitrats I den einzelnen Sigungen nicht 
bedarf. Die Worfchriften im Abf. 2 des 5 40 — Däitteitung der volftändigen Tages⸗ 
ordnung und Immehaltung der zweitägigen Frift — müffen aber aud) hier zur Ver—- 
meidung der Nichtigkeit der gefaßten Beſchluſſe beachtet werden. 


8 42. 

Die Stadtverordneten-Berfanmlung kann nur befchliegen, wenn 
mehr als die Hälfte der Mitglieder zugegen ift. Eine Ausnahme 
hiervon findet jtatt, wenn die Stadtverordneten zum zweiten Male 
zur Verhandlung über denſelben Gegenitand zufanmenberufen, 
dennoch nicht in genügender At erfchienen find. Bei der zweiten 
Zufammenberufung muß auf diefe Beftimmung ausdrücklich hinge— 
wieſen werben. 

Ob mehr als die Häffte der zur Zeit der Sitzung bem Kollegio nod ange 
hörigen Mitglieder — oder mehr als die Hälfte der im $ 12 bezw. durch das Ortd- 

tut dorgefchriebenen Mitgliederzahf, iR ſireing Der Entwurf 1876 entichiedb im 
me der legteren Meinung. Dit Recht. DVG. 18 ©. 48 gleihfale unter aus- 
führlicher Begründung. Borausfegung der Anwendbarkeit der Ausnahmevorfehrift im 
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Sat 2 if: daß die Nict-Anmefenheit einer im Sinne ber Regel beitußtätigen An- 
zahl auf dem Fernbleiben folher Dlitglieder, bie noch im Amte befindlich find, beruht. 
Cine zweimalige Ladung genügt dann nicht, wenn es überhaupt an einer beihluß- 
fähigen Anzahl noch fungierender Mitglieder fehlt (OB. 18 ©. 48). Auch bei An- 
wendung des Sates 2 des $ 42 mühjen bie Vorſchriſten der 66 3941 betreffend 
die Einberufung der Stadtv.-Berj. befolgt werden. Der Mangel des Hinweifes macht 
die gefaßten Beſchlüſſe ungültig, wenn nicht mehr als die Hälfte ber Stadtv. in der 
Sitzung anmejend waren. 

Die Stadtv. fönnen nur Beſchlufſe faflen, wenn fie Br einer Sigung in Ge⸗ 
mäßpeit der Vorſchriften in ben SS 40, 41, 42 gehörig eingeladen und in der Siyung 
in beflußfähiger Anzahl erihienen find. Ein Abftimmen dur Umlauf, ohne daß 
die Stadtv. verfammelt find, ift unzufäffig (f. $ 57). . 


$ 48. 


Die Beihlüffe werden nad Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorfigenden. Wer 
nicht mitjtimmt, wird ar als anwejend betrachtet, die Stimmen- 
mehrheit wird aber Lediglich nach der Zahl der Stimmenden feit- 
geftellt. 


1, Eine Ausnahme von ber Beflimmung im Abf. 1 Sat 1 enthält $ 4 des Gef. 
betreffend die Bildung der Wahlabteilungen bei den Gemeindewahlen b. 80. Juni 1900 
(8S. ©. 185). Dana) bedarj_e8 zur Belhlußfaffung über die Einführung, Ab- 
änderung oder Aufhebung der Ortsftatute über die Bildung der Wählerabteilungen 
nad) dem Ueberdurchſchnitis bezw. nach dem Biwölftelungsprinzip der Mehrheit von 
zwei Drittel der abftimmenden Stabtverorbneten (j. $ 13 StD. ©. 82). 

2. Die Abfimmung in der Stadtv.-Berf. muß eine offene, darf feine geheime 
fein. Cine Beftimmung der Geihäftsorbnung, melde in einzelnen Angelegenheiten 
— über perſonliche Zulagen, über Gehaltserhögungen, über Remunera- 
tionen an Gemeindebeamte ufw.) eine Icriftliche, aiſo geheime Abftimmung einführen 
will, iſt gejegwidrig (PBB. 15 ©. 427). 

Im Uebrigen kann durch Sigenbfeiben, Auftehen, Händenufgeben oder dergf. 
abgeftimmt werden. Auch eine ftillicweigende Abftimmung und Beichlußfaffung iſt 
—2 — wenn fie nur Binteihend erſtheint, um bie Verſammiungund ihren 

orfiteenden davon zu überzeugen, welchen Willen bie Mehrheit der Berfammlung 
dofumentiert, AN ®. bei einer Erklärung des Vorſidenden, wenn fein KWiderfprud er- 
folge, werde die Annahme eines Antrages als angenommen erachtet (PBB. 14 ©. 147). 
Das Abftimmungsverfahren ift durch Die Gef äjtsordnung feizufegen, ingleien aud) 
das Verfahren bei Wahlen, welche zit unter die Beftimmungen ber $$ 32, 38 fallen. 
Die Abftimmung durch Stimmzettel bei allen von der Stadtv.-Berf. vorzunehmenden 
Bahlen würde zu zeitraubend fein. Die Stimme des Vorfigenden enticeidet aud) 
bei der Abſtimmung mittelft Siimmzettels bei Wahlen (fo auch Lebermann ©. 147. 
Anders Kappelmaın ©. 115). 

3. Der Schlußſatz fol die Beſchlußfähigkeit für den Fall außer Zweifel ſetzen, 
daß im ber Tat die größere Hälfte der Anwelenden an dem Beſchluſſe nicht teilnimmt. 
Die Befhlußfähigkeit der Stadto.-Berf. wird nad) Sa 3 baburd) nicht in Frage ger 
fielt, daß weniger als die Hälfte ber Mitglieder abflimmen, wenn mur mehr ale 
die Hälfte der Mitglieder anmefend if. Zur Feftftellung der Beſchlußfähigkeit werden 
alfo die Anweſenden, zur Fefiftellung des Ergebniffes der Abflimmung die Abftimmen- 
dem gezählt. Diejenigen, welche fi der Abftimmung enthalten wollen, müffen diefe 
Enthaltung von der Abftimmung irgend wie äußerlich erkennbar machen. Bei Zettel- 
abftinımung gefchieht Dies durd; Abgabe feiner oder unbefchriebener Zettel, jonft durch 
ausdrüdlice Erklärung oder dur; Verlaffen des Gitungszimmers. Cine hinterher 
nad) der Abftimmung) abgegebene Erklärung würde feine Wirkung haben. 
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844. 

‚An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen der Stadt- 
gemeinbe barf derjenige nicht heil nehmen, deſſen Intereffe mit 
em ber Gemeinde in Widerſpruch fteht. Kann wegen diefer Aus- 
ſchließung eine beihlußfähige Verfammlung nicht gehalten werben, 
jo hat ber Magiftrat oder, wenn auch dieler aus dem vorgedachten 
Grunde einen Augen Beſchluß zu faſſen nicht befugt ift, die Auf- 
sichtsbehörde fir Die Wahrung bes Gemeinde-Intereffes zu forgen 
und nötigenfalls einen befonderen Vertreter für die Stadtgemeinde 
zu beftellen. 

‚Sollte ein Prozeß der Stadtgemeinde gegen alle oder mehrere 
Mitglieder des Magiſtrats aus Beranlaffung ihrer Amtsführung 
nothwendig werden, BR hat die Regierung auf Antrag der Stadt» 
verordneten-Verfammlung zur Führung des Progefjes einen Anwalt 
zu beftellen. 

Dazu Zuſt⸗Geſ. $ 17 Nr. 2: 

Der Begiels-Ansjhuß befchließt, foweit bie Befhlußfaffung nad) den Gemeinde» 
verfafjungsgejegen ber Auffichtsbehörde zuſteht, an Stelle der Gemeindebehörden im 
Falle ihrer durch widerſprechende Interefien Herbeigefühtten Beſchlußunfähigkeit. 

An Stelle der Regierung (Abſ. 2) tritt der Regierungspräfident. Für Berlin 
der Ober-Präfident ($ 7 Zuf.-Gef.). 

Für den Stadtkreis Berlin if im Kalle des ZuſtGeſ. 5 17 Nr. 2 der Bezirke» 
Ausſchuß gleichfalls zufändig ($ 161 Zuf.-Gef.). 

1. Bergl. $ 57 Abf. 3 hinſichtlich der Magiftratsmitglieder. Die Beſtimmunt 
des 5 44 ift im Wefentlichen aus der Kab.-Ordre vom 18. Juli 1833 (68. ©. 5 
entnommen. Cine prägifere Feffung hinfichttic der Fälle, in denen ein Stabto. von 
der Belhlußfaffung auszufcliegen ıft, möchte erwünict fein. Im der Praris wird 
angenommen, daß der Stadtv. auszufcließen ift iu folhen Angelegenheiten, in denen 
es fi) um feinen perfönlien, individuellen Vorteil, um fein Privatiutereffe, um ein 
den allgemeinen Iuterefjen gegenüber ftehendes, wenn auch nicht gerade das Vermögen 
berührendes Sonderinterefje des Einzelnen handelt. Ein nur amtliches Interefie ſieht 
dem perfönfien privaten Teinestegs gleich und ebenfo wenig erfüllt den Hier voraus 
gefegten Tatbenand ein foldhes Intereffe, weiches aus der Diitgliedfhaft zu einer 
anderen Korporation erwächſt. Es können alfo 3. B., wenn die Stadtv.-Berf. über 
Rechte und Pflichten der Stadtgemeinde gegenüber einer ftädtifc—hen Kirchengemeinde 
‚oder gegenüber den ſtädtiſchen Grundbefigern verhandelt, diejenigen Stadtv., welde zu 
der Kirchengemeinde oder zu den Grundbefigern gehören, nicht von der Beratung aus- 
geſchioffen werden, ferner nicht ein Staatsbeamter beim Anlauf eines fistafifden Orund- 
üdes durch die Gemeinde (MR. 13. Auguft 1840 ©. 313; 28. Mai 1850, Hübner 
SD. ©. 169). Ebenſo wenig wird der Stadtv. in allen Fällen ausgeichloffen werden 
fönnen, in denen es fi um das Intereffe feiner Verwandten handelt, Doc) kaun 
hier ein Privatvorteil vorhanden fein, weın es fi um Angelegenheiten folder Ber» 
wandten handelt, zu denen das Mitglied in einem Bi ifje ſteht, das es, 
wenn auch indirelt, als felbftbeteiligt erjcheinen läßt. Es wird dies insbeſondere dann 
angenommen werden Lönnen, wenn zwiſchen dem Mitgliede und ber dritten. Perſon 
die gegenfeitige geſetzliche Verpflichtung zur Gewährung des Unterhaltes oder ber 
Unterftütung obwaltet, was in dem Berhältniffe des Ehegatten, der Verwandten in 
auf« und abfteigender Linie und der Geſchwiſter der Fall iſt. Diefen Ausführungen 
entfprecjend_beitimmt $ 64 StO. für Echleswig-Holfein, daß der Stabtv., wenn mit 
dem Imtereffe der Stabtgemeinde bei einem Beratungsgegenftande fein perjönfidies 
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Privatintereffe oder das eines nahen Angehörigen (Eitern, Kinder, Ehegatte, Geſchwiſter) 
in frage fteht, der Teilnahme am der Beratung ſich zu enthalten hat. (Bergl. noch 
$ 139 Kr.-D. hinſichtlich der Mitglieder des Kreisausihufies und $ 54 Brov.-Ordn. 
binfichtfidh der Mitglieder des Provinzial-Xusfcufjes). Adgefehen hiervon Tönnen ſich 
wohl Fälle denken laffen, two eine ausgedehntere Anwendung des im $ 44 liegenden 
Prinzips angezeigt erideint, 3. B. wenn es ſich um fonfurrierende Zuterefien der 
Mündel eines Stadtv., ſowie folher Korporationen und Erwerbsgeſellſchaften handelt, 
zu deren Borftand und Auffichtsrat der Stadtv. gehört. Eine Erſchöpfung aller dent» 
baren Fälle aber erſcheint überhaupt nicht möglih. Das natürliche Auſtandsgefühl 
wird den Eimelnen abhalten, gegen den Sinn der Borfhrift zu Handeln (BBB. 21 
€. 273. Jebens ©. 233), 

Der bezügfiche Stadto. ſoll auch während der Beratung im Sigungszimmer 
nicht anweſend fein. Denn feine bloße Gegenwart, wenn er fi aud) bes Bitiprechens 
enthielte, würde immer eine paffive Beteiligung fein. Wird unter Hinweis auf $ 44 
ein Stabto.-Beihluß angefochten, fo reicht e8 zu feiner Richtigleit bin, mern aud) 
nur ein intereffiertes Mitglied Teil an der Verhandlung genommen hat, follte auch 
zu ermitteln fein, daß aud) ohne feine Stimme eine Majorität vorhanden war. Denn 
der Einfluß des betreffenden Mitgliedes auf die Faffung des Veichluffes ift nicht fe- 
zuſtellen. Er kann fid) ebenfo wohl dur lautes Ausfprechen, als auch dur für die 
Verſammlung nicht wahrnehmbare Einwirkung auf einzelne Stabtv. geäußert haben. 
Der Vorfitende hat dasjenige Mitglied der Berfammlung, welches er fir intereffiert 
häft, zum Berlafjen des Situngsjaales aufzufordern. 

Der 5 44 wird night auf den Fall bezogen, daß ein Gtabtv., welcher bei der 
Wahl einer Magiftrarsftelle ais Bewerber auftritt, an der Wahl jelhft Teil nimnit, 
Ein eigentliher Widerfpruch des individuellen Privat-Interefjes mit dem der Stadt- 
gemeinde if} micht nachweisbar, auch nicht aus demfelben Grunde dann, wenn der 
Stadtverorbnete als Inhaber vom Atien einer Badeauftalt über die Aktienzeichnung 
feitens der Stadtgemeinde für dasſelbe Unternehmen mitſtimmt. Desgleihen darf ei 
Stadtverordneter am der Beichlußfaffung über die einer Privatfhufe zu gewährende 
Beihilfe Teil nehmen, wenngieich feine Kinder diefe Schule beſuchen. 

2. Die Entſcheidung darüber, ob ein Ausihliegungsgrund zeruzg ſteht zu⸗ 
nächft gemäß 5 46 dem Siadtverordneten -· Vorſteher zu (BBB. 21 ©. 273). . 

Wird e8 fireitig, ob der Fall einer Kollifion der Intereffen und demgemäß ein 
nichtiger Stadtv. Beſchiuß vorliegt, fo Hat, da ein Stadto.-Beihluß, bei welchem ber 
Borſchrift des $ 44 zumider ein interejfierter Stadtverordneter mitgewirlt hat, die 
Geſetze verlegt und geſetzwidrig ift, der Magiftrat eventuell auf Anweifung der Auf- 
fihtsbehörde in Gemäßheit de8 $ 15 Zuft.-Gej. den bezügligen Stadtv.-Beihluß zu 
beanftanden. Es wird dann die Siadiv.⸗Verſ. im Verwaltungsftreitverjahren die 
Gejegmäßigteit des Beſchluſſes auszuführen haben. 

3. Der Fall, daß wegen Aueichfiehung eine befchfußiähige Verſammlung wicht 
abgehalten werden kann, tritt nur dann ein, wenn mindeftens die Hälfte aller Mit« 
glieder der Verſammlung von der Teilnahme an der Verhandlung auszuſchlietzen ift. 

ent entgegengefeßten Falls ift die befehlußfähige Anzahl an fid vorhanden ($ 42). 
Die Verfanmlung muß berufen und fofern durd das Ausbleiben Einzelner eine ber 
ſchlußfähige Berfammfung nicht zu Stande gebracht wird, nad) $ 42 verfahren werden. 

4. Ueber die Frage, ob Mitglieder der Stabtv.-Verf. von Lieferungen, Arbeiten 
oder fonftigen Gefcäften für die Stadt, melde mit Nuten für ben Unternehmer vere 
bunden find, ausgefchfoffen werden Fönnen, vergl. DOZ. 1870, ©. 83. 

5. In 8 17 Ziff. 2 Zuß.-Gef. iſt der Bezirl-Ausfhuß nur infoweit berufen, 
an Stelle der Gemeindebehörden zu beichließen, als bie Beſchlußfaſſung nad dem 
Gemeindeverf.-Gefeg der Auffichtebehörbe zufteht. Nach 544 Abi. 1 Sa 2 ſol aber 
die Auffichtsbehörde (jet Vezirks-Ausfguß) erft eintreten, wenn fowohl die Stadto.- 
Verf. als aud der Magiftrat wegen Kolifion der Intereffen beſchlußunfähig wird. 
Bird fonad) in einem folden Falle die Stadtv.-Berf. allein befhlußunfähig, fo hat 
nad) der befinmten Vorſchrift des $ 44 der Magiftrat zunähft die Anterefien der 
Stadtgemeinde allein wahrzunehmen und wenn die Zuftimmung der Gtadtv.-Berj. 
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zu bem vorliegenden Akte unentbehrlich ift, für diefe einen befonderen Vertreter zu be 
fellen. Wird der Magiſtrat allein wegen Interefien-Kollifion feiner Mitglieder ber 
fhlußunfägig, fo hat nit der Bezirks-Ausfhuß zu beſchließen, fondern es muß für 
ihn von der Auffihtöbehörde ein befonderer Kommiffar ernannt werden (j. $ 57). 

6. Die Beimmung im bj. 2 if durh $ 21 Zufl.-Gef. nidt außer Au 
wendung gefegt, indem $ 21 fih nur auf das Bermaltungeftreituerfahren see. Die 
Novelle von 1877 ($ 29) fhlug vor, die Vefimmung im Abfag 2 in Wegfall zu 
bringen und der Gtodtv.-Berf. die Befugnis zu gewähren, aud dann einen befonderen 
Tertreter der Stadtgemeinde zu erwählen, wenn gegen den Bürgermeiſter oder den 
Magiftrat eine gerichtliche Klage angefellt werden fol. Cs fcheint dies nur eine Ton- 
fequente Anwendung des von dem Zuft-Gefeh im $ 21 einmal anerfannten Grund- 
fages zu fein (f. Jebens ©. 166). “Eine Zuftimmung des Magifirats zu dem Antrage 
der Stadtv.-Berj. ift nicht erforderlich. Die Beftimmung in Abf. 2 hr verhindern, 
daß der Magiftrat in die Lage tommt, VBelchlüffe auszuführen, die wider ihm felbft 
oder mehrere feiner Mitglieder gerichtet find. Auch foll die Auswahl des Anwalts 
in biefem Sale nicht dem Belieben des Magiftrats überlaffen fein. An Stelle der 
Regierung ift der Reg.-Präfident getreten. Cin gemäß Abi. 2 beftelltes Magiftrate- 
mitgfied darf an Abfimmungen, welde den Prozeß betreffen, Zeil nehmen, fofern 
nicht fein bejonderes Privatintereffe berührt wird (PUB. 22 ©. 324). 

7. Abi. 1 Sat 3 hat in 9. N. $ 62 Abj.5 Olgende Faffung: Bei der Beratung 
und Abftimmung über folche Gegenftände, welche ein Mitglied des Magiftzats, feine Che- 
frau, Echweftern ober Verwandten oder Verſchwägerten der im 5 33 Abj. 2 bezeich- 
ucten Art, d. h. Schwiegervater und Schtwiegerfohn, Schwäger, berühren, darf diejes 
Mitglied nicht zugegen Ein, Wird aus diefem Grunde der Magiftrat beihlußunfähig, 
jo hat der Bezirts-Ausihuß für Wahrung des Gemeinbeintereffes zu forgen und 
nötigenfalls einen befonderen Bertreter für die Stadtgemeinde zu befellen. 





$ 45. 


Die Sigungen der Stabtverordneten find öffentlid. Für ein- 
zelne Gegenftände kann durch befonderen Beſchluß, welcher in geheimer 
Sitzung gefaßt wird, die Deffentlichkeit ausgefchloffen werden. Die 
Gidungen dürfen nit in Wirthahäufern oder Schänken gehalten 
werden. 


Rad den StO. 1808 und 181 waren die Sitzungen, der Stadtv. geheim. 
Die Kab.-Ordre vom 19. April 1844 geftattete die Veröffentlichung von Berichten 
über die Tätigkeit des Magiftrats und der Stadtv.-Berj. Durch Kab.-Ordre vom 
23. Juli 1847 wurde widerruflich geftattet, daB in denjenigen Städten, in denen die 
Vertretung des Magiftrats in den Verfammiungen der Stadtv. genügend geregelt fei, 
dur, Gemeiudebeigluß die Deffentlicjfeit der Gtabtn.-Situngen eingeführt werden 
Tonne. Durch Art. 105 Nr. 4 Berj.-Url. wurde das Prinzip der Deffentlicfeit der 
Stadtv.-Gigungen sereatig auerfamut. 

Die Deffentligfeit iR unbefhränft. Die Befchränfungen, wie fe für 
die Beimohnung von öffentlichen Gerictsfigungen (Artilel 18 Gefeg v. 22. Mai 
1852, $ 176 Deutices Ger.-Berf.-Gei.), fowic für die Teilnahme an den Ber- 
fammlungen und Sitzungen politiſcher Vereine ($ 8 Vereinsgeſetz v. 11. März 1850) 
gelten, finden hinfichtiich der Stadto.-Sigungen nicht ſtatt. Dagegen darf zu den ger 
heimen Sigungen Niemand außer den Dlitgliedern des Magiftrats zugelaffen werden. 
Die erwarte der Verhandlung ift fein wefentlides Erfordernis einer Sihung 
der Stadto.-Berf. 

Der Beſchluß in Betreff der Verhandlung in geheimer Sitzung braucht nicht 
in jedem Singetnen Bade beionders gefaßt zu werden. Vielmehr kann die Geihäfte- 
ordnung ein für allemaf Befttwnmung darüber treffen, in welden Fällen die Oeffent- 
Tigpfeit der Beratung auszuihliehen if (PBB. 17 ©. 52). Doc läßt fi immerhin 
daß Bedenten erheben, daß der $ 45 einen „befonderen" Beicluß fordert, und daß 
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damit in Uebereinfiimmung die Forderung fteht, daß der befondere Beihluß in ge» 
heimer Sigung gefaßt werden foll (j. Jebens ©. 167, 237). Der Magiftrat hat das 
Nect, in den Fällen, in melden er aus Gründen des fädtifhen Yuterefies, ſowie 
aus Rüdfiht auf befondere Verhältniſſe, bie Beratung in geheimer Sitzung für an- 
emeſſen Hält, die Stadtv.-Berf. darauf aufmerfjam zu maden, Es bleibt aber dem 
meilen der Stadtv.-Berf. anheimgefellt, ob fie die Deffentlichleit ausſchließen 
will oder nicht. Gin ſolcher Beſchluß bedarf der Zuftimmung des Magifrans nit. 
Die Veröffentlichung ihrer Vefchfüffe Neht der Stadto..Berf. unbedenklich zu. 
Der Zuftimmung bes Dagiftrats bedarf es nur, wenn die Veröffentlichung auf Rädtifche 
ofen erfoigen {oil (IRB. 1860 ©. 169). 


8 46. 


Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und ſchließt 
die Sigungen und handhabt die Ordnung in der Verfammlung. Er 
ann jeden Dee aus dem Sigungszimmer entfernen lafjen, welcher 
öffentliche Zeichen des Beifalls oder Miffallens giebt oder Unruhe 
irgend einer Art verurſacht. 


Die Befugniffe des Stadtverordneten-Borftehers (f. Jebens ©. 224) 
beichränfen fi auf die Alte, welche die Sitzung der Siadtv. vorbereiten, — Zur 
fammenberufung derfelben, Einladung des Magiftrats, Feftftelung der Tagesordnung, 
Verteilung der zur Beratung gewiefenen Gegenftände an einzelne Mitglieder behufs 
des Vortrages 2c., ſowie auf die Leitung der Verhandlungen in der Stadtv.-Sigung. 
Der Vorfteher eröffnet alle eingehenden Sachen, prüft die Bollfländigkeit der für die 
Berfammlung beftimmten Vorlagen und läßt das etwa Fehlende ergänzen. Er Lone 
teolliert die ſchwebenden, bem Magiftrat zur Erledigung vorliegenden Sagen und er« 
Täßt die etiwa notwendigen Erinnerungsjcreiben. it Ausnahme der lehzteren und 
der darauf eingehenden vorläufigen Antworten des Magiſtrats, ſowie des zur Bervoll- 
fändigung der Vorlage erforderlichen Schriftrwechfels, darf der Vorſteher eine für die 
Zerfammlung beflimmmte Angelegenheit nicht ohne Beſchluß derfelben erledigen. Ihm 
iR das Beamten» und Dieuftperfonaf der Verfammlung untergeordnet, das feinen 
dienfilichen Aufträgen und Anmweijungen nadhzulonmen hat. Cine Dieziplinar- 
gewwalt über die der Stadtd.-Berj. zugewieenen Yeamten Hat er nicht. Cr beicliekt 
über die Ausgaben zur Dedung der Bebürfniffe der Verfamnilung innerhalb des in 
dem Stadthaushalts-Etat aufzunehmenden Voranſchlages. Herlömmlih ift auch der 
Borfigende befugt, gewiſſe Alte der epräfentation und Chren- oder Höflichteits- 
bezeugungen Namens der Stadtv.-Verf. vorzunehmen, Nachrufe für Berftorbene zu er - 
lafien, an Begräbniffen, Beglüdwünfgungen fid) zu beteiligen, und ähnliche Akte zu 
vollziehen, die mit der Uebernahme irgend welcher rechtlicher Verbindlichteiien feitens 
der Stabto. — abgefehen von den Koften folder Akte — nichts gemein haben (Kappel- 
mann ©. 121). Dagegen kann er nit die im $ 87 aufe efübeten Befugnifje jelbft 
ausüben. An den Verhandlungen und Beratungen der nad $ 59 eingejegten Depu- 
tationen Tann er nur Zeil nehmen, wenn er als deren Mitglied von der Ber- 
fammlung erwählt if. Durd) die Gefhäftsordnung Tann ihm die Befugnis zuge- 
fprochen werben, jederzeit an ben Beratungen der von ber Stadtv.-Berf. aus ihrer 
Mitte zehergeetten Ausshüffe Teil zu nehmen und den Vorfig in ihnen felbft zu 
übernehmen. 

. Der Kreis der dem Stadto.-Borfteher obliegenden Geſchäfte ift durd; das Zufl.- 
Gef. erheblich erweitert. Während nach dem Syſtem der StO. die Stabtv.-Berf. in 
teinem Falle ihre Bejcjtüffe jelbR zur Ausführung bringen durfte, beruft das Zuft.r 
Gef. die Stadtv.-Berf. fir eine Reihe von Gegenftänden zur felbftändigen Beſchluß - 
fafjung in dem Sinne, daß fie die gefaßten Beſchlüſſe nach außen zu vertreten bes 
rechtigi und verpflichtet ift. Hierzu bedarf die Stadtv.-Berf. eine Organes, das nur 
der Vorfibende fein fan. DBG. Hat ben Stabto.-Vorfteher zur Anmeldung und 
Rechtfertigung einer Berufung in bem Verwaltungeftreitverfahten auf die Entſcheidung 








SO. $ 47. Protolollierung der Beſchlüſſe der Etadiw.-Tuf. 177 


des Bezirlsausſchuſſes, welde einen von ihr nach $ 10 Zuf.-Gef. gefaßten Beſchluß 
aufpebt oder mobifiziert, für befugt erachtet umd anerkannt, daf der Vorſteher die 
Berj. nach außen zu vertreten Bat, felbft unter Umfländen, wo ihm ein befonderer 
Auftrag nicht il geworden ift (OB®. 20 ©. 11. BED. 2 ©. 281). 

Der 5 46 überträgt dem Vorfieher aud) die Handhabung der Eigungspolizei. 
jur Handhabung der Ordnung in den Sigungen ftehen ihm allerdings nicht die 
jwangabefugnifie des 8 192 tao. zu Gebote. In den Geihäftsorduungen pflegen 

ber die dem Vorfieher in diefer Beziehung zufchenden Rechte näher bezeichnet zu 
werben (8.49), Muß der Bürgermeifer, um bie übrigen, Dagifratemitgieer 
unterfiehen der itungepatigei des Stadtv.-Borftl. mit der alleinigen Maßgabe, daß 
das jenen mach $ 38 Abf. 3 gewährfeiftete Recht durch das Tinjchteiten des Stadtv.- 
Borft. nicht gefhmälert werden darf (BVL. 21 ©. 382). 

In der Ausübung feiner Befugnife if der Vorſteher der Auffichtebehörde 
unterfiellt. Cine fchrantenfofe Unabhängigteit if} ihm nicht zugeflanden. Der Auf 
fichtebehörde muß die Möglichteit gewährt werben, den ZWorfieher zu nötigen, die 
Stabtv.-Berf. zufammenzurufen, um Aufträge ber Etaatsbehörbe zu erledigen und 
Gutachten gemäß $ 35 zu erflatten, andererjeits aber auch ihn zu hindern, Gegenftände 
auf die Tagesordnung zu ſehen, welche die Befugniffe der Stadtv.-Werf. überjhreiten 
(1. 8 35 ©. 159). Der Auffihtsbehörde iehen zu folhem Biere die Srwangsbefugnifie 
auf Grund des 9 132 2B®. gegen den Vorſteher zu (fiehe Jebens S. 209, abweichend 
Ledermann ©. 152, fowie auch Preuß S. 3). 

In der Geihäftsordnung if für den Fall, daß nicht mur der Vorſtehet ſelbſt, 
fondern zugleich fein Bertreter behindert ift oder anch ausfgeidet, zimedmäßig Be- 
fimmung zu treffen, auf men die Geichäfte des Vorftehers übergehen, etwa zunächft 
auf den Schriftführer, dann auf beffen Stellvertreter, eventuell auf das Attehe Mit- 
glieb der Berfammlung. 


ga. 


Die Beichlüffe der Stabtverordneten » Verfammlung und die 
Namen der dabei anmwejend gewejenen Mitglieder find in ein be- 
fonderes Buch einzutragen. Sie werden von dem Vorfigenden und 
wenigſtens drei Mitgliedern unterzeichnet. B 

Dem Magiftrat müfjen alle Beſchlüſſe der Stadtverordneten, 
aud) diejenigen, welche ihm durch das Geſetz zur Ausführung nicht 
überwiejen find, mitgetheilt werben. 


Im Abſ. 1 iſt die Führung eines Beſchlußbuches angeordnet. Im $ 38 wird 
die Führung eines Protofols vorausgefegt. Während in jenes mur die in der Sitzung 
gefaßten Beihlüfje einzutragen find, würden in das Protofol alle fonftigen in der 
Sitgung ſich volziegenden Vorgänge, 3. 8. die der Etadto.-Berf. gemochten Mitteilungen, 
Borlagen zur Kenntnisnahme aufzunehmen fein. In der Bragis werden das Beichluß- 
buch und das Protofoll derart verbunden, daß bie Protokolle in ihrem ganzen Inhalte 
nad) in das Beihfukbud; eingefügt werden (f. Jebens ©. 239). 

In größeren Etadtv.-Berf. wedjielt häufig mährend der Beratungen ber 
Berfonalbeftand der Anmeienden, fo daß es oft unmö; ni iſt, feftzuftellen, wer bei 
jedem einzelnen Befchluffe mitgewirkt hat. Dieſer — Hat in der Praris dahin 
geführt, die Namen der in ber Sitzung anmelend geweſenen Mitglieder im Anfange 
des Protolols aufzuführen und bei jedem einzelnen Beſchluſſe nur anzugeben, wie 
viele von den aufgeführten Mitgliedern bei der Faſſung desſelben Teil genommen 
Haben. Letzteres aber ift erforderlich, um zu prüfen, ob der Beſchluß nach 55 42, 43 
im güftiger Meife gefaßt if. Doch weder diefer vermert noch überhaupt die fchrifte 
Ticpe Aufzeichnung des Beihluffes, bezüglich) die vorgefchriebenen Unterichriften des 
Borfigenden und breier Mitglieder, find in dem Sinne weientliche Erforderniffe, daß 
aus ihrem Mangel die Richtigkeit des Beihluffes zu folgern wäre, wenn fi) nur in 
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anderer Weife fefftellen Täßt, ba der Beſchluß rechtegüftig gefaßt ift (Jebens ©. 239, 
DOBG. 9 ©. 41). Auch ift es feineswegs notwendig, daß die Eintragung der Ber 
ſchlüſſe in das Protofolbuc während der Sitzung felbft geſchieht. Oft empfiehlt es 
fic), das Protofol erft nach der Sigung aufzunehmen und vollziehen zu laffen. Die 
Herſtellung während der Sitzung ift_oft zeitraubend und Berhindert die genügende 
Motivierung und Formulierung der Befclüffe. 

Ueber die elhtarfe, melde dem Magiftrat nicht zur Ausführung übermiefen 
find, |. oben $ 36 ©. 160. 

Eine in der Stadtv.-Berf. durch Beſchlußfaſſung erledigte Angelegenheit darf 
jedenfalls dann nicht zum Gegenftande einer nenen Beratung und Belätubfaffung in 
derjelben Verſammlung gemadt werden, wenn ſich deren Zufammenjegung dur da® 
Entfernen eines oder mehrerer Mitglieder geändert Hat. Pur mittelft Anberaumung 
einer neuen Verſammlung kann in folhem Falle die Any etegenheit wieder auf die 
Tagesordnung gebradjt werden (OBG. 14 ©. 174, Jebens 1). In diefem Falle 
nodmals, aud; in abweichenden Sinne, zu beichliehen, ift die Stadto.-Berf. rehtlid) 
nicht behindert, e8 müßte deun fein, daß bereit der eiſte Velhluß für Dritte Rechte 
begründet haben follte (OB. 27 ©. 25, PB. 15 ©. 178, 16 ©. 24, 24 ©. 603). 


848. 

Den Stadtverordneten-Verfammlungen bleibt überlaflen, unter 
Zuftimmung des Magiſtrats eine Geſchäfts-Ordnung abzufaffen und 
darin Zuwiderhandlungen der Mitglieder gegen die zur Aufrecht- 
haltung der Ordnung gegebenen worſchriflen mit Strafen zu 
belegen; diefe Strafen fünnen nur in Geldbußen bis zu fünf 
Thalern und bei mehrmals wiederholten Zuwiderhandlungen in ber 
auf eine gewifje Zeit oder für die Dauer der Wahlperiode zu ver- 
hängenden Ausſchließung aus der Verfammlung beftehen. 

Verſagt der Magiftrat feine Zuftimmung, fo tritt das im $ 36 
vorgefchriebene Verfahren ein. 


Dazu Zuf.-Gefet: - 

8 10. Die Gemeindevertretung beſchließt: 

8. über bie Strafen, welche gegen Mitglieder der Gemeindevertretung wegen 
Zuwiderhandlungen gegen die Gejdäjtsordnung nad) Maßgabe der Ge- 
meindeverfaffungsgejege zu verhängen find. 

$ 11. Der Beſchluß der Gemeindevertretung bedarf feiner Genehmigung oder 
Zeftätigung von Seiten des Gemeindevorftandes oder der Auffichtsbehörbe. Gegen 
ben Beichluß der Gemeindevertretung findet die Klage im Berwaltungsftreitverfahren 
fatt. Die Klage Reht aud) dem Gemeindevorftande zu. Die Klage Hat auffhiebende 
Wirkung. 

8 21. Bergl. 5 5 StO. 

1. Der erſte Say bringt zum dentlichen Ausbrud, daß die Stadtv. Verſ. nicht 
die Werpflichtung, fondern nur die Befugnis hat, ihre Gefchäftsornung fefzuftellen. 
In Heinen Städten wird fid) bei einfachet Geihäftsvermaltung die Aufitellung eines 
förmlihen Geſchäſtoreglemenis meift erübrigen. 

2. Die Feſtſtellung gefhäftsordnungsmäßiger Beftimmungen ift naturgemäß ein 
Internum jeder Körperichaft. Die Zuftimmung des Magiftrats (nicht der Auffichte- 
behörde) iſt hier verlangt, weil ber Magiftrat verpflichtet ift, in den Sitzungen der 
Stadtv. zu erſcheinen, und er fomit ebenfalls der auigeftellten Geſchäftsordnung unter« 
worfen ift (f. Jebens S. 168). Da der Magiftrat um die Zufimmung angegangen 
werden muß, ehe ein die Gejhäjtsorbnung betreffender Bejhluß in Kraft treten kann, 
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ift den Stabtv. die Möglichfeit benommen, gefchäftsordnungsmäßige Beftimmungen 
von Fall de gu einzeln zu befchließen, oder durch einzelne Beſchlüfe in einer Eiung 
für diefelbe Sigung abzuändern. Die Erteilung der Zuftimmung fann der Magiftrat 
davon abhängig madhen, daß in die Geihäftsorbnung Beftimmungen aufgenommen 
werden, an denen er jeinerfeits ein Interefje hat, fo 3. B. daß er auch zu Ausichüffen, 
die nicht auf Grund des $ 37 niedergeſetzi werden, ftets eingeladen und zugelafjen 
wird (j. 0. ©. 167). 

3. Die Anwendung der Strafvorfgriften wegen Zuwiberhandfungen gegen die 
Geigäftsorbnung, die Übrigens weber im der Kreis- noch in ber Provinzialordnung 
vorlommen, ift höcf, bedenklich, Sie führt leicht zu Gehäffigteiten und fan den 
Charakter einer disgiplinariichen Maßregelung der Minorität durch die Majorität an- 
nehmen. Die Deffentlicteit der Beratungen bildet ein — Korreltiv bei 
Auflehnung einzelner Mitglieder gegen die beſchloſſene Geſche orbmung, Zudem 
tanın durch die Geichäftsordnung dem Vorfteher das Recht erteilt werden, Ordnungs« 
rufe zu erlafjen und den Meder auf die Sache zu verweilen. 

4. Dinfichtüich der Beicjlüffe der Stadt. zur Erhaftung der Disziplin hat der 
Magiftrat nur die vecjtsträftig fefigefegten Geldftrafen beizutreiben, Einer Zuftimmung 
zu diefen Beichlüffen bedarf e8, wie $ 11 Zuft.-Gel. jett ausbrüdiich ausiprigt, nicht. 

Nur die mehrmals wiederholte, alfo erft die dritte Zumiderhandlung kann die 
Ausfchließung zur Folge haben. 

5. Gegen ben Beihluß der Stabto.-Berf. auf Beftrafung eines ihrer Mitglieder 
nad Zuſt. Geſ. $ 10 Nr. 3 dann nur Klage auf Aufhebung diefes Beſchluſſes gegen 
die Stadtv.-Berf., nicht gegen den Magiftrat erhoben werben. 

Nach, 8 27 Abi. 1 Nr. 3 Buft-öel iſt die Zuftändigleit der Gemeindevertretung 
auch begründet Hinfichtlid) der Bellußfaffung über die Strafen, welde gegen die Mit- 
glieder der Gemeindevertretung wegen uneniſchuldigten Ausbleibens zu verhängen find. 

iefer Fall if im $ 10 Nr. But.oc. nicht ausdrüdfic, hervorgehoben. In bei 
Sejhäftsordnungen wird der Fal. des unentfcjuldigten Ausbleiben borzuſehen und 
deshalb unter die Zumwiderhandlungen gegen die Geſchäftsordnung zu rechnen fein 
(088. 35 ©. 88). 

6. Au Stelle des im Abf. 2 vorgefchriebenen Verfahrens tritt das in $ 17 
juft.-Gef. vorgefehene, aber nur foweit e8 fi um Meinungsverfdiedenheiten aus 
wedmäßigteitgermwägungen Handelt. Zt der Magiftrat der Anfiht, daß einzelne 
junkte der von der Stadtv.-Berf. vorgefchlagenen Geihäftsorbnung ungefeglic find, 3. B. 

eine Borfchrift, daß über gewifle Angelegenheiten, wie über Gehaltsgulagen an Beamte, 
geheim durd) Stimmzettel abgefimmt werden foll ($ 43 not. 1), fo hat das Be- 
anflandungsverfahren gemäß $ 15 Zufl. Gel. einzutreten (OBO. 24 ©. 22). Die 
Beanftandung ift nicht dadurch ausgeichloffen, daß die Gefhäftsorbnung erft durch die 
Zuftimmung des Magiftrats Gültigleit erhält und ohne diefe Redtswirtungen nicht 
äußert ® . 14 ©. 76, 21 ©. 31). 

. Die miniferiele Iufruftion zur StO. empfiehlt unter Nr. XILL. bei Ab- 
fafung von Gefcäftsordnungen, injoweit die StO. feine entgegenfiehenden ausbrüd- 
lichen Befimmungen enthält, als —* — die als Anlage zur StO. 1808 (1. $ 128 
dof.) oder die al® Anhang zur StO. 1881 (f. $ 78 dal.) erganaene Infruftion 
Gejhäftsführung der Stadtv. zu benugen (j. Jebens ©. 242). Die wohl in allen 
größeren Gtädten in neuerer Zeit erfaffenen Geihäftsorduungen haben fich faft völlig 
von jenen Örundfagen entfernt und fi mehr oder weniger die für parlamentarifche 
Körperfcpaften geltenden Gejdäftsordnungen zum Mufter genommen. I Betreff des 
Stoffes, der in den neueren Gejchäftsordnungen behandelt zu werden pflegt, find bereits 
in den Erörterungen zu den S$ 38—47 einige Punkte hervorgehoben. Andere Punkte. 
welche in den Geichäftsordnungen geordnet werden, betreffen: 

die Wahl von VBeifigern oder Ordnern, welche den Borfigenden in ber Hand- 
habung der Geidjäfte in der Sipung unterfügen follen; 

die Einfegung von Ausfhiiien (Abteilungen, Kommiffionen) zur Borberatung 
der der Stabtv.-Berf. überwiefenen Beratungsgegenftände, und zur Vorbereitung der von 
der Stadtv.-Berf. vorzunehmenden Wahlen, ferner der für den Geſchäftsgang, bie 
Sigungen und Verhandlungen der Ausſchüſſe maßgebenden Geſchäftsorbnungen; 


12* 


180 StO. 549. Beſchlüſſe der Stabto. über das Gemeindevermögen. 


die Behandlung ber von ben Magiftrat der Gtadtv.-Berf. ‚emasiten Bor- 
Tagen, der von den Mitgliedern ſelbſt geftellten Anträge und Interpellationen, ſowie 
der von Brivatperfonen der Verfammlung überreihten Petitionen und Vorftellungen. 
In diefer Beziehung beftimmen einzelne SelSäftsorhnungen, daß beftimmte Borlagen one 
Verhandlung und Abſtimmung al® genehmigt gelten, wenn fie auf die Tagesordnung 
efegt find und nach Mitteilung bes Gegenftandes der Vorlage fein Mitglied eine 
Eefprehung und Beſchlußfaſſung verlangt hat; 

bie Sitzungen der Stabtv..Berf. Bekimmung der Gitungstage, Zufammen- 
berufung der Mitglieder, Zeagesorbnung, usſchluß der Deffentlichleit, Redeordnung, 
Abänderungsanträge (Amendements), Anträge auf Tagesordnung, Schluß und Ber- 
togung, Frageftellung, Abfiimmung, Situngaprotofol). Hierunter fallen auch die Be⸗ 
fimmungen, nad) denen unentjhulbigtes Ausbleiben (j. o. n. 5 Abf. 2), zu fpätes 
Erſcheinen, vorzeitiges Verlaffen der Mitglieder unter Strafe geftellt wird; 

DOrdnungsbeffimmungen, nad) denen ber Zorfipende ermädhtigt wird, den 
Zubörerraum räumen zu laſſen, wenn in anderer Weife die Ordnung nicht aufrecht 
erhalten werden fann. Die Ordnungsbeftimmungen richten nu aber auch gegen die 
Mitglieder der Berfammlung, indem der Vorfigende nötigenfalls zur Soche ober zur 
Ordnung rufen ober die Sigungen abbrechen fann; 

die Geheimhaltung ber Verhandfungen. Durch bie Geihäftsorduung kann 
aud den Mitgliedern der Stadtv.-Verf. verboten werden, anderen Perſonen über Das- 
jenige Mitteilung zu machen, was in ber geheimen Gihung verhandelt wird. Cine 
allgemeine Pflicht zur Amisverſchwiegenheit wird allerdings den Stadtv. um fo weniger 
auferlegt werden fönnen, als die Deffentlichteit im Gemeindeleben die Regel bilden 
fol. & treten aber oft Fälle ein, wo aud) Stadtv. das Amtsgeheimnis zu wahren 
haben, wenn es 3.8. ſchadlich wäre, daß gewiſſe Angelegenheiten nod) vor vollftändiger 
Abmahung in das Publikum gebracht werden. Im ſolchen Källen wird das Kollegium 
die Geheimhaltung ber Angelegenheit jederzeit beſchließen können und es ift ohne 
Zweifel jebes Mitglied id danad) zu achten verpfihtet. (MR. vom 24. Yuli 1841 

. 207). Als Mitglieder von Arermaltungs-Deputafionen find Stadtv. Beamte und 

in dieſer ihrer Eigenfhaft von felbft zur Wahrung des Amtsgeheimniffes verpflichtet; 

die Derien un bie mähsend ihrer Dauer, ea abgupafteuben Gigungen, 
fowie die Erteilung von Urlaub an Stadtv., wozu entweder die Stadtv.-Berf. ſeibſi 
oder der Vorfigende berufen if. Wergl. über bie Abfaffung und den Inhalt von Ge- 
ſchäſtsorduungen Jebens ©. 292 u. fi. ſowie die bei Jebens &. 847 n. ff. abgedrudte 
Gefchäftsordnung fir die Stabtv.-Werf. zu Charlottenburg. 


849. 


Die Stadtverordneten befchließen über die Benutzung des 
Gemeinde-Bermögens; die Deflaration vom 26. Juli 1847 (Gefep- 
Sammlung Seite, 327) bleibt dabei maßgebend. 

Ueber das Vermögen, welches nicht der Gemeinde-Rorporation 
in ihrer Gefammtheit gehört, Fanıı die Stadtverordneten-Verfammlung 
nur infofern befchließen, als fie dazu durch ben Willen der Vetheiligten 
oder durch fonftige Rechtstitel berufen ift. 

Auf das Vermögen der Korporationen und Stiftungen haben 
die zur Stadtgemeinde gehörenden Einwohner ($ 3) als folde, und 
auf dasjenige Vermögen, welches blos den Hausbefigern oder anderen 
Klaffen der Einwohner gehört, haben andere Perſonen feinen 
Anſpruch. 

In Anſehung der Verwaltung und Verwendung des Vermögens 
der Stiftungen bewendet es bei den ſtiftungsmäßigen Beſtimmungen. 
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Soweit e3 hierbei auf ben Begriff von Bürger ankommt, find bie 
Beftimmungen des gegenwärtigen Gejeges ($ 5) an fich felbft nicht 
maßgebend. 

Dazu Zuſt.Geſ. 5 18: 

Auf Beſchwerden und Einſprüche, betvefiend 

1. das Recht der Mitbenugung der öffentlichen Gemeindeanftalten, ſowie zur Teil- 
nahme an den Nutungen und Erträgen bes Gemeindevermögens 
bejchließt der Gemeindevorftand. Gegen ben Beſchluß findet die Klage im Ber- 
waltungsfreitverfaßren fatt. 

Der Entſcheidung im Berwaltungsftreitverfahren unterliegen besgl. Streitige 
teiten zwiſchen Beteiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte begründete Berechtigung 
zu ben im Abſ. 1 bezeichneten Nutzungen. 

Die Beſchwerden und bie Einfprüdje, ſowie die Klage haben keine auffchiebende 
Wirfung. 

1. Das Bemeindevermögen ift ber Inbegriff derjenigen Sachen und Rechte, 
deren Eigentum der Stadtgemeinde gehört. 

a) Das Stabtvermögen ift zweierlei Art: Kämmereivermögen, an welchem 
der Stadtgemeinde wicht nur das Eigentum, fondern auch das Nutzungsrecht zufteht, 
toelches, wie bag Allgem. Landrecht $5 139, 140 II 8 fagt, zur Behreitung der ge» 
meinfaftlihen Laften und Abgaben befimmt ift), — Bürgerpermögen (Öemeinde- 
glieber-Bermögen, auch Allmenden, Gemeinheiten genannt), am welchem der Stabt- 
gemeinde nur das Eigentum zufteht, während bie Nugungen nicht der Stadtgemeinde 
als juriftifcher Berfon, fondern den einzelnen gerade vorhandenen Mitgliedern ber 
Stadtgemeinde zufommen. 

Das Kämmereivermögen wird wieder in zwei Gruppen geſchieden, im das 
Finanzvermögen, das zur Beſtreitung ber Gemeindeausgaben dient, und in das 
Serwaltungsvermögen, das zur Srtälkung öffentlidjer Aufgaben beftimmt ift 
4äue de Grais, Handbud der Berfaffung und Verwaltung 16. Aufl. (1904 ©. 108). 
Tas Berwaltungsvermögen umfaßt alle diejenigen Saden, deren Gebrauch und 
Benutzung unter Beobachtung der dafür beftehenden Vorſchriften einem jeden freifteht, 
res publicae, res extra commercium, wie Straßen, Pläte, Saulgebände, fonftige 
öffentliche Gebäude, Häfen, Öffentliche Parts, Gemeindefriedhöfe). Ale diefe Sachen 
ftehen im privatredjtlichen, nur durch die Widmung zum Gemeingebraudje beichränften 
Eigentum der Gemeinde." Das Eigentum am ihnen ift, fo_lange fie dem öffentlichen 
Berkehr oder Öffentlichen Zweden dienen, unveräußerlih. Sie Fönnen dagegen, foweit 
ihre Zwedbeftimmung bies zutäßt, mit beſchränkten Nugungs- oder Gebrauchsrechten 
Dritter belaftet werden (f. u. F 1 c). 

b) Dem Kämmerei» und Bürgervermögen ſtehen gegenüber das Korpo- 
rationsvermögen und das „Intereffentenvermögen“ (n. 6), fowie das 
Stiftungen ermögen In 7). Diele Bermögensmaffen befinden ſich nicht im Eigen» 
tum ber Stadtgemeinde, fie Lönnen aber unter äbtifcher Berwaltung iehen oder dod) 
in Bezug auf ihre Verwaltung ſtädtiſcher Auffiht unterliegen. Bei der Verwaltung 
diefer Vermögensmaffen find nach dem Inhalte des Ab. 2 die Gtadtverorbneten von 
jeder Mitwirkung ausgeldloffen, e3 müßte denn fein, daß bie beteiligten Eigentümer 
‚oder bei Stiftungen bie Stifter die Mitwirfung der Stadtv.-Berf. rechtswirkſam ars 
geordnet haben. Der Abf. 8 des $ 49 enthält eine übrigens ganz felbftverftändlid)e 

orfehrift materieller Natur dahin, daß an dem Vermögen, welches befonderen Korpos 
rationen (3. B. Innungen, fonfigen öffentlichsrechtlichen Genoffenfdaften ufw.) ober Stifr 
tungen gehört, Die Eimvofner der Stadt in diefer ihrer Eigenfchaft weber Eigentums» mod) 
ANugungsrechte haben, und daß ebenfowenig auf das Intereffenten-Vermögen, welches 
aur befonderen Klaſſen von Einwohuern gehört, 3. ®. ben Hausbefigern, die übrigen 
Einwohner Anfprüce erheben können. 
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Abf. 4 des 5 49 gibt an, baß in Anfehung ber Verwaltung und Verwendung 
des Stiftungsvermögens die Stiftungsurfunden die entſcheidende Norm bilden. 

2. Die Bermaltung des Stabtvermögens gesäbet nad) $ 56 Nr. 5 dem Ma⸗ 
iftrat und nad) 5 49 Abf. 1 beichließen über die Benugung besfelben die Gtadtv. 
(ber weder ift in Bug auf die Verwaltung der Magiftrat noch in Bezug auf die 

Benugung die Stadto.-Berf. ausfcliehlih zufändig. Bielmeht werden die Normen 
für die Verwaltung und die Benugung gemeinfchaftlic aufgeftellt umb durch Ge» 
meinbebefhlüffe geregelt. Nach dieſen Normen verwaltet der Magiftrat. Aber auch 
auf bie Einzelheiten der gemeindlichen Vermögensverwaltung, welche auf die Er» 
haltung, —— enabung und Verbeſſerung des ftäbtifchen Vermoͤgens, 
fowie auf bie befimmungsmäßige wüßliche Berwendung feiner Eintünfte ger 
richtet fein muß, wirken bie Stade. beftimmenb ein. &ie befchliegen über die Art 
der Benugung jebes einzelnen Bermögenäoheftes und über jede Veränderung in der 
Benugung, [3 B. Abtrieb eines Waldes, Aufforftung von Ader, Verwendung eines Grund ⸗ 
füdes als Bauplag für eine Schule oder für ein fonftiges äbtifehes Gebäude. ghre 
Zuſtimmung iſt erforderlich zur Ausleihung und fonftigen nußbaren Anlegung von 
Gemeindelapitalien, zu Verpachtungen und Bermietungen der Gemeindegrundftüde, 
nicht minder ift aud) die Stadtv.-Berf. berechtigt, bei allen Pacht- und Mietsver« 
trägen die Bedingungen und den Zufchlag von ihrer Genehmigung abhängig zu 
machen ($ 121 Nüg. Sandr. I, 14, $ 183 c StO. 1808, $ 114 Nr. 2 StO. 1831, 
ML. 1842 ©. 305, PLB 17 ©. TI, 19 ©. 116, |. Iebens ©. 173). Durch Ge 
meindebefehluß Können die Verpochtungen und Vermietungen von Gemeindegrundftüden 
einer nad) $ 59 StO. gebildeten Deputation als laufende Gefchäfte übertragen werden. 
Die öffentliche Verpachtung an den Meiftbietenden ift dagegen nicht vorgeſchrieben. 
Anders GO. $ 116). Eine Mitwirkung der Auffichtsbehörde findet hierbei nicht 
tt, felbft micht bei Bermenbung des fog. Grumdfüdsvermögens zu laufenden Mus- 
gaben. HN. $ 52 beftimmt jedod), daß, wenn eine Verminderung des Grundver- 
mögens durdy Verwendung zu laufenden Ausgaben ftattgefunden hat, die Stadw. für 
feine baldige Ergänzung Sorge zu tragen haben. 

a) Das Vermögen ber Stadtgemeinden ift nur für ſolche Zwege verwendbar, 
deren Durcfüßrung zu ben gleichen Qwesen und Yufgabt, Diefer Rorporatione 
gr Jede andere Verfügung darüber liegt außerhalb der Befugniffe der ſtädtiſchen 

ehörden. Das Öffentliche Bedürfnis der Stadtgemeinde, hewworgerufen durch die 
Notwendigkeit, ihren gefeglicen Aufgaben und Biveden zu gendgen, bildet die recht» 
tide Grenze für die Befugnis der Gtadtv.-Berf., über die Verwendung der Erträge 
des Gemeindevermögens zu beſchließen. Worin jene gefeglichen Aufgaben und Zivede 
beftehen, darüber f. $ 9 (9. 66 n. 4), deshalb ift ein Beihluß der Stadtv.-Beri. 
betr. die Gewährung von Reifefoften an Wahlmänner für die Landtagswahlen aus 
den Gemeindemittelm ungchörig. Diefe Verwendung ftcht weder mit den Tofalen gIu. 
terefien, noch mit der örtlichen Gemeinſchaft, no mit der Pflege der fittlichen und 
wirtfgaftlichen Wohlfahrt der Gemeindeangehörigen in irgend welchem Zufammen« 
hange Gog 14 ©. 76). 

) Ueber Berwaltung des Gemeindevermögens behufs tunlichfter Ver— 
ringerung de durd) Steuern zu deckenden —F laſſen fid, die „Grundzüge“ 
(S. 49 und ff.) wie folgt aus: Das nach feiner Natur zur Erzielung von Ein- 
fünften beftimmte oder mad) den befonderen Berhäftniffen hierzu geeignete bewegliche 
amd unbewegliche Gemeindevermögen muß diefem Swede gemäß verwaltet werben. 
Pähte und Mieten für Grundftüde und Gebäude, Kaufpreife für land- und forſt- 
wiriſchaftliche Erzeugniffe uſw. dürfen nicht zum Vorteile der Pächter, Micter, Käufer 
ufto. nicbriger bemeijen werden, als durch fahlidhe und wirtf—aftliche Rüdfichten ge- 
boten ift. Das Varvermögen der Gemeinde, einfchließlid etwaiger Ueberihüfle der 
laufenden Verwaltung muß nad) Möglichkeit zinsbar angelegt und die Jahreszinfen 
müffen, fofern fie nid)t ans befonderen, im Haushaltungsplane anzugebenden Gründen 
dem Sapitale zuwachſen follen, zur Beftreitung der Ausgaben verwendet werben. 
Die Nutzungen des_unbeweglihen Gemeindevermögens im engeren Sinne — des 
Korporationd- oder Kämmereivermögens im Gegenfage zu dem Gemeindemitglieder- 
ober Bürgervermögen und zu dem fog. Sitereffentenvermögen — müffen zur 
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Beftreitung ber Gemeinde-Ansgaben verwendet werden. Die Verwendung folder 

ungen zum SBorteile einzelner Semeinheangehörigen oder einzelner Klaffen von 
ſolchen kann nur gemäß den beftehenden befonderen Rechtsbeftimmungen und in den 
hiernach geftatteten Umfange erfolgen. 


8. Aud) die Verwaltung bes Bürgervermögens fleht unter Aufficht des 
Magiftrats und wird —— der Bürgerfchaft, d. 5. der Stadtv., geordnet 
(85 159, 161 Alg. Sandr. II, 8). Der Stadtv.-Berf. gebührt daher bie Befhluß- 
faffung aud) über die Art der Benutzung bes Bürgervermögens, wobei fie aber nicht 
berechtigt it, auf die Teilnahme an den Rupungen diefes Vermögens einzelnen Ge- 
meindellaffen Bevorzugungen einzuräumen. In der Regel müffen alle Einwohner der 
Stabt, gleidhviel ob he bas Bürgerrecht befigen oder nicht, unterichieb$los als gleich- 
berechtigt zur Nutzung des Bürgervermögens angefehen werden (OBG. 21 ©. 20). 
Alle Gemeindeangehörigen haben an dem Gemeindencrmögen inſoweit geigen Anteil, 
als nicht von einzelnen ein befonderes Vorrecht nachgeiwiefen wird. Die Teilnahme 
on ben Gemeinde-Rutungen kann von der Entrichtung eines Einkaufsgeldes abhängig 
gemacht werben (fiche darüber $ 52). Außerdem it es nicht unzuläfig und obfervanz- 
mäßig hergebract, für die Nutung des Bürgervermögens neben bent Einwohnerredt 
no bie Srtätkung anderer Bebingungen, die nid)t fer Einwohner erfüllen Lan, 
insbefondere den Befig eines Haufes oder Grundftüds En verlangen. Als befondere 
Arten des Bürgervermögens find Hervorzuheben das Nutungsreht an Waldungen, 
das Hütungsredht auf Gemeindeweiden, das diecht zum Torfflich und zur Lchm- und 
Sandgrubenbenngung, 


a) Das Bürgervermögen Haftet aud für gültige Kammereiſchulden (5 163 
Aug. Sandr. II, 8). Daraus ergibt ſich die Befugnis der Stadtv.-Berf. mit Zur 
fimmumng des Dagiftrats umd unter Genehmigung ber Auffichtsbehörde (5 50 Nr. 4), 
foweit Vrivatrechte nicht entgegenftchen, über die Subftanz des Bürgervermögens 
ſowohl, als auch über die Nugung, desfelben zu Gunften der Kämmereitaffe, insbe» 
fondere aud) derart zu verfügen, daß Iehtere zur Dedung der Bedürfniffe des Kon. 
mmalhanshalts verwendet werden (OLG. 8 ©. 136, |. auf HN. $ 53). Ein 
folder Veſchiuß, welder die Umwandlung des Bürgervermögens in Rüm: 
mereivermögen zum Gegenftaube hat, ift von den einzelnen Gemeindeglicdern im 
ordentlichen Rechtswege nicht anfechtbar, wie denn überhaupt alle Streitigkeiten über 
die im Öffentlichen Wehhte begründete Berechtigung auf die Gemeindenußungen, fie 
mögen das Kämmerei« oder Bürgervermögen betreffen, fie mögen zwifchen der Ge⸗ 
meinde und den einzelnen Gemeindegliedern ($ 18 Abf. 1 und 2 Zuft.-Gef.) oder 
zroifchen den iebteren allein (2bf. 3 dafelbft) obwalten, dem ordentlichen Rechlswege 
entzogen find und dem Vermaltungsftveitverfahren umterliegen ($ 18 Abi. 3_Buft.- 

En . 1856 ©. 254, 1862 ©. 122, 1869 ©. 91, 175 ©. 45, 1876 ©. 108, 
1879 ©. 159). Borausfegung der bedingungslofen Möglichkeit, Bürgervermögen in 
Kämntereivermögen umzuwandeln, ift die Tatfadje, daß die Nugungsrechte fäntlichen 
Semeinbeangehörigen traft eines publigiftifchen Rechts angehören. Das Recht der 
Gemeinde, diefe Nutungsredhte en weder gänzlich einzuziehen oder den Genuß des- 
felben einzr*chränten, folgt daraus, daß die Gemeinde überhaupt befugt ift, über 
Einzelrechte, die Lediglich in der Gemeindeverfaffung begründet find, Kraft ihres Kor» 
porätionäwillene nad) freiem Ermeffen zu verfügen, da den Gemeindeangehörigen ein 

echt auf die Fortdauer ber zur —* geltenden Normen der Gemeindeverfaffung 
nicht zugugeftehen ift (OBG. 4 6.93 [.u.54n.56©. 40). Auch die Zahlung des 
Einkaufsgeldes gewährt fein ‚Recht auf dauernde ulaffung zu den Gemeinde 
nugungen (RBB. 4 ©. 87). 

b) Die Umwandlung des Bürgervermögens in Rämmereivermögen ift überall 
anzuftreben und durchzuführen. Die Fortdauer des Bürgergenuffes ift gleichbedeutend 
mit dem Fortbeſtehen einer Art gefchloffener Bürgergemeinde innerhalb der Einwohner - 
gemeinde, ein Buftand, welcher durd) die naturwibrige Mifhung fid) widerfpredhender 
Prinzipien für die fädtifde Verwaltung Schrierigleiten und Hemmniffe aller Mt 
bereitet. Die Zortdauer erfheint zudem ummöglid und ungercchtfertigt überall da, 
wo zur Dedung der Gemeindebebürfniffe, Gemeindebeiträge erhoben werden miffen. 
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Neuere SIO., 3. B. Baden de 1874, fdhreiben deshalb die arbfaffung bes Bürger- 
verindgens geradezu dor, wenn aud aus Billigfeitsrüdfichten milde ebergangöbe- 
finmungen fid empfehlen. Die Auffihtsbehörde if im Hinblid auf $ 2 Kom.-Abg.- 
Seh. (8 69 Abi. 1 on, befugt zu verlangen, daß die Gemeinden über eine ander« 
weite Verwendung ihres Gemeindevermögens, insbefondere nad) der Richtung hin Be» 
foluß fafien, daß es für bie Swede des Gemeindefaushaltes nuhbar gemacht 
nd nicht mehr den Einwohnern zur Nutzung überlafien werde. Allerdings kann bie 
Auffichtsbehörde nicht ohme Weiteres die Einftellung der Erträge aus bein Bürger» 
vermögen in den Ctat verfügen, um zu erreichen, daß fie nicht zu Gunften ein« 
efner Gemeindeglicer. verteilt, fondern ihrer gefeglichen Beftimmung gemäß für die 
Ferirfnife der Gemeinde verwendet werben. Sie kann aber eine Beichlußfaffung 
ber Gemeinde hierüber herbeiführen. Bon biefer find diejenigen Mitglieder der 
Gemeindevertretung, weldhe fih zur Zeit. im Genuffe der Rußungen befinden, aus- 
gefchlofien, da ihr Anterefe mit der Gemeinde im Widerfprudh ftcht. Sollte Hierdurd) 
ein gültiger Beihluß unmöglich werden, fo würde nad) $ 44 zu verfahren fein. 
(O36. 25 S. 49). Dem beftellten Vertreter würde es auch obliegen, die Aus- 
führung des gefaßten Beſchluſſes durch den Magiſtrat herbeizuführen, gegen deſſen 
Verfügung die davon Betroffenen bie Rehtsbehelfe aus $ 18 Yuf.-Ge. zuftehen 
wirden (1. n. 4). - 

Oeffentliche Gemeindeivege bilden feinen Teil bes Gemeinbegliebervermögens, 
da der Gebrauch eines Grundfiüdes zu Berfehrszweden feine Nugung darftellt 
(FR. 24 €. 37, ſ. oben $4 n.6 ©. 41), B 

Ueber Veräußerung des Stadtvermmögens vergl. $ 50, über Erwerb des Stabt- 
vermogens $ 9 ©. 61. 

4. Der Grundgedanfe des $ 18 Buf.-Gef. if, infofern darin von der Teil» 
nahme an den Nugungen und Erträgen des Gemeinbevermögens die Rebe 
iſt, der, daß fic, ſoweit es fi um bie Regulierung biefer Teilnahme nad öffentlichen 
It, d. h. nach Gemeindeverfafjungsredt, fei e8 dem allgemeinen oder dem rein 
örtlichen, Handelt, Tediglich der Nedt3- Kontrolle der SBerwaltungsgericte und 
nicht der ordentlichen Gerichte unterliegen fol. Davon verſchieden aber tft die Frage, 
ob überhaupt Gemeindenugungen, d. h. Nutzungen am Gemeindevermögen, 
welche ſich nad) Gemeindeverfaffungsredt regen, oder ob privatrehtliche Nutsungen 
vorliegen. Diefe Frage if} der Entfcheidung der ordentliden Gerichte nicht entzogen, 
mag diefe Frage in der Geftalt eines Streites zwiſchen der Gemeinde und den bie 
Nugung gewifter Grundftäde ausübenden oder beanfprudenden Einzelnen über das 
Eigentum diefer Grundftüde oder in der Geftalt eines Streites über das Recht zum 
Defige der im Cigentum der Gemeinde ftchenden Grumdftüde aufteeten (RZE. 26. 
Januar 1889, PRB. 10, ©. 338). 

Es ift feftzuhalten, daß ein Verwaltungsrechtsſtreit über die Teilnahme an den 
Gemeindenugumgen den tatfädjlichen Befit; des Gcmeindevermögens feitens der Ge- 
meinde vorausfegt und daß das Perwaltungsftreitverfahren nur flattfindet, wenn es 
ſich um Nutzungen an dem Gemeinbevermögen handelt, welche den Berechtigten in 
ihrer Cigenfehaft als Gemeindegfiedern zuftehen (ORG. 4 ©. 98), nicht dagegen, 
wenn Nubungen in Frage ftehen, welche Tediglich auf privatredhtlichem Titel beruhend, 
freies Privateigentium des Einzelnen find. 

a) Das Recht der Teilnahme an den Nußungen und Erträgen des Gemeinde 
vermögens kann im verfchiedener Form ftreitig twerden, Es Tann das Gemeindever - 
mögen unmittelbar der Nugung durch Gemeindemitglieder überlaffen fein und der 
Einzelne behaupten, bierbei zu Unrecht ausgefchloffen oder im Genuffe befchränkt zit 
fein, oder die Bei hiwerde richtet ſich dagegen, daß ein Dritter ohne Recht der Nugung 
teilhaftig gemadt ſei, oder es kann zwiſchen der Gemeindeverwaltung und 
dem Einzelnen ftreitig werden, ob und im weldem Umfange Gemeindevermögen ber 
Nugung unmittelbar durch die einzelnen Gemeindeglieder überlaſſen werden muß, 
orteueenffungemäßig Kämmereivermögen oder Bürgervermögen ift oder aber aus 
Ietsterem u erfteres verwandelt werden kann (OLG. 10 ©. 109, Stier-Somlo Ar. 
12 ©. 513). 
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b) Auf Befäwerden und Einfprüche — beide Außbrüde find gleichbedeutend — 
befdjliet ber Magiftrat. An eine Fri find Beihwerden und Einfprüde nicht ge- 
bunden (OBG. 38 ©. 51). Gegen den Beſchluß findet bie Klage im Verwaltungs- 
freitverfahren binnen 14 Tagen ftatt. Jeder auf die Beſchwerde und den Einfprud 
ergebende Beſcheid, welcher im Namen des Magiftrats erteilt wird, gilt als Beſchluß. 
Aktiv Iegitimiert zur lage ift derjenige Einwohner, ber hinfichtlich der Teilnahme an 
den ARubungen und Erträgen des — —— eine Verletzung feines fubjel- 
tiven öffentlichen Rechts durch den Belcluß des Magiftrats behauptet, sa lic) wer 
fich durch diefen Befchluß beſchwert fühlt, d. i. enttoeber der abgemeiene — 
führer oder der auf Grund der Beſchwerde von der Teilnahme durch den Magiftrats- 
beſchluß ausgeigjloffene (f. Stier-Somlo Arhiv 12 ©. 511). 

<) Zuf.-Gel. 5 18 gibt der Gemeinde ein Klagerecht. Befinden fich bie 
Gemeindeglieder im tatfählichen Befge des Gemeinbevermögens, fo bleibt ber Ge- 
meinde nur der Rechtsweg übrig (PB. 10 S. 338). Unter den „Beteiligten“ in 
Abf. 3 find nicht Streitigkeiten zwiſchen ber Gemeinde und ihren Gliebern, fondern 
Streitigkeiten ber Gemeindeglieder untereinander zu verſtehen. Abſ. 1 und 2 dagegen 
betreffen den Fall eines Streites zwiſchen der Gemeinde und einzelnen Gemeinbegliebern 
über die von diefen auf Orumd des öffentlichen NHechts erahnen Anfprüde auf 
Nutungen des Gemeindevermögens. Die Einzelnen follen ihre Anfprüce verfolgen und 
ihrerfeitö als Kläger auftreten. Die Klage iſt aber nicht gegen bie Gtabtgemeinbe zu 
richten, fondern gegen den Magiftrat (OBG. 21 ©. 126). 

A) Beichlüffe der Stadto.-Berf. über die Nubung des Gemeindevermögens Tann 
nicht jeder Beteiligte, fondern nur der Magiftrat als gefegwibrig beanftanden. Die 
Velhwerden und Cinfprüce aus Zuft.-Cel. $ 18 richten fid) vielmehr nur gegen bie 
auf Grund der Beſchlüſſe der Stadtv.-Berf. vom Magiftrat getroffenen einzelnen Aus» 
fihmungemahre en. Diefe konireien Anordnungen find Gegenftand der Befchiwerde 
bezw. Klage. I es vom Magiftrat verabfäumt worden, den Beſchluß der Stabto. 
zu Seanftanden, fo fan doch immerhin bie Rechtsgültigleit desfelben im Eingelfalle 
der Prüfung des Berwaltungsrichters unterbreitet werden, deffen Urteil, obwohl es 
nur für die vorliegende Streitfache Recht Schafft, event. die Stabtv.-Berf. zur Aenderung 
ihres Befhluffes veranlaffen Tann. Eclbt dann, wenn der Verwaltungsrichter den 
Beſchluß für —D— erachtet, bindet dieſes Urteil einen ſpäteren Richter keines— 
wegs, da es ben Rechten, derjenigen, die zu dem Streitverfahren nicht hinzugezogen 
waren, nicht präjudigierlidh ift. 

©) Die Bedeutung bes letzten Abſ. Zuft.-Gef. $ 18 geht dahin, daß ein einmal 
von ben Gemeindenußungen tatfächlic) Ausgeichloffener fo lange ausgefchloffen bleibt, 
bis ihm entweder ein Weicheid des Magiftrats oder ein redtsträftiges Erkenntnis bes 
Bermaltungsgericts zuläßt, daß andererſeits ein tatſächlich Bugele jener nur fo lange 
der Gemeindenugungen teilhaftig bleibt, biß ihn entweder ein Befcheid des Magiftrats 
oder ein zehtöfräftiges Erfenntnis des Verwaltungsgerichts ausiclicht. 

5. Die im $ 49 Abf. 1 für die Beſchlußfaffung der Stabtverordneten über die 
Benutzung bes Gemeindevermögens als maßgebend erklärte Deklaration einiger 
orfgriften des allgemeinen Landrehts und ber Gemeinheits-Teilungs- 
Sapmung vom 7. Juni 1821, betr. das nußbare Gemeindevermögen vom 26. Juli 
1317 (68. ©. 3%), Tautet: 

$1. Das zur Beftreitung der Laſten und Abgaben der Stadt« und Land- 
Gemeinden beftimmte Vermögen (in Städten Nämmerei-Bermögen genannt) Tann 
durch eine Gcmeinheitsteilung niemals in Privat-Vermögen der Gemeinbeglieder 
verwandelt werden. 

Eben fo wenig barf derjenige Teil des Vermögens einer Stadt- ober Land⸗ 
Gemeinde, deffen Nubungen ben einzelnen Gemeindeglichern oder Eimvohnern ver- 
möge dieſer igrer Eigenf—aft zufommen — (da8 Gemeindegliedewwermögen, in Städten 
Xürgerdermögen genannt) — durch eine Gemeinheitsteilung in Privat-Bermögen der 
Mitglieder oder Einwohner verwandelt werben. Diefe Beſtimmung findet auch daun 
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Anwendung, wenn bie ben Mitglievern oder Einwohnern als folchen zuſtehenden 
Nuhungsrechte noch außerdem durch den Beſitz eines Grumbfüdes ober durch befon« 
dere perfönliche Berhältniffe bedingt find. 

Die Abfindung für folhe Nutzungsrechte fällt daher der Gemeinde als Kor- 
poration zu, während bie bereditigten Gemeindeglieder oder Einwohner bie Benugung 
diefer Abfindung für die Dauer ihrer Nugungsrechte erhalten. 

$ 2. Nuttungsrechte der Gemeindeglieder oder Einwohner am Gemeindeglieder- 
Bermögen, welche denfelben nicht vermöge biefer ihrer Eigenfehaft, fondern aus einent 
anderen Rechtstitel gebühren, gehören nicht zum Gemeinde-Bermögen, fonbern zum 
Privat Vermögen der Nugumgsberechtigten, in welches daher aud) bie auf diefe Rechte 
bei der Gemeinheitöteilung fallenden Abfindungen übergehen. 


Unter dem anderen Rechtstitel ($ 2) ift ein privatrehtlider Titel 
gemeint. Nutungsrechte, welche den Gemeinbegliedern oder Einwohnern auf 
das Gewmeindeglicder-Bermögen zufichen, ftellen ſich als eine Befugnis dar, 
melde aus dem Gemeinde-Berbande fubftantiell abzuleiten ift, alfo fubjeltiv per- 
fönlich, wefentlih von der Mitgliedfchaft oder Einwohnerſchaft in der Gemeinde 
bedingt if. Wer daher ein foldes echt als Grundgerchtigfeit (als ein fub- 
jettiv dingliches für das Grundfüd) in Anfprucd nimmt, der muß beweifen, 
daß er es als ein beſouderes Privatrecht und zwar in ber Eigenfchaft als 
Befitger des angeblich berehtigten Grundftüdes erworben habe, und deshalb ge» 
nügt es, wen die Erwerbung dur Erfigung geſchehen fein fol, noch nicht, 
daß der Prätendent das Hecht durch die Verjährungszeit hindurch frei und 
offen ausgeübt habe, weil dies ihm ja aud) als fubjektiv perfönlich Berechtigten 
auftand, fondern er muß Bier ausuaßmsweiße noch befondere Umftände nadnweilen, 
durch welche fein auf die Einfehräntung des Eigentums der Gemeinde Hingielender 
animus, alfo feine Meinung, daß er eine feinen Grundftüde zuftchende Ser 
ditut ausübe, erfennbar wird. (OR. vom 21. März 1865, Entid. 53 ©. 193). 
Das Herkommen ift zur Erzeugung von Rechtsverhältniffen zwiſchen einer Kor- 
poration einerfeitS umd den in ihr beftchenben gleichfalls forporative Elemente 
im fid) tragenden Klaffen andererfeitS zwar geeignet, nicht aber kann es 
als Fundament fir eine Cewitut gelten, welde für tinzelne Grunbftüde als 

raedia dominantia auf den zu dem Cigentum der Korporation gehörenden 
Brunbftiden in Anfprud) genommen wird. Daraus, daß die mit dem Fefye von 
Grundftüden verfnüpft geivefenen Buͤrgergerechtſame nod) ausgeübt werden, wenn 
ausnahmsweiſe ein Nichtbürger die Stätte erworben hat, fanı ein Beweis dafür, 
daß die Vürgergereditfante auf einem von der Gemeinbemitgliebichaft unabhängigen, 
eine befondere Ned)tsquelle gegenüber der Gemeinde bildenden Hechtstitel beruht 
Habe, nicht entnommen werden. (OF. Strieth. 57 &.199.) Durch Herkommen 
allein Km ſich Bürgewvermögen nicht in Privatvermögen verwandeln. (OT. 
55 ©. 109.) 


83. Die Beftimmungen des $ 72 Tit. 6 u. des $ 160 Tit 8 T. IL Allg. 
Landr., daß das Gemeindeglicdervermögen nad) den Hegeln des gemeinfanten Eigentums 
beurteilt werden foll, find nur von der Verwaltung jenes Vermögens zu verftehen. 

Der $ 3 hat den Zwedch ber Anficht entgegenzuwirken, al8 geflatte der $ 72 
T. II Zit. 6 Allg. Lande. eine Verteilung von Korporationsvermögen unter bie 
Diiiglieder bezüglich) der Proprietät (OT. 9 ©. 50, 48 ©. 259). 


6. Abſ. 2 und 3 erwähnen das Korporationsvermögen, d. h. dag Ber 
mögen don Inmungen und öffentlichen Genoffenfchaften, das von der Nädtifhen Ber- 
waltung enuveder mitverwaltet oder beauffihtigt wirb, fowie das Intereffenten- 
vermögen, d.h. mögen, das einem Zeile der Gemeindeglieber, aber nicht in 
diefer ihrer Gigenfchait, fondern aus fonftigen (privaten) Titeln gehört, 4. ®. Ber- 
mögen, welches nur den Hansbefigern oder nur den Grundbefigern der Stadt oder 
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gewiffer Teile ber Stadt gehört. Auf dieſe entweder einzelnen Klaſſen von Ein- 
wohnern, oder einer befonderen, von der Stadtgemeinde verfhiedenen juriftifchen 
Perſon gehörende Bermögensarten erftredt ſich bie Kompetenz der Stadtverordneten nicht. 

on dem Bermögen der politiichen Bemeinde ift in$befondere das Vermögen 
der Separationsintereffenten zu unterſcheiden. Nach dem Geſetz betr. die durch 
ein Auseinanderfehungs-Berfahren begründeten genteinfcaftlicen Angelegenheiten 
dom 2. April 1887 (CS. ©. 105) tan für gemeinfdaftliche, durch ein Yugein- 
anderfegungs-Berfahren begründete Angelegeneiten, als Wege, Triften, Gräben, 
Tronfflätten, Lehm», Sand-, Kalt- und Mergelgruben, Kalt- oder andere Steinbrüche 
unb Aehnlidjeß die Vertretung der Gefamtheit der Beteiligten Dritten gegenüber, fowie 
die Verwaltung auch nach beendigtem Auseinanderfegungs-Berfahren von ber Aus- 
einanberfetgungsbehörbe dem Gemeinde-Borftande übertragen werden (66 1 u. 2). 
Infoweit diejem die Verwaltung übertragen if, ift er befugt, mit Genehmigung der 
Auseinanderfegungsbehörde über die Subftang des duch ein Auseinanderiegunge 
Berfahren begründeten —— Vermogens zu verfügen ($ 4) und finden die 
Vorfchriften, welhe für Gemeinde-ngelegenheiten bezüglic) der Werwaltung, ber 
Auffiht des Staats und der den Mitgliedern zuftehenden Rechtsmittel beftehen, finn- 
gemäße Anwendung. Der Berwalter hat insbefondere für die Ausführung der zur 
ordnungsmäßigen Unterhaltung der gemeinfpaftlichen Anlagen erforderlichen Arbeiten 
durd) die Berpflichteten zu forgen. x ann daher die Inftandfegung der Separations« 
wege in derfelben Weife durdjiegen, wie bei den Gemeindewegen ($ 6). Zu allen 
diefen Berfügungen des Gemeinde-Borftandes bedarf e8 einer Zugiehung der Stabtv.- 
Berl. niht (OBG. 21 ©. 149, 3 ©. 71). 

In Betreff der Nugungen ans dem Sntereffenten-Bermögen findet ein Ber- 
waltungsftreitverfahren nicht Ratt (MVB. 8 ©. 30). 

7. Neben dem eigentlichen Gemeinde-Bermögen fommt noch. das ſtädtiſche 
Stiftungsvermögen in Betracht, d. h. dasjenige Vermögen, welches beftimmten 
gemeinnügigen, wiffenfgaftticen, fünftlerifchen, wohltätigen oder fonftigen milden 
Iiveden gewidmet ift, fei c8, daß bie Mittel bierzu_von der Stadtgemeinde felbft oder 
don Privatperfonen grräßer find. Derartige Stiftungen find vielfach für fi 
beftehende felöfändige Anftalten umd nftitute (wie z. B. Armen und Waifenhäufer, 
Bildungs- und Lehranftalten, Kunftinftitute uſw.), deren juriſtiſche Perfönlichkeit zwar 
von der der Stadtgemeinde abgefondert ift, weiche aber nad den Anordnungen des 
Stifters bezw. der Etiftungsurlunde von den Organen der Stadtgemeinde verwaltet 
werden. Beiftene aber entbehren die ftädtifhen Stiftungen einer felbfändigen 
juriftifgen Perfönlichteit, indem der Ctadtgemeinde das Stiftungs-Bermögen mit der 
Auflage, dallelbe ia gewiffe Zwecte zu verwenden, überwiefen ift. (Wergl. 8 35, 

;. 156, $ 56 Nr. 3.) 

2) Je nad) oem die Stiftungen juriſtiſche Perfönlichteit haben oder nicht, ift 
ihre Verwaltung eine verſchiedene. Erfteren Falles entcheidet die Anordnung des 
Stifters, wie weit ſich die Verwaltung oder Aufficht des Magiſtrats cerftredt umd 
ob aud; der Stadtv.-Berf. eine Teilnahme daran zu gervähren ift. Fegteren Falles 
dagegen, wenn Tediglic) ein mit einer Jwedbeftinminig belaftetes Vermögen der Stadt 
überwiefen it, ift ein fläbtifches Sondervermögen begrünbdet, für defien Verwaltung 
diefelben Grundfäge, wie für alle Bermögensobjette der Stadt maßgebend find. Die 
Mitwirfung der Stadiv.-Verf. ift begründet, da es fid) um cine Gemeindeangelegenheit 
handelt. Auf diefe Stiftungen finden au nad) dem Jikrafttreten de BSD. die 
Veftinumungen des öffentlichen Rechts, insbeiondere die Auffichtsheftimmungen des 
Allgem, Sande. Z. IT Zi. 6 (89 32 u. fi) Anwendung. 

Der Abf. 4 StO 5 49 hat die Stiftungen mit felbftändiger juriſtiſcher Per 
fönfichfeit vor Augen. Cs ift aber aud) bei diefen Stiftungen dentbar und zuläffig, 
daß Riftungsgemäß ihre Verwaltung genau fo geführt werden foll, als ob die Stiftung 
Gemeindevermögen darftellt, dann haben Magiftrat und Ctadtv, gemeinfant zu ber 
fliegen und der Magiftrat unter Kontrolle der Stadtv.-Berf. zu verwalten. 

b) Zn ben $$ 80-83 handelt BGB. nur von den privatrehtliden Stif— 
tungen. gür die Entftehung einer priarechticen Stiftung mit fetbftändiger juriftiicher 
Perfönlicteit (einer „redhtsfähigen" Stiftung) fehreibt BGB. ($ 80) die ftantliche 
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Genehmigung vor (f. Art. 7 Ausf.-Gef. & BGB). Nah Art, 4 der Berorbn. 
v. 16. Nov. 1899 7 ©. 562) ift zur Erteilung der ftaatlihen Genehmigung ber 
König zuftändig. Das Stiftungsgeihäft unter Lebenden bedarf der Sariftichen Jar 
bis zur Erteilung der Genehmigung ift der Stifter zum Widerruf beredhtigt. veſteht 
bes Stiftungsgeichäft in einer Werfügung von Zobeswegen, fo haben ber Erbe, der 
Teftamentsvollitreder oder das Nachlaßgericht bie Genehmigung einzuholen 8 83 
BGB). Die Verfaffung einer Stiftung mit felbftändiger iM; ifcher Perfönlichteit 
wird durch das Seiltungegefäft beftimmt ($ 85 cit,). Far Preußen beflimmen 
$$ 36, 37 Allgem. Landr. II, 19, daß, foweit der Stifter nichts verorbnet hat, die 
Befugnis zur Regelung ber inneren Einrichtung der Anftalt den Staate zufleht. 
Als reihsgefegliche Vorfchrift Iommt vor allem $ 86 BGB. in Betracht, tvonad; die 
Beftimmungen über bie Organifation des Vorſtandes ber redhtsfähigen Vereine auch 
auf die Stiftungen Anwendung finden, foweit nicht bie Verwaltung durch dffent- 
liche Behörden — entweder durch ein Organ des Staats oder eines Kommunal» 
verbandes — cin Anderes bedingt. Im ſebleren Falle gelten für die öffentliche Be- 
bhörde im Aügeeinen diefelben Beftimmungen wie für den Borſtand einer Stiftung 
(85 26—31 BGB). Es finden jedod feine Anwendung bie Beflimmungen des 
$.28 Rbf. 2 (wonach eine Willenserklärung als der Stiftung gegenüber abgegeben 
gilt, wenn fie einem Mitgliebe des BVorftandes gegenüber abgegeben if) und de 5 29 
(monad das Amtsgericht fehlende Mitglieder des Borftandes in dringenden Fällen 
anftellen tan). Während ferner der Vorftand einer Stiftung nach $ 27 Abi. 3 wie 
ein Beauftragter aus feiner Gefhäftsführung haftet, beftimt fi die Haftbarkeit der 
öffentlichen Behörde in diefer Funktion nad) den allgemeinen Landesgefepen. Für 
Preußen kommen die 55 83, 89 Allgem. Landr. II, 10, wonad die Beamten and 
fir geringes Verſehen haften, zur Anwendung. 

Als offentlich · rechtliche ſtadtiſche Stiftungen find ſolche anzufehen, welche ent- 
weder aus öffentlichen Vitieln begründet oder welche zwar auf einem Privatrechts - 
geſchaft beruhen, aber derartig in den Organismus der Stadt eingefügt find, daß fie 
Öffentlich rechtlichen Charakter haben (f. Plant BGB. $ 89 not. 1). 

c) Die zufländige Behörde kann den Stiftungen eine andere Zwedbefimmung 
geben oder fie aufheben, wenn die Erfüllung des Zwedes unmöglich geworden ift 
oder das Geineinwohl gefährdet. Nach Art. 4 Ausf.-Gef. BGB. kann die Aenderung 
der Berfaffung einer rechtsfähigen Stiftung, die nicht eine Familienftiftung ift, ſowie 
die Aufhebung einer folhen Stiftung durch Beihluß des Vorftandes mit Raatlicher 
Genehmigung erfolgen. Zur Erteilung der ftaatlihen Genehmigung ift der König 
zuftändig (Art. 5 Berordn. 16. Nov. 1899, ES. S. 56%). Nach Art.5 5 2 Aus. 
fält das Vermögen einer vechtefähigen Ctiftung mit dem CErlöfhen der Etiftung, 
wenn fie von einer Gemeinde oder einer fonftigen Körperichaft des öffentlichen Rechtes 
errichtet oder verwaltet war, an die Körperſchafi, in den übrigen Fällen an den Fiskus. 
Das Vermögen ift tunfihft in einer dem Zwede der Stiftung entfprechenden Weife 
au verwenden. 

d) Sit find zur Verwaltung und zur Benugung einer Stiftung ſtiftungs - 
mäßig die „Bitrger“ berufen. Mer in diefer Beziehung als Bürger zu betradjten, 
tan freitig fein, zumal der Begriff von Bürger und Bürgerrecht durch den $ 5 
ED. gegen die früheren Begriffsbeftimmungen eine Veränderung erhalten hat und 
namentlid), das Bürgerrecht bei verarnten, früheren Bürgern nicht mehr vorhanden 
ift, viele ältere Stiftungen aber für dergleichen derarmte Bürger beftinmt find. Im 
vieler Beziehung wurde bei Beratung der StO. ausgeführt, daß die Vorſchriften einer 
Etiftunge-Urkunde ansgelegt werben müßten nad den Verhäftnifien, welche zur Zeit 
der Errichtung der Etiftung beftanden. Wenn die Gefeßgebung den Begriff des 
Bürgers ändere, fo Tönne dadurch die Stiftung micht eine andere werden. Wenn 
affo damıal8 Bürger diejenigen waren, bie ein rundfüd befaßen ober ein Gewerbe 
betrieben, fo müßten auch nad; Aufhebung des Unterfdiedes zwiſchen Bürgern und 
Schupverwandten die Wohltaten der blos zu Gunflen von Bürgern errichteten 
Etiftungen lediglich Hausbefigern und Gewerbetreibenden zu Gute kommen, als den- 
jenigen, welche nad) der früheren Stäbteverfaffung das Würgerredit & erwerben ber- 
Pilichtet waren (Stenogr. Berhandfung der II. Kammer 1852,53, ©. 832). Allerdings 
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if nach der privatrechtlichen Beſtimmung des 5 66 Allg. Landr. I, 4 bie gewöhnliche 
jedeutung ber Worte nach ber Zeit, wann bie Erflärung abgegeben worden, zu be» 
wteilen. Imdeß ſtellt der Ausdrud „Bürger“ einen poliuiſchen Begriff dar, deffen 
Bedeutung von der jedesmaligen Städteverfafjung abhängig if. Mit dem Ausdrud 
ärger“ fchledhthin, ohne weiteren Zufaß, it daher aud; die Weränderlichteit dee 

—8 gegeben und man würde den Sinn einer ſolchen Stiftungs-Urkunde nicht 

treffen, wenn man nicht auch biejenigen Perfonen, welche nad) der gegenwärtigen 
SD. das Bürgerrecht erlangt Haben, berädfihtigen wollte. So wenig daher den» 
jenigen Bürgern, welche Pr der früheren StO. das Bürgerrecht erworben haben, 
and wenn bei ihnen die Erforderniſſe des $ 5 nicht vorhanden find, das Teilnahme» 
recht abgeſprochen werden kann, fo wenig kann e8 denjenigen vorenthalten werben, 
welche nad} der gegemmoärtigen SO. das Bürgerrecht haben. Dies ift es, mas $ 49 
Abſ. 4 mit den Worten fagen will, daß die Beſtimmungen bes gegenwärtigen Ge- 
fees am ſich font nicht maßgebend find (j. aud RZ. D0 ©. 300). Berfehlt aber 
erſcheint es, bei Auslegung von folden Stiftungs-Urfunden bezüglich des im dieſen 
gebraußten Ausprudes Bürger anf die VBetimmung ber $$ 1 und 2 Allgem. Land 
recht II, 8 zurüdzugehen. 

e) Der Rechtemweg ift zuläffig für eine gegen den Magiftrat einer Stadt bezw. 
die Stadtgemeinde gerichtete Klage auf Bernilligung einer Unterftügung oder eines 
Stipendiums aus einer von dem Dregifvat vermalteten Stiftung nad) Maßgabe der 
Stiftungs-Urtunde (IM®. 1857, ©. 288). 

4. Bon den einzelnen Arten des Stadtvermögens find hervorzuheben: 

A. Weiden (vergl. SS 90 und ff. Allg. Landr. I, 22; 85 83 uud ff. Ge- 
meinheits-Teifungs-Ordnung vom 7. Juni 1821, ©S. ©. 58). 

B. Bauwerke. Mauern, Türme, Tore, Wälle und andere Anlagen, welche 
zam Berfchluffe oder zur Verteidigung einer Stadt dienen, dürfen ohne Genehmigung 
der Auffichtebehörde weder verändert noch abgetragen werden, jelbft wenn fie von der 
Stadtgemeinde durch Anfauf erworben worden find, oder wenn fie nicht ihr, fondern 
einem anderen Rechtefubjekte gehören. Dasfelbe gift von den Umfafungsgräben einer 
Are (ges Dune %. Juni 1830, 6S. ©. 113, $ 50 Nr. 2 StO 5 16 Abſ. 1 

uf.-Gef, 

C. Forften und Waldungen (f. $ 55). 

D. Jagden. Gefeg vom 31. Oftober 1848, ©. 348 und Jagdpolizeigeſetz 
vom 7. März 1850, GS. 165, Zuf.-©ef. $ 103 1. fi. Die Stadtgemeinde hat das 
Jagdrecht auf den zum Gemeindevermögen gehörigen Grundflüden. Diefes darf 
night von den eingelnen Gemeindegliedern ausgeübt werden, fonder es muß, wenn 
es nicht ruhen foll, entweder verpachtet oder durch einen angeftellten Jäger ausgeübt 
werden. Bon den Grundftücen, welche der Stadtgemeinde eigentümlich gehören, Lönnen 
mur diejenigen einen befonderen Jagdbezirt Bilden: 

a) welde in einem oder mehreren an einander grenzenden Gemeindebezirken (Ileich- 
jüftig, ob Stadtbezirk oder nicht) eimen land» oder forfitirtihaftlic, bemugten 
iachenraum von mindenens 300 Dorgen einnesmen und im ihrem Zufammen- 

hauge durch fein fremdes Grundflüd‘ — ausgenommen von Wegen oder Ge- 
wäfjern — unterbrodjen werben, oder 

b) welde nad; dem Ermeſſen des Landrats bezw. in Städten, welche zu feinem 

Iandrätlihen Kreife gehören, nad} dem Ermeſſen der Ortspolizeiverwaltung dauernd 
und volflänbig eingefriedigt find, oder 

c) aus Seen, fiichbaren Zeichen oder Infeln beftehen, die ein Beſitztum bilden. 
Diejenigen der Stadtgemeinde gehörigen Grundftüde, auf welche bie gedachten 

Borausfegungen nicht zutreffen, bilden mit allen rigen im &emeindebezixte be 
fegenen Örunbfüden einen gemeinf—aftlichen Iagdbezirt. Bei der Verwaltung der 
Jagdangelegenheiten auf diefen der Stadtgemeinde gehörigen Grundſtücken Hat die 
Stadto.-Berf. nicht mitzuwirken (f. Jebens ©. 172). Bilden jedoch die einer Ge— 
meinde gehörigen Grundftüde einen befonderen Jagdbezirt (ac vorftehend), an den 
ſich das Rest des Befigers zuc eigenen Ausübung der Jagd Mnüpft, ſo Handelt es 
fich bei der Verpachtung der Jagd um ſtädtiſches Vermögen und muß die Stadtv.- 
Berf, mit beigliegen (j. Art. 69 Einf-Gef. BOL.). 
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(In der Sandtags-Seffion 1904 iſt mittefft Allerhöchſter Ermädtigung d. 3. April 
1904 dem Landtage der Entwurf eines Gefeges betr. die Verwaltung gemeinfdaft- 
licher Jagdbezirte Borgelgt, Durch) diefes Gejet fol mehr, als es durch das Fagd- 
polizei-Gei. v. 7. März 1850 geichehen, der Grundfag zur Geltung gebracht werben, 
daß die Nugung der Zagd im gemeinfcaftlichen Yagdbezirten SInterefientenfade 
und nicht Kommunafangelegenpeit ift. Die Grundeigentümer bilden eine Sagdgenoffen- 
fchaft, welche durch den Vorfteher der Gemeinde (Bürgermeifter), nicht mehr durch den 

agiftrat vertreten wird. Die Verpachtung der Jagd foll die Regel fein. Für bie 
Verpachtung ftellt der Entwurf gewille Grundfäge auf, welche zur Verhinderung dev 
Nichtigkeit der Verträge zu beadjten find.) 

E. Fiſchereirechte. Das Bifhereigefeg vom 30, Mai 1874 (GS. 197, 
Zuf.-Gef. $ 98 und ff. Ausführungsverorin. ©S. 1877 ©. 141) Hat gunääft alle 
diejenigen Fiſchereiberechtigungen, welche, ohne mit einem beſtimmten Grumdftüd ver« 
bunden zu fein, bis dahin von allen Einwohnern einer Gemeinde ausgeübt werden 
Tonnten, der politiſchen Gemeinde als folder zum Eigentum und zur Nutzung über- 
wiefen. Berechtigungen zur Binnenfifherei darf die Stadt nur durch angeftellte Fifcher 
ober durd) Verpadjtung bemuben. Die Dauer der Padhtverträge foll mindeftens 
6 Jahre betragen. Ausnahmen bebürfen der Genehmigung des Reg.-Präf. Diejer 
hat auch die Genehmigung zur Trennung der Fiſchwäſſer der Stadt in einzelne Padıt- 
begirte zu erteilen. IR die Gtabt mit anderen Gemeinden im den ihre Gemarkung 
begrenzenden Gemwäffeen gemeinfam berechtigt, fo fann fie die Fifcherei mur auf & 
meinfhaftlihe Rechnung mit jener Gemeinde nuten (f. Art. 69 Einf.-Gef. BOB.) 
Inu RE. 50 ©. 300 if ausgeführt, daß wenn eine Filchereiberechtigung in früheren 
Zeiten durch Privileg allen „WVürgern“ einer Stadt verliehen ift, die Aenderungen 
der Gefetgebung in Bezug auf die Städteverfaffuug eingreifen und die Wirkung haben, 
daß das uriprüngli nur den Bürgern verliehene Recht nunmehr allen Mitgliedern 
(Einwohnern) der Gemeinde bezio. der politifhen Gemeinde Auge (. o.n. 7. d). 

F. Deffentlihe Wege, Straßen und Plätze. Aügemein beftinmte und 
tlare Vorigriften über die Medhtsverhältnifie der Straßen innerhalb der Städte 
und der Wege in den flädtifen Felbmiarten fehlen. In Betreff der fehteren ent- 
halten die älteren Provinzial und Partilular-Ordnungen Lüdenhafte Beflimmungen. 
Der Erlaß einer allgemeinen Wegeordnung für die älteren Provinzen ift zwar längft 
als ein Vepitrfnis amerfannt. Imdeß find die in den Jahren 1875 und 1876 dem 
Xandtage vorgelegten Entwürfe einer Wegeordnung nicht zur verfafjungsmäßigen 
Beihlußnahme gelangt. Pit dem Erloß einer Wegeordnung für bie Provinz Soden 
vom 11. Suli 1891 (6&. ©. 316) ift der Anfang gemadht, diefe Materie provinziel 
zu regeln. Der Entwurf einer Wegeordnung für die Provinz Weftpreußen — im üll- 
gemeinen übereinftimmend mit der für die Provinz Sachen erlaſſeuen — if dem 
Yandtage in der Seſſion 1904 von der Königl. Staatsregierung zur verfaffungsmäßigen 
Befhlußnahme vorgelegt. 

Nach der neueren kommunalen Entwidelung find, mit Ausnahme der Pro- 
vinzial- und Kreiswege, in Anfehung derer auf Grund gefeglicher Beſtimmung oder 
anf Grund eines Belchluffes des rovingiafland» bezmw. des Kreistages bie Banlaft 
dem Provinzial- oder Kreisverbande obliegt, alle übrigen öffentlichen Wege in der 
Feldmart Gemeindewege. 

1. Das Eigentum an den Straßen. 

a) Die im Stadtgebiete befegenen Steaßen und Wege find einesteils ſolche, 
welche den öffentlichen Verkehr innerhalb der Stadt und zwiſchen einzelnen entfernter 
befegenen bebauten Teilen der Stadt vermitteln — die eigentlichen ſtädtiſchen Orts- 
ftraßen im engeren Sinne — anderenteils folche, welche aus dem Innern der Stadt 
heraus in die Feldmark und nad) entfernter befegenen Ortfcaften führen (Kommuni- 
tationsiwege, Kandftroßen). AIG eine Nädtifche —ES im engeren Siune iſt nad) 
Jebens (Berw. Auff. ©. 226) im Allgemeinen jeder, ob auch feiop mit Anbanten 
nicht verfehener, doch mod; innerhalb des äbtifhen Anbanes überhaupt fiegender, dem 
inneren öffentlichen Veriehr bienender, wenn ſchon vielleicht ohne beſonders publi- 
gierten Aft freigegebener Weg anzufehen, gleichviel wie ev ausgebaut, wie und ob ins. 
beiondere er befeftigt if und ob er mur für Fußgänger befimmt iR. Cin verkeht 
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gerade von einigermaßen erheblichen Umfange ift nicht zu fordern, die Meinen 
sen, und aud Promenadenwege fünnen zu ven Straßen gerechnet werden (PUB. 
6 6. 44, 7 ©. 118, 9 ©. 474, 19 & 233, 255). Wie weit nad) beiden Ceiten die 
ſtadtiſche Straße reicht und in&befondere, ob geroiffe neben der Straße liegende Flähen, 
wie Bilrgerfleige, Rinnfteine, Gräben, Böfchungen, Rampen mit zur Etraße zu rechnen 
oder Teile der daneben Tiegenden Grundftüde find, ift nach Lage der tatfählihen und 
lotalen Berhäftniffe des —JJ zu beurteilen (OLG. 23 ©. 187, 24 ©. 241, 
8, BOB. 6 ©. 84, 204, 9 ©. 474, 12 ©. 305, 617, 14 ©. 125). 

Als öffentlide Straßen und Wege gelten nur diejenigen, welche für den ges 
meinen Gebrauch beftimmt find und ihm dienen. Zum Begriffe de gemeinen Ge- 
braud)8 it nicht erforderlich, daß bieler ein ſchramenlofer fei. Es gibt öffentliche 
Wege, welche nur zu befepränften Gebrauchsarten (Bürgerfteige, Bubrvege, Promenaden 
wege, Reitrwege ulm) oder mır Ar befhränkten Gebrauhsziweden (Kird- und Schut- 
wege) dienen (OB®. 12 ©. 282). Durch die tatſächlich vom Publikum geübte Be- 
mugung und durch die Dufduung einer foldhen feitens des Eigentümers allein, wird der 
Beg noch nicht zu einem öffentlichen (OBG. 20 ©. 217, 5 &. 212, 27 ©. 401). 
Straßen und Wege erhalten die öffentliche Eigenſchaft dadurch, daß die Gemeinde auf 
ihrem Boden eine Strafe oder einen Weg heritelt und dem Publitum zunı Gebrauche 
überläßt, ſowie dadurch daß fie die Widinung einer einem Privaten gehörenden Straße 
zum Gemeingebraude ausdrüdtich oder flilfhweigend genehmigt. Aber aud) die 
Boligeibehörde donn einem Wege den Charatter eines d enttigen dadurch geben, daß fie ihn 
als unentbehrlich für die Interefjen der Allgemeinheit erflärt und für dem öffentlichen 
veriehr in Anfprud nimmt (Zuf.-Gef. $ 56). Für die Eigenihaft einer Straße 
als einer Öffentlichen ift weder das Eigentum am Wegeförper, noch auch die förm- 
tiche Uebergabe an den nad, öffentlichem Recht Unterhaltungspflichtigen maßgebend. 
Der Charakter einer Öffentlichen Straße wird ebenforvenig davon berührt, ob der 
Grund und Boden im Wrivateigentum fteht, wie Davon, ob feine Unterhaftung einem 
andern aie dem regelmäßig Wegebaupflichtigen obliegt (OB. 25 ©. 367). 

b) Die Sorge für den Tofalen Bertehr iR der Megel nad Cache der Ge- 
meinben und deshalb find auch dieſe für ihren Bezirk die Trägerinnen der aus der 
Beftimmung der Wege für den öffentlichen Verkehr ſich ergebenden Vermögensrechte. 
In der Regel flehen daher die im Stadtbezirke befegenen öffentlichen Straßen uud 
Wege im dem privatrechtlichen Cigentum der Gemeinden. Indeß notwendig ift 
das nicht und denkbar ift aud) ein den Gemeinden zuftehendes Augungsredit für den 
Bertehr neben dem Gigentum eines andern am dem Wegelörper. Latfächlic find 
innerhalb der Stadt und des Stadtgebiets vielfach öffentliche Straßen und Wege vor- 
handen, die im Privateigentum Dritter fichen. Diejes Cigentum rubt, fo lange der 
Weg in öffentlicher Benugung ſich befindet. Es fann geltend gemacht werden, fobald 
die öffentliche Benugung fortfält. Daraus ergibt fih, daß die wenn auch noch jo 
Tange öffentliche Benugung als Weg nicht ale eine zum Erwerbe des Eigentums ges 
fhidte Befighandlung angefehen werden kann. Die Gemeinde, welche mit der Eigen- 
iumstlage das Privateigentum an einer Straßenfläche geltend macht, muß daher den 
Nacjweis des Cigentums erbringen. Der Beweis, daß die freitige Parzelle zur 
öffentlichen Straße gehört, genügt allein nicht, insbefondere danu nicht, wenn die 
Gemeinde die Straße niht unterhalten hat (BBB. 22 ©. 182). Dagegen kann 
ans den auf Seiten der Gemeinde fefigeftellten Befighandlungen, Benugung der Wege 
für den dffentlichen Verkehr, Bepflanzung und insbejondere aus der Unterhaltung der 
Straße, aus legterer mit Bezug auf das aus S; 11 Allg. Sundr. IL. 15 zu ent 
nehmende Prinzip, wonad; im der Regel der Eigentümer zur Unterhaltung der 
Straße verpflichtet ift, eine Vermutung für das Eigentum der Gemeinde hergeleitet 

en. 

2. Nutzungsrechte an den Kädtifchen Straßen und Wegen. 

8) Das privatrechiliche Eigentum der Stadtgemeinde an den öffentlichen 
Straßen und Wegen tritt in feinen rechtlichen Wirkungen fo lange und fo weit zurück, 
ale die Straße ihrer prinzipalen Beftimmung dem öffentlichen Bertehr nach dem Er- 
meffen der worigeigematt zu dienen hat. Soweit diefe prinzipale Beftimmung reicht, 
entzieht fie die Straße dem bürgerligen Verkehr, weiter nicht. Die privatrechtlichen 
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Beziehungen am Wegetörper treten jedod) ſchon während ber Dauer biefer Beftimmung 
foweit in Wirffamfeit, al® es mit derfelben verträglich ift, fo regelmäßig in dem aus 
dem Eigentume fließenden Rechte zur Nutzung. Die Benugung des Straßenkörpers 
und der öffentlichen Pläge durch Gewerbetreibende ift daher am die Zuflimmung des 
Eigentümers der Strafe bezw. des Plates, der Stadtgemeinde, außer an bie Ge- 
nehmigun der Polizeibehörde geknüpft. Es ift hiernach fowohl die polizeifiche, als- 
aud die Erlaubnis der Stabtgemeinne erforderlich zur Errichtung von Berlaufsftänden, 
von Telegraphenflangen, zur Anlage von Gas- und Waflerleitungen ufto. Inebejonbere 
iſt die Shtebafigeibehörde nicht berechtigt, gegen den Widerſpruch der Stadtgemeinde 
die Anbringung von Schienengleifen in dem Straßenkörper durd) eine Privatperfon 
anzuordnen, weldhe den Perfonentransport vermittelft einer Pferdebahn gewerbemäßig 
betreiben will. Dem Einzelnen fteht ein Recht, zur Einfegung von Schienengleifen 
in dei Körper Öffentlicher Straßen berftattet zu werden, nicht zur Seite. Als unzu- 
täffig farın daher eine zwiſchen der Stadtgemeinde und Pferdebahngefellicjaften verein- 
barte Bertragsbefiiimmung nicht amgejehen werben, wonach bieje Geſellſchaften zur 
Unterhaltung und Berbefierung der betreffenden Straßen beitragen oder auch gewiffe 
Teile der Betriebseinnahmen an die Stadt abführen müſſen. Dieſe vereinbarten 
Zahfungen Haben nicht den Charakter einer Gebrauchsfteuer, meile nicht aus Griden 
des öffentlichen Rechts, fondern auf Grund privatrechtlicher Abmachungen agleiner 
werben. Der Straßeneigentümer begibt fid) durch den Bertragsabjgluß der Möglich 
eit, felbft auf eigene Koften den Pierdebahnbetrieb einzurichten und dadurd einen 
Gewinn zu erzielen. Die Polizeibehörde ift allerdings nicht berechtigt ald Gegen- 
teiftung für die Erteilung dev Konzeffion bie Bezahlung eines befonderen Yequiva- 
lents an den Gtraßeneigentümer zu fordern. 

Verträge, welche bie Stadtgemeinde mit privaten Straßenbahn, Gas- und 
Bafferleitungsunternehmern, ſowie mit Gleltrizitätewerten hinſichtlich des Rechte, 
Leitungen und Echienen in den fävtifchen Straßenförper zu legen ober im dem 
Luftraume über die Straßen a führen, abfchließt, haben die rechtliche Natur von 
Miels- bezw. Bachtverträgen (RZE. 40 ©. 280 |. 9. M. 2., 81 ©. 209). 

Ueber die polizeiliche Negelung der Benupung öffentlicher Straßen zur Ein- 
Tegung von Wafferleitungsröhren feitens der Brivatunternehmer einer Wafferleitung 
f. OB®.29 ©. 442. Die wegebaupflihtige Gemeinde ift befugt, einen die Rädtifchen 
Strafen verbindenden Eifenbahnübergang zur Cinfegung von Gas-, Wafferleitungs- 
ufo. «Röhren, die nicht b1o8 privaten Zweden dienen, zu benupen (PLB. 18 ©. 177). 

Das Reihsgericht (NZE. 42 ©. 205) hatte den Reichefistus nicht für berechtigt 
erklärt, öffentliche fädtifhe Straßen ohne Genehmigung der Stadtgemeinde nit 
Tefegraphen« und Telephonnegen zu überfpannen. Ku dem Reichegef. vom 18. Dezent- 
ber 1899 (RB. ©. 705) Hat nunmehr der Reichefistus das Recht zur Anlage folcher 
Seitungen, foweit diefe niit den Gemeingebraud) der Wege, d. h. den Gebrand) zum 
Fahren, Reiten und Gehen, ſtören oder die Unterhaltung, der Straße hindern, ohne 
Einwilligung des Wegeunterhaftungspflichtigen erlangt. Er Hat aber die etwa ent« 
Rehenden höheren Steaßenunterhaltungstoften und den fon entftehenden Schaden zu 
tragen (88 1, 2 und 3 des Reichsgejehes). 

Der Unternehmer einer Kleinbahn bedarf zur Benutzung eines öffentlichen 
Weges der Zufimmung des MWegeeigentümers (OBG. 10 . 192, 198, $ 6 des Gr. 
über Rleinbahnen vom 28. Juli 1892 (GS. ©. 225). Die Zufliumung des Wege- 
unterhaltungspflichtigen kann jedoch ergänzt werden, und zivar wenn eine Stadtgemeinde 
oder eim Kreis beteiligt if, durch Beſchiuß des Bezirtsausihuffes. Durch den Er⸗ 
gãnzungs · Beſchluß wird unter Ausfchluß des Nechtsweges zugleich über die nad) $ 6 des 
Sef. au den Unternehmer gefteltten Anfprüche auf ein angemeffenes Entgelt für die 
Benugung des Weges ufiw. entfhieden. IN der Eigentümer der Strapen nicht zugleid) 
der nach öffentlichem Rechte Wegeunterhaftungspflichtige, fo_Hat der Kleinbahnuutere 
nehmer mit dem Eigentümer über die Benugung der Straße zur Anlage der Klein- 
bahn Sinen befonderen Vertrag zu ſchlieden oder von dem Enteignungsredhte Gebraud) 
zu machen. 

b) Die fonfligen Nupungen öffentlicher Wege, Verwertung der Früchte und 
des Holzes der am Wege ſtehenden Bäume, des Graſes ber Bölhungen und des auf 
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dem Straßentörper gefammelten Düngers ftehen als Ausfluß des Eigentums gleich. 
falle der Gemeinde, als der Eigentiimerin des Straßenkörpers, zu. Doch fönnen 
diefe Nutzungen auch einem Dritten zuflehen, wie denn überhaupt an einen öffent» 
ficen Wege privatreditlid verfolgbare Nubungsredite und Servituten befichen fnnen 
(OT. 24. Aprif 1871, Strieth. 81 ©. 331). Nah 8 11 Segeoramung für Sadjien 
müffen die an öffentfichen Wegen oder Zubehörungen derjelben beftehenden privat 
etlichen Nugungs- oder ſonſtigen Rechte Dritter dem Wegebaupflihtigen auf fein 
Berlangen, foweit dies im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs oder zu einer ordnungs- 
mäßigen Wege-Unterhaltung erforderlich ift, gegen Entihädigung abgetreten werden. 
Das preußifche Recht enthält feine derartigen Beſtimmungen, dod kann die Auf- 
hebung folder Nuhnngerechte im Wege des Enteignungsverfahrens erziwungen werben. 
©) Adjazentenredt ſ. Arhiv 5 ©. 111, BOB. 4 ©. 213, 823. In Bezug 
auf das Recht, weldes den Adjazenten, d. h. den Cigentümern der eine Strafe ber 
enzenden Häufer, an der Straße zuficht, Hat das ehemalige Obertribunal den Grund« 
ja aufgeftellt, daß ihnen da® Recht der Benugung der Straße und der ungehinderten 
Kommunitation mit ihr nicht blos vergünftigungsweife oder nach adminijtrativen 
Ermefjen, fondern dauernd und mit dem Charakter eines wohlerworbenen Nedıts ge- 
währt werden müffe und daß Veränderungen im der Anlage oder dem Nivellement 
der Straße, durch welde jenen Rechten Cintrag gefdjieht, wo foldhe im öffentlichen 
Intereffe geboten find, nur gegen Entfääbiguugen vorgenommen werben dürfen (O2. 
10. Aprif 1866, Strieth. 62 ©. 77). Dieler Anficht iR and das Keichegericht bei« 
getreten. (RZE. 10 ©. 271, 7 ©. 213). Indes erſtreckt fid) dag Recht des Adjazenten 
an ber öffentli—hen Straße nicht weiter, als das Rommunifations-Intereffe und die 
Befriedigung des Fihtbebiürfniffes mubedingt erfordern. Der Adjazent hat feinen Au 
spruch auf Erfay für die Entziehung jedes tatiäclicen Vorteil beim Gebraudje der 
Straße. Insbeſondere kann ein Adjazent feine Entihädigung dafür beanjpruden, daB 
ein von feinem Grundfüce nicht bevührter Teil der Strabe eine Veränderung erhalten 
Hat, welche dem öffentlichen Vertehre eine andere Richtung gibt und die Rebhaftigfeit 
des bisherigen Verkehrs aui dem fein Grundftüd berührenden Straßenteil wefentlid) 
verringert (BPBB. 11 ©. 277). Ein Recht des Hausbeſitzers des Inhalts, daß an ber 
vorüberführenden Straße überhaupt feine ihm in irgend einer Vezichung nadteilige 
Veränderungen vorgenommen werben dürfen, befteht nicht (BIB. 10 S. 566). Als 
feitender Grundfag gilt vielmehr, daß das fervitutiiche Recht des Hausbefigers au der 
an feinen Grunditüide vorüberführenden Straße begrenzt und bedingt ift durch die 
Fwedbeftimmung der Straße felbit, dergeftalt, daß der Yausbefiger fid) alle Berände- 
Tungen gefallen lafien muß, welde dazu dienen, die Straße in dem Zuftande zu er- 
Halten, oder auch in den Zuftand zu fegen, in welchen fie ihrer Beftimmung amı voll« 
tommenften genügen fann, jofern nur die Straße and ferner als Kommunikatious- 
mittel erhalten bleibt (RACE. 37 ©. 352). Doc hat RZE. 44 S. 283 den Anfiegern 
Entjjädigungsanfprüche auch ſchon ber Exfhwernifien, der Kommunikation dind) 
Veränderung der Straße zugebillig, wenn durch die Aenderung dauernd der 
Verkehr des Haufes mit der Straße aufgehoben oder mahezu unmöglich gemadıt, 
weſentlich und erheblich erſchwert ift, dabei aber der Etadtgemeinde das Recht zuger 
fprochen, bei der Bemeſſung des dem Hausbefiter zuftehenden Eutſchädigungsanfpruches 
die durch ſolche Aenderungen an der Straße für den Hausbefiger herbeigeführten 
Borteife mit den ihm dadurd) erwachſenen Nachteilen zur entſprechenden Ausgleichung 
zu bringen. Solche Vorteile werden fih für die Anlieger ergeben, fei e8 daß durd) 
die Straßenregufierung der Wert des Grundftüds fteigt, fei_e8 daß die Zufahrt beffer 
wird, die Augange bequemer, der Straßenlärm bei Asphaltpflafterungen geringer 
(BB. 24 ©. 213, 823). 

Ein Redıt, die Benugung der Straße durch eine Straßenbahn zu unterfagen 
oder aus der Anlage einer ſolchen Entfhädigungsanfprüce gegen die Stadtgemeinde 
herzufeiten, fteht den Antiegerm nicht zu € TB. 13 ©. za) vorausgefeßst, daß ihnen 
durdy die Anlage oder den Betrieb der Straßenbahn der Verkehr mit ihren Grunds 
füden nicht etwa unmöglich gemadjt wird. (Gruchot's Beiträge 36 S. 682, 
41 S. 39). Das Reihegericht hat weiter daran feftgehalten, daß den Eigentümern 
an öffentligen Straßen beiegener Grundftüde ein Privatredht auf Benutung der 
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Straße nur für bebante, nicht aber für unbebaute Grundftüde und Grundftüdsteile 
auzugeftehen fei (PBB. 14 ©. 51) und ferner fteht jenes fernitutifche Recht an ber 
Sieabe und die daraus folgende Entihädigungeberechtigung bei echebli—hen Erihmer- 
niffen der Kommunikation dem Arılieger nur zu, wo es fi um bereits vor der Ver- 
änderung vorhanden geweſene ftädtiihe Straßen Handelt, nicht ‚aber, wo dur bie 
Umänderung ein bisher völlig außerhalb des Straͤßennehes befegener Weg erft zur 
ftädtifchen Straße gemacht werden fol. Derjenige, der an einer noch nicht tegulierten 
Straße ein Haus errichtet oder erwirbt, fann mit auf die Fortdauer des beftehenden 
Zuftandes rechnen, fondern muß auf Veränderungen in bem Niveau gefaßt fein, die 
auf die Benutung feines Grundftüdes macteifig einwirten. So lange die Straße 
micht als ſoige nad) den darüber beftehenden Vorfriften ausgebaut ift, fann auf 
Seiten der Stadtgemeinde überhaupt nicht der zur Entftehung einer Gervitut not 
wendige Bertragewille vermutet werden (PBB. 22 ©. 207). XAuf die Grfaltung 
eines freien Platzes hat der Eigentümer eines an bemfelben belegenen Grundflüdes 
feinen redtlichen Anfprudi, vielmehr muß er fi) bie Ummandlung des Plates zu 
einer minder breiten Straße durch teilmeife Bebauung des Bates gefallen laffen, 
wenn der Nachteil, welcher dem Haufe des Adjazenten dur die teilweile Bebauung 
droht, nad dein Ermeſſen der zuftändigen Behörde nicht derart ift, daß ihr gegenüber 
das auf der teilmeifen Einziehung des Pilates verknüpfte öffentliche Intereffe zurüd- 
Rehen müßte, (Selbfiv. 1896 ©. 514). Die gewerbetreibenden Mieter eines an einer 
Öffentlichen Straße belegenen Haufes können eine Entihädigung für Geicäfteverlune 
beanfpruchen, die fie durch eine im Intereſſe eines öffentlidyen Unternehmens bewirkte 
Erfchwerung der Komınunifation auf der Straße erlitten haben. (RZE. 36 ©. 272). 

Auf den privatregtlihen Befcränfungen des Nadjbarredits beruht ed, daB 
Hausbefiger Aniprüche auf Schadenserfag haben, wenn bei Erhöhung bes an dem 
Grundftüde vorbeiführenden WBürgerfteiges die gefeglihe Cntfernung von 3 Fuß 
(8$ 185, 186 Allg. Land. I, 8, 8 907 BGB.) nicht eingehalten, vielmehr die Er- 

öhung unmittelbar an den Gebäuden und dem Zaune des Anfiegers vorgenommen 
wird (BB. 22 ©. 0 N: Dod; muß der Veldjädigte nadhteifen, daß gerade durd) 
die Nicptinnehaltung des 3-AFuß-Abftandes ein Schaden eutftanden fei und Diefer vermieden 
worden wäre, wenn man den Abftand gewahrt hätte (PBB. 4 ©. 213). Nach 
RZE. 51 ©. 255 fällt die Erhöhung einer Öffentlichen Straße nicht unter den $ 907 
BOB., fo daß dem Anlieger nur dann ein Verbietungsredht oder ein Schadens-Erfat- 
Auſpruch zufteht, wenn er ein befonderes wohlerworbenes Dienflbarkeits- oder Bertrage- 
tet namhzumeifen vermag. 

Bei Veränderungen des Strafenkörpers, welche die anliegenden Grundftüde 
beuagpteiligen, fönnen die anliegenden Grunbbefiger nur Beſchwerde erheben. Cine 
gericgtliche lage auf Wiederherfiellung des früheren Zuftandes fteht ihnen might zu, 
eine Entihädigungsforderung gab der 5$ 74, 75 Gul. zum Alg. Landrecht nur in 
dem dargeftellten Umfange (PB. 21 ©. 282). 

3. Ueber die Einziehung oder Verlegung, öffentlicher Wege beſchließt die 
Wegepoligeibehörbe, nachdem das Vorhaben mit der Aufforderung, Einfprüdye binnen vier 
Borgen zur Vermeidung des Ausfcjluffes geltend zu madjen, in ortsüblicher Meile, 
fowie durd) das Kreisblatt und das Amtsblatt veröffentlicht worden if. Gegen ben 
Beihluß der Wegepoligeibehörde feht den mit dem Einfprudhe Zurüdgemiefenen inner- 
Halb zwei Wodjen die Klage bei dem Streisausichuffe bezw. dem Bezicksausfchuffe zu. 
Wird die beautvagte Verlegung oder Einziehung eines Öffentlichen Weges von der 
MWegepolizeibehörde bon vornherein oder nach dem Einjpruds-(Ansfchließungs)-Ber- 
fahren abgelehnt, fo iR dem Antragfteller nur das Anrufen der Auffichtsbehörde geftattet 
1 57 Zuf.-Gel). IR im diefer Meife eine öffentliche Straße oder ein Teif derjeben 
als öffentliche Straße untergegangen, jo ftehen den adjazierenden Eigentümern hieraus 
Entfejävigungsanfprüdje nicht zu (Germershaufen, Wegeredt 2. Aufl. ©. 115-116). 
Die Einziehung von Straßen, die in Ortsteilen belegen find, für melde nad den 
Vorſchriſften des Baufluchten-Gef. vom 2. Juli 1875 neue Straßenflugtlinien feſtgeſetzt 
find, wird von dem Fluchtlinien- bezw. Vebauungsplane nur iufofern berührt, als 
eine Aufhebung früher feftgefegter Fluchtlinien in Gemäfheit der Borihriften biejes 
Gefeges zu erfolgen hat. Nicht aber gehen alle öffentlichen Strafen auf folden 
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Gebieten, für bie ein Bebauungsplan aufgeftellt wird, ohne Weiteres mit dev Er 
Aeltung nes Bebauungsplanes oder mit jeiner Durchführung ein (OBG. 21 ©. J 

4. Die Unterhaltungspfliht der Straßen und Wege — die Wegebaulaſt — 
flieht zwar egetmäßig ber jemieinde, als der Eigentümerin der in ihrem Gebiete be- 
iegenen Wege zu. Doc) Tiegt fie Häufig objervanzmäßig oder nad) befonderen Titeln 
Anderen ob. So Bat die Verordnung vom 16. Juni 1838 (CS. ©. 363), welche 
dem Staate die Straßenunterhaltungspflicht an denjenigen Straßenftreden übertrug, 
welche im Zuge von gewiſſen Ehaufjeen laufend, innerbafb der Städte befegen find, 
dantit nicht aud) das Eigentum an diefen Straßen dem Staate übertragen, das viels 
mehr den Kommunen belafjen (PVB. 22 &. 269, 23 ©. 129, f. Ledermaun S. 255). 
Zu Betreff der Wegebanlaſt iſt es überhaupt gleichgüftig, ob der Wegelöiper, auf 
welchem der Weg läuft, der Stadtgemeinde oder einen anderen gehört. Deshalb hat 
aud) die Stadtgemeinde in dem Falle die Unterhaltungspfliht, wenn der Eigentünter 
geftattet, daß auf einem Zeile feines Grunbfüdes eine fävtifche Strafe angelegt 
wird, oder wenn er einen von ihm angelegten Weg zu gleichem Zwede der Stadt» 
gemeinde überläßt. Im diefem alle hat der Eigentümer nur eine Servitut einges 
räumt. (OT. Entid. 49 ©. 70.) 

Die Wegebaufaft if_eine Gemeindelaſt. Es handelt fi) daher, wenn 
die @ewmeindeorgane einen Wegebau betreiben, die dazu nötigen Gemeindedienfte 
umfegen ufro., um Aite der Kommunal» nicht der Polizei-Bermaltung. Muß die 
fegtere zwangsweile einjchreiten, fo hat fie fih nur an die Gemeinde zu halten. Auf 
die ‚Aangevolfisechun wegen verweigerter Dienfte bein Wegebau finden die 95 132 
und ff. 2B®. gegen Gemeindemitglieder feine Anwendung &88. 9 8.57). Eine 
Berreilung der Wegebaulaft unter die einzelnen Berpflichteten innerhalb der Gemeinden 
mach örtlid) begrenzten Wegeftreden ift gemäß $ 19 der MWegeordnung für Sachen 
anzuläffig. Auch duch Polizei-Berordnung fanı die Pflicht zur Unterhaltung der 
Wege (bezw. Straßen) den einzelnen Bürgern nicht auferlegt werden (f. ur. 2. 76.19). 

a) Der Umfang der — begreift die Verpflichtung in ſich, die Wege 
anzulegen, zu verlegen und einzuziehen, fie dem Berkehrsbebürfnis entiprechend zu 
ae und zu verbeffern, Verkehrshinderniffe auf den Wegen zu bejeitigen und 
endlid, die durch Anfegung, Verbreiterung, Verbefferung, Verlegung und Einziehung 
von Wegen, fowie die durd) Ummandfung von Privativegen in Öffentliche geſehlich 
begründete Entihädigung zu gewähren (to. 2©.226, $ 4 Begeorbn. für Sacjien). 
Der Umfang dev Wegebaulaft ift ieineswegs unveränderlich durd die urſprüngliche 
Anlage der Wege und die entfprechende Art der bisherigen Unterhaltung beftinmt und 
ebenfo wenig hängt die Anlegung neuer Wege von ber freien Euiſchließung der Ber 
teifigten ab. Nur infofern gift die Baulaft der Öffentlichen Wege als eine beichränkte, 
als bie zur Unterhaltung der Kommunikatiouswege Berpflichteten nicht gezwungen 
werden fönnen, Landftraßen in Kunfiftraßen (Chauffeen), d. h. nad) den für die feteren 
eigens beftehenden rechtlichen, techmſchen und reglementariſchen Vorſchriſten uͤmzu · 
wandeln und ſich auf dieſe Weiſe zum Zmede des öffentlichen Verkehrs an dem Ausbau 
von Chauffeenegen zu beteiligen. Mangels bejonderer pofitiver Borferiften, welche 
deu Umfang, der Wegebaufaft befimmen, kann aber pofigeificherjeits allee, was fid) im 
Jutereſſe des öffentlichen Verkehrs als notwendig Herausftellt, von dem Aegebaupflid)- 
tigen gefordert werden und ift innerhalb diefer Grenze zwiſchen Tunftwägigem und 
gewögnlichem Wegekau nicht zu unterfeiden. Co ift da Verlangen der Herftellung 
einer bisher als Kiesweg unterhaltenen Wegeftrede mit Steinfnad uud Kies, der 
Pflofterung von Wegeftveden, der Erbauung von Flutbrüden im Wegezuge und felbft 
des Genffesmäßigen Ausbanes eines Weges als gerechtfertigt auerlanui worden. 

b) Die Wegebaulaſt erfiredt fih auch auf die Anfegung und Unterhaltung 
aller Bubehörungen der Öffentlichen Wege. Als Zubchörungen gelten alle zur 
Bollftändigkeit der Wegeanlage oder zum Schutze und zur Sicherheit derjelben und 
ihrer Benugung nötigen Anftaften uud Vorrichtungen, namentlich Brücen und Fähren 
über die nicht Ihiffbaren Teile von Gewäffern, Furten Durdjläffe, Entwäfferungs- 
anfalten, Böfchungen, Baumanpflanzungen, Schutgeländer, Wegweifer, Warnunge- 
tafeln und bdergleihen mehr. Ebene gelten al® Zubehörungen alle zur Verhütung 
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oder Pefeitinung von nadteifigen Folgen der Wegeanlagen erforderlichen Vorrichtungen. 
Es 5 und 6 Wegeordn. für Sachſen). Brüden und Fähren über die ſchiffbaren Teile 
von Gemwäflern giten nicht als Zubehörungen der öffentlichen Wege. Ebenſo werden 
Anftalten und Vorrichtungen, welde, wie bie nur zum Gebrauche ber angrenzenden 
Srundbefiger dienenden Brucken über bie Geitengräben der Wege und Durchfahrten 
durch diefe Gräben, einem ber Wegeanlage fremden Ziwede dienen, al Zubehörungen 
der Wege nicht angefehen, unterfiehen in wegepoligetlicher Hinficht jedoch der Wege ⸗ 
polizeibehörde ($ 7 Wegeordnung für Sadjen). 

©) Die Anbringung von Etrafienfchildern gehört Säge ur Wegeunterhaltungsfaft, 
fondern ift von dem Werpflichteten im allgemeinen polizeilichen Jutereſſe iu fordern. 
Die Verpflichtung entfleht durch Geſetz ($ 3 Gef. über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850) für die Gemeinden oder Durch Obfervanz (BOB. 17 ©. 479, DVG. 28 
©. 89). Die Benennung von Wegen if gleihfale eine polizeiliche Angelegenheit, 
ohme daß es dazu einer höheren Genehmigung bedarf (ME. 9. Zuli 1874, Selbftv. 1895 
©. 882). Die Polizei Hat die für die Form der Etraßenihilder (Hausnummern und 
Strapenbezeihinungen) und die Art ihrer Anbringung maßgebenden Grundfäge felbft 
aufguftelen und etwaige Abweihuugen von diefen Grundfäßen aus äfthetifchen oder 
axditettonifchen Rüdficten ihrem eigenen Befinden für den Einzelfall vorzubehalten. 
Eine Bolizei-Berordnung, welche beftimmt, daß die Namensſchilder und Hausnummern 
nach Anordnung der äbtifeen Behörden angebradit und die Anbringung nur durch 
die von ben ftädtiichen Behörden Beauftragten ausgeführt werden. fol, if ungültig 
(BI2. 25 ©. 213). 

d) Streitigfeiten über die Wegebaufaft wie über öffentliche Wege überhaupt 
gehören gemäß $$ 56—58 Zuft.-Gef., ſowen öffentlid-redhtliche Verpflichtungen tn 
Frage fommen, vor den Verwaltungsrichter. Doch ift den ordentlichen Gerichten die 
Cntfgeidung der Frage, ob ein Weg eim Öffentlicher ift, al Inzidentpunft eines 
Zivilprozeſſes ebenfo wenig entzogen, wie Streitigleiten über privatrechtliche Anſprüche 
an den Wegelörper eines Öffentlichen Weges, fofern deſſen Smedbeftiimmung nicht im 
Frage geftellt wird. Der Entfhädigungs-Anfpruch desjenigen, welcher private Rechte 
auf einen Weg, der für einen öffentlichen erkläri ift, geftend macht, wird gegenüber 
dem Megebauverpflichteten im ordentlichen Rechtswege verfolgt. 

5. Die Pflicht zur Straßenbelenhtung if in der Megebaufo nicht inbe- 
griffen ($ 8 Wegeorbn. für Sadjfen). Bielmehr find die Straßenbeleuhtungen von 
jeher als polizeiliche Anftalten angefehen worden, die als ſolche in der Regel von den 
Gemeinden ohne Rüdficht auf die bezüglich des Wegebaues beftehenden Berhäftniffe 
zu erhalten find. Der Umfang, in dem die Beleuchtung gefordert werben fan, be» 
ftimmt ſich nad) dem tatſächlich vorhandenen öffentlihen Bebürfnis, nicht nad) dei 
Nechtsverhältnifjen, welche bezüglich des Eigentums an dem Grund und Boden be- 
fichen, auf dem der ofenttige Bertehr fi bewegt (ORG, 4 ©. 419, 23 ©. 103, 
27 ©. 62, 75, 8 ©. 86, 89). Deshalb.it die Gemeinde zur Beleuchtung einer noch 
micht regufierten, ihr nod) nicht übergebenen, aber tatlächlik dem öffentlichen Verieht 
dienenden Strafe verpflichtet (OVO. 5 ©. 404). Baraus folgt, daß die Gemeinde 
im Bedürfnisfalle aud) für die Beleuchtung einer von ihr mit zu unterhaltenden, 
im Stadtbezirke befegenen, aber nicht zu den eigentlichen ſtädtiſchen Straßen gehörigen 
Chauffee im Zuterefje der öffentlichen Ordnung und Sicherheit zu forgen hat (OBG. 40 
©. 434). Dagegen liegt die polizeilich gebotene Beieuchtung dem Bublitum freie 
gegebener Privatwege im Allgemeinen dem Eigentümer ob (OVG. 18 ©. 411). 

Gegen die polizeilichen Anordnungen, welche die Aufftellung von Laternen ar 
öffentlichen Wegen zum Zwede haben, greift nicht das Cinfprudjsverfahren gemäß 
$ 56 Zuft.-Gej., fondern das im $ 127 8WG. geordnete Verfahren Platz. 

6. Straßenreinigung (1. Iebens, Auffüpe S.209). Die Verpflichtung zur 
Keinhaltung kommt Hauptfählic bei funftmäßig ausgebauten und bei fädtifchen 
Straßen und Blägen in Frage. IM die Reinhaftung im BVerfehrs-Intereffe, 3. D. 
im Falle der Vefeitigung der erforderlichen Schneemaflen erforderfich, jo harakterifiert 
fie fih) als Wefeitigung von Verfchre-Hinderniffen und fält unter die Wegebaulaf. 
It fie aber aus allgemeinen Rüdfichten, insbefondere aus fanitätspolizeilichen Gründen 
erjorderlid, fo ift fie fein Teil der Megebaufaft. Legterer Grundjag Hat Anerkennung 
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im $ 11 ber Beroron. vom 16. Juni 1838 (GG. ©. 358) gefunden, „burd; die 
Uebernahme der Unterhaltung ſtädtiſcher Straßenftreden von Geiten des Staats wird 
in ber bisherigen —A zur Unterhaltung der Bürgerſteige und Seitenpflaſter, 
fowie zur polizeilihen Reinigung ber Straßen nichts ge fowie im $ 9 der 
Begeordnung Hr die Provinz Sachſen vom 11. Juli 1891, „bie Beleuchtung gehört 
nicht zur Wegebaufaft, ebenfo wenig innerhalb der Städte und ländlichen Orlfdaften 
die Reinigung der Straßen und öffentlichen Plätze, ſowie ber Zubehörungen der- 
felben, einfärie lich der Schneeräumungsarbeiten.” Die aus allgemeinen Gründen 
erforderliche Neinigung ift die weitergehende und umfaffendere. Demgemäß ift Dere 
jenige, weldem bie polizeimäßige Reinigung obliegt, auch zur hauffeemäßigen, ingbe- 
fondere zur Schneeräumung von Shauffeeireden, welde im Weichbilde einer Stadt 
belegen find, verpflichtet. Die in ber Gtrafenbaulaft enthaltene Reinigungspflicht 
unterliegt in gweifadger Beziehung einer engeren Begrenzung, einmal — ſie 
niemals ein Mehreres, gals das zur Aufrechtethaltung eines unbehinderten Verkehrs 
erforderliche Maß, zum Audern befteht noch die Selhräntung u Guuſten des Wege- 
baupflichtigen, daß ihm für bie innerhafb der Ortichaften belegenen Stragenfeden 
micht einmal diefe geringere Leiftung obliegt. 

a) Aus dem Eigentum am Straßenförper läßt ſich die Pflicht zur polizeimäßigen 
Straßenreinigung nicht ableiten. _Diefe Verpflihtung Tann obfernangmäßig den 
Adjazenten obliegen und durch PolizeirBerordnungen geregelt fein. Sie rußt dann 
auf dem Hausbeſitz entſprechend dem altdeutf—hen Sprüchworte: „Jeder kehrt vor feiner 
Tür. SBG. geht von der Borausjegung aus, daß faſt überall die Obfervanz bie 
Xafis und zugleich) der Inhalt des befiehenden Rechts fei, daß ſchon eine gewifie Ber« 
mutung toider die Adjazenten ftreite und es kaum noch eines ftriften Nachweiſes be- 
dürfe, auch etlichen mehr oder minder abweichenden Vorgängen teine allzugrofe Ber 
deutung zufomme, daß beſonders aber Polizei-Berordnungen gegenüber, in denen die 
Verpflichtung der Apjazenten zum Ausbrud gelange, wohl gar Jahrzehnte hindurch bei 
wiederhofter Kodififation Ausdrud gefunden Habe, angenommen werden dürfe, fie 
hätten nicht etwa erſt neues Recht begründen, fondern nur ein bereits längft beftehendes 
feßlegen und ausbauen wollen. Sie köunen demmach als Beweismittel für diejes 
Beſtehen dienen (OBG. 8 ©. 356, 14 ©. 399, 15 ©. 230, 23 ©. 378. PBB. 11 
©. 19, 12 ©. 617, 13 ©. 129). 

Beftehen Objervanzen nicht, fo finb zu der pofizeimäßigen Reinigung der ſtädti⸗ 
{hen Straßen nad) $ 3 des Gef. vom 11. März 1850 die Gemeinden verpflichtet 
(OT. Entf. 45 ©. 16, DVG. 8 S. 356, 23 ©. 378, pVB. 9 ©. 474, 11 ©. 194, 
12 ©. 617, 14 ©. 437, 17 ©. 455). 

Eine Bolge-Verorbmaung, durch welche den Abjazenten die Verpflichtung zur 
Reinigung einer Straße oder einer Chauffee neu auferlegt wird, ift vehlsungültig, da 
durch Bolizei-Verorbn. das materielle Red)t nicht geändert werden kann. Das Kammer» 

gericht hat früher die Gültigkeit einer folden Poligei-Berorbmung anerfannt (BER, 
Te. 233,9 ©. 14, 186.506, 21 ©. 408), jegt aber gleichfalls die Ungültigteit 
ausgefproden (Eutfch. des Kammerger. Ob. 24 ©. C 41 u. C 48). 

b) Durch Ortsfatut kann die Pflicht zur Straßenreinigung den Adjazenten 
nicht auferlegt werden. Diefe Können and nicht durch Ortsflatut bei der Einrichtung 
eines Nädtiihen Straßen-Reinigungs-Inftitnts, wenn fie pofizeifich für die Reinigung 
bisher hafteten und weiter verhaftet bleiben follen, zur Benugung jener Einrichtung 
oder aber wenn bie Haftung auf die Gemeinde übergeht, zur Entrichtung einer ent- 
fprechenden Gebühr verpflichtet werden. (OBG. 26 ©. 43, [.$ 11 ©. TI). Aber 
jowohl im dem Falle, daß die Reinigungspfliht ohne Weiteres der Stadtgemeinde 
obfiegt, wie and) in dem Falle, daß eine obfervanzmäßige Verpflichtung der Antieger 
begründet erjdjeint, Tann eine Regelung der Straßenreinigungepfliht auf Gruud des 
$11 StO. durch Ortsftatut erfolgen, im letzteren Falle dadurch, daß die Stadtgemeinde 
die Straßenreinigungspflicht gegenüber der Bolizei zu Laften der Stadt an Stelle der 
derpffichteten Adjazenten übernimmt (OB. 26 ©. 50, BEL. 20 ©. 474). Die 
Autonomie der Gemeinde reicht freilich noch nicht hin, die Dur die Neinigung der 
Straßen, fowie die durch bie Einrichtung und Unterhaltung des Stragen-Reiniguugs- 
Iuftituts ihr erwachſenen Koften ganz oder teilweife auf die Anlieger abzuwälzen. 


198 SO. $ 49. Straßenreinigungspfligt. 


„Gebühren“ Können den Anliegern für diefe der Stadt erwachfenen Koften nicht 
auferlegt werden. Komm.-Abg.-Gef. kennt Gebühren nur als Vergütungen für die 
feiten® Dritter erfolgende Benutung der von der Gemeinde im öffentlichen Intereffe 
umierhaltenen Beranftaftungen. Hier aber hat bie Gemeinde die Veranflaltung der 
Straßenreinigung, gerofen um bie von ihr übernommene Verpflichtung zur Steaßen- 
reinigung zu erfüllen. Cine Benugung diefer Veranftaltung feitens Dritter in ihrem 
befonderen Intereſſe findet nicht fatt. Als zuläffig war vor dem Inkrafttreten des 
Komm.-Abg.:Gef. die Ausübung des Sigenttigen Beſteuerungsrechts betrachtet worden 
in der Weile, daß nicht die Shamtpeit der Steuerpflichtigen, fondern nur der engere 
Kreis der zunächſt Beteiligten von der Steuer ergriffen twucbe, wofür aud das 
Komm.-Abg.-Gel. in der Vorſchrift des $ 20 Ab. 2 die Handhabe zu bieten_fchien. 
Indes hat nach den Ausführungen des OVG. das Inftitut der direkten Steuer 
gegenfiber dem früheren Redtszuftande durch das KAG. infofern eine Einfhräntung 
erfahren, als befondere nur einzelne Klaſſen der Gemeindeangchörigen treffende Zwed - 
ſienern fortan ausgeichloffen find, vielmehr die direiten Steuern auf ale der Befeue- 
rung unterworfene Pflictigen nad) feften und im der Regel gleihmäßigen Grund- 
fägen verteilt werden müffen, wobei nur in befonderen Fällen eine Mehr» oder Minder- 
belafung mit der grundfägfic; allgemeinen Steuer für einzelne Teile des Gemeinde- 
bezirls oder einzelne Klafjen der Grmeinbean; — eintreten fann. Das QBG. 
hält dafiir, daß Beiträge mach $ 9 des RU. an fh zur VBelaffung der Mittel 
für Einrichtungen und Veranfaftungen der bier fraglichen Art ganz bejondere gig 
feien (Selbfiv. 1899 ©. 98, FB. 20 ©. 474, ORG. % ©. 50, 42 ©. 19), 
}. mod) bezüglich der Uebernahme der Serrabenreinigungep] licht als Beranftaltung im 
Sinne des 5 9 KAO. ORG. 42 ©. 19 u. ſ. $ Nr. 4 IL 
.,, Sbenfo ift es zuläffig, daß die zur Straßenreinigung obfervanzmäßig ver» 
pflichteten Grnndftüdsbefiger duch Polizeiverordnung gezwungen werden, ein von 
der Stadtgemeinde geſchaffenes und unterhaltenes Straßenreinigungs- bezw. Miüll- 
abfuhe-Infitnt zue Ausübung der ihmen obfiegenden Zerpflichtung ausfchlichtich zur 
benngen, in welchen Falle die Stadt für die Beunbung diefer fädtifhen Cincichtuug 
Gebühren erheben darf ($ 4 Abf. 3 und $ 8 KAG. OBG. 26 ©. 51, 38 ©. Bit. 
OVG. Selbſtv. 1897 ©. 678, f. and) Ledermann ©. 260). 
©) In wie weit die Verpflichtung der Adjazemen zur Straßenreinigung ſich 
exftredt, ift nach dem örtlichen Recht zu beurteilen. Im Allgemeinen darf in diefer 
Beziehung als eine ftädtifche Straße jeder, wenn auch felbft mit Anbauten nicht ver- 
fehener, doch noch innerhalb des Nädtifchen Anbaucs liegender oder an ihn fi unmittel - 
bar anicjliegender, dem inneren Öffentlichen Verkehre dienender Weg angeſchen werden, 
gleichviei, wie ev ausgebaut, wie und ob er insbefondere befeftigt und ob ev nur für 
Fußgänger beftimmt if (f. 0. m. 1a). Cs ift nicht ausgefhlofen, auch einen od) 
neben Seiten-Fahıdämmen zwifchen zwei Bromenadenwegen verlaufenden Mitteldanım, 
deogleichen einen Promenabenweg zu den trafen zu redmen. Nicht felten wird 
darüber geftritten, ob gemiffe, dem Kern der Gtraße naheliegende Terrainfiüde noch 
als integrierende Beſtaudteile zur Straße gehören, wie der Bürgerfteig, Goffen, Rinn⸗ 
fteine, oder vielmehr der Straße, wie Gräben, Bölchungen, Kampen, Feronandin gegen« 
überftchen, ein Zatbeftand, der wicht nur für den väumichen Umfang der Straßen 
veinigumgspflicht, fonderu für die Frage von Bedeutung if, ob ein als Straßenabjazent 
in Anspruch genommener Befiger in der Tat nod) Adjazent und reinigungspflichtig ift. 
Sotdye Fragen find nach Lage der tatfächfichen Werhäftniffe des Einzelfalles zu br- 
urteilen. Stragenftreden, die noch nicht bebaut find oder auch gar nicht bebaut werden 
follen oder fönnen, oder vorlängs nicht bebauter Gartengrundftüde befegen find, bilden 
dennoch Beandteile des lädtifhen Straßennees, für weiche die polizeimäßige Reinie 
ug, gefordert werden fann, dann, weun fie für den inneren Berker bes Orts, für 
die Verbindung zweier Stadtteile oder Straßenzüge unentbehrlid; find oder doch tat- 
fägyfid dienen. IS verpflichtet anzufehen find and) die Anlieger der in der Vorfladt 
beregenen, Ar neu angelegten oder der der Stadt einverleibten Straßen (Jebens a. 


0. D. ©, 2%). 
-,. A) Die tomnmmafe Laſt ber Gemeinden begieht ſich nur auf öffentliche Straßen, 
nicht aber aud auf private Wege md P läge. Sind auf Grund der beflehenden 
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Obſervanz bie Grundbefiger an Stelle der Gemeinden pflitig, fo fann ihre Ber- 
pflichtung auch feinen weiteren Umfang haben, als diejenige hat, welche das Geſetz 
der Gemeinde auferlegt. Cs tann fi) deshalb auch die obfervanzmäßige licht der 
Srundbefiger zur Straßenreinigung nur auf öffentliche Straßen bezichen, nicht auf 
Privatſtraßen, follten biefelben auch bebaut fein und einen ausgeſprochen ftädtifchen 
Sharafter tragen (ORG. 29 ©. 438). 

Für den Anfprud des von der Polizeibehörde zur Reinigung der ſädtiſchen 
Straße angehaltenen Etroßenanliegers, daB der Stadtgemeinde die Reinigungelaft 
obliege, ſowie für die desfallfigen Regreßanfprüde der Anlieger gegen die Stadt- 
gemeinde Reht der Rechtsweg offen (RI. 25 ©. 325). 

7. Leiftungen Dritter zum Bau ber flädtifhen Straßen und Wege, 
Die Koften der Herfiellung und Unterhaltung von Straßen und Plägen innerhalb 
der Stadt Hat in Ermangelung von Verträgen und fonftigen befonderen Redtstiteln 
die Stadigemeinde zu tragen. OT. Strieh. 69 ©. 25; 75 ©. 227 |. 0. n.4 ©. 195). 

a) Die Möglichkeit, die Koflen der Anfegung und Unterhaftung der Straßen 
und Pläge von den Gemeinden auf andere Verpflichtete zu übertragen, gewährt, foweit 
es fi um die Neuanlage von Etraßen handelt, das Gefet betrefiend die 
Anlegung und Beränderung von Straßen und Blägen in Etädten und 
ländlihen Ortfhaften vom 2. Juli 1875 (®S. ©. 561). Tiefen Gefeh enthält 
Beimmungen über das Verfahren bei Kefffegung von Fluctlinien (88 1—11), über 
das Bauen an unfertigen Straßen ($ 12), über die Entihädigungs.Anjprüche, welde 
den Grunbeigentümern aus der Feſtſetzung von Fluchtlinien erwachſen ($$ 13 n. 14), 
ſowie endlich Vorſchriften fiber die Bedingungen, unter denen eine Heranziehung der 
Grundeigentümer zu den Kofen einer Gtraßenanlage und damit eine Grieihterung 
der Gemeinden in Tragnng der Koflen für neuanzulegende Straßen zuläffig erigeint. 
(S. Friedrichs, das Geſetz betr. die Anlegung und Veränderung von Straßen ꝛc. 

Auflage (yansgeaeben von Strauß und Torney); d. Brauditid 4. Band 
10. Auflage, &. 339). 

Während das Gef. v. 2. Juti 1873 fi) auf neuanzulegende trafen bezicht, 
gibt der $ 9 AAO. den Gemeinden das Redt, zu den Koften ber Unterhaltung der 
beRehenden (fog. hiftorifchen) Gtraßen die Interefenten (Anfieger und gewifle 
Gewerbetreibende) heranzuziehen (f. 0. u. 8 56 Nr. 4 

b) Die Herangiehung der Fabriten ufw. mit Boxausleiſtungen 
für den Begebau war nach dem Vorgange der Hannöverfchen Geſebgebung durch 
verfdiedene Gelee für die einzelnen Provinzen geregelt, fo für die Provinz Sachſen 
durch Gef. v. 28. Diai 1887 (GS. ©. 277), für Weftfalen durch Gef. v. 14. Mai 1858 

©. S. 116), für Schlefien durd) Gel. vom 16. Aprit 1889 (© 

den Reg. Bez. Wiesbaden dur Gel. vom 27. Juni 1890 (&S. 3. 225), fir 
Schleswig. Holflein durd) Gef. vom 2, Iuni 1891 (CS. ©. 299), für Brandenburg 
durch Gel. vom 7. Juli 1891 (GS. ©. 315), für die Aheinprovinz durch Gef. vom 
4 Auguft 1891 (63. ©. 334). Alle diefe Gelege, ſowie das Ergänzungs-Gel. betr. 
die Voransfeiftungen zu Wegebauten vom 11. Juli 1891 find aufgehoben und durd) 
das Gef. betr. die Borausleiftungen zum Wegebau vom 18. Aug. 1902 (GS. &. 315) 
erfegt worden. Dieſes Gejet verordnet: 

81. Bird ein öffentlicher Weg, oder eine Brüde, welche eine felbfländige 
Verkehrsanſialt bildet, in Folge der Anlegung von Fabriten, Bergwerfen, Etein- 
brüdjen, Biegefeien oder ahnlichen Unternehmungen vorübergehend oder durch deren 
Betrieb dauernd in erheblichem Maße abgenügt, fo lann auf Antrag derjenigen, deren 
Unterhaltungspflicht dadurch vermehrt wird, dem Unternehmer nad) Berhäftnis dieſer 
Mehrbelaftung, wenn und infoweit fie nicht durch die Erhebung von Chaufjee-, Wege-, 
Pflaſter· oder Brüdengeld gededt wird, ein angemefjener Beitrag zur Unterhaltung des 
betreffenden Weges auferlegt werden. 

$ 2. Infoweit ein engerer oder weiterer Kommunalverband die gefehlich einen 
anderen Kommunalverbande oder dem Staate obfiegende Unterhaltung von Wegen 
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susgnfühen Hat, ift er zur Stellung von Anträgen gemäß $ 1 felbfändig be- 
techtig ö 

$ 3. Der Staat ift zur Stellung derartiger Anträge nur befugt, fofern er als 
Gutsherr in Betracht fommt. 

$ 4. Bei danernder Abnügung eines Weges Tann für die Vorausleiſtung ein 
Beitrag oder ein Beitragsverhäftnis mit der Maßgabe feftgefegt werden, daß die Feft- 
ſetzung fo fange gift, bis der Beitrag oder das BVBeitragsverhältnis im Wege gütlicher 
Vereinbarung oder anderweiter Feſtſetzung geändert if. 

Mangels gütliher Vereinbarung ſteht die Klage auf anderweite Feſtſetzung des 
Beitrages oder Beitragsverhältnifjes beiden Zeilen zu. Sie faun nur auf die Bes 
hauptung geftügt werden, baß die tatſächlichen Vorausſetzungen, von welchen bei Feſt- 
fegung des Beitrages oder Beitragsverhältniſſes ausgegangen iſt, eine weſentliche 
Aenderung erfahren haben. 

$. 5. Die zufländigen Behörden haben über Anträge auf Feſtſetzung von 
Borausleiftungen, ſowie über Anträge auf Mbäuderung ber feftgefegten Beiträge oder 
des feſtgeſetzten Beitragsverhältniſſes nach freiem billigen Ermeffen zu entſcheiden. 

$ 6. Ueber die Feſtſetzung von Vorausleiſtungen entjcheidet in Ermangelung 
gütlicher Vereinbarung anf Klage des Wegebaupflictigen in erſter Inſtanz 

a) bei Wegen, welche von den Provinzialverbänden oder von den Kreifen unterhalten 
werben, bei Wegen in Stadtkreiſen und in Städten mit mehr als 10,000 Ein- 
wohnern (in der Provinz Hannover in den bezüglich Ber allgemeinen Landes- 
verwaltung felbfländigen Etädten) der Bezirlsausſchuß, 

d) im alen übrigen Fälen der Kreisausſchuß 

Zur Entſcheidung über Klagen auf Aenderung ber Feſtſetzung einer Borans- 
feiftung gemäß $ 4 if diejenige Behörde zuftändig, welche zur Feſtſetzung in erfter 
Zuftanz zufändig fein würde. 

$ 7. Die vereinbarten oder feftgefegten Beiträge unterliegen der Veitreibuug 
im Berwaltungszwangsverfahren. F 

$ 8. Die Vorausfeiftungen gemäß $ 1 dürfen nur vom Beginn desjenigen 
Kalenderjahres ab in Anſpruch genommen werden, welches dem Jahre, worin die 
Klage erhoben wird, unmittelbar borausgeht. Auf rüdftändig gebliebene oder geſtuudete 
Vorausleiftungen finden die Beſtimmungen des $ 8 des Gel. über die Berjährungs- 
feiften bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840 (GS. S. 140) Amvendung. 


Eine Erläuterung der oben erwähnten für die einzelnen Provinzen erlaffenen, 
mit dem neuen Gefeg vom 18. Aug. 1902 im Allgemeinen übereinftimmenden Geſetze 
unter eingehender Bezugnahme auf die Zudifatur des OVG. findet ſich bei Iebens, 
Auffäge ©. 438, |. aud Boffen, Gef. betr. die Worausfeiftungen zum Wegebau, 
Ditfjeldorf 1903, 8. Schwann und PBB. 26 ©. 229. J 

Die Heranziehung der Unternehmer zu Prägipualleiftungen ſetzt einen Beſchluß 
der Kreis- bezw. Gemeindevertretung voraus. Dertlich zuftäudig für das Ber- 
waltungsfreitzerfahren in erfer Infang if Die Behörde, in deren Beziet der zu 
unterhaltende Weg gelegen ift. 

c) Abgaben zur Erhaltung der öffentlichen Kommunilations-Anftalten werben 
von Denjenigen, welche fid) der Wege, Brüden ufto. bedienen, unter den verfchiedenften 
Bezeiinungen — Brüden-, Wege-, Pflafer-Geld oder Zoll — erhoben. Doc; darf 
Niemand dergleichen Abgaben erheben, weichem nicht das Recht dazu vom Staate vere 
Tiehen ift ($ 90 Afg. Sandr. IT, 15). Durd; Verjährung fann die Zollgerechtigteit 
micht erworben werden. Aud) uuc der Staat allein fann den Tarif vorfchreiben. 
Ohne einen vom Staate vorgejhriebenen Tarif fann fein ZoM erhoben werden 
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(85 91, 92 Ag. Landr. IT, 15). Bon Wichtigkeit ift die Berorduung vom 16. Juni 
1838, betreffend die Kommunifations-Abgaben (GS. S. 353) und $ 5 KAG. fowie 
das Gef. betr. die Hinterziefung und Ueberhebung von Berfehre-Abgaben v. 2. Mai 
1900 (GES. ©. 123). 

G. Bürgerfteige. Gergl. Jebens, „Neueres vom Bürgerfteige*, Auff. S. 408). 

1. Begriff des Bürgerfteiges. Der Bürgerfleig ift der neben einer 
ſiadtiſchen Straße fid) Hingiehende und von diefer in der Kl durch einen Rinnftein 
geisennte Sg, melde zur Salfage für die Bußgäuger Gefinmt iR, Gr iR ein 

eil der Öffentlichen Straße. Die den Verkehr innerhalb der Orti—haften und zwar 
innerhalb der bebauten oder doc bebauungsfähigen Ortsteile vermittelnden Fuß- 
gängermege find als Vürgerfteige aber nur infoweit anzufpreden, ale fie einerjeits 
den Zugang zu den Häufern bilden und an die Häufer ftoßen, ſowie andererfeits aud) 
ber befonderen, auf die Benugung feitens der Anlieger gerichteten Beſtimmung der 
XTürgerfieige dienen Tönnen. AI Vürgerfteige find daher nicht fonflige Fußrwege zu 
betrachten, wie fie innerhalb der Stäbte über öffentliche Pläte laufen ober in der 
Mitte breiter Straßen al® Promenade oder zu fonfligen Berfehrezweden angelegt find. 
Ebenjo wenig tragen Fußwege über Gewäſſer oder — weiche neben Gewäljern 
herfaufen, die Eigenfchajt ale Birgerfeige an fi. Dagegen ift für den Begriff des 
Pürgerfleiges eim entfheidendes Gerwid)t nicht darauf zu fegeu, daß berfelbe not« 
wendig an ein als Haus zu Segeichnenbes jaumwerk grenzen niuſſe. Den Häuſeru 
müffen die Baugeundfiüde (die bebauungsfähigen Grundfüüde, die Bauftellen, das 
Nädtifche Bauterrain) gleichgefellt werden, vorausgefegt nur, daß die Straße, um 
deren für den Fußgänger-Berkehr beffinmten Teil e8 ſich handelt, in die Bebauung 
toäglid)_Gineingezogen ift (PLL. 9 ©. 134, 10 ©. 546, 12 ©. 244). Vorpfteine 
find, da fie jebenfals nicht Zeile des Straßendanımes find und feinen notwendigen 
Leftandteil des Rinnfteines bilden, Zubehör der Bürgerfteige, zu deren Befeftigung 
und Herftellung fie dienen. In Anfehung der Rinnfteine wird ein Gleiches nicht 
gelten. DHiernach ſind als Bürgerſteige im Allgemeinen anzufehen die für den Fuß- 
gängerverfehr beftimmten Teile der öffentlichen Rädtifcen Etraßen, weiche an die 
Häufer und Vaugrundfiüde foßen und dazu dienen, den Fußgängerverkehr von Haus 
zu Haus zu vermitteln, mögen fie num im unmittelbaren Zufammenhange mit dem 
Straßendainm ftehen oder nicht (ſ. Jebens a. a. D. u. die dort aufgeführten Ent 
fHeidungen des OB). Der Bürgerfteig if aber auch beflinmt, für den Fahrverfehr 
von der Behehsake nad; dem anfiegenden Privatgrundftüden zu dienen (CB. 8 
€. 197, OTG. 39 ©. 230). €s gehört daher zu den Obliegenheiten des Wegebau⸗ 
pflichtigen, den Bürgerfieig fo einzurichten, daß er and) dieſen Zweg zu exfüllen ge- 
eignet if, fomeit nad der Art der Bebauung, der Ortsfitte uf. mit dem Einfahren 
auf die anliegenden Grundftüde zu dechnen ift (OVG. 33 &. 122, Iebens a. a. D. 
©. 432, Herftellung ud Erhaltung der erforderliggen Einfaheten). 

2. Unterhaltung des Bürgerfteiges. Nad) der Rechtsauffaffung des ehe- 
maligen Obertribunals lag auf Grund des $ 81 Allg. Landr. T. 1. Tit. 8 den 
Hauseigentümern allgemein die Verpflichtung ob, die Bürgerfteige vor ihren Haus - 
grundftüden zu unterhalten. Das Obertribunal nahm an, daß ſich feit Emanation 
des Allgemeinen Landrechts eine dem $ 81 entgegenftehende Objervanz nicht habe 
bilden lönnen, ſowie daß die Bolizeibehörben befugt feien, über diefe Unterhaltungs 
pfliht im Wege der Polizeiverordnungen nähere Beftimmungen zu erlafien. Das 
SBO. hat jedod diefe Redtsauffaffung als unaltbar — und nacgewiefeit, 
daß die Unterhaltung der Bürgerfteige eine Laft der Gemeinde fei, eine Berpflich« 
tung der Hausbefiger aber mur infoweit befehe, bezüglich in Polizei-®erordnungen 
zun Ausdrud gebracht werden könne, ale fie auf befonderen Geſetzen beruhe, oder ſich 
auf ein von der Stadtgemeinde, al8 ber prinzipaliter Straßenbaupflichtigen, nadzus 
meifenbes Kokafregt (Obfervang) begründen fafle (OB®. 6 ©. 212, 10 ©. 203, 
19 &. 70, BBB. 10 ©. 634, 17 ©. 353). 

a) Im Wege ber Obfervana, welde ſich and noch nad; Exfaß des Allg. 
Londr. bilden fonnte, if eine auf dem Oausbefit; ruhende öffentlich-rechtliche Reale 
{aß entftanden, welche die an ſich beftehende Berpflichtung der Stadtgemeinde, ihre 
Straßen herzuftellen und zu unterhalten, in Beziehung auf die Bürgerſteige ausſchließt, 
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derart, daß ber Poligeibehörde als Wegebaupflichtige nicht bie Gemeinde, ſondern bie 
Hausbefiger als Einzelne anfatt der Gemeinde gegenüberftchen und bie Polizeibehörde 
fi) direft am bie Ietteren zu halten verpflichtet if. Wenn auch diefe die Hausbefiger 
zur Unterhaltung der Bürgerfei je verpflichtende Obfervanz ſich im vielen Fällen im 
Anflug an die dem $ 81 Adg. Sande. I, 8 früher allgemein gegebene uncichtige 
Auslegung gebildet Haben mag, fo kann auf Grund deſſen allein dod nicht angenommen 
werden, daß die Gewohnheit von einen Irrtum ausgegangen und daß diefer Irrtum 
von der Art geweſen fei, daß es an ber zum Erwachſen eines Gewohnheitsrechts er- 
forderlichen geneinfamen Rechtsũberzeugung gefehlt habe, bezw. daß durch ihn die 
gemeinfame Hechtsüberzeugung aufgehoben worden jei. Dabei lommt noch in Betracht, 
daß nad; gemeinem beitfden Rechte die Unterhaltung des Bürgerfteiges durch die an- 
grenzenden Hausbefiger der herfönmliche und gewöhnliche Redtszuftand war, welchen 
aud) dus Laudrecht nur als die Regel vorausſehte. 

6 bjapent funm muc berjenige beachte werden, been Baugrumiäit un. 
mittelbar an den Vürgerfteig flößt derart, daß fein fremdes Ölied fie von einander 
ſcheidet. Doc iſt das Beftehen einer Obfervanz nicht ausgefchloffen, vermöge deren 
auqh derjenige noch als Adjazent anzufehen wäre, vor deſſen Grundftüde der Bürger- 
fleig von dem Straßendamm durd einen ſchmalen dazwiſchenliegenden, einem Dritten 
gehörenden Landftreifen getrennt it (PB. 14 ©. 553; 16 5. 42), 

Ein Unterſchied zwiſchen bebauten und unbebauten Grundftüden kaun der 
Natur der Sache nach für die Bilrgerfteige nicht Pla greifen. Des Nachiweifes eines 
befonderen Gemwohnheitsrehts für die an die Etraße angrenzenden unbebauten 
Grundftide bedarf e8 daher nicht. Won der einmal beftehenden Obſervanz werden 
aud die Anlieger folder Straßen sigeifien, die dem angrenzenden Straßennege nach- 
träglic) Hinzutreten (OBO. 6 ©. 212). 

Eine Unterfgeidung zroifchen gemögntiger Unterhaftung einerfeits und Her- 
ftellung audererſeiis alfo zwiſchen Reparatur, Neupflafterung und Umpflafterung, 
befteht nicht. Der Inhalt ber Wegebaupflict begreift regelmäßig von felbft ale durd) 
das Bedürfnis hervorgerufenen Arbeiten der Megebefferung in fi. Im Zweifei 
wird A Herftellung des Biürgerfteiges, die den Adjazenten obliegt, die Beſchaffuug 
des Wegeldrpers mittelft Aufihüttung nicht zu rechnen fein, wohl aber bie mivean- 
mäßige Aptierung des VBürgerfteiges, die Wusgeflaltung der Oberfläche. Im alle 
anderweiter Abgrenzung von Fahrdamm und Bürgerfteig, insbejondere im falle 
ber Verbreiterung besfelben find die Adjazenten auch zu biefer Verbreiterung verpflichtet, 
wenn fie den örtlichen Veriehrsverhäliniſſen entfpricht. 

Hinfihtlic, des Verfahrens der Polizeibehörde und dev Rechtsmittel der Unter- 
HaftungSpflichtigen gegen die polizeilichen Anordnungen finden die Beftimmungen der 
4 , 56 — Den: Wegen De Einziehung u Beiträgen, ie In 

tung der Vürgerfteige bezw. Zrottoiranlagen ift der Rechtsweg unzuläſſit . 
INNE 1876 ©. Er J ven in su ® 

Die den Adjazenten obfervanzmäßig obliegende Pflicht zur Unterhaltung 
der Burgerſteige if eine auf den Grunpftüden ruhende, der Eintragung im Grund- 
buche nicht bebürfende gemeine Öffentliche Taf im Sinne des $ 49 Kont.-Orbn. von 
1853, $ 54 Nr. 2 Konk-Ordn. für das Deutiche Neid (OT. 16. Nov. 1866, Strierh. 
64 ©. 296, Entih. Bd. 62, ©. 36 und 373, Bd. 68, ©. 112, jetzt $ 10 Abf. 1 
Nr. 3 und $ 156 des Reichsgeſ. über die Zmangsverfteigerung und Zmangsverwaltung 
2%. März 1897 u. Aıt. 1 und 2 Ausf.-Öel. zu diefem Reihsgel.). 

b) Mangels eines befonderen drtlihen Rechts Tiegt die Unter- 
haltungepflidt der Bürgerfteige der Stadtgemeinde ob. 

Diefe Berpflitung fann niht duch Polizeiverordnungen den Haus 
befigern auferlegt werden. Polizeiverordnungen dienen nur dazu, bereits beftehende, 
auf anderweiter Rechtsgrundlage beruhende Verpflichtungen zu regeln und zu fihern. 
Unter der Borausfegung des Vorhandenfeine diejer Verbindlichkeit fönnen daher durch 
Wolizeiverorpnung über die Herftellung der Bürgerfteige, deren Breite und die Art des 
zu derwendenden Materials und deren Befeſtigung Beftimmungen ggrrofien werben. 

Auch nicht mittelft Ortsftatuts anf Grund des $ 11 StO. kann die Ge⸗- 
meinde die eigene Herftelluung und Unterhaftung der Würgerfteige als Naturalleiftung 
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den Straßen · Adjazenten übertragen, derart, daß fortan dieſe an Stelle der Gemeinde 
der Botigeibehörde gegenüber als ZWerpflichtete treten (f. $ 11, &. 70). Gelbft bei 
vorhandener objervaugmäßiger Verpflichtung der Adjagenten kann durch Ortsfatut im 
Rahmen des $ 11 SiD. eine Verpflichtung ber Hausbefiger zu Gunften der Gemeinde 
nicht begründet werden. Denn bie auf Gewohnheitsredht beruende Pflicht der Grund- 
füdsbefiger zur Herftellung und Unterhaltung der Bürgerfteige ift feine Gemeinde» 
Angelegenheit, fondern eine Angelegenheit ber einzelnen Privaten. Nur aber An- 
gegeben der Gemeinde fönnen durch Ortsſtatut geregelt werden. Wohl aber 
önnen durch Orteftatut die Bedingungen feſtgeſetzt werden, unter denen die Gemeinde 
den zur Unterhaltung der Bürgerfteige obfervanzmäßig verpflichteten Grundftüdsbefigernt 
Beihilfen zur Herftellung der ‚Kürgerfeige in einer befimmten Art (3. B. mit 
Granitplattten, mit Asphalt) gewähren will. 

Durch Ortsſt atut kann ober die Verpflichtung zur Herftellung und Unter- 
haltung der Vürgerfteige, da wo fie obfervanzmäßig den Adjazenten obliegt, am deren 
Stelle von ber Stadtgemeinde übernommen werden, derart, daß die Bolizeibehörde 
fich fortan an fie zu halten Hat (j.$ 11_©. 72 0. ©. 197). Im einem ſoichen Falle, 
alfo unter der Boransfeßgung, daß ber Stadtgemeinde, als Trägerin der Baulaft, als 
der pofizeifich Baupflichtigen, Koften burd) die Herftellung von Bitrgerfteigen erachten 
find oder erwachſen, kann fie Dedung für ihre Aufwendungen verlangen. Nach 
853 IL SO. tonnte durch Gemeindebefcjluß feftgejetst werben, daß fur die Anlegung und 
Unterhaltung der Bürgerfteige bie angrenzenden Grundftüde- und Hausbefiter zu 

jerviffen Beiträgen ganz oder zum Zeil (zu Prägipual-Beiträgen oder -Leiltungen) 
Getangegogen werben, bezüglich den Erfa der erforderlichen Koften oder einen ver- 
Hältnismäßigen Beitrag zu leiften haben, fodaß bie Stadtgemeinde der Polizeibehörde 
gegenfiber als bie Pflichtige verbleibt umd die Adjazenten der Stadtgemeinde gen 
über als Gemeindeglieder zur Erfüllung einer Gemeindelaft verpflichtet find. Eine 
ſoiche Fefjegung darakterifiert fi) als die Auferfegung einer befonderen Gemeinde- 
Rener, wozu e8 auf Grund des $ 16 Abf. 5 Zuft.-Gef. der Genehmigung der Diinifter 
des Innern und der Finanzen bedurfte. (MR. 5. Nov. 1888 BB, ©. 213). 
Nad) dem KAG,, welches im Uebrigen die Verpflichtung der Hausbefiger, den Bürger- 
feig zu unterhalten, unberührt geofen hat (Ausf.-Anw. Art, 1 Nr. 3), find med 
feuern nicht zugelaffen, f. 0. ©. 198. Die Gemeinden find daher behufs Dedung der von 
ihnen auf die Herfiellung und Unterhaltung von Bürgerfleigen gemachten Aufwendungen 
auf die Erhebung von Beiträgen gemäß 59 KUG. angeroielen (1. Hierüber u. 8 56 
Rr. 4 n. 51). Kar den Fall, daß in der vorftehenden Wehe die Grundüdebefiter zum 
Erſad der Bürgerfteigs-Herftelfungs- und Unterhaltungsfoften oder zu Beiträgen hierfür 
verpflichtet find, findet $ 18 Zuft.-Gei. bezw. $ 69 AG. Anwendung. 

e) Der $ 15 des Gef. v. 2. Juli 1885 ändert am ber Pflicht zur Herftellung 
amd Unterhaltung der Biürgerfteige bereits vorhandener Siraßen nichts. Mas 
zunächſt bie polizeiliche Seite betrifft, fo ift behauptet worden, daß gegenüber den 
85 15, 19 diejes Ge. eine ältere Obfervanz, fraft welcher die polizeiliche Bürger» 
feigtaft allgemein den Adjazenten obliege, nicht mehr in graft beftehe, wenigftens 
night in Auſehuug neuer Straßen im Sinne dee $ 15. Die Beſtimmungen des $ 15 
beziehen fid) indeb mur auf das NWerhäftwis des Adjazenten zur Gemeinde, nicht aber 
auf das zur Polizei, die Obfervang aber nur auf das leßtere; in ihe Tann daher feine 
Rechtsnotm erblidt werden, die dem Inhalt des neuen & 19 eit.) eutgegen- 
Mände oder gar mit ihm im Widerſpruch fände und dieferhalb außer Kraft trete 
(BB. 18 ©. 239). Im fommunaler Hinfiht aber Reht fe, daß $ 15 fih nicht mit . 
ſolchen Straßen beichäftigt, die das Gefet als hergeftellte und bebaute bereits vorfand, 
fogenannten Hiforifhen. Auf biefe älteren Straßen findet $ 9 KAG. unbeichränft 
Anwendung (Zebens a. a. D. ©. 434). 

Die Wegeordnung für Sadjfen beffimmt ($ 38): Deffentliche Fußfteige, welche 
zur Seite der Gaheftraßen in fändfichen Orticaften oder außerhalb deufelben bei ber 
bauten Grundftäden vorüberführen, find von den Gemeinden anzulegen, zu verbeſſern 
und zu unterhaften, infofern nicht ein Anderer rechtlich dazu verpflichtet iſt. Durch 
Ortsftatut kann diefe Verpflichtung den Eigentümern der angrenzenden Grundſtücke 
auferlegt werden. 
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U) Die Verbiudlichteit zur Unterhaltung der Chauſſeen ſchlieht die Verbiudlich- 
feit nicht in fid), da, to fie ftädtifche Straßen bilden, an den beiden Seiten derjelben 
Dürgerfteige anzulegen und zu unterhalten (DW. 14 S. 272, 28 ©. 207, 33 ©. 213, 
281, POL. 10 ©. 545, 12 ©. 244 und 518). 

3. Venugung der üngerfkeige (engl, Jebens a. a. D. ©. 431, OB®.2 ©. 3%, 
3 ©. 181, 10 &. 205, 28 ©. 97, 33 ©. 122, PBB. 9 &. 14, 9 ©. 319, 19 ©. 384, 
536, 10 ©. 368, 11 ©. 146, 172, 14 ©. 358). Dem angrenzenden Hausbefiter ieht 
das Recht zu, den Bürgerſteig zu benngen, ſoweit die Polizei es erlaubt ($ 81 Allg. 
Landr. ], 8, OT. 2, ©. 395), aber Eigentümer desfelben ift er nicht. (DT. Entic, 
®. 436. 23, 3. 49 ©. 92, Bo. 62 ©. 36.) Die Benupung des Bürgerfteiges 
ift uur unter den in $ 78 Allg. Landr. 1, 8 beftimmten Einſchränkungen gefattet. 
Rad) $ 73 if zu baulichen Einrichtungen aller Art auf der Straße und alfo aud) auf 
Vürgerfteigen die Zuftimmung der Polizei erforderlich. Beſteht num auch eine ſolche 
Anfage längere Zeit und ift aud anzunehmen, daß fie feiner Zeit wenigſens mit fidl- 
jchveigender Genehmigung der Polizei erfofgt ift und bisher beftanden Hat, fo if dad 
diefer Zuftand fein umabänderlicher bezw. eim folder gervorden, welcher der Zrange- 
enteignung benötigt. Denn die der Polizei zuftehende Genehmigung ift der Natur der 
Sacht nad) feine diefe für ale Zeiten bindende. Sie ift nad) Maßgabe der wechſeinden 
Verteprsbebüirfnifie, deuen der Vürgerfteig zunächft und vorzugsweife zu dienen ber 
Rimmt ift, eine befdjränfbare und widerrufliche. Die Polizeibehörde iR behufe Ber 
feitigung von in den Vürgerfteig hineinragenden baulichen Einrichtungen (insbefondere 
eines Kellerhaffes, von Treppenvorbanten ufm.) gegen diejenigen, von welchen bezüglich 
von defien Vefigvorgängern die Einrichtungen berühren, einzufchreiten berechtigt. 
Den Einwand der Werjährung fönnen die Eigentümer midht enigegenfegen, weil die 
Vefugnis zum polizeilichen Einfehreiten im öffentlichen Intereffe nicht durch Verjährung 
erfifht. Die Entigeidung, ob die Befeitigung im Werfehrsinterefle notwendig ift, 
fieht der Polizei allein zu. Der Verwaltungsrichter fönnte hier mır dann angerufen 
werden, wenn etwa behauptet würde, daß ein polizeifiches Motiv für das Einfhreiten 
der Loligeibehörde überhaupt nicht vorliege, d. h. daß fie aus Chifane die Vefeitigung 
verfange. (Sclbfv. 18%, S. 100). 

Dem duch) eine jolhe Mafregel_der Polizei benachteiligten Yausbefiger ſteht 
ein Entfhädigungs-Anipruc nicht zu (OL. Entid. Bd. 67 ©. 54). Dagegen ber 
ftcht eine Pflicht des Hausbefigers, einen Teil feines Grundeigentums unter Bejeitigung 
der darauf befindlichen Anlagen für Herfiellung eines Würgerfteiges ohne Entfhädigung 
Herzugeben nicht (RZE. BEL. 7 ©. 167). . 

Wo fi) vor den Häufern überbaute Borlauben, dur welde eine ofjene 
Paſſage führt, befinden, ift die Bofigeihehörde berechtigt, für die Offenhaftung ber Tetteren 
zu forgen (DR. 28. Aprit 1831, Ann. 15 ©. 398). 








8 50. 

Die Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 

1. zur Veräußerung von Grundftüden und ſolchen Gerechtfamen, 
welche jenen geſetzlich gleichgeftellt find; 

2. zur Veräußerung oder wefentlichen Veränderung von Sachen, 
welche einen bejonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder 
Runftwerth haben, namentlich von Archiven; 

3. zu Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schulden- 
beftand belaitet oder ber bereit# vorhandene vergrößert 
wird, und 

4. zu seränderungen in dem Genuſſe von Gemeindenugungen 
(Wald, Weide, Haide, Torfftih und dergleichen). 


Dazu Zuſt· Geſ. $ 16: 
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Gemeinbebefchlüffe über die Veräußerung, ober” weſentliche Veränderung von 
Sachen, welde einen befonderen wiſſenſchaftlichen, Hiftorifchen oder Kunftwert Haben, 
insbefondere von Archiven oder Zeilen derjelben, unterliegen der Genehmigung des 
Regierungs-Bräfidenten. 

Im Uebrigen beſchließt der Bezirlsausſchuß über die in den Gemeinde-Ver- 
faffungs-Gefegen der Auffichtsbehörde vorbefaftene Beftätigung (Genehmigung) von 
Ortsſtatuten und fonfiigen die fädtifhen Gemeinde-Angelegenheiten betreffenden Ge- 
meinde · Beſchluſſe. 

In Berlin tritt der Oberpräſident an die Stelle bes Bezirksausſchuſſes und an 
die Stelle des Regieruugs-Präfienten (88 42, 43 2BG.). 


Der $'50 enthäft weſentliche Beſchrankungen der Räbtifchen Selbfivermwaltung 
auf dem Gebiete der Bermögensverwaltung. Die Notwendigkeit zu Belchränkungen 
der Diepofition-Befugniffe bezüglich, des Smmobitiar-Befiges Tiegt nur in geringem 
Maße in einer Zeit vor, wo die Mobiliariverte oft einen viel bedeutenderen Teil des 
Rüdtifchen Verniögens barflellen, Die Genehmigung fann auch durch filinweigende 
Willenserklärung erfolgen (CB®. 9 ©. 41, 13 ©. 174, PBB. 21 ©. 195). 

Bu Red, Mit Sins bei Beräußerungen, fomern and) bei Taufnerrägen, 
ja felöft bei Abfcjluß von Verträgen, morin der Berfauf eines Grundfiüdes verfproden 
wird (MS. 1864 5. 90), überhaupt bei jedem Bertrage, durch welchen freiwillig Eigentum 
übertragen wied, ift bie Genehmigung erforderlich. Die Berpfändung if dagegen feine 
Teräußerung. Im fonkreten alle, 3. ®. bei der Veräußerung eines von Ctand- 
punfte der Kunft wertvollen Gemeinbehaufes, fan neben der Genehmigung des De- 
dietsaugfcjuffee noch die des Reg.-Präf. erforderlich werden (Zuft. $ 16). 


1. Gerechtſame, welche den Grundftüden geſetzlich gfeichgeftellt find, find nad} 
$ 8 Allg. Landr. T. I Zit. 2 diejenigen Rechte, deren Ansübung mit dem Beſitze 
einer unbeweglichen Sadje, nad) BGB. $ 96 alle Rechte, die mit dem Cigentume aut 
einem Grundftüde verbunden find. Hierher gehören die Grunddienftbarteiten ($ 1018 
BGB.), der Niekbraud) an einem Grundftüde ($$ 1031, 1037 f., 1043 f., 1048 f., 
1055 f., 1062 BOB), das fubjeftiv dingliche Worlaufsreht ($ 1094 BGB.), die fub- 
jeftwv-dingtid;e Realaft ($ 1105 Ab. 2 VGB). Durch befondere gefchfidhe Ber 
Rinmmungen i den Grundfüden gleichgefielft die fog. jelbftändigen Gerchtigfeiten 
(vergl. Axt. 67, 68, 196 Einf.-Öel. 4. BÖL. u. Art. 40 Ausf.-Gei. BOB., Art. 22,27 
Aust. Ge. REBO. ES. 1899 ©. 307. ALS Immobilien werden danad) behandelt: 

a) Das Bergwerls-Eigentum und die Kohlen-Abbangeredtigfeiten (Gef. über 
den Eigentums. Erwerb $ 68. Grundbudh-Ordnung 88 5, 6 und 9; Geß dv. 22. Febr. 
1869, Ag. Verggefeg vom 24. Juni 1865, $ 212 und 218; Art. 22, 27 Auej.-Gel. 
zur Reiche-Grundond)-Ordnung; Art. 22 Ausf.-Gel. zum Reichsgef. fiber Die Zwangs- 
derfteigerung); b) die Apothefergerechtigteiten, welche vor Erlaß der Gel. d. 2. Nov. 
1810 entflanden find im dem Xandesteifen, welche nad; dem Tilſiter Frieden bei 
Breußen geblieben und nicht der fremden Gefeigebung unterworfen geweſen find. 
(Avoth.-Ordn. vom 11. Oft. 1801); c) andere ausicließliche, vererbliche und ver« 
öußerliche Gewerbeberechtigungen, 3. B. Barbier- u. Badftuben, Fleifhbänte; Art. 74 
Einj.- Gef. zum BGB. Art. 92, 27 Ausf.-Gef. zur R.-Grumdbud-Ordn.; die neuere 
Gejeggebung hat diefe Berechtigungen teils aufgehoben, teils für ablöebar erllärt und 
die Begründung derartiger emhte verboten; d) Echiffemühfen, d. h. die Geredjtigteit, 
auf einem öffentlichen Strome eine Mühle zu haben (OT. 84 ©. 440); e) die Fähr- 
jerehtigkeit; £) die Sidereigeregjtigfeit. (Ge. vom 30. Mai 1874). Auch eine 
— Siraßenbahn fällt als den Örundftüden gleichgeftellt unter 8 50. GGeſetz 
19. Aug. 1895 ®&. ©. 499 5 1). Dagegen fällt die Beellung eines Exbbaured)ts 
an einem fädtifhjen Grundftüce nicht unter den Begriff der Veräußerung im Sinne 
der Mr. 1 des $ 50 (Rammergerichts-Entjch. bei Sohow 21 A. ©. 127), wohl aber 
nach Sedermann (©. 583) gemäß SS 1012, 1017 BOL. die Veräußerung eines für die 
Etadt an einem fremden Grundftüde beftellten Erbbaurechts an einen Dritten. 
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2. Die Genehmigung iſt nicht erſorderlich: 

a) wenn ein der Stadtgemeinde eöriges Grundftüd Sana halber im Wege 
der Erefution Dertauft werden bi (& 155 Allg. Landr. 9; . 

b) wenn einer Stabtgemeinde ein Grunbfiüd oder eine Gerechtigkeit durch Verjährung 
— db falls das Eigentum im Grundbuche nicht eingetragen war (BGB. 
$$ 900, 901); 

ce) wenn der Beruf eines ſtadtiſchen Grundfiüdes durch Unterlaffungen ber ſtädtiſchen 
Behörden, z. B. durch Kontumazial-Berfahren in einem Prozefle herbeigeführt 
wird. Hierher gehört auch der Fall des $ 332 Allg. Landr. I, 9 (8 912 BO8.), 
wen Jemand auf einem Grundftüde der Stadtgemeinde ein Gebäude errichtet, 
fo verliert diefe, falls der Magiftrat nicht gleich, fowie er vom Bau Nachricht 
erhäft, der Fortfegung des, lehieren moiderfpricht, und feinen Widerſpruch zur 
Kenntnis des Bauenden bringt, das Cigentum des Bauplages und muß fih 
mit der Entſchädigung begnügen. (Siehe jedoch OT. vom 18. Dezeniber 1862, 
Strieth. 47 ©. 255); 

d) zur Ablöfung eines Erbpachtlanons (Ann. 1837 S. 695); J 

e) zur Anſtellung von Prozeſſen über eine der Stadtgemeinde zuſtehende Berechtigung 
($ 56 Nr. 5) oder über die Subflanz des Stabtvermögens und zu Vergleichen 
über Gegenftände diefer Art. 

Die Behauptung, daß zu Schenfungen aus dem Gubflanzvermögen der Stadt, 
ſowie zu einfeitigen, auf das Suöftanzvermögen bezüglicen Berzichtleiftungen die 
Genehmigung nid)t erforderlich fein fol, ift ur infofern richtig, ais es fi) um eine 
Schentung aus dein Kapital-Bermögen der Stadt handelt. Handelt es fid jedoch um 
eine Schenfung von Grundeigentum zc., fo muß jedenfalls die Genchmigung Hiuzıte 
treten, da jede Schenkung eine Veräußerung enthält. Berg. übrigens $ 46 SO. 
Rheinprovinz, $ 71 Schleswig-Holfein, $ 56 Hefi.-Naff., melde jede die Subftanz des 
Gemeine. Bermögens verringernde Schenkung der Genehmigung untermerfen. LED. 
$ 114 fieht die Genehmigung des Kreis-Ausichuffes für einfeitige Verzichtleiſtungen 
amd Schenkungen gleichfalls vor. 

u Pr. 2. Diele Beimmung if im Intereffe der Erhaltung werte 
voller Monumente, Urkunden der Vorzeit 2c. getroffen und macht feinen Unter 
ſchied zwiſchen beweglichen und unbeweglihen Saden. Die Auffihts-Behörden find 
dur Mi. vom 17. Febr. 1859 — 89) angewieſen, ſorgfältig darüber zu wachen, 
daß wichtige Urkunden und Schriftftüde aus fädtiien Arhiven nicht verkauft oder 
auf andere Weife verfchleppt werden. Um der Sorge für die Erhaltung der im öffent- 
lichen Befig befindlichen Kunft-Denfmäler eine feftere Grundlage zu geben, die Reunt- 
nis des Wertes diefer Denkmäler mehr zu verbreiten und bie zu ihrer Konfervation 
oder Reftauration erforderlichen Schritte auf übereinftimmende Prinzipien zurüdzuführen, 
ift ein Konfervator der Kunf-Denkmäler ernannt worden. Diejer kaun fi) wegen 
der Gegenftände feines Wirlungskreijes mit Privaten und Behörden im direfte Ber- 
bindung fegen und hat das Recht, die letzteren zur Siſtierung etwa ſchon ergriffener 
Maßregeln zur Veränderung 2c. der Kunft-Dentmäler e veranfafjen. Seine Dienft- 
ammeifung fiehe BMB. 1844 ©. 39. (BMB. 1857 ©. 144). 

Ueber die Erhaltung von Stadtmaueru, Toren, Türmen, Wällen und bergl. 
Sagen vergl. $ 35 Allg. Landr. I, 8, Kab.-Drdre vom 20. Juni 1830, ©S. ©. 113; 
Kab.-Ord. vom 4. Oft. 1815, ©S. ©. 206; MR. 1844 ©. 219; 1845 ©. 194; 
1847 ©. 5; 1857 ©. 144; DOT. vom 15. Mai 1851, Strieth. IL, ©. 134; ZU8. 
1896 ©. 391 und 640 (OBG. in BMB. 1903 ©. 174). R 

In Betreff der Konfervierung vorgefundener Ueberrefte der Vorzeit, wie Stein« 
Srompnumente, Hünengräber, Schangen, Pfahlbauten ufw. MR. 1887 ©. 8; 1888, 

Zur Förderung der Denkmalpflege und manıentfich zur Regelung der Zufländig- 
teit der bei ihr beteiligten Infanzen it MR. 6. Mai 1904 (BMB.) erlaffen. Nach 
diefem Erlaß gehören zu ben Denfmälern alle Refte vergangener Kunftperioden, wenn 
fie entweder rein gefdichtlicdh (mie 3. ©. Inſchriſttaſein oder zum Verftändniffe der 
Rultur und der Kunftauffafjung vergangener Zeitläufte wichtig find (vorgeſchichtliche 
Gräber, Waffen und dergl.), ebenfo auch, wenn fie von nialeriſcher Bedeutung find 
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für das Bild eines Ortes oder einer Landſchaft (Türme, Tore ufw.) oder wenn fie 
für das Schaffen der Gegenmart auf dem Gebiete der bildenden Kunfl, der Technu 
und des Handwerks vorbildlich erjcheinen. Der Wert eines Denfmals Tiegt nicht 
felten in der Bedeutung für einen engeren begrenzten Landesteil oder für den Ort, 
an dem e8 errichtet ift (Mauern, MWälle ufw.). Der Schuß der Denkmalpflege er- 
ſtredt ſich auf die Werke aller abgejchlofjenen Kuͤlturepochen, deren letzte etwa bis zum 
Jahre 1870 redjnet. 

Aus dem vorgefchriebenen Erforderniſſe flaatlicher Genehmigung zu Gemeinde 
beihlüffen über die Veräußerung oder weſeniliche Veränderung der unter Ziff. 2 ber 
zeichneten Sachen folgt von felbft die den Gemeinden gefeglid) obfiegende Pflicht, der- 
artige Sachen auch zu erhalten und die Xoften, deren e6 dazu bedarf, auizubringen. 
Im der Pflicht zur Erhaltung ift jedoch nicht auch die Pflicht zue Miederherftellung 
bereits zerftörter ober verfallener Sachen eingeichloffen. Zuftändig für die volftredbare 
Sefftelung der auf die Erhaltung zu verwendenden Koften ift die Kommunalaujfichts- 
behörde, während infoweit es ſich um ficherheitspolizeilihe Maßnahmen hanpdelt, 
die Fefelung der Boligeibehörde, und zwar nicht der Kandes- fonbern der Ortepofizei» 
behörde zufält. (OBO. 43 ©. 216, PBB. 9 ©. 42.) Die Erhaltung von Bau 
werten aus dem efihtspunfte der Denkmalpflege liegt außerhalb der pofigeiti—en 
Aufgaben, wie fie der $ 10 Allg. Sandr. IL, 17 umgrenzt. (OB. 44 ©. 388). 

Zu Nr. 3. Die Seantgemeinde if befugt, ſich die Mittel zur Beftreitung 
ihrer Bedürfniffe und zur Eriüllung ihrer Verbindlichteiten duch Eingehuug von 
Scyuldverhältniifen zu beſchaffen Das Beftreben, die Laften für größere Näbtifche 
Unternehmungen nicht allein der jetzt lebenden Generation aufzubürden, kann nicht 
unbedingt gemißbilligt, aber gleichwohl nur dann als berechtigt anerfaunt werden, 
wenn e8 ſich um gemeinnüßige und gleichzeitig ungewöhnfid, toftipielige uud voraus“ 
fihtlich für eine längere Zeit in gleicher oder ähnlicher Weife nicht abermals not« 
wendig werdende Unternehmungen handelt. Jedenfalls haben die Auffichtebehörden 
dem feichtfinnigen Echuidenmachen der Städte und der Gäumigkeit derfelben in Ber 
friedigung ihrer Gläubiger entgegenzutreten. Sie find befugt, die Stadtgemeinden 
Ku ung ihrer Schulden zu nötigen und auf die Ausführung des Tilguugepfanes 
in halten. 

A. Die Genehmigung der Auffichts-Behörde ift nicht notwendig zur Aufnahme 
eines Darlehns, mittel deſſen eine Stadtgemeinde mr augenblidlidye, bald vorüber 
gehende Geldverlegenheiten bejeitigen will und weldes in der Kürze wieder zurüd- 
jezahlt wird. Denn durch eine derartige Anleihe wird die Gemeinde nicht mit einem 
Ehrupenbefande belaftet. Diefelbe Anfiht wird in dem MR. vom 11. Juni 1854 
Hübner SO. ©. 191) ausgeiprohen. Darin überläßt der Minifter die Eniſcheidung 
der Frage, inwiefern Darfehne, welche die Magifträte bei ber Bant auf hurze Friften 
und gegen Berpfändung geldwerter Papiere aufnehmen, den Charakter von Anleihen 

ben, zu denen die Genehmigung erforderlich ift, in jedem fonfreten Falle der 

jeurteilung der betreffenden Regierung, läßt ſich aber im Allgemeinen dahin aus, 
daß, da zur Veräußerung geldwerter Papiere von Seiten ber Magifträte es einer 
Genehmigung der Regierungen nicht bebarf, eine ſolche aud) zu einer vorübergehenden 
Berpfändung geldwerier Papiere nicht erforderlich eriheint. Uebrigens wurde auch 
bei der Beratung des $ 43 Buft.-Gef. 1876 (Brotofoll der Kommilfions-Sigung 
vom 12. Juni 1876) hervorgehoben, daß derartige Arrangements nicht hierher zu 
zähfen feien, 

Unter Schulden find Hier nicht „obligatorifhe Berbindlichteiten“ überhaupt, 
fondern nur Darlehnsfhulden gemeint. Unter Anleihen (früher „Aulehen“) iſt aus- 
Wuůe hůch bie Tontraftfiche Erborgung einer Summe Geldes zu verfiegen. Inabefondere 
bezeichnet das Wort die Geldaufnahmen, welche Staat und Gemeinde zur Beftveitung 
außerorbentlicher Ausgaben bewirken. Das Kaufen von Sachen (bemeglichen oder 
unbeweglichen, 3. B. Grundftüden) auf Kredit, gegen Kreditieren des Kaufpreiſes 
($ 861 Adg. Sandr. I 11), Tann mad dem MWortlaute nicht unter „Anleihen“ dere 
Randen werden, und zwar aud) bann nicht, wenn die Stadtgemeinde Grundftüde kauft 
und das Kaufgeld ganz ober zum Keil Hypothefarifch eintragen läßt. Hier tritt der 
Schuld fofort ein gleicher wirtſchaftlicher Wert gegenüber, womit eine Verminderung 
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des Vermögens der Stadt ausgeſchloſſen wird, während bei der Aufnahme eines Dar- 
lehns die produftive oder unprobultive Verwendung der Balnta noch nicht erſichtlich 
if. Hier ift aljo das Recht der Auffichtsbehörde durdaus begründet, den ine der 
Anfeihe in feiner Bermietfigung zu prüfen und zu überwachen (BES. 21°. 354). 

In der hypothelariſchen Eintragung der Kämmereifhulden auf ſtädtiſche Grund- 
ftüde alein if der Tatbeftand des $ 80 Pr. 3 nicht zu finden (PBB. 11 ©. 37). 

Der $ 176 Nr. 5 Rr.-Drdn. verlangt die Vefätigung der Vefchfüffe der Kreis- 
tage zur Uebernahme einer Garantie (Bürgſchaft) auf den Kreis. Die StO. kennt 
eine ſoiche Beihränfung der Städte nicht (vergl. PER. 25 ©. 12). 

B. Der gewöhnliche Weg für die Begebung fäbtifcher Anleihen ift die Aus- 
gabe von Schuldfheinen als Inhaberpapiere. Dergleihen Schuldſcheine, in 
denen die Zahlung einer beftimmten Gelbfunme an jeden Inhaber verfprodien wird 
(Srebtobtigationen), darf die Stadtgemeinde nad dem Gef. vom 17. Juni 1833 
(88. © 5) nur auf Grund eines Iandesherrfihen Privitege außfellen. Inhaber- 
papiere mit Prämien dürfen von Gtadtgemeinden überhaupt nicht ausgegeben werden 
(RO. 8. Juni 1891, R6B. S. 210). BGB. ($ 795) läßt diefe Borfgriften unbe 
rührt, Nach $ 795 BOB, follen im Inlande ausgefteltte Schufdurfunden auf ben 
Inhaber, welche über Zahlung einer beftimmten Geldfumme lauten, nur mit ftaat- 
licher Genehmigung in den Verkehr gebracht werden. Nach Art. 8 der Königl. Ber 
ordnung vom 16. Novbr. 1899 (CS. ©. 502) wird jet biefe Genehmigung duch 
die Minifter des Innern und der Finanzen auf Grund vorher eingeholter Ermächti« 
gung des Königs erteilt. Die erteilte Genehmigung und die Bedingungen, unter 
denen diefe erteilt if, müſſen nad) $ 795 BGB. im Deutfchen Reichsanzeiger befannt 
gemacht werden. Die von dem Preuß.-Gej. vom 10. April 1872 (8 1 Nr. 9 ©E. 
©. 357) früher geforderte Veröffentlichung im Regierungs-Amteblatt if in Fortiall 
gefommen (ML. 1900 ©. 224). Auf die auf den Inhaber fautenden Stadtobliga- 
tionen finden die allgemeinen Beftimmungen des BGB. über Inhaberpapiere 
(85 793—1808) Anwendung. 

Ueber KAufnafme und Verwaltung Tommunafer Anleihen f. die Auffäge von 
Kappelmann im PL. 23 ©. 241, 386, 401. ALS fpezielle Vorfchriften, melde bei 
der Aufnahme fommunafer Anleihen mittelft Ausgabe von Inhaber- Papieren zu ber 
achten find, fommen in Betracht: 

a) Formvorfchriften. Vier verordnet auf Grund des 8 793 Abi. 2 BGB. 
(Art. 100 Einf.-Gef. BGB.) Art. 17 $ 1 Ansf.-Gef. über die Ausfertigung Tommus 
naler Schuldverfereibungen auf den Suhaber: 

Bei den von dem Staate oder einem Kommunalverband ausgeftellten Schuld« 
verfchreibungen auf ben Inhaber hängt die Gültigkeit der Unterzeichnung davon 
ab, daß die Schuldverfchreibung vorfchriftemäßig ausgefertigt if. Der Aufnahme 
diefer Beſtimmung in die Urkunde bedarf es nicht. 

Die Ausfertigung erfolgt bei den über das Kapital lautenden Schuldver- 
ſchreibungen durch eigenhänbige Unterzeichnung des Bermertes „Ausgefertigt“ 
Seitens des damit beauftragten Beamten, bei Zind- und Erneuerungsſcheinen 
durd) den Auſdruck eines Trodenftempels, der bei den Schuldverſchreibungen des 
Staates den Königlich Preußiſchen Adler, bei den Schuldverſchreibungen eines 
Kommunalverbandes das biefem zuſtehende Giegel enthalten muß. 

Im Betreff, der äußeren Faſſung der Genehmigungs-Urkumde, der Schuldver- 
f&reibungen, ber Zinsijeine und der Erneuerungsfcheine (Talone) ift jet das durch, 
Min.-Erlaß 31. Januar 1900 (MB. ©. 31) empfohlene Schema (für Kreis 
obligationen entworfen und demmad für Städte abzuändern) maßgebend. Schon 
durch Min.-Erloß 23. Aug. 1834 (RMB. ©. 231) war die Ausgabe von Zinsfcheinen 
auf Zeitperioden von 10 Sapren vorgefehe. 

In den Erfajfen vom 1. November 1879 (BML. 1880 ©. 11) ift unter Bezug« 
nahme auf die efripte vom 8. Ceptember 1868 (BM®. ©. 276), v. 22. März 1875 
(ebenda ©. 124), 21. Juli 1875 (OMB. ©. 207) auf folgende Punkte verwiejen: 
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1. bie auszugebenden Inhaberpapiere find in Stucken, welche auf mindeſtens 200 Mt. 
Renmwert lauten, auszuftellen und Ctfidbeträge, weldje wie 300, 600 u. 1500 Mt. 
geeignet find, dem Gebrauch der Rechuung nad) der früheren Talerwährung zu 
erhalten, tunlicft zu vermeiben; . 

2. falls die Tilgung der Anleihe int Wege der regelmäßig twieberfehrenden Aus- 
fofung der Chtigationen bewirft werden foll, fo if bei Abmeffung der Zahl, in 
welcher die verfdiedenen Nennwerts-Kategorien der Anleiheftüde auszugeben find, 
auf die planmäßigen Tilgungebeträge Rüdfiht zu nehmen; 

3. die Befanntmadjung, der ausgeloften und geliündigten Schaldverſchteibungen hat 
drei Monat vor dem Zahlungstermin zu erfolgen und kaun ſich auf eine einmalige 
Veröffentlichung beihränfen. (MR. 1: ) 

4. da8 Aufgebot und die Kraftloserklärung verlorener oder vernichteter Schuldver - 
ſchreibungen hat fortan nad} den Beflinmungen der Zivilprozeß- Ordnung für das 
deutfge Reid vom 30. Samuar 1877 (RG. 1898 °C. 410, 88 1004 u. fi.) zu 
erfolgen, wobei zu bemerten, daß mur die Anleihefdjeiue felbft, nicht aud die 
Zins. und Ernenerungsfcheine für Praftlos ertlärt werben lönnen ($ 799 BGB). 

b) Zinsfuß. Bei Erteilung der minifteriellen Genehmigung ift die Felt 
fegung eines einheitlichen beftimmten Zinsfußes wicht erforderlich. SBielmehr fanı 
die Genehmigung aud; in der Form erieilt werden, daß e& der Gemeinde überfaflen 
bleibt, je mach der Konjunktur einen der in der Genehmigungs-Urkunde wahhweife 
genannten Binefäge, 3. 8. DVerzinfung von 31/, bis 4 vom Hundert jährlich für be+ 
fimmte Abteilungen der Anleihe feftzufegen. Eo kann z. B. cine in drei Abteilungen 
Ju begebenbe Anleihe in ber eiften Abteilung zu 4%, in der zweiten zu B3],n, in 
der dritten zu 317,0, ausgegeben werden, wenn bie Genehmigungs-Urkunde die Wahl 
des Zinsfußes zuläßt. 

Bei der Faſſung von Beichlüffen behufs Herabfegung des Zinsfußes von An- 
leihen (fogenannte Konvertierung) ift zu beachten, daß der Belhluß ansdrüdliche 
Beftimmung darüber zu treffen hat, ob. biefe Finanz Creration in Form der Ab- 
Rempefung der alten Anfeiheküde oder durch Vegebung nener Anieiheſcheine unter 
gleichzeitiger Eingiehung der alten vorgenommen werden fol. Die in der Schufd- 
urtunde borgefehenen Friften und Formen der Beröffeutlichnig der Kündigung find 
inne zu haften. Der Regel nad; wird eine Verlängerung des Endtermins der Tilgung 
der alten Anfeihe als unguläffig bezeichnet; der jährliche Titgungsiag if daher nad) 
jenem Endtermine einzurichten (MR. 1882 ©. 5, |. u. ©. 214 Abi. 2). 

Zu einer Erhöhung des Zinsiußee muß gemäß $ 50 EtO. die Genehmigung 
des Bezirfsausichuffes eingeholt werden. 

c) Tilgung. Der Beginn der Tilgung ſoll der Regel nah auf fpäteftens 
2 Jahre nach der Begebung der Anleihe fefigeftelt werden. Die Tilgung felbft kann 
nit bios in Form der Auefofung (j. unter a 2), fondern and) im Wege de& frei- 

indigen Ankaufs von Anleihefheinen in dem durd) den Tilgungeplan borgefehenen 

trage erfolgen. IA ein folder freihändiger Ankauf in dem Privilegium nicht vor- 
gefehen, fo kann nicht eine Allerhöchfte Ermächtigung dahin erwirkt werden, daß die 
geinäß früherer Privilegien begebenen Anfeiheicheine anftatt durd Ausfofung durch 
freigändigen Antauf getilgt werden, da anf diefe Weile das mit dem Gläubiger be- 
gründete Redtsverhäftmie nicht geändert werben kann. Es bleibt vielmehr nur übrig, 
die Erwirfung eines neuen Privilegiums unter Kündigung der auf Grund der früheren 
Privilegien begebenen Anleiheicheine. (MR. 1888 ©. 101.) 

Dem Gefuche um Genehmigung der Anleihe ift ein förmlicher und genau aut- 
gearbeiteter Zilgungepfan beizugeben. 

d) Umfhreibung auf den Namen. Nach dem Iufrafttveten des BOB. 
findet_die Ainperturefetung, von Schuldverihreibungen auf den Inhaber nicht mehr 
Ratt (Art. 176 Einf.-Gei. BGB.). BGB. ($ 806) bietet einen Erfat für die befeitigte 
Außerfursfegung in der Umfchreibung des Iuhaberpapiers auf den Namen des Be- 
vechtigten durch den Ausfieller, erllärt aber diefen zur Umfchreibung mr dann ver 
pflicptet, wenn er in ber Gehufbverihreibung jelbft dazu fid) bereit erlfärt hat. Auf 
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Grund des Art. 101 Einf.-Gef. BGB. verpflichtet aber Art. 18 Ausf.-Gef. die Stadt- 
gemeiudeu, ihre Schufoverfchreibuugen auf den Namen d:8 Bereditigten umzufgreiben. 
Die bezüglichen Beimmungen bes Art. 18 Ausf.-Bef. lanten: 

$ 1. Lei Echufdverfhreibungen auf den Inhaber, die von einer Preußiſchen 
Körperfajt, Stiftung oder Anflalt des öffentlichen Rechtes ausgeftellt find, kann der 
Inhaber von dem Ausſteller verfangen, daß die Schuldverſchreibung auf feinen Namen 
Oder auf den Nainen eines von ihm bezeichneten Dritten umgeigprieben wird, es fei 
denn, "daß er zur Verfügung fiber die Urkunde nicht Berehügk if. Zu Gunften des 
Ausftellers gilt der Inhaber als zur Verfügung über die Urkunde berechtigt. 

Die Vorſchriſten des Abf. 1 finden auf Zine-, Renten» und Gewinnanteilſcheine 
ſowie auf die auf Sicht zahlbaren Schuldverfchreibungen feine Anwendung. 

$ 2. Die Umfchreibung auf den Namen einer jurififhen Perfon, die ihren 
Sitz außerhalb des Deutien Reidjes Hat, kann nicht verlangt werden. 

$ 3. Iu den Fällen des $ 1667 Abf. 2, des $ 1815 und bes 5 2117 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs kann die Umſchreibung mit der geſetzlich vorgefchriebenen 
Beftimmung verlangt werden. 

4. Eine Ehefrau bedarf zu einer Verfügung über bie umgefcjriebene Schuld ⸗ 
verfcreibung dem Ausfteller gegenüber nicht der ufimmung des Chemannes. 

85. Wer zur Verfügung über die nmgefchriebene Gchuldverfchreibung ber 
tegitigt if, Tann, fo lange die Echuldverfchreibung nicht gekündigt if, von dem Aus 
felfer bie Umfepreibung auf feinen Namen oder den Namen eines Dritten, die Rüd- 
verwandlung in eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber und gegen Aushänbigung 
ver Urkunde die Erteilung einer nenen Schuldverjchreibung auf den Inhaber ver- 
fangen. 

$ 6. Die Koften der Umfchreibung, der Ridverwanblung in eine Schuld- 
verſchreibung auf den Inhaber und der Erteilung einer neuen Schuldverfchreibung 
auf den Inhaber hat der Untragfteller zu tragen und vorzufcießen. 

$ 7.__Die zufändigen Minifter erlaffen die erforderlichen Ausführungsvor- 
ſchriften. Sie können insbefondere Beftimmungen treffe 

1. über die Form der an den Ausfteler zu richtenden Anträge und ber Vollmacht 
que Stellung folder Anträge, 

2. über die Form des Rachweſes, daß der Antragfleller oder ber Empfänger der 
Zahlung der in der Schuldverſchreibung genannte Gläubiger oder fonft zur Ber- 
fügung über die Schuldverſchreibung berechtigt oder zur Vertretung des Berechtigten 
befugt ift, 

3. über die Form der Umſchreibung und der Rüdverwandlung in eine Schuldver- 
fchreibung auf den Inhaber, 

4. über die Säße, nad) denen die im $ 6 bezeichneten Koften zu bemeffen find. 

8 8. If den mad Maßgabe des $ 7 Nr. 1, 2 beftimmten Erjorberniffen 
genügt, fo gilt der Antragfteller oder ber Empfänger der Zahlung zu Gunften des 
Ausftellers als zur Verfügung über die Schuldverihreibung bereditigt oder zur Ber- 
tretung des Berechtigten befugt. 

$ 9. Cine abhanden gekommene oder vernichtete Schuldverfchreibung, die auf 
ben Namen umgeſcheieben it, fan, wenn nicht in der Urkunde das Gegenteil beftimmt 
if, im Wege des Aufgebotsverfahrens für Traftlos erklärt werden. - 

Die Borfchriften des $ 799 Abj. 2 und der SS 800, 805 des Bürgerliden 
Geſetzbuchs finden entiprehende Anwendung. 

8 10. Die Vorſchriften der $$ 1 bis 9 gelten auch jür Schuldverfchreibungen, 
bie vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gefetbuche ausgeftellt oder auf den Namen 
umgejchrieben morden find, 

$ 11. Für bie Umfgreibung einer auf ben Inhaber lautenden Schufbder« 
ſchreibung auf den Namen eines beftimmten Berechtigten if eine Stempelabgabe nicht 
zu entrichten. 

Die Ausführungs-Borfhriften zum Art. 18 find in der Verordnung 
vom 15. Dezember 1899 (BMB. ©. 263) erlaffen, wie folgt: 
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81. Anträge auf Umfchreibung einer auf den Inhaber lautenden 
Schuldverſchreibnng auf den Namen bes Juhabers oder eines von ihm — 
neten Dritten find unter Einreichung der Schuldverſchreibung bei dem Aus⸗- 
ſteller ober bei einer von diefem zur Entgegennahme ber Anträge ermächtigten 
Stelle mündlich zu Protofoll_oder im (heihlicher Form zu ftellen. In dem 
Antrag ift derjenige, auf deſſen Mamen die Umfyreibung erfolgen fol, durch 
Angabe des Namens (Vorname, Familieuname), des Standes, des Berufs 
oder anderer unterfceibenber Merkmale, forvie des Wohnorte genau zu ber 
zeichnen; bei Handelsgeſellſchaften, bei eingetragenen Genoffenfhaften und 
jurififcen Berfonen anderer Art ifl die Firma oder dev Namen, ſowie der Sit 
anzugeben. 

$2 Für —— auf weitere Umſchreibung einer bereits auf den 
Namen umgeſchriebenen Schuldverſchreibung, auf Rüdverwandlung der Schuld- 
derfpreibung in eine Schuldverfchreibung auf dei Inhaber und auf Erteilung 
einer neuen SchuldverfKreibung auf den Inhaber find die Vorfchriften der 
88 3—7 maßgebend. Für den Antrag auf Erteilung einer neuen Schuldver- 
freibung gilt dies jedoch dann wicht, wenn er geftellt wird, nachdem bereits 
die Nüdverwandlung ber bisherigen Shutbverfäreibung in eine Schuldver- 
ſchreibung auf den Inhaber erfolgt if; im dieſem alle findet auf den Antrag 
die Vorfchrift des $ 1 Abf. 1 Anwendung. 

8 3. Die Anträge find unter Einreihung der Schuldverſchreibung 
mündlich zu Brotolol oder in ſchriftlicher Form zu ftellen. Im letzterem Falle 
muß die Unterjhrift des Antragpellert dur eine ein Dienffiegel führende 
Öffentliche Behörde (Beamten) beglaubigt fein, es fei denn, daß der Antrag 
in Form einer öffentlichen Urkunde eingereicht wird. Anträge von Behörden 
nüjlen ordnungsmäßig unterfchrieben und mit Siegel oder Stempel verfehen 
fein. Betrifft der Antrag die weitere Umſchreibung einer bereit auf den 
Namen umgefchriebenen Schuldverſchreibung, jo findet die Borfchrift des $ 1 
Abſ. 2 Anwendung. 

8% Der in der Scufduerfreibung genannte Gläubiger muß. fh, 
wenn nad) der Umfchreibung auf jeinen Namen eine Aenderung im feiner 
Berfon —S— einer —* Aeuderung des Namens, Standes, Berufs, 
BWohnorts uf.) eingetreten if, auf erlangen ducch öffentliche Urtunden als 
der Gläubiger ausweifen. 

$ 5. If der Untragfteller nicht der in der Söuteverjreißung genannte 
Stäubiger, fo Hat er feine Verechtigung zur Verfügung über die Schuldver- 
fhhreibung durch öffentliche ober öffentlich beglaubigte Urkunden nadjzuweifen. 
Rehtönachfolger von Todeswegen haben auf Verlangen des Ausftellers durch 
einen Erbſchein oder durch eine Beiheinigung bes Nachlaßgerichts nachzumeifen, 
daß fie über die eingetragene Forderung zu verfügen seht find. 

8.6. Wird der Antrag durd; einen Vertreter gefellt, fo Hat Diefer feine 
—EE Vertretung durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
nachzuweiſen. 

$ 7. Kann der Antragſteller über die Schuldverſchreibung nur mit 
Zufimmung eines Dritten oder einer Behörde verfügen, fo it die Zu- 
fimmung durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden madjzuweilen, 

J Wird auf Grund einer auf Namen umgeſchriebenen Schuldver- 
fhreibung Zahlung verlangt, fo finden auf den Empfänger der Zahlung die 
Vorſchriſten der SS 4—7 entipredjende Anwendung. j 

59. Die Umfcreibung enf den Namen erfolgt durch den auf die 
Urkunde zu fegenden Vermerk: „Umgefchrieben auf“ mit genauer Bezeihnung 
des Släubigers ($ 1 Abf. 2). Ju den Fällen des $ 1667 Abſ. 2, des 8 1815 
amd des $ 2117 des-Bürgerlien Gefegbuche in dem Vermerte die geſebiich 
vorgeſchriebene Beſtimmung Hinzugufügen. Der Vermerk muß den Ort und 
den Tag feiner Bollgiehung angeben; er ift von dem Ausfeller zu unterzeichnen 

mit dem Aufbrude des dem Ausfteller zuftehenden Stempel zu verſehen. 
ird der Ansfteller durd; eine Behörde vertreten, fo erfolgt die Unterzeihuung 
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durch die Angabe der amtlichen Bezeichnung der Behörde nebft dem Aufdrude 
des der Behörde zuftehenden Stempels und der eigenhänbigeu Unterfcrift des 
von der Behörde damit beauftragten Beamten. 
$ 10. Die Rüdverwandlung in eine Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber erfolgt dur den anf die Urkunde zu feenden Vermerk: „Wieder 
am den Inhaber zahlbar”. Die Vorjhrift des 5 9 Abf. 2 findet Anwendung. 
11. An Koften kann der Ausfteller außer den ihm entflandenen 
ausiagen für Porto, Stempefbeträge, Neuausiertigung der Urkunde uſw. 
erheben: 

1. für die erſte ſowie jede weitere Umfchreibung auf den Namen eines Ber 
tedhtigten oder für die Rildverwandlung in eine Schuldverfrhreibung auf 
den Inhaber 25 Pfennig, für jede angefangenen 1000 Mt. des Nenn- 
wertö der eingereichten Schufdverfhreibungen, mindeftene 50 Pfennig; 

2% für die Erteilung einer neuen Schuldverichreibung auf den Inhaber 
50 Pfennig für jede ongefangenen 1000 Mt. des Nennverts der einger 
reichten Schuldverfchreibungen, mindeftens 1 ME. 

) Die von einer beutfchen fommunalen Körperſchaft oder von ber Kreditanftaft 
einer ſolchen Korperſchaft angegebenen Schulbverfäreibungen, wenn fie entiveder von 
feiten der InÄaber fündbar find, oder einer regelmäßigen Tilgung unterliegen, fowie 
bie auf den Inhaber lautenden Schuldverihreibungen, weldhe von einer preußiichen 
Hypothelen · Attien · Bank auf Grund von Darlenen an preußiſche Körperſchaften des 
Öffentlichen Rechis oder von Darlehnen, für weiche eine folhe Korperſchaſt die Ge⸗ 
wäbrfeiung übernommen Hat, ausgegeben find, find nad Art. 74 Ausf.-Gel. zum 
BOB. zur Anlegung von Mündelgefd geeignet. (f. Belhluß des Wundesrats vom 
7. Zuli 1900 R6B. ©. 263.) 

f) Grundfäge für bie Srteitung, der Genehmigung. In dem 
Minifterial-Erlaß vom 1. Juni 1891 B. ©. 84) find bie Srunbäge zus 
fanmengeftellt, von denen in der Minifterial-Inftanz bei der Prüfung ber Anträge 
von Kreilen und Gemeinden wegen Genehmigung ber Aufnahme bon Anleihen 
mittelft Ausgabe von Inhaberpapieren ausgegangen wird. Diefelben gehen bahin: 

1. Nach Jubalt des Erlaffes vom 15. März 1390 (MB. ©. 77) darf die 
Erteilung eines Privilegiums zur Ausgabe von Jnhaberpapieren nur dann nach⸗ 
gefucht werben, wenn es ſich nm die Befchaffung ber Mittel für auferordentliche 
Ausgaben zu gemeinnügigen, nicht bloß der Gegenwart, fondern aud) ber ferneren 
Zufunft zu Gute fommenden Zweden handelt. Unzuläffig eriheint hiernach die 
Aufnahme einer Anleihe für Bwede, die erft fpäterhin bes näheren beftimmt werden 
follen, fobann auch für Zivede, welde entweder nur bie Unterhaltung bereits bee 
fichender Anlagen oder zwar bie Herftellung neuer Anlagen betreffen, jeboc folder, 
bie aMjäprfih oder doc in ganz furzen Zwiſchenraumen von neuem erforderlich 
werden. Im diefen letteren Fällen Handelt 8 fh um regelmäßige Ausgaben, für 
welche mittel3 ber ordentlichen Einnahmen des kommunalen Haushalte Borforge ge- 
troffen werden muß. 

2. Weiterhin kann, wie gleichfalls in dem Erlaſſe vom 15. März 1890 be» 
reits hervorgehoben worben ift, bei der Aufnahme einer Anleihe nur die Beſchaffung 
der Mittel für fofort zu verrendende Ausgaben in Betracht kommen. Das Er- 
forbernis ber fofortigen Berwendung ift allerdings nicht dahin zu verfichen, daß es 
unzuläffig wäre, mittels einer Anleihe bie Mittel für eine — Zahi von bau- 
lien Anlagen aufzunehmen, welche im Laufe der nächften Jahre allmählich zur 
Ausführung gelaı gen follen, Dagegen erfcheint es unftatthaft, durch die Aufnahme 
einer Anleihe die Mittel für ſolche a beſchaffen zu wollen, deren Ausführun: 





einer fpäteren, vorläufig noch nicht näher zu beftimmenden Zeit überlaffen bleiben fol 
3. Was die Koften der Gchulhausbauten betrifft, fo ergibt fih ſchon aus den 
Grundfägen unter Ziffer 1 diefes Erlaſſes, daß biefe Soften in denjenigen Ge- 
meinden, beren Bevölkerung in ftetiger Zunahme begriffen ift umb in welden daher 
das Bebürfnis zur Ausführung neuer Schulbauten in regelmäßigen Ziwifchenräumen 
woiebergutehten pflegt, nit durch Anleihen, fondern durch Anfammlung von Baıt« 
fonds zu beſchaffen find. Bis dieſe Fonds hinreichend leiftungsfähig find, kann aus- 
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nahmsweiſe noch die Berwendung von Anleihemitteln für derartige Zwecke zugelaſſen 
werben, jedoch nur bei entſprechender Berflärkung des Tilgungsfages in Genappeit 
der Vorſchrift unter Ziffer 6 am Schluffe bes zweiten Abfages. 

Anlangend die Koften ber erſten Pflafterung einer Straße, beifpielsweife auch 
bei der Umwandlung einer dauffierten Straße in eine gepflafterte, fo wird die leih⸗ 
weife Befhaffung ber erforderlichen Mittel geftattet werden Lönnen, fohald nur wegen 
FeRfetung eines angemeffenen Tilgungsjages im Sinne der Vorſchrift unter Biff. 6 
diefes Erlaffes Borjorge getroffen if. Handelt c3 fih um die Newanlegung von 
Straßen, fo find fämtlige von den Anliegen für Freilegung, Eitmwäflerung ufw. 
erhobenen Beiträge zur außerordentlichen Tilgung ber Schuld zu vermenden, welche 
behufs Anlegung der Straßen aufgenommen worben ift. Im übrigen ergibt ſich 
fon aus den Grundfägen unter Ziffer 1, daß alle Kofen, welche Ichiglich die 
Unterhaltung des beftehenden Pflaſters betrefien, wozu auc bie Koſten der Um— 
pflafterung au rechnen find, nicht durch, Anleihen gededt werden dürfen. Die Erlaffe 
vom 10. Ditober 1889 (MB. ©. 163 und 15, März 1890 MB. ©. 77) werden 
dementfprechend modifiziert. 

4. IR der Antrag wegen Aufnahme einer Anleihe, hinſichtlich des Ber« 
wendungszweds auch unbedentlich, fo faun demfelben doch nur dann entfproden 
werden, wenn es ſich um einen größeren Betrag handelt, welder anderweitig und 
nnier gleich günftigen Bedingungen, wie durch) Ausgabe von Inhaberpapieren, nicht 
zu beichaffen wäre. Hiervon ausgehend ift in einem Cinzelfalle die Ausgabe von 
Tnbaberpapieren für unftatthaft erachtet worden, in weldem bie zu beichaffende 
Eumme fi nur auf Mt. 192.000 belief. 

5. Bur Prüfung der Frage, ob die Mittel einer Anleihe für bie angegebenen 
Berwenbungszwede einerſeits erforberlich, andererfeits auch ausreichend find, bedarf 
«3 zwar micht der Borlegung von betaillierten Koftenanfchlägen, die zumal dann 
leicht wertloß werben könnten, wenn es fid) um mehrfache größere Unternehmungen 
Handelt, deren Ausführung almählid, und während ciner Reide von Fahren geplant 
ift;_e8 gemügen vielmehr Koftenüberfchläge. Auf der Vorlage folder Ueberichläge 
muß aber um fo mehr beftanden werden, da ihre Aufftellung ſchon als Grundlage 
ber entfprechenden Vefchlüffe der kommunalen Behörden micht zu entbehren Fin 
Hierzu fommt, daß insbefondere die Bedürfniffe der Gemeinden an Kanalifations-, 
Wafjerleitungs- und Beleudtungsanlagen, an Schul, Schlahtbang-, Straßenbauten 
ufw. vielfach diefelben find und fomit die wegen des Koftenpunkts in der einen Ge- 
meinde gefammelten Erfahrungen in anderen Gemeinden leicht verwertet werben 
tönnen. 

6. Gmit des Erlaffes vom 1. November 1879 (MB. 1880 ©. 11) und der 
dort unter B IL bezeichneten älteren Erlafie find Anleihen zu gewinnbringenden 
Ziveden mindeftens mit 11290 der Anlagefoften unter Zuwachs der Zinfen der 
etilgten Anleihefheine und der etwaigen weiteren Betriebsüberihüffe, dagegen Anr 
— zu nicht hewinnbringenden Zioeden nur mit 10 des Anlagelapitafs, im 
Webriget gfeichfails unter Zuwache der Binfen der getifgten Anfeiheicheine zu tilgen. 
Der Intecichied zwiſchen gewinnbringenden und nicht gewinnbringenden Anlagen iſt 
jedoch nicht immer feſt zu beſtimmen; auch kann vor der Ausführung einer an ſich 
gewinnbringenden Anlage nicht immer mit Sicherheit beurteilt werden, ob ber Be— 
trieb der Anlage unter den obwaltenden örtlichen Verhältniſſen demnächſt in der Tat 
Ueberfchüffe abwerfen werde. Wir find deshalb damit einverftanden, daß die Amortir 
fation ber geroinnbringenden Anlagen in Zukunft gleich derjenigen der nicht gewinn- 
bringenben erfolge. 

Der Amortifationsfag von 19/, ift jedoch in dem gleichen Erlaffe als Mindeft- 
betxag bezeichnet. Ob über diefen Mindeftfag Hinauszugehen, bezw. wie hoc) der 
Tilgungsfag ziffernmäßig zu beftimmen ift, unterliegt der Befhlußfaffung der Be- 
iet®- (Mreis-) Ausichüffe nad Prüfung der einfhlägigen Verhältmiffe. Diele Aufe 
ntsbehörken Haben fid) auch darüber fchfüffig zu machen, ob bei Anleihen, welche 
ur Herftellung gewinnbringender Anlagen beftimmt find, die erzielten Betriebs-Ueber - 
Ye je ganz oder zum Teil zur zign zu verwenden, bezw. inwieweit biefelbe ber 
betreffenden Gemeinde zur freien — zu überlafjen find. Es wird babei 
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einerſeits die allgemeine Finanzlage des betreffenden Gemeinweſens, andererſeits 
werben bie Grunbfäge, nad) weichen bei ben Abſchreibungen auf das Anlagelapital 
verfahren werben fol, in Betracht zu ziehen fein. Im allen Zällen, in welchen der 
Zwed einer Anleihe | on vor dem Zeitpunkte erfchöpft if, bei welchem eine Anleihe 
unter der VBorausfegung der Amortifation mit nur einem Prozent — zuzüglic der 
Zinfen der getilgten Anleipeicheine — gehiet fein würde, muß biefer Amortifationss 
fat entſprechend verflärkt werben. ſeiſpielsweiſe wird aljo für eine Anleihe zu 
Straßenpflafterungen der Tilgungsſatz fo zu bemeffen fein, daß, wenn nad) Ablauf 
der Abnugungeperiohe die Herftellung eines neuen Straßenpflafters erforderlich wird, 
die für den Straßenbau aufgenommene alte Schuld abgetragen ift; zum Pindefien 
iſt im ſolchem alle der Tilgungsfat auf 290 des Anlagefapitals zu bemeffen. In- 
gleichen muß eine zu Schulbauten aufgenopimene Anleihe biß zu demjenigen Beit- 
punkte getilgt fein, zu welchem nad) der ne ber ſchulpflichtigen 
Kinder für die Gemeinde die Erbauung eines neuen ſulhauſes erforderlich wird. 
Weiterhin bedürfen Anleihen zur Ausführung von Ranalifationen, da die Iegteren, 
neben dem eimmaligen, für ihre Herftelung aufgeiwendeten, in der Regel fehr bee 
deutenden Koftenbetrage ad) nod) fortdauernd infolge der Koftfpieligteit ihrer Unter» 
haltung Anforderungen an bie fädtifhe Kaffe fellen, einer beſchleunigten Tilgung 
mit minbeftend 13/9 Of, des Anlagelapitals unter Zuwachs ber erfparten Zinſen der 
getilgten Anleihefcheine. 

Soll eine Anleihe zur Tilgung einer älteren verwandt werden, fo ift gemäß 
dem Erlaffe vom 6. Dezember 1881 (MB. 1882 ©. 5) der für bie Amortifation ber 
alten Anleihe fetgefegte Endtermin immezuhalten. Letzteres gilt auch für ben Fall 
der Herabfegung des Zinsfußes mittels Abftempelung der Anleihefcheine. 

7. Gemäß dem Erlafje vom 21. Februar 1880 (MB. ©. 79) ift das unter 
IIIb des Erlafjes vom 1. November 1879 mitgeteilte Schema zu einem Privilegium 
wegen Ausgabe von Kreis-Anleiheiheinen unter den aus den abweichenden Berhält- 
niſſen fich exgebenden Abänberungen bei dem Entwurfe eines Privilegiums zur Aus- 
gabe von Stadt-Anleibefcheinen zum Mufter zu nehmen. (f. o. unter a.) 8 bleibt 
bierbei jedoch zu bevüdfichtigen, daß nad) Inhalt des Erlaffes vom 23. Auguſt 1884 
MB. ©. Be) die Musgabe von Sinsicheinen and) für zehnjährige Perioden geftattet 
if. Beiterhin für genügend wird erachtet, daß die Belanntmadhung der ausgeloften 
Anleihefcheine nur einmal und zwar fpäteftens drei Monate vor dem Termine ber 
Einlöfung fattfinde. Dagegen ift in denjenigen Fällen, in welchen die Tilgung durch 
Anlauf von Anleihefheinen bewirft worden ift, diefer und zwar unter Angabe be& 
Betrages der angelauften Anfeigefejeine und alöbaid nachden ber Ankauf erfolgt if, 
befannt zu machen. 

Die Blätter, in welchen die Bekanntmachungen ftattfinden follen, find in dem 
Entwurfe der Anleihefheine zu bezeichnen; es ift unzutäffig, dieſe Bezeichnung, wenn 
aud nur für einen Teil der Blätter, zunächſt vorzubehalten. 

8. Die Abänderung ber Bedingungen eines erteilten Privilegiums ift nur 
unter der Vorausfegung angängig, daß hierzu die Allerhöchſte Genehmigung eingeholt 
wird unb allen denjenigen Inhabern von Anleiheſcheinen, welche der Abänderung 
nicht zuftimmen, diefelden rechtzeitig gekündigt werden. Zur Abänderung ber im 
einem Privilegium angegebenen Verwendungszwecke bebarf e# gleichfalls der Aller- 
böchften Genehmigung. 

9. Der diesſeitigen Beihlußfafjung auf einen Antrag kann, wie ſich von 
ſelbſt ergibt, übrigens in dem Erlafe vom 8. Dezember 1883 (MB. ©. 9) au zum 
Ausdrud gebramht ift, dadurch nicht vorgegriffen werben, daß ber Antragfteller unter 
der ftilffehtweigenden Boransfegung ber Genehmigung feines Antrages, mit Beziehung 
auf benfelben bereits bindende Verpflichtung eingegangen ift. 

10. Bei Vorlage der Anträge ber Kommunalverbände ift anzugeben, ob nad 
der Auffaſſung der Bezirksregierung durch die mit ber Berzinfung und Tilgung ber 
Anteihe verbundenen Mehrbelaftung der Angehörigen des Kommumalverbandes bie 
Ei naichbazteit ber Staatsſteuern etwa gefährdet werde (Ziffer IV des Erlaffes vom 
1. November 1879, MP. 1880 ©. 11). 
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11. Die vorſtehenden Beſtimmungen, welche wegen des Amortiſationsſatzes 
der Anleihen uſw. davon ausgehen, daß eine Anleihe für nur einen Verwendungs - 
xved aufgenommen werde, finden finnentfprechende Antpenbung, wenn eine Anleihe 
für mehrere Berwendungszwede aufgenommen werben fol. Unterliegen in foldem 
Falle die für bie verſchiedenen Bmede geplanten Zeilbeträge der Anleihe, für fih 
allein betrachtet, vericiebenen Amortifationsfägen, fo bleibt der Beihlufaffung. des 
Kommunalverbandes überlaffen, ob die ganze Anleihe nad einem entfpredenbeit 
durchſchnittlichen Amortifationsfage oder 96 Ieber Teilbetrag für fih nad dem für 
ihn gelonbert zu Beftimmender Amortifationsfate getilgt werden fol. Wird Ietteres 
beichloffen, fo if ebenfalls nur Ein Zitgungeplan aufzuftellen, in diefem jedod die 
Amortifation ber Teilbeträge in getrennten Abteilungen nachzuweiſen. 

12. Na; den gemachten Beobaditungen find die auf Grund Allerhöcter 
Privilegien aufgenommenen Anleihen mehrfach zu anderen Ziveden verwendet worden, 
als für welde bie —5 — der Anleihen nad Inhalt der Privilegien genehmigt 
morben war. Dos Unzuläffige eines ſoichen Verfahrens Tann nicht zweifelhaft fein. 

Die Grundfäge, welche im Bortehenden insbelondere Hinfichtlic, der Auläffig- 
teit der Aufnahme von Anleihen und der Notwendigkeit einer angemefjenen Amortie 
fation von folden für den Fall der Ausgabe von Snhaberpapieren aufgefellt worden 
find, Haben gleichmäßige Anwendung dann zu finden, wenn eine Anleihe one Auf⸗- 
nahme von Anhaberpapieren aufgenommen werben foll. 

Die vorftehenden Grundfäge find_vervollftändigt in bem Minifterial- 
Erlaffe vom 6. Auguft 1892 (BMB. ©. 321) wie folgt: 

1. Die Laſten ber Berzinfung und Tilgung von Anleihen für Unternehmungen, 
welche einzelnen Kiaſſen von Gemeinbeangehörigen ausichlieglich oder vorzugäweife 
zu Gute fommen, find nad) Maßgabe der denfelben hieraus erwachienden befonderen 
Vorteile vorzugsweiſe von diefen und nicht allein von ber Geſanitheit der Steuer 
zahler zu tragen. Die Gemeinden haben daher nit nur für bie Benutzung von 
Beranflaltungen, wie Belenhtungswerken, Schlahthäufern, Markthallen, Badeanftalten, 
BWafferleitungen, Begräbniseinrihtungen 2c., regelmäßig ein den Gelbfttoften gleidh« 
wertiges Entgelt zu erfordern, ſondern aud die Zinfen und Tilgungsbeträge der für 
die Durhführung von Kanalifation beftimmten Anleihen durch die Erhebung ein- 
maliger oder fortlaufender Gebühren vom den Vefigern der an die Kanäle ange 
fhloffenen Grundfüde entipregend den befonberen Borteilen, weiche diefen durch Die 
Anlagen erwachſen, ganz oder zu einem angemeffenen Zeile aufzubringen. 

2. Handelt es ſich um die Beſchaffung der Mittel zur Ausführung von Unter- 
nehmungen, welche, wie die Erbauung von Theatern, Konzerthallen und Ratsteller- 

jebäuben, im ber. Regel Über ben engeren Kreis der ftädtifhen Verwaltungsaufgaben 
Binausgehen und mehr oder minder bie Befriedigung von Lurusbebürfniffen bezweden, 
fo it nachzuweiſen, daß entweder bie Verzinfung und Zitgung des aufzumendenden 
*apitals in den Grträgniffen der Anlagen genügende Dedung findet, oder bie 
Leiftungsfähigfeit der betreffenden Stadtgemeinde eine ſolche if, daß die Finanzlage 
derfelben nicht gefährdet und eine Steigerung der Anforderungen an die Steuerkraft 
ihrer Bervohner unbebentlich erfcjeint. Ebenfo if, wenn an und für fih mügliche 
aber ertraglofe Herftellungen, wie Straßendurhbrüche und Berbreiterungen in engen 
Stadtteilen, geplant werben, darzulegen, daß entweder der erforderliche Koftenaufmand 
in einem angemefienen Berättnifte zu der Leiftungsfähigfeit der betreffenden Stadt - 
gemeinde ſteht, oder bie beal fitigten Bauausführungen a Befeitigung gefundheits- 
widriger Zuftände oder durch die Nüdfiht auf die 
boten find. 

3. Da erfahrungsmäßig in allen größeren Städten regelmäßig eine Reihe ein 
maliger Ausgaben für minder erhebliche Bauausführungen und Belejaffungen, ins- 
befondere folder Ausgaben, welche feinerlei Rüdeinnahmen bringen, zu leiften ift, 
Find die Mittel zur Veftreitung biefer Bedürfniffe, melde tunlichft gleihmäßig anf die 
einzelnen Jahre zu verteilen find, im Intereffe ber Erhaltung einer geordneten 
Finangmwirtichaft aus ben ordentlichen Ginnahmen des äbtiihen Haushalts-Etats zu 
entnehmen, nicht im Wege ber Anleihe au beſchaffen. 
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C. Wenn bie Stabtgemeinbe eine fällige Schuld nicht bezahlt, fo_unterliegt 
ihr beiwegliches und unbewegliches Bermögen ebenfo wie das jedes anderen Schuldners 
der Erefution. Nur die Geokude, welde zum Betriebe der öffentlichen Angelegen- 
heiten ober für die allgemeinen Bebürfniffe der Gtabtgemeinde oder aller in ber 
Etabt verfchrenden Einwohner und Fremden beftimmt find, bleiben davon frei 
(85 155, 156 Allg. Sand. IL, 8). Anhang $ 159 AGO. beftimmt jebodh: 

„Sol gegen Stadt- und Dorfgemeinden oder gegen eine ganze Klaffe von 
Mitgliedern derſelben oder fonft gegen eine moratiide Berfon eine Erelution 
vollftredt werden, fo müſſen bie Gerichte über bie Art, wie ſolche ohne gänz« 
fihen Ruin der Schuldner zu realifieren ift, Äcderzeit mit der Regierung 
Nüdfprahe halten und wenn fie fi mit biefer über die zu nehmenden Maß- 
regeln nicht vereinigen Lönnen, die Erekution ausfegen und die Vorbeſcheidung 
de8 Zufigminifters einholen.“ 

Nah) $ 15 Nr. 4 des Cinführungsgefeges zur beutfchen Zivilprozegordnuug 
in der Faffung des art. II Gef. v. 17. Mai 1898 (RGB. ©. 332) ift $ 153 
Anhang aufrecht erhalten worden, infoweit e8 ſich um Geldforderungen handelt und 
nicht dingfihe Mechte verfolgt werben. An Stelle der Auffichtsbegörde heiehließt aber 
der Bezirisausſchuß ($ 17 Nr. 4 Zuft.-Gefeb). 

Die Vorihrift des $ 17 Nr. 4 Zuft.-Gef. ift zwar zunägft nur für die Volle 
ftredung gerichtliher Ertenntniffe gegeben. Cie ift aber aud für die Verwaltungs 
behörden maßgebend und beim Mangel anderweiter Vorſchriften aud für die adınini- 
ftrative Erefution, insbefondere für die zwangsweife Durchführung von_ Ent 
Sardungen, der Verwaltungsgerichte, als anwendbar zur eraditen (OB®. 5 ©. 

26 ©. 145). 

Kann die Etadtgemeinde die Schuld nicht auf einmal bezahlen, fo muß der 
Gläubiger ſich gefallen Laffen, daß die Mittel zu ihrer Tilgung nur nah und 
nach durch Abgaben der Genteindemitglieder aufgebracht werden. Die Wepartition 
derfelben iſt Sache ber ‚germaltungebehärben, nicht des Gerichts (85 97, 98 Allg. 
Yandr. II, 6, BMB. 1847, ©. 277). Die einzelnen Mitglieder der Stabtgemeinde 
tönnen wegen einer Schuld der lebteren nur dann belangt Werden, wenn auf Grund 
einer von der zufändigen Behörde auf die einzelnen Mitglieder umgelegten Repartie 
tion der Schuld von Medem derfelben nur der auf das einzelne Mitglied repartierte 
Anteif gefordert wird ($$ 94, 96, 105, 106 Allg. Landr. Il, 6). 

u Nr. 4. Der $ 50 Nr. 4 bedingt die einzuholende höhere Genehmigung 
nur für den Fall, wenn die Vorteile, welche gewiffe Perſonen oder Kategorien der 
Einwohner aus dem unmittelbaren egune beftimmter Nutzungs- Erträge des 
Kommunal, Grundbefiges genießen, einer Veränderung unterworfen, 3. 8. mit einer 
Abgabe belegt oder dieſe erhöht oder erniedrigt, oder die Teilnahmerechte befhräntt 
oder erieitert werben follen. Auf wirtfchaftliche Veränderungen in ber Kulturart 
des Gemeinde · Grundbeſitzes bezicht ſich die Vorſchrift nicht. (MR. 1862 ©. 212) 


8 51. 


Die freiwillige Veräußerung von Grundftücen u. f. w. ($ 50 
Nr. 1) darf nur ım Wege der Lizitation auf Grund einer Taxe 
ftattfinden. 

Zur Gültigkeit der Lizitation gehört: 

1. einmalige Bekanntmachung durch das Amtsblatt des Re— 
gierungsbezirts und bie für Bekanntmachung des Magiftrats 
ublichen ö entichen Blätter; 

2. eine Frift von ſechs Wochen von der Bekanntmachung bis 
gum izitationd-Termine und 

3. gehaing dieſes Termins durch eine Juſtiz- oder Magiſtrats⸗ 

erſon. 
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Das Ergebnis der Lizitation ift der Stadtverorbneten-Ber- 
fammlung mitzutheilen und fann nur mit deren Genehmigung ber 
Zufchlag ertheilt werben. 

In bejouderen Fällen kann die Regierung aud den Verkauf 
aus freier Hand, fo wie einen Tauſch geftatten, jo bald fie fid) 
überzeugt, daß der Vortheil der Gemeinde dadurch gefördert wird. 

Für die Hypotheken-Behörde genügt zum Nachweife, daß der 
Vorſchrift dieſes Paragraphen genügt worden, die Betätigung des 
Vertrages durch die Regierung. 


Dazu Zuſt.Geſ. 5 16 Abf. 3. Vgl. 850 StO. An die Stelle ber Regierung 
tritt der Bezirlsausſchuß, in Berlin der Oberpräfident. 


1. Gegen biefe Beftimmung wurbe bei Beratung der StO. das Bedenten an- 
geregt, daß fie Weitläufigteiten verurfachen werde md daß es für den Magiftrat von 
Wichtigkeit fein müffe, gleid) bei ber Lizitation den Zufchlag erteilen zu fönnen. Das 
Bedenfen wurde jedoch nicht geteilt, weil die Stadtverorbneten-Berfammlung für den 
Fall, daß der Zufchlag wirklich erfolgen follte, duch vorher gefaßten Beihluß dem 
Magiftrat Autorifation erteilen koͤnne, ohne daß deshalb die Mitteilung bes Ergeb- 
niſſes der Fizitation, wenn aud) nur als Anzeige, überflüffig werde. Diefe Anficht ift 
nicht haltbar. Es muß jedenfalls bie nachträgliche Genehmigung ber Stadtverorbneten- 
Berfaommlung binzutreten, nachdem fie von bem Ergebnis der Fizitation Kenntnis 
genommen (}. Jebens ©. 176). 

Die freiwillige Veräußerung darf nur im Wege ber Lizitation, d. 5. im Wege 
des öffentlichen Ausgebot8 und der meiflbietenden Beriteigerung auf Grund einer Tare 
Rattfinden. Zur Aufnahme der Tore kann jeder Grundftüds-Sachverfländige, auch 
ein beim Gericht nicht vereibigter herangezogen werben. Äuch ift e8 nicht unzuläffig, 
die Taration der zur Verwaltung der ftädtiichen Grundftüde eingefegten Berwaltungs- 
Deputation zu übertragen. J 

2. Der Lizitations · Termin iſt durch einen Juſtizbeamten, d. h. den Amtsrichter 
ober durch einen Motar des vezrts in dem das Grumdftüd Ngt, abzuhalten (1. Get. 
über die freiwillige Gerichtsbarteit vom 21. Sept. 1899 GE. ©. 49 art. 33), nicht 
durch einen Rechtsanwalt, aud) nicht durch einen Gerihtsvollzicher. Der Notar und 
die Magiftratsperfon bezw. der Kommumalbeamte find an feine andere Formvorfghriften 
gebunden, als Diejenigen, weldhe für die Beurfunding von Grundftüdsveräußerungen 
gegeben find (art. 12 Ausf.-Gef. BEL. |. u. $ 56 Nr. 8). Der Richter hat aber 
die Befimmungen der art. 66—75 de& Gef. über die freiwillige Gerichtöbarkeit zu 
beobachten. Die Stelle des Kaufvertrages vertritt eine Ausfertigung der Lizitations - 
verhanblung unter Beifügung der Raufbedingungen und der Urkunden über die Ber 
Nätigung des Vezirksausichuifes. Bei fämtlichen Lizitationen find die verfteigernden 
Amtsperfonen vom Mitbieten ansgefchloffen. 

3. Die Veräuferungs-Berträge, welche nach S$ 50, 51 der henehmigung der 
Auffichtsbehörbe bedürfen, find unter dem ansdrüdlichen Vorbehalt der Erteilung 
diefer Genehmigung abzufgliehen. Das Erforderis der Senesmigung bildet eine 
Bedingung für das Inkrafttreten des Vertrages. Die Genehmigung gehört aber nicht 
zum Äbſchluß des Vertrages und macht diefen unter den Kontrahenten nicht erft 
perfett. &o lange die Genehmigung noch nicht verweigert if, ift der Vertrag für bie 
Kontrahenten bindend. Diele können daraus, daß die Genehmigung noch nicht erteilt 
ift, keinen Grund herleiten, von dem Vertrage zurüdgutreten oder durch bie Stellung 
neuer Bedingungen die Eriftenz des bereit zu. Stande gelommenen Bertrages in Abrede 
ellen. _ Der Kontrahent, deſſen Ertlärung der Genehmigung bedarf, if fogar verpflichtet, 
dafür Sorge zu tragen, daß bie erforderliche Genehmigung erteilt wird. Daß aber 
auch die andere Vertragspartei an ihre Bertragserflärung gebunden ift, muß als ein 
aus der Natur ber Sache fid) ergebender Reditsgrumbfa gelten. 8 frägt fi nur, 
wie fange der Buftand der Gebundenheit dauert, wenn in bem Bertrage eine Frift 
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nicht gejeßt if, innerhalb deren die Genehmigung erteilt fein foll, bezw. biß zu derem 
Ablauf die Kontrahenten an den Vertrag gebunden find. Es Tann allerdings. im 
einzelnen Falle der Wille der Kontrahenten ausbrüdtich dahim gerichtet fein, daß bie 
Gebumdenheit an den Vertrag unverändert bis zur endlichen Entf Mießung ber Auf- 
fichtSbehörde fortbeftchen fol, mag biefe auch noch fo lange ausftehen. Wenn aber 
eine derartige befondere Willenserklärung der Parteien nicht erhellt, fo fann es fi, 
da eine endloſe Gebundenheit nicht als gewollt gelten fann, nur darum handeln, ob 
eine Vertragspartei ſchon dann von dem Vertrage zurüdzutreten berehtigt ift, wenn 
die zur Eingolung der Genehmigung erforderliche da verftrichen ift ober ob fie erſt 
dann zum Rüdtritt — iſt, wenn ſie der anderen Partei noch eine angemeſſene 
Frift zur Einholung der Genehmigung heſteut hat und diefe Zrift ruchtlos verftrichen 
it. der Beräicherungsuerttas ohne Worbehalt der Genehmigung ber Huffiäts- 
bebörde vom Dagiftrat in Iegaler Form abgeſchloſſen, fo ift nad vorſtehenden 
Ausführung der Berirag für die Stabtgemeinde verbindlich. Wird bie Genehmigung 
nicht erteilt, fo Tanır die andere Bertragöpartei zwar nicht auf Erfüllung des Vertrages, 
alfo nicht auf die Uebergabe des veräußerten Grundſtückes ober Gegenftandes Flagen, 
wahl, eier auf Schadenserfag wegen Nichterfülung. (PBB. 3 ©. 14. RE. 46 


Die Auffichtsbehörde hat die Befugnis, in dem Falle von Amtswegen zur An« 
ftellung eines Prozefies anzubalten und eventl. nad 44 zur Wahrnehmung der 
ftädtifchen Gerechtiame einen Anwalt zu beftellen, wenn e8 darauf anlonımt, im Wege 
des Progeffes Grundflüde zurüdzufordern, weiche ohne Beobagtung der im $ 51 
gegebenen Vorſchriften veräußert worden find. (MR. 1840 ©. 82.) 

Sofern eine Abzweigung, ein Abverkauf einzelner Teile eines Grundfüds im 
Wege ber Lizitation ftattfinden fol, hatten die Geſetze vom 3. Januar 1845, 4. Mai 1853 
und 26. Juni 1856 befondere Vorſchriften über die Mbgabentegulierung getroffen. 
— Vorſchriften find jedoch durch das Geſetz vom 25. Auguft 1876 (GS. ©. 405) 
efeitigt. 


4. Nad dein Schlußfate des $ 51 hat der Grundbuchrichter nicht zu prüfen, 
ob den von der StO. vorgeichriebenen ‚Fermligteiten genügt it. Die Genehmigung des 
Bezirksausſchuſſes muß dem Grundbuchrichier bei, der Auflaffung vorliegen. Die 
Genehmigung muß ausbrüdli, zur Auflaffung erteilt fein. 


Zu der Berätigung felbft if der Stempel mit 1,50 Mt. nad) ber Vorfchrift 
des Stempel-Xarifß bei ber Zarifftelfe 10 „Außfertigungen“ zu verwenden (f. Barteld, 
der Ausfertigungsftempel bei Belhlüffen und Genehmigungen der Bezirts-Ausihüffe 
PBB. 23 ©. 145). Gemäß $ 16 letter Abf. des Gtempeltarifs dv. 31. Juli 1895 
beginnt die Krift für die Verwendung des Stempels bei freitnilligen Beräußerungen 
Mädtifcher Grundftüde erft mit dem Tage, an welchem ber Magiftrat von ber Beftätie 
gung Kenntnis erhalten hat. 


5. Für Grundftüde der Gemeinden bedarf es ber Anlegung eines Grundbud« 
blattes nur im alle der Veräußerung oder wenn von dem Cigentümer oder einem 
Berechtigten darauf angetragen wird. ($ 2 Grundbud-Ordnung vom 5. Mai 1872; 
8 90 Neih-Orundbud Ordnung: „durch Iandesherrlihe Verordnung kann beftimmt 
werben, daß die Grundftüde gewiffer juriſtiſcher Perſonen, die öffentlichen Wege und 
Gewäffer, nur auf arnteag in das Grundbuch) eingetragen werden“ (Art. 27 Aus. 
2GB., 85 127 und 128 Einf.-def. BGB.). 


Sol bei Anfegung des Grundbuchblattes eines im Grundbuche bisger noch 
nicht eingetragenen Grumdfüds die Stadtgemeinde als Eigentümerin eingetcagen 
werden, jo fommen bie Vorfchriften des Art. 20 der Verordn. betr. das Grundbuch- 
wefen vom 13. Novbr. 1899 (GG. ©. 519) zur Amwendung. Die Berorbnung er» 
fordert für die Glaubhaftmahung des Eigenbefiges einer jurififchen Perfon_behufs 
Eintragung als Eigentümerin au? dem neu anzufegenben Grunbbudjblatte daß Zeugnis 
einer ftnatlichen Behörde (Art. 20 Nr. 2 und Art. 11). IS ſoiche faatlid)e Behörde 
ilt aud) die ftäbtifche Bolizeiverwaltung (Beijluß des Nammergerichts v. 14 Januar 1901 
(Selbfiv. 1901 ©. 206, 534). . 
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8 52. 

Durch Gemeindebeschluss kann die Erhebung eines Einzugs- 
geldes angeordnet und von dessen Entrichtung die Niederlassung 
in der Gemeinde ($ 4 des Gesetzes vom 31. Dezember 1842 
Nr. 2317) abhängig gemacht werden. 

Ausserdem kann von Allen, sowohl von den Neuanziehenden, 
als von Denen, welche der Gemeinde bereits angehörig sind, bei 
der Begründung eines selbstständigen Hausstandes eine Abgabe 
(Eintritts- oder Hausstandsgeld) gefordert und von deren Ent- 
richtung die Theilnahme an dem Bürgerrecht ($ 5) abhängig ge- 
macht werden. 

Die Theilnahme an den Gemeindenugungen AN 50 Nr. 4) kann 
außerdem von der Entrichtung einer jährlichen Abgabe und anjtatt 
ober neben berfelben von Sntrigtung eines Einfaufsgeldes abhängig 
gemacht werben, durch deren Entrichtung aber die Ausübung des 
Bürgerrechts niemals bedingt wird. 

Alle derartigen Beichlüffe bedürfen ber Genehmigung der Re- 
gierung. Die mit dem Beſitze einzelner Grundftüde verbundenen 
oder auf fonftigen bejonderen Rechtsliteln beruhenden Nutzungsrechte 
find den Beſtimmungen diefes Paragraphen nicht unterworfen. 

Beamte, welche in Folge dienstlicher Versetzung ihren Auf- 
enthalt im Stadtbezirk nehmen, sind zur Entrichtung des Ein- 
zugsgeldes und des Hausstandsgeldes nicht verbunden. 


Dazu Zuf.-Gef. $ 16 Abf. 3: 

Der Bezirlsausſchuß beſchließt über die in den Gemeinbeverfaffungsgefeen der 
Auffichtsbehörbe vorbehaltene Befätigung (Genehmigung) von Gemeinde-Beichlüffen, 
welche bie ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten betreffen. 

Vergl. außerden $ 18 Zuſt.Geſ. bei $ 4 StO. 

Begen Berlin $ 43 236. 

Die Vorſchriften des 8 52 find aufgehoben durch das Geſetz vom 14. Mai 
1860 (GS. 8.237) betreffend das ſiadtiſche Einzugs-, Bürgerrecht. und Einkaufsgeld. 
Nach dem Geſetz betreffend die Aufhebung der Ein, uaagelber undgleid- 
artigen Kommunal-Abgaben vom 2. März 1867 de . 361) aber find die 
auf die Erhebung des Einzugsgeldes bezüglichen Beſtimmungen des Geſetzes vom 
14. Mai 1860, fowie alle in beftehenden Statuten, Megulativen, Rezeffen ber einzelnen 
Gemeinden getroffenen Anordnungen über die Entrihtung von Kommunal-Abgaben 
wegen des Erwerbes der SGemeindeangehärigkeit außer Kraft geſetzt. Das Gefet vom 
14. Mai 1860 kommt daher nur noch mit Rüdficht auf die Beftimmungen in Betracht, 
weldje e8 über die Entrichtung des Bürgerechts- und Cinfaufsgeldes enthält. Das 
KAG. hat an den Vorſchriften wegen Erhebung von Burgerrechisgeldern, Eintaufs- 
gem und ähnlichen Abgaben nichts geändert (MAG. 5 96 Abi. 7), obgleich dieſe 

bgaben im Allgemeinen ziemlid, veraltet umb praftifh wohl mit der Zeit immer 
feltener gehandhabt werben. Die noch in Geltung befindlichen Beftimmungen des 
Gef. vom 14. Mai 1860 in Betreff des Bürgerrechis- und Einfaufsgeldes lauten: 

$ 2. Die Stadtgemeinden find befugt, auf Grund von Gemeinbebefchlüffen, 

welche die Genehmigung des Bezirksausſchuſſes erhalten Haben, die Entrichtung von 
2. Bürgerrechtsgeld bei Erwerb des Birgereehts ($ 5 StO.), 
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3. Einkaufsgeld, anftatt oder neben einer jährlichen Abgabe für die Teilnahme 
an den Gemeindenugungen ($ 50 Nr. 4 StO.), 

anzuordnen. 

$ 5. Befreit vom Bürgerrechtsgelde find: 

3. die unmittelbaren ober mittelbaren Staatsbeamten, die Lehrer und bie Geift- 
lichen, welche gemäß dienftlicher Verpflichtung ihren Wohnſitz in ber Stadt 
nehmen, 

4. Mititärperfonen, die zwölf Jahre im aktiven Dienfiftande ſich befunden haben, 
bei ber erſten Niederlafjung, fowie die unter Nr. 3 genannten Perfonen bei 
der erfien Verlegung des Wohnſitzes nad) ihrem Ausiheiden aus dem altiven 
Dienft. 

86. In denjenigen Städten, in benen ein Bürgerrechtsgeld eingeführt ift, 
darf dor deffen Berichtigung das Burgerrecht nicht ausgeübt werden. Abftufungen 
in dem Betrage der Abgabe find ftatthaft. 

57. Das Bargerrechtsgeld darf innerhalb derjelben Gemeinde von Niemanden 
zweimal erhoben werden. 

Die in 5 5 Nr. 3 und 4 genannten Perfonen find in den dort erwähnten 
Fällen auch von der Entrihtung des Burgerrechtsgeldes befreit. 

$ 8. Die Verpflichtung zur Zahlung des Einfaufsgeldes, ſowie der demfelben 
entſprechenden jährlichen Abgabe ruft, fo lange auf die Teilnahme an den Gemeinde» 
nugungen verzichtet wird. 

$ 9. Hinfichtlic der Verjäprung und der Reklamation findet das Gefeg vom 
18. Juni 1840 jedoch nur mit der Maßgabe Anwendung, daß die nicht zur Hebung 
geftellten Bürgerrechts oder Einfaufsgelder erl in 2 Jahren nad) Ablauf desjenigen 
Jahres, in welchem die Zahlungsverbindlicjleit entftanden if, verjähren. 

Das Gefep vom 11. Juli 1822, ſowie die Kab.-Ordre vom 14. Mai 1832, 
find auf die genannten Abgaben nicht anwendbar. 

$ 11. Diefe Beftimmungen find auch in den Fleden zur Anwendung zu 
bringen, deren Ortsverfafjung ihnen die Erhebung eines Einkaufsgeldes geftattet. 

1. Das Burgerrechtsgeld wird in den meiften Städten nicht mehr erhoben. 
Es ift aufgehoben binfihtlich der Gewerbetreibenden dund) $ 13_Gew.-Ordn. von 
21. Juni 1869 (f. o. $ 5 n. 10 ©. 47) und bereits in SiO. für Schleswig-Holftein. 
Der Entwurf von 1876 hatte gleihjal3 die Aufhebung im Ausficht genommen. Ueber 
das Vürgerrehhtsgeld vergl. Febens in PBB. 22 ©. 51. Das Vürgerredhtsgeld ift 
micht eine Abgabe, die für, alfo als Gegenleiftung für die Berleifung des Kürger- 
rechts, fondern mur bei, alfo gelegentlid) des auch ohne Gegenleiftung eintretenden 
Erwerbes des Burgerrechts zu entrichten ift. Trotzdem wird es als eine Gebühr 
betnäs, mänti) als inteitegeb, weiceh bei der Mufnahne in den Birgewerband 
entrichtet wirb. 

Die von dem Bezirksausſchuß erteilte Genehmigung von Gemeindebeihtüffen 
ober Megulativen über die Erhebung des Bürgerrchhtögeldes bedarf nicht der Zıte 
ftimmung der Minifter des Innern und der Finanzen nad) Maßgabe ber Vorſchrift 
des ZuſtGeſ. $ 16 Abſ. 5 (BMB. 1885 5. 107) bezw. des 8 77 Abi, 3 Rom.- 
4 Es genügt ein einfacher Gemeinbebeihluß. Eines fürmlichen Ortsftatuts 
bedarf es nicht, benforsenig einer formlichen Publikation des Beſchluſſes OSsG. 25 
©. 14. PB. 21 ©. 478, 333). Die Abänderung eines Beſchluſſes über Einführung 
von Bürgerrehtögeld fann ebenfalls nur mit Genchmigung des Bezirksausſchuſſes ges 
fchehen (ORG. 38 ©. 70). 

Ein Ortsftatut, welches vorfchreibt, daß das Statut auch auf Perfonen An- 
wendung findet, welde ſchon vor feinen Inkrafttreten das Bürgerrecht erlangt 


9.6: 
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haben, unterwirft Sinfiehttih diefer Perfonen nicht den Erwerb, ſondern ben Beſitz 
des Bürgerrehts einer Abgabe und entbehrt deshalb infoweit der zedtlichen Gültig« 
teit. (BBB. 4 ©. 233). Die Berpflihtung zur Zahlung des Bürgerreditsgeldes 
bat nad} ben zur Beit ihrer Entftehung geltenden Beftimmungen zu erfolgen. 

Im Gebiete der StO. kann felbfiverftändlich ein Bürgerrechtsgeld von Nicht- 
preußen nicht gefordert werben (OBG. 33 ©. 12). Wird ein Cuts oder fonftiger 
KRommunalbezirt mit einer Stadt durch Eingemeindung vereinigt, fo erlangen zwar 
die Angehörigen des eingemeindeten Bezirks ohne Weiteres das Bürgerrecht in der 
aufnehmenben Stadt, fofern fie bercit3 im Vefige der im $ 5 vorausgefegten perjön- 
lichen Eigenſchaften find, dagegen Können fie zur Zahlung bes Bürgerrechtägeldes nicht 
herangezogen werben. Werben aber die Borausfegungen des $ 5 erft nad) ber Ein- 
gemeindung erfüllt, fo muß das Bürgerrechtögeld gezahlt werden (DBG. 34 ©. 80). 

uch von den Gewerbetreibenden Tann Bürgercedhtägeld nicht verlangt werben, fofern 
fie nicht aus anderen Gründen, als wegen ihres Gewerbebetriebes — Grundbefiß, 
Benfus — das Bürgerredjt erwerben ober vor Ablauf eines breijägrigen Zeitraums 
nach begommenem Gewerbebetriebe zugelaffen werden wollen (f. 0. ©. 47). 

Die Berpflihtung zur Zahlung des Bürgerrechtsgeldes erwächſt Demjenigen, 
welcher nach $ 5 StO. zur Erlangung de$ Bürgerrechts fic) qualifiziert, ohne Weiteres 
mit dem Eintritte dicler Dualifitation, aus felbft gegen feinen Willen. Durch 
Zahlung des Bürgerrechtsgeldes wird nicht das Bürgerrecht erworben, fondern nur 
die Ausübung desfelben bedingt (OB®. 25 ©. 14, 28 ©. 65). renfen und jurie 
Riige Verfonen haben das —— nicht zu erlegen, ba_fte daS Bürgerrecht 
nicht Haben, fondern nur mwahlberechtigt find. Auch bie Ehrenbürger haben Bürger: 
tedhtögeld nicht 3 entrichten. Die Vorſchuft im $ 6, daß das Bürgerrecht vor Be- 
richtigung bes Bürgerrechtögeldes nicht ausgeübt werden darf, findet auch da Yır- 
wendung, two wegen vollendete Verjährung die destmg des Bürgerrechtageldes felbft 
nicht mehr direft gefordert werben fann (OBÖ. 21 ©. 26). Die Berlährung des 
Vürgerrehtsgeldes hat nicht den Berluft des Bürgerrehts zur Folge. Der an fih 
Berechtigte fann durch nachträgliche Sektung bes verjährten — eldes die 
Ausübumg jederzeit wicher erlangen (DBG. 5 ©. 26). Die Verpflichtung zur 
Zahlung des Bürgerrehtsgeldes hat nicht zur Borausfegung, daß ber zur Zahlung 
desfelben Kufgeforderte zur Zeit der Jnhebeftellung nod) Bürger if. Bielmehr kann, 
wenn der Herangezogene zu diefer Zeit wieder aufgehört bat, Bürger zu fein, dev 
gerangiehung nur mit dem Einmande der Verjährung begegnet werden. Bad. 38 

. 69). Der einmal durd Erlangung des Bürgerrehts entftandene Anfpruch auf 
das Bürgerrechtögeld geht alfo mit dem Verlufte des Bürgerrchts Seitens des Ber- 
pflichteten nicht unter. 

Berliert Jemand fein Bürgerrecht, fo it er nah $ 7 bei einem Wiedererwerb 
besfelben nicht nochmals zur Yahlıng bes Buͤrgerrechtsgeldes verpflichtet. Ein aus 
ber Gemeinde verzogener Bürger, welder aus feinem früheren Aufenthalte noch einen 
Teil des Bürgerrechtögeldes fehuldet, bat nad) feinem Wiederzuzichen das Net — 
aud) im Falle einer inzwifchen eingetretenen Herabfegung des Bürgerrechtägeldes — 
fid) die bereits geiler Teilzahlung auf das neue Bürgerrechtögeld anzuredinen 
(Selbftv. 1896 ©. 7), aud) auf das inzwiſchen etwa ernäßigte Bürgerredhtögelb 
(84. 23 ©. 68). . 

Ueber die Höhe und über die Abftufungen des Bürgerrechtsgeldes |. MR. 
(SML. 1860 ©. 138), gegenüber ben durch das neue Einfommenfteuer-Gefe ver- 
änderten Sägen ber Staatd-Einfommenft., wenn das Bürgerrechtsgeld in dem Regu- 
lative nad} den alten Steuerſtufen abgeftuft ift OBG. 28 ©. 65. 

Streitigleiten über bie Pflicht zur Bahlung des Bürgerrehtägeldes find vom 





Rechts usgeichloffen, ſelbſt in di le, daß feine Einführung ohne Genehmigung 
ven die Krane Sasıke r ig A Bi September Is 
BML. ©. 9, ER. 23. Mai 1871, BMB. ©. 337.) 


2. Weber das Einfaufsgeld nod bie am beffen Stelle tretenbe jährliche 
Abgabe werben als Gebühren oder Steuern, fondern als ver ice Entgelte für 
gewährte Nutzungen angefehen. Im mancher Hinfiht nähern fie ſich jedoch ben 
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öffentli-rechtlihen Abgaben. Schön (S. 255) Hält das Einfaufsgelb für eine Bes 
nugungsgebüßr. Der gebührenartige Charakter biefer Abgabe wird in der An- 
weifung zur LED. anerkannt. 

Für das Einfaufsgeld muß dem Beteiligten ein befonderer perfönlicher 
Nugen erwachien. Die agemeinen Vorteile des Gemeinbe-Berbandes, wie Armen- 
und Krankenanftalten, von deren Benutzung Niemand, ohne das Recht zum Aufenthalt 
und zur Niederlaffung überhaupt zu-vereiteln, ausgefchloffen werden kann, gehören 
nicht zu den befonderen Nuhungen des Gemeindevermögend. Auch der Umftand, daß 
in vielen Gemeinden bie Kommunalbebürfniffe ganz oder teilmeife aus ben Erträgen 
des Gemeinde-Bermögens bejtritten werben, rechtfertigt den Anſpruch auf Zahlung 
des Einfaufsgeldes nicht, da jeder, der ſich in einer Gemeinde niederläßt, eben — 
ſchon Kraft des Geſetzes, wie auf ber einen Seite zu den allgemeinen Bedürfniſſen 
Beitragenflichtig, fo auch anbererfeit3 auf die Teilnahme an den allgemeinen Anftalten 
und Vorteilen des Gemeinde-Verbandes beredtigt wird. (MBB. 1874 ©. 237). Das 
Eintaufsgeld ift auf dem Genuß befonderer Naturalnugungen befchräntt. 

Der Wert der Nugungen hat den Maßſtab für die Höhe des Einkaufageldes 
zu gewähren. WIs Grundfag dabei ift feitzuhalten, daß es für alle Einwohner 
ein gleihmäßiges fein muß. Insbeſondere ift es unzuläffig, durch die Erhebung eines 
verſchieden beineſſenen Eintaufsgeldes bie in der Gemeinde geborenen Mitglieder 
vor dene zu bevorzugen, bie dorthin aus einer anderen Gemeinde zugezogen find. 
Die Einführung einer folhen Bevorzugung Reht im Widerſpruch mit $ 1 Zreizügig« 
Teitsgefeg. (MR. 17. März 1832, Ann. ©. 444, MR. 1871 ©, 108) 

Das Einfaufsgeld gewährt kein Recht auf dauernde Zulafiung zu den Gemeinde 
nutzungen und ſchafft fein Sonderreht im Sinne der Entih. OBG. 4 S. 94. Dur; 
Einführung und erhebung eines Einfaufsgeldes begibt Un die Gemeinde nicht des 
Rechts Aenderungen der Ortsverfaffung binfightlid) der Teilnahme an den Gemeinde 
nugungen zu beicließen (POP. 24 ©. 87 |. ©. 183 n. a.) 

Eine Befreiung vom Einkaufsgelde findet nur nad) $ 8 fatt. 

3. Zu $ 5. Befreit vom Bürgerrechtsgelde ($ 5, 7 Abf. 2 Gef. v. 14. Mai 
1860) find nur die angeftellten Beanıten, nicht auch die auferordentlichen, zu Dorüber 
gehender Beſchaftigung angenommenen Gehülfen. Die Befreiung unter Nr. 3 bezieht 
ſich nur auf aftive Beamte, nicht auf foldhe, die bereits durch Venfionierung oder aus 
anderen Gründen aus dem Beamtenverhältnis ausgefchiedes find. Dagegen bezicht 
fih Nr. 4 auf ausgefejiedene Beamte. 

Der Begriff des unmittelbaren Staatsbeamten beruht darauf, daß 
dem für ftaatliche Swede deſchaftigten Beanıten durch einfeitigen Aft ber Gtaatd- 
gewali ein Staatsamt übertragen, die Eigenihaft eines Beamten beſonders beigelegt 
wird, indem ihm bei der Berufung zu — efhäftigung von dem berufenben fat» 
lichen Organen entweder eine Beflallung erteilt oder doch mindeſtens deutlich erkennbar 
geinacht wird, daß er über die privatrehtlihe Pflicht zur Erfüllung der im Dienft- 
Ara beftimmten Leiftungen hinaus bie allgemeinen öffentlich-rechtlichen Pflichten 
eines Beamten übernehmen, auch, abgefehen von feinen befonderen Dienftfunktionen, 
dem Staate bezw. dem Staatoberhaupte zu befonderer Treue und Gehorfam ver« 
bunden fein folle (OBG. 20 ©. 126). Mittelbare Staatsbeamte find Dagegen Beamte 
folder Korporationen, welche organiſch in die Berfaffung des Staats eingrei jen, Zwecke 
zu erfüllen haben, die in direkter Beziehung zu den Aufgaben des Staates fichen, 
ober welche mit ben fie vertretenden Organen fid) als in dic Berfaſſung des Staates 
orgarig eingreifenbe, Raatlichen Aufgaben näher ftehende Behörden barftellen. 

ie Reichsbeainen genichen gemäß 5 19 ReichSbeamten-Gef. 31. März 1873 
EGw. ©. 61) die Befreiung ebenfalls, bagegen nicht die Beamten der anderen 
deutfchen Bundesftaaten. 

Ber zu den Geiftlichen gehört |. $ 17 ©. 97. 

‚„Divifionstüfter gehören zu den niederen Militärbeamten und find vom ber 
Entrichtung des ——— beat (O86. 42 ©. 31). 

Unter Lehrern im Sinne des $ 5 find nur diejenigen an Öffentlichen Schulen 

zu verſtehen (PBB. 22 ©. 384). B 
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Der Nebenfat in Nr. 3, „welche gemäß dienftlicher Verpflichtung ihren Wohn 
in ber Stabt wehmen,“ bezieht ſich auf alle —E ber. de 19 Werne ehe 
fonen mit ober ohne @enesmigung der vorgefehten Dienftbehörde außerhalb des 
Dienftortes und wird in ihrem freiwillig enwählten Domizil Bürgerrchtsgeld erhoben, 
fo find fie von deſſen Entrichtung nicht befreit. 

4. Der $ 9 des Gef. 14. Mai 1860 befteht mach der Vorſchrift des S 96 
Abſ. 7 Rom.-Abg.-Öel. mod) zu Hecht. Die Einfpruchsfeift beträgt ein Jahr (5 2 
Gel. v. 18. Zuni 1840, BOB. 19 ©. 175). Die Heranziehung zum Fürgerrehts- und 
Eintaufsgelde iſt nad) $ 18 Zuf.-Gef. anzufehten, wie das auch in der GO. Wies- 
baden ausdrüdlih gefagt ift. I $ 52 Abf. 7 verweift dieſe auf 4 Abf. 10, 
12 und 14. Hier if aber Iebiglic, $ 18 Zufl.»@ef. wiedergegeben. Wider den Ber 
Fluß des MagiftratS auf die Rellamation findet alfo die Klage im Verwaltungs 
Rreitverfaßten Matt. Der $ 10 Ziff. 1 Zuf-Gel. fpricht mr von Bürgergewinn- 

jeldern, welche, wie in Hannover, für die Gewinnung des Bürgerrechts in dem alten 
jürgergemeinden zu zahlen find. 


858. 


Soweit die Einnahmen aus dem ftädtifhen Vermögen nicht 
binreichen, um die durch dag Bedürfniß oder die Verpflichtungen 
der Gemeinde erforderlichen Geldmittel zu befchaffen, fünnen di 
Stabtverordneten die Aufbringung von Gemeindeftenern befchließen. 

Diese können bestehen: 

I. In Zuschlägen zu den Staatssteuern, wobei folgende Be- 
stimmungen gelten: 

1. die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
darf nicht belastet werden; 

2. bei den Zuschlägen zur klassifizierten Einkommen- 
steuer muss jedenfalls das ausserhalb der Gemeinde 
belegene Grundeigenthum ausser Berechnung bleiben; 

3. die Genehmigung der Regierung ist erforderlich: 

a) für alle Zuschläge zur Einkommensteuer ; 

b) für Zuschläge zu den übrigen direkten Steuern, 
wenn der Zuschlag entweder fünfzig Prozent 
der Staatssteuern übersteigen oder nicht nach 
gleichen Sätzen auf diese Steuern vertheilt 
werden soll. Zur Freilassung oder geringeren 
Belastung der letzten Klassensteuerstufe bedarf 
es dieser Genehmigung nicht; 

c) für Zuschläge zu den indirekten Steuern. 

II. In besonderen direkten oder indirekten Gemeindesteuern, 
welche der Genehmigung der Regierung bedürfen, wenn 
sie neu eingeführt, erhöht oder in ihren Grundsätzen 
verändert werden sollen. 

Bei besonderen Kommunal-Einkommensteuern ist jedenfalls 
die sub I. 9. erwähnte Beschränkung imaassgebend. Die be- 
stehenden direkten Kommunal-Einkommensteuern werden einer 
erneuten Prüfung und Genehmigung der Regierung ‚unterworfen, 
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In den über die Erhebung von Kommunalsteuern zu er- 
lassenden, von der Regierung zu genehmigenden Regulativen 
können Ordnungsstrafen gegen die Kontravenienten bis auf die 
Höhe von zehn Thalern angeordnet werden. 


Der 5 58 handelt über die Arten und die Verteilung der Gemeindefteuern. 
Zu feiner Ausführung if feitens der Minifter des Innern und der Finanzen eine 
ausführliche Anweiſuug unter dem 17. Juli 1854 (BML. ©. 128) erlaffen. Die 
Zuftändigfeit zur Erteilung der im $ 53 vorbehaftenen Genehmigungen wurde dur 
Zuf.-Gel. $ 16, Abf. 3-5 geregelt. Alle diefe Vorſchriften. wie der $ 53 Abf. 2— 
find jegt durch das KAG. außer Kraft geſetzt. Wormell if Abſ. 1 des $ 53 in Kraft 
geblieben. Sein Inhalt dedt fih im Allgemeinen mit $ 2 KAG. 

1. Die Beihlußfaffung über die Ausichreibuug Nädtifcer Abgaben ſteht der 
Stabtverordneten-Berjammlung zu. Ihr desfallfiger Beſchluß bedarf, wie jeder andere 
Stadtverordneten-Bejhluß, der Juſtimmung des Wagiftrats (f. Sebens S.177) In 
ver Veichlußfafung über die Ausicreibung der Gemeinde-Abgaben find indeß die 
Stabtbehörden eingefepränft, zumächft ducd; Abf. 1 des $ 53. Danach follen zur 
Dedung der Gemeindebedärfniffe vor Alem die Einnahmen aus dem fädtifhen Ber- 
mögen verwendet und mur, wenn diefe Einnahmen nicht hinreichen, die Gemeinde- 
angehörigen mit Abgaben befaftet werden (j.&.182 n.b). Diefer Grundfag iR dur 
KAG. night nur aufredht erhalten, ſondern durch $ 2 diefes Gej. noch veriärft und 
erweitert. 





Nach $ 2 dürfen die Gemeinden von der Befugnis, Steuern zu erheben, 
nur infoweit Gebraud machen, als die fonfligen Einnahmen, insbejondere aus 
dem Gemeindevermögen, aus Gebühren, Beiträgen und vom Staate oder von 
weiteren Kommunalverbänden den Gemeinden überwiefenen Mitteln zur Dedung 
ihrer Ausgaben nicht ausreichen. Auf Hunde und Lufibarkeits- ſowie auf ähnliche, 
durch befondere Rüdfichten gebotene Steuern findet diefe Beftimmung feine Anz 
wendung. 

Hiernah kommt die Befugnis der Gemeinden, Steuern zu erheben, auch in- 
foweit in Fortfall, als die erforberfichen Mittel durd; Gebühren und Beiträge ber 
fchafft find. Das Gefeg will jedod nicht nur die, fondern weitergin zum Ausdrud 
bringen, daß die erforderfichen Mittel, foweit angängig, Aunädft durd) die Erhebung 
von Gebühren und Beiträgen beſchafft werden jollen. Die Begründung hierfür Liegt 
micht nur im der äußeren Erwägung, daß einer übermäßigen Inanfprugnahnte der 
direften Steuern, insbefondere der Belaftung der Stantseinfommenftener mit Zur 
fchlägen, vorgebeugt werden foll, fondern vor Allem in dem das ganze KAG. ber 
herrſchenden Grundgedanken, daß die Gemeinde weſentlich ein Verband zur Erreihung 
wirtichaftlicher Ziele iR und daß e6 der Gerechtigkeit entfpricht, zur Bereitung der 
durch bie wirtfchaftlihen Beranftaltungen der Gemeinde erwachſenden Koften vorzugs- 
weife Diejenigen heranzuziehen, benen die Veranſtaltungen zunchſt zum Vorteile ge- 
reihen nad dem Prinzipe vom Leiftung und Gegenleiftung. Diefen Gedanken ſucht 
zunaͤchſt das KAG. durch eine flärlere Heranziehung dev Realſteuern zu verwirklichen, 
da ein großer Teil der giuegaben der Gemeinden ausſchließlich oder doch vorwiegend 
dem Grundbefig und dem Gewerbebetrieb zu gute fommt. Allein die eigentlichen 
Realſteuern Lumen nur ba eine Ausgleichung zwiſchen Leiftung uud Gegenleiftung 
herbeiführen, wenn es fi um Borteile handelt, weiche allen Grundbefigern bezw. 
allen Gewerbetreibenden in wenigftens annäherud ger Weiſe zufommen. Stehen 
dagegen Beranflaltungen in Frage, welche nicht allen Angehörigen ber oben bezeich ⸗ 
neten Berfonenlategorien oder weldhe auch anderen Perſonenkreiſen fpezielle Vorteile 
gewähren, fo kann die erfttebte Ausgleihung nur durch ſpezielle Entgelte Herbeigefül 
werden. Solche Entgelte bat KAG. in drelfacher Geftalt, ala Gebühren ($ 4 u. fl.), 
als Beiträge ($ 9) und als fteuerliche Mehrbelaftungen ($ 20) zugelafien, und zwar 
Taun bei einer und berfefben Beranftaltung die Erhebung von Gebühren neben einer 
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Erhebung von Beiträgen oder neben einer Mehrbelaftung erfolgen. Nur ift eine 
Berbindung von Beiträgen und Mehrbelaftungen bei berjeiben Beranftaltung aueger 
fofofien 15 4 Abf. 2, 55 9, 20 KAG.). Eine Berpflichtung if für die Gemeinde 
im gegebenen Falle nur zur Erhebung von Gebühren und Beiträgen (f. u. $ 56 
Nr. 4) begründet. Die ſteüerlichen Mehrbelaftungen find nur ein Recht der Gemeinde, 
dus een Ausübung fie ſich der Pflicht entledigen fann, Gebfhren und Beiträge 
zu exheben. 

Der 5 2 foll nur der Neberhebung von Stenern vorbeugen. Dadurch find 
die Gemeinden nicht gehindert, unter Umftänden Steuern auch über den laufenden 
Sahresbedarf hinaus zu erheben, insbefondere für beſtimmte, in dem laufenden Etats- 
jahre noch nicht, fondern erft fpäter zu befriedigende Gemeindebedürfnifie (Schul- und 
Wegebauten, Bflafterungen uſw.) Bonds anzufammeln und die Mittel für die An- 
janımfung, folher Fonds durch Etenern aufzubringen (f. Grundzüge S. 45 Abf. &. 
Es entjpricht durchaus einer gefunden Finanzwirtſchaft, daß die Gemeinden veranlaßt 


tel aufzufammeln, tie dies duch DR. 1891 S. 84 geicegen. Den Etener- 
pflichtigen gibt die Vorſchrift des $ 2 fein Recht, die Zahlung der ausgefehriebenen 
Gemeindefteuern unter dem Vorwande zu verweigern, daß in unzwedmäßiger Weile 
Einnahmen zw Kapital gefhlagen werden, anftatt fie zu den Gemeinde-Bedürfniffen 
u verwenden. Ebenſo unzuläifig iſt die Anfedtung einzelner Ansgabe-Bofitionen des 
Gemeindehaushalts-Etats durch die Etruerklage. Ch die zur Wertretung der Ge- 
meinde berufenen Organe bei Ausübung des ihnen übertragenen Ausgaberedts fid) 
innerhalb ihrer Befugniffe gehalten huben, kaum nur durd) Beſchwerde bei der Auf- 
fihtebehörde zum Austrage gebracht werden. Die Auffichtebehörde allein hat auch 
einer unnötigen Erhebung von Gemeindefteuern entgegenzutreten. 

2. Bei Ausübung ihres Beſteuerungsrechtes find die Gemeinden im vieljadher 
Beziehung am die Zufiimmuug der Auifichtebehörde, fowie an die Beaditung all» 
gemeiner Normen gebunden. Daß bie Wegelung des gemeindfichen Abgabewejens 
durd die Staatsgewalt und unter deren Auificht zu erfolgen habe, fan auch feinen 
Zweifel unterliegen. Die Aufbringung der Gemermdeabgaben äußert nicht uur ihre 
Rüdwirkung anf die Verteilung und den Eingang der Staatsfteuern ſelbſt, ſonderu 
ift auch Hinfigtlid) der Leiftungsiähigteit der Gemeinde bezw. einzelner Klaffen der 
Gemeindeglieder von weittragender Bedeutung und fteht mit der gejamten Staatevcr- 
Maltung und deren Interefien im innigften Zufammmenhange. Die Ausübung der 
Etaatsaufficht iſt durch die 5 77 und 78 XAG. geordnet. 

Bon einer Erläuterung der an die Ctelle des $ 53 Abſ. 1-3 getretenen Bors 
fhriften des RAG. über die verfdiedenen Arten der indireften und divelten Gemeindes 
feuern wird hier Abfland genommen (oben bei $ 4 ©. 42). 


854 

Die Gemeinde kann durch Beschluss der Stadtverordneten 
zur Leistung von Diensten (Hand- und Spanndiensten) behuls 
Ausführung von Gemeinde - Arbeiten verpflichtet werden; die 
Dienste werden in Geld abgeschätzt, die Vertheilung geschieht 
nach dem Maassstabe der Gemeinde - Abgaben oder in deren 
Ermangelung nach dem Maassstabe der direkten Steuern. — 
Abweichungen von dieser Vertlieilungsart bedürfen der Genehmigung 
der Regierung. Die Dienste können, mit Ausnahme von Noth- 
fällen, durch taugliche Stellvertreter abgeleistet oder nach der 
Abschätzung an die Gemeindekasse bezahlt werden. 


Abgeänpert durch $ 69 KG. wie folgt: 
$ 68. Die Eteuerpflichtigen konnen durch Gemeindebeihluß zu Naturafe 
bienfien (Hand- und Spanndienften) herangezogen werden, 
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memen, für derartige fünftig notwendig werdende Bauten bei Zeiten bie nötigen . 
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Spanndienfte find von den Grundbefiern nad dem Verhältnis der Anzahl 
der Zugtiere, welche die Bewirtſchaftung ihres im Gemeindebezirk belegenen Grund 
befiges erfordert, Handdienfte von ſämtlichen Steuerpflichtige gleichheitlich zu Teiften. 
Ob und inwieweit hierbei den gejpannhaltenden Grundbefigern die ihnen obliegenden 
Spanndienfte auf dns Maß der auf fle entfallenden Handdienſte anzurechnen find, 
beftimmt fi nach den hierüber getroffenen vertragsmäßigen oder ſtatutariſchen Feft- 
fegungen oder dem Herfommen. Im Zweifelsfalle wird vermutet, daß die gefpann« 
haftenden Grundbeſiber nur bei ſolchen Arbeiten, bei welchen zugleich Spaundienſte 
vorkommen, von den Handdienſten befreit find. Abweichungen von dieſen Beſtimmungen, 
insbefondere die Heranziehung von anderen geſpannhaltenden Steuerpflitigen zu 
Spanndienften, bedfirfen der Genehmigung. 

Die Dienfe Können mit Ausnahme von Notfälen durch taugliche Stellvertreter 
abgeleiftet werden. 

Die Gemeinde kann geftatten, daß an Stelle des Naturalbienftes ein ange- 
meffener Geldbeitrag geleiftet wird. 

Die gemäß $ 38 dieſes Gefeges von ben Gemeindeabgaben ganz oder teil- 
weife freigefafienen Steuerpflicptigen Tonnen nad; Maßgabe der Beftimmung des Ab- 
fages 2 zu Naturaldienften herangezogen werden. 

Die in 55 40, 41, 42 aufgeführten Berfonen find von Naturaldienften, foweit 
diefe nicht auf den ihnen gehörigen Grundftüden laſten, befreit; untere Kirchendiener 
infoweit, als ihnen diefe Befreiung feither redjtsgäftig zuftand. 

\ PR die Abhandlung von Jebens, die Naturaldieufte des KAG. in PVB. 24 
©. 37. 

Die Naturafbienfte find perſönliche Dienſtleiſtungen der Pflihtigen zur Ber 
friedigung wirtfgjaftlicer Vevürfniffe der Gemeinde, melde daher ebenfo wie die 
Steuern ohne Empfang einer fpeziellen Gegenteiftung zu feiften find, fie nehmen 
aber nicht das Vermögen, fondern die phyfiihen Kräfte der Bilichtigen in Auſpruch 
uud Lönmen nad) Abj. 5 aud) von denjenigen gefordert werben, die von fleuerlichen 
Leiftungen wegen ihres geringen Einkommens gana oder teilweife freizulaffen find. 
Die Naturaldienfte jind Hand und Spanndienfte. Die erfleren find Dienfte, 
weldje durd) die Perlon, durch bie eigene Kraft des Pflichtigen geleiftet werden im 
Gegenfag zu denjenigen Dienften, welche mit Zugtieren zu leiften find. Nachtwaden, 
Votendienfte gehören daher zu den Hanbdienfien. Zu den Gemeindebienften gehören 
weder funft- noch Handwertsmäßige Arbeiten, noch and Dienfte, welche Tediglid) aus 
polizeilichen Gründen, 3. B. bei gemeiner Gefahr, Ueberſchwemmungen, Feueroͤbrünſten 
gefordert werden. 

Naturalabgaben (in Korn, Früchten, Vieh und dergl.) kennt das Geſetz nicht. 
Auch Naturalleiftungen 3. B. von Kies zu Wegebauten er nicht zu den Ratural- 
dienften des $ 68 (be: . 19 ©. 501, 21 ©. 215, 34 ©. 173, 23 ©. 118). 


Natnraldienfte find weder direfte noch indirefte Steuern, fondern ftellen eine 
von den Steuern verfhiedene Art der Gemeindefaften dar. Darum ift 5 21 KA®. 
auf Naturaldienfte nicht anwendbar (DVG. 30 ©. 137). 


a) Die Spanndienfte find Dienfe, welche mit Zugtieren gefeiftet werden. 
Nach S 68 können fie einerjeits auch von Grumdbefigern verlangt werden, die tat« 
ſachtich tein Geipann halten, obwohl die Berwirtichaftung ihres Grundftüdes ein ſolches 
erfordert, andererfeits auch gelpannhattenben Stenerpflihtigen auferlegt werben, die gar 
feinen Grundbefig baden. Die Epanndienipflict Tann hiernadh entweder nur für die 
Grundbefiger oder für alle gefpannhattenden Steuerpflitigen, inebefondere aud bie 
Gewerbetreibenden ohne Grundbefig durch einen genehmigten Gemeindebeihluß bee 
gründet werden (OBO. 40 ©. 191). 
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Für die Brage der Berpflihtung zur Leiftung von Spanndienſten ferner ift es 
nicht entfdjeidend, ob der Verpflichtete im Stande if, die Leiftuug mit den tatfächlich 
von ihm gehaltenen Zugtieren zu erfüllen (OBG. BB. 22 ©. 202). Ein zur Leitung 
von Spanndienften Verpflichteter muß vielmehr über dag Maß der von ihm gehaltenen 
Seipanne hinaus Spammsiente feiften, falls er weniger Gelpanne hält, ale fein 
Grundeigentum zur Bewirtſchaftung erfordert und die —e eſtimmt, daß 
die Spaundienſte nach ber Zahl der gegen zu leiften find, welde bie Bewiriſchaftung 
des Grundbefites erfordert (BBB. 19 ©. 351). 

Wählt eine Gemeinde für die Verteilung der Spanndienfte den Verteilungs - 
maßftab nad) dem BWerhäftnis der Anzahl der Zugtiere, welche die Bewirtſchaftun— 
des Grundbeſihes der Pflichtigen erfordert, fo M fie nicht Bereähtigt, bie im 8 
Abf. 1 vorgeichriebene Beiräntung, daß nur der im Gemeindebezirke belegene 
Grundbefig in Vetradjt fommt, zu befeitigen; imfoweit ift die Vorfchrift des Abf. 2 
ale eine zwingende, die Autonomie der Gemeiude einfhränfende anzufehen (OBO. 34 


) Handdienfte find Dienfe, welche durch die Perfon des Pflichtigen fetbft, 
bezw. feines Stellvertreter ($ 68 Abf. 3) gefeiftet werden. Die Beftimmung bes 
$ 68 Abf. 2, wonach Handdienfte von fämtlien Steuerpflichtigen gleihheitlid, zu 
leiften find, hat einen unmittelbar verwendbaren Berteilungsmaßftab vorgeichrieben. 
Da die Gemeinden nicht berechtigt find, von den zur Leiflung von Naturaldienften 
Verpflichteten die Zahlung der Geldbeiträge, die flatt der Dienfte geleiftet werden 
dürfen, im Wege der Veranziehung zu fordern und die Nahforderung der Dieufte 
nur innerhalb de& Laufenden Rechnungsjahres —* — RT 220), fo tönnen 
nad) Ablauf des Rechnungsjahres Aniprüche der Gemeinde auf Zahlung folder Geld- 
beiträge nicht mehr geltend gemadjt werden (PB. 22 ©. 418). 

2. Nach 5 66 StO. foll der Magiftrat fiber alle Dienfte einen Etat entwerfen. 

Die Leiftung der Gemeindedienfte in Natur hat wegen der hiervon untrenn« 
baren mannigfaden Beätigungen der Gemeindeangehörigen, der regelmäßig fid) er- 
gebenden ungleihmäßigen Ferteilung und der mangelhaften Ausführung der Arbeiten 
erhebliche Mißfände im Gefolge. Die Befeitigung der Naturaldienfte durch deren 
Abfhägung in Geld if daher anzuftreben. 

Da die Gemeinde gemäß $ 68 Nbf. 1 das unbedingte Recht Hat, von den Ge- 
meindefteuerpflichtigen die umentgeltlihe Leiftung von Naturaldienften zu fordern, fo 
überjcpreitet fie die Grenzen ihres Rechts nicht, wenn fie die Leiftung jener Dienfte 
gen ein von ihr beffimmtes Entgelt fordert, denn damit verlangt fie weder ein 

'ehrere® noch ein Anderes, fondern uur ein Minderes als die unentgeltliche Leiſtung. 
Den zur Leiftung von Naturaldienften verpflichteten Perfonen als folchen gereicht ein 
Beihluß, der ihmen bie Verbindlichteit auferlegte, derartige Dienfte gegen ein ber 
fimmtes, von der Gemeinde einjeitig feſtgeſetztes Entgelt zu leiften, nicht zur Beſchwerde 
(BBL. 4 ©. 216). 

&s ift uufatthaft, Naturaldienfe in Geldleiſtungen mit der Feſtſezung umgu - 
mondeln, daß diefe nach dem für die Aufbringung der Dienfe geltenden Berteilungs- 
maß ſtabe auszufchreiben feien (OB®. 34 ©. 176). 

3. Unter den Gteuerpflichtigen im Abf. 1 find zu verftehen Diejenigen, 
welde nad) $ 33 KAG. zur Gemeindeeintommenfteuer herangezogen werden, d. h. 
alle phufiihen Berfonen und Forenſen (OBS. 34 ©. 174), die jurififchen Berfonen 
und die Erwerbsgeſellſchaften, weiche $ 33 Nr. 3 aufführt. Alle diefe find zur Leiftung 
son Gemeindedienften in Natur verpflichtet, nicht aber der Fiskus als Cigentimer 
eines zum öffentligen Gebraude beffimmten Schiefplages (OBO. 38 ©. 166). Cine 
Berbindlichteit der Steuerpflichtigen zur Leiftung von Gemeindebienften beftcht nur in 
Seien Gemeinden, in denen eine ſolche Verpflichtung durch Gemeindebeſchluß 
eingeführt wird. Diefer Beſchluß bedarf nur im Halle des feyten Sapes des Abſ. 2 der 
Genehmigung ($ 77 KA®.). Wenn gemäß Abj. 5 die nad) $ 38 ganz oder teilweiſe 
feigelaffenen steuerpflichtigen zur Leiftung von Dienften herangezogen werben jollen, 
fo bedarf e8 eines Hierauf bezüglichen Gemeindebejcdhluffes, welder jedoch jelbft- 
Berämblich mit bem gemäß Abſ. 1 zu fafenden Gemeindebeichlufe verbunden 
werben laun. 
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Befreit find die im $ 68 Abſ. 6 bezw. SS 40, 41, 42 KAG. aufgeführten 
Perfonen. Die vorfhriftsmäßig zu Haftenden Poftpferde und Bofillione dürfen 
zu ben Gemeindefpanndienften nicht Herangezogen werben ($ 22 Gef. über das Boft- 
wejen bes norddeuiſchen Bundes vom 2. November 1867, BGB. ©. 61). . 

Befreiungen bon Naturaldienften auf Grund eines befonderen Fechtstitels 
Können nad) Eriaß des KAG. nicht mehr geltend gemadjt werden (PB 22 ©. 382). 

4. Den Stenerpflichtigen fteht gegen die Serangiehung von Dienften der Ein- 
fprud binnen einer Krift von 4 Wochen zu ($ 69 KAG). Bei Säumnis des 
Pflichtigen ift der Gemeindevorfteher beiugt, die Dienfte durch Dritte leiſten und die 
entftandenen Koften im Berwaltungszwangsverfahren beiteiben zu laſſen (8 90 Abf. 2). 
Die Vorſchriſten des $ 132 LU. über die Zwangsbeſugniſſe der Gemeindevorfteher 
finden auf Zwangsvollftredungen wegen verweigerter Gemeindebieufte feine Anwendung. 
Der Regelung durch Gemeindebefchluß if die Art der Erzwingung von Naturaldienſten 
entzogen. Geſetzwidrig ift daher eine Umfageordnung, die für den Fall der Säumnis 
die Entrichtung eines Geldbetrages als Strafe androht. Gegen bie Feſtſetzung einer 
folden Strafe durch den Gemeindevorfteher findet jedoch Einſpruch mit nachfolgender 
Klage nicht ftatt (OBO. 43 ©. 114). . . 

Dagegen ift e8, um die Befolgung der in einer ſolchen Dienflordnung getroffenen 
Anordnungen in ausreichender Weiſe zu fihern, den Polizeiverwaltungen unbenommen, 
auf Grund des $ 6 des Gef. vom 11. März 1850 Verordnungen zu erlaflen, in dene 
die Nichtbefolgung der Vorfchriften der Dienfordnung mit Strafe bedroht wird. 
Andererfeits darf die öffentlidrechtliche Verpflichtung zur Leiftung von Naturaldienften 
niemals in einer PolrBerordn. Natuiert werden, vielmehr bedarf es hierzu des Er - 
laſſes eines Ortsſtatuts und eine diesbe— liche Pol.Verordn. würde materiell rechte» 
ungüttig fein. (MVB. 1901 ©. 213, PUB. 23 ©. 82). . 

Die Aufforderung zur Bezahluug des Koftenaufwandes, der in Folge der Ber- 
richtung des Dienftes durdy einen Dritten entftanden ifl, fennzeichnet fid nicht als 
eine erneute Geranziehung (Veranlagung) zu Naturalvienften, gegen die der Einfprudh 
mit nadjfofgender Klage gemäß 85 69, 70 KAG. Natıfindet, fondern nur als ein Alt 
des Berwaltungszwangsverfahrens im Sinne $ 90 Abf. 2 a. a. D. Denn das 

wangsverfahren beginnt ſchon mit der Anordnung, daß der Dienft durch Dritte au 

telle des fäumigen Pflihtigen zu leiten ift und nicht ern mit der Berfügung, da 
Ei —— ernaäenen Koften von dem Pflichtigen zwangemeife beizutreiben find 
(388. . 181). 

Zu den Gemeinbebienften werben bie Pflichtigen durch ortsübliche Bekannte 
machung oder befondere Mitteilung aufgefordert. 

5. Beſondere Arten von Dienften 

a) Wegebaubdienfte. 

b) Wachtdienſte. Kab.-D. vom 7. April 1809, GS. 1829, ©. 93 und vom 
11. Jufi 1829 ebenda ©. 93. Danad) find überall da, wo feine genügende 
Garnifon vorhanden if, die Stadtgemeinden für die Befegung der für bie öffente 
tiche Sicherheit erforderlichen Wachtpoften zu forgen verpflichtet, inabefondere auch 
für die Bewachung der Strafanftalten (MR. 1866, ©. 169, 170). Diefe Ber- 
pflichtung bezicht ſich jedoch nicht auf die Zivifinftitute, deren Bewahung auf 
Koſten der fompetenten Behörden von dieſen anzuoranen iſt (MR, von 21. Sept. 
1829, 5. März 1831, Ann. 18 ©. 589; 15 ©. 127). Steeitigteiten mit dem 
Fiskus daritber, ob die Stadtgemeinde für die Bewachung eines Königf. Inftitutes 
Entfhädigung fordern fan, find im Rechtswege zu entjcheiden (ER. vom 25. Sept. 
1852, IME. 1853, ©. 3, OT 62, ©. 298). 

Wenn in einer Stadt die vorhandenen Nachtwächter zur Verhütung vor 
Feneregefahr und Diebftahl nicht ausreichen, fo famn die Abhaltung von Nacht 
wachen feitens der Einwohner von den ſtädtiſchen Behörden beichloffen werden 
(DR. vom 11. Dezbr. 1833, Ann. ©. 1014). Erieiut die öffentliche Sicherheit 
erheblich gefährbet, fo fan aud) unter Beobadhtung der Kab.-Ordre vom 1. Okt. 
1830 (Ann. ©. 305) ein Eicerheitsverein aus den zuverläffigen und wehrhaften 
Einwohnern der Stadt gebildet werden ($ 7 Gef. betreffend Verpflichtung der 
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Gemeinden zum Grfaß bes bei Öffentlichen Mufläufen verurſachten Schadens 
vom 11. März 1850 66. ©. 19). ‘ wu 


<) Zransportdienfte. Generalinfruftion vom 16. April 1816. MR. 1853 
(€. 439). 


4) Feuerlöfchdienfe. Der Feuerlöicdienft if im Allgemeinen nicht ale ein 
mit dem Grundbefit verbundener, diejen befaftender Gemeindedienft aufzufaffen, 
Hiegt vielmehr allen Einwohnern ob. Die Beamten find deshalb von jolhen 
Dienft befreit, und kann ihnen keinerlei befondere Abgabe als Erlaß für diefen 
Dienft auferlegt werden. Doc) it e& flatthaft, die Obliegenheiten der Yflicht- 
feuerwehr den Dausbefigern aufguerfegen. Dann erijeint diefe Berpflichtung und 
die für den Erfaß diefer Verpflichtung eingeführte Abgabe als Kealaf, von 
welcher die dem Ertante gehörigen, zu einem öffentlichen Dienfte oder Gebraude 
Ey Srumpäde nad) der Kab.-Ordre vom 8. Juni 1834 befreit find 

Bisher war die Ortepoligeibehörde als beredtigt erachtet worden, zur Regelung 
des Peuerlöjhweiens, Einrichtung von Pfiichtfeuerwehren, Anordnung von 
Uebungen der Feuerwehr ufm. Bolizei-Berorbnungen zu erlaffen. In neuerer 
Zeit bat jedoch das Kammergericht angenommen, dab nur allein die Gemeinden 
zufändig find, duch Ortsftatut zungchſt die Feuerloͤſchdienſtpflicht an ſich zu be- 
gründen, dann aber auch organifatorifd die Pflichtigen zu einer Pflichtfeuerwehr 
Zufammeuzufaffen, öfdabteilungen mit verfdiedenen Aufgaben einzurichten, Führer 

beftellen, vorbereitende Webungen abhalten zu laffen nfv. (Iogom Mb. 19 ©. 352, 

CS. 87, BMB. 1901 ©. 213, vergl. Eilaberger, die Feuerlöſchpolizei in PBB. 23 
©. 177). Um die namentlich im den Meineren Gemeinden infolge der neueren 
Entfheidungen des Kammergerichts entftandenen Schwierigkeiten zu befeitigen, ift das 
Gef. betr. die Befugnis der Bolizeibehörden zum Erlaffe von Borjdriften 
über die Berpfligtung zur Hülfeleifung bei Bränden v, 21. Dez. 1904 
GE. &. 291) ergangen, deffen einziger $ wie folgt fautet: 

Someit das Feuerldſchweſen nicht durch Ortsſtatut geregelt if, können 
BVolizei- Verordnungen über bie Verpflichtung der Einwohner zur perfönliden 
Hitfeleiftung bei Bränden, insbefondere zum Eintritt im eine Pflichtfeuerwehr, 
über die Regelung der hiermit verbundenen perfönlichen Dienftpflichten, über die 
Geſtellung der erforderlichen Gefpanne und über die Verpflichtung zur Hilfe 
Teiftung bei Bränden in der Umgegend, erlaffen werben. 

Solche Polizei-Berorduungen gehören im Sinne des $ 143 des Geſetzes 
über die allgemeine Candesvermaltung vom 30. Juli 1883 (CS. S. 195) nicht 
zum Gebiete der Sicherheitspoligei. 

Sie treten außer Kraft, forweit das Feuerlbſchweſen durch ein Ortsfatnt 
geregelt wird. 

Das Ortsftatut ift am die Veftimmungen des $ 68 des Kommunalabgaben- 
gefebes vom 14. Juli 1893 (GS. ©. 152) nicht gebunden. 

Hiernach follen Polizeiverordnungen zur Regelung bes Feuerloöſchweſens nur 
Platz greifen zu eimem Zeitpunfte, an weldem eine folhe Regelung auf orte- 
Katutarifchem Vege mod) nicht erfolgt ift, oder wenn das Iettere bereitß dev Fall ge» 
wefen, nur in dem Umfange, in weldem das Ortsftatut dieſes Gebiet erjchöpfend zu 
ordnen noch) unterlaffen hat ober hierzu nicht im Stande war („joweit”). Ein 
generelles Schaffen von Feuerlöfh-Organifationen, weldhes für die Gemeinden ſach 
liche Kofen ze Folge Hat, auf dem Wege der RolizeieBerorbnungen ift nicht der Zivect 
des Gefeßes. Für die Polizeibehörde Tann es fid) Höchfteng nur noch barum Handeln, ob fic 
etwa ein Ortöflatut, deffen Beftimmungen ihr in Bezug auf die Regelung ber perfön- 
chen fchbilfe uf. nicht eridöpfend erfcheinen, durch eine Poligeiverorbmung 
ergänzen fol. 8 if in Ausfiht genommen, in der zu dem Gefeh zu erlaffenden 
Ausführungsanweifung die Polizeibeförden anzuhalten, wegen einer von ihnen 
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enva für geösten erachteten Ergänzung eines befätigten Ortsſtatuts dor allen 
Dingen, falls nicht gerade Gefahr im Berzuge ift, mit der Gemeinde zunächft gütlich 
in Verhandlung zu treten und für den Fall, daß derartige gütliche Anregungen zur 
Abänderung des Ortsftatuts sefolglos bleiben foltten, vor weiteren Schritten die An- 
gelegendeit der Auffichtsbehörde (Landrat, Regierungspräfident, Minifter des Innern) 
zur Entiheidung vorzulegen. Grat nun troßdem eine Polizeiverordnung mit den 
der Gemeinde nicht paffenden, vielleicht allzu ſchweren und lokal nicht gereditfertigten 
Vorſchriſten, fo iſt die Gemeinde in der Lage, das Objekt folder Beftimmungen im 
ihrem Sinne ortöftatutarifch zu regeln, um fid) hierburd; nad) Maßgabe des Abi. 3 
des Gef. von der Polizeiverordnung wieder freizumadjen, vorausgefegt, daß ihr Orts- 
ftatut die Veflätigung des Kreis bezw. Bezirlsausigjuffes findet. 

Durd) die ausdrüdliche Beftimmung im Abſ. 2, daß die zu erlafienden Polizei⸗ 
Berordnungen im Sinne des $ 143 BG. nicht zum Gebiete ber Gicherheitspolizei 
gehören, ift Fürforge getroffen, daß folde Polizeir-Berorbnungen nicht ohne Zu- 
ftimmung dev Gemeinde-Borftände bezw. nicht ohne den diefe Fe Ämmung segängenben 
Veichluß des Vegirtsausfhuffes erlaffen werden Lönnen. Abi. 4 des Gel. foll das 
Ortsftatut in die Lage fegen, von ben einengenden Beflimmungen des $ 68 KAG. 
abfehen zu fönnen und nicht nur die Gteuerpflichtigen, fonbern den Ziweden der 
Feuerlöfchhilfe entſprechend alle Kreife_der ortdeingefeffenen Bevölkerung, vor allen 
diejenigen, deren Beteiligung an der Hilfeleiftung bei Brandfälfen am Weſentlicſten 
erfcheinen muß, ohne Rüdficht auf ihre kommunalen Steuerleiſtungen zur Fenerlöfch- 
bilfe heranzuziehen. Zn den zu erfaffenden Pofizei-Berordnungen werden auch 
Strafbeftinmmungen gegen die Pichtbefolgung beziw. Uebertrefungen ber ortäftatue 
tariſchen Anordnungen aufzunchmen fein. 

6. Die Stadtgemeinden find verpflichtet, für Aufrechterhaltung der Sicherheit 
in den Städten Sorge zu tragen. Mit Rüdfiht hierauf und da fie in der Lage find, 
die Befhädiger dın ihre Vorfteher zu ermitteln und ig am dieſen zu erholen, ift 
gegen die Gemeinden das Geſetz betreffend die Verpflihtung der Ge— 
meinden zum Erfabe des bei Öffentlichen Aufläufen verurfadten 
Schadens vom 11. März 1850 (GS. ©. 199) ergangen; darnach haftet, wenn 
bei einer Zufammenrottung oder einem Auflaufe von Menfchen durch offene Gewalt 
oder durch Anmenbung der dagegen getroffenen Maßregeln Befhädigungen des Eigen» 
tums oder Berlegungen von Perfonen flattfinden, die Gemeinde, in deren Bezirte 
diefe Handlungen gefehehen find, für den dadurch verurfachten Schaden. Das Geſeb 
ift durch Art. 108 Einf.-Gef. BGB. aufrecht erhalten. 
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Die in Bezug auf die Behandlung der Gemeindewaldungen 
für die einzelnen Landestheile erlaffenen — und Beſtimmungen 
ra Kraft, bis ihre Abänderung im gejeplichen Wege erfolgt 
jein wird. 


Nach dem Zuf.-Gef. $ 16 Abſ. 2 bewendet es hinſichtlich der Verwaltung der 
Gemeinbewaldungen bei den beftchenden Vefimmungen. 


Für die Provinzen Weſtfalen und die Rheinprovinz gelten über die Ber- 
waltung von Gemeindeforften befondere Beftimmungen, welde in ber Verordnung 
vom 24. Dezbr. 1816 (GS. 1817 S. 57) niedergelegt und durch verſchiedene Ju⸗ 
ftruftionen ausgebildet find. Unter diefen find hewworzußeben die Inftrußtion der Her 
gierung zu Cotlenz vom 25. Eept. 1819, der Megierung zu Arndberg vom 9. Sept. 
1817 und befonders des Oberpräfidenten von Weftfalen vom 19. Mai 1857 (BML. 
€. 163). Für die 1866 neuerworbenen Landesteile find erfaffen V, betr. Organi- 
fation ber Forfiverwaltung v. 4. Juli 1867 (GS. 1129), Gefeß betr. die Forf« 
Kngbeamten der Gemeinden im Neg.-Brz. Wiesbaden d. 12. Oftober 1897 (GS. 
4). 
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Für die öflihen Provinzen (einfhlieplih Safen) gilt jetzt das 
Gefet betreffend die Berwaltung der den Gemeinden und öffentlichen 
Anfalten gehörigen Holzungen vom 14. Aug. 1876 (GS. ©. 373): 

$ 1. Die Bermaltung der Holzungen ber Gemeinden, Kirchen, Pfarren, 
Küftereien, ſonſtigen geiftlihen Inſtitute, öffentlichen Schulen, höheren Unterrichts- 
und Erziehungsanftalten, frommen und milden Stiftungen und Wohltätigfeitsanftalten 
unterliegt der Oberaufficht des Gtantes nad) Mahgabe diefes Gefee?. 

Holzungen, welche fih in ftaatliher Verwaltung befinden, werben von biefem 
Geſetze nicht berührt. 

Seitens der Miniſter iſt unter dem 21. Juni 1877 BMB. ©. 259 ff. 
eine genaue Inſtruktion ergangen. Unter den Holzungen der Gemeinde find for 
wohl die zum Rämmereivermögen, als aud) bie zum Gemeindeglieder-Bermögen 
gehörigen Waldgrundftüde zu verftchen. Dagegen find darunter nicht die Intere 
effentenforften begriffen, welche zum Privatvermögen der Beteiligten gehören. 
Auf dieſe Ietteren Waldungen bigeeh ih das Gefetz 14. März 1881 über ge» 
meinfgaftlie Holzungen (6. ©. 261). Die Stadtverordneten-Berfammlung 
iſt nicht bereditigt, als Vertreterin der Gemeinde gemäß $ 11 Klage im Ber« 
waltungsftreitverfahren zu erheben (OBG. 3 ©. 139). 

82. Die Benugung und Bewirtſchaftung der in 8 1 Abſatz 1 bezeichneten 
Holzungen muß fih innerhalb der Grenzen ber Nachhaltigkeit bervegen. Insbeſondere 
darf die Erhaltung der fandortsgemäßen Holz» und Betriebsarten nicht durch die 
Nebennugungen gefährdet werben. 

Ein Betrieb, ber eine der im $ 2 des Geſetzes vom 6. Juli 1875, betreffend 
Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften (GS. ©. 416), bezeichneten Gefahren 
herbeiführen Könnte, iſt unzuläffig. 

Der Begriff der Nachhaltigkeit (5 2 Abſ. 1) ift forſttechniſcher Natur. Cr 
fol im Wefentlihen ausbrüden, daß die Nutzung des Waldes und der Zuwachs 
des Waldes im Gleichgewichte bleiben muß und daß die Nebennugungen hinter 
die Hauptnugungen zurüdzutreten haben. 

$ 3. Der Bewirtſchaftung der im $ 1 Abſatz 1 bezeichneten Holzungen find 
Betriebspläne zu Grunde zu legen, welche der Zeftftellung durch den Regierungs- 
Bräfdenten bedürfen. Hierbei find namentlich Hinfihtfich der Holz- und Betriebsart, 
fowie der Umtriebszeit, bie wirtſchaftlichen Bebürfniffe und die Wünfche der Wald⸗ 
eigentümer zu berädfichtigen, foweit dies mit den Grunbfägen des $ 2 vereinbar ift. 

Die im Betriebsplan feſtgeſetzte nachhaltige Holzabnugung (Abnutzungsſatz) ift 
für den jährlichen Holzeinſchlag maßgebend. 

Wenn die Gefamtfläde bes Waldbefiges einer Gemeinde beziehungsweiſe 
öffentlichen Anftalt fo gering ift, daß eine regelmäßige Bewirtſchaftung nur mit 
imverhältnismäßigen Opfern Eeitens des Eigentümers fattfinden Tann, oder wenn 
die Betriebsverhältniffe fo einfach find, daß eine fpeziele Nutungsregulierung ent- 
behrlich erfcheint, fo kann von der Aufftellung förmlicher Wirtfchaftspläne Abftand 
genommen werden. Im folden Fällen genügt eine kurze Darftellung der Standorts» 
und BVetriebsverhältniffe, fowie die Angabe über den Zeitpunft des Abtricbes und 
über die Art der Wiederkultur. 

Die dem Regierungs-Präfidenten nad $ 3 Abf. 1 obliegende Feſtſtellung 
der Betriebspläne erheilcht feine befondere Form und Tann felbft ftillichtweigend 
gefjehen. Der fefgeftellte Betrieböplan verliert bie ihm gefeglich beigelegte 


O 
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Bedeutung nicht ſchon dadurch, daß feine Rvifion angeorduet wird (OvG. 16 
©. 385). 


$ 4. Abweichungen von dem feftgeftellten Betriebsplaue ($ 3) 

a durch Rodungen, 
b) durch den Abtrieb von Holzbefländen, fofern folder bei Hochwaldungen für bie 
laufende zwanzigiährige Nutungsperiode, bei dem eingeteilten Mittel- und 
Niederwalde für die nächſten fünf Jahre im Vetriebsplane nicht vorgefehen ift, 
durch Holzfällungen, welche den Abnugungsjag bei Verüdfihtigung des feit 
Feftfegung desfelben erfolgten Mehr- oder Mindereinſchlages um mehr als 
zwanzig Prozent feines Betrages überfchreiten würden, 
d) durch Ueberſchreitungen des Abnugungsfages, welhe innerhalb der laufenden 

Nugungsperiode nicht wieder eingefpart werben Fönnen, 
bedürfen der Genehmigung des Regierungs-Präfidenten. 

Berden Abweichungen der unter a bis d gedachten Art ohne Genehmigung 
unternommen, fo kann ber Regierungs-Präfident eine entſprechende Abänderung 
des Vetriebsplans, insbefondere auch den Wiederanbau gerodeler Flachen mit Holz, 
anordnen. 


co 


Im $ 44 wird ein Elementarſchaden, z. B. ein Windbruch, vorausgefetst, 
der fo bedeutend ift, daß ein Einfparen des dadurch herbeigeführten Worgrifies 
innerhalb der zwanzigjährigen Nußungsperiode volftändig unmöglich if, und 
daß, wenn diefer Echaden innerhalb des gewöhnlichen Betriebes ausgeglichen 
werben follte, ber ordentliche Waldbetricb auf längere Zeit eingeftellt werden 
müßte. 

85 Die Betriebspläne find der Revifion und erneuten Feſtſtellung zu untere 
ziehen, wenn dies von dem Regierungs-Präfibenten für erforderfic) erachtet oder von 
dem Waldeigentünter beantragt wird. Mindeſtens alle zehn Jahre muß eine Revifion 
fattfinden. 

Ueber den Umfang der im $ 5 erwähnten Revifionen und über die Yor- 
ausfegungen, unter denen bie Cinrichtung der in & 6 bezeichneten Zältungs-, 
Kultur md Nebennugungspläne angeordnet werden fan f. OVBG. 16 Seite 
337, 338. 

8 6. Der Regierungs-Präfident kann den Zuftand und bie Bewirtſchaftung 
der in $ 1 Abfag 1 bezeichneten Holzungen an Ort und Stelle unterſuchen laffen. 
Wem die Unterfuhung ergibt, daß der Betrieb den Grundfägen des $ 2 oder dem 
feftgeftellten Betriebsplan nicht entſpricht, ſo ann der Negierungs-Präfident, unbe» 
jchadet der ihm mad) $ 10 zuftehenden Befugniffe, die Einreichung jährlicher Fallungs-, 
Kultur» und Nebennugungspläne anordnen. Diefelben find nad) Maßgabe der 98 2, 
3 feſtzuſtellen. 

87. Die Eigentümer dev im $ 1 Abfag 1 bezeichneten Holzungen find ver- 
pflichtet, für den Schug und die Bewirtſchaftung derfelben durch genügend befähigte 
Perfonen ausreichende Fürforge zu treffen, 

Darunter find neben den Organen für Forſtſchutz · und Beauffichtigung der 
Waldarbeiten in Waldungen von einiger Ausdehnung aud; ausgebildete 2 
verftändige für die eigentlichen Betriebsgeihäfte zu verftchen, welhe einen ge- 
wiſſen Grad heoretifder Ausbildung nachweiſen können. Die Auffichtsbehörde 
if ſonach befugt, dem Waldeigentümer die Annahme eines wiſſenſchaftlich ge- 
bildeten Forftvermalters aufzugeben. Doch if fie nicht befugt, deffen Anftellung 
als eines Beamten anzuordnen ober die dem Forftperfonale zu gewährenden 
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Dienftbezüge vorzufchreiben. Beides würde Sache ber Kommunalaufſichts- 
behörben fein (OB®. 27 ©. 298; 55 11, 23 RBG., ſiehe $ 64). 

Auf bie Mäptifgen, Sorftbeamten finden jegt bie Beftimmungen des KBG. 
88 1—7, 12%—18, 15, und 24 Anwendung. Ihre Anftelung Hat mittelft 
Anftellungs-Urkunde zu erfolgen. Für ausreichende Befoldun, dat die Auf⸗ 
fihtebebörbe gemäß 8 11 KB. Sorge zu tragen. Die ſtädtiſchen Forſtbeamten 
baben auf Gebaltszahlung, Penfion und Relittenverforgung die gleihen Ans 
Sprüche, wie alle übrigen Kommumalbeamten. Dagegen bleiben nad) der aus- 
drüdlichen Beftimmung des $ 23 KBG. die 89 8—10 diefes Gelehes Hinfichtlic 
der Forfibeamten außer Anwendung. Eine Verpflichtung der Stadtgemeinde zur 
Iebenslänglichen Anftellung der Forfibeamten befteht hiernad) nicht. Die Stadfr 
gemeinden tönmen ihre Forftbeomten auf Qebenäzeit, auf Zeit oder auf Kündigung 
anftellen, ohne daß c# hierzu einer befonderen Genehmtigung der Auffichtsbehörde 
bedarf. Wegen der Anftellung der Forftbeamten mit Beamteneigenſchaft fiche 
ant. $ 56 Nr. 6 A. m. La. u. B. na. (ce). 

$ 8. Die Gemeinden find verpflichtet, da, wo ihre Kräfte es geſtatten und 
ein bringende3 Bedürfnis der Landeskultur dazu vorliegt, unkultivierte Grundftüde, 
welche nad) ſachverſiandigem Gutachten zu dauernder Iandwirtf—haftlicjer oder gewverb- 
Hicher Nutung nicht geeignet, dagegen mit Nuten zur Holzzucht zu verwenden find, 
mit Holz anzubauen. Zur Erfühung biefer Verpflichtung können die Gemeinden nad} 
Anhörung ihrer Vertreter und des Kreisausſchuſſes durch Beſchluß des Bezirks-Aus- 
fchuffes angehalten werben. 

Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes findet innerhalb einer Präflufiv- 
frift von zwei Wochen die Beſchwerde an den Provingialrat ftatt. 

Die Dedung umd Aufforftung der Meeresdünen kann auf Grund diefes Ges 
ſebbes wicht geforbert werben. 

$ 9. In den Fällen, in welchen bie Kräfte deu, Gemeinden es nidjt geflatten 
die im Jutereſſe der Pandesfultur vorzunehmenden Aufforftungen unfultivierter 
Grundftüde aus eigenen Mitteln auszuführen, wird benjelben aus der Staatskaſſe 
nad) Maßgabe der im Gtantshaushalts-Etat augeſehten Mittel zu diefem Bwede eine 
angemeffene Beihilfe gewahrt. 

In allen Fällen ift den Gemeinden, welche auf Grund ber im $ 8 enthaltenen 
Berpflihtung Holzkulturen nad) forſtwirtſchaftlichen Regeln ausführen, der zwanzig. 
fache Betrag der auf den betreffenden Grundſtücken ruhenden Fahresgrundfteuer zu 
den Koſten der erften Anlage aus der Staatskaſſe zu überweiſen. 

8 10. Wenn ein Waldeigentümer einer ihm nad) 88 2 bis 7 diefes Gefeßes 
obliegenden Verpflichtung troß geſchehener Aufforderung nicht nachlommt, fo ift der 
Regierungs-Präfibent befugt, die zur Erfüllung der Verpflichtung erforderlichen 
Handlungen dur einen Dritten ausführen zu laffen, den Betrag der Koften wor» 
Täufig zu beſtimmen und im Wege der Erefution von dem Berpflichteten einzuzichen. 


Das Geſetz vom 14. Auguft 1876 hat aus der allgemeinen Aufficht des 
Staates über die Stadt- und Landgemeinden diejenige über die Gemeinder 
Holzungen als eimas befonderes ausgejchieden und fie bezüglid des Unfanges, 
wie der Zuftändigkeit, Anfehtbarkeit und Durdjführbarteit abweichend geftaltet. 
Während jene von der Kommunafauffichtsbehörde (Reg.-Bräf. oder Landrat) nad) 
88 7, 24 Zuft.-Gef. zu führen ift, erfheint hier der Reg.-Präf. allein zuftändig. 
As Nechtöbehelfe gegen Anordnungen der erfteren Art if die formlofe Ber 
ſchwerde am bie vorgefeßte Juftanz, gegen Anordnungen ber Icgteren Art dagegen 
— vergl. $ 11 — die förnliche Beſchwerde am den Oberpräfidenten und gegen 
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deffen Beſcheid die Klage beim OVG. zugelaffen, ſodaß bei etwa nachfolgender 
Ymwangsetatifierung jene bezüglich ihrer Rechtmäßigkeit der Nachprüfung des 
BVerwaltungsrichters unterliegen, Diefe dagegen nicht. (OVBG. 14 ©. 107). Zur 
Durchführung der Teßteren iR im $ 10 als Bmwangsmittel Tediglic, die Aus- 
führung durd Dritte zugelaffen, fodaß erft ber hierbei entflandene oder vorläufig 
beftimmte Koftenbetrag zwangsetatifiert werden kann, während für die Durd- 
fegung allgemeiner Auffihtsanorbnungen eine folde Befränfung in den 
FH nicht befteht. Bei ber grundfäglichen Berfchiedenheit der beider» 
eitigen Aufihtsafte tann ein unb diefelbe Anordnung nidjt zugleich, ber einen 
und anderen Art, fonbern fie muß notwendig enttoeber der einen oder der anderen 
Art angehören. (OB. 27 ©. 296.) 


$ 11. Gegen bie auf Grund der 88 2 bis 7 und 8 10 von dem Regierungs- 
Präfidenten erlaffenen Verfügungen findet innerhalb einer Prakluſtvfriſt von zwei 
Boden (BG. $ 51) Beſchwerde an den Ober-Präfidenten und gegen den Befcheid 
bes Ober-Bräfidenten bie Mlage beim Ober-Beriwaltungsgericht flatt. Die Rage kann 
nur darauf geftügt werden: 

1. daß der angefochtene Beſcheid auf der Nichtanwendung oder unrichtigen An- 
wendung des beftehenden Rechts, insbeſondere auch der von ben Behörden inner- 
Halb ihrer Zuftändigfeit erlaffenen Berorbnungen beruße; 

2. daß bie tatſächlichen Borausfegungen nicht vorhanden feien, welche die Polizei- 
behörde zum Erlaſſe der Verfügung berechtigt Haben würden; 

3. auf die Behauptung, daß das Zwangsmittel nad) Art und Höhe nicht geredht- 
fertigt oder nad} Lage der Sache zur Erreichung des angeorbneten Zivedes über 
haupt nidjt erforberfid) fei. 


Die Rechtsbehelſe gegen die von dem Reg.-Bräf. erlaffenen Anordnungen 
und gegen bie zugehörigen Zwangsmittel find nad) Faffung und Abfidht des $ 11 
Abf. 1 u. 2 genau fo geordnet, wie biejenigen, welche gegen polizeiliche Ber- 
fügungen und gegen bie begügli—hen Zwangsmittel durch die 98 BO u. 34 des 
gleichzeitig beratenen — 1876 zugelaffen werben follten und weiche gegen 
die Anordnungen nunmehr duch $ 127 Nr. 1 1. 2 des WG. zugelaffen find. 
Die Klage gegen die Anordnung kann daher nur auf Verlegung des Rechts oder 
auf den Dangel aller tatfädhlichen Boransfegungen geftügt werden, foaß bee 
züglic, diefer nicht Die Notwendigkeit und — feit der Anordnung, fondern 
mur zu prüfen bleibt, ob fie noch auf objektiven Momenten und nicht Tediglid, 
auf Willtür beruht. (OBG. 27 S. 296.) 


Die Nr. 3 des $ 11 fteht mit der weiteren Vorfchrift des LBG. (83 127, 

133) nicht mehr im Cinllange. Die Vorfhriften des $ 11, welde den 88 30, 
34 des Zufl.-Cef. 1876 entfprechen follten, find als allgemeine Regeln durch) die 
Aenderung diefer, wie ſolche durch die $$ 127, 133 LVO. erfolgte, mit geändert 
worden. Nah $ 133 LUG. finden num gegen die Androhung eines Zwangs - 
mittels die gleichen Rechtsmittel, wie gegen die Anordnung ftatt, gegen die Feſt⸗ 
fegung und Ausführung eines Ziwangsmittel® aber „in allen Fällen“ nur 
bie Beihwerde im Kuffehtsmege. Zu diefer Feffegung und nicht a jener Ans 
drohung gehört jedod) bei dem Zwangsmittel der Ausführung durch Dritte ($ 10 
Se. 14. Aug. 1876, 3 132 Nr. 1 2BG.) die Beftimmung des mit ber 
andlung zu beauftragenden Dritten und des ihm hierfür zu gerwährenben Koften 

etrages (OBG. 27 ©. 298). Das Streitverfahren if daher wohl zuläffig über 

die ge, ob die Androhung des Zwangsmittel® der Ausführung durch dritte, 
3. 2. der fommiffarifcen Beauftragung eines tbeoretiich ausgebildeten Sach⸗ 
verfländigen mit der Verwaltung der ‘Forftbetricbageihäfte, rechtmäßig if, nicht 
aber über die Frage, welde Emolumente einem folden Rommiffar zu gewähren 
und ob hierfür die für die definitive Verwaltung etwa zu ünrecht feltgefegtei 
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Dienfbezüge tatſächtich angemefien find. Gegen biefe Feſtſehung und Aus - 
fin des Far iſt daher nur noch die Beſchwerde an bie Auffichts- 
behörbe zuläfitg, nicht mehr die Slage an das OBG. Die Klage beim OBC. 
würde allerdings nod; zuläffig fein, wenn der wegehräl, ben Weg der Zmwangs- 
etatifierung gemäß $ 19 — einſchlagt. Dieſe Klage kann jedoch feinen 
erfolg Haben, wenn die Rufforderung aus $ 10 oder die Androhungeverfügung 
nicht angefochten worden iſt ober auf Anfechtung vom OBG. aufredt erhalten 
worden ift (f. vorſtehend n. zu $ 10, $ 78 not. 11, OBG. 43 ©. 418). 
$ 12. Die im Staatsforftdienfte angeftellten Beamten find den in Ausführung 
biefes Gefeges an fie ergebenden Mufträgen des Regierungs-Präfidenten, des Bezirts- 
Ausſchuſſes und des Provinzialrats Folge zu Teiften verpflichtet. 
$ 13. (Aufgehoben gemäß Art. I Gef. vom 19. Mai 1889, &S. ©. 8). 
8 14. Die aus ber flnatlichen Oberaufficht erwachſenden often fallen der 
Stantstaffe zur Laſt. 

1. Die ber Staatskaſſe nach $ 14 zur Laft fallenden Koften betreffen bie 
Tagegelder und Reifefoften für bie zur Wahrnehmung ber Oberaufficht auf Ars 
meifung bes NRegierungs=Präfidenten ausgeführten Reifen von Forftbeamien 
(SMB. 1877 ©. 259). Dagegen Inden die Gemeinden nicht nur die Koften ber 
erfen Ausarbeitung von Plänen für den Betrieb ihrer Holgungen zu tragen, 
fondern auch die Koften ber fpäteren Revifionen dieſer Pläne, der fogenannten 
Zarations-Revifionen. Diefe Koften gehören nicht zu den aus der ftaatlichen 
Dber-Auffiht erwadgfenden und daher der Gtaatstaffe zur Faft fallenden Aus- 
geben; wohl aber gehören zu dem letzteren die Koften etwaiger Exmittelungen 
chufß Borbereitung der Feffteflung der Betriebspläne oder der, Entfcheibung - 
über die Notwendigkeit außerordentliher Tarreviſionen, ferner die Koften der 
Na prüfung der Revifionen, fowie bie der erneuten Feſtſtellung des Planes 
(O8. 17 ©. 888). Die Koften, welche aus einem Bwangsverfahren nad) $ 10 
entftehen, fallen der Gemeinde zur Laft. 

2. Zu Beräußerungen von Gemeindeforften follen bie Regierungen ben 
Ronfens in der Regel verfagen und nur in feltenen Ausnahmefällen rüdfichtlid 
einzelner Parzellen danı erteilen, wenn in feiner Weiſe ein Nachteil für die 
Gemeinde» oder für die Staats · Intereſſen und die allgemeine Landestultur aus 
der Veräußerung zu beforgen ift (BM®. 1856 ©. 18). 


Titel V. 
Don den Oefchäften des Magiſtrats. . 


$ 56. 


Der Magiftrat Hat als Ort3-Obrigkeit und Gemeinde-Ber- 
waltungsbehörde insbefondere folgende Gelhäfte: 


1. die Gefege und Verordnungen, fowie die Verfügungen der ihm 
vorgefegten Behörden auszuführen; 

2. die Befchlüffe der Stadtverorbneten-Berfammlung vorzubereiten 
und fofern er ſich mit denfelben einverftanden erklärt, zur 
Ausführung zu bringen. 

Der Magiftrat ift verpflichtet, die Zuftimmung und Aus— 
führung zu verjagen, wenn von den Stabtverordneten ein 
Beſchluß gefaßt ift, welcher deren Befugniſſe überfchreitet, 
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geſetz⸗ oder rechtswidrig ift, da3 Staatswohl oder das Gemeinde» 
Intereſſe verlegt. In Fällen dieser Art ist nach den Be- 
stimmungen im $ 36 zu verfahren; 


. die ſtädtiſchen Gemeindeanftalten zu verwalten und diejenigen, 


für welche befonbere Verwaltungen eingefegt find, zu beauf- 
figtigen; 


. die Einkünfte der Stabtgemeinbe zu verwalten, die auf dem 


Etat oder befonderen Beſchlüſſen der Stadtverorbneten be- 
ruhenden Einnahmen und Ausgaben anzuweifen und das 
Rechnungs und Kaffenwefen zu überwachen. Won jeder regel- 
mäßigen Kaffenrevifion ift der Stadtverorbneten-Berfammlung 
Kenntniß zu geben, damit fie ein Mitglied oder mehrere ab» 
ordnen fönne, um m Gefchäfte beizumohnen; bei aufßer- 
ordentlichen Kaffenrevijionen ift der Vorfißende oder ein von 
demfelben ein- für allemal bezeichnetes Mitglied der Stadt» 
verordneten-Verfanmtlung zuzuziehen; 


. das Eigenthum der Stadtgemeinde zu verwalten und ihre 


Rechte zu wahren; 


. ‚die Gemeindebeamten, nachdem die Stadtverordneten darüber 


vernommen worden, anzuitellen und zu beauffichtigen. Die 
Anstellung erfolgt, soweit es sich nicht um vorübergehende 
Dienstleistungen handelt, auf Lebenszeit; diejenigen Unter- 
beamten, welche nur zu mechanischen Dienstleistungen be- 
stimmt sind, können jedoch auf Kündigung angenommen 
werden. Die von ben Gemeindebeamten zu leiftenden Kautionen 
beftimmt der Magiftrat nad Anhörung der Stadtverordneten- 
Verfammlung. Im Städten bis zu 10,000 Einwohnern ($ 30,2) 
tönnen die Gefchäfte des Gemeinde-Einnehmers nad Ver— 
nehmung der Stadtverordneten-VBerfammlung mit Zuftimmung 
der Regierung dem Sämmerer übertragen werben; 


. die Urkunden und Akten der Stadtgemeinde aufzubewahren; 
. die Stadtgemeinde nad) außen zu vertreten, und Namens der- 


felben mit Behörden und Privatperfonen zu verhandeln, den 
Scriftwechfel zu führen und die Gemeinde-Urkunden in der 
Urfaprift zu vollziehen. Die Ausfertigungen der Urkunden 
werden Namens der Stadtgemeinde von dem Bürgermeiſter 
oder feinem Stellvertreter giltig unterzeichnet; werden in den- 
jelben m en ber Etndigemeinbe übernommen, fo muß 
noch die Unterjcrift eines Magiftratsmitgliedes hinzukommen; 
tu Fällen, wo die Genehmigung der Aufſichisbehörde erforderlich 
ift, muß dieſelbe in beglaubigter Form der gedachten Aus- 
fertigung beigefügt werden; 


. die ftädtifchen Semeindeobgaben und Dienfte nach den Gefehen 


und Beihlüffen auf die 


erpflichteten zu vertheilen und Die 
Beitreibung zu bewirken. 
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Die Geichäfte, welche der Magiftrat zu beforgen hat, find der Hauptfahe nad 
zweifacher Natur: 

A. die Geihäfte der Orts-Obrigkeit, die in ber Ausführung der Gelege, 
Berordnungen und Verfügungen der Staatsbehörden beftehen, 

B. die Gefchäfte der Gemeinde-Berwaltung im engeren Sinne, bei welder 
der Staat nur mittelbar beteiligt ift. 

Die Iepteren eignen fic) ihrer Natur nad} mehr zu einer kollegialiſchen Ve- 
antun. Die erfteren dagegen, namentlid) die im $ {> aufgeführten, Laffen ihrer 

tur madı_eine folche Behandfung wenig oder gar nicht zu. Su beiden Beziehungen, 
ſowohl als Ort8-Obrigfeit, als aud) ala Gemeinde-Berwaltungsbehörde, it ber Magiftrat 
eine Öffentliche Behörde und ermangelt daher der jurifiilhen Perfönlichkeit. Die 
Berjonen, aus denen er befteht, find öffentliche mittelbare Staatsbeamte ($ 69 MR. II, 10, 
DSG. 16 ©. 154, 19 ©. 62, 20 S. 39). 

Im Vereine mit der Stadtv.-Berf. repräfentiert der Magiftrat die Studt- 
Perfönlichkeit. Seine Beihlüffe und Genblungen gelten als Wilfensäußerungen und 
Handlungen der Stabt. Ceine da? gelamte Gebiet der Bollziehung in den ſadtiſchen 
Angelegenheiten umfafiende Zuftänbigteit wirb aber begrenzt durch ben Begriff der 
Geneindeangelegenheiten (89) und durch das Vitwirkungsreht der Gtabto.-Beri. 
f. $ 35). Eine firenge Conderung zwifcen den Angelegenheiten, in denen der 

agiſtrat felbfländig eniſcheiden darf umd im folchen, für die ein Gemeindebeſchlußß 
erforderlich if, laht fidh nicht durchführen, Dem Talte des Magiftras und der 
Etabiv.-Berf. bleibt überlaffen, die richtige Grenze zu finden. Als maßgebend ift 
jedoch zu betradhten, daß durch Semeindebefihfug. mr die Normen für die Bollziehung 
aufgeftellt erden, während die Ansführungs-Borfcriften und die Anwendung der 
Normen anf den gegebenen Fall dem Magiftrat, als dem vollziehenden Organe, über: 
Iaffen bleiben muß. Andererfeits ift jede Angelegenheit, die durch Gemeindebefhluß 
geregelt ift, badurd dem freien Ermeſſen des Magiftrats entzogen und nur burd) 
Gemeindebefhluß kaun darüber anderweit beftimmt werden (ſ. o. $ 85 ©. 155, 
Zebens ©. 258). Im $ 56 find diejenigen Gefhäfte aufgezähft, auf welc)e der $ 35 
als auf foldhe hinweift, die den Magiftvat „ausihlieglih” zur Erledigung überwieſen 
feien (f.©.156). In diefen Fällen des $ 56 ift daher die Stadtv.-Berf. zu einer Mitwirkuug 
nicht berufen mit Ausnahme der Befimmungen unter Nr. 6, wo eine Vernehmum 
bezw. Anhörung der Stadtv.-Berf. vorgefchrieben ift und unter Mr. 4, wofelbft die 
Zuzichung des Vorſitzenden oder eines anderen Mitgliedes der Etadtv.-Berf. vor- 


geichen ift. 


A. Der Magiftrat als Ortsodrigkeit. 
8 56. Der Magiftrat hat als Ort3-Obrigkeit und Gemeinde 
Berwaltungsbehörde insbefondere folgende Geſchäfte: 
1. die Gefeße und Verordnungen, fowie die Verfügungen der ihn 
vorgefegten Behörden auszuführen; 


Der 5 56 bezeichnet unter Mr. 1-9 die dem Magiftrat in feiner Eigenſchaſt 
als Ortsobrigkeit und Gemeinde-Werwaltungsbehörde olliegenden Geſch jedod), 
wie aus dem beigefügten Morte „insbefondere” zu entnehmen, nicht in erihöpfender 
Weiſe. Bon den aufgeführten Geſchäften find zweifellos die unter Nr. 1 bezeichneten 
als foiche zu eradhten, welde von dem Dagiftrat in feiner Eigenfdhait als „Orts 
obrigfeit“ zu erledigen fd. OBO. (35 5. 92) Hält and) die unter Nr. 7 aufgeführten 
für obrigfeitliche Geſchaͤſte des Vagiſtrats. Ähgeſehen davon find dem Magiſtrat als 
DOrtsobrigfeit auf dem Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung, der Gewerbeorduung 
ufto. eine Reihe von Gefhäften überwiefen. Ta der Dagiftrat, foweit er nicht als 
Gemeindeverwaltungsbchörde, fondern als Ortsobrigfeit tätig ift, nicht auf die Mit- 
wirfung der Stadtv.-Berf. angewiefen ift, auch deren Kontrolle micht unterliegt 
(8 37 ©. 164), ift e8 von Bedeutung, die Grenze feftgeftellt zu fehen, bis zu welcher 
die obrigfeitlihen Zunftionen des Magiftrats ſich erftreden umd jenfeitg weldjer die der⸗ 





E SO. 5 56 Nr. 1. Der Magiftrat als Ortsobrigfeit 
238 (Stavraustäuh). ° 


waltungsbehörblihen beginnen. Eine ſolche allgemeine Feſtſtellung ift weder in der 
StD., nod), in anderen Gefehen unternommen. ebens faßt das Ergebnis feiner in 
dem Auffape „der Magiftrat als Ortsobrigkeit" (BEL. 3 ©. PO niebergelegten 
Erörterungen in dem Sage zufammen: „Ortsobrigfeit“ ift ber Magiftrat nur, infowelt er 
als Organ des unmittelbar beteiligten Staates durch Rechtsnorm oder von ber zuftändigen 
Staatsbehörde zu obrigkeitlichen Funktionen berufen wird, nicht aud in ber Ber- 
waltung der Gemeindeangelegenheiten, im&befondere ber Angelegenheiten bes $ 56 
Nr. 2-9 StO. Bon einzelnen Gegenftänden, welche nad} diefem allgemeinen See 

unfte in den Kreis ber obrigfeitlihien Geihäfte des Magiftrats entfallen, führt 
Yebens a. a. D. außer den unten unter A I—IV aufgeführten Geſchäften, nod an: 
Die der Rreiß-, Bezirl8-, Provinziaf- und allgemeinen Staatsverwaltung, die Geihäfte 
auf dem Gebiete des Steuerweiens des Staats felbft und der weiteren Kommunal 
verbände (ORG. 37 ©. 116, f. u. $ 62), die des Militärerfagiweiens (PBB. 23 ©. 113), 
der örtlichen Statiſtik, ſowie die im $ 62 unter C. 2 und 3 bezeichneten Angelegen- 
heiten auf dem Gebiete des Juflige und Militärwefens ufw. (fiehe mod über bie 
Stellung des Magiftrats als Ortsobrigkeit: Preuß, das ſtädtiſche Aintsrecht ©. 374). 

Als Ortsobrigfeit_ift der Magiftrat Organ der Staatsgewalt. In 
biefer Stellung if er, wie fi) $ 105 StO. 1881 ausbrüdt, fo berechtigt, ais ver« 
pflichtet, wicht mur darauf zu fehen, daß überall die beftehenden Lanbesgeleie gehörig 
beobachtet werden, foweit für dielen Jwed nidht befondere Behörden beftellt find, 
fondern auch die Yufträge, welde ihm von den Gtaatß-Behören in allgemeinen 
Landes-Angelegenheiten gemacht werden, zu übernehmen und forgfältig auszuführen. 
Er if in dieſer Beziehung ganz unAbhängig von der Stadtgemeinde, an bie Mits 
wirkung der Stadtv..Verf. nicht gebunden und nur den betreffenden Staatsbehörden 
verantwortlich. Bıvar hat das Magiftrats-Sollegium, trogdem feine ausdrüdlic, an« 
ertannte Cigenfcjaft al? Ortsobrigfeit dahin führen müßte, nicht die Handhabung der 
Ortspolizei, — biefelbe fteht vielmehr nur feinem Vorfigenden zu. Der Magiftrat 
hat aber über die Organifation der Polizeiverwaltung mit zu befätiehen, die Polizeis 
beamten anzuftellen und feine Zuſtimmung zum Erlaß von Boligei-Berorbnungen ger 
wiffer Art, bezw. fein Gutachten zu geben. (©. u. $ 63 SO.) 

Zur Durchführung der vom Magiftrat in Ausübung feiner obrigkeitligen 
Gewalt getroffenen Anorbnungen fteht ihm die Anwendung der dur $ 132 IB. 
vorgefehenen Zmangsmittel zu. Indes find die Zwangsmittel nicht zuläffig be— 
treffs Anordnungen, bie von dem Magiftrat in rein tommmnalen Angelegenheiten er« 
laſſen find. 


IL Als Organ der Staatsgewalt handhabt in Städten mit mehr als 10.000 
Einwohnern der Magiſtrat felbft, in Stadtfreifen ein aus feiner Mitte gewählter 
Austhub — der Stabtansfhuß — oewiffe Gefhäfte der allgemeinen 
Lanbes-Bermwaltung (98 4 u. 37—39 LBG.). 

1. Ueber die Organifation des Stadtausfhuffes befimmt LBG.: 

84 Zur Mitwirkung hei den Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung 
mad) näherer vorſchrift der Gefege beftchen für die Provinz am Amtsfige des Ober- 
Präfidenten der Provinzialrat, für den Regierungsbezirk am Amtsfige des Regierungs- 
Präfidenten der Bezirksausſchuß, für den Kreis am Amtsſitze bes Landrats der 
Kreisausſchuß. 

An die Stelle des Kreisausſchuſſes tritt in den durch die Geſetze vorgeſehenen 
Fällen in den Stadtkreiſen der Stadtausſchuß, in ben einem Landkreiſe an- 
schörigen Städten mit mehr als 10.000 Einwohnern der Magiftrat (kollegialifche 
Gemeindevorftand). 

In Stadtgemeinden, in welchen der Bürgermeifter allein den Gemeindevorfland 
bildet, treten für die in dem zweiten Abfage bezeichneten Fälle am die Stelle des 
Wagiſtrats der Bürgermeifter und die Veigeordneten als Kollegium. 
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. Der Stabtausfhuß und der Magiftrat im Falle des S 4 Abf. 2 find Ber 
waltungsbefchlußbehörden und Bermaltungsgerichte erfter Inſtanz. Der Stadtausihuß 
tritt nicht allgemein, fondern nur in ben durch die Geiche vorgefchriebenen Fällen 
in. 2 u. 3) an die Stelle des Kreisausſchuſſes, hat daher eine beihränttere Wirffam- 
teit als letzterer. Noch enger begrenzt ift die Suftänbigteit des Magiftrats in dem 
einem Landfreife angehörigen Städten mit mehr als 10.000 Einwohnern (f. n. 2). 

s 37. Der Stadtausſchuß beſteht aus dem Bürgermeifter bezw. beffen 
gefeglichem Stellvertreter als Borfigenden und vier Mitgliedern, welde vom Magi- 
frrate (kollegialiſchen Gemeindevorftande) aus feiner Mitte für bie Dauer ihres Haupte 
amtes gewählt werben. 

Für Fälle der Behinderung fowohl des Bürgermeifters wie feines geſetzlichen 
Stellvertreters wählt der Stadtausſchuß den Borfigenden aus feiner Mitte. Derfelde 
bedarf der Beftätigung des Regierungs-Präfidenten, in dem Stabttreife Berlin des 
Ther-Präfidenten der Provinz Brandenburg. 

Der Vorfigende oder ein Mitglied des Stadtausfghuffes muß zum Nichteramt 
oder zum höheren Berwaltungsbienft befähigt fein. 

Wegen der Dualifitation (Abf. 3) |. 8 30 StO. ©. 143 n. 2, 

$ 38 (bezieht fi) auf Stadttreife, in denen der Bürgermeifter allein den Ger 
meindevorftand bildet). 

$ 39. Die gewählten Mitglieder des Kreis- (Stadt) Ausſchuſſes können aus 
Gründen, welde die Entfernung eines Beamten aus feinem Amte rechtfertigen 
18 2 des Gefeges vom 21. Juli 1852, betreffend die Dienftvergehen der nicht 
richterlichen Beamten), im Wege des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben 
werden. 

Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorſchriften des genannten Geſetzes 
mit folgenden Maßgaben: 

Die Einleitung des Verfahrens, ſowie die Ernennung des Unterfuhungs 
tommiffars erfolgt durd; den Megierungs-Präfibenten. j 

Die entfceidende Behörde erfter Inſtanz iſt ber Bezirlsausſchuß, die entfcheidende 
Behörde zweiter Inftanz nad dem Gef. vom 9. Mai 1889 der Disziplinarfenat 
des OVG. 

Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft wird für die erſte Juſtanz von dem 
Regierungs · Praſidenten, für die zweite Inſtanz von dem Miniſter des Innern 
ernannt. 

Zu ben „gewahlten“ Mitgliedern des Stadtaudſchuſſes gehören der Bürger- 
meifter und fein gefehli—her Stellvertreter nicht. Der Bürgermeifter und deifen 
gefeglicher Bertreter find, fo lange fie ihr Hauptamt bekleiden, in dem Nebenamt 
ald Mitglieder des Stadiausſchuſſes nicht abfegbar. Für Berlin übt die im 
biefem Paragraphen dem Regierungs- Präfidenten überwielenen Funktionen gemäß 
8WG. 5 41 Abf. 1 der Oper-Präfdent aus, da der Stadtausihuß feiner Zur 
ſammenſetzung nad; als ein fommunales Organ zu betrachten iſt. 

840. Der Kreis. (Stadt) Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn mit Einſchluß 
des Vorfigenden. drei Mitglieder antvefend find. Die Beſchlüſſe werden nad) Stimmen» 
mehrheit gefaßt. IA eine gerade Zahl von Mitgliedern anmefend, fo nimmt das dem 
Lebensalter nach jüngfte gewählte Mitglied an der Abſtimmung nicht Teil. Dem 
Verichterſtatter ſteht jedoch in allen Fällen Stimmrecht zu. 
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Fir den Gtabtausfhuß und ben Magiftrat gelten in Angelegenheiten ber 
allgemeinen Landesverwaltung hinfichtlich des Verfahrens und der örtlichen Zur 
fändigkeit die im dritten Teile des LBG. ($ 50 u. ff.) gegebenen Vorſchriffen. 
Tritt der Magiftrat an Stelle des Stadtausſchuſſes, fo negmen an den betrefien- 
den Gitungen fämtliche Mitglieder des Magiftrat Teil. Die Beichlußfähigfeit 
ws rule richtet fi) nad) den Gemeindeverfaffungs-Gefegen (OLG. 5 

2. Zuftändigfeit des Stadtausfhuffes und des Magiftrats in 
den Angelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung. 

a) Die örtliche Zufländigkeit ift durch $ 87 m. ff. LWG. geordiet. Nach 
$ 59 BG. wird, wenn bei einer Angelegenheit, welche zur Buftändigfeit des Stadt- 
ausichuffes gehört, die betreffende Stabtgemeinde als foldje beteiligt it, für das Ber 
twaltungsftreitverfagren von dem Bezirtsausfguffe und wenn cin Stabtfreiß beteiligt 
it, vom OBG,, für das Beihlußverfahren von dem Reg.-Präf., für Berlin von dem 
Ober-Präfidenten ein anderer Kreis. oder Stadtausſchuß mit der Entſcheidung oder 
Berhlupfaffung beauftragt. Borausicgung der Anwendbarkeit dev Borfehrift des $ 59 
ift_die, daß, die Stadtgemeinde als foldhe in der Gelbftverwaltung ihrer Angelegen- 
heiten Partei im Streitverfahren if, daß es ſich aljo um Rede uind Pflichten der 
Stadt als folder, welche Gegenftand cines Streitverfahrens fein können, handelt. 
DOBG. 3 ©. 46, 16 ©. 423). Diefer Fall liegt vor, wenn die Konzeffion für eine 

eitens der Stadt zu betreibende gewerbliche Anlage nachgefucht wird, nicht aber 
wenn Seitens der Gemeindebehörde aus allgemeinen öffentlichen, das finanzielle 
Intereſſe der Gemeinde nicht berührenden Gründen gegen eine beabfichtigte gewerblidye 
Anlage Einwendungen erhoben werden, and) nicht, wern es fid) um die einem Dritten 
in einem ftädtifchen Gebäude zu gewährende Schanktonzeffton handelt. 

db) Ueber die fahliche Zuftändigfeit des Gtadtausfhuffes bezw. des 
Magiftrats beftimmt Zuft.-Gel.: J 

$ 109. Anträge auf Genehmigung zur Errichtung oder Veranderung gewerb- 
licher Anlagen (88 16 bis 25 Gew.-Dxdn. ım der Faſſung v. 26. Juli 1900 (MGS. 
©. 871) u. Berordu.. dv. 17. Zamıar 1901 (9S.&. 3). Maßgebend ift die tehniiche 
Anleitung des Minifters für Handel und Gewerbe v. 15. Mai 1895 (BML. ©. 196) 
und bezüglich des Verfahrens die Anweiſung zur Ausführung der Gew.-Orbn. von 
1. Mai 1904 (BNB. ©. 201), bei der Genehmigung don Dampfleffeln außer den 
88 24, 25 Gem.-Drdn. die Anweiſung betr. die Genehmigung und Unterfudung von 
Dampfteffeln v. 9. März 1900 (TMP. ©. 139 vergl. aud) Gef. vom 3. Mai 1872 
betr. den Betrieb von Dampfteffeln (6S. &. 512) und Nr. 34 der Ausführungs-Ans 
weifung vom 1. Mai 1904 (BML. ©. 201). 

$ 114. Anträge auf Erteilung der Erlaubnis zum Betriebe der Gaſtwirtſchaft 
oder Schankwirtfchaft, zum Kleinhaudel nit Braumtwein oder Spiritus, fowie zum 
Betriebe des Pfandleihgenverbes und zum Handel mit Giften (S$ 33, 34 Gew.-Oxdn.). 
Ueber die im $ 114 Abf. 3 bezeichneten Anträge auf Erteilung der Erlaubnis 
zum Betriebe der Gaftwirtichaft, zum Ausſchänken von Branntwein, Bier oder anderen 
geiftigen Getränten, fowie zum Meinhandel mit Branntwein oder Epiritus müffen 
die Polizeivermaltung und der Magiftrat, bevor der Stadtauſchuß beichlieht, gehört 
werden. Diejenigen dem Iehteren angehörenden Mitglieder des Magiftrats, welde 
bei diefer Anhörung nicht beteiligt gewelen find, find an ber Ausübung des Richter» 
anıts im Stabtausfäuffe in Bezug anf foldhe Anträge, gegen welde der Magiftrat 
Widerfpruc erhoben hat, nicht behindert. Die Beftinmung bes $ 114 cit. wegen 
Anhörung des Dagiftrats kann in Stabtkreifen zur Ausführung gebracht werden, ohne 
daß der Stadtausichuß von der Ausübung feiner Tätigteit ausgefchloffen wird, felbft 
wenn der Magiftrat nur aus acht Mitgliedern beftünde. Da der Magiftrat bei An- 
wefenheit von mehr als ber Hälfte feiner Mitglieder beſchlußfähig ift, % bleiben von 
acht noch drei Mitglieder übrig, welche im Stadtansiguß als Mitglieder fungieren 
tönen (OB. 16 ©. 489). 

Außerdem die —— des Reichägefetges vom 1. Juli 1888 erlaſſene Ber- 
ordnung vom 31. Dezember 1883 (GO. 1884 ©. 7): Anträge auf Erteilung ber 
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Erlaubnis in ben Fällen des_$ 338 ‚auf Veranflaltung von Eingfpielen, Gefangs- 

x. Borträgen und in bem Falle des $ 42b Abf. 1 Gew.Ordn. (Erlaubnis zum 
janfierhandel innerhalb des Gemeindebrzirtes des Wohnfites und der gewerblichen 
ieberfaffung) und die 

Berorbnung vom 30. Juli 1900 (GS. &. 308), Anträge auf Erteilung der 
Erlaubnis zum Betriebe des Gewerbes eines Pfandvermittlers, Gefindevermieters oder 
Stellvermittlers ($ 34 Gew.-Orn.). 

3. Ueber die weitere Zuftändigkeit des Stabtausfchuffes vergl.: 

a) Zuſt.⸗Geſ. $ 48 Nr. 1: Schiebsrichterliches oder fühneamtliches Bermitte- 
tungsochhe zwiſchen Armenverbänden; Sei ir 

$ 43 Nr. 2: Streit zwifchen Arımenverbänden und ben zur Unterftügung eines 
Hülfsbebürftigen verpflichteten Angehörigen. . 

Für die den Stadtausihüffen durch $ 43 Zuf.-Gef. zugewieſenen Beichluß- 
fachen wird es regelmäßig der Eubftituierung eines anderen Stadtausſchuſſes 
nad $ 59 8WG. bedürfen. Zwiſchen einer Stadtgemeinde und dem Ortsarnien - 
verbande derfelben Gtabt beftcht eiıte Jdentität, vermöge welder jene „als fold)e“ 
Seretigt ift, da Di, bei dem Stbtansicufe den Anfprud) verfolgt, daß die 

(ngehörigen eines Hülfsbebürftigen zu deffen Unterftügung Berangezogen werden. 

(86. 18 ©. 149, ° 9 berangezog 

$ 65: Beſchluß über den Erlaf von Neglements wegen Räumung von Gräben 
und Waſſerlaufen 

$ 67: Seftietung der Höhe des Waſſerſtandes bei Staumerfen; 

88 68, 69, 70, 71: Berihafung von Borflut; 

76—80: Anträge eines Uferbefigers auf Einräumung oder Beſchränkung 

von Rechten bebufs Ausführung oder Erhaltung von Bewäfferungsanlagen; 

$ 9 in den Fällen der $$ 51, 53, 71 des Gefches, betreffend Bildung von 
Baffergenoffenfhaften vom 1. April 1879 (@&. ©. 297); 

SS 100, 101: betr. Aufficht über Fifcherei-enoffenlHaften und Streitigfeiten 
über bie Verpflichtung zur Teilnahme an ben Laſten der Fifchereigenoffenfdaften nad 
55 9, 10 des Filcherei-Geieges vom 30. Mai 1874 (8. ©. 197). 

$ 151 in den Fällen des $ 53 Abf. 1 des Enteignungsgef. v. 11. Juni 1874 
(68. ©. 221). . 

b) Gefeg betr. die Befugniffe der Steombauvermaltung gegenüber den Ufer 
befigern an öffentlichen Flüffen vom 20. Anguft 183 (6S. ©. 83) $ 9. 

©) Rad dem Gefe betreffend die Abgrenzung und Geftaltung der Berufs- 

offenfhaften anf Grund des $ 140 des Unfall-Berfiherungs-Gef. für Land» umd 
Forftwirtfdaft v. 30. Zuni 1900 (RGP. ©. 641), v. 16. Juni 1902 (6S. ©. 261) 
tritt der Stadtausſchuß an die Stelle des Seftionsvorftandes, wenn durch Beſchluß 
der fonftituierenden oder einer fpäteren Genoffenfdafts-Berlammlung die Verwaltung 
der Genoffenfdaft bezw. der Sektion an Organe der Selbfiverwaltung übertragen 
wird. den Stadtkreifen tritt au die Stelle des Landrats der Bürgermeifter und 
an die Stelle der Kreisverfammlung die Stadtoerordneten-Berfammlung. 

A) Nad} der Berordn. vom 19. Auguft 1897 (GS. ©. 401) findet gegen die 
Berfügung der unteren Vermaltungsbehörde, durd, weldhe die Befugnis zum Halten 
amd zur Anleitung von Lehrlingen entzogen wird ($ 1268 Abf. 3 Gew.-Urdr.) oder 
durch weldhe bie Befugnis gm Halten von Sehrtingen befchränft woird ($ 128 Abi. 1 
Gew.Ordn.) binnen zwei Wochen die Klage beim Stadtausihuß ftatt. 

©) Gel. bett. Anerbenrecht bei Renten- und Anfiedelungsgütern vom 8. Juni 
1 (08, 6.1) Anhörung des Kreis- (bezw. Stadt«) Ausihuffes im Falle des 
87%. 2 u. 8. 


IL Auf verfchiedenen Gebieten des ftädtifchen Lebens kommt dem Magiftvat 
in feiner Eigenfhaft als Ortsobrigteit nad) der Gewerbeordnung ein weient- 
licher und beftimmender Einfluß zu: 

1. Hinfichtlih des Gewerbebetriebes und der gewerbliden Aus 
lagen f. 58 14, 15, 36, 42b Gew.-Tron. 
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2. Hinfichtlic des Marktverkebrs: 


$ 64. Der Beſuch der Meffen, Jahr · und Wochenmärkte, ſowie der Kauf und 
Verlauf auf benfelben fleht einem Zeden mit gleichen Befugniffen frei. 


Bo jedoch nad) der bisherigen Ortsgewohnheit gewiſſe Handwerkerwaren, welche 
nicht zu ben im $ 66 bezeichneten Gegenſtänden gehören, nur bon Bewohnern des 
Marktortes auf dem Wodjenmarfte verkauft werden durften, Tann die höhere Ber- 
waltungsbehörde, auf Antrag der Gemeindebehdrde, den einheimiſchen Berkäufern 
bie Fortfegung des herkömmlichen Wodjenmarktvertehrs mit jenen Hanbiverferwaren 
geftatten, ohne auswärtige Berfäufer berfelben Waren auf dem Wochenmarkte zu- 
zulaffen. 

Das Marktreht, oder das Recht Fahrmärkte zu alten, kann nur duch 
ausbritdliche Verleihung vom Gtante, mich aber durd Verjährung erworben 
werden (OX. Entih. Bd. 14 ©. 101). — Märkte find gewerbliche Einrichtungen 
mit befonderen Vorrechten filr den Einkauf und den Verkauf von Waren, welde 
unbedingt eine Anerfennung oder Zulaffung von Seiten der dazu berufenen 
ſtaatlichen Autorität vorausſetzen. Feder Marktverfchr außerhalb der öffentlich 
geftatteten Märkte ift unzuläffig, aber ſoweit er bloß polizeilidy gebildet wird, 
nicht ala ein Marktverkehr im Sinne der Gem.-Drdn. zu betrachten, fodaß auf 
ihn aud) nicht die Befhräntungen Hinfihtlid der zu verlaufenden Waren (j. 8 66) 
Anwendung finden (OB. 8 ©. 46, 9 ©. 507), Doch bleibt der Polizei die 
Befugnis gegen den Handelöverkehr auf folden Märkten überhaupt aus dem Ge- 
fihtspuntte einzufchreiten, daß fi auf den betreffenden Grunbftüden ein öffent 
licher Darttvertehr entwwidelt hat. Cin Berfehr aber, weldher auf einem Grund- 
ftüde dadurch entfteht, daß der Eigentümer das Feilbieten von Waren auf die- 
fem und den Zutritt der Saufluftigen geftattet, wird weder durch Die 
Beftimmungen der Gemw.-Drbn. über den Markiverkehr berührt, noch ift cr durch 
fonftige Gefegesvorfchriften für unzuläffig erflärt, oder von polizeilicher Genchmi- 
gung abhängig (OB®. 21 ©. 346). 

5 65. Die Zahl, Zeit und Dauer der Meffen, Jahr- und Wocdenmärkte wird 
von ber zuftändigen Berwaltungsbehörde feſtgeſetzt. 


Dem Marttberechtigten ſteht gegen eine ſolche Anordnung fein Widerſpruch zu; 
ein Entfhädigungsanfprucd; gebührt demfelben nur dann, wenn durch die Anordnung 
die Zahl der bis dabin abgehaltenen Märkte vermindert wird und eine größere Zahl 
ausdrücklich und unwiderruflich verliehen war. Gemeinden, welche einen Entſchädi- 
gungsanfpruch geltend machen wollen, müffen aufßerbem nachweiſen, daß ihr Recht 
auf einen ſpeziellen läftigen Titel ſich gründet. 


$ 68. Der Markwerkehr darf in feinem Falle mit anderen als ſolchen Ab- 
gaben belaftet werben, welche eine Vergütung für ben überlaffenen Raum und ben 
Gebraud) von Buben und Geräticaften bilden. In den Beftimmungen darüber, ob 
und in welchem Umfange Abgaben biefer Art erhoben werben bürfen, wird durch 
gegenwärtiges Geſetz nichts geändert. Ein Unterſchied zwiſchen Einheimiſchen und 
Fremden bezüglich der Zahlung der Abgaben darf nicht ftatıfinden. 


$ 69. In den Grenzen der Beſtimmungen ber 98 65 bis 68 kann die Orts- 
poligeibchörbe, im Einverftänbnis mit der Gemeindebehörbe, die Marltordnung 
nach dem örılichen Bedürfnis feftfegen, namentlic) aud) für das Feilbieten von gleich- 
artigen Gegenftänden den Play und für das Feilbieten im Umhertragen, mit oder 
ohne Auscuf, die Tageszeit und die Gattung der Waren beftimmen. 
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$ 70. In Betreff der Märkte, welche bei befonderen Gelegenheiten oder für 
beftimmte Gattungen von Gegenftänden gehalten werben, bewendet es bei den beftehen- 
den Anordnungen. 
Erweiterungen biefes Marktoerkehrs können von ber zufländigen Behörde mit 
Zuftimmung der Gemeinbebehörbe angeorbnet werben. 
uf.-Gef. $ 127. Der Provinzialrat beſchließt über die Zahl, Zeit und 
Daueber Bea Ind Biehmielie 5 u 30 8 

Gegen den Beſchluß findet die Beſchwerde an den Minifter für Handel und 
Gewerbe ftatt. 

Zuftl.-Gef. $ 128. Der Bezirksausſchuß befchließt über die Zahl, Zeit 
und Dauer der Mocenmärkte, über bie fernere Geftattung des Herfömmlichen 
Wochenmarkwerkehrs mit getwiffen Handwerkerwaren von Seiten der einheimiſchen 
Verkäufer ($ 64 ber Reichs. Gewerbeordnung), ſowie darüber, welche Gegenftände 
außer den im $ 66 a. a. D. aufgeführten, mad Ortsgewohnheit und Bedürfnis 
im Regierungsbeziete überhaupt oder an gemwiffen Orten zu den Wocenmarfts- 
artifeln gehören. 

Die Feftfegungen über Zahl, Zeit und Dauer der Wochenmärkte erfolgen 
unter Zuftimmung der Gemeindebehörden des Marktortes, 

& PR den Stadtkreis Berlin ift der Bezirks-Ausſchuß gleichfalls zuftändig. 

) 

"Im Hinfiht auf den Wochenmarkwerkehr ift die Zuſtändigkeit des Bezirks. 
ausſchuffes dahin zu begrenzen, daß derſelbe darüber zu beichlichen hat, an wie viel 
und an welden Xagen in dem betreffenden Gemeindebezirk ein Markt beflimmter 
Art Rattfinden fol. Im Anfchluffe an Diele Feftfegung hat fobann die Ortßpoligei- 
behörde im Einverftändnis mit ber Gemeindebehörde duch die Marktordnung den 
Play oder die mehreren Pläge für den Marktverkehr zu beftimmen. Danach hängt 
die Beantwortung ber Frage, ob ftädtifhe Markthallen, Marttpläge für ben öffent» 
lien Wodenmarktvertehr bilden, lediglich davon ab, ob ihnen dieſe Eigenſchaft mit 
Zufimmung ber Stadtgemeinde von der Ortspolizeibehörde beigelegt iſt. Im Berfolg 
einer ſolchen Beftimmung ift ſodann die DOrtspolizeibehörde zur Beſeitigung des 
Wochenmarkwerkehrs auf den Plätzen, welche bisher diefem Verkehr gedient haben und 
weiter dazu befugt, bie Snrfernung later Händler, welche andere als die im $ 66 
Gew.-Drdn. als Gegenftände des Wochenmarktverkehrs bezeichneten Waren feilhalten, 
aus den Martthallen zu fordern (OV®. 15 ©. 366, 21 ©. 346). Die Poligeibehörde darf 
nicht einfeitig, d. 5. ohne Einverſtändnis mit der Gemein debehörde, eine den Markt 
pla betreffende Anordnung erlaffen, anch nicht in ber Form, daß fie die Benubung 
des Siherigen Blates unter Geltendmaghung poligeilidjer Sntereffen verbietet (OBG. 22 

Unter ben Gemeinbebehörben im $ 128 Abf. 2 ift der Gemeinbevorftand und 
die Gemeindevertretung zu verftehen. Weber die Markt-Kommiifion |. $ 59 B. n. 4. 

Zuft.-Gef. $ 130. Der Bezirksansihuß befehließt über die Einführung 
neuer, fowwie über die Erhöhung oder Ermäßigung oder anderweite Regulierung 
beſtehender Marktfiandsgelder (Geſ. v. 26. April 1872, betr. die Erhebung 
von Marttftandsgeldern, ®S. ©. 513). 

Bei der Beftimmung des 5 5 Abſ. 2 des Geſetzes vom 26. April 1872 be- 
hält e8 fein Bewenden. 


Geſetz vom 26. April 1872, betreffend die Erhebung bes Marktſtands- 
geldes (GS. ©&. 518). 
$1. Für den Gebrauch öffentlicher Pläge und Straßen zum Feilbieten von 
Waren auf Meffen und Märkten barf eine Abgabe (Marktftandsgeld) nur unter Zur 
ſtimmung ber Gemeinde und Genehmigung bes Bezirksansfchufies nad; Maßgabe diefes 
Seſetzes eingeführt, oder wo fie beftcht, erhöht werben. 
16* 
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52. Die Höhe des Marktftandsgeldes ($ 1) ift nur nad) der Größe des dont 
Feilbietenden zum Marktſtande gebrauchten Raumes und nad ber Dauer des Feil- 
bieteng zu beflimmen. Sie darf den Sat von 2 Sgr. (20 Pig.) für den Quadrate 
meter und ben Tag bes Feilbietens nicht überfteigen. 

Bie diefe Vorſchrift auf Gegenftände, die weder auf Tifchen nod in Buben, 
Kiften, Fäffern, Körben, Haufen uſw. feilgeboten werden, anzuwenden und in welcher 
Beife das Marktftandsgeld für Gegenftände, welche bei geringem Werte einen großen 
Raum einnehmen, verhältnismäßig geringer feftzufegen if, fan in ben betreffenden 
Tarifen mit Genehmigung des Bezirlsausſchuſſes befonders beftimmt werben. 

Im gleicher Weife it über die Anwendung ber Vorſchrift des erfien Abſatzes 
auf Bruchteile des Quadratmeters Beftimmung zu treffen. 

8 3. Unter den Marktftandsgelbern (88 1 und 2) if die Miete für Buben, 
Zelte, Tiſche, Unterlagen, Stangen oder fonftige Vorrichtungen, welche ben Verkäufern 
zum Gebrauche überlaffen werden, nicht begriffen. 

Es ſteht einem Jeden frei, ob er ſich der ihm ſelbſt zugehörigen Vorrichtungen 
bedienen oder folde von Anderen entnehmen will. 

$ 4. Die Tarife zur Erhebung von Marftftandsgeldern müffen während der 
Meß · und Marktzeit zu Federmanns Einfiht auf den zum Feilhalten beflimmten 
Plägen und Straßen aufgeftellt fein und es dürfen außer den darin beftimmten Ab» 
gaben feine anderen erhoben werben. 

Die Erhebung darf nur auf der Verfaufsftelle, nicht aber ſchon beim Eingange 
der Waren in den Marktort, ftattfinden. 


Es ift unzuläfig, den Berfäufern das Berlaffen ihrer Gtanbpläe bis 
u Bgebtung des Standgelbes durch Boligei-Berorbnung zu verbieten (AGE. 8 


$5. Wo es für notwendig erachtet wird, können die Marktftandsgelder, fo» 
wohl die ſchon beftchenden, wie die infolge dieſes Geſetzes etwa neu eingeführten, 
nad) Anhörung der Gemeinde von ben Bezirks-Ausſchüſſen den 88 2, 3 und 4 ent- 
ſprechend ermäßigt und anderweit reguliert werden. 

Beruht aber das Hebungsreht auf einem befonderen Rechtstitel und wider: 
Spricht der Berechtigte, fo bleibt bie Ermäßigung ober anderweite Regulierung dem 
Minifter des Handels ımd der Finanzen vorbehalten. In diefem Falle ift für den, 
dem Berechtigten erwachſenen Ausfal Entfhädigung zu gewähren, infofern nicht 
die Berechtigung dem Fisfus ober einer Gemeinde innerhalb ihres Gemeinbebezirts 
zuſteht. 

Bevorzugungen, welche bei Entrichtung von Marktflandsgeldern ſtattfinden. 
Können aufgehoben werden, inſofern fie nicht auf beſonderem Rechtstitel beruhen. 

56. Wer Morktftandsgeld erhebt, oder erheben läßt, von welchem er weiß, 
daß es gar nicht oder nur in geringerem Betrage zu entrichten ift, hat für jeben 
Uebertretungsfall eine Geldftrafe bis zu 50 Talern, ober im Unvermögensfalle ver- 
bältnismäßige Haft verwirkt. 

$ 7. Ale den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes entgegenftehenden 
allgemeinen und befonderen Vorſchriften, insbefondere bie SWerorbnung über die 
Marttftandsgelder vom 4. Oktober 1847 (GS. ©. 395), werden hierdurch aufer 
Kraft geieht. 
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u dieſem Geſetz iſt bie minifterielle Anweiſung v. 10. Juni 1872 (BMB. 
©. 185) erlaffen. Nah $ 11 KAG. bleiben die Worfdhriften des vorftchenben 
Sefeges unberührt. Auf Belhwerden betr. —*2 zum Marttftands- 
geld findet $ 18 Nr. 2 Zuft.-Gef., jet $ 69 und fj. KAG. Antvendung. 

3. Hinfigtlid der polizeilihen Taren: $$ 72-80 Gew.-Drbn. 

4. Hinfigtlid) der Innungen: $ 81 und ff. Ger.-Orbn. insbefondere $ 96. 

Die Inmungen unterliegen ber Auffiht der unteren Bermaltungsbehörde, 
deren Bezirke fie ihren Sit Haben (8 96 Abf. 1). „Untere Berwaltungsbehörbe" ift 
in Städten über 10.000 Einwohnern die Gemeindebehörbe, im Uebrigen der Landrat 
Min.-Erl, vom 15. Auguft 1897, BML. ©. 173). Die Magifträte der Städte unter 
10.000 Einwohnern gaben fomit die Jahrhunderte Hindurch ausgeübte Anfſicht über 
die Inmungen verloren. Im $ 96 Gem,-Orbn. find die nügemeinen Befugniſſe der 
Auffichtsbehörbe über die Inmungen aufgeführt. Spezielle Befugniffe find der Auf- 
fichtsbehörde überwielen in den SS 84, 85, 89, 89a, 89b, 91, 92, 92a, 92b, 
92c, %, 9a, 9b, 94c, 95, Ya, 96, 98, 100c, 100d, 100h, 1000, 1008, 100t, 
101 (Beauffihtigung der Sunungsausigüffe), 88 102, 108, 1081, 103n, 1268, 128. 
Gegen die Gntfheißungen der Aufficht8behörbe bei den im 5 96 Abf. & und $ 101 
Abf. 4 bezeichneten Streitigleiten (mit Ausnahme der Wahlen) if binnen 4 Wochen 
die Klage beim Bezivtsausihuß zugelaffen (Zuft.-Gel. $ 125 Abf. 2). Gegen alle 
übrigen Entfceibungen der Aufficht8behörde umd gegen ihre Anordnungen ift nur die 
Veſh werde a bie vorgefette Behörde — gegeben (ORG. 8 S.3W). Doc, 
tarın die Entideibung der Auffichtsbehörde bei Streitigkeiten über die Entrihtung 
von Gebühren und Beiträgen nur binnen zwei Wochen bei der höheren Berwaltungs- 
behörde angefodhten werben ($ 89 Abi. 4, $ 100h). Die Entfcheidung der Auffichts- 
behörde über bie Rechtsghiftigfeit der Wahlen (8 94) und Aber die Ablchnung von 
Wahlen ($ 9a Abl. Pi iR endgültig. en Zeauffgeigung des dehrlingsweſens 
j. noch beſonders Berordn. d. 19. Aug. 1 ges, ©. 401). 

Soweit gegen die Entſcheidungen der Auffichtsbehörde (bei Streitigteiten über 
die Aufnahme md die Ausfclickung von Innungsgenoffen, über die Rechte und 
Pflichten der Inhaber von Innungsämtern) die Klage beim Bezirksausfhuß zuläifig 
ift, it die Klage nicht gegen die Auffichtsbehörde als Beklagte zu richten, weld;e nicht 
Partei fein kann, da fie in erſter Inſianz richterlihe Funktionen auszuüben berufen 
iſt. Wer als Mläger und wer als Bellagter aufzutreten hat, wird fid nad) Lage jedes 
einzelnen Falles richten. Ein aus der Junung Ausgefhlofener oder mit feinen Auf- 
nahmegeſuch Zurüdgemwiefener, deffen Beſchwerde von der Auifichtsbehörde abgewieſen 
ift, wird gegen die Funung al Bellagte zu Magen haben, während die Innung. wenn 
von der Behörde bie Befhwerde für gerechtfertigt erachtet it, ihrerfeits die Rolle der 
Klägerin zu übernehmen und sangen den Ausgefehloffenen bezw. den Surüdgeiwiefenen 
zu Magen hat (OBG. 8 ©. 260). 

5. Hinfitlid der ſtatutariſchen Feffegung- der Sonntagsrufe: 
5 1052 Abf. 2 Gew.-Ordn. 

6. Hinfitlid der Arbeitsbüdjer: SS 107, 108, 113 Gew.Ordn. 

7. Hinſich tlich der Lohnzahlungen: $ 119a Abf. 2 Gew.-Orbn. 

infihtlic der Lehrlingsangelegenheiten $ 127e (Beglaubigung von 
Seugnifln), $ 128, 1991 Onorbmung der Gutlaflung von ehzfngen und Unterlagung 
der Annahme weiterer Lehrlinge bei Pehrlingszücterei); $ 139c (Verlängerung der 
Hubezeit für Gehilfen und Lehrlinge in offenen Verfaufsiteden Heinerer Lrridaften). 

8. Hinfihtlid der Fortbildungsfhulen: 

$ 120 Gew.· Ordn. Die Gewerbeunternehmer find verpflichtet, ihren Arbeitern 
unter 18 Jahren, welde eine von der Gemeinbebehörde oder vom Staate ale 
Fortbildungsfhufe anerfannte Unterrichtsanftalt befuchen, Hierzu die erforderlichenfalls 
von der zuftänbigen Behörde feitzufegende Zeit zu gewägren. Am Sonntage darf 
der Unterricht nur ftattfinden, wenn die Unterrichtsftunden fo gelegt werden, daß die 
Schüler nicht gehindert werden, den Hauptgottesdienft oder einen mit Genchmigung 
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der kirchlichen Behörden für fie eingerichteten beſonderen Gottesdienſt ihrer Konfeſſion 
zu befuchen. 

(Ausnahmen von diefer Beſtimmung konnte die Bentralbehörbe für beftehende 
Ferttitdungelhuten, zu deren Befuch Feine Verpflichtung beftcht, mur bis zum 

. Dftober 1894 geftatten.) 
Als Fortbildungsſchulen im Sinne diefer Beſtimmung gelten auch Anftalten, 
in welchem Unterricht in weiblichen Hand» und Hausarbeiten erteilt wird. 

Durch Ratutarifche Beſtimmung einer Gemeinde oder eines weiterer 
Kommumalverbandes ($ 142) kann für männliche Arbeiter unter 18 Jahren die Ber- 
plichtung zum Beſuche einer Fortbildungsjhule, foweit diefe Verpflichtung nicht 
landeagefejlich befteßt, begründet werben. Auf demfelben Wege können die zur Durch- 
führung biefer Verpflichtung erforderlichen Beftimmungen getroffen werden. Ins- 
befondere fönnen durch ftatutarifche Beftimmung die zur Sicherung eines regel« 
mäßigen Schulbefuhs den Schulpflichtigen, fowie deren Eltern, Bormündern und 
Arbeitgebern, obliegenden Verpflichtungen beftimmt und diejenigen Vorſchriften erlafien 
werden, durch weiche die Ordnung in der Fortbilbingsihule und ein gebührliches 
Verhalten der Schüfer gefihert wird. Bon der duch flatutarifche Beftimmung 
begründeten Verpflichtung zum Bejuche einer Fortbildungsſchule find diejenigen be- 
freit, welche eine Innungs» oder andere Fortbildungs- oder Fachſchule befuchen, fofern 
der Unterricht biefer Schule von der Höheren Berwaltungsbehörde als ein ausreichender 
Erſad des allgemeinen FortbildungsfgulUnterrits anerfannt wird. (S. auch Gef. 
betrefiend die Errichtung und Unterhaltung von Fortbildungsfdulen in den Provinzen 
Weftpreußen und Poſen vom 4. Mai 1886 GS. ©. 143) und Gef. betr. Abänderung 
dieſes Geſetzes vom 24. Februar 1897 (GE. ©. 41).. 

Unter dem Fortbildungsſchulunterricht ift nicht die techniſche Ausbildung für 
jerviffe Sbemerbsgmueige verftanden. Die Fortbildungsſchule hat vornehmlich dem 
we, die Schüler in den in der Voltsihule erworbenen elementaren Kenntnifjen 

Und Fertigfeiten in der durd) die Vedüfniffe des prattiichen debens geiwiefenen Richtung 
weiter zu führen (f. die Gruudzüge für die Errichtung gerverblicher Fortbildungsfchulen 
in IMB. 1878 ©. 30) Ueber die Einführung der ortöftatutariihen Schulpflicht f. 
ME. 31. Auguft 1899 (BMB. S. 140). Wegen des Befuche der Fortbildungs- und 
Fadfhulen durd) Lehrlinge |. S$ 127, 1276 u. 181c Gem.-Orbn. 

Außer den gewerblichen Arbeitern findet $ 120 auch Anmenbung auf Gehilien 
und Lehrlinge im Gamdelsguwerbe (3 154 Abf. 1 Gem.-Ordn., $ 76 Abf. 4 HO8.). 
Anegefähfofien find die im $ 6 Gem.-Cron. ausgenommenen Betriebe, einfhlichlic, 
des Vergbanes. Ein Zwang zum Befuch der im Abf. 2 bezeichneten Kortbildungs- 
fhulen für weibfiche Arbeiter befcht nicht. Mit Geldftrafe bis zu 20 Mi. wird be» 
firaft, wer den Beftimmungen des $ 120 Abf. 1, oder einer auf Grund des $ 120 
Abf. 3 erlaffenen —* — Anordnung zuwider handelt (5 150 Ziff 4 Gew.-Drv.). 
Innungsmeifter haben die Verpflichtung, ihre Lehrlinge zum Befuche der Fortbildungs- 
fepufe anzubaften ($ 98a Ziff. 1b Gew.Drdn.), desgleigen auch, Geihäftsinfaber 
(nad) $ 1391 Gew.-Ordn.) ihre Gehiffen und Lehrlinge. Der Strafrichter hat nicht 
zu prüfen, ob vor Erlaß des Ortsftaruts über den Beſuch von Fortbildungsſchulen 
die beteiligten Gewerbetreibenden ordnungsmäßig gehört find (j. 0. $ 11 ©. 72.n. a.). 
And; die Berfündung der Unterritsfunden muß nad $ 142 Gem.-Ordn. in der für 
Selanntmachung der Gemeinde vorgeichriebenen oder üblichen Form erfolgen (RE. 
Reger 17 ©. 27, 186.34). Vorfchriften über den Befuch der Schufe, und den Stunden« 
plan, fowie Satungen der Fortvildungsihufe, bei denen $ 142 Gew.-Ordn. nicht 
beobagjtet iſt, haben nicht den Charakter von Rechtsnormen, fondern find höchſtens 
innere Diszipfinarvorfchriften der Schule, deven Uebertretung durch $ 150 Ziff. 4 Gew.⸗ 
Ordn. nicht mit Strafe bedroht ift (PVB. 26 ©. 147). 
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Für die Verpflichtung zum Befuche der Fortbildungsſchule ift nicht der Wohn- 
ort, jondern der fländige Arbeitsort enticheidend. Lehrlinge, die am Orte einer Fort⸗ 
bitbungefchute wohnen, aber an einem anderen Orte in Lehre ftehen, Tönnen zum 
Fr Fortbiidungsſchule ihres Wohnorts nicht. gezivungen werden (PBB. 26 

Der Gewerbeunternehmer fann bie Strafe nur durch den Nachweis abwenden, daß 
ein dringendes Bedürfnis vorgelegen Habe, den Arbeiter im Metriebe zu verwenden 
(RS. 10 S. 181). Gegen das Gebot, dem ſchulpflichtigen Arbeiter die zum Befuche 
der Fortbildungsichule erforderliche Zeit zu gewähren, verftößt der Gemwerbeunternehmer 
aud) dann, wenn der ſchulpflichiige Arbeiter die nicht gewährte Zeit ſelbſt nicht ber 
auſprucht (KOE. 19 ©. 314). — Ein Lehrling, welcher den Unterricht in der Forte 
bildungsjcule an einem Sonntage zur Zeit des Hauptgottesdienftes nicht befucht, iſt 
nicht firafbar, auch wenn er den Gotiesdienkt nicht befucht Hat (RE. 15 ©. 443). 

Ein katholiſcher Lehrling ift verpflichtet, den auf einen katholiſchen Feiertag 
ae Unterricht mit Ausnahme des Hauptgottesdienftes zu beſuchen (RE. 19 

. 316). 


Die Borſchrift eines Orteftatuts, daß die Schüfer bei Vermeidung ihrer Ber 

frafung die ihnen als nötig bezeichneten Lehrmittel zu  beichaffen Haben, if redhte- 
jültig (RGE. 13 ©. 279). Zu der Sicherung des nötigen Schufbefuch® if auch die 
erpflichtung zur Ab» und Anmeldung zu rechnen. 

Lehrer an gewerblichen Fortbildungeicufen, die auf Ortsflatut beruhen, Haben 
die Eigenfchaft mittelbarer Staat&beamten. Ihnen fteht die Befugnis zu, den Schülern 
gegenüber Störungen im der Ordnung der Schule und ungebührliches Verhalten, felbft 
wenn ſoiche Ausfhreitungen durdh Ortsftatut mit Geld» oder Haitftrafe bedroht find, 
amabhängig hiervon mit Zurehtweifungen zu rügen (OB®. 30 ©. 437). 

Die Erhebung von Echulgeld in den Fortbildungsfgulen eriheint nur in fo 
weit zuläffig, al® es folden auferlegt wird, welche nicht auf Grund des geſetzlichen 
Bimanges, jondern freimillig die Echule befugen. (MR. 1971 ©. 106). Dagegen 
tönnen den Arbeits umd Lehrherren zur Unterhaltung der Schufe Beiträge im Sinne 
des Gef. vom 9. Februar 1849 ($ 57 Nr. 2) auferlegt werden. Diefe Gefehed-Bor- 
ſchrift iſt durch die Veftimmungen der Gew.-Oren. vom 21. Juni 1869 nicht außer 
Kraft geießt. Cbenfo find Veftimmungen fiber die erefutivifche Veitreibung der von 
den Lehrherren zu zahlenden Beträge ftatthaft (MR. 4. Sept. 1876, ZUB. S. 545). 
Doch fallen diefe Beiträge nicht unter den Begriff der Gemeindelaiten im Sinne 
des 5 18 Nr. 2 Zuft-Öef. Ein Verwaltungsfireitverfahren findet über die mittels 
eines Drtsftatuts feftgefetste Verpflichtung der Geiwerbetreibenden, zur Unterhaltung 
einer Fortbildungsicule Beiträge zu leiften, nicht ftatt (OBG. 20 ©. 58). 

9. Hinfigtlid der Gewerbegerichte: J 

Der $ 1200 Gem.-Ordn. iſt durch $ 78 des Reichsgeſetzes betr. die Ge- 
wexrbegerichte vom 29. Juli 1890 (HGB. ©. 141) aufgehoben. Soweit auf den 
$ 1202 zur Bezeichnung der im Abf. 1 dafeldft erwähnten Streitigfeiten in anderen 
GSefegesftellen Bezug genommen wird, tritt der $ 3 Abf. 1 des Gewerbegeridhts-Gr- 
fees an feine Stele. Das Gefeg vom 29. Yuli 1890 Hat durd) das Gefeh von 
30. Zuli 1901 (RGB. &. 249) einige Abänderungen und Ergänzungen erfahren uud 
if fodann in der fi aus diejen Nendernugen ergebenden Fafjung unter dem 29, Sept. 
1901 (RGB. &. 353) mit der Neberfchriit „Gerverbegerichts-Gejeg" bekannt gemadıt. 
Rad} diefem Geſetz Können für die Entfceidvung von gewerblichen Streitigteiten zrifchen 
Arbeitern einerfeits und ihren Arbeitgebern andererjeits, ſowie zwiſchen Arbeiteru deo- 
jelben Arbeitgebers „Gewerbegeridhte* errichtet werden. 

8) Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte: 

54. Die Gewerbegerichte find ohne Rüdficht auf den Wert des Streitgegen- 
Randes zuftändig für Gtreitigfeiten: 

2. Ueber den Antritt, die Fortfegung oder die Auflöfung des Arbeitsverhältnifies, 
forwie über die Aushändigung oder den Zuhalt des Arbeitsbuches, Zeugnifies, 
Lohnbuches, Arbeitszettels oder Lohnzahlungsbuches, 
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2. über die Leiſtungen aus dein Arbeitsverhältniſſe, 

3. über die Rüdgabe von Zengniffen, Büchern, Legitimationspapieren, Urkunden, 
Geratſchaften, Keidungsfüden, Kautionen und dergl, welde aus Anleh des 
Arbeitöverhältnifjes übergeben worden find, 

4. über Anfprüde auf Schadenerfag oder auf Zahlung einer Bertrageftrafe wegen 
Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfülung ber Verpflichtungen, welche bie 
unter 1 bi® 3 bezeichneten Gegenflände betreffen, fowwie wegen geſebwidriger oder 
unrihtiger Eintragungen in Arbeitsbücher, Zeugniffe, Lohnbücher, Arbeitszettel, 
Lohnzahfungsbücher, Krantenkaffenbücher oder Ouittungsfarten der Invalidenver- 
fiherung, 

5. über die Berechnung und Anrechnung der von dem Arbeitern zu leiſtenden 
Krankenverfiherungs-Beiträge und Cintrittsgelder ($5 53a, 65, 72, 73 des 
Krankenverſicherungs · Geſetzes), 

6. über die Anfprüche, welche auf Grund der Ueberuahme einer gemeinfamen Arbeit 
von Arbeitern besjelben Arbeitgebers gegen einander erhoben werden. 

Nach $ 5 des Gewerbegerichte-Gejetes gehören zur Zufländigfeit der Bewerber 
gerichte ferner Streitigkeiten der im $ 4 Abſ. 1 Nr. 1-5 bezeichneten Art zwiſchen 
Perſonen, welche für befimmte Gewerbetreibende außerhalb der Arbeitsfätte der letz 
teren mit Anfertigung gewerblicher Erzeugniffe befchäftigt find (Heimarbeiter, Haus- 
gewerbetreibende) und ihren Arbeitgebern, ſofern die Beſchäftigung auf die Bearbeitung 
und Verarbeitung ber ben erfteren von ben rbeitgebern gelieferten Rohftoffe oder 
Halbfabritate beſchränkt if. Das gleiche gilt von Streitigkeiten der im 5 4 Abſ. 1 
Nr. 6 bezeichneten Art zwifchen foldhen Hausgewerbetreibenden untereinander. Streitig- 
feiten derjenigen Hausgewerbetreibenden, welche die Rohſtoffe oder Halbfabrifate ſelbſt 
beſchaffen, unterliegen der Zuftändigfeit der Gewerbegerichte, foweit dies durch das 
Statut beftimmt iſt. 

b) Ueber die Errihtung der Gewerbegerihte beftimmt Gewerbe- 
gerihts-Gejeg: 

$ 1. Die Errichtung erfolgt für den Bezirk einer Gemeinde dur Ortsflatut 
mad) Maßgabe des $ 142 Gemerbeordmung. Die Entſcheidung der höheren Ber- 
waltungsbehörbe über die Genchmigung des Statuts in binnen jede Monaten zu er 
teilen. Die Entjdeidung, durch welche die Genehmigung verfagt wird, muß mit 
Gründen verfehen fein. 

Mehrere Gemeinden können ſich durch übereinftimmende Crtsftatute zu Er- 
richtung eines gemeinfamen Gewerbegerihts für ihre Bezirke vereinigen. Für die 
Genehmigung der übereinfiimmenden Ortsftatute ift die höhere Berwaltuugsbehörde 
gufändig, in deren Bezirt das Gewerbegericht feinen Sitz Haben foll. 

Ingleichen kann ein Gewerbegericht für den Bezirk eines weiteren Kommunal» 
verbandes errichtet werden. Die Errichtung erfolgt in diefem Falle nad Maßgabe 
der Vorſchriften, nad) welchen Angelegenheiten des Verbandes ftatutarifch geregelt 
werden. Die Zuftändigfeit eines folhen Gerichts ift ausgejchloffen, foweit die zu⸗ 
Nänigfeit eines für eine oder mehrere Gemeinden des Beziries beftehenden oder 
fpäter errichteten Gewerbegerichts begründet iſt. 

Die Errichtung fann auf Antrag beteiligter Arbeitgeber oder Arbeiter durch 
Anordnung der Landes-Zentralbegörde erfolgen, wenn ungeachtet einer von ihr an die 
beteiligten Gemeinden, oder den weiteren Kommunalverband ergangenen Aufforderung 
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innerhalb der geſetzten Frift bie Errichtung auf dem im Abſ. 2—4 vorgefehenen Wege 
nicht erfolgt ift. Alle Beftimmungen, weiche diefes Geſetz dem Statute vorbehätt, er- 
folgen in diefem Falle durch die Anordnung der Landes-Zentralbehörde. 

Bor der Errichtung find fowohl Arbeitgeber als Arbeiter der hauptſächlichen 
Gewerbezweige und Fabrikbetriebe in entſprechender Anzahl zu hören, 

$ 2% Für Gemeinden, welche nad; der jeweilig letzten Vollszählung mehr 
als 20.000 Einwohner haben, muß ein Gewerbegericht errichtet werden. Die Banded- 
Zentrafbehörde Kat erforderlichen Falles die Errichtung nad; Maßgabe bes $ 1 Abj.5 
anzuorbnen, ohne daß es eines Antrages beteiligter Arbeitgeber oder Arbeiter bedarf. 

57. Die fachliche Zuftändigkeit der Gewerbegerichte Tann auf beftimmte Arteır 
von Gewerbe- ober Fabrifbetrieben, die örtliche auf. beftimmte Teile des Gemeinde · 
bezirts befchränft werden. 

Die Landes-Zentralbehörde kann die örtliche Zuftändigfeit eines von ihr er- 
vichteten Gewerbegerichts ausbehmen. Die beteiligten Ortsbehörden find zuvor zu Hören. 

5 8. Die Grenze der Zufländigkeit ($ 7), fowie die Zufammenfegung des 
Gerichts nad) Maßgabe der Beſtimmungen diefes Geſetzes ift dur das Statut 
zu regeln. “ B 
$ 9. Die Koſten der Einrichtung und der Unterhaltung des Geridjts find, 
foweit fie in defien Einnahmen ihre Dedung nicht finden, von der Gemeinde oder 
von dem weiteren Kommunal-Berbande zu tragen. Coll das Gericht nicht aus- 
hließlih für eine Gemeinde oder einen weiteren Kommunal-Verband zufländig fein, 
fo ift bei Feſtſehung der Zufändigfeit zugleid) zu befimmen, zu welchen Anteilen die 
einzelnen Bezirke an der Dedung der Koften teilnehmen. 

Gebühren, Koften und Strafen, welche in Gemäßheit dieſes Gefees zu: Hebung 
gelangen, bilden die Einnahmen des Gerichts. 

c) Nähere Befimmungen über die Zufammenfegung der Gewerbe. 
gerichte enthalten die $$ 10—25, über das Verfahren vor dem Gewerbegerichte 
die 5 26—61, über die Tätigkeit des Gerichts als Einigungs-Amt die 55 62-75 
des: Geiverbegerichts-Gefetee. 

Nach $ 12 Gew.-Ger.-Gef. dürfen der vom Magiftrat, bezw. wo das Statut 
dies beftimmt, von der Gemeindevertr. zu wählende Borfigende umd defien Stell- 
vertreter weber Arbeitgeber nod Arbeiter fein. Im Gemeinden, welde in ihren, 
wenngleich nicht gewerblichen Betrieben Arbeiter beihäitigen, if im Sinne des 
$ 12 Arbeitgeber, bezw. Stellvertreter des Arbeitgebers, der geſetzliche Vertreter 
der Gemeinde, nicht aber, wenn biefer aus einem Kollegium befteht, jedes ein- 
zelne Mitglied desjelben. Daher ift der Vürgermeifter in Städten mit follegia- 
ſchem Gemeindevorftand zum Borfigenden des Gewerbegerichts wählbar, in denen 
ohne folgen nicht (OVBG®. 25 ©. 314). 

Die geſetzlichen Beſtimmungen betr. die Aufficht über die Gemeindean- 
gefegenfeiten find auch für die Dienflauffiht über die Geicäftsführuug der, @e- 
werbegerichte maßgebend, da dieje im Allgemeinen als Glieder des Gemeinde- 
organiemus eriheinen (SM. 1900, S. 93). — Ein Mufterfatnt ift mittelft 
Nin.-Erlaß v. 23. Dez. 1901 (Handele-Minifteriaf-Blatt 1902, ©. 10) betannt ge- 
macht. Der Min.-Erlaß v. 8. Januar 1902 (Handels-Min.-Blatt S. 36) regelt 
die Aufbewahrung und Vernichtung der Aften, Regifter und Urkunden der Ge- 
werbegerichte. Die Beflimmung über die Ausfonderung, den Vertauf und die 
Vernichtung anderer Aften als der Progeßakten, ſowie der Regifter ift darin den 
tommunalen Vertretungen überlaffen (PB. 24 ©. 10). BAR \ 

d) Das Gewerbegeriht kann als Einigungs-Amt bei Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitern über die Bebingungen der Fortfegung oder Wiederauf- 
nahıne des Arbeiteverhältniffe angerufen werden. Der Anrufung ift Folge zu geben, 
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wenn fie von beiden Teilen erfolgt und die beteiligten Arbeiter und Arbeitgeber, 
festere fofern ihre Zahl mehr als 3 beträgt, Vertreter heſtellen, weiche mit der Ber- 
Handlung vor dem Einigungsamte beauftragt werden. Erfolgt die Antufung nur von 
einer Eeite, fo fol der Vorſitzende dem anderen Zeile oder deſſen Beauftragten 
Kenntnis geben und zugleich nad Möglichkeit dahin wirken, daß aud) diefer Zeil fidh 
zur Anrıfung des Ginigungeamtee bereit findet. Das Gewerbegeriäit, welches ale 
Einigungsamt tätig wird, befieht neben dem Vorfigenden aus Bertrauensmännern 
der Arbeitgeber und der Arbeiter in gleicher Zahl. Sie find von den Beteiligten zu 
bezeichnen. Das Cinigungsamt hat durd Vernehmung, der Vertreter beider Teile die 
Streitpunfte und die für die Beurteilung derjelben in Betracht kommenden Ber- 
jältniffe feſtzuſtellen. Auf Grund diefer Feftſtellung, der Verhandlung ber beiden 
eile und der vorliegenden Ausfagen von Auskunftsperfonen findet ein Einigungs- 
verfuh flat. Kommt eine Einigung zu Stande, jo if deren Inhalt duch 
eine von den Mitgliedern des Einigungsamtes und von den Vertretern beider Teile 
u unterzeichnende Bekanntmachung zu veröffentlichen. Kommt eine Vereinbarung 
Midit zu Stande, fo bat das Einigungsamt einen fi} auf alle zwifchen den Parteien 
freitige Fragen erftredenden Schiedeiprud; abzugeben. IR ein Schiedoſpruch zu 
Stande gelonmen, fo ift diefer den Wertretern beider Teile mit der Yufforderung 
zu eröffnen, fi binnen einer zu beſtimmenden Friſt darüber zu erflären, ob fie ih 
dem Schiedsſaruch unterwerfen. Die Nichtabgabe der Erklärung binnen der befimmten 
Fri gilt als Ablehnung der Unterwerfung. Nach) Ablauf der Frift hat das Eini« 
gungsamt eine öffentlide Bekanntmachung zu erfaffen, welde den abgegebenen 
Schiedsiprud und die darauf abgegebenen Erklärungen der Parteien enthält. Iſt 
weder eine Vereinbarung nod ein Schiedsiprud zu Stande gelommen, (meld letzteres 
auch der Fall if, wenn bei Stimmengleichheit der Bertrauensmänner bei Abgabe des 
Sciedefprud) der Vorfigende ſich feiner Stimme enthäft), fo if dies vom Vorſihenden 
des Einigungsamtes öffentlich befannt zu machen ($5 62—64 des Gei.). 

A) IR ein Gewerbegericht nicht vorhanden, fo findet ein Verfahren vor dem 
Gemeinde-Borfteher flatt, welches in den 88 76 u. fi. Gewerbegerichts-Bejees, 
wie folgt, georbnet ift: 

$ 71. If ein zufändiges Gemwerbegericht nicht vorhanden, fo kann bei 
Streitigeiten der in Nr. 1 und 5 $ 4 bezeichneten Art jede Partei bie vorläufige 
Entfpeidung durd den Vorſteher der Gemeinde (Binrgermeifter, Schultheiß, Orte- 
vorfteher uf.) nachſuchen. Zuftäudig ift der Worfteher der Gemeinde, in deren Be- 
zirt bie ftreitige Verpflihtung aus dem Nrbeitsverhäftniffe zu erfüllen ift. 

Den Parteien ift Gelegenheit zu geben, ihre Ausführungen und Bemeismittel 
in einem Termine borzubringen. Eine Beweisaufnahme durch Erſuchen anderer Be- 
börden findet nicht ftatt. Vereidigungen find nicht zuläffig. 

Kommt ein Vergleich zu Stande, fo ift ein Protofoll darüber aufzunehmen 
und von den Parteien und dem Gemeindevorfleher zu unterjchreiben. 

$ 72. Die Entſcheidung des Gemeindevorfiehers ift ſchriftlich abzujaffen; fie 
geht in Rechtskraft über, wenn nicht binnen einer Notfrift von 10 Tagen von einer 
der Parteien Klage bei dem ordentlichen Gerichte erhoben wird, die Friſt beginnt mit 
der Verlüindung, gegen eine bei der Verlundung nicht anweſende Partei mit der 
Behändigung der Entſcheidung. 

Die Entſcheidungen des Gemeindevorftchers find von Amtswegen für vorläufig 
vollftredbar zu erflären. 

Die vorläufige Bolftredbarkeit ift nicht auszufprechen, wen glaubhaft gemacht 
wird, daß die Voilſtrecung dem Schuldner einen nicht zu erfeßenden Rachteil 
bringen würde; duch Tann fie von einer vorgängigen Gicerheitsleiftung abhängig 
gemadt werden. 
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HM rechtzeitig Klage erhoben, fo findet der $ 707 der Ziv.-Proz. Ordn. ent 
ſprechende Anwendung. . 

$ 73. Die vor dem Gemeindevorfteher geſchloſſenen Vergleiche, lowie die rechts- 
träftigen oder vollſtreckbaren Entſcheidungen desielben find, fofern die Partei es be- 
antragt, auf Erſuchen des Gemeindevorftehere durch bie Ort8pofigeibehörbe nad) den 
Borſchriften über, das Berwaltungszwangsverfahren zu vollftreden. Gin unmittelbarer 
Zwang zur Vornahme einer Handlung ift nur im Falle des $ 1274 Gew. Ordn. zu- 
läffig. Die Leiftung von Dienflen aus einem Dienfvertrage kann dur Geldftrafen 
nicht erzwungen werben. Mo ein Vermaltungszwangeverfahren nicht befteht, finden 
die Beſtimmungen über die Zwangsvollſtreckung in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
Anwendung. 

$ 74. Der Gemeindevorfteher kaun die Wahrnehmung der ihm nad den 
s5 76—78 obliegenden Geſchäfte mit Genehmigung der höheren Berwaltungsbehörde 
einem Gtellvertreter übertragen. Derſelbe muß aus der Mitte der Gemeinde-Ber- 
maltung ober Gemeindevertretung auf mindeftens ein Jahr berufen werben. Die 
Terufung ift öffentlich, bekannt zu maden. 

Das Verfahren vor dem Gemeindevorfteher iſt nicht obligatoriſch. Die 
Bırtei hat nicht die Verpflichtung zur Ameufung, vesfeiben, tann fid vielmehr 
fofort am das ordentliche Gericht wenden. Für Streitigfeiten der in $ 4 Nr. 2 
bis 4 bezeichneten Art ift der Gemeindevorftand aud nicht mehr fubfidiär zuftändig. 
Dagegen ift hinfihtlih der in $ 4 Nr. 5 bezeichneten GStreitigteiten die Zur 
Rändigeit des Gemeindevorftehers auch für andere al8 bie im $ 3 Gem.-Ger.- 
Gel. bezeichneten Arbeiter (Gefelen, Gehilfen, Fabritarbeiter) und Sehrlinge, auf 
welche der fiebente Zitel der Gewerbeordnung Anwendung findet, ferner für Der 
triebebeamte, Werfmeifter und mit Höheren tehnijhen Dienflleiflungen betraute 
Angeftellte, deren Sahresarbeitsverdienft am Lohn oder Gehalt Mt. nit 
überfteigt, begründet und wird fogar durd) das Beftehen eines Gewerbegeridits 

für die betreffende Gemeinde nicht ausgeſchloſſen. 

10. Innungsfgiedsgerigte. Die auf Grund der $$ 81b Zif. 4, 91 
Gew.-Drdn. errichteten Innungsjhiedsgerichte find durch $ &+ des Gewerbe 
gerichts· Geſetzes aufrecht erhalten. Durch die Zuftändigfeit eines folden wird die 
Zuftändigkeit eines für den Bezirk der Innung beftchenden Gewerbegerichts ausge 
Ähloffen. Gegen die Entiheibungen der Innungsfchiedsgerichte Reht binnen 10 Togen 
die Berufung auf den Rechtsweg durch Erhebung der Klage bei dem ordentlichen 
Gericht offen ($ 79). 

11. Sinjihtlih der Kaufmannogerihte, Nah dem Gef. betr. 
Kaufmannsgeridhte v. 6. Jufi 1904 (ROB. ©. 966) fönnen zur Entfheidung von 
Streitigleiten ans dem Dienft- oder Lehrverhältnis zwiſchen Kaufleuten einerfeits 
und ihren Handlungsgehitfen oder Handlungsfehrlingen andererfeits bei vorhandenem 
Dedürjniffe „Rauimannsgerichte“ errichtet werden. Die Beftimmungen biejes 
Sefeges (85 1 u. 2) über die Errichtung der Kanfmannsgerichte find die gleichen, wie 
bei den Gewerbegerichten ($$ 1 u. Auch die fahliche Zuftändigkeit der Kaufmanne- 
gerichte ift im $ 5 im gleicher Weife geordnet, wie die der Geiverbegerichte im $ 4 
des Gewerbegerichtsgejetges. Nur ift die Nr. 6 des $ 4 dieſes Geſetzes weggefallen. 
Es find aber in Nr. 6 des $ 5 de8 Gef. über bie Kaufmannegerichte legtere auch für 
aufändig erffärt, wenn die Streitigleiten Anfprüche aus einer Bereinbarung betreffen, 
durch welche der Handlungsgehiffe oder Haundlungelehrling für die Zeit nad) Beendigung 
des Dienft- oder —— in feiner gewerblichen ZTätigleit beſchrantt wird. 

Auf Handlungsgebilfen, deren Jahresarbeitsverbienft an Lohn oder Gehalt den 
Betrag von 5000 Mt. überfteigt, forwie auf die in Apotheken befhäftigten Gehilfen 
und Lehrlinge finden die Borfchriften des Geſetzes feine Anwendung. 

. Die Zufammenfegung des Gerichts nad) Maßgabe der Borichriften des Gei. 
iR durch das Gtatut zu regeln. Beſteht jedoch am Cie des Kaufmannsgerichts cin 
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anf Grund des $ 1 oder des 8 2 des Gewerbegerichtsgeſetzes errichtetes Gewerbe 
gericht, fo find in der Regel deien Vorftgender und fein Stellvertreter, fofern auf fie 
die im $ 11 Abf. 1 des Gef. vom 6. Juli 1904 bezeichneten Borausichungen zut- 
treffen, zugleich zum Worfigenden und“ zu ftellvertretenden Vorfitienden des Sauf- 
mannsgerichts zu beftellen, auch gemeinfame Einrichtungen für die Gerichtöfchreiberei, 
den Bureaudienft, die Sigungs- und Bureauräumlihkeiten ı. dergl. zu trefien. Ab» 
weichend vom Gewerbegerichtö-Gefeg ift im $ 11 Abf. 1 befiimmt, daß als Borfihende 
des Raufmannsgerihts und deffen Stellvertreter Perfonen gewählt werben follen, 
melde die Fähigkeit zum Richteramt oder zum höheren Berwaltungsdienft erlangt 
haben. Im übrigen find die Koften der Einrichtung umd Unterhaltung der Kauf- 
mannögerichte, infoweit fie in deffen Einnahmen ihre Dedung nicht finden, von der 
Gemeinde zu tragen. Die 88 9—15 des Gefeges enthalten Borfhriften über die 
Zufammenfegung der Kaufmannsgerichte, der $ 16 über das Verfahren dor denfelben, 
umd $ 17 über die Anrufung des Kaufmanndgerihts als Einigungsamt nach den 
Zorfhriften der 88 6373 des Gewerbegerid)ts-Gefetes. 

IR ein zufändiges Kaufmannsgericht nicht vorhanden, fo kann bei Streitig- 
feiten der im 8 5 bl. 1 Nr. 1 u. 5 bezeichneten rt jede Partei die vorläufige 
Entfdeibung durch den Vorftcher der Gemeinde (Bürgermeifter) nahfuden. Zir- 
Mändig ift der Vorſteher der Gemeinde, in deren Bezirke die freitige Verpflichtung 
aus dem Dienft> oder Lehrverhälmig zu erfüllen ift oder ſich die Handelsniederlaffung 
des Kaufmanns befindet, oder beide Parteien ihren Wohnfitz haben. Die Vorſchriften 
des 8 76 Abi. 2, 3 umd der 88 77—80 des Gewerbegerichtd-@efetes finden finngemäße 
Anwendung ($ 19 des Gef. v. 6. Juli 1904). 

12. Hinfichtlich der gewerblichen Hilfstaffen. 

Nachdem durd; das Kranfen-Berfiherungsgefeg vom 15. Juni 6 87 
die 98 141—141f Gem.-Cdn., weiche die —ãA— Begründung von Ardeiter. 
Krantenfaffen vegelten, aufgehoben find, Tönnen fortan „eingefchriebene Hilistaffen“ 
in Gemäßheit_de$ Gefetes für die eingelchriebenen Hitfstaffen vom 7. April 1876 
(RGB. ©. 125) im der Faffung des Neichegefeges vom 1. Juni 1884 (RGB. ©. 54) 
auf freier Ucbereinfunft zwar mod) beftehen und errichtet werden, aber ibre Mit- 
glieder find dadurd von der dur das Sranfenverfiherungs-Gejeg vom 15. Juni 
1888 begrünbeten Beitrittspflicht zu anderen Naffen mur dann befreit, wenn die 
Waffen geroiffe, dr das Geſeb beftimmte Leiflungen gerähren ($ 75 Gefeg vom 
15. Juni 1883). 

Nach dem Geſetz über die eingeſchriebenen Hilfstaffen vom 7. April 1876 
bezw. 1. Juni 1884 ift das Statut in zwei Eremplaren dem Borftande der Ge- 
meinde, in deren Bezirk die Kaffe ihren Sig nimmt, von den mit der Geſchäfts- 
leitung vorläufig betrauten Perfonen oder von dem Borftande der Kaffe in Perfon 
zu überreichen. Der Gemeindevorftand hat das Statut der, höheren Berwaltungs- 
behörbe ungefäumt zu überfenden; diefe enifcheidet über die Zufaflung der Kaffe 
84). — Die Zufommenfegung des Vorflandes, fowie jede in der Zufammenfegug 
des Borflandes eingetretene Veränderung ift dem Vorftande der Gemeinde, in deren 
Bezirk die Kaffe ihren it; Hat, anzumelden. Zur Fegitimation des Worftandes bei 
allen Geſchäften, auch den das Hypothefen- und Grundſchuldweſen betreffenden, 
genügt daS Zeugnis des Vorſtandes der Gemeinde, daß bie darin bezeichneten 
Berfonen zum Zeit als Mitglieder des Vorſtandes angemeldet find ($ 7). Der Borr 
ftand der Gemeinde hat über die Perfonen, weldhe als Mitglieder der Borftände ein- 
geſchriebener Hilfskaſſen angemeldet werden, ein Verzeichnis zu führen unb fortlaufend 
nach} Diaßgabe der angemeldeten Beränderungen richtig zu erhalten (Xusf.-Anmo. vom 
14. Zuli 1884 ©. 11 Abf. 3). — Die Aufſicht über die eingefhriebenen Hiliskaffen 
fteht zu dem Landrat, in Städten von mehr als 10.000 Einwohnern der Ortöpolizei« 
bebörde. (j. DE. nebft Anweiſung zur Ausführung des Gef. über die eingefchriebenen 
Hufslaſſen vom 14. Juli 1884). 

II. Pac) Maßgabe der Beflimmungen der fozial-politifhen Ber- 
ficherungsgefete ift den Stadtgemeinden und deren Magiftraten ein großer Wirfungs- 
frcig neu eröffnet, 
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1. Das KrantensBerfiherungs-Gefeg vom 15. Juni 1888 im der 
Saflung des Geſetzes vom 10. Aprıl 1892 (RGB. ©. 379, 417) ımd de3 Gef. vom 
. Zuni 1900 (HGB. S. 332), ſowie des Gef. vom 25. Mai 1903 (ROR. ©. 233). 
Dazu Min.-Anm. zur Ausführung des Kranfen-Verf.-Gei. v. 10, Juli 1892 (BML. 
©. 301). ©. gefetlihe Verſicherungspflicht $ 1; ortsflatutarifche Berfiherungspflicht 
$ 2; Gemeinde-Kranfen-Berfierung 93 4 bis 15; Ortstranfentaffen SS 16482; 
Betriebs- (Fabrik) Krantentaflen 55 59—68; Baufrankentafen 85 69—72; Knapp- 
ſchaftstaſſen 8 74; nungsfranfentafien $ 73. Beſonders hervorzuheben ift, 
daß alle verfiherungspflichtigen Perſonen, welche nicht einer im Geſetz bezeichneten 
fonfigen Kranfentajfe (Ort-, Betriebs, Bau-, Innungs-, Knappfchaftslaſſe oder 
einer freien Hilfßlaffe) angehören, der Gemeinde-Krankenverficherung unterliegen. 
Die Gemeinbe-Kranfenverficherung beſteht Kraft Gefeges für jede Gemeinde ($ 4). 
Die Bernaltung führt die Gemeinde ohne Mitwirkung der Arbeitgeber und Ber- 
fiherten ($ 9 Abi. 3). Näheres ber die Gemeinde-Franfenverfihierung in den SS 5 
bis 15 des Geſebes 





ben WRegierungspräfidenten bezw. den Landrat wahrgenommen es 64, 66, 72 

Die Befugniffe der Auffitöbehörden find in den 98 45, 35, 41, 42, 49, 
52, 52a, 58, 66, 67 des Gefetes mäher bezeichnet. Befonders kommt in Betracht 
der 8 58 Sranfenverficherungs-Gef., welcher die Entideidung don Streitigkeiten 
zwiſchen den auf Grund dieſes Geſehes zu verfichernden Perſonen oder ihren Arbeit- 
gebern einerfeit8 und der Gemeinde-Rrankenverfiherung oder der Orts-Srankentaffe 
anbererfeits über das Berfiherungs-Berhältnis oder über die Werpflichtung zur 
2eitung ober Cinzahlung von Cintrittögeldern und Beiträgen ober über Unter- 
Rügungs-Anfprüche, forwie von Streitigleiten über Unterftügungs-Anfprüce aus 
$ 578 Abf. 3 oder über Erflattungs-Anfprüde aus $ 50 der Auffichtsbehörde 
übermweift. Die Befugniffe, weiche die zur Auffichtsbehörde beftellte Gemeindebehörde 
auf Grund des $ 58 ausübt, find vormiegend richterliche, fie wird daher mit zwingenden 
Anweifungen über die rechtliche Natur der nad} $ 58 ihrer Enticheidung unterliegenden 
Berbättniffe von der vorgefeßten Berwaltungsbehörde nicht verſehen werden können. 
(PBL. 12 ©. 144.) 


2. Die Unfallverfiherungs-Gefee. Durch das Gefeh betr. die Abs 
änderung der Unfallverfiherungs-Gef. vom 30. Juni 1900 (GS. ©. 335 — fogen. 
Meantelgefeg) Haben das Unfaloerfierunge-efeg dom 6. Juli 1884 (RGL. ©. 69), 
der Abjchnitt A des Gef. betr. die Unfall» und Krankenwerſicherung der in land» und 
forftwirtfchaftlichen Betrieben beſchäftigten Perfonen vom 5. Mai. 1886 (NOV 
©. 132), daS Gef. betr. die Unfallverſicherung der bei Bauten beicäftigten Perfonen 
vom 11. Juli 1887 (RGB. ©. 287) und das Gefeg betr. die Unfallverficherung der 
Seeleute und anderer bei der Seeſchiffahrt beteiligter Perfonen vd. 13. Juli 1887 
(RGB. ©. 329) eine anderweite, aus dem Anlagen zu diefem Gefege erfihtliche 
Faffung erhalten. aut Velanntmahung des Reichslanzlers vom d. Juli 1: 

GB. ©. 573) if der Tert der gedachten Unfalverfiherungs-Gefege in der neuen 
Faffung bekannt gemadt. Das Gefeh über die Ausdehnung der Unfalle umd 
Sranfenverfierung vom 28. Mai 1885 (NGB. ©. 159) ift aufgehoben. Das Geſer 
betr. die Abänderung ber Unfallverfiherungs-Gefege vom 30. Juni 1900 (RER. 
©. 335) enthält allgemeine, allen Unfallverſicherungs - Gejegen gemeinfame Be- 
fimmungen über bie Errihtung neuer Berufsgenofienfchaften, über die Schieds- 
gerichte, das Reichtverficherungsamt, über die Regelung des Gebührenmeiens, über 
die Landes-Berfiherungsämter und über bie weiteren Einrichtungen der Berufss 
genoffenfgjaften. Die einzelnen Unfallverficerungs-Gefege find: 

a) Das Gewerbe-Unfallverfiherungs-Gefch (vom 6. Juli 1884) in 
der Faffung des Gefehes vom 30. Junijb. Juli 1900 (MOB. ©. 347. bezw. 585). 
Vach 5 1 diefes Gefehes find alle Arbeiter und Vetrieböbeamte, letztere, jofern ihr 
Jahresarbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt 3000 Dit. nicht überfleigt, gegen die 
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gen der bei dem Betriebe fi) ereignenden Unfälle verfidert, wenn fie ber 

— find: . 

1. in Bergwerten, Salinen, Aufbereitungsanftalten, Steinbrüchen, Gräben (Gruben), 
auf Werften und Baubhöfen, ſowie in Fabriken, gewerblihen Brauereien und 
Hüttenmwerten; 

2. in Gewerbebetrieben, welche fi auf die Ansführung von Maurer-, Bimmer-, 
Dacjdeder- oder fonftigen durch Beſchluß des Bundesrats für derfierungs- 
pfihtig erflärten Bauarbeiten oder von Steinhauer-, Schloffer-, Schmiede- oder 
Brummenarbeiten erſtrecken, ſowie im Schornfteinfeger-, Fenflerpuger- und 
Fleifchergemerbe; 

3. im giemien Betriebe der Pofte, Telegraphen- und Eifenbahnvermaltungen, fowie 
in Betrieben der Marine» und Heereöverwaltungen, und zwar einfdließlid der 
Bauten, welche von dieſen Berwaltungen für eigene Rednung ausgeführt 
werden; 

4. im gewerbsmäßigen Fuhrwerks-Binnenſchiffahrts - Zlößerei, Rran- und Fähr- 
betehe, im Generbe des Schiffsziehens — ſowie im Baggereibetriebe; 

d. im gewerbomaßigen Speditions-, Speichere, Lagerei. und Kelfereibetriche; 

6. im Gewerbebetriebe der Güterpader, Güterlader, Schaffer, Brader, Wäger, Meſſer, 
Schauer und Stauer; 

7. in Lagerungs- Holgfälungs- ober der Beförderung von Perfonen ober Güter 
dienenden Betrieben, wenn fie mit einem Handelsgewerbe, deſſen Inhaber im 
Handelsregifter eingetragen ficht, verbunden find. 

ür Betriebe, welche mit befonderer Unfalgefaht für die barin beicjäftigten 
Perſonen nicht verfnüpft find, karın durch Beſchiuß des Bumdesrats die Beriherunge- 
pflicht ausgefhloffen werden. Nad) 88 6, 35, 56, B7, 58, 61, 70, 87, 95, 104, 105, 
116, 119, 121, 153 Hat in einer Reihe von Fällen die untere Berwaltungsbehörde 
mitzuwirten. Untere Berwaltungsbehörbe ift gemäß $ 152 d. Gef. in Verbindung 
mit ME. 2. Auguft 1900 (BMB. ©. 284) in Städten über 10.000 Einwohner 
der Magiftrat, fonft der Yandrat. 

b) Unfall» Berfiherungs-Gefeg für Sand» und Forfwirtigait 

(pom 5. Mai 1886) in der Saffımg des Gefehes vom 30. Zuni/5. Juli 1900 (RGB. 

. 403 bezw. 641). Nach $ 1 diefes Gefeges werden alle in land» oder forftwirt- 

ſchaftlichen Betrieben befchäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten, letztere fofern ihr 

jahresarbeitäverdienft an Gehalt oder Lohn 3000 Df. nicht überfleigt, gegen die 

Igen der bei dem Betriebe ſich ereignenden Unfälle verfichert. Dasfelbe gilt (mit 
den aus Abf. 3 Ziff. 1 u. 2 bes 51 fa ergebenden Ausnahmen) von Arbeitern und 
Betriebsbeamten in folhen Unternehmungen, welche der Unternehmer eines larıd» oder 
forſtwirtſchaftlichen Betriebes neben feiner Land- oder Forſtwiriſchaft, aber in wirt 
ſchaftlicher Abhängigkeit von derfelben betreibt (fand oder forſtwirtſchaftliche Ned: 
betiebe). Hierzu find insbeſondere folgende Betriebe zu rechnen, welche ausichlichlich 
ober vorzugeweife beffimmt find 1. zur weiteren Bearbeitung oder Verarbeitung von 

Erzengniffen der Sande ober Forftwirticjaft des Unternehmer, 2. oder zur Ber 

friediqung von Bedürfniffen feiner Yand- oder Forftwirtichaft, 3. oder zur Gewinnung 
va yararh itung von Bodenbeftandteilen feines Grumbftüds (f. das Nähere $ 1 des 

efehes). 
Nach 88.5, 10, 14, 26, 42, 65, 56, 58, 67, 76, 78, 93, 101, 102, 111, 122, 

126, 154, 163 hat ber Magiftrat teils im feiner Eigenfhaft als Gemeindebehörbe, 

teild in Städten über 10.000 Einwohner als „untere Berwaltungsbchörde“ mitzu- 

wirken (f. BNMB. 1900 ©. 243). Wegen der Funktion der Stabtausihüffe als 

Settionsvorftände f. 0. Be (3. 241). Für Gemeindebehörden tommt in Betradht die 

Borichrift des $ 27 Abf. 1 u. 2, wonad; während der erfien dreizehn Wochen nad 

“dem Unfalle eines Arbeiters die Gemeinde, in deren Bezirk der Berletpte beihäftigt 
war, diefem bie Koſten des Heilverfahrens in dem in 8 6 Abf. 1 Biffer 1 des 
Kranfenverfiherungs-Gefepes bezeichneten Umfange zu gewähren hat, vorbehaftlich des 
Erfaganfpruchs gegen die verpflichtete Berufsgenoffenfhaft. Dazu das Gel. betr. bie 
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Abgrenzung und Geftaltung der Berufsgenofienfchaften auf Grund bes $ 141 des 
Unfall-Berficherungs-Gefeges für Land» und gortmirtidat vom 16. Jumi 190% 
(GE. S. 26) an Stelle des Geſetzes vom 20. Mai 1887 GES. ©. 189). 

©) Bau-Unfall» Berfiherungs- Gefe gi Juli 1887) in der 
Faffung des Gefehes vom 30. Juniyd. Juli 1900 $ GB. ©. 360 bezw. 698). Nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes werden die Arbeiter, welche bei der Ausführung von Bau- 
arbeiten beichäftigt und nidjt bereitS auf Grund der vorftehenden Unfallverfiherungs- 
Gejege verfichert find, gegen die Folgen der bei diefen Vauarbeiten ſich ereignenden 
Unfälle verfihert $ 1). r die Genteinden find befonders wichtig die Beftimmungen 
der 98 6 Nr. 3, 8, 9, 11, 16, 27, 28, 31, 32, 34, 42. 

Bei Bauarbeiten, welche von einem Kommumalverbande ausgeführt werben, 
tann die Verfiherung durch den Kommunalverband felbft erfolgen, fofern die Landes- 
Zentralbehörde auf deffen Antrag erflärt, daß der Kommunalverband zur Uebernahne 
der durd) die Verficherung entftehenden Faften für feiftungsfähig zu eradjten ift ($ & 
Ziffer 3, 85 42, 43). 

Untere Berwaltungsbehörden find guch bier nach BMB. 1900 (©. 287) in 
Städten über 10.000 Einwohner die Magiftrate, in anderen Städten der Landrat. 

d) Das See-Unfall-Berfiherungs-Gefeh (18. Juli 1887) im der 
elung vom 30. Juni.d. Juli 1900 (HGB. ©. 478 bezw. 716). Auch hier hat in 

tädten über 10.000 Einmohnern der Magiſtrat als „untere“ Berwaltungsbehörde 
mitzuwirken. (VBNMDB. 1900 ©. 287; f. $$ 20, 59, 60, 63, 75, 91, 96, 123, 148, 

e) Gefeg betr. die Unfallfürjorge für Gefangene v. 30. Juni 1900 
(RGB. ©. 536). Nach den Borfchriften dieles Geſebes ift, wenn Gejangene einen 
Unfall bei einer Zätigfeit erleiden, bei deren Ausübung freie Arbeiter nad) den Be- 
fimmungen der Reichsgeſetze über Unfallverficherung verfihert fein würden, für die 
Folgen Pocher Unfälle eine Entihädigung zu feiften. Den Gefangenen werden die 
in öffentlichen (auch ftäbtifhen) Weflerungsanftalten, Arbeitsgäufern und ähnlichen 
Zmwangsanftalten untergebrachten Perſonen gleichgeftellt, ebenſo die zur Forſt- oder 
Bemeindearbeit oder zu fonftigen Arbeiten, auf Grund gefelicher oder pofizeilicher 
Betimmung engere amgebaltenen Werfonen. Durch das Ausführungs-Geieh 
vom 28. Juli 1 (GS. ©. 293) ift die Verpflichtung des Staates zur Leiftung 
der nach dem Unfall-Fürforge-Gefeg für Gefangene zu gewährenden Entfchädigungen, 
foweit nicht der Verletzte zur Zeit des Unfalls in einer vom Staate unterhaltenen 
Anftalt untergebracht oder der Unfall bei Zwangsarbeiten in ftaatlichen Betrieben er» 
folgt ift, gemäß $ 7 Mbf. 2 des Geſebes auf diejenigen öffentlichen Anftalten über« 
tragen, denen die Unterhaltung der Anftalt obliegt, in welcher die verlegte Perſon 
amdergebracht ift, oder durch deren Organe fie zur Gewmeindearbeit oder zu fonftigen 
Arbeiten auf Grund gejeglicher oder polizeiliher Weftimmung zrangäweife angehalten 
worden ift. Someit biernach die Ent[hädigungspflicht einem Ortsarmenverbande ob- 
Tiegt, hat der Landarmenverband, welchen der verpflichtete Ortsarmenverband angehört, 
diefem die Rente infoweit zu erftatten, als fie über den Betrag der Armenunter- 
fügungen hinausgeht, welcher ohne den Unfall an den Berlegten oder deffen Fantilie 
zu leiften wäre (j. PVB. 24 ©. 82). 

f) Unfallfürforge-Gefeb für Beamte und für Berfonen des 
Eoldatenftandes vom 18. Juni 1901 (NGL. ©. 211). Für die Gemeinden find 
wichtig die Beſtimmungen diefes Gefehes in den 85 8, 14 (f. 5 65). 

3. Invaliden-Berfiherungs-Gef. vom 13. Juli 1899 (RG. ©. 463 
— Faſſung)) an Stelle des Reichsgef. betr. die Juvaliditäts- und Alters— 

erfiherung vom 22. Juni 1889. Nach Maßgabe der Beftimmungen diefes 
Geſetzes werben vom vollendeten ſechszehnten Lebensjahre ab verfichert: 
1. Perſonen, welche als Arbeiter, Gehilfen, Gefellen, Lehrlinge oder Dienftboten 
gegen Lohn ober Gehalt beicäftigt werben, 
2. Betriebsbeamte, Wertmeifter und Techniker, Handlungsgehilfen und -Lehrlinge 
(ausfcjließlih der in Apothefen beicäftigten Gehüffen und Lehrlinge), fonftige 
Angeftellte, deren dienflice Beljäftigung ihren Hauptberuf bildet, ſowie Lchrer 
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und Erzieher, jämtlidh, fofern fie Lohn oder Gehalt beziehen, ihr regelmäßiger 
Iahresarbeitsverbdienft aber 2000 Mt. nicht überfteigt, fomie s s 


3. bie gegen Lohn oder Gehalt beſchäftigten Perſonen der Schiffsbeſatzung deutſcher 
Sechhbrzeuge ($ 2 Gef. vom 13. Juli 1887, RGB. ©. 329) und von Fahr- 
gengen ber Binnenfchifiahet, Cchiffsführer jedoch nur dann, wenn ihr regel- 

mäßiger Jahresarbeitsverdienft an Lohn oder Gehalt 2000 Mt. nicht überſteigt. 
Nach $ 2 des Invaliden-Berficherungs-Gef. Tann durch Beſchluß des Bundes- 

rats bie Vorfhrift des $ 1 für befimmte verufszweige allgemein oder mit Be 
ſchränkung auf gewiſſe Bezirke aud auf Gewerbetreibende und ſonſtige Betriebs- 

Unternehmer, weldje nicht regelmäßig wenigftens einen Loßmarbeiter vefehäftigen, fowie 

ohne Rüdfiht auf die Zahl der von ihnen beichäftigten Lohnarbeiter auf die Haus- 

gewerbetreibenben erftredt werben. 
Aögefehen von ben Sefimmungen im $ 3 Abf. 1, 85 8, %4, 49, 50, 57, 59, 

64, 79, 81, 84, 86, 112, 120, 122, 128, 155, 156, 157 kommen für die Gemeinden 

noch in Betradt: 


$ 148, wonach durch ftatutarifche Beftimmung einer Gemeinde angeorbnet 
werben kann, baf die Beiträge für alle verfiherungspflichtigen Berfonen oder für bee 
fimmte Kigſſen derfelben durch die Gemeindebehörbe für diechnung der Ber- 
fiherungs-Anftalt eingezogen, werben. Auf demfelben Wege können in biefem 
Falle Befimmungen über die Verpflichtung zur An- und Abmeldung der Ber- 
fihherten getroffen werben. Die Verfierungsanftalten find verpflichtet, den mit 
Einziehung der Beiträge beauftragten emeinbebchörben eine von der Landes 
Bentralbehörde zu beftimmende Vergütung zu geroähren. 


$ 151, wonad), wenn die Einziehung ber Beiträge nad) $ 148 angeordnet 
wird, auf demfelben Wege weiter beitimmt werben kann, daß: 

1. die Austellung und der Umtausch der Cuittungstarten (88 134, 136) durch die 
nad) $ 148 Abf. 1 mit der Einziehung der Beiträge beauftragten Stellen fatt- 
zufinden hat, 

2. für diefenigen Berficherten, deren Beſchäftigung durd) die Natur ihres Gegen- 
Randes oder im Boraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von 
weniger als einer Woche beſchränkt ift, die auf die Berfiherten entfallende 
Hälfte der Beiträge unmittelbar von den Berficherten, die auf den Arbeitgeber 
entfalfende Häffte aber von dem weiteren Kommunafverbande bezw. ber Gemeinde 
entrichtet und durch fie von den Arbeitgebern wieder eingezogen wird. 


Durch die Bekanntmachung betr. die Ausführung des Invaliden-Berfiherungee 
Se. vom 26. Aug. 1899 (BIN. S. 165) ift folgendes beftimmt: 

Untere Berwaltungsbehörden find: in Städten mit mehr als 10.000 
Einwohnern die Gemeindebehörden, im Uebrigen die Fandräte, unter „Bc- 
meindebebörbe* ift der Gemeindevorfland zu verftehen. Die Ausftellung und 
der Umtaufd) der Duittungstarten ($ 134), ſowie die Erfegung verlorener, unbraud)- 
bar gemordener ober zerftörter Ouittungslarten durch mene ($ 136) erfolgt durch die 
Ortöpofizeibehörben. Sofern für die Bermaltung der Ortöpoligei befondere örtliche 
Bezirke (Boligeireviere) beftehen, find bie Vorftände diefer Bezirke zur Ausftellung 
ufro, der Onittungsfarten für die in ihren Begirten befcjäftigten oder mohnenden 
Berficherten verpflichtet. Bildet der Gemeindevorftand ein Kollegium, fo hat er, 
wenn ihm bie Ausftellung uſw, ber Duittungsfarten übertragen ıft, hierfür einen 
Kommiffar zu beftelen. Die Gemeinden forwie bie Kreisverbände find befugt, für 
ihre Bezirke auf ihre Koften, an Stelle der vorbezeichneten Behörden ober neben ben- 
felben, für bie Wahrnehmung des Sartengefcäftes befondere Beamte zu_beftellen. 
Der Beichluß bedarf der Genchmigung des Regierungspräfibenten, für den Stadtkreis 
Xerlin des Oberpräfidenten. Diefe Branıten And befugt, ein Siegel zu führen, das 
den Preußifchen Adler und die Umfchrift: „Ausgabeftelle für Dnittungsfarten 
ee. * enthält. Gofern bei Durcführung der Beftimmungen der $$ 135, 
163 die Austellung, der Umtaufe) oder die Grneuerung von Duittungsfarten 





SO. 5 56 Nr. 1. Der Magiftrat als Ortsobrigkeit. 257 


erforderlich wird, find die Vorſtände der Berfiherungsanftalten und die Kontrolle 
beamten befugt, die Ansftellung, den Umtaufc und die Erneuerung dev Quittungs - 
tarten vorzunehmen. In Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern find die Ge- 
ihäftsräume dev Ansgateftellen für Onituungstarten äußerlich) durch Anbringung von 
Tafeln mit der Auffgrift „Ansgabeftelle für Ouittungstarten* fenntlid) zu 
madjen; die Bucjftaben der Auffchrift müfen eine Höhe von mindeftens 10 cm 
haben. Für diejenigen Berfiherten, weldje einer der im 8 62 Abfag 1, 8 82 Abi. 2 
bezeichneten Kaffen und Vereinigungen nicht angehören, wird die Beteiligung an der 
Wahl der Vertreter dev Arbeitgeber ımd Arbeiter bei den unteten Berwaltungs- 
behörden umd der Veiſiher der Hentenftelen de Kreisausihüffen, in Stadtkreifen den 
Maogiftraten übertragen. JA bei Streitigfeiten ($ 155 u. ff.) der von dem Pandrat 
oder dem Gemeindevorftand vertretene Kommunalverband al Arbeitgeber beteiligt, fo 
wird von dem Megierungspräfidenten, in Berlin von dem Oberpräfidenten der 
Provinz Brandenburg, eine andere Behörde ffamerat oder Gemeindevorftand) mit der 
Entigjeibung der Gtreitigfeit beanftragt. Auf Stadtgemeinde, in welchen für die 
Angelegenheiten der Jnvalidenverfiherung eine beiondere Abteilung (Deputation, 
Ausihuß) des Genteindevorftandes beftellt worden ift, findet diefe Beftimmung feine 
Anwendung. Handelt es ſich bei Streitigkeiten um bie eigenen Lohnarbeiter des als 
untere Berwaltungsbehörde berufenen Beantten, fo erfolgt die Citfceidung durch 
feinen Stellvertreter. 

Die Belanntmahung vom 26. Auguft 1899 hat einige Abänderungen durch 
ME. v. 22. Ottober 1904 erfahren. Das Verfahren vor den unteren Verwaltungs- 
behörben über Versilligung, Einziehung und Einftelung der Invalidententen gennäß 
88 57-64 des Invaliden-Berfiherungs-Gej. ift durch die Anweifung dv. 15. Novbr. 
1904 (veröffentlicht im Handels- und Gemerbe-Dinifterialblatt) geregelt. 

©. aud Anmweifung vom 17. Novbr. 1899 (BMB. 1900 ©. 16) betr. das 
Verfahren bei ber Ausftelung und dem Umtaufh, fowie bei der Erneuerung (Er— 
fesung), and der Berichtigung von Quittungskarten, ſowie die Diiniferintverfügung 
vom 22. Dezbr. 1899 (BMB. 1900 ©. 33) betr. die den Krantenfaffen, Gemeindes 
behörden uf. zu gewährende Vergütung für bie Ausftellung und den Umtaufch von 
Ouittungslarten. 

IV. Mit Rüdfiht auf feine Eigenſchaft als Ortsobrigkeit und als Organ 
des Staates find dem DMagiftrat noch Geihäfte und Vefngnifle der mannigfadjiten 
Art übertragen, von denen folgende hervorgehoben werben: 

1. Als der Obrigkeit der Stadt # dem Magiftrat die Oberaufficht über 
gewiſſe in der Gtabt befiehenbe gemeinnüßige Vereine teils durch) die Vereins- 
Matuten, teils durch faatliche Anordnungen überwiefen. Imsbefondere führt der 
Magiftcat die Aufficht über die Schüpengilden, deren Statuten die ftaatliche Ges 
negmigung erhalten Haben. (MR. 1843 ©. 322). ft eine Schützengilde vom 
Könige genehmigt, fo hat fie Korvorationsrechte ($ 25 Allg. Fanbr. II 6, $ 7 II 13). 
Handelt e3 fih nicht um Erteilung von Korporationsrechten, fo ift zur Beſtätigung 
der Statuten einer Schütgengilde der Oberpräftdent zufländig (MR. 1864 ©. 40). 
Eind die Statuten weder dom Könige noch dom berpräfidenten genehmigt, fo 
gelten fie nur als Privatabfommen, deren Aufrchterhaltung dem Diagiftrat nicht 
obliegt. 

2. Als Obrigkeit und Borftand der Gemeinde übt der Magiftrat das der 
Stadtgemeinde über eine hriftliche Kirche zuftchende Patronatsredt aus, wählt 
die Geifllien und ernennt ein Gemeindemitglied zum Aelteften ($ 35 Gemeinder 
und Synodalordnung vom 10. September 1873). Uebrigens folgt aus dem Patronatss 
rechte noch micht die Verpflichtung einer Stadtgemeinde zum Bau einer neuen Kiche, 
falls eine Teilung der Kirchengemeinde notwendig wird (OT. vom 14. Oftober 1871, 
Entf. Bd. 66 ©. 153, RIC. 43 ©. 332, veral. aud) RYE. 45 ©. 208). 

3. Dem Vagifteat ft in verfgiedenen Fällen die Vertretung vermögens- 
rehtliher Befugniffe an Stelle der Beteiligten übertragen. Hervorzuheben 
if Hierbei die dem Magiftrat auf Grund ‚des Zagdpolizeigefeges vom 7. März 1850 
übertragene Bertretung der Beſiher aller derjenigen im Stadtbezirke befegenen Grund» 
ftüde, weldhe einen gemeinfhaftlichen Zagdbezirt bilden, in allen Sagdangelegenheiten. 
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Vergl. Näheres hierüber Zuf.-Gef. $ 108 u. fi, ſ. jedoch 0. ©. 190. Hierher gehört 
aud) das $ 49 ©. 187 n. 6 erwähnte Gefeh; betr. bie durch ein Außeinanderfepungse 
—*2 — begrünbelen gemeinſchaftiſchen Angelegenheiten ©. 2. April 1887 (GO. 


4. Durch ME. 11. Oft. 1895 (BMB. ©. 223) find in Städten, wo feine 
Königl. Polizeiverwaltung befteht, die Ortspolizeibehörben, in Städten mit Rönigl. 
Bolizeiverwaltung die Diagiftrate als diejenigen obrigkeitlihen Behörden bezeichnet, 
melden nad 5 118 ZPO. die Ansftellung der zur Beı jung des Armenrechts 
in —— erforderlichen eugniffe zufteht. Durd; weiteren Eriaß vom 7. Mai 
10 (ML. ©. 171) Haben die im Erlaffe vom 11. Oft. 1895 bezeichneten Be- 
höxden Austunft zu erteilen, wenn die Fähigkeit eines Angetlagten zur Roftenzabfung 
feigeftellt und zu biefem Stoede eine Ermittelung der Bermögensverhältniffe deö Ber 
treffenden erforderlich wird (f. PBB. 25 ©. 17. 

5. Nach dem Geſetz betreffend die Verpflichtung zum Halten ber Gefehfamm- 
lung und der Amtsblätter vom 10. März 1873 (GS. ©. 41) find die Gemeinden 
zum Halten der Gefegfammlung und des Amtebiattes desjenigen Bezirls, in weldem 
fie belegen find, verpflichtet. 

6. Durd den Juftizminifter und Minifter des Innern lönnen die Gemeinde» 
behörben verpflichtet werden, von einem zu ihrer Kenntnis gelangenden Tobesfalle, 
bei welchem gerichtliche Maßregeln angezeigt ericheinen Lönnten, dem Amtsgericht, in 
deſſen Bezirk der Todesfall eingetrsten if, Mitteilung zu machen. (Art._19 Gef. 
über bie frei. Gerichtsbarkeit v. 31. Sept. 1899). Nach $ 157 Straf-Progep-Lrön. find 
Folge und Gemeinbebehörden zur fofortigen Anzeige an die Stantsanmwaltidjaft oder an 
den Amtsrichter verpflichtet, wenn Anhaltspunkte dafür vorhanden find, daß Jemand eines 
nicht natürlichen Todes verftorben ift ober wenn der Leichnam eines Unbefannten ge- 
funden wird. Ferner haben die Polizei und Gemeindebehörden von den zu ihrer 
amtlichen Kenntnis gelangenden Fällen einer unrichtigen, unvollftändigen oder untır« 
faffenen Anmeldung zum Handelsregifter oder Genoffenichaftsregier dem Regifter« 
gerichte Mitteilung zu machen. (Art. 3 Ausf.-Gef. BGB.) 

7. Der Magiftrat fungiert als Bollftredungsbehörde im Sinne der Art. 9 u. 
fi. der Anweifung vom 23. November 1899 zur Ausführung der Verordnung vom 
15. November 1899 betr. das Berwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von 
Geldbeiträgen. (GS. ©. 545.) 





B. Der Magiftrat als Gemeindeverwaltungsbehörde. 


8 56. Der Magiftrat Hat ala Gemeindeverwaltungsbehörde 
ingbefondere folgende Geſchäfte: 

2. die Beſchlüſſe der Stadtv.-Verſ. vorzubereiten und, fofern er 
fh mit denfelben einverftanden erklärt, zur Ausführung zu 
ringen. 

Der Magiftrat ift verpflichtet, die Zuftimmung und Aus- 
führung zu verjagen, wenn von ben Stadtv. ein Beſchluß 
gefaßt ift, welcher deren Befugniffe überfchreitet, gefeß- oder 
rechtswidrig ift, das Staatswohl oder das Gemeinde-Interefle 
verlegt. In Fällen dieser Art ist nach den Bestimmungen 
im $ 36 zu verfahren. 


Dazu Zuf.-Gefeh: 

$ 15. Beſchlüſſe der Gemeindevertretung, welche deren Beſugniſſe überfchreiten 
oder die Gefege verlegen, hat der Gemeindevorftand bezw. ber Bilrgermeifter ent» 
ſtehenden Falles auf Anweifung der Auffichtsbehörde mit auffchiebender Wirkung unter 
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Angabe der Gründe zu beanflanden. Gegen bie Verfügung des Gemeinbevorflandes 
Acht der Gemeindevertretung die Klage im Bermaltungaftreitverfahren zu. 


$ 21. Zufändig in erſter Iuftanz ift im Vermwaltungsftreitverfahren der Be- 
zirlsausſchuß, für den Stadtkreis Berlin das OBG. Die Frift zur Anftellung der 
Nlage beträgt zwei Wochen. 

817 Nr. 1. Der Bezirksanusſchuß beſchließt, abgefehen von den Fällen dee 
$ 15, über bie zwiſchen dem Gemeindevorftande und der Gemeindevertretung ent- 
ſtehenden Meinungsverjdiedenheiten, wenn von einem Zeile auf Entſcheidung ange 
tragen wird und zugleich die Angefegenheit nicht auf ſich beruhen bleiben ann. (In 
Berfin tritt an die Stelle des Bezirtsausſchuſſes der Oberpräfident, $ 43 2BG.) 


1. Die Vorbereitung der Stadto.-Beihlüffe muß eine erfGöpfende fein, 
terart, daß die Stadtv. aus den Vorlagen des Magificats die veridjiedenen faktifhen 
und rechtlichen Beziehungen der frage, um die e6 fid) handelt, zu überfehen im 
Stande find. Die Sade muß beihfukreif für die Gtadiv. gemadht werden. (Bergl. 
Pipers Monatsihrift 1859, ©. 487). Zwar kann die fhriftliche Borlage nicht auf 
alle möglihen Anſchauungen, die in der Stabtv.-Berf. vertreten fein fönnen, Bezug 
nehmen. Dafür ift dem Magiftrat in dem Rechte zur Aborbnung don Kommiffarien 
zu ber Stadtv.-Verſ. die Möglichkeit gegeben, durch das Tebendige Wort die ſchriſtlichen 
Vorlagen zu ergänzen. Bit Ridfidt hierauf miüffen, ehe eine Vorlage wegen an- 
gebficer Unvolftändigteit an den Diagiftrat zurüdgegeben werben Tan, beffen (r- 
Mlärung in der Gigung dem Stadto.-Ber). abgewartet werden. Der Stadiv -Vorſteher, 
bezüglich der für die Etadiv.-Berf. beftellte Referent, Lönnen zur Ergänzung der for« 
mellen VBolfändigfeit einer Borlage nur für befugt erachtet werden, ein in der Wor« 
lage angefüßrtes Alten oder Scriftftüd, das aus Berfehen nicht beigefügt worden, 
oder ein fonfiges Altenftüd, deffen die Berfammfung bei der Beratung bedarf, nadh- 
trägfi einzuforbern. Jede weitere Entfehliegung über eine Vorlage aber muß der 
Stadtv.-Berf. vorbehalten bleiben und dann hat diefe, wenn ihr die Sache zu einem 
definitiven Wejchluffe micht genügend vorbereitet zu fein j—heint, materiell zu befinden, 
in weicher Richtung fie weitere faglide oder dechtüche Aufklärung vom Magiftrat 
verfangen will, 

Der Magiftrat bat zwar nicht die Berpfichtung, eine jede Vorlage mit dem 
Ausdrude feiner Anfit über einen zu faffenden Veichluß zu begleiten und einen be» 
Rimmten Veſchluß der Stadtv.-Berj. zur Annahme zu empfehlen. In den meiften 
Fällen wird dies aber ſich als praftiih und zwedmäßig herausftellen. 


2. Gilt e8 auch als Regel, daß die Imitiative der Beſchlüſſe der Stadtv. 
vom Dlagiftrate auageht, fo befteht doch die Vefugnis der Stadto.-Berf., aud) ihrerfeits 
einen Gegenftand felbftändig in Anregung zu bringen. Dem Ermeffen des Magiftrats 
wird es überlafien bleiben, ob er das tatjählihe und rechtliche Material einer von 
der Stadiv.-Ber]. ihm zur Beranfaffung einer Vorlage überriefenen Angelegenheit be 
arbeiten und die Sache weiter verſolgen will. Erlennt er hierzu eine Notwendigkeit 
und Zmedmäßigfeit nicht an und fehnt er es ab, eine Vorlage zu machen, fo wird 
die Stadtv.-Berf. zu wählen Haben, ob fie ihrerjeits die Sache fallen laffen oder aus ihrer 
nitiative einen materiellen Beihluß faffen und dem Diagifirat zur auftimmenden 
oder abfehmenden Erklärung zugehen Laffen will. Lehnt der Mogiftrat den Befchluß 
der Stadto.-Berf. ab, fo liegt eine Meimungsverfciedenheit vor, die nad) $ 36 StD. 
in Verbindung mit $ 17 Zuf.-Gef. zu löfen if. 

3. Ueber die Genehmigung und Ausführung der Stadto.-Veidhlüffe durch 
den Magiftrat fee oben $ 36, ©. 160, 162). Vor der Ausführung eines Stadtv.-Ber 
fchluffes Hat der Magiftrat fich zumächft zu überzeugen, ob der Beldhluß in gültiger 
Form, d. h. mit Beobachtung der gefeglihen Borfchriften ($$ 40 bis 44), gelapt 
worden ift. Zu diefem Brede müffen ihm alle Beihlüffe der Stadtv.-Berf. mit» 
geteilt werben ($ 47). Cr hat aber aud; das Recht, fi, fo oft er es für mötig hält, 
durch Einfidht des Protofolbuchs ohne Weiteres hiervon Kenntnis zu verfhaffen. 
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Hinfihtlich der materiellen Prüfung des Inhalte der Befchlüffe liegt dem 
Magiftrat die im Tert beſonders hervorgehobene, übrigens ſich von felbft veritehende 
Verpflichtung ab. Geſetwidrig ift das im Geſetz Berdotene, rechtswidrig, wozu das 
Gefeh Leine Befugnis gibt, kein Recht einräumt und was die Rechte Dritter verlegt. 
Ein Befhfug kaum aber nicht fon darum als gefeg- oder reditäwibrig behandelt 
werben, weil der Magiftrat eine andere Rechtsanfiht vom der Sade hat, als die 
Stadtv. Der Ausdrud „Staatswohl“ ift flatt des im urfprünglichen Entwurfe ge- 
braudten Wortes „Staatsintereffe“ Krähtt worden, um nicht zweifelhaft erſcheinen 
zu Taffen, daß die Städte and) dem Stante gegenüber ihre Rechte im Wege des Pro- 
zeſſes zu verfolgen wohl befugt find. 

Das in Fällen des $ 56 Nr. 2 einzufchlagende Verfahren hat durch das Zuf.- 
Geſetz eine Xenderung erfahren, und zwar ift da6 Verfahren ein anderes, wenn der 
Deagiftvat einen Stadtv.-Beichluß beanftandet, weil derfelbe die Befugnis der Stadtv.- 
Fr überfchreitet, gefeg- oder reditsiwidrig if, ein anderes, tern ber beanftandete 
Stabtv.-Beihluß das Siaatswohl oder das Gemeinde-Interefie verlegt. Im letzteren 
Falle fiegt eine bloße Meinungsverfchiedenheit zwifchen den äptifchen Kollegien vor, 
werde der höheren Enti—eidung des Bezirlsausfchufles im Beihlußverfahren in Ger 
maßheit de8 $ 17 Nr. 1 Zuft.-Gef. mit der hier vorgefchriebenen Einſchränkung vor- 
behalten ift (1.0. $ 36 ©. 161). Beanfandet dagegen der Magiftrat einen Stabto.-Be- 
ſchluß wegen Kompetenzeleberfchreitung oder wegen Gele und Redtswitrigfeit, fo 
tritt das Vermaltuugsftreitveriahren in Gemäßheit des $ 15 Zuft.-Gejey (I. u. $ 77 
SO.) ein. Die Verjdiedenartigfeit des Verjahrens rechtfertigt fi dadurch, daß die 
Unterfuhung der Frage, ob ein Stadtv.-Bejdlug das Staatewohl oder dag Gemeinde» 
Interefje verlegt, nicht wohl Gegenftand des Berwaltungpftreitverfahrens fein kann. 

Die Befugnis des Magitrats, Beichlüffe der Stadtv.-Berj. aus Gründen des 
Staats: oder Gemeindemohls zu beanftanden, ift nicht unangefodhten geblieben. Inden 
die Befclüffe der Stadto.-Berf. werden erft zu Gemeindebeihlüfen durch die Zır- 
fimmung des Magiſtrats. Wenn diefer einen Beſchluß der Stadiv. beanftandet, fo 
muß er das tum, ganz frei nad Zmwedmäßigfeitsgründen und nad; feinem Berftändnis 
von den Interefjen der Bürgerfhait. Jene Befugnis liegt zudem ſchon in der Stellung 
des Magiftrats als der ausführenden Behörde, da dem Gemeindevorftande nicht zu⸗ 
gemutet werden fann, Beſchluffe auszuführen, die feiner Meinung nad; das Stanıe- 
oder Gemeindewohl verlegen. 5 

4. Beanftandung der Befhlüffe der Stadto.-Berf., ſ. Iebens, Auffäge S. 1 
u. PBB. 17 ©. 477. Jebens, Die Stadtv. ©. 262. 

Wird eine Ueberfgreitung der Befugnifle oder eine Geſetzesverletzung behauptet, 
und aus diefem Grunde die Ausführung des Beſchluſſes Seitens des Magiſtrats ab- 
gelehnt, fo Tiegt eine im Wege der Klage anfechtbare Beanftandung vor. 

a) Nur der Magiftrat, entftehenden Falles auf Anweifung der Auffichtsbehörde, 
night aber der Bürgermeifter allein, fann Beihlüffe der Stadtv.-Berf. beanftanden 
(PL. 16 8. 459); dagegen hat der Bürgermeifter das Beanftandungsrecht in Betreff 
der Beſchlüſſe des Magiftrats (f. u. $ 57). 

b) Der Beanftandung unterliegen Beſchlüſſe der Stadto.-Berjantnlung, welde 
deren Beiugniffe überjchreiten, oder die Geſehe verlegen (Zuft.-Gei. $ 15) bezw. 
gejef« oder vedptäwidrig find (5 56 Abi. 2). 

Die Ausdrudsweife „Befugnifje überjhreiten“ wird auf ein Hinaus- 
gehen der Stabtv.-Berf. über das ihr angeriefene Zuftändigfeitsgebiet bezogen werden 
mäffen, vor Aden auf ein Uebergreifen auf andere af8 Gemeindeangelegenheiten. 
Eine Ueberfepreitung liegt ferner nicht mur dann vor, wenn die Gtadtv.-Berf. im die 
Erefutive eingreifen, ihre Beihlüffe febft zur Ausführung bringen will, fondern aud 
dann, wenn unter ben beiden ftädtiichen Kollegien verſchiedene Auffaffungen über die 
Abgrenzung ihrer gegenfeitigen Bejugniffe beftehen, wenn es ſich darım handelt, daß 
bie Stadto. Funftionen, die gerade der Dagifrat als folche feines Refforts anfieht, 
für fih in Anfprud nimmt (OV®. 13 ©. 89, 14 ©. 76). 

Was die Beanftandung wegen Gefegesverlegung betrifft, fo fällt hierunter auch 
ver Fall einer unrigtigen Auslegung der Gefege, bezw. der Fall einer unrichtigen 
Anwendung der Geſebe infolge falicher Auslegung (OTG. 7 ©. 115). Nat OB. 6 
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€. 144 möchte e8 feinen, als ob die unrichtige Austegung eines Geſetzes nicht ohne 
Weiteres umter den Begriff der „Gefehesverlegung“ falle. Cine Unterfgeidung zwifden 
GSefegesverlegung einerjeits und unrtchtiger Auslegung des Geſetzes bezw. nurichtiger 
Anwendung des Geſetzes andererjeit® kann nit für gerechtfertigt erachtet 
werden. Jedes Geſetz, mag auch feine Bedeutung am ſich noch fo mmeietfaft fein, 
tann, objektiv betrachtet, nur einen beftimmten Inhalt haben. Dicler ift nad, den 
Regeln der Auslegung zu ermitteln und feftzuftellen, und jeder Beſchluß der Gemeinde- 
bebörden, welcher gegen die fomit in ihrem wahren Sinne fefgeftellte gefegliche Norm 
verfiößt, enthält eine Verlegung des Gejeges. Cine andere Begriffsbeftinmung dieſes 
Ausdruds ift überhanpt nicht denkbar. Sie würde immer am der Unmöglichkeit 
icheiten, eine rechtlich Haltbare Grenzlinie zulsen —— und unritiger 
Auslegung des Gejeges zu ziehen (OBG. 7 ©. 118 |. 0. n. 3 ©. 260). 

Auch die auf ungefeglihem Wege 3 2. unter Verlegung der Geſchäftsordnung 
der Stadtv. Berf. zu Stande geloinmeuen Beſchlüſſe unterliegen als geje- und rechts- 
wiorige Beldylüffe der Beanftandung (OV®. 41 ©. 41). J 

Gin befonderes Sffemtliches Intereffe, weldes die Beanſtandung Als nötig 
ner gesienlig erjcheinen läßt, wird dagegen nicht erfordert (Febens Auffähe ©. d, 
CBG. 37 €. 7). 

Der Beanftondung des Magiſtrats unterliegen ſämtliche Beſchlüſſe der 
Stadtv.-Berf., bei denen die cine_oder die andere Vorausſetzuug des $ 15 Zufl.- 
We. zutrifft. Auch die von der Stadtv.-Berj. bewirkten Wahlen flellen Beſqhlüſſe 
Bieler egegeg dar, deren Beanftandung dem Magiſtrat gegeben ift (BBB. 23 
=. . 5). 





Die Beanftandung ift auch in folden Angelegenheiten nicht ausgeſchloſſen, in 
denen der Mogiftrat weder bei der Beidhlußiaflung mod) bei der Durgführung der 
von der Gtadtb.-Berf. gefaßten Beichlüfje mitzuwirken hat; ſ. ©. 162 n. 3. Eine 
dahin gehende VBefchränfung findet fih im $ 15 nicht. Gerade in derartigen Fällen 
erigeint die Beanftandung ale das einzige und’ unentbehrliche Mittel, um etwaigen 
Geſetzwidrigleiten, welche die Gemeindevertretungen fi zu Schulden fommen fafjen, 
mit rechtlicher Wirkung entgegen zu treten, gleihviel ob mit der Ausführung bereits 
der Anfang gemacht ift oder dieſe noch im ganzen Umfange ausfteht. Daraus folgt 
ferner, daß vom Magiftrat auch ſoiche Berhtüfe der Stadtv.-Beri. beanftandet werden 
dürfen, welche feiner Zuftimmung unterliegen, damit fie wirffem werden. Daran 
wird durd) die in dem 8 15 Zuft.-Gel. aufgenommenen Worte „mit aufichiebender 
Wirkung” nichts geändert. Sie waren erjorderlid), weil der $ 15 aud) die Anfechtung 
von Diagiftratsbejchlüffen regelt und weil e8 weiter keineswegs ausgejchloffen ift, daß 
der Magifirat auf Anweifung der Auffichtsbehörde Veichlüfie der Gemeindevertretung 
beanftandet, mit denen er fahlih durchaus einverftanden ift. Cie enthalten aber vor 
allem feine Nötigung, folhe Belhfüfie der Stadtv.-Berf. vor der Beanflandung ſiher 
zu fetlen, weiche fid) ohne tweitere® al8 gefegtmibrige ergeben und in Nüdficht hierauf 
einer fahligren, die event. Zufimmung bezwedenden Früfung, überhaupt nicht erft 
bedüirftig find (ORG. 14 ©. 76, 16 ©. 62, 17. 79, 21 ©. 39, RB. 19 ©. 482). 

Auch folhe Beſchlüſſe unterliegen der Beanftandung, melde ber 
mehmigung einer höheren Dehörde bedürfen, fofern die Genehmigung erteift ift. 
Während der Zeit, in welcher die Genehmigung mod) nicht erteilt if, find fie vor- 
äufig umd nachdem die Genehinigung ungufechtbar verjagt ift, definitiv der Be— 
anftandung entzogen (CBO®. 4 S. 18, Iebens Auffäge ©. 9). — Die Beanftandung 
wird aud nicht dadurch ausgeichloffen, daß dem Magiftrat Joch andere Rechtsmittel, 
3 3. eine ihm befonders zufichende lage (3. 9. in den Fällen des $ 11 Zuf.-Cef.) 
aur Sefeiigum ‚eines Stadtv.-Belhlufjes gegeben find (CBG. 16 ©. 68, 34 ©. 140, 
TER, 20 ©. 47, 72, vergl. oben $ 27 (©. 133). Unders Jebens Aufl. ©. 23 n. 53). 

c) Aber nicht ale Beichlüffe der Stadtv.-Berf., fobald fie deren Befugnifie 
überfejreiten, find der Beanftandung unterworfen. Der weitere Wortfaut ergibt, daß 
der Gefeggeber nur ſolche Befhlüffe gemeint haben fann, welche einer alsbaldigen 
Ausführung fähig find. Cine ſoiche ift aber für bloße Meinungsäußerungen, Anfichten, 
Outachten und ähnlich geartete Beſchlüſſe der Etadtv. nicht denkbar, 3. B. wen das 
Sefuc) eines Stadtv. um Entlaffung aus feinem Amte abgelehnt wird, wenn es ſich 
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nur um fritifche Bemerkungen über einen Magiſtratsbeſchluß bezw. die Ausfaffungen 
darüber handelt, in welder Hinficht eine Abänderung desfelben vieleicht zu geliehen 
hätte (PER. 24 ©. 205). &s entipricht, wie ORG. (6 ©. 68-90, 24 ©. 21 und 
2, 27 ©. 90) ausgeführt Hat, dem Weſen der Rechtefontrolle, daß der Anfechtung 
nur vollftredbare Entfheidungen unterliegen, mur folche Beidhlüffe alfo, welche, wenn 
fie unangefochten bfeiben, rechtliche Wirkungen äußern und zwar derart, daß dieje 
Wirkungen durch die aruftebung bes Beſchluſſes befeitigt werden. Die Beanftandung 
iR feineswegs ein generelles Mittel, um jeder rechtöirrigen Auffaffung der Stadtv. 
entgegenzutreten, fondern fie if nur zu dem Zwecke geftattet, um bie Ausführung 
von Beihlüffen, welhe unmittelbar Mad; außen hin wirtſom zu werden drogen, zu 
verdindern. Weil es am einem praftifchen Erfolge der Beanftandung fehlt, unterliegen 
diefer nicht Beicjlüffe, weiche nur einen negativen Inhalt haben. Eine Beanftandung 
iſt auch a zuläffig gegen einen Beichluß der Siadiv.-Verſ., welcher eine Kafjen- 
remung feftftellt unter dem Vorbehalte der Erledigung gewiſſer Erinnerungen. Ein 
ſolcher Bejchtuß bleibt jedenfalls jhon dann unwirkſam, wenn der Magiftrat bei feinem 
abfehnenden Standpunkte beharrt und e8 der Stadtv.-Berf. überläßt, ob fie gegen ibn 
duch Antufung der Auffichtebehörbe oder durch fonft geeignete Mittel wegen Cr- 
Tedigung der gezogenen Erinnerungen in ihrem Ginne weiter vorgehen wil. (PRB. 
17 ©. 28). Kae iR die Beanftandung nicht einem folden Beſchinſſe gegenüber 
qutafig, in welchem lediglich eine Unzuländintett ausgeſprochen wird (GBG. 29, 

. 64), weiter nicht ſolchen gegenüber, durch welche nur für jpätere, möglicherweiſe 
niemais eintretende Eventualitäten rein präparatoriih Stellung genommen werden 
foll, 3. B. ob ein Beamter als penfiongberechtigt zu erachten ift oder nicht, ob ein 
Gemeindebeamter oder Bebienfteter in Gemäßheit des Imvafibitäts- und Altersver- 
fiherungsgefeiges zu verfihern, oder gegenüter Beichlüffen, welde fih mit der Ve— 
handlung og. Dottogfragen befaffen (OB®. 6 ©. 56, PUB. 17 &. 490, 20 ©. 298, 
21 ©. 541, DRG. 77 €. 87, 35 ©. 97). 

d) Nicht der Beanftandung unterliegen ſolche Bejhlüffe, welche bereits völlig 
ausgeführt find. Dazu gehören aber nicht Beidhlüffe, deren Ausführung zwar bereits 
begonnen hat, die aber nur teilweife ausgeführt find, oder deren Ausführung, obwohl fie 
fon gefehehen if, doch dauernde Rechtswirfungen für die Zukunft herborzubringen 
geeignet ift (OB®. 6 ©. 57, 7 ©. 97). 

Nah DVG. 27 ©. 89 ift die Beanftandung, folher Beſchlüſſe ausgeſchloſſen, 
deren Rechtswirkung fih durch Vornahme eines einmaligen Mtes erihöpft. Die 
Tatfadhe, daß die Ausführung einmaf erfolgt if, fliegt jede Ipätere Beanftandung 
eines und desſelben Beichluffes aus. Daher ift ein Beſchluß, der den Gemeinde. 
vorftand ermächtigt, Namens dev Gemeinde einen Vertrag einzugehen, nach dem for- 
mafen Abſchluſſe des Vertrages nicht mehr zu beanftanden. Die Gültigleit und 
Birlfamteit eines ſoichen Vertrages wid micht dadurch beinflußt, daß der den Borfland 
zu deſſen Vollziefung ermädtigende Gemeindebeihlug um deswillen, weil er die 
Grenzen der Gemeindeantonomie überfchreitet, oder gegen das beftehende Geſetz verftößt, 
nachträglich und nad dem Bertronenbictuffe beanftandet werben könnte. Die Bean» 
Sunbung | jat ziwar auffdiebende Wirkung, aber feine rüdwirkende Kraft. (OBG. 

Ein Beſchluß der Stadtv., durch den eine zweifelhafte Forderung der Stadt in 
den Etat eingeftellt werben foll, überjchreitet weder die Befugniffe der Stadtv.-Berf., 
noch verlegt er die Gefeße, feßtere auch dann nicht, wenn die Forderung tatfächfich 
im Rechte nicht begründet fein jolte. Cr unterliegt daher nicht der Beanftandung 
(PUB 19 ©. 481). 

©) Zur Beanftandung eines Beichluffes der Stadtv.-Berf., welcher deren Be- 
fugnis überfchreitet oder die Gejehe verlegt, if der Magifirat verpflichtet. Cr 
fan zu diefer Pflicht von der Auffichtsbehörde angehalten werben. Dagegen fteht 
der Stadtv.-Berj. fein Auſpruch auf die Geltendmahung des Beanftandungsrechts 
gegen den Magiftrat zu. Solche Beſchlüſſe der Stadtv.-Berf., welche ber Magiftrat 
auszuführen hat, kann er wegen Gefegwidrigfeit wie wegen Zweckwibrigkeit ablehnen. 
Entgegen der Regel, daß Streit- und Beſchlußverfahren fich wechielfeitig ausfchließen, 
faun daher bei Beſchluſſen der Stadtv., die der Zuftimmung durch den Magiftrat zu 
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ihrer Ausführung bedürfen, fowohl das Berwaltungsftreitverfahren, als auch das Be- 
fhlußverfapren eintreten. Die Wahl zwilden beiden befimmt fi) nad) dem Ber- 
Halten des Magiftrats, je nad) dem er beanflanbet oder bloß feine Zuftimmung ver- 
weigert. Im allen denjenigen Fällen aber, in denen bie Stadto.-Berf. zur alleinigen 
Belhlubfaffung zufändig ift, hat der Magiftrat ein folches Wahlret nicht. Ju diejen 
Zälen muß er, wenn er der Anficht if, daß der Beſchiuß der Etadtv.-Berf. das Ge- 
meinde- oder Staatsrwohl verfeßt, und wenn er den Stabtv.-Beihluß mit Erfolg de⸗ 
jeitigen will, prüfen, ob die Beanftandung aus $ 15 Zuſt.Geſ. wegen Kompetenz- 
—— oder Geſetzesverletzung moglich ift, da ihm nur dieſer Weg der Beſeitigung 
offen fteht. 

f) Es ift nicht notwendig, daß die Verfügung, welche eine Beanftandung herbei- 
führen fol, ſich des Ausdruds der Beanftandung Toon bedient. Vielmehr wird jede 
einfache Verfügung, die feinen Zweifel darüber auflommen Iaffen tanın, daß durch fie 
eine Beanftandung erfolgen folle, als ausreidend angefehen werden könuen, um dagegen 
ein Vorgehen im Wege der Rage zu ermöglichen; weſentüch ift mur, daß ans dem 
Inhalte der Zerfügung fich die Abficht der Zeanftandung Kar ertennen 1äßt (BRB. 24 
©. 295, 086. 14 ©. 83, 21 ©. 32, 4 ©. 87, 39 ©. 47). Die mündliche Form 
der Beanftandung ift nicht — ebens Aufläge ©. 14 n. 4). 

Die Worte „unter Angabe der Gründe“ find um desiwillen eingeichaltet, damit 
derjenige, welcher einen folhen Beanftandungsbefhing vor dem Berwaltungegericht 
anfedhten will, eine beftinmte Grundfage für eine Klage erhält (fo auch $ 78 KAG.). 
&s ift jedod nicht anzunehmen, daß der BVermaltungsrichter eine jeder Begrundung 
ermangelnde Beanfandung allein ſchon wegen dieſes Mangels aufzuheben habe. Es 

jenügt, wenn nur überhaupt oder ganz allgemein in der Beanflandungsverfügung die 
erugifie als überſchritten und die Geſetze als verletzt bezeichnet find (OBO. 34 
&. 164). Iudeß muß es dod) als billig und zmedmäßig eradhtet werben, daß die 
Behörde ihre Verfügung redptlid uud tatfächlich forveit begründet, daß dem Betroffenen 
die Mögtichfeit gegeben if, die Verfügung in ihren Grundlagen dund die ihm hu. 
Mehende Klage anzugreifen. Der Verwaltungsrichter it aber für fein Urteil keincd- 
wegs an die fadhliden und reditlicen Erwägungen gebunden, von denen bei Erlaß 
der Beanftandungsverfügung fi die Behörde dat feiten laſſen. Für feine Ent 
ſchließung ift ihm vielmehr ein ganz freies und jelbfändiges Ermeffen geftatte. Tas 
Berwaltungsgeriht hat ex officio zu prüfen, ob die Behörde zur Yaffung des ber 
anftandeten Seihlufiee auftändig und ob diefer gefegmäßig it, ohme Küdficht auf 
die vom der beanftandenden Behörde geltend gemachten Gründe. 

Die Beanftandung ift an eine beftininte Frift nicht gebunden, denn es handelt 
ſich um gefeg- und rechiswidrige Vefchlüffe, die unter feinen Umftänden ausgeführt 
werden dürfen. 

g) Mit der Beanſtandung iſt auffgiebende Wirkung verbunden. Ter Beſchluß 
bleibt alfo, ‚jo Tange über die Beanftandung noch 1 entihieben if, umwirffan, ins ⸗ 
befondere entzieht er fi bis auf Weiteres der Ausführung. Die Verhäftniffe beſtehen 
aunäggft unberührt fort, wie fie vor dem Beichlufe beftanden. Wird der Klage flatt- 
gegeben, fo gilt der Beſchluß als von Anfang an vorhanden. 

Ueber die Snnigteit und die Rehisfolgen des auf Grund eines jpäter bean- 
Randeten Gemeindebefchtuffes zwiſchen der Gemeinde und einem Dritten bereits ab- 
jeichloffenen Vertrages |. o. n. 4d (OB®. 27 ©. 911. Die wohlerworbenen Rechte 
Dritter, and) wenn diefe auf den beanftandeten Beichlüffen beruhen, bleiben erhalten. 

h) Gegen die beanflandende Verfügung des Magifivats Neht der Stadto.-Berj. 
binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungsftreitverfahren zu. Zur Wahrnehmung 
ihrer Rechte fann fie einen befonderen Mertreter beftelen ($ 21 Zuf.-©c.). Die 
Aufgabe des Vermaltungsrigiter® befcpräntt ſich darauf, entweder bie Nerfügung auf- 
aubeben, ober die Klage abzuweilen (CBG. 6 ©. 74, 10 ©. 15, 17 ©. 32, 33). 
Dog Tann er in ber entjheidenden Frage, ob eine Befugnisüberichteitung oder eine 
Gefetgesverlegung vorliegt, auch andere als die in ber angegeiffenen Verfügung, ja 
jelbft andere, als bie etwa noch und erft im Streitverfahren Bellagterfeits geltend ge- 
machten Gefidhtspunkte verwerten. Die Koften des Ctreitverfahrens trägt ftets die 
Stadtgemeinde (OBG. 7 ©. 881. 
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4. Die Stabtv.-Verf. iſt bereditigt, einen von ihr gefaßten Beſchluß zurüd- 
zunehmen bezüglich zu widerrufen, fo lange ihm der Magiftvat noch nicht zu - 
jefimmt bat. IN iehteres aber gefchehen, fo liept ein Gemeindebeihluß beider 
Kollegien vor, der nur durch übereinftimmenven Beſchluß beider Kollegien wieder auf« 
gehoben werben kann. 


8 56. Der Magiftrat hat als Gemeindeverwaltungsbehörde 
folgende Geſchäfte: 

3. bie jtäbtifchen Gemeindeanftalten zu verwalten und diejenigen, 
4 welche befonbere Verwaltungen eingefegt find, zu beauf- 
ichtigen; 

A. In Nr. 3 und 4 behandelt der $ 56 die dem Magiftrat obliegende Ber- 
waltung der ftädtiichen Angelegenheiten, und zwar in Nr. 3 das Gebiet der inneren, 
im Rr. & das der Finanzverwaltung. In das Gebiet der inneren Verwaltung 
gehört diejenige Tätigkeit des Magiftrats, welche die Yflege und Förderung der Wohl- 
fahrt der Gemeindeangehörigen auf der Grundlage und in den Echranten der gelten- 
den Rechtsorduung erſirebt (5 9_S. 66). Die ftäpriiche innere Verwaltung beherrſcht 
daher ein weites und bei den Tendenzen der heutigen Gefeggebungspofitit aud ein 
nod) lets auwochſendes Gebiet. Zunäcft hat die ftädtifce Verwaltung ihre Fürforge 
der Erhaltung und Veſſerung des phyfiicen Dafeins ihrer Angehörigen zu widmen, 
insbefondere nad) der Richtung der Hebung und Feftiguug ihres Gefundheitszuftandes 
durch Errid)tung von Rranfenhäufern, Wafferleitungen, Abfuhranftalten und Kanafifa- 
tionewerfen, Schlahthäufern, Marktpallen, Vadeanftalten uf. Weiter Hat die Stadt 
für die geiftige umd fittfiche Entwidelung ihrer Einwohner zu forgen und fih aller 
derer anzumehinen, die ihres Schutzes und ihrer Hilfe bedürfen. Ihre befondere Aufr 
merlfamteit hat fie der intelletuellen Ausbifdung ihrer Angehörigen zuzumenden. Non 
Alters her beftehen in den Städten höhere und geieiite Schuien als Gemeindeanftalten. 
Die meiften Städte haben das Bolksfhufwefen ald Gemeindeangelegenpeit übernommen. 
AIG eine der wichtigfien uud umfaffendften Aufgaben der fädtifcen Verwaltung ericheint 
die Sorge um die wirtfhaftliche Mörderung der Rädtifchen Einwohner. Zar nimmt 
die Pflege der landwirtſchajtlichen Iuterefjen in der ſtädtiſchen Verwaltung nur eine 
untergeordnete Stellung ein, dagegen haben Handel und Gewerbe dem ftädtifchen Leben 
die Richtung gewielen. Ganz belonders aber haben e6 ſich die Städte augelcgen fein 
laffen, zu Gunften der wirtfgaitlich fÄwägjeren Kaffen ihrer Eimvohner Fi fahrte- 
einvidptungen zu fhaffen, afs melde Spartaffen, Seihanftaften, Darlehnstaffen, Bürger- 
vertungs-Juftitute, Kranfentaffen ufw. in Betracht konımen. 

1. Ueber die Grundfäge, nad} denen die Verwaltung der Gemeindeanftalten ges 
führt werden fol, it durch Gemeindebefhluß Beftinmung zu treffen. Innerhalb 
diejer Grundjäge hat der Magiftrat die Juftrultionen für die bei diefen Anftalten be 
fchäftigten Beanıten zu erteilen. Die Benehmigung derfelben fann die Stadtverordneten- 
Berſammlung nicht beanfpruchen. Bei der Verwaltung von Stiftungen muß der 
Magiſtrat nad) den etwa vorhandenen ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmigten 
Statuten oder fonftigen Anordnungen des Stifter ſich richten, und wenn dieſer 
über die innere Einrichtung folher Anftalten, über deren Beauffichtigung uftv. Ber 
ftimmnng getroffen hat, auf die Ucberwadjung der Anftalt fi) beicjränfen. Ueber die 
Ninvirtung der Stadtverordneten-Berfanmfung bei der Verwaltung folder Anftalten 
tiche_$ 35 &. 156, $ 49 ©. 187 n. 7. Die Verwaltung der Fültungen fteht unter 
der Oberaufſicht des Etaates ($ 76 Algen. Landr. II, 6, $ 37 II, 1! 

miguug aud) zur Beräußerung der Immobilien einer Stiftung erforderlich if. 

73, 51 II, 6, 88 219—226 I], 11, $ 43 II, 19. MR. vom 3. 
id. 1345, ©. 
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2. Der Begriff dev Gemeindeanftaft ift bereits zu $ 4 erörtert, Während es 
fid) aber in $ 4 nur um die „öffentlichen“ Gemeindeanftalten handelt, betrifft $ 56 
Ar. 3 die fädtifcen Gemeindeanftalten überhaupt, fämtlide Veranflaltungen, welde 
die Gemeinde gefchaffen hat, auch foldhe, die nicht eigentlich Gemeindezweden dienen, 
fondern einen rein gewerblichen, wiffenfhaftlichen oder fünfilerifhen Charakter tragen, 
3. B- Lagerhäufer, Hafenanlagen, Gas und Eleltrizitätswerke, Straßenbahnen, Mufeen, 
Theater ufiw. Someit oldie Beranftaltungen von der Gemeinde Hergefelt und unter- 
halten werden, ftehen fie als Gemeinbeanflalten in der Verwaltung des Magiftrats. 

Unter den Gemeindeanftalten, für welde „befondere Verwaltungen“ eingeſetzt 
find, find diejenigen zu verftehen, Die, fei e8 durch den Willen des Stifters, fei c8 auf 
Grund von Gemeindebefhtüfflen, von felbftändigen, fehr ojt nicht einmal dem Magiftrat 
untergeordneten Borfländen, Adminiftrationen, Kuratorien und dergl. veraltet werden. 
Somveit folhe Anftalten in Frage ſtehen, hat der Magiſtrat deren Verwaltung zu 
beaufſichtigen. 

3. Unter den ſtädtiſchen Gemeindeanſtalten bilden eine beſondere Art diejenigen 
Zeranflaltungen, welche unter den Begriff „pofizeifide Gemeindeanfalten“ zufammen 
geiaßt werben, d. 5. folde, welche zwar vorzugsweife fommunalen Zwecken dienen, 
aber im poligeifichen Intereffe notwendig find (1. Sebene, Bofigeitiche Gemeindeanftalten 
iu PIB.22 ©. 329). Cs gehören hierher Feuerlöfhauftaiten, Desinfeltionsanftatten, 
Färalienabfuhr, Ranalifationsanfagen, Wafferwerke, Bade- und BWafcpauftalten, Chhlacht- 
häufer uf. Zur venubung via: Berauftaltungen ift meift im polizeilichen Interefie 
dur Polizei-Berordnungen ein Zwang eingeführt und feftgefeht (f. Jebens a. a. D. 
1.0. 8 4 ©. 40, 8 11 ©. 71). Im Betreff diefer Anfalten gilt ale Grunbfap, daß, 
foweit nicht einzelne von ihnen zur Aufrechthaltung der Ruhe, Sicherheit und Ordnung, 
fowie zur Abwehr von Gefahren dienen, die Stellung der Polizei zur Gemeinde feine 
andere ift, al8 die zu einzelnen privaten Unternehmern. Die Polizei würde über die 
ihrer Zufändigfeit überhaupt geftedten Grenzen hinausgehen, wenn fie die Gemeinde 
dazu anhalten wollte, mit der erftmaligen Herftellung folher Anftalten vorzugehen, 
oder guch da, wo einmal die Herfiellung freiwillig erfolgt ift, diefelben in der bisherigen 
Serfaffung weiter beftehen zu fafien oder gar mod zu einer Bervollfommmung zu 
fchreiten. Aber auch der Gemeinde gegenüber gilt in Bezug auf die Wohlfahrtsein- 
tihtungen der allgemein geltende Sag von der Verpflichtung des Eigentümers zur 
Erhaltung feines Gigentums in polizeilichen Zuftaude, ſodanu der Sat, daß bei un- 
mittelbar bevorftehender „inminenter“ Gefahr die Polizei zur Abwendung eines Not« 
Randes auch in das Privateigentum des Beteiligten eingreifen darf. 

Zu Betreff der rage, auf weldem Wege und in weldem Verfahren die 
Polizei Anfprüche, welche fie in Bezug auf polizeiliche Gemeindeanftalten zu erheben 
bat, geltend zıt machen hat, ift im Allgemeinen, wie folgt, zu unterfgeiden. Unterhält 
umd vermaltet eine Gemeinde eine zu Erreichung der polizeilichen Aufgaben mehr 
oder minder umentbeprliche Anftat, wenn aud) unter dem Schube und der Anfficht 
der Polizeibehörde doc im übrigen felbjtändig, wie andere Gemeindeanftalten, ſo find 
die wegen Ergänzung und Erhaltung des Veftehenden etwa zu ftelenden Anforderungen 
mitteift einfacher polizeilicher Verfügung zu ftellen. Auch in Anfehung der gegenüber 
einer folden Verfügung ftattfindenden Nedtsfontrolle ſtehi die Gemeinde dem Privaten 
durchaus gleich. Anders dagegen, wenn c$ ſich nur mm die Weberweifung derjenigen 
der Gemeinde zur Laft fallenden Geldmittel handelt, deren die Polizei zur Durd)- 
führung der ihres Dafürhalteng erforderlichen und jelbfttätig ohne weitere Diitwirkung 
feitens der Gemeinde getroffenen oder zu treffenden Maßregeln umd Eimichtungen 
bedarf. Hier gilt e8 der Gemeinde gegenüber nicht unmittelbar polizeimäßige Zuftände 
mirtelft entiprehender Verordnung herzuftellen, fondern exft eine nad) Außen heror- 
twetende Wirtamteit der Polizeigervalt, die Organifation oder die Regelung des inneren 
Tienftberriebes zu ermöglichen und infomeit dt die Gemeinde nicht direlt der Polizei 
uneerftellt. . Den erforderlichen Bedarf wird allerdings zunächft die Polizei zu beziffern 
baben; dann aber ift um Feſtſtellnug der die Gemeinde gefetslich treffenden Verpflichtung 
wentl, am Bwvangsetatifierung die Gemeinde-Anffihtsbehörde anzugehen (Zebens 
0.0.2. &,332). Aud) in dem Falle, wo c8 die Bervollfommmung einer polizeilichen 
Semeindeanftalt gilt, dari von der Polizeiverwaltung auf Grund der entipregenden, 
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unangefochten gebliebenen Berfügung nicht ohne Weiteres auch zu deren Durchführung 
gemäß $ 132 IR®. gefitten werben, fondern e8 bebarf dazır erft einer vorgängigen 
Zmwangsetatifierung (OBG. 18 ©. 143). 

B. Bon den Gemeindeanftalten find bie nahfolgenden befonders 
hervorzuheben: 

1. Abfuhranftalten zum Zwede ber Befeitigung von Fälalien und Müll, 
Der Gewerbebetrieb der Abfuhrunternehmer gehört nicht zu den im $ 37 Gem.-Drdn. 
bezeidgneten fog. Straßengewerben, fo daß die Polizeibehörbe nicht befugt ift, den 
Betrieb von einer befonderen Erlaubnis abhängig — machen oder einzelne Unternehmer 
davon auszufcließen (MR. 189 ©. 29, OVG. 32 ©. 295, 33 ©. 302), 1. $ 11 
S. Tin.e. Die Stadtgemeinden find aber auf Grund bes $ 11 StO. bereditigt, im 
Intereffe des öffentlichen Geſundheitsweſens und zur Förderung des Wohle der 
Stadtbewohner durch ſiatutariſche Anordnungen die älalienabfuhr im dem Kreis der 
von ihnen zu erledigenden Aufgaben zu ziehen und fie zu einer Kommunalangelegenheit 
zu madjen. Durd) eine PolizeisBerorbnung muß dann den Eigentümern, Nichbrauchern 
und Bewohnern der Grundftüde unter Androhung von Strafe aufgegeben werden, 
die Entleerung der Gruben nur durch die von der Stadtgemeinde dazu beffimmten 
Berfonen ausführen zu laffen. Die Stadtgemeinde ift nicht entfdhädigungspflidhtig, 
wenn fie durch eine ſoiche Ordnung der Fätalienabfuhr die bereits beftehenden Gervcrber 
betriche anderer Abfuhrunteenchmer lahm legt (RE. in PB. 21 &. 433, f. 0.5 11). 

In dem Ortsftatut, welches das Abfuhrweien zur Gemeindeangelegenbeit madıt, 
muß die Stadtgemeinde die Pflicht übernommen haben, jedem Befiger bei Erfüllung 
der fonftigen Bedingungen bie Abfuhranftalt zur Verfügung zu ftellen. Die Gemeinde 
Tan auch) einen Abfuhrunternehmer annehmen unb diefem vertragsmäßig bie Beleiti- 
gung der Fäfalien nad) den Anordnungen des Gemeindevorftandes übertragen. Damit 
tritt nicht wie in dem OBG. 29 ©. 58 entſchiedenen Falle, den Pflichtigen ein felbft- 
Rändiger Unternehmer entgegen, fondern ein Organ der Gemeinde (PEB. 22 ©. 455). 
Durd) Bol.-Berorbn. fan beftimmt werden, daß, ſofern die Abfuhr des Kchrichts, der 
Aſche und der Haushaltungsabfälle durd die Gemeinden erfolgt, Zinkeimer zur Aufe 
nahme des Kchrichts uſw. benutt werden (PB. 25 ©, 215). 

2. Armen: und Verforgungs:Anftalten, Armenhäufer, Hofpitäler, 
Waifen:, Findel: und Arbeitähäufer ($ 32 Allgem. Landr. II, 19). Diefelben 
haben die Rechte moralifcher Perfonen ($ 42 a. a. D.). 

Dergleihen Anftalten Haben nad) $$ 50—75 Allg. Sandr. II, 19 ı. $ 22 IL, 
16 ein gefegliches Erbrecht auf den Nachlaß der Perſonen, die in die Anftalt zur un⸗ 
entgeltfihen Berpfiegung aufgenommen und in biefer Berpfegung geftorben find. Das 
Erbrecht erftredt fih auf den ganzen Nachlaß, wenn die aufgenommene Perfon nur 
Verwandte in auffteigender oder in der Seitenlinie oder einen Ehemann hinterläßt. 
Hat fie aber eheliche Nadhfommen oder eine Ehefrau, fo verbfeibt diefen ir Pflicht: 
teil. Auch folhe Berfonen verlieren ihr Exbteil zum Beften der Anftalt, wenn fie bei 
binlänglijen ermögen ihren hiltlofen Eltern oder Ehemanne die nachgefuchte Unter- 
ftügung verfagt Haben. Im Falle des freitilligen Ausiceidens ans dee Anftalt ober 
im Falle Ausiheidens in Folge eines Strafurteils vor Eintritt des Todes fann die 
Anftalt die auf die verpflegte Perfon verwendeten Koften aus ihrem Vermögen oder 
aus dem Nachlaſſe als eine Schuld zurüdfordern ($ 55 a. a. D., DOT. v. 29. April 
1872, Entih. 67 ©. 162). Die Armenanftalt ift auc berechtigt, gegen einen aufge» 
nommenen Plegling, vwelcher zu Bermögen gelangt if und anfängt, dasielbe durch» 
anbeinge, auf Sicherfiellung anzutragen (OT. vom 29. Januar 1872, Entih. 66 
©. 40). 


Wenn Kinder, die in einem Waifenhaufe erzogen worden, nachdem fic aus dem- 
felben herausgenommen find, und entweder auf ein Handwert getan, oder ihnen andere 
Gelegenheit zu ihren weiteren Fortlommen angewieſen worden, vor dem Eintritt der 
Großlährigteit verftorben find, fo verbleibt dem Waifenhaufe, bes erfolgten Austriris 
ungeachtet, das Erbrecht, wenn aud) nur hinfichtlich des Vermögens, welches cin ſolches 
Kind mit in das Waifengaus gebracht hat, oder ihm während feiner Verpflegung durch 
dasselbe noch dor feinem Austritt zugefallen ift. ($ 56 Alg. Sandr. IL, 19.) 
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In jedem Falle aber ift es für die Begründung des der Anftalt zuſtehenden 
Erbrets wefentlidh, daß es dem YWufgenommenen ober feinen Cftern, Bor 
. mündern, bezüglid) nächften Verwandten, zu Prototoll befannt gemacht worden. ($ 60 
a. a. O., DX. vom 18. Nov. 1870, Strieth. 80 ©. 76). FR die Belanntmahung 
nicht erfolgt, fo Fann Die Anfalt blos die Vergütung der für den Aufgenommenen 
verwendeten Koften gieich einer San aus den Nadjlaffe fordern, und zwar mr 
infoweit, al8 ber Radias hinreicht. Die Erben haften darüber hinaus felbft dann nicht, 
wenn fie Erben ohne Vorbehalt geworden. (OT. vom 22. März 1869, Entſch. 61 
S. 332). In Fällen, wo den Armenanftalten anf einen Nachlaß ein geiehliches Erbe 
reiht beigelegt ift, Tann ihnen dasjelbe durch Verfügungen auf den Todesjall weder 
entgogen nod) gelfmälert werben. Einfeitige legtwillige Verordnungen werben durch 
den Eintritt des Verordnenden in eine Armenanftalt für aufgehoben erachtet (OT. 
vom 11. März 1861, Strieth. 40 ©. 346). 
so Das Erbreht findet nicht ftatt, wenn ſich Jemand in die Anftalt eingekauft hat 


a. a. Q.). 

Das Einf.-Gef. BGB. (Art. 139) hat diefe Iandesgefeglihen Vorſchriften, nach 
welchen einer juriftifhen Berfon in Anfehung des Nachlaffes einer, verpflegten oder 
unterftügten Perſon ein Erbredt, ein Pflichtteils-Anfprud oder ein Recht auf be⸗ 
Kimmte Sachen zufteht, unberührt gelaffen. Unberührt bleiben auch nad Art. 103 
Einf.-Gel. 3. BOB. die landesgefeglichen Borfgriften, nad) welden der Staat, 
fowie Verbände und Anftalten, bie auf Grund des öffentlichen Wohles zur Gewährung 
von Unterhalt verpflichtet find, Erfat; der für den Unterhalt gemachten Aufwendungen 
von der Perfon, weldjer fie den Unterhalt gewährt haben, fowie von Denjenigen ver- 
langen können, welche nad) den Vorfriften des Bürgerlichen Geſetzbuches ımters 
Beftungepfiätig waren. In Betrad)t fommen indbef. 85 65—67 Preuß. Armiengeic 
. März 1874. 85 6162 Reih8-Gefeg über den Unterftügungs-Wohufiz (Öeieg 
vom 6. Juni 1870). 

Unter Bezugnahme auf Art. 136 Einf.-Gef. BGB. verordnet weiter Austühr.- 
Geſ. BGB. Art. 78: 

$ 1. Der Vorftand einer unter der Verwaltung des Staates oder einer Ge- 
meinbebehörde ftehenden GErziehungs- oder BVerpflegungsanftalt hat für die in der 
Anftalt untergebrachten Minderjährigen die Rechte und Pflichten eines Vormundes. 
Die Rechte und Pflichten des Anftaltsvorftandes beftehen nur, folange dad Bormund« 
ſchaftegericht nicht einen anderen Vormund beftellt hat. Der Worftand behält die 
Rechte und Pflichten des Vormundes auch nad) der Beendigung der Erziehung oder 
Verpflegung bis zur Volljährigkeit des Mündels. 

52. Die Aufnahme des Minderjährigen in die Anſtalt iſt von dem Vorſtaude 
dem Vormundſchaftsgericht und dem Gemeint ewaiſenrate des Bezirkes, im dem die 
Anftalt liegt, anzuzeigen. Mit der Aufnahme in die Anftalt endigt das Amt des 
bisherigen Bormundes. 

$ 3. Neben dem Borftand if ein Gegenvormund nicht zu beftellen. Dem 
Borftande ftehen die nad) $ 1852 Abf. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläffigen Bes 
freiungen zu. 

3. Badeanftalten. Wird ihre Benutzung nur gegen Entgelt geftattet, fo find fie 
an fid) gewerbliche Unternehmungen; fie verlieren ihren Charakter dadıncch nicht, daß 
mit der Errichtung der Anftalt nebenbei auch fanitäre Siwede verfolgt und daß zur 
befferen Erreichung derſelben bie Preife für Umbemittelte etwas ermäßigt werden. 
Die Badearrftalt ift dagegen fein gewerbliches Unternehmen, wenn es fid bei ihrer 
Erricptung lebiglic um fanitäre Srocde gehandelt hat und dementfpredhend die Ber- 
waltung geführt roixd (f. NEU KAG. zu $ 3). Babeanflalten, weiche dein unbemittelten 
Bolte Gdlegenheit zu biffigen Bädern gewähren, find gewerbefteuerfrei. ($ 3 Geoft.- 
Gef). Doc wird einer diefer Borausfegung entiprehenden Badeanftalt die Eigen» 
fhaft eines Roltsbades nicht genommen, und fie wird nicht geroerbefteuerpflichtig, wenn 
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in ihr zugleih Einrichtungen getroffen find, um einzelnen Perfonen gegen höhere 
Bergütung Bäber yerabneichen zu können. (Ausf.-Anw. zum Bewerb eßel. vom 
4. Nov. 1895 art. 5 Biff. 6). . 

4. Begräbnispläge (f. Goetze, zur Lehre von Begräbnisplägen in PBB. 
22 8.12, fer) une G er 133 Einf.-Gef. BGB). Die — 
über Die Zuläfgeit ber Mnfegung, gehört jur Sußänbgtet ber Drspolige. Doch 
fol diefe zur Sicherung der landespolizeilichen Intereſſen die Neu-Anlage oder 
Erweiterung von agrännieptäben nur nad) vorher eingeholter Zuftimmung des Beg.- 
Präf. geftatten (GMB. 1891 ©. 139). 

Das im $ 764 dung: Landr. T. IL, Tit. 12 für die Anlegung von Kirchbofen 
aufgeftellte Erfordernis ber Einroilligung ber geiftlichen Oberen kann mur auf kirchliche 
Pegräbnispläge bezogen, an demſelben aber bei der Anlegung von kommunalen Be- 
gräbnisplägen nicht Vengehaften werben. 

In Bereiche des Allg. Landrechts find bie politifchen Gemeinden zur Anlegung 
von Begräbnisplägen geſeblich nicht verpflichtet. Wohl aber kann für bie Gemeinden 
durch Örtfiches Gervohnheitsrecht eine Öffentlich«rechtlihe Verpflichtung zur Fürforge 
für das Beerdigungsweien einſhließuch der Anlage neuer Begräbnispläge begründet 
werden (OBG. 36 ©. 40). — Die Anforderungen an eine politifche Gemeinde zur 
Erhaltung eines von ihr eingerichteten Begräbnisplates in polizeimäßigen gar, 
5. 2. zur Entwäfferung desfelben, find mittelft poligeilicher Verfügung zu elen. Die 
Polizel· und Kommunal-Auffichtöbehörde ift dazu nicht zuftändig (OBG. 44 ©. 58). 
Die Zuftändigkeit der Ortspolizei ift begründet, wenn die Verfügung einen nicht firdh- 
lichen Begräbnisplag betrifft und lediglich die Herftellung eines äußeren Bufandes 
bezwedt, wie er den Anforderungen der Gefundheitöpoligei, der. Sittlichteit und des 
Anftandes entfpricht, bagegen if die Landespoligeibehörde zuftändig, wenn es ſich um 
Schup der äußeren Tirhlichen Ordnung bei Benußung des VBegräbnisplages oder um 
einen Ei Ki in die Kirchenb.-Orbnung handelt — 16 ©. 36, 20 8. 1%, 
36 ©. 442, MVB. 1886 ©. 92). 

Jedes Mitglied der Stadtgemeinde — ohne Unterichied der Konfeffion — hat 
Anteruh auf eattung auf dem Gemeindefriedhofe (OB. 21 ©. 126), (f. 0.5 4 
©. 4n.7a). 


Durch Ortsftatut fanın auf Grund des $ 11 das Leihenbeftattungsmeien auf 
den ftäbtifchen Yegräbnisplägen geregelt werden, insbefondere aud) bahin, daß die Ber 
ftattung der Leichen nur durd) das von ber Stadtgemeinde errichtete und organifierte 
ftädtiiche Beerdigungsinftitut ausgeführt, und daß al? Sänger und Mufiter nur die 
von dev Stadtgemeinde hierzu beftellten Perfonen verwendet werden. Durch ſolche 
Ortsſtatute wird das Recht zum Betriebe des Leichenbeftattungswejens Seitens ber 
Privatperionen ausgeldjloffen (RZE. 23 ©. 22). Aus dem Eigentumsrechte ber 
Stadtgemeinde am sriedhofe folge das Recht, beftiminte Anordmungen darüber zu 
treffen, durch wen die Ausführung der Beftattungen auf dem Friedhofe zu erfolgen 
babe. In diefer Hinfiht unterliegt der freie Gewerbebetrieb von privaten Perfonen 
der Beihränfung (MZE. 42 ©. 57). 

Die emeinden fönnen in den Gebühren-Ordnungen für Benupung ber Be- 
gräbnispläpe eine dem Pictätsgefühle entfprechende Herftellung ber Gräber im den 
Kreis der ihnen in diefer Hinfiht_zugeiwiefenen Aufgaben ziehen und für die dabei auf 
Antrag der Einzelnen entwidelte Tätigfeit die Erhebung von Gebühren, als öffentlicher 
Abgaben beſchließen 5 u. 5 56 Nr. 4 n. 5). Die Tätigkeit der Gemeinde darf jedoch 
nicht über eine dem Öffentlichen Intereſſe, d. h. der Rüdficht auf ein würdiges Aeußere 
des Kirchhofes entfprechende Herftellung und Erhaltung der Gräber hinausgehen, eine 
gartneriſche Ausihmüdung im WPrivatintereffe durch Pflanzen von Bäumen und 
Blumen nicht zum Gegenftande haben (PBB. 21 ©. 244). Cine von einer ſtädtiſchen 
Volizeiverwaltung erlaffene Pol.-Berordn., melde die gewerbsmäßige Anfertigung 
und Aifege von Gräbern des ftädtiichen Friedhofes ohne Genehmigung des Magiftrats 
verbietet und mit Strafe bedroht, entbehrt dev gejeglihen Gültigkeit (RGE. I ©. 289). 
Die Veräußerung geſchioſſener Gemeindefriedhöfe kann nad) Kab.-Orb. 8. Januar 1836 
tun. ©. 188) eıft 40 Jahre nach Cchliepung erfolgen, vorher nur mit Genehmigung 
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des Minifters, — bei Kommunalfricdhöfen bes Minifters des Innern. Ebenfo foll 
ohre diefe Genehmigung früher and) feine Blanierung zu Gartenanfagen vorgenommen 
werden (MR. 26, Nov. 1843 TIMD. 1844 ©. 8) 

5. Eichungsämter. Sie find mit Ausihluß der Orte, wo Eichungs- 
Inſpeltoren ihren Gig haben, Gemeindranftalten. Cie beftchen aus einem Borfteher 
amd einem Sachverfändigen (EiCmeifter), welder vom Eicjungs-Infpektor als geeignet 
anerkannt fein muß. Die Errichtung eines Eihungs-Amtes ift nur mit Genehmigung 
des Handelsminifters auätfi, letztere darf aber nicht verfagt werden, wenn die Ber 
meinde die nötigen Tofalitäten und Einrichtungen beſchafft und eine geeignete Perſon 
für die Stelle des Eichmeifters nachweiſt. Die Koften treffen die Gemeindelaſſe, 
meldjer indes auch die Eichgebühren zuflicßen (8$ 1, 3, 5 Gel. vom 26. Nov. 1869, 
GE. ©. 1165). CEihungsordmung vom 28. Juli 1869, BG. ©. Anhang, deren 
Nachträge umd die Gebührentage vom 21. Dez. 1869, 8. Zumi 1871, 15. April und 
3. Auguft 1872), ſiehe noch Eihordnung für das Deutliche Reid) vom 27. Dez. 1884 
mebft Eichgebührentare vom 28. Dez. 1884 (NGB. 1885 Br. I und IT nebft Nach« 
trägen. vom 15. Mai 1891, 16. Mai 1892 und 14. Januar 1893 (8. Mai 1894, 
6. Mai 1895, 8. April 1896, 7. Januar u. 2. Juli 1897, 14. Mai u. 10. Dez. 1898, 
18. Aug. 1900). (Cs ift die Berftantlihung jämtliher Eihungsämter Seitens ver 
Staatsregierung in Xusfiht genommen). 

6. Städtifche Gasanftalten gehören ausnahmslos zu den gewerblichen 
Unternehmungen im Cinne des $ 3 KAG. (1. $ 56 Ni. 4 n. 5. I). Zur Crrichtung 
ober Veränderung von Gasbereitungs- und Gasbewahrungsanftaften ift die Genehni» 
ung des Kreis. (Stadt-) Ausichufies gemäß 85 16-25 Gew..Orbn. $ 109 Zuft.- 
Gef. erforderlich. Bezüglid des Betriebes einer Gasanftalt ift die Stadtgemeinde ais 
Kaufmann zu betrachten. Sie unterliegt wegen Dieies Zeig ihrer Berwaltung den 
Bertimmungen des HGB. vom 10. Mat 1897 (NGB. ©. 219). Nad) S 36 HORL. 
(„Ein Unternehmer eines inländifhen Kommunalverbandes braucht nicht in das 
Banbetsergifier eingetragen zu werben“) beftcht fir die Stadtgemeinde eine Pflicht, zur 

intragung, im das Handelsregifter nicht. Erfolgt die Anmeldung zum Handelsregifter, 
jo iſt die Eintragung auf die Angabe der Firma, ſowie des Eies und des Begen- 
Nandes des Unternehmens zu beiehränfen ($ 36 Sat 2 eit.), Das Unternehmen 
muß alfo, wenn es in das Handelsregifter eingetragen werben foll, eine Firma haben. 
(Ueber die Kaufmannseigenfhaft und Eintragungspfliht der Kommumnalverbände nad) 
den HGB. f. die Abhandlung von Riefenfeld in PXB. 20 ©. 106. Stier-Somlo 
Berw.-Ardiv 10 ©. 576). 

Da die Stadtgemeinde in Bezug auf eine von ihr errichtete und umterhaltene 
Gasanſtalt lediglich, die Stellung eines Gewwerbetreibenden einnimmt, fo wird zwifchen 
ihr und den Konfumenten nur ein privatrechtliches Bertragsverhältnis begründet, auf 
welches $ 18 Ziff. 1 Zuft.-Oef. feine Anwendung findet. (OLG. 20 ©. 3.) Doch 
unterliegen die nad) einem von der Auffichtsbchörde fengeftellten Tarife erhobenen 
Vergütungen für geliefertes Gas der Beitreibung im Vermaltungszwangsverfahren 
(1. $ 9 KAG. |. u. 8 68). 

Der $ 448 BGB. („Koften des Meſſens und MWägens fallen dem Berkäufer 
zur Lat“) ſieht der Erhebung von Gebühren für Gas- und Waſſermeſſer nicht ent 
gegen. Imfofern e8 fid) bei den Gasanftalten fets, bei den Wafferwerten fchr oft um 

jerverbliche Unternehmungen im Sinne des $ 8 KAG. handelt, müffen im ben einzelnen 

erträgen bezw. in den allgemeinen Bedingungen, unter deuten die Abgabe von Gas 
und affer erfolgt, die erforderlichen Beftimmungen über die Zahlung der Gas- und 
Baffermeßgebühr getroffen werden. Bei Wafferwerten, welche Beranftaltungen im 
Sinne des 5 4 ANG. find, it die Erhebung von Maffermefiergebühren in den Ge— 
bührenordnungen zu regen (BBL. 21 ©. 39, 50). 

Der Betrieb einer ädtifchen Gasanftalt unterliegt der Gewerbeſteuer. Wenn 
fich ein derartiger Betrieb über den Bezirk mehrerer Gemeinden erftredt, fo wird die 
dus, melde Gemeinden bezüglich des Einfommens aus dem Betriebe ſieuerberechtigi 

d, durch $ 35 KAG. entidhieden. Danad) findet ein die Steuerpflicht begründender 
Betrieb nur in den Gemeinden ftatt, in welchen ſich eine Betriebsftätte befindet. Was 
als Betriebsftätte bei Gasanftalten anzufehen ift, ift eine tatfächliche Frage. 
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DVG. Hat entfchieden, daß eine Stadt nicht berechtigt fei, eine in einer Nachbar-⸗ 
cmeinde belegene Gasanftalt, welche das Gag in bie Stadt liefert und in diefer das 
Köhrenneh bat, zu befteuern. Denn eine Berfaufs- und Betriebsſtätte fei ohne eine 
menſchliche Tätigkeit, ohne die Vornahme von Handlungen oder Arbeiten, wie fie 
weder innerhalb dev Röhren uoch innerhalb der Gasmefjer vorlommen können, nicht 
denkbar. ALS Vetriebsfätten Iaffen ſich aud) wicht diejenigen Stellen betradhten, au 
welden unter Zuhilfenahme von Feldſchmieden und ähnlichen Vorrichtungen die er— 
forberlic;en Außbefferungen am dem fhabhaft gewordenen Rohrneke vorgenommen 
werden. Auch in dem Falle, daß einer Gasanftalt die Beforgung der Straßenbeleud;- 
tung obliegt, läßt fi) mit der Bedeutung, welche dem Ausdrude „Betriebsftätte“ bei« 
wohnt, e8 nicht vereinbaren, daß der Standort jeder einzelnen Straßenlaterne blos 
am bdestwillen, weil "ein Arbeiter ber Gasanftalt die Laterne reinigt, anzündet und 
austöfcht, ais eine Vetriebsftätte bezeichnet wird (OBG. 17 &. 35). 

Inſoweit der Betrieb der ſtädtiſchen Gasanftalt der Fabrikation des für ben 
eigenen Bedarf (Straßenbeleudptung) erforderlichen Cafes zc. dient, unterlicnt er ber 
Gewerbefteuer niht (OBG. 7. März 1895 Entid. in Steuerfahen 4 ©. 307). 


7. Ranalifationdwerke. Sie harakterifieren ſich recht eigenatich als öffent» 
liche Gemeindeanftalten im Sinne des $ 4 StO. (PBB.8 6. ). Eine bau- 
yoligeifiche Genehmigung zur Herftellung von öffentlichen Kanafifationsanfagen ift 
nicht erforderlich (OB. 5 ©. 360), dodh bedingt die Wahrnehmung der wafler-, 
ftraßen- und gefundheitspofizeiligien Interefien eine vorherige Prüfung insbefondere 
der Kanalifations-Projefte größerer Ortſchaften Seitens der Aufficgtsbehörde. Durch 
Minifterial-Erlaß v. 8. Sept. 1886 (M. d. 3. II 9475) ift deshalb angeordnet, daß 
umfänglichere, zur Abführung von unreinen Wbgängen beftimmte Kanalilations-Unter« 
nehmungen in feinem Falle zur Ausführung gebradit werden dürfen, bevor die ber 
treffenden Bau- und damit im Verbindung ftehenden Reinigungs-Brojefte dem Mini- 
fterium vorgelegen bez. die minifterielle Auftimmung gefunden haben. Mad) dem 
Minifteriol-Erlaß_ vom 30. März 1896 hat der Erlaß vom 8. Sept. 1886 aud dann 
Anwendung Fr finden, wenn die Kanalifationswäfler den öffentlichen Lafferläufen 
nit unmittelbar, fondern durch Bermittelung von Privatgemwäffern zugeführt werden 
follen, weiter aber aud dann, wenn ber Einfaß der Kanalijationswäfler in ein Brivat- 
jewäffer beabfichtigt wird, weiches überhaupt feinen Abflug nad einem öffentlichen 

afferfaufe hat. Der Min.-Erlaß v. 30. März 1896 enthält noch nägere Anweiſungen. 
über die Beibringung der zur Prüfung des Kanalbau-Projefts erforderfigen Unter« 
Tagen. 

Der Anſchluß am die ſtädtiſchen Abzugsfanäfe kann durch eine Bolizeiverordnung 
mittelt Strafandrohung erzwungen werden (OWG. 16 ©. 51, 28 ©. 354). Bei Abe 
fperrung des Anſchluſſes wegen —— Beiträge iſt ein polizeiliches Einſchreiten 
gegen die Stadtgemeinde unzuläffig (OBÖ. 27 ©. 422). Die Gemeinden haben feine 
Berpflichtung bei Einführung einer Kanalijation, vie Grundeigentümer für die Auf- 
Hebung ihrer bisherigen Befugniffe zur unmittelbaren Ableitung ihrer Abroäffer und 
Auswwurfftoffe in einen öffentfigen Fluß zu entjhäbigen (MZE. 52 ©. 380). Wohl 
aber haftet die Stadtgemeinde für Schäden, welde infolge mißbrändlicher Benugung 
der Kanalifation Seitens der Angefchloffenen Dritten erwachſen, indem deren Grund- 
füde oder Brivatgemäffer durch die Ranalifation verunreinigt werden (PB. 22 ©. 1%). 
Städtifce Kanalifationswerke find gemerbefteuerfrei 83 Gewerbeſt.Geſ.). Wegen der 
Kanalifations-Abgaben-Beiträge u. »Gebühren |. $ 56 Nr. 4. 

Die Polizei ift befugt, von den Hauseigentümern zu verlangen, daß fie die 
Spulkloſetts derart einrichten, daß aus ihnen ein Rüdfließen oder ein —E in die 
Reinwaſſereuung nicht ftattfinden kann (PBB. 26 ©. 45). . 

. 8. Stäbtifhe Leihanftalten. Mafgebend war früher bie Allerhöchſte 
Kabinetts-Ordre betreffend die Grunbfäge für die öffentlichen Nädtifchen Leihanftalten 
vom 28. Juni 1826 (GS. ©. 81). Mufterftatut BMI. 184 ©. 163. Durch das 
Geſet betreffend das Piandleihgeiverbe v. 17. März 1881, weldes in ben 85 20 u. 
#- befondere Beftimmungen für die Pfandleihanftalten der Gemeinden trifft, ift die 
Allerhochſte Kabinetts -Ordre dom 28. Juni 1826 aufgehoben. Die Berhältniffe der 
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ftädtifchen Leihanftalten regeln ſich jet nach dem gedachten Geſetz betreffend das 
Rfanbleihgerverbe vom 17. März 1881 (GC. ©. 265). 

Art. M Einf-Gei. BGB. bleiben die landesgeſehlichen Vorſchriften, 
welche den Betrieb der Pfandleihanftalten betreffen, fowie diejenigen, nad) welchen den 
Biandleihanftalten das Recht zufteht, die ihmen verpfänbeten Sachen dem Berechtigten 
ame gegen Bezahfung des auf die Sache gewährten Darlehns herauszugeben, in Kraft. 
Siehe außerdem nod Art. 41 Ausf.-Gef. BGB. wonad) der $ 3 Abi. 2, 3 und der 
$ 9 Abf. 2 des Gef. v. 17. März 1881 aufgehoben und durch andere Beftimmungen 
erſetzt werben. 

Die Errichtung von Pfandleiganftalten Seitens der Gemeinden bedarf der 
Genehmigung, die Reglements biefer Anftalten bedürfen der Beftätigung. Ueber bie 
Genehmigung bezio. Veftätigung beichließt der Regierungs-Bräfident, in Berlin der 
Ober-Bräfident. Die Genehmigung darf in dem Geltungsbereihe des LB®. nur 
mit Zuftimmung des Bezirlsausſchuſſes derfagt werden. Die beteiligten Gemeinden 
haften für alle Berbindlichleiten ber von ihnen errichteten Anftalten. Die bei_der 
Berwaltung der letzteren fich ergebenden Ueberfhüffe find zu Zweden ber Armenpflege 
zu verwenden ($ 20). Bergl. nod die ea des Minifters des Junern 
vom 16. Juli 1881 (TNMPB. ©. 169) und MR. 1881 S. 247 betr. Aufftellung von 
Reglements. R 

Die Beftimmung bes $ 15 der Kab.-Ordre 28. Juni 1826, daß, wo eine 
Rädtifche Leihanftalt beftche, welche den Bebürfniffen des Publikums genügt und feine 
Beranlaffung zu begründeten Beſchwerden gibt, keiner Privatperfon eine Konzeffion 
zum Betriebe des Pfandleihgewerbes erteilt werden dürfe, war zwar ſchon durch die 
Gew.-Ordn. aufgehoben. Imdeß ift durch Art. 4 bes Reicägef. vom 23. Zuli 1879 
(RG. ©. 267) der Betrich des Pfandleihgetverbes bezw. des gewverbsmäßigen Antaufs 
beweglicher Sachen mit Gewährung des Rüdfaufsrets durch eine polizeiliche Er» 
Toubnis bedingt und außerdem beftimmt, da in Ortf—haften, für welche dies durch 
Ortsftatut feftgefegt wird, dieſe Erlaubnis von dem Nachmeife eines vorhandenen Ber 
bürfnifjes abhängig fein fol (MR. 1879 ©. 253). 

Die Kommunalverbände find wegen ber von ihnen betriebenen Anftalten zur 
Beleihung von Pfandftüden von der Gewerbefteuer befreit ($ 3 Ziff. 4 lit. f des 
Gewerbeftener-Gefeges vom 24. Juli 1891, GS. S. 206). 

9. Markthallen. (. o. $ 56 Nr. 1 ©. 243.) Werden die einzelnen Ab- 
teilungen der Markthallen zum Verlaufe von Wodjenmarfts-Gegenfländen vermietet, 
fo liegt ein privatwirtſchaftliches Unternehmen vor. Die Markthalle verliert diefen 
Charafter, fobald mit der Errichtung der Halle der Markt auf öffentlichen Straßen 
and Plägen gefhloffen wird und die Beteiligten auf die Benußung ber Halle zum 
Zwege ihres Gemwerbebetriebes angewieſen find. (DVG. 15 ©. 366, 21 ©. 346, 
2 ©. 336) gür die fläbtiihen Markthallen beftcht Gemwerbefteuerfreiheit ($ 3 
Gewerbeft.-Gef.). 

Die Bellimmung einer Markthallen-Trbnung, daß bei wiederholten groben 
Ordnungswidrigkeiten Äusweiſung auf längere Zeit oder dauernde Ausweilung zur 
täffig ift, entbehrt der Rehtsgültigfeit. (NAG. 19 ©. 234.) 

10. Oeffentliche Schlachthäuſer. Gefeg betr. die Errichtung 
öffentliger, ausfhließlid zu benugender Schlaͤchthauſer vom 18. März 
1868 (@S. S. 277) in der Faffung des Gefeges vom 9. März 1881 (GE. 
©. 273), dazu Gefeh vom 29. Mai 1902 (62. ©. 162). 

$ 1. In denjenigen Gemeinden, (im welden, abgeändert durch Geſetz vom 
20. Mai 1902 in) „für melde“ eine Gemeindeanfaft zum Schlachien von Bieh 
(öffentliches Schlahthaus) errichtet if, kaun durd) Gemeindebeſchluß angeordnet 
werden, daß innerhalb des ganzen Gemeindebezirks oder eines Teiles desjelben das 
Schlachten ſämtlicher oder einzelner Gattungen von Vieh, fowie gewiffe mit dem 
Schlachten in unmittelhbarem Zufammenhange ftehende, beftimmt zu bezeichneude 
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Verrichtungen, audſchlieklich in dem äffentfihen Schlachthauſe reſp. dem öffentlichen 
Schlachthäuſern, vorgenommen werden dürfen. 

In dem Gemeindebeſchluſſe kann beftimmt werden, daß das Verbot der 
ferneren Benutung anderer als ber in einem öffentlichen Schlachthauſe befindlichen 
Schlachtſtätten: 

1. auf die im Beſitze und im ber Verwaltung von Innungen ober ſonſtigen Korpo⸗ 
tationen befindlichen gemeinſchaftlichen Schlachthäuſer, 

2. auf das nicht gewerbsmäßig betriebene Schlachten 

feine Anwendung finde. 


1. Die Schlachthäuſer find feine des Gewinnes halber errichtete und betriebene 
gewerbfidje, fondern woirtfgaftliche Unternehmungen, deren Zioed dahin ge einen 
beffecen und den Gefundheitsverhäftniffen der Gemeinde entfprechenderen Betrieb des 
Schlächtereigerverbes zu ermöglichen. &ie dienen Bierdurd) zimar gejundheitlichen 
Zmweden, aber dod nicht in anderer Art, als andere zur Förderung der öffentlichen 
Wohlfahrt von den Gemeinden und zugleid von Privaten des Erwerbes halber be 
triebenen Einrichtungen, wie Vadeanflalten, Kraufen- ud Irrenhäufer. Der Privat- 
betrieb von Schiachthäuſern ift auch nicht ausgeſchloſſen, fondern im Geſetz ſelbſt, wie 
$ 12 ergibt, vorgejehen. Die Gemeinde, welche den Yetrieb des öffentlichen Chlaht- 
haufes fetb übernimmt, if redtlid) nicht genötigt, den in der Vermaltung diefer 
Anftalt beicäftigten Perfonen amtliche Cigenichaft beigufegen (f. u. $ 56 Nr. 6 n. 4; 
$ 8.880.). And dadurch echäft der Schlahthaus-Direftor nicht die Eigenfchaft 
eines öffentlihen Beamten, daß ihm die Funktionen eines Schladhthaus-Tierarztes 
übertragen find. Die ihm in diefer Cigenfchaft obfiegende Neuerung, ob das Ficiich 
als minderwertig oder gefundheitsidädlic anzufehen, ift nur die Erftattung eines 
Gutachtens, welches zur Grundlage einer polizeilichen Anordnung gemacht werden 
kan, aber felöft eine folche mod) nicht it. Zur poligeifichen Verfügung wird eine 
folge ſachverſtändige Aeußerung erft dann, wenn mit ihr eine Entjeheidung verbunden 
if, die auch wider den Willen des Beteiligten vollftcedt werden darj. Eine folde 
fan aber nur von der Polizeibehörde felbit ausgehen. CBG. 27 ©. 431 (1. jedodh 
Ausf.-Anm. zum KB®. unter $ 56 Nr. 6 n. 1, aa). 

Auch die Fleiſchbeſchaner find feine Gemeindebeamten (RZE. 41 S. 23 und 
MR. 30. Dezember 1903, BMB. 1904 ©. 47). 

Die Kommunalverbände find wegen der von ifnen betriebenen Schlachthäuſer 
und Viehhöfe von der Gewerbefteuer befreit ($ 1 Gewerbeſt.Geſ. v. 24. Juni 1891). 

Die Grrihtung und Veränderung von Schlahthäufern bedürfen nad $$ 16 
bis 25 Gem.-Dron., $ 109 Zufl.-Gef. einer befonderen Genchmigung des Stadte 
Kreis) Ausſchuſſes. 

2. Der Schlachthauszwang gründet fi auf die Vorſchrift des $ 23 Abſ. 3 
der Gero.-Ordi, im der Faffııng des Gef. vom 30. Juni 1900 (RGB. ©. 321), iwo- 
mad der Sandesgejeggebuung vorbehalten bieibt, vie fernere Benugung beftchender und 
die Anlage neuer Privariglächtereien in folgen Orten, „für melde” öffentliche 
Schlahthäufer in gerägennem Umfange vorhanden find, oder errichtet werden, zu 
unterfagen. Der Echiachthauszwang fonnte nad) der früheren Faffung des $ 1 de& 
Geſetzes vom 9. März 1881 nur für diejenigen Gemeinden eingeführt werden, inner- 
halb deren Bezirk ein öffentliches Schlachthaus errichtet ift, nicht aber aud) für folche 
Gemeinden, melde ein eigenes Schladythaus Haben, für welche aber auf Grund des 
$ 12 die Mitbenugung des in einer Nachbargemeinde errichteten Schlachthauſes durch 
Vertrag geitattet it (Erkenntnis des Kammergerichts vom 27. ebruar 1899, 
Selbſtv. 99 S. AT). Schon vorher war der $ 1 dahin ausgelegt worden, daß der 
Scpladjthauszwang in allen denjenigen Gemeinden eingeführt werden föune, „für“ 
die ein öffentliches Schlachihaus errichtet fei, aljo auch in denienigen Gemeinden, in 
deren Bezirk ein foldje® fid) nicht befindet «Selbfiv. 1898 5. 421; PBB. 17 ©. 497 
Jet hat das Gejeg vom 29. Mai 1902 (©S. ©. 162) der Worichrift des $ 
Abj. 2 Gew.-Drdn. entfprechend diefe Auslegung zur geſetzlichen Geltung gebrac 
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— in 5 1 die Worte „in welchen“ erſetzt worden find durch die Worte „für 
welche". 

8. Zu der Gemeindeanftalt eines Schlachttauſes gehören begrifismäßig nicht 
nur die Sqhlachtſtätten im engften Sinne, fondern alle dem örtlichen Bedürfnis ent- 
fpreggenden, bem Cchfachthausbetriebe dienlien Ginrichtungen, inebefondere auch 
Kühlanlagen. Ueber den Umfang des Bebürfnifies befinden bie @emeindebehörden, 
zu —* der Genehmigung der Auffihtsinftanen (OB. 43 ©. 33), |. u. ©. 282 


$ 2. Durch Gemeindebeſchluß kaun nad) Errichtung eines öffentlichen Schlacht 
Haufes angeorbnet werben: 

1. daß alles im dieſes gelangende Schlachtvieh zur Feftftellung feines Gefundheits- 
zuſtandes ſowohl vor, als nad) dem Schlachten, einer Unterfuhung durch Sad. 
verfländige zu unterwerfen iſt; 

2. daß alles nicht im öffentlichen Schlachthauſe auegeichlachtete friſche Fleiſch in 
dem Gemeindebezirte nicht eher feilgeboten werden darf, bis es einer Unter- 
fuhung durch Sachverſtändige gegen eine zur Gemeinbelaffe fließende Gebühr 
unterzogen iſt; 

3. daß in Gaſtwirtſchaften und Speifewirtfchaften frifches Fleiſch, weldes von aus- 
wärts bezogen if, nicht eher zum Genuffe zubereitet werben darf, bie es einer 
gleichen Unterfuhung unterzogen ift; B 

4. daß ſowohl auf den Öffentlichen Märkten als in den Privatverkaufsftätten das 

nicht im öffentlichen Schlachthauſe ausgeſchlachtete friſche Fleifh von dem daſelbſt 

ausgeſchlachteten Fleiſch gefondert feilzubieten iſt; 

daß in öffentfien, im Eigentum und im der Verwaltung der Gemeinde 

ſtehenden Fleiſchverkaufshallen friſches Fleiſch von Schlachtvieh nur dann feil- 

geboten werben darf, wenn es im Öffentlichen Schlachthauſe ausgeſchlachtet iſt; 

6. daß diejenigen Perfonen, welde in dem Gemeindebezirt das Schlächtergewerbe 
oder den Handel mit frifchem Fleiſch als ſtehendes Gewerbe betreiben, innerhalb 
des Gewmeindebezirls das Fleiſch von Schladjtvich, welches fie nicht in dem 
öffentlichen Schlachthauſe, fonderu an einer anderen, innerhalb eins durch den 
Gemeindebefluß fetzufegenden Umtreiſes gelegenen Schiachtſätte geſchlachtet 
haben oder haben ſchlachten laſſen, nicht jeilbieten dürfen, 

Die Regufative für die Unterfuchung (Mr. 1, 2 und 3) und ber Tarif für die 
zu erhebende Gebühr (Nr. 2 und 8) werden gleichfalls durch Gemeindebeſchluß feſt ⸗ 
geſetzt und zur öffentlichen Kenntnis gebracht. In dem Regulativ für die Unter 
fugung des nit im öffentficen Schiachtheuſe ausgeſchlachtelen Fleiſches (Mr. 2) 
fann angeordnet werden, daß das ber Unterfuchung zu unterziehende Fleiſch dem 
Fleiſchbeſchauer in größeren Stüden (Hälften, Bierteln) und, was Kleinvieh anbelangt, 
im ungerteiftem Zuftende vorzulegen ift; die in dem Tarif .(Mr. 2 und 8) feftzu 
fegenben Gebühren dürfen die Koften der Unterfugung nicht überfleigen. 

Die Anordnungen zu Nr. 2 bis 6 können nur in Verbindung mit der An- 
ordnung zu Nr. 1 und dem Schlachtzwang ($ 1) beſchloſſen werden, fie bleiben für 
Biejenigen Zeile des Gemeindebezirt8 und diejenigen Gattungen von Bieh, welche ge- 
mäß $ 1 von dem Schlachtzwange ausgenommen find, außer Anwendung. 

Im Uebrigen ſteht es den Gemeinden frei, die unter Nr. 2 bis 6 aufge- 
führten Anordnungen ſämtlich oder teilweife und die einzelnen Anorbnungen in 
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ihrem vollen, durch das Geſetz begrenzten Umfange oder in beſchränktem Umfange zw 
beſchließen. 

Hierzu abändernd bezw. ergänzend: 

Zu Abi. 1 Nr. 1,2, 3 f. das Geſetz betr. Ausführung des Schlahtvieh- und 
Fleiſchbeſchau-Geſetzes vom 18. Mai 1902 (GS. ©. 229): 

$ 4. Im Gemeinden mit Schlachthauezwang unterliegen alle in das öffent 
liche Schlachthaus gelangenden Schiachttiere vor und nad) der Schlachtung einer 
amtlichen Unterfuhung, auch infoweit nad dem Reichsgeſetz und den Ausführungs- 
Beftimmungen des Bundesrats ein Unterfuhungszwang nicht befteht. 

$ 5. Friſches Fleiſch, welches einer amtlichen Unterſuchung durch approbierte 
Tierärzte nach Maßgabe der 55 816 des Reichsgefees betr. die Schlachwieh · und 
Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900 (RGB. S. 547) unterlegen hat, darf einer aber- 
mafigen Unterfujung aud; in Gemeinden mit Schiachthauszwang nur zu dem Zwece 
unterworfen werden, um fefizuftellen, ob da® Fleiſch inzwiſchen verborben if oder 
font eine geſundheitsſchädliche Veränderung feiner Beſchaffenheit erlitten hat. Cine 
doppelte Unterfußung auf Trichinen if in allen Fällen ausgefcjloffen. 

Durch das Gefeh zur Abänderung des Ausführungs-Gef. vom 23. September 
1904 (63. ©. 257) ift dem $ 5 folgender Zuſah eingefchaftet: 

Die Vorfgriften im Art. 152 Nr. 2 und 3 des Geſ. zur Abänderung 
und Ergänzung des Gef. vom 18. März 1868 betr. die Errichtung aueſchliehlich 
zu benugender Schlachthäuſer (CS. 1868 ©. 277) vom 9. März 1881 (GS. 
S. 273) und die auf Grund diefer Vorſchriften geführten Gemeindebefclüffe 
finden auf das vorſtehend bezeichnete friſche Fleiſch feine Anwendung, 

$ 6. Im Gemeinden mit Schlachthauszwang darf die Schlachtieh · und 
Fleiſchbeſchau im öffentlichen Schlachthaufe nur durch approbierte Tierärzte ausgenbt 
werden; jedoch fönnen zur Ausführung der Trichinenſchau und zur Unterftügung bei 
der Finnenſchau aud) andere Berfonen, die nad; den hierüber ergehenden befonderen 
Vorſchriften genügende Kenntniffe nachgewieſen haben, zu Beſchauern beftellt werben. 
Auch darf in Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern Perfonen, die nicht die 
Approbation als Tierarzte beſitzen, aber die Befähigung ale Fieiſchbeſchauer nad 
Maßgabe der Ausführungsbeffimmungen erlangt haben, mit Genehmigung der Landes- 
poligeibehörde ausnahmsmeife bie Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau in den öffentlichen 
Schlachthäuſern übertragen werden, foweit fie nicht nad dem Reichsgeſetz und den 
Ausführungs-Veftimmungen des Bundesrates den approbierten Tierärzten vorbe- 
Halten ift. 

Im Uebrigen ifl die Sandespofizeibehörde befugt, in Gemeinden mit mehr als 
10.000 Einwohnern anzuordnen, daß die Unterfuhung vor und nad) der Schlachtung 
auch in anderen als den im Reichsgeſetz und in den Ausführunge-Beftimmungen des 
Bundesrats vorgefehenen Fällen nur durch approbierte Tierärzte erfolgen darf. 

Die durch 5 2 Abſ. 1 Nr. 1—3 des Schlachthausgeſetzes bisher nur in Ge 
meinden, für welche ein öffentliches Schlachthaus errichtet if, eingeführte Shlatvieh- 
und greitgselgen ft durch das Reichögefet betr. Die Schlachtvieh- und Fleifcheichau 
vom 3. Juni 1900 (ROB. &. 547) im ganzen Reije nunmehr einheitlih und 
allgemein angeordnet. Nah $ 1 des Reichégeſetzes unterliegen Rindvieh, 
Schweine, Schafe, Ziegen, Pierde und Hunde, deren Fieiſch zum Genuffe. filr 
Menſchen verwendet werden foll, vor und nah der Schlachtung einer amtlichen 
Unterfugung. Bei nicht gewerblichen Schlachtungen (Hausſchlachtungen, d. 5. wenn 
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das Fleiſch ausſchließlich im eigenen Haushalte des Beſitzers verwendet ‘werden ſoll), 

Tann die Unterfuhung vor der Schlahtung und wenn ſich Mertmale einer die Genuß- 

tauglichteit bes Fleiſches ausichließenden Erfranfung bei der Schlachtung nicht ergeben, 

auch bie Unterfuhung nad der Schlahtung unterbleiben ($ 2 des Reichegef.). Zur 

Bornahme der Unterjuhung find gemäß $ 3 des Reichsgeſ. Befchaubezirte gebildet. 
ir jeden derfelben iſt mindeftens ein Beſchauer ſowie ein Stellvertreter zu beftellen. 
u Beſchauern find approbierte Zierärgte oder andere Perſonen, welche genügende 
jenntniffe nachgewieſen haben, zu beftellen. 

Zu dem Gefege find durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers v. 30, Mai 
1902 (Zentralblatt fir das beutfche Reich, Beilage zu Pr. 22 vom 30. Mai 1902) 
Ausführungs-Borfhriften beir. bie Unterfuchung und gefundheitspoligeifiche ® 
Handfung des Schiachwiehe und Fleiihes bei Schladtungen im Infande, Brüfun 
Borihriften für Wleifchbefhaner und eine gemeinfaßfihe Belehrung für 
ſchauer, welche nicht als — approbiert find, ſowie Beſtimmungen über die 
Unterfuhung und gefundheitspoligeifihe Behandlung des in das Zollinland ein- 
gehenden dleiſches veröffentlicht. Außerdem find noch; hervorzuheben "die Belannt- 
madjung betr. gefunbheinsihäbfige und täufchende Zufäge zu Pleifch und defien Zu- 
Bereitungen vom 18. Februar 1902 und die Befanntmagung vom 10. Juli 1902 
(RGB. ©. 242) betr. Ausdehnung des Unterfuhungszianges auf Efel, Mauttiere 
and Mauleſel. 

Das preuß. Gef. betr. Ausführung des Schlahtvieh- und Fleiid- 
befhau-Gejetes vom 28. Juni 1902 (GS. ©. 229) ordnet in ben SS 1-3 dei 
nah 3 24 des Reichs · Fleiſchbeſchau· Geſ. der Tandesrechtlihen Regelung überwiefenen 
Unterfugungezwang von Schweinen und Wildſchweinen auf Trichinen an und erläßt 
des Weiteren Vorfhriften, welde ſich auf die Fleifhbeihau  befonders im dei 
Shlachtausgemeinden ($$ 4—6) und auf den Vertrieb von bedingt taugfihem und 
minderwertigem Gleite (68 7-12) beziehen, In dem MG. vom 20. Mär 1903 
END. ©. 56 u. fi.) A Ausi.- Be. zum Fleifhbeihau-Gef. und in dem ME. v. 
9. Zuli 19%03 (SMB. ©. 205) Borihriften über die Führung, Fleifhbefhaubücer 
in den Schlagithäufern erfaffen. Cchlieglich iM nod auf die „Berl. v. 7. März 
1903 (BML. S. 49) betr. die Form und die Inſchriften der bei inländiſchem Fleiſch 
zur Anwendung tommenden Fleiſchbeſchauſtempel Hinzumeifen. 

Zu Abf. 1 Nr. 1. Der 5 4 des preuß. Ausf.“Geſ. enthält eine Ab- 
weihung von der Beftimmung des 52 des Reichs. Gef., wonach die nicht gewerblichen 
Schlachtungen (Hausſchlachtungen) von dem Beihanzwange ausgenommen, bezw. ihn 
nur im befgräntten Uimfange unterworfen find. Dur $ 4 Aus..Gef. ift aber der 
Beſchauzwang auf diejenigen Hausihlachtungen ausgedehnt, welche in Gemeinden mit 
Sa ioch haus zwang in Öffentlichen Echladithäufern vorgenomnten werben. Der freien 
Entichließung der Gemeinden bfeibt indeß nad) $ 1 Abf. 2 Nr. 2 des Schlachthaus- 
Gefeges die Beftimmung dur; Gemeindebeihluß vorbehalten, ob fid der Shladt- 
—— überhaupt auf das nicht gewerbemãßig betriebene Schlachten erftreden 
ſoll. Iſt ein folder Gemeindebefhluß nicht gefaßt, fo verbleibt es hinſichtlich der 
Dausſchlachtungen aud in Schlachthausgemeinden bei der nach $ 2 des Reichsgeſ. 
vorgejehenen Befreiung vom Unterfuchungszwange. 

2. Zu Abſ. 1 Pr. 2 u. 8. Durch 5 5 des Ausf.-Gef. iſt das nad 5 2 
Abſ. 1 Nr. 2 u. 3 des Schlachthausgeſ. den Schladthausgemeinden gewährte Recht, 
das nicht im öffentlichen Schlachthauſe ausgeichlagtete frifche Fleifh, bevor es im 
Gemeindebegirte oder in Gafl- und Schankwirtfchaften zum Genuffe feilgeboten 
werden darf, einer Unterfuchung durd) CaMverftändige gegen eine zur Gemeindetaffe 
fließende Gebühr zu unterziehen, auf das friſche Fieiſch eingefchränft, welches nicht 
einer amtlichen Unterfuchung durch approbierte Zierärzte nach Maßgabe der 8$ 8 bis 
16 des Reichögef. unterlegen hat, aljo von nicht approbierten Tierärzten bezw. Laien 
unterfucht worden ift, Der 83 dee Must.-@el. 1abı jedod; dem Zweifel Raum, ob 
die Schlachthausgemeinden berechtigt find, das von einem approbierten Tierarzte 
bereit8 unierſuchte frische Fleiſch zum Zmed der nah $ 5 nur noch als zuläfjig 
erflärten gebührenfreien Unterfugung in Bezug auf das nachträgliche Berdorbenfein 
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desfelben dem Arrange der Zuführung nad beftimmten Unterfuchungsftellen, 3. B. 
nad; dem Rädtiihen Schlachthaufe jelbt, wie dies nad) & 2 Abf. 2 des Schladhthaus- 
Gef. in den von den Gemeinden zu erlaſſenden Regulativen geichehen kann, zu unter» 
werfen, ober ob für biefes Fleiſch nur die in dem Gef. betr. den Verkehr mit 
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenftänden v. 14. Mai 1879 (ROB. 
©. 145) bezw. v. 29. Juni 1887 MB, ©. 276) vorgejehene allgemeine Kontrolle 
in den "zteiihperfaufsftäten und auf den Märkten in Frage fommen Tann. Zur Ber 
feitigung diefer Zweifel ift da8 Gejeg vom 23. Sept. 1904 (f. o. S. 274) ergangen, 
wonad die anf Grund der Vorſchriften des 52 Abi. 1 Nr. 2 u. 3 des Shladtheus- 
Sof. gemäß Abf. 1 und Abf. 2 gefaßten Geimeindebeichlüffe auf das im $ 5 des 
Ausf.eGef. bezeichnete, von einem approbierten Zierarzte unterfuchte friſche Fleiſch 
teine Anwendung finden. Biernad) ift hinfichtlich diefes Fleifches nur die allgemeine 
volizeifiche Kontrolle auf Grund der angeführten Nahrungsmittel-Gel. zuläifig. Ger 
meindebeihlüffe, weile eine Unterfuchung diejes Ficiſches betreffen, können gemäß 
$ 2 Abf. 2 des Schlachthaus · Geſ. nicht mehr gefaßt, auch der richtigen Auſicht nach 
Boligei-Berorbn. folden Inhalts nicht erlafien werden, dagegen Tönuen durch die zu 
erlaflenden Gemeindebeichlüffe (Regularie) die im $ 2 Abf. 1 unter Mr. 4, 5 und 6 
des Schlachthaus · Geſ. bezeichneten Maßregeln auch in Bezug auf das von approbierten 
Tierärzten unterſuchie friſche Fleiſch eingeführt und fefgejeßt werden. Um das tier- 
ärztlich unterſuchte frifche Fleiſch von ſoichein, bei dem die Beſchau von Laien ausge 
-fihet af, möglift ——* fig unterfheiden zu fönnen, find in dem ME. 24. Septbr. 
1944 (8MB. ©. ) Anordnungen in Betreff der befonderen Kennzeichnung des 
tierärztlich unterſuchten Fleiſches getroffen. Die nad $ 5 des Ausf.Geſ. nod zus 
täffige nahrungemittelpoligeilicde Unterfuchung des von approbierten Tierärzten unter» 
fuchten friſchen Fleiſches ıft gebührenfrei (f. $ 14 des Ausf.-Gef., ſ. u. ©. 280). 

3. Weber die Unterfuchung des Schlachtviehs und des Fleiſches enthalten 
das Reid)8-Gef. (55 6—1U) und die von dem Bundesrat erlaffenen Ausi.-Befimnungen 
v. 30. Diai 1902 (f. 0. &.275) eingehende Borfchriften. Das Reicjtgel. untericeidet drei 
Arten von Fleiſch: taugliches, untaugliches und bedingt taugliches. Als tauglich ift das⸗ 
jenige dieiſh zu betrachten, welches von normaler Beichaffenheit ift und in gefundheitficher 
Beziehung zu VBedenfen feinen Anlaß gibt (8 8 a. a. ©). Untauglich ift dasjenige 
Fleifch, weldyes wegen ber mit feinem Genuffe verbundenen Gefahren für die menfch- 
liche Gefundheit von der Verwendung als Nahrungsmittel unbedingt ausgeihlofien 
werden muß ($ 9, 85 33—86 der Ausf.-Beft). Soweit feine Verwendung zu 
anderen, insbefondere tedjnifehen Zwecen unter Einhaltung. der von der Polizeibehörde 
angeordneten Gicherungsmaßregeln nicht zugelaffen wird, ift ſolches Fleiſch von der 
Voligeibehörde in unfhäblicher Weife zu befeitigen ($ 9 Abf. da. a. DO, $ 45 ber 
Ausj.-Beit., BMB. 1902 (S. 233) betr. die geſundheitspolizeiliche Behandlung des 
bei der Fleiſchbe ſchau beanftandeten leifches). NIS bedingt tauglic) hat dasjenige 
Fleiſch zu gelten, weldes in feinem natürlichen Zuftande zum Genuffe für Menſchen 
ohne Gefundheitegefährdung nicht verwendbar ift, jedoch durch entfprechende Behand» 
lung feiner gefährfichen Eigenichaften emtHleidet werden Tann ($ 10 des Reichegel.). 
Die Ausf.-eft. geben über die Fälle, in denen da dleiſch ais bedingt tauglid) attzu- 
ſehen ift und über die Behandlungsweife, durch welche diefes Fleiſch zum Genufie für 
Wenſchen brauchbar gemadht wird, eingehende Vorfhriften ($$ 37—39 Ausi.-Beft). 
Die Ausf.-Beft. (8 40) fügen den gedachten drei Kategorien von Fleiſch noch eine 
vierte, des zwar tauglihen, aber in finem Nahrungs u. Genußwerte erheblich herab- 
gefegten mindermertigen Fleiſches hinzu. 

Ueber den Vertrieb des bedingt tauglicen Fleiſches ($ 10) enthält das 
Reichsgef. in $ 11 befondere Vorfchriften. Mac; Abſ. 1 diefes $ darf der Vertrieb folchen 
Fleifcjes nur unter einer Diele Beichaffenheit erfennbar madjenden Bezeihhnung er» 
folgen (nad) $ 43 der Ausf.-Beft. durch Aufdrud eines befonderen Stempels). Fleiſch⸗ 
händfern, Gaft, Schanf- und Speiſewirten ift nach Abf. 2 des $ 11 der Vertrieb und 
die Verwendung diejes Fleiſches nur mit Genehmigung der Polizeibehörde geftattet; 
die Genehmigung if jederzeit widerruflich. An die vorbezeichneten @ewerbetreibenden 
darf derartiges Fleiſch nur abgegeben werden, fomeit ihnen eine folhe Genehmigung 
erteilt worden if. In den Geihäftsräumen diefer Perfonen muß am einer im bie 
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Augen fallenden Stelle durch deutlichen Auſchlag befonders ertennbar gemacht werden, 
daß eis, der in Abf. 1 des $ 11 bezeichneten Befchaffenheit (bedingt tauglichee) 
gum Bertrieb oder zur Verwendung fommt. Pleifhhändfer dürfen nad) Sr. 9 gıl 
foldjes Fieiſch nicht in Räumen feil Halten, oder verlaufen, in welden tanglices 
Fleife} jeil gehaften oder verkauft wird. 

Das Ausf.-Gef. v. 28. Juni 1902 verorbnet ($ 7), daß auf den Vertrieb von 
Fleiſch das zwar zum Genuffe für Denfcen tauglich, jedoh in feinem Nahrungs- 
und Genußwerte erheblich herabgejegt ift (mindermertiges), die Vorſchriften des 
5 11 Abf. 1 Reiche-Gef. entiprecheude Anwendung finden und daß für ben Vertrieb 
und die Werwendung folchen Sleifches Beihräntungen der im 8 11 Abf. 2 und 8 
des Reichegeſ. gedachien Art durch die Lanbeöpolizeibehörde angeordnet werben önnen. 

‚4 Breibänte Für den Berfauf von bedingt tauglihem und minder« 
mwertigem Fleiſch waren bereits vor Erlaß des Fleiſchbeſchau · Geſ. namentlich in größeren 
Stäpten, bejondere, als „Greibänte“ bezeichnete Berfaufsftellen eingerichtet und meift 
mit den öffentlichen Schlachthäufern verbunden. Das Reiche-Gef. überträgt die Be- 
fugnis zur Einführung derartiger Freibänte im $ 24 dem Landesredt. Bas Breuf. 
Ausf.Gef. vom 28. Juni 1902 enthält bezüglich der Freibänfe folgende Borichriften: 

Ss Gemeinden mit Schlachthauszwang haben für bedingt taugli ches 

Steifh, das zum Genuffe für Menfepen brauchbar gemacht ift, forwie für Sleifch 

der im $ 7 bezeichneten Art (mindermertiges) bejondere Berkaufsfellen (freie 

bänte) einzurichten. Ausnahmen können für Gemeinden mit weniger als 5000 

Einwohnern von der Landespolizeibehörde zugelafien werden. 

Im übrigen fann die Einrichtung von Freibänten durch Gemeindebeſchluß 
ober nach Anhörung der Gemeindebehörbe dudch die andespofizeibehörde ange» 
‚ordnet werben, 

Durch) veſchlüſſe nachbarlich gelegener Gemeinden kann vereinbart oder auf 
Antrag einer Gemeinde durch die Landespolizeibehörde beftinmt werden, daß Freie 
bänte mur in einer diefer Gemeinden auch für die anderen einzurichten find, 

$ 9. Im Gemeinden, für bie Freibänke eingerichtet find, darf bedingt taug · 
liches Fleiſch, ſowie Fleiſch der in $ 7 bezeichneten Art (minderwertiges) nur auf 
der Greibant feilgehalten oder verfauft werden. Der Verkauf darf nme zum Bere 

- braud) in eigenem Haushalte des Erwerber oder an folde Gaft-, Schauf- oder 

Speiſtwirte erfolgen, denen eine Genehmigung nad) Maßgabe des $ 11 Abi. 2 

des Reichögef. erteilt ift. Berner kann duch Beichluß der Gemeinden, in denen 

Freibänte eingerichtet find, oder mad) Anhörung der Gemeindehörde duch die 

Sandespofigeibehörde vorgeichrieben werden, daß auf der Freibant dieiſch mur in 

Stüden von beftimmtem Höhftgewit und au einen Käufer an einem und dem- 

jelben Zuge nur bis zu einem Höchſigewicht verkauft werden darf. 

$ 10. Die Gemeinden, im denen Freibänke eingerichtet find, können für 
die Benugung die Erhebung von Gebühren zur Deduug der Koften befchließen 
und haben den Betrieb duch; Gemeindebeihluß zu vegeli. 

$ 11. Die_in den 88 8—10 bezeichneten Gemeindebeſchlüſſe bedürfen bei 
Gemeinden mit Schlachthauszwang der Genehntigung nad) den jür Beichlüffe 
über den Schladihauszwang geltenden Vorſchriften. Im übrigen iſt für dieſe 
Bel gfüffe bei Stadtgemeinden oder wenn in Fälen des $ 8 bj. 8 eine Stadt- 
gemeinde oder eine Gemeinde mit Schlahthauszwang beteiligt ift, die Genehntis 
gung des Bezirlsausſchuſſes, bei Landgemeinden die Genehmigung des Kreisaus - 
uſſes erforderlid). 

5. Zu Abf. 1 Nr. 2 u. 3. Dieje Beſtimmungen beziehen fid) jegt nur noch 
auf ftifches Fleiid), weiches einer amtlichen Unterſuchung durd) approbierte Tierärzte 
nicht unterlegen hat ($ 5 Preuß. Ausf.-Gei.). 

Unter dem friſchen dleiſche im Cinne der Nr. 2 ift nicht zu verfiehen das 
weiter verarbeitete, da8 gedörrte, eingepöfelte, geräucherte oder durch fonfige Bräfer- 
vative gegen raſches Vetderben geihügte Fleiſch. Sanitätspolizeilihe Vorſchriften 
hinfichtfich diefer Fleiſchwaren müfjen den auf Grund des Nahrungsmittelgefeges vom 
14. Mai 1879 zu erfaffenden Verordnungen bezüglid) ber jonftigen gerheiigen Rege- 
lung vorbehalten bleiben. — Die Gemeinden find beredtigt, das Einführen frijchen 
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Fleiſches von dem Nachweiſe abhängig zu machen, baß das Tier, vun welchem das 

Fleild) Herrührt, beim Echlachten gehund, oder doch mit erkennbaren Kranfdeitszeichent 

nicht behaftet geweſen if. — Die Unterfuhung des Fleiiches lann im Schladhthaufe, 

aber aud an anderen im Voraus beftinmten Stellen ftattfinden. Die Auffichtebehörde 

hat bei Genehmigung bed Regulativs darauf zu achten, daß nicht dur Bezeichnung 
u weniger ober zu mngünftig belegener Stellen der Konkurrenz des auswärtigen 
ſleiſches Hindernifje bereitet werden. 

Die Kontrolle des von Gaft- und Speifewirten eingeführten friſchen Fleiſches 
wirb dadurch geführt, daß diejelben Bücher anlegen, worin fie nachweiſen, daß das 
Fleiſch, weldes fie kaufen, aus folhen Stellen herrührt, wo das Fleiſch unterſucht 
wird. — Das von Konfumenten felbft eingeführte, oder von ihnen auswärts beftellte 
umb ihnen abgelieferte frifche Sleiic Tann durch das Regufativ nicht ber Unterfuhungs- 
pflicht unterworfen werden. Es muß den Konfumenten überlafjen bleiben, ob fie das 
von auswärts bezogene frifche Fleiſch unterfuchen laſſen wollen oder nicht. Auch eine 
Bolizei-Berordnung, welche die Ablieferung des bei auswärtigen Gemwerbetreibenden 
beftelten friichen (leifches an bie Befteller nur noch vorgängiger Unterjugung deß- 
jelben anorbnet, ift vom Kammergericht für rechtsgültig nicht erachtet worden (PBB. 12 


2). 

7. Zu Abi. 1 Nr. 4. Im Marktwerkehr läßt ſich die Sonderung leicht burdj« 
fügren, indem ein Teil der Märkte oder ein Teil des Marktes dem Schladhthausfleife), 
ein anderer Teil dem auswärtigen Fleiſche übermwiefen wird. In den Privat-Berkanis- 
fätten ift das gefonderte Feilbieten nicht motwendig durch Lofafe Gonderung beider 
!leifchgattungen bedingt, vielmehr jede Einrichtung genügend, welde für den Kaufe 
Iufigen ertenubar madıt, ob er Schlaqthausſieiſch vor fi hat oder nicht, 3. ®. die 
Aufvrüdung vericiedenartiger Stempel für jede der beiden Fleifchforten uf. 

8. Zu Ab. 1 Nr. 5. Diefe Vorigrift fol nur ein Beifpiel geben, wie die 
Sonderung beider Fleifchgattungen im öffentlichen Bertehre durchgeführt werden Tann. 
Die Gemeinden, melde ben öffentlihen Verkehr mit Schlachthausfieiſch in Fleiſch- 
Berlaufshallen verweiſen, bleiben verpflichtet, für den Verkehr mit auswärtigem Fleiſche 
andere Marktpfäge oder andere Marithallen in ausreichender Anzahl und Größe zu 
überweifen. — Sowohl in Nr. 4, wie aud in Nr. 5 iſi das im öffentlichen Schladt- 
Haufe der betveffenden Stadt ausgefhlahtete Fleifch, allem übrigen Fleifhe gegenüber 

eſtellt. alſo auch dem in einem Öffentlichen Schlachthauſe einer anderen St ger 

Fötateten Fleife. Die Gleichfelung des in den Schladhthäufern anderer Städte 
geſchlachteten Fleifche mit dem aus dem eigenen ſtädtiſchen Schiachthauſe herrühtenden 
Fleifehe iR im Gele abfidjtlic vermieden, da die Ipentitätsfrage Schroierigfeiten be- 
reitet, auch nicht feftfteht, ob das Fleiſch nicht auf dem Transport eine Veränderung 
feiner Beſchaffenheit erlitten Bat. 

. Zu Abi. 1 Nr. 6. Den Schlächtern und Fleiſchvertäufern if nicht das 
Feilhalten des Fleiſches von Vieh, „meldes an einer anderen Schladtftätte, ale im 
Öffentlichen Schlachthauſe geſchlachtei worden if“, fondern nur das Feilhalten des 
Fieiſches von Vieh, „welches fie jelbft an einer anderen Schlachtſtätte, als im öffent- 
tigen Schladithaufe geicjlahtet Haben oder Haben fahfadhten Iafjen“ verboten. Den 
einheimischen Schlädtern und Fleifdpverfäufern if alfo nicht unterfagt, ausmwärtiges 
leifch augufaufen und im Stadtbezirt feilgubieten. Cie follen nur genötigt werden, 
jobafd fie felbft fhlachten oder fehlahten laffen, das Nädtifche Schiachthaus zu benugen, 

10. Zu Abf. 2, Die hiernad) feſtzuſebenden Regufative dürfen ſich nad 
dem Abänderungsgel. vom 23. Spt. 1904 \ 0. ©. 274) night beziehen auf das- 
jenige friihe Fleiſch weldjes einer amtlichen Unterfugung durch approbierte Tierärzte 
mnterfegen hat. Die vor dem Iufrafttreten dieſes Gef. (1. Oktober 1904) erfaffenen 
Regulative find in Beziehung auf _biefes Fleiſch außer Kraft gefegt, fie finden mur 
no Anwendung auf das frifche Kleifch, welches von nid)t approbierten Tierärgten 
bez. Saien unterjucht worden ift. Cin gleidjes if der Fall bez. der Tarife für die 
zu erhebende Unterfuhrungsgebüht. Die in $ 5 des Ausi.;Gel. nadgelaffene Unter« 
ſuchung zum Zwecke der Feſiſtellung, ob das bereits durch einen approbierten Tierarzt 
unterfuchte Fleifc) ingwifchen verdorben ft oder fonft eine gefundheitsfhädliche' Ber- 
änderung feiner Veſchaffenheit erlitten hat, muß gebührenfrei erfolgen ($ 14 Ausj.-@el.). 
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68. Die in den $$ 1 umd 2 bezeidneten Gemeindebeſchlüſſe bedürfen zu, 
ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes (f. u. Zuſt.Geſ. 8 131). 

Das Berbot der Benugung anderer als der im öffentlichen Schlachthauſe be- 
findfichen Schlachtftätten ($ 1) tritt 6 Monate nach ‚der Veröffentlihung des ge- 
nehmigten Gemeindebefchluffes in Kraft, fofern nicht im diefem Beſchluſſe jelbft eine 
längere Friſt beftimmt ift. 

Neue Privatſchlachtanſtalten dürfen von dem Tage dieſer Veröffentlichung ab 
nicht mehr errichtet werben. . \ 

Die Publitation des Verbote der Benutzung anderer Schlachtſätten, welche 
jede Monate vor dem Inkrafttreten des Schlachtzwanges zu erfolgen hat, wird 
dadurch nicht unwirkfam, daß zur Zeit derjelben ein öffentliches Gemeindeſchlachthaus 
mod) nicht errichtet if. Nur für das Intrafttreten des Smanges bilden die Errichtung 
und SImbetriebjegung eines offenen Schlahthaufes bie notwendige Vorausſetzung. 
Dagegen bilet für die fehemonatfihe Anmedefeiß, der Entihäbigunge-Anfprüce 
(8 9) die tatfächlie Errichtung eines öffentfih;en Schiochthaufes feine notwendige 

orausfegung. Vielmehr beginnt ber Tanf dieſer Friſt flets mit dem Tage der 

Publikation des Schlachtzwangͤbeſchluſſes und endet nach ſechs Monaten, gleichviel, ob 
du diefer Zeit ein Schlahthaus errichtet iR oder nicht (MZE. 32 ©. 281). 

8 4. Die Gemeinde ift verpflichtet, das öffentliche, ausſchließlich zu benutzende 
Schlachthaus den örtlichen Bebürfniffen entfpredjend einzurichten und zu erhalten. 

Wil die Gemeinde die Anftalt eingehen laſſen, fo ift der Termin der Aufhebung 
von der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes abhängig. 

Die Polizeibehdrde ift befugt, eine Prüfung der Einrichtungen und des 
Verfahrens in einem Nädtifen Schlachtfaufe durd) Sachverfländige vorzunehmen 
(BB. 21 ©. 292). 

$ 5. Die Gemeinde ift befugt, für die Beuutzung der Anſtalt, fowie für die 
uUnterſuchung des Schlachtviehs, beziehungsmeife des Fleiſches, Gebühren zu erheben. 
Der Gebührentarif wird durch Gemeindebefhluß auf mindeftens einjährige Dauer 
fefgefeßt und zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 

Die Höhe der Tariffäge ift fo zu bemeffen, daß 

1 die für die Untersuchung ($ 2) zu entrichtenden Gebühren, die Kosten 
dieser Untersuchung, 

2. die Gebühren für die Schlachthausbenutzung den zer Unterhaltung der 
Anlagen, für die Betriebskosten, sowie zur Verzinsung und allmäligen 
Amortisation des Anlagekapitals und der etwa gezahlten Entschädi- 
gungssumme ($ 7) erforderlichen Betrag 

nicht übersteigen. 

Ein höherer Zinsfuss als fünf Prozent jährlich und eine höhere 
Amortisationsquote als ein Prozent nebst den jährlich ersparten Zinsen 
darf hierbei nicht berechnet werden. 

Der 5 5 Nr 2 u Abi. 3 if durch KAG. 5 11 Abf. 2 u. 3 wie folgt 
abgeändert: 

Jedoch dürfen für die Schlachthausbenutzung Gebühren bie zu einer folden 
Höhe erhoben werden, daß durch ihr jährliches Auflommen die Koſten der Untere 
Haltung der Anlage und des Betriebes, ſowie ein Betrag von 8 Prozent des Anlage, 
Kapitals und der etwa gezahlten Entſchädigungsſumme gedeckt werden. In denjenigen 
Städten, in denen Verbrauchsſteuern auf Fleiſch zur Erhebung kommen, dürfen die 
BVenugungsgebühren nur bis zu einer folhen Höhe erhoben werden, daß durch ihr 
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jährlihes Auflommen außer den Unterhaltungs. und Betriebstoften ein Belrag vom 
5 Prozent des Anfage-Rapitals und der Entihädigungsjunme gebedt wird. 

Die Gebühren für die Unterfuhung des nicht in öffentlichen Schlachthäuſern 
auogeſchlachteten Fleifches (Artifel 1 $ 2 Pr. 2 und 3 des Geſetes v. 9. März 1881) 
Lönnen in einer den Gebühren für die Schlahthaus-Benugung eutſprecheuden Höhe 
bemefjen werden. 


Dazu $ 14 des Ausf.-Gef. des Schlachtvieh- und Fleifhbefhau- 
Geſetzes vom 28. Juli 1902 (8. ©. 229); 

$ 14. Sinfichtlich der Befugnis der Gemeinden mit Schlachthauszwaug 
für die Unterfugung von Schlachtvieh und Fleifh Gebühren zu erheben, bewendet 
es bei dem befonderen geſetzlichen Beſtimmungen. Jedoch dürfen für die nah $5 
zuläffige Unterſuchung friſchen Fleiſches, welches bereits von einem approbierten 
Zierarzt unterfucht worden if, Gebühren nicht erhoben werden. Die Koften der 
Unterfuung der in das öffentliche Schlachthaus gelangenden Schlachttiere vor 
und nad der Schlahtung fallen der Schladhthausgemeinde zur Laſt. Dasfelbe 
gilt von den Koften der Unterſuchung des nicht im öffentlichen Schlachthaus aus- 
geſchlachteten friſchen Fleiſches, falls die Unterfuhung durch Gemeinbebeihluß 
angeordnet ifl. 

Im übrigen gelten bie Koften der Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau, ein- 
ſchliehich der Trichinenſchau und der Kennzeichnung des Fleiſches als Koſten der 
örtfichen Poligeivermaltung. Zur Dedung der Koften können von ben Befiyern 
der Schlachttiere und des Fleiſches Gebühren erhoben werden. Die Gebühren- 
Tarife find vom der Landeapolizeibehörde feftzufegen. 

$ 16. Die Beitreibung der auf Gruud des Reichsgeſetzes und des gegen- 
wärtigen Geſehes zu entrichtenden Gebühren und Koften erfolgt im Berwaltungs- 
zwangsverfahren. 


1. Zur Beförderung der in geſundheitlicher Beziehung überaus vorteilhaften 
Errichtung öffentlicher Schlahthäufer find die Gemeinden von der nad $ 5 Nr. 2, 
beftehenden Befchränfung in der Bemefjung der Gebühren für die Schlachthausbe- 
mugung durd) $ 11 KAG. entbunden. Die im $ 11 KAG. fefgefehte Marimalgrenze 
ermöglicht den Gemeinden die Erzielung von angemefienen und das Rififo dedenden 
Ueberihüffen und emſpricht zugleid den befonderen Vorteilen, welche dem Schlächter- 
gewerbe aus der Einrichtung Öffentlicher Schladhthäufer erwadıfen. Die Aufwendungen 
diefer Gewerbetreibenden für die Unterhaltung privater Anftalten mit allen, im gefunde 
heitspoligeifihen Intereſſe zu fördernden Vorkehrungen würden hinter dem mach dem 
$ 11 zuläffigen Göchfbetrage der Gebüßren nicht zurüdbleiben. Die Befimmung des 
$ 11 fol zugleich den vielfachen Differenzen der Gemeinden mit dent Schlähter- 
gewerbe wegen ber bei der Bemeſſung der Gebühren zu Grunde zu legenden Ber 
tehnungen und den hierbei Hervorgetretenen zweifelhaften Fragen ein Ende machen. 
Als „Anlagelapital und bezw. gezahlten Entihädigung“ im Sinne des $ 11 find die 
vollen zur Anlage und zur Entjgädigung tatfächlic verwendeten Mittel in ihrer ur- 
fprünglien Höhe ohne Rüdjicht auf eine etwaige erfolgte Amortifation anzufehen, 
ohne Rüdficht darauf, wie das Kapital beſchafft (ob es darichneweie oder aus ftädti- 
ſchen Fonds entnommen), ob und wie hoch e8 verziuft und antortifiert it und ohne 
NRüdfiht darauf, ob die Aufwendungen geicidt oder ungefchiett, fparfam oder ver- 
fhwenderifch gemacht find (DVG. 47 &. 58). Unter der Entfhädigungefumme 
ift derjenige Betrag zu verftehen, welder nad) $ 7 des Gef. vom 18. März 1868 am 
die Eigentümer und Nugungeberechtigten ber in der Gemeinde vorhandenen Privat- 
Schladhtftätten gezahlt worden if. Die Tariffäge für die ——— ber 
dürfen nicht ans dem Grunde einer Ermäßigung, weil das Anlagefapital und bie 
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etwa gezahlten Entfhädigungsjummen inzwiſchen ganz oder zum Zeil getilgt find. 
(Ausf.-Anw. 3. KAG. Art. 5 Ziff. 5, Abf. 2) Ob Pie Geneinden vn der Kae 
mädtigung zur Erhebung höherer Gebühren für die Schlahthausbenugung Gebrauch 
maden wollen, hängt von ihrer eigenen Sniictiehung ab. Sie find ſelbſiverſtändlich 
befugt, gemäß dem allgemeinen Grundfage im $ 4 Abi. 3 KAG. eine entjprechende 
Ermäßigung eintreten zu laſſen. Doch joll, wie die Grundzüge hervorheben, fo weit 
nicht anderweite dringliche Rüdfichten enigegenftchen, behufs Herabminderung des 
Steuerbedarfs von der Ermächtigung der Gemeinden zur Erhöhung biefer Gebühren 
umfaffender Gebrauch gemacht werden. 

2. Dur AAO. 5 11 Abfay 3 if die Vorſchrift des 5 5 Abfa 2 Nr. 1 des 
Sälachthausgefeges, daß die Gebühren die Koften der Unterfugung nicht Abereigen 
dürfen, in Betrefj des nicht im Schladhthaufe geichlachteten Fleiiches befeitigt. Die 
Zulaffung einer Exhöfung der im bi. 3 $ 11 bezeichneten Unterjuhungsgebühren 
it erſorderlich erſchienen, um einen angemeffenen Ausgleich, herzuftellen zwiſchen den- 
jenigen Gewerbetreibende, welche bei der Ausübung des Schlächtergewerbes zur Bes 
nutzung eines öffentlichen Schlachthauſes genötigt find uud demjenigen, für welche es 
bei dem Verlaufe des ausgeiafagteten Sleifches, weil von auswärts eingeführt, einer 
folgen Benupung nicht bedarf. Cine Erhöhung der Unterfußungsgebühren nach 
Abſ. 3 darf aber nur dann ftattfinden, wenn eine Gemeinde von der ihr im $ 11 
erteilten Ermächtigung der Erhöhung der Benugungsgebühren Gebrauch macht und 
dann aud nur in demfelben Berhäftniffe An weiteren Unterfuhungsgebühren darf 
fomit, — außer den im Geſetz vom 9. März 1881 befliimmten — für eine beftimmte 
Snantitat Fleifd) fo viel erhoben werden, als die für diefe Quantität zu entrichten- 
den Benutungsgebühren — abzüglich des auf die Selbftkoften der Gemeinde entfallen- 
den Gebührenanteils — betragen. Der Abf. 3 des $ 11 bezieht fi aber nur auf die 
Gebühren für die Unterfuhung des nicht im öffentlichen Ehylahthaufe ausgefchlachteten 
Sleifches, welches einer amtlichen Unterfujung durd; approbierte Tierärzte nicht bereite 
unterlegen hat ($ 5 Preuß. Ausf.-Gef.). Für die Unterfuhung des in das Schladt- 
haus gelangenden Schlachtviehs bezw. des in demfelben ausgeſchlachteten Fleiſches 
bleibt $ 5 Wbf. 2 Mr. 1 des Schlahthausgefeges mafgebend, daß diefe Gebühren die 
Koften der Unterfuchung nicht überfteigen dilrfen. 

3. Die Gebühren für die Benubung des Schlachthaufes (ß 5 Schlachthaus - 
geießee) bebürien einer befonderen Genehmigung der zufländigen Behörde nicht, 
auch nicht die Gebühren für die Unterfudung des im Schlahthaufe ausgefejladteten 
Fleifches (8 5 Ab. 2 Nr. 1, 8 2 Nr. 1). Dagegen müffen die nah $2 Pr. 2 und 3 
und Abf. 2 für die Unterfuchnng des nicht im öffentlichen Schlahthaufe ausgeichladhte- 
ten Fleiſches zu erhebenden Gebühren nah_$ 3 des Echladhthausgefeges und $ 131 
Nr. 1 Zuft.-©ef. von dem Bezirks-Aueihuffe genehmigt werden. Gegen deffen Be- 
ſcheid it Veichwerde an den Minifter für Handel und Gewerbe zufäffig. 

Für die Unterfuchung des zu ſchlachenden und geicjlachteten Biche und für die 
Benugung des Schiachthauſes darf nicht eine einheitliche Gebühr fefigefegt werben. 
Für die Bemeflung diefer beiden Gebührenarten gibt $ 5 in Verbindung mit $ 11 
KAG. je befondere unter einander verſchiedene Grundlagen. Ob nad) ehem Grund» 
fügen die Gebühren ihrer Höhe nach zugelaffen werden fönnen, kann bei der Zur 
jammenfafjung beider Gebührenarten in einem Tariffate nicht genügend gepritit werden. 

Zum Zwece richtiger Bemeſſung der Gebühren find die Koften der Unter 
ſuchung von Vieh, das im Schlahthaufe geſchlochtet werden fol oder geichladtet ift, 
fowwie die Koften der Unterfuhung eiugeführten Fleifches von den Betriebe» und Unter 
Haftungeloften des Schlahtfaufes zu trennen. Nie Unterfuchungsfoften werden nicht 
nur ſachliche, fondern auch perfönliche, alſo aud ein Teil der Beſoldung des an der 
Unterfudung beteifigten Perſonals insbefondere des Schlachthausinſpeltors und des 
Tierarztes, in Betracht kommen. Die Unterſuchungskoſten ſind wieder zu ſcheiden in 
folche, die auf das eingeführte Fleifch, und in folde, die auf das im Schlachthaufe 
unterfugste Bieh umd ausgefdhlachtete Fleiſch entfallen. AIs Betriebe» und 
Unterhaltungsfoften dürfen nur die für den wirklichen Betrieb und die Unter 
haltung beitimmten Ausgaben zum Anjat gelangen. Ausgaben für die allgemeine 
Kaffen- und fonfige Nädtiiche Terwaltung, Poligelauffiht ujre., Zönnen nicht auf den 
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Schlachthausbetrieb abgewäfgt werben. Nicht unzuläffig iſt es wenn zweds Ermög« 
lichung einer Gleigmäßigfeit der Hebungen flatt der tatläclich wechſeinden jährlich 
zu verausgabenden Unterhaltungs» und Betriebsloften ein angemefiener Durchſchnitts- 
fat angejeßt wird, jedoch if die Anfammlung eines Fonds Ahr andere als Betriebs- 
umd Unterhaltungszrede, aljo für Ermeiterungsbauten, unflatthaft. Der Betrag der 
nach diefen Grundfägen zu ermittelnden Betriebs- und Unterhaltungstoften zuzüglich 
8 Prozent des Anlagefapitals und der Entigädigungsfumme if maßgebend für die 
Bemefjung der Benugungsgebühren. Cine Eemähigieng jener Summe um den Ueber« 
IHuß der Unterfuhungsgebühren für eingeführtes Fieiſch ift nicht geboten, jener 
Ueberſchuß wird nicht durch den Schlachthofsbetrieb im engeren Sinne, jondern durch 
die von ie getrennt zu haltende Unterfuhung erzielt. Iſt der Etat des Schlacht-⸗ 
Haufe durch die Gtabto. fefgeftellt, fo fann die rigtige Bemefjung der Gebühren vor 
dem Verwaltungsrichter nit mit der Behauptung angefochten werden, daß einzelne 
often unrichtig bemeffen oder umnötiger Weife ungejegt fein (OBG. 30 S HM 
und 95). Aber aud) durch die Genehmigung der Stadto. wird die Cinfellung folder 
Poften nicht gerechtfertigt, welche teine wirkliche Ausgabe der Stadt, fondern nur eine 
buch» und vehnungsmäßige Uebertragung darftellen oder zu den Vetriebs- unb Unter» 
haltungetoften nicht gehören. Sind unter Beobachtung diefer Regeln die Tarife zu 
Stande gelommen — derjenige für die Unterfuhung des eingeführten Fleiſches mit 

* auffitliher Genehmigung — und ergibt ihre Anwendung vorübergehend und zu- 
fällig einen Ueberfuß infolge flärferer Inanjprucnahme der Anfalt, Berminderun 
der Selbfifoten oder aus fonftigen Gründen, fo verflößt dennoch der betreffende Tari 
nicht gegen da8 Gefet, denn nicht die zufällige Erzielung eines Uebericjufies, fondern 
ur die Bemeffung zum Zwede der Erzielung eines unerlaubten lleberihufies ift geie- 
widrig (OBG. 34 S. 64). Umerlaubt aber ift nicht der Ueberſchuß, der ſich ergibt, wenn 
fid die unter Berüdfichtigung der vorflehenden Erörterung fefgejegten Gebühren in 
den im $ 11 Abf. 2 KAO. beftunmten Grenzen halten. in folder Ueberiguß fanır 
zur Bildung eines Refervefonds für in der Zukunft notwendig werdende Grweiterunge- 
bauten des Schlahthaufes, zur Dedung der für die Kaffenderwaltung desjelben ge- 
habten Ausgaben, ja fogar zur Dedung anderweiter Gewmeindebevürfnife von der 
Gemeinde verwendet werden (ij. S. 280 n. 1). 

Bei der Feftfegung der Gebühren für die Benugung der Anftalt können au 
die Koſten für die Herflellung der Kühlhallen in Betracht gezogen werden (CBG. 43 
©. 33). Auch find die Gemeinden nicht behindert von denjenigen, welche die be» 
fonderen Anftalten des Schlahthaufes wie Kühlräume benuten wollen, noch befondere 
Bergütigungen zu erheben (DVG. 43 ©. 4). 

86. Die Benugung der Anflalt darf bei Erfüllung der allgemein vorge» 
fchriebenen Bedingungen Niemandem verfagt werden. 

Der Betrieb des öffentlichen Schiachthauſes bedarf der näheren Regelung des 
Verkehrs dafelbft, und jede Gemeinde, die ein öffentliches Schlachthaus unterhält, ift 
beregtigt, durch Grlaß einer Schladthofsordnung (Reglement, Regulativ) für einen 
ordmungsmäßigen Betrieb in dem Schladhthaufe Gürforge zu treffen. Derartige den 
inneren Bertehr auf dem Schlachthoje regelude Normativbejtimmungen bedürfen weber 
der ſtatutariſchen Regelung, nod einer Genehmigung der Auffichtebehörde. 

Keine ein öffentliches Schlachthaus unterhaltende Gemeinde ift verpflichtet, die 
Anwendung des Schaͤchtſchnitts zu geftatten. Ihre Berechtigung zu einem entjprechenden 
Verbot ſolgt aus der Befugnis, Rormativbeftimmungen aud über die anzumendende 
Schladhtmeihode aufzuftelen. Geht fie aber dazu über, die ausnahmeweife Anwendung 
des Schädtjchnittes zu geftatten, jo müflen die näheren Modalitäten und der Umfang 
der Tötung von Schlachttieren mittelft des Schächtſchnitis in gleicher Weiſe für alle 
die Benugung des Cchlahthaufes in Ynfpruc nehmende Interefienten beftimmt fein, 
gleichviel welcher Religion fie angehören und ob fie das Schladten gewerbemäßig 
betreiben oder nicht (CVG. 38 ©, 58, PIE. 22 ©. 221). 

Wird die Mitbenugung des Schlachthofes Iemandem freitig gmast oder an 
sriäpmerenbe Bedingungen gelnüpft, jo ift die Nectehülfe des $ 18 Nr. 1 Zuft.-Cri. 
gegeben. 
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Aus $ 6 Säßt ſich leineswegs folgern, daß dem Magifttat bie Ansübung des 
Hausredits abgef nitten fei. Der $ 6 fett jefbftverflänbfidh voraus, daß der Gewerbe- 
treibende fidh in einer den Gelehen und der notwendigen Orbnung entfpredhenden Weiſe 
bei Benutzung ber Anftalt verhält. Der Magiſtrat ift befugt, folgen Perjonen ven 
Zutritt zum Schlachthofe und den Aufenthalt darin zu verbieten, welche durch ihr 
Berhalten gezeigt haben, daß von ihnen eine Störung der Ordnung und insbefondere 
eine Berlegung folder Anorduungen zu befürdten ift, die getroffen find, um die Er- 
teichung des Stoedes der ganzen Einrichtung ſiher zu Nellen (BBB. 25 ©. 594). 

857. Den Eigentümern und Nutungsberechtigten der in dem Gemeindes 
bezirle vorhandenen Privat-Schlachtanftalten ift für den erweisfichen, wirklichen Schaden, 
welchen fie dadurch erleiden, daß die zum Schladtbetriebe dienenden Gebäude und 
Einrigptungen infolge, der mad} $ 1 getroffenen Anordnung ihrer Beftimmung entzogen 
werden, von der Gemeinde Erfah zu leiſten. Bei Berechnung des Schadens ift 
namentlid zu berüdfichtigen, daß der Ertrag, welcher von den Orundſtücken und Ein- 
richtungen bei anderweiter Benugung erzielt werden kann, von dem bisherigen Exr- 
trage in Abzug zu bringen iſt. 

Eine Entfhädigung für Nachteile, welche aus Erſchwerungen oder Störungen 
des Geichäftsbetriebes Hergefeitet werben möchten, findet nicht Ratt. 


Das wohlerworbene Recht, für deflen Beeinträgtigung der $ 7 Entſchädigung 
ıfichert, beſtehi nicht in der durch die Konzeffion bedingten Gemerbebefugnis, 
jondern lediglich in dem Eigentume oder der Nutungsberehtigung an den tatjächlid) 
vorhandenen Privatichladhtanftalten, welche durch das Werbot der Benupung 
ihrer Beftimmung entzogen werden.. Diejes Eigentums und Nutzungsrecht ift von 
der Beobaqctung der gewerblichen Beflimmungen, welde zum Schlahtshausbetriebe . 
eine Konzelfion erfordern, unabhängig. Deshalb ift die ausdrücliche Konzeſſion der 
Echlachihaufer feine unbedingte Voransfegung der Entfhädigung (BVL. 6 ©. 337). 
— Die Verminderung des Mietswertes der zufammen nit dem Schlachthauſe ver- 
mieteten Räume infolge des Berbotes der Benubung des Schiachthauſes zum Schladhten 
ift eine Wertsminberung des Grundftüds, nicht ein Nachteil, weicher aus Erſchwerungen 
und Störungen des Gejchäjtsbetriebes entſteht (BBB. 6 ©. 208). — Der Richter hat 
nicht 6108 denjenigen Betrag zu berüdfihtigen, welden der Entfhäbigungsberechtigte 
früher bezogen Bat, oder nad) der von ihm beliebten Berwendung des Grunpftüdes 
ziehen konnie, fondern es iſt auch zu prüfen, welder Ertrag erzielt werden fan. 
Diefer objektiv erzielbare Ertrag ift dem $ 7 gemäß vom dem bisherigen Betrage in 
Abzug zu bringen (BIB. 11 ©. 562). 

Der Schadensberehnung ift der Nutzungswert, welhen die Anfage im Ganzen 
und nicht b[o8 die einzelmen für den Schlachthofbetrieb benubten Räume, jeder 
Raum für ih gefhägt, vor Einführung des Chlahtgwanges gehabt haben, zu Grunde 
zu legen. Die zum Gewerbebetriebe benugten Räume löunen infolge ihrer Verbindung 
mit einander und durch die Art, wie fie mit einander verbunden find, einen größeren 
Bert erlangen, als die einzelnen Räume zuſammen haben, wenn der Wert eincs jeden 
für fid allein berechnet wird, indem durd) die Verbindung und durch die Art derſelben 
der Gemerbebetrieb erleichtert und gefördert merden kanu. — Bei der Feſtſtellung der 
Entjhädigung darf die Einnahme nicht angerechnet werden, welche durch eine per- 
Föntice Tätigfeit des Eigentümers oder Nutungsbereghtigten erzielt wird. Wenn 3. ®. 
ein Eigentümer einer Brivatichlachtanftalt fid dadurd einen befonderen Ertrag aus 
derfelben verichefit, daß er fie anderen Berfonen in einzelnen Fällen zum Schlachten 
überwiee, fo Iann er für die befondere Einnahme, welche er durch feine Tätigteit — 
Anmeifen des Schlahtraumes zur Benutzung, Kontrolle, Sorge für Reinigung und 
Imfandhaltung — fi, verfchafft, eine Entfäbigung micht verlangen, Denn infoweit 
handelt es fi um einen entgangenen Gewinn. Die Nutung, welde der Schladht- 
raum und die Einrichtungen ohne befondere zarigteit gewähren, wird dargeftellt durch 
den Betrag, zu welchem diejelben hätten vermietet werden können, wenn der Be- 
rechtigte in die Lage gekommen wäre, fein Gewerbe aufzugeben. Daher iſt es richtig, 
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der Ermittelung des wirklichen Schadens, ben Mietswert, welchen bie betreffenden 
Räume und Einrichtungen vor der Errichtung des Schlachthofes gehabt Haben, zur 
Grundfage zu legen (RIE. 38 ©. 342). 

88. Someit Paht- und Mietsverträge die Benugung von Privat-Schladt- 
anftalten zum Gegenftande haben, erreichen ſolche Verträge ihr Ende fpäteflens mit 
dem Ablauf der nad) $ 3 den Schlachthausbeſitzern gewährten Frift. 

Ein Entfädigungsanfpruch wegen diefer Auflöfung allein’ fteht dem Verpächter 
und Pächter gegeneinander nicht zu. 

89. Die Eigentümer und Nugungsberedhtigten (Pächter, Mieter) von Privat ⸗ 
ſchlachtauſtalten find bei Vermeidung des Verluſtes ihrer EntiGädigunge-Anfprüce 
gegen die Gemeinde verpflichtet, diefelben innerhalb der ihnen nach $ 3 gewährten 
Friſt bei dem Bezirfsausfhuffe anzumelden (f. u. Zuft.-Gef. $ 131). 

Diefe Behörde ernennt einen Kommiſſarius, welder unter Zuziehung von 
zwei Beifigern den Anſpruch zu prüfen und den Betrag der Entjhädigung zu ere 
mitteln hat. 

Der eine der Veifiger ift von dem Entſchädigungsberechtigten, ber andere von 
der Gemeinde zu wählen. Erfolgt die Wahl nicht binnen einer vom Kommiſſarius 
zu befiimmenben, mindeftens zehntägigen Friſt, fo ernennt biefer bie Beiſther. 

Das Gefeg verlangt nicht, daß jchon bei der Anmeldung der Schadens- 
Erſatz prägiftert, oder fogar begründet und fubflantiziert werbe. 
$ 10. Nad Beendigung der Inſtruktion reicht der Kommifjarius die Ber- 
* Handlungen mit feinem Gutachten dem Bezirksausfhuffe ein, welde über den 
Entfhädigungsanfprud) durch ein mit Gründen abgefaßtes Reſolut entfcheidet und eine 
Ausfertigung desfelben jedem der Beteiligten durch den Kommijjarius aushändigen 
täßt (f. u. Zuf.-Gef. $ 181). - 

$ 11. Gegen das Refolut fleht jedem der Beteiligten innerhalb einer Friſt 
von vier Wochen, vom Tage der Behändigung des Nefoluts an gerechnet, die Ber 
ſchreitung des Rechtsweges zu. 

Nach fruchtloſem Ablauf diefer Frift Hat das Refolut die Wirkung eines rechts- 
träftigen Extenntnifjes. 

$ 12. Die Befiimmungen des gegenwärtigen Gefeges finden aud auf den 
Fall Anwendung, in weichem die Gemeinde das öffentliche, ausſchließlich zu benutzende 
Schlachthaus nicht felbft errichtet, fondern die Errichtung desfelben einem anderen 
Unternehmer überläßt. Im diejem Falle verbleiben der Genteinde die ihr in diefem 
Geſetze auferlegten Verpflichtungen. Das gegenfeitige Verhältnis zwiſchen der Ge- 
meinde und dem Unternehmer ift durch einen Bertrag zu regelm, welcher der Bes 
ftätigung des Bezirksausſchufſes unterliegt (f. u. Zuf.-Gef. ©. 131). 

Zwiſchen der Gemeinde und dem Unternehmer beflehen nur privatrechtliche 
Beziehungen. Streitigkeiten aus dem Vertrage unterliegen dem ordentlichen 
Rechtswege. 

Iſt das öffentliche Schlachthaus mit Schlachthauszwang von einer Genoſſen- 
ſchaft (Sumung) errichtet, fo muß feine allgemeine Zugangüchtit für alle diejenigen 
in der Gemeinde, die das Fleiichergewerbe betreiben, bezüglid) die Möglichleit des 
Beitritts zur Genoffenfhaft gefidhert fein, derart, daß den Fleii—ern der Beitritt nicht 
verfagt werden darf, Diefe alfo ein Recht auf die Aufnahıne in die Genoffenfchaft 
haben. Die notwendige allgemeine Zugänglichteit eines Schlachthauſes für die 
Fleifher eines Ortes bedingt felbftredend nicht eime gebührenfreie Benugung, wohl 
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ober eine gleichmäßige Bemefjung der Gebühren für alle in Be it fi - 
—E eg 47 g 70). ieh 

$ 14. Ber der nad) $ 1 getroffenen Anordnung zuwider außerhalb des öffent. 
fihen Schlachthauſes entweder Bieh ſchlachtet, oder eine der fonftigen im Gemeinde- 
beſchluſſe mäher bezeichneten Verrichtungen vornimint, ferner, wer den Anordnungen 
Zuwiderhandelt, melde dur die im $ 2 erwähnten Gemeindebeſchlüſſe getcoffen 
worden find, wird für jeden Webertretungsfall mit Gelbftrafe bis zu 150 Mi. oder 
mit Haft beftraft. 

Zuſt.Geſ. $ 131. Der Bezirks-Ausſchuß beſchließt: 

1. über die Genehmigung ber auf Grund der 85 1—4 des Gefees vom 18. März 
1868, betreffend bie Errichtung öffentlicher, ausſchließlich zu benugender Schlacht- 
hänfer (®S. S. 277), gefaßten Gemeindebeichlüfie, ſowie über die BeRätigung 
von Verträgen zwiſchen einer Gemeinde und einem Unternehmer in Betreff der 
Errichtung eines öffentlichen Schlachthauſes (3 12 a. a. O.) 

2. über Entfädigungs-Anfprüde der Cigentimer und Nugungsberedhtigten vor 
Frivat-Schlahtanftalten wegen bes ihnen duch die Errichtung öffentlicher, 
aueſchließlich zu benutzender Schlachthäuſer zugefügten Schadens (56 9 bie 11 
a. a. 0). 

In den Fällen zu 1 findet die Beſchwerde an den Minifter für Handel und 
Gewerbe, in den Fällen zu 2 mur der orbentliche Rechtsweg gemäß $ 11 a. a. O. ſtatt. 

U. &chulen |. hierüber $ 59 (Schuldeputation). 

12. Die ftädtifchen Sparkaffen. Reglement betreff. die Ein- 
richtung des Sparkaffenwefens vom 12. Dez. 1838 (GS. 1839 ©. 5) ver- 
ordnet: 

1. Benn eine Gemeinde eine Spartaſſe einzurichten beabfichtigt, fo Hat fie 
deshalb fi am die vorgejegte Kommunalauffichtsbehörde zu wenden und diefer wegen 
der zu treffenden Einrichtung Vorſchläge zu machen. Eine unerfäßliche Bedingung 
iR hierbei, daß die Stadtverordneten-Berfammlung zu der zu treffenden Einrichtung, 
infonderheit zu der in allen Fällen von der Gejamtheit der Kommune zu über 
nehmenden Vertretung, ihre Zuftimmung erteilt. Etwaige Zweifel und Widerſprüche 
der Kommunal-®erwaltungsbehörde dagegen können dur die Entfheibungen der 
Staatsbehörde befeitigt werden. 

2. Die Kommunal-Auffictsbehörde hat nad) gehöriger Vorbereitung der Sache 
und Entwerfung des Statuts an dem vorgefetten Oberpräfidenten zu berichten, welchen: 
die Genehmigung der Einrichtung und die Beftätigung des Statuts oder die Ber- 
weigerung derfelben zufteht und obliegt. 

ZuR.-Gef. $ 52. Die Erritung von Sparlaffen durch Kreiſe, Stadt- 
und Pandgemeinden, und andere über den Umfang eines Kreifes nicht Hinans- 
gehende kommunale Verbände bedarf der ſtaatlichen Genehmigung auch in den- 
jenigen Landesteifen, in melden eine ſolche bisher nicht vorgeſchrieben war. 

Diefe Genehmigung, ſowie die Beflätigung der bezüglichen Statuten, fleht 
dein Oberpräfiventen zu. Die Genehmigung (Befätigung) darf nur unter Zu- 
fimmung des Provinzialtats verfagt werden. Ingleichen bedarf es der Zus 
ſtimmung des Provinzialrats zu Statutänderungen und zur Auflöfung vor 
Eparkaffen, foweit ſolche der DOberpräfident nad) beſtehendem Rechte gegen ben 
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Billen der Kreife, Gemeinden oder fonftigen Verbände vorzunehmen ermächtigt iſt. 
Muſterſtatuten ſ. MR. vom 30. Oft. 1873, BMB. ©. 295. 


Zuſt. Geſ. $ 53 betr. die Auffiht, |. u. zu $ 19, |. Seidel, das Sparlaffen- 
Sala ir Deutfeland und beifen foziafpolitifhe und wirtſchaftüche Bedeutung in 


1. Die auf Grund des Reglements vom 12. Dez. 1838 errichteten Sparkaſſen 
in Anftalten des öffentlichen Rechts, aber nicht eigene juriftiiche Perfönlichteiten, 
jondern nur Abteilungen und beſouders verwaltete Maſſen des Vermögens der fie 
fiftenden und unterhaltenden öffentlichen Korporationen, der Städte, Kreife, Kommunal» 
verbände (f. u. 5 6). 

Die Verleihung der Rechtsfähigkeit an eine öffentliche Sparkaſſe, 3. B. an eine 
von einem Verbaube mehrerer Gemeinden errichtete Sparkaffe, kann nicht gemäß $ 22 
ZGB. in Verbindung mit Art. 1 Ausi.-®. 3. BGB. v. 16. Nov. 1899 durd den 
Minifter, fondern Iediglich auf Grumd der unberührt gebliebenen Borfchriften dee 
öffentlichen Rechte durd; Allerhöcften Exlak erfolgen (MR. 25. Mai 1901 bei 
dv. Brauchitſch Bd. 8 S. 737). If der Verband, welcher behufs Betreibung einer öffent- 
lichen Sparkaſſe errichtet ift, ein Zwedverband im Sinne der $$ 128 u. ff. LGD., fo 
toınmt fediglic die Beilegung der Hechte öffentlicher Körpericjaiten (8 129 Ab. 2 a. a, 
DO) in Beiracht. 

2. Unter öffentlichen Sparkaffen find auch ferner uur diejenigen zu verftehen, 
welche eutweder für Rehmung einer Körpericaft des öffentlichen Rechts betrieben 
werden oder für deren Verbindlichkeiten eine ſolche Körperſchaft die Garantie über- 
nommen hat (MR. 1899 ©. 233, 234). Die Vertretungsverbindlicteit des Rome 
munalverbandes umfaßt zwar zunäcjft nur bie Bflicht, bei Infuifizienz der Gpar« 
tafie den Ofäubigern derfelben gegenüber für den Ausfall einzutreten, fie fhließt aber 
aud die weitergehende in fih, die Sparkaſſe, fo lange fie befteht, durch Gewährung 
der erforderlichen Mittel in den Stand zu ſetzen, ihren Verpflichtungen gerecht zu 
werben und den Gejchäftsverfehr fortzufegen. Daher darf die Auffihtebehörde verfangen, 
daß Unterbifanzen durch Zufduß der erforderlicden Mittel aus Rommunalfonds wieder 
ausgeglichen werden (PB. 19 ©. 281). 

8. Die allgemeine Verfügung des Minifters des Innern v. 14. Nov. 1899 
(SMd. ©. 234) madıt auf die Veränderungen im Sparkafienweien nad} Intraittreten 
des BGBL. aujmerliam. S. hierüber mod) befonders Schueider, das Bürgerliche Ge» 
fegbud) und feine Nebengefege nad) ihrer Wirkung im Geichäftebereidje der Nädtifcen 
Sparkaſſen (1899 im Berlage des Deutihen Eparkafien-Berbandes IM Hannover). 
Einf.-Gei. 3. BOB. (Art. 29) hat die fandesgefeglichen Borfchriften über die öffent» 
lichen Cpartafien, und zwar nicht blos die das öffentliche Recht betreffenden über 
Verwaltung, Vertretung, obrigkeitliche Beftätigung und Beauffihtigung der Sparlaffen, 
fondern auch die privaten, die Mechtsbeziehungen zwiſchen der Kafle und ihren ins 
Iegern und Echuldnern beftimmenden Borfehriften unberührt gelaffen, unbefeadet jedoch 
der Borfchriften des $ 808 BOB. ar $ 14) und der über die Anlegung von 
Mündelgeld ($ 1807 u. fi. — im Ausführung der letztgedachten Voͤrſchriften 
beftimmt Ausf. ·Geſ. BOB. Art 75: 8 1. Eine in Preußen beſtehende öffentliche 
CS parlaffe kann duch den Regierungspräfidenten im Einvernehmen mit dem Land» 
gerichtspräfidenten zur Anlegung von Münbelgeld für geeignet erklärt werden. Die 
Ertlärung fan zurüdgenommen werden. Die Erlläruug und die Rüdnahne find 
durch das Amtsblatt bekannt zu machen. $2. Iſt vor dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Gefegbude ein Spartaffenbuch außer Kurs gejegt, fo ift zur Crhebung des 
Geldes die Genehmigung des Gegenvormundes oder des Wormundidaftsgerichts ers 
forderlih. Die Statuten der Sparlaffen müffen, wenn fie zur Anlegung von 
Miündelgeld für geeignet erflärt werden ſollen, zu diefem Zwecke zunächſt dem $ 1809 
BOB. angepaßt werden, welcher vorfchreibt, daß der Bormund mur mit Genehmigung 
des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsögerichts das Geld erheben darf. Die 
für Aniegung von Mündelgeld zu empjehlende befondere Art von Sparbüchern mit 
dem Bordrud „Sparbuch für Dlündel“ und etwa „Rüdzahlung zum . . . (Tag ber 
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Soljährigfeit des Mündele) erfordert den Nochweis der Genehmigung des Bormund- 
fajtsgerichte“ wird ſich vielfach innerhalb der beftehenden Borferiften des Statuts 
über „gefperrte Eparbücjer“ ausführen lafien, da gefperrte Sparbücher vor dem Sperr- 
termine mit befonderer Genehmigung des Vorftandes der Sparkaffe zurüdgezahlt 
werden Fönnen (f. Seidel, „die Anlegung von Mündelgeld nad dem geltenden Recht, 
mamentlid in Rüdfit auf die für die ffentficen Spartaffen getroffenen Ber 
fimmungen“ in PB. 4 ©. 129). * 

Außerdem enthält BOB. $ 248 Abſ. 2 für Sparkaſſen eine Ausnahmevorfchrift, 

wonach Sparkaſſen im Voraus vereinbaren können, daß nicht erhobene Zinfen von 
Einlagen als nene verzinsliche Einlagen gelten follen und Art. 7, $ 1, Abi. 3 Ausf. 
Se. BGB. beftimmt, daB Sparlaffen, die durch flaatlidie Verleihung Rechtefähigteit 
erlangt Haben, ein von ihnen beliehenes Grundftüld im Bivangeverfteigerangeverfahren 
ohne die im Art. 7 & 1 bj. 1 dal. vorgefcriebene Genehmigung der ftantlichen 
Auffight8behörde erwerben Können, eine Betimmung, welche fih, für die öffentlichen 
Spartafien der Städte von felbft ergibt, da deren Vermögen Eigentum der Stadt 
jermeinde ift umd diefe im Betreff des Cigentumserwerbs unbeichränft if. Nach 
tt. 9 Ausf.Geſ. zum Reichsgeſ. über die Zmwangsverfeigerung pp. fan für ein 
Gebot einer Gemeinde oder einer ftädtifchen Kreditanftalt oder eimer öffentlichen 
Eparlaffe Sicherheitsbeſtellung nicht verlangt werben. 

4. Die Spartaſſen gehören zu den von der Gemeinbeverwaltung in das 
Leben gerufenen gemeinnütigen Anftalten, die nad) Vlaßgabe der Art ihres Betriebes 
von der Gewerbefteuer freigelafien werden müfjen (MR. 1875 ©. 242, 5 3 Nr. 4a 
Gewerbefteuergefeg vom 24. Juni 1891). Sie betreiben als ſolche fein Gewerbe 
und fönnen aus dieſem Grunde aud zu perſönlichen Abgaben nicht, herangezogen 
werden. Das objektive Ergebnis von Ueberfhüffen if für fi) allein nicht entfeidend 
(ORG. 9 ©. 54). Nah Mi. 1875 (S. 242) find überhaupt öffentliche Spartaffen, 
felbft wenn fie Gewinn erzielen, freizulaſſen, weil fie als gemeinnügige Anftalten zur 
Beförderung des Sparfinns gegründet, nicht auf Erwerb gerichtet feien und ebenjo 
wenig wie Poft und Telegraphie ein Gewerbe betreiben. Daß übrigens Eparlaffen 
unter Umftänden nad) ihren Geidjäitsgewohnheiten, insbefoudere wenn fie Fombard- 
und Banfgefdhäfte betreiben, als Gerverbebetriebe angefehen werden können, ift feines- 
wegs ausgeichloffen (PB. 8 ©. 152). Das Einfommen öffentlicher Spartafien aus 
Grundbefig it von der Kommunafabgabenpflicht nicht befi Hierbei ift es nicht 
Nattgaft, bei der Ermittelung des Einkommens der Spartafien aus Grundbefig außer 
den Sinfen bupothefarifch eingetragener Echulden einen entpredhenden Teil der Ber- 
maltungstoften und derjenigen Zinjen, welde die Eparlafie an ihre Einleger und 
fonfige Gläubiger zu zahfen bat, in Abzug zu bringen (OWG. 21 ©. 52). 

5. Die Errichtung von Filialen öffentliher Eparkaffen, unter denen aud) die 
Sog. Annahmeſtellen zu verftehen find, muß auf die Grenzen deejenigen Kommunal» 
Berbandes beſchränkt bleiben, welcher die Sparkafie begründet und die Garantie für 
fie übernommen hat. Sie dürfen nicht errichtet werden am Orten, melde im 
Geichäftebezirke einer anderen öffentlichen Gparkaffe liegen. Diefer Grundfag foll 
jedod; nur bei Neuerridhtung von Filialen und Annahmeftellen beaditet, die Wieder 
bejeitigung nrartigen, ſeit Fahren beftehender Einrichtungen aber nicht angeorbnet 
werden (BMB. 1886, ©. 1 und 192). Ueber die Einführung des unter Reitung 
Tommunaler Sparkaſſen ftehenden jog. Groſchen -Sparſyſtemis“, des Sparmarkenfyfteme 
f. MR. 1882, ©. 140. 

Hierbei find folgende Grundſätze zu beachten: 

3. Die Genehmigung zur Errichtung folder Einrichtungen foll feiner Ge- 
meinde verfagt werden, welche deshalb zwedmäßige Vorſchläge tut und nad} ihrer Lage 
und dem geordneten Zuftande ihres Haushalts den Einlegern Sicherheit zu leiten im 
Stande if. 

4. Bei Prüfung der Vorſchläge ift darauf zu fehen, daß a) die Einlagen ge- 
Hörig ficher gefellt werden, b) daß der Kommunalanshalt dadurch uicht in Gefahr 
der Störung und Zerrüttung komme, und c) daß die Einrichtung felbſt hauptſächtich 
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auf das Bedürfnis der ärmeren Kaffe, welcher Gelegenheit zur Anlegung Meiner Er- 
fparniffe gegeben werden foll, berechnet und der Veranlafjung zur Ausartung der An · 
falten vorgebeugt werde. 

5. Um den umter 4a angegebenen Zwed zu erreichen, muß vor der Beftäti» 
gung nachgewiefen werden, auf welde Weife die durch die einzelnen Einlagen ſich 
bifdenden Kapitalien fiher angelegt werden follen. Es ift den Kommunen erlaubt, 
diefe Kapitalien nicht nur auf erſte Hypotheken (foldhe, denen feine Hypothek eines 
Anderen vorfteht), iuländiſche Staatspapiere und Pfandbriefe und auf andere völlig 
fichere Art anzulegen, fondern aud) damit ifre eigenen Schuldobligationen einzuldſen 
oder bie Gelder zur Dotierung flädtifcher, nad; der Verordnung vom 28. Juni 1826 
eingerichteten Leihanftalten zu verwenden. 

Wenn aber der Oberpräfibent zu ben Verwendungen ber letzteren Art feine 
Zuftimmung erteifen will, Hat derjefbe nicht nur zuvorderſt zu prüfen, ob auch das 
Rädtifche Schuldenweſen gehörig geordnet und die Berzinfung und Tilgung gefichert fei, 
nicht minder, ob die wegen der Leihanftalt getroffene oder zu treffende Eiurichtung 
der gebacten Verordnung entſpreche und fonft zwedmäßig fei, fondern er hat auch 
ferner diefe Angelegenheiten im Auge behalten und dafür zu forgen, daß micht durch 
unordentliche Verwaltung die Sicherheit der Einlagen gefährdet werde. 


1. In Betreff der Unfegung der Sparkaffenbeflände kommen zunachſt die 
über die Anfegung von Mündelgelvern beftehenden Vorſchriften in Betracht. Nach 
5 1807 BOB. fol die Anfegung von Mündelgefd nur erfolgen, 1) in Forderungen, 
für die eine fiere Onpothet an einem inländiihen Grundftüde befteht oder in fiheren 
Grundſchulden oder Rentenfhulden an inländiihen Grundſtücken; 2) in verbrieiten 
Forderungen gegen das Neid oder einen Bundesſtaat, fowie in Forderungen, bie in 
das Reichefehuldbuc oder in das Stnntsfhulobuc) eines Bundesftaats eingetragen find; 
3) in verbrieften Forderungen, deren Verzinfung von dem Reiche oder einem Bundes 
ante gewährleiftet if; 4) in Wertpapieren, insbefondere Bfandbriefen, fornie in ver« 
brieften Forderungen jeder Art gegen eine inländifche fommunale Körperichaft oder 
die Krebitanftalt einer ſolchen Körperfchait, fofern die Wertpapiere oder Forderungen 
von dem Bundesrate zur Mnfegung von Mündelgefd für geeignet erklärt find. Auf 
Grund des Schluhabfages des 5 1807 BGB. hat Ausf.-Gel. BGG. folgende er- 
gängende Beftimmungen getroffen: 


Art. 73. $ 1. Eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld 
an einem in Preußen belegenen Grundſtücke ift für die Anlegung von Mündel- 
geld als ſicher anzufehen, wenn fie innerhalb des Fünfgehniaden ober, fofern 
ihr fein anderes der Gintragung bebürfende® Recht im Range vorgeht ober 
gleicgfteht, innerhalb des Zwanzigfa—en des Raatlich ermittelten Grundfteuer- 
reinertrages oder bei einem ländlihen Grundftüd innerhalb der erften zwei 
Drittel, bei einem ſtädtiſchen Grundftüd innerhalb der erften Hälfte des Wertes 
zu Nehen fommt. 

Der Wert if bei landlichen Grundftüden durch Tage einer Preußiſchen 
Öffentlichen Kreditanftalt, die durch Vereinigung von Grundbefigern gebildet ift 
umd durch ſtaatliche Verleihung Rechtsjähigkeit erlangt hat, oder dure ie einer 
Breußifchen provinziol- (lommunaf-) Rändilhen öffentlichen Grundfreditanftaft oder 
dur) gerichtliche Taze, bei Nädtiihen Grundflüden in geiger Beife oder dur, 
Tare einer Öffentlichen Feuerverfichjerungsanftaft feftzuftellen. 


$ 2. Statt des Zwanzigfachen des Örundfleuerreinertrages iſt bei Grund - 
füden, die von einer Kreditanftalt der im $ 1 Abf. 2 bezeichneten Art fahunge- 
gemäß ohne befondere Ermittelungen bis zu einem größeren Bielfachen belichen 
werden Können, das größere Bielfache, fofern e8 jedoch dem dreikigfachen Betrag 
überfteigt, diefer Betrag maßgebend. 
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ir einzelne Bezirke Tann durch Rönigliche Verordnung ftatt des Zwanzig. 
fahen % Grundfteuerreinertrages ein das Berzigfade nicht PR Aa 

Vielfaches beftimmt werben. 

Art. 74. Zur Anlegung von Münbdelgeld find aufer den im $ 1807 bes 
Bürgerlichen Geſehbuchs bezeichneten Forderungen und Wertpapieren geeignet: 

1. die Rentenbriefe der zur BVermittelung der Ablöfung von Renten in Preußen 
beftehenden Rentenbanten; 

2. die Schuldverjchreibungen, welche von einer deutſchen kommunalen Korperſchaft 
ober von der Kreditanftalt einer ſolchen Körperichaft oder mit Genehmigung ber 
Raarlihen Auffichtsbehörde von einer Kirchengemeinde ober einem Ficchlichen Ber- 
band auggeftellt umd entweder von Seiten der Inhaber fündbar find oder einer 
regelmäßigen Tilgung unterliegen; 

3. die mit Raatlicher Genehmigung außgegebenen Bfandbriefe und gleichartigen 
a erigeibungen einer Kreditanftalt der im Artitel 72 5 1 übſatz 2 be» 
zeichneten Art; 

4. die auf den Inhaber Tautenden Schufdverfhreibungen, welche von einer, Preuß. 
Hnpothefen-Attien-Bant auf Grund von Darlehen an Preußifche Rörperfchaften 
des öffentlichen Redjtes oder von Darlehen, für welde eine joldje Körperihaft 
die Gemährleiftung übernommen hat, ausgegeben find. 

2. Für die Belegung der Sparkaffenbeftände find jedoch die Grenzen 
weiter gezogen: 

8) Nah der Kab. Ordre vom 21. Juli 1841 (CS. 287) iſt die Ausleihung 
der Sparlaffenbeftände auch auf eine andere, als die im $ 5 de# Meglements vor» 
jeichriebene erfte Dipanset geftattet, wenn nur bie zu beftellende Hypoͤthek die erfte 

älfte des Wertes des zu verpfändenden Grunbftüdes nicht überfteigt. Im SVetreff 

des Mafftabes des Grundfteuer - Reinertrages und Gebäudefteuer » Nutungsmwertes 
1. BML. 1872 ©. 252, IMB. 1876 ©. 21, SMB.-18%0 ©. 78 und 8. 1891 
©. 222. Ueber den 221g fachen Betrag des Grundfieuer-Neinertrages foll nur bei 
Beleidung don Grunbftäden in demjenigen Streife, weldem die Spartafie angehört, 
Hinanßgegangen werden. Die Beleihung ländliger Grundfüde bis zu einem gewiffen 
Betrage da um Zwede der Veranlagung zur Ergänzungäfteuer gemäß Gel. vom 
14. Juli 1 ermittelten Wertes, ohne im eine font je Ermittelung des Wertes ein- 
zutreien, ift nicht geftattet (MR. 1895 S. 90). Hinfichtlich des der Ergänzungsfteuer 
ju Grunde liegenden Maßftabes des gemeinen Wertes |. MR. 1895 ©. 260 und rüd- 

ihtlich der Grumbflüdstaren |. IMDB. 1891 ©. 83 und 1898 ©. 139. 

b) Aus Sorberumg dee Perſonalkredits gefattet der Allerhöchſte Erlaß vom 
3. Febr. 1857 (GME. ©. 71) die Ausfeihung von Spartaffenbeftänden aud gegen 
bloße Schuidſcheine unter Beftellung von Bhrggaft (SMNL. 1872 ©. 252 u. $ 31 
des Mufterftatuts). Bürgfcaftslofe Darlehen auf einfachen Schuldſchein an Ein- 
gefeffene des Garantie-Berbandes ſollen dis zu 3000 Mt. bei einftimmigem veſchiuß 
der Sparfaffen-Bertretung auf jehs Monat unter SBorbehalt einer adhttägigen 
Kündigung gewährt werben bürfen, jedoch fol der gefamte Betrag folder Datııden 
ein Prozent der Aktiva der Sparkaffe ober zehn Prozent des Rejervefonds nicht über» 
fchreiten (BMB. 189% S. 260, MB. 1897 ©. 189). 

Im weitgehender Weife iR durd ME. 31. Oftbr. 1901 (ME. ©. 246) die 
Gewährung von Kredit Seitens ber kommunalen Sparkaffen an Erwerbs und 
Birtfhaftägenoffenihaften machgelaffen. Ueber die Mreditgewährung ber Epartaffen 
gegen Berpfändung von Wertpapieren f. BMB. 1902 ©. 85. &8 dürfen nur Werts 
papiere beliehen werden, welde bie Reichsbank in Safe I beleiht, nur bis zu 
75 Wrozent des Kursiwertes umb niemals über den Nennwert. Auch bürfen nur 
2% Prozent der Spartaffenbeftände für diefen Kredit verwendet werden. 

c) Allgemein zuläffig ift die Ausleihung disponibler Gelder an Provinzen, 
reife, Stadt und Landgemeinden, an Kirchengemeinden und fonftige Teiftungsfähige, 
mit Korporationsredten ausgeftattete kommimale Verbände des Preußifhen Staates 
gam vorfchriftsmäßige Schuldverfcjreibungen his zu ein Biertel des Gefamtbeftandes 

Spartaffe (MR. 1884 ©. 113, 1896 ©. 199, 1898 ©. 8). 
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J d) Ueber Amortiſations · Darlehen an Grundbeſitzer (GMB. 1894 ©. 18). In 
die Statuten follen gohiuunungen, über die Gewährung von Tilgungsdarfehen aufs 
nommen werden (BML. 1898 ©. 41). Doch ift e8 nicht fatthaft, daß die Epar- 
ale ‚Bei Amontiationd-Dariehen auf das Münbigungaredht vegihtet (BIRE. 1808 
S. 155). 
e) Die Einführung des Chekverkchrs bei öffentlichen Sparkaffen hat BME. 

1886 ©. 19 für unftatthaft erllärt, doch ift eine Beſtimmung in den Statuten nach» 
elaffen, daß die Spartaffe mit der Preußifcen Zentralgenofienigjafts-Raffe in Depo- 
ten» und Chelverfehr trete. Das Ehefbuc der Sparkajfen ift im gemeinſchaftlichen 
Verſchluffe des Sparkaffen-Rendanten und des Borfigenden bes Borfandes der Spar 
tafie oder eines anderen Mitgliedes besfelben aufzubersahren und hat die Bollgiefun 
des Chets nur gemeinſchaftlich durch diefe Perfonen zu erfolgen. (GMB. 1897 ©. Hi) 
Auch der Lombardverkehr ber fommunalen Spartaffen mit der Zentralgenofienfchafts- 
Kaffe iſt geftattet, fowweit das Geld zur Berzinfung und Rüdzahlung der Rüdlagen, 
micht aber zu dem Broede Sentigt wird, um Gelder zur Wiederausleifung zu be- 
ſchaffen (BNE. 1897 ©. 95, 1899 ©. 3). l 

” Die Einführung eines Kontofurrent-Berkehrs if den kommunalen Sparkaffen 
der Regel nad) nicht zu geftatten. (MR. 4. Oft. 1892, BM®. ©. 344.) 


£) Schließlich Yörmen auch die Beände der Sparkaſſen als Forderungen im 
Reichs· bezw. Preuß. Staatsſchuldbuche eingetragen werden. (Gef. betr. das Weit 
fhuldbud) v. 31. Mai 1891, RGB. S. 321 nebft Ausf.-Bef. v. 27. Januar 1892, 

entralblatt für das dentiche Reid ©. 25); das Preuß. Staatsfhuldbucdh-Gef. vom 
0. Juli 1883 nebft feinen Ergänzungen v. 19. April 1886, 8. Juni 1891 u. Yusf.- 
Beſtimm. vom 18./19. gu 1891 (SMB. 77) und dv. 20. Oft. 1901 (SMB. 34, 
Art. 97, Einf.-Gef. 3. BGB.). 


6. Zur Erreihung desfelben Zwedes muß die Sparkaſſe einen befonderen, 
von anderen Kaffen der Stabtverwaltung unvermifcht zu erhaltenden Fonds bilden. 
Diejenigen Dokumente, welche für die Einlagefapitalien erlangt werden, wozu aud) 
die Stabtobligationen und die Schulddokumente ber Leihlaffen gehören, müffen ab- 
gefondert verwahrt und die davon eingehenden Zinfen Tediglid beim Fonds der Spare 
tafje wieder berechnet werben. 


Ueber das Verhältnis der Sparkaffe zu der Gemeinde, welche fie errichtet hat, 
ſpricht ſich RgE. 25. April 1892 (PB. 13 ©. 449) wie folgt aus: „Nah dem 
Spartaffen-Reglement vom 12. Degember 1838 if die Sparfaffe eine Einrichtung der 
Gemeinde. Diefe übernimmt mit der Einrichtung einer Sparlaffe den einzelnen Ein ⸗ 
fegern gegenüber die Vertretung und hat ihnen Sicherheit zu leiften. Bu diefem 

wecke find die Gemeinden berechtigt, die durch die einzelnen Einlagen ſich bildenden 
'apitalien auf erfte Hypotheken, inländifche Staatspapiere und Pfandbriefe und auf 
andere völlig fihere Art anzulegen und ihre eigenen Schulbobligationen damit einzu» 
Töfen. Die einzelnen Einfeger find in_ber Höhe ihrer Einlagen Gläubiger der 
meinden. Die Sparfaffe bildet einen Fonds_der Kommunalverwaltung. Wenn bie 
Gemeinden unter Genchmigung bes Oberpräfienten Darlehen aus dem Spartaffen- 
fonds entnegmen, fo werden die darüber auszuftellenden Obligationen Eigentum 
micht der einzelnen Einleger oder der Gefamtheit der Einleger, fondern bed einen 
fandteil der Kommunalverwaltung bildenden, wenngleih abgefonderten Sparfaffen- 
fonds, welchem and) die von den Kommunen zu entrichtenden Zinfen zu zahlen find. 
Nach dem Reglement ift die Sparkaffe wie die übrigen Rommunalinftitute ein Fonds 
der Rommune, welche ihrerfeitS den einzelnen Einlegern als Schuidnerin ber Ein 
fagen und der zu gewährenden Zinfen haftet.“ In gleicher Weile NZE. 34 ©. 8: 
Das Vermögen der Sparkaffen ift Gemeinbevermögen, das zwar in einem abger 
fonderten, von dem übrigen Kommunalvermögen getrennt zu haltenden Fonds ver- 
waltet twird, trotz diefer getrennten Verwaltung, welche nach dem Reglement nur als 
Sicherheit für die Einfeger umd zur Sicherung einer georbneten Verwaltung vorge⸗ 
ſchrieben if, bleibt aber der Sparkafienfonds feiner juriſtiſchen Natur nah ein 








SD. $ 56 Nr. 3. Epartaffen-Reglement d..12. Dezbr. 1888. 291 


Beſtandteil des Kommumalvermögens. Iſt aber die Gemeinde die wirkliche Eigen- 
tümerin des Eparfafjenvermögens, fo ift ein eigentliches Darlehnsgeſchäft zwiſchen 
ihr und ihrer Spartaffe unmöglie, und ferner enthält die Uebertragung der Wert- 
papiere aus der Spariaſſe in die Kämmereifaffe, aljo aus einer Kaffe im bie andere 
desfelben (Eigentümers, fein Anfcaffungageihäft im Sinne der Stempelftener. 
Weder diefes noch das Darlehnsgeihäft ift daher ftempelpflichtig, felbft wenn die 
Gemeine ein Empfangsbefenntnis in Geftalt einer Gchulderfcreibung 2c. ausger 
It hätte, 

Im Rechts- und Gefchäftsverkehr ift es jedoch allgemein gebräuchlich, bie 
Spartafie als Retsfubjelt zu bezeichnen. Namentlid) vriegt in dem Rubrum von 
Lagen die Cpartaffe als die Rlägerin bezeichnet und werden Öppothefen auf bie 
Sparfafie ausgeftelt und für fie eingetragen. Gläubigerin ber eingeflagten bezw. 
eingetragenen Forderungen ift allerdings die Gtabtgemeinde. Die Beseihnung der 
fpeziellen Kommumalanftalt als Glaubigerin if aber aus Berwaltungsrüdfichten er» 
wänfet und praftifd) (f. Entfch. des Rammergerichts v. 12. Oft. 1903 im PRB. 6 


achdem dur art. 176 Einf.Geſ. 3. BGB. die Außerfursfegung von 
Schuldverfhreibungen auf den Inhaber abgeſchafft worden if, bedarf es für bie 
fihere Kufbemahrung ber Wertpapiere ber Öffentlichen Sparfaffen anderer Maßregeln, 
über welche die MR. 1899 (BMB. ©. 190 u. 284) und 1900 (&. 15 u. 176) nähere 
Beſtimmung treffe. 

7. Inſoweit bie Zinfen, melde aus ben Kapitalien erlangt werben, gegen bie» 
jenigen, welche den Einlegern zu gewähren find, einen Ueberſchuß ergeben, muß ber 
letztere fo lange der Sparfaffe verbleiben und zinsbar angelegt werden, bis fi ein 
hinreichendes Kapital gebildet hat, um etwaige Verluſte des Fonds zu beden hund bie 
Verpflichtungen gegen die Einleger zu erfüllen, ohne daß es nötig ift, deshalb die all» 
gemeine Bertretung ber Stadtgemeinden in Anfpruch zu nehmen. Dafern biefer 
Ueberfjuß eine Höhere Summe erreicht Hat, als für den angegebenen Zwec erforder 
fich feheint und die Lommune über einen Zeil desſelben zu anderen öffentlichen 
Bweden zu disponieren beabſichtigt, fo ſoll fie hierzu die Genehmigung des Mer 
gierungs-Präfibenten einholen, welcher folche nur dann zu erteilen hat, wenn nach 
Abzug ber zu verwendenden Summe ein angemeffener Refervefonds übrig bleibt. 

Bergl. Zuſt.Geſ. 5 53 ſ. S. 2%. 

a) Es ift als Grundfa angenommen, daß biefer Reſervefonds nicht Tebiglich 
quantitativ one Rüdfiht auf die fleigenden Einlagen bemeffen werben bürfe, fondern 

bemfelben in einem quotierlichen Terhältmifle ftehen müffe. (BMB. 1875 ©. 77.) 
ine Dispofition zu Sommunalzieden joll deshalb nur dann ftatthaft fein, wenn der 
Nefervefonds die Höhe von 10 Prozent der Einlagen erreicht hat (GMB. 1874 
©. 228, SMB. 1878 ©. 5)._Dod läßt BMB. 1891 (6. ) nad), daß ber 
Refervefonds bei Öffentlichen Spartafien zunächſt auf 5 Prozent ber Paſſivmaſſe an- 
jefammelt unb ihm deinnächft von ben ferneren Ueberſchüſſen mır die eine 
fa zugefdjlagen, die andere Hälfte der jedesmaligen Ueberihüffe aber zur 
iedigung außerorbentlicher VBebürfniffe verwendet werde. Die zur Verwendung 
von Gpartaffen-Ueberfhüffen erteilte Genehmigung ift miht als erlofchen zu ber 
eiäjnen, wenn die Verwendung nicht innerhalb des lau enden Recnungsjahres erfolgt. 
Sie einfmeilige eberfüßrung, dev Hälfte der Ueberichüffe folder Spartaffen, deren 
— 6 Prozent der Einlagen erreicht hat, in einem beſonders anzulegenden 
„Weberfußfonds“ Tann unter ber Bedingung genehmigt werben, daß die tatjählidhe 
Berwendung dieſes Betrages zu gemeinnügigen Ameden feiner Beit von Erteilung 
einer anderweit zu erbittenden Genehmigung abhängt. Gegen die Aufnahme ber- 
ige Stimmungen über den Ueberihußfonds in die Statuten if nichts gu erinnern 

d) MB Betricbs-Ueberfchäfie der Cpartaffen iR der Mehrbetrag der vereins 
nahmten über bie verausgabten Zinfen nad Abzug der Verwaltungskoſten zu verſtehen. 
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Mit einzurehnen find jedoh and bie bis zum Schluſſe bes Rechnungslahres 
aufgelaufenen, wenngleich tatlählih noch nicht fälligen fowohl Aktiv- als Paſſiv - 
ainfen (Stüdginfen) (BM®. 1896 ©. 42 und 1897 ©. 4). Zu ven der Sparlafle 
gehörigen Bermögensftüden gehören auch die für die Kaffen angeihafften Mobilien, 
deren Wert ebenfallß in die Bilanz einzuftellen iR. Bu den Forderungen der Spar» 
taffe gehört ferner das Guthaben aus einer etwaigen Gebühr, weldhe die Spartaffe 
bei Rüdgabe ber Sparbücher erhebt, wobei jedoch nicht ber volle Betrag eingeftellt, 
fondern, da die Zeit ber Rüdgabe der Sparbüder ungewiß if, ein angemefienes 

nterufurium abgegogen Iperben muß (BMB. 189% S. 41). Wechslergebühren und 

zroviſion für dem fer find bei der Bilanze-Aufftellung nicht dem Antaufs- 
— der Wertpapiere zuzuſetzen, vielmehr mit dem Porto als Verwaltungskoſten zu 
buchen. 

Bei Berechnung der Ueberfhüffe, ſoweit fie sit dem Refervefonds zugeführt, 
fondern zu gemeinnägigen Zwecen verwendet werben jollen, iſt nur ber Dehrbetrag 
der vereinnahmten über die verausgabten Zinfen, abzüglid) der Berwaltungsfoften, 
micht aber find etwaige Kursgeiwinne in Betracht zu siehen (BMB. 1902 ©. 132). 

©) Ueber die Frage der getrennten oder ungetrennten Buchung und Berwaltung 
des Refervefonds |. POB. 25 ©. 37. Eine allgemein geltende Vorſchrift ift in dieſer 
Beziehung nicht erlaffen, aber beftiimmt, daß dem Mefervefonds die Binfen feiner 
eigenen Beftände in allen Fällen, jowohl bei getrennter, als au) bei ungetrennter 
Beratung regelmäßig zugeihrirsen werben mäflen (RÄNB. 1904 S. 116) 1. mad 
den Auffag im PB. 26 ©. 21 über Anfchaffung von Staatspapieren, bie Höhe des 
Refervefonds und Zinsüberfhüffe der tommunalen Spartaffen. 


8. Desgleihen follen die Kommunen zu neuen Bebürfniffen nur unter Ges 
nehmigung des Reg.-Präfidenten (Buft.-Gef. 8 53) Darlehen aus dem Sparkaffenfonds 
entnehmen bürfen. Diefe Genehmigung iſt aber nur dann zu erteilen, wenn bie 
Berzinfung und Tilgung eines ſoichen Darlehus im Boraus volftändig gefihert if- 
Die darüber auszuftellenden Obligationen werben dann in der unter Nr. 6 an- 
gegebenen Art Eigentum bes abgefonberten Sparlaffenfonbs, zu weldem auch bie 
davon zu entrichtenben Binfen zu zahlen find, 

Die Obligationen über bie aus den täbtif—hen Sparkaſſen ben Rämmereitaffen ge- 
wãhrten Darlehen unterliegen dem für Schuldverichreibungen vorgefchriebenen Stempel 
nicht (1.S.290 zu Nr. 6, SMB. 1895 ©.90). EMB. 1896 S.199 erklärt die über« 
mäßige Inanſpruchnahme des Kredits der fommunalen Sparkaffen Seitens der Garantie» 
verbände für bebenfli. Der Betrag der einem folden Berbande von der Spartafie 
gegebenen Darlehen fol 25 Prozent der &partaffenbeftände nicht überichreiten 
(RR, 1898 ©. 8). Außerdem Können noch an andere kommunale Berbände eben. 

ls Dorlehne dis zu 2 Prozent des Einfagebeflandeß gegeben werden (GME. 1902 
©. 1%). Die Eröffnung eines Kontofurrentsvertehrs zwiſchen den Spartajfen und 
den Gemeindelaffen iR nicht zu geflatten. Es kann den Gemeinden in der Benugung 
der Spartafjen eine Erleichterung dahin eingeräumt werben, daß ber ſtatutariſch zu 
beftimmenbe Höchftbetrag für Einlagen von Gemeinden höher als für andere Einlagen 
feftgefetgt werden darf, wenn ber Sparkaſſe das Recht der Zurüdmweifung und 
Kündigung folder Einlagen vorbefalten und eine geräumige Künbigungsftift ver- 
einbart wird. Die Ferfehung einer Ratutarifchen Beftimmung, mwodurd einer Ger 
meinde die Hinterlegung von Geldern bei der Sparfafle in unbeichränfter Höhe, 
fowie das Recht zum Zinsbezuge vom Tage ber Hinterlegung bis zum Tage der 
alu eingeräumt wird, ift nicht fir zulaſſig zu eradten. (BMB. 1892 


9. Durch die unter Nr. 5, 6, 7 und 8 erteilten Borfchriften if} zugleich für 
Erreichung des unter Nr. 4b angegebenen Zwedes Vorſehung getroffen und dafür 
gelorgt, daß die allgemeine Bertretungsverbinblihfeit der Kommunen nur in ben 
feltenfien Fällen in Anſpruch zu nehmen fein wird. 
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Um aber auch fonft für die Sicherung ber Häushaltöverhältniffe der Kommunen 
zu forgen, muß der dem Einleger zu gewährende Zins und Zinfeszins fo beftimmt 
werben, daß er nicht nur durch bie Binfen von den Rapitalien der Sparkaſſe volle 
ſtandig gebedt wird, fondern baß andy ein Ueberfhuß bleibt, um die Koften der Ber« 
waltung und den Binsverluft an den zu fofortigen Auszahlungen bereit zu haltenden 
Geldern zu deden und nad) und nach das $ 7 erwähnte Reſervelapital zu bilden, aus 
welchem etwaige Kapital» oder Zinſenverluſte übertragen werben Tönnen. 

10. Nicht minder ift es erforderlich, zu beflimmen, welche Beträge bei dem 
Sparkaffen fofort und melde nad} vorgängiger Kündigung zu erheben find, damit die 
Kommunen nicht durch eine zu große bereit zu baltende Summe in zu bebeutenden 
Zinsverluft gebracht, ebenfo wenig durch zufälligen augenblidlichen Andrang zur 
Suspenfion ber Barzahlungen ober zu Loftfpieligen Operationen wegen Herbeifdaffung 
der nötigen @elbmittel genötigt werden. 

Hierbei wird überall darauf zu fehen fein, daß kleinere Einlagen, welche zur 
Befeitigung augenblidlihen Notftandes erforderlich find, fofort baar zurüdgezahlt 
werben, Dagegen bei größeren Ginlagen, melde ſchon als leine Kapitale gelten 
tönnen, eine nad) Verhältnis der Summe längere ober fürzere Kündigungsfriſt vor - 
behalten bleibe. 

11. Behufs der Erreichung des Zweckes unter 40 if der geringfle Betrag, 
welcher in einer Sparkaſſe angenommen werden fol, fo niebrig, als nad den Ber- 
Häftniffen der Verwaltung irgend möglic) ift, zu beftimmen, damit der ärmften Klaſſe 
die Gelegenheit dargeboten werde, jede auch noch fo geringe Erfparnis fogleich ſicher 
anzulegen und ſich dadurch der Verſuchung zu überheben, fie ohne ein dringendes Ber 
dürfnis zu verwenden. Auch muß dafür geforgt werben, daß bie Berzinfung mit fo 
geringen Beiträgen anfange, als ohne zu große Berwidelung des Rechnungsweſens 
tunlich iR. 

Ueber Annahme Heiner Spareinlagen |. BMB. 1894, ©. 146. 

12. Es ift zwar dem Ermeffen der Gemeinden überlaffen, ob fie nad) den bes 
fonderen Berhältniffen des Orts ein Marimum der einzelnen Einlagen ſowohl als 
des Befamtbetrages, welder von jedem einzelnen Einleger angenommen werben foll, 
beftimmen wollen ober nicht und nur dem Oberpräfidenten das Recht vorbehalten, 
eine Aenderung zu verlangen und nach Befinden felbft feftzufegen, wenn die Er- 
fahrumg zeigt, daß aus ber etwaigen Beflimmung oder dem Mangel derfelben Nach- 
teile für die Inftitute oder für die Kommunen oder auch für den allgemeinen Ber 
tehr hervorgehen; ba inbeffen bie bare Zuruchahlung größerer Summen, auch wenn 
die vorbehaltene Kündigung fattgefunden hätte, unter manden Ronjunfturen den 
Kommunen Nachteil bringen und felbft nicht ausführbar fein dürfte, fo if, wenn 
nicht ſchon bie Einlagen felbft auf ein angemeffenes Marimum beichränft find, in 
jedem Etatute eine gewiſſe Summe zu beftimmen, bis zu welcher bie Zurüdzablung 
der Einlagen und ber davon aufgewachſenen Zinfen in barem Gelbe erfolgen fol. 
Wenn diefer Betrag durch fernere Einlagen oder durch Zinszuwachs überftiegen wird, 
dann foll für Rechnung des Intereffenten ohne weitere Rüdfprade mit demfelben 
ein Öffentliches, pupillarifche Sicherheit gewährendes Papier eingefauft, ſolches nach 
Gattung, Letter und Nummer bei feinem Konto vermerkt und dabei der bafür be» 
zahlte Kurspreis famt etwaigen Auslagen verrechnet werben. Der Einleger wird das 
durch Eigentümer des eingefauften Papiers, daher er den durch etwaiges Gteigen 
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oder Sinken des Kurſes oder durch; Auslofung dieſes Papiers entfichenden "Nachteil 
ober Vorteil zu tragen oder zu genießen bat. An Zinfen werben ihm jedod nur bie 
gewöhnliden Sparlaffenzinfen verrechnet, indem ber Ueberfhuß bem Inſtitute zu 
Gute gebt. Die auf ſolche Weife erworbenen öffentlichen Papiere find bei dem nach 
Nr. 6 zu bildenden befonderen Fonds als Spezialdepofita aufzuberahren. Es iR jedoch, 
wenn nicht die nötigen Papiere in den erforderlichen Appoints zu haben find, der 
Berwaltungsbehörde erlaubt, nach dem wechſelnden Bebürfniffe Austaufchungen von 
Papieren gleicher Art aus ihren Beftänden vorzunehmen. 

Der Vorſchlag wegen der Summe, von welcher biefe Belegung und Ver⸗ 
rechnung anfangen foll, bleibt den Gemeinden überlaffen, jebod if den Oberpräfie 
benten bie Fetfegung vorbehalten, wobei biefelben in gleichem Maße darauf Rüdfiht 
zu nehmen haben, daß weder durch eine zu niedrige Summe ber eigentliche Zweck 
der Sparkaffe, die ärmere Mafe zur Sparſamkeit anzureizen, beeinträchtigt, noch 
auch durch die Gewißheit der Einleger, auch größere Beträge fofort oder nad) furzer 
Kündigung in barem Gelde zurüdzuerhalten, Feine Ausartung der Inſtitute zur Ber 
ouemlichteit der Wohlhabenden behufs augenblidlicher zinsbarer Belegung größerer 
Summen und für die Gemeinde eine zu große Verwidelung herbeigeführt werde. 

Zu Xenderungen oder Ergänzungen der Statuten gemäß $ 12 gegen den 
Willen der Gemeinde bedarf e8 der Zuftimmung bes Provinziafrats. (Zuft.-Gef. 
8 52). Die Feſtſetzung des Marimums einer Sparkaffen-Einlage ift nad) MR. 
21. Mai 1889 (TNMB. ©. 128) aufrecht erhalten, 

13. Den Büchern, welhe die Sparkaffen ausftellen, fol überhaupt das 
Statut, ingleihen eine Tabelle beigedrudt werden, aus welcher zu erjehen ift, weichen 
Ertrag jede Einlage von dem zu verzinfenden Minderbetrage an bis zur Höhe von 
300 Mt. ober infofern ein niebrigeres Magimum befimmt wäre, biß zu biefem, in 
jedem der näcjftfolgenden zehn Jahre unter Zurechnung der Binfen und Binfeszinfen 
gewähren wird. Die weitere Ausdehnung der Tabellen auf größere Summen und 
längere Zeit bleibt ben Kommunen anheimgeftellt. 

Sparkaffenbücher find Rempelfrei. NO. vom 8. März 1847. (BMB. ©. 108) 
Sparkaffenbücher find nicht al3 Urkunden im Sinne des $ 56 Rr. 8 anzufchen. E8 

yenügt die Vollzichung je nach den Beftimmungen des Statut durch ein oder zwei 
itglieder des Spartaffen-Ruratorii. Der $ 18 fpriht vom ben Büdjern zc., welde 
die „Spartaffen“ ausfellen (IMDB. 1893 ©. 246). 

14. Die Sparkafienbüder find unter fortlaufenden Nummern auszuftellen, 
dergeftalt, daß die Bücher der Kaffe Hinfichtlih der Nummern und bes Einlagebetrages 
den den Einlegern ausgehändigten Spartaſſenbüchern felbft entſprechen. In beiden iſt 
der Name des Einlegers einzutragen. 

Da jedod, wenn bei der Zurüdnahme der Einlagen der Inhaber fi wegen 
der Foentität der Perfon und wegen feiner Empfangsberechtigung legitimieren müßte, 
dies befonders in großen Städten und bei Erbfällen ſtets mit Weitläufigkeiten und 
zum Teil mit Koften verbunden fein würde, welche den Betrag vieler Einlagen leicht 
überfteigen könnten, hierdurch aber die Koınmunen, wegen der für fie damit verbundenen 
Berwidelung und Bertretungsverbindlikeit,. von der Errichtung von Sparlaffen umd 
bie Einleger von ber Einlage ihrer nur mit Schwierigkeit und Koflen wieder zu 
erlangenden Exrfparniffe abgefchredt werden würden, fo ſollen die Kommunen berechtigt 
fein, in den zu errihtenden Statuten die Beſtimmung aufzunehmen: 
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mbaß jedem Inhaber des Sparfaffenbuches ber Betrag ohne weitere Legitimation 
werbe ausgezahlt werden und die Kommune nad) Einlöfung besfelben dem Eingahler 
‚ober beffen Erben feine weitere Gewähr leifte, bafern nicht vor ber Auszahlung ein 
Proteft dagegen eingelegt worden fei“. 


Durch eine derartige Beſtimmung in den Statuten erlangen die Sparkaffen- 
bücher nicht die rechtliche Natur von auf den Inhaber lautenden Papieren (OT. 
Entid. 34 ©. 337. tich. 47 ©. 423). Das Spariaſſenbuch haratterigert ſich nur 
als Beweisurkunde (Ausweispapier) über ein dem im Buche genannten Gläubiger 
gegen die Sparkaffen-Berwaltung auf Rüdzahlung eines Darlehns zuftchendes Forde- 
rungsrecht und fält als foldhe nicht in die Kategorie Lörperlicher beroeglicher Sachen. 
Deshalb Tann & 8. zur Volgiehung einer außergerihtli—hen Schentung die bloße 
Mebergabe des Sparkaflenbuches nicht genügen. 8 ift dazu vielmehr noch die Form 
der Zeſſion erforderlich. 

Die Form des Sparkaſſenbuchs muß den Borfchriften des $ 808 BGB. ent- 
ſprechen, um die Vorteile des Ausweispapieres zu erreichen. Wo ber Sinn des 
Statuts nicht unzweifelhaft dahin geht, daB die Kaffe an jeden Inhaber zahlen kann, 
muß biefer Wortlaut gewählt werden. Der $ 808 BGB. verordnet in einer nach 
$ 9 Einf.-Gef. BGB. für die Sandeögefehgebung unantaftbaren Beftimmumg: „Wird 
eine Urkunde, in weicher der Gläubiger benannt it, mit der Beftinmung ausgegeben, 
daß die in der Urkunde verſprochene Leiſtung an jeden Inhaber bewirkt werden fann, 
fo wird ber Schuldner durch die Leiſtung am den Inhaber befreit, Der Inhaber ift 
nicht berechtigt, die Leiftung zu verlangen. Der Schuldner ift nur gegen Nushändigung 
der Urkunde zur Leiftung verpflichtet. Iſt die Urkunde abhanden gekommen oder vers 
nichtet, fo fann fie, wenn nicht ein Anderes beftimmt ift, im Wene de Aufgchots 
verfahrens für fraftlos erflärt werden. Die im $ 802 für die Verjährung gegeberen 
Vorſchriften finden Anwendung.“ - 

15. enthält eingehende Beftimmungen ber das Aufgebot verloren gegangener 
Sporlaffenbüder. — (Für das Aufgebotsverfahren zum Aivede der Amortilation von 
Spartaffenbüdhern beftimmt art. 1 $ 20 Ausf.-Gel. zum Reihs-Gef. v. 17. Mai 1808- 
betr. Aenderung der 3BO. ©. 1899 ©. 285. Bezmwedt das Aufgebotsverfahren die Kraft- 
1ogerflärung einer Ürtunpe der im 8.808 de8 Bürgerlichen Gefebbudhs bezeichneten 
Art, fo fort die Veröffentlihung des Anfgebot3 und der im $ 1017 Abf. 2, 3 und 
in den SS 1019, 1020, 1022 der Bivilprogchorbnung vorgefhriebenen Belannt- 
macdhungen, unbefdjadet ber Borfchriften des $ 1009 ar. 3 und des $ 1017 Abf. 2 

2, ducdh einmalige Einrücung in den Öffentlichen Anzeiger des Amtsblatte. Das 
Gericht kann anordnen, daß die Einrüdung noch in andere Blätter und zu mehreren 
Malen erfolge. Die öffentliche Belanntmachung des Aufgebots erfolgt, außerdem durch 
Andeftung am bie Gerichtötafel. Die Aufgebotsfrift muß mindefiens drei Monate 
betragen. Unterbleibt die Bekanntmachung des Aufgebots im Deuticen Reichsanzeiger. 
fo beginnt die Aufgebotsfrift mit der erften Einrüdung in ben öffentlichen Anzeiger 
des Amtsblatts. Diefe Einrüdung tritt im dem bezeichneten Falle bei Anwendung 
vs $ 1014 ber Zivilprozepordnung an bie Stelle der Einrüdung in den Reichs—- 
anzeiger.. 

wige wedentſprechend iſt bie im 5 150 des Reglements enthaltene Beſtimmung, 
daß nad) Anmeldung des Verluſtes eines Sparkaſſenduches zunächſt eine geile Feift 
abzuwarten ift, bis mit einem Yufgebote vorangegangen werden darf. Aud) darf die 
Sparkaffenvermaltung in ganz unziweifelhaften Fällen des Unterganges des in 
gef sen Sparkaffenbucyes von dem Aufgebot ganz Abftand nchmen ($ 15b 
teglement). 


16. Wenn ein Intereffent fi) von der letzten Präfentation feines Sparkaſſen - 
buchs an binnen dreißig Fahren bei der Kaffe nicht meldet, fo ſoll von diefer Zeit 
am alle weitere Berzinfung des Guthabens aufhören. 

17. Unter Beobachtung der in diefem Reglement aufgeftellten Grundfäge foll 
für jede Sparkaſſe ein vollfländiges Statut errichtet, in foldes aud aus obigen 
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Beftimmungen Dasjenige, was des Zufammenhanges wegen erforberlidh ift, aufge- 
nommen und mit der Beflätigung bes Oberpräfidenten jedem Spartaſſenbuche vor- 
gedrudt werben. 

Sollte wegen befonderer Ortsverhältniffe eine diefem Reglement zuwiderlaufende 
Beſtimmung für notwendig angefehen werden, fo Tann folde nur durch Allerhöchſte 
Genehmigung Gültigkeit erlangen. Die diesfalls erlafjene Ordre if dann ebenfalls 
beizudruden. 

18. Jr jedem Statute iſt auch wegen der Verwaltung der Gparkaffe, wegen 
der dabei zu beſchäftigenden Perfonen, ihrer Anftellung und der von ihnen zu leiften- 
den Rautionen, wegen des Orts, an welchen die Sparkaſſe ſich befindet und megen 
der Tage und Stunden, an weichen die Ein und Zurüdzahlung Rattfindet, bie er- 
forderlihe Beftimmung aufzunehmen. Richt minder ift darin auszubrüden, wie ettoaige 
fpätere Aenderungen des Gtatuts, welche unter Genehmigung des Oberpräfidenten oder 
auch bei veränderten Umftänden und bemerften Mißbräuden auf deffen Anordnungen 
erfolgen tönnen, endlich wie eventuell die Aufhebung ber ganzen Anftalt zur Kenntnis 
der Intereffenten zu bringen fei. 

Wenn in Folge einer ſolchen in Gemäßheit des Statuts öffentlich bekannt 
gemachten Aenderung die Einfeger aufgeforbert worden find, ihre Einlagen nad) Ablauf 
ber Kündigungszeit zurüdzunehmen, falls fie die neu aufgeftellten Bedingungen fich 
nicht gefallen laſſen, fo fol in Rüdficht derjenigen, welche ſich nicht melben, ange» 
nommen werben, daß fie mit ihren Einlagen bei ber Sparlaffe unter den nenen Be- 
bingumgen verbleiben wollen. 

a) Hinfihtlih der Kautionen von Beamten der kommunalen Sparkaffen if 
e8 trotz be8 Gel. v. 7. März 1898 betr. Aufhebung der Rautionspfliht der Gtaats- 
beamten bei ber Beftimmung im $ 18 des Heglements verblieben (BMB. 1898 
©. 122, |. u. $ 56 Nr. 6). 

b) Ueber Statutenänderungen Zuſt.Geſ. 5 52 f. o. ©. 286. 

<) Die Berwaltung der Sparfaffe wird mei unter Aufficht des Magiſtrats 
durch ein befonderes Sparlaffen-Ruratorium geführt. Diefen Ruratorien bezüglich 
den Spartaffenverwaltungen fol nah DOT. Entig. 49 ©. 160 und BMB. 1873 
©. 331 night die Eigenihaft Öffentlicher Behörden, bemgemäß auch den von ihnen 
ausgeftellten Urkunden nicht bie Eigenſchaft öffentlicher Urkunden zuftchen. SFndes 
harakterifieren fich bie Kuratorien ais Berwaltungsbeputationen, als dem Magiftrat 
untergeordnete Behörd:n, deren Mitglieder als öffentliche Beamte betrachtet werden 
(i. 8 59. In dem BMB. 1880 ©. 201 ift deinentfprechenb ausgeführt, daß die Ber« 
maltungen der äbtifchen Sparlaffen al8 öffentliche Behörden zu eradıten feien, Eine 
notarielle Beglaubigung der Unterfchriften der Mitglieber des Vorftandes oder Kuras 
ioriums einer Öffentlichen Sparkaffe in Grundbuchſachen iſt demgemäß nicht nötig 
(Beſchluß des Kammergerichts vom 9. Auguſt 1901, Selbfiverwaltung 1901 &. 711). 

Dur den $ 18 ift den Gemeinden, welche Spartaffen errichten, bie Befugnis 
verliehen, eine autonome Regelung hinfichtlic, der Anftellung der bei der Verwaltung 
ber Spartaffe anzuftellenden Verfonen vorzunehmen. Namentlich kann in den Statuten 
die Art der Anftellung der Sparkaffenbeamten abweichend von $ 56 Nr. 6 StD. derart 
geregelt werben, daß biefe Beamten von der — Berfemuung gemält 
werden (OB®. 21 ©. 33). Die durch Rr. 18 den Gemeinden bezüglich der Anftellung 
der bei den Gparfaffen zu beihäftigenden Perfonen eingeräumte Autonomie hat durch 
KBG. (85 8, 21) feine Abänderung erfahren. Nah KBG. 5 8 Abi. 2 kann durch 
Ortsftatut die Zugehörigkeit der Gparlaffen zu ben Betriebsvermaltungen feftgeicht 
werden (Ausf.-Anm. zum KB®. art. II Nr. 2) und werben beinzufolge die Spar- 
taſſenbeamten durch Privatvertrag angenommen oder als Beamte auf Zeit ober auf 
Kündigung oder Icbenslänglich angeftcht werden Fönnen (f. u. $ 56 Rr. 6 B 6) 
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19. Dafür Zufl.-Gef. $ 58: 

$ 58. Die Aufficht über die Verwaltung der im $ 52 (Zuſt.Geſ. |. o. 
©. 285) bezeichneten Sparkaſſen wird durch die geordneten Rommunal-Auffichts- 
behörben geübt. " 

Wo bezüglich diefer Verwaltung in beſtehenden Gefegen oder in ben Statuten 
eine ousbrüdliche ſtaatliche Genehmigung vorgefchrieben if, erteilt biefelbe der 
Negierufigspräfident, in Berlin ber Oberpräfident. Die Berfagung der Genehmigung 
darf nur unter Zufimmung des Bezirlsausſchuſſes erfolgen. 

MR. 23. März 1901 (8MB. ©. 115) über Mevifionen der Sparkaffen durch 
Berbandsreviforen. 


Der Zirhular-Erlaß des Miniſters (GML. 1882 S. 94) enthält mehrere auf 
das Bermögen ber Cpaxtofen, die Beseimung der Binsüberlfülfe und Deb Refeme: 
— baldige Beimmungen (vergl. au BMB. 1878 ©. 4 und 5, IM®, 1873 


In ben Bermögendbilanzen der Sparkaffen und in ber Berechnung der Höhe 

au Belenelons fi die hursjabenben day zum Lagune am Otufte des 

jahres, jofern biefer aber den Anfaufspreis überſteigt, nur zu lehterem 
einzuſtellen ( 6MB. 1881 ©. 70). vr i u 


20. Ferner Haben die Oberpräfidenten ſich jährlich) Nachweiſungen über den 
Geihäftsbetrieb und bie Refultate der Spartaffen einreichen zu laffen, ſolche in eine, 
die ganze Provinz umfaffende Hauptnachweiſung nad) einem vom Minifter des Innern 
allgemein vorzufchreibenden Schema zufammenftellen zu laſſen und letztere bem ge» 
nannten Minifter vorzulegen. Auch ift jede Sparkaſſenverwaltung verbunden, die an 
den Oberpräfidenten einzureihende Nachweiſung über ihren Betrieb durch das im Orte 
‚ober Kreife erfcheinende Anzeigeblatt, oder wenn ein ſolches nicht erfcheint, durch das 
Amtsblatt öffentlich befannt zu machen. 
21. und 22. enthalten Ucbergangabeftimmungen. 


13. Stadtiſche Strafenbahnen. Die Pferde- oder Straßenbahnen ge- 
hörten früher zu den in den $$ 87 u. 76 Gem.-Ordn. genannten Transportmitteln und 
unterlagen der Regelung durch die Ortöpolizeibehörde. Inzwiſchen iſt das Gef. über 
Kleinbahnen und Privaranfehfußtahnen vom 28. Juli 1892 (GE. ©. 225) ergangen, 
deffen $ 1 Abf. 2 Iantet: „Insbeſondere find Sleinbahnen der Regel nach ſoiche 
Bahnen, welche Hauptfählic den örtlichen Verkehr innerhalb eines Gemeindebezirts 
oder benachbarter Gemeindebezirke vermitteln, fowie Bahnen, welche nicht mit Lofomo- 
tiven betrieben werben.“ Giernadh find aud) Pierbebahnen und efeltrifche Straßen 
bahnen als Kleinbahnen anzufehen und vegelt fich ihre Genehmigung nad) den Be- 
Rimmungen des genannten Geſetzes. Danach ift zuftändig zur Genchmigung die 
Ortspoligeibehörbe nur dann, wenn. der Betrieb ohne Mafchinenkraft gefächen und 
das Unternehmen innerhalb eines Polizeibezirkes bleiben fol is 3 Nr. 2 c des Geſ.). 
Zu beachten if insbefondere der $ 14 des Gef. über Fahrpläne und Fahrpreife, außer- 
dem bie $$ 6 und 7 über die Benugung öffentlicher ee 1. 0.849 ©. 192 (j. nod) die 
Ausf.-Anw. vom 13. Auguft 1898 BMB. ©. 157, ME. 29. November 1900, 
BML. 1901 ©. 12). Ferner IMEB. 1893 ©. 72, 1901 ©. 41. DOBG. 29 6.401. 
31 &. 370, 374. 33 ©. 342. 38 ©. 359, 369, 371. Bergl. Gleim, das Gef. über 
die Mleinbaknen vom 28. Juli 1892, Berlin 1899 ‚Bahten) und Eger (Hannover 
1897/1898). Zerner ift zu beachten das Gef. vom 19. Aug. 1895 betr. das Pfand- 
recht an Privateifenbahnen und Kleinbahnen und bie Srmangevoliftzedung in dieſelben 
(GE. S. 499). (Kommentare ebenfalls von Gleim (Berlin 1896) und Eger (Bannover 

1898). Die Gefamtheit einer Straßenbahn (Bahneinheit) ift als Gegenftand des un» 
bemenlien Vermögens anzufehen und bei Veräußerung einer ftädtifhen Straßenbahn 
die Genehmigung de Bezirtsausicuffes nach $ 50 StO. nötig. 
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14. Waſſerwerke und Wafferleitungen find bald rein gewerbliche Unter 
nchmungen im Ginne bes $ 3 KAG. von den Gemeinden zu dem Zwede errichtet, 
un aus ber Lieferung von Waſſer Ucherihüffe zu Gunften der Heradminderung ber 
bireften Steuern zu erzielen, bald im Öffentlichen, fanitären Sntereffe Hergefellte 
Beranftaltungen im Sinne des $ 4 KAG. und $ 4 StO. Das lestere ift der Fall, 
fobald für die Gemeindeangehörigen ein rehtliher oder tatſächlicher Zwang zur Be» 
nugung befteht (f. 0. 5 4 & a Handelt es fi um ein gewerblihes Unternehinen, 
fo Tann die Cinzichung des Waffergeldes nicht im Wege des Berwaltungszwangd- 
verfahren erfolgen, e8 müßte denn fein, daß ein von der Auffichtsbehörde genehmigter 
Tarif vorliegt (5 90 KAG). IR die Wafferleitung eine im öffentlichen Sntereffe-er« 
richtete und unterhaltene Beranftaltung, fo können bie Gemeinden für die Benugung 
befondere Gebühren gemäß $ 4 KAG. erheben (f. u. $ 56 Nr. 4 n. 5 A.1 Abi. 8 
2. Se). Ueber Waflermeifer-cebühten [. o. B. 6 ©. 269. 

Der Anſchiuß der Häufer am eine vorhandene fäbtifhe Wafferleitung kaun 
nit durch Ortsftatut (f. 5 4 ©. 40, 8 11 ©. 71), wohl aber in fanitäts« ober 
ficherheitspolizeilichen ntereffe durch Wolizei-Berorbnung erziwungen werden (OBG. 
28 ©. 354, 31. ©. 360). Befteht eine folche Pol.-®erordn., fo if die polizeiliche 
Serberung, daß eim beftimmtes bebautes Grundfüd angeſchioffen terde, ohne 

eitereß gerechtfertigt, und es Tann ihr nicht entgegengehalten werben, daß fein 
polizeiliche Nachteil aus dem Nictanfgjluß erwäclt oder daB der Anfdıluß nach · 
teilig if (PBB. 26 ©. 150). Daraus, daß ein folder Anfchluß durch Pol-Weroron. 
angeordnet if, kann ein Entihäbigungs-Anfprud) der Grundftüdsbefiger gegen bie 
Stadtgemeinde nidjt hergeleitet werben (RBE. 15 S. 251). Schlieht die Stadtgemeinde 
wegen — — von Waffergeld einem an die Ranalifation angefcjfoffenen daus⸗ 
befiter Das Waffer ab, fo ift ein Einfchreiten ber Voligeibehörde aus fanitären Gründen 
gegen die Stadtgemeinde nicht ftatthaft. Ein polizeiliches Einſchreiten kann fih nur 
jegen ben Hausbefiger richten, nicht aber kann die Gemeinde zur Geftattung des 

iederanfchluffes vor Zahlung des teftierenden Maffergeldes poligeilih gezwungen 
werden (OBG. 7 ©. 354). 

Städtische Waſſerwerte find, foweit ſich der’ Betrieb auf den Bezirk der unter- 
nehmenben Gemeinde beſchränkt, von ber Gewerbeftener befreit ($ 28 Abſ. 2 KAG. $ 3 
Nr. 4 Gewerbeh.-Gef.). Exfiredt fid) der Betrich über ben Bezirt der Gemeinde 
hinaus, fo tritt die Gteuerpflichtigfeit der Gemeinde nur infoweit ein, als fie durd) 
den Nebenbetrieb in der anderen Gemeinde. erwirbt, und wenn biefer Erwerb unter 
1500 Mt. bleibt, fo ift die Gewneinde troi der Ausdehnung bes Betriebes über ihren 
Bezirt hinaus gewerbeſteuerfrei. 

as Einkommen aus dem Betriebe eines ädtifchen Waſſerwerkes, weldes nicht 

nur an die Einwohner der das Werk betreibenden Gemeinde, fondern auch an ause 
wärtige Gemeinden Waffer gegen Entgelt abgibt, kann von diefen Ichteren Gemeinden bez. 
vom Kreife an igren Kommunale bezw. Kreißfteuern herangezogen werden (GIRB. 1888 
©. 112, OBG. 10 6.61). Dagegen ift ein ſich auf Lieferung von Waſſer im Gemeinde 
bezirte befchräntendes tommunales Waffervert aud) in denjenigen auswärtigen Gemein« 
ben, in denen fid) eine Betrieböftätte (Brunnen) befindet, von der Einfommenfener frei, da. 
bie in $ 3 Nr. 4 de8 Gewerbefteuergef. vom 24. Juni 1891 aufgeführten Gewerbebetriebe 
der Kommunalverbänbe nicht bloß von der fommunalen Geiwerbefteuer, fondern auch 
von der fommunalen Einfommenfteuer befreit find, ſelbſt wenn bei ihnen der Erwerbs - 
—* den öffentlichen Iweg überwiegt (PBB. 26 &. 347). Infoweit Hat bie Ent« 
ſcheidung des OBG. 10 ©: 61 ihre Bedeutung verloren, da das KAG.. in Abf. 2 
des $ 28 betreffs der nad) $3 Nr. 4 des Gewerbeſt. Geſ. fteucrfreien Gewerbebetriebe 
der Kommunalverbände eine unwiderlegliche Präfumtion gegen die Annahme . eines 
Gewerbebetriebe aufgeftcllt hat (PBB. 26 ©. 347). DVS. (17 ©. 49) hat ange 
nommen, daß die Betriebsftätte eines Waſſerwerkes, von welchem fi die Wafler- 
greinmungsanlagen ee ungen, Brunnenftuben und Stollen mit felbfttätigen 
tauvorrihtungen), ſowie das Leitüngsrohr zum Hochrefervoir bin in einem Gemeinde 
bezirte, im Bezirke der Nahbargemeinde dagegen biejes Reſervoir, ſowie das das 
Waffer auf die Berbraudhsflätte ‚verteilende Rohrnet befinden, alS eine einheitliche fich 
über den Bezirk beider Gemeinden erftredende darftelle. Die gedachten Einrichtungen 
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bilden einen integrierenden Veftandteil der das gefamte Waſſerwerk umfaffenden Be- 
triebsftätte, welches Werk als eine einheitliche gewerbliche Antage aufzufaffen ift 
(086. 176.9). OBO. hat ferner bei einem Wafferwert ein Waflerhochreferoir, 
welches den Zwed hat, im Fall einer Betriehsftörung an ber Pumpftation den dort 
angefammelterm Wafjervorrat in das Rohrnetz mittelft natürlichen Gefälles nach der 
Stadt unter Drud abfließen zu Iaffen und den duch bie Pumpftation erzeugten Drud 
auszugleichen, ais eine Betrieböfätte betrachtet. 

Ueber die Berforgung der Stäbte mit Trinfwafier |. PB. 24 ©. 799. Bei 
den Vorbereitungen von Wafferleitungsprojetten lann Seitens der Gemeinden bie 
Königl. Berfuds- und Prüfungsanftalt für Mafferverforgung in Anſpruch genommen 
werben (ME. 26. Febr. 1904. Eelffiverm. 1904 ©. 363], Die Werlogung des 
Bublikums mit gefundem Trinfvaffer gehört nicht zu denjenigen Gegenfländen, deren 
ve der Gemeinde als Trägerin der Polizeilaft obliegt (OBG. 12 ©. 382, 


g 56. Der Magiftrat hat als Gemeindeverwaltungsbehörbe 
folgende Geſchäfte: 

4. die Einkünfte der Stadtgemeinde zu verwalten; die auf dem 
Etat oder befonderen Bejclüffen der Stadtverordneten bes 
ruhenden Einnahmen und Ausgaben anzumeifen und das 
Rechnungs» und Kaffenwefen zu überwachen. on jeder regel- 
mäßigen Kaffenrevifion ift der Stabtverorbneten-Berfanimlung 
Kenntniß zu geben, damit fie ein Mitglied oder mehrere ab- 
orbnen könne, um biefem Gejchäfte beizuwohnen; bei außer— 
orbentlihen Kaflenrevifionen ift der Vorſitzende oder ein von 
demfelben ein- für allemal bezeichnetes Mitglied der Stadt- 
verordneten-Berfammlung zuzuziehen; 

Dazu Zuſt.Geſ. $ 17 Abſ. 4: 

Der Bezirlsausſchuß beihließt an Stelle der Auffichtsbehörde: 

über die Art der gerichtlichen Zwangsvollftvedung wegen Geldforderungen 
gegen Stadtgemeinden ($ 15 zu 4 des Einführungsgefeßes zur deutſchen 
Zivilprozeßorduung vom 30. Januar 1877, ROB. ©. 244). 

Bergl. $ 50 SO. (©. 216). 

1. Die Nr. 4 des 5 56 betrifft die Finanzverwaltung der Stabige- 
meinden. Die Verwaltung der infünfte der Stadt begreift iu fi einerfeits die 
Beihaffung der materielen Mittel zur Erfüllung der Verpflichtungen und zur Ber 
friedigung der Bedilrfniffe der Gemeinde (Gemeindeeinnahmen), andererfeits die Ber- 
wendung des flüffig gemadten Mittel zur Durdführung der Gemeindezwede (Ge- 
meindeausgaben). Wie die Stadtgemeinde alle Kulturinterefien ihrer Mitglieder in 
fi) fhließt und fähig if, ihnen in ihrer Beſchräntung auf den Kreis der Gemeinde 
gerecht zu werden, jo find auch die Gerneindeausgaben überaus vielgefaltig und er- 
fireden fi auf alle Gebiete der Gemeindetätigkeit. Sie zerfallen in ordentlide 
(periodifch piebertehrene) die zur Eriüllung einer dauernden Gemeindenufgabe be- 
fimmmt find und in außerordentliche Ausgaben, die einem nur vorübergehenden 
Bedürfniffe genügen folen. Für die Ausgaben hat die fäbtiice Siranzvermaltung 
die Dedung durch entiprediende Einnahmen zu ſchaffen. Aud die Einnahmen zer- 
fallen in ordentliche und außerordentliche. Crftere beruhen entweber auf einem 
privatrehtlihen Titel und fließen aus der Nutzung des flädtifchen Grundeigentume, 
aus_geiwerblihen Unternehmungen und den verfgjiebenartigften Errverbögeidäften, oder 
es find Öffentlichveghtliche Einnahmen aus der gefeilid geregelten Befteiterung 
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ber Gemeinbemitglieder. Neben diefen Einnahmen nehmen indeß die zwar auf, peinat- 
rechũ chem Boden erwachenen, aber in das Öffentlich vechtliche Gebiet hinübergreifenden 
befonderen Abgaben für Benugung von Gemeindeanftalten und Gemeinde» 
Einrihtungen und Unternehmungen, die den eigentlichen Gemeindefeuern nahe 
verwandten befonderen Beiträge, Gebühren und Eporteln eine nicht unerheblidhe 
Bedeutung in Anſpruch. Die anßerordentlihen Einnahmen ber Stadi find, 
abgefehen von Zuwendungen des Staats ober der höheren Kommunalverbände, immer 
privatrechtlicger Natur, wie Einnahmen aus Schenkungen, Beräußerungen von ftädtiichem 
Grundeigentum und aus Anleihen. Die Ausgaben haben die Neigung zu fleter Er- 
böhung. Das wirtfcaftlihe Gleichgewicht zwiſchen ECinnahmen und Ausgaben ber- 
zuſiellen und zu erhalten, ift die Aufgabe ber ſiäbtiſchen Finanzverwaltung. 

2, Die dem Magiſtrat zuRehende Verwaltung der Einkünfte der Gtadtge- 
meinde if nur inſoweit eine freie, al® er ſich vorher mit ber Stadtv.-Berf. verſtändigt 
bat, ſei es allgemein, fei es für den einzelnen Fall. Bei der Bermaltung ber Ein« 
tünfte iſt der Magiftrat ebenfo wie bei der Verwaltung des Gemeindevermögene 
{f. $ 49 ©. 182) an die Zuftimmung der Stadtv.-Berf. bezw. an die mit ihr ver- 
einbarten fpeziellen und generellen Beichlüffe gebunden. Deshalb hat der Magiftrat, 
wenn er biepomible Gelder aus den Ueberihüffen der Einkünfte ausleihen will, hierzu 
bie Genehmigung der Stabtv.-Berf. einzuholen. In Beziehung auf die Anwveifung 
der Einnafmen und Ausgaben if er freier geftellt. Selbſt der Erlaß ber Kaffen- 
inftruftionen und ſonſtiger näherer Beſtimmungen über des Kaſſenweſen bieibt feinem 
freien Ermefjen vorbehalten, aud in Beziehung auf den Inhalt im Einzelnen. 

3. Die Kädtifhe Kafjenvermaltung wird vom Magiftrat geführt. Diefer 
weißt die Stadtkaſſe an, von wem und wie viel fle vereinnahmen fol, an wen und 
in wmelder Höhe fie Ausgaben zu Teiften hat. für die Rechtmaͤßigkeit der Sinnahmen 
und Ausgaben ift der Magiftrat berantmeitiß, die Beamten der Kaffe befofgen Lediglich 
feine Befehle. Zahlungen aus der Stadtkafle ohne Anweiſung des Magiftrats Im 
unzuläffig und von dem betreffenden Beamten zu verantworten. Doc kann der Ma- 
gifttot das Recht, Zahlungs- und Cinnahme-Anmeifungen zu erteilen und zu boll- 
ziehen, ſowohl an einzelne feiner Mitglieder wie auch an die Berwaltungsdeputationen 
‚oder an andere flädtifhe Organe delegieren. Nur in ihrer Eigenſchaft als Deputations- 
mitglieder Lönnten Gtadtverorbnete in die Lage kommen, über die Berausgabung und 
Bereinnohmung von Geldern Beflimmung zu treffen. Sonft find die Stabto.-Berf. 
und ihre Mitglieder von jeder Tätigkeit, welche die Berausgabung und Vereinnahmung 
von Geldern betrifft, ausgefchloffen. 

4. Dem Magiſtrat fiegt ob, darüber zu wachen, daß ſich die ſtädtiſchen Kaffen 
und das Hebungswefen fortwährend in ber vorgefchriebenen Orbnung befinden. Die 
fpezielle Verwaltung des Kaffen- und Rechnungéweſens ift Sache des Kämmerers. 
Zur Beforgung ber Kaflengeihäjte und der Buhjührung find dem Gemeinde - Cin 
nehmer, je nad) dem Umfange ber Kaffenverwaltung, noch Satfirer, Buchhalter, Kaffen- 
boten und anderes Hilfsperjonal beigegeben. 

Eine allgemeine Verordnung fiber die Einrichtung des ſtädtiſchen Kaflen- und 
Rechnungsweſens ift nicht erloffen. Dem Magiftrat liegt e8 daher ob, desfallfige @e- 
jhäftsordnungen für die gafienverwaltungen aufzuftellen (Beifpiele: DEZ. 1867 
©. 121, 1873 ©, 115), f. Kramer, die Verwaltung der ftäbtifhen Kaffen in PB. 
22 ©. 389 u. 401. Derfelbe: Leitfaden für das Gtate-, Rechnungs-, Kaſſen · und 
Reviſionsweſen der deutſchen Stabtgemeinden. Leipzig 1904 (Leineweber). Kappel» 
mann: Der Einfluß des BGB. auf die Kafjenvermaltung.-der Gemeinden in 8B. 
21 ©. 473, 485, 497. Böhme: Das Depofitenweien der Kämmereilaffen (Carl Hey- 
manns erlag). Springftubbe: Geihäftsanmweifung für Stadtlaffen der mittleren und 
Hleineren Städte (Heymann-Berlin). Das Kaffen- und Rehnungswelen umfaßt die Er- 
hebung, Verausgabung und Verrechnung ber zur Beftreitung ber Gemeindebedüriniffe 
dienenden Gelder. Die Vorſchriften für die Seflarührng jowohl als auch für die Kech⸗ 
nungsfegung liefert der Etat. Die Prüfung, ob die Kaffenführung und die Redinungs- 
fegung mit dem Etat in Uebereinfimmung erfolgt find, ift Gegenftand ber Rechnungsre- 
vifton (5 68). Die Kaffenrevifionen dienen zur Beauffichtigung der Kaflen und zur Aufrecht- 
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erhaltung der Orbnung in der Kaffenverwaltung. Sie ſollen für alle ſtaatlichen und ommu- 
nalen Kafen an jedem Orte immer an demſelben Tage und zu derfelben Stunde ftatt- 
finden. Die Revifion erfolgt auf Grund der Kafjenabichläffe oder Kafjen-Extratte, d. h. 
fummarifchen Nachweiſungen von ben bei der Kafle in einem beftimmten Beitraume ſtati - 
— Einnahmen und Ausgaben und dem vorhandenen Beftande. Sie werden 
auf Grund ber Kaffenbücher nad) Anleitung der Etats im vorgeſchriebener Form ans 
gefertigt. Die Uebereinſtimmung ber Abfchläffe mit den Kaffenbüdern und Belägen 
und die Nichtigkeit des Beſtandes iſt von den revidierenden Beamten bei ben Kaſſen- 
veviflonen unter den Ertralten mach fattgehabter Prüfung zu beicheinigen. 

Zur Vornahme der ordentlichen Kaffenrevifionen, ſowie zur oberen Kontrolle der 
KXaffen überhaupt, ift ein beſonderes Kafjen-Ruratorium (Raffenrevifions-RKommiffen), 
eine in Gemäßheit des $ 59 gebildete Kommilfion, eingefegt. Cine außerordentlihe 
Laſſenreviſion ift übrigens vom Magiſtrat anzuordnen, fofern die Stabtverorbneten. 
Berfammlung eine folge verlangt. Es ift dies ein Fall der Ausübung der Kontrolle 
($ 37).__Abgefehen davon if das Kontrollrecht der Stadtv..Berf. in Bezug auf die, 
Kafjenführung auf die in $ 56 Nr. 4 geordnete Mitwirkung bei den ordentlichen 
oder außerordentlihen Kaffenrevifionen beiräntt. Allein, ohne Dlitwirtung dee Ma- 

iftrate, fan die Stadtv.-Verf. weder insgefamt noch durch einzelne Mitglieder die 
tädtischen Kaffen vevidieren. Unter dem Zeitraum, im weldem jede Kaffe wenigſtens 
einmal unvermutet zu vevidieren if, iſt das Etaisjahr zu verſiehen. (BMB. 1879 
©. 108.) Ueber die Defelte, welche bei der Revifion einer ſtädtiſchen Kaffe aufgededt 
werden |. u. 5 70. 

J 5. Ueber die Einnahmen aus dem ſtädtiſchen Grundvermögen ſ. $ 49, über 
die Gemeindefteuern |. $ 53. Hier bedürfen einer näheren Erörterung die Einfünfte 
aus gewerblichen Unternehmungen der Gemeinden, die Gebühren und Beiträge. 

Die Erhebung von Vergütungen für die Benugung von Einrichtungen und 
Anfalten, welhe die Gemeinden zur Förderung des leiblichen, geiftigen und gefell- 
ſchaftlichen Wohles ihrer Angehörigen in das Leben gerufen haben, gründet fi auf die 
Grtenntnis, daß es nicht gerechtjertigt erſcheint, die zur Herftellung und Unterhaltung 
folder Anftalten erforderlichen KXoften, wie dies häufig geichehen, auf alle Gemeinde- 
angehörigen nad) dem Maßftabe ihrer Leiftungsfähigkeit zu verteilen und durch eigent- 
lie Gemeindeftenern aufzubringen. So mannigialtig ſich auch in jenen Anftalten 
die öffentliche Tätigkeit der Gemeinde geftaltet, fo handelt e8 ſich doch bei ben meiften 
um die Förderung der Wohlfahrt des Einzelnen. Ueberall dehen Borteile uud An- 
nehmlichkeiten in frage, welche den Einzelnen zu Gute tommen follen, ohne daß die» 
felben immer in den Stand geſetzt wären, jeden der gebotenen Borteile in gleichem 
Maße für fih zu mugen. Das verfciedene Daß, in melhem jeder Einzelne nut, 
bietet fich von felb al6 ein natüchicher Maßfab für die Heranziehung der Gemeinde» 
angehörägen zur Dedung derjenigen Ausgaben, welde die Herftellung und die Unter 
Haltung der den Nuten der Einzelnen bezwedenden Gemeindeanftalten erfordern. 
Diefe Geranziehung gefcieht durch Erhebung von befonderen Abgaben (Gebühren), 
deren Entrihtung eine Bedingung für die Zufaffung und die Benugung enthält und 
weiche Jich als ein Entgelt für die burch diefe Benugung den Einzelnen ermachfenden 
Borteite darfteflen. Bor den allgemeinen für bie verihiedenften Cinrichtungen nad) 
derfelben Skala erhobenen Gteuern haben fie den Vorzug, dak eine Abgabe für die 
Entgegennahme einer Feiftung viel Teihter getragen wird, als jene. Während an ſich 
die Gebühren in manchen Gemeinden lediglich das Aequivalent für die den Einzelnen 
zufließenden wirtfhaftlihen Borteile find, find fie in anderen Gemeinden 
derart bemeffen, daß durd) fie nicht mur die fämtfichen Koften der Unterhaltung mit 
Einfluß der Verzinfung und planmäßigen Amortifation des Anlagelapitals gededt, 
fondern auch noch Ueberigüffe für die Stabtlaffe erzielt werden. (Ueber bie Zuläffig- 
teit derartiger wirtfgaftliher Einrichtungen mit Gewinn für die Städte vergl. Ber- 
handfungen des Vereins für Gozialpofitit, Leipzig 1874 ©. 52, 7576, 148—149). 
Im diefem Falle enthalten dann die Gebühren noch eine Art indirefter Steuern. 
Meift wird die Benugung derartiger Gemeindeanftalten dem freien Belieben der 
Sinwehner überlaffen fein. Dod if oft ein Smang für die Benupung gegen bie 
Iutereffenten geboten. Manche gemeindliche Einrichtungen wirken von felbft vorteithaft 
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auch auf ſolche ein, welche fich ausichließen möchten; audere find beim Ausſchluß an- 
derer Interefienten überhaupt gar nicht ausführbar umd endlich werden bei einer 
höheren Entwidelung des flädtifhen Zufammenfebens geriffe Ginrichtungen eine 
öffentliche Protmenbigfeit, ber fi 2m entziehen feinem Imterefienten geftattet fein darf 
(. 8 4 ©. 39, 8 56 Nr. 3 ©. 265). 

An einer allgemeinen geſetzlichen Beſtimmung über bie oͤffentlich⸗rechtliche Be- 
fugnis der Gemeinden zur Erhebung von Gebühren hat es vor Griaß des KAG. 
gefehlt. Das Recht der Stadtgemeinden, im Wege der flatutarifchen Ordnung für die 
Benugung der Gemeindeanftalten eine Abgabe, Gebühr, zu mormieren, ift jedoch nicht 
beftritten gewefen. Grft die GO. ($ 17) hat eine gefeglidhe Beftimmung Bin» 
fihtlich der Gebühren-Erhebung. Cie bereitigt die Landgemeinden ale Entgelt für 
die Benugung der von ihmen zu öffentlichen Sieden bereit gehaltenen Einrichtungen 
und Anftalten und gewährten Leiſtungen eine mit Genehmigung des Rreisausfgufies 
feftzuftellende Abgabe (Gebühr) zu erheben. Das KAG. fpriht nicht nur das Recht 
w Gebührenerhebung den Gemeinden zu, fondern ordnet in gewiſſen Fällen bie 

serpflihtung derfelben zur Gebüßrenerhebung in dem Beftreben an, durch Erhebung 
von Gebühren einer übermäßigen Inanfprudnahme der direkten Steuern, insbejondere 
der Erlatang der Stants-Einkommenftener mit Zufclägen vorzubeugen (f. 0. $ 53 
2.624). 


I. Einnahmen aus gewerblichen Unternehmungen. Nah $ 3 KAG. find bie 
gewerblichen Unternehmungen der Gemeinden grundfablich ſo zu verwalten, daß durch 
die Einnahmen mindeftens die gefamten durch die Unternehmung der Gemeinde er- 
twachfenden Ausgaben, einfchliehfi; der Verzinfung und der Tilgung des Anlage - 
topitafs, aufgebracht werden. Cine Ausnahme ift zuläffig, fofern die Unternehmung 
zugfeich einem öffentlichen Intereffe dient, welches anderenfalls nicht befriebigt wird.“ 


1. Zu den gewerblichen Unternehmungen gehören im Allgemeinen alle privat - 
wirtſchaftlichen Veranſtaltungen der Gemeinde, deren Betrieb als folder auf die Er- 
zielung von Gewinn gerichtet iſt und den Mitgliedern der Gemeinde eine Nötigung 
u ihrer Benugung wicht auferlegt. Ganz allgemein pflegt dies beiſpielsweiſe auf 
Sosanfatten, efetteifche Beleuhtungsanfalten, Straßenbahnen ufm. Anwendung zu 
finden, auf Wafferwerte nur dann, wenn der ünſchiuß an diefelben Lediglich durd) die 
freie Entiehjließung der Mitglieder der Gemeinde bedingt wird. Diefer Begrifi fließt 
nicht aus, daß foldre Unternehmungen auch dem öffentlichen Snterefie dienen, aber 
der Gefihtspunft des Bfjentlihen Intereſſes tritt Hinter der Gemwinnerzielung zurüd 
(1. $ 4 ©. 37, 9 56 Nr. 3 ©. 265). 


2. Der leitende Grundfag für die Verwaltung aller gewerblichen Unter 
nehmungen muß in der Erzielung von Ueberfihäffen, mindefteng aber von Erträgen 
beſtehen welche zur vollen Dedung der zur Verzinfung und Zitgung bes Anlage 
tapitalg hinreihen. Die Gewmeinden find demnad) gezwungen, da Anlagelapital zu 
verzinfen und zu tigen. Die Erzielung von Ueberihüffen darüber hinaus derart, 
daß deren Verwendung für den kommunalen Haushalt den Steuerbebarf verringert, 
iſt lediglich in das freie Ermefjen der Gemeinde geftellt und Tann von ber Auffichts- 
behörde nicht verlangt werden. 

Die Beſtimmung des $ 3 KAG. will die Gemeinden, worauf das Wort 
„grundfäglich“ hindeutet, nicht an Unternehmungen hindern, weiche fid) eventuell nicht 
ventieren, jondern nur an folchen, bei denen von vornherein die Erzielung eines Ge- 
winnes gar nicht beabfihtigt wird, ober eine Unterbifanz von vornherein vorauszufehen 
iR. Der $ 3 [liegt night aus, daß unter befonderen Berhältniffen oder aud) vorüber 
gehend Zufhüfie für gewerbliche Unternehmungen aus der Gemeindekaſſe geleiftet 
werben. Jusbeſondere fönnen die Einnahmen unter den zur Dedung der Ausgaben 
notwendigen Koften bleiben, wenn dies durch die Konfurrenzfähigkeit der Unternehmung 
gegenüber ähnlichen Privatunternehmungen geboten if, wenn 3. B. Konkurrenzver- 
hältniffe die Gemeinden zeitweilig nötigen, die Preife niedriger zu fellen, um nicht 
noch mehr Ausfall zu erleiden. 
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3. Unter bie im Sat 2 des $ 8 bezeichneten Ausnahmen fallen Waſſerwerle, 
Marlthallen uſw. Aber aud bei folden Unternehmungen muß, foweit e8 ſich nicht 
um Befriedigung eines öffentlichen Interefjes hanbelt, die Erzielung von angemefjenen 
Erträgen den leitenden Grundſatz der Verwaltung bilden. Das Entgelt fir die ge- 
hotene Leitung darf nicht zum Vorteile Einzelner hinter dem nach wirtfhaftlichen 
Küdficpten für angemeffen zu erachtenden Preife zurüdbleiben. Außerdem haben Die 
Gemeinden, um größeren Schwankungen im Haushalte vorzubeugen, ſich die Aus- 
Rottung ihrer geiverbliien Unternehmungen mit ausreidenden Betriebemitteln und 
nad dem Bedfirjniffe aud mit den erforderlichen Refervefonds angelegen fein zu 
faffen. Die Reinerträge, welche weder zur Berzinfung und Tilgung des Anlage 
Tapital8, noch für die Iweae der Vetriebe- und Rejervejonde erforderlich find, mäffen 
zur Beitreitung der allgemeinen Ausgaben der Gemeinden verwendet werben. 

4. Die Ausführung des $ 3 Seitens ber Gemeinde ſteht unter der Kontrolle 
der Auffihtsbehörde. Ein dem $ 3 wiberfprechender Beſchluß der Gemeindebehörde 
unterliegt der Beanftandung nad $ 15 Zuft.-Gef. Außerdem fann die Auffichtsbe- 
hörde auf eine ziwedentiprechende Ausführung des $ 3 in allen Fällen einwirken, in 
welden ein mit der Finanzverwaltung der Gemeinde zufammenhängenber veſchluß 
der Gemeindebehörben der Genehmigung bedarf, 3. ®. in den Fällen der 95 8, 18, 
33, 55 KAG, bei Beiclüffen megen Aufnahme von Anleihen ufiw. 

5. Nach 5 90 KAG. unterliegen die nad einem von der Auffichtsbehörde 
feRgeftellten Tarife erhobenen Vergütungen der Beitreibung im Berwaltungszrangs- 
verfahren (f. u. $ 68). 

IL Gebüßren. Diefe werden entweder als Vergütungen für die Venutzung 
der vom den Gemeinden im öffentlichen Intereffe unterhaltenen Beranflaltungen (An 
Tagen, Anfaften und Einrichtungen) — Benugungs-Gebühren, Gebühren im 
engeren Sinne ($ 4 KAG.) oder als Zergütungen für einzelne Yandlungen 
der Gemeindeorgane, für die Inanfprucnahme einer Amtstätigleit derfelben (Ber 
mwaltungsgebühren) erhoben ($ 6 KAG). Hinfihtlih beider Gebühren ver« 
m: 

Gebüßren find im Voraus nad) feten Normen und Gäpen zu beftimmen. 
Eine Berüdfihtigung Unbemittelter iſt nicht ausgefchloffen. 


Die Vorſchrift des $ 7 ſchließt ungleichartige Forderungen und Bemefjungen 
im Einzelfalle aus, betrifft aber nur die Beftimmung fefter Normen und Süße, 
Rebt alfo einer verfchiedenen Abftufung der Gebührenfäge, worauf der zweite Sat des 
$ 7 bimveif, nicht entgegen. Die Sefitehung der Borausiegungen für die Ent- 
richtung von Gebühren, der Gebihrenfäge und der Axt und Weiſe der Erhebung er- 
folgt zwedmäßigerweife durch eine Gebührenordnung, in welder zugleid bie 
geeigneten Beftimmungen wegen Befreiung von den Gebühren oder Ermäßigung 
der Gebührenfäße für unbemittelte Perfonen zu treffen find. Die Gebührenorbnungen 
find in ortsüblicher Weife befaunt zu machen. Die Gebührentarife find in den hierfür 

jeeigneten Fällen durch danernden Anehang zur Kenntnis der Pflichtigen zu bringen 
(ornnozüge ©. 51 Nr. 2). 

Auf das Recht Gebühren zu erheben, Tann die Gemeinde nicht rechtswirlſam 
durch Privatvertrag verzichten (S68G. 32 ©. 53). Vereinbarungen, wie folhe die 
$$ 12, 43 KAG. für indirelte und direlte Steuern kennen, find für den Ball der 
Entrihtung von Gebühren ebenſo ausgefchlofien, wie für den Kal der Entrihtung 
von Beiträgen. Auch jchließt die Befreiung eines Grundftüdes von Gemeindelaften, 
imsbefondere von der Grundfteuer, eine Befreiung diefes Grundfüdes von Gebühren 
und Beiträgen nit in ſich (DVG. 20 ©. 52). 

Der Vorſchrift des 5 7 entſpricht die Beftimmung, wonad die Kanalgebühr 
von dem Nutungswerte der angeſchloſſenen Grunbftüde in einem ſolchen Prozentjage 
erhoben werden Yon. daß durch diefen bie abfihtlid dur den Gemeindeetat feftzu- 
Nellende Ausgabe für die Kanalifation oder aud ein befimmter Bruchteil derfelben 
gededt wird ee. 18 ©. 256). Das Erfordernis der feften Normen if nur dann 
erfüllt, wenn der Pflichtige die Gebührenforderung mittelft einfacher Berechuung felbft 
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nachprufen lann, nicht alfo, wenn die Pflihtigen 3. B wegen Benutung einer Kanal- 
anfage zu den Säten der Gebührenordnung alljährlich nad) Gefihtepunften einge» 
fhägt werden, die dem Ermeſſen der Sinägun 6-Kommiffion freien Spielraum 
iafſen. Unzuläffig iſt aud, die Beimmung der Höhe der Gebühr, wenn auch inner- 
jalb gewiſſer Grenzen, doch ohne Angabe der für die Gebührenbemeffung maßgebenden 

runblage — der Anordnung der Gemeindeverwaltung zu übertragen, 3. B. ie 
ins für jedes Fremdenzimmer in Gaftwirtfchaften 1—2 Mt. Die Ungültigfeit einer 
ſolchen Vorfchrift macht den ganzen Tarif hinfälig (OBG. 36 5. 92, PB. 21 
©. 207, PBB. 22 ©. 47). 

Dem Erfordernis des $ 7 entipricht eine Gebührenorduung auch dann nicht, 
wenn darin zwar grundſätzlich gefagt if, daß ber Maßſtab der Gebühr für bie Be- 
mußung einer befimmten ®Weranflaltung fi mad; den jebesmafigen Unterhaltungs 
und Berwaltungsfoften richte, daneben aber dem Magiftrat die Befugnis zur Aenderung 
des Maßftabes zugeiprochen wird. Gin folde Ermächtigung ift mit der Vorſchrift in 
$ 7 night vereinbar (PRB. 233 &. 610). Mit der Bo Ahr im $ 7 läßt fidh ebenfo- 
wenig eine Befimmung vereinigen, daß bie Höhe der Gebühren „in der Regel“ fo 
bemefjen werben fol daß ufw. Wird jo die Inmehaltung eines Maßſtabes als Regel 
vorgeichrieben, fo liegt darin zugleich die Ermächtigung, aud anders zu verfahren 
und felbft darüber zu beftinmen, ob und melde Ausnahmen von der Regel emacht 
werden follen (OB®. 40 ©. 80). Ungüftig ift eine Gebührenordnung, weiche beftimmt, 
daß Wafferabnehmern, die im Laufe des Jahres mindeftens 1000 cbm entnehmen, 
der cbm abmeichend von dem auf 30 Bi. fengeftellten allgemeinen Sage, nur mit 
20 ®f. berechnet werden folle, weil danad; diejelbe Waflermenge bald mit 30 Pf. bald 
mit @ Ki du bezahlen if, die Gebühren aljo nicht gleih;mäßig fefgefeht find (BB. 


A. Benugungsgebühren, Gebühren im engeren Sinne. Ueber biefe 
verorbnet KAG. $ 4: 

Die Gemeinden lönnen für die Benugung der von ihnen im öffentlichen In- 
terefie unterhaltenen Beranftaltungen (Anlagen, Anftalten und Einrichtungen) befondere 
Bergütigungen (Gebühren) erheben. 

Die Erhebung von Gebühren hat zu erfolgen, wenn die Beranfaltung ein- 
zelnen Gemeindeangehörigen oder einzelnen Klaſſen von ſolchen vorzugsmweife zum 
Vorteile gereicht und fomeit die Ausgfeihung nicht durch Beiträge ($ 9) ober eine 
Mebr- ober Minderbelaftung ($ 20) erfolgt. Die Gebührenfäge find in der Regel 
fo zu bemeffen, daß die Berwaltungs- und Unterhaltungsfoften der Beranftaltung, 
einjließlich der Ausgaben für die Berzinfung und Tilgung des aufgewendeten Kapi- 
tals, gebedt werben. 

Beſteht eine Verpflichtung zur Benugung einer Beranfaltung für ale Ge 
meindeangehörigen ober für einzelne Klaffen berfelben, oder find die Genannten auf 
bie Benugung der Beranflaltung angerviefen, fo if} unter Berüdjihtigung des Öffent« 
lichen Intereffes, welchem die Veranſtaltung dient, und der den Einzelnen gewährten 
befonderen Vorteile eine entfprechende Ermäßigung der Gebührenfäge gefattet; auch 
lann in Fällen diefer Art die Erhebung von Gebühren unterbleiben. 

Auf Unterrihts- und Bilbungsanfalten, auf Kranfenhänfer, Heil- und Pfleger 
anftaften fowie auf vorzugsweife den Bebürfniffen der unbemittelten Bollkoklaſſen 
dienende Beranftaftungen finden vorfiehende Befimmungen (Abſatz 2 und 8) feine 
Anmendung. Jedoch muß für den Beſuch der von den Gemeinden unterhaltenen 
höheren Lehranſtalten und Fachſchulen ein angemefienes Schulgeld erhoben werben. 

Andere Abweichungen von der in Abſatz 2 vorgefchriebenen Bemeſſung der 
Gebühren find nur aus befonderen Gründen geftattet. 
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Ein Zwang zur Erhebung von Chauffee-, Wege-, Pflafter- und Brüdengeldern 
findet nicht flatt. 


1. Begriff der Gebühren. Gebühren find Abgaben, welche von den Ein- 
zelnen ais ein Spezielles Entgelt ber für fie zu öffentlichen Zwegen geleifteten Dienfte 
oder Ausgaben in einer von der Behörde einfeitig feftgeftellten Art und Höhe erhoben 
werden. Ihr Unterſcheidungsmerkmal gegenüber den Steuern liegt allein in ber 
fpesielten Entgeltlichteit und Koftendedung für befonbers beanfpruchte öffentliche 
Leitungen gegenüber der generellen Entgeltlichteit und Koftendedung allgemeiner 
teiftungen des Staats bezw. der Stadt, während ben Gebühren mit den Steuern 
gain am ift, daß fie aus öffentlich rehtlichem Titel gefordert, in Ausübung der 

taatshoheit befohlen werden, daß fie beide Auflagen find. r Charakter der 
Gebühr im Gegenfat Ai Steuer it im Wefentlihen darin zu finden, daß fie ein 
Entgelt für die dur ugung von Gemeinbeanftalten den Privaten erwachſenden 
Borteile und Annehmlicjleiten bildet, fo zivar, daß die Höhe nad) dem Umfange der 
Benutzung bemefjen wird. Der Steuer dagegen fehlt die befonbere Beziehung zu einer 
imdividnellen Leiftung, fie wird ohne Vorl hun von Geiten des Sieuerberechtigten 
für die generellen Leiftungen erhoben, wenn au da, wo biefe vorzugsweiſe einem 
engeren Intereffentreife zu Gute fommen, häufig eine Präzipualbefteuerung flattfindet. 

Die Grenze zwifhen der Gebühr und dem dertragsmäßigen Tarpreife 
(ber Bergätung), welche für die Benupung der im $ 8 bezeichneten Gemeinbdeeinrichtungen 
(S. 302) erhoben wird, wird fpradjfich nicht immer ſcharf innegehalten und ift and) 
tetlich im Einzelnen nur ſchwer zu erkennen. Im der Regel ift die Gegenleiftung 
für Berugung, einer Gemeindeanftalt dann als eine Gebühr anzufehen, wenn fie gemäß 
der von den Behörden fegefegten Norm, und wenn fie zugleich lediglich Fraft diefer 
Feſtſetzung dergeftalt, daß etwaige Mängel des Bertragsichluffes oder der Leiftung von 
der Zahlung nicht befreien, gefordert werden kann. Deun das rechtliche Fundament 
für die Entftchung der Gebührenforderung liegt nicht in einem Bertrage und deſſen 
einfeitiger Erfüllung, fondern in ber auf den Hebeberechtigten übertragenen Macht- 
befugnis des Staats, die ihm unterworfenen Vermögen mit Abgaben zu belaſten, 
mögen diefe wie die Steuern für allgemeine Zwege oder mur aus einem befonderen 
Anlaffe und für befondere Bivede bei der Snanfprucnahtne einer befonderen Tätigkeit, 
einer fpezielfen Anftalt, fälig werden. Daher if auch, die wirtfchaftliche und redtliche 
Quelle des in Form von Gebühren zufließenden Eintommens nicht der gewerbliche 
Betrieb diefer Anfalt, fondern bie flantlich verlichene Hebeberetigung. Demgemäß 
find die von politifhen Gemeinden für Grabftellen und für deren Unterhaltung er 
hobenen Beträge als im öffentlichen Recht berußende Gemeindeabgaben (Gebühren) 
nur barın anzuerfennen, wenn fie auf Grund einer obrigteitlic) feftgeftelten Tare gc- 
fordert werben. Mangelt dieſe Borausfegung, fo fann die von einer politifchen Ger 
meinde für Grabftellen erhobene Vergütung, auch wenn, legtere in einem beröffent- 
lichten Zarife abgeftuft fein follte, rechtlich voch nur al8 eine aus Vertrag entfpringende 
Forderung erfheinen. bi 

Zur Erhebung einer Gebühr, als eines von der Behörde feſtgeſtellten Entgeltes 
für eine ſpezielle Lei ung: berechtigt nicht bie bloße Möglichkeit, jondern die Tat- 
face der Benugung. Cine Waferleitung benugt nur derjenige, ber felbft oder durch 
bie von ihm beauftragten oder erinädhtigten Berfonen — Angehörige — Mieter — 
Waſſer aus derjelben entnimmt, nicht aber der Dritte, der das % entnommene Waffer 
für fid)_ verbraudt, Der tatfächfichen Wafferentnahme mag es redtlic gleich ftehen, 
wenn eine Vorrichtung befteht, durdh welche das Wafler in die der Dispofition des 
Eigentümers oder Mieters eines Grunbftüdes oder einer Wohnung unterliegenben 
Räume geleitet und durch welde fo diefen bie jcderzeitige völlig unfonteollierbare 
BWafferentnahme beliebig freifteht, alfo dann, wen das Grunbftüd bezw. die Wohnung 
durd Rohr oder Ablakhahn an die Wafferleitung angefchloffen ift. Hat nur das 
Grundftüd überhaupt, nicht die einzelne Wohnung einen folhen Anflug, fo kann 
das Beftehen des Retteren mur eine Berpflihtung des Grundftüdsbefigers, nicht aber 
daneben noch eine ſolche des Mieters zur Zablung der Gebühr für die Benugung der 
Bafferfeitung begründen (ORG. 31 ©. 33, PL. 18 ©. 299). (In gleichem Sinne 


20 


SO. $ 56 Nr. 4. Verwaltung ber fädtifhen Einkünfte. 
306 (Benugungsgebüßeen. 54 RA6.) 


it die Zuläffigkeit der Erhebung von Kanalgebühren zu beurteilen (PB. 22 ©. 347). 
Auch der bloße Anfhluß an die —A— jenügt nicht, wenn die Abgabe des 
Waflers unter Kontrolle von automatifchen fermeilern erfolgt (PBB. 21 ©. 113). 
Bei Errichtung von Wafferftändern auf der Straße zum Gebraudje von Jedermann 
Tann nicht von jedem, der die Ständer benuben Lnnte, oder bon Kategorien folder 
Perfonen dafür ein Entgelt in Form einer Gebühr erhoben werden. Die Erhebung 
einer ſolchen müßte auf diejenigen befejränkt werden, melde die Ständer tatjächlich 
benugen und dafür jedesmal zahlen. “ 

Eine Kanalabgabe, welche durch Ortsſtatut eingeführt, ohne jede Beſchränkung 
denjenigen trifft, von Geiten deſſen bie von ihrer Entrihtung abhängig gemachte 
Benugung der ftädtifchen Kanaliſationsanlagen ftattfindet, iſt eine wirkliche hir. Eine 
analabgabe bagegen, welche von allen Grundbefitern erhoben werden foll, aud) wenn 
fie wegen ber tiefen Lage ihrer Grundftüde den Anfchluk an die Kanäle nicht bewirten 
Tönnen, obwohl ihmen aus ber Entfernung des mußmafjers von der Straße Bor- 
teil erwäht, if feine Gebühr, fondern eine wirkliche Gemeindefteuer, hinfihtlic) deren 
bie. Befreiungen von den dinglichen Gemeinbelaften Play greifen, felbft wenn die be- 
freiten Grumdftüde die Spezialleiftung der Benugung der Kanäle durch den Anfchluß 
für fi} genießen. Denn das Moment der Benutzung übt auf die tehung und 
den Umfang der Abgabenpflicht, die beide ſchon durch Die Adjazenz gegeben find, keinen 
maßgebenden Einfluß aus. . 

Der Begriff der Gebühr wird nicht dadurch ausgefchloffen, daß bie Benugung 
der Veranftaltung nid)t vom freien Willen des Benupenden abhängt, fondern auf 
poligeifichern Zwange beruht, ebenfowenig dadurch, daß fie außer den Näctbeteiligten 
auch 3) Gemeinde jelbft dient (DVG. 13 ©. 231; 18 ©. 23; 20 ©. 52; 26 ©. 47 
und 43). 

2. Die Erhebung von Gebühren für die Benutzung gemeinbliher Beranftaltungen 
fetst ſteis voraus, daß diefe zu gemeinnübigen Sweden beftimmt find und in erfter 
inie im öffentlichen Intereffe unterhalten werden. Bon Beranftaltungen, welche 
Tediglid} oder vorwiegend auf bie Förderung privatmirtfhaftliher Intereffen, fei 
es auch der der Gemeinde felbft, im Intereſſe der Gemeindeverwaltung, berechnet find, 
Tonnen Gebühren im Sinne des $ 4 nicht erhoben werden (PBB. 21 &. 104). Bei 
einzelnen Beranfaltungen ift es oft ſchwierig zu enticheiden, ob ber privatwirtſchaft · 
liche oder der gemeinmügige Charakter überwiegt, fo bei Wafferleitungen. Bei diefen, 
wie bei anderen Unternehmungen wird in jeden einzelnen Falle zu prüfen fein, ob 
die Stadt dergleichen Unternehmungen nur auf Grund ihrer privatvechtlihen Hand⸗ 
Tungsfähigfeit, nicht in Folge dffentlichrechtlicher Sahungen betreibt. Der Begriff 
der gewerblichen Unternehmung ift jedenfalls ausgefchloffen, wenn für die Gemeinde» 
angehörigen ein Zwang zur Venugung gegen Zahlung einer Vergütung befteht, ‚ober 
wenn fie auch nur auf die Benutzung des Unternehmens angewiefen find (f. 0.8 4 
©. 38). Dadeanftalten find an fid) gewerbliche Unternehmungen, wenn aud, duch 
Errichtung derſelben fanitäre Bwede verfolgt werben. Markthallen find an ſich aud 
nur privatwirtfchaftliche Unternehmungen, fie verlieren biefen Charakter, ſobald die 
Mäckte auf ben öffentlichen Blägen gefchloffen werben und bie Beteiligten auf die 
Benugung ber Hallen angewieſen find. ($ 56 Nr. 8 S. 271.) 

Der $ 4 bezieht ſich auf Vergütungen für die Benugung ber von der Ge- 
meinbe im öffentlichen Intereffe unterhaltenen SWeranftaltungen. Die Gebühr, ift 
fomit ausgeidhloffen, fobald die Gemeinde ihren Einwohnern die Berugung einer 
Beranftaltung auferlegt, die nit von ihr unterhalten wird (OvG. 29 ©. 58). 
An einer Gemeindeveranftaltung fehlt es, wenn die Räumung der Abortanlagen 
durch felbfändige Unternehmer verrichtet wird und ſich bie Gemeinde nur — 
die legteren und die Grundftüdäbefiger im der Weiſe eingefhoben hat, datz fie die 
Vergütungen als öffentliche Abgaben einzichen umd an die Unternehmer abführen will. 

Die Luftfäule über einer Straße, um deren Benußung es na bei ber Anlegung 
von Baltonen, Erkern uſw. handelt, bildet feine Beranftaltung. Gehört der Fundus 
der Stadt, fo gear ihr zwar aud die Auftfäule. Sie kann dann ihr Privatreht 
hinſichtlich der Luftſäule zur Geltung bringen. Keinesfalls aber kann fie auf Grund 
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des 5 4 für bie Geftattung_ eines Baltons Gebühren fordern (OBG. 28 ©. 74, 
BB. 17 ©. 15, DBG. 35 ©. %6, PBB. 20 ©. 232). 

Ein tommunales Einwohner-Weldeamt kann, infoweit es beftimmt ift, Privat- 
perfonen Auskunft zu erteilen, nicht als „Beranftaltung“ erachtet werben, ſ. u. ©. 312. 
Im öffentlichen Intereffe unterhaltene Beranftaltungen find nur folde, deren Benutzung 
allen Beteiligten licht iR, nicht aber Beranftaltungen, die nur im Intereſſe der Ge⸗ 
meindeverwaltungen eingerichtet find, wenn auch ihre Mitbenugung nach befonderen 
ar dem einen ober anderen Gemeinbeangehdrigen geftattet ift (PB. 21 

3. Hinfitlih der im öffentlichen Intereffe unterhaltenen Veranſtaltungen be» 
fleht für die Gemeinden nicht nur ein Recht, fondern auch eine Pflicht zur Erhebung 
von Gebühren. 

a) Die Erhebung von Gebühren muß erfolgen bei Beranfialtungen, welche 
einzelnen Gemeindeangehdrigen (morunter aud) juriftifche Perfonen zu verftehen) ober 
einzelnen Klaffen von folhen, d. 5. einer Mehrheit von Gemeinbeangehörigen, melde 
durd) einen gemeinfamen Borteil verbunden umd fo zahlreich if, daß ber Einzelne 
als foldjer nicht mehr in Betracht Tommt (3. B. bie an eine Ranalifation angefhloffe- 
nen Hausbefiger) vorzugsweiſe, wenn auch nicht ausſchließlich zum Vorteil gereichen. 
Diefe im Xbf. 2 des $ 4 gegebene Megel in Vetreff der Berpflichtung zur Erhebung 
von Gebühren erleidet jedoch folgende Ausnahmen: 

38) ein Zwang zur Erhebung von Chauffee-, Wege, Pflafter- und Brüden- 
geldern findet nicht ftatt (Abf. 6) Gemäß 5 5 KAG. werden die beftehenden Bor- 
fgriten über die Verleihung des Rechts zur Erhebung von Chauffeegeldern nicht 

rührt. 

bb) der Zwang zur Erhebung iſt ausgefchloffen bezüglich der Unterrichts und 
vidunhenich ——— Hg Ei —RR fowie ae 
weiſe den Bebürfniffen der unbemittelten Volkskiaſfen dienenden Beranftaltungen 

bf. 4); bezüglich Diefer Beranftaltungen ift e8 dem Ermeffen der Gemeinde über» 
affen, ob und in welder Höhe Gebühren für ihre Benugung zu erheben find. Ber- 
gütungen aber müffen erhoben werben, wenn 3. 8. in einer Krankenanftalt für Wohl- 
dabende befondere Zimmer eingerichtet werden. Fiir den Beſuch ber von den Ger 
meinben unterhaltenen höheren Lehranftalten und höheren Fachſchulen (3. B. Bau- 
ewertö-, Zeichen, Hanbels-, Webe-Schulen, nicht aber Fortbildungs-, Näh-, Haus- 
jaltungs- und 1. Schulen) muß ein angemefienes Schulgeld erhoben werben. 
Die Angemeffenheit des Schulgeides ift nicht im Verhältnis zu der Höhe bes 
Schulgeldes an den Staatsfhulen, fondern im Verhältnis zu ben Gejamtfoften der 
Anfalt und der finanziellen Lage der Gemeinde zu_verftehen. Jedenfalls darf nicht 
zu Gunften der Befudher der höheren Schulen die Steuerfraft der Gemeinden in un« 
derpältnismäßiger Beife in Anfprud; genommen werden. Das Erfordernis der Ger 
nehmigung des Schulgeldes durch die Schulauffichtsbehörbe bleibt unberührt. 

cc) die Gebührenerhebung muß gegenüber denjenigen Perfonen unterbleiben, 
bezüglich derer durch Entrichtung von Beiträgen ($ 9) oder durch ſteuerliche Mehr- 
belaftung ($ 20) die volle Kusgteifung der ihnen aus der Veranftaltung erwachien« 
den Borteile fattgefunden Hat (Hbf. 2); Gebühren, Beiträge, Mehrbelaftungen find 
verſchiedene Formen für biefelbe Sache, Gegenleiftungen ber Gemeindeangehdrigen für 
geiftungen ber Gemeinde. Someit bie Gegenleiftung in einer Form erfolgt, Tann fie 

ich, wenn aud in anderer Form, nochmals in Anfpruch genommen werden. Ge- 

3 Ab nicht oder nur infomweit zu erheben, als die Ausgleihung nicht völlig 
erreicht if. 

db) Mit den vorfehend angeführten Einſchränkungen find bie Gebührenfäge in 
der Regel fo zu bemeffen, daß die Verwaltungs» und Unterhaltungstoften der Ber- 
anfaltungen einfdjlichlich der Ausgaben für die Berzinfung und Zigung bes Kapitals 
gededt werben. Cine obere Grenze für die Gebührenfäge ift im Uebrigen im Geſetze 

icht vorgej jrieben. Das Gefet ſteht daher der Bisßerigen Praris_(f. 0. S. 801) 

icht entgegen, welche geftattet, daß der Ertrag ber Gebühren die Selbſtkoſten der 

Gemeinde um ein mäßiges überfeigt unb Ueberfchüffe abwirft. Der Grundfag von 
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Leiftung und Gegenleiftung, welcher den Anſpruch auf Gegenleiſtung begründet, kann 
diefen aber doch nur infoweit begründen, als die Gegenfeiftung in einem angemeffenen 
Berhälmiffe zur Lciftung fteht. Cine höhere Demeflung der Gebühren wirb daher nur 
aus befonderen Gründen für zuläffig erachtet werden Können. 

c) Eine entſprechende Grmäßigung der Gebührenfäge und felbft den Fortfall 
der Erhebung von Gebühren geftattet Ab}. 3 in Fällen, in bemen eine Verpflichtung 
zur Benugung für alle Gemeindeangebörigen oder für einzelne Klaſſen derjelben beſteht 
ober bie Genannten auf die Benugung der Anftalt, fei e8 auch mur tatfädlich, ange» 
wiefen find. Mit dem Ausdruck „angewieſen fein“ ift der im Geſetz vorausgeſehte 
Zatbeftand ſchon dann gegeben, wenn die Benutzung der Gemeindeanftalt ohne Eintritt 


“erheblicher Schäden im gewerblichen oder allgemein wirtfſchaftlichen Leben ber Be- 


völferung oder einzelnen Flaffen derjefben nicht füglich unterfagt werden iann (OB. 
30 S. 9). Diefe Vorſchrift des Geſetzes wird —A Anwendung finden, 
wen e8 fid) um die Feſtſetzung von Gebühren für bie Benugung von Hafen-, Werft- 
und ähnlichen Anlagen handelt, welcher ſich die Gemerbetreibenden in einer Gemeinde, 
ohne auf den Betrieb ihres Gewerbes zu verzichten, füglich nicht entziehen können; 
fie wird dagegen feine Anwendung finden bei ber Fa jegung von Gebühren für die 
Benugung von Speichern, Niederlagen ufto., von Infagen, die wenigftens in der 
Regel weſentlich nur zur Erleichterung und Bequemlichkeit des gewerblichen Verkehrs 
dienen. Soweit die Vorſchrift Plap greift, it die Ermäßigung ober der gänzliche 
ortfall der Gebühren nur geftattet. Ob und in melden Umfange hiervon Ge- 
rauch zu machen, richtet fr nad) der allgemeinen Finanzlage dev Gemeinde, anderer- 
feit nad) dem Maße des öffentlichen Intereffes, dem die Beranftaltung bient umd 
nad) den den Einzelnen durch die Veranftaftung zugewandten Vorteilen. Unter Ab- 
wägung biefer verſchiedenen Gefihtspunfte würden 3. B. bie Sanalifationsgebühren 
von Grundbefigern und Gewwerbetreibenden zu bemeffen fein. 

A) Nach 5 8 bedarf die Feſtſetzung von Gebühren in den Fällen des 5 4 
Abf. 3 und 5 der Genehmigung. Bei den im Abf. 3 bezeichneten Beranftaltungen 
Tann der Vorteil des Einzelnen gegenüber dem öffentlichen Intereffe im foldem Maße 
zurüdtreten, daß es unbillig erſcheinen würde, die Koften der Beranftaltung ober auch 
nur einen Teil derfelben durch Gebühren aufgubeingen. Insbefondere würde e8 1m» 
gerecht fein, den Hausbefigern alle Koften der Sanalifation aufzulegen. Auf der 
andern Seite kaun Die vorgefehene Zulafjung einer Ermäßigung oder des Erlaſſes 
ber Gebühren zu einer Begünftigung Ginzelner auf Koften ber Gefamtheit führen. 
Um die Berkafähti ung biefer Gefihtspunfte zu fern, Hat das Gefet für den Fall 
des bf. 3 das Erfordernis der Genehmigung vorgefchrieben. Die Genehmigung if 
in allen Fällen erforderlich, in welchen eine Verpflichtung oder ein Angemiefenfein 
nad) Abf. 3 beftcht, und nicht nur dann, wenn e8 fi) um eine entſprechende Er- 
mäßigung der nad Abf. 2 als —8 angeordneten Vemeſſung ber Gebůhrenſabe 
Handelt, Nicht minder bedarf e8 der Genehmigung, wenn in anderen, al den von 
Geſetze vorgefehenen Fällen, eine Abweihung von ben im Abf. 2 ‚zum Ausdrud ge» 
brachten Grundfägen über bie Erhebung umd Bemeffung der Gebühren befchloflen 
wird, Ein folder Beſchluß ift nur ftatthaft, wenn befondere Gründe für eine Ab- 
weichung vorliegen ($ 4 Abf. 5). Das Gejey ftellt bie Entideidung über die für 
eine Abmweihung ausreichenden Gründe unterjchiedslos in das Ermeffen der ge» 
nehntigenden Behörde. Ob ſolche befonderen Gründe mit Recht als vorhanden ange- 
nommen find, it der Nadjprüfung des Richters entgegen (986. 30 ©. 9). 

Da nur die Feftiegung der Gebühren der enehinigung bedarf, fo it deren 
ein Gemeindebeſchluß, durch welden eine genehntigte Gebührenordnung wieder aufe 
gehoben wird, nicht bebürftig. 

©) Die Angemeffenheit und Zweckmäßigkeit ber im Uebrigen rite befchfoffenen 
und gegebenenfalls genehmigten Säge der Wenugungsgebühren unterliegt nicht der. 
Prüfung des Verwaltungsrichters, aud nit infofern, als behauptet wird, daß die 
Säge über das durch bie Gebühr zu Dedende weit hinausgehen (OVG. 30 ©. 97, 
BVL. 22 ©. 312). 

Wobl aber unterliegt der Rechtskontrolle des Berwaltungsrichters die Prüfung, 
ob die Borfchriften einer Gebührenordnung mit den gefeglichen Borfchriften in Eine 
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lang ftehen, was nicht der Fall if, wen ber für die Bemeffung der Gebühren an⸗ 
aumendende Maßftab ein abjolut ungceigneter und darum wililürlicher ift (PB: 21 
©. 118, 18 ©. 301). 


Die Bemeffung ber Gebühren wird in vielen Fällen nad einem Maß- 
Rabe erfolgen möüffen, welher nur die Wahrfcheinlichkeit ber Berukung, den 
vorausfigtlihen, micht aber den wirflicden Umfang ber Benuung dar« 
Rellen Tann. 

Beſteht die Leiftung darin, daß die Benugung einer ftädtifchen Anftalt in einem 
Umfange geftattet wird, bie nicht abfolut, fondern durch das Bedürfnis der Benüten- 
den beftimmt ift (3. 8. die Abführung der Abrwäffer durch die Kanäle, die Entnahme 
des für Haushalt oder Gewerbe benötigten Waſſers aus der Leitung), fo ift es viel- 
fach micht oder nur ſchwer möglich, die Höhe der Gebühr ziffermäßig genau nach dem 
Unrfange der Leiftung abzuftufen, wie 3. ®. bei dem Gasverbraud; durd Meffung 
de3 entnommenen Onantums. Deshalb ift es für notwendig oder doch zuläffig er⸗ 
achtet, für die Bemeſſung der Gegenleiftung einen anderen — zu wählen, ber 
für den Umfang der zu entgeltenben Leiftung einen gewiffen bucchichnittlich zutreffen- 
den Anhalt germäärt. Ein folder Maßftab bfeibt rechtmäßig, fo lange er ſich nicht 
als offenbar und abfolut ungeeignet und darum willfürlic darſtellt. So find für die 
Bemeffung der Kanalifationsgebühren die Frontlängen, die Flächengröken oder die 
Rubungswerte der Grundftüde in alter Ucbung und ais den 98 4 und 7 des KAG. 
entfrediens eradhtet. Aus der gleichen Erwägung eriheint für Bemeflung ber 
alerge yühr die Kopfzahl der Hausbewwohner ebenſo wenig ein abfolut ungeeigneter 
Mapftab, tie der Nuyungswert (EB. 21 ©. 19), der am bie Leitung angefchloffenen 
Wohnungen. Durch deffen Anwendung wird die Gebühr noch nicht zu einer ver- 
idjleierten Wohnungs» oder Mietsfteuer. Ein folder für ben wahrideinlihen dutch 
{chnittlichen Bedarf brauchbarer Dafftab bleibt aber nur fo lange geeignet, als die 
Gebühr nad) dem wahrſcheinlichen und nicht nach dem tatfählichen Gebrauche ber 
mefien wird. Cine völlige Aenderung tritt ein, wenn der Nutzungswert da maßgebend 
fein fol, wo der mad) jenem ermittelte wahriche iniche Bedarf den tatfähli—en Ber- 
braud; überfteigt, aber da nicht mehr, wo diefer über jenen hinausgeht. Das geſchieht 
3. B. dadurch, daß die ſtädtiſche Leiftung, für welche 2 Prozent des Nutzungswertes 
erfordert wird, auf 25 Liter pro Tag umd Kopf der Benölterung beichräntt iſt. Ein 
foldher durch Kombination von Nugungswert und Kopfgahl gevildeter Mafftab ift als 
ein für die Bemeffung der Gebühr abfolut ungeeigneter zu bezeichnen (OBG. 31 ©. 61). 


Die Feſtſetzung eines nach dem Nutzungswert des Gebäudes fteigenden, nad) 
dem wahrfgeinlicen Gebrauche bemeffenen Mindefpreife für Waifer, opne Rüdficht 
05 da8 zu liefernde Ouantum auch wirklich, verbraud)t wird, ift wicht unzuläffig. 
BVenn die örtliche Gebührenordinung zum Dafftabe der Heranziehung zu den Kanalir 
Tationsgebühren den Nugumgswert der Grundftüde gemacht hat, jo können Gebäude, 
wie 5 8. Kirchen, welde feinen Nubungsrert haben, nur in dem Falle zu den 
Kanalgebühren herangezogen werben, daß die Gebührenordnung die für die Ermittelung 
des Nutungswertes vom für die Veranlagung erforderlichen Grundfäge aufftellt. 
(BBB. 20 ©. 492.) Den gefeglihen Borihriften und befonders dem $ 7 Abi. 1 
entfpricht aud) eine Gebührenordnung, nad) weldjer die Kanalgebübr von dem Nukungs« 
werte der angefchlofjenen Grundftüde in einem folchen Prozentfage erhoben werden 
foll, daß vurd diefen die Hälfte der alljäprlich durch den ftädtifchen Etat fefzuftellen- 
den Ausgabe für die Ranalifation gededt wird (PIB. 18 ©. 256). 


Das KAG. hat es den Gemeinden überlaffen, ob fie für die Benukung 
einer zugleid) öffentlichen Sntereffen dienenden Veranftaltung nad) $ 3 eine Vergütung 
ober nad) 8 4 eine Gebühr beanfprudjen wollen und auch ausbrüdtic, weder geftattet 
noch verboten, baß bei derjelben Veranftaltung beide verlangt werden. Daher mag 
& zuläffig fein, daß für die völlig gleidhartige Benutung in gewiffen Stadtteilen 
(4. 8. in Bororten, wo da Bebürfnis nicht anderweit befriedigt werden fann) eine 
Fergüirung und in anderen eine Gebühr, oder aber daß im ganzen Stabtbezirke für 
die eine Art der Benugung (3. B. Waflerentnahme für den Hausbebarf) die eine Form 
der Gegenleiftung und für die andere Art der Benubung (3. 8. Entnahme von Waffer 


SO. 5 56 Nr. 4. Berwaltung der ftäbtif: Einkünfte. 
310 s (Berwittungsgebäßren. ; 6 su) m 


u Gewerbebetrieben) die andert Rechtsform derſelben erfordert wird. Für eben den- 
—X Aft der Eimelbenubung kann aber night, je nachdem er einen größeren ober 
geringeren Umfang erreicht, zuerft nur bie Gebühr und dann Gebühr und Vergütung 
neben einander gefordert werden. Will die Gemeinde bei derfelben Art der Benutzung 
je nad) dem Umfange der Benutzung (nad) dem Duantum) ber Leitung das Acqui- 
valent verfhieben hoch abftufen, fo mag fie für die verihiedenen Stufen verfdjiedene 
Gebührenfäge beftimmen, fie darf aber nicht für ben geringeren Bedarf bloß eine Ger 
bübr und für den größeren Umfang beides, Gebühr und Vergütung, zufammen erfordern. 
Das Gefamtäquivalent wird hierdurch von der bertragsmäßigen Bereinbarung, von 
der Privattviltär abhängig gemacht und das verYiößt gegen $ 7, wonad; das Entgelt nach 
feften Normen und Säten beftimmt werben muß. Es ift auch unzuläffig, die Kanal- 
jebühren nach der Wertserhöhung zu bemeffen, welche die ängeſchloffenen Grund- 
Rüde durch die Anfegung des Kanals erhalten haben. 

Gemeinden können nicht autonome Beftimmungen treffen, durch welde bie 
Beweiserhebung über den die Grundlage ihrer Abgabenforberung bildenden Zatbeftand 
lediglich in die Hand der Gemeinbebegörde gelegt wird. Darum ift ungültig eine 
Beftimmung des Inhalts, daß die Unrichtigkeit der für die Höhe einer Gebühr maß- 
gebenden Angabe eines Waffermeffers nur dur eine einfeitig vom der Gemeinde 
a heune hmende Prüfung des Inſtrumentes nachgewieſen werden kann (PBB. 


Forilaufende Tanalgebühren Lönnen auf Grund einer Gebügrenordnung erhoben 

werben, aud wenn vor Erlaß der Ordnung für den Anſchluß eines Grundftüdes 

eine einmalige Gebühr entrichtet und hierbei ein Verzicht auf Erhebung weiterer 

Senken audgeſprochen worden if, da biefer Verzicht feine Gültigkeit Hat (BEL. 22 
. 812). 


3. Soweit nad) ben Beftimmungen unter Abf. 14 des 8 4 eine Ber- 
pfligtung zur Erhebung von Gebühren nicht befteht, Yönnen die Gemeinden über 
die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der von ihnen im öffentlichen Inter- 
effe_ unterhaltenen Berantaltungen, fowie über die Bemeffung der Gebührenfäge 
felbfändig befinden. Diefes Hecht erleidet jedoch entſprechende Einfhränfungen 
durch die aud) ferner in Kraft bleibenden Borfchriften: 

8) über die Verleihung des Rechts auf Erhebung von Verkehrsabgaben, 
(Shauffee-, Wege-, Pflafter-, Brüden-, Fähr-, Hafen, Schleufen- unb dgl. Gelder), 
fowie über die Feſtſtellung der Tarife für folhe (j. $ 5 KAG.), 

b) über das Erfordernis ber Genehmigung des Schufgeldes durch bie Auffichtse 
Behörde (f. 8 8 Ab. 2 NAG)), 

c) über die Erhebung von Markıftandsgeld zug dem Geſ. v. 26. April 1872 
(65. ©. 513), ſ. $ 11 Abſ. 1 KAG., |. 0.856 ©. 43, 

A) über die Errichtung öffentlicher Schlahthäufer nach dem Gef. v. 18. März 
1868 (65. ©. Fi und 9. März 1881 (66. ©. 278) ſ. 5 11 Abſ. 2 u. 3, ſ. o. 
5 56 Nr. 3 ©. 279. 

Someit nicht ambermeitige dringliche Aüdfihten entgegenftchen, iſt behufs 
Prrabmirberung des Steuerbedarfs von der Ermächtigung der Gemeinden zur Er⸗ 
Bötıma diefer Gebühren umfaffender Gebrauch zu maden (Grundzüge ©. 52 Nr. 3 

. 58). 


B. Die Berwaltungsgebühren. KAG. beſtimmt: 

$ 6. Die Gemeinden, Amtsbezirke, Aemter und Sandbürgermeiftereien find be- 
rechtigt, für bie Genehmigung und Beauffihtigung von Neubauten, Umbauten und 
anderen baulichen Herftellungen, ſowie für bie orbnungs- und feuerpofizeilie Ber 
auffihtigung von Meflen und Märkten, von Mufifanfführungen, Schauftellungen, 
theatralifchen Borftellungen und fonftigen Lufbarfeiten Gebühren zu erheben. Die 
Erhebung von Luftbarkeitsfteuern ſchließt die Erhebung von Gebühren für die Be- 
auffichtigung ber Luftbarkeit aus. 
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Im Uebrigen bewendet es hinfichtlich der Befugnis ber Gemeinden, für einzelne 
Handlungen ihrer Organe Gebühren (Berwaltungsgebühren) zu erheben, bei ben bes 
Rehenden Beftimmungen. 

Die Gebühren müffen fo beineffen werben, daß deren Auflommen bie Koften 
des bezüglichen Berwaltungszweiges nicht überfleigt. 


1. Abſ. 1 gewährt für die hier bezeichneten Fälle den Gemeinden die Be— 
fugnis, Berwaltungsgebühren zu erheben, infoweit ihnen eine ſolche Be- 
fugnis nicht zugeftanden Kat. Allerdings Tann von diefer Befugnis nur bann Ger 
brauch gemadjt teren, wenn guch der betreffende Bermaltungszwveig in ben Händen 
der Gemeinde ſelbſt, nicht in denen einer Königl. Behörde, wie das in Gemeinden 
mit Rönigl. Polizeivermaltung ber Fall if, fich befindet. 


Die Erhebung baupoligeiliher Gebühren in denjenigen Gemeinden, ip denen 
bie Saupofige durch Staatsbeamte verwaltet wird, ift Durch Allerhöhften Erik vom 
30. Dezbr. 1895 (GES. 1896 ©. 8, VMB. 1896 ©. 68 und 162) angeordnet. 

Abſ. 1 bezieht ſich an erſter Stelle auf die baupolizeiliche Auffichtsführu 
welde nicht felten bie Anftellung eigener Beamten, bie ae une 
Burreaus, die Aufmendung von Koften für Sachverftändige, Gutadhten uw. notwendig 
macht und ben Gemeinden bierdurd erhebliche Koften weientlih im Intereſſe ber 
einzelnen Bauheren verurſacht. Aud die Handhabung ber Ordnungs · und euer 
polizei bei 2uftbarfeiten aller Art klann bedeutende Koftenaufrenbungen zur Folge 
haben. Die Erhebung befonderer Gebühren für die Beauffihtigung ber Luftbarteiten 
iR nicht auf Sfenttie beichräntt, Yuch bei privaten Fußbarkeiten, 3. ®. Schüben« 
feſten mit allerlei Buben und großem Berfehr kann eine Kontrolle aus ordnungs- 
und feuerpoligeilichen Gründen durchaus notwendig fein. Uebrigens fol die Beauf- 
fihtigung nur dann flatefinden Fnnen, wenn die aus polizeilichen Gründen zu 
fordern ıft. Im Betreff der Erhebung der im Abſ. 1 bezeichneten Gebühren ift ber 
Rechtsweg unzuläffig (PBL. 19 ©. 31). 


2. Hinfihtlih der Befugnis der Gemeinden, Gebühren und Sporteln für 
einzelne Handlungen ihrer Organe zu erheben, verbleibt e8 bei den beftchenden 
Ordnungen. Diefe beruhen entweder auf einer allgemeinen gefetlichen Vorſchrift oder 
auf dem Herfommen bezw. einem fpeziellen Rechtstitel. Nach $ 102 der Berf.-Urk. 
folen derartige Gebühren nur auf Grund eine Gefeges erhoben werden dürfen. Zu 
den auf einer allgemeinen gefeglihen Beftimmung: beruhenden Gebühren gehören 
die auf Grund des Nreihegeleges über die Beurkundung des Perfonenftandes und ber 
Eheiäjliegung vom 6. Febr. 1875 (RB. ©. 23) zur Erhebung gelangenden, die Ger 
bübren in Eijamtsangelegenheiten (Gef. vom 26. November 1869, &S. ©. 1165), 
die Gebühren für Wolftredung der adminiftrativen Crefution (jet Berordn. vom 
2. September 1899, GS. S. 264), die Pakausfertigungsgebühren ($ 8 Gef. vom 
12. Oftober 1867, BG. ©. 33 und VMB. 1868 ©. 4), die Gefangenen-Transport- 
ebühren ($ 12 General-Eransport-Znftr. vom 16. September 1816), die Gebühren 
fir Ausfertigung der Dupfifate von Beideinigungen in Militär-Erfag-Angelegen- 
heiten ($ 108 der beutfchen Wehrorbn. vom 22. November 1888), in den Gtadt- 
teeifen die ZJagdfcheingelder (8 14 SJagdpolizei-@efeg vom 7. März 1850, 66. 
©. 165), forwie "dic Gebühren für Ansftellung von Impfatteſten ($ 2 Gefeg vom 
12. April 1875, GS. ©. 191), die Gebühren der Stabtausfhüffe und Magiftrate in 
Berwaltungsftreitfachen. . 

Für die auf Herfommen oder einem fpeziellen Rechtstitel beruhenden 
Gebühren und Eportein ift nad) $ 17 der Eportel-Tarorbnung vom 25. April 1825 
(6. ©. 129) zunäk_die gef hriebene oder ungefchriebene Berfaffung maßgebend, 
wie fie zur Zeit der Emanation jener Sportelordnung beftanden hat. Was ben 
formellen Nachweis des der Sportelordnung zu Grunde liegenden Reditstitels an- 
tangt, fo tonmen bierfür die in früheren Erlaffen, insbefondere von 9. März 1980 
(. Kamp, Ann. Bd. 14 ©. 113) und vom 2. November 1836 (Ann. Bd. 20 
©. 949) geltend gemachten Grundſäbe aud jet mod zur Anwendung, wonach die 
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gefegfiche Vermutung für bie gänzliche Sportelfreiheit ſpricht, der Rechtstitel für bie 
ausgeübte Befugnis, mag derjelbe ſich auf geichriebenes Recht, befondere Privilegien, 
Berleiungen, Eporteltagen ufw. oder auf Fertommen ftügen, befonder8 zu beweifen 
if. Für die behauptete Obferanz müffen alle rehtlic;en Erfordemniffe einer foldhen 
fon zur Zeit der Verkündung der Cporteltarorbmung vom 25. April 1825 vor- 
handen geweſen jein, da nad) diefem Zeitpunkte fi neben dem gefchriebenen Rechte 
eine befondere Obfervanz nicht mehr bilden durfte. Materie! unterliegt das Recht 
zum &portulieren, ſoweit die Gefege nicht befondere Ausnahmen machen, der Be- 
ichräntung, daß in ſolchen Angelegenheiten, melde lediglich das öffentliche Wohl, das 
Intereſſe der Gefamtheit zum Gegenftande haben, feine Gebühren erhoben werden 
dürfen, fondern nur in folden Verwaltungöſachen, bei denen ein Privat-Intereffe 
ausſchließlich oder konkurrierend obmaltet. Im Ganzen genommen werben als unter 
den $ 17 der Sporteltarordunng vom 25. April 1825 fallend zu bezeichnen fein: 
1. die Ein- und Ausicreibegebühren für Poligeigefaugene, 2. die Gebühren für Er: 
teilung von Atteften in reinen PBrivat-Angelegenheiten, wie Führungs-Attefte (micht 
aber An und Abzugs-Attefte, BNMB. 1807 ©. 309), Marltpreis- und Holzwert- 
Attefte, Holg« und Wildurfprungs-Artefte, Beſche inigungen über Vefigverhältmife zum 
Privatgebrauch, Beglaubigung von Privatbefheinigungen, von Privaturkunden ufm., 
3. die Gebühren für Publifationen im Privatintereife, 4. die Kopialien für die ad 2 
erwähnten Attefte und Belheinigungen, forwie für alle Lediglich im Brivatintereffe 
verlangten Abfdjriften, ferner die Giegefgebühren für Ausfertigungen in den ad 2 
bezeichneten Angelegenheiten, 5. die Botengelder in reinen Privat-Angelegenheiten, 
6. Gebühren fr Ausftelung von Zivilftande-Atteften für Juden aus der Zeit vor 
Inkrafttreten des Gef. 23. Juli 1847. 

Einem bei der Beratung des MAG. geftellten Antrage, die Befugnis ber Ge- 
meinden zur Gebührenerhebung auszudchnen auf die Ausftellung von Zeugniffen, 
Verheinigungen, Beglaubigungen und auf die Erteilung von Ausfünften in reinen 
Privatangelegenheiten, wurde Seitens der Staatsregierung widerfproden. Die Frage 
der Erhebung von Eporteln fei eine fo Tomplizierte, daß ihre tung nsbelondere bei 
den häufig fonkurrierenden und oft tollidierenden Jntereffen des Staates, der Ger 
meinden und Privaten große Schwierigteiten herbeiführe. Qubem fänden der Er- 
hebung von Sporteln aud) vom Standpunkte der Gemeinden in manden Fällen Be- 
denten entgegen, da die Kontrolle eine außerordentlich ſchwierige fei, beilpielsweife 
tönnten die Beamten bei mündlicher Auskunftserteilung unfontrollierbar von der Er- 
bebung von Gebühren Abftand nehmen und fo die Beftimmungen der etwa beftchenden 
Gebührenordnungen umgehen. Hiernad, fönnen Gebühren für jolche Berwaltungsatte 
in einer Gemeinde nicht neu eingeführt, fondern nur forterhoben werden, wenn fie 
vor Erlaß der Sporteltarordnung beftanden Haben, bezw. berfömmlich waren. Dies 
gilt namentlih von den Gebühren für Ausfunftserteilung der ſtädtiſchen Einmohner- 
Meldeämter (TMB. 1898 ©. 8). Doc) darf die Austumftserteilung durd, kommunale 
Yolizeiverwaltungen von der vorherigen Ginzahlung eines bie baren Auslagen 
dedenden Betrages obne Gebührendarakter, als welcher auch ein. angemefiener 
Vauſchalſat feftgefegt werden fann, abhängig gemacht werden. (MR. v. 26. Sepibr. 
1902, |. Nöl- Freund, das KAG. 5. Aufl. ©. 22 n. 9). Unzuläffig find auch Ges 
bügren für die polizeiliche Nevifion der Bierdrud-Vorrihtungen durd) die Gemeinde 
(BMB. 1898 S. 121) f. jedoch $ 62 zu $ 3 des Gef. vom 11. März 1850. 

3. Ein Zwang zur Erhebung von Berwaltungsgebühren befteht nicht. Nach 
Abf. 3.8 6 müllen fie fo bemeffen werden, daß unter normalen Berbältniffen und 
planmäßig die Koften des betreffenden Berwaltungsziweiges nicht überfliegen werden 
dürfen. Der 8 6 ficht zwar davon ab, die Berwaltung als folde zu einer Einnahme 
queile zu machen, welche Ueberihüfie abwirft, enthebt jedod andernfalls aud die Ger 
meinden der Nottendigkeit, bezüglich jeder einzelnen Berwaltungsgebühr eine auf die 
Koften des betreffenden Bermaltumgsaktes zugeichnittene Berehmung aufzuficlien. Bo 
derielbe Berwaltungsziweig gebührenpflichtige und gebühvenfreie Gefchäite umfaßt, find 
behnis Bemeſſung der Gebührenfäge die Koften der Verwaltung auf beide Arten von 
Geicätten im Ganzen zu verteilen. Für die Höhe der Berwaltungsgebühren ift alfo 
im Abi. 3 eine obere Grenze gezogen im Gegenfag zu $ 4. SJufolgedefen werden 
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die Gemeinden im finanziellen Intereſſe beffer tum, Luſtbarkeitsſteuern einzuführen, als 
Gebühren für Ueberwajung von Fuftbarkeiten zu erheben. sind 

Die Feſtſtellung der Gebührenfäge bedarf der Genehmigung ($ 8 KAG.) 
Tropdem unterliegt die Gefeymäßigkeit der Gebührenorbnung der Prüfung des Ber- 
waltungsrichters nady ber Richtung, ob die Beſchränkung des Abi. 3 bei der Be— 
meffung der Gebührenfäte beachtet if. Doc wird die Gebührenordnung nod feine 
geiegwibrige, wenn die Gemeinde in der Cchägung der durd) bie Gebühren zur 
dedenden Koften des bezüglichen SBermaltungsziveiges nur tatfägjlid geiret Haben 
follte. (PB. 22 ©. 106.) 

Was insbeſondere die Bemeſſung der banpolizeilihen Gebühren betrifft, 
fo fol die Ermittelung der Einheitsfäge in der Weite erfolgen, daß die durdhichnitt- 
lichen jährlichen Koften der Baupolizeiverwaltung durch die Zahl der im Zahres- 
durchſchuitt vorlommenden Einheiten (cbm bes umbauten Raumes, qm’ber bebauten 
Fläche, Betrag der Baufoften) geteilt werden. Auf diefe Weile find die Gebührenfäge 
für die Städte mit ftaatlidher aupoligeinermaltung geregelt worden. (Allerh. Erlaß 
vom 30. Dezember 1895, GE. 1896 ©. 8, MB. 18% ©. 162, PL. 18 ©. 7, 
SIG. 35 ©. 103.) Darnad) betragen die Gebüßrenjäge bei anapigebäunen etwa 
ZMt., bei Gebäuden von untergeordneter Bedeutung ehva 1 Dit. für je 100 cbm 
Rauminhalt. 

Die Beſtimmung eines Regulativs, wonach die Gebühren von der Banpolizei- 
germeltung (anftatt vom Dagiftrat) feftgejegt werden follen, ift ungefeglich (PBB 23 
©. . 

Die Baupolizeigebühr ift nicht zu erheben, wenn der Bau entweder nicht oder 
doch nur unter folhen Bedingungen genehmigt ift, deren Erfüllung der Bauunter- 
dehmer ablehnt (OLG. 32 ©. Y, PE2. 19 &. 19, 176, 20 ©. 378). Zuläffig if 
die Erhebung einer Gebühr für Erwirfung bes Baudispenſes neben der Gebühr für 
den Bautonjens (PSP. 22 ©. 71). Ueber dem rechtlichen Charakter der Baupolizei- 
Gebühr 1. OBG. 31 ©. 94, Unzuläffigleit des Hechtöweges in Betreff ihrer Er- 
bebung PBB. 19 ©. 31. 

II. Beiträge. Der Begriff der „Beiträge" hat bisher in der preußiſchen 
Geſetzgebung nur im $ 15 des Gefeges vom 2. Juli 1875 Anwendung gefunden. 
Die Theorie hat die Beiträge unter den Begriff der Gebühren zu rubrigieren gefucht, 
darunter diejenigen Gebühren verftchend, durd) weldre die Einzelnen ſich an, dem 
Koftenauftvande beteiligen, der dur die Einrichtung und Unterhaltung öffentlichen, 
dem in ber Nähe befindlichen Grundbefis Vorteil bringenden Anlagen ermäct. 
Diefer Begriffsbeftimmung hat ſich im Allgemeinen KAG. angefchloffen, doch ftellt es 
derartige Beiträge nicht unter die Gebühren, fondern meben fie. Cs befiimmt: 


$ 9. Die Gemeinden können behufs Dedung der Koften für Herftellung und 
Unterhaltung von Beranftaltungen, weiche durch das öffentliche Intereſſe erfordert 
werben, von denjenigen Grundeigentümern und Getwerbetreibenden, denen hierdurch 
befondere, wirtſchaftliche Vorteile erwachſen, Beiträge zu den Koften ber Ber- 
anfaltungen erheben. Die Beiträge find nad) den Vorteilen zu bemeffen. 

" Beiträge müffen in der Regel erhoben werden, wenn anderenfalls die Koften, 
einſchließlich der Ausgaben für die Berzinfung und Tilgung bes aufgewendeten 
Kapitals, durch Steuern aufzubringen fein würden. 

Der Plan der Beranftaltung ift nebft einen Nachweiſe der Koften offen zu 
legen. Der Beſchluß der Gemeinde wegen Erhebung von Beiträgen ift unter ber 
Angabe, mo und während welder Zeit Plan nebft Koſten-Nachweis zur Einficht offen 
liegen, im ortsüblicher Weife mit dem Bemerfen befannt zu machen, daß Ein» 
wendungen gegen ben Beſchluß binnen einer befimmt zu bezeichnenden Frift von 
mindefens 4 Wochen bei dem Gemeindevorftande anzubringen feien. Handeit es ſich 
um eine Beranftaltung, welde nur einzelne Grundeigentümer oder Gewerbetreibende 
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betrifft, fo genügt an Stelle der Belanntmadjung eine Mitteilung an bie Beteiligten. 
Der Beſchluß bedarf ber Genehmigung. 

Zu diefem Behufe Hat der Gemeinde-Borfand ben Beſchluß nebſt dem dazu 
gehörigen Vorverhandlungen und der Anzeige, ob und welde Einwendungen inner 
halb der geflellten Frift erhoben find, ber zuftänbigen Behörde einzureichen. 

Der Beſchluß der zufländigen Behörde if in gleicher Weife zur Kenntnis 
der Beteiligten zu bringen, wie der Beſchluß der Gemeinde befannt gemacht 
worden ifl. 

Segen ben Beſchluß der zuflänbigen Behörde ſteht den Beteiligten bie Ber 
ſchwerde offen. 


1. Es handelt ſich bei den Beiträgen um Zuſchuſſe zw ben often dee Her 
ſtellung und Unterhaltung oder aud; nur der Herftellung folder größeren Gemeinde» 
anlagen, welche zivar von bem öffentlichen mterefie erfordert, jedoch, gleichzeitig für 
alle Grundbefiger und Gemerbetreibenden in der Gemeinde ober do Ar einen Zeil 
derfelben einen befonderen wirtfhaftlihen Vorteil mit ſich bringen, der durch 
Auferfegung von Gebühren für die Benutung der Anlagen überhaupt nicht oder doc 
nit dollftändig erfaßt werden kann. 

Von den Steuern unterſcheiden fid) die Beiträge dadurch, daß fie eine Gegen- 
leitung für eine Beranftaltung der Gemeinde‘fein follen, von den Gebühren aber zu 
nächft durch den Kreis der verpflichteten Berfonen, infofern als zu den Beiträgen nur 
Grundbefiger und Gerverbetreibende herangezogen werden bürfen, zur Zahlung von 
Gebühren dagegen jeder die Anftalt Benugende verpflichtet if und als die Gebühren 
mur von den tatfädlic Benugenden, Beiträge dagegen von jedem Grumdbefiger und 
Gerwerbetreibenden erhoben werden dürfen, der nad) gewiſſen von ber Gemeinde feft- 
jeftellten objeftiven Dierfmalen einen Worteil von dem Borhandenfein der betreffenden 

eranftaltung hat oder Haben fann, gleichgültig ob der einzelne ein perfönfices 
a Beſtehen dieſer Beranftaltung, jat und bie durch fie gebotenen Borteile 
ich wirklich zu Nugen macht. „Mit der Benutzung und der nartprushrahme ftebt 
und fält der Begriff der Gebühr", für den Begriff der Beiträge ift dagegen nicht die 
Benugung, fondern das Borhandenfein eines befonderen Nutzens Worausfegung. 
Endlich liegt aud darin ein Unterſchied zwiſchen diefen beiden Äbgabearten, daß die 
Gebühren, je nachdem die Benutung erfolgt, jedesmalig oder fortdauernd zu ent 
richten find, während e8 ſich bei den Beiträgen begrifflih um einen einmaligen 
Zufchuß Handelt, der jedoch nicht notwendig in einem Veitrage geleiftet zu werden 
braudht, fondern je nach dem Belchluffe der Gemeinde audh in Teilzahlungen oder als 
Rente entrichtet werden Tann (Schön, ©. 257). Indeß verficht KAG. unter Bei- 
trägen forwohl Abgaben für einmalige Leiftungen („Anfegung und Sahlunen) 
wie folhe für fortlaufende Leiftungen („Unterhaltung“) fo aud SBG. ($ 49 
©. 198, Beiträge zur Unterhaltung des Straßenreinigungs-Inflituts). 

2. In Abj. J twird dem Gemeinden das Recht zur Erhebung von Beiträgen 
verliehen, im Abf. 2 werden dagegen die Fälle behandelt, in denen für die Gemeinden 
ein Swang zur Beitragserhebung flattfindet. Ein folder Jman ann nur dann. 
gegen bie Gemeinde ausgeübt werden, wenn andernfalls bie Koften der Veranftaltung 
duch Steuern aufzubringen fein würden, durch fie aljo eine Gtewererhöhung 
eintreten würde. Diefe Borausfegung wird ftetS vorliegen, fobald in einer Ge— 
meinde, in ber es fi um die Erhebung von Beiträgen handelt, überhaupt Steuern 
erhoben werden. Sol entgegen der gedachten Berpflichtung, von der Beitrags 
— Abſtand genommen werden, fo bedarf es der Rechtfertigung durch beſondere 

e. 


3. Der Begriff der Veranftaltungen im Sinne bes $ 9 bedt fid) mit dem ber 
Beranftaltungen im Sinne des 8 4. 

Die Behauptung; bag KAG. S 4 nur eine im öffentlichen Intereſſe zwed · 
mäßige, $ 9 dagegen eine im Öffentlichen Zntereffe notwendige Beranftaltung borans- 
fege, if micht begründet. In einzelnen Fällen wird Taum zu entfcheiden fein, ob 
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etwas im öffentlichen Intereſſe notwendig oder nur fehr ziwedmäßig if. Aus- 
geichloffen find jebod; Beranftaltungen, welde lediglich anf die Förderung von 
privatwirtfhaftliden Fniereſſen berednet find. Das Hauptgebiet der An» 
wendung der Beiträge liegt in benjenigen Zmeigen der Kommunalvenvaltung, welche 
fh auf den Bau umd die Unterhaltung der öffentlichen Berkehrämwege, Straßen, 
Pläge, Kais, ferner Huf die Entwäflerung umb Bewaſſerung, fowie auf Be- 
leuchtungsanlagen beziehen. Cine große und praftifche Bedeutung können die Bei- 
träge hinfichtlich der Herftellung und Unterhaltung folcher Beranftaltungen erlangen, 
anf welche fh das Deichgefey vom 28. Januar 1848 (GS. ©. 54) — Anlegung, 
Berlegung, Srhöhung, und Unterhaltung von Deichen —, ſowie das Waflergenofien- 
ichaftögefetg vom 1. April 1879 (GS. $ 294), insbefondere in Betreff der Ent und 
Bewäfferung von Grundftüden, der Benugung und Unterhaltung von Gemwäflern, ber 
Unterhaltung der Ufer ufw., beziehen, indem e3 fi) empfehlen fann, daß an Stelle 
der nad} diefen Gefegen zu bildenden Verbände und Genoffenfchaften, deren Bildung 
oft großen Echwierigkeiten unterliegt, bie Gemeinde als folde die hier in Rebe 
Rehenden Anlagen herftelt und unterhält, und von ben Sntereffenten Beiträge erhebt. 
(Der Bied folder Genoffenfchaften fanı auch durch eine Mehrbelaftung gemäß $ 20 
KAG. erreicht werden.) Bor allem ift im $ 9 am diejenigen Ranatifatonsantagen 
dacht, melde von den Gemeinden zur Entrwäfferung der Hausgrundftüde, fowie zur 
Sortfehaftung der Haus- und Wirrloaftswälfer, hergeftellt werden. 

be Kappelmann, Beiträge zu den Koften ftraßenbauficher Beranftaltungen, 
PBB. 4 ©. 525, Scmbrigfi über die Erhebung von Beiträgen aus $ 9 KAG. und 
BEL. A ©. 789) 

Au) zur Befhaffung der Mittel, um die von ber Stadtgemeinde übernominene 
Straßenreinigung durchzuführen, föntıen Beiträge erhoben werden (OB®. 42 ©. 19). 
Dagegen gehören nicht zu dem unter 5 9 fallenden Beranftaltungen folde, welche 
die Stadt bei Aufhebung und Erweiterung einer Fefung macht, aud nicht die 
Erbauung eines Schulhauſes, dagegen ift die Anlegung eines Parks eine Beranftaltung, 
welche wohl immer eine Wertfeigerung der anftopenden Gausgrundftüde herbeiführt. 
Zeiträge fönnen nicht bloß zur Herfielung von Beranflaltungen, jondern au zur 
Erweiterung befehender erhoben merden. 

Das Flugitlinien-Gej. vom 2. Yuli 1875 fteht der Erhebung von Beiträgen 
für Herflelung von Kanälen, die zugleid) der Straßen- und Hausentwäfferung dienen, 
bezüglich aller Rädtifhen Straßen und von Beiträgen für Inftandhaltung des Straßen 
neßes bezüglich derjenigen Straßen nicht entgegen, über deren Unterhaltung durch 
jenes Ge. Abweichendes nicht beftimmt ift. 

4. Den Beiträgen unterliegen die Eigentümer auch folder Grundftüde, welde 
zu Realftenern vom Grundbefit nicht herangezogen werden bürfen. Miteigentümer 
eines Grundfüdes Tonnen folidarifd) verpfüchet werben (OBG. 32 ©. 110). euer» 
verfiherungs-Anftalten tönnen nicht zu Beiträgen zu den Koften des Feuerlöſchwefens 
herangezogen werden. Nicht begründet ift die Annahıne, daß Gewerbetreibende mur 
dann zu Veiträgen herangezogen werden können, wenn fie Eigentümer von Grund- 
Nüden find, weiche dem @ewerbebetriebe dienen. Das Geſetz ftellt die Gewerbe- 
treibenden ſchlechthin, ohne Rüdficht darauf, ob fie Grundbeſitz haben oder nicht, ben 
Grundbefigern glei. Es fönnten daher ſehr wohl zu den Koften eines öffentlichen 
Schlachthauſes and die nicht grumdbefigenden Schlähtermeifter in der Gemeinde mit 
Beiträgen herangezogen werden. Doc) empfiehlt id) für diejen Zweck die Veitrage- 
erhebung überhaupt nicht. 

8 if unzufäffig, die Beiträge zur Unterhaltung einer beftchenden Veranſtaltung 
nit allen gleichartig durch diejelbe bevorteilten Grundeigentümern ee 
treibenden), fondern nur einigen von ihnen aufguerfegen. Ebenſo unzuläſſig ift es 
aber auch wenn bei einer einheitfien, das ganze Stabtgebiet umfaflenden Beran- 
Raftung die Pflicht, zu deren Unterhaltung beizutragen, nicht den dadurch bevorteiften 
Befigern aller im Stadtgebiete belegenen, fondern nur den ber in einzelnen Zeilen 
desfelben beiegenen Grundftüde, auferlegt wird. Daher fommt bei jedem SVeiträge 
für gewiſſe Ausgaben einführenden Gemeindebefchluffe in Frage, ob die Einrichtung, 
für welche jene Ausgaben entftehen, eine felbfländige für fich beftehende Beranftaltung 
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iſt, oder ob ſie nur einen Teil, die Folge einer ſchon vorhandenen, umfaſſenderen 
Beranftaftung bildet. Im der Regel iſt da8 gefamte Gtraßennet hinſichtüch der Unter- 
haltung rechiiich, wie wirtſchaftlich als eine einheitlihe Beranftaltung der Gemeinde 
zu eradıten. SIede dauliche Ausführung, welche darauf abzielt, auf einer der beftchenden 
Straßen jenen Zuftaud zu erhalten oder wiederherzuftelen (3. B. dur Erneuerung des 
abgexugten Pfioſters oder Ausbeſſerung ſchadhafter Stellen, durch Berbefferung der 
Ninnfteine oder Ergänzung des Zrottoire), bildet daher nur eine der Maßnahmen für 
die Unterhaltung der vorhandenen das gejamte Straßenneg umfaſſenden Beran- 
ftaftung, nicht aber eine felbfländige, für fi) beftchende Veranftaltung der Gemeinde. 
Dies ſchließt nicht aus, daß einzelne, bejonders hervorragende Anlagen, obwohl fie, 
gleich den Straßen, dent inneren Verkehr dienen, doch ausnahmemeile al8 felbftändige, 
neben dem Sttaßennege befiehende Beranftaltungen erachtet werden können, wie 3. 2. 
neue größere Flußbrüden, ausgedehnte Schmudpläge (BBB. 23 ©. 136, OBG. 
32 ©. 127), Danad) find die Gemeinden zwar befugt, zur Dedung der gefamten 
Straßenunterhaltuug von den bevorteilten Befigern der an ſämtliche Straßen an: 
arenzenden Grundflüde (oder den Gewerbetreibenden) Quoten der gefamten Unter 
haltungefoften, die den erwachſenden Vorteilen entipredhen, al® Beiträge zu erheben; 
fie mögen aud), jalls dag der Berhältniſſe der Vorteile eniſprechen follte, die Beiträge 
fo bemefien, daß jeder Beſitzer einen gewifjen Prozentjag nicht ausnahmlos zu jeder 
einzelnen Straßenunterhaltungs-Ausgabe, fondern nur zu ſolchen beiträgt, welche gerade 
für den fein Grundſtück begreuzenden Straßenzug aufgewendet find, fie mögen endlich 
aud) die Koften nur einzelner Unterhaftungsarbeiten (3. 8. nur die einer völligen 
Neupflafterung, nicht die bloßen Ausbefjerungen, nur die dev Bürgerſteige umd nicht 
de8 Fahrdammes) durch Beiträge, dıe Übrigen dagegen ans allgemeinen Witten auf · 
bringen laſſen. Aber fie müfjen die fo geregelte Beitragspflicht gleichmäßig für die 
einheitliche fädtiiche Beranftaltung, für die Unterhaftung des gefamten Straßenneges 
feßjegen nud dürfen fie widyt auf einzelne beftunmte Straßen oder Straßenteile be- 
fchränten (OB®. 32 ©. 122, BBB. 4 S. 321). Damir it nod) nicht ausgefprodhen, 
daß die Verbreiterung einer Straße niemals eine felbftäudige Berauftaltuug ein 
tönne. Bielmehr tan dies nach Lage der befonderen Ummftände fer wohl der Fall 
fein (OBG. 37 ©. 24). Aud in dem pBB. 22 ©. 133 mitgeteilten Erf. des 
OVG. ift_daranf aufmerfjam gemacht, das ORG. 32 ©. 122 ſich nur auf ein ber 
ftehennes Straßenwey und aud auf diefes mur hinficıtlich der Unterhaltung bezieht, 
aljo die Neuanlegung oder die Verbreiterung einer einzelnen Strafe, die wohl eine 
felbfändige Veranfaltung bilden könne, night trefie. (NÖU Kom-Abg.-Öel. 5. Auflage 
<. 29 belämpft die Entih. OSG. Br. 32 ©. 122) 

5. Die Beitragsfeiftung fol fid niemals auf den gefamten Koſtenbedarf er - 
ftreden. Bielmehr ift der dent öffentlichen Intereſſe entiprehende Teil des Koſten ⸗ 
bevaris einer Beranftaltung ans den zur Beftreitung der allgemeinen Ausgaben be- 
ftimmten Einkünften der Gemeinde und mur der hierdurch verbleibende Reſtdetrag 
durch Beiträge zu deden (OBG. 32 ©. 110, PER 22 ©. 347), vorausgeieht, daß 
die befomderen wictjhaftlichen Vorteile diejem Reflbetrage gleichtommen. Die Beir 
träge fönnen immer nur infoweit erhoben werden, als die befonderen wirticaitlichen 
Vorteile beftehen und find auf die pflichtigen Grundbefiger und Gemerbetreibenden 
mad) Mahgabe der Vorteile, welche fie von der Beranflaltung genießen, umaufegen. 
Damit vertragen fih durdichmittliche Veiträgefäge nicht. Auch eine Abftufung 
der Beiträge je nad) der Verſon des Pflichtigen, etwa eine verhäfwnismäßig färkere 
Heranziehung des Fisfus, iſt unzuläjfig. 

‚Der befondere wirtſchaftliche Vorteil Tann in der Erleichterung der Abfatzver- 
haltniſſe für fandwirtfchaftliche oder gemerbliche Brodufte liegen. Er fan aud in 
der Erhöhung der Gebrauhsjähigkeit des Gruudftüde und muß nicht notwendig in 
einem aud} für den Herangezogenen noch realifierbaren Gewinn aus der Steigerung 
des Vertaufewertes beftehen. Yat der zeitweilige Cigentimer das Grundftüd erit 
neuerdings erworben und mit Rüdficht auf die infolge der Veranſtaltung eingetretene 
Werterhöhung entſprechend höher bezahlt, jo fließt das nicht aus, daß ihm, als dem 
Eigentümer des Grundftüds, das dur die Beranftaltung in feiner Nutzbarleit erhöht 
and dadurch dauernd bevorteilt ift, diejer Vorteil auch dann noch verbleibt und dauernd 
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zu gute fommt, obſchon er den Gewinn, der aus ber gleichzeitigen Steigerung des 
gemeinen Wertes durch Verkauf des Grundftüdes etwa gezogen werben Lünnte, ent 
wmeber noch nicht verwertet hat, oder weil bie Wertfleigerung in die Zeit vor feinem 
Gewerbe fiel, und von ihm im Kaufpreife bereits mitbezahlt if, überhaupt nicht mehr 
im Gelde umfegen kann (OB®. 32 ©. 118). 

Zum Begriffe der befonderen wirtſchaftlichen Vorteile im Sinne des $ 9 bei 
den Beiträgen für die Straßenreinigung |. OBG. 42 ©. 19. Für den Berwaltungs- 
tichter Tommt bei der Prüfung des die Beiträge regelnden Ortsrecht nur in Betrait, 
ob die Beiträge nad) den Vorteilen bemeffen find. Ob aber die Größe des Vorteile 
im Ginzeffalle zutreffend ermittelt if, hat der Berwaltungerichter nicht nadjzuprüfen 
(089. 42 ©. 19). 

Ein Berteilungsmaßfab, der für die Bemeſſung der Abgabe zwar nicht 
fets und in jedem Cinzelfalle, aber doch durdjichnittfich einen zutreffenden Anhalt 
gewährt, ift zufäffig und rechtmäßig, wenn er fi nicht offenbar dis ungeeignet und 
dorum als willtürlic darftellt. Den Maßftab für die Bemefjung von Beiträgen zur 
ans der Kanalifation nad; der Frontlänge des Grundftüids zu beflimmen, ift 
zuläffig. 

Der Gemeindebeichluß entfpricht dem Gefege, falls er die Klaffen ber durch 
die Beranftaltung bevorteilten Grundbefiger und, falle er einen den Borteilen ent- 
Iprehenden Maßitab im Allgemeinen und in der Regel zutreffend beftimmt hat. Die 
Herangiehung deö einer ſoichen Klaffe angehörenden Eigentümers wird nicht um dee- 
willen geſetzwidrig, weil er infolge bejonderer, individueller Umftände Feine ober 
teinen der Höhe des erforderten Beitrages entipredenden Vorteil gehabt hat. Der 
Berwaltungsrigiter Hat mur zu prüfen, ob der Gemeindebeichluß an ſich zu Recht 
befteht, uud ob im Ginzelfale die Borausfegungen vorliegen, an weldhe der Beldluß. 
die Beitragepflicht Tnüpft. Alles, was die Frage der Zmecmäßigkeit und Ange 
mefjenheit des Beſchluſſes und feines näheren Inhalts angeht, entzieht fid der Prüfung 
des Berwaltungsrichters. 

6. Die Erhebung von Beiträgen nad $ 9 und eine Mehrbelaftung nad) 
$ 20 dürfen micht gleichzeitig flattfinden, felbft dann nicht, wenn der Kreis der nad) 
$ 20 Berpfligiteten mit demjenigen der nad) $ 9 Verpflichieten nicht zufammenfällt. 
Cine Verbindung beider Arten von umgleiher Heranziehung der Abgabepflichtigen 
würde leicht zur Verwirrung und zu nicht gewollter Doppelbelaftung führen. &8 ift 
Sache der Gemeinden, von Fall zu Fall zu prüfen, welder der beiden vom Geſetze 
offen gelaffenen Wege der geeignetere ift. , 

Den Gemeinden ift dagegen überlaffen, die Gejamtloften durch eine Kom- 
bination von Gebühren und Beiträgen, nur einen Teil der Koften durch Beiträge, 
einen anderen Zeil durch Gebühren zu degen. Es ift insbefondere zuläffig, zur 
Herftellung von Kanalifationsanlagen einen einmaligen Beitrag und außerdem fort- 
laufende Gebühren, insbeſondere für die Unterhaltung und den Betrieb derfelben von 
den Beſitzern der am die Kanäle augeſchloſſenen Grundfüde u erheben. Der Fall, 
daß auf Grund der SS 4 und 9 die Gemeinden für eine Leiftung zweimal volle 
Segenteiftung in Anfprud nehmen könnten, fanıı nicht eintreten, weil, inſoweit ein 
Beitrag auf Grund des 59 geleiftet wird, infoweit die Zuläffigfeit der Erhebung von 
Gebühren nad; $ 4 aufgehoben oder doch Herabgemindert wird. 

7. Die Feſtſehung von Beiträgen wird regelmäßig vor Herflellung der Ber- 
anfaftung erfolgen. Imdeß ift das Redıt, auch) für bereits vollendete, ſchon be- 
Kehende Beranftaltungen nadjträglid; Beiträge zu erheben, nicht auegefäjfoffen. Cs 
Zaun namentlich dort Anwendung finden, wo es ſich um die Aufbringung der Koften ber 
Unterhaltung beftehender Anlagen Handelt, zumal ſich dieje Koften erft nach Gertig- 
Rellung der Anlage ermitteln laſſen. Das Wort Dedung r nit in dem Sinne zu 
nehmen, der ihm im Etate- und Redmungstwefen zukommt, jondern es folen darunter 
anch die Fälle begriffen werde, in denen es ſich um ben Grjat bereits etats- und 
rechnungemãßig gebedter, d. i. definitiv verausgabter Koften handelt. 

Bei den Beratungen des Gejeentwurfes ift betont worden, daß darüber hinaus 
die nachträgliche Erhebung von Beiträgen für ſchon beftehende Beranftaltungen 
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auf die Genehmigung der Aufficgtebehörben nur aus befonderen Gründen werde 
vechnen können. 

Allerdings ergibt fi die Schranke, daß zum Erſatze der Koften, ſoweit fie 
von einem durd die fommmnale Beranftaltung bevorteilteun Grundftüde in Form von- 
Zwedfteuern oder Beiträgen bereits aufgebracht find, von eben demjelben Grundftüde 
nicht nohmals Beiträge erhoben werden dürjen. Es fann nur der nod) nicht erſetzte 
Teil der dem Borteile entiprehenden Duote der Gefamtloften durch neue Beiträge 
erfordert werden. Die Gemeinde if innerhalb diefer Grenze nicht verhindert, die 
Beiträge nadpträglich zu erhöhen (OBG. 32 ©, 115). 

Werden die Beiträge erft mac der Herfiellung einer Berauftaltung erhoben, 
jo fann Derjenige, der zur Zeit der Herftellung zwar Eigentümer war, aber vor ber 
Erhebung aufgehört hat, es zu fein, eben deswegen nicht herangezogen werden (Nöll, 
KAG. ©. 30 n. 10). J 

8. Die Beftimmungen ‚im Abſ. 3—5 beziehen ſich ſowohl auf den Fall des 
Abf. 1, als and) auf den des Abi. 2, fo daß aljo daB Berfahren über die Auslegung der 
Pläne und Koftenanfchläge und über bie Behandlung der Einwendungen fomwohl dann 
lag greift, wenn die Gemeinden zur Erhebung von Beiträgen berehtigt, als auch 
dann, wenn fie hierzu verpflichtet find. Die Borfehriften bepmeden, dem beteiligten 
Grumdbefigern und Gewerbetreibenden durch ein geordmetes Berfahren einen größeren 
Schutz gegen ungeredhte Ueberlaftungen zu gewähren. Es joll ihnen die Mögligkeit ge- 
geben werden, von den Plänen und den beafallfigen Gemeindebeſchlüſſen rechtzeitig 
Kenntnis zu erlangen und ihre Einwendungen gegen fie geltend zu machen. 
Die Verſahrens · Vor chriften Haben nicht nur inftruttionele Bedeutung. Die Redt- 
mößigfeit der Erhebung der Gebühren ift durch die Beachtung der Borfchriften bedingt 
(PBB. 22 ©. 32, 347). Aud) die Offenfegung des Blanes ift wefentlich, die Offen 
Kaum, des Koſtennachweiſes und des Berteilungsplanes genügt nicht (PBB. 22 


Der Beſchluß der Gemeinde wegen Erhebung von Beiträgen (Abf. 3 Sat 2) 
Hat fi auf die Feſtſtellung bes Planes nebft Koftennachweis und die Beftimmung 
desjenigen Teiles der Koften zu beſchränken, zu welchen die Pflichtigen nad) Maßgabe 
der ihnen erwacjienden bejonderen Vorteile höchſtens herangezogen werden follen. 
Neben ber öffentlichen Belanntmagung fann noch eine Mitteilung an die Beteiligten 
exfolgen, und aud) wenn die leßtere allein für genfigend erachtet werben follte, Dücfte 
fi immer noch die öffentliche Belanntmachung empfehlen, da fi der Kreis ber 
Beteifigten nicht in allen Fällen überfehen läßt. Der Lauf der präffufivifc—hen Fri 
richtet fi) nach der öffentlichen Betanntnachung. Die Mitteilung if duch Zufelung 
zu bewirken und hat die Verwarnung, daß Einwendungen gegen deu Beihluß binnen 
der bezeichneten Friſt beim Gemeinvevorftande anzubringen find, fowie für den Fall 
vn Hentichen etanntmachung mod; den Hinweis zu enthalten, daß bie Frift nach 
dieſer ſich richtet. 

Die Vorſchrift, daß der Plan der Veranſtaltung nebſt einem Nachweiſe der 
Koſten offen zu legen ift, hat die Trennung der Regelung in eine generelle und in 
eine fpezielle und im Verbindung damit die Zerlegung des Plans und des Koften- 
nachweiſes in einzelne Teile — unter nad) und nad) zu bewirkender Auslegung, — 
nicht ausichliegen wollen. Wird aus befonderen Gründen örtlicher Natur diefer Weg 
gewählt, fo genügt ein allgemeiner Beihluß des Inhalts, daß die Intereffenten, foweit 
ihnen gegenüber der $ 9 KAG. zur Anwendung gelangen fönne, verpflichtet feien, 
Beiträge zu den Koſten der Beranfaltung nad) den ihnen erwachſenden befonderen 
mwirtfaftlihen orteilen aufzubringen. Für die einzelnen Fälle, in denen die ein- 
heitfije Beranftaltung durchgeführt wir, haben daun befondere Beſchiaffe und Be- 
Tanntmachungen nebft Offenlegungen zu ergehen DOBG. 36 ©. 99, 8B. 24 ©. 321). 
4. Mufter für einen Gemeindebeichluß betr. BVeitragserhebung für firaßenbauliche 
Beranftaltungen in PBB. 25 ©. 820, 24 ©. 525). 

Es ift nicht erforderlich, daß der Beſchluß des Bezirlsausſchuſſes feinem Wort ⸗ 
taute nad) belannt gemacht wird (OBO. 32 ©. 111). Gegen ihn Reht der Gemeinbe, 
wie den zu den Beiträgen heranzuziehenden Interefienten in Stadtgemeinden die Be- 
ichwerde an den Provinzialrat zu. 
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9. Steht der Beſchluß der Gemeinde wegen Erhebung von Beiträgen je, fo 
bleibt dem Gemeindevorftand überlaffen, den Vorteil der Einzelnen auf dem feiner- 
jeite für zwedmäßig erahteten Wege zu ermitteln und die Einzelnen dementipechend 
vergäftniemäßig mit Beiträgen heranzuziehen. Gegen dieſe Derangiehung Reben den 
Srügigen die im $ 69 u. ff. KAG. vorgefegenen Rechtsmittel (Einfpruch und dem- 
naͤchſt Klage) zu. Im diefem Verfahren kann auch die Rectsgüftigkeit des der Heran- 
ziehung zu Grunde Fiegenden, wenn aud vom Begietsousfauk genehmigten Gemeinde 
beichluffes angefochten und geprüft werben (OBG. 32 ©. 128). 

Der Einfprud; fan fi gegen die Heranziehung inſoweit richten, als der ge- 
forderte Beitrag den Wert der befonderen Borteile überfleigt, nicht aber auch aus dem 
Grunde, weil diefer Beitrag in feinem richtigen Berhältnifje zu den von anderen 
Pflihtigen zu feiftenden Beiträgen fteht. 

IV. Beiträge zu den Straßenanlageloften. Nad; $ 15 Gef. betr. die 
&Anfegung von Eiraen x. d. 2. Juli 1875 (se. ©. 561) tann durch Orteflatut 
feftgejetgt werden, daß bei der Auleguug einer neuen, oder bei der Verlängerung einer 
{on beftehenden Straße, wenn ſolche zur Bebauung beftimmt it, ſowie bei dem Anbau 
an ſchon vorhandenen, bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen von dem Unter- 
nehmer der neuen Anlage oder von dem angrenzenden Eigentümern — von Letteren, 
fobald fie Gebäude an der nenen Straße errichten — die freilegung, erſte Einrightung, 
Eutmäfferunge- und Beleuhtungs-Borricntung der Strafe in der dem Bedürfnifie 
entipre—yenden Weiſe beichafit, forwie deren zeitwoeije, Höchens jedoch fünfjäßrige Unter- 
haltung, beziehungsmweife ein verhältnismäßiger Beitrag oder der Erſatg der zu alleır 
diefen Maßnahmen erforderlichen Koften geleiftet werde. Au dieſen Verpflichtungen 
Tonnen die angrenzenden Eigentühter nicht für mehr, als die Hälfte der Straßenbreite, 
und wenn die Straße breiter als 26 Meter ift, nicht für mehr als 13 Meter der 
Straßenbreite, herangezogen werden. Bei Berechnung der Koften find die Koften der 
geſaniten Straßenanfage und beziehungsmeife deren Unterhaltung zujammen zu rechnen 
und den Eigentümern nah Verhältnis der Länge. ihrer die Straße be- 
rührenden Grenze zur Laft zu legen. Das Orisſtatut bat die näheren Be- 
Rimmungen innerhalb der Grenze vorfiehender Vorſchrift feflzufegen. Bezüglich feiner 
Befätigung, Anfehtbarkeit und Bekanntmachung gelten die im $ 12 des Gef. 
gegebenen Vorſchriften. 

Die Borjehrift des 5 15 hinfichttic des Maßftabes, nach melden die Straßen- 
baufoften zu verteilen find, Hat fid) in der Progis night überall bewährt. Im $ 10 
KAG. ift deshalb nachgelafien, daß die im $ 15 vorgefehenen Beiträge nah einem 
anderen, als dem dort angegebenen Maßftabe, insbefondere auch nad der bebauungs- 
fähigen Fläche, bemefien werden dürfen. Auch der Kubifinhalt der Gebäude Tann in 
Betracht kommen. Dagegen entbehrt eine ſtatutariſche Vorſchrift. daß die Aulieger- 
beiträge nach dem Flädeninhalte der Baugrundftüde berechnet werden follen, der er« 
ferderigen eftimmtheit und ift deshalb untoirffam (PBB. 21 ©. 115, OBO. 36 


Die Eigenjhaft einer Straße als einer hiſtoriſchen fteht der Erhebung von 
Beiträgen für Pflafterung und Anlage von Bürgerfteigen nicht entgegen. KAG. 5 9 
läßt nad Wortlaut und Entſtehung Beiträge zu für die Herftellung, wie für die 
Unterhaltung aller im öffentlichen Intereffe erforderlichen Derauftaftungen der Ger 
meinden, daher auch für die Hiftorifchen Straßen. Der 5 15 Fluchtliniengefeges hat 
das Befleuerungsrecht der Gemeinden jedenfalls bezüglich der bei Erlaß des Geſetzes 
bereits vorhandenen und bebauten, fog. hiſtoriſchen Straßen überhaupt nicht getroffen 
(SB6. 32 ©. 124, BB. 15 ©. 251, |. über den Vegrif der Hiftorifhen Straße 
Iebens BBB. 22 ©. 609). Im Fällen, auf die das Gei. v. 2. Juli 1975 Anwendung 
findet, fönnen Beiträge nad) $ 9 KAG. nicht erhoben werden. 

Durch den Umfand, daß einer Gemeinde für die Kanalifation einer Smaße 
teine Koften erwadjfen find, wird wohl die Erhebung von Beiträgen für die Koften 
der Straßenentwäfferung auf Grund des $ 15 Vaufluditen-Gej., nicht aber die Er« 
hebung von Beiträgen zu den Koften der Grnndftüdsentwäfferung ausgeſchloſſen. 
Hinſichtlich der Ießteren bildet die ganze Kanalifationsanlage der Stadt eine ein- 
heitliche Beranftaltung. Beiträge, die zur Straßencntwäfferung gezahlt find, dürfen 
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nicht auf Beiträge für Grundftüdsentwäfferung angeredjnet werben. Auch if es un« 
uläffig, Gebühren für bie Venugung von Kanalifationsanlagen verfchiedenartig mit 

üdjiht auf die Leiftung von’ Beiträgen zur Straßenentwäſſerung abzuftufen 
(986. 34 ©. 701). 

Die überaus reihhaltige, die Anliegerbeiträge betreffende Rechtſprechung bes 
OBO. findet fi) zufammengeftellt in v. Kampk „bie Rechtipregung des OBO.“, 
Band 2 ©. 12 und ff. Ergänzungs-Bond 1 ©. 98 2b. 2 ©. 131 und in dem Kom- 
mentar von Friebrid |. o. $ 49. 

V. Uneigentlide Gebühren (Kurtare n), Nah KAG. 5 12 fönnen in 
Babeorten, Mimatijhen und fonfiigen Kurorten die Gemeinden für die Herftellung 
und Unterhaltung ihrer zu Ruräweden getroffenen Beranfaltungen (Badeanfalten, 
Trintgallen, Wandelbahnen, Moltenturanftalten, Brunnenkurmegen, Waldanlagen, 
ufr., aber nicht Theater, Tanzvergnügungen) Vergütungen, jog. Kurtaren, erhebei. 
Iſt der Tarif von der Auffichtsbehörde — bei Stabtgemeinven von dem Bezirls- 
ausfhuffe — fegefegt, fo unterliegen fie der Beitreibung im Berwaltungszwangs- 
verfahren (5 MO XAG., Art. 58 Abf. 2 Ausf ⸗Auw. dazu). Die Kurtaren find lediglich 
privatredhtliche, dem Verwaltungsftreitverfahren entzogene Gebühren. Bei Streitig. 
feiten über Kurtagen greift der ordentliche Rehterweg Play (OBO. 3 ©. 196). 


8 56. Der Magiftrat Hat als Gemeindeverwaltungsbehörde 
ingbejondere folgende Gefchäfte: 

5. das Eigenthum der Stadtgemeinde zu verwalten und ihre 

Rechte zu wahren; 

In Betreff der Zufändigfeit des Magiftrats zur Verwaltung bes ſtädtiſchen 
Eigentums f. $ 49 ©. 181. 

Die Befimmung der Nr. 5 legitimiert in Verbindung mit $ 56 Nr. 8 den 
Magiftrat nad) außen, die Stadtgemeinde in Brogeffen zu vertreten, „gewährt ihm aber 
teineswegs die Befugnis, nach eigenem Gutdünten Prozeſſe anzuftellen. Gr ift zwar 
ohne Weiteres zur Prozeßführung Iegitimiert, er muß aber vor Anftellung der 
Klage und vor Einlaffjung auf diefe die Zuftimmung der Stadtverorbneten-Ber- 
fammfung einholen, wenn er ſich nicht verantwortlich machen wil. Doch kann dur 
Gemeindebeihluß ($ 35) Beftimmung darüber getroffen werben, daß in gerwiffen 
Fällen Magiftrat ohne vorherige Rüdfrage ſich auf Progeffe einlaffen und Ei effe 
anftellen kann. Die Einflagung rüdftändiger Pacht-, Miets- und Kapitalzinfen fällt 
unter die laufende Verwaltung. 

Die Verpflichtung zur Wahrung der Rechte der Stadtgemeinde erftredt ſich 
nicht allein auf ——— hend ee fondern aud) PAR Abwehr 
unberedtigter Anſprüche und bie Fernhaitung unbegrünbeter finanzieller nefafhungen: 
Demgemäß fteht die Vejugnis zu der nach 5 4 Freizügigkeite-Gef. v. 1. Novbr. 1! 
zulãſſigen Abmeifung Nenanziehender, welde ſich ale eine @emeindeverwaltungs- 
raßreget,, a als ein Alt polizeilicher Tätigfeit darftellt, dem Magiftrate zu (GM. 
1 . 35). 


8 56. Der Magiftrat hat als Gemeindeverwaltungsbehörbe 
insbefondere folgende Gejchäfte: 

6. die Gemeindebeamten, nachdem bie Stadtverorbneten darüber 
vernommen worden, anzuftellen und zu beauffichtigen. Die 
Anstellung erfolgt, soweit es sich nicht um vorübergehende 
Dienstleistungen handelt, auf Lebenszeit; diejenigen Unter- 
beamten, welche nur zu mechanischen Dienstleistungen be- 
stimmt sind, können jedoch auf Kündigung angenommen 
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werden. Die von den Gemeindebeamten zu leiftenden Kautionen 
beftimmt der Magiftrat nach Anhörung der Stadtverordneten- 
Verſammlung. Ju Städten bis zu 10,000 Einwohnern ($ 30,2) 
können bie Gefchäfte des Gemeinde-Einnehmer8 nad) Ver: 
nehmung ber Stadtverordneten-Verfammlung mit Zuftimmung 
der Regierung dem Kämmerer übertragen werden; 


Den Gemeindebeihluß betreffend die Webertragung der Geſchäfte des Ge- 
meine imehmert an den Kämmerer beflätigt der Bezirle-Ausfguß (3 16 Abi. 3 

ft. Gele). 

Durd das Gefeß betr. die Anftellung und Berforgung der Kom- 
munalbeamten vom 30. Juli 1899 (GS. ©. 141) haben die in den $ 56 Nr. 6, 
88 64, 65 StO. enthaltenen Vorſchriften über die Redtsverhältniffe der Gemeinder 
beamten eine weitere Auägeftaltung erfahren. Diefes Gelch beabfichtigt. feine Kodifita- 
tion de8 gefamten Kommunalbeamtentedits, fondern beihräntt fid) auf die Hegelung 
derjenigen Puntte, bezüglich deren das Bebürfnis einer Neuordnung mehr oder weniger 
deinglich in der Wraris hervorgetreten war. Bon diefem allgemeinen Gefihtspuntte 
aus regelt daS Gefe weder die Rechtsverhältniſſe der Beamten alfer Kommunal» 
verbände nod) aud) alle Rechtsverhältniffe der Beamten innerhalb der von ihm berüd- 
fichtigten Tommunalverbände. Im erfterer Beziehung beferäntt e8 feinen Geltungs- 
bereich im MWefentlihen auf Stadt» und Landgemeinden, Amtsbezirk und Kreistom- 
munalverbände; die Berhäftnifie der Provinzialbeamten berührt e8 nur durch die al 
gemeinen Beflimmungen der $$ 1-7. Im der zweiten Beziehung regelt das Gefeg, 
wie feine Ueberfehrift ergibt, nur die Anftellung umd Berforgung (Befoldung, 
Benfionierung, Witren- und Waifenverforgung) der Kommunalbeamten in einigen 
wichtigen Beziehungen. Im Gebiete der Anpelung greift es nur diejenigen Rechis- 
verhältniffe heraus, weldje die Begründung der Beamteneigenfchaft und die Dauer 
des Anftellungsverhältmiffes betreffen, läßt indeffen die nad) den Gemeindeverfaffungs- 
gefegen beftehenden Berfchiedenheiten in der Art der Beftalfung der Beamten, d. h. 
die Beffimmungen über Wahl oder Anftellung, über Beftätigung u. |. f., unberührt. 
Entfprechend der Abficht des Geſetzes, vornehmlich die wirtihaftlihen Rechtsver- 
Hältniffe der Beamten gu vegeln, werden die fommmumalen Ehrenbeamten (f. ©. 325) 
durch das Gefeb micht betroffen, ebeufo wenig dieenigen Kommunalbeamten, die das 
Amt nur nebenbei ausüben (f. u. ©. 330), Hinfihtlic deren c3 den Kommumalverbänden 
überlaffen if, die bezüglicen Verhätmiffe im Einzelfalle zu regeln. Nur teilneiie 
werden von dem Gejeg die auf Probe, zur vorübergehenden Beſchäftigung und zur 
Vorbereitung angeftellten Kommunalbeamten betroffen, auf diefe finden mur die 88 1, 
6, 7 des Gel. Anwendung (f. u. ©. 329). 

Während mit den aus dem Borfichenden ſich ergebenden Maßgaben die all- 
gemeinen Beftimmungen (88 4—7) de8 KB®. alle Beamtentategorien der in demfelben. 
erwähnten Romimunalverbände betreffen, nehmen innerhalb der mit $ 8 beginnenden 
beionderen Beftimmungen einzelne Beamtenkloffen wiederum eine Sonderftclung ein. 
Hierher gehören insbefondere aus dem reife ber ftädtifchen Beamten die Mitglieder 
bes tollegialiiden Gemeindevorftandes (Diagiftrats), forvie in Städten ohne Tollegialis 
fen Gemeindevorftand die Bürgermeifter und deren Stellvertreter (Beigeorbnete), anf 
deren Redhtöverhältniffe die befonderen Befiimmungen über fädtifche Beamte (59 8-17) 
nur im Umfange der S8 14 und 15 (Erweiterung der Penfionsberchtigung und Ein? 

isrung der Hinterbliebenen-Berforgung) Amvendung finden. Die übrigen Ber- 
jcheden heiten in der Behandlung einzelner Beamtenkategorien im Rahmen ber bes 
sen Beſtimmungen, ergeben fi aus 88 19 u. 23 (Gemeindeforitbeamte) und 

if. 2. 

3 Das KEG. war für den Umfang der Monarchie mit Ausihluß der Hohen- 
zollernſchen Lande erlaffen. Hinfihtlid der Beamten der Stadt- und Landgemeinden 
der Hohenzollernichen Lande- ift c8 durch bie Hobenzollernfche Gemeindeordnung vom 
2. Juli 1900 (GS. ©. 189) mit den fi) aus $$ 87 ff. a. a. OD. fih) ergebenden 


Maßgaben eingeführt worden. 
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Zur Ausführung des ABC. iſt unter dem 12. Oftober 1899 eine Auweiſung 
des Minifter des Innern (BMB. ©. 194) ergangen, welche in ben nachfolgenden 
Grörterungen berüdfihtigt ift. Bon den Beftimmungen bes Gef. fommen 
hier zu $ 56 Nr. 6 StO. in Betradt bie 85 1, 2, 8-10. 

g1. Als Kommunalbeamter im Sinne dieſes Gefeges gilt, wer als Beamter 
für den Dienft eines Kommunalverbandes (58 8—24) gegen Befoldung angeftellt ift. 
Die Anftellung erfolgt durch Aushändigung einer Anftellungsurkunde. 

$ 2. Die Rechtöverhältwiffe der auf Probe, zu vorübergehenden Dienflleiftungen 
oder zur Vorbereitung angeftellten Kommunalbeamten unterliegen den Beftimmungen 
diefes Geſetzes nur infoweit, als dies ausdrüclich vorgefehen ift. Die Anftelung aud) 
diefer Beamten erfolgt mad) $ 1 Sat 2. 

Auf Perfonen, welde ein Kommunalamt nur als Nebenamt oder als Neben» 
tätigleit ausüben ober ein Kommtumalanıt führen, das feiner Art oder feinem Ums 
fange nad nur als eine Nebentätigkeit anzufehen ift, findet dieſes @efeg feine 
Anwendung. 

88. Die Auftellung der Mädtifhen Beamten erfolgt, unbeſchadet der Bor- 
ſchriften in 98 9 und 10, auf Lebenszeit 

Für die Beamten der ſtädtiſchen Vetriebsverwaltungen findet Abf. 1 nur in» 
foweit Anwendung, als die Stadtgemeinden dies beſchließen. Welde Verwaltungs 
zweige zu den ftädtifchen Betriebsverwaltungen zu rechnen find, kann durch Ortsftatut 
feftgefeßgt werden. 

8 9. Abweichungen won dem Grundſatze der Anftellunng auf Lebenszeit ($ 8 
Abſ. 1) konnen durch Ortsftatut oder in einzelnen Fallen mit Genehmigung der Auf 
fichtsbehorde feftgefetst werben. 

Soweit hiernach eine Anftellung auf Kündigung zufäffig ift, darf die Nündigung 
nur auf Grund eines Befchluffes des Tollegialifchen Gemeinbevorftandes (Magiftrate) 
oder, wo ein ſolcher nicht befleht, eines aus dem Bürgermeifter und den Beigeordneten 
Schöffen, Ratmänner) gebildeten Kollegiums erfolgen. 

8 10. Der Anſtellung kann eine Beihäftigung auf Probe vorangehen. 
Diefelbe darf in der Regel bie Dauer von zwei Jahren nicht überfteigen. Eine Aus 
dehnung der probeweifen Beldjäftigung ift mr mit Genehmigung der Aufſichie- 
Behörde zufäffig. 

Im Uebrigen hat bei Beamten, welche probeiweife oder zu vorübergehenden 
Dienftleiftungen oder zum Zwede ber Vorbereitung beſchaftigt werden, die- Regelung 
der Annahmebedingungen vor dem Antritt dev Beſchäftiguug zu erfolgen. 

Durd) die vorftehenden Beftimmungen wird $ 13 des Geſetzes, betreffend die 
Beſetzung der Subaltern- und Unterbeamtenftellen der Kommunalverbände mit Militär⸗ 
anwärtern vom 21. Juli 1892 (6S. ©. 214), nicht berührt. 

Die 58 3—7, 11—15, 4 find unten bei 95 64 u. 65 abgedrudt. 

Literatur: Kautz u. Appelius, Preußifches Kommunalbeamtenrecht, 1900 Berlin 
(3. 3. Heines Berlag). Preuß, Das Kädtiice Amtsreht in Preußen, 1902 Berlin 
(Heimer). Ebner, Die Rechtsverhältniffe der Nädtifhen Gemeindebeamten in Preußen, 
Berw.-Ardiv 8 S. 280; 9 S. 27. Freytag, das Gef. betr. die Anftellung und Ber 
forgung der Rommnnalbeamten vom 80. Juli 1899, Berlin 2. Auflage 1500 (dem. 
mann). Ledermann desgl. Berlin 1899 (Guttentag ſche Sammlung). 1öfi deögl. 


Leipzig (Serig 1899), Loevenich desgl. Hamm (1899); Jebens im iß. Verw.⸗Blatt 
Rage 9 al Dam RN; 
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A. Anfellung ber Gemeindebeamten (Begründung der Bramten- 
eigenfgaft). 

1. Der Bille der Gtabtgemeinde wird gebildet durch den Magiſtrat und 
die Stadtv.-Berf., die Ausführung dieſes Willens liegt dem Magiſtrat mittelft der 
fädtifchen Beamten, ob. dem bie ſtädtiſche Verfaffung dieſe als die berufenen 
Organe zur Durchführung des Willens der Stadtgemeinde Hinftellt, find die ſtädtiſchen 
Aemter weſentlich für den Organismus der Stadt. 

a) Weder die SO. noch das KB®. gibt eine Definition des Begriffes 
„Rädtifher Beamter.“ Die im $ 1 RB®. gegebene Begrifis-Erläuterung „Kom= 
mımalbeamter“ fol Teine allgemeine gültige Definition geben, fondern nur ben 
Rortgebraud) im Sinne dieſes Gefches fertegen, Für die Beamteneigenſchaft im 
Sinne ber $5 350 u. ff. des Straf ⸗GB. ift $ I KBG. nicht maßgebend, dagegen wohl 
für die Anwendung des Steuervorrechts der Kommtunalbeamten. 

Die Begrifföbeftimmung des Beamtenverhältniffes gehört bem öffentlichen Rechte 
an. Danach find ſtädtiſche Gemeindebeamte alle diejenigen Berfonen, welche in einem 
öffentlidh-redhtlihen Dienftverhältnifle zur Stadt ftehen und in diefeß durch einen ber 
fonderen öffentlicherechtfichen AM (j. u. &. 327 u. fin. 8) zum Zwege der Ausübung 
von Gemeindegefchäften beftellt find (f. Stier-Somlo Berm.-Arhiv 12 ©. 447 u. bie 
dort angeführte Siteratur. Gegen die Herridhende Auffaffung befonders Preuß a. a. D. 
©. 77 u. f.207 u. ff.). Wefentlich iR für den Rommunal- ebenfo wie für den Staats 
beamten biefeß eigentümlid begründete, ihn zur _befonderen Treupflicht verpfuchtende 
Öffentlid)-regtlic)e Dienfverhälmis E feinem Dienfheren, zur Stabt bezw. zum 
‚Staate (f. o. ©. 97 n. 2, OSG. 20 ©. 128, 16 ©. 154, 19 ©. 62, 06. 3), gleich“ 
gültig Dagegen ift, ob der das Amt bildende Tätigfeitfreis dauernd übertragen ift, 
ob er den Yufpanb der gefamten ober auch; nur voriegenben Lebenatätigfeit erforbert, 
ob die Dienfte belohnt werden. ES gehören daher nicht zu den Näbtifchen Beamten 
diejenigen, twelde auf @rund eines privatreditlicen Dienftvertrages A ber 
Stadt zu Dienften verpflichten, weil fie durch biefen Wertrag nicht in ein Untere 
ordnungs-Berhältnis zur Stadt treten, fondern ihr degenüber als gleichberechtigte 
Kontrahenten ftchen. 

33) Die StO. enthält keine Vorſchriften darüber, in welchem Umfange die 
Stadtgenieinden zum Broede ber Ausübung von Gemeindegefchäften Beamte anzır- 
ftelen verpflichtet und andererſeits berechtigt fein follen, bie erforderlichen Kräfte im 
Bege des Wrivatvertrages anzunehmen. Hier heſebliche Grenzen feftzuftellen, ift chenfo 
vermieden, wie dies für das Gebiet der Stantsverwaltung vermieden worden ifl. Es 
iR ohme Weiteres einleuchtend, daß nicht jede im Kommunaldienft tätige Perfon als 
Beamter angefehen werden fan. 8 find, tie im Etantsdienfte, fo au im Ron- 
mumaldienfte, eine große Anzahl von Perfonen, fowohl im Arbeiter und Dienftboten- 
verhältnis, als aud auf Grund anderweiter zivifredtlicher Verträge befhäftigt und 
tätig, weiche aus den verfchiedenften Gründen für eine Anftellung als Beamte nicht 
in Frage kommen können. Cine geſetzliche Beſtimmung über den Kreis derjenigen 
Berfonen, welche als Beamte angeftellt werden müßten, fünnte demnad immer nur 
einen Zeil der im Rommumnalbienft tätigen Perfonen ıınfaffen. Cine Begrenzung der 
als Beamte anzuftellenden Berfonen geleglic, fefzufegen, würde ſich aber aud) als 
unburchführbar erweifen. Mit den wecjlelnden und fih erweiternden Aufgaben ber 
Gemeinden ift auch bie Frage des Perfonals anhaltend im Fluß, fodaß eine gefegliche 
Feſtlegung nur hinderlich fein fönnte. Auch erſcheint es nicht empfehlenswert, den 
Kreis derjenigen Perfonen, welche als Beamte anzuftellen, den jeweiligen örtlichen 
Berhältniffen entfprechend ortöftatutarifch fetzufegen, wie daß früher in Hannover 
gm Zeil vorgefchrieben war, durch KBG. 5 25 Sa 2 aber außer Kraft gefegt if. 

in folder Zwang zu ortöftatutarifcher Feſtlegung würde ebenfo wenig mit den im 
Retem Fluffe befindlichen Bedürfniffen rafch wachfender Städte verträglich fein und 
dadurd) nur ein großer Zeitauftoand ohne entipregenden Erfolg verurfadht werden. 
Die Prazis der Berwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte hat für das Rommunaf- 
beamtenrecht als Teitenden Grundfatz feftgehalten, daß obrigkeitlihe Funktionen, 
d. 9. Funktionen, welde organifh in die Berfaffung des Staates eingreifen und 
werte zu erfüllen haben, die in direkten Bezichungen zu den Aufgaben des Gtantes 
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und privat 

ſtehen, ausſchließlich von Beamten ausgeübt werden müffen, daB aber die Kommunen 
nicht verpflichtet find, die nicht mit ſolchen Sunftionen auszuftattenden, befonder# bie 
u tet en, wiffenfhaftligen, künſtleriſchen, oder die zu medhani« 
Then ienftleifungen benötigten Kräfte im Wege des öffentlic-rechtlihen Beamten- 
Tontrafts anzuftellen (OBG. 20 8.126; 22 ©. 67; 27 ©. 431)., Dasjelbe muß ins“ 
befondere auch für fämtliche im Arbeiierverhältnis befchäftigten und im Allgemeinen 
aud für die ausfchließlic, zum Dienft in den kommunalen Betriebsverwaltungen be- 
fimmten Perfonen, fal8 ihmen obrigteitliche Yunftionen nidt übertragen find, 
gelten. So werben für die Dienfte in fädtifchen Theatern, Mufeen, Badeetabliffements, 
Gasanftalten, Schlahthöfen im Allgemeinen Nichtbeamte angenommen werden fönnen, 
während im Einzelnen einem Schlachthofoorfteher, welchem die Befugnis zum Erlaß 
poligeilicher Verfügungen (3. ®. Betrefis der Berweifung minberwertigen Fleifches 
auf die Freibant) übertragen werben fol, Beamteneigenichaft eingeräumt werden muß 
Ausf.-Anm. Art. 1 Nr. 5, f. 0. $ 56 ©. 272). Zu den medhanichen, aud) von 

'ichtbeamten wahrnehmbaren Dienftleiftungen werden bie Funktionen von Pförtnern, 
Dienern, Kopiften, Arbeitern und anderen ähnlid; beihäftigten Perfonen gerechnet 
werden fönnen. uch werden ſoiche Befcäftigungsarten, welde von vornherein zeite 
lich oder ſachuch begrenzt — 3.8. bie Bearbeitung einer ommunalen Entwäfferungs- 
anftalt — oder welche auf Probe oder zur Vorbereitung eingegangen find, nicht Ber 
amten vorzubehalten, fondern zur privatrechtlichen Regelung freizugeben fein, voraus - 
gefest, daß obrigkeitliche Funktionen bei den zu übertragenden Geicäften nicht in 

etracht kommen (f. Ausf.-Anv. Art. 1 Nr. 6). An diefen Orundfägen ift für bie 
Zutumt um fo mehr feitgehalten, als eine entgegengefeßte Stellungnagme ber Ber 
wegungsfreiheit der Stadigemeinden insbefondere auf dem wichtigen Gebiete der 
tonmuinalen Betriebsverwaltungen, Seffeln anlegen würde, welche üüge Ronturrenz« 
fägigfeit gegenüber privaten Unternehmungen fhädigen Rönnte. 

Das Verhältnis der durch privatregtlichen Dienftmietvertrag für ben Dienft 
der Genteinde angenommenen Perſonen ift in Ermangelung anderweiter Vereinbarungen 
nad) den Beftimmungen der $$ 611—630 BEL. zu beurteilen. 

bb) Allerdings darf die Hier gewährte Freiheit nicht zum Nachteile der Ber " 
amtenantärter in der Richtung mißbraucht werden, daß ihren eine größere Zahl 
eigentliche Beamtenftellen ducch übermäßige Ansdehmung etwa der aushilfsmeife ein» 
gegangenen privatrechtlichen ‚Beihäftigungeverhälmife entzogen würde. Um der leteren 
Gefahr vorzubeugen, Hat e8 jedod im KBG. eines beionderen Redtsjages nicht ber 
dunft, da die allgemeinen Bollmagıten der Kommunalanffichtsbehörden dazu Binreichen, 
die Neubegründung und orbnungsmäßige Belegung von Beamtenftellen, welche fich im 
Organismus der Kommunalverwaltung als erforderlich ergeben, herbeizuführen. I 
diefer Beziehung it zunähft für das gefamte Gebiet der Ortöpolizeiverwaltung an 
der burd) das Gel. vom 11. März 1850 (1. u. $ 62) begründeten flaatficen Organifa- 
tionsbefugnig feftgehalten. Aber auch darüber Hinaus bleibt e8 Met und Pflicht der 
Auffichtsbehörde, die Wahrnehmung obrigkeitlicher Funktionen durch Beamte nötigen 
falls im Wege des Zwanges durdjqufehen. In der Berechtigung der Auffichtsbehörde 
zu denjenigen Mafregeln, weiche erforderlich find, um die Verwaltung in dem orde 
mumgsmäßigen Gange zu erhalten (f. u. $ 76 n. 4 legt. Abf.) und in der durch $ 14 
KBG. feitgeftellten Regulierung unzulänglicher Beamtenbefoldungen ift weiterhin die 
Befugnis enthalten, anch für folde Zunftionen, welche zwar nicht obrigfeitlidher Natur 
find, aber aus organifatorifhen Gründen von bejoldeten Beamten wahrgenommen 
werben müffen, bie Anftelung folder zu verlangen. Hiernad; fol nad Ausf.-Ano. 
Art. I Nr. 5 Abf. 3.8 der Auffichtsbehörde zufichen, zur Verwaltung umfangreicher, 
verantwortlicher und ftändiger Sefrctariatsgefchäfte in einer größeren Gemeinde, weiche 
bisher in umzulänglicher Weife durch Privarichreiber des mit einem Dienſtunkoſten ⸗ 
panfchfage bedad)ten Bürgermeifters verfehen worden find, die Aufelung eines ber 
foldeten Bureaubeamten zu verlangen. Das Recht der Auffichtsbehörden, aus organifa» 
torifchen Gründen die Errichtung neuer Beamtenftellen und die Anftelung befoldeter 
Beamten zu verlangen, ift in OVG. 41 ©. 151 (WMB. 1902 ©. 71, PB. 24 
©. 58) anerlannt, |. and) Freytag ©. 76. Anderer Meinung Kauy-Appelius ©. 48 
and Preuß &. 264. 877. 
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Die Errichtung neuer Beamtenftellen erfolgt durch einfachen Geineindebeſchluß, 
durch Ortsſtatut mur in den vom Geſetz vorgefehenen Fällen, fo bei Einrichtung von 
Mogiftratöftellen unter Abweichung von den Normen der StO. (58 29, 30) und cbenfo 
bei einer von ben Normen der StO. abweichenden Organifation der Bermwaltungs- 
deputationen (f. 5 59 Abf. 3 StO). Im der Regel erfolgt die Errichtung neuer 
Stellen durch, den Etat. Der hierin enthaltene Gemeindebefhluß über die Errichtung 
einer neuen Beamtenftele bildet die dauernde rechtliche Grundlage für die Organifas 
tion und Dotierung diefer Stelle. Die einmal bemiligte Grganfatorifdhe Einrichtung 
ift, fofern im Etat nicht ausdrüdlic etwas Anderes beftimmt ift, auf die Dauer be 
mwiligt. Weder Dagiftrat noch Stabto.-Berf. Tönen alfo einfeitig eine folche Bofition 
aus dem nädften Etat wieder ausftreihen (Preuß ©. 369). 

db) Die ſtadtiſchen Beamten find Ehren- oder Berufsbeamte. (Preuß 
&. 357.) Erftere.haben ihr Amt unentgeltlich, iehtere mn gegen die bei der Ueber- 
nahme bdesfelben zugeficherte Befoldung zu verwalten. Doc; gehören zu erfteren auch 
diejenigen, welche als Entgelt ihrer Dienftleiftungen Lediglich eine unmefentliche zur 
Dedung, ihrer Xıntsunfoften beflimntte Barenticädigung erhalten (8 64 Abf. 4 Aust.» 
An, KBG. Art. I Nr. Ic). Ehrenamter Fönnen nur fimmfähige Bürger 
der Stadt verwalten und diefe find au ihrer Uebernahme auch verpflichtet (8 74 
ED). Zur Verwaltung eines ftäbtiichen Berufsamtes ift dagegen Niemand ver- 
pflichtet, tie anbererfeits auch jeder Nichtgemeindeangehörige dazu befähigt if. Weide 
Deamtentategorien find aber in gleicher Weife Organe des Willens der ©tadtgemeinde, 
beide ſiehen in gleicher Weife in Dienfte der Etadt und haften ihr für gewiffenhafte 
Erfülung ihrer Amtspflichten. Während — abgefehen von den befoldeten Magiftrats- 
mitgliedern — die Berufsbenmten vom Dagiftrat gewählt werben, find bie Gtabtv. 
Eu Wahl der ſtädtiſchen Chrenbeamten berufen, fo der Mitglieder der ſtädtiſchen 

eputationen und Kommiffionen ($ 59) und der Bezirkövorficher ($ 60). Auf bie 
Ehrenbeamten finden die Beftimmungen des KB. Feine Anwendung (f. $ 2 Abf. 2 
XBG., Art. 1 Nr. Ic Ausf.-Aum.). 

€) Beamte der Stadtgemeinde find auch der Bürgermeifter und fämtliche Mit» 

glider des Magiftrats. Unter den Gemeindebeamten, von denen im $ 56 Nr. 6_die 

jede, find aber nur diejenigen zu verftchen, welche vom Magiftrat anzuftellen find, 
d. 5. welche weder Mitglieder des Magiftrat® ($ 29), mod der Verwaltungs» 
deputationen ($ 59), mod Vezirlsvorftcher ($ 60) find, wenngleich legtere von 
Magiftrat beftätigt werden. 

Ais Gemeindebeamte find nicht zu betrachten: Lehrer an ſtädtiſchen Gymnaſien, 

MR. 1864 S. 138), überhanpt Lehrer an ſtädiiſchen Schulen (EN. 23. Juni 1858, 

MB. S. 156, RZE. 37 ©. 298, OVG. 14 ©. 75), Geiſtliche, fowie Rirchendiener 
an Rädtifchen Kirchen. Ferner werden al$ Gemeindebeamte in der Regel nicht anzu» 
Schen fein: Rats-Zimmer- und -Maurermeifter, deren Verhältnis zur Gemeinde cin 
rein privatrechtliches, durch Vertrag geregeltes, iſt. Im einem gleichen vertrags- 
mäßigen Verhältnis ftehen meift aud) nur die Armen und Hofpitalärzte. (DM. 1840 
©. 173.) Ob legtere als Gemeindebeanite zu betrachten, kommt auf die Art ihrer 
Berufung und Anftellung an (f. and) unt. S. 330 bb). Bu den Gemeindebeamten 
gehören aber neben den Bureau» und Kaffenbeamten, Boten ufw. die von der Ge- 
meinde angeftellten befonderen Standesbeamten und deren Stellvertreter, die ſtädtiſchen 
Eichmeifter, wenn fie Gehalt oder Tantieme aus Gemeindemitteln bezichen — (die 
rechtliche Stellung der Cidmeifter wird durd) die Meichägefeggebung beeinflußt 
BBB. 25 ©. 163), — die Hädtifhen Sparkaffenbeamten, überhaupt alle befoldeten 
Perufsbeamten, felbft dan, wenn es fid) um nebenanıtlidhe oder nebenberufliche 
Zunftionen handelt. Das KBG. bezeichnet die Gemeindebeamten des $ 56 Nr. 6 
als „fädtifche Beamte“ ($8 8, 12, 14 &BG.), ihnen die „Beamten der Stadtgemeinde“ 
gegemüberflellend und darunter au die Dagiftratsmitglieder begreifend ($ 15). 

Die Mädtifchen Gemeindebeamten zerfallen in drei Klaffen: 

die oberen Gemeindebeamten, welde einzelne ‚Bermaltungegeige oder ſtädtiſche 
Anftalten zu leiten haben (Oberförfter, Baubireftoren, Schulinfpeltoren, Gas» 
anſialts · und Waflerwerksdireftoren). Die StO. hebt diefe Art von Gemeinde> 
beamten, für welche eine wiflenfhaftliche oder technifche Ausbildung erfordert 
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wird, nicht befonders hervor; zu ihnen gehören auch bie Magiftrats-Affefloren, 
1.$ 29 n. 4 ©. 140; 

bie BBB deren Dienſt eine eigentümliche Geſchäftsbildung er⸗ 
fordert; 

Unterbeamte, welde überwiegend IH mechaniſchen Dienftleiftungen beſtimmt find, 
deren Dienft keine befonbere Ausbildung erfordert. 

5 Eine befondere Stellung nehmen mod die Polizeibeamten ein ($ 82 

SO. $ 11 Abf. 2 RBG., $ 4 Gel. vom 11. März 1850) und die Gemeinde- 

forftbeamten (f. u. n. 4 zu $ 1 des Gef. vom 21. Juni 1892 und $ 23 KBG.). 

2. KB®. Hat bie beftehenden Beſtimmungen der StO. über die Art der An« 
ftellung der Beamten nicht abgeändert. Die Anftellung (Wahl) ber unter $ 56 
Nr. 6 fallenden Gemeindebeamten ſteht bem Magiftrat zu. 

a) Eine Mitwirkung bei der Anftellung ift der Stadtv. Verſ. in foferm zuger 
fanden, als fie einerſeits über bie Anſtellungsbedingungen mitzubejhliegen hat 
(8 9 Abf. 1 RBG.), andererfeit8 aber auch über die fung jelbft, vernommen 
werben fol. Es fehlt aber an Beflimmungen darüber, inwieweit ihr ein 
Widerſpruchsrecht gegen die getroffene Wahl zuficht. OL. (Strieth, a 24 
©. 186) hielt die Vernehmung der Stadtverordneten für fo weſentlich, daß ihre 
Unterlaffung die Anftellung nichtig made. Die berrihende Meinung geht jedoch 
dahin, daß diefe Vernehmung eine innere Angelegenheit der Gemeinde iſt. Durch 
ihre Unterfaffung wird die Rechtsgültigkeit der Anftellung gegenüber dem Anger 
flellten nicht berührt und bie Gtadtgemeinde dann daher aus dem Unterbleiben ber 
Anhörung der Stadtverorbneten-Berfammlung nicht das Recht geltend machen, dem 
betr. Beamten bie Beamteneigenfhaft zu verſagen (RZE. 37 ©. Al, vBB. 17 
©. 383). Nach der Herri—enden Meinung räumt bie Borfchrift, daß die Gtabtv.- 
Berfammlung dor Anftellung eines Gemeindebeamten vernommen werden fol, dieſer 
nicht eine enticheidende Stimme, fonden nur ein votum consultatioum ein. 
(BBL. 14 ©. 498.) Gewiß wird der Magiftrat tatfählih begründete und an 
fi erheblihe Einwendungen der Stadtv. gegen die moraliſche Würdigfeit und bie 
gelchäftlihe Dualifitetion des Anzuftellenden nicht unberüdfichtigt laffen, wenn er fi 
nicht regreßpflichtig machen will. Will er aber die erhobenen Einwendungen nicht 
al8 richtig anerfennen oder glaubt er, über biefelben hintweggehen zu fönnen, fo ficgt 
hierin nad) ber herrſchenden Anſicht doch feine Meinungsverjdiebenheit beider 
Kollegin im Sinne des $ 36, welche ein Anrufen und eine Entfcheidung des Be- 
zirlsausſchuſſes rechtfertigte. (So Leidig S. 150, Jebens ©. 189, Ebner 8 
©. 291/293, Preuß ©. 385, Ledermann ©. 269; in den früheren Auflagen wurde 
mit Schön ©. 144 bie entgegengefegte Anficht vertreten.) Uebrigens beſteht eine 
Serpfichung zur Anhörung nicht {om bei probeiveifer, fonbern crft bei der define 
tiven Anftelung. Eine finguläre Vörſchrift enthält $ 18 des Spariaſſen ⸗Reglements 
vom 12. Dezbr. 1838, Darnad) fann die Stadtv.-Verj. ftatutarifch zur Mahl der 
bei einer Sparkaffe anzuftellenden Beamten berufen werben (f. o. ©. 2%). 

b) Aber auch der Auffichtöbehörde gegenüber ift der Magiftrat in dem Rechte 
der Anftellung ber ftädtifchen Beamten im Allgemeinen einer Beſchränkung nicht 
umterworfen. Der Auffichtöbehörbe feht weder ein Wiberfprudßreht, nodh ein Be- 
ftätigungsredt bei der Anpelung, der ftäbtifhen Gemeindebeamten zu. Nur die 
ſtãdtiſchen Polizeibeamten ($ 4 Abf. 1 des Gef. v. 11. März 1850 f. u. 5 62) be- 
dürfen der Beftätigung des Reg.-Präfidenten und bie befonderen Stanbeöbenmten der 
Genehmigung des Ober-räfidenten (8 + bes Neichsgel. betr. die Beurtundung des 
Berfonenftandes pp. vom 6. Februar 1875, |. u. $ 62 IIND. Dagegen beftcht eine 
mefentliche Befchräntung des Anftellungsrechts durch die gefegliche Verpflichtung der 
Stadtgemeinden zur Verüdfihtigung der Militäranwärter bezw. ber Zivilverforgungs- 
beredjtigten bei der Befegung ber Subaltern- md Unterbeamtenftellen (j. u. D) und 
der Forftverforgungsberedhtigten bei Beſebung der Forftbeamtenftellen (j. u. D zu 
$1n. 4 des Gef. v. 21. Juli 1892). 

0) Lediglich der Beftimmung bezüglich dem Ermeſſen des Magitrats unter 
Tiegen ferner bie perfönlichen Fähigkeiten und Fertigleiten, die der Gemeindebeamte 
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für fein Amt mitzubringen hat. Geſetzliche Borfehriften über eine wiſſenſchaftliche, 
tedmiiche ober prattiſche Berbifbung der fädtifcen Beamten beftchen nicht. Indeß 
wird namentlid) in den größeren Städten bei den anzuftelenden Beamten eine ger 
wiffe Borbildung, meift biefelbe, wie bei ben entſprechenden Klaffen der Staats- 
beamten, für bie Anftellung erfordert. And) fann der Dagiftrat die ihm nötig er» 
feinenden Prüfungen felbft abhalten, und die Verpflichtung der Stadt zur Anftellung 
von Militäranmärtern if durd) diefed Prüfungsregt eingeijräntt. 


A Der $ 14 Zuf.-Gef., wonach über die Gültigkeit von Wahlen der Ger 
meindebenmten, welche der Betätigung nicht bebürfen, der Bez.-Ansihuß beſchließt, 
greift bezüglich der vom Dagiftrat gemäß $ 56 n. 6 anzuftellenden Gemeindebsamten 
nicht Plag (f. u. $ 60). 


3. Die SO. enthält fih jeder Berimmung darüber, in welden Formen 
fi) der Aft der Anftellung der ftädtifchen Gemeindebeamten vollzicht bezw. welche 
Momente zufammentreffen müflen zur Begründung der Annahme, daß die Anftellung 
als @emeindebeamter perfett und in das Leben getreten ift. Mag aud) das Beamten« 
verhältnis nur in gewifien Richtungen nad) den Grundfägen des Privatrechts zu be» 
ateilen fein und ım Uebrigen dem öffentlichen Rechte angehören, immer if recht - 
erzeugender Faltor ber ausdrüdlich erklärte oder doch fonft erlennbare Wille der Be» 
teiligten. Es muß bie auf die Begründung und Durdführung eines dauernden 
Dienftverhäftmiffes gerichtete Abfirht beider Leile zum Ausdruck gast und bie 
Realifierung derfelben mit Sicherheit zu entnchmen fein. Das Neidhsgeriht hat 
jeroch in einem Erkenntnis (RZE. 37 ©. 225) angenommen, daf die Anftellung 
eines Rädtifchen Beantten ſich auch ftillfchweigend vollziehen Tönne, indem c8 den 
Wilfen der Beteiligten, ein Beamienverhälinis zu begründen, in der allgemeinen Lage 
des Falles, insbefondere in dem tatfählidhen Fortbeftchen eines Befhäftigungs-Ber- 
hãltniſſes dofumentiert fand, weldes zweifellos urſprünglich nicht als Beamten-An- 
flellung gedacht war. Bei der Benrteilung desfelben Beſchäftigungsverhältniſſes 
hatte aber OBG. (18 ©. 55) ansgelprogjei, daß es als Beamtenanftellung nicht zu 
qualifigieren fei, abgefehen davon, daß bie Annahme einer ftillfehweigenden Anftelung 
ſchon an fid) nicht unbedenklich fei. (OBG., PBB. 11 S. 192) Eine folde Diver- 
genz in der Vegriffsbeftimmung dev Beamtenanftellung mußte aber im der Praxis zu 
um fo ſchwereren Unzuträglicfeiten führen, als jeder angeftellte Beamte, foweit feine 
Dienftleiftungen andere al8 nım vorübergehende oder medjanifche find, im Gebiete der 
SO. 1853 und der diefer nadhgebifdeten Städteorbnungen Traft Geſebes als Lebens. 
länglich angeftellt gilt ud jede vom Mogiftrat generell oder fpeziell der Anftellunng 
eina Beigefigte Einſchrankung, insbefondere cin Kündigungsvorbehalt, als rechtlich 
unmirffam eradhtet wird. (OL. Striethhorft's Archiv Bd. 90 S. 220, NIE. Rd. 37, 
&. 225, OLG. Bd. 12 ©. 48 (pBB. 14 ©. 497.) Somit handelte c3 ſich für eine 
Stadt im Falle des Zweifels über das_juriftifche Welen eines Beldhäftigungs-Ber- 
Hältniffes im Gebiete der genannten Städteordnungen im Allgemeinen nicht bloß 
darum, ob der Beichäjtigte cin Beamter, ſondern auch, ob er lebeuslänglich angeftellter 
Beamter mit einem dauernden Gehaltdanipruc, gegen die Ctadt ift. Angefidhts jo 
erheblicher Mechtsfolgen bedurfte es zur unzweidentigen Feiftellung des auf die Ber 
gründung eines wirklichen Beamtenverhältniſſes gerichteten Willens der Beteiligten 
eines formellen, äußerlichen Kriteriums, weil eine Mare Unterfcheidung des private 
rechtlichen Dienfmietvertrages von dem öffentlich-regitlidhen Yeamtenfontraft in der 
Vrogis vermißt wird, denm weder die Abfeiftung des Dienfteides mod) die Art der 
übertragenen Gefdjäfte Tiefert ein effentielles Moment für den Beamtenbegriff Als 
ſicherſtes Kriterium der Beamtenanftellung hat das KAG. im Einklange mit dem 
Rechte ber Reichsbenmten ($ 4 Heichsbenmten-Gef. vom 31. März 1873) die Aus- 
Yanigung einer Anftelungsurkunde feftgefeht. Indem $ 1 ABG. mur denjenigen 

ie einen KRommumalbeamten erklärt, wer als Beamter für den Dienft eines 
Kommunalverbandes gegen Befoldung angeftellt ift umd dann im zweiten Sat hinzu» 
fügt, „die Anftelung erfolgt durch Aushändigung einer Anftellungs-Urkunde, wird 
die dargelegte Unficherheit des durch die Retfpredung des Reichegerichts herbeiger 
führten Rechtezuſt andes befeitigt. 
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3) An die Uebergabe der Anftellungs-Urkinde iſt für die Anfellung ber 
Kommumalbeamten Fonftitutive Wirkung (bie konftitutive Kraft eines iommunalen 
Willensattes) gefnäpft und damit bie Annahme einer Rilfmeigenten, aus lontiu⸗ 
denten Handlungen hergeleiteten Anftellung befeitigt. Nach dem KBG. kann die An⸗ 
ftelung eines Gemeindebeamten nur allein und ausichließlich durch Aushändigung der 
Anftellungs-Urkunde erfolgen. Es ift dies der die Beamteneigenfchaft begrünbende 
formale Att, fo daß es in Zukunft ausgeichloffen fein fol, diefe Eigenicjaft aus irgend 
welden anderen Momenten, etwa aus ber Art ober ber Dauer der Deihäftigum, 
aus der Vereidigung ufro. zu folgern. Die Anftelungsurfunde ift nad) dem KBE. 
nit ein Erkenntnismittel, fondern die weſentliche Borausfegung der Anftellung als 
Beamter (OBG. 42 ©. 68, Freytag ©. 27). 

Bon befonderer Wichtigfeit wird das durch das Erfordernis der Anftellungs- 
Urkunde eingeführte wefentliche Unteri—heidungsmertmal für diejenigen Gruppen vor 
Kommmalbedienfteten, weiche wie die Funktionäre fäbtifher Betriebsverwaltungen, 
{don nad) der bisherigen Prazis teils im Wege des privatrehtlichen Vertrages, teils 
in dem des öffentlichen Beamtenkontrakis angenommen zu werben pflegten. 

Die der prwatrechtliche Vertrag, fo if auch ber Bffentlich-rechtliche Benmten- 
Kontraft ein zweifeitiges Rechtsverhälinis, beftehend aus YAushändigung und An- 
nahme ber Anftellungsurfunde. Niemand ann ohne oder gegen feinen Willen 
Kommunalbeamter fein. Die Annahme der Anftellungs-Urkunde Seitens des Anzu · 
fellenden if erforderlich, demgemäß beginnt auch da Beamtenverhältnis mit der 
Aushändigung der Anftelungs-Urkunde, was allerdings nicht ausſchließt, daß in der- 
felben ein fpäterer Termin des Beginns feftgefegt wird. (Preuß ©. 406. Ab» 
tweidjend Ebner 8 ©. 314.) — Der —— des Anzufelenden braucht nicht 
ausbrüdtid erflärt zu werben, kann vielmehr aus den Tatumftänben gefolgert werben. 
(1. Ebner 8 ©. 298.) 


b) Was die Form ber Anftellungs-Urkunde betrifft, fo erklärt es die Ausf.» 
Amo. Art. I Nr. 3 für ermünfcht, daß fie durch das die Beamtenverhältniffe 
des Kommunalverbandes ordnende Ortsftatut feftgeftellt werde. denfalls ift die 
Form möglihft einfach zu halten und fo zu faflen, daß über den Beamtencharakter 
des Anzuftellenden fein Zweifel obwalten kann. In der Anftelungs-Urkunde muß 
zum deutlichen Ausbrud gelangen, dag ber Betreffende „als Beamter“ angeftellt fei. 
Neben diefem wefentlichen Beftandteil der Anftellungs-Urkunde wird die Aufnahme der 
beobachteten Beftallungsformalitäten, ber Anftellungsdauer, der Amtslautionen und 
etwaiger befonderer Verabredungen ſich empfehlen. Die Ausf.-Anw. (Art. I Nr. 8) 
empfiehlt für die Anftellungs-Urkunden eines ſiädtiſchen Polizei-Infpeltors umd eines 
ftädtijchen Yureau-Affiftenten folgende Formulare: 

R a) Nach Bernehmung der Stadtv.-Verf. und mad) Beftätigung durch dem 
Königl. Keg.Präf. zu N. werden Sie hierdurd) zum Boligei-Infpettor für die Stadt 
gemeinde &. und damit zum ftädtifchen Beamten auf Lebenszeit ernannt. An Gehalt 
wird Ihnen ein Jahresbetrag von... ME und Dienftlleidung nad) Maßgabe des 
Neglements von... . gewährt. 

bb) Nach Bernehmung der Stadtv.-Berf. werden Sie hierdurch zum Burcau- 
Aifittenten in der Stadt &. mit Beamteneigenfhaft ernannt. Ihre Anftellung erfolgt 
unter dem Vorbehalt dreimonatlidyer Kündigung nad Maßgabe des Ortsftatuts 
vom... AS Gehalt haben Sie einen Fahresbetrag von... MI. zu beziehen. 

Die Ausf. An. gibt den Reg.-Präf. zur Erwägung anheim, ob es fid) nicht 
empfiehlt, für die ihrer Auffiht unterftellten Rommunalverbände Mufter von An- 
ftellungs-Urkunden der einzelnen Beamtenfategorien zu erlaffen, 

Die Anftellungs-Urkunden unterliegen nad Nr. 12 bes geltenden Stempel» 
tarifs als Beftallungen einem Stempel’in Höhe von T,50 Mt. Diefen Stempel hat 
der Auzuftellende zu tragen (f. Freytag ©. 29 n. da). 

‚c) Durch 51 Abſ. 1 8BG. ift zugleich die gefeglihe Verpflichtung der 
Gemeinde begründet, dem als Beamten Anzuftellenden eine Anftelungs-Urkunde auge 
zuhändigen, ohne daß es notwendig gewvefen wäre, im Gefeg auch ausdrüclich 
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anszufpredhen, daß biefer Berpflichtung Seitens ber Gemeinde machpufommen fei. 
Weder der Auſpruch eines Kommunalbeamten auf Anerkennung feiner Eigenſchaft als 
lebenslãnglich angeftellter Gemeindebeamter, noch ber Anfpruch auf Aushändigung 
einer Anftellungsuchmde kdumen der Gegenftand einer‘ Mage im Berwaltungefireit» 
verfahren oder im ordentlichen Rechtswege bilden (j. u. $ 64 n. 9). Er ift vielmehr 
nur im Beſchwerdewege vor der kommunalen Auffihtsbehörde a Geltung zu 
bringen. Diefe fann in Anwendung ber Zmangsbefugniffe der 85 132 ff. 2B®. an 
Stelle des Gemeindevorftandes durd einen Dritten die Anftelungs-Urfunde volle 
ziehen und dem Beamten aushändigen laffen. (Preuß ©. 401, 403.) (Preuß ©. 401, 
403, 450 tonftruiert einen bor den arritger hen verfolgbaren Schadensanfpruch 
megen der duch Nidtaushändigung der Anftellungs - Urkunde vedhtsmibrig nicht 
vollzogenen Anftellung bezüglich wegen rechtswidriger Bereitelung des Auſpruchs auf 
aublung des Beamtengehafte, Indeß ohne Aushäudigung der Auftellungs-Urkunde 
iR der Auftelungsrille nicht reitsgüftig geäußert bezw. erflärt. or fold) redjte-" 
giftigen Billensäußerung Hat der Anzuftellende keine vor dem Zivilrichier verfolg- 
joren Rechte erlangt.) 


Mit Rücficht auf die große praftifche Bedeutung der Vorſchrift bes $ 1 Abf. 1 
and auf den Umftand, daß die erfahrungsmäßige Abneigung einzelner @emeindebe- 
hörten in Meineren Stabtgemeinden gegen ſchriftliche Aufzeichnungen zu ſchweren 

hädigungen von Perfonen führen fönnte, weicht al Suhaber von Aınteftellen An- 
Kellungs-Urkunden nicht erhalten haben, fol es nad; Art. 1 Nr. 4 der Ausf.-Anm. 
nicht, den anzuftellenden Beamten allein überlaflen werben dürfen, die Xus- 
händigung folcher Urkunben zu betreiben, vielmehr jollen die Reg.-Bräf. für die ihrer 
Anfficht unterftehenden Meineren Rommunalverbände je nad; Bedürfnis eine periodiice 
oder Einzeltontrolle der Torreften Handhabung diefer Vorſchrift einrichten und überall 
dort, to fie einen Inhaber einer Amtsftelle olne Anftellungs-Urkunde finden, die Aus - 
händigung einer folhen, gegebenen alles mit den Zwangemitteln des $ 132 2BG,, 
herbeiführen. 

Wohl zu unterfheiden von dem vorftehend behandelten Falle einer Berfäumung 
der Urlunden-Aushändigung an den Juhaber einer Amtsftelle, deſſen Beamten- 
eigenſchaft von den ‚Barteien gewollt, aber wegen jener Berfäumung nicht erreicht 
worden ift, ift der Fall, in welchem ein Konımunalverband Funktionen, die ordnumgs- 
mäßiger Weife von einen Beamten wahrgenommen werden follten, von einer im 
privatrechtlichen Dienflmietvertrage angenommenen Perſon verfehen Täßt, d. h. eut- 
weder eine Amtsftelle für diefe Perfon wicht fchaffen oder eine beftehende Amtsftelte 
nit mit einem Beamten bejegen will (j. hierüber oben ©. 324 bb). 

d) Die Borf hrift des S 1 Sat 2 bezieht fih anf alle, vom Inkrafttreten 
des KBGÖ. an anzuftellenden befoldeten Beamten der unter das Geſetz fallenden Kom- 
munafverbände, aud auf die Magiftatsmitglieder (ſ. o. $ 38 ©. 150), jebod mit 
folgenden Einfchränfungen: 

aa) Den Beftimmungen des $ 1 KBG. unterliegen gemäß $ 2 Abi. 1 die 
auf Probe, zu vorübergehenden Dienftleiftungen oder zur Vorbereitung angenommenen 
Berfonen nit. Es lan ihmen jedoch mad) dem freien Entfehluffe der Gemeinde 
die Eigenfhaft von Kommtunafbeamten und muß ihnen ſolche beigelegt werden, wenn 
fie obrigleitlihe Funktionen ausüben follen. Im diefen Fällen Lönnen auch diefe 
Berfonen Beomtenquafität Iediglich durch Aushändigung einer Anfellunge-Irkuude 
erlangen, Die fo erfolgte Anftelung hat aber nur die Bedeutung einer vorläufigen, 
bei einem auf Brobe Angenommenen durd) die erfolgreiche Abfolvierung der Wrobe- 
zeit bedingten und nur für die Dauer derfelben geltenden Anftellung. Führt die 
Abfolvierung der Probezeit zur definitiven Auſtellung, fo erfcheint e8 nicht nötig, dem 
Beamten, der bereits eine Anftellungs-Urkunde bei der Anftellung auf Probe erhalten 
hat, noch eine zweite anszuhändigen. Cs ift aber amedmäßig eine jolche zu erteilen, 
zur Bejeitiguug aller Zweifel, nicht nur über den Beamtendjarakter des Angeftellten, 
fondern auch; über die Jonftigen Bedingungen der Anftellung. 

Die Vorſchrift des 5 2 Abſ. 1 Sat 2, wonach bie Anftellung der auf 
Brobe 2c. angenommenen Beamten durch Aushändigung einer Anftellungs-Urtunde 
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exfofgen foll, bezwegt die deutliche Unterfcheiduug ber beamteten von den nicht beamteten 
Brobiften. Ohne Aushändigung der Anftellungs-Urkunde find und bleiben die tm 
5 2 Abi. 1 aufgeführten Perjonen rein gibattontrattis angenommene Berfonen, 
deren Beichäftigungs-Verhäftnis nad den Befimmungen in den 85 611-630 BEL. 
zu beurteifen ift. 

I num auch den auf Probe, zu vorübergehenden Dienfleiftungen oder zur 
Vorbereitung Angenommenen Beamtenqualität beigelegt, fo unterliegen fie doch den 
Beftimmungen des KB. nur inforeit, als dies im Gefch auedrüdlic vorgefehen it 
g 2 Abſ. 1 Sat 1). Im diefer Beziehung hat das KB. ihnen zwar die wichtigeren 

jeomteitanfprüche, wie Benfionsrecht, Reliltenverforgung, Gnadenfompetenzen vor- 
enthalten (vergl. PBB. 23 ©. 812), fie aber bei der Regelung ber Zuftändigfeiten 
im Gebiete der freitigen vermögendrechtlichen Beamtenanfpräde ($ 7) und der Ent« 
ſchadigung ber Dienftreifen ($ ef berüdfichtigt. Außerbem hat das BG. ihnen noch 
die Fürforge zu Teil werden laſſen, daß es im $ 10 Ab. 2 eine Regelung der An- 
nohmebebingungen verlangt. Diefe Beftimmung fol einen im Interefje ſowohl der 
Stadtgemeinden als auch der Beamten liegenden Zwang zur völlig Maren uud er- 
ſchopfenden Regelung der Annahmebedingungen der vor Antritt zur Probe, zu vorüber- 
jegenden Dienftleiftungen oder zur Borbereitung einzugehenden Beidältigungsver- 
— herbeiführen. Ihre Durchführung fol insbeſoͤndere den Schwierigfeiten 
vorbeugen, welche über die frage entftanden find, ob das Beichäftigungsverhäftnis eines 
Bureauhilfsarbeiters oder eines fonftigen zur Aushilfe angenommenen Beamten ein 
Tedigfidh vorübergehendes fei oder nicht. Zu dem Ende mird die im $ 10 Mbf. 2 
vorgefcjriebene zuvorige Regelung der Annahmebedingungen (f. u. ©.333 aa) bei vor- 
Übergehenden Dienfleiftungen den Gegenfland ber Bejhäftigung und bie voraus- 
fichtlihe Dauer derfelben neben den vermögensreditfihen Domenten zu umfaffen 
haben (f. Preuß ©. 409). 

Bei Probebefchäftigungen if außerdem im $ 10 eine befinmte zeitliche Be- 
grenzung eingeführt. 

Ein auf Lebenszeit angefellter Kommunalbeamter gibt dadurd), daß er fi bei 
der Kommune um eine beffer befoldete Stelle berwirbt und fie auf Wrobezeit über- 
tragen erhält, das von ihm bisher bekleidete lebenslängliche Amt nicht auf (RZE. in 
PVB. 25 ©. 510), 

bb) Gemäß $ 2 Abf. 2 findet das KBG. überhaupt keine Auwendung auf 
nBerfonen“, welche ein Konmunalamt nur als Nebenamt oder Nebentätigkeit 
ausüben. Hierunter fallen alle diejenigen Perfonen, deren Amt entweder im Hinbfid auf 
feine Art und feinen Umfang oder im Hinblik auf den Umſtand, daß es neben einem 
Hauptamt oder einer nichtamtlichen Tätigkeit verwaltet wird, als Nebenamt anzu - 
fehen_if. Zu diefen Perfonen werden meift die Holpital-, Kraufenhaus-, Armen 
und Schulärzte gerechnet werden fönnen, die neben ihrer Privatpraris in der Kom- 
munafverwaltung befchäftigt werden. Cs gehören hierher ſowohl Inhaber folder 
Aemiter, deren Verwaltung im Allgemeinen Zeit und Kraft eines Mannes u nebenbei 
in Anfprud zu nehmen pflegt, al® and Kommunalbeamte, deren Hauptamt ein 
Staatsanıt (3. B. Kreisausihuß-Sekretäre, welde im Hauptamt Kreisſelreiäre And), 
ober deren Haupttätigkeit ein Sandwerfsberuf ift (3. B. Nachtwächter, deren Haupt» 
beruf 3. ®. das Schmiebefanbwerk if). Ob im gegebenen alle eine ſolche Nebeu- 
tätigleit oder ein Nebenamt vorliegt, ift — eine Tatfrage. Cin etwaiger 
Streit würde in dem durch $ 7 KBGG. vorgeichriebenen Verfahren auszutragen fein, 
vorausgefeßt, daß «8 fid Hierbei um bermögensredhtfiche Anfprüce des Ber 
amten handelt. fordert indeß der Beamte zunächft die Aushändigung einer An 
Relunge-Urtunde ($ 1 Sat 2), fo gift für diefen Fall das oben &. 339 n. 3c Gefagte 
(Ausf.-Anm. Art. 1 Nr. Ic). 

e) Während der erſte Sa des $ 1KBG. nicht nur die Fünjtigen, foudern 
aud) alle beim Inrafttreien des Gef. bereits al® Beamte angeftellten Kommunal- 
bedienfteten umfaßt, um fie ſämtlich ohne Weiteres der Wohltaten der BS. teil- 
haftig werben zu laffen, bezieht ſich die Formorichrift des zweiten Sayes nur anf 
die vom Inkrafttreten des Gefeges an anzuftellenden Beamten. Ihrem Wortlant nach 
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Kann diefer Vorſchrift eine rucwirlende Kraft nicht beigelegt werden. Aus ihr kann 
denmach zur Eutſcheidung der Frage, ob einer ober der andere ber bereits vor In- 
frafttreten des @efees angenommenen Kommunalbedienfteten als Beamter anzufehen 
umd baber gemäß Sat 1 des $ 1 der Wohltaten der 85 8—6, 12—15 teilhaftig zu 
maden fei, nichts entuommen werden (pPBB. 24 ©. 22). Die in vielen Fällen in- 
folge der (o. ©. 827) erwähnten —S— des Kteichegerichts beſtehende Un⸗ 
ficherheit, wer zur Zeit des Inkrafttretens des REG. als angeftellter Beamter rechtlich 
anzufehen if, wird fomit durch das KBG. micht erledigt (f. Freytag S. 29 n. 6). 
Bohl aber erfcheint «8 nad dem ausbrädlihen Hinweife der Anef.-Anw. Art. 1 
Nr. 6 angezeigt, gelegentlich der Einführung des Gej. Zweifel über die etliche 
Ligenſchaft — Kommunalbedienſteter im Wege der Vereinbarung zu erledigen. 
In diefem Sinne fol insbefondere auf die Magifträte durch die Aufſichtäbehörde ein- 
gewirkt werden (j. Preuß ©. 398). 


B. Dienfiperiode (Amtsbauer). Hierüber trifft Beftimmung KBG. in 
ben ee folgt: e ih u ’ 

$ 8. Die Auſtellung der ſtädtiſchen Beamten erfolgt, unbejchadet der Vorſchriften 
in 55 9 und 10, auf Lebenszeit. 

Für die Beamten der ſtädtiſchen Betriebsverwaltungen findet Abſ. 1 nur in- 
foweit Anwendung, als die Stadtgemeinden dies beſchließen. Welche Bermaltungs- 
zweige zu deu flädtifchen Betriebsvermaltungen zu rechnen find, kann durch Ortsftatut 
fefgefegt werben. 

$ 9. Abweichungen von dem Grundfage der Anftellung auf Lebenszeit (5 8 
Abf. 1) können durch Ortsſtaiut oder in einzelnen Fällen mit Genehmigung der 
Auffichtsbehörde feftgejegt werden. 

Soweit hiernad eine Anftellung auf Kündigung zuläffig if, darf die Kündigung 
nur auf Grund eines Beſchluſſes des kollegialiſchen Gemeindevorfandes (Magiftrats) 
oder, wo ein folder nicht befteht, eines aus dem Bürgermeifter und den Beigeordneten 
(Schöffen, Ratmänner) gebildeten Kollegiums erfolgen. 


1. Die Vorſchriſten der beftehenden SiO. über die Dauer der Anftellung der 
Sewmeindebeamten weiden vielfad) von einander ab. Gemäß $ 56 Nr. 6 SID. erfolgt 
ihre Anftellung auf Lebenszeit, fofern es ſich nicht um vorübergehende oder mechanifche 
Tienftleiftungen handelt. Dieſer Vorſchrift entſpricht diejenige im $ 56 Nr. 6 EtD. 
Behf. und diejenige im $ 63 Nr. 6 Gem.-Berj.-Gef. frantjurt a. D., dagegen ift 
gemäß $ 53 Nr. 6 StO. Rheinpr. die Anftellung der Gemeindebeamten auf Lebeuezeit 
den Beichlüflen der Nädtifchen Vehörden völlig Aberlaffen. Faut $ 45 St. Hannover 
werden die Stadtfefretäre und der Kämmerer anf Lebeuszeit ernanut, indejjeu lönnen 
für Heinere Städte Ausnahmen im Ortoeſtatute zugelaſſen werden. Das Dienft- 
verhäfnis der technifhen Beamten ift durch das Ortsftatut zu regeln. Die fonftigen 
Dienftuntergebenen find anf Lebenszeit, jedoch unter Vorbehalt der Dienftkiindigung 
anzuftelen, worüber das Nähere gleichfalls dem Ortsftatute vorbehalten if. Wach 
$ 715 StO. Schleswig-Holftein werden von den ſtädtiſchen Unterbeaniten der Stadt» 
faffterer und die fonftigen im Ortsftatute näher u bezeichnenden, mit wichtigen Aus 
gelegenbeiten betrauten ftäbtifchen Beamten auf Lebenszeit angeftellt. „Die übrigen 

Interbeamten werden für die wichtigeren, im Ortsftatute näher zu bezeichnenden 
Voften auf Lebenszeit, für vorübergehende oder mutergeordnete Dienfleiftungen anf 
Anneigung angeftelt.” HN. StD. hat in $ 61 Nr. 6 den Grundfat Iebeuslänglicer 
Anfellung der nicht dem Magiftrat angehörenden Gemeindebenmten dadurd) weientlic, 
gemildert, daß fie fonftige Abweihungen fowohl im Wege des Ortsftatute, alfo anch 
im Ginzelfale mit Genehmigung der Auffichtsbehörde, zuläßt, während fie für die 
Beamten Rädtifher Betriebeverwaltungen eine febenslänglice Anftellung überhaupt 
nur inſowen vorfieht, als die Gtadtgemeinden dies anebrüdlich beicließen. 

Diernach beftehen in den verfchiedenen Provinzen die größten Gegenfäte fo- 
wohl in formeller Beziehung, indem die Gefeggebung der alten Provinzen fid) anf 





332 SO. 5 56 Nr. 6. Gemeinbebeamte. (Anſtellung auf Lebenszeit.) 


den Erlaß allgemeiner Anordnungen beichränft, die der neueren Provinzen neben bem 
Erlaffe folder Anorbmungen der ortöftatutariichen Regelung weiten Spielraum Täßt, 
als auch in materieller Beziehung, indem in den öftli—hen Provinzen und in Weit- 
falen die geſetzliche Lebenslaͤnglichieit der Anftellung die Regel bildet, im Rheinland 
aber die Lebeuslängligjfeit überhaupt nur durd) den freien Willen der Gemeinde ver- 
uͤchen werden fan. Cs dürfte feinem Zweifel begegnen, daß das Ghftem der Gejeh- 
gebung in den neuen Provinzen den Vorzug vor dem in dem alten verdient. Denu 
es ermöglicht den zahlreichen und tiefgehenden Verſchiedenheiten Recmung au tragen, 
welche der Natur der Sache nad zwiſchen Stadtgemeinden mit einer Bevdlkerung 
von mehreren hunderttanfend und folden mit einer Vevölferung von nur wenigen 
taufend Einwoßnern in Aufehung der zu befriedigenden flädtifhen Bebürfniffe und 
damit auch in Anfehung der Beamten beftehen, die zur Befriedigung biefer Bebürfniffe 
anzuftellen find. 

Den Stadtgemeinden in den öftlihen Provinzen und in Weftfalen aber mußte 
der ihnen auferlegte Zwang zur Iebenelänglichen Anftellung aller nicht bios zu 
vorübergehenden oder mechaniſchen Dienfleiftungen beſtimmten Gemeindebeamten als 
eine um fo brüdendere Belhränfung ihrer Bewegungsfreiheit ericheinen, als der Ber 
geiff_ der „mechanischen“ Dienftleifungen durch die neuere Judikatur des Reiche- 
gericht und des OBG. eine immer engere Vegrenzung gefunden hat. Entgegen der 
lange Zeit hindurch beftandenen Auffafung und Uebung haben Reichsgericht (RZE. 
37 &. 41) und OB®. (26 ©. 27) eine obrigfeitlice, die lebenslangliche Anftellung 
bebingende Tätigfeit [on in Fälen angenonmen, in bemen e8 fid, wie z. ®. bei 
den Nachtwächtern, zweifellos um Dienfte handelte, zu deren Leiftung eine vorherige 
fachliche oder bureaumäßige Ausbildung keineswegs erforderlich ift. 


2. Das KBG. verfolgt mun die Tendenz, einerfeits bie beftehenden Unterfdjiede 
in ben Gemeindeverfafjungs-Gefeen der, verſchiedenen Lanbesteile auszugleichen, 
andererſeits aber auch den Stadtgemeinden in den öfllihen Provinzen bei Befimmung 
der Zeitdauer für die Anftellung der Gemeindebeamten einen freieren Gpielraum zu 
gewähren, foweit fid das mit dem Öffentlichen Intereffe vereinbaren läßt, das aller- 
dings eine gewiffe Sicherung der äußeren Verhältnifie der Beamten verlangt, um 
eine möglidfte Gewähr fir die ptichtmäßige Amtsjührung zu erhalten. Bei grund- 
fäglicher Feithaltung der Tebenslänglichen Anftellung der Gemeindebeamten ($ 8) er- 
meitert das KBG. den Kreis der auf Kündigung anzufellenden Beamten gegenüber 
den Vorſchriften der StO. 1858, und läßt für die Beamten der äbtiihen Vetriebs- 
verwaltungen die Tebenslängliche Anftelung nur infoweit eintreten, al die Gtabt« 
gemeinde dies ausdrüdlich beichließt. 


a) Der 5 8 Abf. 1 ftellt die Auftellung auf Lebenszeit bei allen Be 
amten dev eigentlichen, d. h. der obrigkeitlichen und fonftigen mit den mejentfichen 
gemeindlichen Aufgaben verbundenen Stadtverwaltung als Regel („als Grundfag") 
bin, aud bei denjenigen Unterbeamten, welde uur zu medhanif—en Dieufleiftungen 
beftimmt find. Entgegen der StO. 1853 u. HN. ($ 61) find diefe Beamten von dem 
Grundfage der Anftellung auf Lebenszeit um deswillen nicht ausgeichloffen, weil der 
Begriff der mechaniſchen Dienftleiftungen ſchwankend ift und die Stadtgemeinden 
nad $ 9 Abf. 1 die Mögtichteit Haben, beftimmt bezeichnete Beamtenkategorien durc 
Ortsftatut von der Tebenslänglihen Anftelung auszuſchließen. Gegebenen Falls Liegt 
es im eigenen Intereſſe der Gemeinden, jedem Zweifel vorzubeugen, zu welchen iu 
der Bragis bisher der Begriff der mechanifhen Dienflleitungen Anlaß gegeben hat. 
Der 5 8Abſ. 1 findet dagegen weder Anwendung auf folhe Kommunalbeamte, weiche 
das Xınt uur nebenbei, fei e8 neben einem Sauptamte, ſei es neben einer nichtamt- 
lidyen Berufstätigkeit, ausüben — hinfichtlich deren den Stabtgemeinden überhaupt 
feine bindenden Borfchriften gemacht find (j. 0. S. 330, bb), — nod) auf die Bürger- 
meifter uud Magiftratsmitglieder, deren Amtsdauer duch $ 31 StO. geregelt if. 
Keinesfalls kaun auf Grund des 5 8 Abf. 1 die Anftellung von Beamten auf Rebens- 
zeit für Dienffeiftungen verlangt werben, welche nad) den Ausführungen zu Mr. 1 
(S. 324) auch von Nichtbeamten vorgenommen werden Können, insbejondere alfo für 
fotche rein wiflenfchaftlicher, ünftferifcher, technifcher oder meganifcer Natur. 
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„Das Geſetz ſelbſt aber läßt von der Regel des $ 8 Abſ. 1 folgende Aus- 
nahmen zu: 

aa) Der Natur der Sache nach ift der $ 8 Abf. 1 ausgefchfoffen bei den auf 
Brobe oder zu vorübergehenden Dienftleiflungen oder zum Ziede ihrer Vorbereitung 
im der fäbtif en Verwaltung Belhäftigten, welche ducd privaten Dienfivertrag 
angenommen, aber aud nah $ 2 Abj. 1 Sag 2 duch Aushändigung einer An- 
Relunge-Urtunde als Gemeindebeamte vorläufig angeftelt werten lönnen und ale 
foldje angeelt werben müffen, wenn fie obrigfeitfiche Funftionen ausüben folen 
bi. 0. ©. 329). 

Jeder definitiven Anftelung ann, (alfo nach Belieben der Gemeinde) eine 
Befchäftigung auf Vrobe vorangehen, welde bei Zivilamwärtern in der Megel zwei 
Jahre ($ 10 Abf. 1 RBG.), bei Mititäranmärtern in der Regel 6 Monate, für den 
Dienft der Straßenbau- und Waflerbauverwaltung, fowie im Burean- und Kaffendienft 
gemäß 8 13 Gel. vom 21. Yuli 1892 (f. u.) ein Jahr nicht überfeigen darf. Cine 

usdehnung der probeweifen Beſchäftigung der Zivilanmärter über zwei Jahre hinaus 
iR nur mit Genehmigung der Auffihtsbehörde, d. h. des Reg.-Präl, zuläffig ($ 10 
Ab. 1 KB). 

Bei den zur vorübergehenden Beichäftigung angenommenen Bedienfteten ift 
von vornherein die Dauer der Beihäftigung zeitlich oder fachlich begrenzt und bei 
den zur Vorbereitung Angenommenen durch den Zweck der Beſchäftigung beſtimmt. 
fi. Preuß ©. 467). 

Nachs 10 Abſ. 2 fol bei allen den vorſtehend Bezeichneten die Regelung der 
Anmahmebedingungen vor Annahme der Beihäftigung erfolgen (f. 0. ©. 330). 
Diefe Regelung Tann zwar allgemein durch Orteflatut erfolgen. 8 genügt aber eine 
einfache Beihiußtaffung der Gemeindeorgane, d. 5. des Magiftrat8 und der 
Stadtv,-Berf., ohne Genehmigung der Auffihtebehörde, d. h. des Reg.-Präfidenten, 
welche nur Sinzufoten if, fobald bie probeweile Beihäftigung über die im $ 10 
KBG. oder $ 13 Gef. 21. Juli 1892 vorgefcriebene Zeit ausgedehnt werden fol. 

Die Regelung der Annahwebedingungen vor den Antritt der Veſchäftigung 
iR im 5 10 Ab, 2 nicht für die dind) Privatvertrag auf Probe angenommenen 
Berfonen vorgejchrieben. Abj. 3 handelt ausdrüdlich nur von „Beamten“, während 
Abf. 1 fi ſowohl auf die mit Beamteneigenihaft durch Aunshändigung einer provi- 
fortigen Anftefungs-Urtunde auf Probe angeftellten, als aud) anf die privatlontraftlich 
probeweiſe angenonmenen Perfonen bezieht. 

Bei vorübergehenden Dienftfeiftungen gehört zur Regelung der Annghmebe - 
dingungen die Angabe des Gegenitandes der Beidäitigung, ſowie die vorausſichtliche 
Dauer derfelben, neben der Seftfegung der Remmneration (Vergütung) für die zu 
feißenden Biene. 

Bei den zur Vorbereitung angenommenen Berfonen kann die definitive An - 
Relung von der Ablegung einer Prüfung abhängig gemacht werden, eine ſolche aber 
bei dem auf Probe Angenommenen bezw. Angeftelten verlangt werden. 


bb) Abweichungen von der Regel des 5 8 Abi. 1 find nah 5 9 durch 
Orteflatut oder — in einzelnen Fällen, auf Grund von auffichtebehörblic genehmigten 
Gemeindebefhlüfien zugelafien. Diefe Abwrichungen fönnen für einzelne Stellen oder 
für beflimmte Klaſſen oder Gruppen von Beamtenjtellen in der Feſtſerung von 
Kündigungsfeiten oder auch, fofern ein derartiges lotales Bedürfnis nachgewiefen 
wird, darin beftehen, daß die Beamten nad) Analogie der Magiftrarsnitglieder auf 
eine beflimwte Reihe von Jahren etwa mit Penfionsberehtigung für den Fall nicht 
erfofgender Wiederernennung angeftellt werden follen. Unter geeigneten Berhältmifien 
Tann die Anftellung auf Lebenszeit auch von der Erreichung eines beftimmten Lebens“ 
alters {etwa des dreißigften, Ausf.-Anm. Art III 1b) allein oder in Verbindung mit 
der Zurudlegung einer mehrjährigen Beihäftigung im Dienfte der Gemeinde durch 
Drtsfatut abhäugig gemacht werden. Im Gefege felbft einzelne Beamtenkfaffen, 
wie Bolizeifergeanten, Schugleute, Auffeher uſw., als ſolche namhaft zu machen, weiche 
nicht Iebenslänglich augeſielli zu werden brauchen, ift nicht für angezeigt erachtet worden, 
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um nicht in die freie Entfdließung der Gemeinden und des Bezirfsausichuffes rein 
fdjematifeh einzugreifen. Dod) fol nad) den bei der Beratung des Gefebes abgegebenen 
Srllärungen der Staatsregierung die Auftellung der Wolizeifergeanten und ähnlicher 
Beamten auf Kündigung keineswegs als ausgeſchloſſen betrachtet, vielmehr etwa dahin- 
jependen BWünfden der Gemeinden entfprodpen werden. Nach der Ausf.-Anweif. 
ki III 1c) fol bezüglich der Frage, in wie weit derartigen Anträgen auf fündbare 
inſtellung von Polizei-Erefutivbeamten ftattzugeben fein wird, unter anderen geprüft 

erben, ob und melde Garantien für eine fadhgemäße, geredhte Ausübung des 
Kundigungsrechts ans der Gefamtlage der ftäntifhen Verhältniſſe zu entnehmen find. 
Die Feſtſetzung der nah $ 9 zugelaſſenen Abweichungen von der Regel bes 

$ 8 Nbf. 1 fan micht durch den Magiftret allein, fondern mur durd; einen unter 
Mitwirkung dev Stadtv.-Berf. gefaßten Gemeindebefchluß entweder generell mit 


Gene ° 9 Begieksausichufles (b. h. duch Orteflatut) oder in einzelnen Fällen 
mit ı der Auffichtsbehörbe, d. b. des Wegierungspräftdenten, erfolgen. 
Bei des Ortsftatuts hat der Bezirks -Ausſchuß nicht nur die Geſetz ⸗ 
mäßi aud) die Zwedmäßigfeit und Notwendigfeit zu prüfen (f. 0. $ 11). 
Die anträge der Stadtgemeinden follen jedoch mad der Ausf Anw. 
Art, f. 2 einer mohlwollenden Prüfung nad) der Richtung unterworfen 


werden, ob bie Wünfche durch die lokalen Verhältniffe begründet find. 


ce) Nach der ausbrüdlichen Beftimmung des $ 3 KBG. bleiben die 65 8—10 
in Betreff der Gemeindeforftbeamten außer Amvendung, obrohl die Ieptercn 
durch) das KAG. den ibrigen Gemeindebeamten prinzipiell gleicgefeltt. find, für fie 
alfo aud) die allgemeinen Beſtimmungen, die 8 1—7, 11—13, 15, 23, 24, und die 
für die Beamten der einzelnen Kommunalverbände gegebenen bejonderen Beftiimmungen 
Geltung haben. Nach der Ausf.Aunw. Art. VII Nr. 2 fol der Ausihluß dev $$ 8 
bis 10 nicht etwa irgend welche Verſchlechterung der äußeren Lage der Gemeindeforft- 
beamten zur Folge Haben, vielmehr nur die zur Zeit über Art und Dauer ifrer 
Anftellung geiemen auderweiten Regeln unberührt laffen. Insbefonbere bat RBG., 
wie aus den Motiven zur Regierumgsvorlage hervorgeht, dem Prinzipe des $ 7 des 
Gel. v. 14. Aug, 1876 (f. 0. ©. 233), wonad von Soctauffictämegen die Anftellung 
des Forftperfonals mit Beamtencharakier nicht verlangt werben fan, Rechnung tragen 
wollen. IR Hiernam auch die Beftimmung darüber, ob die Forftbeamten Iebensläng- 
lich, auf Zeit oder Kündigung anzuftellen, den Gemeinden überlaffen, fo ift doch, da 
mit der Forftaufficht die allgemeine Kommmmalaufficht, welcher zweifellos aud die 
Forffehng: und Forfiverwaltungsbedienfteten unterliegen, tonkurriert, der Kommunal« 
aufſichtsbehörde die Möglichkeit gegeben, die Anftellung der Forſtbeamien als Gemeinde» 
beamten in der Form des $ 1 jedenfalls dann zu erzwingen, wenn bie Funktionen 
ber betreffenden Etellen amtlicher bezw. obrigfeitlicher Natur, nicht bireft rein medani« 
fcher, fondern technifcher ober wiffenfehaftlicher Natur find (f. 0. ©. 324, f. $ 28 RES). 


b) Bei den Beamten der ftädtifchen Betricbsverwaltungen gilt, voraus: 
geſebt. daß fie überhaupt als Gemeindebeainte angeftellt werden, bie nicht Ichensläng- 
liche Anftellung als Regel. Die Anftellung auf Pebensgeit findet nur inſoweit An- 
wendung, al8 die Stabigemeinden dies befdjließen ($ 8 Abf. 2), wobei ein Zwang 
der Auffichtöbehörde nicht zuläffig it. Cine folhe befondere Behandlung dieſer Ber 
amten ift zum erften Male im $ 61 Nr. 6 Std. HN. angeorbnet, nachdem in der 
SO. für Wiesbaden 8. Juni 1891 eine gleiche Ausnahmebeftinnmung für die Beamten 
der Sur» und Badeverwaitung getroffen war. In ber Begründung zu biefen Gefetzen 
findet fih nur ein furzer Hinweis auf induftrielle Anftalten, Gas- und Waffertverke, 
Bichhöfe, Markthalen und dergleichen al Veifpiele von Betriebsverwaltungen. Die 
befondere Behandlung diefer Beamten ift auch im ABG. beliebt, weil die Möglichkeit, 
folhe Beamte in Gemäßheit des $ 9 Abf. 1 durd; ortäftatutarifche Beflimmung von 
der Anftelung auf Sebensgeit auszuichliehen, bei der oft plöglien Entwidelung von 
Betriebsverraltungen dem Vebürfniffe nicht genüge, e8 vielmehr eine Notwendigkeit 
fei, die gefamte Beamtenfchaft der Vetricbsvermaltungen von dem Grunbfat ber 
Vebenglänglidyen Anftellung ſchon im Gefeg felbft auszunchmen. 8 liege daß aud im 
Intereſſe der Beamten ſeibſi, da die Gemeinden weit leichter bereit fein würden, fie 
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an Stelle rein zivilrechtlicher Annahme als Beamte anzuftellen, wenn bie Kündbarleit 
don vornherein geſetzlich feſtgelegt ſei. 

aa) Um für die Beamten der. ſtädtiſchen Betriebsverwaltumgen ben Grundſatz 
der Iebenslängli—hen Anftellung zur Anwendung zu bringen, ift ber Erlaß eines Ortö- 
Ratuts nicht erforderli. Es gerät ein einfacher Gemeindebeihluß, der in jedem 
einzelnen Falle für einen einzelnen Beamten einer beftinmten Betriebsverwaltung ger 
faßt werden fann, feinesfals fih auf die Beamten aller Vetrichsvermaltungen oder 
auch nur anf alle einer beftimmten Kaffe oder Verwaltung angehörige Bcamte zu 
erſtreden braucht. 

‚ Piernad) können nad) dem KBO. die bei ſtädtiſchen Betriebsverwaltungen be- 
ſchãftigten Perfonen durch Privatdienfivertrag angenommen, oder als Beamte 
auf Zeit oder auf Kündigung oder Icbenstänglie, in der im $ 1 Sat 2 vors 
gejchriebenen Form angeftellt werden. 


bb) Ob ein Beamter als Beamter der eigentlichen ſtädtiſchen Verwaltung oder 
als Beamter der ftäbtifhen Betrieböverwaltung zu erachten ift, hängt von der Natur 
der ihm übertragenen Gefchäfte beziw. des Verivaltungszweiges ab, in weldjem er be» 
Schäftigt wird. diefer Beziehung befteht nun allerdings fein Zweifel, daß alle 
gewerblichen Unternehmungen ber Gemeinden jedenfalls Betriebsverwaltungen find 
(Ausj.-Anweil, Art. III Nr. 2 Abf. 2). Im übrigen aber leidet dev Begriff der 

etriebsverwaltung an großer Unbeftimmtheit, da er in Theorie und Praris bisher 
noch feine fefte Umgrenzung gefunden hat. Um eine fihere Grundlage für Gcmeinden 
umd Beamten zu fhaffen, mußte im Gefetze felöft die regtlid;e Möglichkeit geſchaffen 
werben, für jeden Berwaltungszweig von vornherein in unanfechtbarer und auch dem 
Richter binbender Weife feine Augehörigteit zu den Betrieböverwaltungen feftzuftellen, 
weil fonft die Gefahr nahe lag, daß im Falle eines fpäteren Rechtsſtreites der Richter 
den Begriff der VBetriebsverwaltung anders, wie die anftellende Gemeinde auffallen 
und in Folge deſſen einen als kündbar angeftellien Beamten für einen lebenslanglich 
angeftellten erllären konne, da die Verwaltung, in der er angeftelt ift, rechtlich feine 
Betriebsverwaltung fei und amdererfeits feine Stelle auch nicht auf Grund des $ 9 
Abf. 1 von dem Örunbfage der Lebenslänglickeit ausgenonmen fei. Die Aufnahme 
einer Begriffsbeftimmung in das Gef. felbft ift nicht al® ziwedmäßig erachtet worden, 
da es ſich um etwas Neues, noch in lebendigftem Fluſſe befindliches Handelt, deſſen 
gefunde, dem Bedürfnis entiprehende Fortentridelung durch eine frühzeitige gefetliche 
Setegung nur geftört und gehemmt werden könnte. Der Weg ortöftatutarifcher Zelt 
legung ift vorgezogen, weil nu dadurch ber großen Berfcjiebenheit der örtlichen Ber- 
hältniffe, weiche aud) Hierbei mannigfad entſcheidend find, genügend Rechnung ges 
tragen werben Tann (f. Preuß ©. 346, 429). 

Bei der Aufftellung ber bezüglichen Ortsftatute und bei der Genehmigung der» 
felben durch den Bezirksansfhuß wird eine guireflenne Begrenzung des Kreifes der 
Zetriebsverwaltungen allerdings nicht vom Worte „Betrieb“ ausgehen Tönnen, "da 
diefes, wie die Ausbrüde „Schulbetrieb, Anftaltsbetrieb“ u. a. m. zeigen, an fid) viel- 
deutig if. Auf den entfeheidenden Gefichtspunkt wird man vielmehr nur gelangen, 
wenn man die Betrieböverwaltung in den richtigen Gegenſatz ftellt. Diefer aber wird 
in dem Begriff der „obrigfeitlichen und der fonftigen, mit den weſentlichen gemeind» 
lichen Aufgaben verbumbenen Verwaltung“ zu finden fein, fo daß ſich hier ein ganz 
äfnlicher geree ergibt, wie er von der MWiffenfchaft (vergl. Ladand in Hixt’s 
Annalen 1873 ©. 421 und Staatsredht des deutichen dieichs 2. Auflage, Band II, 
S. 854) für den Rantlicjen Bermögensbefig in der Unterfejeidung von Finanz« (d.h. 
zufälligem, werbendem, wirtſchaftlichemn) Bermögen und VBerwaltungs-Berinögen ® 1} 
für Erfühung der Staatszwwede wefentlichem, erforberlichem Vermögen) augebildet 
if. Und der Grundgedanke ift dabei ein ähnlicher, wie er von anderer Seite dahin 
formuliert ift: es fomme darauf an, ob die betreffende Verwaltung and) als eine rein 
private gedacht und von der Gemeinde an private Unternehmer übertragen werden 
idnne. Außer den Darftellungen der Finanzwifienichaft (vergl. 3. B. dv. Scheel in 
Scönberg’8 Handbuch Band HIT — über die Erwerbsrintüufte des Gtantes —) ift 
nod auf ben Netto⸗Voranſchlag für die Staats-Einnahmen und Ausgaben zu 
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verweiſen, wie er feit ‚dem Bericht der Bubdget-Rommiffion des Haufes ber Abgeorb- 
neten über die Finanzlage des preußifchen Staates vom 25. April 1894 dem Entwurf 
des Staatshaushalts-Ctats in einer Anlage zum Vorbericht aljägrlic beigelegt wird. 
Im dieſem Netto-Boranfchlage werden im Gegenfag zur Steuerverwaltung und zu ben 
anderen Zweigen ber eigentlichen StaatSverwaltung als „Betriebsvermaltungen“ 
folgende aufgeführt: Domänen, Forften, Lotterie, Seehandlung, Münze, Berg-, Hütten. 
und Salinen-Berwaltung und Eifenbahnen. Man wird hiernach, und bei Mitberüd« 
fihtigung ber Wetriebsverwaltungen des Reiches, namentlich der Reichspoſt, ohne 
Weiteres nach der Negative hin fagen können, daß die Charafterifierung eines 
Berwaltungszweiges als Betriebsverwaltung durd folgende Momente niht aus- 
geſchlofſen wird: 1. der Betrieb Tann fehr wohl in erfter Linie aus Gründen des 
öffentlichen Intereffes geführt werden, während die Gewinnerzielung nur mehr ober 
weniger nebenfählich, h vielleicht gar nicht beftimmt if; 2. aud Monopol und Ber 
nugungszivang fan mit dem Betriebe verbunden fein; 3. e8 if} nicht von Bebeutung, 
ob einzelne ber im Betriebe angeftellten Perfonen obrigkeitliche Funftionen auszuüben 
haben, wie unter Umftänden Sälaathef-Borteher in ftädtifchen Biehhöfen. Dem ift 
nicht nur bei der Beratung des G. von dem Vertretern der Staatsregierung, 
fondern aud) in der Ausf.-Anw. Art. III Nr. 2 Abf. 2 zugeftimmt. Mit diefen Maf 

gaben wir eine ädtifhe Betriebsverwaltung im Sinne des $ 8 Abf. 2 im Allgemeinen 
dort angenommen werden können, wo ein abgefondertes wirtſchaftliches Unter- 
nehmen oder eine abgelonberte vwirtfhaftlihe Bermaltung der Stadt mit 
eigenem Berfonal (und befonderer etatsmäßiger Behanblung) befteht. Das Erfordernis 
des eigenen, von den übrigen Beamtengruppen verjchiedenen Perſonals ergibt fi aus 
der Erwägung, daß andernfalls eine gefonderte Rechtäftelung biefes Perfonals aus» 
gefchloffen fein würde. Da bie hier verlangte Abfonderung der Betrieböverwaltungen 
von den übrigen fädtifhen Verwaltungszweigen nırr bei einem erhebliheren Umfange 
der erfterem zůzutreffen pflegt, wird es im Einzelfalle für die Entſcheibung über die 
Borausfegungen ber Betriebsverwaltung auf Art und Umfang derfelben ankommen; 
fo wi ®. eine Kanallfation nur dann als Betriebverwaltung gelten können, wenn 
fie mit Rüdfict auf felbfändige, nach wirticjaftlichen Grundfägen zu leitende technifche 
Einrichtungen, 3. B. auf die Verwendung von Niefelfeldern ufw., ein wirtſchaftliches 
Unternehmen mit abgefonderter Verwaltung barftelt. Dagegen ift Wirtfgaftlichteit, 
d. 6. daß die Einnahmen der Verwaltung mindeftens die Ausgaben beiten, nidht als 
Kriterium einer Betriebsverwaltung anzufehen. Mit den aus dem Vorſtehenden fi 
ergebenden Vorbehalten werden nach YAusf.-Anm, Art. III Nr. 2 Abf. 2 als Betriebs 
verwaltungen insbefondere zu bezeichnen fein: Safmunternehmungen jeglicher Art, 
Fuhrparks, Hafenanfagen und Fagerhäufer, Gas-, Waſſer- und Glektrizitätd-Werke, 
Martipallen, Schlacht- und Bichhöfe, Kur- und Badeverwaltungen (Schwimm-, Braufe 
und andere Badeanftalten), Theater- und Konzertunternehmungen, zoologiſche Gärten 
m. a. m. Xud) wurbe bei der Beratung bes RBG. noch auf andere, zum Keil erft 
in neuerer Zeit in den Kreis ftädtifcher Verwaltung hineingezogene Unternehmungen 
bingeroiefen, welche unter fonft geeigneten Umftänden als Beiriebsverwaltungen anzu - 
jehen fein würden: Forft- und Imunobitiarvermaltung, infoweit_ihr wirkliches Finanz⸗ 
vermögen unterftellt fei; Banten, Spartaffen (OBG. 39 5.49 f.0.©.296), Berfierungs- 
anftalten und Piandhäufer, foweit fie gefonderte Verwaltung hätten; Eihämter umd 
Wagſtellen; Einrichtungen zur Begießung und Reinigung der Straßen, zur Abfuhr und 
Bejeitigung (Verbrennung) von Hauskehricht und Fatalien, zur Desinfeltion von 
Wohnungen und Mobilien; Anftalten für Kranten- und Retonvaleszentenpflege, für 
Maflage und Heilgymnaſtik; Stadtparts und öffentliche Bergnügungsetablifiements; 
Anftalten fir Arbeitsvermittlung und Beherbergung von Stellenfuchenden; Fricdhofs- 
verwaltungen und Einrichtungen für Leichenbeftattung; Organifationen für Uebernahme 
von Bau- umd anderen Arbeiten (Pflafter, Gärinerei u. a. m.) im eigener Regie; 
alles dies mit dem Borbehalt, daß nur Beilpiele genannt und andere Unternehmungen 
teineswegs ausgefehloffen fein follten. Seitens der Königl. Staatsregierung ift au 
diefen Beifpielen gegenüber darauf Hingewiefen, daß die Enticheidung mur aus Art 
und Umfang der Verwaltung im einzelnen Fall entnommen werden könne Es if 
hiernad) nicht ausgefchloffen, daß ein Berwaltungszwveig in einer Gtadt als Betriebs 
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verwaltung anerfannt werben Tann, in einer anderen dagegen nicht. Betriebsver⸗ 
waltungen find nicht bloß foldje Gemeindeveranftaltungen, mit benen ein tenifcher 
Betrieb verbunden ıft (OBG. 39 ©. 47). 

Die Feſtſetzung durch Ortsftatut, welche Verwaltungszweige in jeder einzelnen 
Gemeinde zu den Rädtifchen Betriebsverwaltungen zu reinen, ift fafuftativ („lann“ 
Abf. 2 Sad 2). Mangels eines Drteftatuts ift e8 Sache richterlicher Würdigung, ob 
der betreffende Vermaltungszweig als „Betriebsnermaltung“ im Sinne bes Ge- 
feßgeß zu erachten if. Ju allen Fällen, in denen Zmeifel über die Eigenf haft einer 
Nädtifchen Vetriebsverwaltung obwalten fönnen, follen die Reg.-Präf. im Aufficite- 
wege auf die ortsſtatutariſche Regelung diefer Frage hinwirken (Ausf.-Anro. Art. IIT 
Nr. 2). Sind bie Betriebsverwaltungen durch Ortsftatut feſtgeſetzt, jo ift der Richter 
daran gebunden. 

©) @egenüber der in weiterem Umfauge erfolgten Zufaffung von fündbaren 
Anftelungen und der im $ 12 eingeführten Venfionegewährung auch, für derartig an- 
geftellte Beamte hat fi) das Bedürfnis einer Kautel gegen eine mißbräuchliche An⸗- 
wendung bes Kündigungsredjts durch die Anftelungsbehörde geltend gemadht. Diefem 
Bedürfnis dient die Vorfhrift im $ 9 Xbf. 2, weldje entipredjend der für unmittel- 
bare Staatebeamte beftependen Beſſimmung ($ 5 Nr. 6 Reg.-Inftr. 23. Oftober 1817, 
GO. &. 248) für die Kündigung eine Ylenar-Eutjgeidung des Tollegiafifchen Ge⸗ 
meindevorftandes — des Magiftrats — fordert. Eine Mitwirkung der Stadtv.-Berf. 
if nit erforderlid,. 

Das ünsigungereit wird durch ben Ablauf zehnjähriger Dienftzeit oder durch 
Eintritt der Dienfumfähigkeit nach Ablauf derfelben nicht ausgefchloffen und dauert 
auch dann noch fort, wenn bei dem Beamten die Vorausſetzungen für eine Berfegung 
in den Ruheftand bereits eingetreten find. Insbeſondere kann e8 zu dem Zwede ans- 
geübt werden, den Beamten wegen begangener Dienfvergehen ohne Einleitung des 
Disziplinarverfahrens aus dem Amte zu entfernen. Durch die vermittels der Kündi- 

ung erfolgende Entlafjung hören alle Aufprüche aus dem Dienfiverhäftniffe, insbe» 
Fondere aud) Penfionsanfprüd)e, auf (Preuß ©. 421 u. ff.). 

In der Xommiffion des Abgeorbnetenhaufes war der Antrag geteilt, daß bei 
den auf Kündigung angeftellten Beamten eine weitere Garantie gegen eine unberechtigte 
Kündigung dadurd) geboten werben möchte, daß die Beſchwerde an die Auffichtebehörbe 
und gegen deren abmeifenden Beſcheid die Klage au das OVG. offen gelaflen werde. 
Hiergegen äußerte ſich insbefondere die Kgl. Staatsregierung mit dem Dinweiſe, daß 
durch $ 9 Mbf. 2 gemügende Kautelen gelgaffen feien. Auch werde duch Die Zur 
fafjung eines georbneten Beſchwerdeverfahrens der Unterſchied zwiſchen lebensläuglich 
und auf Kündigung angeftellten Beamten nahezu illuſorijch gemacht. Wird nun aud) 
hiernach die Auffichtsbehörde nicht für befugt zu erachten fein, die Gründe einer orts- 
fotutarifch oder vertraggmäßig zufäffigen Kündigung zu prüfen, fo wird ihr doch das 
Recht zuftehen, einzufgreiten, wenn Seitens de3 Beamten behauptet wird, daß über- 
haupt die Kündigung rechtlich nicht zuläffig geweſen oder daß der Kündigungsdeſchluß 
nicht orbmungemäßig, geiegfich gefaßt fei (1. Freytag ©. 67 m. 5). Auch wird tray 
der erfolgten Kündigung der Beamte auf dem im $ 7 KBG. vorgezeichneten Wege 
feine vermeintlichen, vermögensrechtlichen Anſprüche aus dem Dienftverhäftniffe geltend 
maden Tönen. Einer sefolgreihen Durgführung, folher Aufprüche wird allerdings 
immer das Weſen des vorbehaltenen Kündigungsrechts entgegenftehen, beffen Ausübung 
dem pflicgtmäßigen Ermeſſen des follegialiihen Gemeindevorftandes überlaſſen ift, 
fodaß eine richterlihe Nachprüfung der Gründe, welde zur Ausübung desjelben Ber- 
anlafjnng gegeben haben, nicht flattfindet (RZE. 3 ©. 91, 12 ©. 70, 10 ©. 182). 
Doch läßt e8 RZE. (3 S. 31) dahin geftellt fein, ob bie Entfcheidung des Gerichts 
night wenigſtens dann mit Erfolg angerufen werben kann, wenn dag Stündigungsredht von 
der Behörde dazu mißbraucht wäre, einen bienftunfähig gewordenen Beamten, deffen 
Entfaffung nicht durch andere Gründe veranlaßt worden, gefliſſentlich den Anjprud) 
anf Penfion abzuſchneiden. 

A) Im Gebiete der StO. find in Betreff der z. 3. bes Inkrafttretens des ABO 
im Dienfte der Stadt tätigen Perfonen nicht nur Zweifel darüber vorhanden, ob 
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Iemand als Beamter oder als privatrechtlich Angenommeuer anzuſehen fei (j. 0. S. 330 
n. e), fondern auch darüber, ob er ein Iebensläuglich oder, weil nur zu medanifhen 
Dienftfeiftungen angenommen, ein auf Kündigung angeftellter Beamter fei. Daß die 
Ss 8-10 fi nur auf die nad) Jutrafttreten des KBG. zur Auftelung gelangenden 
Rädtifchen Beamten beziehen, geht aus dem Wortlaut diefer Paragraphen und aus dem 
$ 14 hervor. Auch hier follte indeffen_die Einführung des Geſetzes eine paſſende 
Gelegenheit bieten, bie im Gebiete der StO. 1853 uf. hervorgetretenen Zweifel über 
Lebenslänglicteit oder Künbbarkeit der Anftellung ftädtifcher Beamten, von deren 
Dienfleiftungen es nicht klar feftand, ob fie mechanifcher bezw. vorübergehender 
Natur wären, dadurch zu befeitigen, daß im Wege der Vereinbarung zwiſchen Stadt- 
gemeinden und Beamten entweder eine Deklaration des bisherigen Rechtsberhältniſſes 
erfofgt oder das bisherige Redtsverhäftnie aufgeläft und eine neue Anftelung nad) 
Maßgabe des KBO. vorgenommen wird. Nach Ausf.-Anw. Art. IIT Nr. 3 follen 
fich die Reg.-Präf. eine Eimvirkung auf bie Stabtverwaltungen in diefer Richtung 
angelegen fein Lafjen. 

. €) Den Etadtgemeinden fleht nicht die Befugnis zu, entgegen dem geſetzlichen 
und ortsflatutarifhen Borfehriften Gemeinbebeamte auf beliebige andere Bedingungen 
anzuftellen. Wenn demnach auch in einer Veftalung der Vorbehalt ausgeſprochen 
würde, daß ber betreffende Beamte zu jeder Zeit ohne Kündigung, ohne gerichtliche 
Unterfuhung, ohne Disziplinarverfahren und ohne irgend eine Penfionsgewähruug 
feines Dienttes jole entlaffen werden tönnen, fo fönnte dod) diefer Vorbehalt in den 
gejeglichen bezw. ortöftatutarifchen Vorſchriften nichts ändern. Er könnte nicht einmal 
die Wirkung des Vorbehaltes einer unbedingten Kündigung haben. Die geiehlichen 
oder orteftatutarifchen Worfchriften über die Anftellung der Beamten auf Lebenszeit und 
auf Kündigung gehören dem öffentlichen Rechte an und Lönnen durch Willlür der 
Kontrahenten nicht abgeändert werden. Hat ber wider das Geſetz bezw. Crteftatut 
anf jederzeitigen Widerruf angeftellte Beamte fein Amt angetreten und verwaltet, fo 
Hat er auch Anfprud) auf bie aus der Amtsführung folgenden Rechte, aljo nad Ber 
endigung feiner amtlichen Stellung auf die durd) die Dienfizeit begründete Benfion. 
Die Anftelung kann nicht als eine von Haus aus nihtige erachtet werden. Sie ift 
vielmehr eine redtegüftige und mur der Alaufel, daß Die Entlaffung jederzeit fogar 
sime Fr erfolgen könne, if tie rechtliche Wirkung abzufpreden (OL. Striet. 

d. . 220). 


©. Rechte und Pflihten der Gemeindebeamten. 

1. Wegen des Gehaltes f. $ 64, wegen Benfion, Hinterbliebenenfürforge und 
Fur ſorge in Krankpeitsfälen und bei Unfällen {. $ 65. 

2. Das Gefet betr. die Kautionen der Stantsbeamten vom 25. März 1873 
©5. ©. 125) if, ſoweit nicht beſondere Berhältniſſe die Anwendung feiner Be- 
ffinmungen ausfchfießen, auch für bie Gemeindebeamten als maßgebend erlärt (ML. 
1972 ©. 32). Durd) Gel. v. 7. März 1898 (6S. ©. 19) if die Verpflichtung der 
ummittelbaren Staatebeamten zur Kautionsleiftung im Allgemeinen aufgehoben. In 
der Begründung zu dem Entwurfe des Gefeges ift ausgeführt, daß ein Kommunal« 
verband, welcher zur Nbfchaffung der Dienfttautionen fchreiten will, felbändig nad 
Lage feiner Berhältniffe die Biveetmäßigeit einer ſoichen Maßregel zu prüfen Habe. 
Indeſſen ſoll hierbei mit befonderer Vorſicht vorgegangen und bejonders erwogen 
werden, daß die Gründe, welche zur Aufhebung der Beamtentautionen im Gtaatedienfte 
geführt haben, in erfler Zinie der Gefihtspunft der Gelbftverficerung des Staats 
gan die Gefahr der Amtsdefelte, für die Ctadtgemeinben bei dem ungleich, Meineren 

reife ihrer Beamten nicht Play greifen. Von biefen Erwägungen aus follen bie 
Ronmmalauffichtsbehörden, infomweit fie bei den Beihluhfaffungen der Gemeindeorgane 
über die Beamtentautionen mitzuwirken haben (3. ®. Rheinprovinz ED. 5 52'Abi. 2), 
einen Gemeindebeihluß über Aufhebung der Kautionspflicht für Nädtifche Beamte zu 
prüfen und babei insbefondere in Betracht zu ziehen haben, ob die Einrichtung des 
Kaſſenweſens in der bezeichneten Stadtgemeinde genügende Sicherheiten für_bie Ber- 
meidung von Defelten darbietet. Hinfitlih der Beamten kommunaler Spaztaflen 
verbleibt es bei den Beftimmungen von Nr. 18 des Sparfaffenreglements (BMB. 
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18. Mei 1898 &. 12%). Die Befimmung des Magiftrats über bie von den Beamten 
au feiftenden Amtelantionen erfolgt nad; „Anhörung“ der Gtabto. (5 56 Nr. 6). 


3. Die flödtifchen Beamten haben die Rechte. und Pflichten der mittel- 
baren Etaatsbeamten. Im Weſentlichen find im Staats- und im Gemeindedienfte 
die Verpflichtungen der Beamten die gleichen. 

Die bei der Anftellung der Gemeindebeamten En befolgenden Grundfäte 
lönnen in einem Ortsfatut (Ausf.-Anw. Art. 1 I Nr. 3) zufammengefoßt werden, 
welches aud alle fonftigen dienſtlichen Berhältniffe der Beamten zum Gegenftande 
— lann. Gegenſtand diefer ortöftatutarifhen Beſtimmungen kann insbefondere 
ein, ob und weiche Gemeindebeamte auf Lebenszeit, auf Zeit, auf ausdrüdlichen Vor’ 
befaft des Widerrufs, auf Kündigung angeftelt werden follen, die Feftellung des 
Dienfteinlommens und die Art der Sasrung besfelben, die Penfionsberechtigung, die 
Höhe der Penfion, die Dienftzeit, welde bei dev Penfionierung zu berechnen if, die 
Zahlbarkeit der Penfionen, die Bewilliguug für Hinterbliebene, die Bagegeiber und 

'hrtoften bei dienftlicher Beſchäftigung außerhalb des Wohnortes, bie Bewilligung 
dom Winzugsfoften, die Bewiligung von Urlaub (f. $ 58 n. 2), die Hinterlegung 
einer Kaution. Außerdem fönnen in dem Ortsftatut die Amtspflichten, die Titel und 
die Berantwortlichleit der Beamten näher feftgeftellt werben. Im Einzelnen ift Folgen- 
des hervorzuheben. 


a) Bereidigung beim Amtsantritt. Als mittelbare Staatsbeamte haben 
nad) Art. 108 Verf.-Urk. die ſtädtiſchen Beamten ben Dienfteid zu leiften. Diefer 
Eid ftellt eine Bekräftigung der Erfüllung der Amtspflichten bar, die die Anftellung 
für ben Beamten begründet hat. Er wird in der Form abgeleiftet, welche bie 
Berorbn. vom 6. Mai 1867 (GS. ©. 715) vorfchreibt, unter Singufügung derjenigen 
Eidesnorm, mittelft deren fi die Beamten dem unmittelbaren Dienftheren zu ver 
flihten haben. Demgemäß werden in der Regel zwiſchen den Worten: „gehorfam 
Fine und „und alle“ der in der gebachten &erordn. vorgeichriebenen Eibesformel 
6. 0. S. 151) die Worte „dem Magiftrat als meiner vorgeſetzten Behörbe jederzeit 
willige Folge leiften“ eingefügt. Die Wirkung der Ableiftung des Dienfteides_ift 
nit etwa die Begründung des Veamtenverhältniffes. Diefe wird durch die An« 
Relung gemäß $ 1 KEG. begründet. Auch für die Anwendung des $ 359 Sto8 
iſt die Eidesleiftung gleichgültig. Die Ableitung des Dienfteides hat aber infof 
eine Wirkung, al8 von ihr ab die Dienftzeit geredjnet wird ($ 13 Ben.-Gel. 27. Mäi 
1872, GS. ©. 268, |. u. $ 65). Nach dem ME. vom 21. März 1882 (BNB. 139) 
haben auch die auf Probe oder nur zeitweife angeftellten Beamten, fofern fie nicht 
mur zur augenblidlichen Aushilfe angenommen find, den Eid zu leiften. Weber die 
Bereidigung des Beamten ift ein Protofoll aufzunehmen. 

b) Befondere Amtspflichten. Jeder Beamte ift feinen Dienftvorgefegten 
jegenüber zum Gehorfam, zur Ehrerbietung und rüdfihtsvellen Achtung verpflichtet. 
[3 hat den Anordnungen feiner ni De ſoweit fie nicht ungeſetzlich find, Folge 





u Teiften, wobei ihm unbenommen ift, Stoeifel und Bedenken, die in ihm entftehen, 
in geziemender Weiſe zum Ausdruck zu bringen. ‚Alle Unterbeamten find verpflichtet, 
dem Bürgermeifter in den in fein Amtöbereic, fallenden Angelegenheiten Folge zu 
leiſten. Dem Magiftrat umb feinen Mitgliebern find fie Achtung und gelgiamteit 
ſchuldig. ($ 26 fir. für die Gtadtmagifträte) Die Pflicht, den Vorgeſetzten 
Achtung umd Folgfamkeit zu zeigen, befteht fomost in wie außer dem Amte. 
. Zur Annahme von Gefchenten für Amtsverrihtungen Seitens der Ber- 
waltungsbeamten bedarf es nach den Borfchriften des Erlaffes vom 16. Sept. 1897 
BMB. ©. 249) der vorgängigen Genehmigung des vorgefehten Minifters. (MBB. 
901- ©. 11, BEL. 33 ©. 37.) 

aa) Der Beamte hat die ifm übertragenen Geſchäfte und amtlichen Aufträge 

aric \emäß mit ‚geraueer Aufmertfamteit N 88 IT 10 Aug. Sande.) zır erfüllen. 

ie ihm zur Erlebigung übertragenen Gefhäfte darf er anderen eigenmädtig an 
feiner Statt nicht übertragen (88 41—45 Allg. Sanr. I, 18). Er muß fein Amt 
felbft verwalten. 
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bb) Hinfichtlich des Umfanges feiner amtlichen Beſchäftigung und Hinfichtli 
der Form feiner Tätigkeit ift er den Anordnungen bes en —e— as 
fpredend den Anordnungen feiner BVorgefeßten ift er verpflichtet, bei Geichäfte- 
erweiterungen, ſowie bei notwendig werdenden Vertretungen erfrankter Beamten auch 
fernere in ben Rreiß feiner Amtstätigteit fallende Gefcdäfte zu erledigen, und zwar 
ohme Anſpruch auf Erhöhung feines Gehalts oder Zahlung fonftiger Entfcädigungen. 
Auf die Beibehaltung der ifm einmal übertragenen Amtsfunktionen oder feines 
bißherigen fofalen Wirfungstreifes hat der Beamte fein Medt. (DT. 52 ©. 326, 
©Strieth. 85 ©. 369.) Deshalb muß er ſich jede Verfegung in ein anderes Amt von 
‚nicht geringerem Range und Dienfteintommen im Intereſſe bes Dienftes und ohne 
rechtlichen Anſpruch auf befondere Vergütung bie terung bes Geſchäftskreiſes 
geladen laffen (Selb. 1897 ©. 21). Die sfrage den Umfang ber mit einen 
(mte verbundenen Dienftfunftionen ift nicht —* des geridhtlichen Berfahrens 
(ER. IMDB. 1851 ©. 35 und 1867 









fondern im Berwaltungsiege zu erledigen. 
©. 342). 

cc) Nebenämter und Nebenbefhäftigungen. Jeder Beamte ift verpflichtet, 
feine ganze Berjönlichfeit dem Amte zu widmen und in der Erfüllung feiner Amtspflichten. 
feine 2ebensaufgabe zu finden. Daraus folgt für ihm bie Pflicht, die Uebernahme 
von Nebenämtern und Nebenbefchäftigungen, beren Beforgung ihn an der orbnungs- 
mäßigen Ausübung feines Amtes hindert, zu vermeiben. Ein gefetliches Berbot, 
folde zu übernehmen und zu führen, befteht für die Gemeinbebeamten jedody nicht. 
Indeß tönnen befondere Borfgriften über die Einholung einer Genehmigung zur 
Mebernahme von Nebenämtern oder Mebenbefchäftigungen durch Ortsftatut oder 
Reglement, ober im Einzelfalle bei der Wahl oder Anftellung durch befondere Abrebe 
fegefeßt werden. Die Genehmigung hat in diefem Falle nicht die Auffichtsbehörbe, 
toie bei Magifratsperfonen, fondeen der Magiftrat zu geben. Die Gtabto.-Beri. hat 
nicht das Hecht, bie freie Zeit der Beamten zu prüfen und Nebenämter zur bes 
anftanden, es fei denn, baß fte bei der Wahl ein Genchmigungsreht fi) ausdrücklich 
vorbehalten bat. (MR. 1845 ©. 3.) in folder Worbehalt if zuläffig. Die 
Aufiichtsbebörde bleibt jedod befugt und Derpfichte, zu_ prüfen, ob bie ihrer 
Auffiht unterftellten Beamten nicht Rebenämter und ebenbefääftigumgen verfehen, 
die m hen — ae fa Ri egtereh der Fall, — die 

uffichtsi e jederzeit techt, die Fortführung des Nebenamtes zu unterſagen. 
(MR. 1882, ©. 471, . 0. ©. 143) bi u 

Nach 52 Abi, 2 der Schiebsmanns-Ordn. 29. März 1879 (GE. ©. 321) be- 
dürfen Beamte der Kommunglverwaltung zur Uebernahme des Schiedsmanngamtes 
der Genehmigung der zunächſt vorgefetten Behörde. 

Gemäß Art. 72 Ausf.-Gel. 3. BGB. bedarf derjenige, ber ein befoldetes Amt 
in der Kommunalverwaltung befleibet, zur Uebernahme oder zur Fortführung einer 
vor dem Eintritte in das Amt übernommenen Vormundſchaft, Gegenvormundicaft, 
Pflegſchaft oder ber Eigenfchaft als Veiftand ber Erlaubnis der zunächſt vorgejeßten 
Behörde. Diefe Erlaubnis fann zurüdgenommen werden. Für EA der Berfagung 
oder Zurüdnahme der erforderlihen Erlaubnis iſt der zum Vormund beftellte Beamte 
nad $ 1888 BGB. vom Vormundſchaſtsgericht zu entlaffen. 

._ Rad $ 12 Gew.-Drdn. find durch die Gew.-Ordn. diejenigen Befchräntungen, 
die in Betreff des Gewerbebetriebes für Perfonen des Beamtenftandes, fowie beten 
Angehörige beftehen, nicht berührt. Solche Beſchrankungen enthält $ 19 ber Allgem. 
Gew.-Drdn. vom 17. Januar 1845 (GS. ©. 411) dahın, da alle Beamten zu dem 
Betriebe eines Gewerbes ber Erlaubnis ihrer vorgefeßten Dienftbehörbe bedürfen, ſo⸗ 
fern nicht das Gewerbe mit ber Bewirtichaftung eines ihnen gehörigen ländlichen 
Grunbftüdes verbunden ober fonft durch befondere geſebliche Beſtimmungen ein 
Anderes angeorbnet iſt. Diefe Erlaubnis muß auch & bem @eiwerbebetriebe ihrer 
Ehefrauen, der in ihrer väterlichen Gewalt ftehenden Kinder, ihrer Dienftboten umd 
anderer Mitglieder ihres Hausfandes eingeholt werben. 

dd) Amtsverfchmwiegenheit. Ueber bie vermöge feines Amtes ihm befannt 
geworbenen Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer Ratur nach erforberfich oder 
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von feinen Borgefegten vorgeichrieben ift, hat ber Beamte Verſchwiegenheit zu ber 
obadjten. (Kab.-Orbr. 21. Rovbr. 1835, &&. ©. 237.) Belondere Borjdhriften über 
bie Amtöveriäiegenheit enthalten $ 69 Einfommenft.-Gel. . Juni 1891 (GE. 
©. 175), $ jewerbeſtGeſ. 4. Juni 1891 (GS. ©. 205) und 5 46 Er- 
gänzungsfteuer-@ef. 14. Juli 1893 (WS. ©. 134). 

“Nah $ 376 ZPO. und $ 53 Str.-Pr.-Orbn. dürfen öffentliche Beamte, and) 
wenn fie nicht mehr im Dienfte find, über Umftänbe, auf welche ſich ihre Pflicht zur 
Amtsverfchtwiegenheit bezieht, ald Zeuge nur mit Genehmigung ihrer vorgefetzien 
Dieuftbehörbe oder der ihnen zulet vorgefegten Dienftbehörde vernommen werben. Die 
Genehmigung ift durch das Progehgeriht einzuholen umd dem Zeugen befannt zu 
maden. , Diefelben Gründe, welde einen Zeugen berehtigen, das Zeugnis zu ver» 
weigern, berechtigen einen Sachverftändigen zur Verweigerung des Gutachtens. Die 
Bernehmung eines öffentlichen Beamten al3 Sachverfändigen findet nicht Nat, wenn 
die vorgefegte Behörde des Beamten erflärt, daß die Vernehmung ben dienftliden 

* Intereffen Nachteile bereiten twärde. (8 408 BBO., 5 78 Gtr.-Pr.-Drdn.). 


ee) Das Recht der Beurlaubung ber Beamten fteht bem Bürgermeifter zu. 
Diefer fan Urlaub bis auf 4 Wochen erteilen; längerer Urlaub muß beim Magiftrats- 
Kollegium nachgefucht werben. (520 Nr. 9 der Inſtruktion für die Stadtmagifträte.) 
Darüber, wie lange ber beurlaubte Beamte Anſpruch auf Gehalt Hat, ſ. unter $ 64. 


ff) Verpflichtung zum Wohnen am Amtsorte. Der Beamte darf ben ihm 
zur Ausübung feines Amtes angewiejenen Wohnort ohne Vorwiſſen und Genehmigung 
feiner Borgefegten nicht verlaffen, (5 92 W0g. Sandr. T. II Rit. 10.) Der 
Nädtifhe Beamte muß daher, wenn er nicht die befondere Erlaubnis erhalten hat, 
auswärts zu wohnen, in der Stadt, ber er dient, wohnen. Wohnt er auswärts, fo 
ift er nicht Bürger der Stadt, in ber er angeftellt if. 


J 4. Titel, Die ſtädtiſchen Beamten haben ein ſubjektives Recht auf den mit 
ihrem Amte verbundenen Titel und Rang und foweit mit ber Gtelle eine Amts- 
tleidung verbunden ift, die Befugnis ober, wenn bies in bienflichem Intereſſe vor- 
geſchrieden it, die Pflicht, fie zu tragen. 

Das Recht Titel zu verleihen, gehört an fid) zu den Hoheitsrechten der Krone 
und kann nur vom Landesheren oder im feinem Kultrage von den Staatsbehörden 
geübt werden. Es begeht ſich bies jedoch nur auf Titel, mit denen eine Rangfellung 
oder ähnliche befimmte Vorrechte verbunden find, auf Titel im engeren Sinne, d. h. 
auf vom Amte unabhängige zur Auszeichnung beftimmter Berfönlichleiten dienende 
Benennungen. Dagegen unterliegt e8 feinem Area, daß die Städte ihren Beamten 
Titel im weiteren Sinne beilegen fönnen. Im dem Rechte, über bie Einrichtung 
eine? Amtes zu beftimmen und dem betreffenden Beamten anzuftellen, ift die Befugnis 
mit enthalten, dem Angeftellten eine feine Stellung ausdrüdende Benennung (Umts- 
begeichnung) beizufegen. Eine Einfehränkung diefes Rechts durch, Abhängigmadjung 
von einer Zuſtimmung der Staatsbehörde müßte ausdrücklich vorgefchrieben fein, was 
bezüglich ber ftäbtifchen Beamten nicht der Fall if. Zur Amtsbezeihnung fädtilcher 
Beamten Wnnen auch, folde Bezeichnungen gewählt werben, welde im $ 29 StO. 
al8 geeignet zur Bezeichnung befoldeter Magiftratß-Ditglieder aufgeführt find, felhf 
folder, die mit dem Worte „Rat“ zufammengefegt find, twie Stabtbaurat (f. 5 29 
©. 140). In der Auswahl der Titel find die Städte nur infofern beſchränkt, als 
diefe nicht mit denen von Staatsbeamten übereinftinnmen oder ſich doch nur wenig 
von ihnen unterfheiden bürfen, fid vielmehr al hahtiſche Tennzeichnen und von den 
den betreffenden. Weamten übertragenen Amtsfunktionen hergeleitet fein follen. 
(086. 6 ©. 59, PB. 17 ©. 224, UML. 1863 ©. 50, IMDB. 1879 ©. 2) Die 
von dem Magiftrat zu Berlin befchloffene Beilegung der Amtsbezeichnung „Magiftrats- 
rat“ am bie lebenslänglic angeftellten Magiftrats-Wffefforen war als unzuläffige Ber- 
leihung eines Titels auf Anmweifung der Auffichtsbchörde beanftandet (f. PBB. 23 
©. 2359, 265, 281; Breuß ©. 267), die gegen die Beanftandung erhobene ag vom 
DOB®. (40 ©. 44) aus dem Grumde, daß die erforderliche Zuftimmung ber Stadtv.» 
Zerf. zur Beilegung der Amtsbezeihnung nicht eingeholt war, Zurüdgerviefen worden. 
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Durch Mlerhöchften Erlaß vom 19. Auguft 1908 ift ſodanu genehmigt, daß den feit 
mindeftens ſechs Jahren bei dem Magiftrate zu Berlin angeftellten juriſtiſchen Hilft 
arbeitern (Dagiftrars-Affefforen) bei ihrer Anfelung auf Pebensgeit der Amtstitel 
gintogifraterat beigefegt werde. In der angeführten Entſcheidung (40 ©. 44) hat 
OLG. ausgeführt, daß die Befugnis der Stadtgemeinde ben jabern der von ihnen 
eingerichteten Aemter eine beren Stellung ausdrüdende Bezeichnung beizulegen, nicht 
u den dem Magiſtrate ausſchließlich zugemwiefenen Gemeindeangelegenheiten gehöre, 
Fondern der Beihlußfaffung durch die Stabtverordneten unterliege. Außerdem hat 
OBG. in berfelben Entfdeidung auagefproden, daß die gedachte Befugnis Ein 
ſchränkungen durch entgegenftehende Sondervorichriften erleide, zu denen bas 
Snvalidenverficherungs.©el. und die Reichögefege vom 29. Juli 1890 und 30. Juni 
1901 gehören, foweit fie über die innere Einrihtung der Verfiherungs-Anfalten und 
der Gewerbegerichte Benimmung treffen. Den Borfigenden diefer Anflalten und Ge- 
richte Ynnten die Genteinden überhaupt feine Amtäbezeichnungen bemilligen. 

Eine befondere Rangordnung ber ftädtifchen Beamten if nirgends erwähnt.r 
Eine folde kann jedoch ohne Zweifel durch Ortsftatut, Gemeindebeichluß oder durch 
Berordnung des Magiftrats feftgeftellt werben. 

5. Die Auffict über die Rädtifchen Beamten ſteht dem Magiftcat allein ohne 
Mitwirkung der Stadtv.-Berf. zu. Cr ift auch nicht an eine Anhörung derfelben er 
bunden. Der Zwiſchenſatz in Nr. 6 des 5 56, „nachdem die Stadtverordneten darüber 
vernommen worden“, bezieht fih nicht auf die Beauffihtigung (OVG. 23 ©. 65). 
Zur Beauffihtigung gehört aud) die Entf heidung über Dienftunfähigfeit bei Berfegung 
in den Ruheftand. (OSG. 23 ©. 60.) Der Magiftrat Hat allein das Recht, generelle 
und fpezielle Inftrultionen an die Gemeindebeamten zu erlaffen. Nur inſoweit die 
Berteifung der Gelhäfte unter die einzelnen Beamten in Frage tommt, fteht das 
Recht zur Anordnung dem Bürgermeifter zu. ($ 58 StO.). 

6. Berantwortlihteit der Beamten. Jeder Gemeinbebeamte ift wegen 
der in Ausübung feines Amtes vorgenommenen Handlungen ober wegen Unter- 
faffung ihm obliegender Amtshandlungen verantwortlich. Wenn ein fläbtiider 
Beamter aus Borfah oder aus Verſehen bei Ausübung feiner Amtspflichten oder dur 
Bernachläſſigung derjelben Jemandem rechtswidriger Weiſe Schaden zufügt, fo muß 
ex dafür nad) denfelben Grunbfägen Grfaß leiften, weldhe in diefer Hinfiht generell 
für alle Beamten gelten (OT. vom 8. Juni 1859, Strieth. 39 ©. 279). Derjenige, 
weichem gegenüber der verantwortliche Beamte zum Erfat verbunden ift, if nidt 
blos die Stadtgemeinde, als Dienftyerrin, fondern auch die beſchädigte Privatperfon. 

8) Die auf die Haftbarfeit der Beamten bezüglichen Beſtimmungen des BER, 
(8 839, 840, 831, 841, art. 78 Eiuf.-Gef. BOB. art. 89 Ausf.-Gef. BGB.) geben 
un Allgemeinen den Rechtszuftand wieder, wie er ſich auf Grund des Allg. Laudrechts 
in der Prazis der Gerichte entwidelt Hat. Handelt e8 fih um einen Verſtoß gegen 
ein Strafgejeg oder um einen widerrechtlichen Eingriff in die Rechte eines anderen, 
fo haftet der Beamte ſchon nad der allgemeinen Vorſchrift des 5 823. Er haftet 
aber weiter nad) $ 839, wenn er gegen die Dienftvorfchriften gehandelt hat unter der 
Borausfegung, daß diefe Vorſchriften ihm jedem Dritten gegenüber auferlegt find. Es 
handelt fid) Hierbei nicht um folde Dienfvorichriften, welche ausfchließlic den innerg 
Dienft betreffen, fondern um folde, die im Imtereffe bed PBublifums den Beamten 
auferlegt find. Worfählic; oder fahrläffig und deshalb von dem Beamten zu vertreten 
ift die Pflihtverfegung dann, wenn der Beamte bei einer Handlung oder Unterfaffung 
entweder das Benußtfein der Pflichtwidrigkeit gehabt oder die erforderliche Sorgfalt 
außer Act gelaffen Hat. Nur ım Falle der Faheläffigteit Haftet ex fubfidiär, d. h. 
der Befchädigte fan ihn erft dann in Anfprud nehmen, wenn er auf andere Weile 
feinen Erjag zu erlangen vermag. Wenu ber Verletzte felbft vorſätlich oder fahr- 
läffig den Schaden durch Nichtgebrauch der ihm zuftehenden Hechtsmittel abzuwenden 
verabfäumt hat, fo kanu er feinen Schadenerjat verlangen. 

b) Dem BVerletzten gegenüber haften mehrere Verantwortliche ſolidariſch, in 
dem Berhältniffe zwiſchen mehreren Verantwortlichen haftet jedoch derjenige allein, 
der den Schaden verurfadht hat, wie dies $ 841 zu Gunfen bes Beanıten feitfegt, der 
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einen anderen zur Geihäftsführung für einen Dritten zu beſtellen oder eine ſolche 
Gef häftsführung zu beauffichtigen oder durch „Benehmigung von Mechtegefcäften bei 
Ey mitzuroirten hat. If andererfeits die ſchädigende Handlung oder Unterlaffung auf 

jejehl eines Vorgefegten begangen, fo fann der Beamte nicht in Anſpruch genommen 
werben, wenn er fi innerhalb der ihm obliegenben Gehorfamspflicht gehalten Bat. 
©r Hat als Untergebener nur die formelle Rechtmäßigkeit eines ihm erteilten Befehts 
zu prüfen, d. . die Frage, ob der Vorgeſebte zu den Vefehfe fomnpetent, ob er felbft 
zu ber. befohlenen Handlung zufländig und ob die Zorn des Befehls vorfcriftsmäßig 
iR. _Gefbft wenn ein Beihluß, den ein Beamter ausführt, von der Auffichtsbehörde 


" befätigt iſt, hat der Beamte deſſen Rechtsgültigleit unter eigener Berautwortlichteit 


zu prüfen. (PUB. 14 ©. 182). Der Vorgejegte haftet für den Schaden, welcher 
durch die untergebenen Beamten auf feinen Befehl oder in Folge feiner nit ge- 
börigen Aufſicht verübt wird, wobei inbeß auch der ausführende Beamte wegen feines 
eigenen Verſchuldens Haftbar bleibt. 

c) Der Anfpruh auf Erſatz des entftandenen Schadens verjährt in drei 
Jahren von dem Zeitpuntte an, in welchem der Berlette von dem Schaden Kenntnis 
erlangt, ohne Rüdficht auf diefe Kenntnis in dreißig Jahren von der Begehung der 
Handlung au ($ 852 BGB.). Lestere Verjährung tritt aud ein in Betreff folder 
Anfprüche, welche von der Stadt ge den Beamten erhoben werden, Für alle An- 
ſprũche der erörterten Art gegen Beamte find die Landgerichte ausſchließlich zuftändig 
(5 89 Nr. 3 Aut ef. zu GBG.). 

A) Das Reichsrecht Hat die Vorfehriften des Preuß. Rechts, welche die zinil- 
rechtliche (beato. ftrafrechtliche) Verfolgung eines Beamten an die Vorentjcheidung des 
OB®. darüber binden, ob der Beamte fih einer Ueberigreitung feiner Amntsbefugniffe 
oder der Unterlafjung einer ihm obliegenden Amtshandluug fchuldig gemacht hat, auf - 
echt erhalten (j. Gel. betr. die Konflikte bei geiotihen Berfoigungen wegen Amts- 
und Dienftfandlungen vom 13. Febr. 1854 |8S. ©. 86], $ 11 Einf.-Gef. 3. GBG. 
27. Januar 1877, $ 114 28®.). Zur Erhebung des Konflitts_ find auftändig der 
Regierungs-Bräfident umb der Minifter des Innern (micht der Magiftrat, PB. 1 
©. 404). Die Vorentfheidung in Konflittsfaden hat fid) infolge de $ 11 auf die 
Prüfung der Erage au befehränfen, ob in der gerichtlid verfolgten Handlung ober 
Untertaffung des Beninten {hfechthin objeltiv ein Verfioß gegen die Antspflichten zu 
erbfiden if. Ein Konflikt kaun nur dann für begründet eradjtet werden, wen die 
tatfählichen Borausfeyungen, unter denen eine angefochtene Amtshandlung rechtlich 
zuläffig erfcheint, außer Zweifel gefegt find (ORG. 9 ©. 438). Die aus Irrtum m 
der Fefftellung und Beurteilung tatfählicher Berhältniffe vorgenommene Handlung 
eine® Beamten ftellt ſich nicht als eine Ueberichreitung feiner Befugniffe dar Da- 
ggen hört die aus Irrtum über das objeltive Recht vorgenommene Handlung eines 

ent, „um diefes ihres Mulaffes willen nicht auf, eine Aınts-Ueberihreitung 
au fein. 

Ueber die Frage, ob die Stadtgemeinde für einen durd ſtädtiſche 
Beamte rechtswidriger Weife verurfahten Schaden zu haften habe, 
1. $ 9 0. ©. 63. Die Stadtgemeinde hat ihrerſeits Regreßanſprüche gegen den 
Beamten auf Grund ber 66 91 ACH. T. II Tit. 10 wegen jedes Verſeheus, 
welches bei gehöriger Aufmerkſamteit und nach den Kenntuiffen, welche bei der Ber- 
waltung des fraglichen Amtes erforderlich find, hätte vermieden werden können und 
jollen. Im disziplinarer Hinfiht wird der Gemeindebeamte gemäß $ 80 StO. Haft- 
bar gemadit. Im frafredhtlicher Beziehung kommen die $$ 331, 332, 335, 336, 338 
bis 3638, 357 bie 359 Straf-Gef.-Buch zur Anwendung. 


7. Beränderungen im Rädtifhen Beamtenverhältnis. 

Eine Beränderung im Beamtenverhäftnis bei fortbeftehender Dienftpflicht wird 
durch Die Suspenfion (vorläufige Dienftentfebung) eines Beamten bewirlt. Sie 
findet Kraft Gefees ſtatt in den Fällen der SS 48, 49 des Disziplinar-Gef. v. 21. Juli 
1852 (f. $ 80), ſowie in dem (alle des Rubens bes Würgerredhts ($ 75 Abf. 1) 
und tritt in den Fällen des $ 50 des Disziplivar-Gef. auf Anordnung des Reg.-Präf. 
ober des Minifters des Innern ein. Wenn Gefahr im Perzuge ift, Tann auch der 











SO. 5 56 Nr. 6. Gemeinbebeamte (Beendigung des ftädtifchen 
344 neo) u * 


Magiftrat oder der Bürgermeifter einem ſtädtiſchen Beamten die Ausübung. ber Amis- 
verrichtungen vorläufig unterjagen (5 54 Disziplinar-Gef.). Ueber die Dauer und 
die Wirkungen der Guspenfion |. $$ 49, 51 u. ff. ebenda. 

Eine Berfegung der flädtifen Beamten in ein anderes Amt von gleichem 
Range und Eintommen ift zulälfig (I. 0. ©. 340 m. bb). Die Berfegung wird jedod) 
nur in der Ainweifung einer anderen Amtstätigfeit beftehen, mit einer Veränderung 
des Amtefiges wohl kaum verbunden fein. Die Anhörung der Stadtverordneten zur 
Verfegung fädtifcer Beamten erfheint nicht erforderlich. Die Werfegung in ein 
anderes Amt mit Verminderung des Dienfteinfommens als Disziplinarftrafe findet 
nah $ 16 Nr. 1 des Disziplinar-Gef. gegen Gemeindebeamte feine Anwendung. 
Diitglieder des Magiſtrats und die ſtädtiſchen Ehrenbeamten fünnen überhaupt nid 
verſetzt werben. 

Die bei Staatsbeamten vorfonmende Stellung zur Diepofition (einftweilige 
Berfegung in den Ruheſtand) if durch $ 94 Disziplinar-Gef. bei fädtifchen Beamten 
ausgeſchloſſen. 

8. Die Beendigung des ſiadtiſchen Beamtenverhältniſſes. Sie tritt ein: 

a) durch den Tod des Beamten. Weber Siegelungen von amtlichen Briefe 
ſchaften und Geldern, die der verflorbene Beamte in Händen hatte f. 5 20 des Preuß. 
Ge. über die freiwillige Gerichtsbarkeit v. 21. Novbr. 1899 (GS. ©. 249); 

b) durch Zeitablauf bei den anf eine beſtimmte Zeit angefeilten Beamten; 

c) durd) ainbigung bes Dienfiverhältnifies Seitens des Dienſtherrn und 
Seitens des DBeauten. ie auf Kündigung angefellten Beamten haben die 
Kündigungefeift einzuhalten. IM diefe nit durch Orteflatut oder im ingefate 
durch Yorne feftgefetst, fo kommen bie gefetlichen Beftimmungen des $ 621 BGB., 
zu welchen Zeiten Kündigung zuläffig ift, zuc Anwendung. 

Der Beamte kaun feine Entlafjung jederzeit fordern. Sie faun ihm mur aus 
Gründen des allgemeinen Wohles, wenn daraus ein erheblicher Nachteil für das ge- 
meine Befle zu bejorgen if, verfagt werden. Gegen bie Berfagung fieht dem Beamten 
das Recht der Beſchwerde au bie Auffichtsbehörde, nicht aber der Rechtsweg offen. 
In feinem Falle darf der Beamte feinen Voſten eher verlaflen, ald bie wegen 
Wiederbefegung ober einfimeiliger Wermwaltung desfelben Berfügung getroffen if. 
(85 H—97 Allg. Landr. T. II 10.) Berläßt er ihn ohne Genehmigung feiner 
vorgefetten Dienftbehörbe, fo würde diefe Handlung ein Dienfivergehen im Sinne 

. des $ 2 des Disziplinar-Gei. darftellen; 
d) durch Verluf des Burgerrechts bei denjenigen Beamten, melde eine das- 
(be vorausfegende Gtelle befleiden ($ 75 EtD.), duch Frofgeicntigee Urteil ($ 7 
iplinar-Gef.), durch ein auf — lautendes uͤrteil des Disziplinar- 
gerichis (5 22 u. ff. Diszipfinar-Gejeg), durch Verſehung in ben Ruheftand (Benfio- 
nierung) (j._$ 65), dur übereinftimmenden VBelhluß des Magiftrat® und der 
Stadto, im alle des 5 75 Abi, 2, durch freimilligen Riüdtritt (Amteniederiegung, 
ſ. 6 31 ©. 145 n. 3, 5 74). 

Bei dem freiwilligen Rüdteitt verzichtet ber Berufsbeamte auf alle aus dem 
Dienftverhältnis entfpringenden vermögensredtlichen Anfprüche gegen die Etadt, da- 
gegen verbleibt ihm fein Anıtstitel. Die in den Ruheſtand tretenden ſtädtiſchen Be 
amten behalten die begüinftigte Stellung Hinfichtlich der Kommumnalbefteuerung und der 
Pfändbarfeit ihrer Penfionen. Die Rechte und Pflihten der Ehrenbeamten endigen 
mit ihrem Ausſchelden aus dem Amte. 


D. Bejegung ftädtifher Stellen mit Militäranwärtern. 

In dem Rechte, die Gemeindebeamten anzuftelen, it der Magiftrat erheblich 
befchränft durch die über die Anftellung der Invaliden beftehenden Beftimmungen. 
(Breuß S. 290.) An Stelle der Grundjäge vom 7.12. ray bezw. 10. Eept. 1i 
(EMB. ©. 23) „gelten vom 1. April 1900 ab die in der Sibung des Bundesrats 
vom 28. Juni 1899 beidjloffenen und im Zentralblatt für das deutiche Reid) (1899 
S. 268) von dem Reichslanzler unter dem 25. Juli 1899 (BMB. 1900 &. 47 und 
54) veröffentliten Grundfäße betr. bie Befegung der Subaltern- und 
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Unterbeamtenftelfen bei den Kommunalbehörden, bei den Invaliditäts— 
und Altersverfiherungs-Anflalten, fomwie bei fändifhen uſw. Infi- 
tuten mit Militäranmwärtern, jebod unbeſchadet der in bei einzelnen Bundes- 
ſtaaten bezüglich der Berforgung der Militäranmärter im Zivildienft erlaffenen 
weitergehenden Vorſchriften Golche find für Preußen erlaflen iu dem Gele 
betr. die Bejegung ber GSubaltern- und Unterbeamtenftellen der 
er’zigpualverbände mit Militäranwärtern vom 21. Juli 1892 (GE. 
. 214). 


Prinzipiell gelten die in den Grundfägen niebergelegten reichsgeſetzlichen Be- 
fimmungen und baneben noch die weitergehenden Vorſchriften des Preuß. Gef. vom 
21. Juli 1892, nicht umgefehrt prinzipaliter das letztere und fubfidiär die erſteren. 
Die Grundfäge find als verbindliche reihsrechtliche Ordnung über diefe Materie an- 
zuſehen. (RZE. 46 ©. 84.) 

L Grunbfäge des Bunbesrats, betreffend die Befehung der Sub- 
altern- unb Unterbeamtenftellen bei ben Kommunalbehörden ac. mit 
Nilitärenwärtern vom 8. Juni 1899. (Zentralbl. für das Deutſche Reich 
1899 ©. 268). 

$ 1. Die Subaltern- und Unterbeamtenftellen bei de Kommunen und Koms- 
amnalverbänden, bei ben Imvaliditäts- und Altersverfiherungsanftalten, fowie bei 
Kändiichen oder folhen Iuftituten, welche ganz oder zum Teil aus Mitteln des Reiche, 
des Staates oder der Gemeinden uuterhalten werden — ausſchließlich des Forſt⸗ 
dienſtes —, find unbeſchadet der in den einzelnen Bunbesftanten, bezüglich der Ber- 
forgung ber Militärammwärter im Zivildienſt erfaffenen weitergehenden Vorſchriften 
gemäß den nachſtehenden Grundſätzen vorzugsweife mit Militäranmwärtern zu beſetzen. 

Dilitäramwärter im Sinne diefer Grundfäge if jeder Inhaber des Zivil. 
verforgungsfgjeius nach Anlage A der Grundfäge für die Belegung der Subaltern- 
und Unterbeamtenftellen bei den Reiche- und Staatsbehörden mit Militäranmärtern 
vom 7,j21. März 1882 (Zentralblatt für das Deutliche Rei) ©. 129). 

Die Anfellungsberehtigung eines Militäramwärters beſchräntt fich auf den- 
jenigen Bundesftaat, defjen Staatsangehörigteit er feit zwei Jahren befikt. Invali- 
ditäte- und Altersverfierungsanftalten, fowie Rändif—e Inftitute 2c., deren Wirk 
famteit ſich auf mehrere Bundesftaaten erfiredt, find zur Anftellung nur folder Mititär- 
anmärter verpflichtet, welche in einem diefer Staaten die Stantsangehörigkeit befigen 
doergt. $ 1 Abf. 1 des Gef. 1892). 

$ 2. Die Subaltern- und Unterbeamtenftellen in denjenigen Kommunen und 
Kommunafverbänden, melde meniger als 3000 Einwohner Haben, unterliegen den 
nachftegenden Grundfägen nicht. Den Landesregierungen bleibt vorbehalten, dieſe 
Beſtimmung anf Landgemeinden und ländliche Gemeindeverbände mit weniger als 
3000 Einwohnern zu beſchränken (vergl. $ 2 des Gef. 1892). 

5 8. Ausihließli mit Militäranwärtern find zu befegen, fofern bie Be- 
foldung der Stellen einfhlieglich Nebenbezüge mindeftens 600 Mark beträgt: 

1. Die Stellen im Kanzleidienft einſchließlich derjenigen der Lohnfchreiber, ſoweit 
deren Inhabern die Beforgung des Schreibwerls (Abfchreiben, Mundieren, Kolla- 
tionieren 2c.) und der damit zufammenhängenden Dienftverrichtungen obliegt, 

2. ſamtliche Stellen, deren Obliegenheiten im Weſentlichen in mechaniſchen Dienft- 
Teiftungen beftehen und feine techniſche Reuntuifje erfordern. 

Die Landesregierungen find befugt, den Anteil der Militäranwärter an ben 
Stellen unter Ziffer 1 auf die Hälfte, an dem Stellen unter Ziffer 2 auf zwei 
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Drittel zu begrenzen, falls die Eigenart der Landesverhäftniffe oder ber dienſtlichen 
Anforderungen oder die Organifation der einzelnen Verwaltungen den ausichlieklichen 
Vorbehalt untunlich macht (ſ. $ 3 des Gef. 1892). 

8 4. Mindeftens zur Hälfte mit Militäranwärtern find zu befeen die Stellen 
ber Subalternbeamten im Bureaudienfte (Iournal-, Regiftratur-, Erpeditions-, Kal 
Aufatur«, Kaffendienft und dergl.), jedod mit Ausnahme 

1. derjenigen Stellen, für welche eine befondere wiffenfhaftlice oder techniſche Bor- 
bildung erfordert wird, 

2. ber Stellen derjenigen Kafjenvorfteher, welche eigene Rechnung zu Tegen haben, 
ſowie derjenigen Kaflenbeamten, welche Kafiengelder einzunehmen, zu verwahren 
oder auszugeben haben, und ferner derjenigen Beamten, welchen die felbftändige 
Kontrolle des Kaffen- und Rechnungsweiens obfiegt, 

3. der Stellen der Bureanvorfteher bei den Imvaliditäts- und Alterverfiherungs- 
anftalten und bei der Verwaltung von Städten mit mehr als 40.000 Ein- 
wohnern, 

4. der Stellen der Subalternbeamten, welche bei Behörden, denen nad} landesgeſetz- 
licher Vorſchrift Verrichtungen des Bormundicaftsgerichte, des Nachlaßgerichts 
oder des Grundbuchamis obfiegen, in biefen Dienftzweigen als Bureaubeamte 
befchäftigt werden, oder welche nad) landesgeſetzlicher Borfchrift ale kommunale 
Hütjebeamte ſtaailicher Grundbudämter beftellt find (f. 8 4 des Gef. 1892). 

$ 5. Im welchem Umfange die nicht unter bie 85 3 und 4 fallenden Sub- 
aftern- und Unterbeamtenfellen mit Militäranwärtern zu befegen find, ift unter Ber 
rüdfigjtigung der Auforderungen des Dienfes zu beſtimmen. In Zweifelsfälen it 
unter finngemäßer Zugrundelegung ber für die Reice- und Staatsbehdrden jeweilig 
geltenden Berzeichniffe der den Militäramvärtern vorbehaftenen Stellen Entſcheidung 
zu treffen (j. $ 5 des Gef. 1892). 

$ 6. Imfoweit in Ausführung der 95 4 und 5 einzelne Klaſſen von Gub- 
altern- und Unterbeamtenftellen ben Militäranwärtern nicht mindeſtens zur Häffte 
vorbehaften werden Fönwen, Hat nad) Möglichteit ein Ausgleich in der Weife Rattzu- 
finden, daß andere derartige Stellen innerhalb derfelben Verwaltung in entfprechender 
Zahl und Befoldung vorbehalten werden, 

Enthält eine Klaſſe mur eine Stelle, und ift diefe unter Berüdfichtigung der 
Anforderungen des Dienftes zur Befegung mit einem Militäranwärterr geeignet, fo 
Braut fie nur abwechfelnd mit Militäramwärtern befegt zu werden (f. $ 6 Abf. 2 
Geſ. 1892). . 

$ 7. Ueber die gegenwärtig vorhandenen, den Militäranwärtern vorbehaltenen 
Stellen werben nach Beamtenklaſſen ($ 6) geordnete Verzeichuiſſe angelegt. 

Gleichartige Stellen, welche in Zufunft errichtet werden, find in die Ber- 
zeichniffe aufzunchmen. 

5 8. Die den Militäcanmärtern vorbehaltenen Stellen können auch verliehen 
werben: 

1. Inhabern des Zivilverforgungsfgeins nad) Anlage A 1 B und C der Grund» 
füge für die Befegung der Subaltern- und Unterbeamtenftellen bei den Reichs- 
amd Staatsbehörden mit Militärenwärtern (Zentralblatt für das Deutſche Reich 
1882 ©. 123 und 1895 ©. 17), 
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2. Offizieren und Dedoffizieren, welchen bein: Ausſcheiden dus dem altiven Dienfte 
die Ausfiht auf Anftellung im Zivildienfte verliehen worden if, 

3. ehemaligen Militäranmwärtern, welche fi in einer auf Grund ihrer Verforgungs- 
anfprüche erworbenen etatsmäßigen Anftellung befinden oder infolge eingetreteuer 
Dienftunfähigleit in den Ruheſtand verſetzt worden find, 

&. ehemaligen Militärperfonen, welchen der Zivilverſorgungeſchein lediglich um bes- 
willen verfagt worden if, weil fie ſich nicht fortgefegt gut geführt Haben, und 
welchen gemäß einer von der zuſtändigen Militärbehörde ihnen Später erteilten 
Beſcheinigung eine den Militäranwärtern im Reichs- oder Staatsdienfte vorbe- 
haltene Stelle übertragen werben darf, 

d. folhen Beamten und Bebienfteten der betreffenden Verwaltung, welche für ifren 
Dienft unbrauchbar oder entbehrlich geworden find und einftweilig oder dauernd 
in den Ruheftand verſetzt oder entlaffen werden müßten, wenn ihnen nicht eine 
den Militäranwärtern vorbehaltene Stelle verliehen würde; desgleichen ſolchen 
Beamten, welche in den Ruheſtand verſetzt worden find, aber dienſtlich wieder 
verwendet werben können, 

. fonftigen Perfonen, denen die Berechtigung zu einer Anftelung auf dem im 10 
Ziffer 6 der Grundfäge für die Befegung dev Subaltern- und Unterbeamten- 
Reifen bei den Reichs. und Staatebehörben mit Militäramvärtern (Anlage 1) 
vorgefehenen Wege ausnahınaweife verliehen worden ift (f. $ 7 Gef. 1892). 

$ 9. Stellen, welde den Militäranmärtern nur teilweife (zur Hälfte, zu einem 

Dritteil uſw.) vorbehalten find, werden bei eintretender Crfedigung in einer dem 

Anteilsverhältnis entſprechenden Reihenfolge mit Militävanwärtern oder Zivilperſonen 

befegt, und zwar ohne Rüdficht auf die Zahl der zur Zeit der Beſetzung tatſächlich 

mit Militärauwärtern und Zivilperfonen befegten Stellen. 

Wird die Reihenfolge auf Grund des 5 8 umterbrodhen oder wird infolge 
des $ 8 Ziffer 5 eine ausſchließlich mit Militäranmärtern zu befegende Stelle mit 
einem Bedienfteten der Verwaltung bejet, fo ift bei ſich bietender Gelegenheit eine 
Ausgleijung herbeizuführen. Dabei find Perfonen, deren Anſtellung auf Grund des 
$ 8 Ziffer 5 und 6 erfolgt, als Zivilperfonen, Perfonen, deren Anftelung auf Grund 
des 5 8 Ziffer 1 bis 4 erfolgt, ale Mititävanmärter in Anredurung zu bringen (f.$ 8 
Se. 1892). 

$ 10. Die Militäranwärter haben fi um bie von ihnen begehrten Stellen 
bei dem Anftellungsbehörden zu bewerben. 

Die Bewerbungen haben zu erfolgen: 

8) Seitens ber noch im aftiven Militärdienfte befindlichen Militärauwärter durch 
Bermittelung der vorgeſetzten Militärbehörde; 

b) Seitens ber übrigen Militäranwärter entweber unmittelbar oder durch Ber- 
mittefung des Heimatlichen Bezirtskommandos, welches jede eingehende Bewerbung 
fofort der zufländigen Anftelungsbehörde mitteilt. 

Militäranmärter- find zu Bewerbungen vor oder uach dem Eintritte der 
Stellenerfedigung infolange berechtigt, bis fie eine etatemäßige Stelle erlangt und an- 
getreten haben, mit welcher Anfpruch oder Ausſicht auf Nuhegehalt oder dauernde 
Unterflügung verbunden iſt. Bewerbungen um Stellen, welde nur im Wege bes 
Aufrüdens zu erlangen find, werben jedoch hierdurch nicht ausgefchloffen (f..5 9 des 
Geſ. 1892). 


® 
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$ 11. Ueber die Bewerbungen um noch nicht erledigte Stellen haben die 
Kommunal- zc. Behörden Verzeihniffe nach Anlage 2 anzulegen, in welde die 
Stellenanwärter nad) dem Datum des Cinganges der erfien Meldung eingetragen 
werden. War die Befähigung nod dur eine Prüfung (Borprüfung) nachzuweifen, 
fo fann die Eintragung aud nad; dem Tage des Beſtehens der Prüfung erfolgen. 

Bei der Belegung erledigter Stellen find unter fonft gleichen Berhäftniffen 
Unteroffiziere, welche mindeRens acht Fahre im Heere oder in ber Marine altiv gedient 
Haben, in erfler Linie zu berüdfichtigen. 

Bewerbungen um noch nicht freigewordene Gtellen find alljährlich zum 
1. Dezember zu ernenern, widrigenfalls biefelben als erloſchen gelten (f. $ 10 des 
Gef. 1892). 

$ 12. Stellen, welche mit Militävanmärtern’ zu befeßen find, müffen im 
Falle der Erfedigung, wenn feine Bewerbungen von Militäcanmärtern für diefelben 
vorliegen, Ceitens der Auftellungsbehörde der zufläudigen Beriittelungsbehörde (An- 
fage 3) behufs der Bekanutmachung mittel Einveihung einer nad; dem Mufter der 
Anlage 4 aufzußellenden Nachweiſung bezeichnet werden. 

IR innerhalb vier Wochen nad der Belanntmagjung eine Bewerbung bei der 
Anfteliungsbegörde nicht eingegangen, fo Hat diefelbe in ber Stellenbeſetung freie 
Hand (f. $ 11 des ef. 1892). 

$ 13, Die den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen dürfen, außer in dem 
Falle des 5 8, mit anderen Perfonen nidht.bejet werden, foieen ſich Militäramwärter 
finden, welde zur Uebernahme ber Stellen befähigt und bereit find. Es madjt dabei 
feinen Unterſchied, ob die Stellen dauernd oder nur geitweife beftehen, ob mit den 
felben ein etatsmäßiges Gehalt ober nur eine diätariſche oder andere Remuneration 
verbunden ift, ob die Anftellung auf Lebenszeit, auf Küudigung oder auf Widerruf 
geſchieht. 

Zu vorübergehender Bejhäftigung können jedoch auch Nichtverſorgungsberechtigte 
angenommen werben. 

In Anfehung derjenigen dienftlihen Verrichtungen, für welche wegen ihres 
geringen, die vole Zeit und Tätigleit eines Beamten nicht in Aufprud) nehmenden 
Umfanges und der Geringfügigfeit der damit verbundenen Remumeration befondere 
Beamte nicht angenommen, welche vielmehr an Privatperfonen, an andere Beamte 
als Nebenbeſchaftigung oder an verabfehiedete Beamte übertragen zu werden pflegen, 
behält es hierbei fein Bewenden (vergl. $ 12 des Gef. 1892). 

$ 14. Die Anfellungsbehörben haben darin freie and, welche ihrer Subaltern - 
und Unterbeamten fie in höhere oder beffer befoldete Stellen aufrüden laſſen wollen. 

Ebenfo find die Behörden in der Verſetzung eines befoldeten Subaltern- oder 
Unterbeamten auf eine audere mit Mifitäramwärtern zu beſehende befofdete Gubaltern- 
ober Unterbeamtenftelle nicht beichräntt. Wäre die auf folde Weiſe mit einer Zivil- 
verfon befegte Stelle mit einem Militäranwärter zu befegen geweſen, fo ift bei ſich 
bietender Gelegenheit eine Ausgleihung gerbeizuführen, 

Es ift darauf Bedacht zu nehmen, baß den aus den Militäranwärtern herbor- 
gegangenen Veninten, foweit e& mit den Intereffen des Dienfes vereinbar if, Ger 
Tegenheit gegeben werbe, die für das Aufrücken in höhere Dienfiftellen erforderliche 
Befähigung zu erwerben (vergl. $ 8 Abſ. 3 Gef. 1892). 
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$ 15. Die Anftellungsbehörben find zur Beridfihtigung von Bewerbungen 
nur dann verpflichtet, wenn die Bewerber eine genügende Befähigung für die frag- 
fie Stelle beziehungsweife ben fraglichen Dienſtzweig nachweiſen und in Förperlicher 
ſowie fittlicher Beziehung dafür geeignet find. 

Sind für gemwiffe Dienſtſtellen oder für gewiſſe Gattungen von Dienftftellen 
beſondere Prüfungen (Borprüfungen) vorgeſchrieben, fo hat der Militäranmärter auch 
diefe Prüfungen abzulegen. Auch fann, wenn bie Eigentümlichkeit des Dienſtzweigs 
dies erheifcht, die Zulaffung zu dieſer Prüfung oder die Annahme ber Bewerbung 
dom einer vorgängigen informatoriſchen Beihäjtigung in dem betreffenden Dienftzweig 
abhängig gemacht werben, welche in der Kegel nicht über brei Donate auszudehnen 
iR. Ueber die Sufäffigteit einer informatoriſchen Beſchaftigung entf eidet in Zweifels- 
fällen die ſtaatliche Aufſichtebehörde. 

Die Anftelung eines einberufenen Militäranwärters Tann zunächſt auf Probe 
erfolgen oder von einer Probedienftfeiftung abhängig gemacht werben. Die Probezeit 
darf vorbehaltlich der Abkürzung bei früher nachgemwiefener Befähigung in der Regel 
höchſtens feche Monate, für den Dienft der Strafen und Wafjerbauverwaltung, mit 
Ausſchluß der im 5 3 bezeichneten Stellen, ein Jahr betragen. Handelt es ſich un 
Anftellungen im Bureau- insbefondere Kaffendienfte, jo kaun die Probezeit mit Ge- 
nehmigung der Raatlichen Auffichtebehörde unter Zuffimmung der zufländigen Militär 
behörde ausnahmameife bis auf die Dauer eines Jahres verlängert werden. Während 
der Anftelung auf Probe ift dem Anwärter das volle Stelleneinlommen, während der 
Probedienſtleiſtuug eine fortlaufende Remuneration vom nicht weniger als Drei- 
viertel des Stelleneinlommens zu gewähren. 

Einberufungen zur Probedienſtleiſtung dürfen nur erfolgen, infoweit Stellen 
(8 13 Abf. 1) offen find; eine Entlaffung Einberufener wegen mangelnder Vakauz 
kann daher nicht fattfinden. 

Spateſtens bei Beendigung der Probezeit hat die Mnftellungsbehörde 
barüber Beſchluß zu faſſen, ob der Stellenanwärter in feiner Stelle zu beflätigen be» 
ziehungsweiſe in den Zivildienft zu übernehmen oder wieder zu entlaffen if. 

Die Art der Anftellung, namentlich auf Probezeit, Kündigung, Widerruf 2c. 
regelt ſich nach den landesrechtlichen Beftimmungen. 

Nach erfolgter etatsmäßiger Anftellung wird der Zivilverforgungsfcein zu den 
Alten genommen (vergl. $ 13 Gel. 1892). 


5 16. Welche Eubaltern- und Unterbeamtenftellen und gegebenenfalls im 
welcher Auzahl diefelben gemäß den vorfiehenden Grund;ägen den Militäranwärtern 
vorzubehalten find, haben die Anftellungebehörben feftzuftellen. Die aufgeftellten Ber- 
zeichniffe find der ftaatlichen Anffichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegen. Stellen, 
wegen deren eine ſolche Feftftellung noch nicht flattgefunden Hat, dürfen, infofern nicht 
Militäranwärter zur Anftelung gelangen oder das in dieſen Grundjägen bezüglich 
der Bejegung der Stellen mit Militäranwärtern vorgeichriebene Verfahren erledigt if, 
nach dem 1. Oftober 1900 mur widerruflich befegt werben. Die Anftelungsver» 
Käftniffe der Inhaber von folgen Stellen, welche gemäß den vorfiehenden Grundfägen 
ben Mifitäramwärtern vorzubehalten, dagegen ohne Verlehung der bisherigen Be» 
fimmungen an nicht Berforgungsberechtigte übertragen worden find, bleiben hierdurch 
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unberührt. Gleichfalls unberührt bleiben bereits ermorbene Anfprüche von Militär- 
aumärtern (vergl. $ 15 Gef. v. 1892). 

$ 17. Bon ber Beſetzung der den Mititäranwärtern vorbehaltenen Stellen 
Haben die Anfelungsbehörben am Schluſſe des Quartals ben Bermittellungsbehörden 
ihres Bezirkes durch Zufendung einer Nadweifung nad; dem Mufter der Anlage 5 
Mitteilung zu machen. 

Die Bermittelungsbehörben veranlafien eine entſprechende Belanntmachung in 
ber Bafanzenfifte. 

$ 18. Die Landes-Zentralbehörden Haben darüber zu wachen, daß bei der 
Bejegung der den Militäranmwärtern bei den Kommunalbehörden zc. vorbehaltenen 
Stellen nad) den vorftehenden Grunbjägen verfahren wird. 

Auf Beſchwerden der Militäranwärter entſcheiden die ſtaatlichen Auffihte- 
behörden. 

$ 19. Die 98 25 bis 29 der Grundſätze für die Beſetzung der Subaltern- 
und Unterbeamtenftellen bei ben Neiche- und Staatsbehörden mit Militäranmärtern 
finden finngemäße Anwendung. 

5 20. Anſprüche, welde ſchon bei dem Inkrafttreten dieſer Grunbfäge er- 
worben waren, werden durch dieſelben nicht berührt. 

$ 21. Die vorftehenden Grundfäge treten am 1. April 1900 in Kraft. 

Anlagen zu den Grundfägen v. 28. Juni 1899 $$ 8, 19: 

Die Grundfäge für die Befeung der Subaltern- und Unterbeamtenftellen bei 
den Reichs · und Staatsbehörden mit Militäranwärtern lauten in den hier in Betracht 
kommenden Stellen: \ 

8 235. Im Falle der Eröffnung einer gerichtlichen Unterfuhung gegen einen 
Mititäranwärter ift der Zivilverforgungsicein zu den Unterfuchungsakten einzuforbern. 
Führt die Unterfuchung zu einen dechtsträftigen Ertenntniffe, weiches auf bie zeitige 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter oder auf eine Strafe lautet, welche die 
dauernde oder zeitige Unfähigteit zur Betleidung öffentlicher Nemter von rechiswegen zur 
Folge Hat, fo if der Zivilverforgungsfchein unter Mitteilung der Urteifeformel derjenigen 
Mititärbehörde zu überfenden, welche den Schein erteilt Hat ($ 1). Anderenfalls if der 
Bivifverforgungsfehein derjenigen Behörde zu überfenden, bei welcher der Mifitäcan- 
mwärter angeftellt ober beſchäftigt if, Militäranwärtern aber, welde im Zivifbienfte 
noch nicht angeftellt oder beſchäftigt find, zurüdzugeben. 

$ 26. Der Zivilverforgungsfcein ift verwirft, wenn gegen ben Inhaber 
rechtoträftig auf eine Strafe erkannt worden ift, welche die dauernde Unfähigkeit zur 
Belleldung öffentlicher Aemter von rechtswegen zur Folge hat. 

Lautet das rechtsfräftige Erkenntnis nur auf zeitige Unfähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Yemter ober auf eine Strafe, welche bie zeitige Unfähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter zur Folge hat, jo wird der Zivilverſorgungsſchein nad Ablauf der 
Zeit, auf welde fi) die Wirkung des Erkenntniſſes erftredt, zurüdigegeben, zuvor jedoch 
von der Militärbehörde ($ 25) mit einem, den wejentlichen Inhalt des Erfenntnifjes 
wiedergebenden Bermerke verfehen. Die Anftellung des Inhabers in einer den Mititär- 
anmärtern vorbehaltenen Stelle ift lediglich dem freien Ermeſſen ber beteiligten Bes 
horden überlaffent. 
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$ 27. Erfolgt das Ausſcheiden aus der Stelle unfreimillig aus anderen ale 
den im $ 26 bezeichneten‘ Gründen, fo find biefelben in dem Zivifverforgungsfcheine 
au vermerfen, bevor defjen Rückgabe erfolgt. 


Hat die unfreiwillige Entlaffung eines Militäranwärters in Folge einer den 
Mangel an ehrliebender Gefinnung verratenden Handlung oder wegen fortgejet 
ſchlechter Dienfführung Rattgefunden, fo find die Behörden zur Berüdfihtigung des 
Anftellungsgefuches nicht verpflichtet. 

$ 28. Erfolgt das Ausfcheiden aus ber Stelle freiwillig, aber ohne Benfion, 
fo if dies gleichfalls in dem Zivilverſorgungsſcheine zu vermerken, bevor deffen Rüd- 
‚gabe erfolgt. 


$ 29. Der Zivilverforgungsfhein erliſcht, ſobald fein Inhaber aus dem Zivil- 
dienfte mit Penfion ($ 13) in den ARubefland tritt. Tine Rüdgabe des Bivilver- 
ſorgungsſcheines findet in diefem Falle nicht ſtatt. 

II. Das Preußifche Gefet betr. die Befegung der Subaltern- und Unterbeamten- 
lellen der Kommunalverbände mit Militäranwärtern vom 21. Juli 1892 (GES. 
©. 214). 

$1. Die Subaltern- und Unterbeamtenftellen in der Verwaltung der Kom 
munafverbände, jedoch ausfchliehlich der Forfiverwaltung, find gemäß den nachſtehenden 
Beſtimmungen mit Militäranwärtern zu befegen. 

Militäranwärter im Sinne dieſes Gejeges ift jeder dem Preußifchen Staate 
Angehörige und aus dem Preußifchen Reichemilitärkontingente hervorgegangene In- 
haber des Zivilverſorgungsſcheins. Die unter Preußifcher Verwaltung ſtehenden außer- 
preußifchen Kontingente und die Kaiſerliche Marine find im diefer Beziehung dem 
preußifchen Kontingente gleichgeftellt. 


Zu dieſem Gef. ift eine an ent, vom 30. Sept. 1892 (UML. 
S. 285) erlaffen, weldje in den nachfolgenden Bemerkungen wiebergegeben ift. Nad) 
$ 1.9bf. 1 der Grundfäge (I) gelten die landesrechtlichen Beftimmungen, alfo das 
Gef. v. 21. Juli 1892 inſoweit, als fie über die reihsgefeglihen Be— 
‚Kimmungen, die Grundfäge (I) hinausgehen. 


1. Das Gefet betrifft die Befegung von Subaltern- und Unterbeamten- 
Ketten. Welche folder Stellen und in welcher Anzahl diefelben den Militäranmärtern 
vorzubehalten find, iM nad) den Veimmungen des Geſehes gemäß $ 14 von ben 
Kommunal-Auffichtsbehören feftzuftellen. Dabei it der Auffaffung, daß, Berfonen, 
welche in ben gewerblichen Unterneßmungen der Kommunalverbände befhäftigt werden, 
überhaupt nicht Beamte feien und daß folglid) die Stellen diefer Perfonen bei der 
Befegung der Subaltern- und Unterbeamtenftellen ber Kommunalverbände don vorn- 
Herein ausfcjieden, micht ohne weiteres beizutreten. Wie OB®. Bd. 22 ©. 67 aus- 
gruß jeführt hat, „kann die Eigenfdaft von Gemeindebeamten umd mittelbaren Staats 
jeamten auch foldpen im Dienfte der Stadt ftehenden Perfonen zufommen, die feinerfei 
obrigkeitliche Befugniſſe ausüben, ſoudern Tediglich in induſtriellen oder ſonſtigen rein 
wiriſchaftlichen Betrieben der Stadtgemeinden tätig find.“ Die Befor: sung folder 
Geihjäfte kann auch lediglich als eine privatrechtliche Verpflichtung durch Vertrag über- 
tragen terden, und dies ift bei der Uebertragung bon Geichäften in den gewerblichen 
Unterm ehmun en der lommunalen und weiteren Verbände nicht felten der Fall. Ob 

ällen Bieler Art ein Veamten- oder ein privatrechtliches Dienftverhältnis befteht, 
iR in jebem einzelnen Falle eine weſentlich tatſächtiche Frage, deren Beantwortung 
vornehmlich von ber Würdigung derjenigen Umftände abhängt, in deuen der Wille 
der Beteiligten einen erfennbaren Ausbrud gefunden A nah KBG. 8 1 jegt nur 
durd) Anshändigung einer Anfelungsurtunde (f. 0. ©. 327). 
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Welche Beamtenftelen ſodann als Subaltern- und Unterbeamtenftellen zu er- 
adıten find, if, fofern Sieifel in diefer Beziehung beftehen, in Allgemeinen auß der 
Analogie der Keftfegungen über die den Militäranwörtern im preußiihen Stantsbienfte 
vorbehaltenen Stellen zu beantworten, insbefondere im Hinblid auf das durch den 
Aerhöhften Exlaß vom 30. Juni 1885 (ML. ©. 165) genehmigte Stellenverzeichnis 
und deffen Nachträge. Inſoweit auf diefem Wege zu einem GErgebniffe nit zu ger 
fangen if, wird grunbfäglich davon auszugehen fein, daß diejenigen Stellen, beten 
Inhabern eine felbftändige Berwaltung übertragen if, zu ben Subaltern- und Unter 
beamtenfteilen nicht zu rechuen find. Es gift dies beiſpielsweiſe von den Stellen ber 
Borfleher der Zrren-, Heil und Pflegeanftalten, der Blinden, Taubfhummen-, 
Beferungs- und Erziehungsanftalten, der fommunalen Kur- und Badeetabliffements, 
ferner der Branddirektoren, Standesbeamten, Polizei-Infpektoren und Kommiſſare. — 
omeit hiernad) das Gefeg auf Beamtenftellen überhaupt Ammwendung findet, ift es 
umerheblich, ob die Stellen etatsmäßige oder nicht etatsmäßige find. 

2. Das Geſetz ſpricht nur von Beamten in ber Verwaltung der Kommnnal- 
verbände und findet fomit feine Anwendung auf die Stelen folder Berfonen, weldje 
Tediglich in einem perfönfichen Dienfivergäftniffe zu dem an der Spike des Kommunal» 
verbandes ftehenden Beanten fid befinden und für die Beforgung von Gefcäften in 
der diefem Beamten übertragenen kommunalen Verwaltung ans dem demfelben be» 
willigten Koftenaverfum befoldet werden. 

3. Der Begriff der Militäranwärter im Sinne des Gefeges (5 1 bj. 2) 
dedt fi) nicht mit dem der Militäranmwärter im Sinne der „Grundfüge” ($ 1). 
Während der lehiere jeden Inhaber eines Zivifyerforgungsfceines trifft, ift unter dem 
Militäramwärter im Sinne des Gefeges nur ein folder Inhaber des Zivifderforgunge- 
feins zu verftehen, weicher dem Preußifhen Staate angehört und aus dem Preuki- 
{den Reichemilitärkontingent hervorgegangen if. Nad) den „Grundfägen“ 1899 de 
ſchranlt fid die Anftellungsberediigung auf denjenigen Bundesſtaai, defien Staats- 
angehörigfeit ber Militäranmärter feit zwei Jahren beſitzt. 

Der Inhaber eines Zivilverforgungefgeines muß alfo, wenn er ſich in Preußen 
um eine Stelle im Kommunaldienfte bewirbt, die preufilche Stantsangehörigkeit zwei 
Jahre fang befeffen haben. Erfüht er diefe Eigenfhaft, fo iſt es gleichgültig, in 
welchem Kontingente des deutſchen Heeres er den Zivilverforgungsichein erdient hat. 
Nur Hinfihtlich derjenigen Milttärenwärter, die aus der preußiihen Schuhmannfcaft 
und Gendarmerie mit Binitverjorgungsfehein ausgefchieden find, verbleibt es bei den 
Borfchriften des Gef. 1892. 

Abf. 1 des Gef. ift abgeändert und ermeitert durch $ 1 Abf. 1 der Grunbfäge. 


4. Nicht unter das Gefeh fallen die Beamten der Gemeinden in der Forf- 
verwaltung. Die über die Anfellung ber Forftverforgungeberegtigten bei allen 
dazu geeigneten Kommunafforft-Etelen beftehenden Befimmungen find enthalten in 
der Rab -Didre vom 23. September 1864, dem Regulativ vom 1. Dezember 1864 (&S. 
©. 262) und 15. Februar 1879 (BMEL. ©. 164). Der 5 7 des Gef. v. 14. Aug. 
1876 (©. o. 5 55) ergibt für die Kommune die tatſächliche Notwendigfeit, ihre Stellen 
im Forfdienfte mit Forftverforgungeberegptigten zu _bejegen. Die näheren Vorfchriften 
über das Berfahren bei Belegung derartiger Stellen geben die MR. 9. April 1880 
(SME. ©. 119), 1. Febr. 1887 (BME. ©. 47), 2. Januar 1891 (BME. ©. 19) . 
und Erlaß betr. die Ausbildung, Prüfung und Anftelung für die unteren Stellen des 
Sorpbienftee vom 1.112. Ottober 1897 (BMB. ©. 237). Die Zirkular-Erlaffe vom 
. April 1880 (©. 119) und 1. Yebruar 1887 (S. 47) beflimmen, daß die Gemeinde- 
behörden von jeder Veränderung in dem Einfommen einer Forſtſtelle, ſowie von dem 
Eingehen oder von ber neuen Kreierung einer ſolchen ber Regierung Anzeige zu machen 
Haben. Dasfelbe gilt von jeder eintretenden Bakanz und Ziederbefegung. Die für 
die Beſetzung der Stellen in Betreff der zu berüdfichtigenden Anwärter maßgebenden 
Borigjriiten find in diefem Exlaffe ausführlich auseinandergefegt. Zu den flätifchen 
Forftbeamten gehören: 

8) Die oberen Forftbeamten, welche das fäbtifce Forſtweſen als einzelnen 
Berwaltungszreig zu leiten haben, deren Dienft in der — eine wiſſen ſcheſtiche 
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und techniſche Ausbildung erfordert und welche deshafb auch einen entſprechenden 
Titel, den eines Nädtifchen Forfrats bezw. Oberförfters (Rorfimeifters) führen (BMA. 
1863 ©. 50, IMDB. 1869 ©. 47). Die Etellen diefer orfbeamten brauchen wicht 
mit Forſtverſorgungsberechtigten befegt werden (f. o. ©. 232). 

b) Subaltern-Forfibeante, deren Stelle weniger eine wiſſenſchaftliche, als eine 
praftifdj-tegmifche Geldhätsbildung erfordert, Näbtifche Förfter, Gorflauffcher, 

©) Forflunterbeamte, welche nur zu mechoniſchen Dienfleiftungen beſtimmt find, 
Balbfänfer, Forfiwarte (f. $ 23 KBG. u. ©. 334 n. 2 [ec)). Ueber die Uniform 
der Gemeinde-Forftbeamten MBB. 1899 ©. 200. Allerh. Erlaß 11. Oftober 1899 
(BB. 21 ©. 38, MR. 14. Auguf 1902). 

Der Forfiverforgungsfchein kann an gelernte Jäger bei fortgeſetzt guter Führung 
und nad) Beftehen der erforderlichen Fadprüfungen unter folgenden Bedingungen ver- 
tiehen werden: 1. nad) Abfauf der zwölfjährigen Militärbienftzeit, wenn diefelbe mit 
3 Jahren (bei Einjährig Freiwilligen mit 1 Sabre) im aktiven Dienf, im übrigen 
aber im der eferne abgeleiftet ift; 2. nach neumjäßriger aftiver Militärdieuftzeit, 
worunter jedoch mindeftens 5 Jahre in dev Unteroffizierdharge abgeleiftet fein mie: 
3. vor Ablauf der 12» bezw. djährigen Dilitärdienftzeit, unter der Bedingung der 
Braucbarkeit zur Ausübung des Forftihugdieuftee, venn die Betreffeuden entweder 
im aftiven Dienfte oder im ejerveverhäftniffe durch umznittelbare Dienftbefhädigung 
bei Angriff oder Wiverfeplichteit von Holg- oder Mildfrevfern Ganzinvalide geworden 
find; 4. nad) Ablauf einer zmölfiährigen Dienftzeit unter ber Bedingung der Braud- 
barkeit zur Ausübung des Korftihugdienftes, fojern die Betreffenden als dauernd 

Mbinvalide anerkannt bei Ausübung des Forſtſchutzdienſtes durch eigene Waffe, 
turz, oder fonftige Beſchädigung invalide geworden find. 

5. Die Erteitung des Zivifverforgungsfcheimes iſt durch die SS 58, 75 des 
Militärpenfionsgefees vom 27. Juni 1881 (ROB. ©. 275) und des $ 10 des Ge- 
feges vom 4. April 1875 (46B. ©. 25) geregelt. Hiernach haben bie zur Kaffe der 
Unteroffiziere und Gemeinen gehövenden Serfonen des Coldatenftaudes Anfprud) auf 
Iuvafidenverforgung, wenn fie entweder duͤrch eine Dienftbeihäbigung oder nad) acht 
jähriger Dienfzeit invalide geworden find. Haben fie eiue Dienftzeit von mindeftens 
18 Jahren Hinter fi, fo wird der Nachweis der Imvalidität nicht mehr gefordert, 
Unter diefen Borausfegungen erhalten die genannten bei guter Führung den Zivil- 
verforgungsjcein, und zwar Ganzinvalide neben der Penfion, Halbinvalide jedoqh erſt 
nach 12-jähriger Dienfizeit, wahltveife ftatt dev Benfion ($ 75 a. a. D.). Den Zivil- 
verforgungsfgein erlangen aud) Unteroffiziere, die nicht ſchon als invalidenverforgungs- 
berechtigt anerkannt find, durch zwölnährige aktive Dienftzeit bei fortgefegt guter 
Sibeung (8 10 Gef. 4. April 1874 R6B. ©. 2). Den Schein erteilt diejenige 

ilitärbehörde, die über den Anfprud) auf Zivifverforgung zu entfpeiden Hat. Die 
Erteilung des Zivifverforgungsiceins berechtigt den Inhaber dazu, eine Anftelung in 
den Stellen zu verlangen, die im Reichs. und Staatedienfte, bei Kommunen und 
Kommunalverbänden, bei den Invaliden-Berfiherungsanftalten, bei ftänbifchen uud 
folgen Iufituten, die ganz oder zum Zeile aus Mitteln des Reiches, des Staates, 
oder der Gemeinde unterhalten werden — aueſchließlich des Forfidienftes — den 
Mititäranmärtern vorbehalten find. Ein Anrecht auf eine beftinmte Stelle gibt der 
Schein nicht. 

$ 2. Die Subaltern- und Unterbeamtenftellen in denjenigen Landgemeinden 
und ländlichen Kommunalverbänden, welde weniger als 2000 (nad) den Grundfägen 
8000) Einwohner Haben, unterliegen den Vorſchriften diefes Geſetzes nit. Es 
lönnen jedoch bezüglich, der Kriegsinvaliden durch Königliche Verordunug, von welder 
dem Landtage bei feinem nachſten Zufammentritt Mitteilung zu machen if, die Sub- 
altern. und Unterbeamtenftellen in diefen Landgemeinden und Kommunalverbänden 
der Borfchrift des $ 1 unterworfen werden. 

E 2 geht weiter als der entfpredende $ 2 der Grunbfäge.) 

8 8. Aueſchließlich mit Militäramvärtern find zu befepen: 
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1. die Ctellen im Kanzleidienſt, einſchließlich derjenigen der Lohnſchreiber, ſoweit 
deren Inhabern die Bejorgung des Schreibwerfs und der damit zufanımen- 
hängenden Dienſtverrichtungen obliegt; 

2. fäntliche Stellen, deren Obliegenheiten im Wefentligen iu medanifhen Dienft- 
Teiftungen beftehen. 


1. Vach $ 3 der „Grundfäge“ find ausſchließlich mit Militäranwärtern die 
zu 1 und 2 gedachten Stellen zu befegen, fofern die Beſoldung dieſer Stellen ein- 
ſchlieblich der Nebenbezüge mindeſtens 600 Mt. beträgt, Der $ 3 bes Gef. geht 
jomit weiter. Zu den Stellen im Kanzleidienft gehören auch diejenigen, deren 
Inhaber außer dem Schreibwert nebenbei umd in geringem Umfange auch fonfige 
Dienſte zu beforgen haben, wogegen zu dieſen Stellen diejenigen nichi gehören, deren 
Inhaber nur nebenbei aud zur Bejorgung des Schreibwerts und ber Damit zufammen- 
hängenden Dienſwerrichtungen herangezogen werden. Das Geſetz hat bem Umftande 
Rechnung getragen, daß namentlich in den Verwaltungen der Lleinen Kommunalver- 
bände Kanzlei» und fonftiger Bureandienſt nicht immer ſcharf geſchieden find. 

2. Die Borſchrift im $ 3 des Gefees wegen der Lohnſchreiber findet auf junge 
Leute feine Anwendung, bie, was namentlich bei den Verwaliungen der Kommunal- 
verbände vielfach zuteifft, zwar beim Cchreibiwert etwa ad) gegen eine mäßige Ber- 
gitung beſchaftigt werden, indeſſen der Häuptſache nad} dod) nur, um für ben |päteren 

ienft als Subalternbeamte vorbereitet zu werden. ine derartige Befhäftigung darf 
nicht dazu dienen, um Stellen, welde Militäranwärtern vorzubehalten find, diejen 
tatjäghlich zu entziehen. Die Einftellung eines beftimmten Panſchquantums zur Be- 
forgung des Schreibwerkes in den Etat gewährt der Gemeinde keineswegs freie Hand 
in der Annahme der Kanzliften. 

3. Nach $ 3 der „Grundfäge" find ausſchließlich mit Mititäranmwärtern zu be- 
fegen: fämtliche Stellen, deren Obliegenheiten im Weſenilichen in medanifhen Dienft- 
Teiftungen befiehen und feine enden Kenntniffe erfordern. Das Nichterfordernis 
der tehnifehen Kenntniffe fehlt im $ 3 des Gefehes. Cs hat Hierdurd; jedoch, feine 
Abweihung von den „Örundfägen" herbeigeführt werden follen, fondern es ift, bei 
Auffellung des Entwurfs des Geſetzes davon ausgegangen worden, daB Obliegenheiten, 
die-im Wefentlichen in mechanifchen Dienfteifungen beftchen, überhaupt nicht tecnifche 
Kenntniffe erfordern werden, daß fomit die Borausfegung des Nichterforberniffes von 
technischen Kenntniffen einer befonderen Hervorhebung im Geſetze nicht bedarf. Stellen 
affo, weiche nur mit gewiffen tehuif—hen Senntniffen ausgeübt werben lönnen, wie 
3. 2. die eines Bedienfteten, der dafilr zu forgen hat, daß die Heizvorrichtungen in 
einem mit Zentrafpeizung verfehenen Dienftgebäube lets gehörig funktionieren, mozır 
— je eines gelernten Schloſſers nicht zu enibehren find, gehören nicht unter 

iffer 2. 

4. Bei der Beratung der Regierungsvorlage ift eine Entſcheidung darüber in 
Anregung gebracht worden, ob die Stellen der Polizeifergeanten als folhe anzufehen 
find, deren Obfiegenheiten im Wefentlichen in megjanifden Dienfleiftuigen beftehen 
und bie daher gemäß $ 3 des Gejehes ausfcjlieglig mit Militävanmärtern zu befeyen 
find, oder ob die Beſehung dieſer Etellen fid) nad) den Beftimmungen im $ 5 des 
Sefeges regele. Bisher ift im Allgemeinen davon ausgegangen worben, daß die Stellen 
der Polizeifergeanten zu denjenigen zu dechnen feien, deren Obfiegenheiten im Wefent« 
fichen in mechaniichen Dienfleiftungen beftehen. Much) if ein Unterichied für die Aus- 
führung des Geſetzes, je nachdem auf die Beſetzung dieſer Stellen der $ 3 ober der 
5 5 des Gefeges Anwendung findet, nicht erfenubar, weil nad) dem duch den Aler- 
dochſten Exlaß vom 30. Juni 1885 (MBL. ©. 165) genehmigten, im $ 5 in Bezug 
jenommenen Stellenverzeihniffe unter VII 3 die Gtellen der Polizeiwachtmeiſter und 

hutmänner im töniglien Dienft, denen die Stellen ber ‚Foigeimacgtmeifter und 
Boligeifergeanten in den Stadtgemeinden infoweit glei; zu ftellen find, in der Regel 
jämtlid mit Militäranwärtern bejet werden folen. ©leihmohl if Seitens der 
Staatsregierung die Zufage erteilt, daß in ben dazu geeigneten Fällen einzelne Stellen 
der Polizeiwachtmeiſier und Polizeifergeanten in den Kommunalverbänden analog der 
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im Nebenverzeichniffe vorgefehenen Aufnahme wegen des im Kriminaldienft verwendeten 
Berfonals von der ausichlieglihen Befepung mit Militäranmärtern ausgenommen 
werben follen. 

Naqch $ 3 Abf. 2 der „Grundſähe“ find die Qundesregierungen befugt, den An- 
teil der Militäcanwärter an den Stellen unter Ziffer 1 anf die Hälfte, an deu 
Stellen unter Ziffer 2 auf zwei Drittel zu begrenzen, falls die Eigenart der Landes» 
verhäftmiffe oder der dienftlicgen Anforderungen oder die Organifatton der eingeinen 
Zerwaltungen den ausſchließiichen Vorbehalt untunlich machen. 


$ 4 Mindeftens zur Häffte mit Militäranwärtern find zu befeen die Stellen 
der Subalternbeamten im Bureaudienft, jedod mit Ausnahme 
1. derjenigen Stelfen, für welche eine befondere wiffenfhaftliche oder techniſche Bor- 
bildung erforderlich wird, 
2. der Stellen derjenigen Kaſſenvorſteher, welche eigene Rechnung zu legen haben, 
fowie derjenigen Kaffenbeamten, welche Kaffengelder einzunehmen, zu verwahren 
oder anszugeben haben. 


1. 84 ſpricht — im Gegenjäge zu $ 5 — nur von den Stellen der Sub · 
alternbeamten im Bureaudienfte. Es gehören hierzu namentlich die Stellen im 
Ionrnaf-, Regiftratur-, Erpeditions-, Kalkulatur- nd Kaffendienfe. Bon der Regel, 
wonach diefe Stellen mindeſtens zur Hälfte mit Militäranwärtern zu beſetzen find, 
if unter Ziffer 1_eine Ausnahme bezüglich derjenigen Stellen nachgelaffen, für weldje 
eine befondere wiffenfcjaftliche oder te—hnifche Worbildung erfordert wird. Zu dieſen 
legteren Stellen find diejenigen der Sehretäre in größeren Kommunalverwaftungen 
ebenfowenig zu rechnen, wie nad} den „Örundfägen“ die Etellen der Eckretäre bei 
den Cher-Präfivien und Regierungen. Dagegen werden die beregten Stellen gleich 
den Stellen der Sekretäre bei den Ober-Präftdien zc. den Militäranmwärtern nur im 
Bege des Aufrüden® zugänglic) zu madjen fein. IM die Mögfichteit des Auirüdens 
ausgefchlofien, weil «8 am einer Klaffe von Veanıten fehlt, aus welcher aufgerüidt 
werden Tan, jo muß nah $ 6 Abf. 3 eine Stelle der erwähnten Art den Dilitär- 
emwärtern vorbehalten oder verfagt bleiben, je nachdem fie, unter Berüdfichtigung der 
Anforderungen des Dicnftes, zur Beſetzung mit einem Militäranwärter geeignet oder 
nicht geeignet iſt. Im Uebrigen ift insbejondere hinſichtlich der Stadtfelretäre darauf 
aufmerkfam genradht, daß dem Titel, welder einen Beamten gegeben wird, eine ent: 
ſchtidende Bedeutung für die Frage, in weicher Weife die Yeftinmuigen des Geſebes 
auf den Ctelleninhaber in Anwendung zu bringen find, nicht beizulegen iſt; ent: 
ſcheideud find die Funktionen, welde der Stelleninhaber zu erfüllen hat. Cs ergibt 
ſich hieraus, daß die Stellen folder Stadtfekretäre, die, wie es vielfach im Heinen 
Nommumalverbänben ber Fall if, vornehmlid mit den untergeordneten Gefdäften im 
Zureaudienfte beauftragt find, nicht zu denjenigen gerechnet werben dürfen, die mur im 
Wege des Aufrüdens zu erlangen find, daß fie den Militäranmärtern vielmehr ohne 
force Einfhränfung zugänglich gehalten werden müffen. 

2. Was die im $ 4 unter Ziffer 2 erwähnten Kaffenbeamten betrifit, fo find 
bei der Beratung der Regierungsvorlage die Verhältniſſe der Gegenbuchführer, Kaflen- 
zeviforen nd Saft nfontrofleure in größeren tädtifhen Berwaltungen eingehend er- 
Örtert worden. Wie ſchon unter 1 bemerkt, ift der Titel eines Beaniten für die An- 
wendung des Geſetzes anf die Befegung der Sielle des Beamten nicht von entſcheiden · 
der Bedentung. Amfofern daher insbefondere die Gegenbudjführer berufen find, 
gaffengelber einzunchmen, zu verwahren oder auszugeben, fallen fie unter die Äns · 
nahmebefimmung des 5 4 Ziffer 2. Im Uebrigen wird, was insbefondere die Revi— 
foren betrifft, gu prüfen fein, ob Die Etellen derfeiben denjenigen beizuzählen find, 
welche den Militäranmärtern nur im Wege des Aufrüdens mindeftens zur Hälfte vor- 
Behalten bleiben können. 

3. Die Stellen der Chauſſcegelderheber find nicht zu den den Militäranwärtern 
vorbehattenen Stellen zu redimen, weit fie zu den im 8 4 Nbf. 2 bezeichneten Auf 
beamten gehören (MB. 1895 ©. 225). Die Vorfchrift im $ 4 Abi. 2 findet feine 
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Anwendung auf folde Stellen, deren Inhaber die Bier bezeichneten Kaffenvorfteher 
und Kafjenbeamte zu vertreten haben, 

Im 5 4 der „Orundfäge” find unter Ziffer 2 noch angeführt biejenigen Be» 
auten, welchen die jelbftändige Kontrolle des Kaffen- und Kechnungsweſens obliegt, 
ſowie 
8. die Stellen des Bureauvorſtehers bei den Invalidität und Altersverfiherungs- 

ankalten und bei der Verwaltung von Städten mit mehr als 40.000 Ein- 
wohnern. 

Da diefe Ausnahme im $ 4 des Gef. nicht aufgenommen iR, fo muß S 4 im 
Gegenfag zu 5 4 „Grumdfäge” als die weitergehende Beflimmung angefehen werben. 

5 5. Im weldem Umfange die nicht unter die 65 8 und 4 fallenden Sub- 
aftern- und Unterbeamtenftellen mit Militäranmärtern zu befegen find, ift unter Berüd- 
fichtigung der Anforderungen des Dienfles und umter finugemäßer Zugrundelegung 
der für die Reichs und Stantsbehärden jeweilig geltenden Verzeichniſſe über die den 
Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen zu beftinnmen, 

Während die im $ 3 bezeichneten Unterbeamtenftellen ausſchließlich und die 
die im $ & bezeichneten Stellen der Subalternbeamten im Bureaudienft mindefens 
zur Hälfte mit Militäranwärtern zu befegen find, follen alle übrigen Unterbeamten« 
und Subalternbeamtenftellen nemat $5 mur unter Berüdfichtigung der Anforderungen 
des Dienftes und unter Fnngemäßer Zugrundelegung der für die Reiche und Staats. 
behörden jeweilig geltenden Verzeihniffe über die den Militäranmärtern vorbehaltenen 
Stellen mit Diilttäranmärtern befegt werden. Cs ift ſchon darauf hingewieſen worden, 
daß der Zufaß „und unter finngemäßer Zugrundelegung 2c.“ anf einem Veſchluffe dee 
Abgeordinetenhanfes beruht. Imı $ 5 der Örundfäge ift bie Berüdfichtigung der An 
forderungen des Dienftcs als ausichliclic maßgebend Hingeftellt und dasſelbe war 
aud) im & 4 der Regierumgevorlage gejchehen. Bei der Ausführung des Geſebes 
wird darauf zu haften Gin, daß, wo wege der Berjchiedenheit der Verwaltungen und 
deren Aufgaben die Anforderungen des Dienftes und die finngemäße Zugrundelegung 
jener Berzeichuiffe fi) micht ohne Weiteres deden, die Anforderungen des Dienftes in 
erfter Linie zu berüdfichtigen find. — Bei Beſebung folder Stellen, bei denen man 
an Wiegemeifter, Lagerhalter, Armenhausinfpektoren uſw. gedacht hat, ift für jede Stelle 
befondere Entjdeidung zu treffen, da die Anforderungen des Dienftes in den Gemeinden 
mitunter in demfelben Dienftzweige dutchaus veridjieden find. In Betref folder 
Stellen ift es der Auffichtsbehörde überlafen zu beftimmen, in weldhem Umfange fie 
mit Dititäranwärtern zu befegen find. 

$ 6. Imfoweit in Ausführung der $$ 4 und 5 einzelne Klaſſen von Sub- 
alterne und Unterbeamtenftellen den Militäranwärtern nicht mindeftens zur Hälfte 
vorbehaften werben Können, hat nach Möglichteit ein Ausgieich in der Weife flatızu- 
finden, daß andere derartige Stellen desfelben Kommunalverbandes in entſprechender 
Zahl und Befoldung vorbehalten werden. 

Unter einer Klaffe im Sinne dieſes Geſehes iſt die Gejamtheit der bei einen 
tommunalen Berbande befhäftigten Beamten zu verftehen, deren dienſtliche Obliegen- 
heiten ihrer Natur nad) im BWefentlichen dieſelben find. 

Enthält eine Klafje nur eine Stelle, fo bleibt diefelbe den Militärauwärtern 
vorbehalten oder verjagt, je nachdem fie unter Berüdiihtigung der Anforderungen 
des Dienftes zur Beſetzung mit einem Militäranwärter geeignet oder nicht ge 
eignet ift. 

Dur $ 6 fol den Mititäranwärtern ein Erfag für die durch $ 4 (Ubi. 1 
und 2) uud $ 5 verloren gegangenen Stellen geboten werden. In der Prarie wird 
fich die Sage folgendermaßen geftalten: hat eine Grmeinde 3. 8. in einer Kaffe 
10 Stellen zu vergeben, von denen 6 unter $ 4 (Abj. 1 u. 2) oder eventl. unter $& 
fallen, dann verbleiben noch 4 Stellen, auf welche nad $ 4 Militäranwärter und 
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ioltperfonen gleiches Recht haben. Bon den fämtlien 10 Stellen erhalten bie 
ifitäranmwärter deinnach nur 2. Diefe Härte zu mildern, foll durch $ 6 die Mög- 
tigkeit eines Ausgleichs ‚geöaflen werden, fo zwar, daß den Militäranmärtern von 
den verbleibenden 4 Stellen möglichſt 8 oder auch fonfige Stellen in anderen Klaſſen 
überfaffen werden. J 

Durd) den Abſ. 2 fol den größeren Verwaltungen eine gewiſſe freiheit der 
Bewegung bei ber Berteilung der Militäranwärter in den einzelnen, Dienftzweigen 
eingeräumt werden, Hat eine ſolche Behörde 3. B. in einer Klafje 20 Stelleu mit 
Militäranwärtern zu befegen, dann fol ihr duch Abſatz 2 die freiheit gegeben 
werben, in der einen Anftalt 15, im ber anderen aber 5 anzuftellen, 

Falle des Abj. 3 ifE von den Auffichtsbehörden ein für alle Mat feftzu- 
Rellen, ob die Stellen den Militäranmärtern vorzubehalten find oder nicht. 

Der 8 6 iſt in feinem Abſ. 8 weiter gehend als $ 6 ber Grunbfähe. 

$ 7. Die den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen können verliehen 
werben: 

1. an Offiziere und Dedoffiziere, welchen beim Ausſcheiden aus dem altiven Dienfte 
die Ausfiht auf Anftellung im Zivifdienfte verliehen worden if. 

2 ehemaligen Militäranwärtern, welche ſich in einer auf Grund ihrer Verforgungs- 
anfprüce erworbenen etatsmäßigen Auftellung befinden oder infolge eingetretener 
Dienfunfähigfeit in den Rubeftand verfegt worden find; 

3. ehemaligen Militärperfonen, welden der Zivilverforgungsfchein lediglich um des» 
willen verfagt worden ift, weil fie ſich micht fortgefegt gut geführt Haben, und 
welchen gemäß einer von der zufändigen Militärhepörde ihnen fpäter erteiften 
Beſcheinigung eine den Militäranwärtern im Reichs- oder Staatedienfte vorbe- 
baltene Stelle übertragen werben darf; 

4. fonftigen Perfonen, denen die Berechtigung zu einer Anftelung Iandeoherrfic ver- 
liehen worden ift; 

5, folgen Beamten umd Bedienfteten des betreffenden Kommunafverbandes, welche 
für ihren Dienft unbrauchbar oder entbehrlid geworden find und einfweilig oder 
dauernd in dem Ruheſtand verfegt werden müßten, wenn ihnen nicht eine den 
Militäranwärtern vorbehaltene Stelle verliehen würde. 

$ 7 entfpricht dem $ 8 der Grunbfähe. Mr. 5 des letzteren iſt günftiger als 
Nr. 5 des $ 8 der Grundſaͤtze. 

Der $ 7 ſpricht von Perfonen, welche nicht Militäranmwärter find, denen aber 
fatultativ nad; dem Ermeſſen der betreffenden Gemeinden Stellen, welche den Mititär- 
anmärtern vorbehalten find, verliehen werden können. Das Wort „Bebienftete* in 
Ziffer 5 bezieht fih auf die durch Privatvertrag in den Kommunaldienft aufgenommenen 
Berfonen, welche die Eigenfchaft von Beomten nicht befigen. Es foll den Gemeinden 
die Mogiichteit gemährt werden, folde Perſonen, welche zur ferneren Berrichtung 
eines vielleicht anftrengenden, bejondere Körperliche Tüchtigkeit erforderlichen Dienftes 
untauglich geworden fiud, 3. B. Feuerwehrleute, in leichteren Stellen zu verwenden, 
die aut fid) mit Militäranwärtern zu befegen fein würden. Macht ein Kommunal 
verband von dem hiernach gewährten Rechte Gebranch, jo hat gemäß 3 8 Abf. 2 der 
dort angeordnete Ausgleich zu erfolgen. 
ich 5 8 der Grundfäge können die ben Militäranwärtern vorbehaltenen 
Etellen ad derfiehen werden den Inhabern des Zivilverforgungsicheines nad) An- 
tage A 1. nnd C der Grundfäge für die Befegung der Subaltern- und Unter- 
beamtenftellen bei den Reichs und Stantsbehörden mit Mifitäranmärtern (Zentral. 
Blatt für das deutſche Neid) 1882 ©. 123 und 1885 ©. 17), fowie ſonſtigen Per- 
ſonen, denen die Beredtigung zu einer Anftelung auf dem im $ 10 Ziff. 7 der 
dorgedachten Grundfäge (Unlage 1) vorgefehenen Wege ausnahmsweiſe verliehen 
worden iſt. 
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Der 5 7 Nr. 1 fpricht nur von einem Rechte der Gemeinde, nicht von einen 
Rechte der Offiziere. Die Gemeinde if daher midht verpflichtet, eine den Militär- 
anmärtern vorbehaftene Stelle einem fih um fie bewerbenden Offizier zu verleihen, 
wenn ſich fein Militäranwärter bazu findet (PUB. 22 ©. 538). 

$ 8. Stellen, welche den Militäranwärtern nur teifweife (zur Hälfte, zw 
einem Dritteil uſw.) vorbehalten find, werben bei eintretenden Vakanzen in einer dem 
Anteifsverhältniffe entſprechenden Reihenfolge mit Militäranwärtern oder Zivifperfonen 
befegt, und zwar ohne Rüdficht auf die Zahl der zur Zeit der Beſetzung tatſächlich 
mit Militäranwärtern und Zivilperfonen befegten Stellen. 

Wird die Reihenfolge auf Grund des $ 7 unterbroden oder wird infolge des 
STR. 5 eine aueſchließlich mit Militäranmärtern zu befeende Stelle mit einem 
Bedienſieten des Kommunalverbandes beſeht, fo ift eine Ausgieichung herbeizuführeır. 
Dabei find Perfonen, deren Anftelung auf Grund des $ 7 Nr. 4 und 5 erfofgt, als 
Zivilperfonen, Perfonen, deren Anftellung auf Grund des $ 7 Nr. 1-3 erjolgt, als 
Mititärauwärter in Anrechnung zu bringen. 

In der Berfegung oder Beförderung eines befoldeten Subaltern- oder Unter- 
beamten. auf eine andere nicht ausſchließlich mit Militäranmärtern zu befegende be- 
ſoldete Subaltern- oder Unterbeamtenftelle desfelben Kommunalverbandes find die 
Kommunalverbände nicht beſchränkt. Wäre die auf ſolche Weife mit einer Zivilperfon 
befegte Stelle der beftehenden Reihenfolge nad) mit einem Mifitäranmärter zu ber 
fegen gewefen, fo ift eine Auegleigung Herbeizuführen. 

Die Bedeutung der im Abf. 1 ee br dem $ 11 der „Grundfäge ent 
fprechenden Vorſchrift tritt Mar zu Tage, jobald beifpielsweife der Fall berücfichtigt 
wird, daß die Zahl der Etellen, welhe den Militäraumärtern zur Hälfte vorbehalten 
iſt, eine ungerade iſt. 

Der erfte Satz des Abf. 2 enthält die im $ 9 Abf. 2 der Grundfäge befindlichen 
Worte „bei fid) darbietender Gelegenheit" nicht. Deshalb if $ 8 das Gel. als weiter» 
gehend anzufehen. 

Abf. 3 des $ 8, für welchen fich ein Vorgang in den „Grundfägen” nicht 
findet, ſoll den befonderen Interefien der Kommunalverbände Rechnung tragen, welche 
es für diefe Verbände mitunter wilnfhenswert machen, an die Innehaltung der Pegel 
bei Beſetzung einer Stelle nit unter allen Umftänden gebunden zu fein. 

Im Uebrigen Tann es nicht zweifelhaft fein, daß, wenn Stellen den Militär 
anmärtern, beifpielsweife zur Hälfte, vorbehalten find und eine vafant geivordene 
Stelle, welche nad) der beftehenden Reihenfolge mit einem Militäcanwärter zu be 
fegen fein würde, mit einer Zivilperfon beiegt wird, weil die Belegung mit einem 
Militäranwärter Mangels einer Bewerbung nicht ausführbar if, die nächſte frei 
werdende Stelle wiederum mit einer Zivilperfom befegt werden darf. 

89. Die Militäranwärter haben fi um die von Ihnen begehrten Stellen 
bei den Unftellungsbehörben zu bewerben, 

Sie find zu Bewerbungen vor oder nad) ber Stellenerfedigung fo fange ber 
rechtigt, als fie noch nicht eine etatsmäßige Stelle erlangt und angetreten haben, mit 
welcher ein penfionsfähiges Dienfteinfommen von mindeftens 900 Mark verbunden 
ift. Bewerbungen um Stellen, welche nur im Wege des Aufrüdens zu erlangen find, 
werben jedoch hierdurch nicht ausgeichloffen. 

Nach 5 10 Abf. 2 der Grundfäge find die Militäranwärter nur fo Lange zu 
Bewerbungen bereditigt, bie fie eine etatsmäßige Stelle erlangt haben, mit welcher 
X Anſpruch oder Ausſicht auf Ruhegehalt oder dauernde Unterflütung ver- 

vundeu iſt. 
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Abf. 2 des $ 9 iſt zu Gumflen der Mifitäramärter weitergehend, als der ent- 
fpredhende Abf. 3 des $ 10 der Grundfäge. Darüber, ob bie Stelle eine etatsmäßige, 
mit penfionsberechtigter Einnahme verbunden ift, oder nicht, find nötigenfalls den 
Anwärtern die entiprehenden Gröffnungen vor der Anftellung zu made. Cine 
etwaige vorläufige unb freiwillige Verzihtleiftung eines Antoärters_anf die Penfion 
ändert an der Eigenſchafi der Stelle jelbft nichts (BMB. 189 ©. 215). 


$ 10. Bewerbungen um nod) nicht freigerordene Etellen find alljährlich zum 
1. Dezeniber zu erneuern, widrigenfalls diefelben als erloſchen gelten. 


$ 10 entiprict dem letzten Abf. des $ 11 Grundfäge. Die beiden erſten Abſ. 
des 5 11 der Grundfäge find neu. B 

Bor der Stellenerledigung find gemäß $ 10 die Bewerbungen alljährlid; zum 
1. Dezember zu erneuern, widrigenfalls fie als erlofhen gelten. Wei der Be— 
nachrichtigung über die erfolgte Notierung find nad) der minifteriellen Anweiſung die 
Militäranwärter Hierauf mit dem Bemerfen hinzuweifen, daß die Erneuerung behujs 
Vermeidung des angegebenen Nachteile alljährlich bis zum 1. Dezember, das erfte Vial 
bis zum 1. Dezember des auf die Notierung folgenden Kalenderjahres bei der An- 
fellungebehörde eingegangen fein muß. 

Nach} der Stellenerfedigung erfolgt eine Bekanntmachung gemäß $ 11 Abf. 1. 

Sobald die Militäranmwärter eine derartige im Abj. 2 bezeichnete Stelle er- 
langt Haben, find fie zu weiteren Bewerbungen — abgefehen von folden Stellen, 
welche nur im Wege des Aufrüdens zu erlangen find — nicht mehr bereditigt. Es 
können ihnen aber andere, den Militäranwärtern vorbehaltene Stellen gemäß S 7 
Ziffer 2 verliehen werden. 

$ 11. Gtellen, welche mit Militäranwärtern zu befegen find, muſſen im 
Falle der Erledigung und wenn keine Berverbungen von Militäranwärtern für die- 
felben vorliegen, Seitens der Anftellungsbehörde der zuftändigen Mititärbehörde behufs 
der Belanntmahung mittels Einreihung einer Nachweiſung bezeichnet werben. 

Iſt innerhalb 6 Wochen nach der Bekanntmachung eine Bewerbung bei der 
Anftelungsbehörde nicht eingegangen, fo hat bdiefelbe in ber Stellenbefegung freie 
Hand, 

Abſ. 1 if erfeht durch 5 12 der Grundfäge, Abf. 2 if in Kraft gebfieben, 
ne der den Militäranwärtern weniger günfiigen Beftimmung des $ 12 Abi. 2 
Grundfäge. . 

Die Einreihung einer Nachweiſung ift nicht vorgeſchrieben, wein die Wieder» 
Befehung der Stelle durd) einen Militärammwärter erfolgt, welcher fid) ſchon vor der 
Stellenerledigung genen hatte. Die Einreihung hat nachträglid) zu erfolgen, wenn 
eine vorliegende Bewerbung nicht zur Bejegung der Stelle mit einem Militäran- 
märter gehet hat, etwoa aus dem Grunde, weil, der Bewerber zurüdgetreten ift oder 
bei der Anftellung auf Probe fid) nicht als befähigt erwiejen hat. 

Die Nacweifung ift unter Benutzung des den Grundfägen beigefügten Formulars 
inpureiden. Hier find auch die zuftändigen Militärbehörden aufgeführt, denen fie 
einzureichen ift. 

Nah den Grundfägen ($ 7) follen über die gegenwärtig borhandenen, den 
Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen nad Beamtentlaffen ($ 6) geordnete Ber- 
zeichniſſe angelegt werden. Gleichartige Stellen, welche in Zulunft errichtet werden, 
find in diefe Verzeichniſſe aufzunehmen, f. zu $ 14 unten. @benjo haben die Kom- 
munafbehörben über die Berverbungen um noch nicht erledigte Stellen Verzeichniſſe 
ug einem vorgefgriebenen Formular anzulegen, in welde die Gtellenanwärter 
nad) dem Datum des Einganges der erften Meldung eingetragen werden. Mar die 
Befähigung noch durch eine Prüfung nachzuweifen, fo faun die Eintragung auch 
nad) dem Tage des Beftehens der Prüfung erfolgen. Bei der Bejegung erledigter 
Stellen find unter fonft gleichen Berhältniffen Unteroifiziere, welde mindefirne 
a a im Heere oder in der Marine aktiv gedient haben, in erfier Linie zu be 
rüdfichtigen. 
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Die AnfeTungebehörhe hat freie Hand, wenn innerhalb 6 Moden (nad deu 
Grundfähen — 5 12 Abf. 2 — innerhalb fünf Wochen) feine Bewerbung von den 
im g 1 af. 2 Bneicneten Mititäramvärtern eingegangen if, wozu die im $ 7 
unter 18 genannten nicht gehören. In der freien Beſetzung wird die Gemeinde 
nicht dadurch beeinträchtigt, daß, hinterher fih ein Mititäranmärter meldet. Wird 
denmäcft die Stelle mit einer Aivitperfon beiet, fo fällt —5 — wenn die Stellen 
alternierend beſetzt werden, doch die nächſte Stelle einer ilperſon zu. 

Nach erfolgter etatsmäßiger Auftellung des Militäranwärters ($ 9 des Gef.) 
ift der Zivifverforgungefchein dem Militäranmärter abzunehmen und zu den Akten 
zu bringen. Die Anftellungsbehörden haben die Bermittelungsbchörden am Schluſſe 
eines jeden Bierteljahres von den erfolgten Anftelungen vurch Zufendung einer 
Racweifung, deren Formular in dem Minifterial-Exlaffe vom 30. Septbr. 1892 vor- 
gefchrieben ift, zu benachrichtigen. 

Scheidet der Militäranmärter aus ber ihm überfragenen Stelle freiwillig, aber 
ohne Anfprud auf Penfion aus, fo it ihm der Zivilverforgungsfcheiu nit einem 
entfprechenden Vermerk zurüdzugeben. 

Erfolgt das Ausicheiden unfreiwillig, fo find die Gründe desfelben in dem 
Zivilverforgungsfcheinn zu vermerken, bevor deſſen NRüdgabe erfolgt. Hat die unfrei- 
willige Entlafjung eines Militäranmärters im Folge eines nicht ehrenhajten Ber- 
haftens oder wegen fortgefegt ſchlechter —— Rattgefunden, fo ift dies in 
dem Zivilverforgungsfdein gleichſalls zu een er Se verliert in ſolchem 
Falle den Anfprud) auf weitere Berüdfichtigung (I 

Ingleichen erliſcht der Biviloerforgungsfchein, hate in Inhaber aus dem 
Zivildienft mit Benfion in den Ruhetand tritt. Cine Rücgabe des ‚Zivil-Berforgungs- 
ſcheines findet in diefem Falle nicht ftatt. 

$ 12. Die den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen dürfen, außer in dem 
Falle des $ 7, mit anderen Perfonen nicht befegt werden, foern ſich Militäran- 
wärter finden, welche zur Uebernahme der Stellen befähigt uud bereit find. Es 
macht dabei feinen Unterf jied, ob die Gtellen dauerud oder nur zeitweiſe befichen, 
ob mit denfelben ein etatgmäßiges Gehalt oder nur eine biätarifhe oder andere Re- 
ammeration verbunden ift, ob die Anftellung auf Lebenszeit, auf Kündigung oder auf 
Widerruf gefcieht. 

Zu vorübergehender Beidäftigung als Hülfsarbeiter oder Vertreter können 
jedoch auch Nichtverforgungsbereghtigte angenommen werden. , 

In Anfehnng derjenigen dienftlichen Verrichtungen, für welche wegen ihres 
geringen, die volle Zeit und Tätigkeit eines Beamten nicht im Anſpruch nehmenden 
Unmfanges und der Geringfigigfeit der damit verbundenen Remuneration befondere 
Beamte nicht angenommen, welche vielmehr an Privatperfonen, an andere Beamte als 
Nebenbefhäftigung oder am verabfdiedete Beamte übertragen zu werden pflegen, 
behätt e8 hierbei fein Bewenden. Wenn ſich jedoch Militäranwärter ohne Auf 
forderung zu ſolchen dienftlihen Verrichtungen melden, fo find dieſelben vorzugsmeife 
zu berüdfihtigen. 

Am Abf. 2 Hat der im $ 9 Abi. 3 der „Grundſätze“ gemadjte Vorbepatt, 
„Falls qualifizierte Militäramwärter nicht vorhanden find uf.” Auinahme nicht 
gefunden. 

Abf. 1 ift erſebt durch 5 13 Abſ. 1 der Grundfäge, Abf. 2 und Abf, 3 find ale 
weitergehend gegenüber Ab. 2 ud hf. 3 deu $ 13 der Grumdfäge noch in Geltung 
Die Annahme Pichtverforgungsberechtigter zu vorübergehender Befchäftigung ift 
daduc bedingt, daß etwa qualifizierte Vlilitäramwärter nicht vorhanden N ie 
vorübergehende Beidäftigung Nichtverſorguugsberechtigter darf fih aber nicht zu 
ein Umgebung des Geſetzes geftalten, —8 weldem Verſorgungsberechtigte anzu- 
telfen find. 
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$ 13. Die Anftellungsbehörben find zur Berüdfichtigung von Bewerbungen 
nur daun verpflichtet, wenn die Bewerber eine genügende Befähigung für bie 
iragliche Stelle bezw. ben fraglichen Dienftzweig nachweiſen. Darüber, ob der Be- 
werber genügende Befähigung befigt, entſcheidet auf Beſchwerde die ftaatliche Auffichts- 
behörbe. 

Sind für gewiſſe Dienfiftellen oder für gewiffe Gattungen von Dienftftellen 
befondere Prüfungen (Borprüfungen) vorgeſchrieben, fo Hat der Militäranwärter aud) 
diefe Prüfungen abzulegen. Auch kann, wenn die Eigentümlichkeit des Dienftzweiges 
dies erheifcht, die Zufaffung zu dieſer Prüfung oder die Annahme der Bewerbung 
überhaupt von einer vorgängigen informatorifhen Beſchäftigung in dem betreffenden 
Dienfizweige abhängig gemacht werben, welche in der Regel nicht über drei Monate 
auszudehnen ift. Ueber die Zuläffigkeit einer informatorifchen Beſchäftigung entfcheidet 
die flaatliche Auffichtsbehörde. 

Die Anftelung eines einberufenen, Militäranwärters kann zunächſt auf Probe 
erfolgen oder von einer Probebienflleiftung abhängig gemacht werden. Die Probe- 
zeit darf vorbehaltlich der Abkürzurg bei früher nachgewiesener Be- 
fähigung in der Regel höchstens sechs Monate, für den Dienst der Strassen- 
und Wasserbau-Verwaltung, mit Ausschluss der im $ 8 bezeichneten 
Stellen, ein Jahr betragen (abgeändert durch $ 10 Abf. 1 dee KBG. |. 0. S. 322). 
Handelt es ſich um Anftellungen im Bureau- oder Kaffendienft, jo kann die Probe- 
zeit mit Genehmigung der ſtaatlichen Auffichtsbehörde unter Zufimmung der zu- 
Nändigen Mititärbehörde ansnahnsweife bis auf die Dauer eines Jahres verlängert 
werden. Während der Anfellung anf Probe iſt dem Anwärter das volle Stellen- 
einfommnen, während der Probedienftleiftung eine fortlaufende Remuneration vom nicht 
weniger als Dreivierteil des Steleneinfonimens zu gewähren. 

Der 5 13 ift erſetzt durch $ 15 der Grundfätze. Dod) befteht noch in Geltung 
der letzte Satz des Abf. 1 und der letzte Satz des Abf. 2. 

Die genügende Vefähigung im Sinne des $ 13 Abf. 1 des Geſetzes begreift 
die ausreichende Lörperfiche und geiftige Befähigung in fi. Darüber, ob der Ber 
werber genügende Befähigung befiht, entfcheidet auf Beſchwerde die ftaatliche Auffichte- 
behörde. Hat zur Beurteilung der Befähigung eine Prüfung fattgefunden, deren Er 
gebwiß für den Bewerber ungünflig ausgefallen if, jo wird — wenn feine befonderen 
Dedenfen entgegenfiehen — die Entiheidung der Auffichtsbehörde mur auf der 
Grundlage des pflihtmäßigen Ermefjens der Prüfungsbehörde erfolgen Tönnen. Daß 
bei dem abzulegenden Prüfungen an die Militärammärter feine höheren An- 
forderungen gefellt werden dürfen als an andere Anwärter, wird faum einer be« 
fonderen Xervorhebung bedürfen. Stellenamwärter, welde fi) nod im aktiven 
Mititärdienft befinden, werden auf Beranlaffung der Auftelungsbehörde durch die vor- 
fette Militärbehörde für die Dauer der Wrobezeit bezw. informatorifchen Be« 
— abfommanbiert, 

Nach $ 14 der Grundfäge Haben die Anftelungsbehörden darin freie Hand, 
welche ihrer Subaltern- und Unterbeamten fie in höher oder beſſer befoltete Stellen 
aufrüden laſſn wollen, Ebenfo find die Nehörden in der Verfegung eines befoldeten 
Subalteru» oder Unterbenmten auf eine andere mit Militävanwärtern zu befegende 
Stelle nicht beicjränft. Wäre die auf ſoiche Weife mit einer Sivifperfon befehte 
Stelle mit einem DMilitäcamwärter zu befeßen gewefen, fo ift "bei fid) bietender 
Gelegenheit eine Ausgleichung herbeizuführen. 

&s wird im $ 13 umnterichieden zwifcen informatorifcher Beſchäftiguug, An- 
ſtellung auf Probe und Anftelung nad) erfolgreicher Yrobedienftleiftung. Die infor- 
inatoriſche Beſchäftigung begründet überhaupt fein Beamtenverhäftnis, doch darf dev 
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in folder Belt äftigu 
Anftelung auf Prol 29, 333. Sie iſt eine vorläufige Anfellung, welche nad 
erfolgreicher Probedienftleiftuug zu einer definitiven wird. Während der Probebienft- 
feiftung iR der Militäranwärter nur dann Beamter, wenn er durch Aushändigung 
der. Anftellungs-Urkunde vorlänfig angeftellt ift (j. S. 329). Der Unterjchied rigen 
‚obeanftellung, Brobebienflleiftung umd informatorifher Beſchaftigung befteht auch in 
inanzieller Hinfiht. Bei einer Probeanftellung erhält der Militäranwärter das ganze 
Stelleneintommmen, bei einer Probebienftieiftung nur 3, desfelben und bei inforna- 
torifcper Befejäftigung (Mbf. 2) Haben die Kommunen gar nichte zu feiften_(f. Be- 
ſtimmungen betr. die Rommandierung der im aktiven Militärdienft befindlichen 
Militävanwärter im Imterefje ihrer Zivifverforgung vom 20. März 1885 BMB. 
&. 175). Nach ber Friedens-Befoldungs-Borfdrift vom 10. März 1898 ($ 58) Haben 
die Militäcanwärter, welche zweds Beihäftigung in einer den Militäranmwärtern vors 
behaltenen Stelle (Anftellung auf Probe, Probedienftleiftung, informatoriihe Be: 
fhäftigung) fommanbiert find, während der Dauer dieles Kommandos unter Wegfall 
aller onfigen Gebübrniffe mit Ausnahme der Großmontierungsftüde Anfprud auf 
ein feſtes Einkommen, welches, je nachdem fie Familie haben oder nicht, beträgt für: 
die Feldwebel, Wachtmeifter, Oberfenerwerler und Roßärzte 100 bezw. 90 Dit. 

die Bizefeldwebel, Vizewachtmeiſter, Stabshoboiften, Unter 
trompeter, Unterroßärzte. . . ee 9% „5, 





N phente, feine obrigteitlichen erfie ausüben. Ueber die 
0.6.8 








Sergeanten, Feuerwerker und Oberlazarettgel . 80 
Unteroffiziere und Lazarettgehülfen, fowie die int Unter- 

offizierrange ftehenden etatsmäßigen Horniften und 

Trompeler 2 70, d0, 
die Obergefreiten, Gefreiten und Gemeinen . . 2.060 „40, 


Erreiht das Einkommen, weldes die Kommmandierten von der Anftellunge- 
behörbe beziehen, die obigen Beträge nicht, fo wird ihnen das Fehlende vom Truppen» 
teil nachgezahft. Rach Ablauf der Probezeit hört die Gewährung eines_feden Zu- 
ſchuſſes an die Militäranmärter auf. Letztere treten dann entweder zum XTruppenteil 
äurüd oder fcheiden aus dem Gtat desfelben aus, gleichviel, ob fie ein Zivileintommen 
erhalten oder nicht. 

Die Militärbehörden find befugt, gegen die zur Probebienffeiftung bei Zivit- 
behörben beurlaubten Militärperfonen megen militärischer Vergehen Disziplinarftrafen 
zu verhängen und militärifcherfeits zu volifteden. (MR. 1891 ©. 180.) 


Nach $ 15 der Grunpfäge dürfen Einberufungen zur Probedienffeiftung nur 
erfolgen, infoweit Stellen offen find; eine Entfafjung Einberufener wegen mangelnder 
Batanz kann daher nicht ftattfinden. Cine informatoriiche Beſchäftigung darf nur 
danu verlangt werben, wenn die Eigentümlichfeit des Dienflzweiges dies erheiſcht. 
Für die unteren Stellen des Bolizeidienftes ift eine informatoriiche Beichäftigung nicht 
erforderlich. Späteftens bei Beendigung der Probezeit hat die Anftellungsbehörde 
darüber Veſchtuh zu faffen, ob der Stelenanmärter in feiner Stelle zu beftätigen 
bezw. in ben Zivildienft zu übernehmen oder wieder zu entfaffen ift. 


Nah $ 13 Abf. 3 des Gef. if, wenn die Anfellung eines einberufenen 
Militärauwärters auf Probe erfolgt, der Anwärter fofort endgültig angeſtellt und cs 
muß ihm eine Anftelungs-Urkunde ausgehändigt werden (ſ. 0. ©. 329); doch ift eine 
auflöfende Bebingung Hinzugefügt. IA die Anftelung von einer Probedienftfeiftung 
abhängig gemacht, jo hat die Anftellung zu erfolgen, wenn die Dienftfeiftug genügt. 
Ebenſs beflimmt $ 10 KBG., daß der Anftellung eine Beſchäſtigung auf Yrobe vor⸗ 
angehen lönne. Bei der probeweifen Anftelung des KBG. wird eine Auftellungs- 
Urkunde erteilt, aber nicht bei der Annahme des Militäranwärters zur Probedienft- 
feiftung. Demgemäß find aud Mititärperjonen auf Probedienficifung als fervie- 
berechtigte Mititärperfonen des aftiven Dienfftandes anzufehen, die von ihrem Ein- 
tommen Gemeindeabgaben micht zu entrichten Haben, umd zwar and) Hinfichtfic 
is Betrages nicht, den k von dem Bivilbehörden erhalten. (VB®. 13 
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„Es war aweifelhaft getvorben, wie es zu halten fei, wenn nad Ablauf der 
efetglich zuläffigen Probezeit ein Mititäranwärter von der Gtadtgemeinde weiter be- 
Ahäfligt wird, ohne daß im eine Eröffnung darüber gemacht ift, ob er nun angeflellt 
fei oder nicht. SHierbei lan mod) der Umfland in Betracht fommen, daß dem 
Militäranmärter bei feiner Einberufung die Bedingungen befannt waren, welde bie 
Stadtgemeinde in Bezug anf die Lörperliche und geiftige Befähigung eiues Bewerbers 
um dae betreffende Amt fett, und melde Bug, dahin gehen, daß eine Anftelung 
nur nad) einer ärztliien Unterfuhung und ber blegung einer Prüfung erfolgt, ber 
Militäranmärter aber biefe Bedingungen bei dem Ablaufe feiner Probezeit ganz oder 
teilweife nicht erfüllt hat. Bom Anfrafttreten des BG. ab ift jeder Zweifel Badurd) 

eichloffen, daß bie Anftellung erft durch Aushändigung der Anfellungs-Urkunde 

erfolgt, was natürlich auch für die Militäranmwärter gilt, aber das frühere Recht 
wird aud) nad) dem 1. April 1900 in vielen Fällen zur Anwendung gelangen. In 
ſolchen Fällen hat das Keihtgeriät Magen auf Nachzahlung des vierten Viertels 
des Stelleneintommens ($ 13 Abf. 3 letter Sat) feit dem Ablaufe der Probezeit mit 
der Begründung abgewieſen, daß ber Gchaltsanipruc eine Folge der Auftellung und 
nicht eine Folge der Verpflichtung zur Anftelung fei. Der Biniiverforgungsanfpruch 
des Militäronwärters beftehe nicht darin, daß ihm ein beſtimmtes Gehalt gewährt 
werde, fonbern barin, daß ihm Gelegenheit gewährt werde, feine Arbeitökraft ent» 
ſprechend zu verwerten und wenn ihm eime foldhe Gelegenheit widerrechtlich vorent- 
Salt met, fo dab er unter Umftänden einen öehensentpruc, Tomte * cr nit 
diefelbe Leiftung verlangen, als wenn er angeftellt wäre. uriſtiſche Wochenſchrift 
1900 ©. 68 m. 45, €. 515 Nr. 22) ° ‘ 

$ 14. Welche Sıibalterı und Unterbeantenftellen und gegebenen Falls in 
welcher Anzahl diefelben gemäß den vorftchenden Beftimmungen den Militäranwärtern 
vorzuenthalten find, hat die Kommunalauffichtsbehörde feitzuftellen. Gegen diefe Feſt⸗ 
ſtellung if} die Beſchwerde zuläffig. Stellen, wegen deren eine ſolche Fefiftellung noch 
nicht ftattgefunden Hat, bürfen, infofern nicht Militäranwärter zur Anftellung ge- 
langen, oder das in dieſem Gefepe bezüglich der Belegung der Stellen mit Militär- 
anmwärtern vorgefchriebene Verfahren erledigt ift, bis zu der erfolgten Feſtſtellung nur 
widerruflich befet werden. Die Anftellungsverhäftniffe der Inhaber von folhen 
Stellen, welche gemäß den vorftchenden Beftimmungen den Militäranmärtern vorzut- 
behalten, dagegen ohne Verlegung ber bisherigen Beftimmungen an Nichtverforgunge- 
beredjtigte übertragen worden find, bleiben hierdurch unberührt. Gleichfalls unberührt 
bieiben bereit erworbene Anfprüde von Militäranwärtern. 

Zum Zwede der gemäß $ 14 von der Kommuuaglaufſichtsbehörde zu treffenden 
— weihe Stellen und im welcher Anzahl fie den Militäranwärtern 
vorzubehalten find, hat die Auffichtsbehörde erfter Inftanz von den ihr unterftelften 
Kommunalbehörden ein nach Klaffen (6 6 Abf. 2) zu ordnendes Verzeichnis aller am 
1. Ottober 1892 vorhandenen Stellen zu fordern 4 o. zu $ 11). — Die Gemeinde 
behörben haben die Verzeihniffe fortzuführen und die eingetretenen Veränderungen 
den Kommunalauffihtsbehörden anzuzeigen. Die Fortführung muß in der Art 
erfolgen, daß aus dem Verzeichniſſe erfichtlich ift, ob bei Befegung der Stellen nad 
den Beftimmungen des Gefetzes verfahren, inebejondere ob im den geeigneten Fällen 
eine Ausgfeihung herbeigeführt worden ift. 

$ 15. Sind bei dem Inkrafttreten diefes Geſetzes Zivilperfonen feit mindeſtens 
drei Jahren in Stellen, welche denfelben nad) dem bisherigen Rerite ohne landesherr- 
liche Verleihung der Berechtigung zu einer Anftellung nicht hätten übertragen werden 
dürfen, fo fönnen bie Zivilperfonen in dieſen Stellen belafjen werden. Gehören diefe 
Stellen zu denjenigen, welche gemäß den Borfchriften des gegenwärtigen Gefeges dei 
Militäranmärtern teilmweife vorbehalten find, fo müfen frei werdende Stellen den 
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Militäranwärtern fo lange und in ununterbrodener Reihenfolge übertragen werben, 
bis der den Mifitäranmärtern vorbehaltene Zeil erfüllt ift. 


Die Bivilperfonen müffen feit mindeftens dem 1. Oftober 1889 die Stellen 
inne haben. “Dagegen tommt e8 auf die Art der Anftellung mit a. Gemeint find 
nicht allein die definitiven Stelleningaber, fondern aud) die mr biätarifch mit Mus- 
fiht auf demnädjfige definitive Anftelung Beihäftigten. Die Auffichtsbehörbe darf 
die Entlafung folder nicht fordern. 

Die Nich weachtung der Vorſchriften betreffend die Anſtellung Zivilverforgungs- 
berechtigter hatte nad) der bisher geltenden Anficht die Ungültigleit des Anftelungs- 
yertrages nad) den Grundfägen des Privatrechts nicht ohne Weiteres zur Folge. Der 
Anftellungsvertrag ift, wenn es fi nur um diefen Anftand handelt, gültig und 
ibt dem Angeſiellten klagbare Rechte. Doch wird biejer nur im den feltenften 

illen mit feiner Klage gegen die Gemeinde durchdringen können, weil e8 der letzteren 
duch Mitſchuld des Angeftellten, wenn er ſich zur Beit der Anftelung dev ihm 
fehlenden Anftelungsfähigteit bewußt gervefen, unmöglich geworden ift, den mit igm 
abgefchloffenen Dienfivertrag weiter zu erfülen (OX. 23. November 1866, TME. 
1869 ©. 194; dagegen MR. 29. Juni 1833, Ann. 17 ©. 457, v. Möller, Stadtr. 
S. 131). Der Vertrag ift danad) aufgehoben und bie Stadt zur Meiterzahlung des 
Gehalts nicht verpflichtet. Das neue Gefeh hat diefe Frage im entgegen, egten 
Sinne entſchieden. Nach $5 12, 14 dürfen die den Militäramvärtern vorbehaltenen 
Stellen nur mit folchen oder den im $ 7 de8 Gef. genannten Berfonen befebt werden, 
die Beſetzung mit anderen Perfonen, fo lange befähigte Militäranmärter vorhanden 
und ge" Uebernahme bereit find, verftößt gegen ein Verbotsgeſetz und ift unwirkſam 
(RE. 57 &. 120), die Stadtgemeinde Hat aljo die Befugnis, den Rihtmilitäcanvärter 
zu entlaffen (PBB. 23 ©. Hr Sind dagegen Stellen zwar unter Verlegung ber 
neuen, wicht aber ber alten Beſtimmungen mit Nichtverforgungsberchtigten befegt, fo 
bleiben deren Anftellungsverhältuiffe nach $ 14 des Gef. unberührt. Daraus hat das 
Reichsgericht (Zuriftifce Wochenfehrift 1897 ©. 218) gefofgert, daß das Gefet die: 
jenigen Anftellungen für umvirtfam hat erflären wollen, die unter Berleguigen ber 
früheren Veftinmungen erfolgt find. Desgleichen find nach $ 15 die Anftellungen 
derjenigen Nichtverforgungsbereditigten unwirkſam, welde bein Inkrafttreten des 
meuen Gef. noch nicht drei Sabre lang in vorbehaltenen Stellen waren, und denen 
diefe Stellen den bis bahin gtunden Beftimmungen zuwider flbertragen waren. 
(RZE. 25. Januar 1897, PIB. 18 S. 361.) Hat das Dienftverhältnis mindeftens 
drei Jahre gedauert, fo fönnen die Stellen-Inhaber in demfelben belafjen werden. 
Dagegen ergibt fih nicht, daß fie ohne Weitere in ihren Stellen verbleiben  follen. 
Vielmehr ift 08 lediglich der Entiheidung (dem Belieben) der Anfehungsbehörde 
überlaffen, ob fie foldje Berfonen in ihren bisherigen Stellen behalten will oder nit. 
Er wenn die Entiheidung hierüber im bejahenden Sinne ergangen ift — was aller- 
dings auch) durch fchlüffige Handlungen gefhehen konn — Haben ſoiche Amtsinhaber 
eine rechtägültige Anftellung erlangt. Ze. 57 5. 120, Grudot 41 ©. 1104, 4 
©. 1070.) Abweihend Ebner (G. &. 88), welher die Gemeinde, falls fie vom ihrem 
Nedhte der Entlafjung Gebraud) macht, verpflichtet hält, dem Beamten das Gehalt 
weiter zu zahlen. B 


56. Der Magiftrat hat ald Gemeindeverwaltungsbehörde 
folgende Gejchäfte: 
7. die Urkunden und Akten der Stadtgemeinde aufzubewahren; 


Nach OVG. 35 ©. 92 ift die Aufbewahrung der fläbtifchen Urkunden und 
Alten eine Aingeiegenkeit der Gemeindeverwaltung, Tandem Tiegt dem Magiftrat als 
Srtsobrigkeit ob. OBG. begründet dies damit, daß die ftädtifchen Aften nicht lediglich 
Gegenftände der Gemeinbevermaltung oder Gegenftände, die der fläbtifchen Gemeinde 
verwaltung überwiejen find, vielmehr auch die Funktionen des Magiftrats als Orter 
obrigfeit und die des Bürgermeiſters ($ 62 EtO.) betreffen. Danad würde der 
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Stadtv.⸗Verſ. eine Kontrolle über bie Aufbewahrung der Alten und Urkunden nicht 
aieen (1. jedoch Febens ©. 192 u. POL. 23 ©. 369, 0. $ 36 Nr. 1 ©. 237). 
denfalls ift der Vagiſtrat — vorbehaltlich des Rechts der Auffichtsbehörde zum 
Einfchrelten — allein bereditigt, für die Aufbervahrung der Akten Sorge zu tragcır, 
und über die Art der Aufbewahrung nad) pflihtmäßigem Ermeffen zu befinden. Er 
iſt nicht behindert, die Aufbewahrung einem anderen, 3. B. einen Provinzialarchiv 
zu übertragen, wenn bie jeberzeitige Senugung der Alten pp. gefichert ift. 
x die Urkunden ift da8 Archiv, für die Akten die Regiftratur beſtimmt. 
Der, Magiſtrat muß diejenigen Einrichtungen treffen, welde zur ſichern und 
qwedmäßigen Exhaftung beider erforderlich find. Er Tann aber, wenn fid) dies in 
der Stadt felbft nicht ausführen läßt, twichtige Urkunden dem Archiv dev Provinz, des 
Bezirks und des Staates gegen Empfang einer Abfhrift zur Aufbewahrung anver- 
traten. Ueber die Urkunden des Stadtarhivs müſſen Repertorien angeleot werben. 
(MR. vom 30. November 1821, Ann. ©. 822, vom 30. Juni 1857, Ant. ©. 425, 
vom 3. März 1832 ©. 666, 17 Februar 1859, BMEB. ©. 89.) 

Bei Errichtung neuer oder weſentlicher Aenderung bezw. Erneuerung ftäbtifcher 
Archivbauten ſollen die Auffichtsbehörden fi die Yauentwürfe vor ihrer endgültigen 
Feffteflung vorlegen laffen (MR. 1900 ©. 100). 

Hat der Dagiftrat eine öffentliche Urkunde vorzufegen, fo wird ber Editions 
Eid von dem Beamten geleiftet, weldem die Verwahrung der Urkunden übertragen 
iR $ 426 ZPO., neue Faffung). Die ftädtifhen Beamten, weiche das Archiv und 
die Regiftratur verwalten, müffen dazu beſonders verpflichtet fein. 


‚ 8 56. Der Magiftrat hat als Gemeindeverwaltungsbehörde 
insbefondere folgende Gejchäfte: 


8. die Stadtgemeinde nach außen zu vertreten, und Namens der— 
jelben mit Behörden und Privatperfonen zu verhandeln, den 
Schriftwechfel zu führen und die Gemeinde-Urfunden in ber 
Urſchrift zu vollziehen. Die Ausfertigungen der Urkunden 
werden Namens der Stadtgemeinde von dem Bürgermeifter 
oder feinen Stellvertreter giltig unterzeichnet; werden in den— 
jelben Verpflichtungen der Stadigemeinde übernommen, fo muß 
noch die Unterfchriit eines Magiftratsmitgliebes hinzukommen; 
in Fllen, wo die Genehmigung der Auifichtsbehörde erforderlich 
ift, muß diefelbe in beulaubigter Form der gedachten Aus— 
fertigung beigefügt werben; 


1. Der Magiftrat if das Organ ber Stadtgemeinde nad) außen. Die 
einzelnen phyfifchen Berfonen, deren Geſamtheit der Träger der fingierten Perfönlihteit 
der Stadtgemeinde ift, haben feine Berechtigung, die Stadtgemeinde nah außen zu 
vertreten. Das BOB. hat die Beflimmungen des Alg. Sandr. (5 26, 2%, 30, 34 
X. I Zit. 7), wonad) die Stadt ben Befip von Sachen und Hechten erwirbt, wenn 
biefer für fie durch die Mehrheit ihrer Mitglieder ergriffen wird, nicht aufgenommen. 
Wie überall die Gemeindevorftände und aud) die übrigen Gemeindebramten als die 
Organe der Stadt anerfannt find, welde innerhalb ihrer Zuftändigteit die Stadt - 
periönlichleit felbft vepräfentieren, „als die Gemeinde felbft anzufchen find“, jo wird 
auch der Beſitz von Sachen für die Stadtgemeinde durch diefe ihre Organe erworben und 
ift hierbei deren etwaige Unredlichteit für die Stadt ſchädlich, wie deren Redlichteit 
ihr müglic. Ergreift ein ſtädtiſcher Beamter innerhalb feines Reſſorts von einem 
Gegenftande für die Gemeinde Beſitz, jo bedarf es zur Wirtſamkeit diefer Handlung 
weder eines befonders ihm erteilten Auftrages, noch einer Wiſſenſchaft der Gemeinde 
von der Vefigergreifung. Nach dem, Allg. Landrecht wird der Vefig der Befugnis, 
einer Stadt die fernere Ausübung eines von ihr ausgeübten Rechts zu unterfageı, 
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mm infoweit erlangt, als ein dahin gehendes Verbot zur Kenntnis der Gemeinde 
oder doch ihrer zuftändigen Organe gelommen if} und alle Mitglieder der Gemeinde 
demnãchſi dem Berbote Folge geleiftet haben. Ebenſo wird der Beſitz, etwas zu tum, 
nad dem Allg. Laudr. nur dann gegen die Stadtgemeinde erworben, wenn die 
Handlung, durch welhe das Mecht ausgeübt murrde, der Gemeinde oder ihren zu- 
fändigen Organen befannt geworden if, und fein Gemeindemitglieh der Ausübung 
widerſprochen hat (Allg. Landr. T. I Tit. 7, 55 90-9). Der Befig von Rechten 
I alftemativen, negativen und Unterſagungsrechten — ift im BGB. nicht zur 
gelaffen. 

Ebenfomwenig können einzelne Mitglieder der Gemeinde oder die Mehrheit der= 
felben Namens ber Gemeinde deren Rechte im Prozefroege verfolgen. Doch ift cin 
einzelnes Mitglied einer Gemeinde, welches in der Bemupung eines Kommune iweges 
gefört wird, befugt, das dssfafige Acht für fi allein im Wege Medhtens geltend 
Su madien. Es iR nicht erforderlich, daß Die ganze Gemeinde Hagend auftritt (OT. 
Strieth. 78 ©. 41). Wenn ferner einer Gemeinde eine Sewitutberchtigung gegeit 
ein fremdes Grundftüd verlichen ift, wobei eine Verteilung unter die Gemeindeglicder 
nad} dem Bebürfnis der Einzelnen ftattfindet, fo ift jedes einzelne Mitglich berechtigt, 
ohne Mitwirkung der Gemeinde feine Gerchtfame gegen den Berpflichteten zu ver 
folgen. Dies gilt namentlic) von der einer Gcmeinde verliehenen Bauholggerchtigfeit 
ST. Strieth. 3 &. 357). Ein Teil von Gemeindeglicdern ift berechtigt, gegen die 
anderen im Wege diechtens auszuführen, daß ein im Befige der Icteren befindliches 
Grundftüd zu dem der Benutzung der einzelnen Mitglieder unterworfenen Eigentum 
der Gemeinde gehört (OT. Entjd. 48 ©. 359). 


2. Bei Verhandlungen nad) außen, alfo auf bei Abſchluß von 
Verträgen mit Brivatperfonen, vertritt der Magiftrat die Stadtgenteinde und ver- 
pflichtet fie durch feine Handlungen dem Dritten gegenüber. Der Umfang diefer 
gefeglichen BVolmadt Yann mit Wirffamfeit gegen Dritte weder durd Anordnungen 
and Inſtruktionen der Auffichtsbehörde, noch durch Beſchlüſſe der Stadtv.-Berf., noch 
auch durch Beichlüffe beider ftädtifchen Behörden beſchräntt merden. Ob die ftädtiichen 
Koliegien bei der Beratung und — über das vom Magiftrat zu Ber- 
handelnde die in der StO. deöhalb gegebenen orfchriften gehörig beobachtet Haben, 
haben fie unter ſich abzumachen. Es if dies eime innere Angelegenheit. Dem 
Dritten gegenüber kann die Stadt hieraus Leine Rechte geltend machen. Die Ber- 
handfungen desfelben mit dem Dagiftrat find hier allein maßgebend. (OT. Strieth. 
79 €. 1%, ROHG. 24. April 1871, Goldfhmidt, Entſch. 13 ©. 333). 

Der von dem Magiftrat mit einem Dritten abgefchloffene Vertrag bleibt voll« 
wirffam, auch wenn der ihm vorbereitende Beichluß der Stadtv.-Berf. ungültig w 
Auch dadurd) wird die Gültigteit und Wirffamteit eines folhen Vertrages nicht 
einflußt, daß der dem Magiftrat zu deffen Bollzichung ermäghtigende Gemeindebeichluß 
um deswillen, weil ex die Grenzen der Gemeindeautonontie überfehreite oder gegen 
das beftehende Recht verftoße, nampträglich und nad) dem Bertragsabfchfuffe beanftandet 
fein follte (ON®. 27 ©. 91, f. 0. ©. 262 n. d). 

Bird vom Magiftrat ein Bertrag ımter Vorbehalt der Genehmigung der 
Siadw. Verſ. oder der Auffichtsbchörde geſchloffen, fo muß e8 aud) ohne befo dere Rüd« 
ri auf den jeweiligen Willen der Vertragsparteien, als ein aus der Natur der Sache 
ſich ergebender Rechisſatz gelten, daß, fo lange die vorbehaltene Zufimmung nicht 
erteilt ft, die der Stadtgemeinde gegenüberftehende Vertragspartei an ihre Vertrags 
erflärung gebunden ift und von einem folhen Vertrage nicht nad ihrem Belieben 
abgehen faın (RZE. 40, ©. 235, f. 0. $ 50 ©. 217). 


3. Was in $ 56 Nr. 8 über die Vollziehung der Gemeindeurfunden in 
der Urſchrift verordnet ift, enthält eine Anweifung der Rädtifchen Behörden für die 
Form der Verwaltung, bezicht fi) nur auf ein Internum der äbtifchen Verwaltung 
und beftinmt nicht die Form und den Inhalt eines Schriftftüdes, weldes vom Ma- 
giftvat in Vertretung der Gemeinde einem Dritten zugefelt wird. hierfür ift der 
zweite Say der Nr. 8 maßgebend. Unter den hier genannten Ausfertigungen find 
ganz allgemein die friftlichen Erklärungen zu verfefen, welde der Magiftrat über 
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feine Beſchlüſſe nad außen hin abgibt. Nicht erforderlich, ift es, baf bie vom Ge- 
fee en —R die mwörtliche Abſchrift der ihnen zu Grunde liegenden 
Wagiftratsbejejtüfe enthalten oder auf foldhe Veihlüffe ausbrüdtic Bezug nehmen. 
Dem dritten Empfänger gegenüber fommt e8 nur auf das, was materiell über den 
Gegenftand der Erflärung des Magiftrats in der Urkunde enthalten ift, fowie auf die 
Beobachtung der für die Unterfchrift gegebenen Vorſchriften an. 

2) Die Vorfgrift, daß die Ausfertigungen ber Urfunden Namens der Stadt- 
gemeinde von bem Bürgermeifter oder feinem Stellvertreter gültig unterzeichnet werden, 
hat nicht die Bedeutung, daB alle vom Magiftrat ausgehenden Schreiben, um gültig 
zu fein, die Unterſchrift des Bürgermeifter oder feines Stellvertreters tragen müßten. 
Bielmebr kann der Bürgermeiſter jedem anderen Magiftratsmitgliede, insbefondere 
den Dezernenten und den Vorftgenden der Verwaltungsdeputationen die Vollziehung 
der ihr Dezernat und, ihre Geſchäftsverwaltung betreffenden Schriftftüde übertragen. 
In vielen Städten befteht die Einrichtung, daß zur Enttaftung bes Vürgermeifters die 
Bırreauvorfteher und Stabtiefretäre oder andere vereidigte Bureaubramte des Ma- 
giftratS generell beauftragt find, gewifie Schriftſtüge im Namen oder im „Auftrage* 
des Diagiftrats zu unterzeichnen Bezw. zu beglaubigen. Cine foldhe Vertretung nad} 
außen Hin it in der SO. zivar micht ansbrüdlich vorgefehen. &s iR aber uns 
zweifelhaft zuläffig, wenn der Diagiftrat derartige, der. befferen Geſchäftsführung 
dienende innere Einrichtungen trift. Die Fuftruftion vom 25. Mai 1835 ermächtigt 
im $ Bd die Magifträte Hierzu ausbrüdlich (vergl. nod} $ 12 diefer Snftr., f. u. $ 58). 
Eine derartige Einrichtung fann jedoch nur Hinfihtlic der Bollziefung und Ber 
glaubigung folder Urkunden getrofien werden, welche Teinen rechilichen Inhalt haben, 
ſonderũ nur rechtlich umerhebliche Tatſachen dartun follen, wie Befcheide, Mitteilungen, 
fowie aller folder Urkunden, die zwar einen redtlichen Inhalt Haben, aber, diefen 
Inhalt nicht tedtlic} beeinfluffen oder begründen, fonbern nur bezeugen, ein vedtlic)es 
Verhältnis nur bemweifen follen. Anders bei ſolchen Urkunden, die ein rechtliches Ber- 
Hältnis beeinfluffen folen. Deren Ausfertigungen müffen vom Vürgermeifter felbft 
vollzogen werden, Nach dem MR. v. 27 Novbr. 1900 (BMB. ©. 281) fol den 
Magiftratsferetären eine Mitwirkung bei der Vollziehung nad außen gehenber 
Schrififtüde nur infoweit eingeräumt werden, als re Zätigfeit über den Rahmen 
ds Subalterndienftes (Beglaubigung ufıv.) nicht hinausgeht (MB. 1901 ©. 21). 

b) Urtunden bezw. Erflärungen des Magiftrats, in denen Verpflichtungen 
der Stadtgemeinde übernommen werden, müffen aufer von dem Bürgermeifter oder 
feinem Stellvertreter noch von einem zweiten MagiftratSmitgliede vollzogen werden. 
Das Hinzufommen der zweiten Unterfchrift ift unbedingt erforderlich, damit ein rechts- 
güftiges Gefhäft vorliegt. Ohne Peebactung diefer Form ift weder die Stadt nod) 
der Dritte gebunden. Das ganze Rechtsgeſchäft ift vielmehr nicht gültig abgeſchloſſen. 
Ausnahmen von der Gernoertärit, daß die Verträge, um bindend zu fein, der Unter- 
Ächrift zweier Magiftratsmitglieder bedürfen, find, nicht zugelaflen. (Abweichend 
Yederinann ©. 323 n. 5, welcher aus Zwedmäßigfeitsgründen annimmt, daß der Bor- 
igende einer Depntation allein auch verpflichtende Verträge Namens der Deputation 
gültig. unterzeichnen Tonne.) . 

Zu der burch $ 56 n. 8 vorgeſchriebenen Form muß auch die Offerte eines 
Pritten durch ein von zwei Magiltratsmitgliedern unterzeihnetes Schreiben ange- 
nommen werden. Erſt durch diefe formgerechte Erfärung den Offerenten gegenüber 
wird die Stadtgemeinde gebunden und erft ein foldes Schriftftüd ftelt die Aus- 
fertigung der Urkunde dar, worin die Verpflichtung der Stadtgemeinde übernommen 
wird (RZE. 31 ©. 322). "Die Beobatung diefer Form der Gemeindenrhuden vers 
pflichtet aber die Stadtgemeinde felbft danır, wer Magiftrat und Stadtverorbuete 
einen Befchfuß Aber den Gegenftand überhaupt nicht gefaßt haben follten. Die Unter- 
ſchrift eines zweiten Magiftvatsmitgliedes ift auch nötig bei Vollmachten, weil ans 
diefen für die Stabtgemeinde Berpfightungen entfichen. Duittungen dagegen ents 
halten nicht bie Uebernahme, fondern die Aufhebung einer Verbindiichteit, die Kon⸗ 
fatierung einer Tatfahe. Bei ihnen genügt daher die alleinige Unterſchrift des 
Pürgermeifers. Deshalb haftet and) die Stadtgemeinde für einen von ihrem Bürger- 
mieifter in einem von ihm allein unterzeichneten Cchreiben von dem Banthanfe, mit 
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welchem die Stadt in Geſchäftsverbindung ſteht, verlangten Vorſchuß, der ſodann mit 
der Voſt der Stadtgemeinde überjandt, dem Vürgermeifter von der Poft ausgehändigt 
und don diefem unterichlagen ift, da der Bürgermeifter die Duittung über den Empfang 
der Geldfendung gültig ausgeftellt hat (RZE. 44 S. 303). Die Ausfertigung bes 
genehmigten Stadtverordneten-Beichluffes der Urkunde beizulegen, ift nicht vorgeſchrieben 
und hat er] feine Bedenken. Die Fälle, in denen die Genehmigung der Stadtver- 
ordnetenBerfammlung notwendig if, find nad) außen um fo weniger leicht ertennbar, 
als 8 fogar zuläffig iM, die Befugniffe des Magiftrats durch Ortsftatut bezüglich 
Gemeindebeighluß näher zu beftimmen. Dem Dritten fann nicht zugemutet werden, 
mit vollftändiger Genauigfeit zu prüfen, ob der Magiftrat im einzelnen Falle bie 
Zuftimmung der Gtadtverorbneten-Berfammlung einzuholen hatte. Der Verkehr der 
jemeinde mit Dritten würde fehr erſchwert werden. 

4. Der Magiftrat kann mit rechtlicher Wirkfamfeit eines feiner Mitglieder 
ober einen fäbtifcen Beamten nidjt nur für einen fpeziellen et fondern auch generell 
zur Entgegennahme von Auflaffungen, zur Stellung von Eintragungsanträgen, wie 
überhaupt zur Vertretung der Stadtgemeinde in allen diefelbe betreffenden Angelegen- 
heiten nad) außen vor Gerichten und Berwaltungsbehörden ſowohl, wie auch Privats 
perfonen gegenüber bevolmächtigen. Der Bürgermeifter Hat Kraft feines Anıtes nicht 
die Bertretungs-Wefugnig für den Magiftrat, jondern muß gleichfalls von dieiem Voli- 
macht erhalten. — fteht nichts im Wege, einen Dritten durch Vollmacht, fei fie 
allgemein durch Ortsftatut oder durch beionberen privatregtlichen At gegeben, die 
Befugnis zu erteilen, an Gteile des Bürgermeifterg bie Stabtgemeinhe nach außen bin 
im fhriftlichen Vertehr zu vertreten. Gefdhicht dies durch befondere Vollmadhts-Ur- 
tumde, fo muß fie den Vorfhriften über Gemeindeurkunden entfpredjen. 

Einen großen Zeil der ihm obliegenden Geſchäfte kann der Magiftrat den nadı 
$ 59 StO. eingefehten Verwaltungsbeputationen übertragen. Für die Bertretungs- 
macht diefer Deputationen find die ihnen vom Magiftrat erteilten Inſtruktionen maß» 
gebend. 

5. Urtundsbeamte f. Jchens in PBB. 23 ©. 93. Beſondere Formvorfchriften 
beftehen über den Wbidluß von Grundftüds-Veräußerungs-Berträgen, bei denen die 
Stadtgemeinde beteiligt ift. 

a) Nad, 5 313 BGB. bedarf ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil ver- 
pflichter, das Eigentum an einem Grumdftüd zu übertragen, der gerichtlichen ober 
motariellen Beurkundung. Gin ohne Beobachtung diefer Form gefchlofiener Vertrag 
wird feinem ganzen Inhalte nach ailltig, wenn die Auflaffung und die Eintragung in 
das Grundbuch erfolgen. Nach $ 873 BGB. aber ift zur Uebertragung des Eigentums 
an ‚einem Grundftücde die Einigung des Berechtigten und des anderen Teils cr- 
forberfich, foweit nicht das Gele ein Anderes voridhreibt. Bor ber Eintragung find 
die Beteiligten an die Einigung nur gebunden, wen die Erklärungen gerichtlich oder 
notaricll beurtundet oder vor dem Grundbudjamt abgegeben, oder bei diefein eingereiht 
find, oder wenn der Berechtigte dem anderen Zeile eine den Vorſchriften der Grund- 
buchordnung entfpredjende Eintragungsbeteiligung ausgehändigt hat. Nach Art. 142 
Eint.=Öcf. 3. BGB. bleiben aber diejenigen landeögefeglichen Befimmungen unberührt, 
welche in Unfehung der in dem Gebiete des Bundesftaates liegenden Grundſtücke be- 
ftinmen, daß für die Beurkundung des im $ 318 BGB. bezeichneten Vertrages, 
fowie für die nach S 873 Abi. 2 BGB. zur Bindung der Beteiligten erforderliche 
Beurkundung der Erflärung aufer den Gerichten und Notaren auch andere Behörden 
und Beamten zuftändig find. Auf diefem Art. 142 beruhen die Beftimmungen des 
Breußifchen Ausf.-örh. 3. BGB. d. 20. Eept. 1899 (GE. ©. 127), welche unter 
der Ueberihrift „Beurkundung von Grumdflüdsveräußerungen“ tm Art. 12 zu⸗ 
jammengefaßt werden. Der Art. 12 ($ 1Abſ. 1 betrifft den Hentengutsvertrag, für 
den bie fehriftliche Form genügt). 

81 Abſ. 2 des Art. 12 aber beftimmt: 

„Das Gleiche, (d. h. die ſchriftliche Form) gilt für den in ben 85 16, 17 des 
Gef. über die Enteignung von Grumdeigentum v. 11. Zuni 1874 (6. ©. 221) 
bezeichneten Vertrag über bie freiwillige Abtretung von Grundeigentum. 
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$ 2. Wird bei einem Bertrage, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, das 
Eigentum an einem in Preußen liegenden Grundftüde zu übertragen, einer ber 
Bertragfchliegenden durch eine Öffentliche Behörde vertreten, fo ift für die Beurkundung 
des Vertrages außer ben Gerichten und Notaren auch der Beamte zuftändig, welder 
von dem Borftande ber zur Vertretung berufenen oder der vorgelegten Behörde 
beftimmt ift. 

$4. Auf die Beurkundung, bie ein nach den $$ 2, 8 zuftändiger Beamter 
vornimmt, finden bie Borſchriften des $ 168 Sag 2 unb der $$ 169—180 bes 
Reichögefeges über die Angelegenheiten ber freiwilligen Gerichtsbarkeit entiprehende 
Anwendung. [Auf die Berhandfung mit Perfonen, bie der deutſchen Sprade nicht 
mädjtig ober taub oder ſtumm find, finden außerdem die Borfchriften des $ 187 
Abf. 1 und der $8 188, 191 des Geridhtverfaffungsgefehes und des $ 9 des 
Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entfprechende 
Anwendung] IA nad diefen Vorſchriften ein Dolmetſcher zuzuziehen, jo kann die 
Beeidigung des Dolmetſchers durch den beurkundenden Beamten erfolgen; das Protokoll 
über die Verhandlung muß von dem Dolmetſcher unterfchrieben werden. " 

Hierzu tritt noch bei Uebertragung de3 Eigentums an budungsfreien Grund» 
Rüden: Art. 27: gur Webertragung des Eigentums an einem Grundftäde, das im 
Grundbuche nicht eingetragen if} und aud) nad) der Uebertragung nicht eingetragen 
zu werden braucht, ift die Einigung des Veräußerers und des Erwerbers über den 
Eintritt der Uebertragung erforderlich. Die Einigung bedarf ber gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. Wird einer ber Beteiligten durch eine öffentliche Behörde 
vertreten, fo genügt die Beurfundung durch einen nad Art. 12 5 2 für bie Beur- 
tundung des Veräußerungdvertrages zuftändigen Beamten. 

Die Uebertragung des Eigentums kann nicht unter einer Bedingung oder einer 
Beitbeffimmung erfolgen.“ 

b) Hiernad) kann zur Beurkundung von Grundflüds-Beräußerungen, bei denen 
Die Stadtgemeinde als Käuferin oder Verkäuferin beteiligt ift, ein befonderer Beamter 
„Urkundsbeamter“ beftellt werden. 

Beftellt wird der Urfundsbeamte von bem Borftande der zur Vertretung bes 
ruferien Behörde, in Städten mit Kollegial-Berfafjung nicht etwa vom Magiftrat, 
fondern von dem Magiftratsdirigenten oder von ber borgefetten Behörde, dem He» 
genumgspräfenten, ie Befimmung des Urkundsbeamten fann generell für alfe im 

eflort .der Behörde etwa vortommenden Beurtundungsfälle oder aud) in der Br- 
ichrantung auf einen einzelnen tonkreten Fall — ad hoc — ober zur Erlebigung 
einer beftimmten Gruppe von Fällen, 3. ®. ber mit der Megufierung einer einzelnen 
Straße zufammenhängenden Beräußerumgsfälle erfolgen. Sie kann eine individuelle 
Zerfon unter namentlicher Bezeihnung, aber auch ohne folche, den jeweiligen Inhaber 
eines beftimmten Amtes, 3. B. den Syndikus berufen, im welch letzterem Falle beim 
Ausfceiden Desjenigen, der das Amt zur Zeit der Beftimmung verfah, ohne Weiteres 
der Amtsnachfolger als Urfundsbeamter eintritt. Immer aber fann nur cin „Ber 
amter“ berufen werden, ber ber berufenben Behörde umterftellt dezw. beigegeben ift. 
Nach RZE. 53 ©. 150 fann ſich der Bürgermeifter als Borftand des Magiftrats felbit 
zum Urkundsbeamten beftellen. 

Derjenige Beamte der Gemeinde, welcher diefe bei dem Vertragsabſchluſſe ver- 
ii, für Ai den Bertrag ablgfieht, Tann nicht gleidgeitig HetunbSbeamter fein. Daß 
der Urfundsbeamte die Befähigung zum Richteramt hat, ift nicht erforderlich. Cine 
Mitteilung von der Beftellung bes Urfundsbeamten an bie vorgeſetzte Behörde, oder 
Ma erichtsbehorden ift micht erforderlich, ebenfowenig eine öffentliche Belaunt- 
madung. 
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Magiſtrat if als die Behörde, welche einen ber Bertragfcließenden vertritt, 
aud) dann anzufehen, wo er durch Geſetz oder durch Statut, ober jagungsgemäß nad) 
den Dispofitionen des Stifter für eine Stiftung oder Anftalt deren Grundftüde zu 
verwalten hat, nicht aber, wenn er nur eine einfache Vollmacht Hat. 

c) Die Zuftändigfeit des Urkunbsbeamten erfiredt fih aber mur auf bie 
Beurkundung des obligatoriihen Veräußerungsgeicjäftd, und zwar auf die Verpflichtung 
des einen Teils, Eigentum auf den andern zu übertragen, und zwar Eigentum ar 
einem in Preußen liegenden Grundfiüde. Dem Grundftüde if gleich zu adıten jede 
nad) Reichs ober Candesrecht als felbftändiger Wermögensbeftandteil geltende une 
beroegliche Sadje, wie Straßenbahnen, Erbbaureht. Zn dem beurfundeten Bertrage 
tönnen alle Cinzelbeftimmungen eines folhen Beräußerungsvertrages aufgenommen 
werden, alfo wohl auch die ebernahme der Hhpothelen auf den Kaufpreis, nicht aber 
fonfige felbftändige Rechtsgeidjäfte, wie Bellellung von Hhpotheten, Erteilung von 
Voilmachten. 

Das Erfordernis der Beurkundung bezieht ſich auch auf Anträge jum &- 
ſchluß von Veräußerungsverträgen über Grundftüde und die Annahmeerflärungen 
auf ſolche Anträge, € geist getrennte Beurkundung 'des Antrages und der An 
nahıne, wobei $ 152 BSP. in Betracht kommt. 

Schr viele in den Gemeindeverwaltungen vorkommenden Grundftlüds- 
erwerbungen werben unter Beobachtung der blos ſchrifilichen alfo nicht beurtumbeten 
Korn ftattfinden, 5. ®. alle Fandabtretungen auf Grund des Baufluchtengef. vom 
2. Juli 1875 bez. des Enteignungsgef. vom 11. Juni 1874. Für fie ift nad 
Art. 12 8 1 Ausf.-Cel. z. BOB. die Erleichterung der einfachen (driftlichen Form 
gewährt. 

d) Auf die Beurkundung finden die in $ 4 Art. 12 angeführten Vorſchriften 
Anwendung. Es muß alfo über die Verhandlung ein Protofoll in deutſcher Sprache 
aufgenommen werben. Das Prototoll muß enthalten: Ort und Zag der Verhandlung, 
Vezeihnung der Beteiligten und der bei der Perhandlung mitwirtenden Perfonen, 
die Erklärung der Beteiligten. CS ift alfo der Urkundsbeamte zu bezeichnen. Zwea. 
mäßig wird der Eingang des Prototolls etron folgendermaßen fauten: Vor dem unter 
zeichneten auf Grund des $ 2 Art. 12 Ausf.Geſ. 3. BGB. van dem pp. (Bezeichnung 
des Borflandes ber betr. öffentlichen Vchörde) zur Beurkundung von Grundftüds- 
veräußerungen beftimmten Beamten eridjienen ufto. — Das Protofol muß vorgelefen, 
von den Beteiligten genehmigt und eigenhändig unterfchrieben werden. Daß das 
geſchehen, muß im Prototoll eng jeftellt werden. Die Feſiſtellung der Borlefung, Ge- 
nehmigung und Unterfhrift des Protofols kann mit dem Vermerk „v. g. u.“ gefhehen 
mise 3 ©. 150). Dos PBrototoll ift fodann von dem Urfundsbeamten zu unter« 
reiben. Ein Eiegel wird der Unterfchrift des Protokolls nicht beigefügt. Befonders 
zu beadjten find noch die Beftimmungen über die Zuzichung eines zweiten Urkunde- 
beamten oder zweier Zeugen, wenn Taube, Blinde oder Stumme bei dem Gefchäft be- 
teifigt find (8 169 des Reichsgeh über bie freiwillige Gerichtsbarkeit). 

. e) Ob und in welder Form ber Urkundsbeamte Ausfertigungen dev Pro- 
totolle über die von ihm beurfundeten Verträge erteilen tan, it gefeglidh nicht vor« 
gefehen. Es ift aber anzunehmen, daß er zur Erteilung von Ausfertigungen zuftändıg 
it. Fur die Form der Ausfertigungen würden folgende Grundfäge gelten Können: 
8) die Ausfertigung ift von dem Urkundsbeamten zu unterfdhreiben und mit dem Dienft- 
fiegel zu verfehen, b) die Ausfertigung fol den Ort umd den Tag der Erteilung an« 
geben und die Bezeichnung der Perſon enthalten, der fie erteilt wird. Auf der Urs 
hrift fol vermerkt werden, wen und an welchen Tage Ausfertigungen erteilt find. 
«) Was das Dienftfiegel betrifft, ſo kann entweder das Dienftficgel der Sehörde benugt 
werden, für melde der Beamte beftellt ift, oder es wird dem Urkundsbeamten ein 
befonderes Siegel verliehen (etwa mit ber Infchrift „Urkundsbeamter der Stadt N.“ 
Ausf.-el. BOB. Art. 12 $ 2). Vetrefis der Ciegelung ift die Fuf.-Min.-Berf. d. 
24. Januar und 6. April 1900 (IMDB. ©. 45 und 297) zu beachten: Farb» ober 
Trodenftennpel genügt danach) nicht. In den meiften Fällen wird ſich icdod bie Er- 
teilung von Ausfertigungen erübrigen. In der Regel werden bie Berträge in Urfchrift 
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a den Grumbalten eingereicht werden. Aus dieſen können ſich dann bie Beteiligten 
usfertigungen ober beglaubigte Abichriften erteilen laffen, für welche die für die 
Gerichte gegebenen Borihriften Anwendung finden. 

6.8 Urkunden, welche der Magiftrat über bie zu feinem Reſſort gehörigen, 
dor ihm erfolgten Verhandlungen auf Grund der darüber geführten Brototolle, Regifter 
und Bücher ausftellt, Haben bie Kraft öffentlicher Urkunden und bedürfen demzufolge 
feiner Relognition desjenigen, gegen den etwas dadurch bewiefen werben fol ($ 437 
Zin.-Pr.-Ordn.). Einer weiteren Beglaubigung, fog. Legalifierung der unter 
einer Urkunde befindlichen Unterfegriften, bedarf e8 nicht. ud, bebftrfen der Bürger- 
meifter und die anderen MagiftratSmitglieder feines Nagmeilee ihrer Legitimation 
als Bürgermeifter bezw. als zeitige Magiftratsmitglieder. Die öffentliche Behörde ift 
als ſolche Tegitimiert und die Träger des Amtes oder der Behörde gelten als befannt 
durch die öffentlichen Belfanntmadjungen über ihre erfolgte Anfelung. Erilarungen 
oder Erfuchen des Magiftrats, auf Grund beren eine Eintragung beim Grundbuchamt 
erfolgen fol, find ordnungsmäßig zu untericreiben und mit Siegel oder Stempel zu 
verfehen (art. 9 — ROBD. Ausf.-Gef. 3. BGB. 17 8 1 Ab. 2). Alge- 
meine Grundfäge filr den Gebrauch des Dienftfiegels bei den Kommunalbehörden und 
die Berechtigung zu feiner Führung ſ. PVB. 26 ©. 171. 

7. Die Rechtswirtſamteit einer duch Fakjimifefempet hergeſtellten Unter- 
{rift iR bei allen dechtsgeſchaſtlichen Erllärungen, welde unter die Beftimmung des 
8 126 BOB. fallen, zu verneinen. Nach $ 126 cit. muß die Urkunde, wenn durch 
Seietz fhriftliche Form vorgefhrieben ift, von dem Ausfteller eigenhändig durch 
Namensunterfchrift wuterzeichnet werden (f. 8 416 ZPO.) Nur die S$ 793 Abf. 2 
VOL. und $ 181 Sa 1, $ 426 Say 2 alin.”9 Hand.-Gej.-Buc erllären für 
die Schuldverfcjreibung auf den Inhaber, die Aktie und den Fradjtbrief eine im Wege 
der mechanifchen Vervielfältigung Hergeftellte Nantensunterfchrift für genügend. Für 
das Prozefreht gilt das Gleiche, wie für das Bürgerliche Recht, fo weit es fih um 
Bürgerliche Rectsftreitigfeiten handelt, welche der Beamte vertritt. Klage- und Be- 
iwerbefehriften, überhaupt alle Schriftftüde, für weile die ZPO. eine Unterfchrift 
befonders erfordert, müfien Handiegriftfid; vollzogen werben. (NZ. 46 ©. 376.) Die Zu- 
läffigteit der fatfimikierten Untericrift hat OBÖ. (31 ©. 428, PBL. 18 ©. 523) aus- 
drüdlidh für bie gemäß $ 127 IVO. erlaffenen polizeilichen Swangeverfügungen ausge- 
fproden. Auch wird fie für die Ausfertigungen der gemäß $ 453 StPO. erlaffenen 
polizeilichen Strafverfügungen nicht zu verneinen fein. Im Gebiete der Verwaltung ift 
die fatfimifierte Unterfchrift nachgelaffen ducch Die Ausfürungs-Anmeifungen des Finanz- 
minifters zum Cinfommenft..Gef. vom 5. Aug. 1891 (art. 70 Ziff. 7) und zum Ge- 
terbeft..Gel. v. 10. April 1892 (art. 22 Ziff. 18), wonach bei Vollziehung der Ber 
ſluſſe und Entfeidungen der Kommiffionen und des Steuerausichuffes der Borfigende 
fih eines Stempels bedienen fann. Die Min.-Berf. v. 16. Dez. 1893 (BME. 1894 
©. 1) geflattete zunächft den Lanbräten bei Bollziehung geoiffer bett bezeichneter 
Schriftftüde den Gebrauch eines den Namenszug enthaltenden Stempels. Dieje den 
Landräten verlichene Befugnis ift durch Min.-Verf. 9. Juni 189% (BML. ©. 101) 
aud) den erfien Bürgermeiftern und Bürgermeiftern, fowie den Polizeipräfidenten und 
Bolizeibireltoren im den einen eigenen Stadtkreis bildenden Städten beigelegt. Durch 
die Berf. vom 21. Sept. 1901 (BMB. S. 211) ift ſchließlich auch den Bürgermeiftern 
bezw. Gemeindevorftehern der Stadt- und Landgemeinden von mehr als 10.000 Ein- 
wohnern ebenfalls die Berechtigung erteilt, fich für gewiffe, wieder im einzelnen be⸗ 
zeichnete Geihäftszweige ihrer gtet des Satfimifeftempels zu bedienen (}. Markull 
der Fatfimileftempel“ in BOB. 25 ©. 675). 
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folgende Geſchäfte: 

9. die ſtädtiſchen Gemeindeabgaben und Dienfte nach den Geſetzen 
und Beichlüffen auf die Verpflichteten zu vertheilen und Die 
Beitreibung zu bewirken. 
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1. Vergl. $ 68 hinfichtlich des Recjtes zur Beitreibung im Erelutionswege. Die 
Berteifung ber Abgaben erfolgt meift durch eine befonbere im Gemäßheit des 5 59 ge- 
bildete Kommiffton, Tann aber aud) durch den Magiftrat allein erfolgen, f. KAG. 5 61 
u. ff. Die aufgubringende Summe und das Repartitionsfgftem Tann nur mit Zue 
Firmung er tabterorbneten feftgejeigt werben. (Megen der Dienfte |. 5 dt GtO. 
$ J 

2. Das Seſetz betreffend die Verteilung der öffentlichen Laſten 
bei Grundflüdsteilungen 2c. vom 25. Auguft 1876 (GES. ©. 405) bezieht ſich 
1. auf die Verteilung der den Königl. Rentenbanten und Tilgüngskaſſen, ſowie dem 
Domänenfistus Auftegenden Renten, 2. auf die aus dem Kirden-, Biarr-, Schul- und 
Semeindeverbande entipringenden Abgaben und Leiftungen, foern folde auf dem 
Grundbefit haften oder mit Rüdficht auf Grundbefig zu entrichten find. Die Ber- 
teilung der Renten (ad 1) erfolgt duch den Katafter-Kontrolleur, welcher den Ber- 
teilungsplan entwerfen und den Beteiligten befannt maden muß. Der Rentenver- 
teilungeplanı ift durch bie Direftion der Rentenbank, bezüglid durch die Domänen- 
behörde A beftätigen. 

ie aus dem Kirchen. und Pfarrverbande entipringenden Laften werden im 
evangelifchen Gemeinden durch den Gemeindelichenrat, in fatholifhen Gemeinden dur 
den Kirchenvorftand, die aus dem Schulverbande entfpringenden Laften durch dem 
Säulvorftand, die aus dem Gemeindeverbande entfpringenden Laften durch den Ge- 
meindevorfteher verteilt ($ 7). J 

Der Verieilung nach dieſem Gefetze bedarf es hinſichtlich der im $ 7 gedachten 
Geſetzes genannten Laſten nit, wenn fie auf Gebäuden, Bauplägen, Hoffellen 
oder Gärten innerhalb einer Stadt ober Vorſtadt ruhen. MWebrigens pflegen die 
Leiſtungen an Kirche, Schule und Gemeinden, infoweit fie nicht der Grundfleuer folgen, 
felten in den Städten dinglicher Natur zu fein. 

Die Verteilung wird in urkundli—er Form feftgefegt. Sie if den Beteiligten 
und wenn Patronatslaften zur Verteilung fommen, aud) der Batronats-Auffihtsbehörde 
befannt zu maden. Innerhalb 2 Wochen ($ 51 2BG.) nad der Belanntmahung 
fteht den Beteiligten und ber Patronatsauffihtsbehörde die Klage im Verwaltungs- 
freitverfahren offen, weiche bei dem SKreisausfhuffe, in Stadtkreifen bei dem Bezirie- 
ausfguffe anzubringen if. 

Die endgültig flattgehabte Verteilung hat die Folge, daß jedes Trennftüd für 
bie auf dasfelbe verteilten Saften haftet. 

Nach) $ 11 Gele vom 25. Auguft 1876 verbfeiben die Streitigkeiten über die 
Griftenz, den Umfang oder die redtlihe Natur der zu verteifenden Abgaben und 
Leiftungen der rihterlichen Entſcheidung. Wenn vor berielben die Verteilung nicht 
bewirkt werden Ianın, fo ift hinfichtlid der Renten die beflätigenbe Behörde, fonft der 
Kreisaueiguß, in Stadtfreifen der Bezirksausihuß befugt, über die Berteilung eine 
vortäufige Beftfegung zu treffen, gegen welde eine Beichmwerde nicht ftattfindet. 

azu iſt die Inftruftion du Ausführung des Geſetzes betreffend die Verteilung 
der öffentlichen Laften_2c. vom 10. März 1877 ergangen. (BMB. 1877 ©. 103). 

3. Dem Magiftrat bezw. ber hierfür eingefegten Deputation Tiegt aud, die 
Unterverteilung der Ouartierleiftung für die bewafinete Macht während des Friedeng- 
zuſtandes gemäß dem Gef. v. 25. Juni 1868 ob (f. u. $ 62). 


8 57. 


Der Magiftrat kann nur bejchließen, wenn mindeftens die 
Hälfte, in Stadtgemeinden, welche mehr als 100,000 Einwohner 
haben, mindeſtens ein Dritttheil feiner Mitglieder zugegen ift. 

Die Beiclüffe werden nad Stimmenmehrheit gefaßt. Bet 
Stimmengleichheit iit die Stimme bes VBorfigenden entfheidend. Den 
Vorfig führt der Yürgermeifter oder fein Stellvertreter. Der Vor— 
figende ift verpflichtet, wenn ein Beſchluß des Magiſtrats deſſen 
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Befugniffe überfchreitet, gefeg- oder rechtswidrig ift, das Staatswohl 
oder das Gemein-Interefje verleßt, die Ausführung eines ſolchen 
Beichluffes zu_beanftanden und die Entscheidung der Regierung 
einzuholen. Der Beigeordnete nimmt auch außer bem alle der 
Stelfvertretung an den Verhandlungen und Beſchlüſſen Theil. 

Bei Berathungen über ſolche Gegenftände, welche das Privat- 
Intereffe eines Mitgliedes des MagiftratS oder feiner Angehörigen 
berühren, muß bafjelbe ſich ber Theilnahme an der Berathung und 
Abftimmung enthalten, auch fi) während der Berathung aus dem 
Sigungszimmer entfernen. 


Dazu Zuf.-Gefeg: 

$ 15. Beſchlüſſe des kollegialiſchen Gemeindevorftandes, welde deren Befug- 
nifſe uderſchreiten ober die Gefege derlehen, Hat der Bürgermeifter entftehenden 
Falles auf Anweiſung der Auffichtsbehörde mit aufichiebender Wirkung unter Angabe 
der Gründe zu beanftanden. Gegen die Verfügung des Bürgermeifters ſteht dem 
tollegialifchen Gemeindevorfiande die Klage im Berwaltungsftreitverfahren zu. 

$ 2%. Zufändig in erfler Inſtanz iR der Bezirfsausihuß, für Berlin das 
OVG. Die Frift zur Anfellung der Klage beträgt 2 Wochen. 

$ 17 Nr. 1. Der Bezirtsausſchuß beſchlieht, abgefehen von den Fällen des 
$ 15, über die zwifchen dem Bürgermeifter und dem kollegialiſchen Gemeinbevorftande 
entfiehenden Meinungsverjhiedenheiten, wenn von einem Teile auf Entſcheidung an- 
getragen wird und zugleich die Angelegenheit nicht auf ſich beruhen bleiben fann. 
Bergl. 5 56 Nr. 2 ©. 260. 


1. Der Magiſtrat wird durd den Bürgermeifter zufammenberufen (. $ 9 
der Inftr. für die Stebtmagifeäte), Cine Betimmung, wonad, der Bürgermeifter 
verpflichtet ift, auf Antrag eines Teiles der Mitglieder das Kollegium zufammen zu 
berufen (nad; StO. für ieemig-Snlkein die Hälfte) fehlt zwar, indes wird ber 
Bürgermeifter einen folgen Antrag nicht unberüdfihtigt Tafjen dürfen. Die Einholung 
Ägrifttier Abfimmungen felbt in fchleunigen Gällen if unzufäfig, da die SO. 
eine Beihlußfaffung bei Anwefenheit einer beftinmten Anzahl von Mitgliedern und 
nad) vorhergegaugener Beratung vorausfeßt. Daß fo und nicht anders verfahren 
werben darf, ergibt ſich aus der Beftimmung des $ 58, der dem Bärgermeifter das 
Recht gibt und die Pflicht auferlegt, in befonders fchleunigen Fällen vorläufig allein 
zu verfügen. Das Hauptgericht iſt aber aud in biefen fällen auf die nachträgliche 
mündlige Beratung und Beihlußnahme gelegt. In folgen für den Dirigenten oft 
befonder& verantwortlichen ke wird er fi) allerdings die çutachtliche Aeußerung 
bezuglich die Zuftimmung ſchriftlich erbitten fönnen. Immer aber muß dann in 
der nächften jung der don dem Dirigenten gefaßte Beihluß vom Kollegium ge- 
nehmigt werden. 

a) Es bedürfen aber nicht alle Amtshandfungen und Berwaltungsmaßregeln 
des Magiftrats zu ihrer Gültigfeit der Beobachtung der Formen bes $ 57 bezw. eines 
förmlichen Magiſtratsbeſchluſſes. Zufolge Art. der Inſtr. vom 20. Juni 1868 

ind für den Geidjäftsgang bei der fädtifhen Verwaltung die Vorſchriften der Infır. 

ir die Stadtmagifträte vom 25. Mai 1835 ($ 58 n. 4) maßgebend geblieben, ſoweit 
die StO. keine entgegenftehende ausdrüdliche Vorfhrift enthält. Dazu gehört aud) 
$ 8 der Iuftr., wonad alle Sagen, die ihren angewiefenen Gang Haben, alle uner- 
heblichen Gegenftände ober bei denen bie Entfdeidung auf unzweifelhaften und aus- 
drüdlichen Beftimmungen beruft, — ohne Vortrag im Magiitrat abzumaden find. 
Die weit dies ausgedehnt wird, ift eine innere Angelegenheit der Verwaltung, aus 
deren Regelung gegen die Rechtsbefländigleit eines Aktes des Magiftrats Eimvendungen 
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nicht Hergeleitet werden Lönnen (OVG. 34 S. 89). Die fhriftlihe Beurkundung ift als 
Bedingung für die Güftigfeit der Magiftratsbejchlüffe nicht vorgeichrieben. (OBG. 
31 ©. 367, |. $ 11 Inftr. für die Stadtmagifträte u. $ 58 n. 4). 

b) Die Sigungen des Magiftrats find nicht öffentlich. Doch tönnen Sad. 
verfländige zweds techniſcher oder ſpezialwiſſenſchaftlicher Information der Magiftrats- 
mitglieder auf Beſchlutz des Kollegit zugezogen werben. Gegen den Willen des Magi- 
ſtrais faun die Zulaffung von Staatsbeamten zu den Situngen, — ſei es zweds 
Ausübung der Aufficht, fei e6 zweds Information behufs der Ausbildung — durd 
die Aufſichtsbehörde nicht erzwungen werden (f. Ledermann ©. 329). 

©) Der Magiftrat kann nur befhließen, wenn mindeftens die Hälfte, in Stadt- 

jemeinden, welche mehr als 100.000 Einwohner haben, mindeftens ein Drittel jeiner 
itgfieder zugegen if. Auch hier if unter der „Däffte“ umb dem „Dritteif“ der 
Mitglieder der bezeichnete Teil der geſetzlich oder ortsftatutarifch feftgeftellten Anzahl 
der Magiftratsmitglieder zu verftehen. Letztere Zahl ift enticheidend, nicht aber die 
Zahl der angenblidlich tatjächlic im Amte befindlichen Magiftratsmitglieder, alfo genau 
fo, wie bei der entfprejenoen Borfhrift über die Beichlußfähigkeit der Stabto.-Berf. 
($ 42), nur daß dort mindeftens ein Mitglied mehr, als die Hälfte beträgt, anweſend 
fein muß (fo richtig Kappelmanı ©. 160. Abweichend Ledermann ©. 328 n. 3). 
A) Ueber die Art der Abfimmung im Magiftratetolegio enthätt 8 10 der An- 
tion für die Stadtmagifträte Beftimmungen. Dana if eine mündliche Ab- 
immung umd zwar nach dem Dienftalter der Mitglieder angenommen. Indes voll 
zieht fid) die Abftimmung in minder formeller Weile meift fo, worauf au $ 10 cit. 
hinweift, daß das Kollegium ohne Weiteres für beiftimmend erachtet wird, wenn leine 
twiderfprechende Meinung id) äußert. Cs wird aber aud) eine Abfiimmung durch 
Handaufheben zuzufafien und ebenfo wenig eine Abftimmung durch Stimmzettel nament- 
1id) bei Wahlen unzuläffig fein. Nach einem nicht gedrudten Minifterialteffript vom. 
20. Juli 1857 foll elerbings der Magiftrat Wahlen durch Stimmzettel nicht vor- 
nehmen dürfen, doch ift ein Grund für diefes Verbot nicht erſichtlich. 

In allen Fällen, aud bei Zettelwwahlen, entſcheidet die Stimme des Bor- 
figenden. 

e) Den Borfit in den Sitzungen des Magiftrats führt der Bürgermeifler oder 
fein Stelivertreter. Sind beide verhindert, fo führt im Ermangelung anderer Feit- 
fegungen das dienfäftefte Magiftratsmitglied den Vorſih (fj. $ 20 Nr. 12 und 21 der 
Inftr. für die Stadtmagifräte), Der Vorſihende feitet den Vortrag im Kollegio, ſteilt 
die Abflimmung feft und fammelt die Stimmen ($ 10 cit.). Er hat für äußere 
Seonung, ufand und Würde in den Sitzungen des Magiftrats zu jorgen (1. $ 20 

rt. 3 cit.). 


2. Die Abſ. 1 Sat 3 gusgeſprochene Verpflichtung des Burgetmeiſters zur 
Berfagung der Ausführung von Magiftratsbeichlüffen, welche die Befugnifie des Magi- 
firats überfehreiten oder die Geſebe verlepen, ift jeföftverändlich (vergl. $ 56 Nr. 2). 
Die weitergehenden Zerugniffe welche die StO. dem Bürgermeifter übermweift, ent- 
ſprechen nicht feiner Stellung als des Borfigenden eines NRollegit, welches bie 
volle Berantwortfichfeit feiner Beſchiuffe trägt. Gegen die Verfügung des Bürger- 
meifters, durch welche Beſchlüſſe aus dem Grunde beanftandet werden, weil fie die 
Befugniffe des Kollegiums überjchreiten oder die Gejege verlegen, findet nah 8 15 
Zuf.-Gel. das Verwaltungsftreitverfahren ftatt, während in deu anderen Fällen gemäß 
517 Nr. 1 Zuft.-©ef. auf Antrag des einen Teiles eine Beichlußfalung des Bezirte- 
ausſchuſſes herbeizuführen if. Beſchluſſe der Stadtv.-Berj. kann der Bürgermeifter 
nicht unter Umgehung des Dagiftrats beanftanden. 

Während das Recht des Magiftrats, Stadtv.Beſchlüſſe zu beanftanden und das 
Recht der Auffihtebehörbe, die Beanftandung von Magiftratebeihlüffen zu veranlafien, 
gemäß $ 15 Zuft.-©el. auf die Fälle des 8 15 Zuft-Bel befepräntt if, if} durch 57 
StD. in Verbindung mit $ 17 Zuf.-ef. bem Bürgermeifter aud weiterhin Die 
Mögtichleit gewährt, Magiftratsefgplüffe aus Zwecnäßigleitsgründen anzufalten und 
fo lange ihre Ausführung zu hindern, als nicht die Meinungsverfciedenheit auf dem 
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Bege des $ 17. Zuft-@ef. erlebigt if. Im alle des $ 17 tritt bie Seſchluß - 
fafſüung des Bezirksausfchuffes aterbinge nur ein, falls er nicht der Anſicht if, 
daß die Angelegenheit auf fid) beruhen bleiben Tann (vergl. oben $ 36 ©. 161). 

. Gegen die Beanftandungs-Berfügung des Bürgermeifters ſteht dem Magifrar 
die Klage im Bertwaltungaftreitverfahren offen. Die Friſt zur Erhebung der Klage 
beträgt zwei Wochen. Zuftändig iR in erfter Inflanz der Bezirtsausihuß, in zweiter 

jerufungs-)Inftanz dad CBG. Der Magiftrat kaun fir das Streitverfahren einen 
ertreter beitellen. 

Der gefetlide Vertreter des Bürgermeifters kann das Beanftandungsreit nur 
unter der Borausfegung ausüben, daß der Bürgermeifter jelbft behindert if. Gr ift 
daher nicht mehr beredtigt, Beichlüffe, wenn fie auch unter feinem Borfige während 
der Beurlaubung des Bürgermeiftere gefaßt find, dann no zu beanftanden, nadhdem 
der Bürgermeifter die Gejchäfte wieder übernommen hat (PVB. 24 ©. 1). 

. 3. Hinfihtli der Berantwortlicheit der Mitglieder des Magiftrate für 
ihre Befeplüffe, Handlungen und Unterlaffungen finden biefelben Borfgriften An- 
wendung, wie bei ben Gemeindebeamten überhaupt (f. o. $ 56 ©. 342). IA von dem 
Mogiftratslollegium wegen eines begangenen Berfehens Schadenerſatz zu leiften, fo 
haftet nicht da8 Kollegium gemwiffermaßen als jwiftiiche Berion, fondern die einzelnen 
phyfiichen Perfonen des Kollegii find die Schuldner und haftbar. Die in den $$ 197 
u ff. It. IT Zit. 10 entfaftenen fandrehtlihen Beftimmungen müffen duch BGB. 
als befeitigt angejehen werden. Das BGB. gibt für die Mitglieder Tollegialicher Be⸗ 
hörden feine Sondervorichriften. Cs gelten vietmei die allgemeinen Yefimmungen 
über die Haftung von Beamten ($ 56 Nr. 6 ©. 342). Danad) können die Mitglieder 
eines Kollegii nicht fämtli für den von der Behörde verurſachten Schaden Haftbar 
gemacht werben, jondern es fällt die Erfagpflicht nur denjenigen Mitgliedern zu, die 
fid, der Bilichtverlegung fehuldig gemacht Haben. Dem Beriegten gegenüber haften 
mehrere Berantwoztliche folidariich, in dem Berhäftniffe unter fich haftet jedod Der- 
jenige allein, der den Schaden verurfacht hat ($ 840 BGB.). 

„_ Die Disgipfinarbehörde ift befugt, Die beratende und befcjließende Tatigteit des 
Magiftrats nacjträglic; ihrer Prüfung und Ahndung zu unterziehen. Sie ıft aud 
night behindert, ſchon vor der Bechlußfaffung auf deren mögliche Rechtsfolgen auf 
merkfam zu machen und die Verhängung von Ordnungeftrafen in Ansficht zu Rellen. 
Aber diefe Befugnis zur Steafanbrohung findet ihre rechtliche Schranke in der Befug- 
niß des Magiftrats, über die Gemeindeangelegenheiten nad) jelbfändiger freier Ueber- 
zeugung zu befinden. Unter Strafandrohung kann daher zwar verlangt werden, baß über 
eine Gemeindeangelegenheit Überhaupt formel Befhluß gefaßt werde, micht aber auch, 
welcher materielle Inhalt dem zu faffenden Beſchiuß zu geben fein möchte. Der Alt 
der Peihlußjaffung bildet feibft dann, wenn deren Inhalt objektiv gegen Geſeb oder 
Hecht oder das Gemeinde-Intereffe verflößt, an umd für ſich mod; feine Verlegung der 
Amtspflicht auf Seiten der Magiftratsmitglieder Zu einer folden, zum Gegenftande 
diszipfinarifher Ahnbung, kann die Beſchiußfaſſung erft durd das Hinzutreten des 
fubgetiven Momentes werden, daß die Geſchuichenden den materiell rechts» oder ſach⸗ 
widrigen Peihfuß aud) pflictoidrig, d. d. in vorfäpficher oder fahrläffiger Nicht- 
Beadtung der obmwaltenden rechtlichen und tatjäglihen Umftände, gefaßt haben 
(BG. 21 ©. 424). 

4. Die Mogiftratsmitglieder gehören zu den mittelbaren Staatebeamten, welche 
fowohl nad allgemeinen Grunbfägen, wie nach der Kab.-Ord. vom 25. Novbr. 1835 
(85. ©. 237) gu Beriämiegenbeit über Gegenftände ihres Amtes verpflichtet find. 
(BIB. 17 ©. 921. 0. ©. 310 n. dd). 

Magifratsmitglieder Tonnen als Mitglieder der zur gefehlichen Vertretung der 
Stadtgemeinde in einem Prozeſſe berufenen Kollegialbehörde als Zeugen im Progeffe 
nicht vernommen werden (RZE. 45 ©. 427, 5 474 Ziv.-Broz.-Ord.). 

5. Dinſichtlich der Ausichliegung eines Mitgliedes des Magiftrats von ber Be- 
ratung und Beihlußfaffung über eine Angelegenheit wegen Privat-Interefies wird 
nicht, wie in $ 44, ein Wiberfprud) mit den Rädtifchen Intereffen gefordert. Außer 
dem geht $ 58 infofern noch weiter, als auch das Privatinterefje eines Angehörigen 
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zur Ausſchließung genügt. Dagegen ift die Anweſenheit bes Magiftratsmitgliebes bei 


der Abflimmung nicht verboten. 

Im Fale der durch widerſprechende Intereffen Herbeigeführten Beihlußunfähige 
keit des Magiftrats findet nicht, wie im Falle der Seihtubunfähigkeit der Stabtver- 
ordneten · Verſammlung ($ 44), die Beſchlußfaſſung des Bezirksausſchuſſes an Stelle 
des Magiftrats ftatt. Nach $ 17 Nr. 2 Zufl.-@ei. ift diefe Beihlußfaflung dem Be- 
— nur übertragen, ſoweit eine Jolche nad; den Gemeinde - Verfaſſungsgeſe tzen 
der Aufichtöbehörbe zuſteht. Die StO. 5 57 Abſ. 8 emthält aber eine ſolche Ber 
Rimmung nit. Daraus folgt mum aber weber, daß der Magifttat unter allen Um- 
Händen trog der infolge Verfönticher Bereitigung herbeigefheten —— 
den erforderlichen Beſchiuß faſſen, noch daß die Sache auf fi beruhen bleiben müßte. 
Das Auskunftsmittel beruht in dem Nuffihtsrechte des Reg.-Bräf. Dielem Liegt c& 
ob, dafür zu forgen, daß die Verwaltung im vorgefchriebenen Gange bleibt. Hält auch 
er den Magiftrat nicht für seistußtänig, fo hat er von Auffihtewegen einen Kommiffar 
ad hoc zu ernennen und diefem die Befhlußfaffung zu übertragen (OB®. 25 ©. 50). 

Aud für Mitglieder des Magiftrats gift, wie für alle Beamten, daß, wenn fie 
fich im einer Interefjen-Rollifion befinden, infofern eine Amtshandlung ihre perjön- 
lien Intereffen fördern oder ſchädigen könnte, fie fi) der Amtshandlung unter Au- 

eine an die vorgeſetzte Behörde, bei regiftratemitglicbern an den Bürgermeifter ent» 
ji" ten follen (OB. 4 ©. 3%, 16 ©. 358, 23 ©. 209). 

Der Bürgermeifter ift an den Beichlüffen des Magiftrats in einer Sache Zeil 

zu nehmen beretigt, in welder er als Poligeiverwalter eine Erekutiv-Berfügung 

jegen die Stadtgemeinde erlaffen hat. Denn ein Privatrecht liegt nicht vor; die Ber 
ändigung einer folchen gegen die Stadtgemeinde don bem Bürgermeifter erlafienen 
polizetlichen Berfügung wird aber an ben Vertreter des Bürgermeifters erfotgen und diefem 
auch die Bearbeitung der Sache überlaffen werden müffen. Wird ber Bürgermeifter 
regreßpflichtig gemacht, fo muß er ſich jeder — Handlung und Einflußnahme 
anf ben Gang des Prozefjes enthalten (PUB. 22 ©. 324). 


8 58. 


Der Bürgermeifter leitet und beauffichtigt den ganzen Geſchäfts- 
gang der ftädtifchen Verwaltung. 

In allen Fällen, wo die vorherige Beichlußnahme durch den 
Mogiftrat einen nachtheiligen Zeitverluft verurfadhen würde, muß 
der Bürgermeifter die dem Magiftrat obliegenden Geſchäfte vor- 
läufig allein beforgen, jedoch dem letzteren in der nächſten Sigung 
behufs ber Bejtätigung oder anberweitigen Beichlußnahme Bericht 
erftatten. 

Zur Erhaltung der nöthigen Disziplin fteht dem Bürgermeifter 
das Recht zu, den Gemeindebeamten Geldbußen bis zu drei Thalern 
und außerdem den unteren Beamten NArreft-Strafen bis zu drei 
Tagen aufzulegen. ($$ 15, 19 und 20 des Gefeges vom 21. Juli 
1852, Gejeg-Sammlung Seite 465.) 

Dazu Zuf.-Gef. 5 20 Nr. 2: 

Gegen die Strafverfügungen des Bürgermeiſters findet innerhalb zwei Wochen 
die Beſchwerde an den Regierungs-Präfidenten und gegen den auf bie Beſchwerde er- 
gehenden Beſchluß des Regierungs-Präfidenten innerhalb zwei Wochen die Klage bei 
dem OVG. flatt. 

Bergl. $ 80 StO. 
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1. Der $ 59 betrifft die Stellung des Bürgermeifters in_dem Organismus der 
Gemeinbeverwaltung. Hiernad) ift ihm die Leitung und Veauffihtigung des ganzen 
Gejcätsganges der Mädtiihen Verwaltung übertragen. Nähere vorſchriften über die 
Sejhäftstätigfeit des Bürgermeifters ale Leiter und Auffichtsführender der Bermaltung 

ind in der Snfteultion für die Stabtmagifträte vom 25. Mai 1835 (8 20 |. u. not. 4) ente 
alten. Der Abi. 2 bes $ 58 legt aber dem Bürgermeifter die weitergehende Ber- 
xflichtung auf, in dringlichen Fällen Namens des Magiftrats und fomit zugleich auch 
Ramens der Stadtgemeinde allein aufzutreten und zu Handeln, und zwar nicht bloß 
aus Anlaß von Höflichteits- und Repräfentationspflichten und dergleichen, fondern auch, 
wenn es fih um die Vornahme rechtswirlſamer Afte handelt. Borausjegung für bie 
Anwendung der Befimmung im Abi. 2 if, daß der zu befürdtende Nachteil die 
Stadtgemeinde ſelbſt treffen wurde. Nicht aber fol bas Privatintereffe eines Andern 
am föhleumiger Exiebigung einer zweifhen ihm und der Gtadt [chrwebenden Angefegen- 
heit einen Einfluß auf die Rechte und Pflichten des Bürgermeifters Haben. And; $ 8 
der Imfr. für bie Gtabtmagifträte, wonad) der Magiftratsdirigent die dringenbften 
Berfügungen fofort erlaffen darf, jet eine ſich aus dem fäbtifhen Intereffe ergebende 
Dringlichfeit voraus, (BBB. 22 ©. 3%). 

Ueber bie Einwirkung des Bürgermeifters auf das Materielle in der Gtadt- 
verwaltung |. BEB. 2 ©. 470. 

Abgejehen von dem $ 58 enthalten noch Vorſchriften über die Rechte und 
Vflichten des Bürgermeifters $ 56 Nr. 8 (Unterichrift der Gemeinde-Urtunden), $ 57 
Abf. 2 (Borfig in den Magifratsfigungen), 5 59 (Ernennung der Mitglieder und 
des Borfigenden der Beraltungsdeputationen aus dem Magiftrat), 5 62 (Uebernahme 
von Funktionen als Staatsorgan), $ 24 (Ernennung der Vorſitzenden des Wahl- 
vorftandes bei den Gtabtv.-Wahlen). 

2. Der ‚Bürgermeifer bat als Borſitzender des Kollegiums deſſen Geſchäfte 
vorzubereiten, bie ¶ Verfammiungen zu_berufen, die Berhandlungen zu leiten und 
für die Ausführung der Beichlüffe Sorge zu tragen. Zum Zwech der Leitung 
des formellen Geihäftsganges, zum regelmäßigen ununterbrochenen Fortgange und 
zur Kontrolle desfelben fan er Anorbnungen und Inftruftionen erlaffen (1. $ d, 9, 
10, 11, 14, 17, 18, 20 der Inftr. vom 25. Mai 1835, |. n. 4). Ihm liegt die ver⸗ 
schung der Geſchafte unter die Mitglieder ob. Die Befugnis hierzu ift jedoch feine 
fchranfenfofe. Wenn er durd) fein Serahen Hierbei, insbefondere durch unmotivierte 
Belang eines einetnen Ditgtiedes Anlaß zu gereätferigten Belieben gib, fo 
mir vr Aufhtabehörbe obfiegen, foldhen Beſchwerden Abhilfe zu fcaffen. (MR. 
1 . 78, 

Der Magiftrat ift nicht befugt, die Formalien feines Gefcjäftsganges ſelbſt zu 
ordnen, dies IR Sache des Vürgermeiflers. Der Dagiftrat ift daher nicht beredtigt, 
zu beichließen, daß der Bürgermeifter die Tagesordnungen ber Magiftratsfigungen 
minkehens & Suinden vorher den Magiftratsmitgliedern befannt zu machen habe. 

Bei Ausführung der Magiſtratsbeſchlüſſe ericheint der Sirgermeifer nicht als 
ein willenlofes Eretutivorgan. Er hat vielmehr felbft über die Ausführung zu bes 
finden und if zur Veanftandung aller Beidjfüffe bes Deagiftrats verpflichtet, welche 
deffen Befugnifie überfcjreiten, gefeß« ober dechlswidrig find oder nach feiner Anficht 
das Staatswohl oder das Gemein-ntereffe verlegen ($ 57 Abf. 2). Damit ergibt 
fihh alß Pegel, daß nur die Zuftimmung des Bürgermeifter8 ben Willen der ftäbtifchen 
Drgane zu dem Willen der Stadt erhebt (j. o. ©. 374 n. 2). 

3. Bermöge feines Auffichtsrechts if ber Vürgermeifter der unmittelbare 
Borgefegte ber Mitglieder des Magiftrats-Rollegiumß und aller Gemeindebeamten. 
Ale diefe Berfonen find daher verpflichtet, ihm in amtlichen Angelegenheiten unbedingt 
Folge zu leiften und jede Austunft über bie zu ihrem Reffort gehigen Gefchäfte 
mündfih, der {Sriftlich zu erteilen. ($ 20 Er 1 Inftr. vom 25. Mai 1835, ſiehe 
unt. n. 4.) 

a) Als Vorgeſetzter der ſtädtiſchen Beamten ift er befugt, ihnen Urlaub zu 
erteilen. Die Urlaubserteilung an die Mitglieder des Magiftrat® und die Gemeinde- 
beamten ift nicht gefeglid) geregelt. Die Beftimmungen enthäft $ 20 der Iuftruftion 
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vom 25. Mai 1835, f. u. n. 4. Entfernt fid) ein befoldeter ſtädtiſcher Beamter ohne 
den vorgefchriebenen Urlaub von feinem Amte, fo verliert er, wenn ihm nicht befondere 
Entfguldigungsgründe zur Seite ftehen, für die Zeit der umerlaubten Entfernung 
fein Dienfteinfommen. Dauert die unerlaubte Entfernung länger als acht Wochen, 
fo wird der Beamte von feinem Amte entlafien (f. S$ 8—13 des Disziplinargef. 
vom 21. Juli 1852, zu $ 80 StO.). In Fällen, in denen die Erfüllung faate- 
bürgerlicher Pflichten einen Beanıten zwingt, feinen Dienft zu verfäumen, bedarf er 
might des Urlaube. Cr if} aber zu einer Anzeige der Verhinderung in feinem Amte 
an ben Borgejegten verbunden, welche biefen in ben Stand ſetzt, die Dauer der Ber- 
binderung zu kontrollieren. J 
P Br Grhaftung der nötigen Disziplin ſteht dem Vürgermeifter eine gewiſſe 
Disziplinargewalt gegen bie Magifttatsmitglieder, die Gemeimdebeamten umd die 
Unterbeamten zu. J J 

Gegen die Magiſtratsmitglieder fpricht die Stäntortmung eine beſtimmte 
Disziplinarbefugnis des VBürgermeilters nicht aus. Pod; enthielt der Regierungs- 
Entwurf noch folgenden Schlußfag: „Drdnungsfirafen gegen die MagiftratSmitglieder 
Hat er (ber Bürgermeifter) bei der Regierung zu beantragen“, Bei der Beratung 
wurde aber biefer Schfußfag fortgelaffen, weil das Bedürfnis nicht anerfannt werben 
idnne in der GStäbteorbnung den Fall vorzufehen, daß Magiftratsmitglieder von 
ihrem Borfigenden zu einer Orbnungsfttafe angezeigt werden müßten. Die Borichrift 
verftehe ſich auch von felbft. Nach dem Geſetz betreffend die Dienfivergehen der nicht 
rigpterlicen Beamten vom 21. Juli 1852 ift aber jeder Dienftorgefette zu 
Barnungen und Verweiſen gegen feine Untergebenen befugt ($ 18) und fönnen daher 
auch dieſe Disziplinarftrafen Seitens des Bürgermeifters gegen die Magiftrats-Mit- 
glieder zur Anwendung gebradjt werden. Anertannt von DBG. 17 ©. 443. Was 
inbeß bie Berhängung von Gelbbußen betrifft, jo beftimmt $ 19 des Disziplinargef., 
daß Die Borftcher derjenigen Behörden, welche unter den Provinzialbehörden ftehen, 
einfhliepfid der Panbräte, gegen die ihnen untergebenen Beamten Geldbußen bis zu 
drei Talern verfügen können. Andere Vorgeſetzte dürfen feine Geldbußen nur ver- 
fügen, wenn ihnen die Befugnis zur Verfügung von Gelbbußen durch befondere 
Gefege oder auf Grund folder Geſetze erlaflene Inftruftionen beigelegt if. Der 
$ 58 Abi. 2 StO. aber gewährt dem Bürgermeifter nur die Befugnis, den Ge— 
meindebeamten Geldbußen bis zu drei Taler aufzulegen. Nad) der Terminologie 
der Gtädte-Orbmung find jedodh unter den Geimeindebeamten die Mitglieder des 
Magiftrats nicht einbegriffen (vergl. $ 17 Nr. 2, $ 56 Nr. 6, 5 65 StO.. Sonach 
Tann der Bürgermeifter Geldbußen gegen die Magiftratsmitglieder nicht fefticken. 
a Nimmt überein $ 20 Nr. 8 Abf. 2 der Inſtruktion vom 25. Mai 1835 

. unten). 

Ueber die Disziplinargemwalt des Bürgermeifters gegen die Diitglieder der Ber- 
maltungsdeputationen umd andere von der Gtabtv.-Verf. gewählte unbejoldete 
Gemeindebeamte (Bezirtsvorftcher uſw.) |. $8 59, 60, 75 StO. 

Zu den Gemeindebeamten im Sinne des $ 58 gehören alle ſtädtiſchen 
Gemeindebeamten, auf melde fi $ 56 Nr. 6 bricht (f. o. ©. 325). Zu den 
unteren Beamten rechnet $ 15 Gef. vom 21. Juli 1852 eit. Erefutoren, Boten, 
Kaftelane, Diener umd die zu ähnlichen, fowie die zu blos medanifchen Funktionen 
befimmten Beamten. Aud) bie Poligeifergeanten gehören bierer (f. u. 38 SiS. 
$ 15 Gef. vom 21. Juli ). Die Arreftftrafe if nur in folhen Räumen zu 
vollftreden, die den Berhältniffen der zu beftrafenden Beamten angemeffen find. 

Die im $ 20 Nr. 2 Zuf-Öef. zugelaffene Klage ftcht mur dem betroffenen 
Beamten, nicht au dem Bürgermeifter in dem Falle zu, wenn feine Strafverfügung 
durch die Veſchwerde / In ſtang aufgehoben ift. Betlagter if ſiets der Bürgermeifter. 

4. Für den Gefhäftsgang bei der fädtifhen Verwaltung find, for 
weit die StO. feine entgegenfichenden ausdrücklichen Befimmungen enthält, nach 
Art. XII Inſtr. vom 20. Juni 1853 die Vorſchriften der Inſtr. für die 
Stadt-Magifträte vom 25. Mai 1835 (Ann. ©. 738) beibehalten. Zebens 
prüft in der Abhandkung „die Znftruftion für die Stabtmagifträte nad) neueftem 
Rechte“ in PBB. 22 ©. 233 die einzelnen Beftimmungen der Juftruftion daranf 
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hin, ob und in tie weit fie jetzt noch einen ammendbaren „Kern“ enthalten. In Bes 
rädfidjtigung diefer Unterfuhungen ift die Imftruftion unter Weglaflung der ver- 
alteten Beftimmungen nadjftehend abgebrudt. Formell ift die Inftruftion durch die 
in Gemäßheit de8 $ 81 StO. zur Ausführung berfelben ergangene Minifterial- 
Inftruftion vom 20. Juni 1853 (Art. XIII, |. Anhang I) aufrecht erhalten. Materiel 
iR ihre Gültigfeit angefochten, weil fie Befimmungen and) über den internen Ge» 
fhäftsgang ber ftäbtiichen Verwaltung in Gemeindeangelegenheiten erlaffe, dadurch 
das durch 85 9 und 11 StD. den Städten gemährleiftete Recht der Selbftverwaltung 
und Autonomie verletze, und infofern über die in dem $ 81 StO. dem Minifter des 
Innern vorbehaltene Aufgabe Sinausgegangen fei (f. Ledermann ©. 333 unter Bezug- 
nahme auf die Ausführungen bes OBG. ©. 117). Indeß wird zugegeben, daß 
bie Frage mad; der Gültigkeit ber Inſtt. dom 25. Mai 1885 nicht von erheblicher 
praftifcher Bedeutung fei, weil ihre im Einzelnen der ©tO. nicht wiberipredenden 
Beftimmungen bem prattifhen Bedürfniffe größtenteils auch jet mod entfprechen. 
Außerdem ıft für die Juſtruktion nad Art. XIII der Minifterial-Inftruftion vom 
20. Juni 1853 eine Gültigkeit nur infoweit beanfprudht, als die StO. 
gegenftehenden ausdrüdliden Beftimmungen enthält. 

As Ergänzung ber Infruftion vom 25. Mai 1835 find zu betraditen der 
Ninifterial-Erlaß dom 12. Auguft 1897 betr. die Vereinfachung des Beihäftsganges 
unb die Verminderung des Schreibwertes und die vom Staatsminifterium_feftgeftellten 
Grundzüge zu Anordnungen über den Geſchäftsverlehr der Preuß. Staats und 
Kommunalbehörden. (BMB. 1897 &. 144 — abgebrudt im Anhang IV.) 

Die Inftruftion Iantet, foweit fie gegentwärtig noch anwendbar erſcheint: 

$ 1. Der Gefdäftstreis des Magiftrats umfaßt die Verwaltung 

a) der eigentlichen Kommunal-Angelegenheiten, und 

b) derfemigen Angelegenheiten, welche die Gtantsbehörde dem Magiftrat 
überträgt. 

Nur auf die Verwaltung der zuerft gedachten Angelegenheiten bezieht ſich die 
vorliegende Gefdhäftsamweifung. Für bie sub b bezeidineten Angelegenheiten gelten 
zunachſt die befonderen Vorfchriften der Staatsbehörde. Soweit aber diefelben den 
Beftimmnngen des vorliegenden Regulativs nicht entgegen ftehen, kann nad) den 
legteren ebenfalls verfahren werben. 

82. Die Geſchäfte werden entweder a von dem Magiftrats-Kollegium in der 
Gefamtheit, oder b von bei für einzelne Geſchäftszweige gebildeten befonderen Depu⸗ 
tationen beforgt. 

$ 3. Bor das Plenum des Magiftrats gehören: 

a) diejenigen Gegenftände, welche demfelben mad; ber Städte -Ordnung be 
fonders überwiefen find; ferner diejenigen Vermögens-Angelegenheiten, über 
welche die Stadtverordneten Gutachten, Erklärung oder Genehmigung ab- 
zugeben haben; 

b) die Anfelung aller Unterbeomten, ſowie die Annahme zeitweifer Hülfs- 
arbeiter gegen diätariſche Remumeration. 

©) die Ausübung der der Stadtfommime in kirchlichen Angelegenheiten zu- 
ſtehenden Patronats- und Ehrenredjte, insbefonbere die damit verbundenen 
Anftellungen der Geiſtlichen und fonfligen Kirchenbedienten, ingleidjen bie 
Belegung der Lehrerftellen; 

A) die Erteilung von Dienf-Infruftionen für bie Mitglieder des Kollegii, 
deſſen Unterbeamten, desgl. für die fäbtifchen Bermaltungs-Depitationen 
und Kommiffionen und beren Beamten. 


feine ent« 
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Alle diefe Inftruftionen dürfen jedoch ben in biefer Berorbnung ent- 
haltenen Vorſchriften nicht entgegen fein; aud; müffen fie, foweit fie den 
formellen Gefdjäftsgang betreffen, die Bufimmung des Magiftrats-Diri- 
genten erhalten. 

54 Der Magiftrat bildet ein Kollegiumz der Dirigent desſelben if der 
BVürgermeifter, Die erforderlichen Beichlüffe müflen im verfammelten Kollegium 
durch Stimmenmehrheit gefaßt werben. Nur unter dem Dirigenten, oder umter deffen 
Stellvertreter, dies letztere jedoch nur in den $ 20 Nr. 12 beftimmten Fällen, ift das 
Kollegium zufammenzutreten und zu beichließen bereditigt. 


85. Sämtliche an ben Magiftrat eingehenden Sachen werben vom Diri- 
genten eröffnet und präfentiert. Die vor das Kollegium gehörenden Gegenflände muß 
ber Dirigent an dasſelbe, die vor die Deputationen gehörigen an dieſe Ichteren ge- 
Tangen laffen. Was die erfteren betrifft, fo ermenmt der Dirigent die Dezernenten, in 
wichtigeren Fällen auch Kodezernenten, und fchreibt ihnen die Sachen zu. Für Saden, 
die einen beftimmten Gejchäftsgang haben, kann der Dirigent ein für allemal einen 
Dezernenten ernennen. 

Der Dirigent hat auch die Befugnis, in den zu ben Deputationen gehörigen 
Angelegenheiten die Dezernenten zu ernennen, barf jedod; die Ausübung biefer Ber 
fugnis aud dem fpeziellen Dirigenten der Deputation übertragen. In kleineren 
Orten, wo es ohne Gejdäftsüberhäufung möglich und zu befferer Ueberficht des 
ganzen Geſchäftsganges ratfam iſt, darf die Regierung dem VBürgermeifter aud) die 
Verteilung der Sachen an bie einzelnen Mitglieder der Deputation als Pflicht 
auflegen. 


$ 6. Der gefamte Gefehäftöbetrieb beim DMagiftrats-Rollegio wird durch ein 
Hauptjournal Tontrolliert, in welches jede eingehende Sache eingetragen unb darin fo 
Tange fortgeführt wird, biß fie erledigt if. 


$ 7. Die eingetragenen Sachen gelangen zur Regiftratur und werden von 
dort mit den vollftändigen Aften, wenn ein Kobezernent ernannt if, zunächſt biefem 
zur Einfiht und etwaigen Beifügung feiner Bemerkungen, hierauf aber dem Dezer- 
nenten vorgelegt. 


$ 8. Alle blos einleitenbe ober vorbereitende Verfügungen, alle Sachen, die 
ihren angewiefenen Gang haben, alle unerheblichen Gegenftände, oder bei denen bie 
Entfeibung auf unzweifelgaften und ausdrüdiichen Beftimmungen beruht, werben 
ohne Vortrag abgemacht (vergl. OVG. 34 ©. 89). Nur diejenigen kommen zum 
Vortrage, die entweder vom Dirigenten zum Vortrage gefchrieben worden, ober bei 
denen bie Dezernenten erhebliche Bedenken haben, oder bie fie wegen ihrer befonberen 
Wichtigkeit zur Kenntnis des Kollegit zu bringen wünfchen. Nur vom ernannten 
Dezernenten können die Saden zum BVortrage gebracht werden. Glaubt ein Mit 
glied, daß eine micht zu feinem Reffort gehörige Sache einer Beratung im Kollegio 
bebürfe, fo muß basfelbe den Dirigenten hierauf aufmerffom madjen, dem «8 über« 
Laffen bleibt, eine ſchriftliche Anzeige zu erfordern. Sehr ſchleunige, zum Bortrage 
geichriebene Sachen muß der Dezernent nötigenfalls mit bem Dirigenten fofort 
beraten; auch kann leßterer bie dringendften Berfügungen fofort erlaffen; dem 
Meagiftrats-Kollegio aber muß dann in nächſter Sigung von dem Berfügten Nachricht 
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gegeben und zu den bereits erlaffenen Verfügungen das etwa noch Nötige ergänzt 
werben. 

89. Die gewöhnlichen Vorträge werden ein für allemal durch den Dirigenten 
an beftimmten Tagen und Stunden angeordnet, 

Er beruft, wenn es die Umflände erheiſchen, außerordentliche Sitzungen, zu 
welchen die Mitglieder des Kollegiums, unter Andeutung bes Zwecks ber Bufammen- 
Hunft, wenn diefer feine bejondere Geheimhaltung erfordert, vorgeladen werden, — 
Die Mitglieder müffen fi zur beffimmten Stunde zu den Sitzungen einfinden. Bes 
Hinderungen müffen bem Borfigenden unter Anführung der Gründe fehriftlic oder in 
Perſon angezeigt werben. 

$ 10. Der Dirigent leitet den Vortrag im Kollegio. Lebterer beginnt mit 
ben eiligen Sachen; fobann folgt der der übrigen, in der Regel nad) dem Dienftalter 
der Mitglieder. Sehr eilige und.befonders wichtige Gegenfände müffen nad; dem 
Ermeſſen des Dirigenten vorzugsweife zum Bortrage kommen. Der Dezernent gibt 
zuerſt und hierauf ber etwa ernannte Kodezernent feine Stimme ab; das Kollegium 
wird für beiftimmend erachtet, wenn feine widerſprechende Meinung fich äußert. Im 
entgegengefegten Falle müſſen die Widerfprechenden mit ihren Meinungen gehört 
werden. Der Dirigent beftimmt erforderlichen Falles die Reihenfolge der Sprecher, 
forgt dafür, daß einerfeits der Sprechende in vollfländiger Auseinanderfegung feiner 
Anfiht nicht unterbrochen, andererſeits aber unnüge und ermüdende Abſchweifungen 
vermieben und fremdartige Gegenflände nicht eingemifcht werden. Nach Anhörung 
ber verſchiedenen Meinungen ftellt er die Streitfragen zur Abſtimmung feſt; er be- 
rüdfihtigt Hierbei die ihm etwa hierüber gemachten Bemerkungen und verfügt ſodann 
bie Abftimmung. Er fammelt die Stimmen von unten herauf nad) dem Dienftalter 
der Mitglieder, er zählt die Stimmen und fpridt nad ber Mehrheit derfelben den 
Beſchluh des Kollegii aus. Bei Gleichheit der Stimmen entfcheidet bie des Diti- 
genten. Diefer muß überhaupt daranf fehen, daß die Debatten mit Gründfichteit, 
Ordnung, Ruhe und Leidenſchaftsloſigleit geführt werden und bie Mitglieder müffen 
feinen biesfäligen Anordnungen Folge Teiften. Collien feine Ermahnungen ohne 
Erfolg bleiben, fo hat er die Befugnis, bie Diskuſſion des betreffenden Gegenftandes 
gänzlich, abzubredjen und deffen weitere Erörterung zur nächften Sigung zu verlegen; 
auch kann er, nad) Bewandtnis der Umflände, die ganze Sitzung auf einige Zeit 
fifieren ober diefelbe gänzlich fchließen. 

$ 11. Auf erlangen der Maforität, oder nad dem befonderen Ermeffen des 
Dirigenten, müffen Beſchlaſſe von Wichtigkeit, oder bei denen es auf eine befondere 
Berantwortlichteit der einzelnen Mitglieder anfommt, nied rgefchrieben umd in der 
aufzunchmenden Berhandlung, für welde der Dirigent den Konzipienten ernennt, bie 
Zahl der Anmefenden, ſowie in Verantwortlichkeitsfällen die Stimmen dafür und da« 
wider, namentlich verzeichnet, aud muß die Verhandlung dem Kollegium zur Ge— 
nehmigung vorgelefen und zur Beglaubigung vom Dirigenten, dem Dezernenten und 
noch einem anderen vom Dirigenten zu bezeichnenden Mitgliede umterfchrichen werden. 
(Bergl. Ovo 31 ©. 367.) 

Sollte das Kollegium nur in geringer Zahl verfammelt fein, fo hat der Diri- 
gent bei wichtigen Angelegenheiten, wen es die Umſtände geftatten, die Beratung bis 
zur nachſten Berfanmiung auszufcgen und darauf zu haften, daß dieſelbe durch bie 
möglihft vollſtandige Zahl der Mitglieder erfolge. 
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8 12. Sachen, in welchen von Unterbehörden oder Perfonen blos Auskunft 
erfordert wird, werden, ſoweit dunlich if, dieſen durch einen bloßen Vermerk auf die 
betreffende Journal-Nummer (br. m.) vorgelegt. 

Die übrigen Verfügungen des Kollegiums, melde an die Bittfteller oder an 
die Unterbehörben ‚gelangen, terden in ber Megel durch Abſchriften der Dekrete er- 
Laffen, welche nach der von dem Dirigenten zu treffenden Einrichtung entweder gleich 
den Ausfertigungen zu vollziehen, oder von einem dazu zu beftimmenden Beamten zu 
beglaubigen find. 

Diejenigen Verfügungen, die fih nicht dazu eignen, insbefondere Berichte an 
die vorgefegten und Schreiben an andere Behörden ac., müffen im Konzept entworfen 
und fobann förmlich ausgefertigt werden. 

(Siehe Hierzu die Grundzüge zu Anordnungen über den Geſchäftsverlehr 
der Staats · und Kommumalbehörben, VMB. 1897 ©. 144 — abgedrudt im 
Anhang IV). 

$ 13. Alle bloß einleitende und borbereitende Dekrete an die Burcaus und 
die Beamten des Kollegiums und die zur Erpebition beftimmten Dekrete gehen in ber 
Negel unter der alleinigen Zeichnung des Dezernenten; dod kann ſich auch ber 
Dirigent deren Revifion und Mitzeichnung vorbehalten. 

Dagegen gelangen alle anderen Verfügungen, insbefondere alle Konzepte, nach- 
dem fie von dem Dezernenten vollzogen worden, falls ein Kodezernent ernannt ift, 
zunächſt an biefen zur Mitzeihnung, ſodann aber zur Revifion des Dirigenten. Die 
Nodezernenten müffen bei eintretenden Bmeifeln (fiehe $ 19) diefe durch mündliche 
Rücſprache mit dem Dezernenten oder durch Einwirkung des Dirigenten zu er 
ledigen fuchen. 

Letzterer entſcheidet bei Bedenken über die Form der Verfügung. Iſt der 
Kodezernent mit dem Materiellen der Verfügung nicht einverftanden, fo kann er bie 
Sache zum nochmaligen Bortrage im Kollegium befördern. 

$ 14. Die Befugnis des Dirigenten bei der Revifion der Defrete und Kous 
zepte beſchränkt fi auf die Aenderung in Form und Faflung, (daß diefe pafjend und 
ſchiclich erfolge, darauf hat er befonders zu fehen). Hält er die Faſſung materiell für 
uncidjtig, fo muß er bie Verfügung dem Dezernenten mit feinen Bemerkungen zurüd« 
geben, kann aud) zur weiteren Prüfung der Sache einen oder mehrere Kodezernenten 
ernennen; die Sache muß jodann, wenn feine Einigung ftattfindet, im Kollegium vor» 
getragen werden. Bei dem hierauf gefaßten Eutfchluffe muß es (die $ 57 al 2 ber 
Städteordnung bezeichneten Bälle ausgenommen) verbleiben und ift der Dirigent das 
diefem gemäß gefaßte Konzept zu vollziehen verpflichtet. 

Ohne diefe Vollziehung darf fein Beſchluß oder feine Verfügung des Kollegiums 
in Reinihrift und zur Ausführung gebracht werben. 

$ 15. Auf Verlangen des Kollegiums oder des Dezernenten oder nad) Befinden 
des Dirigenten müffen wichtige Ausarbeitungen, nachdem fie zuvor zur Revifion ge- 
Tommen find, dem Kollegium vollftändig vorgelefen und die etwa bei der Revifion ent» 
ftandenen, noch nicht erledigten Bedenken Hierbei erörtert werden. Die Borlefung 
ändert jedoch nichts in der Verpflichtung und Befugnis des Dezernenten und Revifors, 
für eine vollftändige, paffende und ſchickliche Faſſung zu forgen. 

$ 16. Die Magiftrats-Kanzlei fertigt die Reinſchriften der vollgogenen Defrete 
ad Konzepte, infofern wicht etwa befiallungsmäßig dem Bilrgermeifter aufgelegt if, 


SO. $ 58. Inftruftion für die Stadtmagifträte 
a a et 383 


für Fertigung der Ab- und Reinfcriften zu forgen. Sie werden mit der bisher 
üblien Firma des Magiftrats verjehen. 


$ 17. Die Reinfchriften der Konzepte werden in der Regel von drei Mitgliedern 
des Kollegiums, einſchließlich des Dirigenten, in ganz eiligen Fällen aber, wenn es 
zur Förderung dient, vom Dirigenten allein unterſchrieben (f. jet $ 56 Nr. 8). 


$ 18. Jedem Mitgliede des Kollegiums fol ein möglichft befimmter, abge- 
grenzter Wirkungskreis zugeteilt werben; bei den befolbeten mit vorzüglichfter Beob- 
achtung der Gleichheit unter dem einzelnen Mitgliedern; bei den unbefofdeten aber auch 
mit billiger Berüdfichtigung ihrer bürgerlichen und fonftigen Verhältniſſe. 


Jedes Mitglied if in dem ihm angewieſenen Geſchäftskreiſe möglichft frei und 
jefbftändig zu wirfen befugt. Es muß denfelben mit Wärme und innerer Teilnahme 
anfiaffen, mit Umſicht behandeln, fern von Leidenfchaft und perſönlichen Rüdfichten. Cs 
muß fid) nicht blos auf die zugefchriebenen Sachen beichränfen, fondern aus eigenem 
Antriebe fih in fortwährender Kenntnis der ihm überwiejenen Bermaltungsgegenftänne 
halten und die angegebenen Verfügungen in ihrer Ausführung verfolgen, da, wo diefe 
flodt, forthelfen und die Säumigen erinnern. Die Mitglieder find daher auch ver- 
pflichtet, die Gefhäftsführung der unter ihnen arbeitenden Beamten zu beobachten, fie 
zurechtzuweiſen und fie nötigenfalls dem Dirigenten zur Beftrafung anzuzeigen. 

Aud) die unbefoldeten Mitglieder müfjen nad) und nad bei den verſchiedenen 
Deputationen beſchäftigt werden, damit fie Gelegenheit erhalten, ſich mit den ver- 
ſchiedenen Zweigen der Verwaltung befannt zu maden. Aud find fie verpflichtet, 
Aſſeſſorate bei den Innungen zu übernehmen. Sollte Letzteres mit ihren gewerblichen 
Berhäftnijfen nicht vereinbar oder für diefelben zu ftörend fein, jo müfjen fie von dieſer 
Uebernahme entbunden werden. 


Der Dirigent ift nicht allein für einen fhnellen und ununterbrodjenen Betrieb: 
fondern aud) für eine gründfide und vorfhriftsmäßige Bearbeitung der ihm über- 
wieſenen Gegenftände, ſowie für eine anftändige und ſchicliche Faſſung ber von ihm 
angegebenen Berfügung, zunächſt und vollftändig verantwortlid. Bon dieſer prinzi« 
polen Berantwortlichteit wird er auch durch den Beitritt des Kollegiums bei dem ge- 
Haftenen Vortrage nicht befreit. Er haftet für eine volftändige, richtige und akten- 
mäßige Darftellung des Sachverhältniſſes, für dem weiteren Betrieb der Sache und 
für eine zwed- und ordnungsmäßige Ausführung des Beſchluſſes. 

Die Kodezernenten können, wenn fie es für notwendig erachten, und müffen, 
wenn es vom Dirigenten verlangt wird, ihr ſchriftliches Votum über den Gegenftand 
abgeben; fie Haben darauf zu fehen, daß fein faltifher Irrtum bei der Sache obwaltet, 
daß die Verfügungen den beftehenden Gefegen und Vorſchriften nicht entgegen ſeien, 
daß die Expedition auf bie zum Bortrage gelangten Sachen dem Beſchluſſe des Stolle- 
giums gemäß, ferner an ſich ſchicklich, Mar und beſtimmt abgefaft, mit ben nötigen 
Gründen unterftütt, und daß feine Sadje ohne Vortrag abgemadjt werde, welche dazır 
Hätte gelangen follen. Wird ein Mitglied vom Kollegium überftimmt, fo darf es 
diefen Veſchiuß nicht vertreten, wenn es fein Botum ſchriftlich, unter Anführung der 
Gründe, zu den Alten gegeben, oder ſich bei der über den Beihluß aufgenommenen 
Berhanblung ($ 11) für diffentierend erflärt Hat. Der Dezernent umb jeder, der bie 
Sache zur Mitzeihnung und Revifion erhält, kann fein abweichendes Botum der 
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angegebenen SBerfügung gleich beifegen; jedes andere Mitglied reicht dasſelbe dem 

Dirigenten ein. 

$19. Den Reinſchriften der nad; den Beihhlüffen des Kollegiums auszufertigen- 
den Berfügung dürfen zwar feine Vota der einzelnen Mitglieder, felbft micht das des 
Dirigenten, beigelegt werben, bei Berichten an die vorgefeten Behörden kann jedoch 
die Minorität, jelbft wenn fie aus wenigen ober auß einem einzelnen Mitgliede befteht, 
nad) ihrer Wahl verlangen, entweder, daß ihre bei der Beratung aufgeftellten Gründe 
in den Bericht aufgenommen werben, oder daß, wenn bie Minorität ober einzelne 
Diffentienten es vorziehen, die Darftellung ihrer Anſichten blos zu den Alten zu geben, 
diefes Umftandes im Bericht erwähnt umd dabei ber Oberbehörbe die eventuelle Ein- 
forberung anheim gegeben werde. 

8 20. Der Dirigent (Bürgermeifter oder Oberbitrgermeifter) ift der unmittel- 
bare Borgefete der Mitgfieder des Kollegiums und feiner Unterbeamten, ſowie ber 
mittelbare Vorgeſetzte fämtliher übrigen Kommunafbeamten. Alle diefe Beamten find 
ebenfo wie die Mitglieber des Magiftrats-Rollegiums verpflichtet, ihm in den zu feinent 
Reſſort gehörigen Angelegenheiten Folge zu Teiften und ihm auf Berfangen jede amt» 
liche Auskunft über die zu ihrem Geſchäftskreiſe gehörigen Gegenflände mündlich oder 
ſchriftlich zu erteifen. 

Zu feinem Reſſort gehören insbefondere folgende Gegenftände: 

I. Er leitet den formellen Geſchäftsgang beim Magiftrats-Kollegium; er trifft, ſoweit 

es nicht ſchon in ber gegenwärtigen Berorbnung geſchehen, bie zu diefer Leitung, 
fowie zur Negelmäßigfeit, zum umunterbrochenen Fortgange und zur Kontrolle 
des Geidäftsganges nötigen Anordnungen und gibt die hierzu erforderlichen In- 
ſtruktionen. 
Er verteilt die Geſchäfte unter die Mitglieder des Kollegiums, ſodaß jede Sache 
in der Regel von dem gewöhnlichen Dezernenten bearbeitet wird. Auch fich ſelbſt 
darf er, ſoweit e8 ihm bie Direltion des Ganzen und die ihm etwa aufgetragenen 
befonderen Geichäfte geftatten, Hierbei nicht übergehen. Diejenigen Gegenftände, 
welche die Anfegung, fowie die Entlaffung der Mitglieder des Kollegiums und 
deffen Unterbeamten betreffen, gehören, infoweit fie von dem Kollegium refjor- 
tieren, zur fpeziellen Bearbeitung des Dirigenten. 

Er ernennt ferner, ſowohi der Zahl als der Perſon nach, die Mitglieder 
aus dem Kollegium zu den beftehenden Bermaltungs-Deputationen und Kom 
mifftonen, ebenfo auch zu ben ihm nötig ſcheinenden vorbereitenden Beratungen, 
fowie zur Beforgung einzelner Geſchäfte, desgl. zur Uebernahme von Afjefforaten 
bei Gewerken zc. Dieſes Ernennungsredt fließt aud das Abbernfungsredt in 
fh (MR. 1863 ©. 217). 

3. Er forgt für äußere Ordnung, Anftand und Würde in den Verfammlungen bes 
Kollegiums, in defien Verfahren und im Geſchäftsverlehr überhaupt. 

4. Er muß auf das Innere der Sachen eingehen, auf vollftändige Exdrterung der 
Gegenftände halten, hinhaltende Verfügungen verhüten, für baldige Beſcheide 
forgen und überhaupt darauf fehen, daß ein reges Leben in der Bermaltung 
herrfche, daß die dem Magiftrat obliegenbe materielle Leitung derfelben die nötige 
Einheit und den erforderlichen Zuſammenhang erhalte, daß diefelbe dem Beften der 
Kommune gemäß, Alles, was bie Kenntnis ber Stabtverorbneten und deren Dit- 
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wirkung nad) ber Städte-Orbnung erheifät, vor bie Stadtverorbneten-Berfammlung 
gebracht und ihr nichts davon entzogen werde. 

Er muß die ftäbtifchen Kommumal-Anftalten von Zeit zu Zeit revidieren 

und darauf halten, daß fie ihrem Zwecke entfprechend verwaltet werden. Ein- 
geſchlichenen Mißbräuchen und fund geworbenen Mängel bat er, foweit fie im 
bloßen Gefhäftegange liegen, unter Zuziehung der betreffenden Beamten, jelbft 
obzuhelfen, foweit fie aber das Materielle der Gegenftände betreffen, bei beit 
betreffenden Deputationen und- erforderlichen Falls beim Kollegium felbft zur 
Sprache zu bringen, 
Er muß fi um die Gefhäftsführung fämtlicher Deputationen und Kommiffionen 
genau befümmern und diefe Gefdjäftsführung revibieren. Er Hat in biefer Bes 
ziehung gleiche Befugniffe und Verpflichtungen, wie fie ihm vorſtehend für bie 
Revifion der Kommunal-Angelegenheiten bezeichnet worben. Bu biefem Behufe 
muß er and) ben Sitzungen derjenigen Deputationen, benen er nicht unmittelbar 
felbR vorſteht, von Zeit zu Zeit und erforderlichen Falls auf längere Zeit bei⸗ 
wohnen. Bei feiner Anweſenheit in benfelben ift ex befugt, den Borfit zu über» 
nehmen, mitzuftimmen und anzuordnen, weldhe Saden in feiner Gegenwart 
vorgetragen werben follen (BMB. 1870 ©. 264). 

Die vorftehenden Beftimmungen gelten auch von borübergehenden Depns- 
tationen und Beratungen. J 
Er führt die Oberaufficht. über die gefamten ſtädtiſchen Kaſſen und das Rechnungs- 
wefen, fowie über das Kämmerei-Depofitorium und die Kaffen der unter dem 
Magiſtrat ſtehenden Infitute. Er if befugt, ertraordinäre Kaffen-Revifion für 
feine Perſon zu veranlaffen und muß dafür forgen, daß jede unter der Aufficht 
des Magiſtrats ftehende Kaſſe, ſowohl monatlich ordinär, als jährlich einmal 
ertraorbinär revidiert wird. ſ. Staatsminifterial-Beichluß dv. 21. März 1879 
(ML. ©. 108). 

Er hat darauf zu fehen, daß der Magiftrat und bie Kommune ihren Ber- 
pflihtungen gegen den Staat und beffen Behörden gebührend nachtommen. 

Er ift verpflichtet, dafür zu forgen, daß die Mitglieder und Unterheamten des 
Rollegiums ihren amtlichen Verpflichtungen genügen. Beſchwerden über ihre 
Anntsführung gehören zunähft vor ihn, nicht vor das Kollegium. 

Wenn Erinnerungen, Ermahnungen und ernſtliche Zurechtweiſungen nicht 
feuchten, fo muß er, wenn es Mitglieber des Kollegium betrifft, der Regierung 
Anzeige machen, welche die nötigen Strafverfügungen, und in den dazu geeigneten 
Fällen die Amtsfuspenfion und Einleitung der Unterfuhung zu veranlaffen Bat. 

In Fällen, wo Gefahr im Berzuge ift, kann er noch vor der Suöpenfion 
eines Kommunaibeamten bie vorläufige Entbindung von den Geſchäften ganz 
oder teilmeife fofort verfügen; er muß aber dem Magiftrat hiervon ſchleunigſt 
Anzeige und gleichzeitig die nötigen Anträge wegen Einleitung der Suspenfion 
mochen. 

Er iſt befugt, den Unterbeamten bes Kollegiums bis auf vier Wochen Urlaub zu 

erteilen; längerer Urlaub muß für die Unterbeamten beim Magiftrats-Rolegium 

nachgeſucht werben. In Betreff des Urlaubes für Bürgermeifter, Beigeordnete, 
25 
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Mitglieder des Magiſtrats trifft MR. 5. Dez. 1867 BMB. 189 ©. 5 und 


NBB. 1899 ©. 4 folgende Befimmungen: 

1. Die Oberbürgermeifter und Burgermeiſter (die Beigeorbneten, bezw. 
die zweiten Bürgermeifter nur, während fie bertretungsweife die Funktionen des 
birigierenden —— aüsühen) haben von einer läng Iren, u Breitägigen, 
jedoch ben —— bon at 3 ii erſteigenden AÄbweſenheit vom Amte 
dem Reg.-Präf. An; eige zu maden. Bu einer längeren als achttägigen Ab- 
wefenheit bedürfen te 68 Urlaubs bes Reg.-Präl. 2. Das Nämliche gilt, folls 
eine andere Magiftratsperfon als ber Bürgermeifter mit ber Handhabung der 
Volizei in der. beauftragt iR, für ben betreffenden Beamten, 8. Die nad) 
1 md 2 an ben Reg.-Bräf. zu richtenden Anzeigen und Urlaubsgefuche find, 
Tofern die Stadt einem lanbrätfichen Kreisverbande angehört und die Ortspoligei 
nicht einer befonberen Königl. Behörde übertragen if, durd; den Landrat an den 
Neg-Präf. einzureichen, die Befcheide des Iehteren auf gleichem Wege zurüdzu- 
befördern. In dem zu 2 ermähnten Falle ift die Betreffende Anzeige bezüglich 
des Urlaubsgefuchs zumächft dem dirigierenden Bürgermeifter zur MWeiterbeförderung 
zuuftellen. 4. Bugleid mit der Anzeige oder dem Urlaubägefude (gu 1 und 2) 
iR der Reg.-Präf. jedesmal von dem wegen Berfehung bes Dienftes während 
der Abweſenheit vom Amte getroffenen ober zu treffenden Anordnungen in 
Kenntnis zu jegen. J 

Die übrigen Magiſtratsmitglieder und die Beigeordneten (2. Bürgermeifter), 
auf welche die Beftimmungen & 1 umd 2 nicht Anwendung ven, haben den 
Urlaub, ohne Unterfdied der Dauer, ob fie befolbet find ober nicht, bei bem 
birigierenben Vürgermeifter zu nehmen. Teterer Hat indep dergleichen Ber 
urlaubungen, fofern fie auf längere Zeit als vier Moden erfolgen, dem Reg.- 
Praſ. anzuzeigen. 

Die zu 2 bezeichneten Magiftratsperfonen bedürfen neben dem Urlaube des 
RNeg.-Bräf. eines Dispenfes oder einer förmlichen Beurlaubung von den ihnen 
außer den polizeilichen übertragenen Magiftratagefcjäften — den Magiftrats- 
dirigenten nicht. Andererfeits bat bie Beſtimmung zu 3 Sa 2 doch mehr als 
eine formelle Bedeutung, indem fie dem Magiftratsbirigenten Gelegenheit geben 
foll, ſich entweder mit der Erteilung bes Urlaubes einverftanden zu erlären, ober 
feine Bedenken gegen diefelbe dem Reg.-Präf. mitzuteilen. Diefer wird, wenn 
gen die Beurlaubung aus der Lage der vom Polizeiverwalter mitvermwalteten 

agiſtratsgeſchäfte welentliche und gerehtfertigte Bedenken erhoben werben, bie 
fi auf andere Weife nicht befeitigen Iaffen, ben Urlaub verfagen müffen. Aus 
demfelben Grunde baben auch die Bolizeivermalter, welchen zugleid; Dagiftratsr 
gefchäfte obliegen, in denjenigen Fällen, in melden fie wegen der furzen Dauer 
der beabfihtigten Entfernung vom Amte als Polizeiverwalter einer Beurlaubung 
durd) den Reg.-Präf. nicht bedürfen, gleihmwohl Urlaub von dem bdirigierenden 
VBürgermeifter zu erbitten (MBL. 188 ©, 4) . 

Der Dirigent hat dafür zu forgen, daß die MagiftratSmitglieber, fowie bie 
Unterbeamten, ihrer Verpflichtung gemäß, bei vorfommenden Reifen fäntliche in 
bie magiftratualifchen und in die Deputations-Gefchäfte einſchlagenden, in ihrem 
Gewahrſam befindlichen Akten in die Regiftratur abliefern; wenn lehteres nicht 
gefchieht, fo Hat er anzuorbnen, daß biefelben durch einen mit den nötigen 
Inftrultionen zu verfehenden Beamten, nötigen Falls auf erefutivifchem Wege, 
Herbeigefehafft werden 
Ueber alles, was bie ihm zuftehende Disziplin über die Mitglieder und Beamten 
des Kollegiums betrifft, führt er befondere Akten umd bat dieſe, ſowie biefenigen 
Atten, welche ſich auf die Höheren Orts ihm perfönlich gemachten Mufträge ober 
anf ſolche Angelegenheiten beziehen, die eine befonbere Geheimftellung erfordern, 
im Rathaufe unter feinem befonderen Verſchluſſe aufzubewahren. 
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11. Beſchwerden über ihm wegen Ueberſchreitung feiner Amtsbefugniffe und Dienft- 
führung gehören nie zum Reſſort bes Magiftratsfollegii, fondern zu bem ber 
vorgeſetzten Regierung. . 

12. In Krankheit, Abrwefenheit- und fonftigen Behinderungsfällen muß er feine 
Stellvertretung in den größeren Städten, in welden neben dem Oberbürger- 
meifter ein Bürgermeifter angeftellt ift, diefem letzteren, in ben anbern aber in 
der Regel bem der Dienftzeit nach älteſten Magiſtratsmitgliede übertragen, info» 
fern nicht von ber Megierung einmal oder für immer ein anderer Stellvertreter 
ernannt if. (OB. 11 ©. 35, PBB. 15 ©. 184.) Mo befoldete Magiftrats« 
mitglieder vorhanden find, find diefe nach obigen Borfchriften die Gtellvertretung 
gu übernehmen verpflichtet, die unbefoldeten aber in foldem Falle fie abzulehnen 
befugt. Die Mebertragung ber Geſchäfte muß von dem Dirigenten fehriftlich ge» 
ſchehen und zugleich ſchriftlich dem Magiftrats-Kollegium ſowohl als ber 
Regierung. angezeigt werben. 

Sollte der Dirigent durch plögliche Krankheit an ber ſchriftlichen Anzeige 
behindert werben oder vor Einrichtung ber Gtellvertretung deffen Tod eintreten, 
fo Hat das nad) obigen Vorſchriften zur Uebernahme der Gtellvertretung ver» 
pflichtete Mitglied fi den Dirigenten-Gefchäften zu unterziehen, das Kollegium 
aber ber Regierung Anzeige zu erftatten. 

Es wird vom Dirigenten erwartet, daß berfelbe bei Ausübung der ihm in 
biefer Inftruftion verlichenen Rechte und Pflichten Billigkeit und Schonung mit 
Kraft und Energie vereinigen und eben fo wenig den Vorwurf übertriebener 
Strenge als unzeitiger Nachſicht auf ſich laden werde. 

$ 21. Im Städten, wo außer bem Oberbürgermeifter nod ein Vürgermeifter 
befteht, ift letzterer das erfte Magiftratsmitglied nach dem Oberbürgermeifter. Er hat 
mit den übrigen Magiftratsmitgliedern gleiche Rechte und Pflichten, imfofern durch 
diefe Ordnung nichts Näheres beftiimmt if. Er ift ber Gtellvertreter des Ober- 
bürgermeifters in Gemäßheit der im vorigen $ Nr. 12 enthaltenen Beſtimmungen 
und tritt als folder in deffen Rechte und Pflichten. Doch darf er in ber bisher bes 
obadjteten Ordnung und in ben vom Oberbürgermeifter getroffenen Einrichtungen, 
fowie in ber @elhäftverteilung nichts ändern. Zn eiligen Fällen, welche eine 

Aenderung erheiſchen, müffen die Gründe davon zu den Alten vermerkt werden. 

Auch außer den Gtellvertretumgsfällen ift der Bürgermeifter ben Oberbürgermeifier in 

feinen Funktionen bei dringenden Umftänden nach deffen Aufforderung zu unterflügen 

verpflichtet. 

$ 22. Der Kämmerer, infofern er als MagiftratSmitglied fungiert, führt 
außer feinen Geihäften als Rendant, falls ihm die Rendantur fädtifcher Kaſſen über- 
tragen worden, die Aufficht über das ganze Rechnungswefen der Kommune und ber 
arbeitet in ber Megel die Etats und die Generalien in Kaffen- und Rednungsfachen. 

& muß fih im fortdauernder Ueberfiht von ber gefamten Verwaltung bes 

Kommunalvermögens erhalten und dem Kollegium bie Meberfihten über die Lage des 

Siadthaushalts und der ftäbtifhen Finanzen auf Erforbern geben, ſowie auch bei 

Zeiten bie nötigen Anträge zur Beſchaffung der Gelder machen. Inwieweit derfelbe 

noch fonftige @efchäfte zu bearbeiten hat, hängt von dem Umfange der Kaffengefchäfte, 

von ber bei feinem Eintritte ihm erteilten Beſtallung und nötigenfalls von der Ent 
ſcheidung der Regierung ab. 
25* 
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58. Wo ein Syndikus als Magiftratsmitglied angeſtellt ift, Liegt demſelben 
außer ben allgemeinen Pflichten eines ſolchen und neben dem ihm beſonders zugeteilten 
Arbeiten ob, als Rechtskonſulent des Magiftrats denfelben mit feinem Rate zu unter 
fügen, damit nichts Gefegrmibriges befchloffen werde. Er if zur Bearbeitung von 
Prozebfachen als Sadjverftändiger verpflichtet, hat die für bie Manbdatarien erforder 
liche Information anzufertigen und überhaupt dahin zu fehen, daß bie Prozeſſe ber 
Kommune mit Grünbdlichfeit geführt werden, 

Er Hat für die gehörigen Formen aller rechtlichen Verhandlungen des 
Magiſtrats zu forgen und bie Konzepte ober andere Ausfertigungen, woburd das 
Kollegium Rechte erwirbt oder Verbinduichteiten eingeht, mitzugeihinen; dabei iR er 
nicht für das Materielle, weldes der Dezernent zunächft zu vertreten hat, wohl aber 
für die deutliche und richtige Faſſung und dafür verantwortlich, daß aus ber Ber- 
letzung vechtlicher Formen keine Rechtsftreite oder andere Nachteile entſtehen. 

Er führt in dee Megel die vorlommenden Disziplinar-Unterfuungen gegen 
die Unterbeamten des MagiftratS und der Verwaltungs-Deputationen. In Gewerts- 
ftreitigfeiten, welche nicht durch die Gewerts-Aflefforen abgemacht oder befeitigt 
werben, ift er verpflichtet, die Refolute abzufaffen. 

5 24. Im den Städten, wo ein Stadtbaurat vorhanden, führt biefer bie Aufe 
fit über das gefamte ſtädtiſche Bauweſen und ift Mitglied der Baubdeputation. 

Cr forgt für die Unterhaltung der Rommunalgebäube, er gibt dem Kollegium 
über die zu unternefmenden Neubauten und eparaturen, ſowie üiber die zu er- 
werbenden Grunbftüde fein Gutachten, fertigt die verlangten Pläne und Anſchläge 
und leitet nad) dem Beſchluß bes Kollegiums die Ausführung, er muß diefe fleißig 
befifjtigen und hierbei auch den Mequifitionen der untern Kommunalbehörbe, zu deren 
Reſſort die betreffenden Bauten gehören, genügen. 

Ihm liegt die Revifion aller Anfchläge, die Aufnahme der Revifions-Protofolle 
über gefertigte Bauarbeiten und die Rebifion der Baurechnungen nicht allein hinficht- 
lich ber Preiſe, fondern auch hinſichtlich der richtigen und untabelhaften Ausführung 
der Arbeit ob. 

Im Feuerfogietäts-Ungelegenheiten hat ex bei Rattgefundenen Brandſchäden nad) 
den in dem für den Ort geltenden Reglement enthaltenen Beſtimmungen zu ver 
fahren. . 

8%. Die Unterbeamten des Magiftrats find diefem und deffen Mitgliebern 
forwie insbefonbere dem Dirigenten Achtung und Folgfamfeit fGuldig. Sie müffen 
nad) den oben angegebenen Beftimmungen ($ 3 litt. d, $ 20 Nr. 1) mit Dienfte 
anmweifungen verjehen werden. 


8 59. 


ur dauernden Verwaltung oder Beauffichtigung einzelner 
Geichäftszweige, jo wie zur Erledigung vorübergehender Aufträge, 
können bejondere Deputationen, entweder blos aus Mitgliedern des 
Magiftrats, oder aus Mitgliedern beider Gemeinde-Behörden, oder 
au letzteren und aus ftimmfähigen Bürgern gewählt werden. Zur 
Bildung gemifchter Deputationen aus beiden Stabtbehörben ift Der 
übereinjtimmende Beſchluß beider erforderlich. . 


SO. 5 59. Die Berwaltungsbeputationen. 389 


5 Zu dieſen Deputationen und Kommiffionen, welche übrigens 
in allen Beziehungen dem Magiftrat untergeordnet find, werden die 
Stadtverordneten und ftimmfähigen Bürger von der Stadtverorbneten- 
Berfammlung gewählt, die Magiftrats- Mitglieder dagegen von dem 
Bürgermeifter ernannt, welcher auch unter legteren den Borfigenden 
zu bezeichnen Hat. 

Durch fatutarifce Anordnungen fünnen nad) den eigenthüm« 
lichen örtlichen Derbi tniffen befondere Feſtſetzungen über die a 
farmenfegung der bleibenden Verwaltungs - Deputationen getroffen 
werden. 


A. Far größere Städte tritt das Bedürfnis hervor, Zeile der Berwaltung, 
namentlich im Detail berfelben, vom Magiftrat auf ihm unterfiehende Organe zu 
übertragen. Dies kanu eine Teilung nad Bermwoltungszmeigen ober nad) 
Destigpteiten bedingen. Bon ber erfteren ift bier bie Rede, von der letzteren 
im 2 ij 

, 1. Die zur bauernden Verwaltung und Beauffihtigung einzelner Geidhäfts- 
zweige des Gemeintwejens gebildeten Deputationen ftelen in ihrer Gejamtheit eine 
öffentliche Behörde, in ihren einzelnen Mitgliedern öffentliche Beamte dar. (DOT. 
vom 27. Mai 1839 ©. 40, DT. vom 29. Juli 1881, Oppenhof, Rechtsſprechung 
Band I ©. 470, OBG. 25 ©. 415, f. Rappelmann, die unbefoldeten Gemeinde» 
beamten, PBB. 23 ©. 771, 

Die Deputationen find Hilfsorgane bes Magiftrats, diefem in allen Be— 
siehungen untergeorbnet und führen unter feiner Auffiht und Leitung bie ihnen übers 
tragenen Geichäfte. Sie ftehen weder mit der Gtadtv.-Berj. noch mit anderen Be- 
bhörden in Verbindung ($ 6 Inſtr. f. u. zu not. 5). 

Der Magifrat ift als der Vorgeſetzie der Mitglieder der Deputation bei einer 
Deleibigung jelben zur Stellung des Strafantrages berechtigt ($ 196 Str.-Gef.-B.). 

G. (25 &. 417) hat angenommen, daß in Folge der Vorſchrift des $ 

Abſ. 2 nit nur das Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Amte gegen bie 
von der Gtabtv.-Berj. gewählten Mitglieder ber Deputationen ausgefchlojfen und 
dur das im $ 75 vorgefchriebene, einfachere, ihre ehrenamtliche Stellung berüd« 
fictigende Befcjlußverfahren erfeht werde, fondern auch daß die Borihriften des 
Disziplinargef. dom 21. Juli 1852 auf fie überhaupt nicht Anwendung finden, 
daß alfo gegen fie auch Ordnungsitrafen nicht verhängt werben dürfen. Es ericheint 
jedoch) ziweifelgaft, ob die allgemeine Beftimmung des $ 1 des cit. Gel. burh $ 75 
Abſ. 2 eine Einfchränfung in Betreff der dort genannten Mitglieder der ftädtiichen 
Berwaltungs-Deputationen erfahren hat, oder ob auf biefe nur biejenigen Bor- 
Ichriften des Gel. v. 21. Juli 1852 nicht Anwendung finden, welche bie Entfernung 
aus _bem Xınte, von ber allein im 8 75 Abf. 2 die Mebe if, betrefien. Wenn im 
$ 27 Abf. 8 der Inftr. vom 25. Mai 1835 von einer Disziplin des Vorſitzenden ber 
Rädtifchen Deputationen über deren Mitglieder infoweit die Rede if, ais er an fie 
die nötigen Erinnerungen und FI zu erlaſſen hat, fo find darunter 
Tebiglich gefchäftäleitende Manahnen zu berftchen, beren ber Vorſihende nicht ente 
behren Tann, weil er für die Ordnungésmäßigkeit des Geſchäftsganges ai 
iR und deshalb Mittel befigen muß, die geeignet find, hierauf hinzuwirfen (fo au 
Xedermann ©. 339, Rappelmann a. a. DO. ©. 772, Jebens ©. 218). 


2. Die Beſtimmung, daß auch blos aus Magiſtratsmitgliedern Deputationen 
aufammengefet werben Können, ift im Sntereffe großer Städte getroffen, behufs ber 
Geichäftsverteilung ähnliche Einrichtungen zu ermöglichen, wie ſolche bei den 
Regierungen durch Bildung befonderer Abteilungen beftehen. Es wird daher von 
diefer Vorfehrift nur in fehr begrenztem Umfange bei dringendem Bedürfniffe Ge- 
braud) zu madjen und dabei darauf zu achten fein, baß fein fchleppender Geſchäfts- 
gang entfteht und bie Einwirkung des Bürgermeifter auf die geſamte Verwaltung 
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Bißt gefämäct webe, (GRin-Zufr. vom 20. Juni 1808, Ant. KIEL BMB. 


ie Borſchrift, daß zur Bildung gemifchter Deputationen ein Gemeindebeſchluß 
erforberfich iR, beruht anf dem Grunbfage, daf einerfeits ber Magiftrat micht ger 
toungen werden barf, wider feinen Willen einzelne Zweige der Berwaltung aus der 
and zu geben, andererfeits aud) die Stabtverorbneten-Berfammlung nicht, ohne 
leberzeugung von ber, Bwedmäßigkeit einer folden Einrihtung, genötigt werben 
darf, Mitglieder aus ihrer Mitte zur Uebernahme von Verwaltungsgefchäften zu 
deputieren. Bei der Wahl von fiimmfähigen Bürgern als Mitglieder von Depu- 
tationen find die Stadtverorbneten an bie Beſchräniungen der 88 17 und 30 SiO. 
nicht gebunden. Es tönnen demnad zu Depntationsmitgliedern gewählt werben bes 
foldete Gemeindebeamte, Geilide, CElementarlehrer, richterlidhe Beamte 2c., do 
— fie die allgemeinen Borausfegungen des Bürgerrechts ($ 5 StO. u. ff. 
füllen. 

Soll eine Deputation nad) dem Gemeindebeſchluß aus Mitgliedern beider Ge- 
meinbebehörden und aus fiimmfähigen Bürgern beftegen, fo können nicht an Stelle 
ber lebieren Mitglieder der Stabtv.-Berj. in erhöhter Yahl gewählt werden. 

Berfchieden von ben Depntationen oder Rommitfionen de $ 59 find bie von 
der Stadtverorbneten-Berfammlung aus ihrer Mitte nicdergefeßten Ausihüffe, welche 
aud Kommiffionen genannt werden, mögen biefe zum Zwecke der Kontrolle nach $ 37 
oder zur Vorbereitung geroiffer Angelegenheiten ($ 37 n. 4 S. 166) eingefept fein. Die 
Mitglieder diefer Rommiffionen find feine Beamte, fondern nur Beauftragte ihrer 
Wähler und nicht nad) $ 89 Aug. Sandr. II, 10 haftbar. Gie unterftehen nicht der 
Aufficht des Magiftrats und wählen ihren Borfigenden felbft, wenn micht alß folder 
in ber Gefäftsordnung für die Stabtv.-Berf. ein für allemal der Stadtverorbneten« 
Borfteher beftimmt ifl. Auch die nad) $ 36 zur Beilegung von Meinungsverſchieden ⸗ 
heiten gebildeten gemeinfcaftlihen Kommiffionen fallen nicht unter $ 59. 

ie StO. gebraucht den Ausdrud „Rommiffion“ nur im $ 59 Abf. 2, im 
$_36 den Ausdrud „gemeinſchaftliche Kommiffion*. Im $ 87 ift die Rede von 
„Ausfhüffen“ und im & 75 von „bleibenden Bermaltungsdeputationen“. 

3. Ueber die Gültigkeit der Wahlen der Deputationsmitglieder bezw. 
über Bejchwerden betr. diefe Wahlen beichließt der Begiksausihuß (8 14 Zuft.-Gei., 
f. $ 60 StO.) mit Ausuahme ber aus dem Magiftrat entnommenen umd vom 
Bürgermeifter ernannten Mitglieder. 

Die Wahlperiode ber Deputationsmitglieber if, wem nicht ein Anderes im 
DOrtsftatut feftgefetst ift, bei fimmfähigen Bürgern eine febenslängliche und dauert bei 
Mitgliedern der Stabto.-Berf. fo lange, wie das Gtadtverordneten-Mandat ſelbſt, 
wenn für ihre Wahl in die Deputation ige Eigenfchaft als Gtadtverorbnete maß« 
gebend war. Sind fie lediglich als Mimmfähige Bürger gewählt, fo verlieren fie 
durd) ihr Ausfheiden aus der Stadto.-Berf. die Mitgliebf haft in der Deputation 
nicht. Der $ 75 StO. gibt die Mittel an die Hand, Deputationsmitglieber in Fällen, 
in denen fie gegen die Bürgerpflichten verftoßen ober in benen fonft ihr fängereh Ber 
bleiben im Amte nicht erfprießlich erf—heint, gegen ihren Willen aus der Deputation 
zu entfernen (f. $ 75 StO.). 

4. Für die Zufändigfeit bezw. für die Befugniffe der Deputationen 
find die Magiftrats- bezw. Gemeindebefchlüffe maßgebend, auf denen ihre Einfeyung 
beruht, fowwie die auf Grund biefer Beilüffe erteilten Iuftruftionen. Im Allgemeinen 
if anzunehmen, daß fie nur die laufenden Geihäfte ihres Bermoltungsgueiges au ber 
forgen haben. Näheres ergeben bie $$ 26 u. ff. der Inftruftion für die Magifträte 
(1.u. zu n. 5). Die Deputationen können zum Abfcjluffe etwaiger, bie Stadtgemeinde 
verpflichtender Geſchäfte, ſoweit fie im die Taufende Verwaltung fallen, 3. 8. von 
achte und Dietöverträgen, von Fieferungs- und Berbingungsverträgen für zuflänbig 
erklärt werben. Auch die Befugnis, Zahlungs und Annahme-Anmweifungen an die 
fädtifchen Kaſſen zu erlaffen, das Recht über die Cingiehung don Abgaben bezw. über 
Einfprüche gegen die Heranziehung von Gemeindeabgaben zu beicjliehen, Tann ben 
Berwaltungs-Deputationen vom Magiftrat übertragen werden (OBG. 84 ©. 87, 
88 61, TO RA. . ©. 300 not. 3, ©. 371 not. NY 
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Nad) $ 21 der Verordnung vom 21. Juli 1846 waren fie befugt, als öffent. 
liche Behörden vor Gericht aufzutreten und Richtigkeitsbeſchwerden ohne Zuziehung 
eines Rechtsanwalts einzureichen. Die Berechtigung ber Deputationen, bie Stadt« 
jemeinde bei Führung von eſſen — vertreten, —X an fi in das Gebiet der 

jemeinbeverwaltung, welche nad} 8 im Allgemeinen dem Magiſtrat zufteht, nach 
$ 59 aber hinſichtlich einzelner Geidäftszweige befonderen Deputationen übertragen 
werden fann. Diefe Bereötigumg muß aber ber Deputation jedesmal befonders — 
tragen werben. Auch haben die Deputationen barüber, ob Namens der Stadtgemeinde 
Brogefe geführt werden folen, mur dan Tetkändig Beräffe zu fen, taenn bie 
betreffende Prozekführung, wie dies namentlich bei Einklagung der auf Grund von 
Hebeliften fälligen Forderungen der Fall if, ihren Objefte mach als ein Alt der 
laufenden Verwaltung ſich Harafterifiert (GMB. 1883, 1884 ©. 9). 


5. Die StO. von 1808 enthält in den $8 176—187 wegen Bildung ber 
Dep ationen fpegielle Vorſchriften, weldhe zwar feine Gefchesfraft mehr haben, aber 
nod immer leitende Normen bilden fönnen. NIS folhe Lönuen auch die ſehr zwec- 
mäßigen Befimmungen der StO. für Schleswig-Holftein in ben $$ 66 u. fi. 

ienen. 

Ueber ben Geſchäftsgang und die Gefhäftsorbnung der Deputationen 
enthält die Inftr. für bie Magifträte vom 25. Mai 1885 (Ann. ©. 758) folgende 
Beſtimmungen: 

8 26. Die Deputionen und Kommiſſionen führen unter Aufſicht und 
Leitung des MagiftratS bie ihnen übertvagenen Verwaltungen, fie ftehen weder 
mit der Gtabtverorbneten-Berfammlung, mod; mit anderen Behörden in Ber- 
bindung. Sie find berechtigt, die Beſorgung fpezieller Geſchäfte wieder einzelnen 
Kommiffarien zu übertragen und ſich nad) dem Gegenftande in bie Spezial» 
auffiht zu teilen. Doch fann dies nur mit Zuftimmung des Borfigenden ge- 
ſchehen. Sie konnen zur Beratung ihrer Angelegenheiten andere Komminal- 
beamte, fachverftändige oder fachkundige Perfonen zuziehen. Dergleihen Per- 
fonen haben aber fein Stimmrecht. Sie bürfen die Zahl ihrer Mitglieder nicht 
eigenmägtig verftärfen oder verntinbern. , 

Die Deputationen und Kommiffionen find verbunden, beim Plenum bes 
Magiftrats anzufragen: 

a) in allen Sachen, bei denen nach ben Borfhriften der StO. bie Er- 
Märung oder Zufimmung der Stadtverorbneten » Berfammlung erforder- 
lich if; 

b) bei Abweichungen von dem angenommenen Berwaltungsgrunbfägen ober 
beftehenden Einrichtungen; 

ce) in allen Fällen, wo es auf Berichterſtattung an die höhere Behörde an- 
tommt. In ſolchen Fällen müſſen fie ben Bericht, mit allen erforderlichen 
Materialen verfehen, gleich im Namen des Magiftrats im Konzept ent» 
werfen und ihn dem Lehteren zur weiteren Beranlaffung einceichen; 

4) in Fällen, wo bei einer Sache mehrere Deputationen beteiligt find und 
feine Einigung fattfindet; 

e) bei Anftellung der zu ibrer Verwaltung gehörigen Subalternen, deren Bes 
foldung, deren Verbeſſerung im Gehalte, ingleichen bei Annahme von 
Diätarien zur dauernden Beſchäftigung; 

H in Disziplinar-Angelegenheiten ihrer unbefoldeten Beamten, wenn Verweiſe 
umd Rügen des Vorfitienden nicht mehr ausreichen. 
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$ 27. Den Vorſitz in den Deputationen führt bas ältefte ober alleinige 
Magiftrats-Mitglied. Gehört ber Magiftratödirigent zu einer Deputation, fo 
führt diefer den Vorſitz. Bei Berhinderungen des Borfigenden tritt das dem 
Dienfalter nad) folgende Magiftrats-Mitglied fei es befoldet oder unbefolbet, 
hiernächſt aber das im Dienfte älteſte Deputations-Mitglied an feine Stelle, 
infofern nicht der Magiftratsdirigent dieſen Vorſitz einftweilen felbft übernimmt. 
Bei längerer Abweſenheit oder Krankheit ſorgt der Magiftrats-Dirigent, falls er 
die Direftion der Deputation nicht felbft beforgen will, für die Stellvertretung 
dadurch, daß er ein anderes Magiftratämitglic deputiert. 

Die Rechte und Pflichten des Vorfigenden find biefelben, wie bie des 
Dirigenten beim Magiftrat, jedo mit den aus dem fpegiellen Gefchäftstreife 
der Deputation, aus dem zwiſchen ihr amd dein Magiftrate fattfindenden Ges 
ſchaftegange und den ſich von felb ergebenden Modififationen, fo daß er in 
Allem, was den formellen Gejdäftsbetrich zum Gegenftande hat, der Aufficht des 
Magiftrats-Dirigenten unterworfen bleibt und beffen Anordnungen befolgen muß. 

828. Die Rechte und Pflichten der einzelnen Deputationsmitglieber find 
in dem der Deputation anvertrauten Verwaltungskreiſe diefelben, wie fie für die 
Magiſtrats · Mitglieder beftimmt find. 

- (S. Galland, das Befihtigumgs- und Reviſionsrecht der Büsgermitglieer 

einer ſtädtiſchen Verwaltungs-Deputation im Verhältnis zur Rechtsfiellung 

des Borfigenden in PBB. 25 ©. 639.) 

8 29. Bei ben Deputationen findet berfelbe Gefchäftsgang flatt, wie bei 
dem Pleno be3 Magiſtrats. Diejenigen Sachen, welche an letteres gelangen, 
müffen gehörig vorbereitet, zur Beſchlußnahme reif und mit ihrem motivierten 
Gutachten über die zu erlaffende Verfügung verfehen fein. Sie werden dann 
in der Regel br. manu bem Pleno vorgelegt und nur in befonderen Fällen, wo 
es die Umftände erheifchen, mit befonderen Schreiben begleitet. 

Es können jedod zur Abkürzung bes Geicäftsganges, befonders in den 
Meinen Stäbten, bie beim Magiftrat erforderlichen Anfragen, ſoweit fie ſich 
dazu eignen, durch mündlichen Vortrag der in ben Deputationen vorfigenden Da- 
giftrats-Mitglieder im Magiftrats-Rollegio erfolgen. Doc ift der Vortragende 
in Uebereinftimmung mit dem in der Deputation gefaßten Beſchluſſe feinen Bor. 
trag zu halten und feine Anträge zu machen verpflichtet. Auch haben biefe 
Mitglieder in gleicher Art dem Magiftratstollegio von allem Erheblichen, was 
in den Deputationen vorfommt, Mitteilung zu machen. Bei eintretenden Zweifeln 
hat die Regierung Hierüber das Nötige feſtzuſetzen. 

. Alle Verfügungen der Deputationen gehen unter deren befonderer Firma. 
Ein Schriftwechſel zwiſchen den verſchiedenen Deputationen ift nicht zuläffg. 
Sie teilen ſich ihre Beichlüffe br. m. mit, erörtern diefelben bei Verſchiedenheit 
der Meinungen gemeinſchaftlich und berichten nötigenfalls an das Plenum des 
Magiftrats. 

$ 80. Gehen Beſchwerden über die Geſchäftsverwaltung der Deputationen 
beim Magiftrat ein oder gelangt derfelbe fonft zur Kenntnis von Unregelmäßig- 
keiten und Mängeln in deren Gefchäftsführung, fo ift er diefelben zu unterfuchen 
und abzuftellen verpflichtet. 





StO. 5 59. Sewis- und Einquartierungs-, Sanitäts- 393 
(Gefundgeits-) Deputation. 


Der Dirigent ernennt bierzu nötigenfalls befondere Kommiffarien, welche 
fi) der Reviſion jener Mängel unterziehen und dem Magiftrat zur weiterer. 
Beſchlußnahme Bericht erftatten müffen. 

Beſchwerden über einzelne Berfügungen der Deputationen muß der Magiftrat 
in der Art zu erledigen fuchen, daß er fie auf bem fürzeften Wege unterfucht, 
prüft, ob die Verfügung ben beftehenden Gefegen und Verordnungen, ſowie feinen 
daraus Hergeleiteten Berwaltungsgrundfägen gemäß ift, und falls bie Beſchwerde 
gegründet if, der Deputation die erforberliche Weifung zu deren Abhilfe erteilt 
and den Beichwerbeführer Hiervon benachrichtigt; falls aber die Beſchwerde 
ungegründet befunden wird, den Beſchwerdeführer felbft zurechtmeifet, Die De- 
putation muß alfo in allen Fällen, wo fie gefehlt hat, unter Leitung des Magiftrats 
die Sache feibſt wieder in das richtige Gleis bringen. 

B. Einige Berwaltungsdeputationen gibt es, die in ihrer Exiftenz und Or- 
gerieten nicht auf dem $ 59 StO. berufen, für welde vielmehr Welondere 

eftimmungen beftiehen: J 

1. Sexvis- und Eingugrtierungs-Deputation. Nach $ 5 Gef. betr. 
die Duartierleiftungen vom 25. Juni 1868 (BG. ©. 523) fann in Städten die 
dauernde Bermaltung der Einquartierungs-Angelegenheiten einer aus Mitgliedern des 
Gemeindevorftande8 und der Gemeinbevertretung oder aus letzteren und aus von ber 
Gemeindevertretung gewählten Gemeindemitgliebern gebildeten Deputation übertragen 
werben (f. $ 62). 

2. Sanitäls-Deputation. Bergl. jet Geſetz, betr. die Dienſtſtellung 
des Kreisarztes und die Bildung von Gehmöheits-Rommiffionen vom 16. Septbr. 
1899, G2. ©. 172. Durd) $ 16 dieſes Geſetzes find die beftchenden Sanitäts- 
Rommiffionen, insbefondere diejenigen aus dem Negulative vom 8. Auguft 1885 
GS. ©. 240), aufgehoben. Das Gef. verorbnet: 


810. Für jede Gemeinde mit mehr als 5000 Einwohnern ift eine Gefund- 
geitsfommiffion zu bilden. Die Zufammenfegung und Bildung diefer Kommiſſion 
erfolgt in den Städten in Gemäßheit der in den Gtädteorbnungen für die Bildung 
von Kommiffionen (Deputationen) vorgeſehenen Beftimmungen. Im größeren Städten 
tönnen die fäbtifchen Behörden Unterfommiffionen für einzelne Bezirke bilden; ber 
Minifter der Mebizinal-Angelegenheiten ift ermächtigt, e8 bei ber bisherigen Ein» 
richtung der Sanitätsfommiffion zu belaffen. In ländlichen Gemeinden befindet der 
Landrat über die Zufammenfegung, die Mitgliederzahl und ben Geihäftsgang der 
Kommiffion. Die Mitglieder verwalten ihr Amt als Ehrenamt. Die gefetlichen 
Borſchriften über die Verpflichtung zur Annahme und über die Befugnis zur Ab- 
lehnung von Gemeindeämtern finden mit der Maßgabe Anwendung, daß die Aus- 
übung der ärztlichen Pragis nicht als Ablepnungsgrund gilt. Der Kreisarzt kann 
jederzeit die Zufammenberufung der Gefundheits-Kommiffion verlangen; er nimmt 
an den Berhandlungen mit vollem Stimmrecht teil, 

$ 11. Die Gefumdheitäfommiffion hat die Aufgabe: 1. von ben gefundheit- 
tidjen Berhältnifien des Orts durch gemeinfame Befichtigungen ſich Kenntnis zu ver- 
ſchaffen und die Maßnahmen der Polizeibehörbe, insbefondere bei der Verhütung des 
Ausbruchs oder der Verbreitung gemeingefährlicher Krankheiten in geeigneter Weife 
(Unterfuhung von Wohnungen, Belehrung der Benölterung ze.) zu unterftüßen; 
2, über alle ihr von dem Landrat, von ber Polizeibehörde und dem Gemeindevorſtande 
vorgelegten Fragen des Geſundheitsweſens fi gutachtlic zu äußern; 8. diefen Bes 
Hörden Vorſchlage auf dem Gebiete des Geſundheitsweſens zn machen. 
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$ 12. In Gemeinden mit 5000 oder weniger Einwohnern fan eine Gefund- 
heitstommiſſion gebildet werden. In Städten muß bie Bildung erfolgen, wenn ber 
Regierungspräfident diefelbe anorbnet. In Landgemeinden kann fie von dem Landrat 
im Einwerſtändnis mit dem Kreisausſchuß angeordnet werben. Auf biefe Kom» 
miffionen finden die Vorſchriften in den $$ 10 und 11 entſprechende Anwendung. 

Dazu die gemeinſchaftliche Verfügung des Miniſters der Medizinal-Angelegen- 
heiten und bes Minifters bes Junern betr. die Bildung von Gefundheits-Rommiffionen 
und den Erlaß einer Geſchäftsanweiſung vom 13. März 1901 (PVB. 22 ©. 128) 
(im Anhange V. abgedrudt). 


Vou ben in das Gebiet der öffentlichen Gefundheitspflege einſchlagenden 
Geſetzen, weiche für die Gemeindeverwaltungen von Bedeutung find, find bemor- 
zubeben: 

a) Das zur Ausführung des Reihs-Fmpfgefeges vom 8. April 1874 
(RG. ©. 31) ergangene Gele dom 12. April 1975 (GE. ©. 181): 

$ 1. Die Kreife, in den Hohenzollernſchen Landen die Amtöverbände, haben 
die Impfbezirte zu bilden, die Impfärzte anzuftellen und die Koften zu tragen, welche 
durch die Ausführung des Inipfgefetzes vom 8. April 1874 entſtehen, mit Ausnahme 
jedodh der Koften für die Herftellung und Unterhaltung dev Sınpf-Inflitute ($ 9 
ef. vom 8. April 1874). 5 2. Bu den von den Kreilen und Amtsverbänden zu 
tragenden Koften gehören die Pemunerationen der Impfärzte, bie Koften der er« 
forderlicen Bureauarbeiten, fowie die Koften für den Dıud der nötigen Fifen, 
Scheine und Zeugniffe. Dafür fallen den reifen und Amtsverbänden aber auch bie 
Gebügren für die in den Fınpfterminen erteilten Vefcheinigungen zu, forveit diefelben 
mad $ 11 des Neihs-Jmpfgefeges nicht gebührenfrei find. Ale Impffcheine find 
übrigens ftempelfrei. 

Außerdem ift von den Gemeinden, in deren Bezirk öffentliche Impftermine 
(8 6 Geick vom 8. April 1874) abgehalten werden, hierfür ein geeignetes Lolal 
bereit zu flellen und dem Impfarzte die dabei erforderliche Spreibsilfe zu gewähren. 
au den von den Kreifen zu iragenden Koften gehören alle innerhalb der bezüglichen 

bliegenheiten der Kreife erwachſenden Ausgaben, insbefondere alfo auch die Drud- 
Toften der von der Auffichtsbehörde ausgehenden Vorſchriften für Jmpfärzte und Ber 
Haltungsvorfchriften für die Angehörigen der Impflinge, nicht aber die den Gtaatt« 
behörden aus der Uebung der Yufficht über die bei der Durchführung der Fmpfung 
beteiligten Ortspolizeibehoͤrden erwachienden Ausgaben, insbefondere alfo auch nicht 
die Drudtoften der von den Auffabchörhen ausgehenden" bezüglichen Vorſchriften 
für die Ort8poligeibehörden (OVBG. 14, ©. 17). Die Verpflitung der Kreife erftredt 
fich micht auf die Koften der Bugiehung eines Lehrers zum Fmpftermine bezüglich 
bes Bepleites der. Schulkinder auf dem Wege dorthin (OBG. PBB. 13, ©. 3a), 
) Das Reichsgeſetz betr. den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genuß- 
mitteln und Gebraudsgegenftänden vom 14. Mai 1879 (RG. S. 145). 

817. Veftcht für den Ort der Tat eine öffentliche Anftalt zur techniſchen 
Unterfuchung von Nahrungs und Genußmitteln, fo fallen die auf Grund diefes 
Geſetes auferfegten Geldſtrafen, ſoweit fie dem Staate zuftchen, der Kaffe zur, 
weiche die Koften der Unterhaltung diefer Anftalt trägt. 

4) Das Meihsgef. betr. die Belämpfung gemeingefährlider 
Krautheiten v. 30. Juni 1900 (RCB. ©. 306) nebft den Belanntmadungen zur 
Ausführung diefes Gel. d. 6. Oft. 1900 (NGB. ©. 849) u. v. 21. Febr. 1 
RL. S. 67). Das Gef. fhreibt die Anzeigepflicht für jede Krankheit umb jeden 

odesfall bei Ausſatz (Lepra), Cholera (aftatifcher), Sledfieber Flegiyphus). Gelb- 
ficber, Pet (orientalifcher Beufenpef) und Boden (Blattern) vor. &8 enthält Bor- 
friften über die Ermittelung umd Seftftellung diefer Krankheiten durd) beamtete 
Aerzte, fowie über Anordnung und Ausführung von Schugmahregein, Beobachtung 
Kranker, Krantheits- oder Anftedungsverbäcjtiger, Meldepflicht für zureifende Berfonen, 
Abfonderung Tranfer und Trantheitsverbächtiger Berfonen, Kenntlihmachung ber 
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Wohnungen und Häufer, in denen fi erkrankte Perfonen befinden, Bertehräbe- 
faränfungen, für das berufsmäßige Pflegeperfonal und bes Gewerbebetriebes, Verbot 
oder bie Befchränkung der Anfammlung ger Menfgenmengen, die Ferngaltung 
vom Schul- und Unierrichtsbeſuche, dad Verbot oder die Beſchränkung der Benugung 
jewiſſer der Seuchenverbreitung förbeı Einrichtungen, wie Brunnen, Waſſer- 
eitungen, Öffentlicher Bade-, Schwimm-, fch- und Bedürfnisanftalten, die Räumung 
von Wohnungen und Gebäuden, bie Desinfeltion. 


In der Landtags-Seffion 1904 iſt zu dem Reichsgeſetz betr. Berimbfung gemein⸗ 
gefährlicher Krankheiten von der Staatsregierung der Entwurf eines Ausfüh- 
rungs-Gef. vorgelegt. Nah dieſem Gefeg-Entwurf jollen bie Beftimmungen des 
Reichsgeſ. über bie Anzeigepflicht, über die Ermittelung und Feſtſtellung der Krant- 
heiten und über Anordnung und Ausführung von Schugmaßregeln ausgedehnt werben 
auf jede Erfranfung und jeden Todesfall von Diphtherie (Hadenbräune), Genidftarre 
(mbertzagbaner), Nindbettfieber (Wochenbett-, Puerperalfieber), Koörnerkrantheit (Granu- 
[ofe, Trachomſ, Rückfallfieber (Febris recurrens), Ruhr, übertragbarer (Düjfenterie) 
Scarlad) (Scharlachfieber), Typhus (Unterleibstypne), Milzbrand, Rog, Tollwut (Luffa), 
forie Bißverfegungen dud tolle oder ber Tollmut verbäghtige Tiere, Sleifch-, gie 
und Wurfivergiftung, Trichinoſe, und auf jeden Kal, welcher ben Verdacht von Kind⸗ 
bettfieber, Rüdfallfieber, Typhus oder Rot ermedt. 


Re Neihegefeg enthält im den $$ 28-33 Beſtimmungen über die Leiftung 
von Effihädigungen beim Auftreten gemeingefährlicher Krankheiten und unterfceidet 
dabei perjönfiche Entfhädigungen, weld;e am Perfonen, die ber Snyatidenvefi jerung 
unterfiegen, für die Zeit der Abfonderung oder der Beihränfung im der Wahl des 
Aufenthaltes oder der Arbeitsjtätte zu zahlen find ($ 28), und fachliche Entfhädigungen, 
weiche für den Fall, daß bei einer poligeilich angeordneten und überwachten Desinfet- 
tion Gegenfände beichäbigt oder vernichtet find, dem Befchäbigten zu leiften find 
(85 29—33). Der 5 34 des Reichegeſetzes beftimmt weiter, daß die Koften der Ent- 
(hädigungen aus öffentlichen Mitteln zu beftreiten find, und überläßt die mäheren 
Borfcpriften über bie Träger der Entihäbigung, die Art der Aufbringung, die Anınel« 
dungsfrift und die Ermittelung und Fefftellung der Landeögejeggebung. Der Entwurf 
des Aus.-©ei. enthält nu ($ 15) die näheren Beftimmungen über die Feftfegung der 
in den Fällen der 85 28—33 des Reichsgeſe tzes pp. zu geiwähzenden Eutichädigungen. 
Die Seftfepung, fol durd) die Oripoligeibehörde erjogen. Bufländig if Diejenige 
Boligeibehörde, in deren Bezirke die angeordneten Maßregeln zur tatjählihen Ducch- 
führung gelangt find, alfo bei Abfonderungen und Beihränfungen in der Wahl des 
Aufenthaltsortes oder der Aıbeitsftelle diejenige Boligeibehörde, in deren Bezirke ber 
Abgefonderte oder in der Wahl des Aufenthalts oder der Arbeitsftelle Beichränfte feinen 
tatfäghlihen Aufenthalt gehabt Hat, bei Desinfeftionemaßregefn diejenige Boligeibehörde, 
in deren Vezixke die Desinjeltiom ausgeführt if. 

Gegen die Feftiegung ift unter Ausſchluß des Rechtsweges nur die Beſchwerde 
an die vorgefette Bolizeibehörde, in Berlin an den Oberpräfidenten, mit der Mafgabe 
gugelaffen, daß bie Entfcheidung ber Delhmerdeintang endgültig if. Die Ermittelitng 
und Seffegung der perfönlihen Entiäbigungen ($ 28 Reihegef.) geicjieht von Amte- 
wegen, die fachlichen Entfhädigungen werden zwar nur auf den bei Bermeidung des 
Berfuftes des Anſpruchs binnen einer einmonatigen Frift zu ftellenden Antrag ge- 
währt (58 24, 29 Reichegef.), indes hat bei Gegenfländen, welche auf polizeiliche An- 
ordnung vernidjtet werden follen, bie Abidägung fchon vor der Vernichtung ftattzu- 
finden, e& fei denn, baß feffteht, daß ein Entihädigungsanfprucd; ansgeichloffen ift, oder 
daß der Beredtigte auf eine Entfchädigung verzichtet hat. Die Ermittelung der Höhe 
der zu leiſtenden Entſchadigungen fol unter Zuziehung ſachverſtändiger Perfonen er- 
folgen. Die Hierzu geeigneten Perjonen follen für jeden Kreis auf die Dauer von 
3 Sahren duch den Kreisausichnß, in Gtadtlreifen durch die Gemeindevertretung, in 
der erforderlichen Zahl bezeichnet werden; bie gleichen Beftimmungen gelten für bie 
Wahl der Schiedsmänner für die bei Biehfeuchen zu leiſtenden Entihäbigungen ($ 18 
des Ausführungsgejeges vom 12. März 1881). Aus der Zahl dieſer Gerfonen Hat 
die Bofigeibehörde die Gadjverftändigen für dem einzelnen Cchägungsfall zu entnehmen. 
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In Betreff der Koften, welche bei der Ansführung des Reichsgeſ. bezw. des 
Preuß. Ausf.⸗Geſ. entftehen, trifft der Entwurf des letzteren in den 88 25 u. ff. ein« 
gehende Borſchriften. Nah 5 follen die Koften der amtsärztlichen Feſtſtellung der 
gemeingefährlihen Kranfheiten, ſowie die Koften, welche durch die Beteiligung des ber 
amteten Arztes bei der Anordnung, Leitung und Ueberwachung der Shuhmartegeln gegen 
diefe Krankheiten entftehen, der Siaatskaſſe zur Laft fallen. Die Koften der Desinfektion 
amıd der befonderen Borfihtemaßegeln für die Aufbewahrung, Einfargung, Beförde- 
zung und Befattung der Reihen (8 37 Ab. 8 bes Keihsgeh $ 20 136 Entw.) find 
aus öffentlien Mitten zu beftreiten, wenn nad) Fefiellung der Poligeibehörbe der 
Zahfungspflichtige ohne Veeinträgtigung des für in und feine Kamifie notwendigen 
Ünterhalts diefe Koften nicht zu tragen vermag. Unter den gleichen Borausjegungen 
find aud die Koften der Abfonderung Erkrankter in Kranfenhäufern ober in anderen 

jeeigneten Unterfunfteräumen aus öffentlichen Mitteln zu beftreiten, wenn die abge- 
Fmerten Werfonen während der Dauer der Abfonderung nicht in einer ihre Arbeite- 
fähigfeit beeinträchtigenden Weife erlranken. Wem die hieruach aus äffentlichen 
Mitteln zu beftreitenden Kofen und Entfhädigungen, fowie bie fonfigen Koften der 
Ausführung der vorgefchriebenen Schutmaßregelu zur Laft fallen, beftummt ſich Er] 
den Borſchriften des geltenden Rechts ($ 26 Abf. 3 des Entw.). Während hierna 
die auf die Verhütung, Belämpfung und Beſchräukung einer Seuche innerhalb einer 
einzelnen Gemeinde gerichteten Vahnahmen Sade der Ortspolizei find und die ent. 
ftehenden Koften Demjenigen zur Laſt fallen, welcher nad dem geltenden Fecht die 
Koften der örtlichen Polizeiverwaltung zu tragen hat (8 3 Gef. vom 11. März 1850 
O0. 26 ©. 85, 29 ©. 19, 36 ©. 6), find aus der Staatskaſſe die Koſten derjenigen 
Maßnahmen zu beftreiten, welche vornehmlich zu dem Zwede getroffen werden, um 
die Einfhleppung einer Seuhe aus außerprengifchen ändern in das Inland oder 
deren MWeiterverbreitung aus einer Gegend des Stantsgebietes in die andere zu ber- 
Hindern. Der Entwurf fieht die teilweiſe Erftattung der den Gemeinden mit weniger 
ats 5000 Einwohnern zur Saft fallenden Koften unter gemiffen Borausfegungen durd) 
die Kreife bez. durch den Staat vor. Nach den tmeiteren Beſtimmungen des Ent- 
wurfs ſollen die Gemeinden ſchon zu ſeuchenfreier Zeit zur Herftellung und Unter- 
Haltung der Einrichtungen angehalten werden fönnen, welde bei oder nad; Bekämpfung 
der gemeingefährlihen Krankheiten notwendig find, 3. B. zur Einrichtung von Beob- 
achtungs · und Abfonderungsräumen, von Unterkuuftsftätten für Kranke, Desinfettions- 
apparaten, Beförderungsmitteln für Kranfe und Verftorbene, von Leihenräumen, 
Beerdigungsplägen und dergl. Der Entwurf regelt das bei diejen Anforderungen der 
Kommumalauffihtsbehörbe zu beobachtende Verfahren und die den Gemeinden hiergegen 
uftehenden Rechtsmitteln. Mit Riüdfiht auf die hiernad für die Gemeinden und 
— ſich ergebende erheofide Belaftung fand ber Geſetzentwurf im Abgeord- 
netenhaufe ftarten Widerſpruch (ſ. Nachtrag). . 

3. Armendeputation. Derfelben Tiegt bie Fürforge für die hilfsbedürftigen 
Verfonen ob. Die Grundiage der preußifcen Armengefeggebung bildeten das Sekt 
über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842 (WS. 1843 ©. 8) 
umd das Ergänzuugsgefeß zu demfelben vom 21. Mai 1855 (S. ©. 3il). Schon 
diefe ältere Gefetgebung beruht im Welentfichen auf dem Prinzipe der reigiigigkeit, 
und basjelbe Prinzip fr ed weldjes ber neueren dieichogeſe bgebung zu Grunde liegt. 
Die hier in Betracht fommenden Geſebe find: 

8) Das Reihsgefet über den Unterſtützungs-Wohnſitz v. 6. Juni 1870 
BG. ©. 360), eingeführt in Württemberg und Baden durd; Reichegeieh v. 8. Novem- 

er 1871 (RS. ©. 391), aber nicht zur Geltung gelangt in Bayern. Durch das 

NReichsgefeg vom 12. März 1894 (RG. ©. 262) find die 85 10 und 22, 29 und 30 
des Reichögef. vom 6. Juni 1870 abgeändert und im dieſes Gejeg bie $$ 80a 32b 
meu eingefügt, fowie in den SS 361 des Gtrafgefeijbudjs folgende Beltimmung afs 
Nummer 10 eingeftellt werden: Wer, obſchon er in der Lage ift, Diejenigen, zu deren 
Ernährung er verpflichtet ift, zu unterhalten, fi der Unterhaltungspflicht troß der 
Aufforderung der zuftändigen Behörde dadurch entzieht, daß dur Bermittelung der. 
van fremde Hilfe in Aufprud; genommen werden muß, wird nah $ 861 StGB. 
efttaft. 
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b) Gejet betreffend die Ausführung des Bundesgefeges über deu 
Unterfügungs-Bohnfig vom 8. 13 1871 (GC. ©. 130), das preußifche 
Armengefet. Die öffentliche Unterſtützung Hifisbebürftiger wird nach näherer Bor- 
ſchrift der zu a und b bezeichneten Gejege durch OrtsarmensBerbände nnd Landarnıen- 
Verbände geübt. Jede Gemeiude bildet für fi einen Ortsarmen-Berband, fofern fie 
nicht einem mehrere Gemeinde» oder Gntebezirte umfaffenden einheitlichen Ortsarmene 
Berbande (Gefamt-Armenverbande) angehört. Die Verwaltung der öffentlichen Armen- 
Hi ſteht in dem Gemeindebezirten den für die Verwaltung der Gemeinder-Angelegen- 
jeiten durch die Gemeindeverfafjungs-Gefege angeordneten Gemeindebehörben Yu Auf 
Grund eines Gemeindebeſchluſſes können in allen Gemeinden für die Verwaltung der 
Öffentfichen Armenpflege befondere dem Gemeinde-Borftande untergeordnete Deputationen 
aus Mitgfiedern des Gemeindevorftaudes und der Gemeindevertretung geeignetenfalls 
unter Zuziehung anderer Orteimmohner (aljo aud) nicht Stinmberedtigter) gebildet 
werden. Ortepfarrer oder derem Stellvertreter, deren Biarrbezirt über die Grengen 
der pofitifgen Gemeinde ihres Wohnortes ſich erftredt, find hinſichtlich des im aus- 
wärtigen Gemeinden befegenen Kirchfpielteiles den dortigen Ortseimvohnern gleid zu 
adıten ($ 8 des Gel). 


ce) Gefey betreffend die Abänderung der $$ 31, 65 und 68 des Geſetzes 
zur Ausführung des Buubeogefeges über den Unterftügungs-Wohnfig v. 8. März 1871 
Gern, die außerordentliche Armenlaft vom 11. Juli 1891, 06. ©. 300). 

ad diefem Gefe find die Landarmenverbände verpflichtet, fir Bewahrung, Kur und 
Bflege der Hilfsbedürftigen Geiftestranfen, Idioten, Epifeptiihen, Taubflummen und 
Blinden, foweit Diefelben der Anftaftspflege bedürfen, in geeigneten Anftalten Fürforge zu 
treffen. Die allgemeinen Berwaltungstoften der Anftalten und die Koften der von dev 
Anftalt felbft bewirkten Beerdigung trägt ber Sandarmenverband. Der Landarmen- 
verband if beregtigt, fofern es fi} nicht um einen iandarmen Hilfebedürftigen Handelt, 
vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung Erfat der fonftigen Koften von dem endgültig 
unterflügungspflichtigen Ortsarmenverband zu verlangen. Die Erftattung erfolgt durch 
Bermittelung des Kreifes, weichem diejer Ortsarmenberband angehört; dev Kreiß ift 
verpflichtet, dem Ortsarmenverbande mindeftens zwei Drittel der von legterem aufzu - 
bringenden Koften als Beihilfe zu gerähren. Land- und Stadtkreife, ſowie Ortsarmen- 
derbände, weiche für einen der von den Landarmenverbänden unmittelbar zu über- 
nehmenden Zweige der Armenpflege bisher ſchon in ausreichender Weiſe geforgt Haben, 
tönnen, fo lange dies der Fall Fr nicht gegen ihren Willen verpflichtet werden, au 
der betreffenden Einrichtung des Landarmenverbandes teilzunehmen oder zu den Koften 
derfelben beizutragen. Sand» und Stadtfteife fönnen mit Genefmigung bes Ober- 
Präfidenten auch in Zufunft bie Fürforge für Bilfsbebürftige Geiftestranfe, Soioten, 
Epileptifche, Taubfumme und Blinde in eigenen Anftalten übernehmen. Die Sands 
armenverbände, Kreife und die aus mehreren Gemeinden und Gutsbezirken zufammens 
gelegten Kommunalverbände find auch ferner befugt, die Fürforge für Siehe unmittel- 
ar zu fibernehmen. Die gleiche Derunnie verbfeibt ben Kreifen und den bezeichneten 
Kommunalverbänden hinfichtfic der Hilfebedürftigen Kranken. 

A) Das Geſetz über die Furforgeerziehung Minberjähriger v. 2. Zuli 
1900 (GS. ©. 264) nebſt Ausf.-Anw. vom 18. Dezember 1900 (SM, 1901 S. 27) 
vom 22. Februar 1902 (BMLB. ©. 73) f. die Kommentare dazu Schmig, die Für- 
forge- Erziehung Minderjähriger 1901 Düffeldorf (Schwann); Ajcrott, Berlin 
(Guttentag), Noelfe, Berlin (Bahlen 2. Anfl.). 

Nach diefem Geſetz Tann ein Minderjähriger, weicher das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, ber gürforgesrziehung überwtefen werden: 1. wenn die Voraus- 
fegung des 5 1666 BGL. („mird das geiftige und leibliche Wohl des Kindes badurd; 
gefährdet, dafı der Vater daß diecht der Sorge für die Perfon des Kindes mißbraucht, 
das Nind bernadjläffigt, oder fi) eines ehrfofen oder unfttlichen Berhaltens 
fjuldig macht") ober des $ 1838 BEL. („wenn das Bormundfejaftsgeridit anordnet, 
daß das Mündel, bezüglid, defien das Erziefungsredht nicht bei_dem Water oder der 
Mutter beruht, zum Zwede der Erziehung in einer geeigneten Familie oder in einer 
Erziehungsanflalt oder einer Vefferungsanftalt untergebradt wird“) vorliegen und die 
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Kitrforgeerziehung erforderlich if, um bie Berwahrlofung des Minderjährigen zu ver- 
hi 2. wenu der Minderjährige eine ftrafbare Handlung begangen hat, wegen deren 
er in Anbetracht feines jugendlichen Alters ſtrafrechtlich nicht verfolgt werden kann 
und. die —— — mit Rnaſicht auf die Veichaffengeit der Handlung, bie 
Perfönlichfeit der Eltern oder fonftiger Erzieher und die übrigen Lebensverhältmiffe 
zur Verhütung weiterer fittlicher Berwahrlofung des Minderjährigen erforderlich tft; 
3. wenn die Facrgeniehung außer biefen gi en wegen Unzulänglichteit ber erzich- 
lichen Einwirkung der Ettern oder fonfligen Graieher oder ber Schule zur Verhütung 
des völligen fittlichen Verderbens des Minderjährigen notwendig ift ($ 1). 

Die Unterbringung zur Bürforgeerziehung erfolgt, nachdem das Vormundſchafts- 
gericht ducch-Befchluß das Vorhandenfein der Borausfegungen des $ 1 unter Bezeichnung 
der für erwiefen sracteten Tatfaden feftgeftellt und die Unterbringung angeordnet hat 
2. Gegen den Veſchluh des Bormundihaftsgerichts fteht auch dem Gemeinde 

orftande bie fofortige Befchtwerde zu. Die Fürjorgeerziehung erfolgt unter. öffent- 
uͤcher Auffiht und auf öffentliche Kofen in einer geigneten Familie oder in einer Ere 
iehungs- und Vefferungsanftalt ($ 2). Das Vormundſchaftsgericht beſchließt von 
Samisrvegen oder auf Antrag. Zur Stellung bes Antrages find berechtigt und ber- 
pflichtet in Stadtkreifen der Gemeindevorftand und der Borfleher der Königl. Polizei» 
behörde, in Städten über 10.000 Einwohnern ebenfalls der Gemeindevorftand umd 
der Sandrat, in Städten unter 10.000 Einwohnern dev Landrat ($ 4). Bor der Ber 
Shlußfaffung if in allen Fällen unter anderen aud; der Gemeindevorfland zu hören. 
Diefen ift aud der Beſchluß zuzuftellen. 

Die Ausführung der Süzorgeegehung fiegt dem verpflichteten Rommunalver» 
bande, d. 5. im Gebiete der StÖ. den Provinzialverbänden und dem Gtabtkeeife 
Lerlin, ob, welche aud; die Art und Weife der Unterbringung beftimnen (55 9—11) 
Bei Gefahr im Berzuge kann das Vormundſchaftsgericht eine vorläufige Unterbringung 
des Minderjährigen anordiien. Im diefem alle hat die Polizeibehörde des Aufent- 
Haltsorts für die Unterbringung des Minberjäfrigen in einer Anflalt ober in einer 
geeigneten Familie zu forgen ($ 5). 

Die Koften der eigenttigen Verpflegung und Erziehung trägt der verpflichtete 
Kommunalverband (mozu der Staat ?/5 zujchießzth, die Koften der Ueberführung, erften 
Ausftattung, der Ruͤcreiſe und event. der Beerdigung dagegen der Ortsarmenverband, 
in welchen der Zögling feinen Unterftügungsmwohnfig Hat, fals ein folder Ortsarmene 
verband nicht vorhanden, der verpflichtete Kommunalverbaud ($ 15). Die Ortsarmen- 
verbände können die ihnen erwachfenen Koften von dem Zögling oder von dem Unter- 
haltungspflichtigen erflattet verlangen. Wird gegen ben Erfattunge-Anfprud; Wider- 
fpruch erhoben, fo beihlieht darüber auf Antrag des Kommunale oder Ortsarınen- 
Verbandes der Bezirfsausihuß. Der — iſt vorbehaltlich des ordentlichen 
Nechtsrveges endgültig. Die dürch eine vorläufige Unterbringung erwachſenden Kofien 
fallen, fefern bie Meberweifung zur Fürforgeerziehung demnädhft endgültig angeordnet 
wird, dem verpflichteten Kommunalverbande, anderenfalls demjenigen zur Laft, welcher 
die Koften ber örtlichen Polizeiverwaltung Ri tragen hat. Die Bolizeibehörde Hat in 
allen Fällen die Koften der vorläufigen Unterbringung vorzufdjießen. Etreitigleiten 
über die Angemeffenbeit der bem Erftattungspflihtigen in Rehnung gefellten Bor- 
fchüffe der Potigeibegörde entfcheidet der Begirkdansiguß endgüftig ($ i Die Für 
forgeerziehung endet mit ber Minberjährigteit oder durch frühere Aufpebung mittelft 
Belhfuffee ($ 13). 

Die Fürforgeerziehung fol nur im äußerſten Notfalle, wenn alle fonftigen 
Mittel verfagen, zur Anwendung gelangen. Das Geſetz foll nicht von den Armen- 
verbänden dazu benugt werden, um die Sorge für Kinder, die ihnen fonft obfiegen 
würde, von fi) abzuwälzen und den nad) dem Biriorpe-Seieh Berpflichteten zu über- 
faffen. In den Fällen der SS 1666 ud 18938 BGB. wird insbefondere eine Fün 
forgeerziehung im Sinne de6 Gef, vom 2. Juli 1900 nicht angeordnet werden dürfen, 
wenn die Maßnahmen aus $ 1666 und 1838 zur Verhütung ber Berwahrlofung des 
Minderjährigen ausreichend find. Das nah $ 1666 BEB. zugelaffene Mittel, das 
noch unverdorbene Kind von der gefährdenden Umgebung feiner Eitern zu trennen 
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und es anderweit unterzubringen, wird mit Hülfe des Armenverbandes in allen 
denjenigen Fällen zur Durchführung zu bringen fein, in denen feine rein ergiehlichen 
Aufwendungen nötig find, fondern nur die von der Armenverwaltung gerentic darzu · 
bieiende Hülfe unter Hinzunahme der erziehlichen Einwirkung der Vormundſchaſis - 
behörbe, Gäule und Firche ausreicht, um das duch Trennung den chiechten Ein- 
Hüffen des Elternhaufes entzogene Kind vor Berwahrlofung zu behüten. 

Die in dem Fürforgegefe vorgefehenen ftrengen und dauernden Erziehungs 
moßregeln follen regelmäßig mur angewendet werden, wo eine intenfive erziehliche 
Einwirkung auf einen wirklich Erziehungebebürftigen zum Zwecke feiner Rettung von 
der Berwahrlofung fattfinden muß (f. Wohlers ⸗Krech 28 ©. 65, 117 32 ©. 85, 
148, 34 ©. 79, Cntje;. des Kammergerihts 4 ©. 158, 5 ©. 25 und 202, fiehe 
aud) über Armenpflege und Fürforge-Erziehung BEB. 23 ©. 545, über bie Grenzen 
geüen Fürforge- und Wemenergiehung PB. 25 5. 255, 256, 24 ©. 58; über 

;ormundichaftegericht und Armenverband PBB. 25 ©. 614. Ueber die Wirkungen 
des Fürforge-Gef. PBB. 25 ©. 73, 726). 

e) Gefamt- (General-) Bormundfhaft. Das Ausf.-Gef. zum BGB. 
dom 20. Sept. 1899 (GES. S. 177) beſſimmt Art. 78 $ 4: 

Auf Grund ortsſtatutarijcher Befimmung lönnen Beamten der Gemeinde: 
Armen-Bermaltungen alle oder einzelne Rechte und Pflichten eines Vormundes 
für diejenigen Diinderjährigen übertragen werben, weldje im Wege ber öffentlichen 
Armenpflege unterftügt umb unter Aufficht der Beamten entweder in einer von 
diefer ausgewählten Familie oder Anftalt, oder fofern es ſich um uncheliche 
Minderjährige handelt, in der mütterlihen Familie erzogen oder verpflegt 
werden. 

Bird von diefer Befugnis Gebraud gemacht, fo finden die Vorſchriften des 
5 1 %bf. 2, des $ 2 Abf. 1, und wenn dem Beamten alle Rechte und Pflichten 
eines Bormundes übertragen werben, aud) die Vorfchriften des $ 2 Abf. 2 und 
des 5 3 (Art. 78 Ausf.-Gef. 3. BOB, f. 0. $ 56 Nr. 3 ©. 267) entſprechende 
Anmendung. 

(Bergl. Zeitfchrift für Poligei- und Verwaltungsbeamte 1902 ©. 39, 41). 

4. Markt-Rommiffion. Die Fenflellung der Marlt- und Sabenpreife für 
Lebensmittel und Naturalien erfolgt für größere Städte durch Markt-Rom- 
miffionen, melde durd; den Gemeindevorftand unter dem Borfite eines Mitgliedes 
des ietzteren zu bilden find. Sie find dem örtlichen Verhältniſſen entſprechend in der 
Weile zufommenzufegen, daß den Sntereffen der Konfumenten und Produzenten 
might gleihmäßig Redmuni getragen wird. Wo Taufmännifde Rorporationen 
ober Handelsfamımnern eng andwirtſchaftslammern beftehen, find Abgeordnete 
derfelben zuzuziehen (f. Anweiſung zur Ring der Markt» und Ladenpreiſe für 
Lebensmittel vom 27. Sept. 1893, BMB. ©. 274 und vom 17. Juli 1897, BMD. 
1900 &. 178. Weber die Aotierungs-Sommiffionen an den Schlachwiehmärlien MIR. 
9. Zuli 1900 veröffentlicht in den Amtsblättern). 

4. Die Shuldeputation. 

Der 8 1796 StO. 1808 behielt die Organifation der Behörde zur Beforgung 
der inneren Schulangelegenheiten befonderen Beftimmungen vor. Diefe wurden im 
ber Winiferial-Imftrultion vom 26. Juni 1811 (Ann. Bd. 17 ©. 659) ge» 
jeben. Gegen die noch fortdauernde Gültigkeit diefer Inſtruktion find mancherlei 
Gedenten geltend gemacht, teils weil fie ſich auf ein umfangreicheres Gebiet erftrede, 
als durd; $ 179b ihr zugeivieien, teil weil fie mit Aufgebung ber StO. 1808 felbft 
außer Kraft getreten fei (im neuerer Beit befonders Preuß, Archiv für öffentliches Recht 
15 ©. 202). Diee Bebenfen find Icdod als burcgreifende nicht anzuerkennen. Die 

tion vom %6. Juni 1811 bat eine befonbere, ihrem Reffortverhältniffe gemäß 

(ch nicht blos auf dem Gebiete der eigentlichen Rommunalberwaltung bewegende, 
ihrem Zivede nad} vielmehr der Unterrichtsverwaltung angehörige Inſtinition gefhaffen 
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und daher durch Aufhebung ber StO. 1808 den Boben ebenfowenig verloren, als ihr 
Beftand durch die SiO. 1831 und 1853 alteriert worden ift, da bie Iegteren über 
Schulangelegenheiten beſondere Beftimmungen nicht enthalten und diejenigen kommu - 
nalen Einrihtungen, auf weiche die Iuftruftion don 1811 gefügt iR, in der gegen« 
wärtigen StO. wefentli; unverändert, beibehalten ober doch mit dem Inhalte der 
nfteuftion 1811 verträglic, geblieben find. Für die Provinz Preußen if die Sig 
Teit der Inftruftion duch $ 36 der Schulordmung vom 11. Dezember 1845 (GE. 
1846 ©. 1) ausdrüdlih ausgelpeoden. (Min.-Inftr. vom 20. Juni 1853 ©. 142. 
MR. 1854 ©. 46, 1865 S. 23. Siehe bef. Lederniann ©. 348, Preuß, das ſtädtiſche 
Amtsicht ©. 245.) 

Das in der Verfaffungs-Urhunde (Art. 26) verheißene befondere, das ganze 
Unterrichtsweſen regelnde Geſetz ift bisher nicht ergangen. Die auf Grund a Er⸗ 
machtigung vom 2. November 1868, 3. November 1890 und 10. Januar 1 dem 
Haufe der Abgeorbneten vorgelegten, fi) auf die Unterhaltung, Einrichtung, Ber« 
waltung der öffentlichen Bolfsigulen beziehenden Gefcpesentwwürfe erlangten nicht die 
verfaffungsmäßige Yufimmung. Der gemäß Alerhöchfter Ermägtigung dom 
10. Januar 1892 dem Abgeorönetenbanfe unterbreitete Entwurf eines „Boltsichule 
Sefetes“ wurde von ber Königl. Staatsrefierung zurüdgezogen. Eine eingehende 
Darftellung des preußifchen Schurechts enthält das Schneider- und dv. Bremen’ide 
Wert „Das Voitsſchuiweſen im preußifgen Gtaate”; ſ. auch Pogge, Bollsſchui- 
Gefege (Berlin 1897), Kretihmar, Preußifces Schulrecht (Leipzig 1899), Eremer, 
Gehalts und Penfions-Gefege ber Lehrer und Lehrerinnen teten, Berlin), 
Preuß, das Recht der ftädtifchen Schulverwaltung in Preußen, Berlin 1901). 

Die Inftruftion vom 26. Juni 1811 lautet wie folgt: 

$ 1. Die Schuldeputationen follen beftehen: 

1. aus einem bis höchſtens drei Magiftrats-Mitgliedern, 

2. aus ebenfoviel Stadtverorbneten, 

8. einer gleihen Anzahl des Schul- und Erziehungsweſens Tundiger Männer und 

4. aus einem befonderen Bertreter derjenigen Schulen, weldhe, ungeachtet fie nicht 
Kädtifchen Patronats find, den ſtädtiſchen Schuldeputationen werben untergeordnet 
werden. In der Megel werben daher in ben großen Städten 9, in ben 
mittleren Städten 6 und in ben Meinen Städten 3 Perfonen und die etwaigen 
Vertreter berjenigen Schulen, welche nicht ſtädtiſchen Patronats find, die Schul - 
deputation bilden. 

Außerdem follen in ben größeren Städten bie Superintendenten, infofern fie 
nicht ſchon zu ordentlichen Mitgliedern der Schuldeputation ernannt find, das Recht 
haben, in berfelben die Schulangelegenheiten ihrer Diözefen, foweit biefe vor bie 
dafige Schuldeputation gehören, vorzutragen und darüber ihre Stimme abzugeben. 

$ 2. Bei Errichtung der Schuldeputation treten in den großen umb mittleren 
Städten zuerft die vom Magiftrat und bie von den Gtadtverorbneten gewählten 
Deputierten zufammen und wählen zu jeder, mit ſachverſtändigen Mitgliedern zu be- 
fegenden Stelle ($ 1 Nr. 3) drei Subiette. Diefe werden vom Magiftrat der 
Regierung vorgeſchlagen, welde für jede Stelle eins aushebt und nebft den übrigen 
Mitgliedern der ädtifchen Schuldeputation beftätigt. 

In den Meineren Städten, weiche nicht über 3500 Einwohner haben, bedarf 
es der Wahl eines befonderen ſachtundigen Mitgliedes nicht, fondern der jedesmalige 
Superintendent, wenn bie Stadt der Sitz einer Superintendentur if, oder font ber 
erfte Prediger des Ortes, foll ſchon von Amtswegen ohne weitere Wahl als ſach⸗ 
dverftändiges Mitglied eintreten. 

Die Vertreter der Schulen ($ 1 Nr. 4) ernennt die Regierung. 
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8 8. In Städten, wo es Schulen verſchiedener Konfeſſionen gibt, welche alle 
Nädtifhen Patronats find, ift bei der Zufammenfegung der Schuldeputation Hierauf 
Rüdfiht zu nehmen und das gehörige Verhältnis zu beobachten. 

$ 4. In Städten, wo es mit der Gchuldeputation in Verbindung fehende 
Gelehrtenfehulen gibt, wird es zwedmäßig fein, daß unter ben ſachtundigen Mit« 
gliedern immer ein Rektor oder einer ber erften Lehrer bei derfelben ſich befinde. 

8 5. Die mit fahverftändigen Mitgliedern zu befegenden Stellen können aud) 
anderen toürbigen und einfihtsvollen Männern übertragen, müffen jedoch foviel als 
möglich mit Geiftlichen befetgt werden. 

$ 6. Die ſtädtiſchen Behörden haben bei’ der Wahl ber Mitglieder der Schul 
deputation dahin zu fehen, daß nur rechtfchaffene, verfländige, für die gute Sache des 
Schul· und Erziehungsweſens erwärmte und von ihren Mitbürgern geachtete Männer 
gewählt werden. 

$ 7. Die Berhältniffe der Mitglieder der Schuldeputationen unter einander 
beftimmen’ ſich nach $ 176 der StO. von 1808. 

$ 8. Die Stellen in den Schuldeputationen werden immer auf ſechs Jahre 
beſetzt. Nach Berlauf diefer Beit werden die Deputationen auf diefelbe Art, wie zu 
Anfang, ernenert, und es Lönnen zwar die vorigen Mitglieder wieder beputiert und 
gewählt, müffen aber ſämtlich der Regierung aufs Neue zur Beftätigung vorgefchlagen 
werben. Es fteht jedoch jedem Mitgliede frei, nad) drei Jahren abzutreten. 

1. Die im $ 1 Nr. 2 erwähnten Stabtverordneten werden von der Gtadt« 
verorbneten-Berfammlung in Gemäßheit des $ 59 SEO. gewählt. Dagegen werden 
die Magiſtratsmitglieder nicht, wie man aus $ 2 entnehmen könnte, vom Magiftrat 
gewählt, vielmehr gehört die Emennung derfelben zu den Befugniffen des Bürger- 
meifter. Diefe Befugnis darf ihm felbft duch flatutariiche Anordnung nicht ber 
fehräntt werden, indem die deu einzelnen Beamten und Vehörden durch das Gelch 
übertragenen Vefugniffe integrierende Zeile der organifden Gefamtverfaffung des 
Stunts bien und fid) der anderveiten autonomen Hegelung entzichen. (ZUB. 1875 

2, Der Bürgermeifter ernennt ferner auf Grund des $ 59 SID. den Bor- 
figenden der Schulbeputation und kann jederzeit felbft ben Vorfig mit vollem 
Stimmredt übernehmen (MR. ©. 264). Einer befonderen Beflätigung der Auffichts- 
behörde bedarf der Bürgermeifter zur Teilnahme an den Situngen der Schul- 
deputation mit Stimmrecht nicht. 

3. Die Wahl der in $ 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten Mitglieder ift unabhangig 
von dem Borhandenfein einer beftimmten Dualifitation und von dem Religions- 
betenntnis. Imsbefondere iſt die Wahl eines Juden zuläffig, zumal die Deputation 
aud) dafür zu forgen hat, daß das Schulbebärfnis für die Kinder der der Etadt an⸗ 

jehörigen Juden befriedigt wird. Dagegen foll ein Zube nicht Mitglied des Wor- 
Bandes einer einzelnen chriftlihen Ehufe fein fönnen (MR. 1871 ©. 53). Ein 
Ypäteres MR. vom 10. März 1876 (ZUB. ©. 264) hält jedod mit Rüdficht auf die 

efimmungen des Geſetzes über die Schulaufficht v. 11. März 1872 in Verbindung 
mit dem ndesgefee vom 3. Juli 1869 die Ausſchließung eines jüdifchen Mit- 
gliedes von der Mitgliedfchaft im Schulvorftande einer Hriftlichen Schule nicht für 
zuläffig. Deshalb konnen auch Evangelifche zu Mitgliedern eines katholiſchen Schul- 
vorftandes ernannt werden und umgekehrt. Der Wahl von Berfonen, welche der 
fogialdemotratifchen Partei angehören oder fid als Anhänger und Förderer derfelben 
betätigen, zu Mitgliedern Nädtifher Schuldeputationen ift von Auffihtsregen die Bes 
Rätigung zu verfagen (ZUB. 1898 ©. 721). 

4. Einer beftimmten Onalififation bedürfen die im $ 1 Nr. 3 genannten 
tehnifchen Mitglieder. Daß ſich unter diefen Mitgliedern mindeftens ein Geiftlicher 
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befinden müffe, nimmt zwar das MR. vom 17. Juni 1864 em? ©. 165) an. 
Allein abpefehen von dem Falle des $ 2 Abf. 2 kann nicht anerfannt werben, daß in 
jedem ale ein Geiftlicher als technifches Mitglied gewählt werden müſſe. Die im 
$ 5 gebrauditen Worte „wenn möglich“ follen nur anbeuten, daß die fhägenswerte 
Mitwirkung der Geiftlichen in alen Fällen anzuftreben ift, in welden fie den 
obwaltenden Umftänden nach den Intereffen des Schulweiens förberlic, ericeint 
(MR. 1873 ©. 91). 

Auch $ 4 erflärt die Wahl der Reltoren von Gelehrtenfchulen, d. 5. Gymnafien, 
Realſchulen, höheren Bürgerſchulen, nur für zwedmäßig. Der $ 12 Infr._geftattet 
überdies der Schuldeputation, aud) andere fachverftändige Männer zu. ihren Sigumgen 
mit. beratender Stimme zuguziehen und empfiehlt fich in&befondere bie Zudiehung der 
Rektoren der Boltsihulen als eine angemeffene Einrihtung, denen aud das Stimm- 
recht verliehen werden kann. Nach dem Min.Erl. 17. April 1897 (ZUB. ©. 379) 
fol dauernd ein Rektor ober Lehrer in die Schuldeputation Aufnahme finden. Dabei 
foll den einzelnen Städten möglicft freie Hand gewährt werben, ob der Rektor neben 
den bisherigen Mitgliedern eintreten, und ob im biefem alle eine entfprechende Ber- 
mehrung ber der Schuldeputation angehörigen Magiftratsmitglieder und Stabto. er- 
folgen, oder ob der Reftor auf die bes Sriehun 8. und Unterrichtswefens funbigen 
Männer angerechnet werden foll. (ZUB. 1897 ©. 633.) 


5. Das in den $$ 2, 8 der flantlichen Auffichtsbehörbe zugeſprochene Be- 
RKätigungsrecht der Mitglieder der Deputation beruht yarauf, dag die Schul 
deputation feineswegs, wie andere Deputationen fir befondere Zweige der ftäbtifchen 
Bermaltung, nur als Beauftragte des Magiftrats ($ 59 StO.), fondern als eine be- 
fondere in fid) geichloffene, mit der Kommunalverwaltung zwar zufammenhängende, 
ihrem Bwede nad) aber der Unterrichtöverwaltung angehörige Behörde anzufeben ift, 
die Ai"in einer ihrer Haupteichtungen ats Organ der Naatlichen Schulauffihtsbehöche 
darſiellt. Das Beftätigungsrecht ift fomit ein Ausfluß des ftaatlichen Auffichtsrects 
über die Gulen, nicht aber über bie ädtif—hen Kommumnalangelegenheiten (MR. 
1865 &. 23, MR. 1869 ©. 12). 

6. Die im $ 1 fengeftellte Mitgliederzahl ift nicht als eine bindende Bor- 
ſchrift aufzufaſſen. Bei einer in Bin, des großen Umfanges bes ſtädtiſchen Schul- 
iwefeng beabfichtigten Vermehrung der Mitglieder ift das Hahlenverhältnie, in welchem 
die Mitglieder der verwaltenden Behörde und die Mitglieder der Behörde, welder die 
erforderlichen Geldbewilligungen zuftehen, zu den fahlundigen Mitgliedern immer 
derart zu normieren, daß Iegtere von den erfteren nicht zu fehr überwogen "werden 
und ihre Stimme, die für die inneren zSulangetegen jeiten vom erheblicher Bedeutung 
MR, geltend machen Tönen. (MR. vom 19. Oftober 1868.) 

Die Ordnung einer ſtädtiſchen Schuldeputation formel im Wege des Orts- 
ſtatuts erfgeint zuläffig. Cs entjpricht aber nicht den Intereffen ber Näbtifchen Ver. 
maltung, ſich bauernd formell zu binden. Denn gerade die Zufammenjegung der 
Deputation wird bei dem zunehmenden Umfange er aufstühenper Städte häufiger 
An Aenderung und die Mitgliederzahl einer Abänderung bedürfen (ZUB. 1: 


5 9.. Die Behörden für bie inneren und äußeren Angelegenheiten des Schul- 
weſens der Städte im Allgemeinen follen nicht abgejondert von einander beftehen, 
fondern es foll die ſtädtiſche Schuldeputation, um das Ganze umter eine einfache und 
harmoniſche Leitung zu bringen, nur eine einzige Behörbe ſowohl für die inneren als 
für die äußeren Angelegenpeiten des Schulmefens ihrer Stadt bilden. 

1. Der Wirſtungskreis der Schuldeputation umfaßt eine verwaltende und 
eine Seauffihtigende Zätigleit. Im erfterer Beziehung ift die Schuldeputation, ſoweit 
es ſich um die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten von Kommunaiſchulen handelt, 
an die Mitwirlung des Magiftrats gebunden. Die Leitung und Beauffihtigung des 
Schulweſens, aud) der ſtädtiſchen Gemeindeſchulen, gebührt Dagegen der Schufdeputation 
unabhängig vom Magiſtrat. Im dieſer Beziehung handelt fie. als Organ und im 
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Auftrage des Staates. Maßgebend iſt dabei das Gefetz betreffend bie Beauf- 
fihtigung des @rziehungs- und Unterrihtsmefens vom 11. März 1872 
(88. ©. 113), dahin Tautend: 
$ 1. Unter Aufhebung aller in einzelnen Sandesteilen entgegenftehenden 
Befimmungen ſteht die Aufficht über alle öffentlichen und Privat-Unterricts- 
und Erziefungs-Anfalten dem Staate zu. Deingemäß handeln alle mit biefer 
Aufficht betrauten Behörden und Beamten im Auftrage des Staates. 
$2%. Die Ernennung der Lofal- und Kreisichul-Infpeltoren und die Ab- 
grenzung ihrer Auffichtsbezicte gebührt dem Gtaate allein. Der vom Staate den 
Inſpeltoren der Bolkoſchule erteilte Auftrag ift, fofern le dies Amt als Neben 
oder Ehrenamt verwalten, jederzeit wiberzuflich. Alle entgegenftehenden Be- 
Rimmungen find aufgehoben. . 
$ 3. Unberührt durch diefes Geſetz bleibt die den Gemeinden und deren 
Organen zuftehende Teilnahme an der Schulaufſicht, fowie der Art. 24 der Berf.- 
Urt. vom 21. Ianuar 1850. (Ausführungsbefiimmungen des Schulauffichtsgeſebes 
MR. vom 13, März 1872, 16. April 1872, 22. März 1880). 





2. Da die Leitung und Beanffihtigung des Schulweſens nicht zu den 
Gemeindeangelegenheiten gehört, fo ift die Stabtverorbneten-Berfammlung nicht 
ermächtigt, jene in ihren Wirkungefreis zu ziehen (ME. 1862 ©. 262). Aud) der 
Magifteat Tann binfichtlic, der Kommunatfgulen Vefugnifie, melde aus der Beauf« 
fihtigung des Schuiweſens hervorgehen, nicht beanfpruden, namentlih nicht bie Ger 
nehmigung von Urlaubsgefuhen der Lehrer. Diele find vieimehe der Schulderutauon 


einzureichen und von biejer der Auffichtsbehörde vorzulegen (MR. 1869 ©. 12). 

3. Das Recht des Staates zur Ernennung von Kreis- und Lofal-Schufinfpel- 
toren ift eim unbedingtes umd unbefchränftes und wird in den Gtäbten dadurch, daß 
in ihnen Schuldeputationen gemäß der Inſtr. vom 26. Juni 1811 beftehen, Teines- 
wegs ausgefchloffen. Daß die ftaatlihen Kreis-Schnlinfpektoren eine Stellung neben 
den Gäuldeputationen einzunehmen haben, ergibt Mr. 2 der Inſte, welde feinen 
Aweifel darüber Täft, daß die dort erwähnten Guperintendenten iedigüch in ihrer 
Eigenfhaft als Kreis-Schulinfpektoren am der Tätigkeit der Schuldeputation Teil zu 
nehmen berufen find. Das Gleiche ergibt fih bezüglich der ftantlichen Eokal-Gchul- 
infpeftion aus $ 13 der Infr., wonad die Spezialauffiht, welde Prediger aufer den 
Schuldeputationen auszuüben haben, durch die Einrichtung der-Tegteren nicht aufge- 
Hoben, fondern mu mit der allgemeinen Oberaufficht derielben in Berbindung gefeht 
werben foll. Es kommt deshalb nur darauf an, daß die Funktionen der Kreis- und 
Sotal-Schulinfpeltoren mit denen der Scjulbeputationen in angemeffene Verbindung 
geſetzt werden. Die besjallfigen Anordnungen zu treffen ift Ende der Regierung und 


entzieht fid) der Regelung durch ſtatutariſche Anorhnung. Letztere kann bie Anftellung, 
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eines Stabt-Schulinfpeltors nur als eines Gemeindebeamten und eines Organs ber 
Schuldeputation, ſowie deſſen daraus ſich ergebendes Verhältnis zur Schuldeputation 
und dem Magifirat betreffen, fih Dagegen auf Die etwaige Beellung des Stadt-Schul- 
Änfpeftors zum Raatli—en Sofal-Shulinfpektor fo wenig erfireden, wie fie die etwaige 
Beftellung desielben zum Kr ulinfpeltor zum Segenfande ihrer Feſtſetzung 
maden darf. Die Scußeputationen befigen nicht die Stellung einer den Lehrern im 
Sinne des Gefeges vom 21. uni 1852 vorgefegten Dienfbehörde und die Dieziplinar« 
befugniffe einer folhen, insbefondere nicht die Befugnis zur Verhängung von Ord- 
nungeſtrafen gegen das Lehrerperſonal. Cine ſolche eng und folde Befugniffe 
tönnen demnach, au nicht durch Statut dem Stadt-Schulinfpektor zugeftanden werben. 
Er erlangt die Stellung und die Befugniffe eines eigentlichen Dienftvorgefepten der 
. Lehrer nur, wenn er zum ſtaatlichen Lokal- und Kreis-Schulinipektor befteilt wird. 

Im _der Kegel foll die Kreioſchulaufficht in den größeren Städten nur Haupt 
amtlichen Staatsbeamten übertragen werden. Es ift unbedenklich, einem ſolchen fa: 
tichen Schufauffichtsbeamten mit Genehmigung der Schufauffichtsbehörde die Bearbı 
tung der ſtädtiſchen Schulſachen zu übertragen. Wo einem ftäbtiihen Beamten bie 
Schulaufſicht übertragen wird, kann dies nur unter der Vorausſetzung gefchehen, daß 
der zu wählende Beamte nach Anfiht der Schulauffitsbehörbe aud) für dem 
Säulauffihtedienft eignet. Hierüber Haben fid) die ädtiichen Rörperichaften vor der 
Baht Gewißgeit zu verihaffen. Aud faun die Uebertragung nur anf Widerruf ere 
folgen, weshalb die Rädtifhen Behörden ſich für den Fall des Widerrufs die Ver- 
jegung des Schulauffihtsbeamten in ein anderes Schulamt in der Anftelungs-Urkunde 
vorzubehalten haben (ZUB. 1898 ©. 723). 

4. Als unmittelbare Auffichtebehörde über die ſtädtiſchen Schuldeputationen 
fungieren ſonach die Kreis-Schulinjpeftoren. Jeder Guperintendentur- oder 
Tathofifche Dekanate-Begirt follte zugleich; einen Schufbezirt unter Auffiht des Kreit- 
Schulinſpeltors, nämlid, des Superintendenten oder des Delans, bilden. ($ 26 des 
Landſchulteglements vom 12. Auguft 1762, $ 52 kath. Schulreglement für Schlefien 
vom 3. November 1765 und 18. Dei 1801, MR. vom 22. April 1823, Ann. Bd. 7 
S. 292). Die Regierung ift befugt, den Kreis-Schulinfpektoren unmittelbare Aufträge 
Hinfichtlich des Schulweſens in den Städten zu erteilen. Inſoweit jedoch dieſe Auf- 
träge zum Gefcäftsfreis der Schuldeputationen gehörige Gegenftände betreffen, haben 
die Kreiefhulinfpeftoren diefe nicht einfeitig, fondern unter Mitwirkung der Scui- 
deputation Fr erledigen (MR. 1863 ©. 17 } Auf Grund des Geſetzes v. 11. März 
1872 find befondere weltliche Kreis-Schulinfpeftoren ernannt, jedoch nur im einzelnen 
Landesteilen. Der Kreis-Schulinfpektor ift, auch ohne Mitglied der Schuldeputation 

fein, in berfelben flets zum Vortrage und zur Shimmabgabe berechtigt. Aller ge- 
Hafılige Berker der Schuldeputation mit den höheren Auffichtsbehörden geſchieht 
nur durch Vermittlung des Kreis-Schulinfpeftors (OB. 21. Ianuar 1808, ZUR. 
1898 ©. 408). Ueber das Berhäftnig der Cdhuldeputation zu den Kreis-Schufinipet- 
toren und den Reltoren am vielflaifigen Boltejhufen |. noch ZUB. 1895 ©. 208). 

5. Die amtlihe Wirkſamkeit der Landräte als beftellter Kommiffarien der Re- 
gierungen erftedt fih and auf das Elementarihulmeien. Gie haben deshalb bie 
Elementarſchulen ihres Kreiſes zu infpizieren und fowohl von den äußeren Berhält- 
niffen, als auch von dem Stande des Unterrichtswefens und den Leiftungen der Lehrer 
Kenntnis zu nehmen. Cine Diszipfinargervalt über bie Lehrer fleht ihnen aber nicht 
zu, auch haben fie fih aller Anordnungen zu enthalten, ihre Beobachtungen vielmehr 
dem Kreiß-Schulinfpektor mitzuteilen. Die Regierungen find aud in den Scul« 
angelegenheiten der zum Kreiſe gehörigen größeren Gtäbte befugt, ſich ber Landräte 
als ihrer Kommiffarten zu bedienen (ZUB. 1887 S. 533). 

6. Der Kirche ſteht ein Auffihtsregit über ben in ber Bollsoſchule zu erteilen- 
den Religionsunterricht zu. (Art. 4 Berf.Att, ZUB. 1875 ©. 20.) 


$ 10. Der Wirkungsfeeis der Nädtifgen Schuldeputation dehnt ſich zunäqhſt 
auf fämtiche Lehr» und Erziehunge-Anflalten innerhalb der Gtäbte und deren Bor« 
Rädte aus, welche Räbtifchen Patronats find, ohne Unterichied der Konfefionen und der- 
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verſchiedenen Arten und Grade der Schulen. Die flädtifchen Waifenhänfer, Armen- 
und milden Stiftungsſchulen find mit darunter begriffen, und nur in Anfehung ber 
Verwaltung konkurriert bei diefen die Armendirektion. 

. Berner werben fämtlihe Elementarſchulen in den Städten, welche nicht ftädti- 
fen Patronats, und zwar die Königlichen gauz mit Vorbehalt der Bermögens-Bere 
waltung für die Patrone, ingfeichen der Lehrerwahlen überhaupt ($ 21), den Rädtifchen 
Schuldeputationen untergeordnet, desgl. bie Schufen der jüdifchen Gemeinden. 

Säulen gemiſchten ftäbtifhen und fremden Patronats, ohne Unterſchied ihres 
Grades, werden der Aufficht der ftädtifchen Schuldeputation ebenfalls übergeben, und 
nur eim ober zwei Deputierte von Seiten des anderen Patronats nad) Maßgabe der 
Wigtigteit der Schulen den Deputationen zugeordnet. 

Ueber alle Privatihulen und Privatinftitute führen unter Leitung der Re- 
gierung die Schuldeputationen diejenige Aufficht, welche der Staat in Anfehung ber 
felben ausübt. 

1. Der Wirkungstreis der Schuldeputation ift nach der Inftruftion, wie aus 
$ 10 in Verbindung mit $ 4 fi ergibt, auf das ganze Schuiweſen ber Stadt er- 
fredt. Doc) ift er auf das niedere Schulwefen beicränft. Die Grenzicheide 
oifchen höheren und niederen (Eiementar-) Schufen bildet die Berechtigung zu gültigen 

bgangs- Prüfungen. Ale Schulen, denen diefe Berechtigung fehlt, gehören zur 
Kategorie der Elementarſchulen jelbft dann, wenn in ihnen eine über das Ziel ber 
Siementarfäufe Hinausgehende ſprachliche oder Realbildung angefirebt oder die Onafi- 
fifation ihres Borſtehers durch alademiſche Studien bedingt it (MR. 1865 ©. 79). 
Daher gehören die Mittel- und höheren Töchterſchulen zu den niederen Schulen, nicht 
aber zu den Schulen, welche der allgemeinen Schulpflicht dienen, im Sinne des $ 46 
Zuf-©ef., d. 5. zu deren Benugung einerjeits für Eltern und berem Bertreter, bie 
nicht anderweit für den Unterricht der Kinder geiorgt haben, ein gejetlicher Zwang 
befteht umd deren Unterhaltung anderenfalle Schulverbänden, Schulgemeinden uf. 
durd) das Geſetz zur Pflicht grad it (OBO. 12 ©. 197, PB. 11 ©. 214, 6 ©. 
25, ©. 376, BVL. 15 ©. 167, OBG. 3 ©. 87). 

(Ueber das Verhältnis der mittleren Bürgerfchulen zu den Realſchulen und ben 
mit dem Gymnafium verbundenen Realtlaffen, namentlich die Unzutäiigteit der Auf- 
Löfung von Mittelihulen nad Errichtung von Realſchulen, |. MR. 1861 ©. 6.) 

Benn nad; $ 10 Abf. 1 der Wirlungstreis der Nädilgen Schuleputation ſich 
auf ſämtliche Lehr- und Erziehungsanftalten der Stadt ausdehnt, ſo gilt das nur von 
der Schulaufficht. Diefe bezieht 1 nicht nur auf die ädtifhen, fondern auf alle im 
Gebiete der Stadt befindlichen Schulen, feien diefelben Öffentliche oder private, mit 
alleiniger Ausnahme der höheren Echulen. Die der Sculdeputation außerdem nod) 
zuftehende äußere Verwaltung bezieht fi nur auf die der Stadt gehörigen und von 
diefer unterhaftenen Echulen und befieht aud da muc foweit, al8 nicht etwa für ber 
fondere Schulen, (Fad- und Fortbildungsihufen, Blinden-, Taubflummen- u. Waifen- 
jchulen) beftimmte andere ftädtifche Wermaltungsdeputationen eingejegt find, welche 
dann zur äußeren Bermaltung allein zufländig find. Xud) für die äußere Bermaltung 
der höheren Echulen find oft befondere Vorfände (Ruratorien) eingefegt, und zwar 
lets dann, wenn diefe Schulen gemäß $ 54 Allg. Yandr. T. II Tit. 12 felbfändige 
Rorporationen find. Auch erfcpeint es nicht unzuläffig, fir die äußere Bermaltung der 
ſtãdiiſchen niederen Schulen eine von der Schuldeputation getrennte befondere Deputa- 
tion einzufegen, deren Zuſammenſetzung ſich nach 3 59 SO. richtet. 

2. Der EHufdeputation find alle öffentlien, wie Privatfchulen unter- 
Reit. Ob eine Schule ala öffentliche anzuerfennen, dafür ift nicht Tediglic die 
Stellung der Schule gegenüber der politifhen Gemeinde maßgebend, vielmehr ift der 
Charakter einer Schule, fofern Streit darüber entfteht, aus den Verhältniſſen, aus 
denen fie fi entwidelt hat, Überhaupt und aus der Stellung, welde die Auffihts- 
"behörde ihr gegenüber einnimmt, zu befiimmen. Insbeſondere wird in vorfommenden 
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illen eine nähere Feſtſtellung darüber, ob die Lehrer in Beziehung auf Anftelung, 
sziplin und Entfaffung als öffentliche Lehrer behandelt find, ob ein Zwang zum 
Beim A Dee ausgeübt wird, dem Charakter der Schule erkennen laffen (RR. 


8. Das Privatſchulweſen if geordnet durch Kab.-Ordre v. 10. Juni 1834, 
betreffend die Aufficht des Staates über Privatanftalten und Privatperſonen, welche 
fi mit dem Unterrite und der Erziehung der Jugend beichäftigen (CS. S. 135) 
und durch die Ausführungs-Inftruftion vom 31. Dezbr. 1839 (BMB. 1840 ©. A). 
Dana; ſollen Privatihulen und Privat-Erziehungs-Anfalten nur da zufäffig fein, mo 
fie einem vwirfligen Vebürfniffe entfpredhen, alfo mie da, wo für den Unterricht der 
Näntpfctigen Jugend nicht ausreichend geforgt if. Das vorhandene Bedürfnis if 
auch im Intereffe der Erhaltung und des Schußes der beftchenden dffentliien Schulen, 
auf deren Beftehen eine Gemeinde erhebliche Geldmittel verwendet, zu prüfen (MR. 
1864 6. 280, 1863 ©. 1): Die bei der Ortsihulbehörde nachzuſuchende Erlaubnis 
zur Errichtung einer Privatſchule kann nicht einem Vereine, fondern nur einer hierzu 
qualifizierten Berfon,: die ihre twiffenicaftliche und fittfiche Vefähigung dargetan hat; 
erteilt werben (MR. v. 8. April 1872, Giebe, Berorbn. S. 454). Die Privatſchule 
muß im Weſentlichen der Einrichtung ber öffentlichen Säule folgen. Cine Privat- 
f@hufe, bei welcher grunbfäglich Religionsunterricht nicht erteift werden foll, ift deshalb 
unfatthaft (ME. v. 1. Juli 1870, Giebe, Berordn. ©. 455). Die Veauffihtigung 
der Privatſchulen ſteht dem Kreis-Schulinipeltor zu. 

Ueber den Unterfhied von Kamilien- und Privatfhulen und über 
Brivat- und Hauslehrer fiehe MR. vom 5. April 1865 und 14. November 1860 
(Giebe, Verorbn. ©. 461). Die Inftruftion erfiredt fih auch auf Erziefungse- und 
Unterrichts-Anftalten für Erwacjfene, auf Iandiwirtfhaftlihe und Ban-Privatihulen. 

4. Hinfihtlih dee Konfeffions- und Simultanfhulen befimmen die 
Kab.Ordres vom 4. Dftober 1821. und 28. März 1829 (f. v. Rönne, Unterrichts 
wefen I, ©. 659), daß Simultanfhufen nur als Ausnahmen fattfinden follen, wenn 
entipeder die Not dazu drängt, oder wenn die Vereinigung dag Wert freier Entihliegung 
der Gemeinden if. Die Bereinigung der Schulen fol daher feiner Konfeſſion aufge 
drungen, fie darf. aber da befördert werden, wo eine zwedmäßige Einrichtung der 
Konfelfionsfehuen nicht möglich if. Im Intereffe der Herftellung geöfenr Säul- 
törper ift aus pädagogiſchen Rüdfichten überall die Errichtung von Simultanfchulen 
zu befördern uud — namentiich da nicht entgegenzutreten, wo es ſich um Kom- 
munaiſchulen handelt. Insbeſondere ift eine einttafios Tonfeifionelle Schule neben 
einer mehrflaffigen Stadtſchule vermeiden (ZUB. 1874, ©. 549, ZUB. 1874, 
©. 627 und AS, 1875 ©. su Doc; find in neuerer Zeit diefe Grundfäge nicht 
mehr aufrecht erhalten. 

Eine Konfeſſionsſchule für die Minderheit darf in Bezirken, wo ſolche Schulen 
für die Mehrheit befehen, an fi gefordert werben, fofern das vom Wermaltunge- 
tichter nicht nadjzuprüfende öffentfige Unterrichtebedürfnis e8 erheiicht. SWerpflichtet 
u ihrer Errichtung ift zwar nicht die Sozietät, welche die Konfelfionsfhulen für die 

jehrheit unterhält, wohl aber die bürgerliche Gemeinde, welde an Stelle einer Sozie« 
tät, kraft eigener Entihliegung das öffentliche Schulmefen als eine Kommunalanfalt 
unter$ält (ÖBO. 28 ©. 169). 

Ueber den Begriff der Simultanfhule |. MR. 1870 (S. 127). Dana if 
es nicht notwendig, die Parität beider Konfeflionen bergeftalt au wahren, daß immer 
ebenfo viel evangeliſche, wie katholiſche Lehrer bei der Anftalt vorhanden find und 
daß das Rektorat zwiſchen beiden Konfeifionen alterniert. Es fann nicht gewehrt 
werden, ben Xeltor und die übrigen Lehrer jo zu wählen, daß dabei das Bedürfnis 
der Schule und die dem beiden Konfejlionen angehörige Schillerzahl billige Berüd- 
fihtigung findet. 

5. Ueber bie jüdifhen Schulen trefien die 85 60-87 bes Geſetzes vom 
23. Jufi 1847 über die Berhäftniffe der Juden Befimmung. An fi gehören die 
fenipfüctigen Kinder der Juden den ordentlichen Eiementariculen ihres Wohnortes 
an und haben and die Juden zur Unterhaltung der Orteſchulen beizutragen. Die 
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Abfonderung der Juden zu einem eigenen Schulverbande kann jedoch nad; Anhörung 
der Rommunalbehörde des Ortes in den im $ 64 cit. gedachten Fällen angeordnet 
werden. Cine hiernad errichtete jüdiſche Eule hat die Eigenſchaften und die Rechte 
einer öffentlichen Schufe ($ 67). Ueber die Unterhaltung derjelben vergl. unten zu $ 15. 


6. Ueber Gortbildungsfgufen: gewerblige f. 0. ©. 246. ZUB. 1874, 
©. 488 und 1874, &. 707; länblihe MR. 1876, ©. 71. Außerdem tommen noch 
Meinkinder-Wartefhulen und Kindergärten in Betracht. And} zur Anlegung 
diefer Anftalten, welchen Kinder im vorſchulpflichtigen Alter anvertraut werben, bat 
die Ortefchulbehörde die Erlaubnis zu erteilen. 


$ 11. Das den Schuldeputationen zugeftandene Hecht erſtredt ſich dahin, daß 
fie auf genaue Befolgung der Gefege und Anordnungen des Staates, in Anſehung des 
ihnen untergebenen Schulwefens halten, auf die zwedmäßigfte und den Lokalverhält - 
niffen angemeffenfte Art fie auszuführen fuchen, davanf fehen, daß das Perſonal derer, 
die am Schulweſen arbeiten, feine Pflicht tut und dasfelbe dazu anhalten, daß fie das 
Streben zum Beſſeren in demfelben anfaden und endlich einen regelmäßigen und 
ordentlichen Schufbefud; ſamtlicher Jhulfähiger Kinder des Orts zu bewirken umd zu 
beförbern fuchen. Sie haben deswegen nicht nur die Befugnis, den Prüfungen und 
Zenfuren der Schulen beizumohnen, fondern find aud verpflichtet, biefe mitunter 
außerordentlich zu bejuchen und fi aufs Genauefte in ununterbrohener Kenntnis 
ihres ganzen inneren und äußeren Zuftandes zu erhalten. Borzüglicy Tiegt dies ben 
ſachkundigen Mitgliedern ber Schufdeputationen ob. 


1. Wenn aud die Schuldeputation an allen wichtigeren, die innere Ber- 
waltung und die Aufficht betreffenden Angelegenheiten mitberatenden und mitbejchließen« 
den Anteil zu nehmen hat, fo hat fie doch nicht das Recht, allein und im Gegenjage 
dur Muflafung bee DOrtefhulinipeltors in inneren Angelegenheiten zu befinden. Gr 
geben fi bei Beratung der inneren Angelegenheiten Meinungsverfchiedenheiten zwifchen 
der Deputation und dem Lotal-Schulinipeftor, fo ift der letztere zwar, jo weit es fi 
nicht um Maßnahmen handelt, welche der höheren Entſcheidung unterliegen, befugt, 
jelbftändig zu befinden. Der Schuldeputation aber ift unbenommen, ihre abweichende 
erhne bei der höheren Schulauffihtsbehörbe zur Geltung zu bringen (ZUB. 1887 

Den einzelnen Mitgliebern der Schuldeputation ſteht die Befugnis zum Be- 
fude der Schule nur infoweit zu, als fie hiervon von der Schufdeputation beauftragt 
find (ZUB. 1883 ©. 511). Die Schuldeputation hat nicht das Recht, disziplinare 
Maßregeln gegen Lehrperfonen zu treffen, der Kreisſchulinſpeltor ſoll aber die Fälle 
biszipfinaren Tinſchreitens gegen Lehrperfonen zur Kenntnis der Schuldepntation 
bringen. Im übrigen Neht der Gchuldeputation jede Auffict über die Schulen zur, 
imsbefondere nad) der Richtung, ob die Schulen und die Lehrperfonen den Anforde: 
tungen entfpredjen, die an fie zu flellen find, ob die Lehrpläne inne gehalten werden, 
und ob die Schulpflicht feitens der Schulinder erfült wird. Die Aufftellung der 
Lehrpläne dagegen it Sache des Staats. 


2. Unter ben Verordnungen über das Bolksſchulweſen find hervorzu- 
heben: Allgemeine Beftimmungen über Einrichtung, Aufgabe und Ziel der preußiſchen 
Boltsfgule vom 15. Oftober 1872, IMDB. ©. 273, ferner Erlaß über die Mittel- 
Säule ums die Bolksſchule mit dem Ziele der Mittelfhule vom 15. Oktober 1872, 

3. Schulgwang und Squlpflicht. Nah Art. 21 Berf.-Urk. follen 
Eltern und deren Stellvertreter ihre Kinder oder Pflegebefoblenen nicht ofne ben 
Unterricht laffen, welder für die öffentlichen Woltsihulen vorgeichrieben ift. Dieſer 
Grundfag war bereit6 im Allgemeinen Sandrecht ausgeiprohen und dur die 
Rabinettsordbre vom 14. Mai 1825 (S. 149) für dem ganzen Umfang der 
Monarchie feftgeftellt. Lebtere ordnet an: 
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1. Eltern oder deren geſetzliche Vertreter, welche nicht nachweiſen können, 
daß fie für dem nötigen Unterricht der Kinder in ihrem Haufe forgen, follen 
erforberlichen Falls durch Zwangsmittel und Strafen angehalten werden, jedes 
Kind nad} zurüdgelegtem 5. Lebensjahre zur Schule zu ſchigen. 

2. Der regelmäßige Beſuch ber Lehrſtunden in der Schule muß jo lange 
fortgefegt werben, bis das Mind nach dem Befunde feines Skelforgers bie 
einem jeden vernünftigen Menfchen feines Standes notwendigen Kenntniffe er» 
worben hat. 

3. Nur unter Genehmigung der Obrigleit und des geiſtlichen Schulvor- 
ſtehers kann ein Rind länger von der Schule zurüdgehalten oder ber Schule 
unterricht desfelben wegen vorkommender Hinderniffe auf einige Zeit ausgeſetzt 
werben. 


Die provinzialrechtlichen Beftimmungen und Minifterial-Erlaffe weichen indeß 
von bdiefen Borjchriften imfofern ab, als fie den Beginn der Schulpflicht erft fpäter, 
nad) zurüdgelegtem 6. Lebensjahre, eintreten faffen und die Dauer desielben nur bis 
Far Erreichung eines beſtimmien Lebensjahres, meift bis zur Vollendung des 14., ere 
ftreden. 

Nur die in Preußen ſich aufgaltenden preußiſchen Kinder unterliegen ber 
Schulpflicht. Im Auslande fid, aufhaltende Preußen können durch Berhängung von 
Schulverfänmnisftrafen gegen ihre in Preußen wohnhaften Eltern niht zum Schul- 
beſuch angehalten werden. Kinder von Nichtpreußen find dem Schulzmwange auch 
dann nicht unterworfen, nern fte ih in Preußen längere Zeit aufhalten. (Kammer: 
ee Johow 12 6. 255, 21 ©. 37, ZUB. 188 ©. 152, BMB. 1876 
©. 272, J 


4. Der Schulbeſuch und alles, was mit ihm zuſammenhängt, gehört 
in den Bereich der Schulaufficht. Gefuche um Dispenfation doch nicht fonfirmierter 
Kinder find nidt bei dem Eeelforger, wenn derfelbe nicht zugleich Schulinfpettor if, 
fonbern bei dem Iefteren, bezüglich bei der Gchuldeputation anzubringen (MR. 1874, 
ZUR. ©. 359, 1877, ZUB. ©. 153). 

Während früher der Erlaß von Strafandrohungen gun Schulverſaumniſſe 
als Sadje der Poligeibehörden angefehen wurde, ift auf Grund der Enticheidung des 
Kammergerichts gus, 1895 ©. 721) die Erfegung ber früheren Polizei» Ber- 
orbnungen durch Verordnungen der Regierungen als Schulauffictsbehörde angeordnet. 
Zur Verhängung von Schulverfäumnisftrafen gemäß diefer Verordnungen find jedoch 
die BVolizeibehörden auf Grund des Gef. 23. April 1883 (GS. ©. 65) zuftändig. 
(SR. IME. 1863 ©. 126.) Die eingehenden Strafgelder follen den Schulfafien zu« 
fließen, was in den zu erlaffenden Verordnungen worzufehen it (MR. v. 14. Januar 
1867). Die Kab.-Ordre vom 14. Mai 1825 ordnet zur Durchführung der Schule 
pflicht neben der Beftrafung den Gebrauch) von Zwangsmaßregeln zwar nur gegen die 
Eltern an. Die zwangsweife Eiftierung eines Kindes zur Schule darakterifiert fh 
aber al8 eine gegen die Eltern zur Anwendung gebradyte Maßnahme, ſoweit es fü 
darum handelt, ihren Willen zu reftifizieren und die ihnen untergebenen Kinder au 
ungeadhtet ihrer Weigerung zur Schule anzuhalten. (MR. 1874 ©. 50. 1872 
©. 220.) Ueber den © uch zur Zeit von Gpidemien $ 16 be& Reihägef. betr. 
Belämpfung gemeingefägrlicer Krankheiten 30. Mai 1900 und $ 8 Nr. 1, 6, 7, 10 
des Entrwurß des Wreuß. Ausf.-Cel. 1. o. ©. 394. Unzuläifigteit der Berhängung 
von Polizei-Epetutioftrafen gegen die Eltern fhulpflichtiger Kinder zur Erzwingung 
eines regelmäßigen Schulbefuhs ſ. OVG. 7 ©. 215. 

5. Imnerhalb der Grenzen des $ 1 Allg. Landr. IT, 12 gegebenen Begriffe 
beftimmung fteht ben Regierungen vermöge ber ihnen geſetzlich übertragenen Leitung 
amd Beauffihtigung des Schulwefens die Befugnis zu, die erforderlich ericeinenden 
Anordnungen zu treffen, Lehrplane aufzuftellen und in diefe aud den Turnunterricht, 
fowie den Unterricht in weiblichen Handarbeiten als obligatorifhen Unterrichtsgegen- 








SD. $ 89. Santorin, Ste m. Juni 1811, 98 12-14) 409 


Rand aufzunehmen. (OT. vom 14. Novbr. 1866, OB. I, 173, ZU. 1862 ©. 369 
und 1861 ©. 238.) 

8 12. Im Beziehung auf die Rektoren der größeren Schulen müffen aber die 
Deputationen den Gefichtöpunkt faſſen, daß biefen innerhalb des durch die Vorſchriften 
des Staats gezogenen oder mod; zu beffimmenden Gejdäftsfreifes die freiefte 
Birffamkeit zu laſſen fei umd haben fi daher einer pofitiven Einmifhung in deren 
amtlichen Wirkungstreis gänzlich zu enthalten. 

Den Rektoren größerer Schulfgfteme von ſechs und mehr auffteigenden Klaffen 
if bei der Leitung und Aufficht ihrer Schulen die bereits in dem Exlaß vom 1. Juli 
1889 (ZUB. ©. 641) amgedeutete größere Freiheit bei ummittelbarer Unterftelung 
unter den Kreisihulinfpeltor eingeräumt und ihnen die Lokalſchulaufficht über ihre 
Schulen übertragen. Es foll aber dem Geiftlichen derjenigen Konfeffion, in deſſen 
Hand bisher die Ortsfchulaufficht gelegen Hat, bie Aufnahme in die Schuldeputation 
man Matutenmäßig gefihert werden. (BUB. 1894 ©. 704 und 751, 1895 


Die Schuldeputation if} zut Revifion des inneren Zuſtandes der Höheren Lehr- 
anftalten nicht berechtigt, da die Leitung der inneren ngelegendeiten der höheren 
!ebranftalten, insbeſondere die Sorge für ben Unterriht und bie Disziplin, aus 
fhlieglic) dem Dirigenten derfelben, ohne irgend welde Beteiligung der Gchul- 
Aeputation, gunebt, und die unmittelbare Aufficht hierüber nicht diefer, fonbern dent 
Brovinzial-Sdhultolegium obliegt. (BML. 1868 ©. 98) 

813. Die Spezialaufficht, twelde Prediger und Schulvorſteher außer den 
Deputationen ausüben, wird übrigens durch die Errichtung der lehteren nicht aufe 
gehoben, fondern nur mit der allgemeinen Oberaufficht derfelben in Verbindung 
geſetzt. 

Die Spezialaufſicht der Ortsgeiſtlichen über bie Schulen außerhalb ber 
Grenzen des Schulaufſichtsgeſetes würde fi nur noch auf die Leitung des 
Religions-Unterrichts beziehen Tönen. 

$ 14. Bei der Aufficht über die Töchterfehulen werden die Schuldeputationen 
die verfländigften und adtbarften Frauen aus den verjchiedenen Ständen zu Rate 
sieben, ihnen weſentlichen Anteil an Schulbeſuchen, Prüfung und Beurteilung 
der Arbeiten, ber Erziehung und Unterweifung geben, und die Hausmütter des Orts 
auf alle Weife für die Berbefferung der weiblichen Erziehung zu intereffieren fucjen. 

Sie dürfen deshalb zu den Schulbeſuchen nicht immer biefelben Frauen ein» 
laden, fondern fönnen darin abwechſeln. Die Spezialaufficht über einige Mädchen» 
ſchulen bürfen fie Frauen, welche vorzüglich Sinn und Eifer für Beförderung einer 
guten Erziehung an den Tag legen, übertragen und fie zu Mitvorfteerinnen derfelben 
ernennen. 

,  Meber die Geftaltung des Unterrits an den Mädchenſchulen fiche die Proto- 
tolle und Berichte über bie in der Zeit vom 18. bis 23. Auguft 1873 im Unterrichts“ 
Minifterium gepflogenen, das mittlere und höhere Mädchenſchulweſen betreffenden 
Zerhandlungen. (ZUB. ©. 110, 569.) Neu Es ift das höhere Mädchenſchul - 
wefen durch die in ZUB. 189 ©. 446 u. ff., 1895 ©. 350 abgedrudten Minifterial- 
Erlaffe betr. die Einrichtung des höheren Mädchenfhuitwelens, forwie vom 31. Auguft 
1899 betr. Stelung und Befoldung der Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen 
87 Mädenidulen. Bereits nad) Min.-Erl. vom 13. Juni 1888 war die Orts- 
chulaufficht über die höheren Mädchenſchulen den Dirigenten der Anftalten ſelbſt 
übertragen. Der Kreisſchulaufſichts ⸗ Inſtanz über das Bolksichulmeien follten die 
Höheren Mädchenfhulen in der Hegel miht unterfichen. Vielmehr follte für fie ein 
befonderer Kreisſchulinſpeltor beftellt oder die Kreisihulauffiht von der Regierung 
direft am ſich genommen werden. Nach dem Erlaffe vom 2. März 1887 können au 
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einzelne Schulen umter die Aufficht der Provinzial-Schul-Kollegien geftellt werben. 
Seit der Neuordnung des höheren Madchenſchulweſens ift bie Ueberfüh: höherer 
Mäbchenfhulen in den Geſchäftsbereich der Königl. Provinzial-Schul-Kollegien in 
größerem Umfange erfolgt (ZUB. 1895 ©. 899). 

$ 15. Ebenſo fehr aber, wie auf die Tätigfeit der Schulbeputationen in ber 
Aufficht über das Schulwefen, wird auf ibren Eifer in ber Fürſorge für basfelbe, 
um es in guten Stand zu bringen und darin zu erhalten, gerechnet, Sie haben 
dafür zu forgen, daß jeder Ort die feiner. Bevölferumg und feiner Bedeutſamkeit an- 
gemeffene Anzahl und Art von Schulen erhalte, daß das Vermögen, die Gebäude 
und fonftigen Pertinenzien der Schulen ungefhmälert in guter Berfaffung bleiben, 
auch daß fie nad den Vebürfniffen vermehrt, verbeffert, zwedmäßiger eingerichtet 
und verwaltet werden. Nach den Bedürfniffen der Schulen, in Anfehung des 
uUnterrichts und feiner Hilfsmittel, haben fie fi) forgfältig zu erkundigen, und fo 
oft fie dergleichen wahrnehmen, oder fie ihnen angezeigt werben, ihnen nad, Möglich“ 
teit entweder felbft abzubelfen oder den kompetenten Behörden darüber Anträge zu 
maden. 

1. Die Befriedigung ber Bedürfniffe des Schulweſens haben bie 
Shuldeputationen von den zur Unterhaltung der Schulen Verpflihteten zu fordern. 
Die Berf-Urk. beftimmt im Art. 25: baß die Mittel zur Errihtung, Unterhaltung 
und Erweiterung ber öffentlichen Voltsſchule von den Gemeinden und im Falle des 
nachgewieſenen Unvermögens ergänzungsweife vom Staate aufzubringen find. Diefe 
Bier ausgefprodjenen Grundfäge find in der bißherigen Gefeßgebung größtenteils nicht 
enthalten; aus Art. 112 Berj.Urt, folgt daher, daß deren Bemwirklihung vor Erlaß 
bes im Art. 26 verheißenen Unterrichtögefeges nicht gefordert werden fann. Das 
Allgem. Landr. ftellt über die Unterhaltungspflit in den 66 29 n. fi. T. II, 
Zit. 12 folgende Grundjäge auf: 

„Wo die Stiftungen für gemeine Schulen nicht ausreichen, Tiegt die Unter« 
Haltung der Lehrer den fämtlichen Hausvätern jebes Ortes, ohne Unterſchied, ob fie 
Kinder Haben oder nicht, und ohne ünterſchied des Glaubens-Belenntniffes ob.“ 

Die Koften des Elementar-Schulweſens find danach eine Sozietätglaft der» 
jenigen Mitglieder der Gemeinden, weiche die Korporation der Schul-Cozietät bilden 
(da8 Sozietätsprinzip). Siehe das Nähere hierüber Buft.-Gel. 85 46 u..48. 

2. Jeder politifchen (bürgerlichen) Gemeinde fteht die Befugnis zu, bie Unter- 
haltung der Schulen ald Gemeindelaft durch Kommunalbefhlug zu übernehmen, bie 
nötigen Öffentlichen Shuleinrihtungen felbft zu treffen und mit allen fonfigen 
Kommunalbedürfniffen zugleich zu unterhalten. Dieſes Prinzip (Rommunal- 
beingip), ift das von der Berf.-Urk. anerkannte und wohl ſchon je in den Städten 
das Derrichenbe. Bei ber Beihlußfaffung binfichtlich der Uebernahme der Gchul- 
unterhaltungstoften auf den Rommunal-Haushalts-Etat müffen diejenigen Förmlich- 
teiten beobadhtet werden, welche für die Beihlußfaffung über Kommunal-Angelegen- 
heiten in den verſchiedenen Gemeindeordnungen vorgeichrieben find. Im Geltungs- 
bereihe der StO. bebürfen die Stadtgemeinden zur Uebernahme öffentlicher 
Voltsſchulen nit der Genehmigung der Kommunal-Auffichtsbehörbe, wohl aber der 
Schul-Auffichtsbehörbe. Auch in yinlehung höherer Schulen haben die Gemeinden bie 
Lefugnis * Koften berfelben auf den Stadt-Haushalts-Etat zu übernehmen DB6. 
196 ) 

@) Die zur Uebernahme der Schulen auf den kommunalen Haushalt nötige 
BWillengerflärung braucht nicht eine ausbrüdliche zu fein und in förmlichen Be 
{&lüffen mieergelgt zu werden, Bielfach Haben in den Städten bie politifChen Ge- 
meinden ihre Entichliegung, die Schule als Kommimalanftalt zu übernegmen, duch 
konkludente Handlungen unter Hinzutritt der in greider Weiſe erkennbar gewordenen 
Genehmigung der &pulauffichtsbehörde betätigt. Wenn die Gemeinde im ihrem 
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orbnungsmäßig aufgeſtellten Haushaltsetat unter den Einnahmen den Staatsbeitrag 
für die @ehrerfteflen, unter den Außgaben die geſamten Bebürfniffe für das Schul- 
weſen ausgeworfen hat, fo ift damit ihr Wille, die Schule fortan als Kommunal» 
Anfalt zu unterhalten, zum Ausdrud gelommen. Uebernimmt die politiidhe Ge- 
meinde mit Geehmigun der SchulauffichtSbchörde die bißherige Gozietätsichule als 
eine Rommunalanftalt, [4 erlifht bie Sogietätsihule, und die politifde Gemeinde 
Yan von der Pflicht zur Unterhaltung der Schule al8 einer GemeindelaR nicht ein« 
feitig, fondern nur durch Wiedereinrihtung der Schulfozietät, alfo nur durch eine 
Anstdnung der Schulauffichtsbehörde wieder befreit werden, 

b) €8 tonnen aber and) die politifchen Gemeinden nur an Stelle der Haus- 
väter die Schullaſten auf den fommumalen Haushaltsetat übernehmen. In diefem 
Falle bleibt die Schulfozietät als ein felbftändiges Rectsfuhjet fortbeftehen und es 
fritt die einzelne oder e8 treten bie mehreren Gemeinden nur an Stelle ber ihr an 
jchörigen Hausväter als beitragspfligitige Mitglieder in die Schulfogietät ein. Ger 
fest die Uebernahme des Beitrages lediglich durch einen zwiſchen den Hausvätern 
und der Gemeinde ſich vollziehenden Akt, z. B. durch einfeitigen Gemeindebefhluß, fo 
erhalten die Hausväter nur einen Befreiungsanfprucd; gegen bie Gemeinde, bleiben 
indeß der Sozietät verpflichtet, die aud) ihrereit8 feinen Anfprud) gegen bie Gemeinde 
befigt (OBG. 19 ©. 172). Wenn jedoch diefem fo getätigten Schuldübernahme-Ber- 
trage noch der bisherige Gläubiger, die Schulfozietät, Hinzutritt, indem fie ihrerjeit® 
durch Belhluß bie Hausväter alß bißher beitragspflihtige Schuldner entläßt und an 
deren Stelle die Gemeinde als folhen annimmt, jo tritt unter Ausſcheidung ber biß- 
herigen ein neuer Träger der Schullaft ein; der bezügliche die örtliche Schulverfaffung 
weientlich abändernde Beihluß ber Sozietät bedarf daher der Genehmigung der 
Schulaufſichtsbehorde. 

Werden in einem mehrere Gemeinden umfaſſenden Schulbezirke von der einen 
Gemeinde bie Schulbeiträge ber ihr angehörigen Haußväter auf den Gemeindeetat 
übernommen, jo werden dadurch bie Rechte und Pflichten der Hausväter der anderen 
Gemeinden nicht berührt. Diefe Hausväter Lönnen nur verlangen, daß die Beiträge 
nad) einem und demfelben geſetzlichen Maßftabe auf die Hausväter aller Ortſchaften 
des Schuibeziris verteilt und demgemäß an die Schulfaffe abgeführt werden, gleichviel 
ob jene erte Gemeinde einen Teil ihrer Hausväter nicht zu den Kommunallaften 
heranziehen darf. J 

©) IM die Fürforge für das Elementarunterrichts-Bedürfnis von den politiſchen 
Gemeinden für ihren Bezirk übernommen worden, jo befteht eine befondere Schuls 
fozietät nicht, Die öffentliche Schule ftellt fidh vielmehr als die Einrichtung der 
politiihen Gemeinde dar. Die örtliche Verwaltung der Schule durch den men bei 

jeordnieter Mitroirfung der Gemeindevertretung regelt fid) nach den einichlägigen 
Öemeindenerfoflungegelegen. Srht mun aud) das gefeßliche Recht ber Stadt zur 
Selbftverwaltung ihrer fommunalen Schule außer weite, fo iſt doch ebenfo ums 
gmeifeft vom das ftaatliche Recht der Schulaufficht übergeordnet (OBG. 


Die ftaatliche Aufficht über die politifchen Gemeinden bei der Verwaltung der 
Lommunaiſchuie wird nicht durd) die Kommunalauffichtsbehörde, fondern durch die 
Schulauffihtsbehörde, die Regierungen Abt. für Kirchen umd Schuiweſen ausgeübt. 
Diefen übermeift der $ 18 der Inftr. für die Regierungen vom 23. Oft. 1817 die 
direfte Aufficht über alle öffentlichen und Privatfchulen, die gefamte Verwaltung bes 
Elementarſchulweſens, die Aufficht und bie Verwaltung jämtlicher äußerer Schulangelegen- 
heiten, die gefante Berwaltung oder doch die Iandesherrliche Xufficht über das Schul- umd 
Stiftungsvermögen. Diefe Aufficht erftredt fich auch bei Kommunalfchulen nicht blos auf 
Shulzucht und Gang des Unterrichts im Allgemeinen, fowie im Befonderen auf die Ein« 
richtung des chrplanes, die Fchrbücer und Lehrmittel, die Tehrmethode, die Zahl der 
Schüler, fondern auch auf das Schulhaus und das Schullofal nebſt Zubehör. Nach Art 112 
Berf-Urkunde behält e8 bis zum Erlaffe bes im Axt. 26 vorgeichenen Unterrihtögefeges 
bei ben damals beftehenden Beſtimmumgen fein Bewenden, und demgemäß find auch 
die Veftinmungen über die Ausübung der ftaatlihen Schulauffiht durd) die Mer 
gierimgen gemäß $ 18 der Regierungs-Fnftenttion aufrcht erhalten, auch da, wo 
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mit der Uebernahme der Schulen als kommunale Anftalten der politifhen Gemeinde 
die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten der Boltsichule zugefallen ift. 

d) Die von der politif—hen Gemeinde als Rommunalanftalt übernommenc 
Voltsſchule hat nicht die Eigenihaft einer juriftiihen Perfon. Sie wird von dem 
Borftande der politifchen Gemeinde — dem Magiftrat — nad Außen vertreten. 
Inden Ipricht die gefamte Stellung der Echulen im öffentlichen deben dafür, daß fie 
als Anftalten einer politifhen Gemeinde im deren WHechtsperfönlichkeit nicht völlig 
aufgehen. Bei den Gemeinden, welche den verſchiedenſten univerjellen Zweden nach- 
barlichen Zufanmenlebens dienen, muß, wenn fie eine Schule erridten, mit einer 
Diefer eigenen Bermögensfähigfeit — (ähnlich wie bei ben der Redjksfähigfeit nicht ent 
behrenden ftäbtifhen Spartaffen) — notwendig geredjnet werden. Das Gefeg deutet 
nirgends barauf bin, daß die Schule gleich anderen Gemeindeeintichtungen Tediglich al8 
Veftandteil des Gemeindevermögens in Betracht iame 8 hat im Gegenteil bie auf 
fie bezüglichen Rechtsverhältniſſe völlig abweichend von den für andere Gemeinde» 
auftalten geltenden Normen geordnet. Ir Aniehung der Schulen ift die Gemeinde- 
antonomie gemäß $ 18 Reg.-Inftr. durch die Schul an Stelle der Kommunalauffiht 
befchräntt und zwar unter Statuierung von Machtbefugniffen für die Behörde, welche 
über die der Kommumnalauffichtsbehörbe weit hinausgehen. Die Verwaltung der 
Schulen fteht in den Städten micht, wie die aller anderen Gemeindeanftalten dem 
Dogifrate, fondern gemäß der Snftruftion vom 26. Jum 1811 der Schuldeputation 
zu. Rad $ 19 der Jnftrution dv. 26. Juni 1811 behält jede flädtiihe Schule ihr 
eigenes Vermögen, weiches diefer Zivedbeftimmung nicht einfeitig und jedenfalls nur 
mit Zufimmung der Echnlauffichtsbehörde entzogen werden Tann. Durch die Er« 
richtung von Kommunalfhulen werben nicht allen zu ihrer Unterfaltung befiimmten 
geiftungen die Eigenfhaft von Gemeindelaften aufgeprägt. Leiftungen, melde nicht 
auf die Zugehörigkeit zum Gemeindeverbande zurüdzuführen, fondern mit Rüdficht 
auf die Veziehungen der Pflihtigen zur Schule durch Stiftungen, Vertrag oder 

erfomnten, beionders Verpflichtungen Dritter zu Geld oder Naturalpräftationen an 
Schule und Lehrer, begründet find, behalten ohne Veränderung ihrer teditlichen Ratur 
die Eigenfchaften von Feiftungen an die Schule, aud; wenn diefe eine Kommunal» 
anftalt ift. Leiftungen diefer Art find Schulleiftungen im Sinne bes $ 46 Abf. 17 

uft.-Gel. und falen nicht unter die in Ab. 8 Dafelöft bezeichneten Gemeindelaften. 

iemzufolge find fie von den Organen der Schulverwaltung, nicht von denen der 
Gemeinde und alfo nicht vom Magiftrat, fondern von der Schuldeputation — falls 
nicht etwa der Magiftrat befonders Ed örtlichen Echulbehörde beftellt if, namens der 
Schule geltend zu machen. Nach alledem wird die als Kommunalanftalt eingerichtete 
Boltsicjufe keinestwegs ausfcjließlid) durch die Gemeinde repräfentiert. Wefißt fie auch 
nit (OBG. 6 ©. 174) eine volllommen von derjenigen der Gemeinde getrennte 
juriftiiche Perfönlichteit und mag namentlich die Gemeinde zur privatrechtlichen Ber- 
tretung der Schule befugt fein, jo wohnt doch jedenfalls auf dem Gebiete der Ber- 
mwaltung und der Bermaltungägeridhtäbarteit dem Snbegef des der Echule gewibmeten 
Zwedvermögens die Rechtsfähigfeit bei (ORG. in ZUB. 189 ©. 719). 


e) Die $$ 46, 48 Zuft.-Gef. kommen nicht zur Anwendung, wenn eine Ge- 
meinde die Unterhaltung der Schulen als Gemeindeialt übernommen hat. Denn dann 
werben zur Beftreitung der Schulunterhaltungstoften befondere Schulbeiträge nicht 
eroben. Das Verfahren und die Zuftändigleit der Behörden regeln ſich vielmehr 
nach zo 18, 34 Zuft..Gel. Auch für die grangsettierung von Schullaften hin« 
fihtlih folder Schulen, welche Kommımal-Anfalten find, if nicht $ 48 Zuf.-Gel., 
fondern 88 19, 35 Zuft..Gef. (f. u. $ 78 StO.) maßgebend, 

f) Die Koften der Unterhaltung des Boltsihulmefens gehören zu ben in erfter 
Reihe zu befriebigenden Gemeindebedürfniffen, hinter welche die Ausgaben für andere 
Kommunalbedürfniffe zurüdtreten müffen. 

Die bürgerliche Gemeinde, welche für die Befriedigung des Schulbebürfe 
niffes_der einen Konfeffion forgt, ift verpflichtet, in gleichem Berhäftniffe an der 
Unterhaltung der Schulen der anderen Konfeffion Teil zu nehmen ($ 4 StO. 
€. 30 n. 3). Sie fann jebod) dann verlangen, baß bie Schule der anderen Konfeffion in 
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den Organismus der flädtifchen Schulen eingefügt, daß insbefondere dem Magiftrat 
das Beſetzungsrecht der Lehrerftellen eingeräumt, die Auffiht über die Säule in 
gleicher Weife, wie bei den übrigen Räbtiien Schulen, geregelt, aud) ein Schulgeld 
in gleicher Höhe, wie bei den entſprechenden ftäbtifhen Schulen beftcht, eingeführt, 
aud) wegen des Erlaſſes desfelben an Unvermögende nach gleichen Grunbfägen, wie 
bei ben übrigen Stadiſchulen, verfahren werde (MM. 1863 & 150). 

Bo die Unterhaltung der Schulen aus ber Gemeindetaffe erfolgt, haben auch 
die Juden einen Anſpruch auf eine Beihülfe aus Gemeindemitteln zur Unter« 
Itung einer Öffentlihen jübifhen Schule ($ 67 Gef. 33. Juli 1847). 

Berneffung biefer Beihülfe muß neben den Gemeindeabgaben der jüdischen Eins 
wohner aud der Betrag der aus den Gemeindetaffen für das Ortsihulmefen fonft 
gemachten Aufwendungen und die Erleichterung, welche dem Gemeindeſchulweſen aus 
der Bereinigung der Hhditien Kinder in eine befondere jüdifhe Schule erwäght, in 
Betracht gezogen werden (MR. 1873 ©. 115, 1874 ©. 153). 

8) Eine gejegliche Regel, welche die Stadtgemeinden verpflichtet, Höhere und 
mittlere Lehranftalten, wie Mittel, Bürger, höhere Töchterfcnulen, Gymnafien, Renl- 
ſchulen oder auch nur die aus freiem Entſchluſſe von ihnen errichteten dauernd in 
einem den Anforderungen der Schulauffichtsbehörbe entſprechenden Buftande zu cr» 
alten, befteht nicht (PBB. 13 ©. Fe ielmehr ift die Befugnis der Gemeinden, 
die Bufgebung, von ihnen errichteter höherer Lehranftalten zu beſchließen, in dem Gef. 
v. 25. Juli 1892 (6. ©. 219) anerfannt. Deshalb ift aus dem Auffichtörecht des 
Brovinzial-Schultolegiums, die Befugnis, Gtabtgemeinden, die höhere Lehranftalten 
unterhalten, zum Zwege ber Berbefferung des Unterrichtäbetriebes oder einer reichliheren 
Ausfattung der Anftalt neue oder erweiterte Leiftungen aufzuerlegen, nicht ohne 
Beiteres herzuleiten, fondern nur infoweit anzuerfennen, als fie in den Beftimmungen 
des Gef. v. 25. Juli 1892 oder in befonder8 übernommenen Verpflichtungen ihre 
regtliche Grundlage findet. Anders verhält e8 fid) indeß mit denjenigen Anforderungen, 
weiche nur die Sortfegung des Unterrichtsbetricbes in dem bisherigen Gange und mit 
den bisherigen Mitteln zum Gegenftande haben. Es handelt fi dann um die Durch- 
kesung beftehender Verpflichtungen, welche von den Gemeinden übernommen waren 
(O8G. 37 ©. 119. ©o Tann bie Verpflichtung ber eine höhere Unterrichtsanftalt 
freiwillig unterhaltenben Gemeinde, im Falle der Behinderung eines Lehrers für eine 
Die Fortiegung des Unterrichtsbetriebes im bisherigen Gange ſichernde Bertretun; v 
forgen unb deren Koften zu tragen, von der Echulauffichtbehörbe verbindlich Tengente t 
und auf Grund diefer Fefftellung von dem Reg.-Bräf. mittelft Amangsetatifierung 
durchgefeßt werden. licher beftchende Verpflichtungen hinans haben die Ehulauffichts- 
behörben nicht das Recht, die Gemeinden zu Aufwendungen, bie ihnen nicht durch das 
Geier auferlegt find, für freitillig von ihnen errichtete und unterhaltene Echulen zu 
zwingen. Sie können daher einer Gemeinde gegenüber, bie ſich weigert, für die Er- 
teilung von Religionsunterricht an eine tonfelfionelle Minderheit een, ihrem 
Zerlangen nur durch Schließung der Schule Nachdruck geben ( . 21 ©. 1° 
Bern ihren Anordnungen nicht nachgefommen wird, Tann die Auffichtsbehörbe die @e- 
nehmigung zur Errichtung folder Schulen zurüdnehmen. 

3. Der Schuldeputation Tiegt die Pflicht ob, dafür zu forgen, daß jeder Ort 
die feiner Bevölterung und feiner Bebeutfamfeit angemeffene Anzahl von Schulen 
erhalte. Die Herftellung größerer Schullörper ift zu erftreben. Doc ift dabei 
darauf zu Bolten, daß; die Grenzen der Schulgemeinden mit denen der politifhen 
Gemeinde zufammenfallen (ZUB. 1873 ©. 221). 


4. Eine durch die fompetente Staatsbehörde, für den öffentlichen Elementar- 
Unterricht eingeriditete, mit einem Borflande verfchene Schutſogietat. hat die Eigen« 
ſchaft einer Korporation, welche durch die Gefamtheit des Schulvorftandes ver- 
treten wird. (O8. vom 20. Juni 1853, Entid. 25 S. 701. OT. vom 17. Sepibr. 
1858, Strieth. 30 ©. 231. OT. vom 18. Jan. 1858, Entſch. 37 ©. 314. DT. 
dom 17. Dezbr. 1872, Entid). 68 €. 317.) Ucberhaupt wird anzunehmen fein, daß 
jeder öffentlichen Schule, welhe fih nicht als die Einrichtung einer politiihen Ger 
meinde barftellt, und deren Unterhaltung weder einer Perfonengemeinde, noch einer 
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dertragsmäßig konſtituierten Geſellſchaft obliegt, die juriſtiſche Perſönlichteit zukommt, 
fofern ihr von ber Anffichtsbehorde ein befonderer Worftand beftellt worden ift, weicher 
die Schule al ſolche vertritt (OBG. 6 S. 175). 

5. Eine Verpflichtung des Staates da, wo bie Gemeinden zur Auf 
bringung bee Schufbebürfniffe unvermögend find, für folde aufzulommen, if vor 
Emonation der Berf-Urf. gefetlih nicht ausgelprohen. I neuerer Zeit iR ber 
Staat nicht nur fehr ausgedehnt mit Zufhüflen zur Unterhaltung der Schulen in 
nicht präftationsfähigen Gemeinden eingetreten, fondern gewährt aud) auf Grund von 
Spezialgefegen allen Gemeinden fortlaufende Staatsyulhüfe u den Beſoldungen 
und Benfionen der Lehrer, fowie zur BVerjorgung der Hinterbliebenen derfefben. 
diefer Beziehung verordnen: . 

8) daS Geſetz betr. das Dienfeinfommen der Lehrer und Lehre 
rinnen an den öffentlichen Volksſchulen vom 3. März 1897 (GE. S. 25) 527. 


L Aus der Staatslaſſe wird ein jährlidher Beitrag zu dem Dienfteintommen 
der Lehrer und Lehrerinnen und foreit er Hierzu nicht erforderlich ift, zur Dedung der 
Koften für andere Vebürfniffe de& betreffenden Schulverbandes an bie Kaffe desielben 
& jahlt. Der Beitrag wird fo beredinet, daß für bie Stelle eines alleinftchenden 

hrers, fowie eines erften Lehrers 500 If, eines anderen Lehrers 300 Mt., einer 

Lehrerin 150 Mt. jährlich gezahlt werden. Bei der Berechnung kommen nur Stellen 
für vollbeſchäftigte Lehrkräfte in Betracht. Darüber, ob eine Lehrkraft vollbefchäftigt 
if, entfcheidet ausfhlieglih die Schulauffichtsbehörbe. Außer Betracht bleiben neu 
errichtete Stellen, 6iß diefelben durd) eine befonbere Lehrkraft verfehen werden. Das 
Recht auf den Bezug des Staatöbeitrags rubt, fo lange und fo weit durch beffen 
Zahlung eine Erleichterung der nad) öffentlihem Recht zur Schulunterhaltung Ber- 
pflidhteten mit Rüdfiht auf vorhandenes Schulvermögen oder auf Verpflichtungen 
Dritter aus befonderen Rechtstiteln nicht würde bewirkt werden. 


IL. Der Staatsbeitrag wird bis zur Hochſtzahl von 25 Schulſtellen für jede 
politiſche Gemeinde gewährt. Sind für die Einwohner einer politifcen Gemeinde 
mehr als 25 Schulftellen vorhanden, fo wird der Staatsbeitrag innerhalb der Ges 
famtzahl von 25 Stellen für fo viele erfte Lehrerſtellen, andere Tchrerftellen und 
ehrerinnenftelen geroährt, al dem Verhältnis der Gefamtzahl dieſer Stellen unter- 
einander entjpricht. Bruchteile werden bei denjenigen Gculftelen, für welde der 
höhere Staatsbeitrag zu zahlen ift, ausgeglichen. Wo die Grenzen ber politifchen 
Gemeinde fi) mit denen des Schulverbandes nicht deden, dergeftalt, daß der Schul- 
verband aus mehreren politifhen Gemeinden ober Zeilen von folhen befeht und für 
die Einwohner einer dieſer politiſchen Gemeinden mehr als 25 Stellen vorhanden 
find, wird durch Beſchluz der Schulauffichtsbehörde nach Anhörung der Beteiligten 
mit Rüdfiht auf die Zahl ber Einwohner bes Schulverbandes und der Schulkinder, 
welche den einzelnen politiihen Gemeinden angehören, fowie mit Rüdfiht auf die 
Eineihtung der Schule feftgelegt. wie viele ganze der im Gchulverbande beftehenden 
derien, andern Lehrer-, Lehrerinnen) Stellen aut jebe zum Schulerbande gehörende 
politifche Gemeinde oder Teile von Gemeinden zu rechnen find, für wie viele Stellen 
demgemäß an den Schulperband der Gtantsbeitrag zu zahlen ift. Der Beigluß iR 
den beteiligten Schulverbänden zuguftelen. Diefen Reht binnen vier Wochen nad 
der Zuftelung die Beſchwerde an den Ober-Präfidenten zu, welder endgültig entſcheidet. 
Bei einer erheblichen Aenderung der Berhältniffe kann eine neue Berechnung von den 
beteiligten Schufverbänden beantragt oder von der Schulauffichtsbehörde von Amts- 
wegen beichloffen werden. Gehören bie Einwohner einer hen Gemeinde ver- 
fdjiedenen Schulverbänden an, jo werben die für bie politische Gemeinde zu beredie 
nenden Staatöbeiträge für erfte, andere Lehrer- und Lehrerinnenitellen auf bie einzelnen 
Schulverbände durch die Schulauffichtsbehörde nad dem Verhältnis Serlenigen Siaats · 
beiträge verteilt. welche den Schulverbänden bei Gewährung der Stantsbeiträge für 
Sämtliche Schulftelen zu zahlen fein würden. Die in diefen Borfchriften angeordnete 
Feftfegung und Verteilung bleibt bis zum Schluß desienigen Rehnungsjabres maß- 
gebend, in welchem eine neue getroffen ift. Auf Beſchwerden entſcheidet ber Ober-Prä- 
fident endgültig. 
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DIL In Sqgulverbänden, in denen ber Staatsbeitrag für alle Schulſtellen 
zahlt wird, if} er für einftweilig angeftellte Lehrer und für Lehrer, welche noch nicht 
Jahre im öffentlichen Schuldienft geftanden haben, um 100 Mt. jährlich zu Lürzen. 

IV. Für diejenigen Lehrerftellen, für melde der Staat den Beſoldungsbeitrag 
(Mr. I) an den Echulverband gerägrt, wird aus der Staatälaffe ein jährlicher Zu- 
{huß von 337 Mt., für die ghrerinmenellen biefer Art ein jährliher Zulhuß von 
184 Mt. an die Miterszulagefaffe des betreffenden Bezirt8 gezahlt und dem Schule 
verbande auf feinen Beitrag zur Kaffe angerechnet. In dem Falle ber Nr. II 
Abf. 4 erfolgt die Zahlung und Anrechnung für die einzelnen Shulverbände nad 
dem Berhältnis der ihnen zu gewährenden Vefoldungsbeiträge. 

V. Benn innerhalb mehrerer Gemeinden die Grenzen geändert werden, jo 
wird berjenige Betrag, um welden fi nad) den vorftchenden Beftimmungen ber für 
fämtlihe beteiligte Gemeinden zu gewwährende Staatsbeitrag verringern würde, auch 
fernerhin fortgezahlt. In dem Auseinanderfegungs-Berfahren, welches fih an die 
Abänderung der Gemeindegrengen Inüpft, wird auch darüber verfügt, an men im 
Sinne der vorftehenden Beltimmungen diefe Fortzahfung zu leiften if, {. ©. 25. 

VI Denjenigen politiichen Gemeinden, denen nad) den Beftimmungen zu I, 
I und IV am 1. April 1897 geringere Qablungen aus der Staatstaffe zu leiſten 
find, als ihnen nad) den Borſchriften der Gefege vom 14. Juni 1888 und 31. März 
1889 (Gefeg-Sammlung &. 40 und 64) zuftehen würden, wird der Ausfall ducd) 
Gewährung eines bauernden Zufchuffes aus der Staatstaſſe infomweit erfegt, wie 
diefer Ausfall den Betrag von zwei vom Hundert des Deranfagungefoits überfteigt, 
mel der Gemeindebeftenerung der Eintommen von mehr als Mt. jährlich für 
das Jahr 1. April 1897/98 bei Anwendung der Borihriften des RAG. zu Grunde 

fegen if. Gehören die Einwohner einer diefer politifhen Genteinden ver- 
Yiedenen Schulverbanden an, fo finden bie Borfchriften des Gag 1 mit der Maß- 
gabe Anmendung, daß ber Staatszuſchuß, welcher danach der politifchen Gemeinde 
uftände, wenn die öffentliden Boltsigjulen in derfelben ale Gemeindeanfalten unter« 
Änlten würden, auf bie einzelnen Schulverbänbe nad) dem Verhältnis des für iebtere 
entftandenen Ausfals an bisher zahlbar gewefenen Staatsbeiträgen verteilt wird. 
Zur Abrundung ber nad; Sag 1 und 2 zu gewährenden feten Bufchüffe, fowwie zur 
weiteren Gewährung folder Zufgüffe an diejenigen unter den oben gedachten po» 
Titifchen Gemeinden und Schulverbänden, deren Steuerfraft im Bergleih mit den 
Boilsſchul. und Kommunallaften ihrer Mitglieder verhältnismäßig gering if, wird 
ein Betrag bon 250,000 Mt. verwandt. Die Feſtſetzung der Stantszufhüffe für die 
einzelnen beteiligten politifhen Gemeinden md Echniverbande erfolgt durch Nönig- 
fiche Verordnung. (Diefe Verordnung ift unter dem 8. YAuguft 1898 ergangen.) 

VIL Soweit in einem Jahre der für die Gewährung des Mindeſtſatzes der 
Mterszulagen erforderliche Bebarf Hinter dem Gtaarszufhuß zurüdbleibt, ift der 
Stantayufgu entfpre—end zu fürgen. Der —8 iR zur —— — 
Alterszulagelafſen zu verwenden, in denen der Bedarf für die Gewährung des Mindeft- 
fates den Staatszuf—huß nicht gededt wird. Soweit ber Ueberihuß nicht hierzu 
Berwenbung zu finden bat, if er zur Unterſtützung von leiftungsunfähigen Schul 
verbänden bei Elementarjhulbauten in den Staatshaushalts-Etats einzuftellen. 

VIIL. Die Stantöbeiträge find vierteljährlich im voraus zu zahlen, foweit fie 
nit gegen bie von den Schulverbänden u entrichtenden Alterszulager und Ruhe · 
gehaltstaffenbeiträge ($ 11 bes Geſetzes vom 23. Juli 1893, Gefeg-Sammlung ©. 194) 
aufgerechnet werben. 

b) Das Gef. betr. bie Benfionierung der Lehrer und Lehrerinnen 

an ben öffentlihen Boltsihulen vom 6. Juli 1885 (BC. ©. 298) $ 26: 
nDie Senfion wird biß zur Höhe von 600 Mt. aus der Staatstaffe gezahlt." (f. u. 
u $ 16). " 
’ c) Das Gef. betr. die Fürforge für die Witwen und Waifen ber Lehrer vom 
4. Dezbr. 1899 beftimmt im $ 14: „Das Witwengeld wird bis zur Höhe von 
420 Mt., das Waifengeld für Halbwailen bis zur Höhe von 84 Mt., für Bolltwaifen, 
bis zur Höhe von 140 MI. jährlic) aus der Staatslaſſe gezahlt.“ 
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6. Hinfihtli der Unterhaltungspfliht ber Schulen, inſoweit fie 
nicht — ———— find, kommen die Vorſchriften des Titel 12, 2. II su 
Sandr., ingbefondere die 85 12—53 und fofern die Schule mit der Küfterei verbunden 
if, gemäß $ 37 a. a. O. auch die Vorſchriften des Titel 11, T. IL über Pfarrbauten, 
fowie das Gef. betr. den Bau und die Unterhaltung der Schul- und Küfterhäufer 
vom 21. Juli 1846 (88, ©. ba) in Betracht, außerdem in Schlefien das Schul · 
reglement für die nieberen fathofiichen Schulen vom 18. Mai 1801 (nit auf die 
ewangelifgen Eulen, aud) nicht durch ben Landtagsabfchied vom 22. Februar 1829 
ausgeht, da er, weil nicht ghtrig publiziert, feine Gefeteskraft hat, OB®. 1 
©. 211) und in Breußen die Scäufordnung für die Eiementarfhulen der Provinz 
Preußen vom 11. Dezember 1845 (GE. 1846 ©. 1), insbefondere die SS 32, 39, 42, 
55, 56, OVG. 4 ©. 191, 6 ©. 182). 

Im Betreff des Verfahrens bei Heranziehung der Schulunterhaltungs- 
pflichtigen unterſcheidet die gegenwärtige Gejeggebung zwiſchen Bauleiftungen und 
fonftigen Anforderungen. In Betreff der erfieren beftimmen Zuft..Gel. $$ 47 u. 49. 
Die vorſchriſten des 8 47 Abf. 1, 2, 4 und 5 beziehen fi) aud) auf Kommunaliculen. 
Bezüglich diefer ift nicht die Kommunaf«, fondern die Schulanffichtsbehörde zuftändig. 
Gegen den Beſchluß der Tegterem fieht der Gemeinde die Klage gemäß $ 47 zu. Mb» 
weidend hiervon find Vehörbenorganifation und Verfahren bei Heranziehung zu den 
fonfiigen Schuleiftungen geftaltet. Es beichließt auch hier zunähft die Schulauffichte« 
behörde innerhalb der ihr, insbejondere nad) $ 18 der Regierungs-Inftr. v. 23. Dfto- 
ber 1817 gufehenden Vefugniffe. Nach dem Gefeg betr. die Feftftelung von Anforde- 
tungen für Voltoſchulen vom 26. Mai 1887 (G&. ©. 175) wird. aber, wenn von ben 
Schulaufficgtsbehörden für eine Vons ſchule Anforderungen geftelt werben, welche durch 
meue ober erhöhte Leiftungen der zur Unterhaltung der Säule Berpflichteten (Ge- 
meinden, Schulfozietäten um. unb Dritte, ftatt derjelben oder neben denjelben Ver- 
pflichtete) zu gewähren find, die zu gemährende Anforderung, foweit ſoiche innerhalb 
der gefebfihen Zufändigfeit nad) dem Ermeffen der Berwaltungsbehörden zu beftimmen 
ift, in Ermangelung ded Einverftändnifjes der Verpflichteten bei Landigufen durch Be- 
{hluß des Kreisausicuffes, bei Stadtihufen durc Veſchiuß des Bezirfsausichufies, 
insbefondere mit Rüdjiht auf das Bedürfnis der Schule und auf die Leiftungsjähigleit 
der Berpflichteten feftgeftellt. 

$ 16. Das Anfehen der Schulen und ihrer Lehrer haben fie aufrecht zu er⸗ 
halten und dahin zu fireben, daß diefen durch eine forgenfreie Lage die zur Erfüllung 
der Pflichten ihres verbienftlihen und ſchweren Berufs nötige Heiterkeit und Muße 
erhalten werde. Das Intereffe ihrer Mitbürger für das Schuiweſen jollen fie befeben 
und dasjelbe zu einem der wichtigſten Gegenftände ihrer Aufmerkfamkeit und Pflege 
zu machen fi bemühen. 

1. Der Art. 25 Berf.-Urt. fpricht aus, daß der Staat den Ortsſchullehrern ein 
feftes, den Pofafverhäftniffen angemefjenee Einfommen gemährleiftet. Die @r- 
füllung diefer Berheißung hat das Geſ. betreffend das Dienfteintommen dev 
Xehrer und Lehrerinnen an den öffentliden Boltsfhulen vom 3. März 
1897 (&. ©. 25) gebracht. Dasfelbe verordnet: 

$ 1. Die an einer öffentlichen Volksſchule endgültig angeftellten Lehrer und 
Lehrerinnen erhalten ein feftes, nach den örtlihen Verhäftniffen und der befonderen 
Amtsfellung augemeffenes Dienfteintommen. Dasfelbe beftet: 1. in einer feten, 
ihrem Betrage nah in einer beftimmten Geldfumme zu beredinenden Befoldung 
(Srundgebalt), 2. in Alterszulagen, 3. in freier Dienfiwohnung oder entfpredhen- 
der Mietsentſchadigung. Auf Lehrer und Lehrerinnen, deren Zeit und Kräfte durch 
die ihnen übertragenen @efhäfte mu nebenbei in Anfprud; genommen find, findet 
diefe Vorfeprift feine Anwendung. Die Entfgeidung darüber, ob ein Lehrer oder eine 
Lehrerin nur mebenbei beichäftigt ift, fteht lediglich der Schulauffichtebehörbe zu. $ 2. 
Das Örundgehalt darf für Fehrerftellen nicht weniger als 900 Mt., für Lehrerinnen» 
Rellen nicht weniger als 700 Mt. jährlich betragen, ektoren, forvie folche erfte Lehrer 
an Volloſchulen mit drei oder mehr Lehrkräften, denen Leitungebefugniffe übertragen 
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find (Hauptlehrer), erhaften nach Maßgabe der örtlichen und amtlichen Verhältniſſe 
ein höheres Grundgehalt, als die anderen an derjelben Schule angefellten Lehrer. 
$ 3. Die Befolbung der einftweilig angeftellten Lehrer und Lehrerinnen, fowie der- 
jenigen Yehrer, welde uoc nicht vier Sabre im öffentlihen Edhuldienfte_geftanden 
haben, beträgt ein Fünftel weniger als das Grundgehalt der betreffenden Schuifelle. 
Jedoch darf die Befoldung der Lehrerinnen nicht weniger als 700 Mt. jährlic) be- 
tragen. Der Minderbetrag kann durch Beſchluß des Schulverbandes auf einen geringeren 
Bruͤchteil befchränft werden. $ 4. Bei dauernder Verbindung eines Schul- und 
Kirchenamtes joll da Grundgehalt der Stelle entſprechend der mit dem kirchlichen 
Aınte verbundenen Mühewaltuug ein höheres fein, als in den SS 1 u. 2 beflinmt if. 





$ 8. Behufs gemeinjamer Beftreitung der Alterszulagen wird für die zur 
Aufbringung verpflichteten Schulverbände in jedem Regierungsbezirk (ausſchließlich der 
Ei 


Stadt Berlin) eine Kaffe gebildet. Die Bermaltung der Alterszulagetafje erfolgt durch 
die Bezirksregierung. Die Kaffengefchäfte werden durch die Regierungshauptlaffe und 
durch die ihr umterftellten Kafien umentgeltlic) beforgt. Die Alterözufagen werden 
von der Kafie an die Bezugsberedhtigten gezahlt. Die Koften der Zufendung trägt die 
safle. Im Rädtifhen Schulverbänden erfolgt die Auszahlung durd) die Schulverbände 
für Rechnung der Alters zulagetaſſe. Das gleiche Verfahren fann von der Schulauf - 
fihtebehörde in größeren ländlichen Schulverbänden angeordnet werden. Für jedes mit dem 
1. Aprif beginnende Redhnungsjahr wird der Bedarf der Kaffe nad) dem Ctande der 
Alterszulagen vom 1. Oftober des Vorjahres unter Berüdfichtigung der vorausficht- 
lien Steigerung oder Verminderung der Alterszulagen und unter Hinzurechnuug dev 
vorausfichtlichen Berwaltungstoften beredjnet. Den Maßflab für die Verteilung des 
Bedarfs auf die Schulverbände bildet die Anzahl der der Aiterögufagelaffe angefchfoffe- 
nen Lehrers und Lehrerinnenftellen im Verbindung mit dem Cinheitfage der Alters- 
äulage der betreffenden Gtelen. Für Echulftellen, welde mad; Auffiellung des Ber- 
teilungsplanes im Laufe des Jahres neu errichtet werden, ift der Beitrag zur Alters- 
julagefaffe von dem Tage an zu zahlen, feit welchem die Stelle durch eine befondere 
iehrkraft verjehen wird. Für die Aniftellung des Verteihungspfanes, die Einziehung 
der Beiträge und die Beftellung eines Kaffenanmwalts finden die $5 8, 4 und 9 bie 14 
des Gejeges vom 28. Zuli 1803, betr. Ruhegehaftsfaffen für die Lehrer und Lehrer 
innen an den Öffentligen Bollsſchulen (GS. ©. 19) nngemäße Aumendung: 

$ 9. Der Bezug der Alterszulagen beginnt mit dem Ablauf betjenigen Biertel- 
jahres, in welchem der erforderliche Dienftzeit vollendet wird. $ 10. Bei Bererhnung 
der Dienftzeit die Lehrer und Lehrerimmen fommt die gefamte Zeit in Aufa, während 
welcher fie im öffentlichen Schuldienſt in Preußen oder in den nad) ihrem Eintritt 
in den öffentlichen Schuldienſt von Preußen erworbenen Landesteilen ſich befunden 
haben. Ausgefchloffen bleibt die Untedmung derjenigen Dienftzeit, während melder 
die Zeit und Kräfte eines Lehrer oder einer Lehrerin nad der Entiheidung der 
Schulauffichtsbehörde durch die ihnen übertragenen Geihäfte nur nebenbei in Anfprudh 
genommen gewejen find. Die Dienfzeit wird vom Tage der erften eidlichen Ber- 
pflichtung für den öffentlichen Schuldienft am gerechnet. Kann ein Lehrer oder eine 
®ehrerin nachweiſen, daß die Vereidigung exft nad) dem Eintritt in den öffentlichen 
Schuldienſt ftattgefunden hat, fo wird die Dienftzeit vom letzteren Zeitpunkt an ge» 
rechnet. Der Bienfzeit im Schulamt wird die Zeit des aftiven Militärdienftes 
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hinzugerechnet. Die Dienftzeit, welche vor den Beginn des 21. Lebensjahres fällt, bleibt 
außer Berechnung. 218 öffentlicher Schubienft ift aud) anzureinen: 1. diejenige Zeit, 
während welcher ein Lehrer an einer Anftalt tätig geweſen ift, welde vertragemäßig 
die Vorbereitung von Zöglingen für die flaatlichen Lchrerbildungsanftalten übernommen 
hat; 2. diejenige Zeit, während welder ein Lehrer oder eine Lehrerin als Erzieher 
ober Erzieherin an einer öffentlichen Taubftummen-, Blinden, Idioten - Waifen-, 
Nettungs- oder ähnlichen Anfalt fi befunden Hat. Mit Genehmigung bes Unter« 
richtemtnifter Tann auc) die im außerpreuifcjen öffentlichen Schuldienfe zugebrachte 
Zeit angerechnet werden. 

$ 11. Anrehnung der Dienftzeit an Privatſchulen (f. Geſ.). 

8 12. Wo either Lehrern oder Lehrerinnen freie Dienftwohnung gewährt 
wurde, ift die Einziehung der Wohnung nur mit Genehmigung der Schulauffichts- 
behörde zuläffig. Die Genehmigung darf nicht verfagt werden, wenn die Geuieinde 
fi} bereit erklärt, die feftftehende oder eine ausreichende Mietsentihädigung zu zahlen, 
und wenn genügende Dietswohnungen in der Gemeinde Berganden find. $ 18. Anf 
dem Lande follen erfte und alleinftehende Lehrer in der Regel, bei vorhandenem Be- 
dürfnis auch andere Lehrer und Lehrerinnen eine freie Dienftwohnung erhalten. 
$ 14. Bei der Anfage und Veränderung von Dienfwohnungen find aud) die örtlichen 
Berhältniffe und die Amtefelung zu berüdfichtigen. Gegen die Feffegungen der 
Schulauffichtsbehörbe über Notwendigkeit, Umfang und Cinrihtung it das Ber- 
waltunge-Streitverfahren zuläffig. $ 15. Die von der Dienftwohnung zu entrichten 
den öffentlichen Laften und Abgaben werben von den Geulunterhaltungspflihtigen 
getragen. Denfelben liegt auch, unbefchadet der Verpflichtungen Dritter au befonderen 
Rectetiteln, die bauliche Unterhaftung der Dienfwohnungen ob. $ 16. Als Miets- 
entihädigung für die Lehrer und Lehrerinnen ift eine Öeldfumme zu gewähren, bie 
eine ausreichende Entihädigung für die nicht gewährte Dienfwohnung darfiellt; fie 
ſoll aber in der Regel ein Fünftel des Geunbgräate und bes für die Schulftelle von 
dem Schulverbande zu zahlenden Alterszulagenfaffenbeitrages nicht überfteigen. Einft- 
weilig angeftellte Lehrer und unverheicatete Lehrer ohne eigenen Hausftand, ſowie bie- 
jenigen Lehrer, welche noch nicht vier Jahre im öffentlihen Schuldienft geſtanden 
Haben, erhalten in der Regel eine um ein Drittel geringere Wietsentfchädigung. 
$ 17. Wo eine Wohnung auf dem Dienftgrundftüd gegeben wird und wo es bisher 
üblich if, Tann die Schulauffichtsbehörde die Belhaffung des dem Bebarfe entiprechen- 
den Brennmateriale für die Lehrer und Lehrerinnen verlangen. Im übrigen wird 
am beftehenden Verpflichtungen zur Beſchaffung, Anfuhr und Zerleinerung von Brenn- 
material für die Schule oder die Schulftelle nichts geändert. 

$ 18. Gewährung von Dienftland (f. Bei.) 

5 19. Naturalleiftungen (f. Gel.). 

$ 20. Anrechnung auf das Grundgehalt (f. Geſ.). 

$ 21. Die Zahlung des baren Dienfteintommens erfolgt an endgültig an- 

jeftellte Lehrer und Lehrerinnen vierteljährfih, am einftweilig angeflellte monatlich 

im voraus, . 

$ 2. Auf die Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Vollksſchulen finden 
die Beftimmungen des erften Abſchnitte des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des 
Rechteweges, v. 24. Mai 1861 (CS. ©. 241), mit folgender Mafgabe Anwendung: 

1. die Klage if gegen die Vertreter des Schulverbandes und fomeit es fi um 
Zahlungen aus der Alterszulagekaffe handelt, zugleich gegen die Bezirksregierung 
als Berwalterin der Alterszulagekaffe zu richten; 

2. im Falle des $ 2 a. a. O. tritt an die Stelle des Berwaltungschefs der Ober- 
präfident; 

3. bei der righterlichen Beurteilung find die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgten 
Feffegungen über das Dienfteintommen der Stele, insbefondere über die Höhe 
des Grundgehalts und der Dienfaftersgulage, über Dienf wohnung oder Miets- 
entfdädigung, über Dienfland, über Naturalleiftungen, ſowie über die Anrechnung 
von Dienftbezügen auf das Grundgehalt zu Grunde zu legen. 
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2. Die Regierung iſt ebenfo beretigt, wie verpflichtet, e8 nicht dem Be- 
fieben ber fläbtifchen Vehörben-allein zu überlaffen, einzelnen Lehrern aus befonderen 
Sründen neben demjenigen Gehalte, auf welches fie nad) Mafgabe des Gehaltsregula- 
tivs Anſpruch haben, außerordentliche perjönliche Gehaltszulagen oder ſonſtige außer- 
ordentliche Bezüge zu gewähren. Zur Bewilligung derartiger auferorbentlicher Bezüge 
bebarf es ebenfo der Genehmigung ber Regierung, wie zur Bewilligung wirklicher 
Gehaltszulagen felbft. Die Gewährung außerordentliche wirklicher Gehaltszulagen 
ericheint überhaupt bedenklich und farın deshalb nur aus bejonderen beftimmenden 
Gründen als Ausnahme zugelaflen und genehmigt werden. (ZUB. 1883 ©. 446). 


8. Einem durch Krankheit an voller Dienfttätigfeit behinderten Lehrer hat ber 
Magiftrat das volle Gehalt zu gewähren und für die etwa nötig werdende Stellver- 
tretung bei umerläßficher Beurlaubung des Lehrers zu forgen (MR. 1870 ©. 298). 
Einem bei einer Rommunalfchule entbehrlich werdenden Lehrer ift fein volles Gehalt 
(nit ein Wartegeld) zu gewähren (MR. 1873 ©. 3). Während feiner Einberufung 
aur Wemee Hat der kehren Anfprud) auf Fortbezug feines Gehalte in Gemäßheit bes 
8 66 des Reichs-Dilitär-Gefetes, felbft wenn der Lehrer feiner Militärpflicht inner- 
Bath des Schuljemefters genügt (ZUR. 1886 ©. 701), nicht aber wenn er als Ein- 
Kährig-Breimilliger dient. Hinfitlih der Stellvertretungstoften find bie 
Schaltung der Säule Berplichteten in Anfpruch gu nehmen (ME. d. 23. Suft 1871, 
Siebe, Berordn. ©. 131, ZUB. 1889 ©. 269). Die Auffichtsbehörde if berechtigt, 
bie Remuneration für die fellvertretende SBerwaltung einer vafanten Lehrerfielle 
feßgufelten- Daß diefe Vertretung unentgeltlich von den an berfelben Schule ange- 
ſtellten Lehrern gefchehe, kann höchſtens im Falle der Erkrankung eines Lehrers ge- 
fordert werben. 


4. Nach dem Gef. vom 25. Juli 1892 betr. das Dienfteinfommen der 
Lehrer an den nihtflaatligen öffentligen höheren Säulen (6. ©. 219) 
finden die für das Dienfteinlommen der Leiter und der wiſſenſchaftlichen Lehrer, ein- 
{gließli) der Hüffelehrer an den faatligren höheren Schulen, beim Inkrafttreten 
biefes Gefeges geltenden Beftimmungen mit gewiſſen Modifilationen in gleichem 
Maße Anwendung bei benjenigen entrihen höheren Eulen, welde von einer 
bürgerlichen Gemeinde als eine Beranftaltung verjelben unterhalten werden. Zum 
Normalbefoldungs-Etat für bie Lehrer an den höheren Schulanflalten v. 4. Mai 1892 
(BUS. ©. 644) iſt ein Nachtrag unter dem 16. uni 1897 (ZUB. ©. 663) und ein 
zweiter Nachtrag unter dem 5. April 1899 (ZUB. ©, 431) erlafien. Zur Beachtung 
der beiben Nachträge find jedoch die Stadtgemeinben gefetlich nicht verpflichtet. 

5. In Betreff der Umzugskoſten der Lehrer verordnet $ 22 des Lehrerbefoldungs- 
gefepes: „Lehrer und Lehrerinnen an Öffentlichen Bofteichulen erhalten bei Berfegungen 
ım Intereſſe des Dienſtes aus der Staatskaſſe eine Vergütung für Umzugskoſten unter 
Wegfall der von den Schulunterhaltungspflictigen zu entrictenden Auzugs- oder 
Herbeihofungstoflen. Die näheren Befiimmungen über die Höhe der Vergütung werden 
von dem Unterrihtsminifter in Gemeinfdaft mit dem Finanzminiſter getroffen. Im 
übrigen bewendet e& bei den beftehenden Vorjchriften über die Gewährung von An- 
ar und Herbeihofungsfoften. Bei Berfegungen gift der Berluft einer Dienftwohnung 
nebft Hausgarten oder die Verringerung der Mietsentihädigung nicht als Verringe- 
rung des Dienſteinkommens.“ Naqh den SS 39, 42 Allg. Sandr. II, T. 2, Tit. 12 
iR die Gemeinde verpflichtet, ben Lehrer nebſt Familie und Hausrat herbeizuholen, 
jebodh mit der Einfhränkung auf die Entfernung von zwei Tagereifen, falls fie den⸗ 
fefben nicht felbft gewählt hat. Diefe Verpflichtung ift aber auf die Herbeihofung 
des Lehrers befchränft. Cine Entihädigung für die bei einer anderen Art des An- 
zuges aufgewendeten Reifeloften kann ein Lehrer nur entweder auf Grund einer vor- 
gängigen Vereinbarung mit der Gemeinde oder dann beanfprugien, wenn die Gemeinde 
auf eigene Anforderung die Zransportmittel nicht re —* geſeüt Hat (OBG. 
19 ©. 194). Rach $ 42 IL, 12 in Verbindung mit $ 525 I, 11 if ein Lehrer, 
welcher innerhalb 10 Fahren von der Zeit feiner Anfellung in der bezüiglihen Ger 
meinde an einen andermeitigen Ruf annimmt, verpflichtet, biefer Gemeinde alle bei 
feinem Anzuge aufgemwendeten Koften zu erflatten. 
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6. Ruhegehalt. a) In Betreff desielben gilt das Gefeh betr. bie Benfio- 
nierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlihen Volksſchulen vom 6. Juli 
1885 (ES. ©. 298) bezw. das ben 5 11 diefes Geſetzes abändernde Geſetz vom 
26. April 1890 (GES. ©. 89). Nach diefem Geſetz erhält jeder an einer zur Er⸗- 
füßung ber allgemeinen Schulpflicht dienenden öffentlichen Schule definitiv angeftellte 
Lehrer eine Iebenslänglice Penfion, wenn ex nad) einer Dienftzeit von roenigfens 
zehn Zabren infolge Lörperlichen Gebredjens oder wegen Schwache feiner förperlichen 
oder geiftigen Kräfte zur Erfüllung feiner Auitspflichten dauernd unfähig it und bed» 
Ja in den Mubefland verfept wird. Bei Lehrern, weiche das fünfundfechözige 

'ebensjahr vollendet haben, ift eingetretene Dienftunfähigkeit nicht Vorbedingung des 
Anfpruches auf Benfion. Die Penfion beträgt, wenn die Verfegung im ben Hube» 
Rand nad; voßendetem zehnten, jedod) vor vollenbetem elften Dienftiahre erfolgt, 1Sjeg 
und fleigt von da ab mit jedem weiter zurüdgelegten Dienftiahre um Igo des im $ £ 
bes Befktes befiimmten Dienfteinfommens. Ueber die Berehnung der Dienftzeit 
1.5 5 u. fi. Die Beftimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunfte dem Antrage 
eines Lehrers auf Berjegnng in den Rubefland Kart eben, "fonvie die Entfheidung 
darüber, ob und welde Denon einem Lehrer zufteht, erligt durch die Shulauffichtd- 
behörde, Vorher foll in den Städten ber Magiftrat und bie ſtädtiſche Schuldeputation 
gehört werden a. 1887 .©. 533). Ueber die Beſchreitung des Rechtsweges gegen 
die Iegtgebadhte Entſcheidung |. $ 15 des Geſetzes. 

Die Penfion wird bis zur Höhe von 600 ME. aus ber Staatstaſſe, über 
diefen Betrag hinaus von den fonftigen bisher zur Aufbringung der Penfion des 
Lehrers BVerpflichteten, bezüglid) fofern foldhe nicht vorhanden find, von ben bisher 
zur Anssehaltung des Lehrers während der Dienftzeit Verpflichteten gezahlt ($ 26 des 
Geſetzes). 

Durch das Geſ. betr. Ruhegehaltstaſſen für die Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlichen Voltsſchuten vom 23. Suli 1898 (GG. ©. 194) wird behufs gemeinfamer 
Beftreitung des durd) den Staatöbeitrag von f. nicht gededten Zeilß der Ruhe» 
gehälter der Lehrer an den öffentlichen Boltsfhulen vom 1. Juli 1898 ab für die 
ii Aufbringung verpflichteten Schulverbände (Schulfozietäten, Gemeinden, Guts- 

egicte) in jedem Reg.-Bezirke eine Ruhegehaltstaffe —* 1). Die ver⸗ 
waltung der Kaffe erfolgt unentgeltlich durch die Bezirk Hegierung. Die Jntereſſen 
der Schulunterhaltungspflichtigen an der Kaffe twerben von einem am Gihe der Bez.- 
Re, wohnenden, vom Provinzial-Ausihuß gewählten Kaffenanwalt wahrgenommen 
(5 3). Die den Schufverbänden zur Laf fallenden Muhegehälter werden von der 

aſſe am bie Bezugsberechtigten gebt ($ 5). Für jedes mit dem 1. April be» 
ginmenbe Rechnumgsjaht wird der Bedarf der Saffe nad) dem Stande ber im $ 5 ger 
dachten Rubegebälter am 1. Oftober des —*2 unter Hingurechnung der doraus 
fichilichen Berwaltungskoſten berechnet ($ 6). Den Maßſtab für die Verteilung des 
Bedarfs auf die Schulverbände bildet bie Jahresfumme des_ruhcgehaltsberedtigten 
Dienfteintonimens der Lehrer und des Kaſſenbeziris am 1. Dftober bes Vorjahres. 
Bon dieſem Dienfteinfommen bleibt für jede Stelle ein Betrag bis zu 800 Mt. 
außer Berechnung. Die für jeden Schulerband fi ergebende Gejamtfumme des 
Dienfteintommens wird im BVerteilungsplane nad unten auf Hunderte von Mark ab- 
gerundet ($ 7). Der Berteilungsplan wird von der Bez.Neg. entworfen umd mit 
den der Aufftellung zu Grunde ge ten Unterlagen dem Kaſſenanwalt mitgeteilt, 
weicher innerhalb einer Frift von 4 Wochen Crinnerungen gegen den Plan geltend 
maden und binnen weiteren 2 Wochen vom Tage des Empfanges der ablehnenden 
Entiheidung an gerechnet durch Beſchwerde beim Ober - Bräfidenten verfolgen 
Tann. Die im ®erteilungsplane feftgeftellten Beiträge werden von ben Gäule 
verbänden in vierteljährigen Borausbezahlungen eingezogen. Immerhalb einer 
Fit von 4 Woden nad) der im Mmtsblatt zu  erfolgenden Befannte 
madung bes Berteilungsplanes ſteht ben Schulverbänden die Klage im Ber- 
waltungsfreitverfahren auf Abänderung des Planes gegen bie Bez-Meg. zu. Die 
Klage hat feine auffhiebende Wirkung. Zuftändig in eriter Zuftanz iR der Bezirke 
Ausihuß. Für die Aufbringung des Beitrages der Schulverbande finden bie Be- 
Rimmungen des Art. I $ 26 Gef. betr. Penfionierung der Lehrer vom 6. Juli 1885 
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über die Aufbringung bes Muhegehaltes Anwendung; jedoch darf das Stellen 
eintommen zur Aufbringung bes Ruhegehalts oder des Beitrageß vom 1. Juli 1898 
ab nicht herangezogen werben. Der Gtabttreis Berlin in einer Mubegehaltstaffe nicht 
angefchlofien. 

b) Das Geſetz vom 11. Juni 189% (GE. 109) regelt dat Ruhegehalt der 
Lehrer und Lehrerinnen am ben Öfienulichen, nicht ftaatlijen mittleren Schuten nad) 
den für die Lehrer pn. an den öffentlichen Boltsfhulen geltenden Grundfägen. Die 
Aufbringung des Huhegehalts, des Gmabenguartals und des Witwen- und Waifen- 
geldes erfolgt durch die zur Befoldung des Lehrers während feiner Dienfzeit auf der 
teten Schulftelle Berpflichteten. Denfelben ift e8 freigeftellt, fofern e8 fih um eine 
nad) dem 1. April 1895 errichtete Unterrichtsanftalt handelt, bis zum 1. April bes 
auf die Eröffnung folgenden Jahres in Betreff des Mubegehaltes der für ihren 
Bezirk auf Grund des Gef. vom 27. Juli 1893 gebildeten —R beizu · 
treten. Der Berechnung des in bie Rubegesaltstafe zu zahlenden Beitrages ift die 
volle Jahresſumme des ruhegehaltsberehtigten Dienfteinfommens bes Lehrers zu 
Grunde zu Tegen. 

c) Das Ruhegehalt ber Lehrer an ben ftaatlichen und nicht ſtaatlichen Höheren 
Lehrauſtalten wird durch das Penſ.Geſ. vom 27. März 1872 nebſt den zu diefem 
Geſetze ergangenen Abänderungsgei. (f. u. $ 65), insbefondere dem Gef. v. 16. Mai 
1896 (GS. 87) beflimmt. 


7. Hinfihtlid der den Hinterbliebenen ber Lchrer zu gewährenden Gnaden- 
zeit (Önadenguartal) und in Betreff ihrer Belaſſung ın der Dienftwohnung 
find in ben 88 23, 24 des Segzerbefolbungegefeges vom 3. März 1897 Beftimmungen 
erlaffen, welde mit den für die Staat und Öemeindebeamten geltenden Beftimmungen 
di. $ 65) im Wefentlichen übereinftimmen. 

8. Die Berforgung der Witwen und Waifen ber Lehrer an den 
Öffentlichen Boltsfhulen iſt dürch Gef. v. 4. Dezbr. 1899 (GE. 587) nach denfelben 
Grundfägen geregelt, welche für bie Hinterbliebenen der unmittelbaren Stant&beamten 
und ber fäbtifhen Beamten befichen (j. $ 65 C. 8). Zur Yufbringung des nicht 
durch Staatsbeittag (f. 0. ©. 415 n. c) gededten Witwen- und Waifengeldes find die 
u hforingung des nicht durch Staatsbeitrag gededten Teils des Ruhegehaits (dev 

ubegehalts! affenbeitäge) Verpflichteten verbunden ($ 14). Behufs gemeinjamer Ber 
ſtreitung des durch) den Staarsbeitrag nicht gedecten Teils der Witiven- und Waifen- 
gelber werben bie zur Aufbringung verpflichteten Schuluerbände (Schulfozietäten, Ge» 
meinden, Gutsbeziete) in jedem Wegierumgsbejitte zu Bezirts-Witwen- und Waifene 
Taffen verbunden. Sind für die Mitglieder eines Echulverbandes, welder feine 
widerruffic;e Staatsbeigülfe zur Unterhaltung der öffentlichen Boltsfhulen bezieht, 
mehr als 25 Schulftelfen Dordanden, fo if der Schulverband einer Bezirks-Wittven- 
und BWaifenfaffe nit anzufcließen, wenn er dies innerhalb ſechs Wochen nad) dem 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes bei der Bezirkregierung beantragt. Wird 
einem biernach der Vezirkälaffe nicht angefchloffenen Schulverbande fpäter auf feinen 
Antrag eine widerrufliche Gtantsbeihüffe gewährt, fo wird von ber Bezirköregierung 
der Anſchluß desfelben an die Kaffe von dem nächſten mit dem 1. April beginnenden 
Rechnungsjahre ab angeorbnet. Der Austritt eines ber Kaffe angeichloffenen Schul- 
verbandes ift — Während der Dauer des auf Antrag eines Schulverbandes 
erfolgten Ausichlufies desfelben aus der Kaffe findet die Vorfehrift des $ 14 Abfag 1 
auf Die Hinterbliebenen derjenigen Lehrer feine Anwendung, welhe zur Zeit ihres 
Todes oder ihrer Verfegung im den Hubeftand an einer Bollsichule dieſes Schul 
verbanbes angeftellt waren. Den Maßſtab für die Verteilung des Kaffenbebarfs auf 
die Schulverbände enulfogietäten, Gemeinden, Gutsbezixte) bildet die Jahresfumme 
des_rubegehaltsberedhtigten Dienfteintommens der zur Kaffe gehörigen Fehrerftellen am 
1. Oftober des Vorjahres. Bei unbefegten Stellen find Dienftalterszulagen nicht in 
Anre_hiung zu bringen. Die für jeden Chulverband (Schufiozietät, Gemeinde, 
Gutsbezict) ſih ergebende Gefamtfumme des Dienfteintommens wird im Berteilungs- 
plane nad) unten auf Hunderte von Mark abgerumdet. Der BVerteilungsplan gilt 
ohne Rüdfiht auf die inzwiſchen eingetretenen Veränderungen jedesmal für drei 
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Rehmungsjahre, Am Uebrigen finden auf die Einrichtung und ‚Bermaltung der 
Kaffen die $$ 2 bis 6, 8 bis 14 und 17 des Gefeßes, betreffend Rubegehaltstaffen 
für die Lehrer und Lehrerinnen an ben öffentlichen Bolfsfhulen vom Juli 1893 
(GS. &. 1), finngemäße Anwendung. 

Den Hinterbliebenen der an einer öffentlichen nichtnaatlichen mittleren 
Schule definitiv angeftellten Lehrer fteht nad 5 5 des Gel. v. 11. Juni 18% (GE. 
©. 109, |. 0. ©. 421) ein Anſpruch auf Witwen» und Waifengeld nad) Maßgabe 
der jeweilig geltenden gefeglichen Worfchriften betr. die Fürforge für die Hinter- 
bliebenen der unmittelbaren Staatsbeamten zu. 

Die Berforgung der Hinterbliebenen der Lehrer an ben nichtſtaatlichen 
höheren Unterrihtsanftalten i nicht grlih, fondern im Berwaltungswege durch 
Orieſtatute geregelt (HUB. 1898 ©. 867, 580). 

8 17. Dit der Fürforge für die Schulen hängt zufammen bie Aufficht über 
die Verwaltung ihres Vermögens, welche den Schuldeputationen in Betreff ber ihnen 
uneingefgräntt ($ 10) übergebenen Schulen zuficht. Wo ein gemeinfchaftliher 
Schuiſonds in den Stäbten ſchon eriſtieri oder mod) gebildet wirb, da fleht diefer 
unter unmittelbarer Abminiftration der Schuldeputation. So wie biefe das Maß des 
Schufgeldes für diejenigen Schulen, weldje ihnen uneingefehränft anvertraut worden, 
nad) den Lofalverhältniffen der Regierung vorfchlagen und barauf antragen fönnen, 
welcher Teil besfelben zum allgemeinen Schulfonds zu ziehen und welder ben Lehrern 
einer jeben Schule zur Verteilung nad; gewiffen Berhältniffen zu laſſen fei, fo forgen 
fie aud) andererfeits für pünktliche Ausführung der höheren Orts hierüber etwa ſchon 
getroffenen oder noch zu treffenden Fefegungen. 

818. Auch Haben fie die Einrichtung zu treffen, daß das Schulgeld nicht 
durch bie Lehrer, fondern durch die Vorſteher der einzelnen Schulen erhoben und der 
Schuldeputation nad) den im jeder Stadt angenommenen Grundfäen beredinet werde. 


1. Iede Schulgemeinde kann als Korporation Schulvermögen erwerben 
und befigen. Das Schulvermögen wird unter Auffiht der Regierung von ben 
Schuldeputationen verwaltet, in Städten unter Mitwirtung und Auffiht des 
Mogiftrats. Die Veräußerung oder Belaſtung von Grundflüden, Grredtigfeiten und 
Kapitalien, forwie die Erwerbung von Grundftüden, erfordert die Einwilligung des 
Patrons_fowie der Auffichtsbehörde. Das gejamte zu ulzwecken bienende Ber 
mögen if von der Stempelfteuer befreit, ohns Unterfchied, ob und wie weit es eine 
zu causa darftellt oder ob di, poitifgen Gemeinden oder bie Schuigemeinden feine 

räger find (BUS. 1880 ©. 625). 

Durd) Min.-Erl. vom 17. Novbr. 1908 gun; ©. 597) iR unter Beaugnaßme 
auf die Reg.-Jnfr. vom 23. Oft. 1817 eine allgemeine Amormung dahin getroffen, 
daß die Berwendung ober Mebertaffung der für Glementarichulen (Bolts- und 
mittleren Schulen) hergeftellten ober befiimmten Gebäude, Grundflüde, Räume 
(Mlaffen, Aulen, Turnhalle, Höfe uſw.) durch die Gemeinden zu anderen Zweden, 
als zu denen de öffentlichen Elementarunterrichts — auch im der ſchulfreien Zeit — 
der Dorgängigen Senehmigung der Schulauffichtöbehörde bedürfe. Die Genehmigung 
Tann für gleipartige unbebentliche Fälle, 3. 8. den firdlichen Konfirmanben«, Beicht- 
und Kommuniong-Unterriht allgemein erteilt werden. Ihre Erteilung kann aud, 
falls nicht im allgemeinen ſtaatlichen oder im Unterrichtsinterefje Bedenken entgegen 
ftehen, in geeigneten Fällen widerrüflich übertragen werden. Dieſer Erlaß ift vielfach 
angefochten (Lehmann in PBB. 25 ©. 46; von Gordon, die Gemeinde, ihre Schul- 

jebäude und der Staat, Berlin, Simion Nachfolger 1905; fenographiihe Bere 
— des Xgeorenetenfaufes 20. Legisl. 1. Seifen 1901 ©. TIBI'n. fi. 7841 
u. ff.; Verhandlungen des vierten allgemeinen Preuß. Städtetages am 6. und 7. Dez. 
1904, Berlin Carl Hehmanns Verlag 1905; Dirkien in PBE. 25 ©. 491). E86 
wird der ftaatlihen Schulauffichtsbehörde das Recht nicht beftritten werben können, 
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in die fommunale Schulverwaltung gebietend und verbietend einzugreifen, um Miß- 
bräuche R befeitigen — ($ 18 grir für bie Reg. v. 28. Oft. 1817 —, DOBO. 3 
&.%, ©. 213, HUB. 1900 ©. 801, f. o. zu $15.n.c. ©. 411). Weber diefe Be» 
fugniffe, melde das ſtaatliche Aufſichtsrecht gewährt, geht aber der Min.-Erlaß hinaus, 
wenn er zur Benugung von Schulgebäuden, welche im Eigentume ber politiichen Ge» 
meinbe ftehen, zu anberen, wie Schuizwegen, von der Genehmigung ber Auffichtsbehörbe 
abfängig macht, ohne irgend weldhe Senfung, ob im Eingelfalle die von der Gemeinde 
intendterte Benugung irgendivie mit dem konkreten Schulzwecke kollidiert. Dur 
eine ſoweit jedehnte Jnanſpruchnahme des Auffichtsrehts wird in das ber Gemeinde 
nad dem OBE. 36 ©. 213 zufichende geſetzliche Recht zur Selbftverwaltung ihrer 
Kommunalfgule eingegriffen (f. o. ©. 411). 

Die faatlichen Auffichtsbehörden der kommunalen höheren Lehranftalten haben 
die Schulgeundftüde fowohl, wie die Schulgebäude als im Eigentum der Anfalt 
Rehend, überall ohne Unterſchied reflamiert unter Bezugnahme auf die_$$ 54, 57 
Aug. Landr. T. II Zit. 11. Indeß können die Schulgrundftüde und Schulgebäude 
mir ba im Eigentume der Lchranftalt als Korporation ftehen, wo die Gebäude aus 
den Dlitteln der Anftalt bergetellt find, begiw. imo ein bejonderer privatredhtlider 
Eigentumserwerbsaft Seitens der Anftalt ftattgefunden hat. Wo dieſe Boraus- 
fegungen nicht vorhanden find, können die Patronate der höheren Fehranftalten nicht 
gezwungen werden, bie Schulgebäude als im Eigentum der Anftalt ftchend, im Etat 
zu verzeichnen (j. Trautmann, Vermögen und Vermögensverwaltung der unter 
Be Patronate ſtehenden nicht faatlichen höheren Lehranftalten, im PUB. 25 
©. 640). 

2. Schulgeld. Der Art. 25 Berf.-Urk. befimmte zwar, daß in der öffent 
lichen Boltsfcjule der Unterricht unentgeltlich erteilt werde. ndeß if der Aus- 
führung biefer Beftimmung der Berf.-Urt. erft durch das Geſed betreffend die Er- 
terug ber Boltsihullaften vom 14. Juni 1888 (GS. ©. 40) und 31. März 
1889 (6S. ©. 64) näher getreten. Rach $ 4 des Gel. vom 14. Juni 1888 findet 
die Erhebung eines Schulgeldes fortan nicht flatt. Ausnahmen find nur geftattet: 
1. für ſolche Kinder, welche innerhalb des Bezirks der von ihnen befuchten Schule 
nicht einheimifch find und 2. foweit als das beftehende Schulgeld durd) den in den 
beiden gedachten Gefetgen vorgefehenen Stantsbeitrag nicht gededt wird und anderen« 
falls eine erhebliche Vermehrung der Kommunal- und Schulabgaben eintreten müßte. 
Das danach zu 2 einftweilen in der Schule überhaupt nod) zuläffige Schulgeld ift in 
Landfhulen mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtgemeinden mit Ge— 
mehmigung des Bezirts-Ausfhuffes fehzuftellen. Bon fünf zu fünf Jahren ift zur 
Weitererhebung eine weitere Genehmigung erforderlich. 

Die Schulauffihtsbehörde hat die Vorausſetzungen und die Modalitäten näher 
u beftimimen, unter denen die Erhebung eines Fremdenſchulgeldes Rattfinden_ darj. 
Einpeimifche Rinder find nicht dlos diejenigen, welche am Orte, in melden fie die 
Schule befuchen, nad} ben Vorſchriften der Gefege ihren Mohnfig haben, fondern auch 
diejenigen, toeldhe an bem Orte, an welchem fie die Schule befuchen, von einem Ein- 
mohner diefes Ortes unentgeltlich, gleihviel, ob dauernd oder vorübergehend, in 
Pflege und Erziehung genommen find. (OBG. 19 S. 197). Die in Waifen-Anftalten 
untergebrachten auswärtigen, aber unentgeltlich in Pflege genommenen Kinder find in 
Beziehung auf die Berpflichtung zur Zahlung von Ehuigeh den. einheimifchen 
Kindern gleicjzuftellen (ZU. 1890 ©. 74, 1891 ©. 367). Den nicht einheimiichen 
Kindern find die Kinder folcher Angehörigen nicht beizuzählen, melde in den Schul- 
begirfe wohnen. Für bie Zugehörigteit zu den einheimifchen Kindern if die Zuger 
börigfeit zu dem Sculbezirte und nidjt diejenige zu dem Gemeindebezirte des 
Schülers das Entfheidende (PVB. 15 ©. 168). Die Beftimmungen eines Ein - 
ſchulungsvertrages, welder für bie nicht dem Gemeindebezirke des Schulorts zuge- 
hörigen Kinder ein Schulgeld fefticht, find als den Borfchriften des Gef. v. 14. Jumi 
1888 zuroiberfaufend aufgehoben. 

Eine von ber Kirche übernommene Verpflichtung zur Veftreitung des Schul: 
geldes für arme Schulkinder hört mit dem Fortfallen der Schulgeld-Erhebung auf, 
weil der Zwea der Zumendung fernerhin nicht erfült wird (POL. 13 ©. 221). 
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Durch die zu 2 zugelaffene Ausnahme follen die mit der unvermittelten Auf- 
hebung des Schulgeldes etwa verbundenen Härten gemildert werden. Das noch zu- 
Täffige Schulgeld if feinem Gefamt-Fahresbetrage nad; auf eine befiimmte Geld» 
fumme feſtzuſetzen. Die Feſtſezung bezw. Genehmigung bed Sal jelbtarifs oder 
Scufgeldregulativs, d. b. der Höhe der Schufgeldfäge (de3 Einheitsjages), gebührt 
der Schulauffichtsbehörde. 

Die Erhebung von Schulgeld findet — abgefehen von den Fällen im 5 4 des 
Gef. vom 14. Iuni 1888 — unbefhräntt nur noch) flatt in allen Schuien, weiche 
über das Ziel der Voltsidufe hinausgehen, in den Mittelfhulen, högeren Töchter» 
ſchnlen und allen höheren Schulen. erfcheint als ein Ausflug des dem Siaate 
vorbehaltenen Srganiltione, und Auffichtsredhts, daß der Auffichtsbehörde auch die 
Regulierung des Echulgeldes, d. h. der Fenfegung der Schulgeldfäge, des Schulgeld» 
tarifs, übertragen if. Das Recht zur Erhebung von Echulgeld, auch wenn es von 
einer Stabtgemeinde für eine von ihr gegründete Anflaft gebt wird, hat nicht in der 
Autonomie der Gemeinde feinen Grund, fondern in einem ftaatlien Aft. . 
ſchwerden über eine unangemeffene Handhabung des Erhebungerechtes find aud; bei 
den fäbtifchen höheren Tehranfaften nicht von der Kommnualauffichtsbehörde, fondern 
von den vorgejegten Schulbehörden zu entſcheiden (OVG. 21 ©. 42. &. übrigens 
$ 4 Kom.-Abg.-Gel.). 

Durd) die Vorfrift in $ 4 KAG,, wonad für den Befuch kommunaler 
höherer Lehranftalten und Fadidufen ein angemeffenes Cchufgeld erhoben werden 
muß, iR dem Schulgeld infoweit die rechtliche Natur einer Gemeindeabgabe beigelegt 
worden. Die Kommmunalauffichtsbehörde ift, wenn fie auf Grund diefer Vorſchrift in 
Berbindung mit $ 78 KAG. gegenüber einer Gemeinde an Stelle bisheriger, uman- 
gemeffen befundener Echulgeldfäge die Erhebung von Schulgeld nad anderen, als 
angemefien bezeichneten Eägen anordnet, hierbei an die Zufimmung der Schul- 
auffichtsbehörde nicht gebunden. Auf die gegen eine folde Anordnung der Kommunal» 
aujfichtsbehörde von der Gemeinde angeftellte Klage liegt e8 dem Bermaltungsrichter 
ob, die behauptete Umangemeffengeit der gejorberten Schulgelbfäge nach Mahgabe des 
KAG. und der dazu erlaffenen Ausführunge-Anweiung — aljo unabhängig von etwa 
befaunt gerordenen Ermwägungagründen der Schulauifichtsbehörde — zu prüfen, uud 
je nad) dem Ausfale der Brüfung die Klage abzumeien oder bie Anordnung aufzu- 
heben, feinerfeits_ die Sehugeidferiegung zu ändern, ift ihm verfagt. (OWBG. 42 
©. 150) Nad; Erlah des KAG. if der Rechtsweg in Betrefi der Zahlung von 
Schulgeld au fädtifchen höheren Schufen unzuläffig, vielmehr findet $ 18 Zuft.-Gei. 
Anwendung (RZE. 53 ©. 183). B 

Es ift zuläffig, daß vom den auswärtigen Schülern ber Näbtifchen höheren 
Lehranftalten ein höheres Schulgeld erhoben wird, al8 von den einheimiihen (ZUB. 1896 
©. Die Söhne von Lehrern find binfigtlid) der Schufgeldbefreiung ebenfo zu 
behandeln, wie bie anderen Schüler; fie fönnen nicht als ſolche eine Begünftigung in 
Anfprud nehmen (BMEB. 1899 ©. 181). 

ie Entfheidung über ftreitiges Schulgeld für ſolche Schulen, melde der 
Era Schulpflicht dienen, erfolgt im Verwaltungsftreitverfahren ($ 46 Abf. 5 
uf.-Bef.). 

819. Jede Schule behält aber ihr eigenes Vermögen, und nur die Etats 
ſämtlicher Schulen werden den Deputationen jährlich vorgelegt, von ihnen revibiert 
und der Megierung zur Vollziehung eingefandt. Auch die Jahresrechnungen werden 
den Deputationen dorgelegt, welche fie don den Stadtverorbneten-Sollegien dechar- 
gieren Iaffen. 


$ 20. Jährlich vor dein Jahresſchluſſe erftatten fie einen ausführlichen Ber 
richt über bie in dem Schulweſen vorgegangenen Veränderungen und den gegen» 
wärtigen inneren und äußeren Zuftand desfelben an die vorgefehte Regierung. 

$ 21. Die Lehrerwahlen bleiben bei den Schulen, die rein ſtädtiſchen Pa- 
tronats find, noch bei den Magifträten, nur daß das Gntadhten der ſachverſtändigen 
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Mitglieder der Schuldeputionen jedesmal eingezogen twerden muß. An Eulen 
gemifchten Patronats werben bie Lchrer für Stellen, zu denen bie Wahl bisher der 

" nicht Näbtifchen Vehörbe zuftand, ferner von diefer gemählt, ohne Konkurrenz des 
Magiftrats und der Schuldeputation.  , 


a) Der Magiftrat Hat nicht daB Recht, einen Lehrer auf Probe oder Kün- 
digung anzufelien, aud it in Fällen, in denen zunädjft nur eine proviforifche 
Anftellung erfolgt (ZUR. 1884 ©. 336). Nur bie Nufhtbehörde hat Ei beftimmen, 
ob ein Lehrer proviſoriſch ober interimiftifch amzuftellen (MR. 1864 119). Die 
tehrer erlangen nicht durch die bloße Votation des Magiftrats die Ermädtigung 
zur Wahrnehmung ihres Amtes, fondern nur durch bie —— des Staates, 
weldje in der Beftätigung der Bolation ihren Ausdrud findet (MR. 1866 ©. 77). 
Das MR. 1873, ©. 178 beflimmt barüber Folgendes: „Der in das Lehramt ein 
tretende Lehramtsbewerber erhält von dem zur Berufung Beredtigten eine unbebingte 
Bolation. Die Auffihtsbehörbe beftätigt diefelbe mit dem Vorbehalte des Widerrufs 
für den Fall, daß der betreffende Lehrer feine zweite Prüfung nicht innerhalb der 
vorgefchriebenen Zeit ablegt. Brei Jahre mad) der erften Prüfung darf fih der 
Lehrer zur zweiten Prüfung melden. “Hat er dies nicht getan, fo wird er nad) voll- 
endeten dritten Jahre von ber Anffihtsbehörde zur Ableguug derfelben "aufgefordert 
und diefe Aufforderung bis zum Ablauf des fünften Jahres alljährlid; wiederholt. 
Nach beftandener Prüfung ift der Vorbehalt in der Bolation aufzuheben und die defi- 
nitive Anftellung auszufprehen. Hat — ein Lehrer innerhalb fünf Jahren die 
dein Prüfung nicht beftanden, fo ift der Vorbehalt zur Geltung zu bringen und die 

tlaffung des Lehrers aus dem Lehramte zu verfügen.“ 

Mit der Ausfertigung ber für einen Lehrer befimmten Beftallungs-Urkunde 
iſt feine Knfellmg noch nicht perfelt. Cie wird_e8 erft im ber ohıehin zmangsrocife 
nicht erreichbaren Annahme ber Bofation von Seiten des zu Berufenden, bezüglich 
mit dem faktifchen Antritte des Lchramtes. Der zu Berufende ift vor Annahme ber 
Botation jederzeit berechtigt, von feiner früheren Erflärung zurüdzutreten (ZUB. 
1874 ©. 34). 

b) Die Berufung von Lehrern für ſamtliche Schulen eines Schulbezirls ohne 
Bezeichnung einer beffimmten Stelle, in welche fie berufen werden, if fiberall da 
zuläffig, wo das Einfommen der Lehrer Iediglic; nad, den allgemeinen Beftimmungen 
des Fehrerbefoldungsgefeßes vom 3. März 1897 geordnet if, wo alfo für fämtliche 
Lehrer dasfelbe Grundgehalt und diefelbe Alterszulage feftgefegt if. Unabhängig von 
der Berufung des Lehrers in eine beftimmte Stelle ift die der Beftimmung der Schul» 
auffichtsbehörbe überlaffene Verwendung desfelben im Schuldienfte des Schulbezirts 
(3U8. 1898 ©. 595). 

In den BerufungeUrkunden kaun den Elementarichreen die Verpflichtung auf- 
erlegt werden, an ben im Gdulbezirfe vorhandenen oder mod) zu errichtenden Fort« 
bildungsihulen auf Verlangen gegen eine angemefienc, im Gtreitfalle von der Re- 
gierung feſtzuſetzende Entihädigung bis wöchentlich vier Unterrichtsſtunden zu itber- 
nehmen (ZUB. 1898 ©. 227). Dagegen darf in die Berufungsurfinden eine Be⸗- 
fimmung nicht aufgenommen werden, daß Unterricht an nichtſtädtiſchen Anftalten 
nur mit Genehmigung des Magiſtrats erteilt werden darf, ebenſowenig cine Ber 
Mimmung betr. die Zahl der von bem Lehrer zu erteilenden Pflicht- und der von 
igm zu übernehmenden Bertretungsftunden (ZUB. 1897 ©. 824). 

c) Kündigung und Entlaffung. Die für höhere Lehranſtalten geltende 
Beftimmung einer fehsmonatlidien Kündigungsfrift findet weder auf höhere Zöcter- 
ſchulen noch auf Boltsjhufen überhaupt ftatt. Hier kommt cine dreimonatlide 
Kündigung zur Anwendung. (ZUB. 1874 ©. 658.) Der Magiftrat hat nicht das 
Redjt, einem, wenn auch nur proviforifc angeftellten Lehrer, das Amt zu Tündigen. 
Diefe Sefngnis ift eim Ausfluß der Disgipinargeroalt, welche der Magiftrat' nicht 
befitt. (ME. 1870 ©. 298.) Mit dem Batromat ift mr das Recht der Wahl und 
der Berufung verbunden, nicht aber das der Entlafjung des Lehrers aus dem Amte. 
Die Aufficht?behörbe Tann fogar den Abgang eines Lehrers in ein anderes Lehramt 


426 StO. $ 59. Gemeindewaifenrat. 


jenehmigen, auch wenn derſelbe eine dreimonatlihe Kündigungsfriſt nicht Irmegebaltee 
Hat, ohıe daf Dem Säutpatton hierüber Beicwerde zufcht (MR. 1868 ©. 316). 

A) Das Disziplinargefeg vom 21. Juli 1852 findet auf Lehrer Anwendung. ' 
Die Koften der Steilvertwetung, eines vom Amte fuspendierten Lehrers fallen den 
zur Unterhaltung der Schule Berpflichteten zur Laft, ohne daß es darauf ankommt, 
von wem die Anregung zur Einleitung des Dißziplinarverfahrens ausgegangen ift. 
(MR. 1864 ©. 269.) Die vom Amte fuspendierten Lehrer bleiben nad) wie vor der 
disziplinarifchen Aufficht der vorgefegten Behörde unterworfen. Sie dürfen ſich ins- 
befondere ohne Genchmigung weder von bem bisherigen Amtsfige entfernen, noch 
eine andere Stellung ibemehmen (MR. 1874 ©. 9). 

o) Die Berheiratung einer Lehrerin bewirkt nicht von felbft deren Unfähigkeit 
zur ferneren Verwaltung des Amtes, den Verluſt desſelben und der vermögensrecht - 
lichen Anſprüche aus dem Dienftverhältniffe. Doch if ein Vorbehalt bet der Arı= 
ſtellung von Lehrerinen zuläffig, daß für dem Fall der Verheiratung das Amtsver - 
hältnis als aufgeoben gelten tor (3UB. 1885 ©. 353). In die Befoldungsord- 
nungen ift eine Beftimmung aufzunehmen, daß die Berheiratung der Lehrerin die 
Aufhebung ihrer Anftellung Bu Folge hat. In der Berufungsurfunde ift auf diefe 
Beftimmung, der Befoldungs-Orbnung hinzumeifen (HUB. 1897 ©. 767). 


5. Der Gemeindewaifenrat. (Auffah in PBB. 22 ©. 597 „Stellung 
und Aufgaben bes Gemeindewaifenrats"). Nach dem Worgange der preußilchen Bor 
mundfehaftsorbnung vom 5. Juli 1875 ($ 52) fihert aud) BGB. der Gemeinde eine 
geroiffe Mitwirtung bei ber Führung der Obervormundfehaft durch die Einrichtung 
des Gemeindewaifenrats in den SS 1849-1851. Die Stellung des Gemeinde 
mwaifenrats in die eines Hilfßorgans ber Obervormundfdhaft, und zwar fowohl im 
BVerhältniffe zu demjenigen Bormundfgaftsgerit, in deſſen Bezirk die betreffende 
Gemeinde liegt, al aud) im Berhältniffe zu allen Bormundichaftsgerichten, denen 
obervormundſchaftliche Funktionen in Anfehung der in der Gemeinde ſich aufhaltenden 
Münbdel zuftchen. Deshalb hat jedes Sormundigaf jericht dem Gemeindewaiſenrat dic 
Anordnung ber Vormundſchaft über einen fi in deſſen Bezirk aufhaltenden Mündel 
unter Bezeichnung des Bormundes und Gegenvormundes, ſowie einen in ber Perjon 
der Bormünder eintretenden Wedjfel mitzuteilen und der Bormund ift von der Ber- 
legung des Aufenthalts eines Münbels in den Bit eines anderen Geimeinbewaifen- 
rais in Kenntnis zu feßen ($ 1851 BGB.) Dem Gemeinbewaifenrat liegt das 
Borfchlagsrecht Hinfihtlih der Perfonen ob, die fid) zum Wormunde, aber aud) (ab- 
weichend von den $$ 53, 54 Borm.-Ordn.), die ſich zum Gegenvormund oder Mitglicd 
eines Familienrat3 eignen ($ 1849 daf.). Der Gemeindewaifenrat hat in Unter 
fügung des Bormundiaftsgerichts darüber zu wachen, daß bie Bormünber ber ſich 
in feinem Bezirke aufhaltenden Mündel für die Perfon der Mündel, insbefondere 
für ihre Erziehung und ihre Lörperlic)e Pflege, pflichtmäßige Sorge tragen. Ex hat 
dem Bormunbfehaftsgerichte Mängel und Pflihtroibrigkeiten, die er in biefer Hinfidht 
wahrnimmt, angugeigen und auf Erfordern über daS perjönlic;e Ergehen und das 
Berhalten eines Mündels Auskunft zu erteilen. Erlangt der Gemeindewaifenrat 
Kenntnis von einer Gefährdung des Vermögens eines Mündels, fo hat er dem Bor- 
mundfchaftägericht Anzeige zu madjen ($ 1850 daf.). Die Berantwortlichfeit eines 
Gemeinbewaifenrat3 richtet fih nach den allgemeinen Beftimmungen über Haftung 
wegen Schabenerfages und unerlaubter Handlungen gemäß $$ 823 u. ff. daf. 

Nach $ 49 des Reichägel. über bie Angelegenheiten der freitvilligen Gerichts- 
barkeit vom 17. Juni 1898 (RG. ©. 1, 189) hat der Gemeindewaiienrat dem Bor« 
mundſchaftsgericht Anzeige zu machen, wenn er von einem Falle Kenntnis erhält, in 
weldem ein Bormund, ein Gegenvormund ober ein Pfleger zu beftellen ift. 

Ueber die Organifation des GemeinbewaifenratS verordnet Ausf.“Geſ. 
BGB. Art. 75: 

$1. Für jede Gemeinde ober für örtlich abzugrenzende Gemeindeteile 
find ein oder mehrere Gemeindeglieder als Gemeindewailenrat zu beftellen. 
Für benachbarte Gemeindebezirfe Lönnen diefelben Perfonen beftellt werben. 
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Das Amt eines Waiſenrats iſt ein unentgellliches Gemeindeamt. Durch Be- 

ſchluß der Gemeindebehdrde können die dem Gemeindewaiſenrat obliegenden Ber- 
richtungen befonderen Abteilungen oder ſchon beftehenden Organen der Ge- 

greinbeoermaltung übertragen werden. Die bisherigen Waifenräte bfeiben im 
mte. 

82 ur Unterflügung des Gemeindewaifenrats Töhnen Frauen, die 
hierzu bereit find, ala Waifenpflegerinnen widerruflich beftellt werden. Die Zu- 
Nändigfeit für die Beftellung beftimmt fi nad) den für die Beftelung der Wailen- 
rãte maßgebenden Vorſchrifien. Die Waifenpflegerinnen haben unter der Leitung 
be Gemeinberwaifenrat3 bei ber Beauffihtigung der im Kindesalter fehendeit 
Mündel und bei der Ueberwachung weiblicher Muͤndel mitzuwirken. 

Nach einer Minifterial-Entidj. vom 15. Januar 1905 haben die Waifenräte als 
Gemeinbebeamte gemäß Art. 108 BU. grundfäglic, den allgemeinen Staatsdiener-Eid 
u leiften. Doch foll im Interefie möglicher Belchränkung der Zahl von Eides⸗ 

iftungen die Bereidigung auf Einzelfälle beichräntt bfeiben, in denen Streit entfleht 


und deshalb die Cinnahme des fireng dechtuchen Gtanbpunftes ſich nicht ver- 
meiben läßt. “ 





as Belebung des Inſtituts der 
agiſtratsmitgliedes, mit den 
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Städte von größerem Umfange oder von zahlreicherer Be- 
völferung werben von dem Magiftrat nad Anhörung der Stadt- 
verorbneten in Ortsbezirke getheilt. 

Jedem Beet wird ein Bezirksvorſteher vorgefeßt, welcher von 
den Stadtverordneten aus den ftimmfähigen Bürgern des Bezirks 
auf ſechs Jahre erwählt und vom Magiftrat bejtätigt wird. Ju 
gleicher Weife wird für den Fu der Verhinderung des Bezirks⸗ 
vorſtehers ein Stellvertreter deſſelben angeftellt. 

Die Bezirksvorfteher find Organe des Magiftrat3 und ver- 
pflichtet, feinen Anordnungen Folge zu leiften, ihn namentlich in den 
örtlichen Geichäften des Bezirks zu unterftügen. 


Dazu Zuf.-Gef.: 

$ 14. Ueber bie Gültigkeit von Wahlen folder Gemeindebeamten, welche ber 
Beftätigung nicht bedürfen, befchließt, foweit die Beſchlußfaſſung der Auffichtsbehörde 
zuſteht, der Bezirksausſchuß. 

Unter ben im $ 14 bezeichneten Gemeindebeamten ſind die Bezirksvorſteher, 
Armenvorfteher, wie überhaupt die Mitglieder der ſtädtiſchen Berwaltungs-Deputa- 
tionen (f. HR. 5 65 bi. 4) gemeint. Wenn $ 14 die Beſchlußfaſſung über die 
Gürtigfeit der Wahlen folder Gemeindebeamten dem Bezirksausſchuß, foweit die Be- 
ftußlarfıng der Auffichtsbehörde zufteht, übermweift, fo werden damit die Fälle ge- 
troffen, in denen die Auffihtsbchörde über Beſchwerden in ſtädtiſchen Angelegenheiten 
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und demzufolge aud; über Beſchwerden betreffend bie Gültigkeit der Wahl der im 
% 14 erwähnten Gemeindebeamten zu befchließen hat. Cine Amtsentſetzung ber Be- 
zirsvorftcher Tann nur in den Formen bes $ 75 Abf. 2 ftattfinden, Ordnungsſtrafen 
tönnen gegen fie nicht verhängt werben (f. $ 59 ©. 889). 

Nach StO. 1808 ($$ 11, 12) follte die Einteilung jeder Stadt, die über 800 
Einwohner at, in Bezirke fattfinden, fein Bezirk in großen Gtädten über 1500 und 
Teiner unter 1000, in mittleren und kleineren Gtäbten aber feiner über 1000 und 
nicht unter 400 Seelen enthalten, aud) jeder Bezirk die Benennung nad) der 
darin belegenen Hauptftraße und einem Yauptplage führen. Wenngleich, diefe Ber 
fimmungen nicht mehr maßgebend find, fo werden biefelben hoch für die Regelung 
des Gegenftandes, ba, wo «8 ihrer mod bebarf, einen Anhalt gewähren. Als 
zum Wirkungskreiſe des Bezirksvorfichers gehörig bezeichnete die StO. 1808 namentlich 
die Auffiht über Straßen, Brüden, Brunnen, Wafjerleitungen, deren Reinigung, 
tleine Außbefferungen bericlben, Rontrole der Belendjtung und der Nachtwache, Kt 
ficht über öffentlihe Pläge und deren Reinigung, Verwaltung und Aufliht der 
Fenerlöfch- und Rettungs-Anftalten des Bezivts uf. In neuerer Zeit hat fid der 
Wirfungstreiß der Vezirksvorftcher mehr oder weniger abweichend hiervon getaltet. 
Sie find tätig auf dem Gebiete des Einquartierungswefens, wirken bei fatiftifchen 
Erhebungen, Boltszählungen und dergl. mit, befonders bei der Auswahl geeigneter 
Berfonen zu ben Aemtern eines Yormundes, Armenpflegers, Schiebsmannes ufm. In 
vielen Städten find fie auf die Mitwirkung bei der A beichräntt. (Bat. 
die Beziefövorftcher-Orbnungen, Etolp, DOrtögefehe IT 296, IV. 284, , 1867 
Nr. 49.) Deutſche Gemeinde-Zeitung 1867 ©. 554. 

Dem Bezirlsvorftcher fönmen zur Erledigung der ihm übertragenen Geichäfte 
noch andere Bürger des Bezirks zugefellt und durch Ortsftatut der Vezirksvorftcher, 
deffen Stellvertreter und die ihm fonft mo zur Unterftügung beigegebenen Bürger 
(Beifiger) zu einem Tolegiafiichen Bezirtsvorftand (Bezirksamt) vereinigt werden. 
Diefent Lönnen zur Lollegiafifhen Behandlung namentlich die Bezirts-Armenpflege 
(a18 Beziel8-Armenamıt) und bie Meberwachung und Ausführung der fanitätspolizeilichen 
Maßnahmen im Bezirke ais Spezial (Mevier-) Sanitäts-Rommiffton übertragen 
werben (f. Rappelmann bie unbefoldeten Gemeindebenmten in PBB. 23 ©. 770,771). 

Bei der Beratung ber StDO. wurde ein Antrag: „der Bezirfvorftehern kann 
auf Berlangen ein angemefjener Entfchädigungsbetrag für Haltung eines Amtslokals 
berilligt werden“, abgelehnt. Im Allgemeinen miffe, fo wurde dabei bemerkt, als 
ein fehr wichtiger Grumdfag feftgehalten werden, daß dergleihen Funktionen, wie 
folche dem Bezirksvorſteher obliegen, als Ehrenamt nmentgeltlih ausgeübt werden 
follen. Indeß fönme ja aud) bei Verwaltung von flädtifchen Ehrenämtern'nad) 8 64 
SH. die Erftattung barer Auslagen verlangt werden. Es komme nur darauf an, daß 
der Magiftrat biefen Punkt gehörig ins ge faffe. Eine Entſchadigung für Bor 
haltung und Reinigung eines Amtszimmers fann ihnen gewährt werden. 
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Jedes Jahr, bevor ſich die Stadtverordneten-Berfammlung mit 
dem Haushalts-Etat beſchäftigt, hat der Magiitrat in öffentlicher 
Sigung derjelben über die Sermaltung und den Stand der Gemeinde- 
Angelegenheiten einen vollftändigen Bericht zu erftatten. Tag und 
Stunde werben wenigſtens zwei freie Tage vorher in der Gemeinde 
befannt gemadt. 

Zwegmaßiger würde ber Bericht zu erſtatten fein nad} erfolgtem Kaffen-Ab- 
fhluß des Vorjahres. Mit dem für das folgende Jahr entworfenen Etat hängt der 
Bericht nicht zufammen. 

Zwed und Aufgabe des Berichtes ift e8, alle zur Beurteilung ber Gemeinde 
Angelegenheiten erforderlichen tatfächlichen Details ausführlich und zufammenhängenb 
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darzulegen, berart, daß fi Jedermann ein ſelbſtändiges Urteil über die Art und die 
Rejultate ber Gemeindeverwaltung bilden dann. Der Vorteil, ben die Berichte in 
jeder einzelnen Gemeinde ſchaffen können, wird noch wefentlic dadurch erhöht, daß 
die einzelnen Städte ſich ihre Berichte unter einander mitteilen und infolgebeffen 
fi) gemeinfam zur segenteitigen Belehrung, Anregung und Nacheiferung zivedent- 
fotedend vereinigen. Mit Rüdfit hierauf if die Abfaflung des Berichts nad einem 
einheitlichen Schema dringend zu empfehlen (vergl. über Verwaltungsgerichte DGZ. 
1865 ©. 565, 1866 ©. 429, 441, 1873 ©. 189). 

Die Borfhrift, den Bericht in Öffentlicher Sitzung der Gtadtverorbneten-Ber- 
fammlung zu erftatten, zeigt fi namentlich in größeren Städten, wegen feines oft 
beträchtlichen Umfanges, häufig als wmausführbar. CB ift daher Gebrauch, den Ber 
richt burch den Drud zu veröffentlichen, und da aud) die Tagespreſſe in ausgiebiger 
Beife zu Hülfe zu kommen pflegt, von dem Vortrage in öffentlicher Stadtverordneten- 
Sigung Abfland zu nehmen. 

Die Sitte unferer Vorfahren brachte es mit fi, in den Gtäbten Jahrbücher 
zu halten, in welche die bedeutenderen Vorfälle des Orts verzeichnet wurden (Drts- 
Hroniten.) Der vorgeichriebene Berwaltungsbericht wird fo eingerichtet werden können, 
daß er deren Stelle vertritt. 


8 62. i 
Der Bürgermeifter hat nad) näherer Beftimmung ber Geſetze 
folgende Gefchäfte zu beforgen: 

L wenn die Handhabung ber Drtspolizei nicht Föniglichen Be— 
hörden übertragen ift: 

1. die Handhabung ber Ortspoligei; 

2. die Verrichtung eines Hilfsbeamten ber —— Polizei; 

3. die Verrihtungen eines Polizei- Anwalts vorbehaltlich der 
Befugniß der Behörde, in den Fällen 2 und 3 andere Be: 
amten mit diefen Geſchäften zu beauftragen. 

Dem Bürgermeifter am Site eines Gerichts kann die 
Vertretung der Polizei-Anwaltschaft bei dem Gericht auch 
für die übrigen Gemeinden des Gerichtsbezirks gegen ange- 
mefjene Entjhädigung übertragen werden, in deren Hinficht 
nähere Beftimmungen vorbehalten bleiben. 

U. Alle örtlichen Geſchäfte der Kreis-, Bezirts-, Provinzial und , 
allgemeinen Stant3-Berwaltung, namentlich un dag Führen 
der Perjonenitands-Regifter, fofern nicht andere Behörden dazu 
beftimmt find. 

Einzelne dieſer unter I. und II. erwähnten Geſchäfte können 
mit Genehmigung der Regierung einem anderen Magiftrats-Mitgliede 
übertragen werden. 


Zuf.-Gef. 7. An die Stelle der Regierung tritt der Regierunge-Präfident, in 
Berlin der Oberpräfident. 

Die Befimmung unter I Nr. 8 Abf. 2 (wegen der Verxichtungen des 
Boligeianwalts) ift durch 5 64 Ausf.-Gel. Ger. Verf⸗Geſ. (f. u. IC. 2), die Be- 
fimmung unter II und Abf. 2 wegen Führung der Perfonenftanderegifter durch 5 6 
des Reichsgeſ. vom 6. Febr. 1875 (j. u. ) abgeändert. 

1. Die allgemeine Vorſchrift im letzten Abſatz gibt das Mittel an die Hand, 
geeignete andere Magifttatsperfonen außer dem Vürgermeifter mit den Berrichtungen 
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eines Verwalters der Polizei zu betrauen, wenn bies durch das Bebirfnis bedingt und 
angemefjen erſcheint. Das mit der Handhabung der Ortspolizei an Stelle des Bürger- 
meifter8 betraute Magiftratsmitglied übt die Funktionen eines Polizeivermalters in 
voller Unabhängigkeit vom Bürgermeifter aus und ift hinſichtlich diefer Verrichtungen 
deffen Aufficht und Disziplin nicht unterworfen. Cs Tann aud nicht als au 
täifig erachtet werben, 8 dem Bijrgermeiſter die Generalien, Perſonalien und bie 
Arbeitsteilung vorbehalten bleibe. (MR. 11. März 1887 ©. 28). Nur die in den 
Angelegenheiten der Polizeiverwaltung zu erlaffenden Zahlungsordres und die Ber- 
hngung der Disziplinarftrafen gegen Polizeibeamte find von der jedesmaligen Mit- 
wirkung des Magiftratsbirigenten abhängig. 
Das MR. 11. März 1887 Hat jedoch die Uebertragung der Handhabung ber 
gelamten Ortspoligei auf ein anderes Magiftratsmitglied vor Augen, Cs ift aber 
micht ausgeichloffen, daß, ber zufländige Träger der Ortöpoligeigervalt deren Handhabung 
in ber Weiſe regelt, daß cr ihm nachgeorbnete Beamte als feine Organe mit dem Er- 
laſſe polizeifi—her Anordnungen und deren Durchführung ein für allemal beauftragt. 
Die bureaumäßige organifierte Polizeiverwaltung bedarf eines mehr oder minder zahf« 
reichen Hilfeperfonals, welches den Träger der Poligeigewalt bei dem Erlaffe feiner 
Anordnungen umterftüßt oder fie zur Ausführung bringt. Diefe Beamten Handeln bei 
Erfühung der ihnen erteilten Dienftinftruftionen und Yufträge fediglich nach dem 
Billen des Chefs der Bolizeiverwaltung, machen ihn alfo auch für ihr Handeln nad) 
außen verantwortlid. Nicht anders verhäft es fi aber aud, wenn ber Bermalter 
der Polizei für eine ganze Reihe von zufünftig vorfommenden Fällen ähnlicher Art 
iin Voraus Auftrag gibt, von melden Beamten das Erforderliche anzuorbnen und 
auszuführen ift. Die entgegenftehenbe Auffaffung, weldje in dergleichen Beauftragungen 
eine wenn auch) nur teifweife unzuläffige Ueberttagung der pofizeifichen Gewalt erblidt, 
iR retlich nit Haltbar und für die praftifhe Handhabung, namentfic, bei größeren 
Polizeiverwaktungen, völlig undurdjfühtbar. Hiernach wiberftreitet ein von der Polizei« 
verwaltung erlaſſenes Regulativ dem Gefege nicht, wonach bie Polizeiverwaltung vom 
Pürgermeifter geführt und foweit biefer die fpezielle Leitung der Gefchäite nicht felbft 
in die Hand nimmt, von einem mit Genehmigung des Kegierungs- Bräfidenten mit 
der Bearbeitung der Bolizeifachen betrauten Magiftatemigfiee — Bolizeirat — der 
treten wird, deffen Vertretung wiedernm für Behinderungsfäle weiter u. a. dahin 
geregelt if, daß der Poligeiinfpektor, dem die Sorge für die Aufrechterhaltung der 
Öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Orbrung dauptſachtich anvertrant ift, zu Anordnungen 
befugt erklärt wird, welche er aledann „im Anftrage“ zu erlaffen hat. Maßnahmen 
eines folden Auftrages gemäß handelnden Beamten, unterfiegen, fofern nicht der 
Träger ber Polizeigewalt fie mißbilligt und zurüdzieht, der Anfechtung der in dem 
8$ 127, 128 2B®. vorgefehenen Redtsmittel (OB®. 30 ©. 418, |. aud OB®. 77 
©. 232. v. Kampf III 583, 642, IV 736). Aud) die fenftehende Brari des Kammer- 
. gerichts bejaht die Nectsgültigleit der Gtrafverfügungen ($ 453 OStr.-Br.-Orb.), 
welche ein von dem Bürgermeifter mit der „Erledigung des Polizeibezernats“ beaufe 
tragter Gemeindebeamter erläßt und „im Auftrag“ vollzieht. 

2. Aus der Beftimmung des $ 62 II wird die Verpflichtung des Erſten Bürger 
meifters der Gtädte, welche einen Stadtkreis bilden, zur Uebernahme der Gefchäfte des 
Borfitenden der Beranlagungsfommiffon der Einfommenfleuer gefolgert, da bei der 
Beratung des Eintommenfteuer-Gefees vom 24. Zuli 1891 ausdrüdlic ohne Wider 
peu fetgeftellt worden fei, daß auf Grund der Beftimmung des 5 34 des Gef. dem 

eften Bürgermeifter eines Stadtkreiſes ebenfo wie dem Landrate der Borfig in der 
Zeranfagungs-Rommiffion zufalle, fofern nicht ein befonderer Kommiffar ernannt 
twerde. Der Beallung eine befonderen Kommiffars aber ift e& nicht gleid} zu adhten, 
wenn in ben Fällen der Behinderung oder eberlaftung des Erften Bürgermeifters 
der Borfit in beffen Bertretung einem anderen Magiftratsmitgliede übertragen 
wird. Dat hiernach die Stadtgemeinde ihren Erften Biürgermeifter oder an deiien 
Stelle ein anderes Dogiftratsmitglied zur Mebernahme des Vorfiges in der Ber- 
anfagungs-Rommiffion zur Verfügung zu ftellen, fo follen nad) Art. 88 Ziffer 2 lit. b. 
der Ausf.-Anv. vom d. Augu 1891 au) die durd; Führung biefee Borfiges und 
die damit verbundenen Gefchäjte veranlaften SKoften, ingbejondere auch bie perfönlichen 
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und ſachlichen Koſten für das Bureau des Vorfigenden und für alle zum Gebraud) 
desjelben beftimmten Formulare, aus den nah $ 73 Abf. 1 und 3 des Einfommen- 
ſteuer · Geſetzes den Gemeinden bewilligten Beranlagungs- und Hebegebühren beftritten 
bezw. von der Gtadtgemeinde getragen werden. Diefe Auffaffung if Ceitens des 
Reichsgerichts reprobiert. Nach RZE. (PBB. 20 ©. 494) Hat der Staat bie fäh- 
lichen Koften für die Tätigfeit der Einkommenfteuer-Beranlagungs Kommiffton anch in 
einem Stadtkreife zu tragen, wenn durch die Regierung zum Borfigenden der Kom— 
miffion der Vürgermeifter oder ein anderes Magiftratsmitglied ernannt wird. 

Im Algemeinen folgt aus der Pflicht des Bürgermeifters, Die in 5 62 bezeich- 
neten Geihäfte zu führen, noch nicht bie Pflicht der Stadtgemeinde, die fachüchen 
Koſten bes betreffenden Berwaltungszweiges zu tragen. Hierzu bedarf e8 vielmehr 
einer ausbrüdlih auf den betreffenden Zweit beptgtichen geſetzlichen Befimmung 
(RZE. 43 ©. 320, 321, OBG. 36 ©. 114, OT. 67 ©. 221). 


I. Die Polizeiverwaltung in den Städten. 


A. Bezuglich der Organifation der ſtädtiſchen Polizei ift das Geſetz über 
die Bolizeiverwaltung vom 11. März 1850 (GS. ©. 265) maßgebend, deren 
88 1—4 hier in Betracht fommen. 

$ 1. Die örtliche Bolizei-Verwaltung wird von dem nad; den Vorſchriften der 
(Gemeindeorbnung) Stäbteordnung, Kreisordnung dazu beftimmten Beamten (Bürger- 
meiftern, Kreisamtmännern, Oberſchulzen, Anıtsvorftehern) im Namen des Königs ge 
führt, vorbehaltlich der im $ 2 des gegenmärtigen Geſetzes vorgefehenen Ausnahme. 

Die Ortspoligeibeamten find verpflichtet, bie ihnen von der vorgefehten Staats» 
behörde in Poligeiangefegenheiten erteilten Amwveifungen zur Ausführung zu bringen. 

Jeder, ber ſich in ihrem Verwaltungsbezirke aufhäft oder daſelbſt anſäſſig if, 
muß ihren polizeilichen Anordnungen Folge leiſten. 

1. Es wird „Orts-(Lofal-)Bolizei“ und allgemeine „Lande spolizei“ 
unterfchieben. Die Iehtere umfaßt die Sicherheit und das Gemeinmohl des Staates 
und aller Staatsangehörigen oder do ganzer Landesteile; die Ortepolizei hat nur 
die Tofalen Intereſſen der Gemeinden und Kreife zum Gegenflande ihrer Tätigkeit. 
Die Zufändigkeit der Landespolizeibehörden gründet ſich entweder darauf, daß gewiſſe 
polizeiliche Interefien an fi der Srtenotiget entzogen unb ihnen überwieſen find, 
oder darauf, daß der an fich ber Ortspoligeibehörde nicht entzogene Gegenftand mehrere 
Srtspotizeibezirfe berührt (v. Braud. I Anm. 236 Abi. 5 zu $ 127 2BG.). Die Unter- 
ſcheidung zwiſchen den Funktionen der Landespolizei und denen der Ortspolizei gründet 
fi auf zwei Momente, einmal auf ein materielles, je nachdem bie polizeilich zu 
jhüßenden Gemeinintereffen in erſter Linie ſolche der nahbarlihen örtlichen Gemein- 
fhaften find oder ob fie über diefe räumliche Vejchränfung hinaus, in weiteren Ber 
zirken, vielleiht als unmittelbar einheitliche Intereffen des Staates hervortreten, und 
daneben zweitens auf ein formelles Moment, indem durch pofitive Normen Gemein- 
intereffen der erfteren Art, dennoch zu jolden der Landes. und die der letzteren Art zu 
ſolchen der Drispeiigei ertlärt find (OBE. 26 ©. 85, 29 ©. 9, Roſin, Pol.- 
Berordn.⸗Recht ©. 161). 

Nadı dem Preuß. Staatsrecht iſt die Polizei ein Ausfluß der Staatsgewalt, 
ein Hoheitsrecht des Staates, fo daB auch die otatpatigei nicht Namens der Gemeinden, 
jondern im Namen des Königs ausgeübt wird. Die Verwaltung der fandespolizer 
if bisher durch die Regierungen und deren Organe (andräte) geführt worden. Im 
Folge der neuen Verwaltungs: ganifation find die fandespolizeifichen Funktionen auf 
die Regierungs-Präfidenten bezüglid auf die neuen Veihluß-Rollegien übergegangen, 
Durch das &BG. ($ 130) find au) Anordnungen der Landespolizeibehörben der Rechts 
tontrolfe im Berwaltungs-Streitverfahren unterftellt worden. . 

Yinfigtlih der örtlichen Polizeiverwaltung in den Städten beflimmte 
StO. 1808 (88 165, 166), daß dem Staate vorbehalten bleibe, in den Städten eigene 
Wofizeibehörden anzuorbnen oder die Handhabung der Polizei an ben Magiftrat au 
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übertragen, welder fie fodann vermöge Auftrages ausfben und in dieſer Beziehung 
als Behörde des Staates zu betrachten jein Fe, Die StO. 1831_gab eine Ab- 
weidjung von diefen Grundfägen infofern zu erfennen, als fie der Staatsregierung 
aud) vorbehielt, mit der Polizeiverwaltung den Bürgermeifter oder ein anderes Magi- 
eatsmitglied zu betrauen (85 109, 183 bie 137). Diefen Zuflaud hat Gelek 
vom 11. März 1850 zur Regel erhoben und $ 62 Std. aufrecht erhalten. Er ift 
jebod mehrfach, namentlich bei der Beratung des Gejegentwurfes 1876, Gegenftand 
der Anfehtung gewefen, Unter Berufung darauf, daß die Sorge für die öffentliche 
Sicherheit und Wohlfahrt vecht eigentlich zu den Gemeindeangefegenheiten gehöre, 
hinfictlich deren der Gemeinde die Gelbfttätigfeit micht vorenthalten werden dürfe, 
verlangte das Abgeordnetenhaus nad} dem Vorgauge der StO. von Hannover ($ 71), 
daß au Etelle des Bürgermeiſters der Magifttat, der im Geſetze jelbft als Ortsobrigteit 
und als Verwalter der ftädtijchen Gemeindeangelegenheiten begeichnet werde, mit der 
Handhabung der Ortspoligei betraut werben — Dieſes Verlaugen iſt von der 
Staatsregierung mit dem Hinweiſe befämpft, daß eine verantwortliche und energifche 
Sührung der WBolizei unmöglich fei, wenn fie in die Hand einer Tollegiafifchen 

ehörde gelegt werde und der Viührgermeifter leb glich Erefutivbeamter des Dagiftrats 
werde, mit deſſen Inftruftionen er ſich deden könne (1. Preuß, das fläbtiihe Amis - 
teht ©. 205). 

Steht nun auch die Handhabung der Ortspolizei dem Bürgermeifter zu, fo ift 
letzterer doch in vielen Fällen an die Entigjfießungen des Magiftrats gewieſen und 
von diefen abhängig. Der Magiftrat fiellt inebefondere die polizeilichen Gemeind 
beamten an ($ 4 Abf. 2 Geje vom 11. März 1850). Seine Zuftimmung ift erforder- 
lid) zu allen ortspolizeilichen Borfchriften, foweit fie nidıt zum Gebiete der Gicyerheitg- 
volizei gehören (BO. $ 143). Weitere Hechte des Magiftrats in Bezug auf die 
Bolizeiverwaltung entfpringen aus der den Stadtgemeinden obfiegenden Verpflichtung, 
die Koften der drtlichen Poligeiverrwaltung zu tragen, Deehalb beiliekt der Magiftrat 
über die Organifation des Wotigeidienfies und über die erjorderlichen ort8polizeilichen 
Einrichtungen. Diefe feine Beſchlußfaſſungen unterliegen jedoch der im $ 4 Gejets von 
11. März 1850 und $ 78 StO. vorgejehenen Einmwirfung der Auffihtsbchörden umd 
finden in den Feſtſezungen des flädtiichen Haushalts . Eiats ihre Begrenzung. Yu 
legtever Beziehung erhält aud, die Stadtverordueten-Berfammiung mittelbar das Recht, 
bei neuen pofizeilihen Einrichtungen, imsbefondere bei der Anftellung von Polizei- 
beamten, mitzuwirken. 

. 2. Die Aufficht über die Ortspolizei gehört zur Landespolizei. Als 
deren Organ übt fie aud) der Landrat. Die Verordnung vom 30. April 1815 beftimmte 
(8 36); daß alle Ortſchaften, die in den Grenzen eines Kreifes liegen, zu demfelben 
gehören und der landrätlichen Auificht untergeorbnet find. Auch nadden StO. 1853 
die Stadtgemeinden in tommunaler Hinficht der direkten Aufficht der Bezirköregierungen 
unterftellt Hatte, it $ 36 dahin maßgebend geblieben, daß gleichwohl in polizeilichen 
Angelegenheiteu nad) wie vor ber Landrat als die nächſte Auffichts-Fuftaug der einen 
eigenen Kreis nicht bildenden Stadtgemeinden angejehen wurde. Die Kreisorbnung 
überträgt im $ 77 dem Landrat die Ueberwachung der gejamten Bolizeiverwaltung 
im Kteife und in deffen einzelnen Gemeinden. Hiernad) ift e8 unzweifelhaft, daß dem 
Landrat das Recht zufteht, dem ſtädtiſchen Ortspolizeibehörbden in Poligei-Angelegenheiten 
Anweifungen & erteilen, weiche fie zu befolgen verpflichtet find (f. aud S 50 
LTO. MR. 1874 ©. 103). Die Nictbefolgung folder Anmeifungen ift diezipfinarifeh 
firafbarer Ungehorfam (OBG. 31 ©. 433). 

Aus der Stellung der Ortspolizeibehörde zur Landespolizeibehörde als Auffichte- 
Inftanz und aus dem Berhäftniffe der nadgeordneten zur vorgefegten Behörde ergibt 
fi), daß feine Ortspolizeibehörde die Befugnis hat, da Gegenteil von demjenigen zu 
fordern und zu erzwingen, was die Auffihtsbehörde angeorditet und erfaubt Hat (OB. 
4 ©. 405). Deshalb Nicht das den Parteien ga polizeiliche Berfügungen eingeräumte 
Redht der förmlichen Befchwerde gegen die Cntfgjeidungen der vorgefeßten Auffichts- 
behörde in polizeilichen Angelegenheiten der im Inftanzenzuge nachgeordneten Polizei- 
behörde nicht zu (OBG. 3 ©. 345). Dagegen it aud, nad Einführung des fürm- 
lichen Bejchwerde- und Klageverfahrens gegen polizeiliche Verfügungen die Befugnis 
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der ſtaatlichen Auffichtebehörbe, innerhalb ihrer gefeglichen Zufändigleit Verfügungen 
um Anordnungen der nadjgeorbneten Poligeibehörden außer Kraft zu jegen ober diefe 
Sahöinen mit Anweifungen zu verfehen, in allen Fällen unberührt geblieben (5 50 


230.) 

3. Der Wirkungskreis ber Ortepoligei ift dur $ 10 Allg. Lande. T. II 
Titel 17 wie jolgt beflimmt: Die nötigen Anftalten zur Erhaltung der öffentlichen 
Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung der dem Bublitum oder einzelnen 
Mitgliedern besfelben bevorftehenden Gefahr zu trefien, in das Amt der Polizei. 

Die in $ 10 eit. umfchriebenen Aufgaben entipredien nach DOB®. 9 ©. 353 u. fi. 
dem Begriffe der Polizei, wie ihn das Gef. vom 11. März 1850 verflanden 
hat, nämlich dem Begriffe der ihre Anordnungen mit Zmangsmaßregefn durch- 
fegenden flantfichen Behörde. Diefe Nuigaben erihöpfen” den Mirkungstreis der 
Volizei völig, und ziwar derart, Daß polizeiliche Verfügungen oder Verordnungen über 
diefen Kreis binaus unzuläffig erfgpeinen. (f. folgenden Abfa). Rad $ 10 if die 
Bolizei berechtigt, zur Abwendung der einzelnen Mitgliedern des Stantes bevorftehenden 
Gefahr Maßnahmen zu treffen, und unter einer derartigen Gefahr ift nicht allein eine 
dem Leben und der Gefundpeit, fondern auch eine dem Wermögen des Einzelnen 
drohende Gefahr zu verftehen. Aber „Gejahr“ ift nicht gleichbedeutend mit „Rachteil” 
und insbejondere kann, wenn der Nachteil von den freiwilligen Handlungen Dritter 
zu beforgen ift, derſelbe der Polizei nur dann Grund zum Einſchreiten geben, wenn 
die in Frage ehenden Handlungen frafbar find. Wo dies mit der Koll if, Liegt 
ein lediglich privatredhtliches Serhäitnis dor, deſſen auch mur vorläufige Regelung 
Sache des Richters ift, fofern nicht der Berigel durth befondere Gefege eine Mitwirkung 
übertragen fein follte (OB. 4 ©. 414, ©. 419; 7 ©. 377). Der „bevorftehenden 
Gefahr", von welder $ 10 a. a. DO. fpricht, Tann auch wicht felbft eine hochgtadige 
Beläftigung, wenn fie feine Gefahr mit fih mitbringt, gleichgeftellt werden. Deshalb 
Tann die Ortepolizeibehörde zum Eduge des Einzelnen gegen die Zuführung von 
Rauch wegen der den Nachbarn dadurch hervorgerufenen Beläftigungen nicht einſchreiten 
(980. 9 ©. 347). Zu den nötigen Anfaften im Sinne des $ 10 cit. find Maß- 
nahmen oder Vorkehrungen im weiteften Sinne zu verfiehen. Zu ihnen gehören nicht 
nur danernde Wolizeieinrichtungen, Polizeigefepe und Berordumgen, fondern and) 
polizeiliche Verfügungen und Anordnungen (f. hierüber $ 127 2BG.). 

Ueber die im $ 10 Allg. Landr. I. II Zit. 17 umſchriebenen Aufgaben der 
Polizei hinaus ift zur Pflege von Wohlfahrtsintereffen deren Zuftändigfeit nur 
auf Grund befonderer gefeglicher Borfchriften anzunehmen. Die Gemeinden Lönnen 
deshalb polizeilich nicht angehalten werden, außer dem Falle des Notftandes die Ber- 
forgung des Publitums mit gelundem Trintwaffer zu übernehmen und zu diefem 
Zwede Tiefbrumnen oder eine Waferleitung anzulegen (OBG. 12 ©. 382). Bon 
demfelben Geſichtspunkte aus find für uuzuläffig erachtet: eine Polizei-Berordnung, 
weiche für die Bebauung der Umgegend des Siegesdenlmals auf dem Kreuzberge in 
Berlin aus äfhetiigen Rüdfichten Befhräntungen einführte (OBO. 9 ©. 353) ebenfo 
ein polizeifiches Berbot betr. die Bezeihnung einer Privat-Transport-Anfalt als 
Brivanpoft (CIE. 15 ©. 427). Dagegen kann eine Gemeinde zur Herftellung von 
Bedärfnie-Anftalten fir das auf Öffentlichen Plägen verfehrende Bubtitum angehalten 
werden (OBG. 12 ©. 388). Auch if die Bolizeibehörbe befugt, von den Eigentümern 
bewohnte Häufer die Beleuchtung der Treppen und Flure zur Fernhaltung von Ge- 
fahren von Leben und Gefundheit der auf denfefben vertehrenden Perſonen bei mangeln- 
dem Tageslichte zu fordern (UBG. 12 ©. 392). 

Die Zufländigfeit des ftädtiiden Volheiverwalters erftredt ſich nur auf bie 
„allgemeine Polizei”. Sowen für die Verwaltung der Polizei auf gewiſſen Ge— 
bieten durch bie @ef.ge befondere Behörden berufen find, wie 3. B. hinfichtlih der 
Bergwerfepoligei fat, Verggel. v. 4. Juni 1865 @S. ©. 705), der Eifen- 
bahnpofizei (Bei. über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. Noventber 1838 GC. 
€. 505. Weiceverf. art. 4 Nr. 8, 41—47, Betriebsordn. vom 5. Juli 1892 (R®: 
©. 691), der Deipoligei (Gel. über dag Teichwefen vom 28. Januar 184 
x. 44. Allerh. Exlaß vom 14. November 1853 betr. die Deichſtatute GS. ©. 
behätt es dabei fein Bewenden (OBO®. 3 ©. 191, 23 ©. 369, 24 &. 3%, 37 ©. 219, 
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36 ©. 2 Die Fiſchereipolizei gehört im Allgemeinen zur Ortspoligei. Doch 
tann gemäß $ 46 fifchereigei. vom 30. Mai 1874 (G&. ©. 194), die Beauffihti- 
gung der WBinnenfiicherei beftimmten Beamten übertragen werden. Die Strom- 
und Schiffahrts-Polizei gehören zur Landespolizei und feht dem Reg.-Präf. zu, 
der befugt if, fi bei ihrer Ausübung der ihm nadgeordneten Behörden al8 feiner 
Organe zu bedienen. (OB. 11 ©. 233; 30 ©. 281, 31 ©. 233, 32.263). Be- 
füglih der Hafenpolizei hat OS. (BER. 16 ©. 360) anerlannt, daß fie im 

inne des Polizeifoften-Gef. vom 30. April 1892 als ein Zweig ber Ortspoligei an - 
äufehen fei. Die Ehauffeebaupolizer fteht dem Reg.-Präf. zu (OBG. 11 ©. 205, 
14 ©. 276, 21 ©. 249), die Ghaufleepofizei dem Landrate, in ben zu einem 
Landtreife gehörigen Gtädten der Ortepoligeibehörde (OB. 38 ©. 279, |. iedod 
MBB. 1897 ©. 134). Die Jagdpolizei liegt in Landkreifen dem Landrate, im 
Stadttreifen der Ortspolizeibehörde ob ($ 103 Zufl.-Gei.). Die rechtüch begründete 
Zuftändigfeit der Polizeibehörden kann durd; Objervanz nicht geändert werden (OBG. 
26 ©. 415, puB. 19 ©. 300). 


$ 2. In Gemeinden, wo ſich eine Bezirfsregierung, ein Land-, Gtadt- oder 
Kreisgericht befindet, fowie in Feſtungen und in Gemeinden von mehr als 10.000 
Einwohnern, fann die örtliche Polizeiverwaltung durch Beſchluß des Minifters des 
Iunern befonderen Stantsbeamten übertragen werden. Auch in anderen Gemeinden 
tann aus dringenden Gründen dieſelbe Einrichtung zeitweije eingeführt werden. 





—— 





zwifchen ber Gtantspoligeibehörde und den fädtifchen Behörden näher zu regeln. Im 
$ 6 de8 Geſetzes betr. die Koſten Königl. Polizeiverwaltungen in Stadtgemeinden vom 

Aprit 1892 (62. ©. 87) if vorgefehen, daß den Gtadtgemeinden einzelne Zweige 
der Ortspoligeiverwaltung zur eigenen Verwaltung bei der auf Antrag der Gemeinden 
einzuleitenden Neuregufierung der Verwaltung der Wohlfahrtspoligei Hinftig über- 
wiejen oder bei künftiger Uebernahme der Ortspolizeiverwaltung durch eine Königliche 
Behörde belaffen werden können (j. $ 3 n. 2). 

Bei einer Teilung der Ortepolizei umter mehrere Behörden Tann regelmäßig 
immer nur eine derfelben zum Erlaſſe einer beftimmten getepotipeiticen Verfügung 
für zufändig erachtet werden 6388 5 ©. 366, 23 ©. 315, 27 ©. 386). 38. 
eine fäbtifche Poligeibehörde ale Baupofizeibehörde zum Crlaß einer beftimmten Ane 
ordnung zuftändig, fo bleibt es der Königl. Polizeidirektion, welche an demſelben Orte 





StO. 5 62. Die Polizeivenvaltung in den Städten. jolizeifoften. 5 
a Sggen. Cheliz 435 


die Verlehrs· und Gicerheitspoligei verwaltet, unbenommen, wenn bie ſtädtiſche 
Wolizeiverwaltung die Interefien des Verkehrs uſw. nicht genügend berüdfichtigt Hat, 
die vorgeſetzte Auffichtebehörbe anzurufen. Ein felbftändiges Einichreiten ift ihr jedod) 
auterfagt und die betreffende Lerfügung tehtsungültig. Die Straffeftfegung wegen 
Uebertretungen feht im Falle der Zeilung der Polizei jeder einzelnen Polizei-Ber- 
waltung für ihren Verwaltungsbereich zu. 

Die Beſtimmung im $ 2 kann übrigens nad) Crlaf der Kreisorbnung in 
Landgemeinden nicht mehr Anwendung finden. 

Der ſtädtiſche Polizeibezirk ſälle in der Regel mit der Stadt zufammen. 
Doch ann der Minifter des Innern im Einverfläudnis mit dem Bezirlsausihuß 
ländliche Gemeinden und Gutsbezirke, welhe unmittelbar an den Stadtbezirk grenzen, 
zum ftädtifcen Poligeibezirte fchlagen ($ 49a Kr.-Oron., 5 6 Zuf.-Gei.). Die ber 
treffenden Gemeinden bilden alsdann mit der Stadt einen einheitlichen Polizeibezirt, 
fodaß Verfügungen der Poligeibehörbe, welche ſich auf die zugelegten Gemeinden be- 
ziehen, Hinfihtfich der Redhtsmittel ufro. als Verfügungen der Ortöpoligeibehörde einer 
Stadt gelten (OBG. 28 ©, 401). Befondere Beftimmungen gelten für die Städte 
in den Kreifen Teltow und Niederbarnim nach dem Gef. vom 12. Juni 1889 (GE. 
©. 129) und für die Etadtfreife Charlottenburg, Schöneberg und Rizdorf nad) dem 
Gef. vom 13. Zuni 1900 (6S. ©. 47). 


$ 3. Die Koften der örtlichen Polizeiverwaltung find mit Ausnahme der Ge- 
hälter der von der Staatsregierung im Falle der Anwendung des $ 2 angeftellten be- 
fonderen Beanıten von den Gemeinden zu beftreiten. 


1. Zu denjenigen Stadtgemeinden, in denen die Örtliche Polizeiverwaltung nicht 
vu eine Königliche Behörde, fondern gemäß $ -1 des Gefeges vom 11. März 1850 
geführt wird, fallen alle Koften der Pofizeivermaltung ohne Unterfchied, ob fie für 
das Beamtenperfonal oder für fähliche Ausgaben beftimmt find und gleichviel, ob fie 
unmittelbare oder mittelbare (j. u. n. 2a) Polizeitoften darftellen, der Siadtkaſſe zur 
Laſt. In Städten mit ſtädtiſcher Polizeivermaltung kann nur in Frage konmen, ob 
die Koften folhe der Orts- oder der Landespolizei find, bezüglich ob es ſich überhaupt 
um Polizei und nicht um anderweite Staateverwaltungsfoften (3. B. um Koften der 
Juftizverwaltung) handelt. Zu den Koften der Ortspolizei gehören die Koften für 
Beſchaffung, Verwaltung und Unterhaltung der Polizeigefängniffe und der zur Ver- 
waltung der Polizei erforderlichen Lofalien (OX. 14. Juli 1859, Strieth. 34 S. 224), 
für die Unterhaltung, Verpflegung und Heilung der in das Polizeigefängnis aufge 
nommenen Perionen (MR. 1856 ©. 228, 1860 S. 35, 173), (die Begräbnisfoften 
der im Polizeigefängnis verftorbenen Perſonen fallen jedod dem Ortsarmen-Berbande 
zur Laft, da die polizeiliche Haft mit dem Tode des Juhaftierten emdigt), für fanitäts- 
Polizeifiche Einrichtungen (ER. 4. Juli 1857, IMB. 1857 ©. 103), insbefondere für 
die fortfaufende ärztliche Unterfugung proftituierter Weiber (OT. 11. Novbr. 1856, 
TML. 1857 ©. 38), die Koften für die veſchaffung pofizeificher Journale, Regifter, 
Baßfarten und für andere Vebürfniffe des Paßbureaus, foroie für jonfige polizeiliche 
Drudfaen (MR. 1856 ©. 204, 1860 €. 72, 225, 1861 ©. 15), die Koften der 
veterinärpolizeifichen Neberwachung der Vichmärkte (MW. 1861 &.101). Das Gel. vom 
3. Mai 185 betreffend Abwehr und Unterdrüdung von Biehfeuchen legt die Koften, 
weiche aus der Beauffihtigung der Vieh. und Pferdemärkte durch beamtete Tierärzte 
erwachfen, dem Unternehmer zur Lat ($ 14). Unter Unternehmer ift diejenige Ge- 
meinde zu_verfiehen, in deren Bezivfe Märfte abgehalten werden, wenn nicht, im 
einzelnen ale die Beranftaltung des Diarktes fic unter folhen Umftänden vollzieht, 
daß andere Individuen als die eigentlichen Unternehmer hervortreten und die Ger 
meinde, indem fie ihnen die Abhaltung des Marktes geflattet, nur eine paffive 
Rolle ſpielt. 

Die für Feuerldſchzwecke nötigen Einrichtungen und Beranfaltungen find von 
den Gemeinden zu beicaffen und zu unterhalten. Zu den dabei bereit zu fiellenden 
Einrichtungen gehört die Beldaffung des zu Lölchzwedten erforderlichen Mafiers. 
DVG. 38 ©. 179.) . 
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Die Auffichtsbehörbe ift befugt, den Ortspolizeibehörden die Zuziehung 
techniſcher Beihülfe bei der Grledigung ortspofizeificher Geihäfte, insbefondere der 
Eichmeifter bei Revifton der Maße und Gewichte, aufzugeben und find die Gemeinden 
verpflichtet, Die aus folder Zuziehung ermacfenden Koflen zu tragen. (DB®. 5 
©. 68.) Dertliche KXoften der Wolizeiverwaltung find die Koften der Reviſion des 
Gewerbebetriebes der Fleiſchbeſchauer (BMB. 1878 ©. 232), der Revifionen der zum 
Berfauf und zur Aufbewahrung von Giften beftimmten Räume (BMB. 1880 
©. 201), der Revifionen ber Drogengeiiäfte (END. 18% ©. 52) die Koften für 
die Belihtigung der Berfaufsftellen von Arzneimitteln außerhalb der Apotheten 
gan, 1903 S. 21), der Reviſionen der Bierdrud-Vorrihtungen (TME. 1898 

. 121). Siehe über die zeanung der Koften für polizeiliche Kevifionen von Be- 
triebseinrihtungen im PBB. 25 ©. 89. 

Die Vorbeugung gegen Störungen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
und die Abwendung von Gefahren für das Publitum oder einzelne lieder desſelben. 
die von einem aus der Haft entlafjenen Geiftestranten ausgehen, find Aufgaben der 
Ortepofigeibehörde. Die Koflen, die aus der Unterbringung folder aus der gericht- 
fichen Haft entlaſſenen Geiftesfranfen in Irrenanſtalten entftehen, find KXoften der 
örtlichen Baligeinermalkung des Entlafjungsortes, bezüglich des Orts, von dem aus 
ver Geifteafranfe in die Anftalt eingeliefert wird, wenn fid aud; der Geifteäfrante 
früßer, fo fange er in Freiheit gelafien tmurde, außerhalb des Orts aufgehalten hat, 
von dem aus er in die Anflalt gebracht und erft infolge feiner Ueberfügrung in ein 
an_biefem Orte befindliche Gefängnis und im unmittelbaren Anfcpluß an die Ente 
Taffung aus diefem der Ortepolizeibehörde überwiefen wird, aud) dann, wenn der 
entlafjene Geiftesfrante Ausländer ift und fpäter des Landes verwieſen wird. 


In Fällen, in denen die Sandespofigeibehörde an Stelle und in Vertretung 
der Ortepolizeibehörde einſchreitet, find die mit dem Einſchreiten verbundenen Koften 
als foldje der örtlichen Boligeivermaltung —2 — (DVG. 14 ©. 25). Dagegen 
falen die Kofen von Unterfuhungen örtlicher Miflände (3. B. der Verjauchung von 

° Brunnen duch die mit flädtifhen Kanalifationswerten verbundenen Riefelanlagen), 
melde die Zandespofizeibehörde um des mit der Gadjlage verbundenen allgemeinen 
polizeilichen Interefjes willen oder zu dem Zwecke anordnet, um die Grundlage für 
den Ausgleich der Jutereſſen verſchiedener Soligelbegirte zu gewinnen, ber Landes- 
poligeiverwaltung zur Laſt. (OVG. 17 ©. 28.) 

Die Koften der Konſtatierung des Ausbruches anftedender Seuchen (OBG. 5 
©. 60), für Sehung von Höhepfählen in Privatflüffen zum Zwece der polizeilichen 
Kontrolle der orbmungemäßigen Räumung des Filuffes (OB®. 13 ©. 62), die 
Koften der Kartierung und Nivellierung eines Waflerlaufes als Unterlage künii 
Räumungsanordnungen (OGB. 12 ©. 303) find SKofen der örtlichen WBoligeie 
verwaltung, |. iedvod) ©. 396 (Seudjengefeh). 

Die Gemeinden find um deswillen allein, weil die von ihnen zu tragende 
"often der Örılichen Poligeiverwaltung durch den Erfaß oder die Ausiührung am 
Dritte ergehender ort8polizeilicher Beriügungen vermehrt werden, zur Anfechtung 
ſolcher Derfügungen im Streiterfahren nicht legitimiert (OB6. 12 ©. 416). 
Die aus $ 3 entipringende Pflicht der Gemeinden zur Xragung der Polizeie 
Toften tritt mur dann ein, wenn fein Dritter — Aueführung der erſorderten 
Feiftungen polizeifich herangezogen werden fann (DBO. 18 ©. 414). Die Ber- 
pflihtung zur Tragung folder Koften durd einen Dritten if} in einem bem 
Landtage in der Eeifion 1904 vorgelegten Entwurf eines Gefeges betreffend die Koſten 
der Prüfung übermahungsbedüritiger Anlagen vorgeichen. Wach $ 1 "diejes @eicge 
entwurfs kann, fomeit durch SBolizeiverordnung des Oberpräfidenten, des Regierungs- 
präfidenten (in Berlin des Yolizeipı äfldenten) oder des Oberbergamte® angeordnet wird, 
daß Aufzüge, Kraftfahrzeuge, Dampjiäller, Gefäße fir verdichtete und verflitifigte 
Safe, Mineralwafjerapparate, Azetyien⸗, Elektrizität Anlagen durch Sacdveritändige 
vor der Inbetriebjegung oder wiederholt mährend des Betriebes geprüft werden, im 
diefen Verordnungen den Befigern die B vpflichtung auferlegt werden, die hierzu nötigen 
Arbeitsträfte und Vorrichtungen bereit zu ftellen und die Koften ber Prüfungen zu 
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tragen. Mitglieder von Vereinen zur Ueberwahung der vorftehend bezeichneten 
Anlagen, die den Nachweis führen, daß fie die Prüfungen mindeftens in dem 
behördlih vorgeichriebenen Umfange dur anerfannte Sehverfändige forgfältig 
ausführen lafien, fönnen durch den Minifter für Handel und Gewerbe von ben 
auıtlichen Prüfungen ihrer Anlagen widerruflich befreit werden. Die Koften der 
Prüfungen Pe nad; Tarifen berechnet werden, deren Feffegung ober Genehmigung 
45 3 Ab. 1) den zufändigen Miniftern vorbehalten bleibt. Ihre Beitreibung erfolgt 
im Berwaltungszwangsverfahren. (Siehe Nachtrag.) 

2. Der $ 3 Bat durch das Geſetz betreffend bie Koften Königl. 
Bolizeiverwaltungen in GStadtgemeinden vom 20. April 1892 (G&. 
©. 87) infofern eine Aenderung erfahren, als in ſoichen Stabtgemeinden nicht bloß, 
wie bisher die Gehälter der Polizeibeamten, fondern alle Koften der Polizeiverwaltung 
vom Staate gezahlt werden. Es verordnet dieſes Geſetz: 

$ 1. In denjenigen Stabtgemeinden, in melden die örtliche Poligeivermaltung 
ganz oder teilweife von einer Königl. Behörde geführt wird, beftreitet ber Staat alle 
durch biefe Verwaltung entftehenden Ausgaben einfchließfid) der Koften für das Nadıt- 
wachtweſen und erhebt, unbeſchadet der Beſtimmung des $ 7 Abf. 3 des Gefeges vom 
23. April 1883 (GS. ©. 65) alle mit diejer Verwaltung verbundenen Einnahmen- 
Zu den Ausgaben tragen nad) Maßgabe der Kopfzahl der Zivilbenöfterung jährlich 
bei, umd zwar diejenigen Gtadtgemeinden mit mehr als 75.000 Einwohuern je 
1,50 Mt, mit mehr als 40.000 bis 75.000 je 1,10 Mt, mit 40.000 und weniger 
Einwohnern je 0,90 Mf., Berlin aber 2,50 ME, und Kaffel 0,82 Mt. für jeden 
Kopf der Bevölferung. 

Ueber die Verwendung diefer Beiträge, insbefondere auch zur Vermehrung der 
Landgendarmerie behufs Ausdehnung der Tätigkeit derfelben auf die zu Landfreifen 
achörigen Etadtgemeinden und behufs Verftärfung derfelben im ben Vororten ber 
einen eigenen Kreis bildenden Städte mit kommunaler Polizeiverwaltung wird durch 
den Stantshauehalts-Etat ausführlich, Beſtimmung getroffen. 

5 2. Ausgaben ber örtlichen Polizeiverwaltung im Sinne des $ 1 find 
fämtliche Dienftbezüge (Befoldungen, Remunerationen, Wohnungsgeldzuſchüſſe, Lokal- 
und Stelenzulagen, Dienfaufwands-, Miers-Entfhädigungen, Equipage- und Pferde- 
unterhaltungsgelder), Penfionen und Wartegelder der Polizeibeamten, Witwen- und 
Baifengelder für Hinterbliebene folher Beamten, Fuhr- uud Transportloften, Mieten 
für Dienftwohnungen, Koſten für Betleidung und Ausrüftung der Schuhmannſchaft, 
für Bureaubedürfniffe, für Beſchaffung und bauliche Unterhaltung der Polizeidienft- 
gebäude, Bolizeigefängnistoften und befondere Ausgaben im Intereſſe dev örtlichen 
Folizeiverwaltung. 

$ 3. Maßgebend für die Berechnung der Einwohnerzahl ift in Betreff der 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes die durch die jedesmalige letzte Volkszählung ermittelte 
Zahl der ortsanweſenden Zivilbevölferung. Die Aenderung diefer Zahl tritt ein mit 
dem Beginn des auf die jedesmalige Voitszählung folgenden Gtatsjahres. Der von 
den Gtadtgemeinden zu leiftende Koftenbeitrag ift in vierteljährlichen Teilbeträgen vor- 
auszuzahlen. 

$ 4. Die Stadtgemeinden find verpflichtet, die ihnen gehörigen Grundſtücke, 
Gebäude, Gebäudeteile, Inventarienftüde und Einrichtungen, welche gegenwärtig deu 
Zweden der Königl. Ortspolizeiverwaltung unentgeltlich dienen, auch ferner auf die 
Dauer des Bedürfniffes für diefe Zwecke unentgeltlich herzugeben. 
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$ 5. Erſtredt ſich der Bezirk der Königl. Ortspolizeiverwaltung in einer 
Stadtgemeinde auf benachbarte Landgemeinden ober Gutsbezirle. fo find die beteiligten 
Verbände verpflichtet, zu den Ausgaben der Poligeiverwaltung nad; den Beſtimmungen 
des $ 1 mit der Maßgabe beizutragen, daß der auf den Kopf zu beredinende Bei- 
tragsſatz nad) der Einwohnerzahl des beitragenden Gemeinde- oder Gutsbezirks ($ 3) 
bemefjen wird, und mo diefe Einwohnerzahl unter 10.000 bfeibt, durd den Ober» 
präfidenten, jedod in feinem Falle höher, als auf 0,70 Mi. für jeden Kopf feftgeiegt 
wird. Werden ſolchen Gemeinde» oder Gutsbezirken einzelne Zweige der örtlichen 
Polizeiverwaltung belafjen oder fberwiefen, fo tritt eine entfpredende Ermäßigung 
des Beitragsfages ein, deſſen Höhe durch den Oberpräfidenten feftgefegt wird. Gegen 
den Feffegungsbeihluß des Oberpräfibenten findet innerhalb zwei Wochen bie Klage 
bei dem Oberverwaltungsgeriht ftatt. 

$ 6. Im denjenigen Stadtgemeinden, welchen einzelne Zweige der Ortspolizei- 
verwaltung zur eigenen Verwaltung übermwiefen find oder, bei der auf Antrag der 
Gemeinden einzuleitenden Neuregelung der Verwaltung ber Wohlfahrtspofizei zu- 
tünftig überwiefen ober bei fünftiger Uebernahme der Ortspolizeiverwaltung durch 
eine Königliche Behörbe belafjen werben, tritt eine der Minderausgabe des Staates 
entiprechende Ermäßigung des nad Maßgabe der Kopfzahl der Zivilbevöllerung zu 
zahlenden Beitragsfages ein. Die Höhe diefes ermäßigten Gates wird vom dem 
Oberpräfidenten feſtgeſetzt. Gegen den Feftiegungebefchluß des Oberpräfidenten findet 
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgeridht ftatt. 


Dergteidhe zu dem Gefege: dv. Brauchitſch Bd. II, 15. Aufl. S. 573 und 
Jebens Aufläge ©. 66. 

a) Nach der Rechtſprechung des OBG. hat dns Geſetz v. 20. April 1892 nur 
die unmittelbaren Polizeifoften dem Staate zur Laft legen wollen, während die 
mittelbaren een „fguber den ie den Städten allein zur Laft 
fallen (OB8. 27 u. fi, 2% 9 ©. 91, 36 ©. 151). Als un- 
mittelbare Polizeifoften werden diejenigen Ausgaben angefehen, welche durch Einjegung 
und Unterhaltung de verwaltenben erfonals und durch defien Ausrüftung mit allem 
am Dienitbetrieb Erforderlihen an Grundftüden, Daterialien, Geräten, Hilfeleiftungen 

ritter uſw. erwachſen, während als mittelbare diejenigen zu betradjten find, melde 
erſt durch die Ausführung der im Wege der Polizeiverwaltung gegen Dritte oder 
Korporationen getroffenen Anordnungen durd) bie Herftellung poligermäßiger Zufände 
im der Außenwelt, 3. ®. durd) veſchaffung und Anfcaffung von Straßenfd)ildern, ent» 
Reben. Unmittelbar find die Koften für den Transport, die Unterbringung und vor⸗ 
Täufige werpffegung bülffoS auf der Straße aufgefundener Perfonen, die Ergreifung 
von Perfonen beim Verbadit einer frafbaren Handlung oder im Falle des $ 6 deö 
Gef. dv. 12. Febr. 1850 (65. ©. 43), das Auffuhen und Bergen unbelannter Leichen, 
die bafteriologiiche eafferumterfuchung, zur Verhütung von Krankheiten, die Revifion 
der Maße und Gewichte, Koften für eitigung von Hunden, die berrenlos auf der 
Straße umberftreifen (OB®. 35 ©. 97, 29 ©. 105, 28 ©. 89, 42 ©. 77), Auf 
wenbungen, die zur Ueberwachung der — ein zur Bertilgung Fr Blutlaus und 
des Abraupens ber Bäume gemacht werden (PB. 23 ©. 826). agegen find die 
Koften für die Unterbringung gemeingefährlicer Geiftesfranter in * anfalten 
Zweds Sicherung ihrer } Ser fo und ihrer Umgebung ober des Publikums, die Koften 
der Ziwangsheilung N Perloren, as mittelbare den Städten zur Yait 
fallende Koften anzujehen (OBG. 38 ©. 150, 28 ©. 87, 91). Zu dem Begriffe 
der unmihtelbaren und mittelbaren "Bolizeifoften 1. noch OBG. 40 ©. 123 und PIE. 





d) In dem Zalle einer nad) der letten Vollszählung eingetretenen Veränderung 
der Mädtifchen Grenzen ift die durch die Foltszählung ermittelte Bevölkerungszahl der- 
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jenigen Grumbftüde maßgebend, welche bei Beginn des Etatsjahres, für das der Beitrag 
zu leiften ift, den Gemeindebezirk bilden (CBG. 36 ©. 109). 

c) Bei der Berechnung der nach $ 6 eintretenden Ermäßigung ift nicht die 
Summe, weldje die Stäbte für die ihnen übertwiefenen oder zu überweilenden Polizei« 
zweige aufwenden, fondern diejenige Summe zu Grunde zu legen, melde der Staat 
dadurch, daß jene Zweige von den Städten verwaltet werden, eripart. Entgegen den 
für diefe Berechnung in dem Pt. 18. Febr. 1898 aufgeellten Grundfäßen hat das 
D8G. (25 ©. 26) die Kuflaffung zur Geltung gebracht, daß bie Minderausgabe des 
Staats von der nad; $ 1 des Gef. ſich ergebenden Beitragsfumme voll in Abzug zu 
bringen fei, und daß der verbleibende Br divibiert durch die Kopfzahl der Zivil» 
bevölferung, den ermäßigten Kopffag der Beiträge darftelle. Für die Berechnung 
der dem Staate im Zukunft erwachſenden Minderausgabe ift eine Schägung maß- 

jebend, für welche in den tatfächlichen Aufwendungen der Stadt für den übernommenen 

Yofigergweig oder in den gishrrigen Aufwendungen des Staats für bdenfelben ein 
Anhalt zu finden if (OBG. 25 ©. 39). Der ermäßigte Kopfſatz der Beiträge der 
Gemeinden unterliegt alljährlich einer erneuten Prüfung und Feſiſetzung (PBB. 16 
©. 381). Den der Stadtgemeinde zugeftelten Veiluß über den Kopflag ihres cr» 
mäßigten Poligei-Roftenbeitrages Tann der Oberpräfibent nicht ändern oder gar zurüd- 
negmen und durch einen neuen Beſchluß erfegen, und zwar felbft dann nicht, wenn 
zwiſchen der Zuftellung und dem Beginne des Beitragsjahres die für die Feſtſetzung 
maßgeblich gewejenen tatfächlihen Berhältniffe eine Nenderung, 3. B. durd; Anwadjien 
der Benölferungazahf infolge Einverleibung von Bororten erfahren haben. . 

A) Bei Ueberweilung der Baupoligeivenvaltung an die Stadt kann cin Ex- 
mäßigungsanfpruch der letteren nad $ 6 nicht aus dem Gefichtspunfte abgelehnt 
werben, weil der Staat bei eigener Verwaltung der Baupolizei Baupolizeigebühren 
zur Dedung biefes polizeilichen Zweige erhoben haben würde und daher durd) die 
Ueberweifung desfelben Teine Minderausgabe hat (OVE. 31 ©. 9). 

Die einer äbtifhen Echulbchörde übertragenen Ermittelungen darüber, ob ein 
frafrechtliches Einfchreiten der Polizeibehörde wegen Schulverfäummis_herbeizuführen 
fei, gehören nicht zur Schulpolizei, fondern zur Schulverwaltung. Die Stadt kann 
aus foler Uebertragung feine Ermäßigungsanfprüde herleiten (UTC. 34 ©. 332. 

3. As Aequivalent gebühren der Stadtgemeinde alle Einnahmen der 
Rädtifhen Polizeiverwaltung. Berg. dad Gefeg über die Nupungen 
und Laften aus der vorläufigen Straffeftiegung vom %6. März 1856 
(GE. ©. 23): 

$1. Mit der Bolizeiverwaltung ift fowohl das Recht auf die vom Polizei- 
verwalter in Gemaßheit des Geſehes vom 14. Mai 1852 endgültig fefigefegten Geld» 
bußen umd SKonfisfate, als auch die Verpflichtung verbunden, die durch Feſtſetzung 
und Vollſtreckung der Strafen entftehenden uneinziehbaren Koften zu tragen. Wenn 
jedod in Anfehung gewiffer Ucbertretungen beftimmt if, wohin die durch diefelben 
verwirften Geldbußen oder Ronfisfate fliegen follen, jo hat es bei diefer Beſtimmung 
fein Bewenden. 

Bergl. bie allgemeine Berfügung des Zuftiz-Minifers JMB. 1850 ©. 188, 
IMEL. 1857 ©. 114 und IJMB. 1866 ©. 2. Danach fallen alle Koften, welche 
bei den Poligeibehörden durd) eine auf Requifition der Staatsanwaltfhait er- 
folgte Sefftellung entftehen, dem Sriminalfonds zur Faft, gleidviel, ob danach 
eine gerichtliche Unterfuchung erfolgt ift oder nicht. 

$ 4. Ueber die Einrichtungen, welche die örtliche Polizeiverwaltung erfordert, 
tann die Bezirks-Regierung befondere Vorſchriften erlaſſen. 

Die Ernennung aller Polizeibeamten, deren Anſtellung den Gemeindebehörden 
zuſteht, bedarf der Beſtätigung der Staatsregierung. 

a) Zu den polizeilichen Einrichtungen gehört insbeſondere die Organifation 
des polizeilichen Perjonals und das polizeiliche Gefängnisweſen. — Die bei 
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der Polizei fungierenden Beamten find teils verwaltende — Bolizeifekretäre, Ne- 
giftraturbeamte, Ranzliften 2c., teils erefutive — Bolizei-Infpeftoren, —28 — 
miffarien, Polizeiſergeanten, Polizeidiener, Nachtwächter. Nur auf die letztere Kategorie 
bezieht ſich das Beftätigungsreht der Auffichtsbehörde (f. Freytag KBG. ©. 78,. 
MR. 27. Novbr. 1900 (BMB. ©. 281) lebt dem nicht entgegen. Diefer Erlaß ber 
zicht fi mur auf die Vertretung des Bürgermeifters durch den Polizeifefretär. In 
diefem alle bedarf es der Beftätigung des letzteren. Bei Auftellung von Polizei» 
beamten ift deren Unbefcholtenheit eng au prüfen (MB. 1902 ©. T)._ Die erehu- 
tiven Polizeibeamten müſſen im Dienfte Uniform fragen (MR. 1882 ©. 35,_ MM. 
1845 ©. 297 und 1845 ©. 37, BM®B. 189 ©. 42, 1895 ©. 226, 1896 ©. 39, 
7. Mai 1904, BMB. ©. 116). Der Reg.-Bräf. ifi berechtigt, bie Uniformierung der 
erefutiven Polizeibeamten, auch) der Nadıtwäcter, auf Kofen der Stadt vorzufcreiben 
BB. 22€. 46). Cine befondere Stelung nehmen bie Feld» und orfthüter ein. 
sie follen den Feld- und Forſtſchutz ausüben und werden von den Städten entweder 
unter Beflätigung de Reg-Präf. ernannt oder als Ehrenfelbhüter aus der Zahl der 
Bemeindeangehörigen gewählt. 
b) Die Befugniffe der Bezirks bezw. Staatsregierung, welche $ 4 erwännt, 
übt der Megierungs-Bräfident, ($ 7 Zuft-ef.). Diefer ift auf Grund des $ 4 
befugt, das Gehalt der äbtifhen Polizeibeamten fetzufegen und fodann die Cin- 
tragung des Gehalts in den Etat zu verfügen (PBB. 18 ©. 308, ſ. $ 11 Abf. 2 
KEG. und $ 64). 


B. Die Handhabung der Polizei in den Städten. 


Dem Lürgermeifter gebührt die Handhabung der Ortspofigei, wenn fie nicht 
mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde einem anderen Magiftratsmitgliede übertragen 
iſt. Insbeſondere ftehen ihm folgende Befugniffe zu: 

1. Die Befugnis zur vorläufigen Straffeftfegung wegen Ucbertretungen. 
Die Strafprozeßordnung für das deutiche Reich ($ 453 u. ff.) hat diefe in Preußen 
durch Gefeg vom 14. Mai 1852 (GS. S. 245) vorgefchene Befugnis mit einigen 
DModifitationen aufrecht erhalten. Auf Grund des $ 453 Stefprogehordmung ift diefe 
Berugnis burd) Geſeh vom 23. April 1883 (WS. ©. 65) neu geordnet. (lieber die 
Witicht der Polizei, Uebertretungen gegen Polizeiverordmungen unter allen Umftänden 
zur Betrafung zu ziehen, f. BOB. 25 ©. 141, 199, 237, 347, 318) 

2. Die Befugnis, das polizeilich Erforderliche in einzelnen Fällen anzu- 
ordnen (zu gebieten oder zu verbieten). Soldyen polizeilichen Verfügungen und An- 
ordnungen, beftimmt dazu, die Freiheit des Einzelnen inſoweit zu beſchränken, als 
dies zur Erhaltung der Öfientfihen Ruhe, Sicherheit und Ordnung erforderlich ıft, 
ſchulden alle Einwohner des Bezirts Gehorjam, insbefondere auch Staatsbeamte, 
Militärperfonen, juriftiiche Perſonen, der Staat jedod nur infofern, als er Subjett 
von Privattchten fein Tann. (Vergl. wegen der foordinierten Ctantsbehörden ORH. 
2 &. 399). Ueber die Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen befimmen 88 127 
u. BG. und über die Zuläffigkeit des ordentlichen Rechtsweges gegen polizeiliche 
Verfügungen das Geſet vom 11. Mai 1842 (0S. ©. 192). 

3. Die Befugnis zur Amvendung der behufs Durchführung polizeilicher An 
ordnungen und Mafregeln gefeplidh jengeiellien Imangsmittel. Ber es unter 
läßt, Dasjenige zu tun, was ihm von der Polizeibehörde in Ausübung diefer Be- 
fugnis geboten wird, hat zu gemärtigen, daß es auf feine Koften zur Ausführung 
gebradjt werde, vorbehaltlich der etwa verwirkten Strafe und der Verpflichtung zum 
Schadenerfag. ($ 20 Gefeg vom 11. Diärz 1850 über die Polizeiverwaltung). Die 
Zwangsbefugnifie der Polizeibehörden find geordnet durch $ 132 u. ff. LBO.: 

$ Der Regierungs-Präfdent, der Landrat, die Ortspoliztibehörde und 
der Gemeinde (Guts:) Borfteher («Borftand) find berhtigt, die von ihnen in Aus- 
übung der obrigteitlichen Gewalt getroffenen, durch ihre gefeglichen Befugniffe ge⸗ 
vechtfertigten Anordnungen durd) Anwendung folgender Arwangsmittel dırchzufepen: 

1. Die Vchörde hat, fofern «8 tunlid) iR, die zu erzwingende Handlung dureh einer 
Dritten ausführen zu laſſen und den vorläufig zu beſtimmenden Softenbetrag im 
Zwangswege von den Verpflichteten einzuzichen. 
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2. Kann die zu erztvingende Handlung nicht durch einen Dritten geleiftet werden, 
— ober fleht e8 feft, daß der Verpflichtete nicht im Stande if, die aus der 
Ausführung durd; einen Dritten entftehenden Koften zu tragen, — oder fol eine 
Unterlaffung erzwungen werden, fo find die Behörden berechtigt, Geldſtrafen an- 
zudrohen und fezufegen, und zwar: 

a) die Gemeinde» (era) Borfteher bis zur Höhe von fünf Mark; 
b) die Ortöpoligeibehörden und bie ſtädtiſchen Gemeindevorſteher (Borftände) 
in einem Sandreife bis zur Höhe von ſechzig Mark; . 
c) die Landräte fowie die Polizeibehörden und Yemeinbevorfteher («Borftände) 
in einem Gtadtkreife bis zur Höhe von Einhundert und fünfzig Mark; 
d) der Regierungs-Präfdent bis zur Höhe von Dreihundert Mark; 
Gleichzeitig if mad) Maßgabe der SS 28, 29 des Strafgefegbuds für das 
Deutſche Reich die Dauer der get feftzufegen, welche für den Fall des Un- 
vermögens an die Stelle der Gelbftrafe treten fol. Der Hödjfibetrag diefer 





Haft it 
in den Fällen zu a. = Ein Tag, 
nun on Eine Wode, 
Para —— wei Boden, 


nn. .0»d = Bier Wochen. 
Der Ausführung durd) einen Dritten (Nr. 1), ſowie der Feftfegung einer Strafe 
(Nr. 2) muß immer eine fehriftliche Androhung vorhergehen; in diefer ift, fofern 
eine Handlung erioungen werden fol, die Frift zu beftimmen, innerhalb weldjer 
die Ausführung gefordert wird, 
3. Unmittelbarer Zwang darf nur angewendet twerden, wenn bie Anordnung ohne 
einen ſolchen unausführbar ift. 

Es ift ein Grundſatz des Preuifdjen Staatsrechts, daß diejenigen Behörde, 
welche die Befugnis obrigfeitfiher Anordnung befigen, aud) das Mecht Haben, ihre 
Berfügungen durch obrigfeitlihen Zwang, analog ber gerichtlichen Hilfsvoll- 
firedung durdhzufegen. Der $ 182 bat den Ziwed, bie Erehutionsbefugnis der im 
Eingang bezeichneten Behörben und Beamten feftzuftellen, Ietere an ein gemiffes 
Maß der Zwangsmittel zu binden und eine fete Heihenfolge für bie einzelnen Atangs- 
maßregeln durchzuführen. Der $ 182 befchräntt diefe Befugnis nicht auf das Gebiet 
der rein polizeilichen Anorbnungen, fondern dehnt fie auf alle in Ausübung der 
obrigfeitliden Gewalt, alfo auch in Ausübung anderer Hoheitsrechte, als der 
Boligeigeroalt, getroffenen Anordnungen aus. ZBoraußfegung dabei ift aber immer, 
daß es ſich um auf dem Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung in Ausübung der 
Staatähoheit getrofiene Anordnungen handelt. Der $ 132 Tann daher nicht ohne 
Weiteres auf Anordnungen angemendet werden, die von Gemeinde und Gutsvorftänden 
in rein fommunalen Angelegenheiten erlafen werden (OBG. 19 ©. 73). Deshalb 
find die Gemeindevorftände zur Durchführung eines Beſchluſſes, wonach gemäß der 
58 4, 5 Freizügigkeitsgeſetzes Jemandem die Sortfegum, des Aufenthalts in der Ge» 
meinbe unterfagt wird, auf Grund des $ 132 nicht beugt, da ein folder Beihlufß 
nicht ein Alt der allgemeinen Landes-, fondern lediglich der Rommunalvermaltung ift. 
Der $ 182 bezieht fid) ferner cbenfowenig auf die Smangsvolfttedung zur Leitung 
von Gemeindedienften und Gemeindefteuern (OBG. 9 ©. 57). Die Beſtunmung hat 

„ überhaupt nur die executio ad faciendum, den Zwang zur Durchfegung einer dutch 
obrigteitliche Anordnung gebotenen Handlung oder Unterlaffung, zum Gegenftande. 

Für die Art der Smangsveiftredung gegen die unter Staatsaufſicht ftehenden 
juriſtiſchen Perfonen, Gemeinden zc., gegen welche gemäß $ 132 auch mit Zwangs⸗ 
maßnahmen vorgegangen werden Tann, bleiben die Forieriften, wonad die Erefution 
durch Wermittelung der zunächſt beteiligten Staatsaufſichtsbehörde volftredt werden 
muß, maßgebend. (Bergl, OBG. 5 ©. 86, |. o. ©. 280) 

4. Die Befugnis, Polizeiverordnungen zu erlafen, |. $ 63 StO. 

C. Gerihtlihe Polizei und Bolizei- (Amts-) Anwaltfcaft. 

Der Bürgermeifter hat, wenn die Handhabung der Ortspoligei nicht Königlichen 
Beamten übertragen ift, nad; $ 62 Nr. 2 StO. die Berrihtungen eines Hilfs“ 
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beamten ber gerichtlichen Polizei und die Verrichtungen eine (Bolizei)-Amts- 
anmwalts, Doc fann bie Behörde auch andere Beamten mit diefen Geichäften be» 
auftragen. 

1. Gerichtliche Polizei. Im rang, auf begangene, ımerlaubte Hand- 
ungen liegt der Polizei die Unterflügung ber Strafrechtspflege ob, namentlich) durch 
Rachforichungen und Maßregeln, welche den med der Uhteuchung u fichern ger 
eignet find. Hierauf beruht ber Begriff der gerichtlichen Polizei. Als befonderes 
Imfitut war fie früher mer im Bezirfe des ehemaligen Appelations-Berichtshofes 
zu Köln organifiert, In denjenigen Lanbesteilen, in denen die Verord. vom 3. Jar 
nuar 1849 galt, beftand dieſes Inſtitut nicht. ide verorbnet 8 153 des Ger 
rihtsverfoffungs-Gefetes für das Deutfche Reih vom 27. Januar 1877: 
nDie Beamten des Polizei, und Sicherheitsdienſtes find Hilfsbeamte der Staats- 
anmwaltihaft und find in diefer Eigenſchaft verpflichtet, den Anordnungen der Staate- 
anmälte bei dem Landgerichte ihres Bezirkes und der dieſen vorgelegten Beamten 
Foige zu feinen. Die räbere Beeichnung derjenigen Beamteniafe, auf welje Die 

eftimmung Anwendung findet, erfolgt durch die Landesregierung.“ 

Durd) Erlaß des Sullgminiters und des Minifters des Innern vom 15. Exp 
tember 1879 (BMB. ©. 265) find als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft bezeichnet 
worden: a) bei ben Röniglichen Poligei-Bräfibien umd Poligei-Direttionen die Bolizei- 
Kommiffarien; b) bei den übrigen ädtifhen SPolizei-Verwaltungen der Bürger- 
meifter ober da8 an beffen Stelle mit der Führung der Bolizei-Berwaltung beauftragte 
Magiftrats-Mitglied, die Polizei-Zufpektoren und bie Polizei-Nommiflarien; c) bei 
den ländlichen Woligei-Bermaltungen die Aıntd«, Guts- und Gemeindevorftcher und 
deren Stellvertreter, Durch ferneren Erlaß beider Dinifter vom 20. Dezember 1879 
(SNMPB. 1880 ©. 28) iſt aber beftimmt, daß im denjenigen Städten, welde einen 
eigenen Stadtkreis bilden, der Vürgermeifter, Berigtih das ihn dertretende Mas 
giftratsmitglied, zu den Hilfsbeamten der Staatsanwaltfchaft nicht gehört. Ausnahınz« 
weife fan aud, in anderen größeren ©tädten, welde feinen Gtabtfreis bilden, der 
ſtädtiſche Polizeidirigent von der Stellung eines Hiljsbeamten der Staatsanwaltichaft 
entbunden werben. 

Das Ausführungsgefeg zum Ger.-Berf.-Gei. ($ 81) gibt ben Staatsanwalt- 
ſchaften bei den Oberlandesgerichten und bei den Sandgerichten das Auffichtöredht über 
biejenigen Beamten des Mole“ und Gicjerheitbieuftcs, weiche Hilfsbeamte der 
Stontsanwalticpaft find. Zn dem Rechte der Aufficht Liegt die Befugnis, Die ordnungs> 
wibrige Ausführung eines Amtsgeichäftes & rügen und die Erledigung eines Amts- 
seite durd) Ordnungsfttafen bis zum Öefamtbetrage von 100 Dt. zu erztoingen. 

er Feſtſetzung der Strafe muß ihre Androhung vorausgehen. Eine Ausnahme von 
biefer Befugniß findet jedoch Hinfichtlic, derjenigen Beamten ftatt, welche ihr Amt als 
Ehrenamt verichen. ($ 80 a. a. DO.) 

Gegen Anorbnungen (Borfadungen) und gegen die zugehörigen SZwange- 
androhungen, welde die Ortspolizeibehörbe als Organ der Staatsanmwaltihaft auf 
deren Erjuggen oder au8 eigener Bewegung erlaffen hat, findet die Beſchwerde an die 
Zuftigauffichtsbehörde und nicht das Rechtsmittel der SS 127, 133 23. ftatt (ORG. 
26 ©. 138, entgegengefegt VMs. 1892 ©. 222). 

2. Die Polizei-Anwaltſchaft, mad; dem deutſchen Gerichts-Verfaſſungs - 
Gefeg Amtsanwaltfcaft — ift ein Ausflug der Gerichtsbarkeit, der (Pofizei-) 
Auıts-Anwalt ſomit ein Organ des Staates, als des Inhabers der Gerichtsbarkeit. 
Es beftimmt $ 143 Ger.-Berf.-Gef.: 

Das Amt der Staatsanmwaltihaft wird ansgeübt: 

3. Bei den Amisgerichten und den Schöffengerichten durch einen oder mehrere 
Amts-Anwälte, 

$ 62 und ff. Ausführungs-Gefeg zum Ger.-Berf.-Gef.: 

$ 62. Die Amts-Anwälte werden auf Widerruf ernannt, 

8 63. Die Geſchäfte eines Amts-Anwaltes können von dem Juſtizminiſter 
einem Staatsanwalt, einem Gerichts-Afjefior, fofern derſelbe nicht aleichzeitig mit 


SO. 5 62. Berhältmis der Städte zum Kreiſe. 443 


richterlichen Geihäften in Strafſachen betraut wird, oder einem Referendar über- 
tragen werben. Inſoweit diefe Befugnis nicht zur Anwendung fommt, erfolgt 
die Ernennung bes Amts- Anwaltes ducd; den Ober-Staatsanwalt nad) Anhörung 
des Regierungs-Präfidenten (Landroften). 

$ 64. Borftcher der Gemeinde-Bermaltung am Site des Amtsgerichts 
find verpflichtet, die Gejchäfte eines Aınts-Anwaltes zu übernehmen, fofern nicht 
die Örtliche Polizei-Berwaltung König. Behörden überwiefen iſt. Wird von der 
Gemeindebehörde eine anbere geeignete Berfon in Borfchlag gebracht, welche zur 
Uebernahme diefer Geichäfte bereit ift, fo fällt die Verpflichtung des Borftehers 
der Gemeinde-Berwaltung fort. 

Neben dem Borftcher der Gemeinde-Bermaltung ift auf Antrag der Gemeinde» 
Verwaltung eine von dieſer vorgeichlagene geionte PVerfon zum Stellvertreter 
des Amts-Anmwalts zu beftellen. Ueber die Verteilung der Geſchäfte entſcheidet 
der Borfteher der Gemeinde-Beraltung. . 

$ 65. Die Koften, welde aus der Führung der Amtsanwalts-Geichäjte 
erwadjien, fallen in jedem Falle dem Staate zur Laſt. Die nad $ 64 ernannten 
Aunte-Anwälte erhalten für ihre perfönlice Mügenaltung und für Dedung der 
fählicen Koften eine a8 Baufcquantum fefzufegende Entijädigung. 

Durch 5 64 Ausf.Geſ. zum Ger.Verf.⸗Geſ. ift der $ 62 Abf. 1 Nr. 3 und 
Abf. 2 SıD. abgeändert. Zur Uebernahme der Geſchäfte des Amts-Anwalts konnen 
aud) die Beigeordneten und jonftigen Ditgfieder bes Magiftrats in Borfchlag gebracht 
werben, ohne dafı fie Durch die Webernahme diefer Geichäfte zur Bekleidung des Magiftrats- 
amtes unfähig werden. Die Beftimmung des S 30 Nr. 3 StO. findet auf dieſen 
Hall keine Anwendung. 

D. Berhältnis der Stadtgemeinden im Staatsorganismus. 

Die Gemeinden beftehen nicht bios als felbfländige und für ihre Angefegen- 
heiten felbftätige Korporationen im Staate, fonderu bilden zugleich Berwaltungebezirte 
für Raatlihe Zwede. Sie find in legterer Beziehung Organe des flaatliden Lebens, 
dem Staate untergeordnet. Zwiſchen dem Staate und der Gemeinde ftchen aber noch 
ale Mittelglieder: der Kreis, der Bezirt md die Provinz. Wie die Gemeinde, fo 
bilden aud) ver Kreis und die Provinz keineswegs lediglich geographiſch adminiſträtive 
Einteilungen des Staates für feine Berwaltungszwede, fondern ebenfalls fommunafe 
Verbände, beflimmt, die gemeinfcajtlicen Sutereffen ihrer Angehörigen zu fördern 
und ihre gemeinfamen Bedürfnife zu befriedigen. Nur die Regieruugsbezirte haben 
fih, nicht zu Tommunalen Verbänden erhoben, fie dienen allein den Sweden der Ber- 
waltung. Hiernad) ergibt fid) die Stellung der Stadtgemeinden gegenüber den Streifen 
und den Provinzen, denen fie angehören, forie gegenüber dem Stante. Die Stadt- 
gemeinden find Verwaltungsbezirke für die Zroede des Staates, der Kreife und der 
Provinzen, ihre Borfteher (Mesiftt md Bürgermeifter) zugleich die lotalen Behörden 
für die Veforgung der örtlichen Gefchäfte der Kreis-, Vezixls-, Provinziale, forvie der 
Staatsverwaltung. 





A. Verhältnis der Städte zum Kreife. 

Die Stellung der Stadtgemeinden im den Kreifen if durch die Kreis-Drbn. 
vom 13. Dezember 1872 geregelt. Indem die Kreisordnung die Kreife zu Kommunal» 
verbänden behufs Selbfivermaltung ihrer WUngelegenheiten, fowie zur Erfüllung 
wichtiger ftaatlicher Aufgaben umbildete und fie in legterer Hinficht zum Mittelpunkte 
der neu gefafteten Stanteverwaltung erhob, Tone fie die Stadtgemeinden mit ihrer 
materiellen und geiftigen Leiftungsfähigfeit nicht aus den Kreifen entlaffen, mollte fie 
die Entwidelung der neu geihaffenen Selbfiverwaltung nicht auf das Entjdiedenfte 
efäheden. Nur denjenigen Städten, welche durch ihre Einwohnerzahl und fonflige 
Gedentung derart Hervorragen, daß fir fie die fubordinierte Stellung in das Gerüge 
des Kreiſes nicht paßt, ‚gefahren: die Kreisordnung — nad dem Borgange des Edikis 
vom 30. Juni 1812 (IL $ 1, ©S. ©. 141) und der Verordnung d. 30. April 1815 
836 u. fl. GE. ©. 91) — für fih allein einen dem SKreisverbande analogen 
Irganiemns herzuftellen. Mit Ausnahme diefer einen eigenen Stadtkreis bildenden 
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Städte treten alle übrigen Stadtgemeinden zu ben Kreifen in ein unmittelbares Ber- 
haltnis derart, daß nicht nur ihre Mittel und die Steuerkraft ihrer Mitglieder den 
Zwegen des Kreifes dienfibar werben, fondern auch ihre Angehörigen infolge der 
gebotenen Werpflihtung zur Uebernahme unbefoldeter Aemter in der Kreisverwaltung 
diefer ihre Zeit und Arbeit widmen müffen. Dem Landrat, als dem erften Beamten 
des Kreifeg"und des Staates im Kreife, liegt bie Ueberwachung der gefamten Polizei 
Benwaltung im Kreife, daher aud) in ben einzelnen Stadtbezirlen ob und feiner gejeg- 
gebenden Gewalt auf dem polizeilichen Gebiete find aud die Stabtgemeinden unter- 
worfen. Die Kreisorbnung hat emdlid zum Zwecke der Verwaltung der Angelegen- 
heiten des Kreifes und zur Wahrnehmung von Geſchäften der allgemeinen Laudes - 
verwaltung den Kreisausſchuß beftellt und diefen namentlich in leßterer Beziehung 
wit einer Reihe ſchwerwiegender Funktionen der Bermaltungsjuftiz und der Exekutive 
ausgeftattet. Zwar bleiben die Stadtgemeinden in ihren fommunalen Angelegenheiten 
von der Auffiht der Kreieinflanz befreit. Der Kreisinftang fteht nur die Auffiht über 
die tommunalen Angelegenheiten der ländlichen Genieinden und ber Gutsbezirfe im 
Kreife zu. Aber der Kreisausfchuß bildete mac) der Kreisordnung die Beſchwerdeinſtamz 
gegen alle Verfügungen der Rädtifchen Ortspoligeibehörben und ihm lag die Entfdjeidung 
in armen, wegee, feld«, gewerbe-, bau- und jeuerpoligeilichen, in Vorfluts-, Ent- und 
Vewäfferungs-, in Anfiedelungs-, Diemembrationg- und Zuftizdermaltungs-Angelegen- 
heiten ob, aud) wenn biefe Angelegenheiten die bem Kreisverbande angeöbrigen Stadt- 
gemeinben oder deren Angehörige betrafen ($ 135 I—VIL und XII Kreis-Orbn, 
Hinſichtlich der Stadttreiſe beftimmte die Kr.-Drdn., daß die Geſchäfte des Krei 
Ausfjufies, und zwar die des leßteren, ſoweit fie fid) auf die Verwaltung der Krei 
Kommunal-Angelegenheiten beziehen, vou den ſtädtiſchen Behörden nad) den Vorſchriften 

Städte- Ordnung wahrgenommen werden follten. Die Wahrnehmung der den 
Kreisausfhüffen in_den Landfreifen überwieſenen Geſchäfte der allgemeinen Landes- 
verwaltung im dem Stadtkreifen blieb bie zum Exfafie des Gefeges über die Reorgani« 
jation der inneren Verwaltung den bisher zuftändigen Behörden vorbehalten. Für 
den Stadtfreis Magdeburg trafen die SS 171 u. fi. befondere Beftimmungen. 

Das Zuſt. Geſ. von 1876 hatte in einer den Befugniffen des Kreisausichuffes 
analogen Weile für die Staditreife im Vetreff der Angelegenheiten der allgemeinen 
Landesverwaltung ein entjprehendes Organ neu hafen defien Zuftändigkeit 
in den einzelnen Angelegenheiten geregelt und für dasjelbe den Anſchluß und die Ein ⸗ 
fügung an die weiteren Juftanzen der Gelbfivermaltung feftgefeht, andererfeits aber 
aud) die Beftimmungen für die im Kreisverbande befindfichen Städte bezüglich ihrer 
Zuftänvigteits-VBerhältniffe, den bejonderen ſtädtiſchen Vedürfniffen und Anforderungen 
entipredjend, getroffen. In legterer Beziehung war die Anficht zur Geltung gelangt, 
daß es weder geeignet mod) möglich fei, die größeren Städte in Angelegenheiten der 
allgemeinen Landesverwaltung mit Nüdficht auf ihre Bedentung und wirticaftliche 
Stellung, jowie auf die Entwidelung befonderer ftädtifcher und gewerblicher Ber- 
hältnifje und ihre größere Intelligenz der in der Kreisordnung amgeorbneten Zu- 
ftändigfeit des Kreis-Ausfhufjes, der fich weſentlich aus ländlichen, der ftädtijchen Ent- 
widelung ferner ftehenden Elementen zufammenfeßt, ferner noch unterftellt fein zu 
Taffen. Am meiteften war hierin das Abgeornetenhaus gegangen, Nach deffen 
Beſchlüſſen follten Stadtgemeinden mit mindefteng 10.000 Einwohnern auf Antrag 
durd) deu Minifter des Innern von der Zuftändigkeit des Kreisausſchuſſes in 
Angelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung ausgenommen werden und die 
gleiche Ausnahmeftelung folte auch Stadtgemeinden von 8000—-10.000 Einwohnern 
auf Antrag unter Zuftimmung des Provinzialrats duch den Minifter des Innern 
verliehen werden fönnen. In diefen von der Zuſtändigkeit des Kreisausſchuſſes aus- 
genommenen Stadtgemeinden und in den Stadtlreifen follte rücſichtlich der durch das 
Geſetz vorgefehenen Fälle an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Stadtausihuß, ein 
engeres Kollegium des Magiftrats, treten. Judes hat in diefer Ausdehnung die Ab- 
fonderung der Gtäbte von der Zuftändigfeit der Kreisausihüifie den Beifall der anderen 
Faltoren der Gefeggebung nicht gefunden. Grit die Novelle vom 19. März 1881 eı- 
hielt die Beflimmung, daß aud Städten von geringerer Eimwohnerzafl auf Grund 
bejonderer Verhältniſſe das Ausjcheiden aus dem bisherigen und die Vildung eines 
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eigenen KXreisverbandes durd) Königl. Verordnung geftattet werden könne. Doch war 
icon durd) das Zuft.-@el. von 1876 bei Erteilung gewerblicher Ronzeffionen in den 
üllen der 88 109 und 114 des neuen Zuf..@el. für Städte von 10.000—25.000 
inwohnern eine Trennung von dem Kreisverbande nachgegeben. Zu diefem Zwecke 
iR aber nicht die Bildung einer eigenen Behörde, wie der Siadtausſchuß es fein wilrde, 
verlangt, fondern die Funktionen des Kreisausihuffes find in den gedachten Fällen den 
Bagikrüten beigelegt. &8 find aber die einem Landkreife angehörigen Städte mit mehr 
als 10.000 Einwohnern infofern noch befonders gefelt, als in Beihwerdeiachen gegen 
Deine Verfügungen die Klage bezüglich" die Beſchwerde nicht an den Kreisaueihuß, 
m. den Landrat, fondern an den Bezirksausſchuß, bezw. den Regierungs- Präfidenten 
iehen ($ 127 u. ff. 2), daß, ferner hinfichtlic der Armen-Angelegenheiten ($ 41 
Ihe ef), der Wegenngelegenheiten ($ 56 ebenda), der wafjerpofigeifihen Angelegen- 
heiten ($ 66 cit.), der gemerbepolizeilihen Angelegenheiten in den Fällen der SS 116, 
119 Zuft.-Gef., der baupofigeilien Angelegenheiten im Falle des $ 145 und der An- 
elegenheiten betreffend Feftftellung der Baufludhtlinien und Bebauungsplänen ($ 146 
uft.-Gef.) der Bezirksausſchuß und nicht der Kreisausſchuß eintritt. 

Abgefehen davon unterfcheibet das Zufländigfeitegefeg — im Widerſpruch mit 
dem Syſteme der Kreisorbnung, zwiſchen Stadt umd Yand in Echulangelegenheiten 
(8 46) und Einguartierungs Angelegenheiten ($ 50 Zuf.-@ef.), — Angelegenheiten, 
weldje den eigentlichen Rommunal-Augelegenheiten fehr nahe fehen und daher für 
alle Städte nicht den Rreisausicpäffen, fondern den Bezirfsausfchüiffen überwiefen find. 

In den Stadtkreifen ift an die Stelle des Kreisausfhufles der Stadtaus- 
ſchußz getreten. Doc) ift die Zufändigteit des Ieteren eine undere und abweichende, 
zunädift infofern, al8 dem Stavtausihuß nicht wie dem Kreisausiguffe aud) die Ver- 
waltuug fommunaler Angelegenheiten obliegt, weiche vielmehr nach den Bejtimnungen 
der ED. dem Magiftrat und der Stadtverordueten-Verfammlung zufteht. Die dr 
Rändigfeit des Stadtausfchuffes ift auf die Wahrnehmung von Geihäjten der allge- 
meinen Sandesverwaltung in erfter Infanz beicränft. Aber aud hier reicht ji 
micht foweit, wie die der Kreisausicüffe. Inebefondere find alle ftreitigen pol 
Angelegenheiten der Zufändigkeit der Stadtauoſchüſſe entrüdt und den Bezit 
fgüffen in erfter Inflanz überwiefen, da e8 fich Hierbei teils um Angelegenheiten, bei 
denen die Stadtgemeinde als Partei beteiligt if, teils um Alagen gegen Verfügungen 
Handelt, welde von dem Bürgermeiſter, als dem Verwalter der ftädtiichen Polizei, 
oder von Königl. Polizeibehörden erlaffen find und deshulb nicht wohl den Stadtaus - 
ſchuſſen zur Entiheidung übertragen werden können. In denjenigen Fällen, in denen 
der Stadiaueſchuß an die Stelle des Kreisausihuffes tritt, ift er wie diejer zugleich 
einerjeit8 beſchlußfaſſende und auch andererfeits im Berwaltungeftreitverfahren er- 
tennende Vehörde (f. über die Organifation und bie Zuftändigfeit des Stadtausichufies 
5 56 ©. 238 u. ff.). 

Aus der Kreisordnung für die Provinzen Oft- und Weftpreußen, 
Brandenburg, Schleſien und Sachſen vom 13. Dezember 1872 in der 
Faffung des Gejeges vom 19. März 1881 (GS. ©. 179) find folgende Be- 
Rimmungen hervorzuheben: 

1. Betr. Ausfheiden der Städte aus dem Kreife. 


$ 4 Städte, welde mit Ausfchluß der aktiven Militärperfonen eine Ein- 
wohnerzahl von mindeftens 25.000 Seelen haben und gegenwärtig einem Landheife 
angehören, find befugt, für fid einen Kreisverband, Stadtkreis ($ 169), zu bilden und 
zu diefem Behufe aus dem bisherigen Kreisverbande auszuicheiven. 

Auf den Antrag der Stadt wird diefelbe durch den Diinifter des Innern ffir 
ausgeſchieden erklärt. 

Durch Königliche Verordnung kann nad, Anhörung des Provinziallandtag.s 
auch Städten von geringerer Einwohnerzahl auf Grund befonderer Berhältnifie das 
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Ausſcheiden aus dem bisherigen und die Bildung eines eigenen Kreisverbandes ge- 
ftattet werdet, 

Es ift jedoch zuvor in allen Fällen eine Auseinanderfegung darüber zu treffen, 
welchen Anteil die ausjcheidende Stadt an dem gemeinfamen Aftiv- und Paſſivver - 
mögen bes bisherigen Kreiſes, ſowie etwa am fortdauernden Leiftungen zu gemein- 
famen Zwecken der beiden neuen Kreife zu übernehmen hat. J 

Ueber die Auseinanderſetzung beſchließt der Bezirlsausſchuß vorbehaltlich der 
den Beteiligten gegeneinander zuſtehenden Klage bei dem Bezirksausſchuſſe. 


Wegen des letzteren Abi. |. Zuft.-Gef. S 2. Bei Fenftellung der Einwohner: 
ahl einer Stadt, die aus dem Landkreife ausiheiden will, werden nur die aktiven 
iifitäcperfonen (Rlaffe A, des Servistarifs vom 3. Auguft 1878, ROB. ©. 2441, 

nicht aber die Militächeamten in Abzug gebradt. Für die gelelice Seetenzapt it 
nicht aufcjfießfich die Telgte ftaatliche Volkszählung mapgebend. Der Beweis der Seelen» 
zahl kann vielmehr auf jede andere MWeife, 3. B. durd eine befondere Zählung, geführt 
werden. (Dagegen NEL PLB. 21 ©. 369) Ein Redtemittel if der Stadt gegen 
einen abweichenden Beſchluß des Minifters nicht gegeben. 

Bei Stadtkreifen fann eine Veränderung des Stabtgebietes nur durch Geſetz 
erfolgen, abgefehen im alle des $ 3 Abi. 3 Kr.-Ordn. (f. 0. ©. 19 not. 8). 

Der Abſ. 3 ift darauf begründet, daß gewiſſen Städten, welche entweder ver- 
möge ihrer Fufturgefchichtfichen Bedeutung bezio. hiftorifchen Vergangenheit cine Bervor- 
ragende Stellung einnehmen, deren ferneres Berbleiben im Kreisverbande nad Lage 
der befonderen Berhältniffe mit erheblichen Unteägticteiten verfnüpft fein wilde, 
auch adgejehen von ihrer Eiuwohnerſchaft die Möglichkeit eines Ausſcheidens aus dem 
Kreisverbande gewahrt werden müffe. 

Hinfichtlid) des Ueberganges der Kreisverwaltung in meu gebildeten Stadtkreiſen 
auf die ſtädtiſchen Behörden ift als Regel feftgehalten, daß aus diefem Anlaß von der 
Stadtgemeinde weder wegen des Ueberganges der von dem Kreislandrate bisher inner 
halb_des Nätifcpen Gemeindegebieted ausgeübten ftaatfiien Bunktionen auf einen 
ftäptifgen Beamten, noch aus fonftigen Gründen ein Anfprud) auf irgend eine Schad- 
Toshaltung aus faatlihen Fonds erhoben werden darf (ÜMB. 1875 ©. 145, 1876 
©. 146, 1877 ©. 9). 

Ueber die Auscinanderfegung vergl, OBG. 2 ©. 15, 7 ©. 61. Sie hat 
nicht, wie im Falle des $ 3 Kr.-Drdn. „nachher“ fondern „vorher“ zu erfolgen, um 
den Städten Gelegenheit zu geben, ihre Anträge zurüdzugiehen, fofern & nod) während 
der Auseinanderfegung zu der Ueberzeugung kommen, daß dies ihren Intereſſen ent- 
fpricht. Der Landkreis fann nicht umbedingt verlangen, daß die ausfdeidende Stadt 
zur Unterhaltung der Kreishauffeen cinen ferneren Beitrag leifte oder ein Ab» 
findungstapital zu diefem Zwede Hergebe. Ein folder Anfprud, würde nur in dem 
Falle geboten efkheinen, wenn eine Kreischauffee durch die tädtifche Feldmarf in die 
Stadt bineinführt oder wenn ein Ne von Kreischauſſeen die Interefien der Stadt in 
gleijem Mappe fördert, ohne gerdde die Stabt oder ihre Feldmark zu berühren, wo 
alfo beifpielsweie die Kreischauffee in eine Provinzial-(Staats-)Chauffee vor dem 
Eintritt der Iepteren im die Stabt mündet. In folhen Fällen, in denen das Intereffe 
der Stadt an der Unterhaltung der Kreisauffeen, welde ihren Verkehr mit dem 
Kreiſe vermitteln, erwiefen ift, würde es dem Standpunkte der Billigfeit entſprechen, 
eine Auseinanderjegung vorzumehmen, umd dabei entfpredhende Opfer von der Stadt 
zu verlangen. 

Bei der Auseinanderfegung find einzelne Zeile des Baffivvermögens nicht 
deshalb auszufcjeiden, weil die Biwede, zu deren Erregung die Schulden gemacht 
find, daS befondere ntereffe der ausfcjeibenden Stadt nicht berühren. Die vor- 
handenen Schulden, aud die Chauffeebaufhulden find fämtlih Edulden des 
ganzen Kreifes mit Einfluß der ausfcheidenden Stadt. Sie müflen daher aud) 
fäntlid) in die Teilung hineingezogen werden. Was von dem Paffivvermögen, mufi 
aud für das Ativverimögen des reife gelten, nämlich daß die Beftimmung, 
weldje der Kreisverband einzelnen Teilen feines Aktiovermögens gegeben hat, für die 
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Augeinanberfegung gleihgültig iſt. Es fommt lediglich darauf an, ob es wirkliches 
Vermögen des Sreißverbandes ift. Nur wenn es fi um Sapitalien handelt, deren 
Verwendung einer freien Entichliefung der Kreisorgane entzogen oder burch ander» 
weite Anordnung, insbefondere durch Gefeh, auf einen befiimmten Zwed befchränft 
if, würde der vorftehende Grunbfag nicht angewendet werden fönnen. 

Beim Ausfheiden einer Stadt aus dem Kreisverbande bildet die von dem 
Kreife einer Gemeinde bewilligte Wegebaubeihilfe jedenfalls dann ein bei der Aus- 
einanderfegung au berüdfichtigendes ao, wenn der Preistag bie Bewilligung 
beichloffen, den Inhalt des Beſchluſſes den Jutereſſenten mitgeteilt hat und der Be 
ſchlüß von den Intereffenten alzeptiert ift. Anders fteht e8 mit einer von dem Kreife 
einem Komitee mur zugefagten Altienzeihnung für den Bau einer Eifenbahn, weil 
eine Verpflichtung zur Uebernahme von Aktien nur durd) eine nad) Mahgabe dee 
$ 189 BGB. ausgeführte Zeihmung begründet wird. So lange dies nicht gefeheben, 
befteht eine redhtliche Verpflichtung für den Kreis zur Uebernahme von Aftien nicht, 
mitkin = fein bei der Auseinanderfegung zu berüdfichtigendes Paffivum (PRE. 
2 €. 55ö). 

Im Betreff des Zeilungsmaßftabes Tiegt fein Bedenken vor, auf das 
Lerhältnis zurüdzugehen, nad) weldem in den Ieten Jahren die Einwohner beider 
reife zu den Kreisabgaben beigetragen haben. Das Gejeg hat abfidjtlic Leinen 
Hapftab angeordnet, damit den Behörden die Möglichteit bleibt, je nad) der befonderen 
Lage des Falles einen geeigneten Maßſtab zu wählen. Eine Verteilung des Ber 
mögens nad) der Einwohnerzahl wird nicht als entipredhenb angefehen werden. 

Das Kreisverwaltungs-Gebände (Ständehans) Tann nicht ohne Rüd- 
fiht auf feine Veftimmung wie irgend ein anderer jederzeit verfäuflicher Vermögens» 
Hand (Ader, Wiefe, Wald) behandelt werden. Es dient einem öffentlichen Zwede und 
dem Landtreife Fanır nicht ohme Unbilligfeit zugemutet werben, die bisherige Ber 
mugung aufzugeben, das Haus zu veräußern umd neue Geſchäftsräume anfzufuchen. 
Mit Rüdfiht anf den beftehenden Zuftand und die bißherige Benugungsart wird unter 
billiger Abwägung aller in Betracht fommenden Verhältmiffe die Uebermeifung bes 
Grundftüds an den Landkreis ohne die Pflicht zur Entihädigung des Stabttreifer 
begründet erfheinen, es müßte denn fein, daß die in dem Gebäude an Private ver 
mieteten Wohnungen befondere Einnahmen ergeben. 

Für den Fall des Fortbeſtehens einer Kreisiparkaffe als ein Inſtitut des 
Landkreifes allein müffen fämtliche nad, dem Statute dem Kreife oder deſſen Organen 
zufommmenden Rechte dergetalt ausichliehlih auf den Fandfreis übergehen, daß dem 
Stabtfreife alle ferneren Änſpruche anf die Revenüen oder die Subftanz verfagt bleiben, 
während der Landkreis feinerfeitS allein für alle gegenwärtigen und zukünftigen Ver- 
bindlichleiten der Sparkaſſe verhaftet bleibt, auch den Stadtkreis, wenn derjelbe aus 
diefen Verbindlichteiten in Anfpruc) genommen werden folte, dieferhalb zu vertreten 
bezw. fhadlos zu halten hat. Cin Anrecht der ausfceidenden Stadt auf den bor- 
handenen Refervefond läht ſich nicht begründen. Der Refervefond gehört nicht 
zum Altivvermögen des bisherigen Kreifes, welches einer Teilung unterworfen wäre. 
&r dient zur Dedung etwaiger Ausfälle bei der Spartaſfe und fteht keineswegs zur 
Verfügung des Kreiſes. 

Das Dotationsgeſetz vom 8. Juli 1875, GS. ©. 497 beſtimmt: 

$ 27. Scheidet gemäß $ 4 der Kreisotdnung vom 13. Dezember 1872 eine 
Stadt aus einem Landkreife aus, fo ift derjenige Teil, der dem legteren auf Grund 
der 88 3 umd 4 des Geſetzes vom 30. April 1873 zur Durchführung der Kreisordnung 
überwiefenen Summe, welche nach dem im $ 2 jenes Geſebes vorgefchriebenen Dar 
ftabe auf die ausſcheidende Stadt entfallen würde, mac) cben biefem Maßftabe auf 
fämttiche Sanbfreife ber betreffenden Provinz zu verteilen umb um den hiernad; auf 
jeden Fandfreis entfallenden Betrag die Dotation desfelben zu erhöhen. 

Diefe Beſtimmung findet auch auf die feit Erlaß de Gejees vom 30. April 
1873 bereit8 ausgeſchiedenen Städte Anwendung. 

2. Betreffend Beitragspfliht zu den Rreisabgaben. Die Kreis 
angehörigen find verpflichtet, zur Befriedigung der Bedürfniffe des Kreifes Abgaben 
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aufzubringen, infofern ber Freitag nicht befchließt, dieſe Bebürfniffe aus dem Ber- 
mögen des Kreifes oder aus fonftigen Einnahmen zu beftreiten ($ 9). Zur Befriedi- 
gung ber Kreisbebürfniffe dienen auch die ihnen vom Staate überwiefenen bejonderen 

otationen (Gel. 30. April 1873 (GS. ©. 187), v. 8. Juli 1875 (68. ©. 497), 
Gef. v. 2. Juni 1902 (66. &. 167). Die Aufbringung und Abführung ber auf die 
Stäbte entfallenden Kreißabgaben erfolgt nad} den 89 10--19 Kreißordnung, welche 
ducdh $ 91 KAG. mit einigen Modififationen aufrecht erhalten find (f. die Einzele 
Heiten in dv. Vraudjitic, die Kreisordnung Band 2 zu den 88 9-19). Nad 5 11 
Abf. 2 Kr.-Ord. bleibt den Städten (u. jegt duch nad) 3 91 KAG. den Fandgemeinden) 
die Beſchlußnahme darüber, wie fie ihre Anteile an den Kreisabgaben, welche nad 
dem Indivibual-Befteuerungsfgftem veranlagt und im Ganzen auf bie einzelnen Ges 
meinden verteilt werden, aufbringen wollen. Insbeſondere ſteht es ihnen frei, das 
auf fie entfallende Kreisabgabenſoll entweder auf ihren Etat zu übernehmen und dem ⸗ 
mächft Die zur Dedung der Kreißabgaben erforberlichen Qeträge dur; entiprechende 
Erhöhung der Gemeindefteuer von den Gemeindefteuerpflihtigen ober bie Kreigabgaben 
unmittelbar von den Kreisfteuerpflichtigen einsugieben, Machi eine Stadtgemeinde vom 
der Befugnis Gebraud), ihr Kreisabgabenfol im Wege der Kommumalbefteuerung auf 
zubringen, fo übernimmt fie bamit dem Kreife gegenüber die Abgabepflit unmittelbar 
und e8 erhalten dadurch die von den aby —— Zenſiten der Gemeinde aufzu- 
Bringenden Beiträge bie Natur der geroöhulichen Gemeindeabgaben. Die Borjgriften 
der $r.-Ord. über die Heranzichung ber gprenfen, juriſtiſchen Berfonen uf. in $ 10 
Abi. 1, 8$ 14, 15 behalten dann eine Bedeutung nur nod) für die Berechnung des 
Kreisabgabenfolls für die Gemeinden. Der einzelne Abgabepflichtige dat demgemäß 
gıgen feine Herangiefung nicht die Rechtsmittel des $ 19 Kr.-Orb., fondern die des 
569 KAG. Wegen der folgen, bie ſich für das Beſteüerungsrecht der Beineinden aus 
der Uebernahme des Kreiabgabenfolls auf ben Gemeindehaushalt sraeben, [. 086. 1 
©. 67,4 ©. 52, 5 ©. 5, wegen der Befteuerung der Beamten OB®. 8 ©. 34. 

Die Heranziehung der Stadtgemeinden zu ben Kreisabgaben kann niemals 
anders, als im Wege des Zuſchlages zu den veranlagten ober fingierten direkten Staats - 
fleuern der Kreisfteuerpflichtigen vor fih gehen. Ein Vertrag zwiſchen einem Streife 
und einer freisangehörigen Stadt über Heranziehung des flädtiiden Kreisteiles E 
—2 bezüglich über Vorausleiflung von Kreiöeuern ift nicht zuläffig (BEE. 


3. Betr. Beziehungen der Städte zu den Amtsbezirken, vergl. 
85 21, 47, 49a, 57, 58, 61 Kr. Ordn. 

4. Betr. Auffiht des Landrats über bie Polizeivermaltung ber 
Stäbte: 

8 77. Soweit die Rechte und Pflichten des Landrats nicht durch das gegen- 
twärtige Geſetz abgeändert find, behält es bei dem barüber beſtehenden Vorichriften 
aud) ferner fein Bewenden. 

Demgemäß hat der Landrat aud; ferner die gefamte Polizeiverwaltung im 
Kreife und in deſſen einzelnen Amtsbezirken, Gemeinden und Gutsbezirken zu über« 
wachen. 

Auch in den zum Kreisverbande gehörigen Städten hat der Landrat die Po- 
Tizeivermaltung zu überwahen (MR. 1874 ©. 103), felbft die Städte von über 
10.000 Einwohnern find nicht ausgenommen, obgleidy diefe in manchen Beziehungen 
eine von dem Landrate und dem Kreisausſchuſſe Unabhängige Stellung haben (f. o. 
S. 432 n.2). Insbeſondere gehen in Städten über 10.000 Einwohner die Beſchwerden 
über polizeiliche Perigungen nit an den Landrat, fondern an den Regierungs 
Präfidenten ($ 127 2OO.). . 

In der Befugnis zur Ueberwachung liegt nicht das Recht, bie ben nachgeord- 
neten Wolizeibehörden inftanzinäßig zuftchenden Funktionen an a zu ziehen, abge- 
fehen don Ausnahmefällen (OLG. 2 ©. 424, 5 ©. 60, 74, 340). Ueber die 
fugnis des Landrat? zum Erlaß von Polizei-Berordnungen $ 63 StO. $ 142 BG. 
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j Kommumalauffichtsbehörde ber im Kreiſe belegenen Städte ift der Landrat 
mit (1. $ 76 n. b). 

4. Betr. die gurllung bes Kreisausſchuſſes zu dem kreisange- 
hörigen Städten, $ 130 u. ff. Kr.-Orbn. Der Kreisausfhuß hat bie doppelte Be 
Rimmung, einmal ais Organ der Kreisfommunalverwaltung die Bermögensangelegen- 
heiten des Rreisfommunal-Berbandes zu verwalten, und jodann als Organ der all- 
gemeinen Landesverwaltung gewiſſe Gefchäfte der allgemeinen Landesverwaltung 
wahrzunchmen, insbefondere als Berwaltungsgericht erfter Inflanz zu fungieren. 

Je nad der Größe der Städte haben BG. und Zuft.-Cef. die Zuftändigteit 
des Kreisansihuffes in den Geſchäften der allgemeinen Tandesverwaltung den zum 
Kreife gehörigen Städten gegenüber verichieden geordnet (j. 0. ©. 444). Die Städte 
über 10.000 Ginwohner find in gewiffen Angelegenheiten, 3. 8. in Bezug auf die 
Klagen gegen polizeiliche Verfügungen ($ 128 1BG.), in vg af Armen-, Weger, 
Wafler-, Gererbepofizei, ſowie in gewilien Gegenftänden der Baupolizei (85 41, 56, 
66, 116, 119, 145, 146 Zuft.-Gel.) nicht der Zufändigfeit des Kreisausihufies, 
fondern der des Bezirlsausſchuſſes unterworfen. In Edul- und Einquartierungs- 
Angelegenheiten ift in allen Städten der Bezirlsausſchuß zuftändig ($$ 46, 50 Zuft.- 
Sel.). Im einigen Fällen tritt der Magiftrat der Städte von mehr ale 10.000 Ein- 
wohnern geradezu an die Stelle des Kreisausichufies (SS 109, 114 Zuit.-Gef., $ 1 der 
Königl. Berordn. dv. 31. Dezember 1888, ©S. 1884 ©. 7, und Rerordn. o. 30. Juli 
190, GS. ©. 308, f. o. $ 56 Nr. 1 ©. 238). 

5. Betr. die Bertretung der Städte auf dem Kreistage |. $$ 84, 85, 
88, 89, 92, 93, 104-109, 111—114 ar. Ordn. Der Kreistag ift die Vertretung der 
aa nnsehörigen und ausfchließlic berufen, in Kreisfommunalangelegenheiten tätig 
‚u fein. 

Alle Städte des Kreifes bilden für die Wahlen zum Kreistage einen Wahl- 
verband. Die Zahl der ſtädtiſchen Abgeordneten beftimmt fich dabei nach dem Ber- 
hältnis der fädtiichen Bevölkerung des Kreiſes zur ländlichen, wie fie mach dem 
definitiven Crgebnis der legten allgemeinen Woflszähfung fefigefegt ift (CB®. 34 
©. 3). Doch darf die Zahl der ftädtifchen Abgeordneten niemals die Hälfte und 
wenn zum Kreife num eine Stabt gehört, nicht ein Drittel der Gefamtzuhl aller Ab- 
geordneten überfteigen. Innerhalb des Wahlverbandes der Städte werden die Abge- 
ordneten auf die einzelnen Siadie nad) ihrer Seelenzahl verteilt. Sind in einem 
Kreife mehrere Städte vorhanden, auf die hiernach nicht je ein Abgeordneter entiällt, 
fo werden diefe Städte behufs der Wahl mindeftens eines gemeinfdaitlichen Abge- 
orbneten zu einem Wahlbezirke vereinigt. Iſt in einem Kreife meben anderen großen 
Erädten nur eine Stadt vorhanden, die nach ihrer Seelenzahl nicht einen Abge- 
ordneten zu wählen haben würde, fo wird ihr trogdem ein Abgeordneter zugewiejen. 
Die Verteilung der Abgeordneten erfolgt durch den Kreistag auf Borichlag des Rreis- 
ausihufiee, fie gilt immer für 12 Iahre. Der Veihiuß fol im Kreis- oder Amts 
blatt befannt gemacht werden. Gr fann von den Städten binnen 2 Wochen nah 
Ausgabe des Blattes mit der Klage bein Bezirtsnusfhuß angeiochten werden (j. Gel. 
betr. die Bildung des Wahlverbandes der größeren landlichen Grundbefiyer umd des 
Bahlverbandes der Etädte in den Kreiſen Teltow und Niederbarnim v. 6. Juli 1900 
— 68. ©. 14). 

Die Wahl der flädtifchen Kreistagsabgeordneten findet in den Gtä 
für fi einen oder mehrere Abgeordnete zu wählen haben, durch den Magiftrat und 
die · Stadiverordueten ftatt, melde dazu unter dem Vorfige des Bürgermeiftere zu 
einer einheitlihen Wahlverfammiung vereinigt werden. Ju gleicher Weiſe neichieht 
die Wahl der Wahlmänner in den Städten, die mit anderen Stadten des Kreiſes zu 
einem Wahlbezvte vereinigt find. Hier wird auf je 250 Eimmohner ein Wahlmann 
ernannt. Die Wahlmänner des Wahlbezirls treten dann unter der Leitung des 
Landrats in dem vom Kreisausichufe beſtimmten Wuhlorte zur Wahl des Abge- 
ordneten zufammen. Wählbar zum Wahlmann und zum Miralicde deu Kreistages 
iR jeder Firger der im Kreiie belegenen Städie. Die Wahlwänner werden vor jeder 

Babl neu gewählt, nur bei Erjugiwahlen bleiben die früheren Wahlmäuner in 
Tätigkeit, 
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6. Betr. die Stadtkreife: 

8 169. Im denjenigen Kreifen, welche nur aus einer Stadt beſtehen (Stadt- 
freife), werden die Geſchäfte des Kreistages und des Kreisausſchuſſes, die des letzteren. 
foweit fid) diefelben auf die Verwaltung der Kreis-Kommunalangelegenheiten beziehen, 
von den fläbtifchen Behörden nach den Borfchriften der Stäbte-Ordnung wahrge- 
nommen. 

Die Beftimmungen des zweiten Abſchnittes des erften Titels finden auf Stadt- 
kreife feine Anwendung. 

Die Stadtkreife dürfen Steuern, welche als Kreisabgaben betrachtet werden 
tönnten, weil fie zur Dedung von Koften, die geſetüch den Kreifen oblicgen, be» 
fimmt find, nicht nad Abjhnitt 2 Titel I Kr.-Ordn. erheben; fie Haben vielmehr 
alle ihre Steuern nad; Maßgabe der für die Gemeindebefteuerung beftehenten Be- 
fimmungen aufzubringen, Die Veftimmung im Abf. 2 ift deshalb getroffen, weil e6 
zu Unzuträglicteiten führen würde, wenn in einer Stadt, je nachdem fie als Stadt 
oder als Kreis ſich betrachte, zwei verſchiedene Steuerfyfteme zur Anwendung fämen. 

Aus Abf. 1 folgt, daß auch die Vorſchriften des dritten Titels der Kreisordn. 
(von der Bertretung und der Verwaltung des Kreifes) auf Stadtkreiſe feine An- 
wendung finden. Dur die Erhebung einer Stadt zum Staditreiſe erhalten die 
Kreis-Kommunalangelegenheiten in derfelben den Charakter von ftädtii den Rommunal- 
angelegenheiten und find als folhe (MR. 1885 ©. 107) nad) den Borfchriiten der 
EiD. wahrzunehmen. 

$ 170. In den Stadtfreifen tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes zur 
Wahrnehmung von Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung in den durch die 
Geſehe bezeichneten Fällen der nad; den Vorfchriften der $$ 37 u. ff. bes Gef. über 
die Landesverwaltung gebildete Stadtausſchuß (1. 0. $ 56 ©. 238). 


Eine allgemeine Beſtimmung, wem in den Stadttreiſen die Funktionen deg 
Sandrats obliegen, fehlt, Die Beftimmung des $ 38 der Verordnung vom 30. April 
1815 (6S. &. 85), wonad der Polizeidirigent in den GStadtkreifen die Stelle des 
Kaudrats vertritt, ift ale veraltet zu betradhten. Doch find dem Polizeibirigenten nad) 
$ 2 Nr. 5 der deutſchen Wehrordnung vom 22. November 1888 die Geſchäfte des 
Zivif-Borfigenden der Erfap-stommiffion in den Stodtfreifen übertragen. Wegen des 
dem Oberbürgermeifter aulehenen Vorihes in der Beranfagungs-Kommiffion für die 
Eintommenfteuer f. $ 62 ©. 430. n. 2. Wegen des Borfisee in den Ausjhüffen für 
die Beranfagung der Gemerbefteuer in den Klaffen II, ILL u. IV f. Art. 21 Ausle 
Anıo. des Geiwerbefteuer-Gef. vom 10. April 1592. 


B. Berhältnis der Städte zur Provinz 

Dec Provinzialverband ift eine Zufammenfafiung der zur Provinz gehörigen 
Kreife zu einer kommunalen Einheit behufs Erfüllung derjenigen fommunalen Auf- 
gaben, weiche über die Leiftungsfähigteit bezüglich da8 Iutereffe des einzelnen Kreifes 
hinausgehen. Danad) ſiehen die Stadtgemeinden in feinem unmittelbaren Berhäftniffe 
zur Provinz. Dasfelbe wird vielmehr durch die Kreife vermittelt. 

Für die Provinzen Oft und Weftpreußen, Brandenburg, Pommern, 
Sälefien und Sadjfen gilt die Brovinzial-Ordnung vom 29. Juli 1875 
«in der Faſſung des Geſ. vom 22. März 1881, ©. 1881 ©. 233). J 

Der Brovinziallandtag befleht aus Abgeordneten der Lend· und Stadt- 
treife ($ 9 Br.-O.). Die Abgeordneten der Landfreife werben von den Streistagen 
gewählt. Die Abgeordneten der Stadtlreife werden von dem Magiftrate und der 
Stadtverordneten-Berfanmlung in gemeinfchaftliher Sitzung unter dem Borfite des 
Vürgermeifters gewählt ($ 14, 15 Pr.-D.). 

Für die Provinzialabgaben gilt im Gegenfag zu den Rreisabgaben das 
Syftem der Kontingentierung. Lräger der Steuertat find die einzelnen Stadt- und 
Laupkreife. Auf diefe werden die ausgefchriebenen Provinzialabgaben nad) dem Maf- 
fiube der in ihnen auffomımenden bezw. (mas die Realfteuern betrifft) veranlagten 
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direften Staatsſteuern mit Ausſchluß der Haufiergemerbefteuer verteilt (65 106, 107 
Pr.-Ordn., 58 14, 15 $r.-Orbn., 85 91, 92 KAG.). Die auf die Landfreife ent- 
fallenden Anteile werden als Kreisabgaben, die auf die Stadtkreiſe entfallenden An- 
teile als Gemeindeabgaben aufgebraht (OB. 8 ©. 18). Für die einzelnen 
Brovinziafangehörigen eifieren fonad) feine befonderen Provinziaabgaben, für fie er- 
feinen diefelben vielmehr mar als Beſtandteile der Kreis- bezw. Geyieindenbgaben. 
Iu den Stadtkreifen werden fie wohl überall auf den Haushaltsetat übernommen und 
wie die übrigen Gemeindebebürfniffe durch die Gemeindefteuern gedeckt. Bei ber 
Verteilung des Gteuerbedarjß auf die verihiebenen Gteuerarten gemäß der Bor- 
ſchriften der SS 54 u. fi. KAG. find fie auf die Gemeindeeinfommenfteuer und die 
Reaiſteuern nach demfelben Mafftabe zu verteilen, nach welchem fie ausgeſchrieben 
worden. Doch ift es aud für zuläffig erachtet, daß die Stadtireiſe das auf fie ent- 
fallende Sol an SProvinzialabgaben auf die einzelnen Steuerpflichtigen nad dem 
Provinzialabgaben-Berteilungs-Diaßftabe weiter unterverteifen (ſ. Leidig ©. 496, 
232. 17 ©. 329). Ihre Erhebung veigiebt fh dann immer in der Sorm einer 
Kommunaffteuer, für welde die örtfihen Gteuerordnungen maßgebend find. 


C. Berhältnis der Städte zum Staate. 


Die Stadtgemeinden find als Korporationen hinſichtlich der Selbfivermaltung 
ihrer Angelegenheiten, ges den Kreifen und Provinzen, der Aufficht des Staates 
unterworfen (f. 0. $ 9 ©. 65. n. 8 und 8 76). 

Den Stadtgemeinden als ſolchen if eine befondere Vertretung anf dem allge» 
meinen andtage nur infofern eingeräumt, ais einer Anzahl von Städten das Recht 
zufteht, dem Könige Dagiftratsperfonen zur Berufung im das Herrenhaus vorzu- 
Ählagen. Die Pröfentation erfolgt, wo ein Magiftratsfollegium befieht, durch dieles, 
font durd die Stadtverordneten-Berfammlung (Beroron. vom 12. Dftober 1854, 
88 4, 5, &. ©. 541). Bo ein einheitlicher Gemeindevorftand befteht, fönnen nur 
Vürgermeifter und Beigeordnete präjentiert werden. (Allerhöchfter Beſcheid vom 
23. Februar 1855). Das Recht der in das Herrenhaus berufenen Megiftrats- 
Biglier erlifcht mit dem Verfufte der Cigenfchaft, in melder die Präfentation 
erfolgt if. 

Dei den Wahlen zum Abgeordnetenhaufe find die Gemeinden nur hinſichtlich 
der Bildung der Urmahlbezirte beteiligt. Die Koften der Urwahlen haben fie zu 
tagen (MR. 1861 ©. 42). Bei den Neidhstagswahlen werden die Koften für die 
Drudformulare und für die Ermittefung des Zhtergenites von den Bundesfaaten, 
alle übrigen Koſten des Wahlverfahrens von den Gemeinden getragen. ($ 16 des 
Wahigeſehes für den Reichstag vom 31. Mai 1869.) 

Ais ftaatlichen Berwaltungebezirten liegen den Gemeinden mannigfade Ber- 
pflichtungen ob. 

1. Berhäftnis der Städte zur Finanzhoheit des Staats. 

8) Nach dem Cinfommenftener-Gefeh v. 4. Iuni 1891 (GS. ©. 175) haben 
die Gemeinden bei ber Veranlagung der Einkommenſteuer mitzuwirken. Der 
Gemeindevorftant hat die Einfommensnahweifung aufzuftelen und in diefe auf Grund 
der von ihm angeftellten Ermittelungen das mutmaßliche Einkommen der Steuer- 
pflictigen einzutragen ($ 23). Der Veranlagung der Stenerpflichtigen geht eine Bor- 
einigägung durch eine bejondere Kommiifion voraus. Dieje Voreinfgäpugs-Kom- 
miffion befteht aus dem Gemeindevorftande als Vorfigenden und aus einer beftimmten 
Anzahl von teils von der Regierung ernannten, teil® bon der Gemeinde-Bertretung er» 
wählten Ditgliederu ($ 31). Die Boreinfhägungs-Kommiffion unterwirft die von 
dem Gemeindevorftande aufgeftellte Nahmweifung einer Prüfung und trägt die für die 
einzelnen Steuerpflichtigen ermittelten Cinfommensbeträge bis zu 8000 ME., ſowie 
die für diefe vorzufclagenden Steuerfäge in die Nachweiſung ein ($ 32). Die Ber- 
anlagung felbft erfolgt durch die für jeden Kreis bezw. Stadtfreis gemäß $ 34 gebildete 
Beranlagungs:Kommiffion unter dem Vorſitze des Yandrats (Oberbürgermeifters) oder 
eines von der Megierung zu ernennenden Kommiffars (j. o. $ 62 ©. 430 n. 2). 
Die Gemeindevorftände haben den Aufjorderungen des Borfigenden in den die Ein— 
Tommenfteuer-Beranfagung betreffenden Angelegenheiten Folge zu Teiften ($ 35), die 
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Ab- und Anmeldungen der Gtemerpflichtigen, welche im Laufe des Steuerjahres ihren 
Wognfig verändern, entgegen zu nehmen und auf Grund dieſer Angeigen die Zu- und 
Abgangstiften zu führen ($ 61). Im $ 73 Einfommenftenergel. if den Gemeinden 
für die bei Veranlagung der Steuer ihnen überrwiefenen Gejchäfte, fowie für die Er- 
hebung der Steuer, fomeit ihmen folde übertragen iR, eine Bergiitung zugefichert 
(f. Art. 88 der Ausführ.:Anmw. v. 8. Auguft 1891). Nach $ 16 des Gef. wegen Auf- 
jebung direlter Staatöſteuern vom 14. Sul 1893 (88. ©. 119) iſt diefe Beftimmung 
außer Kraft getreten und den Gemeinden auch Königl. Berordn. die Verpflichtung 
auferfegt, in ihren Bezirken die Elementar-Erhebung der jämtlihen direften Staate- 
fteuern, der Domänen-, Rentenbankrenten, ſowie die Abführung der erhobenen Beträge 
an die zuftändigen Staatelaffen ohne Vergütung zu bewirken. 

b) Rad; dem Gef. betr. die anderweite Regelung der Grundfteuer v. 21. Mat 
1861 (6S. ©. 234), fowie mac) dem Gel. betr. der Einführung einer allgemeinen 
Gebäudefeuer vom 21. Mai 1861 (©S. ©. 322) Haben die Gemeinden bei den 
— wiederkehrenden Reviſionen und Neuveraniagungen der Gebäudeſteuer mit- 
zuwirlen. 

c) Nah dem Gewerbeſteuer-Geſ. vom 24 Juni 1891 08s. ©. 205) 
haben die Genteindebehörden die Anzeigen über den Beginn des Betriebes eines 
ftehenden Gewerbes entgegen zu nehmen 6 52). Die Gemeindevorſtände find ver- 
pfligptet, von allen bei ihnen eingehenden Gemwerbe-Aumeldungen in der von der Ber 
zirtsregierung anzuordnenden Frift der ihnen bezeichneten Beranlagungsftielle Mitteilung 
Zu machen, aud nad; Auftelung der erforderlic;en Erkundigungen über die Steuer- 
pflichtigteit, bezw. darüber, in welcher Klaffe die Beſteuerung zu eeiolgen bat, ſich gut- 
achtlich zu äußern ($ 53 des Gel, Art. 26 der Ausführungse-Anweilung vom 
10. April 1892). Der Borfigende des Steuer-Ausihuffes fan fi nad feinem Er- 
meffen der Diitwirkung der Gemeinde-Borftände bedienen, weldje feinen Aufforderungen 
Folge zu feiften fhuldig find (Musf.-Ano. Art. 23). Die Gemeinde-Borflände find 
dur Abnahme einer Exfiärung feitens der Steuerpflichtigen nach Mafgabe des $ 57 
des Gef. (Art. 29 Ausf.-Anm.) bejugt. 


Zu b. u. c. Nach $ 1 des Gef. betr. Auihebung der direften Staatsſteueru 
vom 14. Juli 1893 (6S. ©. 119) find behufs Erleichterung der öffentlichen Laften 
der Gemeinden die nad) den Geſetzen von 21. Mai 1861 veranlagte Grund» und 
Gebäudefteuer, ſowie die nad dem Geick vom 24. Juni 1891 veranlagte Gewerbe 
und Betriebsfteuer gegenüber der Staatskaſſe außer Hebung gefeßt. Die Veranlagung 
und Berwaltung diefer Eteuern wird jedod; muter Aufredhterhaftung der dieferhalb 
beftehenden gefegfichen Cimichtungen vom Etante für den Zmwed der fommunalen 
Befteuerung aut tt. Die Roften der Veranlagung und Verwaltung diefer Steuern 
werben, foweit jie nicht durch die den Gemeinden hierbei übertragenen Geſchaſte ent- 
eben, aus der Staatstaffe beftitten. Die Koften der Hebung und Beitreibung der 
Steuern, ſoweit fie von den Gemeinden weiter erhoben werden, find von dieſen zn 
tragen (SS 3, 14, 15 Gef. betr. Auihebung von direften Staatöfteuern). Die geleh- 
tigen Beftimmungen über die Aufprüche der Gemeinden auf den Bezug von Ber- 
gütungen jür die bei Veranlagung der Gewerbefteuer ihnen übertragenen Gejchäfte 
find außer Kraft getreten. 


2. Verhältnis der Stadt zur Militärhoheit. 


Bezüglich der Tätigfeit dev Semeindebehörden im Jutereſſe des Heeres vergl. 
die Abhandlung von Shuly in PES. 23 €. 113. 

a) Die Gemeinden haben unter Kontrolle der Erfagbehörde Ctammrollen über 
alle Mititärpflightigen zu führen ($ 31 Reichemilitärgefeg vom 2. Mai 1874, R6B. 
©. 45, Deuriche Vehrorvnung vom 22. Novbr. 1888). Alle Kommunalbehörden find 
verpflichtet, in dem Bereidje ihrer nelegfihen Beiugniffe die Viilitärbehörben bei der 
Kontrolle und bei Renelung der Viiitärverhäftnifje der Perſonen des Beurlaubten- 
Kandes und der Erfagrejewwe I Niafie, insbeſondere auch bei Einberufung derfelden 
zur Dienft zu unterftügen. (g 70 a. a. O.) Die durch Führung der Refrutierungs- 
Stammrollen und dur Ladung der Militärpflichtigen zur Mufterung erwachjenden 
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Koften fallen den Gemeinden nur zur Laft, fofern ihren Vorſtehern gemäß ben Bor- 
ſchriften des Neihsmilitärgefeges und der Wehrordnung eine Mitwirkung bei jenen 
Geſchäften übertragen if. Werben die Geichäfte auf Grund befonderer Beftimmungen 
von einer Königt. Polizeiverwaltung verrichtet, fo find die fid) daraus ergebenden Koften 
in Ermangelung befonderer reichs · oder landeögejeglicher Regelung als Amtsunfoften 
der Gtaatsbehörde vom Staate zu tragen (OB®. 41 ©. 54). J 
b) Wenn in einem Stadtbezirke keine oder nicht hinreichende Kaſernen vor- 
handen find, fo muß den Truppen in den Häufern des Stadtbezirfs Naturalquartier 
gewährt werden ($ 10a Gejeg über die Einrichtung des Abgabenweiens v. 5. März 
1820 @6. ©. 59). Gegenwärtig gift 
das Reihegefeg betr. die Quaͤrtierleiſtungen für die bewaffnete Macht 
während des Brievensgufandes vom 25. Juni 1868. 
(868. ©. 523). 
$ 1. Die Fürforge für die räumliche Unterbringung ber bewaffneten Macht 
während des friebenszuflandes, d. h. fo lange nicht das jetg (vom 13. Juni 1873) 
wegen der Aeiegsteifungen und deren Vergütung in Wirkjamkeit ift, ift eine Laft de& 
Bundes, deren Raturalleiftung nur gegen Entihädigung gefordert werden kann. 

Sie if aljo feine Gemeindelaft (MR. 1875 ©. 280). Dem Geſetze liegt 
aber der Gedanfe gi Grunde, daß die Anordnungen über die Quartierfeiftungen 
infofern als Gemeindeangefegenheiten betrachtet werden follen, als die Gemeinde- 
vorftände die Leiftungen auf die einzefnen Pflichtigen zu verteilen haben. ($ 5, 
OQBG. 5 ©. 108). 

Zur Abänderung bezw. Segängung des Geſ. vom 25. Juni 1868 ift das 
Geſetz vom 21. Iuni 1887 RGL. ©. 345 ergangen. Dasfelbe betrifit_ die An 
ſprüche, welde Offiziere in Bezug auf Umfang und Ausflattung der Duartiere 
zu fielen haben, bezw. die Leiſtungen, wenn für einzuquartierende Zeile der be- 
waffneten Macht eine Unterkunft unter Dad und Fach — enges Duartier — 
gefordert wird. 

$ 2. Für die bewaffnete Macht find während des Friedenszuftandes an Woh- 
unge und fonftigen Gelafjen auf Erfordern zu gewähren: 
1. für Truppen in Garnifonen, fo lange und foweit deren Unterbringung im 
Kafernen nach $ 10 des Breußifhen Geſetzes fiber die Einrichtung des Ab- 
jabenweiens vom 80. Mai 1820 nicht zur Ausführung gebracht fein wird, 
Pivie für Truppen und Kantonnements, deren Dauer von vornherein auf einene 
jechs Monate überfteigenden Zeitraum feftgefetgt ift: 
a) Quartier für Mannfdaften vom eldwebel abwärts, 
b) Stalfung für Dienftpferde; 
2. bei Kantonnierungen von nicht längerer als der zu 1. angegebenen oder von 
unbeftimmter Dauer, bei Märſchen und Kommandos: 
8) Quartiere für Offiziere, Beamte und Mannfdaften, 
b) Stallung für die von denſelben mitgeführten Pferde, ſoweit für diefelben 
etatsmäßig Nationen gewährt werben, 
©) das erforderliche Gelaß für Geidäfte, Arreft- und Wadhtlofafitäten. 
ur bewaffneten Macıt im Sinne des Gefeges find zu rechnen: 
die Truppen des Norddeutſchen Bundes (jet Deutfhen Reiches) und ber 
mit ihm zu Kriegszweden verbündeten Staaten nebft dem Heergefolge. 
$ 3. Der Umfang der Leiftungen wird durch das sub Litt. A. anfiegende 
Negulativ, die dafür vom Bunde zu gewährende Entjädigung durch den sub Litt. B. 
anliegenden Zarif und bis auf Weiteres hurch die sub Litt. C. anfiegende Klaſſen - 
Einteilung der Orte beſtimmt. gm Jahre 1872 ab unterliegen Tarif und Klafjen- 
Einteilung einer allgemeinen, alle fünf Jahre zu wiederholenden Revifion.) 

Durch Gele vom 3. Auguft 1878 (RGB. ©. 243) iR der Tarif und die 
laffen-Einteilung abgeändert bezw. ergänzt. Bergl. nod Ausführungs-Infrut- 
tion v. 31. Dezember 1868 SR. 1869 ©. 1) u. Allerhöchften Erlaß v. 3. Sep- 
tember 1870 {ROB. €. 514). Infolge des Reichsgeſetzes vom 28. Mai 1887 
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(REB. ©. 159) und demnächſt durch Gef. vom 26. Juli 1897 (OS. 619) bezw. 

durch Gef. vom 6. Juli 1904 (RGL. ©. 272) F eine neue Klaffen-Einteilung 

der Orte eingetreten. Nach $ 2 des erfigedachten Geſetzes unterliegen der Servis- 
tarif und die Klaffen-Einteifung der Orte vom Jahre 1887 ab einer allgemeinen, 
von zehn zu En Jahren zu wieberhofenden Revifion. Abweichend von biefer 

Zeftimmung fol die nädfte Revifion der Klaffen-Ei Alma der Orte nad} fpäter 

tens fünf Jahren erfolgen. ($ 2 Gef. vom 26. Juli 1897.) 
$ 4. Der Bund ift berehtigt, gegen Gewährung der im $ 8 bezw. im bei⸗ 

gefügten Tarif befimmten Entfhädigung bie Beihaffung der Duartierleifiungen zu 
verlangen und dazu alle benußbaren Baulichteiten in Anſpruch zu nehmen, foweit 
dadurch der Duartiergeber in der Benugung der für feine Wohnungs, Wirticafte- 
und jerbebetriebs-Berhäftnife unentbehrlihen ‚Räumlicpkeiten nicht behindert wird. 
Befreit hiervon find nur: 

1. die Gebäude, welche 
R) fi im Befige der Mitglieder regierender Familien befinden, 

b) zu den Standesherrichaften ber vormals reichsſtändiſchen oder derjenigen 
Baufer gehören, denen biefe Befreiung durch Verträge zugeſichert ift oder 
auf Grund befonderer Rechtstitel zufteht, 

infofern dieſe Gebäude für immer oder zeitweife zum Wohnfite ihrer Eigen« 

tümer beftimmt find; " 

2. die Wohnungen der Gefandten und des Geſandtſchaftsperſonals fremder Mächtes 
ferner in Borausfegung der- Gegenfeitigleit bie Wohnungen der Berufsfonfuln 
fremder Mächte, fofern fie Angehörige des entfendenden Gtantes find und im 
ihrem Wohnort fein Gewerbe betreiben oder feine Grundftüde befigen; 

8. diejenigen Gebäude und Gebäubeteile, welde zu einem öffentlichen Dienft oder 
Sebrauch befimmt find, ohne Rüdficht auf deren Eigentumsverhältnifie, in- 
fonderheit alfo die zum Gebrauch von Behörden befimmten, fowie die zum 
Betriebe der Eiſenbahnen erforderlichen Gebäude- und Gebäubeteile; 

4. Univerfitäts- und andere zum öffentlichen Unterrichte beſtimmte Gebäude, 
Bibliothelen und Muſeen; 

5. Kirchen, Kapellen und andere dem öffentlichen Gottesdienfte gewidmete Gebäude, 
fowie die gottesdienftlichen Gebäude der mit Korporationsredhten verjehenen 
Religionsgejellihaften; 

6. Armen-, Baifen-, Kranfengäufer«, Bei krunge-, Aufbewahrungs- und Gefängnie- 
anftalten, fowie Gebäude, welche milden Stiftungen angehören und für deren 
Zwecke unmittelbar benugt werden; 

7. nen erbaute oder von Grund aus wieder aufgebaute Gebäude bis zum Ablauf 
zweier Kafenderjahte nad) dem Kalenberjahre, in welchem fie bervohmbar bezw. 
benugbar geworden find. 

Zu neuen, einen Koflenauftvand verurfahenden Herftellungen können die 
VBerpflichteten ohne Gewährung genügender Entfhädigung Seitens des Bundes 
nicht angehalten werden. 
$ 5. Die örtliche Verteilung der Ouartierleiftung erfolgt auf bie Gemeinden 

reſp. felbtändigen Gutsbezirfe im Ganzen. Die weitere Unterverteilung geſchieht 
dur) die Gemeindevorftände ze, die Befiger der jelbfländigen Gutebezirfe, welde 
für die gehörige und rechtzeitige Erfüfung der Ouartierleiftungen zu forgen Haben. 

In den Städten fann die dauernde Verwaltung der Einguartierungs-An- 
gelegenheiten einer aus Mitgliedern des Gemeindevorftandes und der Gemeinde-Berr 
tretung oder aus letzteren umd aus von der Gemeindevertretung gewählten Gemeinde 
gliedern gebildeten Deputation übertragen werden. 

8 6. Im allen Ortfchaften, welde mit Garnifon belegt werden follen, wird 
der Umfang, in weighem die Quartierleiftungen geforbert werben Fönnen, durch Katafter 
beftimmt, welche alle zur Einquartierung benugbaren Gebäude unter Angabe ihrer 
geiftungsfähigteit enthalten müffen und von dem Gemeindevorftand bezw. ber Servie- 
deputation alljährlich aufgeftellt werden. 
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Die von den Gemeinden in Gemäßheit eines_mit der Militärverwaltung ge- 

ten Uebereintommens behufs Kafernierung der Truppen hergerichteten Gebäude 
bleiben außer Anſatz. 

Nach geſchehener Aufftellung iſt das Katafler während 14 Zagen öffentlich aus- 
äulegen und dies befannt zu machen. 

Erinnerungen gegen die Katafter find ſowohl Geitens der Mifitärbehörde, ale 
auch Seitens der übrigen Interefenten innerhalb einer Bräffufiofrit (vom 21 Tagen) 
nad) beendeter Offenlegung in dem Städten bei dem Gemeinbevorftand, in allen 
übrigen Ortfhaften bei (dev vorgefegten Kommunalaufſichtsbehörde) anzubringen. 
(Ueber diefelben entſcheidet endgültig die obere Bermaltungsbehörde.) 

. Nach) erfolgter Erledigung der Erinnerungen werden die Ratafter von den mit 
ihrer Aufftellung beauftragten Behörden definitiv abgefhloffen und darüber öffentliche 
Befanntmadjungen erlaffen. 

Die Aufiellung eines Lataſters unterbfeibt, wenn ber Gemeindevorfiand md 
die Gemeinbevertretung dies übereinftimmend bejchließen. 

Dazu Zufl.-Gef. $ 51: 

Berden Er die für die Verteilung ber Onartierleiftungen aufgeftellten 
Katafler ($ 6 Abjat 4 Geſetz vom 25. Juni 1868) innerhalb der gefeglid ber 
fimmten Frift Einwendungen erhoben, fo hat Hierüber in Betreff der Gtädte 
Ber Gemeinrnurhand, im Betreff der übrigen Orticaften der Kreis-Ausihuß zu 
ießen. 
Segen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde bei dem 
Bezirksausſchuſſe flatt. 
Der Beihluß des Bezirksausſchuſſes if endgültig. . 
$ 7. Ffir die Landkreife refp. analogen Verbände derjenigen Bundesſtaaten, 
welche Kreis- ober ähnliche Bezirfsvertretungen haben, regeln Rommiffionen, welche 
ans dem Landrat, Amtshauptmann ufr. und 2 Mitgliedern dev Kreis: Berjammlung 
beftehen, die Grundfäge und Ausführung der allgemeinen Verteilung der Gin» 
quartierung auf den betreffenden Kreis. In den Bunbesftaaten, wo derartige ver⸗ 
tretungen nicht beftchen, bleibt der Sandesgefeggebung die Regulierung dieſer An- 
gelegenheiten überlaffen. 

Die Grundfäße, nach welchen die Verteilung der Duartierleiftungen im jeden 
Gemeindebezirk erfolgen foll, werben durch Gemeindebejhluß oder duch ein Orte- 
Ratut beftimint, für deren Erlaß die für die Einführung von Gemeindefteuern vor- 
gefciriebenen Formen mahgebend find und bie zu deren Zuftandefommen die bisher 
für die betreffende Gemeinde geltenden Borfchriften über bie Verteilung der Duartier- 
Teiftungen in Kraft bleiben. 

Das Statut iann auch efiegungen über Aufbringung von Gemeinde Zus 
iaifen zu den Duartier » Entfchädigungen ober über —X Geldausgleigung 
enthalten. 

Durdy Drtsftatut kann auch fetgefetst werden, daß in allen oder in beftimmt 
begeihneten Fällen die einzuquartierenden Truppen in gemieteten Ouartieren durch 
den Genteindevorftand kezüglich die Gervisdeputation untergebracht und im welder 
Beife die dadurch entftehenden Koften aufgebracht werden follen. 

(Der iedte Abfat des S 7 hat nur Bezug anf ſeltſtandige Gutebezirke.) 
8 7 if für ländliche Gemeinden ergänzt durch $ 50 Zuft.-Gel. 

Das Gejeg verpflichtet die Gemeinden micht, bei einer naturalen Verteilung 
der Einquartierungsfaft diefe auf fämtliche Inhaber bequartierungsfähiger Räume 
[ie bewirken. Der Autonomie der Gemeinden ift es überlaffen, die Quartier- 
eiftung ben Hausbefigen aueihfießlic aufzuerlegen (MR. 1876 ©. 55). In 
denjenigen ae in denen die Gemeinden von der Befugnis Gebrauch machen, 
Gemeindezufhüfie zu der Ouartierfeiftung oder die Unterbringung der Truppen 
in witetsquartieren zu beſchließen. fteht ihmen frei, die hierdurch entftchenden 
Koften nad dem Steuerjuße, bezw. unter eutſprechender Heranziehung der 
Forenfen, aufzubringen. (MR. 1870 ©. 79, 1975 S. 292, 1876 S. 55.) — 
Üeber die Unauläifiefeit des Rechtsweges beim Anſpruch eines Hautbeſiters auf 
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Erftattung der an Stelle des Naturalguartiers von ihm als Kommunalfteuer 
singeforberten anteiligen Einquartierungs - Bergütungs-Koftenzufchuffee BMB. 
1873 ©. 52. 

An ſich wenigftens und unmittelbar fällt die Heranziefung zur Quartier - 
Teiftung nicht unter den Begriff der Deranziehung zu den Gemeindelaften, da in 
Anfehung dieſer Teiftungen die Gemeinden zwar Verteilungsbezirke bilden, aber 
teinesmegs felbft bie Berpflihteten find, felbt dann nicht, wenn im Beziehung auf 
den Maßftab der Unterverteilung die Gemeinden im den für bie Einführung von 
Gemeindeftenern vorgefchriebenen Formen Gebrauh von der ihnen zufehenden 
Autonomie gemacht haben oder wenn die Obliegenheiten ber Duartiergeber von 
diefen fefbft nicht erfüßlt, deshafb auf ihre Koflen anderweite Onartierräume be- 
ſchafft find und demnächft diefe Koflen von ihnen auf dem für die Einziehung 
der @emeindeabgaben vorgeichriebenen Wege beigetrieben morden. Deshalb ift 
$ 18 Nr. 2 Zuft.-Gef. bezw. $ 69 KAG. nicht anwendbar. 

Mittelbar freilich mittelft entfpredhender Veichlüffe der ſtädtiſchen Behörden 
Kann die Einquartierungslaft zu einer Gemeindelaft werben. Dann aber werden 
die duch die Unterbringung der zu bequartierenden Truppen veranlaßten Koften 
aus der Gemeindefaffe dezugůch aus den Gemeindefteuern beftritten. 

(88 8, 9 unerheblich). 

$ 10. Den Ouartierträgern if geſtattet, ihre Verbindlichteit durch Geftellung 
andertveiter Ouartiere zu erfüen. Diejelben müffen jedod) den allgemein geſebüchen 
Anordnungen entiprechen. Erfolgt die Annahme folder Duartiere, jo übernimmt der 
Inhaber des Quartiers die Obliegenheiten des urſprünglich Berpflichteten. 

Gegen die das amderweitige Duartier zurücweilende Verfügung der das 
Quartier verteilenden Behörde findet feine Berufung flatt. 

$ 11. uartierträger, welche ihren Obfiegenheiten nicht nachtommen, find 
durch den Gcmeindevorftand, bezw. die vorgefegte Kommunalauffichtsbehörde, unter 
Anwendung adminiftrativer Zmangsmittel hierzu anzuhalten. 

$ 12. Befchwerden über mangelhafte oder nicht vollftändige Duartierleiftung 
find durd) die im $ 11 genannten Behörden zur Stelle endgültig zu erledigen. 

Zur Erhebung der Beſchwerden ift befugt, in Garnijonen: der Garnifonältefte 
ober deifen Beauftragter; auf Därfchen 2c.: der Truppenbefehfehaber, beziehungsweife 
der Fourieroffizier. 

$ 13. Beſchwerden der Duartierträger find durch die im $ 11 bezeichneten 
Behörden in Gemeinschaft mit dem im $ 12 bezeichneten Offizier zu erledigen. 
Köumen ſich beide nicht einigen, fo wird die Angelegenheit der Döheten ertwaltunge- 


behörde zur endgültigen Eutſcheidung unter Zuziehung des Truppenkommandos 
vorgelegt. 

Terartige Beſchwerden in Einquartierungs-Angefegenheiten find innerhalb vier 
Boden Rautaft. . 


$ 14. Der Ortsvorftand kann nad Ablauf von drei Monaten einen all- 
jemeinen oder teilweifen Wechfel der Onartiere vornehinen, nad) Ablauf einer fürzeren 
friſt nur mit Zuftimmung der Militärbehörde. 
$ 15. Die tarifmäßige Entſchadigung (Servis) wird für jeden Cinguar- 
fierumgetag unter Ausfhluß des Abgangstages mit 1jgn des Monatsbetrages gewährt. 
Fällt Ankunft und Abzug auf Einen Tag, jo findet eine Vergütung nicht ſtatt. 
gi ganze Kalendermonate wird der Servis auf 30 Tage, ohne eCſicht auf ‚die 
ageszahl des Monats, gezahlt. 
Die Wintermonate umſchließen die Zeit vom 1. Oftober bis 31. März. 
Die Zahlung des Servijes erjolgt an den Ortsvorftand, in Garnifonen all» 
monatlich 
Die Befriedigung der einzelnen Quartiergeber iſt Sache des Ortsvorftandes. 
$ 16. Ueber die Zeit der wirflichen Quartierleiſtung hinaus wird der Servis 
fortbezahft: 
a) in der Garnifon: 
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1. für fommanbierte, kranke, arretierte und beurlaubte Manuſchaften vom 
Feldwebel abwärts, welde im Laufe des nächſten Monats in da8 Natural- 
quartier ‚peidteheen, ſoweit dasſelbe reſerviert und nicht amdermeit benutzt 
worden ift; 

2. für die & eigenen Stuben berechtigten Mititärperfonen, fowie allgemein 
für alle Ehargen in minbeftens auf Mann kafernenmäßig eingerichteten 
Kinquaztierungefäufern während ber Abwefenheit der Truppen zu den 

. ebungen; 

8. während der Truppenübungen für die in Privat- oder Kommunalftällen 
untergebradhten Pferde, fofeen die Stollungen zum ausſchliehiichen Gebrauch 
des Militärs beftimmt und während der Abweſenheit nicht amdermeit ber 
nugt worden find. 

. —„Dasfelbe gilt unter gleichen worauefegungen für Kommandos, wenn 

die Pferde im Laufe des nähen Monats zurüdfehren; 
db) im Kantonnement: 

für_die Ouartiere der zu Uebungszmeden aus den Kantonnements ausge- 

titten Truppen, fofern fein Kantonnementswechiel ftattgefunben Hat. 

$ 17. Entjhädigungs-Anfprüde für gewährtes Naturalquartier, ſowie alle 
Nachforderungen müfjen zur Vermeidung der Verjährung fpäteftens im Laufe des 
Kalenderjahres, welches auf dasjenige folgt, in welchem die Zahlungsverpflihtung be- 
gründet worden ift, bei dem Gemeindevorftande bezw. der vorgelegten Kommunal« 
aufſichtsbehörde angemeldet werden. 

b Streitigkeiten zwiſchen den Gemeinden und der Militärverwaltung 
über die für die Ouartierfeiftung zu gewährende Entfchädigung im Nechtsrege 
u eutſcheiden find, ift beftritten. Der Kompetenzgerihtshof Hat früher den 

echisweg für unzufäffig, dagegen in fpäteren Erfenntniffen in Webereinftimmung 
mit dem Reichegericht für auläffig erflärt. (IM®. 1882 ©. 316). Streitig- 
teiten zwifen den Gemteindemitgliedern und der Gemeindeverwaltung über die 
Berteitung ber Einquartierungsfat und über die dafür zu erhebenden Abgaben 
find deut Kechtswege entzogen. 

c) Das Reihsgeie über bie Naturalleiftung für die bewaffnete 
Mat im Frieden vom 13. Februar 1875 (RB. ©. 52), abgeändert 
durd Reihsgefeg vom 21. Juli 1887 (RGB. ©. 245) und vom 4. Mai 
1898 (NGL. S. 357 u. 361). In Gemäßheit diefer Geſetze Tönnen durch Ber- 
mittelung der Gemeinden in Anfpruc) genommen werden: 

&) die Stellung von Borjpann ($ 3), 

b) die Berabreihung von Naturalverpflegung ($ 4), 

c) die Verabredung von Fonrage ($ 5). 

And) hier bilden die Gemeinden nur Verteilungebezirke. Die Berpflichteten 
ergeben fi) aus $ 3 (OBG. IV &, 135). Inftruftion zur Ausführung diefes 
Sefeges vom 30. Auguft 1887 (NGB. ©. 435) und die Allerhöchften ertafe 
vom 28. Juli 1889 und 15. Oftober 1890 (KGB. 1889 ©. 175 u. 18 
©. 181) und Allerhöhft. Erlaß vom 13. Juli 1i (RGB. ©. N). 

d) Das Reihsgefep über die Kriegsleiftungen vom 13. Juni 
1873 (RGB. ©. 129) mit der Berordn. über die Abänderung und Err 
sängung — zu dieſen Gef. v. 14. April 1888 

. ©. 142). 


(RE 

e) Das Reihegefeg betr. die Unterflüßung von Familien in den 
Dienf eingetretener Mannihaften vom 28. Sehr. 1888 (RGL. ©. 59). Cs 
find Hier folgende Veimmungen diejes Geſebes hervorzußeben: 

$1. Die Familien der Mannfhaften der Rejerve, Landwehr, Erjagreferve, 
Seewehr und des Landſturms erhalten, fobald diefe Maunſchaften bei Mobilmahungen 
oder notwendigen Verärtungen des Geeres oder der Flotte in den Dienft eintreten, 
im Falle der Bedürftigfeit Unterfügungen nad) näherer Befimmung dieſes Geſebes 
Das Gleiche gilt bezüglid) der Familien derjenigen Mannfhaften, weldje zur Dispo» 
ftion der Truppen (Marine) Teile beurlaubt find, ſowie derjenigen Mannfchaften, 
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welche das wehrpflichtige Alter überfchritten Haben und freiwillig in ben Dienft 
eintreten. 

$ 2. Auf die nad) $ 1 zu gewäßtenden Unterftügungen haben Anſpruch- 

8) die Ehefrau des Eingetretenen und deffen eheliche und den ehefichen geiefich 

gleichſtehende Kinder unter 15 Jahren, ſowie 

b) deflen Kinder über 15 Jahre, Verwandte im auffleigender Linie und 

Selhwifter, infofern fle von ihm unterhalten wurden oder das linter- 
Haltungs-Bedürfnis erft nad) erfolgtem Dienfteintritt desjelben Hervorge- 
treten ift. 

Unter den sub b bezeichneten Vorausſetzungen kann den Verwandten der Ehe- 
frau in auffteigender Linie und ihrem Kindern aus früherer Ehe eine Unterflügung 
gewährt werden. 

Entfernteren Verwandten, gefdiedenen Ehefrauen und unehelihen Kindern 
ſteht ein folder Unterfiügungsaniprud; nicht zu. 

$ 3. Die Berpflihtung zur Unterftütung fiegt den nad) $ 17 des Geſetzes 
über die Sriebteihunhen on 13. Iuni 1873 eih-Gefeght. ©. 129) gebildeten 
Lieferungsverbänden — den Kreilen — ob. 

$ 5. Die Unterftügungen follen mindeſtens betcagen: 

a) für die Ehefrau im Mai, Juni, Iuli, Auguf, September, Oftober monat» 

Til) jede Mat, in den übrigen Monaten neun Mark; 

b) für jedes Kind unter 15 Jahren, fowie für jede der im $ 2 unter b be- 

zeichneten Perfonen monatlich vier Mark. 

Die Gelounterftügung kann teilmeife durch Lieferung von Brotlorn, Kartoffeln, 
Brennmaterial zc. erfegt werden. 

$ 6. Im jedem Lieferungsverbande entſcheidet endgültig eine Kommiffion jo- 
wohl über die Unterfügungsbebürftigfeit der einzelnen Familien, als aud) unter Ber 
achiung der Borjchriften des $ 5 über den Umfang und die Art der Unterftügungen. 

$ 10. Die bewilligten Unterftügungsbeträge find in halbmouatlichen Raten 
vorauszuzahlen. 

$ 12. Für die nad vorftehenden Beſtimmungen gefeifteten Unterftütungen 
wird zu den im $ 5 fegefegten Mindeftbeträgen Entichädigung aus Reihsionds ge- 
währt. Der Zeitpunft der Zahlung diefer Entfhädigung wird dur jedesmaliges 
Speziafgefep des Reiche beftinmt. 

f) Reihegefeg betr. die Unterfügung von Familien der zu 
Friedensübungen einberufenen Mannjhaften vom 10. Mai 1992, RE. 
©. 661 (Ausfügrunge-Borfriften dazu vom 2, Iumi 1892). 

$ 1. Die Familien der aus der Referve, Landwehr oder Seewehr zu Friedens- 
übungen einberufenen Mannfdaften erhaften auf Verlangen aus öffentlichen Mitteln 
Unterftüungen. Das Gfeice gift bezüglid der Familien der aus der Erfagrejerne 
für die gpeite ober dritte Uebung einberufenen Mannidaften. 

orftehendes findet nicht Anwendung, wenn der Uebungspflichtige zu denjenigen 
Neiche-, Staats- oder Kommmunalbeamten, welchen zufolge $$ 66 Abj. 2 des Keichs - 
wilitärgefeges vom 2. Mai 1874 (KGB. S. 45) in der Zeit der Einberufung zum 
Mititärdienfte ihr perfönliches Dienfeinfommen gerwahrt if, gehört. 

Der Anfprud) auf Unterftügung ift bei der Gemeinbebehörbe desjenigen Orts 
anzubringen, an weldem der Unterftügungsberedhtigte zur Zeit des Beginnes des 
Unterftügungs-Anfpruchs feinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat und elar, wenn 
foldjes nicht binnen 4 Wochen nad) Beendigung der Webung geicjicht. 

Die Gewährung der Unterftügungen richtet fich, foweit nachfolgend nicht Ber 
fonderes beftimmt ift, nad) den Vorichriften bes Gefeges betr. die —— von 
kn in ben Dienft eingetretener Mannſchaften vom 28. Febr. 1888 (RB. 
©. 59). 

$ 2. Die täglichen Unterflügungen follen betragen: 

a) für die Ehefrau dreißig Wrozent de ortsübfichen Tagelohns für erwachſene 

männliche Arbeiter am Anfentbaltsorte des Einbernienen, 
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b) für jebe ber fonft umterftügungsbereditigten Berfonen zehn Prozent des 
ortsüblichen Zagelohnes für erwachfene männfid;e Arbeiter am Aufent- 
it dei en ——— ber Unterftäi 
mit ber Maßgabe, er Gefamtbetrag Interftügung fechzig Prozent des Be- 
trages des ortBüblichen Tagelohnes nicht überfteigt. ® 3 

$ 3, Die gezahlten Unterftüpungen werben aus Reichsmitteln erſtattet. Die 
Erſtattung Hat vor Ablauf des Etatsjahres zu erfolgen, in weichem die Zahlung Ratte 
gefunden hat. 

,,.54. Die nach Maßgabe diefes Gefehes gewährten Unterftühungen können 
nicht verpfändet, noch an — abgeireten werden, unterliegen auch ae Art von 
Biwangsvollftredung. 

3. Berhältnis der Städte zur Juſtizhoheit des Staates. 

Ju gewiffen Beziehungen wirken die Gemeinden bei Ausüb: der Rechts⸗ 

plege mir, Odierher gehört: une “ 

a) Die Befugnis des Gemeindevorfehers zur vorläufigen Eutſcheidung von 
Streitigkeiten in gewiſſen gererkligen Angelegenheiten auf Grund des Gewerbegerichts⸗ 
Gef. v. 30. Juli 1901, |. o. $ 56 ©. 247, u. auf Grund des Gef. betr. bie Kaufmanns» 
gerihte v. 6. Juli 1904 (f. o. S. 251). 

b) Die Berpflichtung des Borftchers der Gemeinde, die Urlifte für die Aus- 
FH — Schöffen (85 36—33 Ger.Verf.⸗Geſ.) und ber Geſchworenen ($ 85 ebenda) 
aufzuftellen. 

0) Die Shiedsmannsordnung vom 29. März 1879 (0. ©. 321) tommt 
bier ebenfalls in Betracht. Diefelbe beftimmi 

$ 1. Zur Sühneverhandlung über freitige Rechtsangelegenheiten ift für jede 
Gemeinde ein Schiedsmann zu beftellen. Sleinere Gemeinden innen mit anderen 
Gemeinden zu einem Sciedsmannsbezirfe bereinigt, größere Gemeinden in mehrere 
Bezirke geteilt werden. 

Die Abgrenzung der Bezirke erfolgt: 

1. in benjenigen Städten, in welden ein lollegialiſcher Gemeindevorftand vor- 

Banden if, Durch diefen, in den übrigen durd) den Bürgermeifter; 

2. in den Landgemeinden durch die Kreißvertretungen. 

52. Dos Amt des Schiedsmannes ift ein Ehrenamt. Zu bemfelben ift 
nicht berufen: 1. wer das 80. Lebengjahr nicht vollendet hat; 2. wer nicht in 
dem Schiebsmannsbezirte wohnt, für welden bie Berufung erfolgt; 3. wer infolge 
Rrafgerichtlicher Verurteilung die Befähigung zur Veifeidung öffentliher Nemter ver- 
foren hat; 4. wer infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über fein Ber- 
mögen beihräntt if. — Staatsbeamte und befoldete Beamte der Kommumal» und 
Kirchenverwaltung bedürfen zur Uehernahme de Anıtes der Genehmigung ihrer zunädhft 
vorgeſetzten Behörde. 

$ 3. In denjenigen Gemeinden, welche für fid) einen Schiedsmannebezirt 
oder mehrere Schiedsmannsbegzirke bilden, erfolgt die Wahl der Schiebsmänner durd, 
die @emeindebertretung, two eine gewählte Gemeindevertretung nicht befteht, durch die 
Gemeindeverfammlung, in jelbftändigen Gutsbezirten durd) den Gutsvorftcher. — Für 
die aus mehreren Gemeinden zufammengefegten Schiedsmannsbezirke werden die Schieds - 
männer durch die Kreißvertretung gewählt. 

Die Wahl erfolgt auf drei Jahre. Bis zum Amtsantritte der Neugewählten 
bleibt der bisherige Shiedsimann in Tätigfeit 

84. Die zu Echiedb6männern Gemählten bebürfen der Beflätigung durch das 
KBräfidium des Sandgerichts, im defien Bezirk fie ihren Wohnfit haben. 

$ 5. Die Schiedsmänner werden bei dem Amtsgerichte ihres Wohnſitzes auf 
bie Erfüllung ihrer Obliegenbeiten eibfich verpflichtet. 

2 86. Die Schiedemänner Haben bei Ausübung ihres Amtes bie Rechte der 
jeamten. 

87. Das Recht der Aufficht über einen Schiedsmann fteht dem Juftizminifter, 
dem Oberlandesgerichts-Präfidenten bez. dem Präfidenten des Sandgerihts zu. Zt 
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dem Rechte der Aufficht liegt die Befugnis, die ordnungswidrige Ausführung eines 
Schiebmannsgefdjäfts zu rügen. — Velcwerden, weiche den Geſchaſtebetrieb oder 
Verzögerungen betreffen, werden im Aufſichtswege erledigt. 

$ 8. Zur Ablehnung ober Nicderlegung bes Amts eine? Schiedsmannes vor 
Ablauf der Wahlperiode Bereätigen folgende Entfhuldigungsgründe: 1. bas Alter 
von 60 Jahren, 2. die Verwaltung be jicbömannsamts während der boraufge- 
gangenen 3 Jahre, 3. anhaltende Krankheit, 4. Gefchäfte, die eine lange ober häufige 

(bwefenheit vom Wohnorte mit fi bringen, 5. die Bermaltung eines unmittelbaren 
Staat3amtes, 6. fonftige befondere Berhältniffe, die nach billigem Ermeſſen eine güftige 
Entſchuldigung begründen. 

Ueber die Befugnis zur Ablehnung wird von ber Körperichaft, melde die Wahl 
des Schiedsmanns bewirkt, und über die Befugnis der Niederlegung vom Präfidium 
bes Landgerichts endgültig entſchieden. 

89. Ein Schiebsmann if feines Amtes zu entheben, wenn Umftände ein- 
treten, ober belannt werben, bei deren Borhandenfein die Berufung nicht erfolgen 
fol. Er kann aud) aus anderen erheblichen Gründen feines Amtes enthoben werden. 
Die Enthebung vom Amte erfolgt durch ben erften Zivilfenat des Oberiandesgerichts, 
in deſſen Bezirk der Schiebemann feinen Wohnfig Hat, nad) Anhörung des Beteiligten. 

8 10. Wer ſich ohne einen der im $ 8 enthaltenen Entihulbigungsgründe 
weigert, das Anıt des Gchiebsmanns zu übernehmen oder das übernommene Amt 
während ber vorgeſchriebenen regelmäßigen Dauer zu verſehen, fann für einen 
Zeitraum von 3—6 Jahren der Ausübung feines Rechts auf Teilnahme an der 

ertretung und Verwaltung der Gemeinde für verluſtig erklärt und von ein Achtel 
bis ein Biertel ftärker als die übrigen Gemeindeangehörigen zu ben Gemeinde» 
abgaben herangezogen werben. Die Beiclußfaffun eräber legt der Gemeint 
vertretung ($ 3) au; ber Belchluß bedarf der Genehmigung der der Gemeinde vor 
gefeßten Behörde. 

Zufl.-Gef. $ 10 Nr. 3 iſt nicht anwendbar (f. $ 74). 

$ 11. Jeder Schiebsmann erhält einen Stellvertreter. Die Stellvertretung 
Tann dahin geordnet werben, daß beftinimte Schiedsmänner fi wechſelſeitig vertreten. 
Bei vorübergehenber Behinderung oder gleichzeitiger Erledigung des Amts des Schiebe- 
mannes und des Stellvertreter ift die Auffichtsbchörde ermächtigt, die einftweilige 
Wahrnehmung der Gefchäfte einem benadjbarten Schiedsmanne oder Stellvertreter zu 
übertragen. Auf die Stellvertreter finden die F5 2—9 entfprechende Anwendung. 

88 12-32 Sühneverhandlungen über bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 

55 33-39 Sühneverhanblungen über Beleidigungen und Körperverfegungen. 

55 40-44 Koſten und Stempel. 

$ 45. Die fadjlichen Koften des Schiedsmannsamts fallen der Gemeinde zur Laft. 
(Darunter gehören aud, Neifekoften der Schiebsmanner MX. vom 15. Januar 1881, 
VMB. ©. 17.) 

$ 46. Die Geldftrafen, welche in Gemaßzheit diefes Geſehes zur Erhebung 
gelangen, fallen den Gemeinden zu, welde bie fachlichen Koften zu tragen haben. 

Geldſtrafen von 50 Pig. bis zu 1 Mt. Haben zu zahlen unentſchuldigt im 
Sühneterniin ausgebliebene Parteien ($ 22). 

88 4749 Schlußbeftimmungen, 
Sera. übrigens Goetze „der preußifche Schiedsmann und fein Amt“ PB. 














26. 

4. Nach $ 2249 BGB. tann der Erblaffer, wenn zu. beforgen if, daß er 
früßer Nerben werde, alß die Errichtung eines Teftament8 vor einem Micter oder vor 
einem Notar möglich if, das Teftament vor dem Vorfteher ber Gemeinde, in der er 
fic) anfbält, errichten (f. nod) Art, 78 des Ausf.-Gef. AGB). DM.-Bf. 19. Januar 1900, 
(EMS. © 80) Aneit. vom 23. Juni 1900, (ONE. &.261). Wer. vom 10, Sonbr 
902, (MB. S. 222). 
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4. Berhältnis der Städte zu den organifierten Berufsftänben. 


8) Verhältnis zur Handelstammer. Die Handelskammern haben bie Ber 
Kimmung, die Gefamtinterefien der Hanbels- und Gewwerbetreibenden ihres Beziris 
wahrzunehmen, insbeſondere die Behörden in der Förderung des Handels und der 
Gewerbe durch tatfähliche Mitteilungen, Anträge und Erftattung von Gutachten zu 
unterftügen ($ 1 Gej. über die Handelsfammern vom 24. Febr. 1870, &&. ©. 134) 
umb Ergänzungögel. vom 19. Yug. 1897 (GS, ©. 343). Auf Erſuchen der Handels“ 
lammer haben die Gemeinden bie Erhebung der Handelsfammerbeiträge gegen eine Ber- 
gütung von höchſtens drei vom hundert der eingezogenen Beträge durch Bermittelung 
der Kreis-(Steuer)laffen an die Handelsfammer abzuführen. Rüdfändige Beiträge 
erben in derfelben Weiſe wie Gemeindeabgaben eingezogen (f. Zuf.-Gef. $$ 184 u. 9 

b) Verhãlmis zu den Handwerkska mmern. Die Handweristammern find 

mangsorganifationen für die Vertretung und die Selbftverwaltung der Handwerker. 

ie follen die Gefamtintereffen der Handwerker und die Intereffen ber in ihren Ber 
zirten vorhandenen Handiwerter gegenüber der Gefegebung und der Verwaltung 
vertreten und bie Staats- und Gemeindebehörden im der Förderung des Handwerks 
durch tatfächliche Mitteilungen und Srhattung von Gutachten über Fragen unter- 
fügen, welche die Berhältniffe des Handwerts berühren ($$ 103 u. ff. des Reichsgeſ. 
v. 26. Juli 1897 (MB. ©. 663). Die aus der Errichtung und Zätigteit der 
Qanbmertstammern erwachſenden Koften werden, foweit fie nicht anberweit Dedung 
inden, von den Gemeinden des Handiwerfstammer-Bezirt nad; näherer Beftimmung 
der höheren Berwaltungsbehörbe getragen. Die Gemeinden find ermächtigt, die a 
fie entfallenden Anteile nad) einem bon ber höheren Bermaltungsbehörde zu bes 
fimmenden Berteilungsmaßftab auf die einzelnen Handwerksbetriebe umzulegen. 
Verden Beranftaltungen ber im $ 103e Abf. 3 bezeichneten Art run der 
gewerblichen, tedhnifchen und fittlichen Ausbildung der Meier, Gefellen und Lehr« 
linge, ſowie geafsulen für einzelne Gewerbszweige getroffen, fo Tönnen die hieraus 
entftchenden Softenanteile nur auf ſoiche Betriebe umgelegt werden, welche biefen 
Gerwerbägrveigen angehören ($ 108]). 

Die Landeszentralbchörde kann beftimmen, baß die Koften ber Hanbwerts- 
lammern von Weiteren Rommunalverbänden ftatt von den Gemeinden aufgebracht 
werden. ($ 1081 Abf. 2.) Bei der Umlegung der Koften kann beftimmt werden, daß 
Berfonen, welche der Hegel mac) weder Gefellen nod) Fehrfinge halten, von ber Ver- 
pfichtung zur Zahlung von Beiträgen befreit find ($ 1031 Xhf. 3). 

Ueber die Aufbringung der Koſten der Handwerfstammern verhält fh) aus- 
führlich die Minifterial-Berf. vom 26. Mai 1 (TB. ©. 216). Danad) find bis 
auf Weiteres dieſe Koften gemäß $ 1031 Abf. 1 Gem.-Ordn. von den Gemeinden des 
Handiwerfstammerbezirts nad) näherer Beftimmung der höheren Verwaltungsbehörde 

tragen. Die Höhe diefer Koften wird durch den Haushaltsplan der Handwerks 
mer feftgefet, ihre Berteifung auf die Gemeinden erfolgt durch den Borftand der 
Hanbwertstammerg Gemeinden, in denen fein Handwerksbetrieb befteht, bleiben von 
der Heranziehung von den Koften befreit. Streitigleiten wegen Heranziehung ber 
Gemeinden durd) die Handiverfsfammer entfcheidet die Aufficht8behörbe der Handwerks 
tammer. Die Beihmerden über bie Heranziehung zu den Koften der Handivertstammer 
find an eine Frift nicht gebunden. Die Entiheidung kann binnen 2 Wochen nad) 
dem MR. v. 31. Januar 1903 (BMB. ©. 25) durch Beſchwerde bei dem Ober- 
präfidenten angefochten werden. Diefer eniſcheidet endgültig. Die Entfceibungen, 
weiche in diefem Verfahren ergehen, find nur von Einfluß auf das Verhältnis zwifchen 
Handwerksfammer und Gemeinde, nich aber auf das Verhältnis zrwoifchen biefer und 
den beitragspflichtigen Handivertsbetrichen, fodaß gelegentlich der Unterverteilung auf 
die Ieteren Entfcheidungen zu Ungunften der Gemeinde ergehen fönnen, wenn Ber 
triebe, die al beitragspflichtig bei der Verteilung der Koften auf die Gemeinde an- 
gelehen wurden, al nicht beitragSpflichtig anf die Beichtwerde des pflichtigen Betriebes 
angefehen und freigeftellt werden. Einen ſoichen Ausfall fann die Gemeinde bei der 
nächften Unterverteifung deden, indem fie die ausgefallenen Beiträge mit ausfchreibt 
(- BBB. 4 ©. 442). 
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Den höheren Berwaltungsbehörben fiegt gemäß $ 1031 Abi. 1 Gew.-Ordn. 
ob, den Serteilungsmaßftab zu beftinmen, den die Gemeinden anzuwenden haben, 
wenn. fie von ihrem echte, die auf fie entfalenden Anteile an den Koften auf die 
einzelnen Handwerfäbetriebe umzulegen, Gebrauch machen. Die Gemeinden, die 
gegenüber ‚der Handwerföfammer die allein Zahlungepflichtigen find, müffen die Ber- 
teilung der auf fie entfallenden Anteile an den Hanbwerksfammerkoften auf bie 
einzelnen Handwerker unter Zugrumblegung bes vom Regierungs-Präfidenten feft- 
geiegten Mafftabes vornehmen; die Koften des Umlageverfahrens tragen die Gemeinden; 
fic dürfen von den Handwerkern nicht eingezogen werden. Dabei ift es dem Ermeſſen 
der Gemeinden überlaffen, ob fie den ganzen Anteil umlegen oder die weniger Teiftungs- 
fähigen Handwerker freilaffen wollen. In diefem Falle dürfen fie die auf diefe Hand- 
werke entfaflenden Anteile nur auf eigene Mittel übernehmen, dicht aber auf die 
mbrigen Hanbdiverfer mitverteilen; deum 8 darf fein Handwerker zu einem höheren 
Beitrage berangezogen werden, als auf ihn nad dem Berteilungsmaßftab entfällt 
(Ansf.-Anweifung zur Gew.-Orbn. 1. Mai 1904 Nr. 122). 

Wenn die Gemeinden gemäß 5 1031 Reihs-Gew.-Drdn. die ihnen aus ber 
Errichtung und Tätigkeit der Handweriskammern erwachſenden Koften auf die einzelnen 
Handiverfsbetriebe umlegen, fo erhalten die von den legteren erforderten Beträge nicht 
die Natur der Gemeindeabgaben im Sinne des KAG. und cbenfowenig diejenige ber 
Gemeindelaften im Cinne der $$ 18, 34 Zufl.-Gef. Zur Entfheidung von Streitig- 
feiten zwifchen den Inhabern der einzelnen Handiwerfäbetriebe und ber Gemeinde über 
die Verpflichtung zur Zahlung der umgelegten Handwerfsfammerbeiträge ift der Ber- 
waltungsrichter nicht zuftändig (CBG. 41 ©. 100). Durch MR. 31. Januar 1903 
(ML. ©. 25) ift demgemäß verordnet, daß aud) Streitigfeitent twegen Heranziehung 
der einzelnen Handwerfsbetricbe durch die Gemeinden die Auffihtsbehörde der Hand- 
werlslammer entfcheidet. Die Beſchwerden über die Serangiehun find an eine Frift 
nicht gebunden. Die Entfheidung ann binnen zwei Wochen Yard Veſchwerde bei dent 
Dberpräfidenten angefochten werden, biefer entſcheidet endgültig. 

Den Handiwerkstammern ftcht in dem Verfahren zur Umlegung ber Handwerks - 
tammerbeiträge innerhalb der Gemeinden auf die einzelnen Kanbiverfbetriebe ein 
Recht zur Einlegunk der Veſchwerde gegen die einzelnen Beranlagungen nicht zu 
MR. 31. Januar 1905). J 

3. Verhälmmis zu den Landwirtſchaftskammern. Die nach dem Geſ. 
vom 80. Juni 189, (6S. ©. 126) zum Zweckee der korporativen Organiſation des 
andwirtſchaftlichen Berufsftandes errichteten Landiwirtichaftstammern haben die Ber 
fimmung, die Gefamtintereffen der Land» und Forftwirtfchaft ihres Bezirkes wahr- 
zunchmen und die Verwaltungsbehörde, bei allen die Land- und Forfiwirtfcaft ber 
treffenden Fragen durch Piitteilungen und Gutadhten zu unterftügen. Ihnen if nad 
Maßgabe der für die Märkte zu erfaffenden Befimmungen eine Witwirfung bei der 
Verwaltung und Preißnotierung der Märkte, insbefondere der Bichmärkte, übertragen 
41.0. 8.399). Wahlbezirke für die Wahl der Mitglieder der Sandwirtihaftstammern find 
in der Pegel die Landkreiſe. Durch die Satungen können die —ãA behufs der 
Wahl von benachbarten Landkreiſen zu einem Wahlbezirke vereinigt en. Die Wahl 
erfolgt duch die reißtage. Die Kreistagsmitglicer aus dem Wahlverbande der 
Städte nehmen nur infoweit an der Wahl teil, als fie nad) $ 6 de Gef. wählbar 
find. Ausnahmen von biefer Befchränfung Lönnen durch die Sagungen binfigtlid 
foldjer Städte zugelaffen werden, deren Einwohner überwiegend Landroirticjaft treiben. 
Im Falle der Vereinigung von Stadt- und Landtreifen zu einem Wahlbezirke, wird 
die Zahl der den Stadtkreifen zulommenden Wahlmänner nad) Verhältnis des Grund» 
Stenerreinertrages der Stadt- und Landkreiſe des Wahlbeziris durd die Satzungen 
beftimmt. Die Wahlmänuer der Stabtkreife werben von der Gemeindevertretung aus 
der Zahl dev nach & 6 des Geſetzes wählbaren Einwohner der Stadtkreife, d. h. Eigen- 
tümer, Nutzuießer, Pächter landwirtſchäftlicher Grundftüde, deren Grunbbefig oder 
Pactung im Bezirte der Kommune wenigfiens den Umfang einer felbftändigen Ader- 
nahrung bat, gewählt. Die der Landwirtſchaftslammer entftehenden Koften werden 
von ihr auf diejenigen Befigungen, welhe den im $ 6 Biffer 1 des Gef. enthaltenen 
Vodingungen entfpredhen, nad) dem Daßftabe ihres mit Wegfall der Taler-Bruchteife 
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abzurundenden Grundſteuer⸗Reinertrages verteilt, und von ben Gemeinden erhoben 
45 18 de8 Gef). Die Vefitungen in den Stadtkreifen find felbt dann beitrags- 
plichtig, wenn das aftive Wahlrecht ausichließlic den Landkreifen eingeräumt worden 
iſt. Der Ausſchluß der innerhalb des Bezirks einer Landwirtiafts-Rammer belegenen 
Stabtfreife it gefeglic unzuläffig (OBG. 37 ©. 370). Die Landwirticaftstammer- 
beiträge gelten als öffentliche Faften und find im derfelben Weife wie Gemeinde- 
abgaben einzuziehen. Die Rechtsmittel gegen bie Verteilung find im $ 18 Abf. 4 
des Gef. geregelt. 
II. Das Standesamt. 


Ueber die Frörung der Perfonenftandsregifter verhäft fich das Reichsgefetz 
betreffend die Beurfundung des Perfonenftandes und die Eyeihfichung 
vom 6. Februar 1875 (MG. ©. 23). Someit dasjelbe hier in Betraht fommt, 
lautet 68: 

$1. Die Beurtundung der Geburten, Heiraten und Sterbefälle erfolgt aus- 
föließlid, durch die vom Staate beftellten Standesbeamten mittelft Eintragung in die 
dazu beftimmten Regifter. 

$2. Die Bildung ber Standesamtsbezirke erfolgt burd die höhere Ber- 
waltungsbehörde. 

ie Standesamtsbezirke Tonnen aus einer oder mehreren Gemeinden gebildet, 
größere Gemeinden in mehrere Standesamtsbezirke geteilt werben. 

(Die höhere Berwaltungsbehörde ift der Oberpräfident (MR. 17. Ott. 1899, 
©. 189). Der Zufinmung einer Stadtgemeinde bedarf es nicht, wenn Land- 
gemeinden oder ein Teil derfelben einem ftädtifchen Gtandesamtsbezicke zugeichlagen 
werben follen.) 

8 3. Zar jeden Standesamisbezirk if ein Stanbesbeamter und mindefteng ein 
Stellvertreter zu beftellen. Für den Fall vorübergehender Verhinderung oder gleiche 
zeitiger Erledigung des Amtes des GStandesbeantten und des Gtellvertreters iſt bie 
nächite Auffichtsbehörde ermäghtigt, die einftweilige Beurkundung des Perfonenftandes 
einem benachbarten Standesbeamten oder Stellvertreter zu übertragen. 

Die Beftellung erfolgt, joweit micht durch $ 4 ein Anderes beffimmt iſt, durch 
die Höhere Verwaltungsbehörbe. 

Geiftlichen und anderen Religionsdienern darf dag Amt eines Standesbeamten 
oder die Etellvertretung eines ſolchen nicht übertragen werben. 

84. In ben Standesamtsbezirken, welche den Bezirk einer Gemeinde nicht 
überfdjreiten, "at der Vorfteher der Gemeinde (Bürgermeifter, Shultheiß, Ortsvor- 
fleher oder deren gefehlicher Stelivertreter) die Geihäfte des Standesbeamten wahr- 
unchmen, fofern durch die höhere Verwaltungsbehörbe nicht ein befonderer Beamter 
Kir diefeben befelt ift. Der Vorfteher if jedoch befugt, die Gefdäfte mit Ger 
nehmigung ber höheren Verwaltungsbehörbe anderen Gemeindebeamten widerruflich zu 
übertragen. 

Die Gemeindebehörbe kaun die Anftellung befonderer Standesbeamten beſchließen. 
Die Ernennung des Standesbeamten erfolgt in diefem Falle durch den Gemeinde» 
vorftand unter Genehmigung der böberen Verwaltungsbehoͤrde. 

in der gleichen Weiſe erfolgt die Beſtellung der Stellvertreter. 
ie durch den Gemeindevorftand ernannten befonderen Standesbeamten und 
deren Stellvertreter find Gemeindebeamte. J 

Vorſteher der Gemeinde iſt in Gemeinden mit kollegialiſchem Vorſtande der 
Bürgermeifter, Gemeindevorftand in ſolchen Gemeinden der Magiftrat, in anderen 
Gemeinden der Bürgermeifter. Als die Gemeiubebehörbe ift diejenige Gemeinde» 
behörde zu betrachten, welche nad) Sage der in den einzelnen Lanbesteilen gelten» 
den Kommunalgejegebung über die Errichtung neuer Gemeindeämter zu be 
fhließen hat (MR. 9 ©. 189), d. h. im Bereiche der StO. Magiftrat uud 
Stadtv.-Berf. 

Nach 5 4 Abi. 1 Satz 2 iR $ 62 Abſ. 2 StO. abgeändert, infofern die 
Mebertragung der Standesamtsgefhäfte an ein anderes Magiftratsmitglied nur 
mit Genehmigung des Oberpräfidenten erfolgen kann. Durch 5 4 Abf. 4 hat 
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nur Mar geftellt werben follen, daß die Etandesbeamten der Leitung und Auffiht 
des Gemeindevorftandes unterworfen find. Ihre Anftellung regelt fi) aber nicht 
nad) den Gemeindeverfaffungs-Gefegen, fonbern nad} dem Reich8-Gel., das hier- 
über Borfgriften gibt, welche eine Ergänzung durd) die Gemeindeverf.-Gef. aus- 
fliehen. Cine Anftelung auf Qebengzeit it mit ber im $ 5 erfolnten Rege- 
dung nicht vereinbar. (VMB. 1895 ©. 258. RZE. pBB. 18 ©. 230). 

In Gemäßheit des BG. müffen die nad dem 1. April 1904 aufzuftellen- 
ben Standesbeamten mit einer Anftellungsurfunde als Kommunalbeamte verfehen 
werben (Ledermann StO. ©. 390). 

$ 5. Die dur die höhere Berwaltungsbehörde erfolgte Beftellung und Ge- " 
nehmigung zur Beſtellung ift jederzeit widerruflid. 

Die Widerruflicleit Hinderte bis zum Inkrafttreten des KBG., den Standes- 
beamten Penfionsanfprud) zuguerfennen. Nachdem jeht ABO. ($ 12) allen Xom- 
munalbeamten, auch den auf Kündigung angeftellten Penſionsanſprüche beigelegt 
Hat, miüffen jegt diejenigen Standerbeamten, welche entweber vor dem Iukraft- 
treten des KBG. oder nad) defien Inkrafttreten gemäß $ 1 KB®. als Kommunal- 
beamte angeftellt find, al8 penfionsberechtigt angeichen werden 8 empfiehlt ſich 
mit Rüdfidht auf die Widerruflihfeit_ der ftaatlihen Genehmigung, die Standes- 
beamten ftets auf Kündigung anzufellen. Zur Anflellung au Kündigung bedarf 
es entweder einer generellen periesung im Ortsflatut oder der Genehmigung der 
Auffichtsbehörde im Einzelfall. Dit Genehmigung des Bezirlsausſchuſſes kann 
aud) der Benfionsanfpruch anegefchlofien werden. . 

8 6. If ein Standesamtebezirt aus mehreren Gemeinden gebildet, jo werben 
der Standesbeamte und defien Stellvertreter ſiets von der Höheren Bermaltungs- 
behörde beftellt. . 

Ein jeder Vorſteber oder andere Beamte einer dieſer Gemeinden ift verpflichtet, 
das Amt des Standesbeamten oder des Stellvertreterd zu übernehmen. 

Die landesgeſeblichen Vefimmungen, nach welchen den Borfehern ber aus 
mehreren Gemeinden gebildeten Verbände die gleiche Verpflichtung obliegt, werden 
hierdurch nicht berührt. 

(Daher if die Befiimmung des $ 3 Abf. 5 des Preuß. Gel. vom 9. März 
1874 ned) zu Recht beftehend, wonach auch die befoldeten Vorſteher der ans 
mehreren Gemeinden eines Kreifes zufammengejetten Wermaltungebezirte das 
Amt eines Standesbeamten übernehmen müffen. Sic den Fall einer Weigerung 
eines Berpflichteten zur Uebernahme des Amtes vergl. MR. 1874 S. 165.) 

$ 7. Die etwa erforderliche Entihädigung der nach $ 4 von den Gemeinden 
beftellten Standeebeamten fällt der Gemeinde zur Laft. 

Die im $ 6 Abf. 2 und 3 bezeichneten Beamten find berechtigt, für Wahr- 
nehmung der Geſchäfte des Standesbeamten von dem zum Bezirk ihres Hauptamtes 
nicht gehörigen Gemeinden eine in allen Fällen als Pauſchquantum feftzufegende 
Enticjädigung zu beanſpruchen 

Die Feftegung erfolgt durch bie untere Verwaltungsbehörde; über Beſchwerden 
entſcheidet endgültig die höhere Verwaltungsbehörde. 

Beſtellt die höhere Verwaltungsbehörde andere Perfonen zu Standesbeamten, 
fo fällt die etwa zu gewährende Eniſchädigung der Stantstaffe zur Luft. 

Zufl.-Gef.: 8 154: 

Die Feffegung der Entfhädigung für die Wahrnehmung der Geſchäfte des 
Standesbeamten in den Fällen des $ 7 Abi. 2 des dieichsgeſ. v. 6. Febr. 1875 
(8 5 Abf. 1 des Gefekes vom 8. März 1874) erfolgt in den Stadtgemeinden 
durch die Gemeindevertretung, für die Landgemeinden durch Beſchluß des Kreis 
ausichufies. Beſchwerden über die Feitfegung find in beiden Fällen innerhalb 
2 Boden bei dem Bezirlsansichnffe anzubringen. Der Beihluß des Bezirke 
ausſchuſſes ift endaiftig (MX. 1899 ©. 189). 

(Wegen Feftellung der Entihäviaung des Gtandesbeamten für ſachlich 
Koften if der Dedjtsmeg micht zuläffig (ER. vom 15. April 1882, BME, 
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5 2). Auch Hier Hat der Bezitksausſchuß zu beſchließen. OB. 4 ©. 385 
iſt veraltet. 

8 8. Die fählihen Koſten werden in allen Fällen von ben Gemeinden ge» 
tragen. Die Kegifter und Formnfare zu allen Regifterauszügen werben jebod den 
Gemeinden von der Zentralbehörde des Bundesftants Toftenfrei geliefert. 

$ 9. Im Standesamtsbezirten, weldhe aus mehreren Gemeinden gain find, 
wird die den Gtanbeöbeamten oder den Stelvertretern gu gemährende Entfhädigun 
und der Betrag der fächlichen Koften auf die einzelnen beteiligten Gemeinden — 
dem Maßſtabe ihrer Seelenzahl verteilt. 

$ 10, Den Gemeinden im Siune dieſes Geſetzes werden die außerhalb ber 
en ftehenden Gutsbezirte, den Bemeindevorftehern die Vorſteher diefer Bezirke 
gleihgeaditet. 

$ 11. Die Aufficht über die Amtefährung der Standeabeamten wird von der 
unteren Berwaltungsbehörde, in höherer Iuftanz von der höheren Berwaltungsbehörde 
geübt, infomweit die Xandesgefege nicht andere Auffichtsbehörden befimmen. 

Die Aufihtebehörde iR befugt, gegen Den Stanbeebeamien Warnungen, Ber 
weife und Geldftraien zu verhängen. Letziere dürfen für jeden einzelnen Fall dem 
Betrag von 100 Mt. nicht überfleigen. 

2ehnt der Gtandesbeamte die Vornahme einer Amtshandlung ab, fo kann er 
dazu auf Antrag der Beteiligten durd) das Gericht angewiefen werden. Zuftändig ift 
das Gericht L Safanz, in deffen Bezirk der Standesbeamte feinen Amtefig hat. Das 
Berfahren und die Veichwerdeführung regelt fid, infoweit die Sandeögefege nicht ein 
Anderes beftimmen, nad) den Borfhriften. welche in Gadjen der nichtftreitigen Gerichte- 
barkeit gelten. 

Ergänzt durch $ 154 Zufl.-Gef.: J 

Die ſaatliche Aufficht über die Amtsführung, ber Standesbeamten wirb in 
den Landgemeinden und Gutsbezirten von dem Lanbrate als Vorſitzenden bes 
Kreitausfiufien, in höherer Inſtanz von dem Regierungs-Präfidenten und dem 
Minifter des Innern, in den Stabtgemeinden von dem egierungs-Bräfidenten, 
in höherer Inftanz von dem Ober-Bräfidenten und dem Minifter des Innern, im 
Stadtkeeife Berlin von dem Ober-Präfidenten und in höherer Infang von dem 
Minifter des Innern geführt (MR. 1899 ©. 199). 

88 12-—15 betreffen die Führung der Gtandesregifter. 

$ 16. Die Führung der Standesregifler und die darauf bezüglichen Berhand- 
lungen erfolgen toften- und ftiempelftei. 

Gegen Zahlung der nad) dem angehängten Tarife zuläffigen Gebühren müffen 
die Standesregifter Jedermann zur Einfiht vorgelegt forie beglaubigte Auszüge aus 
denfelben erteilt werden. In amtlihem Intereſſe und bei Unvermögen der Ber 
teifiten ift die Einfiht der Regifter und die Erteilung der Auszüge gebührenfrei zu 


gewähren. 
$ 70. Gebühren und Geldftzafen, welde in Gemäßeit dieſes Geſetzes zur 
Erhebung gelangen, fließen, inſoweit die Landesgeſetze nicht ein Anderes beftimmen, 
den Gemeinden zu, weiche die Fir Koften der Standesämter zu tragen haben. 
Auqh die gerichtlich auf Grund der 66 67—69 des Gef. gegen Geiftliche, 
fänmige Anzeigepflihtige, Standesbeamte erkannten Geldftrafen fließen ben Ge— 
meindefaffen zu und ift diejenige Gemeinde als die zum Bezuge beredhtigte an- 
äufehen, in deren Bezirke die firafbare Sanalung begangm wurde, oder event. in 
deren Bezirke fie zur Aburteilung gelangte (Mi. 1882 ©. 138). 


8 68. 
In Betreff der Befugniß ber Stabtbehörben, ortöpolizeiliche 


Verordnungen zu erlafjen, fommen die darauf bezüglichen Gejege zur 
Anwendung. 


Das Bolizeiverordnungsredt ift durch das Gefet vom 11. März 1850 
(85 5 m. ff.) geregelt. Die bezüglihen Vorſchriften Hatten durch $ 78 Kr.-Ordi, 
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$5 67-85 Pr.-Ordn. und 5 115 Zuf.-Gef. von 1876 Abänderungen und Ermeite- 
tungen für diejenigen Provinzen erfahren, in denen bie Pr.-Orbn. von 1875 gilt. 
Letziere Vorſchriften, jedoch mit mehreren Abänderungen, find in das Geſetz über bie 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 ($$ 136 u. ff.) übernommen worben. 

Das Gefets vom 11. März 1850 bezieht fi auf allgemeine Boligei-Bor- 
ſchriften im Gegenfat zu polizeilichen Verfügungen welche an befimmte Perfonen 
gerichtet find. Aber An bie im $ 5 u. 11 de Gefeges vom 11. März 1850 und 
in ben 88 136 u. ff. BG. vorgeichriebenen Formen unbedingt nur zu beobachten bei 
foldjen allgemeinen pofigeifihen Borfejriften, weldje gegen die Richtbefolgung derfelben 
Strafen androhen, nicht aber bei allen übrigen das Berhälten Einzelner oder 
einer Mehrheit von Perfonen oder des Publikums vegelnden polizeilihen Maßnahmen 
auf den ber Einwirkung der Polizei unterftellten Gebieten, mögen fie mın in Gefalt 
von Verordnungen, Verfügungen und Belanntmahungen, Reglement® oder Anord- 
nungen im weiteften Sinne ergehen (OB®. 8 ©. 346). 

Die in Gemäßheit der angezogenen geſetzlichen Beſtimmungen ergangenen 
Boligei-Berorbmungen find als eine Art legisiativer Afte zu beurteilen. Sie ſiehen 
den Befegen glei (OBG. 9 S. 387). Dies äußert fich in ihrer Wirffamfeit nament- 
Yid)_daburch, daf forohl das Publikum, wie der Richter fie gleich den Gefegen kennen 
muß, fegterer mithin ihre Eriftenz niemals zum Gegenftande einer Beweisanfnahne 
für eine der Parteien madjen darf. 

Untenntnie der Poligei-Berordnung ſchüht nicht vor Strafe, Jede gehörig 
publizierte Polizei-Berordnung ift für jede im Polizeibezirt fih aufhaltende Perfon 
ohne Rüdfiht auf deren Kenntnis von der Verordnung verbindlich. 

Nechregüftig erlaffene Boligei-Berorbnungen find aud für bie Boligeibehörden 
bindend, fo daß diefe weder weitergehende Anforderungen ſiellen, noch ohne aus 
drüdfiche Ermächtigung Ausnahmen und Abweichungen zulaffen dürfen. (OB®. 19 
©. 332, 4 ©. 378, PBB. 21 ©. 496.) 

Die Polizei-Berordnungen Können nicht, wie polizeiliche Verfügungen, mit den 
Retsmitteln der $$ 127 n. ff. LBO. angefochten werden. Wer ſich Durch eine Boligei- 
verordnung beſchwert erachtet, kann fi nur mit dem Antrage auf ihre Aufhebung 
an die dafür zufländige Inftanz wenden ($ 145 LWG.). Die Rehtskontrolfe bezüglich 
der Bolizeiverordnungen erfolgt indirekt, und zivar, wenn es fi um Strafen wegen 
Zuiberhandtun en gegen die Berorhmingen handelt, ‚durch den Poligeirigter $ 17 

efeg vom 11. März 1850, f. u. ©. ), oder wenn eine Polizeiverfügung ſich auf 
eine Boligeiverorbnung ftüßt und behauptet wird, daß fie berfelben gumoiberlaufe, Drcch 
den Berwaltungsricter. Der Leistere hat in dieſem alle, wie der Polizeirichtet, nur 
die gefegliche Güftigteit, nicht aber die Notwenbigfeit oder Zmedmäßigleit der Wer- 
ordnung zu prüfen. 

8) Das Gefeh über die Bolizeiverwaltung vom 11. März 1850 
(38. ©. 265). 

88 1-4 f. 0.5 62 (©. 431). 

$ 5. Die mit der örtlichen Polizeiverwaltung beauftragten Behörden find ber 
fugt, (nad Beratung mit dem Gemeindevorftande) ortöpolizeifiche, für den 
Umfang der Gemeinde gültige Vorſchriften zu erlaffen und gegen bie Richtbefolgung 
derfelben Geldſtrafen bis zum Betrage von neun Mark anzudrohen. 

Die Strafandrohung kann bie zum Betrage von 30 Mt. gehen, wenn der 
Regierungspräfident feine Genehmigung erteilt Hat. 

Die Regierungspräfidenten haben über bie Art der Verkündigung ber 
ortspolizeilichen Vorſchriften, ſowie über die Formen, von beren Beobachtung die 
Gültigkeit derfelben abhängt, die erforberfichen Veſtimmungen zu erlaffen, 

Abgeändert buch 66 143, 144 8BG. f. u. ©. 469. 


Es fönnen aud für Teile des Gemeindebezirts Drtspoligei-Berordnungen er- 
faffen werden (ORG. 18 6. 302. 
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Die Vorſchriſt, daß in der Poligei-Berordnung gegen beren Nichtbefolgung 
Gelöfirafen anzubrohen find, Degient fid) nicht auf diejenigen Fälle, in welden die 
Strafandrofung lediglich durd Berweifung auf eine Vorſchrift des Strafgejegbuche 
geſchieht. Sofern mit die Strafgeſetze ‚oder erorbmungen höherer Iuflanzen Be- 
hränkungen enthaften, Lönnen bie Ortspoligeibehörden über das im Strafgefehbud; 
fegefege Minimalftrafmaß von 1 Pf. hinausgehen und unter dasfelbe (au unter 
1 ag Haft) Hinabgehen (BMB. 1888 ©. 178). Ueberſchreitet eine Strafandrohung 
das zuläffige Marimalmaß, fo ift fie nicht ungültig, fondern als auf dieſes Maß herab- 
gelegt zu erachten. 

Ueber das Polizei Ver orduungsrecht ſ. Rofin Polizei ⸗Verordnungsrecht in 
Preußen 1882 u. Verw.Archiv 3 S. 249 „ber Begriff der Polizei und der Umfang 
des polizeilihen DVerfügungs- und Bermaltungsredts in Preußen“. 

$ 6. Zu den Gegenfänden der ortspolizeilichen Vorſchriften gehören: 

8) der Schuß der Perſonen und des Eigentums; 
d) Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf dffentfihen Straßen, 

Begen und Pläten, Brüden, Ufern und Gewäffern; 

©) der Marktverkehr und das äffentliche Yeilhalten von Nahrungsmitteln; 
d) Ordnung und Geſetzlichkeit bei dem öffentlichen Zufammenfein einer größeren 

Anzahl von Perfonen; 

©) das öffentliche Intereffe in Bezug auf die Aufnafme und Beherbergung von 
Fremden, die Wein-, Bier- und Kaffeewirtihaften und fonftige Einrichtungen 
zur Berabreihung von Speifen und Getränfen; 

DH Sorge für Leben und Gefundheit; 

8) Fürforge gegen Feuersgefahr bei Banansführungen, ſowie gegen gemeinfchädliche 
und gemeingefährlihe Handfungen, Unternehmungen, Ereigniffe überhaupt; 

h) Schuß der Felder, Wiefen, Weiden, Baumpflanzuugen, Weinberge uſw.; 

4) alles Andere, was im befonderen Intereffe der Gemeinden und ihrer Angehörigen 
polieifich geordnet werden muß. 

Der Umfang des Pol. Verordnungsrechts ift, ſoweit nicht fprielle Geſetze 
den Poligeibehöiben eine weitere Machtbefugnis einräumen, im Allgemeinen durch 
$ 10 Allg. Sandregit II, 17 feft umgrenzt, erftredt fi) aber micht auf das 
Gebiet der Wohlfahrtspofizei. (OB®. 9 S. 372, 11 ©. 369, 13 ©. 395, 
18 ©. 411, 417. Dagegen Roſin Berw.-Ardiv a. a. O. ©. 352.) 

$ 7. Zu Verordnungen über Gegenſtände der landwirtſchaftlichen Polizei if 
die Zuftimmung der Gemeinbevertretung erforderlich. Die Beratung erfolgt unter 
dem Borfige des mit der örtlichen Polizeiverwaltung beauftragten Beamten. 

In anderen Fällen hat die Stadtv.Berf. feinen Anſpruch darauf, daß der 
Erlaß ortspofigeitiher Vorjepriften von ihrer Zufimmung abhängig gemadit, 
oder auch nur fie vorab gehört werde. Die im $ 7 vorgefdhriebene Zuftimmung 
der Etadto. kann nicht ergänzt werden. Zu ber landwirtihaftlichen Polizei ger 
hören alle Borjehriften, welche die Ordnung des landwirtjſchaftlichen Betriebes 
und —* Schutz der Landwirte gegen die ihrem Betriebe drohenden Gefahreit 
treffen. 

Nah $ 7 des Gef. betr. Dienfiftellung bes Kreisarztes uſw. vom 16. Sep» 
tember 1899 (6S. ©. 172) fol vor Crlaß der Polizeiverorbn. und ſonſtigen all- 
jemeinen Anordnungen, welche das Gefundheitsweien betreffen, der Kreisarzt ge» 
jört werden. 

Bezieht fi eine Polizeiverordnung auf militärijche Angelegenheiten, 
3.8. auf Benumenerte wre auf das Betten ber Ogiekpläge Ser Darnifon 
fo darf fie Überhaupt nur unter Zuziehung und Mitzeihnung der Kommandantur 
erlaſſen werden (MR. 1852 ©. BTy 
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$ 8. Bon jeder ortöpolizeifichen Verordnung if fofort eine Abſchrift an die 
Zunäcift vorgefegte Staatsbehörde einzureichen. 

Die Gerichte haben nice zu_prüfen, ob biefer Borſchrift gemügt it (OL 
19. September 1866, IM. &. 303). Bermöge ihres Auffichtsrechts iſt die vor- 
gefehte Behörde befugt, von den nadjgeordneten Polizeibehörben die Borlegung 
ver oe der zu erlafjenden Polizeiverordnungen zu verlangen (MR. 1887 

f} 9. "Der Regierungspräfident ift befugt, jede ortspolizeiliche Vorſchrift 
dur einen förmlichen Beſchluß unter Angabe der Gründe außer Kraft zu ſetzen 
6. 8 145 289,, |. ©. 471). 

Die höhere Polizeibehörde ift geſetzlich nicht in der Lage, die Befugnis zur 
Abänderung einer vom ihr erlaffenen Polizeiverordnung auf die nachgeordnete 
Poligeibehdrde zu übertragen (OB®. 26 ©. 388). 

$ 10. Die Beſtimmungen der $$ 8 und 9 finden auch auf die Abänderung 
ober Aufhebung ortspolizejlicher Vorſchriften Anwendung. 

$ 11. Befugnis der Regierung zum Erlaſſe von Polizeivorſchriften, aufgehoben 
und erſetzt durch $ 137 2BG., $ 138 Abf. 1 und 2, 55 139, 140, 141, 142 2B@. 

$ 12. Die Vorſchriften der (Bezirksregierungen) Regierungspräfidenten und 
Oper-Bräfitenten ($ 11) können ſich auf die im $ 6 dieſes Geſetzes angeführten und 
alle anderen Gegenflände beziehen, deren polizeiliche Regelung durch die Werhäftuiffe 
der Gemeinden oder des Beziris erfordert wird ($ 137 2BO.). 

85 13, 14 aufgehoben durch $5 134, 137 Abi. 3 2LBG. 

5 15. Es dürfen im die polizeilichen Vorſchriften (6b 5 und 11) feine Bes 
fimmungen aufgenommen werden, welche mit den Geſetzen oder den Verordnungen 
einer höheren Inftanz in Widerſpruch ſtehen. 

Es Tann deshalb feine Bolizeiverorbnung über feige Gegenflände erlaffen 
werden, een fatutarifche Regelung einem Gemeindebejhluffe überwiefen int 
(1. 0. $ 11 ©t.-Ordn.). Giner Boligeiverordnung darf die Offtigteit nicht bLos 
deshalb abgeſprochen werden, weil fie einen Cingriff in Privatrechte enthält. 
Für diefen Fall jann nur auf Grund des 5 4 Geleg vom 11. Mai 1842 Hülfe 
gefucht werden (OT. vom 5. Februar 1863, IMB. S. 102). 

$ 16. Der Minifter des Innern ift befugt, ſoweit Gefege nicht entgegenſtehen, 
jebe polizeiliche Vorſchrift durch einen förmlichen Beſchluß außer Kraft zu fegen. 

Die Genehmigung des Könige if hierzu erforderlich, wenn die polizeiliche 
Borfrift von dem Könige oder mit deffen Genehmigung erlaffen war (f. $ 145 289). 

Der Beſchiuß (61. 1) muß gehörig publiziert werden (OB®. 1 ©. 385). 

$ 17. Die Bolizeirichter Haben über alle Zuwiderhandlungen gegen pofizeifiche 
Vorſchriften (85 5 u. 11) zu erkennen uud dabei nicht bie Notwendigteit oder Bwed- 
mäßigteit, fondern nur die geſehliche Gültigfeit jener Vorſchriften nad den Ber 
ſtimmungen ber 55 5, 11, 15 diefes Geſetzes in Erwägung zu ziehen. 

Bergl. OT. vom 3. Mai 1854, IMB. ©. 268, vom 6. September 1855, 
Entih. 31 &, 314, namentlich; ob der Gegenftaud der Bolizei-Berorbnung dem 
56 ——— if, aber nicht über das Zutreffende der in der Berordnung an« 
gegebenen otive (OT. v. 5. November 1857, Oppenhof ROB. $ 366, n. 94). 

e Entijeibung Über die Rechtebeftändigfeit darf fi Übrigens nur auf dem 

einzelnen vorliegenden Kontraventionefall erftreden. Niemals barf der Bolizeie 
richter die Aufhebung einer Polizeiverordnung außfprechen. 

G. 9 ©. 363 hat am dem Sate feftgehalten, daß die Berwaltunge- 
erichie die Rechtegültigfeit von Polizeiverorbnungen inßbefondere aud in der 
— zu prüfen haben, ob bie Behörke, von welcher die Verordnung erfaflen 
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iR, fih Hierbei auf einem ibrer Zuſtändigkeit unterftellten Gebiete bewegt, mit 
amberen Worten, ob der Gegenftand der Verordnung einer polizeilichen Regelung 
von Seiten jener Behörde überall unterliegt. Bei Era von Polizeiverordnungen 
find die Boligeibehörden an den 5 10 Tit 17 X. II Allg. Landr. und an das 
3 feiner Erläuterung und näheren Ausführung beftimmte Gefeg v. 11. März 1850 
gebunden. 

Eine Pofizei-Berorbnung kanm rechtliche Verbindlichteiten weder begrünben 
noch beſtehende Verpflichtungen abändern. Durch — — tonnen viele 
mehr nur polizeiliche Anordnungen über die Art und Weiſe der Erfüllung ſolcher 
Berbindligfeiten garten werben, welche auf anbermeitigen rechtlichen Grund» 
Tagen ruhen (OBO. 8 6. 356, 23 ©. 378, 25 ©. 208, PBL. 10 ©. 184, 
W ©. 61, 17 ©. 155, 18 ©. 449). Die volizeibehdrde darf durch Polizeie 
verorbnungen ihr gufebende Kompetenzen auf andere Behörden nicht übertragen 
und fi für ihr Verfügungsredt nicht andere Behörden, 3. B. ben Magiftrat, 
fubfituieren (OBG. 10 &. 208). 

b) Das Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung ändert bezw. 
ergänzt das Geſetz vom 11. März 1850 wie folgt: 

$ 142. Der Landrat ift befugt, unter Zuftimmung bes Kreisausſchuſſes nah 
Maßgabe der Vorſchriften des Gejehes über die Boligeiverwaltung vom 11. März 
1850 für mehrere Ortepoligeibeziefe oder für dem ganzen Umfang des Kreiſes gültige 
Polizeivorſchriften zu erfaffen umd gegen die Nidtbejolgung derſelben Geldſtrafen bie 
zum Betrage von 80 Mark anzudrohen. 

Der Landrat kann nicht für eine Stabt allein Bolizeiverordnungen erlaflen, 
wohl aber für zwei oder mehrere Städte im Kreife oder für eine Stadt allein 
und zugleich für einen oder mehrere ländliche Polizeibezirke oder für den ganzen 
Umfang des Kreifet 

$ 143. Ortspofigeilide Vorſchriften (66 5 u. fi. des Geſetzes vom 11. März 
1850), ſoweit fie nicht zum Gebiete ber Gicherheitspofizei gehören, bedürfen im 
Städten der Zufimmung des Gemeindevorftandes. Berfagt der Gemeindevorftand 
die Zuftimmung, fo fann dieſelbe auf Antrag der Behörde durch Beſchluß des Ber 
zirlsausſchuſſes ergänzt werben. 

In Fäden, welche feinen Aufſchub zulaſſen, ift die Ortspoligeibehörbe befugt, 
die Polizeivorfehrift vor Cinholung der Zuftimmung des Gemeindevorſtandes zu 
erlaffen. Wird diefe Zufimmung nicht innerhalb vier Wochen nad) dem Tage der 
Publikation der Polizeivorfchrift erteift, fo hat die Behörde die Vorſchrift außer Kraft 
zu ſetzen. 

Die Kehtegüftigleit der von den Polizeibehörden erfaffenen Boligeiverord- 
nungen, foweit fie zum’ Gebiete der Sicherheitspofigei gehen, if von der Zu- 
Rimmung des Gemeinbevorftandes nicht abhängig. Die Beratung, d. i. die Ein- 
gofung der Meinung, genügt (5 5 Gejeg vom 11. März 1850). Dem Erforbernifie 
der Beratung ift auch genügt, wenn die projeltierte Werordmung dem Gemeinde» 
vorflande zu feiner Erffärung vorgelegt worden it, diefer aber ein Vedenken dagegen 
nicht geäußert hat. Dem Gebiete der Sicherheitspolizei werden alle Polizeiverord- 
nungen angehören, welche und foweit fie den Zmed haben, Gefahr von dem Gemein- 
weſen ober den Einzelnen abzuwenden, bezw. die Sicherheit von Perſon und Eigentum 
zu fügen, im Gegenfat zu Bererbnungen, deren Aufgabe es ift, den Betrieb der 
derſchiedenen gewerblichen und fonfligen Zätigteiten lediglich im SIntereffe der öffent- 
lichen Orbnung zu regeln (f. v. Brauhitih Band 1 ©. 171 zu 5143 2BG). Der 
Begriff der ieerheitepoigei ift, ein fehmanfender. In dem Königl. Befehl vom 
4. April 1812 (6s. ) wir in Abf. 5 die Sicherheitspoligei dahin definiert 
nSicherheitspofiget, d. i. Aufficht anf die innere Ruhe des Staats, auf berbächtige 
Fremde, auf das Paßwefen, ingleihen Obforge für die Sicherheit des Lebens, der 
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Freiheit und des Eigentums gegen Gewalt und Liſt“. Der Begriff der Sicherheits - 
polizei im Ginne des $ 143 EB. ift_ein viel engerer, als der Begriff der Gidier- 
heitßpofigei nach 5 10 Allgem. Landr. Il, 17. Unter die Sicherheitspolizei im Sinne 
des $ 148 fallen nur diejenigen Polizei-Berorbn., welche daranf abzielen, die Rechts- 
ordnung vor ectersierigen Angriffen Einzelner oder einer Bereinigung Einzelner zu 
Ihügen. (Rofin S. 247, Levermann ©. 398, Jebens PB. 23 ©. 625.) Yebens 
a. a. D. rechnet zur „Rechts“ (Sicherheite-) Polizei: die Fremden, Keiminat-, Baß-, 
BVreß-, politiiche Polizei, das Melde- Bereind- und Berfammlungsmweien, die Ueber- 
weifung von Bettlern, beftraften Perjonen und allenfalls au die Gitten- und 
Straßen- (Berkehrs-) Polizei; zur „Verwaltungs“. (Wohlfahrts-) Polizei die Armen-, 
Bau, Feld, Feuer-, Filcerei-, Horf-, Gefinde-, Gefundheits-, Gewwerbe-, Hafen-, 
Jagd⸗, Markt, Schul und Waflerpolizei. PoligeisBerordn. über die Verpflichtung 
der Einwohner zur perfönlicen Hilfeleiftung bei Bränden, insbefondere zum Eintritt 
in eine Pflichtfeuerwehr, über die Regelung der hiermit verbundenen perfönlicen 
Dienpfichten, über die Geftellung der erforderlichen Gefpanne und über die Ber- 
pflihtung zur ‚Sitfeeifung bei Bränden in der Umgegend gehen nicht zum Gebiete 
der Sicperbeitepofigei im Sinne des $ 143 (f. 0.5 S. ). 

Soweit nicht nad; $ 143 die Zuſtimmung des Gemeindevorflandes zum Erlafie 
don ‚Bafigei-Berorötnungen erforderlich ift, bedarf e8 doch nach wie vor der vorgängigen 
Beratung mit demfelben. Zu feiner Information toird der Magiftrat auch bie 
Stabtv.-Berf. zu einer Neuerung veranlafjen können, doch wird es der Auffichts · 
bebörde nicht verfagt werden können, dem Magiftrat gemifie, durch das allgemeine 
Intereffe gebotene Beſchrantungen in der Zuziehung weiterer Kreife und feibft der 
Stadtv.-Berf. aufzuerlegen (Jebens a. a. D. ©. 630). 

Weun ein und diefelbe Verordnung ale untrennbares Ganzes gleichzeitig das 
Gebiet der Sicherheitspoligei und andere polizeiliche Gebiete berührt, bedarf e8 zum 
Erlaffe derfelben der Zufimmung des Gemeindevorftandes nicht, da e8 die Abficht des 
Gefeßes if, bie auf Die Gicherheitspoligei bezüglichen polizeilichen BVorfchriften jeden» 
falls nicht von der Zuftimmung des Gemeindevorftandes abhängig zu machen. CEnt- 
hält dagegen eine Verordnung verſchiedene unter ſich gerenute Borſchriften teils 
ficherheitspoligeifichen, teile andermeitigen polizeilichen Charakters, fo find leßtere, 
unbefjadet der Selbfländigfeit der erfteren, an die Zufimmung des @emeinder 
vorftandes gebunden (1. Jebens a. a. D. ©. 681). 

Die Frage, ob eine Verfagung der Zuftimmung des Gemeindevorflandee vor- 
liegt, hat die zur eventuellen Ergänzung diefer Zuftimmung berufene Beihlußbehörbe 
u prüfen, nit der Bermwaltungsrichter, welcher die Polizeiverordnung anzuwenden 
ba (BBB. 8 ©. 320). Der Beihluß des Bezirtsausfchuffes, durch welchen die ver- 
jagte Zuflimmung zum Eriaſſe einer Ort8poligeiverorbmung ergängt wird, if} mit der 
Beichwerde anfechtbar, da e8 an einer auedrüdlien, den wegelmäßigen Inftanzenzug 
einjhräntenden Beftimmung fehlt (OB®. in POL. 8 6. 320). Der Ergänzunge- 
beſchiuß des Kreisausſchuffes zu einer vom Amtsvorfteher zu erlafienden Polizei - 
verordnung if im $ 62 Abf. 2 Kreisorbnung allerdings für-endgültig erflärt. 

Die Ortspolizeibehörde if befugt, dem Gemeindevorflande befufs Erteilung 
feiner Zufimmung zu PolizeirBerordnungen eine Friſt mit der Androhung zu ber 
fimmen, daß nad} fruchtlofem Ablaufe die Zuftimmung als verfagt gelten foll. 

Die Zufimmung muß die Pol.-Verorbn. in derjenigen form gefunden Haben, 
in der fie Tpäter publiziert if. (OB®. 31 ©. se1) In fin, Charlottenburg, 
Schöneberg, Kirdorf ergänzt der Oberpräfident die mangelnde Zuftimimung. 

8 144. In Gtadtfreifen if bie Ortspofizeibehörbe befugt, gegen bie Richt« 
befofgung der dom ihr erfaffenen polizeilichen Vorſchriften @eldfirafen bis zum Be- 
trage von dreißig Mark anzubrohen. Im Uebrigen ſteht die Erteilung der Ge- 
nehmigung zum Erlaffe ortspolizeilicher Vorſchriſten mit einer Strafaudrohuug bie 
zum Betrage von 30 Mf. gemäß $ 5 der im $ 187 angezogenen Gefege dem 
Regierungspräfidenten zu. 
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Ingfeihen Hat der Regierungspräfident über die Art der Verkündigung orts- 
und treispolizeilicher Vorſchriften, fowie über die Form, von deren Beobachtung die 
Gultigkeit derjelben abhängt, zu beftimmen. 

Sind bei der Publikation die nah S 5 Abſ. 3 Geſetz vom 11. März 1850 
und $ 144 Abſ. 2 vorgelericbenen Formlichteiten nicht beobaditet, jo ift die Verordn. 

ichtig (OT. v. 26. Mai 1872, Entic. 67 ©. 202, DVG. 27 ©. 414, 31 S. 355). 
Im einer nicht gehörig publizierten Verordnung etwa aufgehobene ältere Ber 
orduungen bleiben fonad) in Kraft. 

ie nach $ 144 Abf. 2 erlaffenen Borichriften über die Art der Ber- 
tündigung der Polizeiverorbnungen erftreden fi auf folgende Beftimmungen. Die 
Berfündigung ber kreispolizeilichen Eriaſſe muß durch das Kreisblatt, der amts- 
polizeilichen durch daS Kreisblatt und durch gleiheiigen, Anschlag, Aushang an den 
dazu in den Gemeinden bezw. Gutsbezirken beftimmten Stellen erfolgen. Der Aus- 
hang hat mindeftens drei Tage zu dauern. Die MVerfündigung der von ben 
Rädtifchen Polizeiverwaltungen ergebenden Erlaffe in denjenigen Städten, in welchen 
ein Stadt oder Lofalblatt als amtliches Organ der ftäbtifchen Behörde anerkannt ift, 
mn durd) diefe, in Ermangelung cines folchen aber ebenfalls durch das Kreißblatt 
ad durch breitägigen Aushang am Wathaufe oder an der hierfür beftimmten Stelle 
erfolgen. Die rechtsverbindliche Kraft einer Polizeiverorbnung, die nur eine be- 
Mimmte Lofalität, einen Weg, eine öffentliche Anlage, einen Pla und dergleichen 
mehr zum Gegenftande hat, ift abhängig von der Aufftellung ober Anheftung einer 
die Polizejverordnung enthaltenen Tafel_und beginnt mit Aufftellung oder Anheftung 
diefer Tafel an der Fierir beftimmten_ Stelle. 

Bezüglich der Form muß der Erlaß der Nädtifchen Polizeibehörde ausbrüdlich 
auf $ 5 Gele vom 11. März 1850 Bezug nehmen und die Bemerkung enthalten, 
daß er mit Zufimmung bezüglich, nad) Beratung mit dem Magiftrat ergangen ift. 
In ähnlicher Weife muß ber treispolizeiliche Eriaß auf das Geicg vom 11. März 
1850 und auf $ 142, der amtspolizeilihe Erlaß auf 8 5 Gef. cit. und $ 62 Ar. 
Ordn. Bezug nehmen, beide aber auch dem bezüglichen Vermerk wegen der erteilten 
Zuftimmung durd den Rreis- bezw. Amtsausihuß enthalten. Im Falle der Ber- 
jagung ber Zuftimmung des Magiftrats ꝛc. muß bemerkt fein, daß letziere durch den 
Bezirisausſchuß — eisausfchuß ergänzt ift. \ 

In ollen Fällen muß der Erlaß ausbrüdlic als Polizeiverorbnung bezeichnet fein, 
fowie die Androhung einer Strafe für deren Nichtbeadhtung enthalten. Dod) hat nicht 
jede Abweichung von dem in den erlaffenen Vorſchriften vorgefchriebenen Wortlaute der 
Bezeichnungen bie Ungüktigteit der publigierten Berordmung zur del, Insbefondere 
erſcheint bie Bezeichnung „Baupolizeiordnung“ fatt Baupolizei-Berorbnung zuläffig. 

$ 145. Die Befugnis, ortß- ober freispoligeiliche Vorfchriften außer Kraft zu 
fegen, fteht dem Regierungspräfidenten zu. Mit Ausnahme von Fällen, welde keinen 
Aufſchub zulaffen, darf diefe Befugnis nur unter Zuftimmung bes Bezirksausſchuſſes 
ausgeübt werben. 

Bei der Befugnis des Miniſters des Innern, jede ſorts-, kreis⸗, bezirts- oder 
provinzial-) polizeiliche Vorſchrift, foweit Geſetze nicht entgegenſtehen, außer Kraft 
zu fegen (8 16 des Gefees vom 11. März 1850) behält e$ mit der Mafgabe fein 
Bewenden, daß dieſe Befugnis hinſichtlich der Strom-, Schiffahrts- umd Hafenpoligei- 
Vorſchriften ($ 138) auf den Minifter für Handel und Gewerbe übergeht. 


Titel VI. 
Don den Oehältern und Penfionen. 
864. 


Der Normaletat aller Befoldungen wird von dem Magiftrat 
entworfen und von den Stadtverordneten feſtgeſetzt. 
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It ein Normal-Befoldungs-Etat überhaupt nicht oder nur für 
einzelne Theile der Verwaltung feftgeftellt, jo werden die in folcher 
Weife nicht vorgefehenen Befoldungen vor ber Wahl feftgefegt. 

Hinfichtlih der Bürgermeifter und der befoldeten Magiftratd- 
Mitglieder unterliegt die Feſtſetzung der Befoldungen in allen Fällen 
der Genehmigung der Regierung. Die Regierung ift ebenfo befugt, 
als verpflichtet, zu verlangen, daß ihnen Die w einer zwedmäßigen 
Verwaltung angemefjenen Befoldungs-Beträge bewilligt werden. 

Den Beigeordneten, infofern ihnen nidjt eine Beſoldung be- 
ſonders beigelegt ift (8 31), können mit Genehmigung der Regierung 
fefte Entihädigungs-Veträge bewilligt werden. Schöffen und Stadt- 
verordnete erhalten weder Gehalt noch NRemuneration, und ift nur 
die Vergütung baarer Auslagen zuläffig, welde für fie aus ber 
Ausrichtung von Aufträgen entitehen. 


Dazu Zuſt.Geſetz 5 16 Abi. 8.: 

Der VBeziris· Ausſchußz beſchließt über die Veflätigung (Genehmigung) ber 
Gemeindebeſchluſſe (betreffend die Fefegungen der Beſoldungen der Bürgermeifter 
mb der befoldeten Magiftratsmitglieder, fowie der den Beigeordneten bewilligten 
Entfchädigumgsbeträge). Nach $ 7, 19 Zuf.-Gefeg tritt an Gtelle der Regierung im 
Falle des Abſatz 3, Sat 2 der Megierungs-Präfident. In Berlin tritt an die Stelle des 
Regierungs-Präfidenten und des Bezirlsausſchuſſes ber Oberpräfident (65 42, 48 
286., 8 7 Zuft.-Gefek). 

Durd das Gef. betr. die Anftellung und Berforgung der Kom- 
munalbeamten vom 80. Juli 1899 (GS. ©. 141) ift der $ 64 mie folgt er- 
gängt worden: 

8 3. Die Zahlung des Gehalts an Kommunalbeamte erfolgt in Ermangelung 
befonderer Zeftfegungen vierteljährlich, im Voraus. 

$ 11. Die Auffichtsbehörde kann in Fällen eines auffälligen Mifverhältnifies 
zwiſchen der Beſoldung und den amtlichen Aufgaben ber Beamtenftelle verlangen, 
daß den fäbtifchen Beamten die zu einer zweckmäßigen Verwaltung angemefienen und 
der Leiftungsfähigfeit der Stadtgemeinde entiprechenden Befoldungsbeträge bewilligt 
werden, infoweit nicht die Beſoldung der betreffenden Stelle duch Ortsſtatut feſt⸗ 
gefegt if. Im Falle des Widerfpruchs der Stadtgemeinde erfolgt die Feflftelung der 
Befolbungsbeträge durch Beſchluß des Bezirksauſchuſſes. 

Betreffs der Polizeibeamten bewendet es bei der Beſtimmung im $ 4 Abſ. 1 
Sat 1 des Geſetzes über die Polizeivermaltung vom 11. März 1850 (GE. ©. 265), 
8 4 Abf. 1 der Verordnung vom 20. September 1867 (GS. ©. 1599), 5 5 Abf. 1 
des Lauenburgifchen Gefeges vom 7. Januar 1870 (Offizieles Wochenblatt ©. 13). 

8 6. Ueber die Met und Höhe der Reifefoftenentfhäbigung, welche ben Kom- 
munalbeaniten, einſchließlich der im $ 2 Abf. 1 erwähnten, bei Dienftreifen zugebilligt 
werben follen, Können die Kommunafverbände Vorſchriften erlafien. Kommen folde 
in Fällen, in welchen ein Bedurfnis der Regelung befteht, nicht zu Stande, fo fann 
bie Auffihtsbehörde die erforderlichen Vorſchriſten erlaffen, welche folange in Geltung 
bleiben, bis anderweite Befimmungen Seitens der Kommunalverbände getroffen find. 
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57. Der Bezirksausſchuß befhließt über ſtreitige bermögensrechtlihe An- 
sprüche der Kommunalbeamten einſchließlich der in $ 2 Abf. 1 erwähnten Beamten 
aus ihrem Dienfiverhältniffe, insbefondere über Anſprüche auf Befoldung, Reifeloften- 
entſchädigung, Penfion, fowie über ftreitige Anfprüdje ber Hinterbliebenen ber Beamten 
auf Gnabenbezüge oder Witien- und Waiſengeld. Die Beihlußfaffung erfolgt, 
ſoweit fie ſich auf die Frage erftredt, weicher Teil des Dienfteinfommens bei Feftellung 
der PBenfionsanfprüche als Gehalt anzufehen if, vorbehaftlich der ben Beteiligten 
innerhalb zwei Wochen bei dem Bezirfausfchuffe gegen einander zuftehenden Klage 
im Berwaltungsftreitverfahren. Im Webrigen findet gegen ben in erfter oder auf Be- 
ſchwerde in zweiter Inftanz ergangenen Beſchluß binnen einer Ausſchiußfriſt von ſechs 
Monaten nach Zuftellung desfelben die Rage im ordentlichen Rechtswege Ratt. Dir 
Befchlüffe find vorläufig vollftteddar. 

Bei den in $$ 18-20 erwähnten ländlichen Kommunalverbänden tritt an bie 
Stelle des Bezirksaueſchuſſes ſowohl für das Beſchluß - als auch für das Verwaltungs- 
freitverfahren der Kreisausſchuß. 


1. Der Normalbefoldungs-Etat ift eine Nachweiſung fämtlicher in der Stabt- 
verwaltung vorhandener etatSmäßiger Beamtenftellen und der für fie feſtgeſetzten 
Befolbungen bezw. Dienfteinkünfte (einfchließlich freier Dienftwohnung, des Wohnungs- 
elgufinffe, perfönlicher ober fo, Bunttionggulagen um. fu. m. 4). Die Kuf- 
Aerlung bes Rormaletats ift fahıltativ. Cr wurde früher mur in wenigen Gtäbten 
gefunden, weil er zwedmäßige Arrangements verhindert und man ſich bei der An« 
fellung der Beamten unb der Beftimmung ihrer Gehälter men nad) den Umftänden 
und dem praftifhen Bebürfniffe richtet. Wo mit der Ausbehnung der Verwaltung 
die Zahl der erforderlichen Beamten im Wachfen bleibt, werben ftet8 Abweichungen 
vom Normaletat notwendig. Aus diefem Grunde ift von der nah der StO. 1831 
erforderlichen Genehmigung der Auffichtsbehörde abgejehen, da dieſe Genehmigung eine 
Arbeit von ohnedies problematifhem Nuten noch mehr erfdiweren und der durch . 
fpätere Umftände gebotenen Ausgleidung des Etats mit dem praltif—en Bedürfnis 
hinderlich fein würde. Nachdem jebodh in neuerer Zeit auch in ben Stadtgemeinden 
bei ber. Beobung der flädtifchen Beamten das Ghftem ber Alterszulagen fd) Eingang 
verſchafft hat, find zu diefem Biwede im dem meiften Gemeinden Gehalts- oder Be- 
folbumgsordnungen (jog. Normalbejoldungs-Etats) aufgeftellt worden, welde für die 
einzelnen Beamtenfiellen bezw. für bie einzelnen Kategorien berfelben das Grund«- 
jehalt und die in beftimmten Perioden zu gewährenden Alterszulagen bis zu einem 
Goefgehatt fehfegen. Es iR anzunehmen, daß die Beftimmung des $ 11 RBG., 
melde das Einfchreiten der Auffichtöbehörde behufs Erhöhung der Beamtengehälter 
ausſchließt, infoweit die Beſoldung der betreffenden Beamtenftellen durch Ortsfatut 
feftgefetst ift, dazu beitragen wird, die durch Ortsftatut feigefegten Normalbefoldungs- 
Etats „allgemeiner einzuführen. Bei der Aufftellung des Normalbefoldungs-Etats 
durch Ortsftatut hat der Bezirksausſchuß nach Maßgabe des $ 11 SO. Ge S. 74 
n. 5) das Reit, die Angemeffenheit der in dem Ortsftatut feftzufegenden Befoldungs- 
beträge zu prüfen und von deren amderweiter Feſtſetzung die Betätigung des Oris- 
Katuts abhängig zu madjen. Hat aber einmal das Ortsftatut die Beftätigung des 
Besirteausichufes erhalten, fo iſt der durch das Ortsſtatut feftgefegte Normalbejoldungss 
Etat jedem fpäteren Eingriffe der Auffichtsbehörde entzogen ($ 11 RBG.). Wird der 
Normalbefoldungs-Etat durd) einfachen Gemeinbebeichluk feftgefegt, fo bat Hierbei die 
Auffichtsbehörde kein Mitwirkungsreht. Sie kann aber jederzeit die Abänderung der 
für die einzelnen Beamtenftellen in dem Norimaletat feſtgeſetzten Befoldungsbeträge gemäß 
$11RB®. verlangen, aber nur unter ben Borausfegungen und innerhalb der Grenzen 
biefer gefeglichen Vorfhrift. Sie kann alfo feine änderung der Gehaltsfeftfegungen 
der Bürgermeifter, befoldeten Beigeordneten und der fonftigen befoldeten Magiftratsmit- 
glieder fordern, da auf biefe $ 11 KBG. keine Anwendung findet. Ueber die Einwirkung 
der Auffichtsbegörbe auf die Zeftfegung der Gehälter der Magiftratsmitglicher |. n. 2. 
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a) Für den Magiſtrat hat die Feſtſtellung eines Normalbefoldungs-Etats die 
Bedeutung, daß er erledigte Stellen wieder mit der im Normaletat ausgemorfenen 
Befoldung beiegen Tann, ohne vorher genötigt zu fein, die bezüglichen Befoldungen 
wieder von Neuem durch die Stadtv.-Berj. bewilligen zu laffen. Bei Errichtung 
neuer Stellen jedoch, wenn auch derfelben Art, wie im Normaletat bereits vorgejehen, 
if die Zuftimmung der Stadto.-Berf. zur Befoldungsfeftfegung bezüglich zur Ein- 
orbnung in die betreffende Gehaltsklaffe des Normaltetats lets erforderlich. 

% Für die Frage, ob der Beamte ein Magbares Recht auf die für feine Stelle 
im Normaletat feftgefeiste Befoldung, insbefondere auf die mad dem Ctat fähig 
werbenden Alters· beziw. Gehaltszulagen hat, ift entſcheidend, ob ber Normalbefoldungs- 
Etat in der Form des Ortsftatuts oder mur dur) einfachen Gemeindebeichluß feh- 
geſetzt ift. ie Betimmungen einer in der Form des Ortöftatuts erlafienen Bes 
foldungs-Ordnung find ihrem Inhalte nach nicht bloße Anordnungen zur Verwaltung, 
fondeen zur Regelung materieller Berhältniffe durch Begründung eines vermögens- 
tehtlichen Anfpruds für die Gemeindebeamten, und ziwar ermächft biefen der Anfpruch 
unmittelbar auf Grund des Statut, als einer diingenden Norm, die die Eigen- 
ſchaft einer Rechtsnorm deshalb hat, weil das Gefch felbft (8 11 StO.) derartigen 
fatutarifchen Anordnungen Rechtswirkiamfeit gegenüber allen Beteiligten, alio Geſebes 
traft beilegt. Nur wenn, mas zuläfig und im $ 7 Lehrerbefoldungs-Gcf. vom 
3. März 1897 (f. $ 59) in Betreff der Lehrergehälter gefeßlic, angeordnet if, in das 
Ortsftatut ein dahin gehender Vorbehalt aufgenommen ift, daß ein Anſpruch auf 
tere oder fonftige Gehaltszulagen von jedesmaliger Bervilligung abhängig fein, 
oder diefe Bervilligung nur im Falle des Wohlverhaltens erfolgen foll, ift auch beim 
Borhandenfein eines in der Form des Ortsftatuts fefigeftellten Befoldungsetats ein 
Hagbarer Anfpruc auf Gchaltszulagen nicht gegeben, fo lange nicht die Behörde dem 
Beamten ſolche befonders bewilligt oder fonft, 3. 8. durd) Zahlung ober Zahlungs 
ammeifung beten Beniligung him gegeben ha, Ynberenale tamn der Beamte, 
wenn er in eine höhere Gehaltsjtafa gelangt zu fein glaubt, und ihm das für dieje 
fegefete Höhere Gehalt vorenthalten wird, nicht auf gehtung, des ihm vorenthaltenen 
Dehr Hagen, fondern fit} nur beihterbeführend am die Auffihtsbehörde wenden. 
Ob eine Öehaltszulage mit Recht oder zu Unrecht vorenthalten wird, wird int ordent« 
fichen Nechtörvege nicht geprüft (RZE. 48 ©. 321). 

FR der Kormatbetoldungs-Ctat nur durch einfadjen Gemeinbebefchluß feſtgeſetzt. 
fo tommt ihm überhaupt eine Bedeutung nad Außen und Dritten gegenüber nicht 
zu. Die Borberheftimmung von Gebaltsftufen, von Aufbeflerungen des Gehalts nad; 
aurüdgelegten Dienftjahren, von Alter8gulagen in einem ſoichen Normaletat Hat niemals 
die Birtung, einem Beamten einen durch Eintritt der Tatfadje längerer Dienftführung 
bedingten Nechtsanfpruc) auf die Gehaltserhöhng zu gewähren (PB. 17 ©. 2, 
DVG. 28 S. 184). Einen Rechtsanſpruch auf die fällig werdenden etat3mäßigen 
Zulagen erhält er nur dadurd), daß fic ihm durd) einen befonderen Akt der Behörde, 
in der Anftellungs-Urfunde oder fonftwwie ausbrüdlich augefichert find ober werben. 
Eine Beftimmung im Normalbefoldungs-Etat dahin, daB cin Magbarer Anſpruch auf 
die Aterszulage micht beftche, ift zmedmäßig (f. Ledermann ©. 404. Ebner, Berm.- 
Ach. Band 9 ©. 38, u. Preuß a. a. DO. ©. 451 u. ff. nehmen FM Unreht an, daß 
der Beamte fhon durch die Anftellung den Anfpruc) auf das Gehalt in der durch den 
Gemeindebefhluß fegefeßten Form und Höhe erhalte. Der angeführte Grund, daß 
der Magiftrat zur Ausführung eines Befejluffes der Stadtv.-Berf., dem er zugeftimmt 
habe, verpflichtet fei, geht fehl). 

2. Die nad) Abf. 3 Sat 2 des $ 64 zuläffige Einwirkung der Aufſichts- 
behörde auf die Yeftegung der Befoldungen der Bürgermeifter und befoldeten 
Magiftratsmitglieder muß vor der Wahl und Anftellung dee betreffenden Mar 
gtetämigtines und darf nicht binterdrein zur Berbefferung des Einkommens des im 

imte bereit8 befindlichen erfolgen (MAR. 1861 ©. 116, 162). Daher ift, che zur 
Neuwahl eines Magiftratsmitgliedes gefchritten wird, die Eerlesung der Beloldung 
mit Genehmigung des Bezietsansichuffes zu bewirken (f. ©. 147 n. 7). Diele Ger 
nehmigung ift auch erforderlich, wenn dem Bürgermeifter Verpflichtungen wegen ber 
Expeditionen, der Regiftraturgeljäfte und Reinfhriften auferlegt werden follen. 
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a) Infoweit es fih um die Genehmigung eines die Befolbung feſtſetzenden 
Gemeindebefchluffes (d. B. eines übereinfimmenden Beſchiuffes des Magiftrats und 
der Gtabtv.-Berj.) wie im alle des Abi. 3, handelt, wird diefe gemäß Zuſt.Geſ. 
$ 16 von bem Bezirisausſchuffe erteilt. Bei einer Meinungsverfchiedenheit zwiſchen 
den beiden fäbtifchen Kollegien tritt jedod nicht das in StD. $ 36 und Zufl.-Gel. 
$ 17 Rx. 1 vorgeichriebene Berfahren ein, fondern e8 gilt die desfalls vom Wagiftrat 
in Ausfiht genommene erhöhte Ausgabe für abgelehnt, unftreitig in den Falle, wenn 
es fi) um eine vom Magiftrat beantragte Erhöhung einer ſchon bemitligten Beſoldung für 
‚eine bereit beſtehende Stelle handelt, weil der Stabtverorbneten-Beft inen negativen 
Inhalt hat (f. 0. ©. 162). Das Verfahren in Gemäßheit des $ 36 StO. und $ 17 Nr. 1 
Zuft.-Gef. kann aber aud) in dem Falle nicht eingefchlagen werden, wenn der Magiftrat die 
Reubetwilligung einer Stelle und eines beitimmten Gehaltes für dieſe beantragt und die 
Stadto.-Berf. zwar mit der Schaffung der Stelle einverftanden ift, aber ein niedrigeres oder 
höheres Gchalt für die Stelle normiert wifen will. Die Fetfegiung des Gehalts der Ma- 
giftratmitglieder vor jeder Reumahl unterlicgt ber Genehmigung des Bezirtansfhufee 
und der Eintwirfung der Auffichtsbehörde, welche ebenfo befugt als verpflichtet if, zu 
verlangen, daß den Magiftratsimitgliedern die zu einer zwedmäßigen Verwaltung an« 
genen Vefoldungsbeträge bewilligt werben ($ 64 Abf. 3 Gap 1 u. 2, 8 31 n. 7 

. 147)._ Glaubt daher der Magiftrat, daß ber mit feinen Anträgen im Wiberfprud) 
Regende Stadto.-Beichluß den Intereffen der Gtabtgemeinde nicht entipredje ober fonft 
unangemeflen und ungwedmäßig fei, fo wird er verfucdhen müffen, eine Abänderung 
desfelben auf dem im 8 64 Abf. 3 bezeichneten Wege herbeizuführen. (Abweichend 
Sedermann ©. 404.) Erhöht die Auffihtsbehörde gegen den Willen der Stabtv.-Berf. 
oder auch; gegen den Willen beider ädtifchen Kollegen das Gehalt eines zu wählenden 
Magiftratamitglieee im öffentlichen Interefie, fo Rent der Gemeinde eventl. hiergegen 
die lage im Berwaltungsftreitverfahren gemäß Zuft.-Gef. $ 19 beim BOG. zu. Ber 
Rechtoweg ift felbft dann ausgefchloffen, wenn der Auffichtäbehörde eine Ueberigjreitung 
der Grenzen ihres Auffichtsrechts zur Laſt gelegt wird (ER. 13. November 1858, 
IML. 1859 ©. 151, UML. 1859 ©. 121). 

b) Der $ 11 KBG. findet auf bie Gehaltsfeftfegungen der Bürgermeifter und 
befoldeten Magiftratsmitglicder feine Anwendung. Bewilligungen von Gehalts- 
zulagen, Gratififationen, Remunerationen an Bürgermeifter und Magiftratsmitglieder 
während der Amtsbauer, mögen die erfigedachten den Charafter von penfionsbe- 
tedjtigten oder nicht penfionsberedhtigten haben, bedingen auch nicht bie Einholung und 
Erteilung der Genehmigung de8 Bezirfsausihufies (anderer Meinung OBG. nad) 
DEZ. 1899 ©. 264, VRB. 21 ©. 196). Der Bezirtsausichuß befchließt über die 
Veflätigung (Genehmigung) der Grmeindebeichlüffe ($ 16 Abf. 3 Zuft.-Gel) mır 
infomweit, als in ben Gcmeinde-Berf.-Gef. eine Betätigung von Gemeindebefchläffen 
den Regierungen vorbehalten if. Nach $ 64 Abi. 3 unterliegt num zivar die Fe 
ktung der VBefoldungen der Bürgermeifter „in allen Fällen“ der Genehmigung 
der Wegierung. Aber diefe Befimmung fügt fid) dem bj. 1 und 2 des $ 64 an. 
Abf. 1 behandelt den Fall, daf ein Normaletat für alle Befoldungen non ben ſiädtiſchen 
Vollegien fegefegt ift, Abi. 2 die beiden Fälle, daß ein Normaletat überhaupt nicht 
oder nur für einzelne Teile der Verwaltung fefige gt it. Im „allen dieſen brei 
gedadhten Fällen“ foll nad Abf. 3 die Feftiegung der Befoldungen der Dürgermeiter 
der Genehmigung der Regierung bebürfen. Vieſe ift aber dor ber Wahl und 
dor der Anftellung zu erteilen (j. 0. n. 2). Won dem Grforbernis ber Ge» 
mehmigung der Negierung für Gehaltserhöhungen und Gehaltszulagen, welche 
innerhalb der Amtsperiode den gedachten ftäbtiichen Beamten bewilligt werden, if im 
Rf. 3 feine Rede. Das Recht zur Erteilung einer foldhen Genehmigung fonnte daher 
and nicht auf den Bezirtausſchuß an Stelle der Regierung übergehen. Die Materia- 
lim zur Gem.-Orbnung vom 11. März 1850 ($ 60), forie zum Entwurf einer 
Erd. vom 24. Novbr. 1851 und zur GO. 1853 ergeben zudem unzweideutig, daß 
man in Abweichung von der Befinmung des $ 98 der rev. GtD. 1831, — für 
alle Befoldungs-Feffegungen und Yenderungen die Genehmigung der Regierung im 
Ziterefie der Verhütung fowohl unzulänglicher, als auch übermäßiger Beſoidungen 
vorgefehen hatte, wieder zu den freieren Grundiaben der tD. 1808 ($ 158), melde 
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eine Genehmigung ber Befoldungen Seitens ber Regierung überhaupt nicht, aud nicht 
vor der Mahl fannte, zurüdkehren und nur Rautefen gegen eine zu niedrige Ber 
mefjung der Gehälter fchaffen wollte, was auch im $ 64 Abi. 3 Sat 2 dahin Ausbrud 
gefunden hat, daß die Regierung ebenfo befugt ais verpflichtet if, zu verlangen, daß 
den gedachten Magiftratsmitgliedern die zu einer zwedmäßigen Berwaltung ange- 
meffenen Befoldungs-Beträge bewilligt werden. Es mag zugegeben werden, daß die 
Negierungen in ihrer Eigenihaft ais Kommunal-Auffihtsbehörde unter befonderen 
Umftänden fih bin und wieder veranlat geiehen haben mögen, Beihlüffen der 
Kädtifhen Behörden in Betreff alzu reihliher Bewilligung von Gehaltszulagen an 
Mogiftratsmitglieder entgegenzutreten. Im Beziehung auf bie Ausübung der all- 
gemeinen Sufachtabefugnehe ind aber nicht die Bezirfsausihüffe an die Stelle der 

jegierung getreten, ſondern bie früher den Megierungen zugeftandene Aufficht über 
die Verwaltung der fäbtifchen Gemeindeongelsgenheiten wird jegt von dem Reg.-Präf. 
geübt. Diefer allein Lönnte in feiner Eigenfhaft als Kommunal-Auffichtsbehörde 
beredjtigt fein, etwaigen unangemefienen @ehaltsbersilligungen entgegenzutreten. 
Niemals aber erheifhen ſolche Beroilligungen die Einholung und bie Erteilung einer 
ausdrüdlihen Genehmigung der Auffihtsbehörde. Bon diefen Geſichtspunkten aus ift 
die einen Fall_ dor der neuen Organifation der allgemeinen Landesverwaltung ber 
treffende Entiheidung (OBG. 33 S. 179) aufzufaflen, wo eine ftilfhmeigende Ge- 
nehmigung der Auffihhtöbehörde zu einer Gehaltsberoilligung darin gefunden wird, daß 
die Behörde durch Einfendung des Etats, in welhem das erhöhte Gehalt aufgenommen 
ift, Kenntnis erhalten und von ba ab bis zum Ausſcheiden bes Bebachten aus dem 
Amte die Zahlung der Zulage nicht beanftandet hat (f. od, über Entftehung und 
Tragweite des $ 64 OBG. 27 ©. 78). Für den BezirBausihuß fann aber eine 
ſtillſchweigende Genehmigung überhaupt nicht in Betracht kommen, da derſelbe zu 
beichließen“ hat, und zwar nur über die im Geſetze feiner Beſchlußfaſſung vorbehaltenen 

De, eine ftillfhmeigende Genehmigung aber im Gelege nirgends vorbehalten ift. 
(1. Schmölders in PBB. 22 ©. 293 u. ff., Kaug-Appelius a. a. O. ©. 101, Preuß 
a. a. ©. ©. 277, edermann ©. 405 n. 4) 

3. Ob die Auffichtsbehörde auch eine Einwirkung auf die Feifeung der 
Gehälter der übrigen Gemeindebeamten auszuüben bat, wenn fie dafür Hält, 
daß diefe fidh nicht auf der angemeffenen Köhe befinden, darüber trifft $ 64 feine 
Beftimmung. Bei den Beratungen der SO. im Landtage war angenommen worden, 
daß die Staatsregierung zwar ein nahes Intereffe bei der Norinierung der Gehälter 
des Vürgermeifters und der übrigen befoldeten DMagiftratsmitglieder habe, weil dem 
Magiftrate wichtige obrigteitliche Befugniffe, dem Bürgermeifter für feine Perfon in 
der Regel_aud) die Polizeiverrwaltung übertragen feien, daf; dagegen nicht ein Gleiches 
von ben Gehältern der Fonigen ‚Beamten gelte. Die Vertreter ber Regierung machten 
jedod; ausdrüdlid} darauf aufmerffam, daß die Regierung als Auffichtsbehörbe namentlid) 
mit Rüdficht auf $ 78 eine Mitwirkung bei Feltftellung der Gehälter diefer Beamten 
ausüben könne und auch in Fällen, wo fie glaube, daß das Gehalt eines ſolchen Be- 
amten aud nad} feiner Anftellung anbermeitig normiert werden müffe, dem Bebürf- 
niffe entſprechend darauf hinwirken müſſe. Diefe in Anſpruch genommene Befugnis 
der Auffichtöbehörde ift ausbrüdlich anerfannt duch Pr. X der Tiniferial ne 
ruftion vom 10. Juni 1853 (BMB. ©. 138), deren Erlaß im $ 81 dem Minifter 
des Innern vorbehalten ifl. Durch OBG. 27 S. 77 ift im Gegenfa zu diefer In⸗ 
Rruftion die Zwangsetatifierung eines Reg.-Bräf. für unzuläffig erklärt worben, durch 
melde während der Dienfizeit eines fläbtiihen Beamten deifen Gehalt gegen den 
Willen der Gemeinde erhöht werden follte. Die Gründe dieſes Ertenntnifies führen 
an der Hand der Eniftehungsgeichichte der StO. aus, daß ein Mitwirkungsredht der 
Auffichtsbehörde bei ber SFellesung der Befoldungen für andere Käbtifche Beamte als 
Magiftratsmitglieder Habe ausgefchloffen werden follen. Der $ 11 KB. bringt nun 
den in der Verwaltungspraris lange Zeit beobachteten, in Pr. X der minifteriellen 
Imfcufion aufgeftellten Grundfag jebod in eingeihänfterem Umfange wieder 

eltung. Allerdings ging der Reg.-Entourf erheblich weiter. Danach lautete ber A 
des $ 11: „Die Bejoldungen der ftäbtiichen Beamten müffen austömmliche fein. Die 
Auffihtsbehörbe kann, in ber Regel aber mır vor Beſetzung einer Stelle, verlangen, 
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daß bie zu einer zwedmäßigen Verwaltung angemeffenen Befoldungsbeträge bewilligt 
werben.“ In der Kommiffton des Herrenhaufes wurde die Unbeftimmtheit des Be» 
griffes der Austömmlichteit und die Dehnbarkeit des Ausbrudes „in der Regel“ ber 
mängelt und dem Sat 1 des $ 11 bie gegenwärtige Faflung gegeben (f. Preuß, 
a. a. O. 278), 

®) Danad foll das Recht der Einwirkung der Aufſichteinſtanz bei der Fep- 
fegung der Befoldungen der Gemeindebeamten nur ausnahmeweiſe ausgeübt werden 
dürfen, wenn e& fi um eine offenfichtlid unqulängliche Befoldung handelt, im Falle 
eines auffälligen Mißverhäftniffes zwiſchen derfelben und ben amtlichen Aufgaben ber 
Beamtenftelle und außerdem unter Berüdfichtigung der Leiftungsfähigfeit der betreffen- 
den Gemeinde. Ift die Gemeinde zur Leitung einer höheren Befoldung unfähig, fo 
fann aud bei dem Beftehen eines auffälligen Mißvergäftnifies eine Srhöbung der 
Befoldung Seitens der Auffihtsbehörde micht verlangt werden. Ueber den Rahmen 
diefer Borausfegungen hinaus ift, wie die Ausf.-Anm. KBG. (Art. IV Nr. 1) aus- 
drüdfid, Hervorhebt, von einer Mitwirkung der Auffichtsbehörden bei der Feftiegung 
der Beamtengehälter abzufehen. Das Eingriffsrecht der Auffichtsbehörde ift aber durch 
$ 11 Abf. 1 aud) im dem Balle ausgeichloflen worden, daß die Befoldung der Beamten- 
Melle durch ein Ortsftatut geregelt ift. Dem Bedenken, daß ortöftatutariiche Bor- 
ſchriten veralten und dann ein dindernis gegen eine neue Feftiegung bilden fönnten, 
wenn wirlich ein Bebiirfnis hierzu in den Grenzen des 8 11 eintrete, if} entgegengehaften, 
daß erfahrungsmäßig ale Befimmungen über Befoldungen immer nur eine verhältnis. 
mäßig kurze Dauer haben und die befücchtete Gefahr der Beraltung kaum von Be⸗ 
deutung fein kanu. ir die Gemeinden ift es aber immerhin von Gewicht, wenn fie 
durch Beichreitung des Weges ortöftatutariicher Veichlüffe eine nad) allen Seiten him 
unaufechtbare Stellung gewinnen können (ſ. Preuß ©. 285 f. o. ©. 473 not. 1). 

Die, Genehmigung folder Ortsfatute mur auf Zeit oder unter Vorbehalt des 
Biderrufs Tann nit als zulälfig erachtet werden. Cine derartig zeitlich beſchränkte 
oder widerruflihe Genehmigung des Ortsſtatuts würde die Gehaltsieftfegungen dem 
Eingriffsrechte der Auffichtsbehörbe ausfegen, während gerade das Ortsftatut die in 
demfeiben fengefeilten Bejoldungen vor folden Cingriffen fihern fol. Zudem keunt 
aud das Befehene Recht eine zeitlich bei—ränfte Genehmigung nur“ bei Steuer- 
orbnungen ($ 77 Abf. 4 io) eine jederzeit wiberruflihe Genehntigung aber 
gar niet. 

b) Im falle des Widerſpruchs der Gemeinde gegen die Anforderung der Auf- 
fihtebehörde (Reg.-Präfiventen) greift nicht jofort die Zmangsetatifierung Play. Biel« 
mehr hat zunächft die Feftftellung des geforderten Bejoldungsbetrages durch Beihluß 
des Bezirksausſchuſſes zu erfolgen, gleichviel, ob es fi um bereits beftehende, oder 
er einzurichtende Stellen und erfteren Falles, ob es fih um befetste oder erfedigte 
Stellen handelt (OBG. 41 ©. 151). Der Bezirksausihuß hat nicht nur die Kedt- 
und Gefegmäßigfeit, fonbern aud) die Notwendigkeit und Zmedmäßigteit de Berlangene 
der Auffichtsbehörde zu prüfen, nicht minder die Angemefienheit de geforderten Gehalts» 
faßes, insbejondere aud, ob wirtlich ein auffälliges Mißverhäftuis zwiſchen der Be- 
foldung und den amtlichen Aufgaben der Beamtenftelle vorliegt und ob die Gemeinde 
teiftungsfähig if. Gegen den Beihluß des Bezirtsausſchuſſee ift die Beſchwerde an 
den Provinzialrat gegeben. Auf Grund des Wenftelungsbeicluffes des Bezirlsaus- 
ſchuſſes bezw. Provinziafrats ordnet der Reg.Praͤſ. bei fernerer Weigerung der Gemeinde 
bie Eintragung des fetgefellten Gehaltsfages gemäß $ 19 Zuf.-Gel. in den Etat an. 
Hiergegen feht zwar der Gemeinde nod) die Klage beim ODE. zu, jedoch. nur in den 
für diejes Reghtömittel beftehenden Grenzen, fo daß die Prüfung des OBG. fih nur 
auf die Recht und Gefegmäßigteit der Verfügung, nicht aber aud) auf deren Angemeffen« 
heit und Notwendigkeit erfiredt (j. $ 78). 

ie Berlin hat der Bezirtsausſchuß nicht zu beicliegen. An deſſen Stelle 
teitt nad) $ 43 Abſ. 3 LBG. der Oberpräfident, gegen deſſen Beihluß die Beſchwerde 
an den Minifter des Innern geht. 

©) Die Aufihtsbehörde ann im Malle des $ 11 nicht nur vor der Befeguni 
einer Beamtenftele bei der Gehaltsfeflfegung ein Mitwirkungsreht in Aaprnh 
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nehmen, fondern aud) während der Dienftzeit des Beamten bie andermeite Normierung 
der Befoldung derfelben verlangen. Beichlüfie der Beſchlußbehoöͤrde über Zeieung . 
erhöhungen dürfen fi) aber night rüdwirfende Kraft beifegen (OBE. 48 ©. 111) 
f. u. 5 78, 


2). 

In Betreft der Rädtifcen Forfibeamten in ber Rheinproving und in Weftfalen 
iR durch die im $ %3 n. 2 30) ausgeiprochene Aufrechterhaltung der BVerordn. 
v. 24. Dezember 1816 (GE. 1817 ©. 
des unbejchränften Rechts der Regierungspräfidenten auf zioedentiprehende Gehalte- 
vegufierung ansgelhlofien (OBG. 297 ©. 77). 

e) Bon dem Verbande Preußiſcher Gemeindebeamten waren bei dem Landtage 
Anträge geftellt, welche begwedten, die Gemeindebeamten, foweit möglid, den Staate- 
beamten in der Normierung der Gehälter gleichzuftellen. Insbeſondere wurde ver 
fangt, daß die Befoldung, wie das für die Volfsfhullehrer im Lehrerbefoldungsgefek 
vom 3. März 1897 fegefegt ift, in allen Fällen beſtehen folle, aus einem für jede 
eingefne Stelle zu beftimmenden Grundgehalte, aus Alterözulagen, melde von 3 zu 
3 Sahren eintetend nach achtzehn, fpäteftens nach einundzwanzigähriger Dienftzeit 
die Höhe des Grundgehaltes erreichen follten, fo daß das Höchfigehalt mindeftens das 
Doppelte bes Grundgehalts bettage und aus einem Wohnungsgeld nad; den für die 
ummittelbaren Staatöbeamten geltenden Sägen. Sowohl im Herrenhanje ale auch im 
Abgeordnetenhaufe wurden dieſe Anträge für unvereinbar mit den Grundfägen der 
Selbfiverwaltung gehalten und der Vergleich mit den Lehrern und Staatsbeamten um 
destwillen als bebeutungslos eradıtet, weil e& fidh bei biefen um gleichartige und mit 
einander vergleichbare Stellen handele, mit welcher die in den Kommunen vorhandenen 
böchft verichiedenartigen Stellen gar nicht in Parallele geftellt werden Könnten. 

Der BWohnungsgeldzufhuß kann für unverheiratete Gemeindebeamte ohne 
eigenen Hausftand niedriger bemieffen werden, als für verheicatete (POL. 22 ©. 398). 

4. Bei Fefftellung der Befolbung muß befimmt werbeh, was davon als 
Gehalt und was als Dienftunfoften- Entjhädigung anzufehen if, da nur von 
dem erfieren bie Höhe der Penſion beredjnet wird. Der Ausdruck, Beſoldung“ bezieht 
fi nicht nur auf das Gehalt einer etatSmäßigen Stelle, fondern ift der weitergehende 
‚Begriff und begreift jedes firierte nicht Iediglic nad) dem Umfange der Dienftleiftung 
beinefjene Dienfeintommen. Zur Befoldung gehören fonftige etwaige Amte-Emolu« 
mente, 3. B. Repräfentations- und Dienftaufmandögelder, perjönliche und Funftions- 
äufagen, Dienfwohnung oder Wohnungsgelder, Brenn- und Beleuchtungsmaterial und 
andere Naturalbezüge, auch Gebühren, auf deren Bezug der Beamte bei feiner An- 
ftellung angeroiefen ift. — Gervorzuheben if, daf nach dem @efeg d. 28. Dezbr. 1868 
{8S. ©. 1057) die Anteile, welche nad) beftiehenden Vorſchriften für die Entdedung, 
Feſtſtellung oder Anzeige von Zumiderhandlungen gegen gefeglihe Beftimmungen an 
den infolgedeffen verhängten Geldftrafen oder dem Werte Tonflezierter Gegenftände 
gewährt werden, vom "Sabre 1869 an fortgefallen find. 
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Bas angemeffene Befoldung im Sinne des Abſ. 3 Satz 2 if, Haben zunäcft 
vie Gemeindebehörden, demnächſt die Auffichtsbehörden zu entſcheiden. Kommt e8 zur 
Klage gegen eine etwaige Zwangsetatifierung auf Grund des $ 64 Abf. 3 ($ 78 SO. 
$ 19 Zuf.-Gef), fo hat‘ OX®. nur über die Seiegmäbigeit biefer Maßregel, nicht 
über die Angemefienheit und grotmenbigteit der verlangten Beträge zu befinden (OB®. 
13 €. 68, 14 ©. 107, 19 ©. 119, 20 ©. 67, 35 ©. 114, 36 ©. 144). 

5. Abſ. 3 bezieht fih nur auf die Entfhädigung, Bewilligung von 
Baufhaljägen für einzelne, dem Beigeorbneten erteilte, mit Auslagen verknüpfte 
Aufträge. (Abweichend Ledermann ©. 512). Wo es ſich nicht um folde, fondern um 
die Berwaltuug einer Stelle Handelt, kennt das Geſetz ſolche feſie Entſchädigungen 
nicht, fondern ſpricht nur von befoldeten oder unbefoldeten Beigeordneten. Wenn der 
Bürgermeifter erkcantt, fo muß der BVeigeorbnete den Borfig im Magiftratstollegio 
übernehmen und die Geichäfte beforgen, ohne dafür eine beſondere Vergütung fordern 
zu fönnen. Glaubt der VBeigeordnete aus bejonderen Gründen eine Ausnahme in 
Anfprud nehmen zu fönnen und die Stabtverorbneten beroilligen ihm aus Billigkeite- 
gründen eine Remuneration. jo hat die Auffichtsbehörde dem nicht zu widerfprechen. 

Auch die Vezirkövorfteher, forwie die Dlitglieder ſiadtiſcher Deputationen und 
fonfiige bejoldete und umbefoldete Gemeindebeamte fönnen die Erftattung barer 
Auslagen, insbejondere auch Reijetoften, für ſolche Geſchäfte verlangen, bie fie 
außerhalb ihres Wohnortes zu verrichten haben (ſ. folgende n. 6). 

6. Das BG. gibt im $ 6 den Kommunafbeamten allerdings feinen 
direkten Pedtsaniprud; auf ReifefoRenentihädigung (fl. aud) Freytag ©. 47 
Iebens, BRE. 1 ©. 67, Kaug-Appelius ©. 117. Anderer Meinung Ledermann 
©. 56. Bergl. aud Preuß a. a.D. ©. 454). Er fihert ihnen aber die Möglichkeit, 
einen ſolchen zu erlangen, dadurch, daß er ben Erlaß entiprechender Vorſchriften, 
ſei es Seitens der Gemeinden, oder der Auffichtsbehörde vorfiegt und unter Umftänden 
obligatorifch macht: 

3) Auf dem Gebiete der EntfHädigung für Dienftreifen iſt die im reife der 
Kommunalbeamten vielfad) gewünichte Reglementierung nad) dem Borbilde der für 
die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden gejeglichen Borfchriften, aljo jet des 
Geſetzes vom 21. Juni 1897 (GES. S. 193), deswegen befondere ſchwierig, weil die 
diejen letzteren Vorſchriften zu Grunde liegende laffhgierung der Beamten dem Rechte 
der Kommunalbeamten fremd ift. Aber auch abgefehen davon würde eine einheitliche 
Regelung diefer Materie für ale Kommunalverbände die tiefgehenden und finanziellen 
Berichiebenheiten, welche in den einzelnen Kommunen beftehen, unberüdfihtigt laffen. 
Für die Normierung der Entfgädigungsfäge erſcheint allein die Ratutarifhe Fehr 
fegung innerhalb der einzelnen Gemeinden der paffendfte Weg. Demgemäß überläßt 
$ 6 KB. die Feflfegung der Art und der Höhe der den Kommunalbeamten bei 
Dienftreifen zuzubilligenden Reifefoften-Entfhädigungen den von den Kommunale 
verbänden zu erlafienden Borfcpeiften. Für den Cxlab foldher Borfegriften wird aber 
in vielen Fällen ein Bedürfnis um fo mehr anzunehmen fein, als nad, einem Beſchluſſe 
des Neichsgerihts vom 15. Februar 1898 bei Bemefjung der Gebühren für Zeugen 
und Sachverſtändigenvernehmungen der Kommunalbeamten in ben Fällen des $ 14 
der Gebührenordnung für Zeugen und Sadverfländige vom 30. Juni 1878 (NO®. 
©. 173), und uad) einer Entfdeidung des Bundesamtes für das Heimatweien (vergl. 
Wohlers Entih. Band 36, ©. 125) in Betreff der Reifeloften der Gemeindebeamten 
bei Gelegenheit des Transportes von Geiftesfranten die für bie Gemeindebeamten 
durch Ortsftatut oder einfaches Regulativ erlafjenen Beftimmungen der Kommunal« 
verbände zu Grunde zu legen find. Beim Fehlen folder Veftimmungen erhalten 
Rädtifcje Beamte, wenn fie al Zeugen vor auswärtigen Gerichten zu eriheinen Haben, - 
nur Erfag ihrer baren Auslagen, miht aber die im $ 14 der Reicegebühren-Ordnung 
fefgeiegten Reifefoften. Der $ 6 KB. hat daher für Fälle, in melden trog vor« 
bandenen Bedärfniffes cine ſoiche Beihluhfaffung der Kommunalverbände unterbleibt, 
eine ergänzende Reglementierungsbejugnis der Auffichtsbehörde vorgefehen. Auffichts- 
bebörde ift die mit der laufenden Kommunalaufficht betraute Staatsbehörde, nicht die 
zur Mitwirkung bei diefer Auffiht berufene Selöfiverroaftungsbeichlußbehörde, für 
Stadtgemeinden mithin der Meg.-Präf., nicht der Besirfsausfchub. 
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b) Bei Erlaß der Vorſchriften find die Gemeinden an bie für die Staate- 
beamten geltenden Beftimmungen nicht gebunden. Der 5 6 KBG. läßt ihnen vielmehr 
volle Freiheit. Cs fönnen Baufcal-Entjhädigungen, fei es für Tagegelder und Reife: 
toften, fei.e8 für Tagegelver oder Reifeloften fefigefet, oder au nur die entflehenden 
Kofen auf Grund fpezieller Liquidation erjegt werden. Nicht unzuläffig ift es aud), 
gemifien Beamten für fämtliche Dienftreifen eine Pauſchalſumine zu bewilligen, fowie E 
eftimmen, daß bei gewiſſen Dienftreifen die Transportmittel von der Gemeinde geftellt, 

bezüglich auf deren Koften beiafft werden. Für gewiffe Dienftreifen, inebelondere 

für Bde. welche in den gewöhnlichen Bereich der Amtsverrihtungen fallen, oder für 
die in nächfter Nähe des Amtsfipes auszuführenden, z. 8. für ſoiche unter einer ber 
Rimmten Kilometerzahl, Yönnen Zagegelver und etfetoften gänzlich ausgeicloffer 
werden. Allen diefen verichiedenen Möglihteiten trägt der $ 6 Rechnung, indem er 
vorfcreibt, Daß die von den Gemeinden zu erlaffenden Borihriften fich über „die Art 
der Reifetoftenentfchädigung verhalten können. Wenn auch angeficht der großen ört« 
lichen Verſchiedenheiten davon abgejehen worden if, für das Gebiet der Monarchie 
behufs einer einheitlichen Regelung der Materie Grundlinien u iehen, fo foll doch 
nad}_der Ausf.-Anmeil. Art. IL tunlihft auf bie Vermeidung weit chende Abweichungen 
der Borfchriften innerhalb der einzelnen Regierungs-Bezirke Bingemiett und biejer 
Gefihtspunft entweder dort zur Geltung gebracht werben, wo wegen ber gmäteen 
ortsſtatutariſchen Form oder wegen ertorderlich gewordener Feſtſtelung der Auffichte- 
behörde ftaatliche Mitwirkung erforderlich wird. 

c) Einen direften Zwang bezüglich des Erfafjes von’ Vorſchriften der im Sag 1 
des $ 6 gedachten Art kann die Auffichtsbehörde auf die Gemeinde nicht ausüben. 
Im Falle der Weigerung der Gemeinde, foldje Vvorſchriſten zu erlaffen, it die Auffichte- 
behörde nur beredtigt, ihrerjeit6 die —5* — Borfriften zu erlaffen und die zur 
Ausführung diefer Vorferiften notwendigen Mittel in Gemäßheit des $ 78 awangs- 
weife in den Etat einzufiellen. Die von der Auffichtsbehörde erlafienen Vorfcriften 
gelten aber nur fo lange, bis von der Gemeinde „anderweite“ Beftimmungen getroffen 
find. Daß beim Gintreten biefer Vorausfegung bie Vorihriften der Auffihtäbehörbe 
ohne weiteres außer Kraft treten, ergibt das Geſetz richt. Bielmehr hat die Auf - 
fihtsbehörde, wie au in der Begründung zum Reg.-Entwurf und in der Ausf.-Anw. 
(Art. II Nr. 3) ausdrüdfid hervorgehoben if, ihre Vorfchriften formell wieder auf- 
jubeen (fo aud, Freytag ©. 51, 52, Raug-Appelius ©. 117. Anderer Meinung 

jedermann ©. 413). Solde Aufhebung wird aber die Behörbe nur dann ausſprechen 

tönnen, wenn fie nad Prüfung der von der Gemeinde erlaſſenen „anderweiten“ 
Borfchriften die Ueberzeugung gewonnen hat, daß dieſe geime find, an Stelle der 
von ihr al „erforderlich“ eradteten und erlaffenen Vorſchriften dem_ beftehenden 
Berürfniffe tatfählic zu genügen. Nach dem Sinne und der Zmedbeftimmung des 
Gefeges lann nicht angenommen werben, daß die Gemeinde bie von der Auffichts- 
behörbe erfafjenen Borichriften befeitigen Yönne, febald fe überhaupt nur Borihriften, 
wenn aud) völlig ungeeignete und ungufängliche, erläßt. Die andermeiten Srfimmngen 
müffen anderweite „erforderliche" Vorferiften fein, (fo aud Freptag Kaug- 
Appelius S. 117. Anderer Meinung Ledermann S. 412 not. 4). Die Ausf.-Anw. 
(art. II Nr. 3 Xbf. 4) hält in Uebereinftimmung hiermit eine Regelung fr unzufäffig 
und wichumgelos, welche ausfgliehlih für die Gerichtegebühren Geltung haben ober 
für letztere andere Säge als für Dienftreifen in tommunalen Angelegenheiten be 
Rimmen wurde. 

Ob ein Bedürfnis zur Regelung befteht, ift dem Ermeſſen der Auffihtebehörde 

anheimgegeben. Gegen deren Entideidung ift die Beſchwerde (gegem eine Anordnung 

"des Rede Präfdenten) beim Oberpräfidenten gegeben und im falle der zwangsweiſen 
Einftellung in den Etat, die Klage bei dem OBG., welches allerdings nicht die 
Frage —8 Jpurſminee, ſondern nur das geſetzmäßige Vorgehen der Aufſichtsbehörde 
au prüfen hat. 

Im übrigen aber muf zugegeben werben, baß, wenn bie Gemeinde einmal 
Borſchriſten, wenn aud unzulaͤugliche und ungeeignete erfäßt kam erlafien hat, die 
Auffichtsbehörbe, da ihr in diefem alle der Weg vorherigen Erlaſſes eigener Bor- 
ſchriften nach dem Wortlaute des Gejees nidht gegeben ift, Feine Möglichfeit Hat. 








SO. 5 64. Defentlicj-rechtliche Natur des Gehalts-Anfprude. 481 


Qmangemeife derartige ungeeignete und unzureichende Borfchriften abzuändern ober zu 
efeitigen. Mit Rüdficht hierauf if die Verfügung vom 27. Auguf 1903 (IME. 
©. 192), wie folgt, ergangen: Bei den Gerichtebehörden if die Beobadhtung gemacht 
toren, daß die Rommunalverbände bei Ausführung ber Benimmungen des $ 6 
ABO. für die Dienftreifen ihrer Beamten mehrfach Keifetoften und Tagegelder in 
einer Art und Höhe feftgefellt haben, welche bie für die Dienftreifen der unmittelbaren 
Staatsbeamten geltenden Entjhädigungsfäge unter Zugrundelegung einer angemefjenen 
Rangvergleihung überfteigen. Eine Tide Betlepung, aus welder im Hinblid auf 
$ 14 der Gebührenordnung vom 30. Juni 1878 (RGB. &. 173) eine übermäßige 
Velaftung des Iuftizfisfus ſich ergeben kaun, erſcheint unangemeffen und wird, fo weit 
ortsftatutarifche Feſiſetzungen erfolgen, durch Verſagung der Genehmigung, foweit aber 
bloße Regulative oder Gemeindebeichläffe erfaffen werden, duch entipredende 
Sinwirkung auf die Kommunalverbände zu verhindern fein (f. Freytag ©. 50). 

d) Die in Sat 1 des 5 6 gedachten ‚Borföpiften Können durch einfachen Ge- 
meindebefhfuß als Regulativ erlaffen werden. SOrtsftatut oder Genehmigung der 
Auffihtsbehörbe ift micht erforderlich. 

e) Ob der Beamte für eine Reife eine Entſchädigung nad) $ 6 zu fordern 
hat, ift nad) vorgängigem Beichlußverfahren im ordentlichen Rechtswege (8 7 REG.) 
zu entſcheiden. Dod dürfte in die Reifeloften-Reglements in der Regel eine Be— 
Rimmung aufgenommen werden, baß Dienftreifen in Gemeindeangelegenheiten mur 
auf Anordnung oder mit Senehmigung bes Magiftrats, des Bürgermeifters uſw., 
nicht nad) dem Belieben des einzelnen Beamten ausgeführt werden dürfen. 


amtenverhältnis als ein quafi fontraftliches anfgefaßt und eine analoge Beurteilung 


verhältnifies die Re eln_von der Erfüllung er ae 8 210 a em 
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haltsanfprüche bei Weitem bie überwiegende ift. Art. 80 Einf.-Cej. BGB. läßt bie 
{andesrechtlihen Borfdjriften über die vermögensrechtlihen Anfprüce und Verbindlich 
teiten ber Beamten mit Einfluß der Anſprüche der Hinterbliebenen unberührt, for 
weit nicht in dem BGB. befondere Beftimmungen getroffen find. Soilche befonbere 
Beftimmumgen enthält BGB.: 

a) Ucber die Verjährung. Die Berjährungsfrift für rüdftändige Gchalts- 
anfprüche beträgt vier Jahre ($ 197 BGB.); jedod) beginnt der Lauf der Fri nad 
$ 201 BOB. erft mit dem Schluffe des Jahres, in welchem der Anfpruch entftanden 
ift. Die Verjährung wird nicht mur durd die Erhebung der Klage und die fonfligen 
affgemeinen Unterbrehungshandfungen, ſondern aud nad) $ 210 BGB. durch die 
Einreihung des Antrages auf Vorentfpeidung an den Bezirgausiguß (1. $ 7 KBO. 
a. not. 9) unterbroden, wenn bie Klage dann binnen drei Monaten nad) der Ent- 
fheidung erhoben wird. Zu den Befoldungen ift aber nur die Geldſumme zu 
regnen; «8 unterliegt alfo nicht der vierjährigen Verjährung, 3 8. die Ent[Häbigungs- 
forderung eines ftädtifhen Beamten für die Entzichung der Dienftwohnung und des 
Dienftlandes. (OT. Striethorft 14 ©. 222, Ebner 9 ©. 44). 

b) Mit der Rentennatur des Gehalts hängen zufammen die Beſchränkungen, 
welche das pofitive Hedyt in Betreff der freien Verfügung über den Gehaltsaniprud; 
den Gläubigen de3 Beamten und dem Beamten felbft auferlegt (fiche Preuß S. 442). 
Hierher gehören die Belhränkungen: j 

in Betreff der Pfändbarkeit des Gehalts (j. 5 850 Nr. 8 und Abi. 2 
ZRO., ROB. 1898 ©. 410). Dana) ift der Pfändung nicht unterworfen das 

ienfeinfonmen (nicht num das Gehalt f. o. n. 4). Ueberfleigt das Dienf- 
einfommen die Summe von 1500 Mf. für das Jahr, fo ift der dritte Teil bes 
Mehrbetrages ber Pfändung unterworfen. Ohne Rüdficht auf den Betrag ift die 
Pfändung in den gun des $ 850 Abi. 4 ‚gnterSattungsbeiträge an Berwandte, 
die Ehegatten, zu Gunften eines unchelicen Kindes) zuläffig. Nah s 811 BRD. 
find aud) bei Beamten der Pfändung nicht unterworfen die zur Verwaltung des 
gisntes ober Ausübung des Berufes erforderlichen Gegenftände, ſowie anftändige 

leidung; 

wi ‚Betreff dev Uebertragbarleit des Gehaltsanfpruds. Gemäß 5 400 
BGB. kann der der Pfändung nicht unterworfene Teil des Gehalts und ber Penfion 
von dem Beamten weder freitwillig zebiert, noch gemäß 88 1274 u. 1279 BGB. ver- 
pfänbet werden. Für die Abtretung des überfchiehenden Teils gilt die Formporichrift 
de8 5 411 BGB. Indeß find nad) Art. 81 Einf.-Gef. zum BGB. die in diefer Ber 
ziehung weiter gehenden landesrechlichen BVorfchriften, foweit fie die Uebertragbarkeit 
der Anfprüche auf Befolbung, Ruhegehalt pp. befhränten, aufrecht erhalten. Golde 
Befcräntungen beftehen für die Beamten in den altpreußifchen Provinzen durd 
% 163 des Anhanges zur AGO., welcher die Zeffton irgend eines Teiles von Gehalt 
oder Penſion ausjchließt. Der $ 411 BGB. kann, da es einen übertragbaren Zeil 
des Dienfteintommens bei Preuß. Kommunalbeamten im Seitungsbereiche der AD. 
nicht gibt, auf ſolche auch nicht Anwendung finden (PBB. 21 ©. 184, 198, Saut- 
Appelius S. 213, Freytag ©. 38, Ledermann ©. , Preuß S. 443). Bezüglich 
der Ferfonen, findet fh das Werbot der Zeffion im’ $ 26 des Penfionsgel. vom 

. März 1872; 

in Betreff der. Aufrehnung. Gemäß $ 39% BOB. ift die Aufrechnung 
nur infoweit utärfe, als die Gehaltsforderung pfändbar if. 1n36, 561 
Saugäppeius S. ik, Kappelmann PBD. 21 S. 198) Amar lapı Mrt. 81 Ds 
Eine. BGB. etwaige landesgeſetziiche Vorſchriften unberührt, die eine folde 
Aufrehnung in Abweihung von dem Prinzip des $ 394 BGB. zulaffen. Solche 
Borfchriften hat aber das Preußifche Recht nicht (f. Preuß ©. 448. Anderer 
Meinung Ledermann KBC. ©. 48,49, PBB. 21 ©. 184); “ 

in Betreff des Konkurſes. Zur Konkursmaffe des Gemeindebeamten 
Tann das Gehalt nur inſoweit gezogen werden, als es pfänbbar if, ba dag Konkurs» 
verfahren nur das einer Zwangsvollſtreckung unterliegende Vermögen ergreift; doch 
find die während des Verfahrens fällig werdenden Beträge nicht zur Konkursmafle 
zu ziehen. Der offenbaren Konftruftion ber Ronfursorbnung, welhe den Erwerb 
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und die Erwerbstätigfeit be8 Gemeinſchuldners nad) der Konkurseröffnung von dem 
Konkurfe ausjchließt, würde e8 widerſprechen, für die Gläubiger die Gegenleiftungen 
in Anſpruch zu nehmen, für welche der Gemeinſchuldner noch nach der Konturde 
eröffnung dauernd Leiftungen zu gewähren hat (Ebner 9 ©. 47). 

©, Als vermögensrechtliche Auſprüche publiziſtiſcher Entſtehung erſcheinen 
auch die Stewerprivilegien der Beamten. Bezüglid) der Hetangiehung der 
Kommunalbeamten zu allen direkten und indirekten Staatsfteuern beftehen befonderc 
Stenerprivilegien zur ihren Gunften nicht, Dagegen nehmen alle Beamten, alfo anch 
die Kommunaldeamten, hinſichtlich dev Heranziehung zu den Gemeinbelaften, eine 
defondere Stellung ein, infofern als fie befondere Privilegien befigen bei der Ber- 
anlagung ihres Dienfteinfommens zu den direften Gemeindeftenern, bei ber Heran- 
SR, & deu Naturaldienften und bei der Heranziehung zur Zahlung des Bürger 
Temhtsgeldes. 

In Betreff der Heranzichung des Dienfteinfommeng zu den divelten Gemeinde 
ftewern beftimmt $ 41 KUG.: 

Die Heranziehung dev unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten, 
Beamten des Königlichen Hofes, dev Geiftlichen, Kirchendiener und Elementar- 
ſchullehrer, fowie dev Witwen und Waifen dieſer Berfonen, zu Einkommen- und 
Aufwandsfteuern wird durch befonderes Gefet geregelt. Bis zum Erlaſſe dieſes 
Gefetzes lommen die Beftimmungen der Verordnung, betreffend die Heranziegung 
der Staatsdiener zu den Kommunalauflagen in den neu erworbenen Landesteilen, 
vom 23. September 1867 (CS. ©. 1648), mit der Maßgabe zur Anwendung, 
daß das notwendige Domizil außer Verüdfichtigung bleibt. 

Die $$ 3—5 ber angeführten Berorbnung beftiimmen: 

$ 3. Die Beamten fünnen von ihrem Dienfteintommen einſchließlich der 
Warte» und Ruhegehälter, ebenjo die Diilitärperfonen von ihren Penftonen — 
wenn nicht ein Fall der gänzlichen Befreiung nad) $ 1 vorliegt — zu direkten 
Konimunalauflagen ($ 1) mur infoweit herangezogen werben, als diefe von allen 
Pflichtigen nad) dem Maßftabe des perfönlihen Einkommens erhoben werben. 

84. Das Dienfteintommen toird in ſolchen Fällen nur halb fo hoch als 
anderes gleich hohes perfönlices Eintommen der Steuerpflichtigen veranlagt. 

jenn bie Beranlagung, nidt unmittelbar den Cintommensbetrag zur 
Grundlage Hat, fo if, unter Genehmigung der Auffichtsbehörbe des befleuernden 
tommunalen Verbandes, das Einfhägungsverfahren bergeftalt befonders zu regeln, 
daß ber vorftehende Grundfaß analog Bi Anwendung fommt. . 

Das Dienfteinfommen von zufäligen Emolumenten wird gleid; dem feften 
Gehalic befteuert; zu diefem Behufe twird nötigenfalls der Betrag derfelben in 

rumder Summe durd) die vorgeſetzte Dienftbehörde feftgeftellt. . 

. An kommunalen Auflagen aller Art — dürfen äußerten Falls, 

im Gefamtbetrage, bei Befoldungen s 3) unter 250 Taler nicht mehr als Ein 

Prozent, bei Bejoldungen von is 500 Taler ausſchließlich Bier me als 

anderthalb Prozent, bei höheren Befoldungen nicht mehr als zwei Prozent des 

gefamten Dienfteinfonmens gefordert werden. 

Die hiernach etiva nötige Ermäßigung dev nad) $ 4 berechneten Steuer: 
beträge trifft im Fall der Konkurvenz mehrerer kommunaler Verbände, die zuletzt 
zur Hebung geftellte Forderung, mehrere noch nicht entrichtete Forderungen aber 
mac, Verhältnis ihrer Höhe. 

egen der Heranzichung zu ben Natuxaldienften f. o. $ 54 ©. 226. 

Wegen des Bürgerredhtögeldes |. 0. 8 52 f. 0. '©. 222. 

A) Das Hecht auf die mit dem Pte verbundenen oder ihm zugeficherten 
Amtgeinfünfte hat der Beamte von dem Zeitpunkte an, welden die Beftalung ober 
die Anftellungsverfügung ergibt, bezw. vom Tage des Aıntsantritte an. ($ 4 Abi. 2 
Reicjebeamten:Gel. vom 31. März 1873, NEB. ©. 61.) 8 ift dasfelbe ein unent- 
ziehbares Recht, welches nicht einfeitig, fondern nur burch Auflöfung des Dienft- 
verhältniffes oder infolge der Dienftentlaffung wegen rechtskräftiger Verurteilung zu 
«inet den Berluft des Amtes nah fi zichenden Strafe oder im Se des 
Disgiplinarverfahrens entzogen werben Tann. Ueber die Einbehaltung der Hälfte des 
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Dienfteintommens eines Beamten im Falle ber Amtsfuspenfion f. 88 51 1. ff. Geiets 
vom 21. Jufi 1852 (zu $ 80 StO.) und über die Entziehung des Gehalts bei umer- 
lanbter Entfernung vom Amtsfige |. $ 8, Gef. vom 21. Juli 1852 ebenda. 


e) Die im $3 KB. enthaltene Beſtimmung vierteljährliher Vorausbezahlung 
des Gehalts entfpricht dev im $ 1 des Gel. vom 6. Arber 1881 (GS. 17) für die 
unmittelbaren Staatsbeamten gegebenen Vorſchrift. Die etwa für wünfchensmert ger 
Iattenen anderweiten Feitfegungen haben den Charakter von Verwaltungs-, nicht von 

erfaffungs-Borfgriften und fönnen daher ebenfo wohl im Wege des einfachen Ber 
fchluffes de3 Kommunalverbandes oder der Vereinbarung, als and in Form von 
DBerwaltungsregulativen oder von Ortöftatuten getroffen werden. Dertliche Gewohn · 
heiten Taffen auch andere Zahlungsarten, insbefondere monatliche Zahlungen für alle 
ober einzelne Beamtenklaſſen empehlensert erfheinen. Die im 5 2 de3 KBG. be- 
zeichneten Beamten bleiben von der Anwendung des $ 3 ausgeichloffen, nit aber der 
richtigen Anfiht nad die Bürgermeifter und Magiftratsmitglieder, da für diefe die 
allgemeinen Beftimmungen des KBC. (85 1—7) —&e jelten, und der $ 14 
ihmen nur in Betreff der mit $ 8 beginnenden befonderen himmangen eine Aus 
nahmeftellung zuweift. Uebrigens if hinfichtlic der Magiftratsmitglieder biertehjähr- 
liche Boraußbezahlung fon bisher die Ras gerefen (f. Freytag ©. 35, Kaut- 
Appelius ©. 113. Dagegen Ledermann ©. n. 9). 


f) Der Beamte erwirbt, fobald er den Beginn des Duartalserfien erlebt, den 
Anſpruch auf die ganze fällige Gehaltsrate, gleichviel, wenn fpäter ber Tod eintritt; 
das Gehalt gilt als für das ganze Duartal verdient. Abgefehen von ben Fällen des 
Todes und der Penfionierung erlifcht der Gehaltsanfpruch regelmähig mit dem Ende 
des Beamtenverhältniffes. Der Umftand, daß dem Beamten das Gehalt im Boraus 
gezahlt wirb, gewährt ihm feinen Anfpruc; aud) für bie Zeit, in weldher er fidh nicht 
mehr im Amte befindet. Wenn daher ein Beamter während des Beitraumes, für 
welchen ihm im Boraus das Gehalt gezahlt ift, freiwillig aus dem Amte scheidet oder 
aus bemfelben entfernt wird, fo hat er ben auf die Zeit nach dem Augsſcheiden ent ⸗ 
fallenden Zeil desſelben zurüdzugahlen (BMB. 1: ©. 148. Anderer Meinung 
Preuß ©. 442). 

Der Gehaltsanſpruch erlifcht einzig und allein durch einen redhtsgültigen Ent- 
laffungsaft. Durch Nichtbefhäftigung Geh er nicht berührt, Infonderhet auch nicht 
in einen Schabensanfpruch verwandelt. Daraus folgt, daß in einem foldhen Falle die 
Stadt auf das Gehalt nicht das anrechnen fanı, was ber Beamte infotge feiner 
Nicgtbefhäftigung durch private Tätigfeit zu erwerben in der Lage war (f. RgE. 87 
©. 160). Aud einem Beamten, der mit feinem Dienfteinlommen auf die von den 
Schuldnern zu entrichtenden Mahn- und Beitreibungsgebühren angewieſen if, muß 
die Stadt im falle feiner ofme Rechtsgrund erfolgten Entlaffung, eine gebühren« 
tragende Tätigkeit eröffnen, ihm alfo Aufträge erteilen und ihn dadürch in den Stand 
fegen, die Gebühren, auf die er ald Teil feines Gehalts angewiefen if, zu ver⸗ 
einnahmen. Die Gemeinde ift nicht berechtigt, da8 dem Beamten entfprechend zu ge» 
währende Dienfteinlommen um ben Betrag des Verdienſtes zu kürzen, den er durch 
anderweitige Tätigkeit erworben hat. (RZE. 45 ©. 248.) 


8. Wie für die Vertretung eines erkrankten Gemeinbebeamten die Stabt- 
gemeinde felbft u forgen hat (MR. 9. April 1887, Ann. ©. 346), fo if fie auch 
nad Analogie der Königlichen Ordre vom 4. Auguft 1863 (IMB. &. 191) ver- 
pflihtet, die Vertretungstoften bei Beurlaubungen der Beamten zur Wieder- 
berftellung ber Geſundheit berjelben ohne Beihräntung auf eine beftimmte Beitfrift 
zu tragen, ohne daß ein Abzug vom Gehalte ftattfinden darf. Bei Beurlaubut 
in anderen Fällen foll nad) der gedachten DOrbre auf die erften 11/; Monate des 
Urlaubes das Gehalt unverfürzt gezahlt werben, für weitere die Monate aber ein 
Gehaltsabzug zum Betrage der Hälfte bes Gehaltes des betreffenden Beamten ein- 
treten, bei fernerem Urlaube aber fein Gehalt gewährt werben. 


Außerdem beflimmt $ 66 des Meichsmilitärgefekes vom 2. Mai 1874 (ME. 
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Neihs-, Staats- und Kommunalbeamte follen durch ihre Ein- 
berufung zum Militärdienft in ihren bürgerlihen Dienfiverhältnifien feinen 
Nachteil erleiden. 

Ihre Stellen, ihr perſönliches Dienfteintommen aus denfelben, und ihre 
Anziennetät, fowie alle fi darans ergebenden Anſprüche bleiben ihnen in ber 

eit der Einberufung zum Militärdienfte gewahrt, Erhalten biefelben Offiziers- 
efoldung, fo kann ihnen der reine Betrag derſelben auf die Bivilbefoldung an- 
gerechnet werden, denjenigen, welde einen eigenen Hausftand mit Frau oder 
Kind haben, beim Berlaffen ihres Wohnortes jedod nur, wenn und ſoweit das 
reine Bivileinfommen und Dilitärgehalt zufammen den Betrag von 3600 Mit. 
jährlich überfteigen. 

Nach denjelben Grundfägen find penfionierte oder auf Wartegeld ftehende 
Zivilbeamte binfichtlich ihrer Penfionen und Wartegelder zu behandeln, wenn fie 
bei einer Mobilmadung in den Kriegsdienft eintreten. 

Die näheren Befimmungen zur Ausführung des $ 66 bes Reichsmilitärgeſ. 
find unter dem 17. Juli 1888 (BMB. ©. 121) erlajien. 

Nach der Entid. des vorm. Obertribunals (OT. 52 ©. 320) foll Beamten, 
welche in den Reichstag oder Landtag gewählt werden, cin Abzug vom Gehalte in 
Höhe ihrer Stellvertretungsfoften gemacht werden fönnen. Diele Entideidung ift 
nad) der gegenwärtig herrichenden Anſchauung von der rechtlichen Natur des Be- 
amtengehalts (f. 0. ©. 481 n. 7) nid)t mehr aufrecht zu halten (Ebner 9 ©. 40/41). 
Der Staatsminifterialbeihluß vom 24. Oftober 1869 (BMP. ©. 189, 276) hat Hin- 
ſichtlich der unmittelbaren Staatsbeamten bereits die Uebernahme der Gtellvertretungs- 
Toften auf Staatsfonds angeordnet. 

Die Beftimmungen des Reichsgeſetzes, betreffend die Penfionierung und Ber- 
forgung von Militärperfonen vom 27. Juni 1871 (RG. ©. 275) $$ 102 u. ff. und 
des Ergänzungsgefeges vom 4. April 1874 (RG. ©. 25) ($ 15), nad) denen die im 
Zivildienft angeftellten Militärperfonen ihre Znvalibenpenfion neben dem Dienft- 
einfoımmen ganz oder teilweife nicht weiter beziehen dürfen, find für die tm 
Ronumunaldienft angeftellten Militäv-Fuvaliden durch das Neihsgefcg von 22. Mai 
1393 (NG. ©. Ro} außer Anwendung geſetzt. 

9._ Wenn über das Dienſteinkommen eines ſtädtiſchen Beamten zwiſchen ihm 
uud der Stadtgemeinde Streit entſteht, jo findet nicht das Geſetz vom 24. Mai 1861 
betr. die Erweiterung des Rechtsweges Anwendung, fondern der $ 7 KBG. Mit 
Rüdfiht darauf, daB der Staat ein erhebliches Intereſſe dabei bat, daß ben 
Rommunafbeamten nicht die ihnen gebührenden Vefoldungen unter nichtigen Bor- 
wänden vorenthalten und durch dieſe Borenthaltung unwiederbringliche Nachteile zu- 
gefügt werden, it früher für die Auffihtsbehörden die Befugnis in Anfpruch ge- 
roimuen, bei Streitigfeiten fiber Befoldumgsanfprüche ein Interimiftitum zu regulieren 
und ſolches nötigenfall® durch Zwangsmittel zur Ausführung zu bringen. Indeß ift 
diefe Befugnis ftet3 auf den Fall eingefhränft worden, wo wirklich die Gefahr vor- 
Hegt, dem Beamten werde, wenn ev bis zur Entideidung im Rechtswege warten 
müffe, daraus ein unerfeglider oder doch erheblicher Nachteil erwacjlen und wo bie 
Einwendungen ber betreffenden Kommune offenbar unbegründet find, und nur infos 
weit ausgeübt worden, daß, wenn bios die Höhe des Anfprucs freiig if, nur der 

. als unzweifelhaft anzufehenbe Betrag feſtgeſetzt werden follte (vergl. MR. 4. Juni 
und 11. November 1847, BML. ©. 158, 276). 

a) Das KBG. ordnet im $ 7 diejes adminiftrative Verfahren dahin, daß dev 
Bezirfsausfhuß, über freitige „vermögensrehtliche" Anfpräe der Kommunal- 
beamten (einfdjließlid; der Magiftratsmitglieder und der auf Probe ufv. [$ 2 Abf. 1] 
angeftellten, nicht aber der im Nebenamt tätigen Beamten) zu beichließen Hat. Die 
Anfprühe der Beamten müflen aus ihrem „Dienftverhältniffe“ hervorgegangen, 
entweder durd den Dienfivertrag bezw. durch die Anftellung begründet oder aus 
Anlaß desfelben entftanden fein. ALS folhe Ansprüche bezeichnet $ 7 die auf Be— 
ſoldung, Weifetoftenentihädigung ($ 6), Penfion_($$ 12, 14), fowie die Anſprüche 
der —— der Beamten auf Gnadenbezüge (88 4 u. 5) oder Witwen- und 
Waifengeld (8 15). 
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aa) Der $ 7 findet feine Auwendung in Betreff des Anſpruchs auf Aus- 
Hänbigung einer Anftellungs-Ixkunde (f. Ausf.-Ani. Art. I Nr. 4, 1. 0. ©. 328:n. c), 
fowie in Betreff dev Frage, ob eine in Gemeindedienft beſchäftigie Perfon nur nebeu⸗ 
amtlich oder nebenberuflich tätig if (f. ebenda Art. I Nr. Ic, f. 0. ©. 330 n. bb), 
wenn nicht vermdgensrechtliche Anſpruͤche geltend gemacht werben. 

Fenfeungstiogen, in denen ar die Art und bie Dauer der Anftelung felbit 
den Gegenftand des Streites bildet, während über Art, Höhe umd Deobalitäten der 
Entrihtung der auf Grund des Dienfverhäftniffes zu gemährenden Dienfibezüge an 
fich und unabhängig von jener Fehftellung ein Streit nicht beftcht, gehören He zu 
den vermögensrechtlichen Anfprüchen im Einne des $ 7 RBG. Gelegentlich der 
Geltendmachung von verinögensredtlihen Anfprücen kann zwar auf bem Wege des 
$ 7 aud) die Frage inzidenter zur Entfeidung gebradht werben, ob ein im Dienfte 
der Stadt Befhähtigter umd eventuell wann er als Beamter emgefeite worden und 
welches Dienfteinfommen ihm bewilligt if. Immer aber muß als Grundfag feige» 
galten werden, daß der Anfprudy, als Kommunalbeamter angeftelt zu werden, Tein 
vermögensredhtlicher ift und micht auf dem Wege des $ 7 zum Mustrage gebracht 
werden kann. Cbenforwenig ift ein Magbarer Anſpruch auf Behaltszulagen, weil ber 
Betreffende eine beftinmte Dienftzeit zurücgelegt, oder auf Gehaltserhöhung, weil die 
Arheitsfoft im Lanfe der Zeit eine größere geworden, oder auf Fehftefung des Be- 
foldumgsdienftalters gegeben. Auch folhe Anſprüche könnten nur dann im Rechtswege 
imzidenter zur Erörterung gelangen, wenn die beantragte Fefftellung die notwendige 
Borentfeheidung für einen dem AM äger zuftchenden vermögensrchtlichen Anfprudy 
bildet oder doch bilden fan, 3. ®. wenn_e8 fih um bie Fertielung bes für bie Ber 
technung des Hubegehaltes maßgebenden Dienftalters handelt, aber nicht da, wo das 
ſog. Beloldungsdierhalter nur für Gehaltszulagen Bedeutung hat und nur um dieſe 
zu erlangen, feftgeftellt werden fol (BEL. 23 ©. 506). 

bb) Nur ſolche vermögensrechtliche Anfprüche Können ferner im Wege des 57 
verfolgt werben, welche ans einem tatſächlich zur Entftehung gelangten Dienftverhäft- 
niffe, alfo aus einer durch Verleihung eines Amtes — gegebenen Stellung 
des Beamten hergeleitet, wicht aber folche Anſprüche, welche auf eine Stellung des 
Beamten gegründet werden, die ihm bei rechtmäßiger Ausübung der Aemterhoheit 
der Stadt vermöge feiner Onafififation ober der Art feiner Dienftleiftungen hätte ver- 
Tiefen werden follen (PBB. 23 ©. 73, RZE. 49 ©. 1). Deshalb können aud 
Militäranmwärter mit der Behauptung, fie hätten nad S 18 Abi. 3 des Gel. 
21. Iufi 1892 ($ 15 der Grundfäge v. 28. Juni 1899) früßer als geichehen angeftellt 
werden müffen, im ordentlichen Rechtswege weder das Asmähige Stellengehalt für 
diejenige Zeit einffagen, in welcher fie tatfählich noch nicht ald Gemeindebeamte an- 
geftellt waren, noch auch Schadenserjaganfprud; aus der verjpäteten Anſtellung geltend 
madıen (RZE. 48 ©. 86). Shenfomenig läßt ſich auf den au fi flatthaften und 
rehtsgültigen Vertrag über die fünftige Nebertragung eines Amtes ein im Rechtemege 
zu verfofgender Auſpruch auf Uebertragung des durch ſolchen Vertrag dem Bewerber 
gugefiherten Amtes, noc) ac ein im dechtawege verfolgbarer Anfprudh auf Gewährung 
des mit dem zugefiherten Amte verbundenen Gehaltes begründen, da bie wirkliche 
Uebertragung eines Amtes notwendige Borausjegung für die Entftehung des Anſpruchs 
des Beamten auf die Gewährung des mit dem Amte verbundenen Dienfteintommens 
bildet (RZE. 53 &. 426, f. auch o. ©. 474 n. b). 

>” Bas fodann das an den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes fi anfchließende 
weitere Verfahren aulangt, fo ift gegen ben Beſchluß des Bezirksausſchuſſes fomeit 
er fi auf die frage erfttedt, welcher Teil des Dienſieinlommens bei Feftellung der 
Benfionsanfprüche als Gehalt anzufehen ift, eine weitere Beſchwerde (an den Provinziaf- 
rat) nicht gegeben, fondern nad $ 7 Abf. 1 Sat 2 den „Beteiligten“ (morunter nicht 
nur die Gemeindebeamten felbft, fondern auch deren Hinterbliebene zu verftehen find) 
innerhalb zwei Wochen mur die Klage beim Bezirlsausfhufie im Berwaltungsftreit- 
verfahren jegen einander gugefanden. Sen die Gnticheidung des Bezirksausſchuſſes 
fcht eruhung an das OBG. offen [$ 88 2BG.]. Für die Stadt Berlin tritt am 
die Stelle des Bezirlsausſchuſſes der Oberpräfident als Beſchlußbehörde [9 43 2BG.). 
Segen den veſchiuß findet Klage bei dem Bezirksausfguffe ftatt, [.u.$ 65 B.n.5, Ju 
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allen übrigen gaten ift nach Abf. 1 vorletzter Sa gegen bie in erſter Juſtanz erlaſſenen 
Beichlüffe des Bezirlsausſchuſſes die an eine vierzehntägige Friſt gebundene Selänerde au 
den Probinzialrai oder die Klage im ordentlichen Rechtswege und dieſe auch noch gegen 
den Beicluß des Provinzialrats, fofern Beſchwerde am demjelben erhoben war, zuläffig. 
Der gi im ordentlichen Rectswege braucht die Erfhöpfung der Beſchwerdeinſianz 
in den Adminiftcativ- ¶ Vor · Beſchlußverfahren) nicht vorherzugehen. Die vorgängige 
Entfheidung des Bezirksausſchuſſes bildet nicht einen Teil des Klagegrundes, fondern 
nur eine Vorausfegung für die Geltendmachung des Anſpruches. Bei der Entſcheidung 
im ordentlichen dechtswege darf auch eine erft nach der Klageerhebung erlangte Ent- 
ſcheidung des Bezirtsausjchufies berüctfichtigt werden und kann die Zuläffigkeit des 
Rechtsroeges begründen (RIE. 57 ©. 77). 

Nah 5 7 KBO. find in Abweihung von dem bisherigen Rechtszuſtande die 
Gemeindebeamten infofern den Reiche- und Staatsbeamten gleichgeftellt, al8 das Recht 
der Klageanſtellung auch für fie an eine fehemonatliche Ausſchlußfriſt von Zuſtellung 
des anzufeghtenden Beichluffes au gebunden if. Pix eine beöfallfige Klage der 
Gemeindebeamten ift je nach der Höhe des Auſpruchs das Land- oder Amtsgericht 
aufländig, mährend bei Klagen der unmittelbaren Staatsbeamten gegen deu Fiskus, 
wenn es fi um die Geltendmadung vermögensrechtlicher Anfprüce aus ihrem Dienft- 
verhältnig handelt, ſtets die Sanbgerihte zuftändig find ($ 89 Mr. 1 Ausf.Geſ. GBG. 
und $ 70 Abj. 2 GB@.). Als Redtsmittel find die —A gegen die erſtinſtanz ⸗ 
ficpen Urteife bes Aınts- bezw. dandgerichts am das Landgericht bezw. das Oberlanded- 
gericht, fowie die Nevifion gegen die in der Berufungsinftanz von den Oberlandes- 
gerihten erlafjenen Endurteile an das Reichsgericht gegeben, die Revifion nur damır, 
menu der Wert des Velchwerdegegenflandes den Vetrag von 1500 DE. fiberfteigt 
188 71, 123 Pr. 1, 195 GV, SS 511, 545, 546 ZRO.. 


8 65. 
Den Bürgermeiftern und den befoldeten Mitgliedern des 
Magiftratd find, fofern nicht mit Genehmigung der Regierung eine 
Vereinbarung wegen ber Penſion getroffen ift, bei_eintretender 
Dienftunfähigfeit, oder wenn fie nach abgelaufener Wahl-Periode 
nicht wieder gewählt werden, folgende Penſionen zu gewähren: 
1/4. des Gehalts nach 6 jähriger Dienftzeit, 
FL D „ 12. „ 
nn n M ” 

Die auf Lebenszeit angestellten besoldeten Gemeindebeamten 
erhalten, insofern nicht mit den Beamten ein Anderes verabredet 
worden ist, bei eintretender Dienstunfähigkeit Pension nach den- 
selben Grundsätzen, welche bei den unmittelbaren Staatsbeamten 
zur Anwendung kommen. 

Ueber die Pensions-Ansprüche der Bürgermeister, der be- 
soldeten Magistrats-Mitglieder und übrigen besoldeten Gemeinde- 
Beamten entscheidet in streitigen Fällen die Regierung. Gegen 
den Beschluss der Regierung, soweit derselbe sich nicht auf die 
Thatsache der Dienstunfähigkeit oder darauf bezieht, welcher Theil 
des Diensteinkommens als Gehalt anzusehen sei, findet die Be- 
rufung auf richterliche Entscheidung statt. Ungeachtet der Be- 
rufung sind die festgesetzten Beträge vorläufig zu zahlen. 

. Die Penfion fällt fort oder ruht infoweit, als der Penfionirte 
durch anderweitige Anftellung im Stants- oder Gemeinde-Dienfte 
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ein Einkommen ober eine neue Penfion erwirbt, welde mit Zu⸗ 
rechnung der erften Penfion fein früheres Einfommen überfteigen. 


Dazu Zuſt.Geſetz $ 16 Abſ. 3: Der Bezirksausſchuß beſchließt über die 
Genehmigung von Gemeindebefhlüffen (betreffend die Bereinbarungen wegen ber 
Peuſion der Bürgermeifter und befoldeten Magiftratsmitglieder). " 

Zuft.-Gef. 5 20 Abſ. 4 iſt erſetzt ducch 5 7 KBG. 

Zuſt.-Geſ. $ 20 Abf. 2: Im dem nach $ 20 Abſ. 1 Nr. 3 Zuſt.-Geſ. bezüg- 
lich der Entfernung aus dem Amte vorgefehenen Verfahren ift entftehenden Falles 
auch über die Tatſache der Dienſtunfähigleit der Bürgermeifter, Veigeorbneten, Magi- 
Rratsmitglieder und fonftigen Gemeindebeamten Entjheidung zu treffen. 

In Berlin der Ober-Präfident 55 42, 43 LBG®., 5 7 Zuf.-Gef. 

Dur das KBG. Hal $ 65 nahfiehende Abänderungen bezw. Er- 
gänzungen erfahren: 

Abſ. 1 in Betreff ber Benfionierung ber Magiſtratsmitglieder: 

$ 14. Beireffs der Anftellung, Vejoldung und Penfionierung der Mitglieder 
des tollegialiſchen Gemeindevorftandes (Magiftrats), ſowie iu Städten ohne kollegialiſchen 
Gemeindevorftand der Bürgermeifter und deren Stellvertreter (zweite Vürgermeifter, 
Beigeordnete), bewendet e& bei dei beftehenden Beſtimmungen mit ber Aeuberungr 
daß die Penfion vom vollendeten 12. Dienftjohre ab bis zum 24. Dienftjahre aljähr- 
lich um I, ſteigt. 

Abſ. 2 m. 4 in Betreff ber Gemeindebcamten: 

$ 12. Die ſtädtiſchen Beamten erhaften bei eintreteuder Dienftunfähigteit — 
fojern nicht mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes ein Anderes fetgejegt iſt — 
Penſion nad) den für die Penfionierung der unmittelbaren Staatsbeaniten geltenben 
Grunbfägen, wobei Art. III des Gefeges vom 31. März 1882, betreffend die Ab- 
änderung des Penfionegejees von 27. März 1872 (5. 1882 ©. 133), infoweit ex 
nicht durch das Geſetz v. 1. März 1891 (GS. ©. 19) abgeändert it, unberührt bleibt. 

Als penfionsfähige Dienftzeit wird, unbeſchadet ber über bie Anrechnung ber 
Militärbienftzeit bei Militäramvärtern und forfiverforgungsberedhtigten Perfonen des 
Vägertorps geltenden Beftimmungen und im Ermangelung anderweiter Feſtſetzungen 
nur die Zeit gerechuet, welche der Beamte in dem Dienfte der betreffenden Gemeinde 
zugebracht hat. J 

Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 31. März 1882, betreffend die Abänderung 
des Penfionsgejeges vom 27. März 1872 (CS. 1882 ©. 133) in Betreff der Beamten, 
welche das fünfundfechzigfte Lebensjahr vollendet haben, können duch Ortsftatut aud 
für Kommunalbeamte in Kraft gefegt werden. 

813. Das Recht auf den Bezug der Penfion ($ 12) ruht, wenn und fo lange 
ein Penfionär im Staats- oder Kommunaldienft ein Dienfteinfommen oder eine neue 
Penſion bezieht, infoweit al der Betrag des neuen Einfommens unter Hinzurechuung 
der zuvor erbienten Penfion ben Betrag des von dem Beamten vor ber Penfionierung 
bezogenen Dienfteintommens überfleigt. 

Abi. 3 in Betreff aller ftädtifcher Beamten einſchließlich der befoldeten 
Magiftratsmitglieder durch $ 7, |. 0. bei 5 64 ©. 473. 
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In Betreff ber Hinterbliebenen aller ftäbtifchen Beamten ein⸗ 
ſchließlich der befoldeten Diagiftratsmitglieder (ausſchließlich der in $ 2 KBG. gedachten 
Beamten). 

$ 4. Die Hinterbliebenen .eines Kommunalbeamten erhalten für das auf den 
Eterbemonat folgende Vierteljahr noch die volle Beſoldung des Verſtorbenen (Gnaden · 
quartal); war der Werftorbene penfioniert, fo gebührt ihnen bie Penfion noch für den 
auf den Sterbemonat folgenden Monat (Gnadennonat). Dabei finden die für die 
anmittelbaren Staatsbeamten geltenden Beftimmungen mit der Mafgabe Anwendung, 
daß au Stelle der Genehmigung des Verwaltungshefs und der Provinzialbehörde, 
auf deren Etat die Penflon übernommen war, die Genehmigung der Kommunal- 
verwaltungsbehörde tritt. 

$ 5. Im den Genufje der von dem verftorbenen Beamten bewohnten Dienft- 
wohnung ift die hinterbliebene Familie in Ermangelung anderweiter Feftfegungen 
nad; Ablauf des Sterbemonats noch drei fernere Monate zu belaffen. Hinterläßt der 
Beamte feine Familie, fo ift denjenigen, auf welche fein Nachlaß übergeht, unter der 
gleichen Vorausſetzung eine vom Todestage au zu rechnende einmonatliche Frift zur 
Räumung der Dienftwohnung zu gewähren. 

In jedem Falle müffen Arbeits- und Sigungszimmer ſowie fonftige, für den 
amtlichen Gebraud; befimmte Räumlichkeiten fofort geräumt werden. 

$ 15. Die Witwen und Waifen der penfionsberehtigten Beamten ber Stadt» 
gemeinden, einfchlieglic der int 5 14 aufgeführten Beamten, erhalten — fofern uicht 
mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes ein Anderes feftgefegt ift — Witwen- und 
Waiſengeld nad) ben für die Witwen uud Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten 
geltenden Vorſchriften unter Zugrundelegung des von dem Beamten im Augenblid 
des Todes erdienten Penfionsbetrages; dabei tritt an bie Stelle der für das Witmen- 
geld bei unmittelbaren Staatsbeamten vorgeſchriebenen Höchſtſätze der Höchſtſatz von 
200 ME. 

Auf das Witwen- und Waifengeld fommen die Bezüge, welche von öffentlichen 
Witwen- und Waifenanflalten oder von Privatgefellichaften gezahlt werden, in dem- 
selben Verhältniſſe in Anrechnung, in weldem die Stadtgemeinde fid an ben vertrag. 
fichen Gegenleiftungen beteiligt hat. Als Vereifigung der Stadtgemeinde wird es 
auch, foweit die Zeit vor dem Inkrafttreten des Geſetzes in Betracht fommt, angefehen, 
wenu bie Gegenfeifung Seitens des Beamten auf Grund ansdrädlicher, bei der An- 
ſtellung übernommener Verpflichtung oder andermweiter Feftfegungen erfolgt if. 

Als Uebergangäbeftimmung Fommt in Betracht: 

s 24. IR die nach Maßgabe diefes Geſetzes zu bemefjende Penfion eines 
Beamten geringer als die Penſion, welche ihm hätte gewährt werden müffen, wenn 
er am 31. März 1900 nad) den bis dahin für ihm geltenden Beftimmungen penfioniert 
worden wäre, fo wird dieſe lehtere Penfion an Stelle der erſteren bewilligt, jedoch 
unbeſchadet der Feſtſtellung des Witwen- und Waifengeldes nad) Mafgabe dieſes 
Geſetzes, foweit nicht auch in dieſer Beziehung bereits erworbene Rechte beftehen. 

A. Auf die Magiftratsmitglieder findet das Gefet betreffend die Penfionie- 
rung der ummittelbaren Staatsbeamten vom 27. März 1872 (©. 268) bezw. 5 12 
RB. feine Anwendung. Die Penfionsaniprüche der Magiftratsmitglieder werden 
durch S 65 beftimmt, welder nah $ 14 KBG. dahin abgeändert bezw. erweitert ift, 
daß die Penfion vom vollendeten 12. Dienſtjahre an bis zum 24. Dienftjahre alljährlich 
um I, Reigt. Diefe Abänderung hat die Wirkung, daß, da nad) 12 Jahren die 
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Hälfte des Gehalts (30/,9) als Penfion zu gewähren ift, mit dem 4. Dienfiahre Klon 
an Benfion erreicht ſein werben, 2, mehr als bieher. Dur $ 14 fol die Härte 
befeitigt merben, welche darin Kiegt, daß die Penfion der Bürgermeifter ur. mad) $ 65 
von 13. bis 24. Dienftjahre nicht ſteigt. Diefe Härte wilrde nad dem Inkrafttreten 
des KB. um fo fühlbarer geworden fein, als die nad; $ 15 eintretende Fürforge für 
die Hinterbliebenen fi 1a ber Höhe der Penfion richtet und demnach bei dei 
Bürgermeiftern uſw. in den ietzten ber zwifchen den 18. und 24. liegenden Dienftjahre 
unverhältnismäßig niedrig geweſen wäre. Auch für die vor Inkrafttreten des KBG. 
Bereit angeheiten Magiftratsmitgfieder ift die Penfion nach $ 14 zu berechnen (Freytag 
. 98. n. 7). 
- 1. Anderweite Vereinbarungen zwiſchen dem Beamten und der Stadtgemeinde 
find mit Genehmigung des Bezirlsausſchuſſes zuläffig, fei es. daß die Vereinbarung 
auf eine Höhere, ala die gefeßgliche Beufion fid) bezieht, oder die gängliche Berzichtfeiftung 
auf felbige beteifft. Die lettere wird mur dann vom Bezirfsansfhuffe genehmigt 
werben fönnen, wenn die äußere Tage des Beamten zweifellos von der Beſchaffenheit 
iR, daß fie feine Unabhängigkeit auch ohne das Amt verbürgt und dafür Gewähr 
leiſtet, daß er ſich, um mad) beendeter Wahlzeit bie Stimmen der Stadtverorbneten zu 
fihern, nicht zu dienftwidriger Konnivenz bequemen werde oder auch dann, wenn be- 
mittelte Berfonen gewählt werden und das Stelleneinfonmen fo gering if, daß die 
danach zu bemefjende Penfion zur Sicherung des Unterhaltes des betreffenden Beamten 
ud einem Ausiheiden aus dem Dienft doch nicht hinreichen würde. (ME. 1845 
. 1 








2. Bei Berehnung der Benflon der Gemeindebeamten wird das gefamte von 
der Gemeinde in der Beftal ung oder fonft ausdrücklich zugefiherte Dienfteintommen, 
einschließlich etwaiger Naturalbezüge, foweit es nicht zur Beftreitung von Dienft- 
aufrande- und epräfentationsfoften gewährt wird, zu Grunde gelegt; bioß 
zufällige Dienfteinfünfte, widerrufliche mtiemen, außerordentliche Gratifitationen, 
aeriıen und dergleichen bleiben außer Betracht (MR. 1866 ©. 212, 

Im $ 65 Abſ. 1 if jedoch hinfichtlich der Magiftratsmitglieder ansdrüdtid 
verordnet, daß deren Penfion einen beftimmten Bruchteil des Gehaltes betragen folk, 
Mangels auderweiter Feitfegungen wird daher bei der Bexechnung der Benfion der 
Dagifeatemi lieder nur deren bares Gehalt zu Grunde zu legen fin (EML. 1868 
©. 63). Perjönlihe Gehaltszulagen find penfionsberedtigt, wenn nicht ein 
Anderes bei deren Bewilligung ausbrüdlich ausgeſprochen ift. Daß eine Zulage als 
eine perfönfiche bezeichnet ift, fließt die Penfionsberehtigung nicht aus. Denn in 
dem „perfönfichen“ Tiegt nur ber Gegenfag gegen eine fortbauernde mit der Stelle 
verbundene Gel altserhöhung, nicht der Gegenja gegen eine penſionsberechtigte. Cs 
ift dabei umerhebfid), ob die Zufage auch anedrüdtich Gehaltözulage genannt ift 
(086. 13 ©. 174). 

Wird neben dem Bargehalt auch eine Dienſtwohuung gewährt, fo find in Be- 
treff der Penfionsfähigleit der letzteren die bei der Anfellung gefaßten Gemeinde- 
befchlüffe bezi. etwa jpäter getroffenen Feſtſetzungen maßgebend. Iſi hiernach zwiſchen 
dem Bargehalt und der Dienftwohnung derart unterfdieden, daß nur erfleres penſious- 
fähig fein fol, fo gehört der Wert der letzteren nicht zum penfionsfähigen Dienft- 
einfommen. Wird die Dienftwohnung aber in ber Weiſe gewährt, daß das Gehalt 
als aus einer Barfumme und aus freier Wohnung beftehend bezeichnet wird, fo if 
Ei ee dab auch der Wert der Dienftwohnung penfionsfähig if. (OB®. 13 

3 und ff.) 

Die Penfion wird immer nad dem Gehalt beredjnet, welches der zu Benfionierende 
zur Zeit feiner Penflonierung gericht, wenn es alfo während feiner Dienftzeit erhöht 
iR, aud) von der Erhöhung (DT. ®b. 2 ©. 353). 

3. 6 fommt nur die Dienfzeit als Magiftratsmitglieb_in Betracht. Cine 
frühere Dienftzeit bei derfelben Kommune, aber in einer anderen Gtellung, fommt — 
beim Mangel anderer Vereinbarungen ober Fefiegungen, — nit in Anrechnung. 
Die Beftimmung des $ 12 KBO. gilt hinfichtlidh der Magiftratsmitglieder nicht. 

. In Betreff des Benfionsverfahrens f. u. B.n. 5. 
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‚+ Die Benfion icht blos bei eintvetender Dienftunfähigkeit, fondern auch 
bei nit erfolgter Wiederwahl oder nicht erfolgter Beftätigung einer Wieder- 
wahl nad) abgelaufener Dienftzeit & gewähren. Sie muß aud gewährt werden, 
wenn das betreffende Mitglied bei Ablauf der Wahlperiode ſich nicht um die Stelle 
beroorben Hat, oder wenn es die bei der ihm angebotenen, aber noch nicht be» 
wirkten Wiederwahl geftellten ſchlechteren Bedingungen ablehnt (MR. v. 15. April 1837, 
Ann. &. 437). Dagegen fällt die Verbindlichkeit ber Stadt weg, wenn ein and: 
ſcheidendes Magiftratsmitglied wegen einer ihm zur Laft fallenden Schuld nicht wieder 
genäht werden kaun oder wenn der Gewählte die Wiederwahl unter den früheren 
ledingungen ausſchlägt. 


B. Der Abſ. 2 des $ 65, welcher von den Penſionsanſprüchen der 
befolbeten Gemeindebeaimten handelt, iR durch $ 12 des KB®. zunädft dahin ab- 
jeändert, daß nicht nur die lebenslänglich angeftellten Beamten penfionsberehtigt 
ind, fondern daß auch den auf Mündigung (und auf Zeit) angeftellten, ein gefeh- 
liches Penſionsrecht verliehen ift, fofern fie nach Zurüdlegung der erforderlichen Dienft- 
jahre, ogne vorher eine Kündigung erfahren zu” haben, dauerud dienftunfähig werben. 
Der früher fo bedentfame Unterihied zwifchen Tebenslänglihen und fündbaren Be- 
amten if fomit fünftighin in Bezug auf Benfion und Hinterblicbenen-Berjorgung 
völlig ausgeglichen. Der unter Kündigung amgeftelte Beamte it. jedod) ‚mr danır 
penfionäberedhtigt, wenn die Dienftumfähigleit eintrat, che die Kündigung erfolgte. 
&r tan alfo nicht, nachdem ihm gefündigt if, Anfpruc) auf Ruhegehalt erheben, 
wenn er auch nachweiſt, daß er dauernd dienftunfähig it (PB. 28 ©. 461, [. o. 
Fi Nr. 6 ©. 337). In Vetreff dev Penſionsberechtigung ift es gleichgültig, ob die 
jeamten eigentliche Berwaltungsbeamte oder Beamte ftädtiicher Betrieböverwaltungen 
find. Nur den auf Probe, zu vorübergehenden Dienfleiftungen oder zur Vorbereitung 
angenommenen Beamten ($ 2 Abf. 1 KBG.) ift das Penfionsreht und die Relikten- 
verforgung vorenthalten, nicht minder denjenigen, welche ein Sommunalamt nur als 
Rebenanıt ausüben ($ 2 Abj. 2 KBG.). Durch $ 12 haben aber auch die von dem 
Gemeindevorftande gegen Beſoldung angeftellten befonderen ftädtiichen Etandesbeamten, 
weiche gemäß $ 4 Ab. 4 des WPerfonenftands-Gef. vom 6. Febr. 1875 Gemeinde- 
beamte find, Penfionsberechtigung erhalten, fofern fie nach erreichtem penfionsfähigen 
Dienftalter dauernd dienftunfähig werben und vorher ein Widerruf der zu ihrer Be 
Rallung erforderlichen Genehmigung micht ergangen in ($ 5 a. a. D.). Hierdurch 
mird ein mohltätiger Umfehtwung in den Verhältniffen diefer Beamten herbeigeführt 
werben, welche bei ber bisherigen Beſchränkung ber Penfionsberehtigung auf Icbens- 
Tänglich angeftellte Beamte deshalb von einer foldhen ansgefchloffen waren, weil der 
reichsgeſetzliche Vorbehalt des Widerrufs mit einer lebensiänglichen Anfsung, nicht 
vereinbar erſchien; Min.-R. 1895 ©. 258, RZE. Bd. 39 ©. 261, f. o. S. 2 


1. Neu für den Geltungsbereich der StO. if bie Beſtimmung, daß von dene 

im 5 12 feftgelegten Grumdfage der ‚Benfionsbereätigung der Gemeindebeamten ab« 
weidhende Feftfegungen, welche übrigens fowohl im Wege der Einzelvereinbarung als 
aud durch generelle Beftimmungen der Penfionsbedingungen in Regliements_ oder 
DOrtsftatuten erfolgen können, ber Genehmigung des Bezirksausſchuſſes bedürfen, 
eihgültig, ob bie Abweihungen ehvas Günfigeres ober Ungünfiges fefegen (1. 

oh u. n. 3, b). Die Zulaffung einer Vereinbarung ohne das Erfordernis der 

Genehmigung würde geeignet fein, den Wert ber Penfionsberehtigung erheblich in 
Frage zu ftellen, ba es die ftäbtifchen Berwaltungen bei der groben Anzahl von Ber 
werbern um fädtiiche Beamtenftellen leicht in der Hand haben, zum Mindeften bie 
Mehrzahl der Anftelungen von einem Verzichte auf die Penfionsberechtigung sbbängig 
zu maden. Mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes kann Übrigens auch gänzlich 
der Ausihluß des Venfions-Anfpruchs feftgefegt merden. Dod) follen nad) der Ausf.- 
An. Art. IV Nr. 2 Abf. 2 die Reg.-Präfidenten als Borfigende der Bezirksausihüffe 
ihren Einfluß dahin geltend machen, dak im Allgemeinen nur günftigere Ab» 
weichungen im Intereſſe der Beamten die Genehmigung erhalten. Andere Ab: 
weichungen werben fi) nur dann zur Genehmigung eignen, wenn ber betreffende 
Beamte, fei es, weil er ſchon aus einer früheren Dienfiftellung eine Penfion beziebt, 
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fei e8 aus anderen Gründen größeren Wert anf Anftellung überhaupt als auf Ge— 
währung der regelmäßigen Benfion Iegte (f. 0. A 1 ©. 490). 

Sind, mut einem Beamten wor dem Inkrafttreten de KBG. Abmachuugen 
in Betreff der Penfionsberehtigung getroffen, fo waren fie ohne Genehmigung gültig 
und Haben ihre Gültigteit aud) durch das KBG. nicht verloren. Eine Rüdwirkung 
des Geſehtzes findet nicht ftatt. 

2. Die Grundfäge, welche bei der Benfionierung der ummittelbaren Stantd- 
benmten zur Anwendung gelangen und auf die Benfionierung der Gemeindebeantten 
übertragen find, find enthalten in dem Gef. betr. die Benfionierung der unmittelbaren 
Etantsbeamten vom 27. März 1872 (CS. 268). Diefed Gefeh if durch das in 
Abf. 1 de8 $ 12 angeführte Gef. vom 31. März 1882 in einigen Punkten abge: 
ändert, und zwar durch Art. I diefes Gef.: 

8) der $ 8 des erftgedadhten Gel. dahin, daß die Penfion, wenn die 
Berfegung in den Ruheftand nach vollendetem zehnten, aber vor vollendetem 
efften Dienftjahre eintritt, Matt 2Mjgg 18/5 betragen und von da ab mit jedem 
weiter zurüdgelegtem Dienftjahre ftatt wm go m Ygp des Dienfteinfommens 
bis zum Höchftbetrage von fg flatt go des Gehalts fteigen folle, 

b) der 8 16 dahin, daß die vor dem Beginne des 21. Lebensjahres liegende 
Dienftzeit anger Betracht bleiben folle, 

c) der $ 30 endlich dahin, daß wenn ein nicht, richterlicher Beamter, 
welcher das 65. Lebensjahr vollendet hat, feine Verſetzung in den Ruͤheſtand nicht 
nachfucht, diefe mac Anhörung der Beamten unter Beobachtung der Borfchriften 
der 58 20 u. ff. des Gefees in der nämlichen Weije verfügt werden kaun, wie, 
wenn der Beamte feine Penfion felbft beantragt hätte, 

Der im Abf. 1 des $ 12 allegierte Art. III des Gef. v. 31. März 1882 
aber beftinmte, daß alle durch diefes Gej. eingeführten, vorftehend bezeichneten Ab- 
Anderungen des Penfionsgefeges nur auf unmittelbare Staatsbeamte und auf die im $ 6 
des Penfonsgefetes bezeichneten Lehrer und Beamten, nicht aber auf Kommunal« 
beamte Amvendung finden follten. Durd) das Gef. vom 1. März 1891 (&S. 19) 
ift der Art, ILL, foweit die Aenderungen der 88 8 und 16 des Penfionsgefeges (obem zu 
a und b) in Frage fomnen, aufgehoben worden, indem diefe Abänderungen auch auf 
ſtadtiſche Beamte übertragen find. Die anderweitige unter c aufgeführte Beftimmung 
des Art. III des Gef. vom 31. März 1882, welche bie unfreiwillige Penftonierung 
der über 65 Jahre alten Beamten betrifft, ift dagegen nicht auf ftädtifhe Beamte 
übertragen und auch Abf. 1 des 8 12 KB. Täßt im diefer Bezichung den Art. IH 
unberührt. Dagegen verordnet Abf. 3 des $ 12 RBG., daß diefe Beftimmung des Art. LIT 
des Abänderungsgejeges auf Gemeindebeamte durch Ortsftatut ausgedehnt werden Tann. 
Hiernad) kann durch Ortsftatut den über 65 Jahre alten ftädtiſchen Beamten das 
Necht eingeräumt werden, aud) ohne nadhgewiefene Dienftunfähigfeit die Penfionierung 
zu fordern, gleidhzeitig aber aud) für die Gemeindebehörde die Möglichkeit gefchaffen 
werden, diefe Beamten aud) gegen ihren Willen in den Rubeftand zu veriegen. Gegen 
die Aufnahme diefer VBejtimmung war Seitens der Staatsregierung das Bedenken er- 
hoben worden, daß nad) dem beitehenben Rechte Kommunalbeamte wider ihren Willen 
in allen Fällen, aud) im Falle der Dienftunfähigfeit, nur im Wege des Disgipfinar- 
verfahrens aus dem Anıte entfernt werden fönnen umd daß es ſich nicht empfehle, 
bier ändernb einzugreifen. Auͤch die beim Zntrafttreten des KBG. fon angeftellten 
Beamten find einer Ziwangspenfionierung nad) Bollendung ihres 65, Lebensjahres 
unterworfen. Bon einem wohlerworbenen Rechte, über das 65. Lebensjahr im Amte 
verbleiben zu dürfen, wird nicht geiprodhen werden können (PB. 21 ©. 120, Leder 
mann S. 454). Uebrigeng ift bei dem Vorhandenſein eines Ortsftatut3 Vorausſetzung 
auch diefer Ziwangspenfionierung, daß nad) dem pflihtmäßigen GErmeffen der Behörde 
der Beamte nicht mehr im Stande ift, den Aufgaben feines Amtes gerecht zu erben. 
Willtuͤrlich fol die Gemeinde nicht zur Penfionierung ſchreiten 

3. Der $ 12 KBG. trifft im Abſ. 2 Beftimmung über die Berehnung der 
venfionsfähigen Dienftzeit. Ungeachtet der BVorfhrift des 5 65 Abi. 2, dab 
die Gemeindebeamten Penfion nad) denfelden Grundfägen erhalten follen, welde bei 
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den unmittelbaren Staatsbeamten zur Anwendung kommien ımd der Beftimmung des 
$ 15 Gef. 27. März 1872, wonad) bei Vere—hnung der Penfion zu der gieibienneit 
der Recht» 


a) 3 





$ 107. Den im Zivilſtaatsdienſt, ſowie im Kommunale und Inſtituten - 
bienft 2c. angeftellten Militäranwärtern und forfiverforgungsberechtigten Perſonen 
des Fägerforp8 wird mad) Maßgabe der Befimmungen in den 85 48 ff. des 
Reichs · Beamtengeſetzes vom 31. März 1873 die Militärdienftzeit bei Ermittelung 
der Penfion als penfionsfähige Dienfzeit in Anrechnung gebracht, wenn und 
infoweit nad) Landesrecht eine Anrechnung ber Zeit flattfindet, welche im Zivil- 
dienſt vor Erlangung einer feften, mit Anſpruch oder Ausficht auf Penfion ver- 
bundenen Anftellung verbracht wurde. 
Entgegen der diesſeits in der 2. Auflage (S. 388) aufgeftellten, von Brauchitſch 
(I ©. Pr geteilten und aud von der Königl. Staatsregierung (Nr. 169 der Drud- 
fadjen des Haufes ber Abg, 1895) vertretenen Anficht, daß die Beftimmung des $ 107 
für den preußifchen Gemeindedienft ohne Bebeutung fei, da für diefen bis jet Bes 
fimmungen wegen Anrechnung der Zeit, welche im Zivildienſie vor Erlangung einer 
feten mit Anſpruch oder Ausficht auf Penfion verbundenen Anftellung verbracht 
wurbe, nicht vorliegen, hat das Reichsgericht Le 37 ©. 235) entſchieden, daß die 
Borfchrift des 5 107 in Preußen dahin führe, daß in allen Fällen, in welchen die 
Eenfionierung dev Gemeindebeamten nad) den für die Benfionierung der unmittelbaren 
tantsbeamten beftehenden Grumbfägen zu erfolgen hat, die Mlilitärdienftzeit als 
penfionsfähige Dienfzeit in Anrehnung zu bringen if. Die Gemeindeforft- 
beamten werben, infoweit, fie Anwärter aus dem Jägerkorps find, in Bezug auf die 
Anrechnung der riitäebienigeit bei der Penfionierung nad) $ 107 des Militär« 
penfiond-Gef. vom 22. Mai 1893 ebenfo behandelt, wie. die aus dem Jagerkorps 
bervorgegangenen Raatlicen Forfibeamten. Dielen wird die aktive Militärdienfzeit 
und die in ber verpflichteten Reſerve des Jägerkorps zugebrachte Zeit als Dienftzeit 
angerechnet. Der 5 12 Abi. 2 KBC. hat die von dem dieichsgericht dem $ 107 cit. 
jegebene Auslegung nunmehr anerfannt und geſetzlich feſtgelegt. Doch Kat die Be- 
mmung des 5 107 nicht die glg daß bei Militäranmärtern die nad) $ 12 Abf. 1 
KB. zugelaflenen anderweiten Bereinbarungen in Betreff der Anrechnung der 
Nilitärdienfzeit unzuläffig feien. Bielmehr find Abmadjungen, weiche die Anrechnung 
der Militärdienftzeit ganz oder teilweiſe ausfchlichen, ftatthaft; fie bedürfen aber der 
Genehmigung de3 Bezirtsausfhuffes. Cine foldhe foll allerdings mur erteilt werben, 
wenn, das Intereffe des Militäranwärter8 ausnahmsweiſe die Grtetung der Ge 
nehmigung angezeigt erſcheinen läßt. (Ausf.-Anmeil. Art. IV Nr. 2 Abf. 2) BMB. 
(ucss ©. 23) hält es übrigens nicht für zuläffig, daß bei Ausfchreibungen der den 
ilitäranmärtern vorbehaltenen Rommunalftellen (f. o. $ 56 Nr. 6 ©. )) den Ber 
werbern bie Bedingung des Berzichts auf bie Anrechnung ihrer Militärdienfizeit für 
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den Fall ihrer Penfionierung von vornherein auferlegt werde. (Abweichend PBB. 20 
©. 108.) Gegen ben Willen der betroffenen Militäranwärter kann jedenfalls Seitens 
der Kommunen die ganze oder teilweie deichtanrechnung der Militärdienftzeit nicht 
feftgefegt werden. Auch find die Gemeinden, wenn die Militäranwärter, bie fi nm 
eine Stelle im Kommmmaldienft beiverben, den Berzicht auf die Anrechnung der 
Mititärdienfzeit ablehnen, nicht berechtigt, aus diefem Grunde von der Belegung dev 
Stelle mit einem Militäranwärter abgufehen, 

Nach richtiger Anfiht if die Militärbienftzeit nicht nur bei der Berechnung 
des Penfionsbetrages, fondern auch bei der ‘Frage, mad) dem „Ermwerbe“ ber 
Benfionsberehtigung (zehmjährige Dienftzeit) in Betracht zu ziehen. Der Wort» 
tant des $ 107 („bei Grmittelung der Benfion uftw.“) ift allgemein gehalten und 
nicht einfehränfend u auf die Ermittelung des Penfionsbetrages zu deuten, fondern 
begreift au in ſich die Ermittefung, ob dem Veamten überhaupt eine Penfion zufteht. 
Der $ 12 Abf. 2 fpricht gleichfalls für diefe Anslegung („als penfionsfähige Dienft- 
zeit wird, umbefdjadet der über die Anrechnung der Nilitärbienftzeit ber Pilitäre 
ammärtern geltenden Stimmungen redet"), So and RZE.51 ©. 45. Da- 
gegen muß die Anrechnung der Militärdienftzeit bei denjenigen Gemeindebeamten als 
ausgefchloffen erachtet werden, weldje eine im früheren Reid)-, Staats, Gemeinde: 
dienfte erdiente Zivit-Benfton beziehen, bei deren Ermittelung die Militärdienfzeit 
bereits in Anredmung gebracht ift. Anderenfalls würbe diefelbe doppelt in Anrehmung 
gebracht werden. Die Frage wird insbefondere praftiich bei den penfionierten Gen- 
darmen, Schußleuten ufw., welde in den Gemeindebienft_übertreten umd in dieſem 
Dienfte nod) eine Penfion erbienen fönnen. Ledermann ©. 433 vertritt bie Anfidht, 
daß in folden Fällen die doppelte Anvechnung der militärifchen Dienftzeit durch ge- 
jegliche Vorfehriften nicht außgefchloffen und e8 deshalb, wenn die Stadt die doppelte 
Anrechnungspflicht ausſchließen wolle, nötig jei, eine entiprechende ortsftatutarifche 
oder — behörblid) genehmigte — vertragliche Veftimmung zu treffen. 

In Betreft der Anrechnung einer erdienten Militärpenfton auf bie Zivils 
penfion trifft Veftimmung das oben erwähnte Meichögeieg vom 22. Mai 1898 
(RS. ©. 171): 

$ 108. Erdient ein Militärpenfionär im Reichsdienſt eine Zivilpenfion, fo 
erhält derſelbe an Stelle dieſer Bivilpenfion die geſehliche Invalibenpenfion aus Milie 
tärfonds und daneben den etwaigen Mehrbetrag der Zivilpenfion ans dem betreffenden 
Bivilpenfionsfonds. 

Gleiches gilt für Militärpenfionäre, welche im Staats, Kommunal» oder 
Inftitutenbienft eine Zivilpenfion erdienen, fofern diefelbe denjenigen Betrag erreicht, 
weichen der Penfionäx zu beanfpruchen haben würde, wenn feite Penfionierung nad) 
Maßgabe der für die Reichsbeamten geltenden. Borfchriften unter Zugrundelegung 
feiner Geſamtdienſtzeit erfolgte. 

Erreicht die Zivilpenfion diefen Betrag nicht, fo ift den Penfionären bis 
zur Erreichung desjelben die geſetzliche Invalidenpenfion neben der Zivilpenfion zu 
gewähren, 

Die Penſions· und Berftümmelungszulagen (88 71 und 72) bleiben bei diefen 
Berechnungen außer Betracht und werden unter allen Umftänden aus Militärfonds 
beftritten. 

6) Der Grundſatz ber Nichtanrechnung der auswärtigen Dienft bezw. der 
Militärdienftzeit gilt nur in Ermangelung anderweiter „geftfegungen“. 
Einem Antrage, allen Gemeindebeamten bei ihrer Penfionierung die frühere Dienftzeit 
wenigftens bis zu einer gewiſſen Höchjftgrenze, etwa biß zu 10 oder 12 Jahren analog 
den Militäranwärtern anzurechnen, ift im KBG. zwar nicht entiprochen, aber in 
Abf. 2 zum Ausdrud gebradt, daß andermweit, jei es durd) Vereinbarung in einzelnen 
Fällen, fei_c8 allgemein durch) Gemeindebeichlüffe, die frühere Dienftzeit für ame 
zehmungsfägig exflärt werden Tanne. Cine Seftftelung. durch Ortöftatut bezw. bie 
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Genehmigung einer folhen Feſtſtellung durch den Bez.-Ausſchuß ift micht erforderlich. 
Die von der Kommiffion des Herrenhaufes befchloffenen Worte des zweiten Abjates 
„in Srmangelung anderweiter Feſtſetzungen“ follen nad den Kommiffionsverhands 
fungen die Bedeutung haben, daß eine etwa befchloffene oder vereinbarte Anrechnung 
auch ausäriger, Dienfjahte im Gegenfabe zu Tonfigen günkigeren Benfionsie 
fimmungen, welche nad Abf. 1 3 12 der Genehmigung unterliegen, einer ſolchen 
Genehmigung nicht bedürfen. (Ausf,-Anweif. Art. IV n. 2 Abi. 3.) 

©) Bei Berechnung der Dienftzeit eines Beamten fommt auch die im Dienfte 
derfelben Kommune abgeleiftete Vorbereitungs- und Probezeit, ſowie die Dienfizeit 
in Anrechnung, während weicher ihm Urlaub gewährt worden ift. Durch die Urlaubs - 
rteilung wird das Dienftverhältnis in feinem Beſtande nicht berührt, und durch fie 
der Fortlauf der Dienftzeit, felbft bei längerer Beurlaubung nicht gehemmt (RZE. 41 
S. 110). Ebenfowenig darf diejenige Dienftzeit, während welder der im ſtädtiſchen 
Dienft ftchende Beamte wegen feiner Einberufung in das Heer feinen Dienft nicht 
wahrnehmen Tonnte, in Abzug gebracht werden, aud) nicht dam, wenn er exft feiner 
zwei⸗ bezw. einjährigen Dienftzeit genügte. Ledermiann S. 433 macht mit Recht 
darauf aufmerkfam, daß wenn die Anrechnung folder Dienftzeit vermieden werben 
jolt, entweder nur übrig bleibe, die Beamten grundſätzlich erit anzuftellen, wenn fie 
ibre Militärdienftzeit bereits abgeleiftet Haben ober feffteht, daß fie fie nicht abzuleiten 
rauchen, oder aber fie nur auf Kündigung anzuftellen ımd ihnen rechtzeitig vor Ab- 
feiftung der aftiven Dienfeit zu kündigen, (wobei die Aufnahme der betreffenden Be⸗ 
amtenfategorien in das Ortsftatut ($ 9 RBG.) nötig if). Auc, fann durch Orts 
ftatut allgemein oder- im Einzelfalle mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde feſtgeſetzt 
werben, daß diefe Dienftzeit nicht auf das penfionsfähige Dienftalter in An 
rechnung kommen folle. Solche Zeit, während weldjer ber Angetellte zwar im Dienfte 
der penftonierenden Gemeinde beſchäftigt, aber noch, nicht Beamter war, braucht nicht 
angerechnet zu werden. 

4. Nad,. der mit $ 65 Abi. 2 StO. übereinftiimmenden Vorſchrift des $ 12 
KAG. erhalten die Räbtifhen Beamten VBenfion nad) den für die unmittelbaren 
Staatsbeamten geltenden Grundjägen. Dieſe Grumdfäge, welche in vollen 
AUmfange zur Anwendung gelangen müſſen, foweit dies für nichtftaatliche Beamte 
überhaupt möglich ift und foweit nicht das RB. felbft abweichende Vorſchriften ent» 
hält, find enthalten im dem Geſetz betr. die Penfionierung der unmittelbaren Etaats- 
beamten vom 27. März 1872 (CS. ©. 268). Anwendbar auf Kommunalbeamte 
find mur die 88 1, 8—13, 16, 17, 24, 25, 26, 29 (in Verbindung mit $ 13 KBG., 
nicht mit $$ 27, 28 Benf.-Gef.), $ 29a, $ 30 Abf. 1. Seine Geltung Hat ins« 
befondere $ 27, da dieſer $ ganz, nicht blos in Nr. 2 erfet if durch $ 65 bl. 4 
SO. (in Betreff der Magiftratsmitglieder) und $ 13 KBG. (in Betreff der übrigen 
Gemeindebeamten |. u. n. 6), und ebenfo Hat $ 31 Benf.-Gef. feine unmittelbare 
Anwendung, da biefer $ nur nad) Mahgabe des $4KBG. Anwendung findet. Unter 
Derüdfihtigung der durch die Gef. vom 31. März 1882 (GS. ©. 133), 30, April 
1884 (GE. ©. 126), 2. März 1890 (GS. ©. 43) u, 1. März 1891 (OS. ©. 19) 
getroffenen Abänderungen Tautet das Penſ.-Geſ. vom 27. März 1872 wie folgt: 


. $ 1. Jeder ummittelbare Staatsbeamte, welcher fein Dienfteinfommen aus 
der Staatsfaffe bezicht, erhält aus derfelben eine lebenslängliche Penfion, wenn ev 
nad) einer Dienftzeit von wenigſtens 10 Jahren infolge eines körperlichen Gebrechens 
oder wegen Schwäche feiner körperlichen ober geiftigen Kräfte zu der Erfüllung feiner 
Antspflichten dauernd unfähig if- und deshalb in den Ruheſtand verfegt wird. Iſt 
die Dienftbefhädigung die Folge einer Krankheit, Verwundung oder fonftigen Ber 
hädigung, welde der Beamte bei Ausübung des Dienftes oder aus Beranlaffung 
desfelben ohne eigene Verſchuldung ſich zugezogen hat, fo tritt die Penfions- 
Serechtigung auch bei fürzerer als zehnjäßriger Dienftzeit ein. 

(Begen der Beamten, die das 65. Lebensjahr überfchritten haben, f. o. 

n.2 8. 492) 


496 StO. 5 65. ae der ftäbtifchen Gemeinbebeamten 
dv. 27. März 1872, 55 2-10). 

$ 2. Die unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder Kündigung angeſtellten 
Beamten Haben einen Anfpruc anf Penfion nad; Maßgabe diefes Gefeges nur danır, 
wenn fie eine in ben Befoldungsetats aufgeführte Stelle beffeiden. Es kann ihnen 
jedoch, wenn fie eine folche Stelle nicht befleiden, bei ihrer Verſetzung in den Rube- 
fand eine Penfion bis auf Höhe der durch diefes Geſeb beflimmten Säge bewilligt 
werben. 

. (Die anf Kündigung angeftellten Gemeindebeamten find penfionsberechtigt.) 

85 3 und 4 auf Gemeindebeamte nicht anwendbar. 

$ 5. Beamte, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen Geſchäfte 
nur nebenbei in Anfpruc genommen, oder welche ausbrüdlich nur auf eine beſtimmte 
Zeit oder für eine feiner Natur nad; borübergehendes Geſchäft angenommen worden, 
erwerben feinen Anſpruch auf Penfion nad ben Beftimmungen biefes Geſetzes. 
Darüber, ob eine Dienftleiftung eine ſolche iR, daß fie die Zeit und Mräfte eines Ber 
amten nur nebenbei in Anſpruch nimmt, entfdeidet mit Ausfchluß des Rechtsweges 
die den Beamten vorgeſetzte Behörde. 

(Nebenamtlich oder ‚nebenberuflich befchäftigte Gemeindebeamte find nicht 
penfiongberechtigt. Auf fie findet KB®. ($ 2 —9 2) feine Anwendung.) 

86. Auf die Lehrer an dem Univerfitäten ift dieſes Geſetz nicht anwendbar. 

Dagegen find die Beftimmungen desfelben anzumenden auf alle Lehrer und 
Beamten an Gymnafien, Progymnafien, Realſchulen, Schullehrer-Seminarien, Taub⸗ 
Aummen- und Sinderanftalten, Kunf- und höhere Bürgerfhulen. Wegen Auf - 
bringung der Penfion für diejenigen unter ihnen, deren Penfion nicht aus allgemeinen 
Staatsfonds zu gewähren if, kommen bie Vorſchriften der Verordn. von 28. Mat 
1896 (GS. S. 214) zur Anwendung. 

KAT der Sehne rn Eh Ranttichen bhögeren Lehranftalten fiehe das 
Geſetz vom 25. April 1896. 87.) 

$7. Wird außer dem im Der Pr des $ 1 bezeichneten Falle ein Be⸗ 
amter vor Vollendung des zehnten Dienftjahres dienſtunfähig und beshalb in ben 
Ruheſtand verfegt, fo kann demfelben bei vorhandener Bedürftigfeit mit Königl. Ger 
nehmigung eine Penfion entweder auf beftimmte Zeit ober Iebenslänglich bewilligt 
werben. (Bei Näbtifhen Beamten durch Gemeindebeſchluß.) 

8 8. Die Penfion beträgt, wenn bie Berfegung in ben Ruheſtand nach voll- 
enbetem 10., jebod vor vollendetem 11. Dienftjahre eintritt, 15/6, und fleigt von da 
ab mit jedem weiter zurüdgelegten Dienftjahre um Ye. des in den 86 10 bis 12 be» 
Rimmten Dienfteintommens. Ueber den Betrag von 4öign diefes Einkommens hinaus 
findet eine Steigerung night Ratt. In dem im $ 1 Mbf. 2 erwähnten Falle beträgt 
die Penfion 15fgg. 

8 9. Bei jeder Penfion werden überfdießende Talerbrüche auf volle Taler 
abgerundet. 

$ 10. Der Berechnung ber Penfion wird das von dem Beamten zuletzt be- 
zogene Dienfleintommen, ſoweit e8 nicht zur Beftreitung von Repräfentationg- oder 
Dienftaufmandstoften gewährt wird, nach Maßgabe ber folgenden näheren Bes 
fimmungen zu Grunde gelegt: 1. Feſtſtehende Dienftemolumente, namentlich freie 
Dienſtwohnung, fowie die anftatt derfelben gewährte Mietsentſchädigung, Feuerungs- 
und Erleucdhtungsmaterial, Naturalbezüge an Getreide, Winterfutter uſw., forvie der 
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Ertrag von Dienfigrumbftüden kommen nur infoweit zur Anrechnung, als deren Wert 
in: den Befodumgs-Etats- auf die Geldbeſoldung ber Beamten in Rechmung geftellt 
ober zu einem beftimmten Gelbbetrage als anrechnungsfähig bezeichnet iſt. 2. Dienft- 
emolumente, melde ihrer Natur nad; fleigend und fallend find, werben nad) den in 
dem Beſoldungsetat ober fonft bei Verleibung des Rechts auf diefe Emolumente des- 
halb getroffenen Feftfegungen und in Ermangelung folder Feftfegungen nad ihfem 
durchſchnittlichen Betrage während ber drei letzten Etatsjahre vor dem Jahre, im 
welchem bie Penfion feftgefegt wird, zur Anrechnung gebradit. 3. Blos zufällige 
Dienfteinkünfte, wie widerrufliche Tantiemen, Kommiffionsgebühren, außerordentliche 
Remimerationen, Gratififationen und dergleihen, kommen nicht zur Berechnung. 
(4. Auf Gemeinbebeamte nicht anwendbar.) 5. Wenn das nad ben Beftimmungen 
diefes Paragraphen ermittelte Einfommen eines Beamten insgefamt mehr als 
12.000 Mt. beträgt, wird von dem überfdieenden Betrage nur die Hälfte in An— 
rechnung gebradht. 

(Siehe 0. A. n. 2 ©. 490.) 

(8 14 auf Gemeindebeamte nicht anwendbar.) 

"812%. Das mit Nebenäntern oder Nebengefchäften verbundene Einkommen 
begründet nur dann einen Anfpruc auf Penfion, wenn eine etatsmäßige Stelle als 
Nebenamt bleibend verliehen. ift. 

$ 18. Die Dienfzeit wird vom Tage der Ableiftung des Dienfteides geredinet- 
Kann jedoch ein Beamter nachweiſen, daß feine Vereidigung erft nad) dem Zeitpunkte 
feines Eintritts in ben Staatsdienſt ftattgefunden hat, fo wird bie Dienflzeit von 
diefem Zeitpunfte an gerechnet. — 

Die Bedeutung des Dienſteides im Penfionsrecht ſ. Pie im BBB. 25 

©. 535, 23 ©. 343 und RZE. 51 ©. 291, 41 ©. 110, 47 ©. 8. 

5 14. Bei Berechnung der Dienftzeit kommt auch die Zeit in Anrechnung, 
während welcher ein Beamter unter Bezug auf Wartegeld in einſtweiligen Rubeftand 
nad, Maßgabe der geſetzlichen Borfäriften, 2. im Dienfte des Norddeutſchen Bundes 
ober des Deutjchen Reiches ſich befunden Hat, 3. als anſtellungsberechtigte .chemalige 
Militärperfon nur vorläufig oder auf Probe im Zivildienfte des Staates, des Nord». 
deutfchen ‚Bundes oder des Deutfchen Reiches beichäftigt worden if, oder 4. eine 
yraftifche Beſchaftigung außerhalb des Stantsdienftes ausübte, infofern und infoweit 
diefe Befhäftigung vor Erlangung der Anftellung in einem unmittelbaren Staats- 
amte behufs der techniſchen Ausbildung in den Prüfungs-BorfKriften ausdrüdlich 
angeorbnet if, oder 5. als Lehrer das vorgefchriebene Probejahr adhielt. 

Wegen ber gerecimung der penfionsfähigen Dienſtzeit der Kommunalbeamten 

ſ. $42:Abf. 2 RBG,, o. n. 3 ©, 492. 
B Benn gegen einen Beamten von dem gemöhnlichen Strafrichter auf eine Frei- 
heitsſtrafe von längerer als einjähriger Dauer, auf Berluft ber bürgerlichen Ehre, 
auf zeitige Unterfagung der Ausübung ber, Sürgertichen Ehrenrechte, auf immer- 
währende oder zeitige Unfähigfeit zu Öffentlichen Aemtern oder auf Stellung unter, 
Bolizeiauffiht, oder im Disziplinarverfahren auf Dienftentiafjung erfannt it und 
er demnäcj wieder angeftelt wird, fo darf igm beim Eintritt feiner Penfionierung 
diejenige Zeit, die er im Dienfe vor jenem Erkenutniffe zugebraht hat, bei Ber 
rechnung der Penfion nicht angeredjnet werden, da der Berluft des Ämtes nad 5 16 
Nr. 2 des Disziplinar-ef. vom 21. Juli 1852 den Berluft des Penfionsanfpruchs 
von felbR nach ſich zieht. . " . 
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Bei der Penfionsfeftfegung iſt don einer Monatsrehnung abzuſehen und e5 
find vielmehr allgemein bie einzelnen in Frage kommenden Dienftzeiten, ſoweit fie 
mich Dole Jahre, gerechnet umfaflen, mur nad) Tagen, 
und zwar einfchließlih ber einundbreibig, M 'onatstage und bei deren Zujammen- 
rechnung aud in Itjahren je 365 Zage als An Jahr anzufegen. Mehrere 
genannte Hienſuzeiten werben hierbei rechnungsmäßig geſondert behandelt (SNB. 


$ 15. Der Bivilbienfizeit wird bie Zeit des aktiven ititärhienfes Hinzu. 
gerechnet. (Im Gemeindedienft nur kei Militäranmärtern, ſ. o. n. 3 ©. 492.) 

$ 16. Die Dienftzeit, welde vor den Beginn des 21. Lebensjahres fällt, 
bleibt außer Berechnung. Nur bie in die Dauer eines Krieges fallende und bei einem 
mobilen oder Erfagtruppenteile abgeleiftete Militärdienftzeit kommt ohne Rüdfiht auf 
das Lebensalter zur Anrechnung. Als Kriegszeit gilt in diefer Beziehung die Zeit 
dom Tage einer angeordneten Mobilnachung, auf welde ein Krieg folgt, bis zum 
Tage der Demobilmahung ($ 16 gilt aud; bei Militäranwärtern im Gemeindedienſte, 
1. 0. ©. 492). 

8 17. Für jeden Feldzug, an welchem ein Beamter im preußiſchen ober im 
Reichsheer oder in ber preußiſchen oder Kaiferlichen Marine derart teilgenommen hat, 
daß er wirklich vor den Feind gelommen oder in bienftliher Stellung ben mobilen 
Truppen in das Feld gefolgt iR, wird demfelben zu der wirklichen Dauer der Dienft- 
zeit ein Jahr zugerechnet. Ob eine militärifche Uebung in dieſer Beziehung als ein 
Feldzug anzufehen if und inmiefern bei Kriegen von längerer Dauer mehrere 
Kriegsjahre in Anrechnung fommen follen, dafür if die nad) 5 23 des Reichs-Geſ. 
vom 27. Mai 1871 (RGB. ©. 275) in jedem alle ergebende Beftimmung des 
Kaifers maßgebend. Für die Vergangenheit bewendet «8 bei ben bierüber durch 
Mönigl, Exlaffe gegebenen Borichriften. 

Borausfegung ift aber, daß der Beamte als folder im Heere ober in deſſen 
Berbanbe am Feldzuge Teil genommen hat. Es genügt nicht eine bloße Beidyäftigung 

Feindeslande in einer durch tl veranlaßten Beamten 
Fade (Surififche Wogenferift ii en it der beiondere Rachiveis 

Seamten 1 ie an einem Gefechte nicht —e— De BVenfionzberegtigung eines 

Beamten ift bereit dann anzunehmen, wenn ſich für ihn, ohne daß er wirklich sche 
Seelen im Dienft geweſen, durch die Anrechnung von Sriegsjahren eine zehn- oder 

beige je Dienftzeit ergibt. Die Allerhöchſten Verordnungen, nach denen der Dienk- 

it ein Friegsjaht augurechnen ift, find aufgeführt bei Kaup-Mppelius a. a. D. 136. 

$ 13, Die Zeit a) eines Feſtungsarreſtes von einfähriger und längerer Dauer, 

fowie b) der Kriegsgefangenfchaft Tann nur Unter befonderen Umfländen mit Königl. 

Genehmigung angerechnet werden. 

$ 19 (abgeändert durch Gef. vom 20. März 1890 (GE. ©. 43) bezieht fih 
nur auf Staatsbeamte, denen mit Königl. Genehmigung bie Zeit, während welcher 
fie im In- oder Auslande als Sachwalter oder Notar fungiert, oder im Gemeinde, 
Kirhen- und Schuldienfte ſich befunden haben ufw., angeredjnet werben kann.) 

$ 20. Zum Erweiſe der Dienftunfäpigkeit eines feine Verſetzung in dem 
Ruheſtand nachſuchenden Beamten ift die Erklärung der demfelben unmittelbar vorge · 
ſetzten Dienftbehörde erforderlich, daß fie nad) pflichtmäßigem Ermeſſen den Beamten 
für unfähig halte, feine Amtspflihten ferner zu erfühen. Inwieweit noch andere 
Beweismittel zu erfordern oder der Erklärung der unmittelbar vorgefegten Behörde 
entgegen für ausreichend zu erachten find, hängt von dem Ermeſſen ber über bie 
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Berfegung in den Ruheſtand entjcheibenden Behörde ab. (In Betreff ber Gemeinde 
beamten f. n. 5.) 

55 21—28 auf Gemeinbebeamte nicht anwendbar. 

s 4. Die Berfegung in den Ruheftand tritt, fofern nicht auf den Antrag 

oder mit ausbrüdficher Zuftimmung des Beamten ein früherer Zeitpuntt feſtgeſetzt 
wird, mit dem Ablauf des Bierteljahres ein, welches auf den Monat folgt, in 
welchem bem Beamten die Entfheibung über feine Berfegung in den Ruheſtand und 
die Höhe der ihm etwa zufiehenden Penfion bekannt gemacht worben if. 
J Bird ein Beamter vor dem im $ M bezeichneten Zeitpunkte rechtskräftig zu 
einer Strafe verurteilt, bie den Berluft bes Amtes don een nach fi Ach 
fo geht mit dieſem bis. dahin noch befeffenen Amte auch der daraus abgeleitete 
Venſionsanſpruch verloren. Der Beamte kann alsdann nicht in den Genuß der 
Benfion gelangen (RZE. 17 ©. 242, |. u. ©. 504 not. 7). 

$ 25. Die Benfiorien werden monatlid) im Boraus gezahlt. 

5%. Das Redt auf den Bezug der Benfion Tann weder abgetreten noch 
verpfänbet werben. 

In Anfehung der Beſchlaguahme der Benfionen bleiben bie beftehenben Be- 
Rimmungen in Sraft. (Berg. jept $ 850 Wr. 8 BO. für das deutiche au: 
Das Dienfteintommen und die Penfionen der Beamten find der Pfändung nicht 
unterworfen. Ueberfleigen jedoch das Dienfteinfommen, bie Benfion oder die 
fonftigen Bezüge bie Summe von 1500 Mt. für das Jahr, fo ift der dritte Teil 
des Mehrbetrages der Pfändung unterworfen). Ein Verzicht auf bie Unpfändbar- 
teit if aud) bei dem Ruhegehalt unmirffam. Das Recht auf dem Bezug ber 
Penſion ların weder abgetreten noch verpfändet werden, auch nicht in Höhe des 
pfänbbaren Zeile. Das Rubegehalt gehört mit denjenigen Beträgen, die ext 
nad) der Konfurseröffnung fällig werden, zur Ronkursmafle, natürlich nur mit 
dem pfändbaren Vetrage, da nadı $ 1 Kont.-Orbn. das Konkursverfahren mur 
daß einer Swangsvollftedung unterliegenbe Bermögen bes Gemeinihuldners er- 
reift. Die Grumbfäße über das Verbot der Abtretung und Berpfändung ber 
Benfon find auch auf die Aufrechnung auszubehnen (j. 0. $ 64 ©. 482). 

8 27. Das Recht auf den Bezug der Penfion ruht: a) wenn ein Penfionär 
das deutſche Indigenat verliert, biß zu etwaiger Wiedererlangung desfelben, b) wenn 
und folange ein Penfionär im Reid» oder Staatsdienſte ein Dienfteinlommen be- 
zieht, infoweit, als der Betrag dieſes neuen Dienfleinlommens unter Hinzurechnung 
der Penfion den Betrag des von dem Beamten vor ber Penfionierung bezogenen 
Dienfteintommens überfteigt (megen ber Gemeindebeamten f. u. n. 6 ©. 502). 

Die Beimmung im $ 27 lit. b ift jebenfalß durch $ 65 Abf. 4 StO. und 
Z13IRBO. eriegt; aber auch $ 27 lit. a gilt nicht, da $ 13 ABG. und 5 65 Abf. 4 
SD. die Fälle des Rubens offenbar für die Kommunalbeamten erſchöpfend regeln 
wollen, es jei denn, daß ortäftatutarifch eine entipregense andere Regelung getrehfen 
iR. (Ledermann ©. 440. Ebner 9 ©. 6970, |. u. ©. 502.) 

$ 38. Ein Penfionär, welder in eine an fi zur Penfion berechtigende 
Stellung des unmittelbaren Staatédienſtes wieder eingetreten ift ($ 27 Nr. 2), 
erwirbt für den Fall des Zurüdtretens in den Ruheſtand den Anſpruch auf Ge- 
währung einer nad) Maßgabe feiner nunmehrigen verlängerten Dienfizeit und des in 
der neuen Stellung bezogenen Dienfteintommens berechneten Benfion nur dann, wenn 
die neu hinzutretende Dienfizeit wenigfiens ein Jahr betragen hat. Mit der Ge 
wahrung einer hiernach neu bereihneten Penfion fällt bis auf Höhe des Betrages 
derſelben das Recht auf den Bezug der früher bezogenen Penſion hinweg. 

(6 38 auf Gemeindebeamte nicht anwendbar.) 
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5 9. Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Penfion auf 
Grund der Beftimmungen in den $$ 27 und 28 tritt mit dem Beginn desjenigen’ 
Monats ein, welcher auf das eine foldhe Beränderung nach fi ziehende Ereignis 
folgt. Im‘ Falle vorübergehender Beſchäftigung im Reichs . oder im Staatsdienſte 
gegen Tagegelder oder eine anderweite Entfhädigung wird die Penſion für bie erſten 
ſechs Monate biefer Befhäftigung unverkürzt, dagegen vom fiebenten Monate an nur’ 
zu dem nad) ben vorftehenden Beftimmungen zuläffigen Beträge gewährt. J 

(8 29 gilt für Gemeindebeamte in Verbindung mit $ is KBG.) 

Fallt diefes Ereignis mit dem Beginn bes Monats zufammen, fo ift bereits” 
für biefen Monat die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung ber Penfion 
herbeizuführen. Andernfalls tritt eine ſolche Wirkung erſt mit ben inne des 
nöchften Monats ein, ba erft diefer vollftändig auf jenes Ereignis folgt (MB. 1875° 
©. 264, BMB. 1876 8. .186). oo. . 

$ 30. In Anfefung der unfreimilligen Berfegung 'in den Rubefland und des 
dabei fattfindenden Verfahrens behält es bei den in den 55 88—93. des Gejeges vom 
21. Juni 1852 (f. u. $ 80 StO.) fein Bewenden. . 

für Gemeindebeamte trifft Beftimmung $ 20 Ab. 2 Zuft.-Gel., f. u. bei $95 
bes Pr 21. Juli 1852 zu $ 80 StO.). 

5. Bei eintretender Dienftunfähigkeit erhalten die fädtifchen Beamten 
nad) StO. $ 65 Abi. 2 und EBG. 8 12 Penfion. Zum Erweiſe der Dienftunfähig- 
keit eines feine. Berfegung in den WRuheftand nachjuchenden Beamten ift die Er- 
tlärung ber demfelben unmittelbar vorgefegten Dienftbehörbe erforderlich, daß fie nach 
pfichtmäßigem Ermeffen den Beamten für unfähig halte, feine Amtspflichten ferner 
zu erfüllen (8 20 Penj.-Gef., |. o. ©. 498). Diefe Erklärung liegt zunächft dem 
Magiftrat. ob; als der vorgefehten Dienftbehörbe der fläbtifchen Beamten. Gie ift als 
Ausfluß der Beauffihtigung ausfcließli_dem Magiftrat überwiefen. Auch bei der 
Benfionierung der Magiftratsmitglieder prüft der Magiftrat, ob Dienftunfähigkeit.vor- 
Üegt, da ber Magifttat die Anftellungsbehörde auch für die Magiftratsmitglieder iR 
6. Ledermann ©. 424). Dienftunfähigfeit muß ſchon dann als vorliegend erachtet 
twerden,. wenn eine‘ Berminberung der Teiftungsfähigleit ftattgefunden Hat, denn der 
Beamte muß feine--Amtspflihten in ihrem vollen Umfonge erfüllen, und fobalb er 
dazu ‚nit mehr im Stande ift, verliert er die —A zur Bekleibung des Amtes. 
Andernfalls müßte der von ihm unerledigt gelaſſene Teil feiner Dienftobliegenheiten 
anderen Beamten übertragen werden, woödurch dieſe umbilligermeife belaftet würben 
and u eine Störung des Geſchäftsganges eintreten würde. 

ie Anregung zur Berfegung in den Ruheftand kann von dem Beamten ſelbſt 
ausgehen, indem er feine Penfionierung beantragt. An dieſen Antrag ift er gebunden; 
aber nicht länger, u auf die zur verfafjungsmäßigen Beihlußfallung erforderliche 
Zeit (OBG. 3 €. 90). . 
” .'- 2) Bei der-Entfgeibung über die Frage, ob der Beamte dienftfähig ober unfähig 
und bieferhafb in den Rubeftand zu verfegen ift, ſteht den Stabtverorbneten eine bez 
ſchlietzende Mitwirkung nicht zu. Cie find aud nicht beredtigt, die vom Magiftrat 
im Namen der Stadt verfügte Verfegung eines Beamten in den Ruheftand dadurd, 
daß fie deſſen Dienffähigteit behaupten, zu einer ftreitigen, vom Disziplinarrichter 
zu. entf—heidenden Angelegenheit zu machen. (DVG. 23 ©. 60.) Beruhigt fi der 
betröffene Beamte bei der Erflärung des Magiftrats, fo tritt feine Penfionterung -ein, 
Biberipricht er aber der behaupteten Dienftunfäßigteit und beabfihtigten. Berfegung 
in den Rubeftand, entfieht überhaupt über die Frage der Dienftunfähigkeit zroifchen dem 
Magiftrat und dem Beamten Streit, fo hat der Bezirksausſchuß in erfter, OB®. in 
zweiter Inſtanz über die Tatfahe der Dienftunfähigfeit nah, 5 2U Abſ. 2 Zuf.-Bel; 
im dem bezfiglih der Entfernung aus dem Amte vorgefchriebenen. Verfahren (5 20 
Abſ. 1 Nr. 3 Zufß.-Gef.) zu entcheiden, und zwar nicht nur in dem falle, wenn ein 
dienfunfähig gewvordener Mädtifcher Beamter. vor dem Zeitpunfte, mit weldem die 
Venfionsberegjtigung für ihn eingetreten fein würde, bienfunfähig wird ($ 98, Abf. 2, 
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$.93.Disziplinargefeh vom 21. Iuli-1852), fondern auch dann, wenn bie Verſetzung 
in. den Ruheftand nad; Erlangung ber Penfionsberedtigung wider den Willen bes 
Beamten herbeigeführt werben fol. Die Borſchrift des $ 95 a. a, DO: iſt atfo dur 
Zuſt.Geſ. 5 20 Abf. 2 erweitert (UBO. 23 ©. 61, 64). Der ordentliche Rechts- 
2 ift in Betreff der Frage der Dienftunfäßigteit ausgefchloffen (ER. 13. Febr. 1809, 
IMDB. ©. 206). Die Entfheidung der Diszipfinar- und Verwaltungsbehörden darüber, 
ob und von welchem Zeitpuntte.ab ein Beamter aus feinem Amte au entfernen ober 
in den Ruheſtand zu verjegen fei, ift für die Beurteilung der vor Gericht geltend ge- 
machten vermögensrechtlihen Anſpruche maßgebend. \ . 
Der Regierungs-Bräfident ift zur Anordnung der Berfegung eines Gemeinde- 
beamten in.den Ruheſtand nicht zuftändig, insbefondere nicht in Gemäßbeit der 55 88 
bie 92 des Disziplinargefehes, deren Nictanmendbarkeit auf Kommunalbeamte duch 
$ 9 a. a. O. ausbrüdlic ausgefprochen wird. Doc hat der Hegierungs-Präfident 
die Ei tung des Disziplinärderfahrens mit dem Zwecke auf Feftftellung der Dienft- 
unfähigteit zu verfüigen (f.$.95 des Diegiplinar-Gel., |. $ 80 StO.). . Das beftehende 
Recht Unterhheibet Übrigens {harf zwiſchen der Entlaffung aus dem Dienfte: und ber 
Berjegung in ben dauernden Ruhefland. Neben den für erwieſen erachteten Dienft- 
nergehen darf nicht zugleich auch die Dienftunfähigfeit al® Grund für die ausgeſprochene 
Strafe der Sutraflung aus dem Amte im Wege der Dienftentlafjung zur Geltung 
gebradit werden. (OSG. 18 ©. 429.) or — 
b) Dagegen bedarf die Feſtſtellung, daß und welche Benfion einem Gemeindebeamten 
zu gewähren, der Zuftimming der Gtadtverorbneten. Lehnen dieſe die bezüglichen An- 
träge des Magifirats. ab, indem fie beftreiten, daß der Beamte überhaupt oder zu dem 
betreffenden Zeitpunkte in den Ruheftand zu verfegen fei, oder daß demjelben ein 
Venſionsanſpruch überhaupt. oder ſchon jett ober in der beantragten Höhe "zuftche,:.fo 
egt ein flreitiger Fall über Penfions-Anfprüche im Sinne. des $ 65 Abi. 3 vor, über 
weigen nach 5. 20 Abf. 4-Zuf.-Gei. jet nah $ 7 KB. det Bezirksausihuß (vor⸗ 
behaltlid, der Verwaltungs. oder Zivilffage zwiſchen Beamten und Stadt) zu beſchließen 
bat (f. 0. ©. 478 u. ©. 486). — 
Dhne veſchreiteng dieſes Weges iſt auf etwaige Beſchwerde die Auffichtsbehsrde 
au einem zwangsweiſen Einſchreiten gegen bie Stadt auf Bewilligung der beanſpruchten 
Benfion nicht befugt. Nur ein gemäß $ 7 BGB. ergangener Vezirksaus ſchußbeſchluß 
jonnie die Grundlage für eine Swangs-Gtatifierung. der Benfion bilden. Sowen dieſer 
Beſchluß fi . darauf erfiredt, welcher Teil des Dienfteinfommens, 3. B. perſdnliche 
Zulagen, Remumerationen, Dienftwohnung, bei. Fefftellung der Penfionsanfpräcje ale 
Dt anzufehen if, et den Beteiligten gegen einander die lage im Bermaltunge- 
Atreitverfahren zu, welche zufolge $ 7 KB. binnen zmei Wochen bei dem’Bezirie- 
ausſchuſſe anzubringen if (. o. ©. 486 n. b.) Die Entfdeidung, welcher Teil des 

»Dienfteintommens als Gehalt anzufehen ift, erfolgt mac Raßgabe der Beſchlüſſe der 
Ktädtiihen Kollegien und der Beftimmungen der Auffihtsbehörbe, auf Grund deren bie 
Anftellung erfolgt ift (f. 0. S. 490 n. 2). Ueber den Penſionsanſpruch felbft aber, 
d.:5. forohf über die Verpflichtung zur Zahfung der Penfion, als auch Aber deren 
Höhe, insbefondere aud; über die Babe des Wertes einer Dienftwohnung, zur weicher 
diefelbe bei der Bemeffung der Benfion in Berechnung zu ziehen ift, iR der ordentliche 
Rechtsweg zuläffig, welcher ſowohl von dem betreffenden Beamten, als aud von ber 
Semeinde beichritten werden Tann. Der Klage im ordentlichen Rechtswege braucht 
Erihäpfung der Befchwerdeinftangen in dem Bor-(Beihluß-)Verfahren, nicht vorher- 
gehen. &ie fann im gleicher Beile gegen einen exfl- ober einen aiveitinftanzlichen 
Hr erhoben werden. Sie ift aber an eine ſechsmonatliche Friſt von Zufellung 
bes anzufechtenden Beſchluſſes gebunden (ſ. o. ©. 486 b). 

DER Das Gejſetz weift der Beihlußbehörde nur ganz allgemein die Aufgabe zu, über 
den Benfionsanfpruch zu beſchließen. Sie erfüllt die ihr nach $ 7 obliegende Aufgabe, 
indem fie .einen beftimmten Berrag als Rubegehalt feftfegt. für den Klageweg tm 
‚Steeitverfahren wird nicht vorausgeſetzt, daB der Beichluß neben der Feſtſetzüng einen 
‚beftimmten ‘Benfionsbetrages zugleid, zum Ansbrud bringt, welcher Keil des Hin, 
Per bei Feftftellung des Penſionsanſpruchs als Gehalt anzufehen ſei OVG. 43 
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Ueber fireitige Penfionsanfprüche Tann erft entſchieden werden, nachdem die 
jenfionierung tatjaͤchlich eroigt iſt. Ein Bermaltungefreitverfahren auf vorherige 
Sehfelung der Penfionsanfprüde iſt nicht zuläffig (PEB. 4 ©. 548, 25 ©. 69), 
ebenfowenig fönnen Meinungsdifferenzen über bie Benfionsfähigkeit gewiſſer Teile des 
Dienfleintommens im Berwaltungsfireitverfahren, bevor der gi der Benfionierumg 
wirtfidh eingetreten iR, zum Austrag gebraht werden (PER. 23 ©. 610). 

Die vorläufige Vollftredbarkeit der Entſcheidung des Bezirlsausſchuſſes ermächtigt 
den Benfionär, feinen Anſpruch im Berwaltungszwangsverfahren gemäß der Verordnung 
dom 15. Novbr. 1899 (f. $ 68) durchzufegen. Dabei tommt der $ 153 bes Anhange 
zu $ 45 AGO. (S. 280) zur Anwendung. 

Ueber den Fall, daß einem auf Kündigung angeftelten Beamten die Penfione- 
anfprüche dadurch entzogen werben, daß ihm nad) eingetretener Dienftunfähigfeit unter 
irgend einer anderen Behauptung gefündigt wird, f. 0. $ 56 Ar. 6 ©. 887 n. c. 


6. Der letzte Abſ. des 5 65 StO. kommt nur für die befoldeten Magifrats- 
mitglieder, Bürgermeifter und Beigeorbnete in Betracht. Bezüglich der übrigen @e- 
meindebeamten gilt $ 13 KB®., welcher bei ſtädtiſchen Beamten an bie Stelle des 
$ 27 des Gef. dv. 27. März 1872 tritt (j. Preuß a. a. O. ©. 468, ſ. o. &.499, 500). 

a) Im $ 13 ift der Reichsdienft nicht mit aufgeführt, um die Beftimmung mit 
den für die Penfionierung von Magiftratsmitgliedern geltenden Vorſchriften im Ein- 
ange zu halten und weil eine Abweichung in diefer praktiſch unerheblichen Beziehung 
nicht angegeiat erſcheine. Inzwiſchen hat das Reihegerict Aare 6. 458, RZE. 
44 ©. 2089) Er der Frage, ob die Worte bes 5 65 Abf. 4 (KBG. 5 13) „durch ander- 
weitige Anftellung im Staats- oder Gemeindedienfte“ fi nur auf eine Anftelung im 
preußifhen Staatsdienfte oder auch auf eine ſolche in einem anderen Staaie beziehen, 
Stellung genommen und fi für die Bejahung der zweiten Alternative ausgeſprochen 
Das ——— geht davon aus, daß die ganz allgemein gehaltene Wortjafjung des 
$ 65 Abf. 4 nicht dazu nötige, den Ausdrud „im Gtaatsdienfte” ausſchiießlich auf 
einen Staatsbienft in Preußen einzuſchränken, während andererjeits innere Gründe 
dafür fprechen, daß ber Geſetzgeber bei der Beurteilung biefer Frage auch für eine 
Veränderung oder Umgefaltung der ſtagtsrechtlichen Berhäftniffe Preußens hat Raum 
laffen wollen. Wie jhon in dem ROH®. (19 ©. 378), wo allerdings Elfaß-Lothringen 
in Frage kam, ausgeführt worden, würde e8 bem Geifte der heutigen Reichgverfaffung 
widerſtreiten und mit der organiichen Verbindung, welche zufolge diefer Verfaffung 
zwiſchen dem Reiche und den Bundesſtaaten und zwilhen dem Gundesfoaten unter 
einonber befeht, fdiwer vereinbar fein, wenn man in dem gegenfeitigen Berhäftniffe 
derjelben von fremden oder ausländifhen Staaten ſprechen wollte und wenn im Sinne 
des 5 65 Abf. 4 nur der Dienft innerhalb des Staates Preußen als ein Staatedienſt. 
dagegen berjelbe Dienft in irgend einem anderen deutſchen Bundesſtaate nur ebenfo 
wie eine Privatdienſtſtellung gelten follte. Bereits in einer Reihe von Gefegen iR 
dem Reichödienfte und dem Staatsbienfte, insbefondere auch auf dem Gebiete der ver» 
mögensreditfichen Anſpruche der Beamten die gleiche Geltun, Bugelpraden (55 46, 47, 
Neichsbeamten-Gei. 31. März 1873, 5 107 Reihemilitär-Peufions-Gef. 22. Mai 1898). 
Und dem entſpricht e8 auch, den Dienft in einem anderen Bundesflaate, dem Staate- 
dient im Sinne des $ 65 Abf. 4 gleichgufellen (Musf.„Anw. ABO. Art. IV Rr. 2). 

Umfaßt aber hiernach die anderweitige Anftellung im Staats⸗ und Gemeindedienfte 
rüdfichtlich des Staatsdienftes auch den Staatsbienft in einem anderen deutſchen 
Bundesftaate, fo muß dasfelbe aud von dem Gemeinbedienfte in einem anderen 
deutfejen Bunbesflante gelten (RZE. 45 &. 306). 

Eine Verſchiedenheit in Betreff des Rubens der Penſion aus Anlaß anderweiten 
Dienfteintommens befteht zwifgen Dagiftratsmitgliedern und den übrigen Gemeinde 
beamten infofern, als bei letteren nad $ 13 KBG. ber Bezug von Dienfteinkommen 
im Staats · oder Kommunaldienft von Einfluß if, während bei den Magiſtrats- 
mitgliedern dies nur bei der Anftellung im Staats- oder Gemeindedienfte der Fall 
if. Der Ausdrud „Gemeindedienf“ fan anf bie Kommunalverbände höherer Ordmung 
(Kreis. und Provinzialverbände) nicht bezoi werben. Die wenn auch fefte und 
lebenslängliche Anftellung penfionierter Maiifratsmitglieder im Dienfte einer Provinzial 
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— fällt daher nicht unter $ 65 Abſ. 4 SO. (Kappelmann PER, 24 


b) Auf das nene Einfommen ift alles anzurechnen, mas der Beamte im 
feinem neuen Amte an wiederkehrenden Einnahmen, feien es fefte Beioldungsbeträge 
oder veränderfihe Emolumente, 3. B. Kalkulatur- und Auftionsgebühren (MR. 1853 
©. 185), ingleihen was Jemand ale Notar bezieht (OT. IM. 1853 © 310). 
Diäten für vorübergehende Aufträge dagegen haben auf die Fortgewährung einer 
Kädtiihen Benfion keinen Einfluß. Ebenjo if die Benfion, die Jemand als Königl. 
Beamter genießt, barauf ohne Einfluß. Die guteflung ur Rechtsanwaltſchaft nach 
der Rehteanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (R®. &. 177) kann als eine Anftellung 
im Gtaatsdienfte nicht betrachtet werden. Die Rechtsanmaltsordnung bezeichnet die 
Rechtsanwaltſchaft nicht als Amt, fondern als die Ausübung eines Berufee. Des- 
gleichen fällt die Benfion nicht fort, noch ruht fie, wenn ber Beamte ein gleichzeitig 
mit dem fäbtifchen Dienft befleidetes zweites Amt nad; der Niederlegung des eriteren 
mod; beibehält (MR. 189 S. 101). Ob und melden Abzug der Benfionär in jedem 
Jahre von feiner Benfion zu erleiden hat, emticheidet der 1edesmalige Jahresbetrag 
feines fpäteren Eintommens. (OF. Strieth. Bd. 34 ©. 290). Die Mindereinnahme 
eines Jahres kann nicht mit der Mehreinnahme eines anderen gededt werben. 

Bei der Auslegung bes Abf. 4 ift davon auszugehen, da das anderweitige 
Dienfteintommen nur infoweit in Anrehnung kommen fann, als es wirklich eine 
Bergütigung für die dienfliche Tätigfeit des Penfionierten bildet, nicht aber fomeit 68 
zur Veftreitung von Repräfentations- und Dienſtaufwandskoſten gewährt wird. Ob 
diefe wirklich anfgervendet werben, ober ob der Beamte Erſparniſſe macht, ift gleich⸗ 
gute, ‚Dagegen Tommt einer Stadtgemeinde gegenüber, welche auf Grund des $ 65 

[bf. 4 die Weiterzahlung der Penfion verweigert, einer Unterfcheidung, die in einer, 
wenn auch von den Verwaltungsbehörden beftätigten Anfellungs-Urkunde zwiſchen 
Gehalt und perfönliher bezw. Dienftaufwande-Entfhäbigung gemacht wird, eine end- 
gattige und rehtsperbindliche Entfeidung nicht zu. jelcher Betrag des dem 

:amten von der neuen Gemeinde gewährten Einfommens als Gehalt, d. h. als Ver- 
getung für feine dienfificge Tätigkeit, amzufehen fei, dafür iR Tedigfid der aus $ 65 

HD. zu entmehmende objektive Begriff des Einkommens und nicht die fubjeftive 
u der Beteiligten und ihrer vorgefeßten Imftanzen entſcheibend (pBB. 20 

Ein Dienfteintommen im Staatsdienſte kann nur Derjenige beziehen, welcher 
als Gtaatsdiener, mithin im Staatsdienfte angeftellt, alſo Beamter des Staates ift. 
Der Gegenfag zur „Anftellung“ im Sinne des Gef. bildet die rein Privatrechtliche 
Annahme. 

Unter andermeiter Anftelung ift jede Anftelung im Staats- oder Gemeinde- 
dienfte, jedenfalls wenn fie eine öffentliche Beamteneigenfchaft verleihende ift, zu ver» 
Kehen. Für den rechtlichen Begriff der Anftellung ift es unerheblich, ob bie Berufung 
auf Lebenszeit, auf Zeit oder vorläufig erfolgt ift (PBB. 8 ©. 236. RZE. 2 
©, 50). Cu iR Si Rürgung der Benfon in Rüdfiht anderweit erlangten Dienf- 
einfommens nicht davon abhängig, ob das erlangte Dienfteinfommen ein penfiond- 
bereitigtes if. 

c. Unter dem früheren Einkommen ift nur dasjenige zu verftehen, das der 
Beamte in derjenigen Dienftftellung bezogen hat, aus der er feine Penfion bezieht, 
nicht aber auch andere zufällige Nebeneinkünfte, felbft wenn fie vom Staat oder der 
Gemeiude gewährt waren (OT. 49 ©. 427). 


d. Handelt e8 ſich um die Frage, ob von dem-Dienfteintommen des Beamten 

. etwas und wie viel auf feine fefgejete Penſion anzurechnen fei, jo kommt Abj. 4 in 
Betracht, meichen eine borgängige Beihlußfaflung der Regierung nicht vorſchreibt 
(PB. 1885/86 &. 167. JMD. 1886 ©. 19). Der Abi. 3 — 57T XBG. kommt 
nicht zur Anwendung, denn dieſer bezieht ſich nur auf die Feſtſtellung der dem Beamten 
gebühtenden Penfion und es kann bie dem Bezirlksausſchuß überwieſene Beſchlußſaſſung 
darüber, welder Zeil des Dienfteintommens als Gehalt anzufehen fei, nur auf die 


504 » SD. 565. Berluſt der Penfion. 


Fefſetzung des der Berechnung ber Penſion zu Grunde zu Tegenben feitherigen Dienft- 
einlommens bes zu Penfionierenden bezogen werben, nicht aber quf eine. fpätere 
irzung derfelben gemäß 5 65 Abl. 4. 

7. Nach dem Reichsſtrafgeſetzbuch hat die Verurteilung eines. bereits aus 
dem Amte geſchiedeuen Beamten zur Zuchthausftrafe den Berluft des bis dahin ber 
zogenen Ruhe- ober Gnabengehaltes nicht zur Folge. Der Berluft desſelben ift aue 
nicht mehr an die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte geknüpft. (RZE. Bp. 
©. 66.). Die Entziehung einer bewilligten Penfion kann au dadurch nicht gevecht- 
fertigt werden, Ya der Senfionierte eines vor der Penfionierung verübten Bergehens 
oder Verbrechens überführt wird, welches werin es während feiner Dienftzeit zur Abr 
urteilung gelommen wäre, die Dienftentlaffung and fotgereite den Berluft des Penfiong- 
anfpruches —* Folge gehabt haben würde (pᷣuB. 9 ©. 157). Wird ein Beamter 
nad Bewilligung feiner ’Penfionierung vor dem Xage, auf melden feine Berfegung 
in den Rubeftand beftimmt ift, in firafgerichtliche Unterfugung gezogen und yerhaftet, 
fo wird er felbft im diefem Malle durch ‚das nad diefem Tage gegen ihn ergangene, 
mit Berluft der bürgerlichen Ehre verbundene Erkenntnis des geezee auf die ihm 
Senitiste Penfon dennod nicht verlufig. (RZE. 17 ©. 40, RZE. 38 ©. 321, 


Ein Beamter wird feines Anſpruches auf Benfion verlufig, wenn er durch 
gerichtliche Erkenntnis oder im Disziplinarverfahren feines Amtes entjett wird. Hört 
fein Amtsverhältnis vor Bernbigung bes Disziplinarverfahren® auf, jo laun dag letztere 
dennoch fortgefegt und darin auf Entziehung des Penſionsanſpruchs erfannt werden. 
Benny übrigens in der Dispipfinar-Unterfuchung ‚gegen einen Ppeuſionsberechtigten 
Beamten bejondere Umfände eine mifdere Beurteilung feiner Schuld zulafien, fo kanu 
in ber Entfcjeidung feftgefegt werden, daß ihm ein Teil Des vorfchriftsmäßigen Penfions- 
betragen auf Lebenszeit oder auf gewiſſe Jahre als Unterftüung verabreicht werbe 
(& 16 Gef. vom 21. Juli 1852, |. $ 80 StO.). Diefe Penfion if aus fädtifchen 
Mitteln zu zahlen. Der Rechtsweg ift gegen eine folde Entſcheidung der Disziplinar- 
behörde nicht zuläfig (ER. vom 12, Febr. 1859, IMDB. ©. 309). 

Ueber den Beruf des Penſiousrechts im Falle der Kündigung f. o. 5 56 
©. 337 n.c. 

8 Die Regelvorihrift des 5 12. KBG. Lezicht fi ihrem Wortlaute nad) nicht 
etwa bfo® auf die nad) Inkrafttreten des KBG. zur Anftchung fommenden,. fondern 
auch auf die zu jenem Seitpunfte bereits im Amt befindlichen Beamten, -joweit fie 
nicht dem Gemeindevorflande angehören. B 

a) Sind hinſichtlich der Penfionierung der Beamten in einer Stadtgemeinde 
Ortsftatute oder Regulative in Geltung, welde andere ale bie in $ 12 vorgejehenen 
Beſtimmungen enthalten, fo werden fie gemäß $ 25 Abſ. 1 RG. infoweit rechts - 
ungüftig (f. iedod b, and ©. 492 Zeile 3 u. ©. 296 letter Ab.) Die Stadt, 
gemeinden haben daher dieſe Bejtimmungen einer Revifion bezw. einer — 
zu unterziehen, und die Genehmigung der Bezirksausſchuſſe noch vor dem 1. Apı 
1900 einzuholen. Die fegteren werden, da die Geltung biefer neuen Feftfegungen 
vom Inkrafttreten des KBG. an datieren wird, kein Bedenken tragen fönnen, die 
Genehmigung nad) Maßgabe des neuen Geſetzes ſchon vor der Inkraftjegung desfeiben 
zu erteilen. . 

b) Die dem Gei. vom 31. März 1892 (Art. Il) und vom 1. März 1891 
(xt. II) nacjgebifdete Befimmung des $ 4 KB. bezwedt, erworbene Rechte 
hinſichtlich der Penfion zu ſchützen. Die Bedentung diefer Beftimmung if die, daß 
bezüglich der Penfionen auf die bei Inkrafttreten des Gef. angeftellten Beamten das 
neue Recht dan nicht Anwendung findet, wenn das alte Reht für die Beamten 
günftiger ift, daß aber die alten Boricriften mit der Maßgabe zur Anwen: 
foınmen, daf nur diejenige Penfion gezahlt werden muß, weiche am 81. März 1898 
hätte gezahlt werden müffen, mit andern Morten: die Dienftjahre nach dem. Infrafts 
treten dieſes Gef. — 1. April 1890 — kommen bei der Penfiomierung nach dem 
feügeren Redıte nicht im Betracht. Auf die vor dem-1. April 1900 penfonierten oder 
ſonſt ausgeſchiedenen Beamten findet das KBG. überhaupt feine Anwendung. 


SO. 5 65.. Zürforge für die Hinterbliebenen der Beamten. 505 
. j 


u c) Im Webrigen ift zu erwähnen, daß bei Bemeffung der Benfion „nad; Maß - 
gabe dieſes Geſe hes. fowohl die in demielben ausbrüdfic; getroffenen Borfchriften ale 
and} die in demg 12 Abf. 1 und 2 augelaffenen FeRjegungen zu berüdfictigen find 
und daß die hiernach feitzuftellende PBenfion nur den gefeglichen Mindeftbetrag dar« 
Ka Aber welchen die Kommunalverbände auf Grund A Beſchlußfaſſung hinaus · 
‚gehen: fönnen. 


©. Im Betrefj der Kürforge für die Hinterbliebenen der ſtädtiſchen 
Beamten handeln die SS 4, 5 und 16 8G. "Unter die hier gemeinten Kommunal- 
beamten fallen auch bie MagiftratGmitgfieber, nicht aber die nebenamtlich oder die auf 
Probe, zu vorübergehenden Dienftleiftungen oder zur Vorbereitung angeftellten Beamtelt, 
mögen fie eine Anftelungs-Urkunde ansgehändigt erhalten haben oder nit. Die den 
Hinterbliebenen des Beamten zu gewährenden Bezüge (Gnadenguartal, Gnadenmonat, 
Belaffung der Dienftwohnung, Witwen und Waijengeld) bilden eine Fortfegung und 
Erweiterung des dem Beamten zuftehenden Anfprudes auf bie ihm für fein Amt 
ausgefeßste Rente (Gehalt). Für die Klagbarleit biefer Sale nift deehalb -derjelbe 
Rechtsgrundfag, wie für die Klagbarteit des Gehalts. Auqh auf dieſe Bezüge ins- 
befondere auch in Beziehung auf bie richtige Bemeffung ber Reliftenbeiträge findet der 
% 7 2BO. Anwendung. (BBB. 4 ©. 322.) 

Die im $ 4 ABO. angezogenen Beftimmungen über die Gnadentompetenzen 
der ummittelbaren Staatsbeamten find: z 

a) Kab,-Ordr. v. 15. November 1819 (GE. 1820 ©. 45, abgeändert durch das 
Geſ. v. 6. Februar 1881, zu b): . 
P Auf den Bericht des Staatsminiſterii vom 8. d. M. fee Ich zur. Dellaratio: 
Meiner Order v. 27. April 1816 hierdurch feit, daß mur dasjenige, was die Hinter. 
bliebenen eines Beamten der bemerften Order gemäß, an Bejoldung, außer dem 
Sterbequartal erhalten, für biefelben Gnadenbewilligung if, — daß auf Ießtere fein - 
Gläubiger des Derfturbenen Anſpruch Hat, — daß folde der Regel nad) nur der 
Witwe, den Kindern und Enteln, ohne Rüdficht, ob fie defjen Erben find oder nicht, 
zufteht, daß aber den Diniftern, ald Departementsdjefß freigelafien if, im Falle der 
Erbfaffer der Ernährer armer Eltern, Geihwifter, Geihwiftertinder oder —23 — 
geweſen il, ausnahmsweiſe denſelben das Gnadengehait anzuweiſen und die Minifter 
jedenfalls befugt fein ſollen, die Verteilung desſelben unter die Hinterbliebenen zu 
Tegulieren und deffen Berwendung zu befiimmen. Zugleich genehmige Ich, daß dieje 
Beftimmungen wegen bes Gnadengehalts auch ayf den Gnadenmonat, welcher ben 
Hinterbliebenen des Penfionärs außer dem Sterbemonat bewilligt ift, angewendet 
werden. (Die Kab.-Order vom 27. April 1816 (GS. ©. 134) ift in Nr. 1 und 2 
dureh das Gef. vom 6. Februar 1881 (zu b), in Nr. 3 (Befimmungen in Betreff der 
Dienftwohnung), durch $ 5 KBG. befeitigt.) . 


b) Geſ. betr., die Zahlung der Beamtengehälter und Beſtimmungen über das 
Gnadenquartal vom 6. Februar 1881 ( GS. ©. 17): 


$ 1. Die unmittelbaren Staatsbeamten, welde eine etatsmäßige Stelle be- 
Zeiden, erhalten ihre Befoldung aus der Staatskaſſe vierteljährlich im Voraus. 

$ 2. Die Hinterbliebenen der im $ 2 bezeichneten Beamten erhalten für das 
auf den Sterbemonat folgende Vierteljahr nod die volle Befoldung des Verſtorbenen 
(Gnadenquartal) nad) Maßgabe der Kab.-Ordre vom 15. November 1819, aud went 
derjelbe nicht in follegialifhen Verhältniffen geflanden Hat. 

$ 3. Hat ein verfiorbener Beamter ($ 2) eine Witwe oder eheliche Nachlommen 
nicht Hinterfaffen, fo fann mit Genehmigung des Bermaltungschefs das Gnabenquartal 
außer den in der Kab.-Ord. vom 15. Novbr. 1819 erwähnten au) ſolchen Perfonen, 
welche die Koften der legten Krankheit und der Beerdigung befritten haben, für den 
Fall gewährt werden, daß der Nachlaß zu deren Dedung nicht ausreicht. 
. $ 4. Die Befimmungen diefes Geſetzes finden auch auf die zur Dispofition 
Äehenden Beamten und Bartegefdempfänger, ſowie anf deren Pinterbfiehene An- 
wendung. . 
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c),$ B1_des Penfionsgefeges vom 27. März 1873 &&. &. 268 (f. o. S. 495). 
interläßt ein Penſionär eine Witwe oder ehelihe Nachlommen, fo wird die 
venſion nod} für den auf den Sterbemonat folgenden Monat gezahlt. 

An wen die Zahlung erfolgt, beftimmt die Provinziafbehörde, auf deren Etat 
die Penfion übernommen war. 

ie Zahlung der Benfion für den auf den Gterbemonat folgenden Monat kann 
auf Verfügung dieſer Behörde aud dann flattfinden, wenn der Berftorbene Eltern, 
Geſchwiſter. Geſchwiſterlinder oder Pflegekinder, deren Ermäßrer er geweſen if, in 
Bedürftigkeit hinterläßt, oder wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um die Koften der 
letzten Krankheit und der Beerdigung zu deden. 

Der über den Sterbemonat hinaus gewährte einmonatliche Betrag der Penſiou 
lann nicht @egenftand einer Beichlagnahme fein. 

1. Onadengquartal und Gnadenmonat. Der diefen Gmadenfompetenzen 
gewibmete $ 4 fchließt fih dem 5 2 des Geiches v. 6. Febr. 1881 (&S. ©. 17) und 
dem $ 5 des Geſetzes vom 11. Juni 1894 (GE. S. 109) an. Einer ausdrückichen 
Hervorhebung des Rechts auf den Gnabenmonat für Hinterbliebene penfionierter 
Beamter würde es mit Rüdficht auf die im $ 12 erfolgte Bezugnahme der Vorſchriften 
für die Penfionierung unmittelbarer Staatsbeamten firen, grman nicht_beburft 
haben, da $ 31 des Penfionsgejeges vom 27. —— 1872 \ei ©. 268) den Gnaben- 
monat regelt (f. jedod not. a). Indem $ 4 die Grundfäge, welde für unmittelbare 
Staatsbeamte über Gnadenfompetenzen gelten, auf die Kommunalbeamien ausdehnt, 
macht er die Beſtimmungen in $$ 2 und 3 des Geſetzes vom 6. Februar 1881 uud 
in & 31 des Geſetzes vom 27. März 1872 mit ben erwähnten Maßgaben auch Hier 
anwendbar und ändert infoweit die teilmeife veralteten Beftimmungen der Allerhödften 
Kabinettsordres vom 27. April 1816 (GS. ©. 134, 15. November 1819 GS. 1820 
©. 45 und 22. Januar 1826, GG. ©. 13) ab. 

a) Der $ 4 gibt einen unbedingten, durch Vereinbarungen oder ſonſtige 
Feftfegungen nit zu befeitigenden Anſpruch auf da Gnadenquartaf und den Gnaden- 
monat. Er fegt aber nur den Mindeftbetrag der gefeglichen Leiftungen fe. Günfi« 

ere nen zu erlaffen, ift den Gemeinden freigeftellt. (Ausf.⸗Anweiſ. 
tt. rt. 2. 

b) Die Hinterbliebenen, welche auf die in $ + bezeichneten Benefizien Anſpruch 
haben, find die Witwe umd die eheliche Deözenbenz des Beamten, ohne Rüdfidht darauf, 
ob fie feine Erben geworden find oder nicht. Die Gläubiger dürfen dasjenige, was 
den Hinterbliebenen des Beamten für die Zeit nad Ablauf des Gnadenquartals, in 
dem der Tod erfolgte, gewährt wird, nicht in Anfprucd nehmen. Außerdem follen 
auch armen Eitern, Seihmifen, Geſchwiſterlindern umd Pflegefinbern des verftorbenen 
Beamten die Gnadenbezüge bewilligt werden, wenn er deren Ernährer geweſen iR, 
endlich auch folden nicht verwandten Perfonen, welche bie Koften der legten Krankheit 
oder der Beerdigung beftritten haben, wenn der Nachlaß hierzu nicht Hinreichte ($ 3 
Gef. 6. Febr. 1881, RO. 15. Nov. 1819). Da die geidiebehe Ehefrau nicht als 
Witwe im Sinne des Gef. betr. die Fürforge für Witwen v. 20. Mai 1882 anzus 
fehen if, und auf Witwengeld keinen Anfpruch hat, ſo git fie auch nicht als Hinter» 
bliebene Witwe im Sinne des $ 4 des Gel. und hat feinen Anfpruch auf Ginaden- 


quartal und Gnadenmonat. 

Ueber diefe Bewilligungen entfcheibet an Stelle der in den angeführten Geſetzen 
bezeichneten Verwaltungs-Chejs nad) der ausdrüdlichen Vorfchrift des 8 4 „die Rom- 
mumalverwaltungsbehörde“, d. i. ber Magiftrat (Ausf.-Anw. Art. II Nr. 2 Apf. 3). 
Die Zuftimmung der Stadtv.-Berf. ift nicht erforderlich. Der Magiftrat hat auch die 
Berteilung unter die Hinterbliebenen zu regulieren und die Verwendung zu beflimmen. 

c) Den Hinterbliebenen gebührt die volle „Befolbung“, alfo nicht blos das 
Gehalt, fondern aud die Wohnungsentſchädigung, bezw. der Wohnungsgeldzufhuß, 
fowie fonftige Zulagen und Emolumente, nicht dagegen die dem Berftorbenen 8 
wãhrten Dienſtaufwandsentſchädigungen 3. B. zur Haltung eines Fuhrwerts. Sole 
Eniſchãdigungen dienen nicht zur Beftreitung des perſönlichen Unterhalt des Beamten 
und feiner Familie, fondern ftellen eine Sergütung zur Beftreitung barer Auslagen 
dar (SMB. 1817 ©. 113, PB. 23 ©. 764). 
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" Unter bem „Gnadenquartal“ find die auf den Sterbemonat folgenden drei 
Kalendermonate zu verſtehen. Stirbt ein Beamter am 31. Dezember, fo umfaßt das 
Gnadenquartal die Monate Januar, Februar und März ebenfo, als ob er am 1. De: 
zember geflorben wäre. Aus der Art der Berechnung des Onadenquartals folgt nicht, 
daß die auf dasfelbe in Anreeimung foınmenden Beträge des Sterbeguartals nur 
Gnadenbai jungen feien und die Erben ein Recht darauf nicht haben. Denn das 
Gehalt eines Beamten, ber dasfelbe in vierteljährlihen Raten bezieht, ift als verdient 
anzufehen, wenn er nur ben erften Tag des Bierteljahres, des fog. Sterbequartals, 
erlebt Bat (j. ©. 484). Dies Gehalt gehört zum Nachlaſſe, fo 4 die Erben einen 
Rechtsanfpruch auf, dasſelbe haben und gr füdzahlung eines Teiles desfelben: nicht 
verpflichtet find, gleichgiltig, in weldem Monat der Beamte verflorben ift und ob bas 
Gehalt ihm 108 bei feinen Lebzeiten ober erft den Erben nad; feinem ode 
grande worden. Berfchieden Hiervon ift das Grmadengehalt, welches über das beim 

de eines Beamten fällige Gehalt hinaus gezahlt wird. Dieſes Gnadengehalt, 
welches nur den obengenannten nahen Verwandten des verſtorbenen Beamten gewährt 
wird, befteht in einem dem Gehalte besfelben entiprehenden Betrage für einen ein« 
ober zwei oder dreimonatlichen Zeitraum, je nadbem ber Beamte im erften oder 
gweiten ober dritten Monate eines Bierteljagres geftorben if. 

Bezüglich der Pfändbarfeit der Onadenbezüge für bie Gläubiger der empfangs ⸗ 
berechtigten Hinterbliebenen ift jet 5 850 Nr. 8 und Abi. 2 300. (neue Faſſunt 
NEL. 1898 ©. 410, Einf.-Cef. 3. BEL. Art. 80, 81, BEB. 55 197, 198, 201] 
maßgebend (ſ. o. ©. 482 n. b). 

Nach der Kab. Ordre vom 30. März 1842 Haben die Hinterblichenen eines 
Beamten, deffen Penfionierung zwar ausgeſprochen, aber noch nicht eingetreten war, 
A et eintrtet, en auf die dreimonatliche Geldfjumme (EMB. 1842 





IR ein Beamter während der im Disziplinarwege erfolgten Amtsfuspenfion 
vor redjtäfräftiger Entfcheidung verftorben, fo haben, da er die Eigenfhaft als Beamter 
nur buch wirklich erfolgte Entlaffung oder durch bie in einem vechtäfräftig gewordenen 
Erkenntniffe ausgeſprochene Amtsentjegung verliert, die Hinterbliebenen in gleicher 
Art, wie diejenigen anderer Beamten Anlpru auf das volle Gehalt der Gnaden- 
monate. Hinfichtlich des Sterbemonats haben fie Anſpruch auf dasjenige Einkommen. 
das der Berflorbene während der Sußpenfion tatfächlich bezogen hat ($ D1 Disziplinar- 
Geſ.). Die dem fuspendierten Beamten zur Laft fallenden Bertretungstoften kommen 
daher auch ben Hinterbliebenen gegenüber bis zum Todestage in Betracht; von diefem 
Beitpunfte jebod, da mit ben Tode des Beamten die Folgen feiner Schuld aufhören, 
night mehr (MBB. 1841 ©. 169). Den Erben gegenüber gilt aud) diefe lettere Be- 
RKimmung nicht, ihnen wird die während der Suspenfion des Erblaffers dom Amt 
nad) 8 51 Diszipl.-Gei. einbehaltene Hälfte bes Dienfteintommens nadjgezaflt (GMP. 
1876 ©. 123). Diefelben Grundjäge find auch auf den Fall angewendet worden, 
wenn ein Beamter wegen Scankgeit vor feinem Tode fid) gegen Abtretung eines 
Teiles feines Einfommens in feinen Amtögefchäften vertreten laffen mußte. Auch 
dann follen die Hinterbliebenen für den Sterbemonat nur ven Betrag des wirklichen 
Eintonmens, für die Gnadenmonate jebod das volle Einkommen, wie e8 vor der 
Bertretung beftand, befommen. Bon legterem können nur ſolche Koften abgezogen 
werden, welche auch ſchon vor der Vertretung bei Berechnung des reinen Dienft- 
einfommens abgezogen werben fonnten (Koften für von dem Berftorbenen zu befoldende 
En Infchaffungstoren für Bureauntenfilien, Schreibmaterialien (MB. 
pt . 281). 


2. Belaffung in der Dienftwohnung. Die in $ 5 vorgefehene Br- 
Rimmung über den Verbleib der Hinterbliebenen Familie in_der Dienſtwohnung ver- 
Rorbener Beamten, welche an Stelle derjenigen in der Kab.-Ordre v. 27. April 1816 
(8S. S. 134) tritt, fließt fi an 5 9 des Reich8-Beamt.-Gef. vom 31. März 1873 
(RB. ©. 61) und 5 24 des Gef. v. 3. März 1897 (GS. ©. 25) an. Sie gilt 
mur im Ermangelung anderweiter Feftfegungen, weiche im einzefnen Falle durch Ber- 
einbarungen, unb generell ſowohl in der Form eines einfachen Gemeindebeſchluſſes 
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AReglements), als auch in der nicht erforderlichen Form mit dem Ortsftatut getroffen 
werden können. . 

Die Befimmung des 5 5 bezieht fi auf die Hinterbliebene Familie bes 
Beamten. Soweit fie die Wohnung mit bem Berftorbenen geteilt hat, ſoll fie ihr 
„belaffen“ werden. Unter den Familienmitgliedern find alle zu verftehen, welche zu dem 
gensfande 218 Verflorbenen gehört haben, auch diejenigen Verwandten, denen ber 

jerftorbene auf Grund. einer gefeßlichen ober fonftigen, wenn auch nur moraliſchen 
Berbindlichteit ein dauerndes Unterfommen in feinem Haushalt gewährt hat. 

Unter Denjenigen, auf welden der Nachlaf Äbergeöt (6 5 Abſ. 1 Satz 2) if 
nur der Eigentfimer des ganzen Nachlafies, der Erbe, der Erbichaftsfäufer ($ 2371 
BGB.), überhaupt ‘jeder Univerfalfufzeffor, nicht der Erwerber von Teilftüden bes 
Wacjlaffes zu vertehen. Die einmonatlihe Frift wird nad) $ 188 BGB, bis zur bem 
dem Tobestage entfprechenden Datum des nächften Monats berechnet, 

3. Witwen- und Waifengeld. Die obligatorifche Reliktenverforgung für 
die_penfionsberchtigten ſtädtiſchen Beamten if nicht mur für den Geltungsberei 
St. fondern für das ‚ganze Gebiet der Monarchie — mit Ansnahme von HR. 
18 73) — neu eingeführt. Bisger erhielten die Witwen fädtifher Beamten 
eine Penſion weber vom Staate noch von der Stadtgemeinde. Doch waren in ein- 
zelnen Stadtgemeinden für die ftädtifhen Beamten Witwentaffen eingerichtet, welche 
don der Stadtgemeinde ne erhielten. In anderen Stadtgemeinden wurden bie 
Beamten bei der Anftehung verpflichtet, ihr deben bei einer Lebensverficherungs ⸗Ge ⸗ 
ſeůſchaft zu Gunften ihrer Hinterbliebenen zu verfihern, mobei aus ber Stadttaffe 
‚Beiträge zur Zahlung ber Prämien gewährt wurden. 

a) Die Witwen und Waifen der „penfionsberejtigten“ (f. u. $ 7 de Geſ. v. 
26. Mai 1832) Beamten erhalten nad) $ 15 KBG. Witwen- und Waifengeld. nad 
den für die Witwen und Waifen der unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Bor- 
ſchriften. Diefe Vorſchriften find enthalten in dem Gef. betr. die Fürforge für die 
Witwen und Waifen der ummittelbaren Staatsbeamten v. 20. Mai 1882 (GE. S. 
298) in der Faſſung des Gef. v. 1 Juni 1897 (GS. 169), ſowie in den Ausführungs- 
Beſtimmungen v. d. Juni, 7. Yuli, 27. Sept. 1886 (TME. ©. 100, 171, 248), v. 
30. Dez. 1884 (BMP. 1885 ©. 7), ferner in dem Gef. v. 28. März 1888 betr. den 
Erlaß der Witwen: und Waifengeldbeiträge der unmittelbaren Gtaatsbeamten (BE. 48) 
und in dem Gef. vom 1. Juni 1897 (GS. 193). j 
Die wefentlichſten Beſtimmungen dieſer Geſetze find folgende: $ 7: Die Witwen 
md die Hinterblicbenen ehelichen oder durch nachgefolgte Ehe Iegitimierten Kinder ber 
Füdtifchen Beamten, welche zur Zeit ihres Todes Dienfleintommen von ber Gtadt- 
emeinde bezogen haben amd welchen, wenn fie zur Zeit ihres Todes in den Aube- 
danı verfegt worden wären, ein Anfprud) auf Gewährung einer Penfion aus ben 
Rädtifchen Kaffen zugeftanden haben würde, erhalten von der Stadtgemeinde Witwen- 
amd Waifengeld. $ 8: Das Witwengeld befteht in 40 vom Hundert "de von 
dem Beamten im Augenblid des Todes erdienten Penfionsbetrages ($ 15 KBG.), 
®%. 6. desjenigen Penfionsbetrages, welchen der Verftorbene in jenem Xugenblide bereits 
tarfählich bezogen oder zu welchem er berechtigt geweſen fein würde, wenn er am 
Todestage in den Ruheftand getreten wäre ($ 8 in der Faſſung des Gefeges v. 1. Juni 
1897). Das Witwengeld fol jcdod, vorbehaltfich der im $ 10 verordneten“ Be- 
ichräntung mindeftens 216 ME. betragen und 2000 Dt. ($ 15 KBG.) nicht überfteigen. 
IR die Che eines Beamten did Scheidung anfgelöft, fo ift die vormafige Ch 
nad) dem Tode des Beamten als Mitrve nicht anzufehen und hat daher keinen An- 
fprud auf Witwengeld. 5 9: Das Waifengeld beträgt für Kinder, deren 
Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Beamten zum Bezuge von Witwengeld 
berechtigt war, ein Fünftel bes Witwengeldes fr jedes Kind, für Kinder deren 
Mutter nicht mehr lebt, oder zur Zeit des Todes des Beamten zum Bezuge vom 
Mitwoengeld nicht betechtigt war, ein Drittel des Witrengeldes für.jedes find. $ 10: 
Witwen: und Waifengeld dürfen weder einzeln noch zufammen den Betrag der Penfion 
überfteigen, zu welder der Verſtorbene beredjtigt geween if oder beredtigt gewefen 
Sein würde, werm er am Zobestage in den Ruheftanb verfegt wäre. Bei Anwendung 
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diefer Beſchrãnkung werden das Witwen: und Waiſengeld verhältnismähig gelürzt. 
$ 11: Bei dem Ausfcheiden eines Witwen- und Waifengelöberehtigten erhöht Fr das 
Witwen⸗ und Waifengeld der verbleibenden Berechtigten von dem nädjften Monat an’ 
infoweit, als fie ſich nod nicht im vollen Genuffe der ihnen: nad) den 85 8 bis 10 
gebührenben ‚Beträge befinden. $ 12: War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger, 
als ber Berftorbene, fo wird das nad) Maßgabe der 55 8—IU berechnete Witwengeld 
für jedes angefangene Jahr des ltersunterihiedes übet 15 biß einfchliektich 25 Jahre‘ 
um Ye, gefürzt. Auf den mach $ 9 zu berechnenden Betrag des Maifengeldes find 
diefe Kürzungen des Witwengelbes ohne Einfluß. Nach fünfjähriger Dauer der Ehe 
wird für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren Dauer dem gefürzten Betrage Yo 
des nach Maßgabe der 88 8-10 zu beredinenden Wittwengeldes fo Lange hinzugefebt, 
biß der dolle Betrag wieder erreicht ift (Gel. dv. 1. Jumi 1897). $ 18: Keinen An- 
ſpruch auf eitmengeib bat die Witwe, wenn die Ehe mit dem verftorbenen Beamter; 
innerhalb dreier Donate vor feinem Ableben geichloffen umd die Eheichliegung.ziu 
dem Zwede erfolgt ift, um. der Witroe den Bezug. des Witwengeldes zu verfcaffen. 
Keinen Anfprud auf Witwen- und Waifengeld baben die Witwe und die Binter- 
biieberien Kinder eines penfionierten Beamten aus folder Ehe, welche erft nad der 
Berfegung des Beamten in den Rubeftand geichloffen if; $ 14: Gtirbt ein Beamter; 
welhem, wenn er am Todestage in den Rubeftand verfett wäre, nah $ 7 Penfiongr 
gel. d. 27. März 1872 eine Benfion hätte bewilligt werden fönnen, fo fan der Witte 
und den Waifen deffelben Witwen- und Waifengeld bewilligt werden. $ 15: Die: 
Zahlung des Witwen» und Waifengelbes beginnt mit dem Mblauf des Gnabenguartals 
und Gnadenmonats. $ 16: Das Witwven- und Waifengeld wird inonatlich im Boraus 
bezahlt. 8 17: € Lan mit vedtlidher irtung, weber abgetreten noch verpfändet, 
noch fonft übertragen werden (Einf.-Gef. BGB. Art. 81), 58 18, 19: Das Recht auf 
den Bezug erlifcht für jeden Berechtigten mit Ablauf des Dionaıs, in weldhem er Ah 
verheiratet oder flirbt, für jede Waiſe außerdem mit Ablauf des Monats, in 
welchem fie das 18. Lebensjahr vollendet. Das Hecht auf den Bezug ruht, wenn der 
Berechtigie das deutſche Indeginat verliert, bis zur Wiebererlangung desjelben. Der 
Berlußt des den Hinterbliebenen eines ftäbtilchen Beamten zuftchenden Aufprudes auf 
Witwen- und Waifengeld tritt dagegen in dem Falle nicht ein, wenn erit nad} dem 
Zode des Beamten ſich herausftellt, daß er eine Unterfchlagung im Amte begangem 
hat und beshalb gegen ihn eine mit dem Verlufte des Amtes verbundene Strafe hätte 
ausgeiprochen werben können (RZE. 38 ©. 321, ſ. o. ©. 504 n. 7). 

Ueber die Berechnung de3 Witwen» und Waiſengeldes können in Fällen, wo 
die Beimmungen der $$ 10 u. 12 des Gef. v, 1. uni 1897. beide zufammen zur 
Anwendung — müffen, Zweifel entftehen, zu deren Beſeitigung die Berf, v⸗ 
22. Fuli-1901 (BMB. 5.189) ergangen ift. Danach; foll zunäggft eine Minderung des 
BWitwen- und Waifengeldes nad) $ 10 vorgenommen und erft dann das Witwengeld gemäß 
$ 12 gelürzt werden. Der auf Grund des $ 12 non dem Witwengelde gefürzte Betrag ft 
demnãchſt wieder dem nad) $ 10 gekürzten Waifengelde bis zur Erreichung des volle 
Betrages hezw. der Höhe der von dem verfiorbenen Beamten erdienten Benfion hinzu⸗ 
sufegen. Bergl. aud) Berf, vom 15. Mai 1901 (BMB. ©.-149) betr. die Ber 
rechnung des Üebensalters bei Gewähnung von Wailengeld. Unter Berüdfichtigiing 
des 5 187 Abſ. 2 Sat 2: BGB. iſt beifpielsweile für ein am 1. ganuar 1899 gen 
borenes Kind das gefetliche Wailengeld nach 8.18 Nr. 2 des Gel. v. 20. Mat 1882 
bereits mit dem 31. Dezember 1916 in Abgang zu ftellen, da die. Vollendung dee 
18. Lebensjahres bereits mit Ablauf diefes Tages und nicht erft am '1. Januar 1917 
eintritt. 2 

b) Durd) den Zwiſchenſatz — fofern nicht mit’ Genehmigung des Bezirksaus- 
ſchufſes ein Anderes „Feftgefegt ift* — follen nicht nur die mit dem Beainten bei 
oder nad der Anftellung erfolgten. Vereinbarımgen getroffen werden, fondern auch 
allgemeine durch Ortsftatute erfolgte Feſtſetzungen. Vadurch wird es ermöglicht, die 
in einigen Städten beftehende Regelung der Melitenderforgung, weiche auf anderen 
Grundlagen, als nad ‚den für unmittelbare Staatsbeamte geltenden Grundfätzen 
358. in den Bruchteilen des:@ehalts, belicbt worden ift, aufrcht zu erhalten. Arch 
der gänzliche Ausichluß des Relikten-Anfprudjs dann mit. Geuchmigung des Bezitis⸗ 
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ausſchuſſes vereinbart werden, und zwar aud dann, wenn über den Ausſchluß des 
Benfionsanfpruchs nichts vereinbart ift, doch follen im allgemeinen ungünftigere gyeft- 
fegungen, ais das Gelets fie vorfieht, nicht zugelafien und von den Bezirkdausihüffen 
nicht genehmigt werben. Insbeſondere foll eine etwaige ortöftatutariiche Einführung 
oder Beibehaltung von Witwen- und Waifengeldbeiträgen, welche durch Geſ. vom 
28. März 1888 aufgehoben find, zu Laften der Beamten einer Genehmigung nicht 
hzeis —— Eygregicvbijche Berichte des Abg.-Haufes 1899 &. 2407, Ausf.-Anweil. 
tt. IV. Nr. 5). 

©) Der 8 TRBG. findet aud) Anwendung, wenn es fih um die von ber Höhe 
der Benfion abhängigen Anfprüche der Hinterbliebenen der Beamten hanbelt. 

d) Auf bie Hinterbliebenen der bereits vor dem 1. April 1900 verftorbenen 
oder fonft außgeidiedenen Beamten findet die Beflimmung des $ 15 feine Anwendung. 
Ebenfowenig haben die Hinterbliebenen eines vor dem 1. April 1900 penfionierten, 
aber nad) diefem Zeitpunfte verforbenen ftäbtifhen Beamten Anfprucd auf Berforgung 
nach $ 15 (Reihäger. III Zivitfenat 17. März 1903 PBB. 24 ©. 505, RZE. 55 6. 4). 

Die im 5 24 Kinfihtlic, der Hinterblicbenen»Berforgung enthaltene Mehergengs- 
beffimmung enthält — abgefehen von dem, wie bei den Senfonen fo auch; hier felbf- 
verftändlichen Vorbehalte erworbener Rechte, nur die eine Vorſchrift, daß die An- 
wendung des alten Medites bei verechnung der Penfion, d. b. der bei der Pen 
fonierung zu berüdfichtigenden günftigeren Beffimmungen aus früherer Zeit, für die 
Bemeffung des Witwen» und Waifengeldes nicht —c8 fein, für Ietere vielmehr 
nu allein das neuere Mecht mahgebend fein foll If. ©. 504 n. b). 

Im Uebrigen Tommen hinfihtlich der bereit8 in Stadtgemeinden geltenden Ratu- 
tarifchen oder teglementarifhen immungen, ihrer Mevifion und Umarbeitung, 
ſowie der Genehmigung der Neufeſtſtellungen durch bie Bezirksausſchüũſſe die bezüglich 
der Benfonierung oben unter S. n. 8 gemachten Ausführungen in“Betradht. 

©) Die Beftimmung des $ 15 Abf. 2 iR beftinmt, die Gemwierigfeiten zu be- 
feitigen, welche ben Gtäbten aus ben Beträgen erwachſen, welche & bereits vor 
dem Inkrafttreten des Geſetzes mit öffentlichen Anfalten oder privaten (Berficherungs-) 
Sefelihaften wegen Berforgung der Hinterbliebenen ihrer Beamten abgeichloffen 
haben, Eine große Anzahl von Stabtgemeinden hat den Reliften ihrer Beamter eine 
den Anforderungen des ABG. entfprechende Reliktenverforgung dadurch gefidhert, daß 
fie diefelben in Öffentlige Witwen und Waiſenkaſſen eingelawft buben, nmb zwar in 
der Weife, daß bie Einfaufsprämen ober die jährlichen Beiträge zur Witwen» und 
Baifentaffe zum Teil von ben Beamten, zun Zeil wer den betrefienden Gemeinden 

zahlt find. Nah HN. 5 73 Abf. 2 joler Be Bezlige, welhe von öffentlichen 

itven- und Waifenkaflen oder von jefellichaften auf Grund folder Verträge 
gezahlt werden, auf das nad) dem Gef. von den Gemeinden zu gewährende Witwen- 
und ZBaifengeld infomeit is Suredinung gebracht werben, als die Gemeinde die Ein- 
Haufögeber ober Beitäge gelefet, bat. Demgegenüber {R barauf fingemiefen, daß, 
mährend einzelne Gemeinden an Stelle einer Gehaltserhöhung die biß dahin von dem 
Beamten gezegften Prämien ihrerſeits übernommen haben, andere die Form einer 
Gehalts vorgezogen, aber dabei den Beamten die oerpficjtung ur Ueber- 
nahme oder Weitertragung der Prämien aus ihren — der Beamten — Mitteln auf 
erlegt haben. Eine verſchiedene Behandlung dieſer Fälle würde Ungleichheiten ohne 
inneren Grund erzeugen. Wenn die Beftimmung des $ 73 HN. in derfelben Yaffung 
in das KBG. aufgenommen würde, jo würde das zur folge haben, daß für eine 
Bebergangsgeit die Hinterbliebenen der Beamten eine höhere Reliktenverjorgung be- 
tommen, als daß Geſetz es beabfichtigt, und daß ben Städten Laften auferlegt würden, 
die.ihnen billigerweife nicht auferlegt werden können. Wenn beifpielsweife die Hinter« 
bliebenen eines am 2. April 1900 nad; Inkrafttreten dieſes Geſetes verſtorbenen Be» 
amten einen Anſpruch an die Witwen · und Waiſenkaſſe von 1000 Mark haben würden, 
die Beiträge aber zur Hälfte von der Stadt und zur Hälfte von dem verftorbenen Beamten 
getragen worden wären, bann würben die Hinterbliebenen die ihnen veglementsmäßig 
juftehenden 1000 Mt. aus der Witwenkaſſe belommen und außerdem noch einen An« 
jprud) von 500 Mark an bie betreffende Stadt Haben; e3 würde alfo für Die Hinter- 
bliebenen dieſes Beamten fi die Reliltenverforgung um 50 Prozent erhöhen. Um 
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Tolche Folgen zu vermeiden, iR dem Abf. 2 die gegenwärtige Faflung gegeben worden. 
ide So wird bewirkt, daß die Beitragsfeiftun Kae der et 6 ranpefehen werben 
follen, als ob fie die Gemeinde felbft geleiftet Habe, nicht nur in dem Falle, wo der 
Beamte die Verpflichtung, zur Beitragsleiftung bei feiner Anftellung ausdrüdlid, übere 
nommen bat, fondern and auf Grund anderweiter Feſtſetzung, fei e8 durch ausdrüdliche 
Uebernahme der Verpflichtung nad} feiner Anftellung, fei e8 auch, daß die Anftellung 
des Beamten auf Grund eines folde Verpflichtungen ftatuierenden Ortsftatut3 während 
deffen Gültigkeit erfolgt if, ohne daß eine ausbrüdliche ſchriftliche Abmahung ge- 
troffen wurde, auf Grund deren fi die Beamten dem Ortsflatut unterwerfen. 

2, Nad, Einführung der obligatorifchen Reliftenverforgung für die penfiond- 
fähigen Nädtifhen Beamten haben die bisher in großer Anzahl beftehenden Witten- 
ımd.Baijenkaffen der Kommunalbeamten ihre Bedeutung verloren. Jedenfalls werben 
folge Kaſſen in der Zukunft kaum noch errichtet werden. Hinſichtlich ihrer Ge- 
nehmigung wie auch hinfichtlich der von Penfiond- und Gterbefaffen der Rommunal- 
beamten verhält fih MAR. d. 4. Juli 1898 (BMB. ©. 140). Danach follen folde 
Kaffen, welche lediglich als Unternehmen von Kommunalbeomten errichtet find und 
ausſchüeßlich durch Veiträge der Beamten ohne Konkurrenz ber Rommunalverbänbe 
unterhalten werben, in jedem Falle der minifteriellen Genehmigung auf Grund der 
Rab.-Ordr. v. 29. Septr. 1838 bedürfen (GS. 121). Das Gleiche foll von folk 
Kaffen gelten, an denen fid) ziwar die Kommumen mit beftimmt bemeflenen Zufcäffen 
beteiligen, ohne jedoch eine uneingefchränfte Verpflichtung zur Dedung etwaiger Fehl 
beträge zu übernehmen. Durch das Reichögef. über bie privaten Verfiherungs-Unter- 
nehmungen v. 12. Mei 1901 (RGB. ©. 139) ift jedoch die Kab.-Drdre v. 29. Sept. 
1833 aufgehoben (Husf-Anmeif. v. 4. Mai 1902 (BMB. 6. 86). Nach 55 4, 15 
des Reih8-Gef. bedürfen ſolche Kaflen der Erlaubnis der Auffihtsbehörbe -Präf.) 
und unterliegen der Beftimmung des $ 53 bezw. 5 108 dieſes Geſetzes. Dagegen 
bedürfen der angeführten Genehmigung folde Kaffen nicht, welche von den Beamten 
eines beftimmten Kommumalverbandes errichtet werben, fobald der letztere ſich zur 
Zahlung der durd) die Beiträge der Beamten und andere Einnahmen nicht gededten 
Beträge vorbehaltlos verpflichtet, ebenfowenig folhe Kaſſen, melde von ben Roms» 
munen felbft für ihre Beamten errichtet werden, auch wenn letztere zur Zahlung von 
Beiträgen verpflichtet werben. In wie weit bei der Errichtung derartiger Kaſſen bie 
Genehmigung der tommunalen Auffichtsbehörbe notwendig ift, richtet ſich nach den 
Vorſchriften der Gemeinde-Berf.-Bejege. 


D. Die foziale Geſetzgebung Hat auch an die Stadtgemeinden Anforberungen 
jeRellt, denen fie in Bezug auf ihre Angeftellten, mögen fie Beamtenqualität be 
igen oder durch Dienfivertrag angenommen fein, genügen müffen. 

1. Krankenverſicherung. Alle Berfonen, wi jegen Gehalt oder Lohn 
in dem im $ 1 _be3 Stanfenverficherungs-@el. in ber fig des Geſetzes vom 
10. April 1892 (RGB. ©. 379, 417) und des Geſetzes vom 30. Juni 1900 (RBB. 
©. 382) bezeichneten Gewerbebetrieben der Gemeinden beſchäſtigt find, unterliegen der 

allgemeinen gejeglichen Krankenverficherungspflicht, mit Ausnahıne der Betriebsbeamten, 
Bertmeifter und Kegnike, welde an Lohn oder Gehalt mehr als 6*], Mt. für den 
Arbeitstag oder Mt. jährlich beziehen, und ferner mit Ausnahme aller _der- 
jenigen Angefellten der Gemeinden, benen im Krantheitsfalle ein — auf Fort · 
zahlung von Gehalt oder Lohn für mindeſtens 13 Wochen nach der Erkrankung oder 
auf eine ben Beftimmungen des $ 6 des Gef. entſprechende Unterftügung zuſteht 
48 2b, 3 des ©el.). 

Durch oı tutarifche Beſtimmung fann die Gemeinde die Verſicherungspflicht 
ausdehnen auf alle in Kommunalbetrieben (ohne Rüdfiht darauf, ob bie Betriebe 
Gewerbebetriebe find, 3. B. Straßenreinigung, Feuerwehr ufw.) und auf alle im 
Rommunaldienfte befchäftigte Perfonen, welche nicht ſchon nach der Veftimmung der 
Reichsgeſete der Berfiherungspflicht anderweit umterliegen. Aud dann find aber bie 
mit mindeftens 3000 Mt. in einem Jahre bejoldeten Beamten ($ 2 Abf. 1 Nr. 2 
und $ 2b Abf. 2) und ferner alle die font im Kommumalbienfte befchäftigten 
Berfonen, welche Anfpruc; auf Fortzahfung von Gehalt für 18 Wochen nad) der 
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Erkrantung oder auf Amverkäbung gemäß $ 6 des Gef. haben, von der Berficherungs- 
pflicht auszunehmen ($ 2 Abf..1 Nr. 2 u. $ 3 des Gef.). R 
i 2. Die Unfallverfiherung. Unfallverficherungspflihtig find alle im 
Dienfte einer Stadt beichäftigten Perfonen (Arbeiter), ſowie alle Beamten (ein- 
ſchließlich Wertmeifter, Techniker), deren jährlihes Eintommen 3000 Mt. nicht über- 
frigt, wenn fie in einem ädtifden Betriebe oder bei einem Rädtifchen Bau befchäftigt 
find, der entweder unter & 1 be8 Gemwerbe-Unfallverficherungs-Gef. in der Yaffunı 
vom 30. Juni bezw. 5. Juli 1900 (RGB. ©. 585) oder unter $ 1 des Unfal« 
verficherunge Bet, für Land- und Forſtwirtſchaft (in der Faffung vom 30. Juni bezw. 
5. Zuli 1900 (RGB. ©. 641) oder unter $ 1 des Bau-Unfallverfiherungs-Gef. in 
* Falung vom 30. Juni bezw. 5. Juli 1900 (RGB. ©. 698) fält (f. o. $ 56 


) j 
Nach $ 7 bezw. 5 6 bezw. $ 1 Abf. 3 biefer Geſebe finden aber die Be - 
fimmungen biefer Gefege nicht Anmendung auf folhe Beamte eines Rommunal- 
verbandes, welde entweder mit feftem Gehalt umd Penſionsanſpruch amgenedt find, 
ober für melde die im 8 12 des Meichägef. betr. die Fürforge für Beamte und 
Perfonen des Soldatenftandes infolge von Betrieböunfällen in ber Faſſung des 
Reichsgeſ. vom 18. Juni 1901 (RGB. ©. 211) und des Preuß. Gef. betr. die Für- 
forge fir Beamte infolge von Betriebsunfällen, jet in der Faſſung des Gel. vom: 
2. Juni 1902.(6&. ©. 183) vorgefehene Fürforge in Kraft getreten if. Hinfichtlick‘ 
der mit feftem Gehalt und Penfionsanfprucd angeftellten Beamten wird nad dem 
Entfcheidungen des Reics-Berfiherungs-Amtes bie Berficherungspflicht nicht ſchon 
ausgeichloffen durch die Anftellung mit Benfionsanmartigjaft, fondern mur durch die 
Anftellung und damit verbundene Penfionsberedhtigung — alio erft mit dem Ablauf 
des 10. Dienftjahres; vorher befteht Werfiherungspfiht, wenn nicht das Fürforge- 
GSefeg vom 18. Juni 1901 bezw. 2. Juni 1902 Anwendung findet. Ob die An- 
Rlellung eine dauernde oder ob ke auf Probe, Kündigung, Widerruf, auf Zeit oder in 
Anderer Weife erfolgt if, macht feinen Unterichieb. Es entfcheidet neben der Penfions- 
berechtigung nicht die fele Anftellung, fondern das fefte Gehalt, welches der Beamte 
während der Anftelung erhält. Der Benfionsanfprud aber muß ng egen die 
Stadtgemeinde felbft, nicht etwa gegen eine von ihr fubventionierte af richten: 
(RZE. 26 ©. 32) bez. nicht gegen eine dritte felbftändige jurififhe Perfon, deren 
Bermögensverwaltung nur unter ſtädtiſcher Aufficht oder Verwaltung ſteht. Alle 
hiernach nicht der gefeglichen Unfallverfiherung unterliegenden Beamten haben mir 
einen privatrehtlihen Anfpruch in Gemäßheit de3_Haftpflichtgefeges vom 7. Zuni 
1871 (RG. ©. 207) auf Schabenerfag gegen die Stabt, wenn fie bei dem Betriebe 
der —* Haftpflichtgefeg fallenden Anlagen einen Unfall erleiden. (Biehe 
unten n. f} 
” Nach dem Reichs · Geſ. betr. bie rem für Beamte x. infolge von Betriebs 
unfälen vom 18. Juni 1901 (KoB. ©. 211) und dem Preuß. Gef. betreffend die 
ürforge für Beamte infolge von Petrieböunfällen (jet in der Faffung de Gef. vom 
. Zuni 1902, GS. ©. 153) können die Kommunalverbände (Stabtgemeinden) die 
Zürforge für alle oder gewiſſe Gruppen ihrer durch Betriebsunfälle dienftunfähig ge- 
wordenen Beamten felbit übernehmen und in einem Ortsftatut einheitlich regeln. 
Hinfichtlid des Inhalts desfelben ift die Stadt nur in zwei Beziehungen befchräntt, 
das Ortsſiatut darf den flädtifchen Beamten keine geringeren Anfprüche gewähren, als 
ihnen ſchon früber gefeglich zuftanden, und es muß, falls e8 bie Gtadt von’ ber 
Pflicht, ihre unfallverfiherungspflihtigen Beamten ferner zu verfiern, befreien umd 
greicacitig alle weitergehenden Anjprüche der durd einen Betriebsunfal verletzten 
amten und ihrer Pinterbtiebenen gegen die Stabt ausfchliehen fol, minbeftens 
folgende Unterftügungen feftfegen: 

a) Jeder fädtifche Beamte, der infolge eines im Dienft erlittenen Betriebs 
unfalles dauernd dienftunfäbig gervorden ift, hat, auch wenn er ſonſt nicht penfiond« 
beregtigt if, Anfpruc) auf Benfton, die mindeftens 66275 %, feines jährlichen Dienft- 
eintommens betragen muß. Iſt der von dem Betriebsunfall betroffene Beamte zwar 
nicht dauernd Dienfunfähig geworden, aber dod) in feiner Ermerbsfähigfeit becin- 
tähtigt, und mird et fpäter mis dem Dienfie entlaffen, fo muß ihm im alle 
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völliger Erwerbsunfähigkeit für die Dauer berfelben eine Penfion von mindeftens 
66215 95 feines jährlichen Dienfteintommeng zugebilligt werben; ift er nur teilweife 
erwerböunfähig, jo muß er fo lange, bis die Erwerbsunfähigfeit behoben ift, von der 
vorftehend bezeichneten PBenfton einen Bruchteil erhalten, welcher ſich nach dem Maße 
der verbliebenen Grmerbafähigteit richte. Yußerbem find dem Berleßten die ihm 
—* Wegfall des Dienſteiniommens noch erwachſenen Koſten des Heilverfahreus zu 
erſetzen. 

b) Stirbt ein ſtadtiſcher Beamter infolge eines im Dienſte erlittenen Betriebs- 
unfalls, fo erhalten feine Hinterbliebenen, ſoweit fie nicht Anſpruch auf dag Gnaden- 
quantal ober ben Gnabenmonat haben, ein Sterbegeld im Betrage des einmonatigen 

ienfteinfommens des Berftorbenen, mindeftens je 50 Mt. und eine Rente. 


Diefe beträgt: 

für die Witwe bis zu ihrem Tode ober ihrer MWicderverheiratung 20 9, 
bes jährlichen Dienfleinfommens des Verſtorbenen, mindeftens jedod 216 Mt. 
und höchftens 3000 Mt., 

für jedes Kind bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres oder bis zur 
etwaigen früheren Berheiratung 20 9, des Saselichen Dienfteintoınmens des Ber- 
ſtorbenen, mindeftens jcdbod 160 Mt. und höcftens 1600 Mt., 

für Afzendenten des Verftorbenen, wenn ihr Lebensunterhalt ganz oder 
überwiegend durch den Verſtorbenen beitritten wurde, für die Zeit dis zu ihrem 
Tode oder bis zum Wegfalle der Bedürftigfeit 209, des Dienfteinfommeng des 
Berftorbenen, jedoh nicht unter 160 Mt. und nit mehr als 1600 Mt.; find 
mehrere derartige Berechtigte vorhanden, fo wird die Rente den Eltern vor den 
Sepeitem gewährt, für eiternfofe Entel bis zum vollendeten 18, Lebensjahre 
ebenfo. 

Die Renten dürfen zufammen 60%, des Dienfteintommens nicht überfteigen. 
Die Anſprüche der, Afzendenten werden nur infoweit berüdfichtigt, als biefer Höcht- 
betrag durch die Menten der Witwe und ber Kinder nicht erreicht wird; überjcjreiten 
letztere allein ſchon denfelben, fo werden fie alle in gleichem Berhältniffe getürzt. 
Der Anſpruch der Witwe ift ausgeichtoften, wenn die Ehe erft nad) dem Unfalle ein- 
& jangen iſt, (aber nicht der der Kinder, die aus einer nad) dem Unfalle gefchloffenen 

entiproffen find). 

©) Der Bezug der Penſion beginnt mit dem Wegfalle des Dienfteinfommens, 
der Bezug der Witwven- und Waifenrente mit dem Ablaufe bes Gnadenquartals oder 
Gnadenmonats oder, ſoweit ſolche nicht gewährt werben, mit dem auf den Todestag 
des Berunglüdten folgenden Tage. 

Der Anfprud auf Penfion, Sterbegeld, Witwen- und Waifengeld fällt weg, 
wenn ber Verletzte den Unfall vorfäglic oder durch ein Verſchuiden Serheigeihet 
bat, wegen deffen auf Dienftentlaffung oder Verluſt bes Titels oder Penfionsani — 
gegen erkannt, oder ihm die Fähigkeit zur Bekleidung eines ſtädtiſchen Amtes 
aberfannt if. St der Beamte nicht dauernd bdienftunfähig geworden und nod nad) 
dem Betriebsunfalle im Dienft verblieben, fo kann ihm der durch den Betriebsunfall 
erworbene Penfionsanfprud ebenfo wie die fonft durch den Ablauf der Dienftzeit 
erlangte Benfionsbereötigung aud im Wege des Disziplinarverfahrens aberfannt 
werden. In diefem Falle muß aber auch gegen die auf Kündigung oder Widerruf 
angeftellten Beamten ein förmliches Disziplinarverfahren durchgeführt werden, 

d) Imfoweit die Feftftellung des auf Grund des Betriebsunfalles erworbenen 
Benfiond- (oder Renten) Anfpruchs nicht von Amtswegen erfolgt, muß der Auſpruch 
von dem Beamten oder deſſen Hinterbliebenen bei Vermeidung des Ausichluffes vor 
Ablauf von 3 Jahren nad) dem Eintritte des Unfalles bei dem Magiſtrai angemeldet 
werben. Steht dem Veamten oder feinen Hinterbliebenen nad den slgemeinen 
Benfionsbeftimmungen oder nad, dem Anftellungsvertrage ein tweitergehender Anfpruch 
au, fo bleibt ihnen diefer vorbehalten. 

e) Befondere Beftimmungen über die Berfolgung der vorftehend bezeichneten 
Anſprũche aus bem fog. Fürförgegefeg vom 18. Juni 1901 bezw. 2. Juni 1902 ent« 
Hält das Geſetz nicht. Nach der Faſſung des Gef. foll e3 einen erweiterten 
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zung au dem Penfionägefeg vom 27. März 1872 für die Falle bilden, in denen die 
Dienftunfäbigkeit oder der Tod eines Beamten infolge eines Betriebsunfalles einge» 
treten if. ME. (39 ©. 354) hat despalb erfaunt, daß die Zuläffigfeit des Rechts- 
weges über die gedachten Anſprüche für die unmittelbaren Staatsbeainten den in dem 
$5 22, 23 des Penfiondgef. vom 30. April 1884 enthaltenen Einfhränfungen unter- 
liegt. Für die ftäbtifhen Beamten wird fomit $ 7 KBC. Anwendung finden müffen. 
(MZE. 39 ©. 354.) 

f) Kommunalbeamte, fowie deren Hinterbliebene, für welche durch ftatutarifche 
Feftfegung gegen bie Folgen eines im Dienfte erlittenen Betriebsunfalls eine ben 
Borfgjriften der 98 17 des UnfalleFürforge-Gefees für Beamte v. 18. Juni 1901 
mindeftens gleihlonmende Firlonge getroffen if, Reht wegen eines folden Unfalls 
ein reichögefegliher Anſpruch auf Erjag des durch denfelben erlittenen Schadens nur 
nach Maßgabe der 58 10—12 diefes Gef. zu. Auf folhe Kommumalbeamte, ſowie 
deren Hinterbliebene finden die reichsgeſetzlichen Beftimmungen über Unfalverfiherung 
feine Anwendung. IR ein Statut micht vorhanden, fo richten fih die Anfprüche der 
unfallverficherungspflichtigen Beamten fowohl wie bie der nichtverfierungspflichtigen 
nad) den 88 , 842, B44—846, 847, 852, 853 BOB. oder gegebenen Falls nah 
dem Reichshaftpflicht Geſ. vom 7. Juni 1871 (ROB. S. 207) in Verbindung mit 
Art. 42 Einf.-Gel. 3. BGB. 


3. Der Alters- und Invaliditäts-Berfiherung unterliegen diejenigen 
Werfonen, welche von einer Gemeinde als Arbeiter und Gehülfen gegen Lohn oder 
Gehalt befäftigt werden, ſowie Betriebsbeamte, Werhneifter, zeamiken, fonftige An- 
geteilte, deren dienfliche Befpäftigung ihren Hauptberuf bildet, forwie Pchrer und Erzieher, 
welche Sohn oder Gehalt bezichen, deren regelmäßiger Jahregarbeitsverbienft an Lohn oder 
Gehalt aber 2000 Mt. nicht überfteigt. (8 1 des Invalidenverfiherungs-Gef. v. 1: 
1899, neue Fl bes Alters und Invalidiiãts · Verſ.⸗Geſ. v. 22. Juni 1889, 
RGB. 1899 ©. 463.) Beamte ber Kommunalverbände unterliegen der Berficherungs« 
pflicht nicht, fo fange fie lediglich zur Ausbildung ‚für ihren zukünftigen Beruf ber 
fchäftigt werden, oder fofern ihnen eine Amwartfchaft auf Penfion im Mindeftbetrage 
der Indalidenrente nad) den Sägen ber erften Lohnklaffe (116 ME.) gewährleiftet if. 
N 5 Abf. 1RGB.) Auf ihren Antrag find von der Berfiherungspflicht zu befreien 

erſonen, welden von einem Kommunalverbande Benfion, Wartegeld oder fonftige 
Bezüge im DMindefbetrage ber Invalidenrente nad) den Säben der erften Lohnkiaffe 
(116 Mt.) bewilligt find. ($ 6.) 

8) Der Begrifi des Gehülfen ($ 1) iſt in der weiteren Bedeutung eines 
Arbeitsgehülfen im Allgemeinen zu veritehen, er umfaßt alle Hilfsperjonen eines 
Arbeitgebers, deren Tätigkeit in wirtichaftliher und fozialer Hinfiht derjenigen des 
Arbeiters, Gefellen oder Dienftboten im Wefentlihen gleichwertig if. Der Ber- 
fiherungs-Pfliht al8 Gehülfen unterliegen hiernach zunächſt die bei Gemeindebehörben 
tätigen nieberen Bebienfteten, alfo 5. ®. Schreiber, Ranzlifien, Kaffenboten, Kanzlei« 
diener, Gemeindediener, Nahtwähter, Flur und teldhüter, Feuerwehrleute, Meß ⸗ 
und Marktwächter. Ob ihre Dienfleiftungen ſich etwa ald vorübergehende darftellen, 
und als folhe von der Verfiherungspflicht befreit ericheinen, richtet ſig nad; deu 
näheren Beftinmmungen des Bundesratd-Befchluffes v. 27. Dezbr. 1899 (RGP. ©. 7%). 

b) Der Begriff des Betricbsbeamten erfordert das Vorhaudenſein eines 
Betriebes und eine gewiſſe Stellung innerhalb diefes Betriebes, Gin Betrieb ift ein 
Inbegriff fortdauernder wirtfchaftliher Tätigkeit. Um eine ſolche Zätigkeit handelt 
08 fi) nicht bei der Ausübung obrigfeitlicher Befugniffe. Demgemäß find die Iedig« 
lich bei dem fog. regiminellen Aufgaben der Komnumalverwaltung befhäftigten Ber- 
fonen nicht Vetriebsbeamte, und zwar auch dann nicht, wenn ſich ihrer eigentlichen 
Amtsverwaltung als deren untrennbarcs Zubehör eine wirtſchaftliche Tätigkeit 3. B. 
auf den Gebiete der fand- ober Forftwirtidhaft oder des Waumelens hinzugefellt. 
Soweit aber die Gemeinde Trägerin eines bejonderen auf Erwerb gerichteten Unter 
nehmens ift, tie bei Fabriten, Berfehräverwaltungen, Berg- und Hüttentverten, eines 
Schlachthauſes, einer Brauerei, Gasanftalt, bei Gemeindeforften, it aud ein Betrieb 
im Sinne de3 Geſetzes gegeben. Unter dieſem Gefihtspunft ift u. a. der Rendant, 
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Kent, der Rechnungsführer einer fäbtifchen Sparkaſſe als Betriebsbeamter an- 
aufehen. - 

©) Zur Klaſſe „ſonſtige Angeftellte“, deren dienftliche Befhäftigung ihren 
Hauptberuf bildet, gehören nur ſolche Perfonen, die innerhalb eines ie —X die 
vezeichnung Betrieb fallenden oder ähnlich gearteten Inbegriffs von Geſchäften eine 
von deſſen Leitung abhängige und dur fie näher beftimmte Stellung einnehmen, 
gleichwohl nach der Art ihrer Tätigkeit nicht mehr aut Kaffe der niederen lediglich 
ausführenden Hülfßarbeiter gezählt werben Tönnen. Hierher gehören fomit namentlich 
die Beamten mittlerer Stufe in Öffentlichen Berwaltungen ober Geſchäftsbetrieben 
jeder Axt, ſowie im Haushalt, alfo in erflerer Beziehung das eigentliche Burcau- 
perſonal (Erpedienten, Regiftratoren, Kaltulatoren), die Gemeindefaftellane, Gemeinde- 
reföner, Kirchenrechner, Küfter, Kaffenbeamten, Cxheber, ‚leifhbeichauer, Verwalter 
bei gemeinnügigen Gtiftungen, Haußväter von Wohltätigleitsanftalten und Rettungs« 
bäufern uf. 

Ausgeichloffen find von der Verſicherungspflicht die in Teitender Stellung mit 
felbftändiger Verantwortlichkeit befindlichen Perfonen, wie z. B. Bürgermeifter, Ge- 
neinbevorfteher ober in ähnlicher Weife bei ihrer Dienftführung unabhängige Einzel» 

eamte. 

d) Nach 5 5 iſt nicht nur befreit ein Beamter, der im Falle feiner Dienſt- 
untauglichteit fofort ein Ruhegehalt zu fordern haben würde, fondern jedenfalls auch, 
ein Beamter, der in eine an fid mit Ruhegehaltsbereihtigung ausgeftattete Stelle 
eingerüdt ift, wenngleich er den gefiherten Anſpruch auf Ruhegehalt erſt durch Zurlid- 
fegung einer längeren Dienfizeit erwerben muß. Aber aud) vor Erlangung einer 
folden Stelle wird ein Beamter eine Anwartſchaft im Sinne des Gefeßes_ bereits 
dann befigen, wenn ihm nach dem Abfchtuß feiner Auabildung (MBrobezeit) eine Gtelung 
43. B. als Diätar) übertragen wird, bie nach den beftehenden Berwaltungsgrundfägen 
den allgemein üblichen Webergang zu einer Anfelung mit fpäterer Ruhegehaltsbe- 
rechtigung bildet. Dagegen reicht e3 zur Annahme eine Anwariſchaft nicht aus, wenn 
nur eine unbeftimmte Feng auf bie dereinflige Erlangung einer nit Ruhegehalts- 
recht verbundenen Stelle vorhanden if, wenn IF alfo noch nicht überfehen läßt, wie 
fi die Laufbahn eines jungen Mannes vorausſichtlich geftalten wird, 3. B. wenn 
jemand nur zur Aushilfe beichäftigt iſt, es aber vorfomnıt, daß bie Behörde Beamte 
diefer Klaffe dauernd übernimmt. Im Uebrigen liegt in den Ausdrüden „Anwartſchaft“ 
und „geroährleiftet” das Erfordernis, daß es fih um rehtlich güregeite Bezüge Handeln 
muß. Die Verfiherungspflicht ift aljo da nicht ausgeſchloſſen, wo es lediglich in 
dem Ermeffen ber Behörde fleht, ob ein Muhegehalt gewährt oder ein bewilligtes 
weiter gezahlt wird. 

Berfiherungspflichtige, welche in Betrieben eines Kommunalverbandes beſchäftigt 
werben, genügen der geſchlichen Verſicherungspflicht durch Beitritt zu einer der be» 
fonders auatifierten affeneinrichtungen des $ 6 des Reichsgeſetzes. 


Titel VIEL. 
Von dem Oemeinde-Haushalte. 
8 66. 


Ueber alle Ausgaben, Einnahmen und Dienfte, welche ſich im 
Voraus beftimmen laſſen, entwirft der Magiftrat jährlich, spätestens 
im Oktober, einen Haushalt3-Etat. Mit Zustimmung der Stadt- 
verordneten kann die Etats-Periode bis auf drei Jahre verlängert 
werden. 

Der Entwurf wird acht Tage lang, nad) vorheriger Verfün- 
Digung, in einem oder mehreren von dem Magiftrat zu beftimmenben 
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Lokalen zur Einſicht aller Einwohner der Stadt offen gelegt und 
aladann von ben Stabtverorbneten feitgeftellt. Cine Abjchrift des 
Etat3 wird fofort der Auffichtsbehörbde eingereicht. 


Die Auffihtsbehörde ift der Regierungs-Präfident, in Berlin ber Oberpräfident. 
8 7 Zuf.-Ge. 

Dazu $ 95 Kom.-Abg.-Gef.: 

Das Rechnungsjahr für den Gemeindehaushalt beginnt mit dem 1. April und 
fliegt mit dem 31. März. 

Der Beſchlußfaſſung der Gemeindebehörde bleibt überlaffen, an Stelle des 
Rechnungs; :8 cine Periode von zivei oder drei Rechnungsjahren treten zu laſſen. 

1. Ti: Etats find einheitlich geordnete Voranſchläge der innerhalb einer ber 
jt zu beftreitenden mutmaßlichen Ausgaben und der zur Dedung biefer 






ſtinnnt 9-.il 
Ausgaben erforderlichen und zu erwartenden innahmen. Der Zwed der Etats if 
ein doppelter: ein wirtfchaftli—her, indem fie den dfonomifchen Zuſtand der Stadt in 
einer gewiſſen Zeit darlegen, mithin die Grumblagen ihrer wirtſchaftlichen Dis- 
pofitionen bilden, und ein rechtlicher, indem fie die Normen für den Umfang der Ber- 
fü, unge Befugnife des Magiftrats über die Mittel ber Gemeinde beziefungsweife 
defen erantworilichteit nad) dieſer Hinfiht enthalten ($ 67) und auge die weſent · 
liche Richtſchnur für bie Kaſſenverwaitung, Rehm slegung und Rechnungs⸗Kontrolle 
abgeben. Der Etat Hat die mutmaßlichen Einnahmen nad) den Grundfägen der 
Wahrſcheinlichleitslehre zu veranfchlagen, bei der Ausgabe müffen die Intereſſen der 
Kädtifchen Verwaltung und der Fortentwidelung des Gemeinweſens in Einklang ge» 
ann mit den vorhandenen Mitteln und ber Leiftungsfähigteit der Gemeinde» 
angehörigen. 

Der für ben gefamten Stadthausgalt zu entwerfende Boranfchlag bildet ein 
Ganzes und muß daher alle Einnahmen und Ausgaben der Stadt in ſich begreifen. 
Insbeſondere find in den Etat aufzunehmen auch die Einnahmen. und Ausgaben der- 
jenigen Anftalten, Etiftungen und Fonds, welche aus Gemeindemitteln unterhalten 
ober mit Bebürfniszufcüflen bedacht oder unter Gewährleiftung der Stadt verwaltet 
werben und deren Verwaltung durch Gemeindebeamte geführt wird; denn an ſolchen 
Anftalten 2c. hat die ftädtifche Vertretung eim gleiches Jutereffe der Kontrolle und 
Beſchlußfaſſung. Es ift dadurch nicht ausgefchloffen, daß über folde Anftalten zc., 
ſowie überhaupt über einzelne Zweige ber ftädtifchen Verwaltung — Forft-, Schul-, 
Armenverwaltung — befondere ——— aufgeſtellt werden. Nur müffen die 
Einnahmen und Ausgaben diefer Spezial-Etat8 jedenfalls im Gefamtbetrage auf dem 
Hauptetat erſcheinen. . 

Hinſichilich der innern Einrichtung des Etats befichen feine gefeglichen 
Vorſchriften. Durch Inſtruktionen haben die Auffichtsbehörden die nötigen An- 
feitungen gegeben. Empfehlenswert find die Auffäge Aber, gmedmähige Geftaltung der 
Rädtifchen Etats in der DSB. 1870 ©. 65, 73, 100, 1867 ©. 571. 

2. Früher war es üblich, das Etats. (Nechnungs-) Jahr mit dem bürger- 
lichen Jahre zufammenfallen zu laſſen. Durch das Gejet vom 29. Juni 1876 
(68. ©. 177) ift jedoch der ginn des Etatsjahres für den Staatshaushalt vom 
1. April 1877 ab auf den 1. April und der Schluß jedes Etatsjahres auf den 
31. März verlegt. Den tommumnalen und allen fonfigen nicht flaatlihen Ber- 
waltungen ift überlaffen, au für ihren Hanshalt das veränderte Etatsjahr anzu- 
neßmen, und bie gegenwärtig für die Auffellung bes Ctats fowie fir die 
Rechnungslegung beffehenden ermine entipredhend abzuändern. Kom.-Abg.-Gef. 
$ 95 verordnet jedoch: Das Hechnungsjahr für den Gemeindehaushalt beginnt mit dem 
1. April und fließt mit dem 31. März. Der Velhlupfaffung der Gemeindebehörden 
bleibt überlaffen, an Stelle des Rechnungsjahres eine Periode von zwei oder drei 
Rehnungsjahren treten zu laffen." Durch) 8 95 if die obligatorifche Annahıne des 
faatlihen Etatsjahres für den Gemeindehaushalt angeordnet, weil nad dem Kom. 
Abg.-Gef. in der Regel Gemeindefteuern nur in Form von Zujſchlägen zur 
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Staat3-Einfommenfteuer angeordnet werden bürfen und Schtwierigfeiten unvermeidlich 
find, wenn das Steuerjahr für die Gemeindezufchläge mit benjenigen für die Prinzipal- 
Reuer nicht übereinftimmen. An dem Erfordemiffe jährliher Rechnungslegung 
ift auch für diefe Fälle feſtzuhalten. Mit der Verlegung des kommunalen —X 
iſt die Verlegung des Steuerjahres von ſelbſt verbunden, wenn es auch den Gemeinden 
zit verwehrt ift, für einzelne Abgaben Ausnahmen befonders fetzufegen (OBG. 20, 


Für ihre Öffentlichen Jahresabgaben dürfen die Gemeinden feine_ andere 
Rehmung wählen, als die vom 1. April bis 31. März ($ 95 KAG., PEB. % ©. 520). 
Infolge Verlegung des Etatsjahres ift der Etat durch den Magiftrat nicht ſhon am 
1. Olt., fondern erft am 1. Januar jeden Jahres vorzufegen (f. Gel. d. 29. Juni 1876 
GG. ©. 177). Die Offenlegung des Eints hat den Zmed, der Bürgerfhaft die 
wirtſchaftliche Lage der Stadt und die periodifche Entwidiung derjelben Mar zu legen. 

3. Unter —— auf ben gebrauchten Ausdruck „der Entwurf wird von 

den Stadto. fefigeftellt” ift behauptet ivorden, dag die Stadtv.-Berf. in den Ans 
gelegenbeiten des Rabtithen Haushalte weitergehende Befugniffe als 
der agißrat habe, daß das Rect des MagiftratS beim Etat ein geringeres fei, 
als ber Gtabto.-Berf., daß mamentlid gegen ben Willen des Magiftrats Titel oder 
Teilbeträge von Titeln in den Etat von der Stadtv.⸗Verſ. aufgenommen werben 
tönnen. Indeß der Wortlaut an und für fi) begünfigt diefe Auslegung nicht. Der 
ee der Stabto.-Berf. ſteht der „Entwurf“ des Magiſtrats gegenüber. Diefer 
„Entwurf“, ein nicht beliebig aufgeftellter Etat, ift von ber Stade er. feftzuftellen. 
Dem Magiftrat ift in den Angelegenheiten bes Etats allein das Recht der Jnitiative 
ugeiprohen. Auf Grund biefer Iniliative entſcheidet die Stadtv.-Berf. FIhre Feſt⸗ 
helung des Etats muß fih alfo im Rahmen des Entrourfes Halten, d. b. Die Gtabld.- 
Berl. fann nicht über den Antrag des Magiftrats hinausgehen, fie taum felbfänbig 
nur ſolche Titel oder Teilbeträge in den Etat aufnehmen, welde der Etatsentwurf 
enthält oder ihm im Uebereinffimmung mit dem Magiftrat zugefügt rerden. 
Sie kann allerdings aus dem Entwurfe Titel oder Beträge felbftändig herausftreichen 
— denn darüber Bercict fein Streit, daß Titel ober Teilbeträge einzelner Titel, fei 
es des Einnahme-Etats oder des Ausgabe-Etats, denen die Stadtv.-Berf. nicht zu- 
fimmt, in dem Etat niht Aufnahme finden fönnen — fie kann aber felb- 
ftändig über den vom Magiftrat vorgelegten Etatsentwurf nicht hinausgehen, neuc 
Einnahmen und neue Ausgaben ohne Zuftimmung des MagiftratS in ben Entwurf 
nicht anfnehmen. 

Ahgelehen davon ſpricht die StO. vielfach von einer Beſchlußfaſſung der 
Stabtv., wo biefe leineswegs felbflänbig zur Entieidung berufen find. Die StO. 
enthält ſchon am der Spitze des Abſchnitts „von ben Berfammlungen und Geſchäften 
der Stadiv.“ die einfchräntende Beſtimmung: „die Beichlüffe der Stabto. bedürfen, 
wenn fie ſolche Angelegenheiten betreffen, welche durch das Geſch dem Magiftrat w 
Ausführung übertviefen find, der Bufinmmung, bes Tegteren“, Diefe allgemeine Be- 
ftimmung muß fchon deshalb auf den Etat Anwendung finden, da die ganze Ber- 
twaltung des Magiftrats weientlid in ber Ausführung des Etats befteht. Ebenſo wie 
im $ 66 gleichwohl von ber Feſtſtellung des Etats durch die Stadtv. die Rede ift, 
fo Heißt e8 ad im 849: „die Stadto. befejließen über die Benugung des Gemeinde» 
vermögens". Im $ 53 heißt es ebenfo: daß die Stadto. die Aufbringung von Ger 
meindefteuern befchließen fönnten. Im $ 54 degl.: die Gemeinde Tann durd) Befchluß 
der Stadt. zur Leiſtung von Dieniten berpftichtet werden. Der $ 64 lautet: „Der 
Normaletat aller Befoldungen wird vom Magiftrat entworfen und von den GStadtv. 
feftgefeßt.” Weder in Ietterem Falle, noch in den Fällen der 88 49, 53, 54 bat 
der Gefehgeber an eine felbftändige Enticliegung der Stadtv. gedacht. Latfächlic) 
wird bei allen biefen Fällen die Zuftimmung des Magiſtrats erfordert und muß and) 
erfordert werden, zufolge der oben angeführten allgemeinen Vorfchrift im $ 86. 

Ein Kg der Stabtv.-Berf., jelbftändig den Ctat feflzuftellen, würde aber auch 
den Grundfat in Frage flellen, der als ein fundamentaler in der StO. für Städte 
mit follegialifgem Gemeindevorftande zur Geltung kommt. Diefer Grundjat beruht 
darauf, daß die Verwaltung nach dem übereinftimmenden Willen von Magiftrat und 
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Stadtv. zu führen iſt. Der Etat enthäft num aber in Wirklichkeit die Grundlage des 
Beroaltungeplanes. Hätte bie Stabtv.-Berf, frei von aller Rädficht auf den Magiſtrat 
den Etat feftzuftellen, fo Lünnte fie bei biefer @elegenheit ohne bie fonft erforderiiche 
Zufimmung des anderen Kollegii beftefende Gemeindeverhältniffe umfoßen oder neue 
ir Geltung bringen, Iede Differenz mit dem Magiftcat, die ſich im Laufe des Jahres 
—AA wäre dann, ſoweit ſich die Sache in eine Eiatspoſition bringen Täßt, ein- 
— — der Stadtv.-Berf. zu erledigen, damit aber die Magiftrats-Berfaffung über- 
pt zerfört. 
Idea die Konfequenz eines derartigen Syſtems hat auch Niemand bisher zu 
gehen ‚getoagt, vielmehr ift ftets anerkannt worden, daß, wenn die Stadtv.-Berf. neue 
usgaben oder eine Erhöhung ber Ausgaben gegen den vorgelegten Etats-Entwurf 
beichließt, ein folder Beſchluß der Sufimmung ded Magiftrats bedarf. Auch it ebenfo- 
wenig für bie Stadt. das Recht beanfprucht, neue Einnahmequellen durch den Gtat 
jelbftändig flüffig zu machen, beifpielsweile Steuern einzuführen oder einen Steuer- 
progentfaß zu erhöhen. Nur in dem Falle, wenn es fih um die Veranſchlagung einer 
zwar fefftehenden, aber ihrem Betrage nach veränderlichen Einnahme handelt, z. B. 
um die Einnahme aus ber Verpachtung von Grundflüden, die alljährlich verpadhtet 
werden, oder um die vermutliche Höhe der Einnahme aus einer feftftehenden Steuer, 
wird für bie Stadtv..Berf. das Recht in Anſpruch genommen, unabhängig von bem 
Magiftrat die Höge diefer Einnahmen fefzuftellen, derart, daß für eine höhere Ber- 
anſchlagung dieſer Erträgnifie die Zuftimmung des Magiftrats nicht nötig fein, foll. 
Eine folge aus felbftändigem Rechte vorgenommene Erhöhung fann eine dreifache 
Wirkung haben. Entweder dient fie zur Dedung neuer im Etats-Entwurfe nicht 
vorgefehener Ausgaben, oder fie macht ohne Schädigung der Bilanze eine anderweitige 
Berninderung der Einnahmen möglich, oder fie bringt im Etat einen Ueberſchuß zur 
Erigeinung. Eine Veränderung bes Etats im lehteren Sinne ift praltifc bedeutungs- 
108. Grmeift fih der Anſchlag ale zu hoc, fo bleibt der Ueberſchuß aus und es ent · 
ſteht weiter fein Nachteil. Sol die Einnahme · Erhöhung zur Dedung neuer, int 
urjprünglichen Entrourfe nicht vorgefehener Ausgaben erfolgen, jo Haben entweder der 
Magiftrat oder die Stabtv. ein größeres Intereſſe an diefen Ausgaben. Iſt das 
Juiereſſe auf Seiten des Magiftrats, fo wird er, falls er fonft die Ausgabebemilligung 
nicht erlangen kann, bie Einnahme-Erhöhung ſich gefallen laſſen; erweilt dieſelbe fpäter 
ich als tatjählich micht geredjtfertigt, jo muß die Gtadto.-Berf. im Laufe des Jahres 
anderweitig Rat jhaffen. Hat dagegen Iegtere an den neuen Ausgaben ein befonderes 
Intereſſe, fo verliert fie in dem Mafe, als fie eine nach Anſicht des Magiftrats nicht 
genügende Einnahmededung bietet, die Gewähr, daß ber Magiftrat von ihrer Vollmacht 
zur Verausgabung Gebraud macht. Als praktifch erheblicher Fall bleibt demnad nur 
derjenige übrig, wo eine Erhöhung des Anichlages jener Einnahmen das Mittel bietet, 
eine jährlich zu bewilligende Steuer, beiſpielsweiſe eine Gemeinde-Einfommenfteuer, 
um jo viel niedriger zu bemeffen. Bei den jährlichen Verhandlungen über den Prozeut · 
fat des Kommunalzufclages zur Einfommenftener werben in der Tat bie Ber- 
anſchlagungen der ihrer Höhe nad) veränderlihen Einnahmen, namentlich der ander- 
weitig beftehenden Steuern, die Vorfrage bilden. Im diefer Beziehung iR nun aller- 
dings Hervorzuheben, daß die Beranichlagung der jährlich neu zu beiwilligenden Steuern 
den Stabtv. nicht befteitten werden Fann. m dem umfafjenden Rechte, die Bewilligung 
einer ſolchen Steuer zu verfagen, ift tatſachlich auch das mindere Recht einbegriffen, 
die zu bewilligende Steuer zu veranfchlagen. Die Stabtverorbneten find zwar ber- 
pflichtet, den Etat nötigenfalls durch Bewilligung eines entſprechenden Zuſchlages zur 
Einlommenſteuer balanzierend zu machen. Aber wenn fie glauben, unter Umgehung 
einer Steuererhöhung diefe Bilanze durch eine höhere Veranfhlaguug der veränder- 
lichen Einnahmen Herfiellen zu fönnen, fo wird Magiftrat nicht in der Lage fein, dem 
zu widerſprechen, Wo aber eine folde bewegliche, alljährlich neu zu bewilligende 
Steuer nicht befteht, Hat die anderweitige Beranichlagung ſolcher veränderlicher Ein- 
nahmen für die Stabto. überhaupt Teine Bedeutung. 
4. Das Budgetrecht der Stadtv. kommt aber nicht blos dem Magiftrat, fondern 
aud) den Auffichtebehörden gegenüber in Betracht, wenn bie Gtadto. fid tweigern, die 
der Stadtgemeinde gefetzlich obliegenden, von der Behörde innerhalb dev Grenzen ihrer 
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Zuftändigfeit fegeftellten Leiſtungen auf den Etat zu bringen oder außerordentlich zu 
bewilligen. In diefem Falle verfügt der Reg.-Präf. die Eintragung in den Etat oder 
bie Feftftellung der Ausgabe nad) Maßgabe des 5 19 Zuft,-Gefeh, (6 78 StO.). Ueber 
diefen Fall hinaus ift eine Einwirkung der Auffichtsbehörden auf die Bewilligung von 
Seitens der Stadtv.-Berf. abgelehnten Ausgaben, insbefondere die Annahme ausgeichloffen, 
daß nunmehr in dem im 5 36 StO. vorgefchriebenen Verfahren auf Anrufen des Magiftrats 
die Auffichtebehörbe einfchreiten löunte. Daran hat der $ 17 Zuf.-Gef. nichts geändert, 
wie auß der bei der gmeiten Berating des Zuf,-Gel. in der Sihung des Abgeordneten 
haufes vom 2. Mai 1883 Seitens des Kommiffarius der Staatsregierung abgegebenen 
gettärung hervorgeht. (Sten. Ber. über die Verhandl. des Abgeordnretenhaufes 1882/83, - 
Band IT, ©. 16%). (PBB. 9 ©. 25). Eine Ausdehnung der Befugnis der Aufs 
fitsbehörde zur Eniſcheidung von Meinungsverfchiedenheiten der beregten Art dem- 
nach im Zuß.-Gef. nicht erfolgt. Du ferner and) die bezüglid, der Zmangset 8 
in den $ 78 ber Regierung beigelegten Befugniſſe in dem $ 19 Zuſt.Geſ. nicht auf 
den Bezirls-Ausfhuß, fondern auf den Reg.-Präfidenten übergegangen und zugleich 
event. dem Angriff durch Klage beim — unterworfen find, fo fan bezüglich der " 
von der Stadt.-Berf. abgelehnten Ausgaben jeder Art_eine Zuftändigfeit des Bez.- 
Ausſchuſſes nicht anerkannt werden. Bei den von der Stadtv.-Berf. beſchloſſenen Ab- 
fegungen hat es hiernad) lediglich zu bewenden, weil es infoweit an dem Konjenfus 
beider Organe fehlt. An einem ſoichen fehlt e8 aber and, wenn die Stadtv.-Berf. 
ohne nachfolgende Zuſtimmung des Magiftrats über die Anfäe des Entwurfs hinaus. 
geht, Ausgabepoften erhöht oder ganz neue ‚uegabspoften in den Etat einftellt. (f. Jebens 
©. 206, 267, Kappelmann StO. ©. 186 Abi. 2, Gerfimeyer ©. I14 n. 7, v. Brauchitſch 
3b 1 zu 5 17 Zuſt.⸗Geſ. Bo. 3 zu $ 86 StO. Abweichend Ledermann [S. 449 
n. 5], welder $ 17 Nr. 1 Zuf.-Gel. für anwendbar hält. Indes wird es ſich wohl 
ſtets nur um für zwedmäßig zu erachtende Ausgaben bezw. um Angelegenheiten 
handeln, die auf ſich beruhen bleiben Lönnen.) 
os ſodann die Dedung des bei der Etatsaufſtellung gegen die Einnahmen 
herborgetretenen Defizite anlangt, fo fteht in Betreff der Beictußfeffung über die Be- 
fhaffung der hierzu erforberfichen Mittel durch Erhöhung der beftehenden oder durch 
Einführung neuer Gemeindefteuern der Stadto.-Berf. kein weitergehendes Recht zu, 
als bei der Feſtſtellung des Etats überhaupt. Wie bereits zu $ 58 bemerkt, fünnen 
die Stadtv. ſelbſiandig ohne Zuftimmung des Magiſtrats Gemeindeftenern weder erhöhen 
roch beichließen. Diefer Wedhtezuftand hat da® KAG. nicht mur nicht abgeändert, 
fondern nur noch tlarer zum Ausdrud gebracht. Die Einführung nener Steuern bezw. 
die Erhöhung beftehender Steuern hat nah dem KAG. durch Gemeindebejhluß, 
d. 5. durch übereinftimmenden Beſchiuß des Magiſtrats und der Stadto.-Berf. zu er 
folgen (j. 55 38, 49, 61, 64, 68, 77, TEKAG.). Im Kalle von Meinungsverfcieden- 
heiten der beiden fläbtifchen Behörden über bie Dedung des Defizite durch Einführung 
neuer Steuern wird ber Bezirfeansfhuß nicht angerufen werden können, da ein negativer 
Beſchluß vorliegt (5 36 ©. 235 n. 1). Im den meiften Fällen wird ein vorhandenes 
Defizit durch Erhöhung ſchon beftehender Steuern gebedt werden müfjen. In diefer 
Beziehung wird $ 59 KAG. zur Anwendung gelangen, wonad über die Dedung de6 
Sinangbebarfe bezw. über die Aufbringung des Steuerbedarfs die Gemeinde bis zum 
[laufe der erſten drei Monate des Rechnungsjahres Beſchluß zu fallen hat. Kommt 
bis zu diefem Zeitpunlte ein gültiger Beſchluß nicht zu Stande, fo werden behufs 
Dedung des Gteuerbedarfs bie Realftenern mit einem um die Hälfte höheren Prozent- 
fage al die Eintommenfleuer, unter ſich nad gleichen Progentfägen herangezogen. 
du Ausführung diefer gejeglichen Wnorbnung ift der Wagiftrat ohne Seht der 
dtv. Berf. ebenfo berechtigt, als verpflichtet, Bon Amtsrvegen oder auch auf An⸗ 
rufen der Ctadto.-Verj. ift_ jedod) die Auffichtsbehörde, in Stadtgemeinden der Reg. 
Bräfident, befugt, die Dedung des Stenerbebarfs nad; Maßgabe der SS 54 und 55 
KAG. anderweit anzuorbnen. Diernach in auch in dieſem alle für eine Entjheidung 
des Bezirfaausfchuffes gemäß 9 17 Zuf.-@el. fein Raum. Chenfowenig Tann die 
Entſcheidung des Bezirtsausichuffes in dem Falle angerufen werden, wenn bie Stadtv. 
Aber die Befteuerungsanträge des Magiftrats hinausgehen, In diefem Falle fteht dem 
Magiftrat der Weg des 5 15 Zuft.-Gel. offen, auf Grund des $ 2 Abi. 1 des KAG, 
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wonach bie Gemeinden von der Befugnis, Steuern-zu erheben, nur infoweit Gebrauch 
machen durfen, als die fonftigen Einnahmen zur Dedung, der Ausgaben nicht aus« 
eigen. Ein Stabtv.-Beihluß, der gegen dieſe BVorfehrift verftößt, enthält eine 
Geſetzesverletzung. 

Schließlich wird das Verfahren gemäß $ 36 StO. $ 17 Nr. JZuſt.Geſ. auch 
in dem Fall nicht eintreten önnen, daß die Stadtv.-Verſ. laufende —eE höher 
veranfchlagt, um unter Umgehung einer Steuererhdhung die Bilanz im Etat herzuftellen. 
Einem folgen Beſchluſſe wird der Magiftrat nicht widerjprechen Tönnen, um fo weniger 
als die vom Magiftrat erfolgte niedere Beranfchlagung fi gleichfalls nur auf Ber- 
mutungen und Wabrigeinlichkeitsberecänungen gründen lönnte. (Abweichend Leder- 
mann &. 450, 451.) 

5. Eine Fefftellung des Stadtetats durch die Auffichtsbehörbe findet nicht flatt. 
46 19 Abi. 3 ZuR.-Gef.) CEbenfowenig feht der Auffihtsbehörbe — abgeiehen von 
$ 78 StO., $ 19 Zuf.-Gef. — das Recht zu, ben Iengeelten Etat zu ergängem, 
etwa dadurch, daB Erträge vom Grundeigentum oder Zinfen von Kapitalien ale Cin- 
nahmen in ben Etat aufgenommen werden. Die angeordnete ‚Sintragut von Ein- 

“ nahmepoften, um die Dedungsmittel des Gemeinbebedarfs durch Nutbarmadun; 

von Grundftüden und Kapitalien zu befhaffen, iſt micht zufäffig. (f. SS 49, 8) 
Dod gewähren 55 2, 3_ KAG. der Auffihtsbehörde die Möglichkeit einer Ein« 
wirkung. (©. o. $ 53 ©. 224) Auch im amderen Beziehungen ift die Anfe 
ſichtsbe hörde auf die Geftaltung des Etats nicht ohne Einftub, indem die Bemeſſung 
der GSteuerzufchläge, insbefondere die Feftfegung des Werhältnifjes der Realfteuern 
zur Einfonmenftener an beſtimmte Grundfäge gebunden (f. $ 53 KAG.), bie Auffichte- 
behörde auch befugt if, wenn bis zum Ablauf der erften drei Monate des Rechnurigs - 
jahres ein gulliger Beſchluß über bie Dedung des Steuerbedarfs nicht zu Stande 
kommt, die Dedung des Steuerbedarfs nach Maßgabe der 55 54, 55 (KAG.) anzu- 
ordnen ($ 59 2ıe). 


8 67. 


Der Magiftrat Hat dafür zu forgen, daß der Haushalt nad 
dem Etat geführt werde. 

Ausgaben, welche außer dem Etat geleiftet werden follen, be— 
dürfen der Genehmigung der Stadtverordneten. 


1. Die Etats bilden die Norm, nad) welcher fi ber Magiftrat ale 
erwaltungsbehörde zu richten hat und von welder er nicht eigenmächtig abweichen 
darf. Der Siadtverordneten ⸗· Verſammlung gegenüber hat der Magiftrat die Ber- 
antwortlichteit für die möglichft genaue Einhaltung des feſtgeſtellten Etats. Doc 
laſſen ſich Abweichungen von demjelben, namentlich Ueberfreitungen, fehr oft nicht 
umgehen. In ſchleunigen Fällen muß dann der Magiftrat auf feine Gefahr handeln 
und ift verpflichtet, die Genehmigung der Stadtverordneten-Berfammlung nachträglich, 
einzuholen. Der Begriff der Etatsüberfchreitung ift übrigens_oft befritten. 
Analog ift die Be, if ung im $ 19 des Geſetzes betreffend die Oberrehnungs- 
tammer vom 27. März 1872 (6. &. 278) auch für ſtädtiſche Berhältniffe maßgebend. 
Danad) find Etatsüberfhreitungen alle Mehransgaben, welche gegen die einzelnen 
Kapitel und Titel des Etats ftattgefunden haben, foweit nicht einzelne Titel in den 
Etats als übertragbar ausdrüdtic; bezeichnet find. As Etatsüberfchreitung ſieüt fidh 
aud) jede Verwendung vorgefehener ftädtifher Einnahmen zu anderen ale den etate- 
mäßigen Zweden, ſchließlich jede Berausgabung der im Etat nicht vorgefehenen Ein» 
nahmen dar. Verweigert die Stadtverordneten · Verſammlung die Genehmigung einer 
außerordentlichen Ausgabe, deren Leiftung ber Stadt geſetzüch obliegt fo tritt das 
Zuft.-Öel. $ 19 vorgefdhriebene Verfahren ein. Zermag der Magifirat bie Gtatd- 
überfchreitung vor der Stadiverordneten-Berfammlung nicht zu rechtfertigen und bie 
nachiragliche Genehmigung nicht zu erlangen, fo ift er der Stadtgemeinde verantwortlich. 
Diefe Vertretungs-Werbindfichleit der Magiftcatsimitglieder regelt ſich aber and in 
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dieſem alle nach den algemeinen Borfhriften über das Verjehen ber ſtädtiſchen 
Beamten (j. 0. 8 56 ©. 342). So wenig aus ber Nichtgenehmigung einer 

Seitens der Stadtverordneten-Berfammlung ohne Weiteres auf eine Sdidigung des 
Gemeindevermögens gefchloffen werden kaun, ebenjowenig ift die Vertretungspflicht 
des Magiftrats von vornherein mit der Verpflichtung der jattung der verausgabten 
en hd die Gemeindefaffe zu identifigieren (OX. vom 4. April 1870, Strieih. 77 


leber bie Sertretungepfiicht der Baubeamten bei Ueberſchreitung des Boran- 
ſchlages vergl. RZE. 13 ©. 258. 

2. IR aus Naglaſſigkeit oder fonftigen Gründen der Etat nicht veditzeitig ber 
ſchloſſen worden, fo hat der Magiſtrat die Verwaltung nach folgenden Grundjägen 
meiter zu führen. Bon ben Einnahmen find die auf zivilrechtlichen Titeln beruhenden 
Beträge einzuziehen, Soweit fie aus öffentlih-vechtlihen Duellen, aus Steuern, 
Gebühren, Beiträgen, fließen, werden fie nur bann, wenn fie fi auf Ortöftatut 
gründen oder Über den Ablauf des verflofjenen Rechnungsjahres hinaus bewilligt find, 
meiter erhoben werben Lönnen. Bon den Ausgaben find die zivilrechtlichen Verbind- 
lichkeiten, 3. B. m) Zahlung der Gehälter, der Schuldenzinfen, ebenfo zu erfüllen, 
wie die Ausgaben fortzufeiften find, welche ſich zur Fortführung der Taufenden Ber- 
waltung ober darüber hinaus zur Ausführung von Gemeindebeihlüffen als notwendig 
erweifen. Willkarliche Aufwendungen haben dagegen zu umnterbleiben. Auch meue 
Einnahmen dürfen der Stadt in der Kegel nur auf Grund eines Gemeindebeſchluſſes 
eröffnet werden. 

3. Der Etat ſcheidet ans dem Gange der ſtädtiſchen Wirtihaft kunſtlich einen 
gewiſſen Zeitraum, ohme daß ſich doch aud) die MWirtfehaft felbft in derartige fireng 
don einander gefonberte Perioden trennen läßt. Cs macht fih daher aud in dem 
ſtaͤdtiſchen Finanzweſen eine Refiverwaltung notwendig, welche ſolche Ausgaben, die 
nad) ihrem Entflehen in das verflofiene Jahr Hineinfallen, aud) darauf verrednet. 
In Betreff der Verrehnung der Reftausgaben ift als Grundfa zu erachten, daß eine 
Reftausgabe für das Vorjahr dann vorliegt, und mithin die Hebertragung des zu ihrer 
Dedung —S erforderlichen Betrages in das folgende Rechnungsjahr danr 
zuläffig ift, wenn die Ausgabe wirtfchaftlich dem abgelaufenen Rechnungsjahre angehen. 
aus rechtlichen und tatſächlichen Gründen aber erft nad) Ablauf desjelben zur Zahlung 
gelangen Tann, gleichviel ob der Zeitpunkt der Fälligkeit der betreffenden Ausgabe in 
das abgelaufene oder in das neue Rechnungsjahr fält (MR. 1888 ©. 100). 


8 68. 

Die Gemeinde-Abgaben und die Geldbeträge der Dienfte ($ 54), 
ſowie die Abgaben für die Theilnahme an ben Nußungen ($ 52) 
und die fonftigen Gemeindegefälle werden von ben Säumigen im 
Steuer-Exekutionswege beigetrieben. . 

Dazu 5 W KAG.: 

Gebühren, Beiträge, Steuern und Koften, ſowie die nad) einem von ber 
Auffichtsbehörde feſtgeſtellten Tarife erhobenen Vergütungen (Rurtaren uſw.) 
unterliegen ber Veitreibung im Verwaltungszmwangsverfahren nad Maß- 
‚gabe der Verordnung vom 7. September 1879 (Gefegf. ©. 591). 

Sind Naturaldienfte zu leiften, fo if der Gemeindevorftand bei Säumuis 
der Pflichtigen befugt, die Dienfte durch Dritte leiſten und die entftehenden Koſten 
von den Erfteren im Verwaltungszwangsverfahren beitreiben zu laſſen. 

1. Das abminiftrative Erelutionsverfahren richtete fi bisher nach 
der Berorbnung. vom 7. September 1879 betrefjend das Verwaitungszwangsverfahren 
wegen Beitreibung von Geldbeträgen (85. S. 591) nebft Anweiſung vom 15. Gep- 
tember 1879 zur Ausführung biefer Verordnung. Dazu trat nod die Geſchäfts - 
anweifung für die Vollziefungsbeamten im Bereiche der Verwaltungen ber bireften 
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und indireften Steuern v. 11. Oftober 1879. Nach Art. 8 Ausf.-Gei. (v. 22. Sep- 
tember 1899, GS. ©. 284) zum Reichegeſ. betr. Aenderung der ZPO. von 17. Mai 
1898 (RSS. 286) treten, foweit in Gejegen und Verordnungen auf Vorſchriften der 
Verordnung, betreffend das Bertwaltungszmwangsverfahren wegen Beitreibung von 
Geldbeträgen, vom 7. September 1879 (GS. S. 591) verwieſen ift, die entiprechen- 
den Borfcriften „der dieſes Verfahren anderweit vegeinden Königlichen Verordnung 
vom 15. November 1899 (GS. S 545) und v. 18. März 1904 (®S. S. 36) an ihre 
Stelle, zu deren Ausführung die Anmweifung vom 20. November 1899 (veröffentlicht 
in den Reg.-Amteblättern) erlaſſen if, welche auch für die Bollgiehungsbeamten der 
Gemeinden maßgebend if (f. PUB. 21 ©. 122, 34 ©. 324, 481). Aa 

Nach Abſ. 2 des $ 2 der Verordu. vom 11. Movember 1899 ift. bei Verſtößen 
ber Beamten gegen die Borfchriften diefer Verordnungen und wegen vermeintlicer 
Mängel bes Zwangsverfahren® unter Ausſchluß des Rechtsweges und des Verwaltungs» 
freitverfahrens um die Veſchwerde bei ber ergeebten Dienfbehörbe besjenigen 
Beamten zuläffig, deffen Verfahren angefochten wird, (j. IMB. 1851 ©. 36, 1: 

, 1865 ©. 118, 1890 ©. 12, 325. DVG. 19 ©. 198, RZE. 23 €. 35, 88 
ER. 9. April 1864, IMP. ©. 256). 

a) Das Recht zur abminiftrativen Exekution erſtregt fi nicht auf Abgaben 
und Gefälle aus privatrechtlihen Titeln, 3. B. Pachtgelder, Erbpadts-Ranon. 
Derartige Forderungen müffen im Rechtsiege eingezogen werben. Dagegen unter 
fiegen der Berwaltungs-Erefution nicht blos die fteuerartigen Gefälle, — auch 
alle diejenigen dinglichen Seifungen, welde den Charakter öffentlicher Laflen und 
Pflichten haben. Als Kennzeichen folder dinglicen (gemeinen) Laften find aufgefelt, 
dab fie auf der Werfafung des Orts, gt auf einem fpeziellen Titel beruhen, daß 
ferner ihre Oeffentlichteit durch die Eigenichaft des Berechtigten bedingt if, indem fie 
der Gemeinde, der Kirche zc. zu leiſten find und daß fie endlich auf alen Grundftüden 
derfelben Art im Bereiche der Berfaffung, aus welcher fie ſtammen, laſten. Es gehören 
dahin alle diejenigen Laften, welche im $ 49 Nr. 3 Kont.-Ordir. von 1855 und $ 54 
Ar. 2 und 3 Konk.-Ordn. für das Deuiſche Reich vom 10. Februar 1877 — „Forde- 
rungen der Kirchen und Schulen, ber Öffentlichen Verbände wegen der nach Geſetz 
oder Berfaffung zu enteihtenden Abgaben und Leiftungen“ — amfgeführt find, jet 
$ 10 Ab. 1, 3 und $ 156 Abf. 1 Reihegef. über bie Zivangöverfteigerug und 
Zmangsverwaltung vom 24. März 1897 (RG. S. 97) und Art. 1 und 2 Kuol.or. 
au dielem Neichsgefeg. Jusbeſondere gehören Hierher bie Wegebaulaſten, von denen 
eine Art die Verpflichtung zu Trottoir-Anlagen und die mach $ 15 Gefeh vom 
6. Zuli 1875 (,. $ 56 S. 319) den Adjazenten anferlegten Leiſſungen bilden. Ueber 
den dinglichen Charakter tommunaler Waffer- und Kanalgebühren |. BEP. 24 ©. 276. 

jenn eine Stadtgemeinde fi vorbehäft, fämtfiche Arbeiten innerhalb der 
ſtädtiſchen Straßen und Burgerſteige, die behufs Anfchluffes von Kanalabſtichen uud 
Dachmäfferableitungen erforderlich werben, auf Rehuung der Cigentümer der anu 
fließenden Grundſtücke ſelbſt auszuführen oder damit beftimmte Unternehmer zu be» 
trauen, fo bilden die im Einzelfall entflehenden Forderungen der Stadtgemeinde an 
die Eigentümer weder Steuern, noch überhaupt Gemeindelaften, vielmehr find fie 
privatrechtficher Natur und können auch dur Ordnungen, ſelbſt wenn fie von der 
Auffichtsbehörde_gemehmigt_find, die Eigenſchaft öffentlic-veitlicher Gemeindelaſten 
nicht erhalten (OO. 37 S. 20). 

b) Die Gebühren im engeren Sinne (5 4—8 KAG.) bedürfen einer be · 
jonderen Fefiegung des Tarife duch bie Auffihtsbehörde zweds Erlangung der 
Bolftredbarkeit im VBerwaltungszwangsverfahren nicht. Soiche Vergütungen 
aber, welde nicht zu ben Gebühren im engeren Sinne gehören, wie 3. B. Kur» 
tagen, uuterliegen nah $ 90 KAG. der Deitreibung im Benwaltungszwangsverfahren 
mur dann, wenn ber Tarif von der Auffictebehörbe fefgefegt if. &s macht dann 
feinen Unterfchied, ob diefe Gebühren einen privatrechtlichen Charakter haben. Die 
von dem bisherigen Rechte abweichende Veftimmung beruht auf der Erwägung, daß 
es ſich bei der Nichtentrichtung ſolcher Gebühren bezw. Vergütungen in ber Mehrzahl 
der Fälle lediglich um eine Verfäumnis des Schuldner handelt, und daf die Be- 
ſchreltung des Rechtsweges in allen derartigen Fällen mit Weiterungen vertnüpft if, 


SO. 5 68. Vorrechte der Gemeinbeabgaben. 523 


die weber im Intereſſe der Gemeinden, noch in demjenigen des Schulduers Tiegen. 
Ein jolcher Tarif kann für diejenigen gewerbligen Unternehmungen ber Gemeinde, 
melde unter $ 3 Abf. 2 KAG. fallen, fergefleilt werden. Handelt es fi aber um 
Unternehmungen ber Gemeinde, welche micht zugleich auch öffentlichen Intereffen 
dienen, jo fönnen bie für deren Benugung zu zahlenden Vergütungen nicht ale 
Affentich-nechttihe Gebühren, auf welde die Beſtimmung des $ 90 (und des $ 87) 

Imwending findet, fondern nur als privatwirtſchaftliche Entgelte betrachtet werden. 


ec) Hinfihtlid der Borrechte der rüdftändigen Gemeindeabgaben im Kon- 
turje beftimmt $ 61 Nr. 2 der Kont.-Orbn. filr dag Deutiche Rei (RGRB. 1898 
©. 612). Danad) gebührt den Forderungen der Gemeinden, ſowie ber Amts-, Kreis- 
und Brovinzialverbände wegen Öffentlicher Abgaben, welde im Ietsten Jahre vor ber 
Eröffnung des Verfahrens fällig geivorden find ober nach $ 65 Kont.-Ordn. als fällig 
jelten, das Vorrecht zur zweiten Stelle, wobei es feinen Unterjhied macht, ob der 
Stenererheber die Abgabe bereits vorſchußweiſe zur Kaffe entrichtet hat. Das Bor- 
recht zur dritten Stelle gebührt dei Serderungen der Kirchen und Schulen, der öffent« 
lichen Verbände wegen der nach Gejet oder Berfaflung zu entrichtenden Abgaben und 
Leiftungen aus dem lehten Jahre dor der Eröffnung des Verfahrens ($ 61 Nr. 3 
ebendafelbf). Nach RZE. 21 ©. 48 und 28 ©. 87 foll das den öffentlichen Abgaben 
in ber Kont-Ordit. vom 10. Juli 1877 eingeräumte Vorrecht nur den eigentlichen 
Steuern, nicht aber auch ben Gebühren für Amtshandfungen (Verwaltungsgebühren) zu- 
ftehen. Nur von diefen if in beiden RIE. bie Rede. Unter den Abgaben im Siune dee 
$ 61 Nr. 3 der Konkursoron. 1898 (RGB. ©. 612) dürften aud) die Gebühren ($ 4 
KAG.) umd die Beiträge ($ 9) mitzuverftehen fein (f. Zäger Kommentar Anm. 17 zu 
$ 61). Ueber die Beitreibung der Stenern im Konlursverfahren |. PBB. 24 S. — 


d) Bei Verteilung der Kaufgelder eines ſubhaſtierten Gruudſtückes unter 
die Renlglänbiger haben nad) $ 10 des Neihe-Gef. über die Zmwangsverfteigerung 
vom 24. März 1897 (RG. ©. 97) ein Recht auf Befriedigung ans dem Grundftüde 
Gorrecht zur dritten Stelle) die Anfprüche auf Entrihtung der öffentlichen Laften 
des Grunbftüdes wegen der laufenden umd der aus dem letzten zwei Jahren rild- 
Röndigen Beträge. ach $ 18 ebendafelöft nehmen die Iaufenden Beträge wieder- 
fehrender Leiftungen ihren Anfang von dem Iegten Fälligfeitstermine vor der Be— 
ſchlagnahme des Grundftüdes; die Rüdftände werden von demfelben Zeitpuukte ab 
zurüdgeredhnet. Fehlt e8 innerhalb der Lefgten zwei Jahre an einem Nälligfeits- 
termine, fo entideidet die Zeit der Beihlagnahme. Liegen mehrere Beſchiagnahmen 
vor, fo if die erfte maßgebend. Bei der Zwangsverfteigerung gift, wenn bis zur 
Beihlagnahme eine Zmoangsverwaltung fortgebauert hat, die fie diefe bewirkte Be- 
Ihlagnahme af8 die erfte. Bei der Zmangsverwaltung find die Taufenden Beträge der 
öffentlichen Laften vom Zwangsverwalter ohne weiteres zu berüdjichtigen, inebefondere 
die Ueberfchüffe der Nutungen des Grumdfiüdes auf die im $ 10 Nr. 1-5 be- 
zeichneten Aufprüche zu verteilen ($$ 155, 156 des bezeichneten Geſetzes). Als 
Öffentliche Laften eines Grunbflüdes im Sinne des $ 10 und $ 156 eit. Geſ. gelten, 
die auf einem nicht privatrechtfihen Titel beruhenden Abgaben und Leitungen, die 
anf dem Grundflüde nad) Gefet oder Berfafiung ruhen (gemeine Laften) und zu den 
meinen Euften gehösen mamentich; Abgaben um Leitungen, die ans bem 

munal«, Kirchen, Pfarr- oder Schulverbande entipringen (Art. 1 und 2 Ausf.- 
Ei Keichsgeſetz über die Zroangeverfteigerung) vom September 1899 (65. 
©. 291). 


Bei offentlichen Abgaben if der Begriff ber rüdfländigen und der bis zum 
Zuſchlagsbeſcheide Laufenden Beträge durch bie Fälligfeit bedingt, welche regel- 
mäßig erft mit dem Seitpunfte, in dem die Abgabe zur Hebung geftellt oder ausge» 
ſchrieben wird, eintritt. Jede andere den Zeitpunkt der Entftehung der Forderung 
‚oder fonfige Momente berüdfichtigende Begriffsberimmung würde bei ihrer praktifcen 
Anmendung zu erheblichen Zeilen und Unzuträglichfeiten führen. Als Rüdfände 
Öffentliches Abgaben aus den beiden letzten Jahren find daher diejenigen Präftationen 
amzufehen, die in den beiben Jahren vor dem Zeitpunkt, der nad) der Borfahrift des 
Geſetzes die rüdfländigen von den laufenden ſcheidet, fällig geworben find, als 
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Taufende diejenigen Präfationen, welde in der Zeit von dem borbezeichneten Zeit- 
punkte ab bis zum Uebergang des Eigentums auf den Erfteher fällig werben 
(89. 19 ©. 292, 17 ©. 180). Als im Rüdftande verblieben gelten alle gleichviel 
ob periodifch wiederkehrende oder einmalige Gemeindeabgaben, bie zur Hebung geflellt, 
aber bis zum Yälligleitstermine nicht bezahlt waren. 

Der Erſteher eines im, Zmwangsverfahren verfteigerten Grunbftüde if für 
Rackſtande an dinglihen Gemeindeabgaben aus der Zeit Feines Vefittvorgängers nur 
infofern haftbar, wenn er fie in Anrechnung auf das Kaufgeld in dem geringfen 
Gebot übernommen hat (OB®. 33 ©. 214). 

Der Autrag auf Bruangenerfeigerun eines Grundftüdes wegen Steuer-Rüd- 
Händen ift an die Senehmigung der Auffichtebehörbe gebunden durch 5 34 Berordn. 
3%. Juni 1853 (9S. ©. ), welche trotz ihrer Erjegung duch bie zu m. 1 
erwihnte Verordnung bauernde Geltung behalten hat (vergl. Art. 80 der Anmweijung 
vom 28. November 1899 im Zentralblatt der Kogabengeepgehung © 44; 1, Arange 
verfteigerung von Grundftüden wegen öffentlicher Laften in PBB. 25 ©. 449, 791). 

2. Im Geltungsgebiete des Allgem. Landrechts fand über bie Verbindlichteit 
zur Entrichtung allgemeiner Anlagen und Abgaben einjchließfich der Gemeinbeabgaben 
nur ein erfahren vor dem Berwaltungsbehörden flat. Doh mar nah $ 79 
Tit. 14 T. II Allgem. Landrechts, jowie nach deu 85 9 und 10 des Gel. betr. Er- 
meiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 (GS. ©. 241), der Rechtsweg zur 
täffig, fobald Jemand behauptete, aus befonderen Gründen (Bertrag oder Privilegium) 
befreit zu fein, fowie daß bie einzelne Forderung bereit früher getilgt oder verjährt 
fei. Das Zuf.-©ef. $ 160 hat in Bezug auf die kommunalen Berbinbligjfeiten bie 
Beftimmung getroffen, daß die Zuftändigleit der Verwaltungsgerichte auch in den vor« 
gedachten Fällen begründet fein folle. Der ordentliche Redtemweg if alfo in Bezug 
auf diefe Fälle ausgefchloffen. Wenn jedod) auf dem bezeichneten Gebiete ein einheit- 
liches Verfahren erreicht tmd widerſprechende gerichtliche Entſcheidungen vermieden 
werben follten, fo war es erforderlich, nicht allein die Beſchwerden der Berbande- 
genofjen gegen den Berband bon. der in Anfprud) genommenen gegen die im 
Anfprud; nehmende Behörde der Berwaltungsgerichtsbarleit zu überweifen und damit 
vom ordentlichen Rechtswege auszuſchließen, jondern auch die Gtreitigfeiten der Be- 
teiligten untereinander. Daher iſt nad) dem Vorgange des $ 18 bezw. 5 34 Abſß. 3 
Zuf.-Gef, im $ 70 Abf. 2 KAG. eine dementfpregiende Beflimmung neu eingeführt. Da- 
gegen bleiben die ordentlichen Gerichte Hinfichtlich der neben dem öffentlid-rechtlichen 
Verhältniſſe zu befonderer Entflehung gelangten privatrechtlihen Berhältnife, wie 
zwiſchen Käufer und Verkäufer, zuftändig. Der ordentliche Rehtaneg ift deshalb zu- 
läffig über die Bezahlung einer Gemeindeabgabe, zu der nicht der Zuaniprud- 
genommene, fondern deſſen Vorbeſitzer veranlagt worden if. (IMB. 1897 ©. 289.) 

NZE. (32 ©. 345) hat den Rechtsweg für nuzuläffig erflärt in dem alle, 
wo es ſich um den Widerſpruch eines ausgefallenen Hhpothefengläubigers gegen bie 
im Berteilungsplane angefeßte Forderung der Gtadtgemeinde auf Crflattung von 

” Straßenanlageoften ($ 15, Gefet 2. Juli 1875) handelte und angenommen, daß 
infoweit fi der Widerfpruh ausſchließlich gegen die Nichtigkeit des Liquidates 
Eriſtenz, Höhe, Verität und Veranlagung) richtet, dev Rechtsweg nicht — if. 
Imfoweit jebod) der Widerfpruch fi darauf erftredt, daß dem Anfpruche fein Real- 
et oder fein Vorrecht zulommt, ift Darüber im ordentlichen Rechtswege zu enticheiden 
INZE. 4 ©. 246). 

Das Geſetz vom 24. Mai 1861, betreffend die Ermeiterung des Rechtsweges 
(SS. 241), gewährt im $ 15 das vedjtfiche Gehör in Beziehung auf die in Nr. 1 
der Aierhögften Kabinett8-Ordre vom 19. Iunt 1886 (©&. ©. 198) aufgeführten 
Abgaben und Leiftungen, welche für Kirchen umd öffentliche Schulen oder für deren 
Beamte auf Grund einer notoriſchen Orts- ober Vezirksverfaffung erhoben werben, 
desgleichen im Beziehung auf Forderungen öffentlicher Schul- und Erziehungs 
auftalten an Scul- und Penfionsgeld. Im Beziehung auf folde Abgaben und 
geiftungen an Kirchen, Schulen und deren Beamte, weiche auf einer allgemeinen ge- 
ſebůchen Berbindlicjfeit, bezüglich auf einer von der auffitführenden Regierung in 
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Gemäßheit Be Befimmung angeordneten ober für exekutoriſch erklärten Um- 
Tage beruhen, findet der Rechtsweg nur infoweit ftatt, als bies bei öffentlichen Ab- 
gaben der Fall iſt. 


8 69. 

Die Jahresrechnung ift von dem Einnehmer vor dem 1. Mai 
bes folgenden Jahres zu legen und dem Magiftrat einzureichen. 
Diefer, bat die Rechnung zu revidiren und ſolche mit feinen Er- 
innerungen und Bemerkungen den Stabtverordneten zur Prüfung, 
Feſtſtellung und Entlaftung vorzulegen. 


8 70. 

Die Feftftellung der Rechnung muß vor dem 1. Oktober be- 
wirkt fein. 

Der Magiſtrat hat der Auffichtsbehörde fofort eine Abſchrift 
des Feitftellungsbeichluffes vorzulegen. 

Durch ftatutarifche Anordnungen können auch andere Friſten, 
als vorſtehend für die Legung und Feſtſtellung der Rechnung beftimmt 
find, feitgefegt werden. 


Die Auffichtsbehörbe ift der Regierungs-Präfident, in Berlin der Ober-Präfident 
(8 7 Zuft-@ef.). 

1. Im Intereffe eines geordneten Finanzweſens ift Wert darauf zu Tegen, 
daß die Recmungetegung ohne größeren Verzug fi vollzieht. Indes müſſen mit_der 
erfolgten anbermeiten Abgrenzung bes einteiahres die Termine 1. Mai und 1. Oft. 
entſprechend hinausgefchoben werden. Der $ 70 Abf. 3 geftattet eine abweichende 
efteltung diefer Xermine durch Ortöftatut (f. Gef. vom 29. Juni 1876, 

5. ©. 177, |. 0.5 66. n. 2). 

2. Zur Rehnungslegung ift verpflichtet bie Kaffenverwaltung, welcher 
bie fpezielle Einziehung, Aufbewahrung und Verwendung ber Einkünfte der Stadt 
übertragen ift. Der Zweck der Rechnungslegung ift ber, die Refultate der Verwaltung 
darzuftellen und den Nachweis zu liefern, nicht mur, daß die Gemeinde-Einfünfte 
richtig erhoben, verwendet und berechnet find, fondern auch, daß nad; richtigen Grund- 
fägen und im Imterefie der Gemeinde gewirtſchaftet if. Die Rechnung muß daher 
vollftändig dartun: 

8) was und wie viel nad) ben Etats und dem befonderen Anweifungen hat ein- 
genommen oder ausgegeben werden follen; 

b) was und wie viel auf das Soll wirklich vereinnahmt und verausgabt ift; 

©) was und wie viel in Bergleihung des If gegen das Soll und nad Berüd- 
htigung der Ausfälle, welche bei der Einuahme unb ber Erjparniffe, welde 
Be en ensgaben ftatgehabt Haben, an Einnahme und Ausgabe dieſt ver- 
eben ift; 

d) wie viel nad; Abzug der Ausgabe von der Einnahme an Beſtand vorhanden. 

Ueber das Formelle des Rechnungsweſens müffen die Kafjen-Inftruftionen das 
Nähere enthalten, 

3. Zwed der Prüfung der Jahresrechnuug durch die Stadtverotdneten⸗ 
Berfammfung ift nicht allein die Fefileltung ihrer materiellen Riptigfeit, fonderu es 
muß auch in das Wefen der Verwaltung jelbft eingedrungen werden, um zu prüfen, 
wie verwaltet und welche Mißbräuche flattgefunden, ob das ftäbtifhe Einkommen 
innerhalb der gegebenen Beſtimmungen fo ergiebig als möglich gemacht worden, ob 
bei Verwendung der Ausgabefonds zwednäßig und mit möglichiter Sparfameit zu 
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Werke gegangen oder ob und wodurch eine Verminderung derſelben zu erwirken ge- 
weſen fein würde. Cine derartige Rechnungs-Reviflon und die daraus hervorgehende 
Arbeit ber Kontrolle der Verwaltung felbft jet aber eine Tätigfeit voraus, weide 
ſchon am fih in wirklich nutzbringender Weife nur mit gemifien techniſchen Bor- 
tenntniffen geleiftet werden kann. Zudem fordert das umfangreiche Rechnungeweſen 
vieler Stabtgemeinden zu feiner Bewältigung einen großen Zeitaufwand, welder der 
Rehnungs-Kommiffion der Stadtverorbneten nicht wohl zugemntet werben darf. Es 
empfiehlt ſich daher, der Stabtverorbneten-Berfammlung in einem durch befoldete 
Beamte gulanmengefeäten Recnuugs · Bureau die geeigneten, zuverfäffigen gefchäfts« 
erfahrenen Hilfsarbeiter zur Seite zu ftelfen, welche, wie bei_der Oberrechnungs- 
tammer, die Vorarbeiten der Resifion erlebigen, ſodaß der Stadtverorbneten-Ber- 
ſammlung nur bie Aufgabe bleibt, auf Grundlage diefer Vorarbeiten in die eigene 
Prüfung einzutreten, namentlich fi von der Seamungemüßigteit der Geihäftsführung 
die erforderliche Ueberzengung zu verichaffen E88. 1866 ©. 501). 

4 De — der Sehnetung der Rechnung wird vielfach nicht richtig aufe 
gefaßt. Die Jahresrechnung Hat den Zweck, der Gemeindevertretung eine leberſicht 
ſowohl der Finanzverwaltung des Magiftrats als aud der Kaffenverwaltung des 
Rendanten amd damit eine Baſis für weitere Operationen auf dem Gebiete des 
Stadthaushalts zu gewähren. Die Eicherheit diefer Grundlage wird jedoch erft da- 
durch gewonnen, daß einerfeits die Gtadtverorbneten-Berfammfung fi mit der 
Rechnungslegung einverftanden erklärt, andererfeits, falls fie diefelbe bemängelt, der 
Rechnungsleger die gezogenen Notaten als begründet anerkennt. Cobald die Ueber- 
einfimmung_ beider Zeile in dieſen Beziehungen erlangt ift, kann und muß bie 
Rechnung feftgeftellt und dadurch ausgefproden werben, dag mit Vorbehalt der Er- 
fedigung ber Äenengebfiehenen Notaten das Werk des Rechnungslegers als richtig an- 
ertannt und die Verwaltung des Magiſtrats und des Rendanten gebilligt wird. Dies 
iR die materielle Bedeutung des Feiftelungebeichluffes. CS if alfo derjenige Mt, 
durch welchen die Tätigfeit der Stadtverorbneten bei Kbnahme der Rechnung in ihrem 
erfien Stadium abgefchloflen wird. Das zweite Stabium bildet die Kontrolle der 
Notatenbeantwortung. Sobald Ietere zur Zufriedenheit der Stadtverorbneten erfolgt, 
wird die Enttaßtung des Kechnungslegers ausgefprochen. Unter Entlaftung wird ver- 
fanden, das dem Verwalter gegenüber abgegebene Anerfenutnis, daß Anfprüde aus 
der geführten Bermaltung wider ihn night zu erheben fein. Ein Zufammenfallen 
des Feitftelungs- und Euntlaſtungebeſchluſſes iſt nicht ausgefchloffen. Trotz der Ent 
laſtung fönnen Anfprüche aus der Unreblichfeit des Beamten, aus Rechnungsfehlern, 
aus in der Rechnung übergangenen Angelegenheiten, fowie wegen Betruges fort- 
dauernd erhoben werben. 

Der Feftftelungs- und Eutlaſtuugsbeſchluß bedarf der Beflätigung des Magi- 
firats. Ueber die Legung und Abnahme der von der Kaflen-Berwaltung gelegten 
Rechnungen if der ordentliche Rechtsweg unzufäffig. (Erf. 30. Aprit 1881, IME. 
©. 1%.) €8 findet deshalb nur die Beſchwerde an die Anffichtsbehörbe ftatt. 

Die Berorbnung über die Feſtſetzung und ben Erfag der bei 

Kaffen und anderen Berwaltungen vorfommenden Defelte vom 
4. Zannar 1844 (®S. S. 52) lautet: 

$ 1. Die Feſtſtellung der Defekte an öffentlichen oder Privatvermögen, welde 
bei öffentlichen Kaffen oder anderen öffentlichen Verwaltungen entdedt werden, ift zu⸗ 
nähft von derjenigen Behörde zu bewirken, zu deren Geſchäftskreiſe die ummittelbare 
Auffiht über die Kaffe oder andere Verwaltung gehört. 

Abgeändert durch $ 17 Nr. 5 Zuft.-Gef.: 

Der Bezirksausſchuß befließt an Stelle der Auffichtebehörde (auch in Berlin, 
$ 161 Zuf.-Öef.) über die Feftftelung und den Erfag der Defelte ber Gemeinder 
beamten nad; Maßgabe der Verordnung vom 24. Januar 184. Der Beſchluß 
ift vorbefaftlidh de® ordentlichen Reditsiweges enbgüftig. 

Der die unmittelbare Aufjicht über bie Kaſſe oder Bertoaltung führenden 
Behörde (Magiftrat, Bürgermeifter, Kuratorium ufro.) wird es auch fernerhin ob» 
fiegen, von Amtswegen bezw. auf Anteifung des Bezirfsausfcufies die zur 
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Feſtſtellung des Defelts erforderlichen Erhebungen vorzunehmen und die Be- 
ſchiußfaſſung nad allen Richtungen vorzubereiten. Ingleichen verbleibt es bei 
der der unmittelbaren Aufſichtsbehörde in $ 13 beigelegten Befugnis, vorläufige 
Sicherheitsmaßregeln zu treffen, mit der Maßgabe, daß fie davon dem Bezirte- 
ausſchuſſe Anzeige zu machen und deffen Genehmigung einzuholen hat. 

52. Bon dieſer Behörde ift zugleich feftzuftellen, wer nach den Vorſchriften 
der gegenwärtigen Verordnung für den Defekt zu haften hat und bei einem Defelt 
an Materialien, auf tie hoch bie zu erflattende Summe im Gelbe zu berechnen iſt. 

Es if in das Ermefjen der Vermaltungsbehörbe geftellt, ob fie einen 
Defettenbeichluß erlaffen will. Auch ohne folgen it ber Rechtsweg weder aus- 
geichloffen, noch feine Beichreitung von dev ZWorentjheidung dur bie Ber- 
waltungsbehörde abhängig. 

ie Verordnung kommt nur dann zur Anwendung, wenn fich bei der 
Kaffe ein — an dem rechnungsmãßigen Sollbeſtande vorfindet oder wenn ein 
der Kaffe durch eine firafbare Handlung ober ein zu vertretendes Verſehen zuge- 


fügter Schade vorliegt, nicht aber, wenn dem zur Dispofition über bie Kafje be- 
fugten Beamten die Anweifung von Zahfungen zur Saft gelegt wird, welde auf 
die Kaffe nicht hätten angewvielen werben dürfen, wenn mithin nicht die Richtig« 
teit der Kaffe am fi, fondern die Rechtmähigfeit gewiffer Afte der Amte- 
verwaltung angefochten wird, oder wenn ber Gtreit 1esigtih den Betrag des 
einem Kafienbeamten zuftehenden, aus den Mitteln der Kaffe zu beftreitenden 
Dienfteinfommens betrifft. 

Die Haftung aus einem Defete tritt ein, wer ber tatſächtiche Beftand 
einer Kaffe oder einer Materialienverwaltung geringer ift, als ber vedinungs- 
mäßige Sollbeaud und diefe® Manko zur Zeit der Entdedung nod) beftebt. Ber 
Defekt fett nicht notwendig eine gerichtlich oder disziplinariſch frafbare Handlung 
voraus. 

$ 3. Ebenſo ($$ 1, 2) hat die Behörde die Defekte an ſolchem öffentlichen 
ober Privatvermögen feftzuftellen, welches, ohne zu einer öffentlichen Kaffe oder 
anderen öffentlichen Verwaltung gebracht zu fein, vermöge befonderer amtlicher An- 
ordnung in Gewahrſam eines Beamten gelonmen ifl. 

8 4. Ueber den Betrag des Defekts, die Perfon des zum Erſatz Verpflichteten 
und den Grund feiner Verpflichtung ift von der Behörde ein motivierter Beſchluß ab- 
äufaffen. 

55 5 bis 7 obfolet, ſ. $ 17 Abſ. 5 Zuft.-Gef.: 

Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt vorbehaltlich des ordentlichen 
Rechtsweges endgültig uud ohne Weiteres vollſtredbar. 

$ 8. Nach Befinden der Umſtände ann die Behörde auch mehrere Beſchlüſſe 
abjaffen, wenn ein Teil des Defelts fofort Mar ift, der andere Zeil aber noch weitere 
Ermittelungen notwendig macht, ingleichen, wenn unter mehreren Perfonen die Ber- 
pflichtung des einen feftfteht, die ber anderen noch zweifelhaft ift. 

89. Im dem abzufaffendeu Beſchluſſe iR zugleich zu befimmen, ob der Be» 
amte zum Erſatze des Defekts oder nur zur Sicherſtellung anzuhalten und im erften 
Falle, ob die Erefution unbedingt oder mit welchen näher zu beflimmenden Mobifi- 
tationen zu vollſtrecken. 

$ 10. Der abzufajiende Beſchluß kaun auf die unmittelbare Verpflichtung 
zum Erſatz gerichtet werden: 

1. fofern der Defekt nad) dem Ermeffen der Behörde durch Vorſatz bewirkt worden, 
gegen jeden Beamten, welcher der Unterfclagung oder Veruntrenung als Ucheber 
ober Teilnehmer gefändig if oder für überführt erachtet wird; 
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2. fofern der Defelt nad; dem Ermeſſen der VBehörbe durch grobes Verſehen ent- 
fanden ift, 

8) gegen Diejenigen, welchen die Kaffe uſw. zur Verwaltung übergeben war, 
auf Höhe des ganzen Defetts, 

b) gegen jeden anderen Beamten, der an der Einnahme oder Ausgabe, der 
Erhebung, der Ablieferung oder dem Transport von Kaffengeldern oder 
anderen Gegenftänden vermöge feiner dienftlihen Stellung Teil zu nehmen 
Hatte, nur auf Höhe des im feinen Gewahrſam gelommenen Betrages. 

Eben dies gilt gegen die $ 3 genannten Beamten in den dafelbft bezeichneten 

Fällen. 

Die Verordn. unterfcheidet zwei Kategorien von Beamten, infofern als die 
Beamten der erflen Kategorie adminiftrativ flets zum Criage unmittelbar für 
verpflichtet erachtet umd exelutiviih angehalten werden Tonnen, twogegen wider 
diejenigen ber zweiten Kategorie auf dem Berwaltungswege nur Sicherungs - 
maßregelu zu treffen find und die Erfagpflicht immer nod durch den Richter 
feſtgeſtellt werden muß. Auf erftere beziehen fi die SS 10, 12—14, 16, auf 
Tegtere die 58 11, 17. 8 15 ift für beide gemeinfchaftlid. 

Die Vorfcriften der Verordn. kommen aud zur Anwendung, wenn der 
Beamte aus dem Dienfte bereits ausgeſchieden oder verflorben if und Tönen 
daher, infoweit fie die Einziehung des Defelts oder bie Sicherſtellung des Er- 
fage® betreffen, auch gegen den Nachlafı des Beamten gehandhabt werben. 

Borausfegung für die Befugnis der Behörde zur Abfafjung eines Defelten- 
beſchluſſes ift ftets, daß der Beamte durch dolus oder grobes Verſehen den 
Defelt verurxſacht habe. Liegt mur ein mäßiges oder geringes Verfehen vor, fo 
if zwar nicht die Erſatz flict des Beamten, wohl aber das Defeltverfahren aus- 
geſchloſſen. Erftere muß Seitens der Stadt im ordentlichen Rechtswege geltend 
gemacht werben. 

Der Defektenbeſchluß ift auch gegen die Erben bes Beamten zuläffig, aber 
nicht vollftredbar, fo lange die Erbeseigenſchaft beflritten und im Rechiswege 
nod nicht feftgeftellt ift (RZE. 7 ©. 300). — Bei Defelten von Kaffenbeamten 
find die Verwaltungsbehörden zur BVollfttedung der Exekution nur gegen den 
Deieftanten und den zum Erſabe jonft verpflichteten Beamten befugt. Gegen 
dritte Perfonen, welde als Bürgen oder als Befiger eines zur Kaution be- 
Kelten Grundftüdes verhaftet find, müflen fie dagegen ihre Anfprüche im Rechts- 
wege geltend machen. 

$ 11. Der abzufaffende Beſchluß Tann ferner auf Beichlagnahme des Ber- 

mögens oder Gehalts zur Sicherung des demnächft im Wege Rechtens auszuführenden 
Anſpruchs, fofern der Defeft aus dem Vermögen der $ 10 genannten zunäcft ver- 
antwortlihen Beamten und deren Dienftkaution nicht zu beden fein follte, gerichtet 
werden gegen Diejenigen, welde zwar die defeftierten Gelder oder andere Gegenflände 
nicht in ihrem Gewahrſam gehabt, aber an deren Bereinnahmung, Berausgabung oder 
Berſchluſſe in der Weife unmittelbar Teil zu nehmen gehabt Hatten, daß der Defeft 
ohne ihr grobes Verſchulden nicht hätte entftehen können. 

Anfechtbar ift der Beſchluß, fofern er die Beamten nur zur Sicherheits- 
Teiftung verurteilt, mit benfelben Redtsmitteln, wie ein —X augelegter 
Arceft (5 804 u. fi. 3809 

Siehe Keiner, die Vollftredung des Vermogensbeſchlagnahme - Beſchluſſes 
im Ffuhiſchen Defekten-Verfahren unter dem neuen Reichsrecht in PWB. 21 


$ 12. Sind Beamte, gegen welche die erefutivifche Einziehung des Defelts 
zuläſſig if, in der Verwaltung ihres Amtes, wofür fie eine Amtskaution beftellt 
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haben, belaffen worben, fo ift die Exefution nicht zunächſt in dieſe Kaution, ſondern 
in das übrige Vermögen zu völlftreden, jedoch ſoweit die beſtellte Kaution reicht, nur 
auf Sicherſtellung eines gleichen Betrages zu richten. 

$ 18. Bei Gefahr im Verzuge kann die unmittelbar vorgeſetzte Behörde oder 
der unmittelbar vorgefete Beamte vorläufige Sicherheitsmaßregeln durch Beichlag- 
nahme des Bermögens oder Gehaltes gegen bie nad 5 10 der Exefution unter« 
worfenen Beamten ergreifen. Es muß aber davon dem Bezirksausſchuß ungefäumt 
Anzeige gemacht und deſſen Genehmigung eingeholt werben. 

Zur Ergreifung vorläufiger Sicherheitsmaßregeln ift für Stadtgemeinden 
der Magiftrat befugt. 

$ 14. Die Behörde kann den zur Bollftredung geeigneten Beſchluß ſelbſt zur 
Ausführung bringen, ſoweit diefelbe nad) den beſtehenden Geſetzen Erefution zu ver- 
fügen befugt ift. Außerdem ift das betreffende Gericht dieferhalb zu requirieren. 

$ 15. Die Gerichte und Grundbuchämter find verpflichtet, den an fic ergehenden 
Requifitionen zu genügen, die Erekution gegen die benannten Perfonen ohne vor« 
gängiges Zahlungsmandat fehleunigft zu vollftreden, die Beſchlagnahme der zur Dedung 
des Defekts erforderlichen Bermögensftüde zu verfügen, und die in Antrag gebrachten 
Eintragungen, wenn fonft fein Anftand obmwaltet, im Grundbude zu veranlaffen, 
ohne auf eine Beurteilung der Rechtmäßigkeit einzugehen. 

8 16. Gegen den endgültigen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, wodurd ein 
Beamter zur Erftattung eines Defets für verpflichtet erflärt wird ($ 10), ſteht dem ⸗ 
felben ſowohl hinſichtlich des Betrages, als hinſichtlich der Erſatzverbindlichteit, die 
Berufung auf rechtliches Gehör zu. 

Bon diefer Befugnis muß jedod innerhalb eines Jahres, vom Tage der dem 
Berpflichteten geſchehenen Belanntmahung des vollftredbaren Beſchluſſes, oder wenn 
der Verpflichtete ausgetreten ift, vom Tage des abgefaßten Beichluffes an, Gebrauch 
gemacht werden. Die Erefution behält, des eingefdjlagenen Rechteweges ungeachtet, 
bis zur rechtskräftigen Entſcheidung nad) Maßgabe des Beichluffes ihren Fortgang, 
wenn nicht von der Verwaltung davon Abftand genommen wird. 

In der etwa eingeleiteten Unterſuchung bleiben dem Berpflichteten, infofern es 
auf die Beftrafung ankommt, feine Einteden gegen den abgefaßten Veſchluß auch nad) 
Ablauf des Jahres, wenngleich fie im Zivilprozeß nicht mehr geltend gemacht werden 
lönnen, vorbehalten. 

Die zu Gunften des Beamten ergebende Entſcheidung hat nur die Bedeutung, 
daß Mangels der Borausiegung eines groben Verſchuldens der Defettenbefgtuß 
igm gegenüber micht zu edit befteht. Das fchfießt jedoch nicht aus, daß die 
Behörde ihren Erftattungs-Anfpruc auf Grund der geſetzlichen Vorſchriften über 
die Verantwortlichteit der Beamten im ordentlichen Rechtswege gegen den Be— 
amten geltend machen fann (PBB. 12 ©. 218). 

817. Gegen einen Beſchluß, wodurch Beſchlagnahme des Vermögens oder 
Gehalts nach $ 11 angeorbnet worden, fteht dem Beamten die Berufung auf recht» 
liches Gehör in derfelben Weife zu, wie dies gegen einen gerichtlich, angelegten Arreft 
azuläffig ift. 

$$ 18 big 21 haben für ftädtifche Verhältniſſe feine Bedeutung. 

Den Erben eines Kaffenbeamten ift sam die angeordnete Beſchlagnahme 
des Bermögens desfelben, ſoweit fi die Beſchlagnahme auf Nadjlaßgegenftände 
befehränft, der Rechtsweg nur im demfelben Diaße geftattet, wie dem Beamten, 

34 








530 StO. 85 71—73. Lagerbuch. Vürgermeiftereiverfaflung. 


871. B 

Ueber alle Theile des Vermögens der Stadtgemeinde Hat ber 
Magiftrat ein Lagerbuch zu führen. Die darin vorfommenden Ver- 
änderungen werben den Stabtverordneten bei der Rechnungsabnahme 
zur Erklärung vorgelegt. 

In das Lagerbuch müffen aud die der Stadtgemeinde ghbrenden Gegenflände, 
welche einen befonderen wiſſenſchaftiichen, hiſtoriſchen oder Kunftwert haben, aufe 
genommen werden. (M#. 1855 ©. 2). Seine Ergänzung muß das Lagerbud) durch 
die Zuventarien-Verzeichniffe finden, weldye die in ben einzelnen Bureaus und Arte 
falten befindlichen Gegenfände aufführen. (Bergl, Dehling, das Nädtifche Grundftäds- 
Lagerbudh in PLB. 24 ©. 499). 


Titel VILLE. 


Don der Einrichtung der ſtädtiſchen Verfaſſung 
ohne kollegialiſchen Gemeindevorſtand für Städte, welde nicht mehr 
als 2500 Einwohner haben. 
g 72. . 

In Städten von nicht mehr ala 2500 Einwohnern kann auf 
Antrag der Gemeindevertretung unter Genehmigung der Regierung 
bie Einrichtung getroffen werden, daß 

1. die Zahl der Stadtverordneten bis auf ſechs vermindert, und 

2. ftatt des Magiſtrats nur ein Bürgermeifter, welcher den Vorſitz 
in ber Stadtverorbneten - Verfammlung mit Stimmrecht zu 
führen hat, und zwei oder drei Schöffen, welche den Bürger: 
meifter zu unterftügen und in Verhinderungsfällen zu vertreten 
haben, gewählt werden. 

Wenn im $ 72 von einem Antrage ber Gemeinbevertretung geſprochen 


wird, fo find unter dieſem Ausdrud gemäß $ 10 Magiftrat und Stadtverorbnete zu 
verftehen, 


873. 

Wird eine Einrichtung nad Maßgabe der Beftimmung unter 2 
in $ 72 getroffen, fo gehen alle Rechte und Pflichten, welche in ben 
Vorſchriften der Titel I. bis VII. dem Magiftrate beigelegt find, auf 
den Vürgermeifter mit denjenigen Modifitationen über, welche ſich 
als nothiwendig daraus ergeben, daß ber Bürgermeiſter zugleich 
ftimmberechtigter Vorſitzender der Stadtverordneten-Berfammlung ift. 
Demfelben fteht infonderheit ein Recht ber Eng zu den Be- 
ſchlüſſen der Stadtverordneten nicht zu; er ijt aber in den im zweiten 
Sage unter 2 des $ 56 bezeichneten Fällen die Ausführung ber 
Beſchlüſſe der Stadtverorbneten-Verfammlung zu beanjtanden und, 
wenn dieſe bei nochmaliger Berathung bei ihrem Beſchluſſe beharrt, 
die Entscheidung der Regierung einzuholen verpflichtet. — Im 
Uebrigen finden bei den Städten, welche die gedachte Einrichtung 
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angenommen haben, die Zorſchuiſten der Titel J. bis VII. gleichfalls, 
jedoch mit der Nabgare mwendung, daß bie Schöffen zugleich 
Stadtverordnete fein Fünnen, und daß es genügt, wenn die Beſchlüſſe 
der Stabtverorbneten-Berfammlung (3 47) nur von dem Vorfigenden 
und einem Mitgliede unterzeichnet werden. 


Dazu Zuſt.Geſ. $ 16: 
Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Genehmigung ber die fädtifchen Ge- 
meindeangelegeneiten betreffenden Befchlüffe. 


Die Wahl zwifchen den beiden Syſtemen der Kollegial- und Vürgermeiftcrei 
Berfaffung ($ 10) ift der Autonomie der Gemeinden von nicht mehr als Seelen 
überlaffen. Bergl. Met. IL_der Min.-Fufte. vom 20. Juni 1853 (Anhang). Der 
Entwurf von 1876 hatte diefe Beſchränkung ebenfowenig, wie die StO. für Schleswig ⸗ 
Bulpein fie lennt. Beſteht in einer Gemeinde die Magiftratsverfaffung, ſo müſſen, 
fall die Vürgermeiftereiverfaffung eingeführt werben fol, Magiftrat und Stadtver- 
ordneten-Berfammlung darüber einverftanden fein. Ein nad; Maßgabe des $ 72 auf 
Einführung ber Bürgermeiftereiverfaflung gefaßter Gemeindebeſchluß kann durch 
Gemeindeheſchluß wieder aufgehoben werden (MR. 6. Oftober 1869, UMB. ©. 266). 
Derſelbe bedarf der Beſtätigung des Beziris⸗Ausſchuſſes. Die nad $ 72 einge 
richteten Gemeinde-Vorftände führen ebenfalls die Firma „Magiftrat” (MR. 1856 
S. 9, f. im Allgemeinen Jebens ©. 298). 

In ber Praris des Stäbtelebens hat fid die Bürgermeiſtereiverfaſſung überall 
gemeinfam bahin ausgebildet, daß der Vürgermeifter der Gemteindevertretung vorfigt 
und deren Beſchiaffe mit ihm beigeorbneten Hilforganen ausführt. Ein Unteridjied 
befteht jedoch in der Stellung biefer Beigeordneten. Während nad einigen Gemeinde 
verfaffungen bie Veigeordneten mit dem Bürgermeiſter ein Kollegium bilden, welches 
mit Stimmenmeßrheit über die Ausführung bei t, find bie Beigeorbneten ander- 
wärts, 3. ®. in Orfterreidh, Iebiglich dem Bürgermeifter untergeordnete Hilfßorgane. 
In der Rheinprovinz find die Beigeordneten zugleich beratende Mitglieder der Ge- 
meinbevertretung. ie können aber gleichzeitig auch als Stabtverorbnete gewählt 
werden, fo daß fie dann als vollbereditigte Mitglieder der Gemeindevertretung Sit 
und Stimme in berfelben Haben. Die erſtgedachte Einrichtung ift im Grunde ger 
nommen nichts weiter, als eine Art ber Dagiftratöverfaffung. Die fireng bureau— 
tratiſche Geftaltung der Ausführungsbehörde bei ber Bürgermeiflereiverfafung iſt 
vorzuziehen. In der öoſterreichiſchen Gemeindeverfaſſung iſt aber die —A 
Stellung der Beigeordneten gegenüber dem Bürgermeiſter nicht zu verkennen. Es 
fehlt jenen alle Selbſtändigkeit und jeder Rüdhalt dem Bürgermeiſter gegenüber. 
Diefen Webelftand vermeidet die StO. für die Rheinprovinz und $ 73 dadurch, daß 
die Beigeordneten zu den Sigungen der Gemeindevertretung zugelaffen werden. Im 
Bereiche der StO. treten der Bürgermeifter und bie Schöffen zu einem Kollegium 
in dem alle des $ I KBG. zur Beſchiußfaſſung über die Kündigung jegenüber 
einem auf Kündigung angeftellten Gemeindebeamten zufammen (f. 0. $ x. 6). 

Ohne den Bürgermeifter oder in deſſen Behinderung ohme den die Vertretung 
führenden Schöfien bilden die verfammelten Stabtverordneten feine befchlußfähige 
Körperfchaft und in biefem Sinne ift nicht die Stabtverordneten-Berfammlung, ſondern 
erft fie in Gemeinfchaft mit ihrem gefeglichen, finmberchtigten Vorfigenden zu einer 
Aftion im Stande, fei es, daß es fih um Gemeindeangelegenheiten im eigentlichen 
inne, oder um eine Angelegenheit Handelt, weiche ber Stadtoeroröneten-Berfanmtung 
durch befondere geſebliche Borfährift übertwiefen if, wie Kreistagswahlen (DT. 2} 
©. 3). Sind Yürgermeifler und fämtlihe Schöffen behindert, fo fann die Stabtv.- 
Berſ. nicht beraten und beſchließen. Es muß bann für den Bürgermeifter durch bie 
Auffichtsbehörde ein Vertreter beftellt werben. . 

Tie Stadtv.Berf. ift als beſchließendes Organ fouverän, dem Bürgermeiſter 
verbleibt nur die Ausführung. Ein felbftändiges Zuſtimmungsrecht zu den Seſchlüfſen 
der Stadto.-Berf. hat er nicht. In Gemäßheit des $ 56 Ar. 2, $ 77 StO. $ 15 
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But. ÄR der Vürgermeifter verpflichtet, Beſchlüſſe der Gtabtverordneten-Ber- 
jammlung zu beanftanden, wenn fie deren Befugnifje überſchreiten ober die Geſetze 
verlegen. Dagegen tan $ 17, Nr. 1 Zuf.-Cel. nicht zur Anwendung gelangen, 
da ber VBürgermeifter ftimmberedtigter Borfigender der Gtabtverorbnieten-Ber- 
fammlung ft und die Stimmenmehrheit enticheidet. Jebens 6. 302) ift dev Anficht, 
daß dem Bürgermeifter das Recht nicht abgeſprochen werben Fönne, ben Bez.-Ausfhuß 
im gelte des $ 17 Biff. 1 gut-öd. anzurufen. (Derfelben Meinung aud) Ledermann 
©. 461, Gerftineger ©. 117). 


Titel IX. 


Yon der Verpflichtung zur Annahme von Stellen 
und von dem Ausfcheiden aus denfelben wegen Verluftes 
des Bürgerrechte. 

8 74. 

Ein jeder ftimmfähiger Bürger ift verpflichtet, eine unbefoldete 
Stelle in der Gemeindeverwaltung ober Vertretung anzunehmen, ſowie 
eine angenommene Stelle minbeitens drei Jahr lang zu verfehen. 

Zur Ablehnung ober früheren Niederlegung einer ſolchen Stelle 
berechtigen nur folgende Entfhuldigungsgründe: 

1. anhaltende Krankheit; 

2. Gejchäfte, die eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit 
mit ſich bringen; 

3. ein Alter über ſechs ig Jahre; 

4. die füßer ftattgehabte Verwaltung einer unbejoldeten Stelle 
für die nächſten drei Jahre; 

5. die Verwaltung eines anderen öffentlichen Amtes; 

6. ärztliche oder wundärztliche Praxis; 

7. fonftige befondere Verhältnifje, welche nad) dem Ermeſſen der 
Stadtverordneten -Verfammlung eine gültige Entſchuldigung 
begründen. 

Wer ſich ohne einen diefer Entfehuldigungsgründe weigert, eine 
unbejoldete Stelle in der Gemeindeverwaltung oder Vertretung au— 
zunehmen oder die noch nicht drei Jahre lang verfehene Stelle Ferner 
zu verfehen, fowie derjenige, welcher ſih er Ssermalkung ſolcher 
Stellen ihatſächlich entzieht, kann durch Beſchluß der Stadtverord- 
neten auf drei bis ſechs Jahre der Ausübung des Bürgerrechts ver— 
luſtig erklärt und um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker zu den 
direften Gemeinde-Abgaben herangezogen werden. Dieser Beschluss 
bedarf der Bestätigung der Aufsichtsbehörde ($ 76). 


Dazu Zuft.-Gefeg: 

$ 10 Rx. 3. Die Gemeindevertretung beſchließt über bie Berechtigung zur 
Ablehnung oder Niederlegung von Acmtern und Stellen in der Gemeindeverwaltung 
oder Vertretung, fowie über die Nachteile, welche gegen Mitglieder der Stadtgemeinde 
wegen Nicjterfüllung der ihnen nad) den Gemeinbeverfaffungägefegen obliegenden 
Pflihten zu verhängen find. 
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$ 11. Der Beihluß der Gemeindevertretung bedarf feiner Genehmigung ober 
Betätigung von Geiten des Gemeindevorftandes oder der Auffchtäbehörde. Gegen den 
Beſchluß der Gemeindevertretung findet bie Ringe im Berwaltungsftreitverfahren ſtati. 
Die Klage ſteht auch dem Gemeindevorftande zu. 

Bergl. Febend „Die Berpflihtung Kr Uebernahme von Gemeinbeämtern“ 
im PBB.% ©.49. Stier-Somlo Verw.Archiv 12 ©.487. Toepffer die Amts- 
nieberlegung der Magiftratsmitglieder in PUB. 23 ©. 363. Sapgelmonn, die 
unbefoldeten Gemeindebeamten im Bereiche der StO. in PLB. 23 ©. 737 u. 770. 
Jebens die Stadtverorbneten ©. 211. 

1. Aehnlich e Beftimmungen enthalten LED. 5 65 Hinfihtlic der Mit- 
glieber von Landgemeinden, Kr.Ordn. 5 8 hinſichtlich der Verpflichtung ber Rreis- 
angehörigen zur Uebernahme eines Kreisamtes, 88 8-10 der Schiebmanns-Orbnung 
(di. n. 9 S. 536), hinſichtlich der Verpflichtung zur Uebernahne des Amtes eines 
Schiedsmannes. Dagegen fpricht die Pr.-Drbn. die Verpflichtung ber Provinzials 
amgegdrigen, zur Uebernahme eines Amtes in der Provinzialverwaltung nicht aus. 

ie Verpflichtung hat jeder „ftimmfähiger“ Bürger. Wer ſtimmfähiger Bürger 
ift, heſtimmen die 88 5—8 StO. (OV®. 34 ©. 152, 36 S 125). Ei menbürger Haben 
die Berpflichtimg nur, infoweit fie außerdem fehon ſtädtiſche Bürger find (86). Nach 
85 beftcht das Bürgerrecht in der Befähigung zur Uebernahme unbefoldeter „Aemter, 
während der 8 74 von der Verpflichtung zur Annahme von „Stellen“ in der Ge- 
meindeverwaltung ober «Vertretung ſpricht. Doch befteht zwiſchen Amt und Stelle 
ein Unterfchied nicht. 

2. Zu ben unbefoldeten Stellen in ber Gemeindeverwaltung ober «Vertretung 
im Sinme des 5 74 gehören alle diejenigen, die in den Gemeindeverfaffungs-Gefegen 
ihre rechtliche Grumbiage finden, fo die der unbefoldeten MagiftratSmitglieder, der Staͤdt - 
verordnete, der Mitglieder der ftäbtifchen Verwaltungsbeputationen und der Bezirts- 
vorfteher. Auch das Amt eines Waifenrates ift ein unbefoldetes Gemeindeamt nad 
Art. 77 8 1X. 2 Ausf.-Gef. 5. BEL. %0. Sept. 1899 177), 85 1849 
bis 1851 BGB. Außerdem beftimmen nod) andere Gefege im Sinne bes $ 74, fo 
das Ausf.-Gei. zum Unterftügungs-Wohnfig-Gef. dv. 8. März 1871 (88 3 u. fi., 12 
u. ff.) betr. die unbefoldeten Stellen in der Armenverwaltung, das eld- und Forſt⸗ 
polizei-@ef. v. 1. April 1880 $ 64 betr. Ehrenfeldhüter, und Kreisarztgeſetz v. 16. Sept. 
1899 5 10 betr. Mitglieder der Gefunbheits-Rommiffton. 

Daı gen find nicht hierher zu reinen das Amt eines Bormundes, worüber 
$ 1787 BGB, nit das Amt eines Gefchworenen oder Schöffen (85 35, 56, 85 Ger.- 
Berj.-Gef. 27. Januar 1877), nicht das Amt der Beiſitzer beim Gewerbegericht ($ 20 
Gew.-Gerihts-Gef.), auch nicht das Amt des Schiedbemaunes (3 2, 8, 10 der Schiebe- 
manns-Ordnung v. 29. März 1879, OB®. 23 ©. 5 (f.u. n. 9), ferner nicht das ber 
Mitglieder der Voreinſchätzungs - Veranlagungs- und Berufungs-Kommiffion nad dem 
Gintommenft.-Gef. vom 24. Mai 1891 $ 50. Wegen Annahine und Ablehnung ber 
nad) dem Einkommenſteuer -Geſ. 24. Juni 1891 ftattfindenden Ernennungen und 
Wahlen für die Voreinfhägungs- und Beranlagungs-Kommiffion finden nad $ 50 
Abf. 2 diefes Geſetzes die Beftimmungen der SS 8, 25 Kreis-Ordu. finngemäße An- 
wendung. Hiernad) hat der Kreistag zu beichliegen, wenn ein in einer freisangehörigen 
Stadt mohnendes Mitglied der Veranlagungs-Rommifften feine Mitwirkung verjagt. 
In analoger Anwendung bee $ 25 fann die Gemeindevertretung einer Landgemeinde 
befchliegen, wenn ein Mitglied der Voreinfhägungs-Rommiffion, weiches einer ben 
oreinhägungsbezirt ausmachenden Landgemeinde angehört, ſich venitent zeigt. Der 
$ 25 fan dagegen nicht aud) anafog auf Mitglieber einer ſiüdliſchen Boreinfhägunge- 
Kommiffion angervendet werden und ebenfowenig fan der Kreistag foldhe Ditglieder 
mit Strafen belegen. Der 8 74 StO. aber ift nicht anwendbar. Das Amt eines 
Mitgliedes der BoreinfHägungs-Kommiffion ift fein Gemeinde-, fondern ein Staatsamt, 
da dagfelbe zum Zwede der aiätigen Veranlagung einer Staatsſteuer gefchaffen ift 
(OXO. 23 ©. 1, BVB. 19 ©. 100). 

Auch einzelne Aufträge in fläbtifhen Verwaltungs-Angelegenbeiten ift jeder 
Bürger nad) Mafgabe ber obigen Beftimmungen zu übernehmen verpflichtet. (Anders 
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Jebens a. a. DO. S. 501.) Zur Führung einer Kaffe aber laun er nicht gezwungen 
werden, da eim foldhes Geſchaft eine eigentümfiche techniſche Bildung erforbert und zu 
denjenigen funftgemäßen Dienften gehört, welche von den Bürgern unentgeltlich nicht 
gefordert werden können. 
Als unbeſoldete Stellen find auch diejenigen zu betrachten, deren Inhaber An- 
ſpruch auf Vergütung der aus der Ausrichtung von Aufträgen entftehenben bareu 
Selina, oder auf fefte Entihädigungsbeträge, wohl aud auf Gewährung einer mit 
der Muhewaltung in billigen Berhältniffen ftehenden Entihädigung haben. 
Seiner Pflicht genügt ein Bemeindegfie, wenn es eim unbefoldetes Amt in 
ber Verwaltung ober der Vertretung der Gemeinde fbernimmt und bereit if, das 
übernommene weiter zu führen. ine Pflicht zur gleichzeitigen Uebernahme mehrerer 
Aemter beſteht nicht. Ein Stadtverordneter kaun die Annahme feiner Wahl zum 
Mitgliede des Magiftrats abfehnen (f. $ 74 Abf. 2 Nr. 5, unten n. 4). 
3. Aus dem Wortfaute des Abf. 1, welcher von einem „Annehmen* der Stelle 
ſpricht, ift nicht zu folgern, baß es zur Uebernahme der Stelle einer beſonderen An- 
nahmeerflärung bebirfe. Der Vegründungsaft des Amtsverhältniffes ift immer ein 
prinzipiell einfeitiger Akt des Gemeinweiens. Bom Beginne des vierten Jahres ab 
iann dag Amt, wenn deſſen Dauer an ſich mehr als drei Jahre Derrägt, niedergelegt 
werden, wenn aud dem Inhaber fein anderer befonderer Entfchuldighngegrund zur 
Seite ftehen mag. “ 
4. Im Abſ. 2 werden die Entfhuldigungs- bezw. Ablehmungsgründe 
mit einem „nur“ eingeführt. Indeſſen fäßt der Entfhuldigungsgrumd unter 
Nr. 7 den beiliegenden und entiCeidenden Faktoren den weiteften Spielraum, fo daß 
aud) eine große Zahl von Kindern, der Betrieb eines Geſchäftes one Gehülfen, un- 
glüdlige häuslie Berhäftniffe zc. als genügende Sntfäutbigungegründe angefehen 
werben Lönnen. Auch ein Apotheker, der fein Gejchäft ohne @ehillfen betreibt, laun 
auf Grund des 5 74 Nr. 7 feine Befreiung von Kommunalämtern nachſuchen. Die 
Ablehnungsgründe haben in vielen Fällen nicht genau abgegrenzt werden können. Es 
iR vielmeht dem Ermeffen der zur Defehhuhfaflung berufsten Inflanz üherlaffen, ob 
fie den angegebenen Grund als Auereichend anerkennen will. Dies gilt nicht nur von 
dem Falle zu Nr. 7, wo es ausdrüdlic; gefagt ift, ſondern nicht minder in allen 
übrigen Fällen. So bleibt Raum für ein freies Ermefien in ben Fällen der Nr. 1 
und 2, bei „anhaltender —— und „bei Geſchaͤften, welche eine häufig oder lange 
andauernde· Abweſenheit mit ji bringen. In allen diefen Ermefjensfällen ift die 
Stadtverorbneten-Berfammlung eis und an fi ganz unbeſchränkt. Der Ber- 

* waltungsrichter aber hat nach allen Richtungen bin den Beſchluß zu prüfen und jein 
Ermefjen an, bie Stelle des Ermeſſens der beiliegenden Verſammlung zu ſetzen. 
(O86. 13 ©. 212, pvB. 10 S. 562) 

Der Entfhuldigungsgrund unter Pr. 3 (Alter über 60 Jahre) berechtigt den 
Inhaber der Stele zur iederfegun au dann, wenn er das Anıt im Alter von 
59 Jahren vorbehaftlos übernahm, ſowie nicht minder dann, wenn ev das Amt nad 
aurtidgeiegtem 60, Jahre übernommen Hat, ohne von dem Entihuldigungsgrunde 
zunãchſt Gebrauch gemacht zu haben. 

Ein mit Funktionen in den flädtifhen Verwaltungsbeputationen betrauter 
ſtimmfähiger Burger if zur Uebernahme der Stelle eines unbefoldeten Magiftratse- 
mitgliebes nicht verpflichtet. Unter dem öffentlichen Amt in Nr 5 ift nicht etwa nur 
ein unmittefbares Staatsamt gemeint, bie Diitgliebfaft in einer Berwaltungsdeputation 
ift aber als öffentliches Amt anerkannt, Cine zen zur gleichneiigen Ueber« 
nahme mehrerer unbefoldeter Aemter ſchreibt das Geje nicht vor (MR. 1865 S. 180). 

Dadurch aber, daß nad $ 75 StO. die ſtädtiſchen Behörden ſteis in der Lage find, 
einen als Mitglied einer Verwaltungsdeputation fungierenden Bürger von biejem 
Amte zu entbinden, können fie ihn in bie Notweudigkeit verfegen, die Stelle eines 
unbefoldeten Magiftratsmitgliedes anzunehmen. 

Der Entſchuldigungsgruud unter Nr. 6 befreit Aerzte nicht von der Berpflich- 
tung, das Amt ale Mitglieb der Gefundeits-Rommiffion zu übernehmen. ($ 10 Gel. 
vom 16. März 1899 (f. o. ©. 393). 


&- 
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der Betreffende der Annahme oder ber fortführung der Verwaltung eines Amtes bis 
zum Ablaufe von drei Jahren weigert. Der Tatbeſtand der Weigerung eines Gemeinder 
angehörigen, ein Amt zu übernehmen, kann exft da als gegeben eracjtet werden, wo 
nad) definitiver Wahl der in das Amt Berufene die Uebernahme desfelben verweigert. 
en der Weigerung in ben vorbereitenden Stabien find ohne Einfluß (OVG. 
1269. . 

Zur Niederlegung bes Amts gehört nicht, wie bei den befoldeten Gemeinde» 
beamten, die Nachſuchung der Entlaſſung. Wenn der Inhaber einer unbefoldeten 
Stelle von den zur vorzeitigen Nieberfegung der Stelle berechtigenden Eutſchuldigungs · 
gründen Gebrauch maden will, fo genügt eine an den Gemeinbevorftand zu 
richtende Erklärung des Inhalts, daß er die Stelle niederlege. Cine ſolche Erklärung 
hat unmittelbare Wirkung und es bedarf feiner gufimenden oder genehmigenden 
Beſchlußfaſſung dev Gemeinbevertretung fiber die eretigung zur Niederlegung der 
Stelle. Die Öemeindevertretung fan einen Zwang zur Veibehaltung der Stelle 
nicht ausüben, fondern ift nur berechtigt, über etwaige gen den Erklärenden zu ver- 
an Nachteile Beihluß zu faſſen. (OVG. . 36, Stier-Somlo a. a. ©. 


Nach) Jebens (a. a. DO. S. 504) bedürfen jedoch nur die Nidtbeamten, wie 
Stadtverordnete, einer förmlien Entlafjung nicht. Anders bei Beamten, wie un. 
befofdeten Magiftratsmitgliebern. Diefe verbleiben bis zur Entlafjung in ihrer 
Stehung (f. aud) Breuß, das Rädtiihe Amteredit, f. 0. $ 31n. 3 ©, 145). 

ie Amtsniederlegung if dem Magiftrat gegenüber zu erklären, denn 
diefer ftellt die Behörde dar, die die Stadtgemeinde nach außen, alſo aud) dem Nieder 
legenden gegenüber vertritt. Dagegen bedarf die Amfsniederlegung nicht der Zur 
Kimmung des Magiſtrats. 

6. Nach Abſatz 3 fällt auch Derjenige, welcher fih der Verwaltung folder 

Stellen tatfählih entzieht, unter. die Vorſchriſt des Gefees. Es ift damit der 

fall gemeint, daß ein Gemeinbeglied den Beginn einer Tätigkeit für ein Amt oder eine 

stelle vereitelt, indem es 3. ®. in ber zu feiner Einführung als neugewählter Stabt- 
verordneter beflimmten Stadtverordneten · Sihung nicht erfceint, bezw. Heine Einführung 
in das Amt ablehnt, ober das Gemeindeamt zwar übernimmt, aber dasſelbe auf jo 
unregelmäßige Weife verfieht, daß dies in feinen Wirkungen der tatſächlichen Eut- 
ziehung glei kommt (f. Stier-Somlo BOB. 24 ©. 275). Auf unbefoldete Magiftrats- 
mitglieder findet diefe Veftimmung Leine Anwendung, weil die Entziehung des Bürger» 
rechis indirekt einer Armtsentfetgung gleich kommen würde, diefe aber tr im Dieziplinar« 
wege verhängt werben darf (j. $ 75 Abf. 2). In dem Umftande, daß ein Bürger 
feine Pflicht als ein Gemeindebeamter in jehr geringem Maße erflillt, ift noch feine 
Entziehung zu finden. 

Ber einen ausreichenden Sntfäuftigungegrund hat oder während der Anıts- 
daner nachträglich erwirbt, der Hat zwar das Recht, die Wahl abzulehnen oder zuritd- 
zutreten. Er hat aber nicht das Recht, flillichweigend die Ausübung feiner Anıts- 
pflihten einzuftellen. Tut er dies, ohne die-Niederlegung zu erklären, fo entzieht 
er fi) der Ausübung des Amts und macht fih firafbar (OBG. PB. 10 ©. 562). 

Der Ablehnende kann ſich nicht ſchon dadurch ſchutzen, daß er einen geſetzlichen 
Entſchuldigungegrund angibt. Bielmehr fallt auch die ungerechtfertigte Berufung 
Fr Fur IX fi zuläffigen Entſchuldigungsgrund unter die Strafvoririft. (OBO. 

Nad) OBG. (PUB. 16 ©. 438, 16 ©. 410) fiegen die VBorausfegungen des 
Abſ. 3 nur dann vor, went fich Jemand weigert oder entzieht mit dem Bewußtſein 
der Pflichtverlegung. Geſchieht das Fernbleiben von der Verwaltung aus geſetzlichet 
Unfenntnis oder fonnte der Gewählte die Tragweite feiner Handlungöweiſe nicht über- 
iehen, fo fann eine Beſtrafung nicht eintreten. (Abweichend Jebens a. a. O. ©. 504. 
Siier · Somlo a. a. DO. ©. 4%. Jebens, die Stadtverordneten, S. 215.) 

7. Die Berfuftigfeitserflärung des Vürgerrechts, alſo aud des aktiven Wahl- 
rechts (MR. 1874 ©. 99), und die flärkere Heranziefung zu den @emeinbelaften 
brauchen nicht notwendig gleichzeitig verhängt zu werden. 


5. Ablehnung oder —A— Eine Ablehnung liegt vor, wenn ſich 
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Die Rechtsnachteile im Abſ. 3 können, brauden aber nicht verhängt werben, 
vielmehr iſt e8 in das Ermefjen des beichließenden Kollegiums bezw. des Berwaltungs- 
gerichts geftellt, ob es ben Fall danach angetaı findet, eine foldhe Ahndung ein» 
treten zu laſſen (PBB. 10 ©. 563). Die Rechtsnachteile im Ab. 3 Tönen über bie 
Zeitdauer hinaus ausgedehnt werden, während deren das Amt von dem Pflidhtigen bei 
wuermeibung derſelben minbeftens verwaltet werben foll, jo fiber die Zeitbaner hinaus, 
von dem ab ber Betroffene durch Erreichung des 60. Lebensjahres zur Ablehnung des 
Amtes berechtigt fein wurde. 

Der Beſchiuß muß, um wirkſam zu fein, bie genaue Angabe des Zeitraumes, 
während beffen der Bürger der Ausübung feines Rechts auf Teilnahme an der Ber- 
waltung und Bertretung der Gemeinde verluftig fein foll und die genaue Angabe bes 
Betrages der färkeren Seranziefung enthalten (Selöfiv. 1896 ©. 210). 

Die Verhängung der Rechtsnachieile Tann durch die erft im Berwaltungs- 
ftreitverfahren erflärte Bereitwilligkeit zur Uebernahme des Amtes nicht abgewandt 
werden. Ju ben Vermaltungsftreitverfahren handelt es fich Iedigfich darum, ob ber 
angefoghtene Befluß dem Gefege entipricht und für diefe Frage if eine fpätere 
Sinnesänderung ohne Bedeutung (OB. 13 ©. 209). 

- Ueber die Berechtigung zur Ablehnung und über die ettoa eintretenden Nachteile 
ift in einem Verfahren zu befcdjließen. Ein doppeltes Verfahren, wonach zunãchſt 
über die Entfhuldigungsgründe und erft nad; deren Verwerfung über die zu ver- 
hängenden Nachteile beichfoffen werde, fennt das @efeg nicht (OBE. 18 ©. 211, 
BB8. 16 &. 410. Abweichend Jebens S. 505). 

Der Berwaltungsricter Hat nicht nur das Borhandenfein der im Gefege vor- 
geichriebenen tatſächlichen Vorausſetzungen, fondern auch zu prüfen,. ob es nad) Lage 
des Falles zrwedmäßig und angemeffen war, die durch Belcluß verhängten Nachteile 
eintreten zu laffen. 

8. Während nad Zuſt.Geſ. $ 10 Abf. 1 Ziff. 1 u. 2 die Gemeinbevertretung 
nur beſchließt auf „oelämerben und Einfprüce", heißt es bei Ziff. 3 nur: „Die Ge- 
meindebertretung befhließt über die Berechtigung zur Ablehnung.“ Es muß hier eine 
Erklärung oder ein tatjächliches Verhalten bes Bürgers vorausgehen, die eine Beichluß- 
fafjung im Sinne ber Ziff. 3 hervorrufen. Die Anregung zu den Befchlüffen ber 
Stabtd.-Berf. wird in der Regel vom Magiftrat ausgehen, welcher dadurch, daß er die 
Wahlen auszuführen, alfo dem Gemählten das Amt zu übertragen Hat, zuerft in die 
Lage tommt, die Zuwiderhandlung gegen $ 74 fefufelien. Auch hat der Magiftrat 
die gemäß Abf. 3 des $ 74 gefaßten Beichlüffe der Stadtv.-Berf. auszuführen. Doch 
bedürfen dieſe Bejhlüffe weder der Zuftinmmung des Magiftrats noch der Genehmigung 
der Auffichtsbehörde ($ 11 Zuf.-@ef.). Seen den Biſchluß ift aber der Magiftrat 
neben ben von der Strafe Betroffenen zur Klage berechtigt. Beklagte iſt die Stabto.- 
Verſammlung. 

9. Die Beſtimmung des $ 10 Nr. 3 Zuſt Geſ. findet nur Anwendung hinſicht 
lic) der Nachteile, welche gegen Mitglieder der Stadtgemeinde wegen Nichterfüllung 
der ihnen nad den Gemeindeverfaffungsgefegen obliegenden Pflichten zu ver- 
hängen find. &ie hat daher feine Anwendung, wenn auf Grund dee $ 10 der 
Schiedsmannsordnung gegen einen Schiedbemann vorgegangen werben foll, der ſich 
weigert, das Amt des Schiedsmannes zu — Hier beſchließt zwar auch die 
Gemeindevertretung. Indes bedarf diefer Beſchluß der Genehmigung der der Gemeinde 
vorgefeßten Behörde, alſo des Regierungspräfidenten, und eine Klage den Be: 
fhluß der Gemeindevertretung tm Verwaltungsftreitverfahren hat der Beteitigte mi 
(So and OBG. 23 ©. 5). Beſtritten if, ol 10 Ar. 3 Zuſt.Geſ. auf das Amt 
des Waifenrates Anwendung findet (85 1849-1851 BGB., |. o. n. 2 u. ©. 588). 
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Die zu den bleibenden Bermältungs-Deputationen gewählten 
ftimmfähigen Bürger ($ 59) und anderen von der Stabtverorbneten- 
Verſammlung auf eine beftimmte Zeit gewählten unbefoldeten 
Gemeinde-Beamten, zu denen jedoch die Schöffen nicht & rechnen 
find, können durch einen übereinſtimmenden Beſchluß bes agifttats 
und der Stadtverordneten auch vor Ablauf ihrer Wahlperiode von 
ihrem Amte entbunden werben. 


1. StO. $ 18 verordnet ein Gleiches, wie Abf. 1, für die Stelle eines Stadt- 
verordneten. Die $$ 10, 11, 12 Zuft.-Gef. finden hier Auwendung. Für den Fall 
des ruhenden Bürgerrechts und mo es an Beichwerden und Einſprüchen fehlt, zu 
jolhen überhaupt fein Anlaß gegeben war, enthalten diefe Borfehriften feine Ent- 
ſcheidung, welches Organ zu befifliegen und einzugreifen hat. Es muß angenommen 
werden, baß e8 eines Gemeinbebeichluffes bedarf, deſſen Ausführung, das Fernhalten 
des zu Gnthebenden von den Geſchäften, dem Magiſtrat zufällt und obliegt. Cine 
Klage ift ebenfowenig wie bei $ 18 gegeben (j. o. ©. 102. Jebens ©. 216, Kappel- 
mann, PVB. 23 ©. 77). 





6 

ausgeſchloſſen if, aud in Anfehung der Ordnungsftrajen, . 8 59 C . 
SIG. 3 ©. 415. Abf. 2 enthält eine Ausnahmevorfchrift, welche ſtrikt zu inter- 
pretieren if). Die Beftimmung des Abſ. 2 findet aud Anwendung aut Stadt · 
verordnete, welche Mitglieder von Verwaltungsdeputationen find, aber mr in Petreff 
diefer ihrer Mitglied chaft; die Schöffen find von der Beſtimmung des Abf. 2 aus- 
genomnien. Dieſe fönnen nur im Wege des ordentlichen Disziz;linarverfahrens ihres 
Amtes entjetgt werben. 


Titel X. 
Yon der Oberauſſicht über die Stadtverwallung. 


8 76. 


Die Aufsicht des Staates über die städtischen Gemeinde- 
Angelegenheiten wird, soweit nicht durch die Vorschriften dieses 
Gesetzes ein anderes ausdrücklich bestimmt ist, von der Re- 
gierung, in den höheren Instanzen von dem Ober-Präsidenten 
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und dem Minister des Innern ausgeübt. Beschwerden über Ent- 
scheidungen in Gemeinde-Angelegenheiten müssen in allen In- 
stanzen innerhalb einer Präklusivfrist von vier Wochen nach der 
Zustellung oder Bekanntmachung der Entscheidung eingelegt 
werden, insofern nicht die Einlegung des Rekurses durch dieses 
Gesetz an eine andere Frist geknüpft ist ($ 20). 


Dazu Zuft.-Gef.:- 

$ 7. Die Auffiht des Staates über die Vertvaltung der frädtifchen Gemeinde 
Angelegenheiten wird in erfler Inftanz von bem Regierungs-Präfidenten, in höherer 
und Iebter Inſtang von dem Ober-Bräfibenten geübt, unbefcabet der in den Geſehen 
geordneten Mitwirkung des Bezirtsausfhufies und des Provinzialrates. 

Für die Stadt Berlin tritt an die Stelle des Regierungs-Präfidenten der 
Sher-Präfident, an die Stelle des Cber-Präfidenten der Minifter des Innern, für die 
Hohenzollernſchen Lande tritt am die Stelle des Ober-Präfidenten der Minifter des 
Innern. (Für Berlin kommen nod) in Betracht 55 42, 43 8BG.). 

Beſchwerden bei den Auffihtsbehörben in fädtifcen Gemeindeangefegeneiten 
find in allen Inftanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. 

Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung $ 7: Die Verwaltungegerichts- 
barkeit (Entfheibung im Berwaltungsftreitverfahren) wird durch die Kreis. (Stadt) 
Ausfhüffe und die Bezirtksausſchüſſe als Verwaltungsgerichte, forwie durch das in 
Berlin für den ganzen Umfang der Monarchie beftehende Chervermwaltungsgericht 
ausgeübt. Die Eutfgeidungen ergehen unbeſchadet aller privatretlichen Berhäftniffe. 

Die fachliche Zuftäudigkeit diefer Behörden zur Entfcheidung in erfter Inftanz 
wird durch befondere Beſfimmungen geregelt. 

$ 21. Zufändig in erſter Inftanz ift im Verwaltungsſtreitverfahren für die 
im Titel IV „Angelegenheiten der Stadtgemeinde” vorgefehenen Fälle, ſofern nicht 
im Einzelnen Anderes beftimmt ift, der Bezirksausſchuß, für den Stadtkreis Berlin 
in den Fällen des $ 8 Abf. 2, 8 9 und 15 das Oberverwaltungsgericht. Die Frift 
zur Anftellung der Klage beträgt in allen Fällen zwei Wochen. 

Die Gemeindevertretung bezw. der kollegialiſche Gemeindevorftand können zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte im Verwaltungsſtreitverfahren einen befonberen Vertreter 
beftellen. 

Bergl. über ben Provinzialrat $ 10 8WBG., über ben Bezirksausſchuß $ 28 cit. 

Siehe Schmieder das Recht der Kommunalauffiht in PBB. 25 S. 483. 
Preuß Preuß. Amtsrecht ©. 116, 165, 308. Jebens die Stadtverordneten ©. 271. 

1. Nad) der Städteordnung vereinigten fi die Auffihtsredite des Staats und 
zugleich das Eutſcheidungsrecht in ſolchen Verwaltungsſachen, in denen es ſich um 
angeblich verleßte, aus den Beftimmungen der StO, herzuleitende Rechte handelt, 
ungefondert in der Bezirksregierung, in höherer und höchſier Infanz in dem Ober- 
präfidenten, bezüglich dem Dlinifter des Innern. Um —* die dem Enttwidelungs- 
gange der Geſetzgebung auf dem @ebiete der Organijation der inneren Gtaate- 
verwaltung eniſprechenden Beſtimmungen an die Stelle zu ſetzen, find zunächſt die 
Angelegenpeiten, weiche ng ihrer Natur nad) zu einer verwaliungegerichtlichen Ent- 
ſcheidung eignen, wie die Streitigeiten über das Bürgerrecht und defien Ausübung, 
über das Verfahren bei den Gemeindewahlen, über das Recht und die Pflicht zur 
ilnahme an den Gemeindenugungen, bezw. an den Gemeindelaften, ferner die etwa 
zwiſchen dem Gemeindevorftande und ber Gemeindevertretung entftehenden Streitig- 
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teiten, foweit fie die Auslegung des Geſetzes, insbeſondere bie gegenfeitige Zuftändig- 
teit betreffen, die Disziplinarftrafen uſw. als freitige Berwaltungsfachen ausgejondert 
und zur Entſcheidung den Berwaltungsgeriten übermwiefen. Entſprechend dem 
Sufteme des Zuſtändigkeitsgeſetzes ift in allen dieſen Sachen zuftändig in erfter 
Iuftanz der Bezirksausſchuß / in zweiter Inſtanz das Obervermaltungsgerit. 

2. Nach Ausfonderung der ftreitigen Berwaltungsfadhen in ſtädtiſchen Ges 
meindeangelegenheiten find die übrigen fädtifchen Angelegenheiten, melde in das Ge- 
biet der flaatlien auffat fallen, ſowie folde, bei benen Gründe überwiegend 
techniſcher Natur maßge rend find, der Entieidung ber eigentlichen Berwaltungs- 
bebörden. verblieben. Dem gemifchten Bureau- und Totlegiatfnfem, welches durch die 
jrundlegenden Beftimmungen der 55 3, 4 2BG. für die Kreis, Bezirts- und 
Grovinkafenfang begründet ift, entjprechend ift bie Aufficht über die Verwaltung der 
öptifhen Gemeindeangelegenheiten in erfler Inftanz dem Regierungspräfibenten, in 
zweiter Inftanz dem Oberpräfidenten überwieſen, welche jelbftändig unter voller Ber- 
antwortligjteit handeln, vorbehaltlich der Tollegialijchen Mitwirkung der Selbft- 
verwaltungsbehörden, des Bezirksausſchuſſes in erfter, des Provinziafrats in zweiter 
Inftanz. Einerfeits find letztere berufen, in gewiffen Fällen an Stelle der ſtädtiſchen 
Kollegin von Auffichtswegen zu befhließen, 3. ®. im Falle von Meinungeverjeieden- 
heiten zwiſchen Magiftrat uud Stadtverorbneten-Berfammlung, im Falle deren Bes 
fhlußunfähigteit infolge Berfündicher tollidierender Interefien uſw. Andererſeits aber 
ift die Beichlußfafjung des Vezirksausfchuffes überall da gorgeichrieben, wo es ſich 
darum handelt, in wirtſchaftlichen Angelegenheiten das Selbſibeſtimmungsrecht der 
ſtãdtiſchen Kollegien innerhalb des ihnen zugewiefenen kommunalen Wirkungskreiſes 
an die Genehmigung einer höheren Behörde im öffentlichen und ftaatlichen Intereſſe 
u tnüpfen. Die Fälle, in denen das Aufſichtsrecht über bie ftädtiichen Gemeinde» 

ingelegenheiten von den Gelbftverwaltungsbehörden ausgeübt wird, find bejonders in 
dem Geſetz, namentlich in dem Zuſt.Geſetz, aufgeführt. Hinfihtli der Mitwirkung 
des Beziris-Ausichuffeß vergl. SS 5, 8, 12, 18, 14, 16, 17 Zufl.-@efeh. Veſchwerde⸗ 
FH gegen bie Beſchluſſe des Bezirks-Ausſchuſſes bildet der Provinziafrat. ($ 121 


3. Anders verhält es ſich dagegen mit dem dem Xegierungspräfidenten über- 
tragenen Auffihterente Der Inhalt diefes Aufſichtsrechis und die Grenzen der 
infolge desjelben dem Regierungspräfidenten zufichenden Befugnifie find weder in der 
SO. noch in den Zuft-Gef. feit beftimmt und geregelt. In dev Praris ift dem 
Auffißtereite die Ansdehnung gegeben worden, — $ 139 StO, 1881 vorſchreibt. 
(O6. 3 ©. 49, 28 ©. 89, 35 S. 118.) Rach $ 139 cit. haben im Allgemeine 
die Auffihtebehörden darüber zu wachen, daß in jeder Stadt die Verwaltung nad 
den Geſetzen überhaupt umd nad dev Städteordnung eingerichtet fei, und Yaflır zu 
forgen, daß die Verwaltung in dem vorgefchriebenen Gange bleibe und angezeigte 
Störungen vermieden werben. Sie find bereiigt und verpflichtet, die Beſchwerden 
Eingefmer über bie Perfegung der ihnen al8 Mitglieder der Gemeinde aufeiensen 
Rede zu unterſuchen und zu entfheiden, bie Stadtgemeinden zur Erfüllung ihrer 
Pflichten anzufalten und in den Fallen zu entfheiben, welde in der StO. dahin ver- 
wiefen find. Zu dem Ende ift die Auffichtsbehörde befugt, darüber zu wachen, daß 
die Berwaltung der ſtädtiſchen @emeinbeangelegenheiten den Beftimmungen der 
Geſetze gemäß geführt, flet im geordneten Sange erhalten und ang Feig 
Störungen beſeitigt werden. (OVG. 5 ©. 46, 28 ©. 95, 35 ©. 118, POL. 23 
©. 776.) Sie find weiter befugt, fiber alle Gegenflände der Gemeindeverwaltung 
Auskunft zu erfordern, die Einfendung der Aften, insbefondere auch der Gemeinde« 
haushaltsetats, forwie der Gemeinderechnungen zu verlangen, und Geihäfts-Revifionen, 
fowie in Verbindung damit Kaffenrevifionen an Ort und Stelle vorzunehmen: Gie 
find befugt, den Bürgermeifter zur Beanftandung aller Beichlüffe des Magiftrats und 
der Stadtverorbneten-Verfammlung zu berantaffen, welde deren Befugniſſe über- 
ſchreiten oder fonft die Gejege verlegen. Sie haben dem leichtfinnigen Schuldenmachen 
und der Säumigfeit der Gemeinden in Befriedigung der Gläubiger entgegenzutreten 
und die dazu erforderlichen Maßregeln zu treffen. Doch haben die Auffichtsbehörden 
nur über die Erfüllung derjenigen Berpflichtungen der Gemeinden zu wachen, welche 
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dem Öffentlichen Rechte entlehnt find, und müffen den Gerichten die Prüfung der Redits- 
beftändigteit und bie zwmangemweife Duehfüßtung folder erbindlichtkeiten überfaffen, 
welche lediglich privatrechtlicher Natur find. (MR. 1867 ©. 334.) 

Seine Grenze findet das Auffihtsreht in dem im $ 9 StO. fanktionierten 
Prinzipe der Selbfiverwaltung der Stabtgemeinben. So lange das Geſetz dieſe als 
Selbftverwaltungsförper anerkennt und ihnen die Selbfiverwaltung ihrer Angelegen- 
heiten gewäßtleiftet, haben fie ein Recht auf diefe Gefbfvermaltung, das nidt einer 
beliebigen Einfhräntung oder gar der Gntgiehung ausgefeßt, fondern gerade gegen 
willtürliche Eingriffe durch die Eröffnung eines Rechtsweges gebedt und gefhüßt if. 
Iusbefondere darf ben zur Ausübung diefes edjts berufenen Gemeinbeorganen die 
Sefbändigteit ihrer Entjhließungen nicht weiter befchränkt werben, ale die Geſebe 
dies vorjehen, 3. B. durch Berfagung der Beftätigung, durch Beanſtandung von Ge- 
meindebejchläffen, ducdh die Smangsetatifierung. (OB. 21 ©. 428, Breuß a. a. O. 
©. 309-311.) Im treffender Weife läßt fi) Iebens (S. 275) am Schiuffe feiner 
Beratungen über den Umfang des ftaatlien Auffichtsreits über die Kommunal- 
verwaltung dahin aus: „Die Unterftelung einer Körperfchaft, insbefondere aber einer 
jur Gelbfiderwaltung berufenen Körperichaft, unter eine allgemeine ftaatliche Aufficht 
Teicht nicht fo weit, wie die unter eine fländige, umausgefeft zu fibende Kontrolle. 
Schließlich zwar mag auch der Auffichtsſtelle nichts verfagt fein, was der Kontrollſtelle 
zufteht und fo zu beiſpielsweiſe aud bie der ſtädtiſchen Verwaltung gegenüber zu- 
nandige Auffichtsftelle unter Umftänden dazu fchreiten dürfen, die gefamte Verwaltung 
ohne Beihräntung auf Einzelnes einer Nevifion zu unterziehen, auch ertraordinäre 
Kaffenrevifionen bornehmen zu laffen, die Protofoflbücher der Gtadto.-Berf., wie 
Akten überhaupt, einzufordern. Auch nur fördernd, beratend, anregend einzutreten, 
Tiegt gewiß nicht überall außerhalb der Aufgabe der Auffictsbehörde. Allein gewiſſe 
Qeichräntungen erwadjfen diefer gleichwohl ſhon barane, daß fie eben einer „Selbfte 
verwaltung“ gegenüber Meht. Wo es an jedem Anhalt für die Worausfegung fehlt, 
daß die Verwaltung die geſetzlich zugewieſenen, geordneten Bahnen bereits verlaffen 
babe ober doch zır verlaffen im Begriff ehe und vollends, wo die Aufictebehörde 
allen Anlaß gerade zu der gegenteiligen Vorausſetzung hat, ſei e8 au nur daraus 
zu entnehmen hat, dah bislang die Werwaltung allen Anforderungen entfprach, da liegt 
fir fie Grund genug vor, ſich die äußerfte Zurüdhaftung auch in jedem einzelnen an 
fie herantreteuden alle aufzuerfegen und nicht „ohne Not“ Gebrauch zu machen von 
einem echte, deſſen Iete Wurzel im der bloßen Möglichkeit einzelner Aus- 
fepreitungen gu fuchen ift, nicht etroa in einem auf foldhe bereits gerichteten Berbachte.“ 
Segen die Herrfchende Yufiht über den Inhalt des Raatlihen Auffichtorechts wenden 
fi Schmieder uud Preuß a. a. O. Nach; des Exfteren Anficht hat das Auffichterecht 
des Staates rein negativen Inhalt und ift bei Ktolliffionen zwiſchen Selbftverwaltung 
and Staatsauffiht ftets im Zweifelfalle zu Gunften der erfteren zu entſcheiden 
6. and) Selbfiverwaltung 1904 ©. 1705). 


4. Um den erdnungsmaäßigen Gang der Gcmeindeverwwaltung zu erzwingen, 
geſetzwidrige Anordnungen der Gemeinbeorgane rüdgängig zu machen, und Säumnifie 
yud Nachläffigkeiten im Gange der Verwaltung zu befeitigen, ftehen der Auffichts- 
behörde die Zwangsmittel des $ 132 LVG. des $ 100 des Diegiptinargefeges vom 
21. Juli 1852, fowie die Disziplinarmitttel der SH 18—20 des lehteren Gejeges zu 
Eebote. J 

Der Regierungs-Präfident iſt befugt, anzuordnen, daß die nad) $ 16 Zuf.-@el. 
von den Wezivts-Yusichüffen zu genehmigenden Ortaftatute, Gemeindebejchläffe ufre. 
den Bezirlsausſchuſſe nicht direkt, fondern durch feine Vermittelung eingereicht werden. 
Auch wird ihm die Berechtigung nicht zu veriagen fein, derartige Anträge jur Ber- 
vollftändigung und Ergänzung zurüdzugeben. (Berneinend Echmicder a. a. D. S. 485.) 

Die Genehmigung der Auffihtsbehörbe von Gemeinbebefhtüffen braucht nicht 
förmlich und auödrüdlich ausgeiproden werden, vielmehr genügen ſtillſchweigende 
Willensäußerungen, insbefondere anderweite Lie tatfächlihe Zuftimmung in ſich 
fchließende und fir deren Weftehen konkludente Handlungen und Erklärungen der 
Anffichtebehörde (DVG. 9. ©. 58, 13 ©. 179, 40 ©. 203). 
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Anlangend die Einrichtung und Ausflattung der ftädtifchen Aemter, fo find die 
Auffihtsbehörden aus Kontrolle darüber berufen, daß dem gejetlihen Anforderungen 
bezüglich der Zahl, der Befähigung und der Dienftbezüge der betreffenden Organe 
genügt werde. Sie find befugt, darauf zu dringen, daß die zur Bearbeitung der Geſchäfte 
erforderlichen Beamten angehett (PBL. 24 ©. 53, OBG. 41 ©. 151, MBB. 1902 
©. 71) und austömmlich befoldet werden (OBG®. Selbfto. 1899 ©. 610, $ 11 KBG. 
©. 324 n. bb). 

5. Der Landrat ift ben Städten feines Kreifes nicht übergeordnet. Er ift 
nicht Kommunalauffichtsbehörde der Städte. Der Regierungspräfident als Kommunal» 
auffichtsbehörde Tann zwar den Landrat als fein Hülfsorgan bei der Ausübung der 
Auffiht zur Mitwirkung heranziehen, er ift aber nicht ermächtigt, ihn die felbftänbige 

mBübung des Yufiätbceiite gang ober temeife zu Abertragen (1. im Gegenfag zur 
et. XVI. der Min.-Inftr. vom 30. Jan. 1853 den Min.-Erl. v. 26. Ianuar 1: 
BNL. S. 17, OBG. 13 ©. 18). Dagegen ift die Veflimmung des Art. XVI. der 
inftruktion dahin aufrecht erhalten, daß, auch wenn dem Landrate eine regelmäßige 
Mitwirkung bei ber Aufficht über die ſtädtiſchen Gemeindeangelegeuheiten nicht be» 
fonders übertragen ift, die Gemeindebehörden der Stäbte von nicht mehr als 10.000 
Einwohnern ihre dem Regierungspräfidenten zu erftattenden Berichte durch Ber- 
mittelung des Landrats, welder fie mit etwaigen emerhungen begleiten kann, an den 
Negierungspräfidenten zu beförbern haben (MB. 1860 ©. 17). Uebrigens find alle 
Städte, welche feine eigenen Kreife bilden, der Polizeiaufficht des Landrats unter« 
worfen ($ 77 Kr.-Orbn. ©. 448, OBG. 20 ©. 68). Ueber die Stellung der Land- 
räte in Schulangelegenheiten den größeren Städten gegenüber ſ. o. S. 404 n. 5. 

Der Landrat ift nad $ 127 2BG. Beſchwerde Inſtanz für polizeiliche Ber- 
fügungen der Ortspolizeibehörben der zu einem Landkreiſe gehörigen Städte mit einer 
Einwohnerzahl bis zu 10.000 Einwohnern und ferner befugt, nad) 2B®. 5 142 für 
mehrere oder fämtliche Städte des Kreiſes unter Zuſtimmung des Kreisausfcuffes 
Poligei-Berordnungen zu erfaffen. Die nad} der Kreisordmung ($ 77) dem Landrate 
zuſtehende polizeiliche Aufficht gewährt nicht die Befugnis, einer feiner Kommunal- 
auffiht nicht unterftellten Stadt gegenüber die rechtliche Pflicht zur Uebernahme der 
Koften einer von ihm angeordneten polizeilichen Einrichtung verbindlich feftzuftellen, 
insbefondere dann nicht, wo e& fi um die Höhe der Befoldung lädtifcher Polizeir 
beamten handelt, deren Normierung ausdrüdlich den ftäbtiihen Behörden Aormtengen 
iR ¶ . 8 78 n. 5 a). Der Landrat erſcheint, weil er die polizeifihe Aufſicht führt, 
befugt, der Räbtifchen Ortspoligei gegenüber und für diefe verbindlich feftzuftellen, daß, 
wie und mit weldem Aufwande fie ihre polizeilichen Dienſteinrichtungen zu vervoll- 
fändigen und daß fie die Bereitftellung ber erforberfichen Mittel Seitens der Stabt- 
gemeinde zu veranlaffen habe. Cr ift aber nicht befugt, auch gegenüber der letzteren 
deren Verpflichtung zur Gewährung diefer Mittel vehteverbindlich fenzuftellen. Cr 
muß ſich dieferhalb an die Kommunafauffitebehörde wenden (UBG. 20 ©. 68). 
Gegen disziplinarifche Strafverfügungen des Landrats gegen einen Vürgermeifter als 
Polizeiverwalter findet nicht Klage im BVerwaltnungsftreitverfahren, fondern nur bie 
Vefchwerde latt (1. $ 80). Vergl. nod ©. 448 n. 4, ©. 469, b. 

6. Das Verfahren in der Auffichtsinftang vor dem Eingelbeamten ift am bie 
Junehaltung beſtimmt vorgefhhriebener Formen nicht gebunden. Nur $ 7 Zuft.-Gef. 
beftimmt, daß Beſchwerden bei ben Aufſichtsbehörden in fäbtiihen Gemeinde-An- 

elegenheiten in allen Inftanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen find. Im der 
egel find jedoch die Velchtwerden, welche im Auffihtsivege zu exfedigen find, an eine 
Frift nicht gebunden. Wenn die Aufgabe ber Auffichtsbehörbe die ift, ftetig darüber 
zu waden, daß von den ihr untergeordneten Organen die Geſetze beobachtet werden, 
fo Liegt ihr die Verpflichtung ob, fobald fie glaubhafte Kunde von einer Verlegung 
der Oeſetze oder der jonftigen Vorſchriften befommt, dagegen einzuſchreiten. Die Auf⸗ 
fihhtebehörde ann bafer eine zu fpät singehebe Beichwerde über Pflightverlegungen 
der untergeordneten Organe, ohne fie ſachlich zu prüfen, nicht bei Seite legen, ganz 
abgejehen davon, daß in vielen Fällen, namentlich bei Beſchwerden über ein negatives 
Verhalten der untergeordneten Organe, von einem Anfangspunfte des Frifterlaufs 
nicht die Rede fein kann. Aber auch in eigentlichen Bermaltungsjachen, bei denen es 
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fih nicht, wie der Kegel nad) in Verwaltungsſtreitſachen, um Eutſcheidungen handelt, 
durch welche Rechte erworben werden, wird es immer zuläffig ericheiten, Später dieſelbe 
Angelegenheit jederzeit wieber aufzunehmen und in berfelben einen anderen Veſchluß 
u faſſen. Bon — Standpunkte aus wird der im $ 7 Abſ. 3 vorgeſehenen Frifi- 
Fefimmung teine andere Bedeutung beizufegen fein, als die, daß der Auffichtebehörde 
die Berpfüätung abgenommen if, einen Beſcheid an den Beſchwerdeführer zu erteilen. 
Aber die Abhilfe einer nad dem riftenablauf eingelegten Beſchwerde ift nicht ausge- 
ſchloſſen, wenn die Anffictebehörde hierzu Beranlaffung zu haben glaubt. 

Diefefbe und feine andere Bedeutung hat bie Friſt des 8 7 Abf. 3 auch 
gegenüber ber untergeordneten Behörde. Auch deren Beſchwerden gegen angeblich un- 

erechtfertigte Verfügungen der Auffichtebehörden find innerhalb ber vorgeiehriebenen 
eift einzulegen, ohne daß fpäter eingehenden Befcperden die. Aueficht auf Abhiffe 
verjchloffen ift, wer fonft die obere Behörde zur Remedur geneigt ift, 

Das Verfahren vor den Selbftverwaltungsbehörden und ben Berwaltungs- 
gerichten ift durch befondere Vorfchriften geregelt. Die erfteren Behörben verhandeln 
in dem Beichlußverfahren, weldes in den SS 115 u. fj. LVO. feſtgeſtellt ift, die Ber- 
waltungsgerichte aber im BVerwaltungsftreitverfaren, welches durch bie 55 61 u. fi. 
LTE. geregelt worben if. 

Die Kreis: (Stadt-) Ausihüffe und bie Bezirksausichüffe verhandeln ſowohl im 
Beſchluß⸗, als auch im Verwaltungsfteitverfahren, je nachdem das eine oder das 
andere Verfahren für die bezügfiche gel jenheit duch die Geſetze vorgejchrieben if; 
der Probinziafcat verhandelt nur im eehtußverfahren, das Oberverwaitungsgerichi 
nur im Berwaltungsftreitverfahren ($ 54 8WG6.). 

7. _Der regelmäßige Inftanzenzug in ſtädtiſchen Gemeindeangelegeneiten ſchließt 
nad) $ 7 Zuf.-Gef. mit dem Oberpräfidenten ab. Dadurch ift die nad $ 76 StO, 
zuläffige Miniferialinfang fortgefalen. Wenn nuu auch das formelle Recht nicht 
gewährt ift, eine Beſchwerde bet dem Minifter einzureichen, fo ift doch nicht das all- 
gemeine Recht der Dienftaufficht des Miniſters des Innern über die Oberpräfibenten 
aufgehoben, vielmehr durch 5 50 8WG. ausdrüclich aufrecht erhalten. Der Minifter 
des Innern ift danach befngt, nicht nur allgemeine Direltiven über die Behandlung 
der Gemeindeangelegenkeiten in ber Auffihtsinftang ben untergeorbneten Organen zu 
exteilen, fondern ieleiben aud in Einzelfällen, welche an ihm im Beſchwerdewege ge- 
diehen find, anzuweiſen, ihre Verfügungen zurüdzunehmen bezüglich fünftighin nad) 
deu von dem Minifter gebiligten Grundfägen zu verfahren. 


g 77. 


Wenn die Stadtverordneten einen Beschluss gefasst haben, 
welcher deren Befugnisse überschreitet, gesetz- oder rechtswidrig 
ist, oder das Staatswohl verletzt, so ist die Aufsichts-Behörde 
eben so befugt als verpflichtet, den Vorstand der Stadtgemeinde 
zur vorläufigen Beanstandung der Ausführung zu veranlassen. 
Dieser hat hiervon die Stadtverordneten zu benachrichtigen und 
über den Gegenstand des Beschlusses sofort an die Regierung 
zu berichten. Die Regierung hat sodann ihre Entscheidung unter 
Anführung der Gründe zu geben. 


Dazu Zuf.-Gefeg: 

$ 15. Beſchlüſſe der Gemeindevertretung ober bes kollegialiſchen Gemeinde» 
vorftandes, welche deren Befugniffe überfchreiten ober bie Geſetze verletzen, hat der 
Gemeinbevorftand beziehungsweife ber Bürgermeifter entftehenden Falles auf Ans 
weifung der Auffichtsbehörde mit auffciebender Wirkung unter Angabe der Gründe 
zu beanftanden. Gegen die Verfügung des Gemeindevorftandes (Bürgermeifters) fteht 
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der Gemeindevertretung bezw. dem kollegialiſchen Gemeindevorftande die Klage im 
Berwaltungsftreitverfahren zu. 

Die in den Gemeindeverfaffungsgefegen begründete Befugnis der Auffichts- 
behorden, aus anderen als ben vorfiehend angegebenen Gründen eine Beanflandung 
der Beſchlüſſe der Gemeinbevertretung ober des kollegialiſchen Gemeindevorftandes 
herbeizuführen, wird aufgehoben. 

$ 21. Zuftändig in erfter Inftanz ift im Verwaltungsfiveitverfahren der Be- 
zietsausfhuß, für Berlin dag Oberverwaltungsgericht. 

Tergl. Jebens Aufjäge S. 1 u. in PB. 17 Nr. 49. 


1. In dem Auffihtsrechte liegt vor Allem die Befugnis, ſolchen Beſchlüſſen 
entgegenzutreten, welche die Sefuguife der_betrefienden Sörperfhaften überjchreiten 
oder die Gefege verlegen. Wie $ 178 Kr.-Ordn. hinſichtlich der Beichlüffe der Kreis. 
organe und $ 118 Pr.-Ordn. hinſichtlich der Beichlüffe der Organe der Provinzial« 
verwaltung, $ 140 SGC. Hinfichtlic der Befchlüffe der Landgemeinde-Organe, fo 
wahrt $ 77 StO. jene Befugnis den Auffihtsbehörden hinſichtlich der Beſchlüſſe der 
fädtifchen Rollegien. 

2. Das im $ 77 SO. der Auffichtsbehörde gewährte Yeanftandungsrecht ift 
durch $ 15 Zuft.-Gef. auf diejenigen Fäle eingefhräntt, in denen die Beſchlüſſe der 
ftadtifhen Kollegien deren Befugniffe überſchreitenn oder die Geſetze verlegen. Das 
von Anffihtswegen zu übende Beanſtandungsrecht fan nicht mehr auf bloße Gründe 
des Staats» oder Gemeindewohls gegämbet werden, wie denn überhaupt die Anffichts- 
behörde fein Recht mehr hat, von Amtswegen einzufchreiten, wenn ein Beſchluß des 
Magiftrat3 ober der Stadtverordueten-Berfammlung das Gemeinde-Intereffe verlegt. 
Nur der Bürgermeifter bezw. der Magiftrat if in biefen Fällen nad $ 56 Nr. 2, 
8 57 StQ. Geht, die Ausführung des gefaßten Beſchluſſes zu beanftanden bezw. 
ihm die Zuftimmung zu verfagen. Danır tritt aber nicht das im $ 15 Zuft.-Gef. 
vorgefäriebene Verfahren ein, fondern es liegt eine Meinungsverfchiedendeit zwiſchen 
den ftädtifchen Behörden vor, deren Löſung nad $ 17 Nr. 1 Zuſt.Geſ. zu erfolgen 
bat. ($ 56 Nr. 2 ©. 260.) 

3. Die Auffichtsbehörbe kann das ihr zuftehende Recht der Beanſtandung von 
Leichlüffen der Gemeindebehörben nicht felbft ausüben. Bei Veanftanbung von Ber 
ſchlüſſen des Magiſtrats hat fie ſich der Vermittelung des Vürgermeifters, bei Ber 
anftandung von Beſchlüſſen der Stadtv.-Berfammlung dev Bermittelung des Magiftrats 
«bier affo nicht des Yürgermeifters — PBB. 16 ©. 459) zu bedienen. Somohl ber 
ürgermeifter, als auch) der Dagiftrat müffen der Anweifung der Auffichtsbehörde 
nadjfommen („Hat der Hemeindevorftand bezw. der Bürk enmeifer gu beanflandene). 
Erfterer kann nötigenfalls durch Sruangemittel (6 132 286.) dazır angehalten werden, 
Aber auch, gegen die Magiftratsmitglieder Tonnen, falls fie fih weigern, die Bean. 
ftandung eines Stabtv.-Beihluffes auszufprehen und durdzuführen, die Zivangsmittel 
des 8 132 LBG. zur Anwendung gebracht werden. Ueber Veanftandung von Be— 
fntüten „ber Gemeindebehörden ehe die ausführlichen Erörterungen oben zu $ 56 
Ar. S. %60. 

4. Die Auffihtsbehörde, welche eine Anweifung gemäß $ 15 erlaſſen hat, ift 
tein am Ausfall des Rechtsſtreites beteiligter Dritter im Sinne des 8 70 LBG., 
deffen Beiladung verfügt werden fönnte. ie angewieſene Behörde hat die ihr aufs 
gegebene Beanftandung in der nämlichen Weife zu vertreten, wie eine aus freiem Antriebe 
erflärte. Insbeſondere kann die Beanftandung, ſowie die Einlegung eines Rechts- 
mittels, mit weldjer ber Beklagte feiner Dienftbehörde gegemüber nur einer amtlichen 
Pflicht genügte, aus dem Grunde, teil fie erzwungen unter Androhung einer Ord⸗ 
mmgöftrafe erfolgte, al eine unfreiwiiige, nicht ernflich gemeinte nicht angefochten 
werde, da der mung von ber Hierzu völig bereiptigten Behörde ausging (OBO. 

©. 4). 








Denn bie im Auftrage des Regierungs-Präfidenten vom Bürgermeifter erfolgte 
Peanftandung aufgehoben wird, fo fallen dic baren Auslagen des Verfahrens und 
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des obfiegenden Teiles der Stabt zur Laſt. In allen Beanftandungsfällen aus $ 15 
wird die Stadtgemeinde die baren Auslagen der Parteien und des Verfahrens zu 
tragen haben (MR. 1890 ©. 205). 

5. Abweichend von $ 15 Zuft.-Gef. ift im FR KRom.-Abg.-Gef. das der 
Aufficht3behörbe eingeräumte Beanſtandungsrecht von Gemeindebefchlüffen, welche den 
Vorſchriften und Beiteuerungsgrundfägen diefes Gefegentwurfs zuwiderlaufen, geftalter. 


8 78. 

Wenn die Stadtverordneten es unterlassen oder verweigern, 
die der Gemeinde gesetzlich obliegenden Leistungen auf den 
Haushalts-Etat zu bringen oder ausserordentlich zu genehmigen, 
so lässt die Regierung, unter Anführung des Gesetzes, die Ein- 
tragung in den Etat von Amts wegen bewirken oder stellt be- 
ziehungsweise die ausserordentliche Ausgabe fest. 


Dazu Zuſt.Geſ. $ 19: 

Unterläßt oder verteigert eine Stadtgemeinde, die ihr geſetzlich obliegenden, 
von der Behörbe innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feftgeftellten Leiftungen 
auf den Haushalts-Etat zu bringen oder angerordentlid) zu genehnigen, fo verfügt 
ber Regierungs-Präfident unter Anführung ber Gründe bie Eintragung in den Etat, 
bezw. bie Feftftellung der außerordentlichen Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Regierungs-Präfidenten fteht der Gemeinde die Stage 
bei dem Ober-Berwaltungsgericht zu. 

In Berlin tritt an die Stelle des Regierungs-Präfidenten der Ober-Bräfident 
62 886). 

Die Befimmung betreffend bie Bimange-Gtatiferung ber der Stadtgemeinde 
geſetzlich obliegenden Leiftungen entfpricht in der Faffung des $ 19 Zuft.-Gel. deu 
$ 180 8r..Ordn., $ 85 Zuft.-Gef., $ 191 2O0. bezüglig dem $ 121 Prov. Ordn. 
binfichtlich der den Kreifen, Landgemeinden und Provinzialverbänden obliegenden 
Leiſtungen. 

Vergl. Jebens: Die Zwangsetatiſierung geeggber lommunalen Verbãnden; 
Auffäge ©. 28. Icbens, bie Stadtverorbneten ©. 277. 

1. Die Zmwangsetatifierung Hat den Ziwed, bie öffentlih-veditlichen Korporationen, 
denen gegenüber fie zugelaffen it, zur Erfüllung der ihnen geſetzlich obliegenden, aber 
von ihnen vermeigerten Leiltungen anzuhalten; fie ftellt 1a daher als ein Aft dev 
Zwoangsvollfttedung dar umd ift ale folcher wiederhoft in der Reäiipregung des OBG. 
bezeichnet worden (OBG. 40 ©. 132), Aus diejer ihrer rechtlichen Natur folgt, daB 
fie, wenn die freitige Leiftung tatfächlich, jei es auch unter Vorbehalt oder aut um 
erfüllt worden ifl, gegenüber einem Anſpruche auf Rüdzahlung des entrichteten Geld - 
betrages nicht ftattfindet. 

Unter Bern wird nicht allein die Anordnung der Auffichtebehörde 
verſtanden daß die ftädtifchen Vehörden eine gewiffe Leiftung in ihren Haushaltsetat 
einzutragen oder ſich ihr als einer außerordentlihen zu unterziehen haben, fondern 
auch der biefer Anordnung vorhergehende Akt der Feftjtellung der Leiſtung als einer 
der Stadtgemeinde geſetzlich obliegenden, und ſchließlich das nachfolgende, der Rechts- 
Tontrolfe geltende Streitverfahren (Jebens a. a. O. ©. 8). 

2. Die Eintragung in den Etat darf nur angeordnet werden, wenn eine der 
Stadtgemeinde gejeglich obliegende Leitung von der Behörde innerhalb ihrer 
Zufändigfeit fefigeftelft ift. Unter dieſen Leiftungen find nicht bios folde zu der⸗ 
ftehen, welche eigentlichen Tommunalen Zweden dienen, 3. B. nötig find, um die Ge- 
hälter der ſiädtiſchen Eubaltern- und Unterbeamten auf einen angemefjenen Betrag zu 
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bringen ($ 11 KG.) und ohne welche die Eriftenz und der Zweck ber Kommunale 
verbände gefährdet würde, fondern es gehören vielmehr dahin alle Leiftungen, welde 
aus irgend einem gejeglichen Grunde von der Stadtgemeinde gefordert werden Lönnen. 
So if 3. B. die Zmangs-Etatifierung gerechtfertigt, wenn die Stadtverordneten-Ber- 
fammlung ſich weigert, bie —— — ittel zur Unterhaftung einer ſtadtiſchen 
Schule, deren Uebernahme auf den Stadthaushalts-Etat beihloffen iſt, oder das von 
der Schulauffichtsbehörbe feftgeftellte Gehalt eines unzulänglich befoldeten Lehrers zu 
bewilligen, oder eudlich die Koften zu übernehmen, welche au ber angeordneten Affiftenz 
des Eiqmeiſters bei der ortspoiizeilichen Maß- und Gemwichts-Revifion in dem 
Semeindebezirte erwachjen. Immer aber müffen die Leiftungen, deren zwangsweiſe 
Etatifierung zuläffig ſein fol, der Gemeinde gefetzlich obliegen, d. 5. durch ein Stants- 
eſetz, bezüglich duch eine nad) Maßgabe der Staatsgefetze von der durch biefelben 
ierzu berufenen Behörde gefafte Entfchließung auferlegt fein, mögen nun biefe 
Seiftungen folhe fein, zn denen die Gemeinde in ihrer Eigenfchaft als öffentlich-reht- 
Hide Korporation verpflichtet ift (3. B. die öffentliche Arntenfürforge), oder aud nur 
folche, welche ihr gleich jedem anderen Privaten obliegen, 3. B. Veichtoſten (OBE. 
6.©. 192), Fortfggreibungsgebühren (OB®. 13 &. 60), fofern nur gu einer für bie 
Gemeinde verbindlichen Feftftellung nicht ausichließlich die Gerichte (OB®. 16 ©. 221), 
jonbern neben den Gerichten oder an Stelle derfelben eine andere öffentliche Behörde 
(ORG. 12 ©. 19) zufländig iR. (OV®. 19 ©. 167.) 

Zu den gelestichen Leiftungen gehören aber nicht die von den Gemeinden 
ordnungsmäßig übernommenen, nad den Grundfägen des Privatrechts zu beurteilenden 
Berpflihtungen, bezüglich ſolche, welche auf privatrechtlihem Vertrage oder auf fenfigen 
zivilrehtfihen Berhältnifien beruhen (OBS. 14 ©. 9, 16 ©. 221, 8 ©. %). 
Denn wenn aud die Befugnis der Auffichtebehörden nicht zu bezweifeln ift, 
darüber zu wachen, daß die Gemeinden die von ihnen übernommenen Berpflichtungen 
prompt erfüllen, fo fiegt e& doch micht in dem Berufe derfelben, über Die Rechtögültig« 
feit folder privatrechtlicher Verpflichtungen, foweit dieſelben beftritten find, aud nur 
interimiftifch zu entjcheiden (j. $ 76 ©. 589). Daher ift die Auffichtebehörbe nicht 
aufländig, einer Gemeinde die Erfüllung einer von ihr freiwillig übernommenen 
teiftung mit der Wirfung aufzugeben, daß im Weigerungsfalle gemäß $ 19 gegen fie 
vorgegangen werde. Das Verfahren ift ebenfomenig ftatthaft, wenn es fih darum 
handelt, Gemeinden zur Abführung von Beiträgen, melde fie zu den Koften von 
Shauffeebauten freiwillig übernommen haben, an den Chauffeebauunternehmer zu 
nötigen, felbft wenn diejer der Kreis — eine öffentlich-rechtliche Korporation — fein 
follte (OBG. 16 ©. 218). Im folden Fällen iR dem Kreife oder dem Brivatmanne 
au überfaffen, den Streit vor dem Zivifrichter zum Austrag zu bringen. Anders liegt 
die Sache in den Fällen, in denen bürgerliche Gemeinden mit Zuftimmung der 
Auffichtsbehörden die den Schulfozietäten obliegenden Schullaften auf den Kommunal» 
etat übernommen haben, Denn in derartigen Fällen handelt e8 ſich um unter Mit» 
wirkung der zufändigen Auffichtsbehörden im öffentlichen Intereſſe errichtete befondere 
Ortsihulverfafjungen, deren Befolgung dieſe Behörden zu überwachen nötigenfalls 
u Fü gen haben (OB®. 9 ©. 58, 19 ©. 176, 17 ©. 36, 19 ©. 168, 26 ©. 151, 

: 179). 


3. Das Vorhandenfein eines befonderen öffentlichen Interefies im Eingerfae iſt 
teineswegs Vorausſetzung der Zwangsetatiſierung (ſ. Jebens a. a. O. ©. 37). Ein 
öffentliches Intereffe wird allerdings in allen Fällen obliegen, in benen es fih um 
die Erfüllung der im öffentlichen Mechte begründeten Berpflihtungen der Stabt« 
gemeinde handelt (f. OB®. 17 ©. 34, 13 ©. 61, 23 ©, 106, 28 ©. 183). 

4. Die Befugnis zur Stwangsetatifierung iR nur eine fubfidiäre, allerdings 
nicht in dem Sinne, daß die Ziwangsetatifierung erft mad) vergeblicher Erſchöpfung 
aller anderen Zwangsmittel zur — gelangt, ſondern in dem Sinne, daß fie 
nur Bla greift, wenn über die fragliche Leiftung nicht bereits ein in einem ander- 
mweitigen erfahren erlangter volftredbarer und vechtsfräftiger Titel vorliegt, welcher 
die eretutivifche Einziehung der Leiftung im 2 einfacher Zwangsvolfivefung er- 
mögliht (OB®. 18 ©. 142, 36 ©. 208, 39 ©. 253). Im allgemeinen ift anerlannt, 


35 





546 SO. $ 78. Zwangsetatiſierung gefeßlicher Leiſtungen. 


dab es an Raum für das Bivangsetatifierungs-Berfahren fehlt, wo nad} Lage des be- 
ftehenden Rechts mit der von zuftändiger Seite erfolgten Feſiſtellung dev Verpflichtung 
ohnehin ſchon aud eine andere Form zu deren Durdführung, ein Titel für die noch 
erforderliche Eretution gegeben ift, wie vor allem in rechtskräftigen Erkenntniffen der 
Gerichte. Im Beziehung auf andere Titel freilich, insbefondere auf unanfehtbar 
geivordene polizeiliche Verfügungen, anfdeineud aber aud auf Extenntniffe der Ber- 
waltungsgerichte nimmt OBG. ar, u ie eines weiteren Vorgehens auf dem Wege 
der Zmangsetatifierung dann nidt überhöben, wenn in dem Hanshaltspfane dem 
Magıftrat Mittel zur Dedung der feftgeftellten Leiftung nicht angewieſen feien und 
die Stadto.-Berf. deren Berilligung verweigere. (OB. 18 ©. 159, 26 ©. 145, 
27 ©. 131, 136, 28 ©. 87, 43 ©. 137.) 

Die Zwangsetatifierung ift nicht dadurch ausgefchloffen, daß der geltend gemachte 
Anſpruch im ordentlien Redtswege oder im Bermaltungaftreitverfahren verfolgt 
werden iann (BG. 7 ©. 19). Aud) ift die Swangsetatifierung nicht deswegen un« 
ufäffig, weil der Hanshaftd-oranfchlag bereits fertig geftellt if. Sie Reht in diefem 
Bett einer nachträglichen Bervilligung der ftäptifchen Körperihaften gleich (BEL. 2 

. 190). 


5. Den Ausgangspunkt des Zwangsetatifierungs-Berfahrens bildet die Feft- 
feftung der Leiftung dergeftalt, daß ohite fie eine Direft auf die Berausgabung ab- 
sielende Anordnung überhaupt nicht möglich ift. Es bedarf ber vorgängigen Feft- 

ellung der Leiftung jelbft dann, wenn diefe ihrem Beträge nad feitfteht und nur 
ihrer Grunde nad} ftreitig if (OB®. 3 ©. 11). Erforderlich ift ferner die Aus 
werfung eines feft umgvenzten Geldbetrages. Unter den Leiftungen können nicht andere 
als in Zahlungen ſich vollziehende verftanden werden. Nur die Einftellung einer 
befimmten Geldfumme in den Etat kann verfügt werben, nicht Leiſtungen 
anderer Art (OB®. 7 ©. 212, 27 ©. 134, 39 ©. 257). Der $ 78 iſt ferner mur 
anwendbar, wenn eine Ausgabe erzivungen, nicht aber wenn eine ſoiche verhindert 
oder Einnahmen in den Etat aufgenommen werden follen (ſ. o. ©. 520 n. 5). 

a) Die Leiftung muß von der zuftändigen Wehörde innerhalb der Grenze 
iger Zufändigteit jefigeellt fein, d. b. die feftjegende Behörde muß zur Feftellung 
gexade diefer Feiftung befugt fein. Für dieſe Behörde fehlt es, abgejehen von dem 
allgemeinen Yinweife ihrer Zufändigfeit, an einer näheren Vezeichnung, während in 
dem folgenden, dem zweiten Akte des Verfahrens, ein beftimmter Beamter, im Alge- 
meinen derjenige Beamte, der bie aatliche Auffüht über die Verwaltung der betreffen 
den Gemeinde zu führen hat, dazu berufen wird, die Eintragung in den Etat zu 
verfügen. 6 ift zwar nicht ausgeichloffen, daß lehlere Behörde — die Leiftungen 
fezuftellen, als auch fpäter die Eintragung in den Etat zu verfügen hat. Aber meift 
wird der Tatbeſtand der fein, daß die vorausgeſetzte Verpflichtung und ihre Geltend- 
madung nit dem fommunafrehtlihen Gebiete angehört. Die Frage, ob und in 
welcher Höhe zur Herftelung oder Aufvechterhaltung georbneter Zuftände es einer 
beftimmten Leiftung bedarf, Tann dergeftalt ausſchließiich dem Gebiete einer anderen, 
al8 der Kommunalauffichtsbehörde angehören, daß fie fi einer felbfländigen 
Würdigung Seitens des auf letzterem zur Aufficht bernfenen Organs zunächſt über- 
haupt entzieht. Es tönnen aber auch andererfeits ſolche Leitungen in Frage iommen, 
deren Prüfung und Feſtſtellung wieder nur unter dem Gefihtspunfte der Kommunals 
verwaltung möglich if. Dort ift, ſoweit es ſich um die eftftellung handelt, die das 
Spezial-Refjort vertretende Stelle, hier die Kommumalauffichtsbehörde, zufländig. 
Die Iettere kommt in den erfleren Fällen, foweit fommunafe Jutereſſen konfurrieren, 
immer noch bei Gelegenheit des nadjjolgenden eigentlichen Zmangsetatifierungsver- 
fahrens zum Wort. 

In Schulangefegenheiten if die Schufauffichtsbehörde g FeRfelung der der 
Stadtgemeinde gefeglih obliegenden Feiftungen befugt (OBG. 37 ©. 179), in den 
Füllen des Gefeßes d. 26. Mai 1887 die dafelbft bezeichneten Befchlußbehörden If. o. 
$ 59 ©. 416). Zur Sefflellung der bei ber Borilhreibung der Grundfteuerbücer 
und Karten erwachfenden Bermellungsgebühren if die Regierung bezw. der Finanz» 
minifter berufen (OBG. 13 ©. 57). 
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Gegenüber tommunalen, zur Erfüllung polizeiliche Bmede beftimmten, aber 
night mehr ausreichenden Anftalten und Einrichtungen ift nicht die Auffichtsbehörde, 
fondern bie Polizeibehörde zur Anordnung — Feftftellung — der erforderlichen Er- 
weiterumg zuftändig. Hinfihtlic, aller derjenigen Anftalten und Einrichtungen, welche 
als zur Erreihung der polizeilichen Aufgaben unentbehrlich die Gemeinde zwar 
unter dem Schute umd der Auffiht der Poligeiverwaltung, aber wie alle fonftigen 
Semeindeanftalten felbftänbig errichtet und unterhält, wie 3. B. das Armen» und 

jeweien, gueetöfehonfalten, Seuchenlazarette, Desinfeltions » Anftalten, Nacht» 
wachtweſen, Abfuhr des Straßenkehrichts, Ranalifation, fteht die Gemeinde den Ans 
forderungen, die aus polizeilichen Rüdfihten an die Ergänzung und Unterhaltung 
diefer kommunalen, polizeilichen Zwecken dienenden Anftalten erhoben werden, genau 
in berfelben Weife gegenüber, wie ein Privatmann, der jein Eigentum ben öffentlichen 
Interefien entiprechend geftalten muß. Dieſe Anforderungen Können ſonach durch 
Verfügung der die Polizei handhabenden Behörde feftgeftellt werden. (DBG. 15 ©. 
418, 18 ©. 189, 28 ©. 26, PBB. 21 ©. 148.) inders liegt die Sache dann, 
wenn 63 fid) lediglich um die Dedung ber Koften handelt, deren die Poligeibehörbe 
zur Ausführung der von ihr als erforderlich eradjteten und felbfttätig ohne weiter- 
gehende Mitwirkung der Gemeinde ins Werk geſetzten Maßregeln und Einrichtungen 
bedarf, 3. 2. für usnattung der Bureau und Gefängnislofale, für Ausrüftung der 

jionten mit Maß und Gewicht, mit Laltometern zur Ueberwachung der Märkte, 
ir Annahme tehnifcher Hälisträfte, von Baus, Mediginal- und hemifhen Sachver- 
ftändigen. Bei Anforderungen bdiefer Art handelt es fih um die Beſchaffung der 
Geldmittel, ohne welche die Wirkfamteit der Bolizeigewalt nicht ınöglid wäre, um die 
Regelung des inneren Dienftbetriebes der Polizei. Die Anforderung der fachlichen 
and perjönlichen Polizeitoften an diejenigen Gemeinden, die zu deren Leiftung ver⸗ 
pflichter find, dann mist im Die dev polizeilichen Anordnung, fie kann vielmehr nur 
von der die Aufficht führenden Behörde ausgehen, in welcher Hinficht dann aud) $ 4 
Geſeh vom 11. März 1850 vorjorglich Beftinmung getroffen hat. Diefe zu polizei« 
lichen Zwecen erforderlichen Leiftungen aus tommunalen Mitteln feftzuftellen, ift den 
Stadtgemeinden gegenüber ber Regierungs-Bräfident in feiner Sigenigar, als Auffichts- 
Inſtanz befugt (OB. 18 ©. 139, 20 ©. 65, 26 ©. 137, ©. %, PB. 12 
2. 56, 1. 0. $ 56. Nr. 3 ©. 265). 

b. Die Stelung der zur Anorbnung der Etatifierung berufenen Behörde 
gegenüber der zur Feftellung berufenen if im Wefentligen die einer tequirierten 
Behörde. Jene wird vor allem in den Richtungen ſich fchfüffig zu machen haben, in 
denen ihre Anordnungen demnächſt der Rechtskontroile unterliegt. Ihrer Würdigung 
unterliegen aber auch allgemeine, nicht unmittelbar rechtliche Geſichtspunkte des Fom- 
muualaufſichtsrechts. Gelangen die beiden Behörden nicht zur Verſtändigung, fo ift 

ige die, daß die Arvangsetatifierung unterbleibt, c& fei denn, daß die Dieinungs- 
iedenheit mittelft maulens der der tequivierten Behörde übergeordneten Stelle 
Seitens der requirierenden Behörde ihre Erledigung im Sinne der leßteren erfährt. 
Der Regierungs-Bräfident darf bei feinen Anordnungen als requirierte Behörde jeden- 
falls nicht über den Antrag der feitftellenden Behörde hinausgehen, weil e8 fonft in 
Betreff der Ueberfchreitung an der notwendigen Borausiegung ber vorherigen Feititellung 
ſehlen würde (RBB. 3 ©. 6, Ictens a. a. D. ©. 41). 

c. Gegen bie Seftftellungsverfügung verbleibt der Gemeinde die Einlegung 
und Berfolgung der. Beichwerde oder des fonft offenftehenden Rechtsmittels, d. b. die 
Veiehwerbe gegen die Belchlüffe des Bez.-Ausihuffes beim Provinzialrat, gegen An- 
ordnungen des Reg.⸗Präſ. beim Oberpräfidenten. Nur hindert das Beſchreiten diejes 
Weges den geordneten Fortgang des Zmangsetatifierungs-Berfahrens, zunächſt aljo 
die — der Eintragung in den Etat nicht, vorausgefegt, daß die Feifelunge- 
verfügung vollfttedbar ift. 888. 11 €. 58,19 ©. 119, PB. 22 ©. 120.) 

6. Die Verfügung betreffend die Sroangs-Etatifierung einer der Gemeinde ger 
feglich obliegenden, von der zuftändigen Behörde feftgeftellten Yeiftung hat der Re— 
gierungs-Präfident zu erlafien. . 

Tie Fefttellung und die Verfügung der Eintragung in den Etat dürfen 
nicht mit einander verbunden und nicht gleichzeitig erlaffen werden. Die erftere muß 
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vorausgehen und nur menn bie Unterlaffung oder Weigerung Seitens der Ge» 
meinde feftfteht, if die Befugnis zum Erlaſſe der Verfügung na ZuſtGeſ. $ 19 
begründet. Von einer folden Weigerung und Unterlafjung gegenüber einer voran- 
gegangenen Fehfedung, burc, "ie zufändige Behörde Tann mr. Bann geiprochen 
werben, wenn den Organen des Kommunalverbandes bie Möglichkeit einer Entichließung 
gelaffen wird. Hieraus folgt, daß in jedem einzelnen Falle zwifchen der Fefifteung 
der Leiſtung und der Anordnung ihrer Eintragung in den Etat, auch wenn für 
beide Funktionen biefelhe Behörde zuftänbig if, ein gewiſfer Zeitraum frei bleiben 
muß, der, da daS Gele in biefer Beziehung feine Vorjchrift enthält, nad) den Um» 
fänden des Singefeties zu bemeffen if. Die Hiernad) der Zwangsetatifierung voraus- 
uſchidende Verfügung der zuftändigen Behörde, durch welche bie Leiftung abichließend 
Feigefelt werden fol, muß eine Faffung erhalten, die dieſen Bed Har und deutlid) 
erfennen und feinen Öioeifel darüber läßt, daß eine Abänderung der Berfügung nicht 
mehr auf dem Wege twiederholter Vorftellungen bei derſelben Inſtanz, fondern geeig- 
ne Fi unter Anrufung einer höheren Inſtanz zu reihen fein wärde (Mi. 
1 ©. 6). 

Schon um die Gemeinde in dem ordungsmäßigen Gebraudje dieſes ihr gegen 
die Feſtſtellung zuftehenden Beſchwerderechts, mittelft deffen nur allein die gegen die 
Notwendigfeit der feftgefetsten Leiftungen vorliegenden Bedenken geltend gemacht werden 
tönnen, nicht zu befaränten, dürfen beide Anordnungen nur getrennt und innerhalb 
einer geroiffen Zwif—hengeit erfolgen. . 

Sollte die —— — zuſtaudige Behörde über ihre Zuſtändigkeit hinaus 
gleichzeitig die Anordnung in den Etat vornehmen, fo macht die Verbindung mit 
einer unretmäßigen Anordnung tweder Die vehtmäßige Feftellung der Areitigen 
Leiftung, nod} die nad; Weigerung der Stadtgemeinde Seitens der zufländigen Behörde 
Bean gromumgsgemäß vorgenommene Anordnung der Eintragung ungültig (ORG. 

7. Für die Verfügung ber Eintragung in den Etat ift cbenfowenig wie für 
die Feſtſtellung der Leiftung eine beftinmte Form vorgeſchrieben, doch muß an beide 
Berfügungen die Anforderung genen werden, daß fie genügend zum Ausbrud bringen, 
10a8 der von der Behörde in Anfprud) genommene leiften fol. Wirb namentlich die 
Anftelung eines Beamten angeordnet, jo muß zugleich die Höhe des Gehalts, welches 
in den Giat aufgenommen merben fo, angbrüdti felgefegt tin (BOB. 126, it, 
OB6. 22 ©. 120). Wo es ſich um mehrere dauernde oder doch über etliche Jahre 
hinaus fid) erftredende Leiftungen handelt, tan die jedeamalige Eintragung in jeden 
der autünfeigen Jahresetats von vornherein und ein für allemal verfügt werben 
(986. 30 ©. 132). Dagegen wäre es unzuläffig, eine einheitliche, wenn fchon erft 
fulzeffive in mehreren Jahresraten zu erfüllende Leiftung wirgeteilt als ein Ganzes 
icon in den näctjährigen Etat eintragen zu laffen. (BOB. ©. 262, 24 ©. 53, 
3 ©. 250, OBG. 41 ©. 151.) 

Bei jeder Zwangsetatifierung von Befoldungserhöhungen anf die Dauer müffen 
ſowohl die für da8 laufende Rechnumgsiahr, als audı die demnäcft für die folgenden 
Jahre zu übernehmenden Leiftungen gifermäßig ausreichend beftimmt werden. Dazu 
genügt bei Dienftalteräzulagen eineß, bereit8 angeftellten Beamten die bloße Bezeihnumg 
periodiſch eintretender Steigerungsfäge nicht. Es bedarf außerdem einer Feftftellung 
de8 Befoldungsdienftaliers de Stelleninhabers, aus der fi) die Höhe der hier jeweilig 
zu gewährenden Zulage ergibt (OBG.43 ©. 111). Handelt es fih um die zwangs⸗ 
weile Erfüllung, einer alternativ nad) der Wahl des Schuldners zu erfüllenden Ber- 
pflichtung, fo ift, bevor zur Zmangsetatifierung gelehitten werden fann, zunächft durch 
Ausübung des Wahirechts feftzuftellen, welche beftimmte Leiftung beigetrieben werben 
fol (PSP. 23 ©. 8). 

8. Die am Schluffe des $ 78 StO. bezw. des Abſ. 1 $ 19 Zuſt.Geſ. er- 
wãhnte Feſtſtellung der anßerordentlihen Leitung ift nicht zu berwechfeln mit der 
Sentelfung der Seiftung, melde die Borausfegung diefes Verfahrens bildet. Mit 
jenen Worten fol ausgedrüdt werden, daß an Stelle ber Eintragung in den Etat der 
Regierungs-Präfident geeignetenfali verfügen könne, der bezüglice Betrag ſolle als 
außerordentfiche Ausgabe Über den Etat hinaus gezahlt werden. Nicht in allen Fällen 
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Täßt fich die Brmangeetaifierung auf dem Wege gerade einer Eintragung in den Etat 
vollziehen, wenn 3. B. ber t_ für das neue Rechnungsjahr bereits fefigeftellt if 
oder auch ein Wirtſchaften ohne Etat flattfindet. Für Fälle diefer Art ift die Fefte 
fiellung der außerordentlihen Ausgabe vorgefehen (PEB. 22 ©. 120). Im ber 
Praris wird vegefmäßig unter Feſtſtellung diejenige Aftion verftanden, die der eigent- 
lichen Anordnung der Etatiſierung voranzugehen hat. . 

9. Nah 5 78 SO. war ein Unterlafien ober Verweigern der „Stadtver- 
orbneten“ als Borausjegung der Zwangsetatiflerung hingeftellt. Zuf..&el. 5 19 
macht lediglich ben Zatbeftand zum Ausgangspuntte, daß die Stadtgemeinde ihre 
Schuldigkeit unerfült läßt. Die Qmangeetatierung richtet ſich — nicht mehr 
gegen die Stadto., ſondern gegen die Gemeinde, Die auf Grund des $ 19 Zufl.- 
Sefe ergebende Verfügung if daher am den Magiftrat, als das Berwaltungsorgan 
der Stadtgemeinde, zu richten, welchem die weiteren Schritte überlafien bleiben 
088. 14 ©. 89, 19 ©. 111). Es kann aud; feinem Zweifel unterliegen, daß 
diefer aud die Vertretung der Stadtgemeinde in dem Streitverfahren zu übernegmen 
hat. .Indes kann der Stadtv.-Berf. die Befugnis jelbftändig duch Klage die Zwangs- 
eatifierung anzufechten und zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Bermaltungsftreit- 
verfahren im Kalte des 5 19 Zufl.-Gef. einen befonderen Bertreter gemäß 5 21 
bj. 2 zu beftellen, nicht beftritten werden, zumal gerade Zmangsetatifierungs-Ber- 
fngungen vorzugemeife in die Rechte der Eral-Be. welcher nad) $ 66 die 2 
ftelung des Etats und die Bewilligung von Ausgaben zufteht, eingreifen, auch Fälle 
vorfommen werden, in denen bie Stadtv. bie Uebernahme einer dom Magiftrat für 
erforderlich erachteten Ausgabe auf den Stabthaushaltsetat abgelehnt haben, eine ber 
ſondere Vertretung der Stadtv.-Berf. in dem Vermaltungsftreitverfahren alfo durch bie 
Ratur der Gare geboten if. Das DVG. hat denn aud) 8 21 Abi. 2 Zuf.-Bel. 
dahin ausgelegt, daß die Gtadto.-Berj. ale legitimiert zu eraditen if, im Gkreit- 
verfahren über Etatifierungen ihre Rechte, oder mas dasjelbe ift, die Rechte ber 
Stadtgemeinde an Stelle oder neben dem in erfter Stelle Hierzu berufenen Magiftrat 
zu wahren (OB®. 19 ©. 112, PB. 25 ©. 679). Da diefe ihre Befugnis aber 
nur _ansnahmeweife, durch einen befonderen hierauf gerichteten Beſchiuß wirkſam wird, 
jo find, und zwar jedenfalls bis zur Faſſung eines folchen, die betreffenden Ber- 
fügungen der Auffichtebehörde der Gemeinde zn Händen ihres regelmäßigen Ber- 
treiers des Magifttats, zu vidten, ſodaß aud von der Zuftellung an dieſen die 
Klagefrift beginnt. Das Geſetz gewährt feinen Anhalt dafür, daß die Klagefriſt erſt 
von dem Tage ab zu fanfen beginnt, an welchem eine Verfügung der fraglichen Art 
zur Kenntnis der Stabto.-Berf. gebradit if (OBO. 14 ©. 9, 19 ©. 118). 

Treten im Rechtöftreite ſowohl der Magiftrat ale auch ein Vertreter der 
Stabto.-Berf. für die Gemeinde auf, fo find fie nicht ale Streitgenoffen anzufehen. 
Cie find vielmehr, da fon jeber für fi) die Gemeinde repräfentiert, wie Brogeß- 
bevollmächtigte zu behandeln, welche ſowohl gemeinfhaftlic, wie einzeln die Ge- 
meinde zu vertreten haben ($ 80 ZRO.). Erſcheinen fie gemeinſchaftlich und twider- 
ſprechen fie ſich dabei im ihren tatfählichen Exflärungen, fo eutſcheidet das Gericht 
nad feiner freien Weberzengung ($ 70 &BG.); widerſprechen ſich ihre Willene- 
erflärungen, fo find diefe jo anzufehen, als ob fie von der Partei fulzeffive aus“ 
gegangen wären. B 

10. Die Klage gegen die Verfügungen des Megierungspräfibenten (in Berlin 
des Sberpräfidenten) ift binnen 2 Wochen direlt beim OBG. anzubringen. Sie muß 
auf Aufgebung der Zmangsverfügung gerichtet fein. Ob ber Klage aufſchiebende 
Wirkung zuzugeftehen ift, beftimmt nr nad) $ 53 LBG. 

11. Auch in dem GStreitverfahren bleibt zwar die Feſtſtellung, da fie nicht in 
einem befonders geordneten Berfahren formell maßgebend und endgültig erfolgt ift, 
ımmerbin vom ‚Benvaltungscichter zu ‘prüfen, aber dem Weſen der Rechtskontrolle 
entfprechend nicht auf ihre Angemefienheit, Notwendigkeit und Ymedmäßigfeit, fondern 
nur dahin, ob fie geſetz⸗ ober rechtswidrig it, fei weil ihr poſitive Fecisnormen 
entgegenftehen, oder weil bei ihr im objeftiver Aarsiehung Interefien des fommunalen 
Dienftes überhaupt nicht obmwalter (UB®. 14 ©. 107, 19 ©. 119, 20 ©. 67, 
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26 ©. 144, 29 ©. 108, 35 ©. 115, 36 ©. 218, 39 5. 34, 48 ©. 422, BMB. 1902 
©. 50, PBB. 21 S. 34, 22 ©. 47, 119, 24 ©. 54). Die Rechtötontrolle be 
fopräntt fid) nicht auf die formelle Berechtigung zur Sroangsetatifierung, fondern hat 
das Borhandenfein der Borbedingungen für diefelbe im vollen Umfange zu prüfen. 
Fragen reinen Crmeffens, ſoiche der Notwendigkeit, der Zmedmäßigleit und An- 
gemefienheit bfeiben überall ausgefclofien. Darüber Binaus’ift zu unterfcheiden. Es 
gibt Fälle, in denen ſchon für den Akt der Feſtſtellung cin auf Rechisſchutz ab- 
Zelendes Verfahren vorgefehen if, — ein dem gerichtlichen Verfahren ih) wenigfteng 
annäherndes, ähnliche Garantien, zumal einen beftimmten Inſtauzenzug eröffnendes 
befonderes Berfahren vor der Feitftelungsbehörde, — infomeit findet eine Nadh« 
prüfung im Verwaltungsfireiverfahren nicht ſtatt. Die Rechtskontrolle bleibt bier 
beihräntt auf die Jwangsctatifierung felbft und den Feitftellungsaft anlangend darauf, 
ob in der Tat die Berwaltungsbehörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuftändigkeit die 
Feftellung vorgenommen bat, und zwar in dem befonderen außerhalb des Hahmens 
der_ regelmäßigen Auffichtsführung fi abfpielenden erfahren. In allen anderen 
Fällen dagegen erftredt ſich nad) der rechtlichen Seite Hin die Nahprüfung aud auf 
den Akt der Fehftellung, insbefondere auf die Frage der WVerpflihtung zu der an« 
gefonnenen Leitung. Nad) CB. 43 S. 418 ift die Rechtmäßigkeit der der Zmange- 
etatifierung vorangegangenen Feſtſtellungsverfügung der Nachprüfung des Verwaltungs» 
richters entzogen, wenn fie in einem befonders geregelten, Rechtsſchutz gerährenden 
Berfahreg hätte angefochten werden können. Andererſeits hat die Zuläffigleit einer 
formlofen, wenn auch befrifteten Beſchwerde bei der Auffichtsbehörde nicht die gleiche 
rechtliche Bedeutung. Stennzeihnet. fih) alfo die Fefftelungsverfügung als eine vont 
Regierungs- Präfidenten in jeiner Eigenſchaft als Konumunalauffihtsbehörde erlafjene 
Berfügung, fo ift ihre Hectmäßigteit nod) vom OB®. zu prüfen. Kat dagegen der 
Regierungs-Präfident die Serfigumg in feine: Eigenfhaft als Yandespolizeibehörde 
erlafen, jo würde nah $ 130 XWG. die Beſchwerde bezw. Klage beim OVG. alſo 
ein befonders —* einen ähnlichen Nechtsfhuß, wie das gerichtliche bietendes 
Anfechtungsverfahren eröffnet fein. 

Das Urteil hat immer nur die Aufhebung der Zwangsetatiſierung oder die 
Abweifung der Klage auszufprechen. Erfolgt auch, inzidenter bie Prüfung des Zeit- 
ftellungsverfahtens umd richtet fi das Verfahren im Weſentlichen gerade gegen die 
die Grumdlage der Zwangsetatifierung bildende Feftftellung, fo Tann dech in dem 
Tenor des Urteild über die „zZeilftellung“ ſelbſt nicht Entſcheidung getroffen werden. 
(986. 11 ©. 46, 14 ©. 31,19 ©. 121, 38 ©. 173, P3B. 22 ©. 46 u. 118.) 

12. Eine Verbindung der im $ 19 vorgefehenen Klage mit derjenigen gegen 
einen anderen, welchen der in Anfpruch genominene zu der ihm angefonnenen eiftung 
aus Gründen des Öffentlichen Rechts ftatt feiner für verpflichtet erachtet, ift im $ 19 
nicht zugelafien. Es hätte der desfallfigen ausdrüdligen Anordnung des Geſetzes 
bedurft, wie fie in einem einzelnen Falle der Zmangsctatifierungen von Yeiftungen 
eines Schulverbandes ($ 48 Abi. 2 Zuf.-Gef,) befonders zum Ausbrud gras iR. 
Auf andere Fälle iſt das nicht ausgubehnen:. (OLE. 19 ©. 1%, PB. 12 ©. 41) 

Durd) die Anordnung des eg.-Bräf., ſowie durch die demmächft zu trefiende 
Entſcheidung des Dbervermaltungsgeri 18 wird dag materielle Recht in Feiner Weiſe 
berührt, fodaß der Gemeinde in allen ‘Fällen, in denen fie einen Dritten als zu der 
angefonnenen Leiftung verpflichtet erachtet, die Klage gegen biefen bei den ordent- 
fen Gerichten verbleibt. 

13. Die Koften des Berfahrens regeln die $$ 108 u. fi. !BG. In Fällen, 
in denen ein nach dem Afterszulagenfüftem fleigendes Gehalt zwangsweife in den 
Etat eingefegt werden foll, beredinet fi das Objelt nad) DVG. 39 ©. 41. 


8 79. 


Durch Königliche Verordnung auf den Antrag des Staatd- 
Deinifteriums fann eine Stadtverordneten - Verfammlung aufgelöft 
werben. 
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Es iſt fodann eine Neuwahl derjelben anzuordnen und muß 
dieſe binnen ſechs Monaten vom Tage der Muflöfungäuerorbnung 
an erfolgen. Bi zur Einführung der neugewählten Stadtverordneten 
find deren Verrichtungen durch besondere von dem Minister des 
Innern zu bestellende Kommissarien zu besorgen. 


Dazu Zuft.-Gef. $ 17 Nr. 3: 

Der Bezirtsausfhuß beſchließt an Stelle der nach Maßgabe der Gemeinde 
verfafjungs-Gefce aufgelöften Gemeindevertretung. Für Berlin tritt an die Stelle 
des Bezirksausſchuſſes der Ober-Präfident ($ 43 8WG). 


Der StO. 1808 mar eine gänzliche Auflöfung der Stadtverordneten-Ber- 
fammlung unbetannt. Die StO. 1881 ($ 83) geftattete aber eine ſolche Auflöfung, 
und zwar aus dem Grunde, wenn die Stadtverordneten fortwährend ihre Pflichten dere 
nadhläffigten und in Unordnung und Parteinngen verfielen. Aus der StO. 1831 ift 
diefe Belimmung in die gegenwärtige GO. übergegangen, one daß dir Gründe, 
aus denen eine Stabtoerordneten-Berfammlung aufge werden kann, aufgeführt 
find. Auqh die Diaterialien zur StO. geben keinen Auffhluß, aus welhen Gründen 
die Auflöfung einer Stadtverorbneten-Berfanmlung ausgeſprochen werben fol. Ent» 
ſcheidend ift Daher, daf im $ 79 die Befugnis zur Auflöfung auf beftimmte Fälle 
nicht beichräntt if. Indes dürfte eine in bie flädtifche Verwaltung fo tief ein- 
fchneidende Diafregel nur dann in Anwendung zu bringen fein, wenn die Stadt- 
verorbneten ihre Pflichten dauernd vernachläſſigen oder wenn die Befeitigung eines 
ungewöhnlichen Notftandes die Auflöfung dringend erfordert. 


Die Auflöfung der Stadtv.-Berf. muß fofort nad) Publikation der Verordnung 
erfolgen, ohne daß e8 eine befonderen Auflöfngsattes bedarf. Das Mandat der 
Stadtv. erlifcht von felbft. Eine Auflöfung zu einem beftimmten in der Zukunft 
liegenden Termine, erſcheint ebenfo wenig ftatthaft, als wie die Vornahme von Neu⸗ 
wahlen, während die alte Berfammlung noch tagt. Es muß vielmehr zwifchen beiden 
Berjammlungen ein Zwiſchenraum liegen, während deffen an Stele der Stadto.- 
Berf. andere Behörden fungieren. 


Die Beftimmung des $ 79, ſowie die gleichen Befimmungen im 8 81 StO. 
für Weftfalen, $ 86 der Rhein. StO., $ 82 des Gemeinde-Berfafjungs-Gef. für Frant - 
furt a. M., wonad) bie Berrichtungen der Stadtv.-Berf. durch befondere vom Piinifter 
des Innern zu beftellende Kommiffarien wahrgenommen werden follen, find fo anomal 
und widerfprechen fo entichieden dem autonomiſchen Rechte der Städte, daß ihre Er- 
fegung duch andere Beftimmungen wünſchenswert erſcheint. StO. für Schleswig. 
Bolten ($ 65) überträgt die Funktionen der Stadtverorbneten-Berfommlung auf den 
ogifrat, infoweit dies zur Fortführung der laufenden Verwaltungsgeſchäfte not« 
wendig erfheint, alfo namentlich unter Ausfchluß ber Lefugnie zu neuen Ausgabe- 
betoiligungen. Das Zuft.-Gef. $ 17 Nr. 3 fegt an die Etelle der Kommifjarien den 
Bezirt-Ausfhuß. Wenn es aud nit ausdrüdlich ausgelproden if, fo wird doch 
die Verwaltung des Bezirks-Ausſchuſſes ſich auf, die laufenden Geſchäfte zu be» 
ſchränken haben. Die Erledigung aller nicht dringlichen Angelegenheiten wird davon 
ausgeihloffen werden müffen, und befonders auch BVerfügumgen über die Gubftanz 
des Gemeindevermögens, 


Die Neuwahl ift eine völlige Neukonſtituierung der Stadtverordneten-Ber- 
fammlung. Die Beftimmungen des $ 21 St. finden daher auf diefe Neuwahlen 
nicht Anwendung. Gemäß $ 12 tann bei Gelegenheit der Neumahl eine Vermehrung 
oder Berminderung der Site vorgenommen werben. Im alle der Neufonftituierung 
der Berfammlung wird der Bezittsausſchuß die Einberufung der Berfammlung zu 
beichließen und vorzunehmen haben, fein orfittender oder ein von biefem beftellter 
Kommiffar aber die Berfammlung bis zur Wahl des Borftehers zu leiten haben 
di. Sedermann ©. 143). 


D 
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8 80. 

In Betreff der Dienftvergehen der VBürgermeifter, der Mit- 
glieder des Vorjtandes und der jonftigen Gemeinde-Beamten kommen 
die darauf bezüglichen Gejege zur Anwendung. 

Dazu Zuf.-Gef. 8 20: 

Bezüglich der Dienfivergehen der Bürgermeifter, Beigeordneten, Magiftcats- 
mitgfieber und fonftigen Gemeinbebeamten kommen die Beflimmungen des Geſetzes 
vom 21. Juli 1852 mit folgenden Mafgaben zur Anwendung: 

1. Gegen die Vürgermeifter, Beigeordneten und Magiftatsmitglieder, ſowie gegen 
die fonftigen Gemeindebeamten Tann an Stelle der Bezirksregierung und inner» 
halb des derfelben bisher zuftehenden Ordnungsſtrafrechts der Regierumgs- 
Präfident Ordnungsftrafen feftfegen. Gegen die Strafverfügungen des Regierungs- 
Präfidenten findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Ober-Präfi- 
denten, gegen den auf die Beſchwerde ergehenden Beſchluß des Ober-Präfibenten 
findet innerhalb zwei Wochen die Mage bei dem Obetvermaltungsgerichte fatt. 
In Berlin findet gegen die Strafverfügungen des Ober-Präfidenten, in den 
Hohenzollernfhen Landen findet gegen die GStrafverfügungen des Regierungs- 
Präfidenten innerhalb zwei Wochen unmittelbar die Klage bei dem Ober- 
verwaltungsgerihte flatt. 

. Gegen die Strafverfügungen des Bürgermeifters findet innerhalb zwei Wochen 
die Beſchwerde an den Regierungs-Präfidenten, und gegen den auf bie Beſchwerde 
ergebenden Beichluß des Regierungs-Präfidenten innerhalb zwei Wochen die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ftatt. 

3. In dem Verfahren auf Entfernung aus dem Amte wird die Einleitung des Ber- 
fahrens von dem Regierungs-Präfidenten bezw. dem Minifter bes Innern ver- 
fügt und von demfelben der Unterfuhungs-Rommifjar ernannt; an die Stelle 
der Bezirks» Hegierung bezw. des Disziplinarhofes tritt als entſcheidende 
Disziplinarbehörbe erfter Inſtanz der Bezirlsausſchuß; an die Stelle des Staats- 
minifteriums tritt das Oberverwaltungsgericht; den Vertreter der Staatsanwalt» 
ſchaft ernennt bei dem Bezirtsausſchuſſe der Regierungs-Präfident, bei dem Ober- 
verwaltungsgerichte der Minifter des Innern. 

Zn -dem vorftehend, bezüglid) der Entfernung aus den Amte vorgefehenen 
Verfahren ift entftchenden alles auch über die Tatſache der Dienftunfähigkeit der 
Bürgermeifter, Beigeordnieten, Magiftratsmitglieder und fonfligen Gemeinbebeamten 
Entſcheidung zu treffen. 

Gegen Mitglicder der Gemeindevertretung findet ein Disziplinarerfahren 
nicht Ratt. 

Abſ. 4 betrifft ftreitige Penfionsanfprücde und ift abgeändert durch $ 7 KEG. 
E. 473, 500). 

Gefeg betreffend die Dienfivergehen der nit richterlichen Be- 
amten, die Berfegung derfelben auf eine andere Stelle oder in den 
Nubeftand vom 21. Juli 1852, GS. ©. 465: 

$ 1. Das gegenwärtige Gefe findet unter dem darin ausdrüdlic gemachten 
Veſchrantungen auf ale in unmittelbarem oder mittelbarem Gtaatsienfte ſtehenden 
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Beamten Antvendung, bie nicht unter die Beftimmungen des die Richter betreffenden 
Geſetzes vom 7. Mai 1851 fallen. 

Zu ben mittelbaren Staatsbeamten gehören die Gemeindevorſteher und die 
Gemeindebeamten in Stabt- und Landgemeinden. 

Sieh Seydel das Geſetz vom 21. Juli 1852 (2. Aufl. Berlin 1894), 
v. Brauchitſch Band 1 ©. 698, Kaug-Appelius Preuß. Kommunalbeamten- 
Fe ©. 277, v. Rheinbaben die Preuß. Disziplinargefege (Berlin, Fr. Vahlen · 
1904). Unter das Disziplinargefeg fallen außer dem eigentlichen befoldeten &e- 
meinbebeamten auch die bejoldeten umd umbefofdeten DMagiftratsmitgliever. Auf 
ſonſtige ehrenamtliche unbefoldete Organe der Stadtgemeinde findet das 
Disziplinargefe dagegen feine Anwendung (DBG. 3 ©. 41ö, f. o. ©. 587), 
imsbefondere aud; nicht auf die Gtadtverorbneten (Zuf.-Gel. $ 20 Ieter Abfak), 
wohl aber auf die nur im geringem Umfange und nur nebenamtlih im 
Kommunaldienft tätigen befoldeten Beamten. Nur aber auf angeftellte Beamte, 
niht auf duch WPrivatdienfivertrag angenommene Berfonen findet das 
Disgiplinargefeg Anwendung. Die gewählten Mitglieder ber Kreis- (Stabt-) Aus- 
he find dem Gefe vom 21. Juli 1852 in feiner Totalität nicht unterworfen, 
insbefonbere Lönnen gegen fie feine Orbnungsftrafen feftgefest werden; fie fünnen 
aber aus Gründen, welde die Entfernung eines Beamten nah $ 2 des Geſetzes 
rechtfertigen, im a des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben werden 
di. 88 14, 38, 39 288.). 

Der 520 Nr. 1 Zuf.-Gef. regelt ausſchließlich die Befugnis der Aeg.-Präf., 
Ordnungsfttafen an Stelle der Regierung feizufegen und die Redtstontrolle 
über die fo ergebenden Strafverfügungen. Die Befugnis des Landrats zur 
Berhängung von Orbnungsftrafen gegen die Bürgermeifter der im Landfreife 
befegenen Städte in deren Eigenfchaft als Polizeiverwalter, ſowie das Ordnungs- 
Rrafrecht der Minifter und des Ober-Präfidenten gegen bie Beamten ber Rädtifchen 
Verwaltung, wird dadurch nicht berührt. Ueber die Rechtsmittel |. $ 21 diejes 
Geſetzes. 

1. Abſchnitt. 
$2. Ein Beamter welcher 
1. die Pflichten verlebt, die ihm fein Amt auferlegt, 
‚oder 
2. fi durch fein Verhalten in oder außer dem Amte der Achtung, des An- 
fehens ober des Bertrauens, die fein Beruf erfordert, unmürbig zeigt, 
unterliegt den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


1. In Betreff der Frage, unter welchen Vorausſetzungen die Teilnahme der 
unmittelbaren wie mittelbaren Staatbeamten im öffentlichen politifen Leben ein 
eentbergeben, im Sinne des Disziplinargeſetzes barflellt, |. OB®. 14 ©. 404, 
BMB. 1 8.88, . 9 ©. 188. Danad) verlegen die Beamten ihre amtlichen 
Pflichten nicht ſchon dadırch, daß fie außeramtlich Oppofitionspolitit treiben, fonbern 
erft dann, wenn fie in ber Veſprechung ober Behandlung politifcher Angelegenheiten 
von einer lediglich fachlichen zu offenbar ungerechten, unmahren Behauptungen oder 
gehäffigen Angriffen übergehen, in der äußeren Form ihrer politiichen zarigteit fi 
zu Handlungen hinreißen laſſen, die geeignet find, ihnen die Achtung ihrer Deitbürger 
und deren Vertrauen in eine fachliche umd gerechte Führung ihrer Nemter zu 
entziehen. 

Die Ueberlaffung einer im Privateigentum des Beamten ſtehenden, feiner Ber- 
fügung unterliegenden Oertlichkeit zur Abhaftung einer fozialdemofratiihen Ber- 
femmlung, die Ueberlaffung einer Wohnung am einen fozialdemokcatifhen Agitator, 
wenn dadurch defien Berbleiben in der Gegend und die Fortjegung der Agitation er- 
möglicht oder erleichtert wird, fällt unter $ 1 des Diegiplinargeeges, desgl. wenn 
ein Bürgermeifter der fozialdemokratifchen Partei einen Stabtfanl zur öhaftung von 
politifchen Verſammlungen vor den Wahlen überläßt (ſ. Kang-Appellius ©. 278). 
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2. Der Ungehorfam gegen eine Anordnung der Auffihtsbehörde faun, wie 
namentlih in Fällen, wo RAN gegen Berbotsgefege verftößt, Pflicht des Beamten 
fein; auch kann der eriwiejene Ungehorfam jedenfalls dann nicht die härtefte Strafe 
rechtfertigen," wenn die Verfügung, gegen bie er fich richtet, gar nicht erlafjen werden 
durfte, rechtlich unzuläffig oder iatſächlich unbegründet ift, auf Irrtum oder gar auf 
Wiltür beruht, materielle Intereffen des Dienftes gar nicht in frage flellt (OBE. 
12 ©. 423, 14 ©. 418, 28 ©. 406). 

3. Der Handhabung der Disziplin wider Mitglieder der Gemeindeverwaltungs- 
behörden erwachſen Echranken aus der Selbftändigleit der Gemeindeverwaltung (f. $ 57 

375 n. 3). 


4. Jeder Dienftvorgefete ift berechtigt, von dem ihm unterflelten Beamten 
über feine dienftliche Tätigkeit, wie über fein außeramtliches Verhalten, ſoweit das 
dienſtliche Intereſſe es erfordert, jederzeit Ausfunft und je nad; Ermeſſen durch An- 
ordnung einer fhriftlichen oder mündlichen Erklärung, dur; Anberaumung eines 
Termine zur verantwortlichen Bernehmung oder fonfttvie zu erfordern. Darauf abzielenden 
Maßnahmen des Dienftvorgefegten naczulommen, und wahrheitägemäß Antwort zu 
geben, ift der nachgeordnete Beamte in demfelben Umfange verbunden, in weldem für 
ihm überhaupt die Pflicht befteht, Gehorſam zu leiften. Alle Inhaber öffentlicher 
Aeınter, mittelbarer und unmittelbarer, haben einander im Dienjte, wie außer dem 
Dienfte rüdfichtsvolle Achtung zu erweifen. (OBG. 42 S. 429.) 

$ 3. If eine der unter 3 2 fallenden Handlungen (Dienfivergegen) zugleich 
in den gemeinen Steafgefegen vorgefehen, fo fönnen bie durd) diefelben angedroßten 
Strafen nur auf Grund des gewöhnlichen Strafverjahrens von denjenigen Gerichten 
ausgeſprochen werben, welche für die gewöhnlichen Straffadjen zuftändig find. 

$ 4. Im Laufe einer gerichtlichen Unterſuchung darf gegen den Angejculdigten 
ein Disziplinarverfahren wegen ber nämlichen Tatſachen nicht eingeleitet werden. 

Bern im Laufe eines Dieziplinarverfahrens wegen der nämlicen Tarfahen 
eine gerichtliche Unterſuchung gegen den Angeſchuldigten eröffnet wird, fo muß das 
Disziplinarverfahren bis zur vechtsträftigen Erledigung des gerichtlichen Perfahrens 
ausgeſetzt werden. 

$5. Wenn von den gewöhnlichen Strafgerichten auf Freifpregung erfannt 
ift, fo findet wegen derjenigen Tatfadjen, welche in der gerichtlichen Unterfuchung zur 
Erdrterung gelommen find, ein Disziplinarverfahren mur noch infofern fatt, als die- 
jelben an ſich und ohne ihre Beziehung zu dem gefeplichen Tatbeftande der Mebertretung, 
des Vergehens ober des Verbrechens, welche den Gegenftand der Unterſuchung bildeten, 
ein Dienftvergehen enthalten. 

IR in einer gerichtlichen Unterfuhung eine Verurteilung ergangen, welche den 
Verluſt des Amtes nicht zur Folge gehabt hat, fo bfeibt derjenigen Behörde, weiche 
über die Einleitung des Diszipfinarverfahrens zu verfügen hat, die Entjcheidung 
darüber vorbehalten, ob außerdem ein Disziplinarverfahren einzuleiten oder fortzu- 
fegen fei. 

Wird gegen den Beamten, wegen folder Tatſachen, welche zum Gegenflande 
einer gerichtlichen Unterfuchung gemachi find, aud das Diesiplimarverfahren eingeleitet, 
fo ift der Disziplinarrichter ſiets an die tatfächliche Feftftellung des Strafrichters ge- 
bunden, fei e8, daß die vorangegangene ſtrafrechtliche Unterſuchung zur Freiſprechuug 
oder zu einer Verurteilung geführt hat. (OBG. 22 ©. 429.) Der Freilprehung if 
der Beſchluß des Gerichts, durch welchen der Augeklagte anßer Verfolgung gefegt 
wird, nicht gleihzuftellen (BMB. 1866 ©. 161). 

$ 6. Spricht das Geſetz bei Dienfivergehen, welche Gegenftand eines Disziplinar- 
verfahrens werden, die Berpflichtung zur Wiedererflattung oder zum Schabenerfage, 








SO. 5 80. Gef. betr. die Dienfvergehen der nicht richterlichen 55 
Beamten v. 21. Juli 1802 ($$ 7—18). 555 


oder eine ſonſtige zivilrechtliche Verpflichtung aus, fo gehört die Klage der Beteiligten 
vor das Zivilgericht, jedoch vorbehaltlich der Beſtimmung des $ 100. 

$ 7. IR von dem gewöhnlichen Strafrichter auf eine Freiheitsſtrafe von 
längerer als einjähriger Dauer, auf eine ſchwerere Strafe, ober auf Berluft der bürger- 
lichen Ehre, auf zeitige Unterfagung der Ausübung ber bürgerlichen Ehrenrechte, auf 
immermwährende oder zeitige Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern oder auf Stellung 
unter Polizeiauffiht erfannt, fo zieht das Straferfenntnis den Berfuft des Amtes von 
ſelbſt nad; ſich, ohne daß darauf befonders erfannt wird. 

$ 8. Ein Beamter, welder ſich ohne den vorfhriftsmäßigen Urlaub von 
feinem Amte entfernt häft, oder den erteilten Urlaub überjdjreitet, ift, wenn ihm nicht 
befondere Entfeäuldigungsgründe zur Seite ftehen, für die Zeit der unerlaubten Ent- 
fernung feines Dienfteinfommene verluſtig. 

Die Gehaftsentziefung if als Ordnungsftrafe im weiteren Sinne anzufehen. 
Es if deshalb die Frage, ob die Gehaltsentziehung gemäß $ 8 begründet erideint, 
der richterlichen Kognition entzogen (RZE. 52 ©. 20). Unter dem Tatbeſtand des 
$ 8 fällt aud die fchudhafte dergögerung des Amtsantritt, fei e® bei der erflen 
ebertragung eines Amtes, fei e8 bei der Berfegung in ein anderes Yınt. 

$ 9. Dauert die unerlaubte Entfernung länger als acht Worhen, fo hat ber 
Beamte die Dienftentlaffung verwirft. 

IR der Beamte dienftlich aufgefordert worden, fein Amt anzutreten ober zu 
demfelben zurüdzutehren, fo tritt die Strafe der Dienftentlaffung fon nad) frucht 
Tofem Ablauf von vier Wochen feit der ergangenen Aufforderung ein. 

Der Dienftentlaffung muß unter allen Umftänden das in den 88 11, 12, 22 
vorgefehene förmliche Strafverfagten vorangehen (DVG. 12 ©. 429). Im dem 
förmlihen Disziplinarverfahren auf Entziehung des Dienfteintommens jür die 
Zeit unerlaubter Entfernung aus dem Amte geht die Berufung an den Disziplinar- 
feat des OLG. Das vorbezeichnete Verfahren if auch gegenüber den auf 
Kündigung angeftellten Beamten zuläffig. (OB. 28 S. 410.) 

$ 10. Die Entziehung des Dienfteintommens ($ 8) wird von derjenigen Be- 
börde verfügt, welche den Urlaub zu erteilen hat. Im Falle des Widerſpruchs findet 
das förmliche Diszipfinarverfahren flatt. 

Auch bier if in allen für die StO. in Betracht fommenden Fällen, auf Grund 
des Gef. vom 8. Mai (66. &. 197) der Disziplinarfenat des OBG. zuftändig. 

$ 11. Die Dienfentlaffung kann nur im Wege des förmlichen Diszipfinar- 
werjahrens ausgeſprochen werden. Sie wird nicht verhängt, wenn ſich ergibt, daß der 
Beamte ohne feine Schuld von feinem Amte fern geweſen if. 

$ 12. Die Einleitung eines Disgiplinarverfahrens wegen unerlaubter Ent- 
fernung vom Amte und die Dienſtentlaſſung vor Ablauf der Friften ($ 9) if nicht 
ansgeicjloffen, wenn fie durch befonders erfwerende Umfände ale gereditfertigt 
erſcheint. 

$ 18. Die in dem $ 9 erwähnte Aufforderung, ſowie alle anderen Aufforde- 
tungen, Ditteifungen, Zuftellungen und Borladungen, welche nad) den Beſtimmungen 
diefes Geſetzes erfolgen, find gültig und bewirken den Lauf der Friften, wenn fie Dem- 
jenigen, an dem fie ergehen, unter Beobachtung der für gerichtliche Infinuationen vor» 
geſchriebenen Formen in Perſon zugeftellt oder wenn fie in feiner fetten Wohnung 
an dem Ort infinuiert werden, wo er feinen legten Wohnfig im Inlande hatte, Die 
vereideten Bermaltungsbeamten haben dabei den Glauben der Gerichteboten. 
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$ 14. Die Disziplinarftrafen beſtehen in 
Orduungeſtrafen, 

Entſernung aus dem Amte. 

$ 15. Ordnungeſtrafen find: 

1. Warnung, 

2. Berweis, 

3. Geldbuße, 

4. gegen untere Beamte auch Arreftftafe auf die Dauer von hoͤchſtens acht 
Tagen, melde jedoh nur in folden Räumen zu vollfireden if, die dem 
Verhältniffen der zu befttafenden Beamten angemeffen find. 

Zu diefer Beamtenffaffe werden im Allgemeinen nur geredjnet: Ereku⸗ 
toren, Boten, Kaftellane, Diener und die zu ähnlichen, fowie die zu blos 
mechaniſchen Funktionen befimmten Beamten. Außerdem if das Staats- 
minifterium ermädtigt, in der Steuer, Poft-, Polizei- und Cifenbahnver- 
waltung diejenigen Beamtenkategorien ſpeziell zu bezeichnen, gegen welche 
Arrefiftrafen verhängt werden fönnen. 

Aeußerungen des Mikfallens, der Mipbilligung Seitens eines Borgefegten find 
feine Straffeftfegungen und entziehen ſich deshalb der richterlichen Nachprüfung. 

I durch Speieigefeg eine pfichtwibrige Handlung einge Beamten mit @efd- 
ſtrafe belegt, wie 3. B. bei Nichtvermendung des tarifmäßigen Stempels gemäß Kab.- 
Srbre vom 28. Üttober 1896, fo iR ber Dienkporpefete yiht bereig, mu, eine 
Verwarnung oder einen Verweis außzufprehen (ME. 1863 ©. 227). Die bezeichnete 
Strafe ift überhaupt feine Orbnungsftrafe im Ginne des Disziplinargefeges, fondern 
eine außergerichtliche Stempelftrafe; das Beſchwerde · und Verwaltungsſtreitverfahren 
mad) Maßgabe des Zuf.-Gefees findet darauf feine Anwendung jDx8. 14 ©. 409). 
Die gegen Beamte feſtgeſetzten Geldſtrafen dürfen für den Hall, daß der Beamte 
zahlungsunfähig iR, nit in Haftftrafen umgewandelt werben. 

Die im $ 15 bezeichneten Orbnungsftrafen untericheiden fih durch ihre Zwed- 
beftimmung — einer Verlegung ber Dienftpflichten entgegenzutveten und einer Wieder» 
holung folder Verlegung vorzubeugen — von den Ziangäftrafen gegen Beamte, 
welche diefen von ihren übergeordneten Behörden behufs Sicherung und Erzwingung 
der Ausführung fpezieller dienftlicher Aufträge angebroht und gen fie volfiredt 
meiden ($ 100 bes Disiplinange, MIR. 1896 ©. 138, DSB. 5 6: 75) 

Na) dem Staatsminifterialbefejluffe vom 6. Oftober 1858 (BMB. ©. 33) 
gehören zu den Beamten der Polizeivermwaltung, gegen welche Arrefiftrafen verhängt 
werben Lönnen, die Polizeifergeanten und Polizeiwahtmeifter, die Nadtwähter und 
Radtwachtmeifter, die Schugmänner und Säugmannstachtmeiter, die Oberfeuerwehr- 
männer und Auffeher der Straßenreinigungs-Bermaltung (f. $ 58 ©. 378). 

$ 16. Die Entfernung ans dem Amte fan beftehen: 

1. in Berfegung in ein anderes Amt von gleichem Range, jedoch mit Ber- 
minderung des Dienſteinkommens und Berluft des Anſpruches auf Umzugs- 
toften, oder mit einem von beiden Nachteilen. 

Diefe Strafe findet nur auf Beamte im unmittelbaren Staatsdienfte 
Anwendung. 

. in Dienftentlaffung. 

Diefe Strafe zieht den Verluſt des Titels und Penfionsanfpruches von 
felbft nad fi; es wird darauf nicht befonders erfannt, es fei denn, daß 
vor Beendigung des Disziplinarverfahrens aus irgend einem von deffen Er« 
gebnis unabhängigen Grunde das Amtöverhältnis bereits aufgehört hat und 
daher auf Dienftentlaffung nid)t mehr zu erfennen ift. 
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Gehört der Angefchuldigte zu den Beamten, welde einen Anfpruc auf 

Benfion haben und laffen befondere Umftände eine milbere Beurteilung zur, 

fo ift die Diszipfinarbehörde ermächtigt, in ihrer Entfheibung zugleid) feft- 

äufegen, daß dem Angejchuldigten ein Zeil bes reglementsmäßigen Penfiond- 
betrages auf Lebenszeit ober auf gewilfe Jahre als Unterftügung zu verab- 
reichen fei. 

Soll aber dem Beamten diefe Wohltat zu Zeil werben, fo muß er „einen An⸗ 
ſpruch auf Penſion haben“, d. 5. zur Zeit der Dienftentlaffung auf Grund feines 
Dienftalter8 auch die Penfionsberedhtigung in concreto bereits erlangt haben (MR. 
1854 ©. 161). Die Unterftüung muß aus der Gemeindefaffe gezahlt werden. Gegen 
die gestellige Anordnung ift der ordentliche Rechtsweg —ã (ER. 12. Februar 
1859, IMB. ©. 309). 


Das Dienfteinfommen if im alle des $ 16 Nr. 2 dem Beamten bis zum 
Ablaufe des Monats zu belafien, in welhem das Erkenntnis vechtöträftig geworden 
iR (MR, 1888 ©. 7, 22). 

Ein folder Grund (Nr. 2 Abf. 1) ift z. B. Ablanf der Zeit, für welche einem 
Beamten das Amt übertragen iſt. Cine befondere Borichrift, daB während der Dauer 
eines Disziplinarverfagrend cine Amtsniederlegung etwa unftatthaft oder wirkungslos 
oder daß unter allen Umftänden für die Dauer jenes Verfahrens aus irgend einem 
von deffen Ergebniffe unabhängigen Grunde das Amtsverhältmis zu fingieren fei, 
eriftiert nicht. Der $ 16 Pr. 2 Mmüpft an den Tatbeftand, daß vor Beendigung des 
Disziplinarverfahrens aus irgend einem von deſſen Ergebniffe unabhängigen Grunde 
das Amtöverhältnis bereits aufgehört hat, die Folge, dak auf Dienftentlaffung nicht 
mehr zu erkennen if. Die Disziplinargewalt hat das Beſiehen des Beamtenner- 
hältmiffeg zur motwendigen Borausfegung. Jedes Disziplinarverfahren findet fein 
Ende mit der Auflöfung des Dienftverhältniffes, wenn der Beamte während des 
Verfahrens felbft verlangt, indem er feine Entlaffung mit Verzicht auf Titel, Gehalt 
umd Penfion beantragt (OBG. 10 ©. 370). 

Innerhalb des Kreifes der in Betracht kommenden befonderen Umftände liegt 
die gefamte bisherige Dienftführung eines Beamten, mithin au) die Entfaltung einer 
lobenswerten erfpricglichen Tätigfeit desfelben (vergl. jeboch MM. 1889 ©. 161). 

$ 17. Welche der in den S$ 14—16 beftimmten Strafen anzuwenden fei, ift 
nad} der größeren ober geringeren Erheblichkeit des Dienfivergeheng mit Rüdficht auf 
die fonfige Führung des Angefhulbigten zu ermeffen, unbeſchadet der befonberen 
Deftimmungen der $5 8 und 9, 

2. Abſchnitt. 

$ 18. Jeder Dienfvorgefeßte ift zu Warnungen und Berweifen gegen feine 
Untergebenen befugt. 

(Außer dem Bürgermeifter if als Dienfvorgefegter aud) der Magiftrat befugt, 
den ſtädtiſchen Beamten Warnungen und Berweife zu erteilen (OB®. 4 ©. 413). 

$ 19. Im Beziehung auf die Berhängung von Geldbußen ift die Befugnis 
der Dienftvorgefegten begrenzt, wie folgt: 

Die Minifter haben die Befugnis, allen Beamten der ftädtifchen Verwaltung 
Geldbußen bis zum Betrage des monatlichen Dienfteinfommens, unbeſoldeten Beamten 
abet big zur_ Summe von 90 Mt. aufgueriegen. 

Der Oberpräfident kann unmittelbar Ordnungsftrafen gegen alle ftäbtifchen 
Beamten in demfelben Umfange wie der Reg.-Präf. — 

Der Reg.-Präfident kann gegen alle ſtädtifchen Beamten Geldbußen bis zu 
90 Mt. verhängen. Bei befoldeten Beamten darf jedoch der Strafbetrag den Betrag 
des einmonatlicen Dienfeintommens nicht überfchreiten. 

Die Landräte können gegen die Bürgermeifter oder Magiflratsmitglieder der 
freisangehörigen Städte, weldhe die Polizei zu verwalten haben, Geldftrafen bis zu 
I Mt. feitjegen. 
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Das Ordnungsftrafrecht der Bürgermeifter gegen bie Gemeindebeamten 
regelt $ 20 Zuf.-Gel. und $ 58 GO. 

Wird gegen den Magiftrat wegen fänmiger und ungehöriger Dienftführung 
eine Orbnungẽſtrafe feſtgeſetzi, ſo muß deren Entrichtung prinzipiel_von dem ober 
den Schuldigen (in der Regel alfo von dem Dezernenten), von dem Dirigenten aber, 
infofern er nicht felbft Dezernent, oder hauptfählich ſchuldig war, nur infofern ge- 
fordert werben, als er Pr eines Berfäumniffes bei Beauffichtigung der Geſchät 
fürung der Erfteren ſchuidig gemacht hat. Natürlich hat das berrefende Magiftrats- 
mitglied den Strafbetrag aus feinem eigenen Vermögen bezüglich Eintommen zu zahlen. 

Es iſt zuläffig, mehrere Beönungsfzafen aufeinander folgen zu laffen, da bie 
jebesmalige an den Beamten gerichtete Aufforderung, feinen Verpflichtungen nachzu - 
tommen und die wiederholte Weigerung desfelben, einen erneuten Disziplinarfall 
darftellt. Doch darf die Summe disziplinarer Geidbuhen für Dienftvergesen, die in 
einem und demfelben Verfahren, umter einheitlicher Beurteilung des geſamten dienft- 
lichen und außerdienftlihen Verhaltens des angefchuldigten Beamten hätten verfolgt 
werden können, nicht über das Höchftmaß derjenigen Geldbuße hinausgehen, zu deren 
Zerhängung im Einzelfalle die vorgefette Dienftbehörde, welche fie verhängt hat, oder 
der Disziplinarrichter gefeglic, ermägtigt find. 

Betleidet diefelbe Perfon zwei Aemter, hinſichtlich deren fie verſchiedenen Dis- 
äipfinarbehörden unterfteht, fo fan fovohl die im Haupt fowie die im Nebenamte 
vorgefette Dienfbehörde Irdmungsftrafen verfängen (OB®. 5 ©. 414), und zwar ift 
teine der beiden Dienftbehörben behindert, gegen foldie Beamten Strafen bis zum 
einmonatlichen Beträge de gefamten Dienfteintommens aus beiden Aenitern zu ber- 
hängen (OBG. 5 ©. 414). 

Derjenige, der befugtermaßen eine Ordnungsſtrafe verhängt bat, kann die 
Strafoerfügung nad) feinen Ermeffen nadjträglid ändern oder wieder aufheben. 
Durch die Beftätigung der Orduungäftrafe in der Beſchwerdeinſtanz wird mur fefte 
geftellt, daß fie zu Recht verhängt ıft. Cine Verpflichtung, fie num aud unter allen 
Umftänden beftehen zu laffen und zu vollfiteden, folgt für den, der fie verfügt hat, 
aus der Beftätigung der Verfügung in höherer Juſtanz an ſich nicht (BBB. 26 ©. 279). 

Ein mit Zufimmung feiner vorgeſetzten Dienftbehörde freiwillig aus dem 
Dienft ausgefchiedener Beamter jann wegen vorgelommener Berlegungen feiner Dienft- 
pflichten auch nicht mehr diszipfinarifc) beftraft werden. Ebenfonenig, wie eine nach⸗ 
trägliche disziplinare Veftrafung möglich) ift, ift aber auch die nachträgliche Bollſtreckung 
einer zwar vorher verhängten, aber noch nicht vollzogenen Strafe angängig. 
Entläßt die vorgeſetzte Dienftbehörde den Beamten auf fein Anfuchen, bevor die Boll- 
Aredung erfolgt ift, fo liegt darin zugleich ein Verzicht auf die Bollftredung der 
ledigůch im Intereffe der Dienftzucht verhängten Strafe, deren Biwed mit der Ent- 
faffung von jelbft entfällt (PBB. 26 ©. 279). 

5 20. Nur diejenigen Pienftvorgefegten, welche gegen die in $ 15 Nr. 4 ber 
zeichneten Beamten Geldbuße verbängen können, find ermädjtigt, gegen dieſelben 
Arreſiſtrafen zu verfügen. 

Diejenigen Vorgeſetzten, deren Strafgewalt anf Geldbuße bis zu 9 Mt. ber 
ſchrantt ift, dürfen bei den Arrefiftrafen das Maß von drei Tagen nicht überfchreiten. 

Die Minifter, der Oberpräfident und ber Reg.-Präf. tönnen die unteren 
ftädtifchen Beamten mit Arreftrafen bis zu acht Tagen belegen (1. 0. $ 15 Wr. 4 
diefes Gei.). 

Dem Vürgermeifter fteht das Recht zu, den unteren Beamten Xrreftftrafen bis 
zu drei Tagen aufzuerlegen ($ 58 EtO.). Bu den Unterbeanten werden im allge 
meinen gerechnet: Gretutoren, Boten, Kaftelane, Diener und die zu ähnlichen, fowie 
die zu blos medanishen Funktionen beftimmten Beamten und die ©. 577 zu $ 15 
genannten Boligeibcamten. 

$ 21. Gegen die Verfügung von Ordnungsftrafen findet nur Beſchwerde im 


vorgeſchriebenen Inftanzenzuge ftatt. 
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Die Ordnungsſtrafen werden burd einfache mit Gründen verfehene Ber- 
woaltungsverfügung verhängt, nachdem dem Beamten zubor Gelegenheit gegeben ift, ſich 
wegen der ihm zur Laft gelegten Pflichtverlegungen zu verantivorten. ER Verfügung 
ift dem Betroffenen entrweber fhriftlih zuzufertigen oder zu Protofoll zu eröffnen. 

Gegen die Verfügung von Drdnungsftrafen gegen Gemeindebeamte finden 
die im $ 20 Zuß.-Gej. bezeichneten Rechtsmittel ftatt, fofern fie von dem Reg.-Bröf. 
oder dem Bürgermeiſter verfügt find. Gegen minifterielle Strafverfügungen ift ein 
Rechtsmittel überhaupt nicht gegeben. Gegen die Straffeftfegungen des Sbespräfidenten 
und des Yanbrats fleht lediglich die Befhwerde im mfangenzuge offen (f. ©. 552). 

Eine Frift zur Einlegung der Beſchwerde it im Diszipfinargefege felbft nicht 
vorgefeen. Es kommen jedod mit den neueren Bermaltungsgefegen auch beren 
Zriftbeftimmmngen zur Anwendung. 

Der höhere Dienftvorgefegte ift befugt, unter Aufhebung einer von der nach- 
geordneten Dienftbehörbe getroffenen, wer auch im Beſchwerdewege unangefochten 
gebliebenen Diszipfinarentfgeidung nogmals über den Fall felbftfändig Enefhetbung 
zu trefien (MR. 1891 ©. 134). 

Auf das Vermwaltungsftreitverfahren, welches fi an die $ 20 Nr. 2 bezeichneten 
Strafverfügungen des Bürgermeifters nüpft, findet nicht die Beftimmung des $ 157 
YBG. ftatt, vielmehr richtet ſich dieſes Berwaltungsitreitverfahren nach den Ber 
fimmmngen der 88 61 u. fi. 2BG. (ORG. 16 ©. 398). J 

822. Der Entfernung aus dem Amte muß ein förmliches Disziplinarver- 
fahren vorhergehen. Dasfelbe befteht in der von einem Kommiſſar zu führenden 
ſchriftlichen Vorunterſuchung und in einer mündlichen Verhandlung nad) den folgenden 
näheren Beſtimmungen. 

Die Borunterjucung ift ein unentbehrlicher Beftandteil des förmlihen Die- 
ziplinarverfahrens, Sie muß aud) dann ftattfinden, wenn das Disziplinarvergehen 
ohnedies ferfteht (OBG. 12 ©. 429, 16 ©. 3%). Der Borunterfuhung muß 
ebenfo die Einleitung des Disziplinarverfahrens vorhergehen. 

8.23. (Bezieht fih auf Staatsbeamte), für Gemeindebeamte gilt: 

Die Einleitung des Disziplinarverfahrens wird verfügt und der Unter- 
ſuchungsrichter ernannt gegen Yürgermeifter, Beigeordnete, Dagiftratsmitglieder, 
forvie gegen die fonftigen Häbtifchen Gemeindebeamten von dem Regierungs« 
Präfidenten oder Minifter des Innern (Zuft.-Gei. 520 Nr. 3, nicht den Bürger 
meifter OBG. 18 ©. 432) gegen die Mitglieder des Sreiß- bezw. Stabtausichufies 
von dem Regierungs-Präfidenten (L VBG. 5 79). 

SM. (Bezieht Ya auf Staatsbeainte), für Gemeindebeamte: 

Die entidjeidende Pisziplinarbehörde erfter Inftanz in Anfegung der Bürger- 
meifter, Magiftratsmitglieder und fonftigen Gemeindebeamten, fowie gegen 
die Mitglieder der Kreis- und Gtadtausihüfie ($ 39 BG.) ift der Bezirls- 
ansihuß fi. $ 20 Abi. 3 Zuft.-Ge.). 

85 25—27 ohne Exheblichleit und für Gemeindebeamte unanwendbar. 

$ 38. (Streitigteiten über die Kompetenz der Disziplinarbehörben als folder 

werden von dem Staatsminifterium, nad) Vernehmung des Gutachtens des Dis- 
ziplinarhofes, entjchieden.) Auf Gemeindebeamte nicht anwendbar, für dieſe gilt: 

Die Terwaltungsgerichte haben ihre Zuftändigkeit von Amtswegen 
wahrzunehmen. Das Gutachten des Disziplinarhofes ift nicht einzuholen. (8 187 
Nr. 2.286.) 

8 29. (Der Disziplinarhof befteht aus einem Präfidenten und zehn anderen 
Piitglicdern, von denen wenigfiens vier zu den Mitgliedern des Kamıncrgerichts ge» 
bören müflen), für Gemeindebeamte gilt: 

Au den Berfahren gegen Gemeindebeamte tritt an Stelle des Dis: 

siplinarhofes der Bezirtsansihuß ($ 20 Pr. 3 Zuf.-Eel.). 

85 30, 31. (Auf Gemeindebeamte nicht amvendbar.) 

$ 32. In der Borunterfuchung wird der Angefchuldigte unter Mitteilung der 


Anshuldigungspumtte vorgeladen und wenn er erſcheint, gehört; e8 werden die Zeugen 
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eidlich vernommen und die zur Aufklärung der Sache dienenden ſonſtigen Beweiſe 
herbeigeſchafft. 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden durch einen Beamten wahr - 
genommen, welchen bie Behörde ernennt, von der die Einleitung des Disziplinar- 
erfahrene verfügt wird. . 

Bei der Vernehmung des Angeſchuldigten und dem Berhöre der Zeugen ift ein 
vereideter Protokollfuhrer zuzugiehen. 

Den Bertröter der Staatsanwaltſchaft ernennt bei dem Bezirks-Ausſchuß 
der Regierungs-Präfident (Zuſt.Geſ. $ 18 Nr. 3), beim DOB®. der 
Minifter des Innern. 

$ 88. gs dem Airgefhutbi ten vorgefegte Minifter it ermächtigt, mit Rüd- 
fiht auf den Ausfall der orunterhugjung, das fernere Verfahren einzuftellen und 
geeigneten Falles nur eine Ordnungsftrafe zu verhängen.) 

Wenn die Berwaltungsgerichte Disziplinarbehörden find, fo kann das 
Berfahren mit Rüdficht auf den Ausfall der Borunterfuhung nur durch Beſchluß 
des in erfter Inftanz uRänbigen Berwaltungsgerichts eingeftellt iwerden ($ 157 
Nr. 2 2BG., OVO. 16 ©. 417, 425). 

Wird das Verfahren eingeftellt, fo trägt bie bis dahin entſtandenen Koften 
entweder die Staatskaſſe oder der nad) Maßgabe befonderer geſetzlicher Borjchriften 
wu Xragung der Koflen für Wahrnehmung von Geihäften der allgemeinen 

andesvertwaltung verpflichtete Verband (MR. 1880 ©. 167). 

Dem zur Entigeidung im förmlichen Dieziplinarverfahren berufenen Bere 
waltungsgericht erfter Inftanz ift mit der Befugnis, durch Beihluß mit Rüdficht auf 
den Ausfall der Borunterfuchung das Verfahren einzuftellen, nicht zugleich auch, bier 
jenige übertragen, durch Beſchluß nur eine Ordnungsftrafe zu verhängen. Die Ein- 
feflung des Verfahrens if nur vor dem Cingange der Anfehuldigungsfchrift und 
auch dann nur unter der Vorausfegung ftatthaft, das der Richter aus den Ergebniſſen 
ber Vorunterſuchung bie Ueberzeugung gewonnen hat, e8 falle dem Angeſchuldigten 
fein gafbare, aud) nicht ein nur mit Ordnungsftrafen zu ahndendes Dienftvergehen 
ur Loft. 
’ Gegen den Einftellungsbefhluß findet die an feine zn, gebundene Beichwerde 
wegen Leitung de3 Berfahrens aus $ 110 2BG. att. Durch die Einftellung des 
Verfahrens tritt die im Uebrigen beftehende Befugnis der Dienftvorgejegten zur Ber- 
bängung von Ordnungsſtrafen nicht wiederum bezüglich derjenigen Beamtenhandlungen 
in Bietomteit, weld)e Gegenftand des eingeftellten Verfahrens geweien find (OB®. 

$ 34. Wird das Verfahren nicht eingeftellt, fo wird nach Eingang einer von 
dem Beamten der Staatsanwaltfhaft anzujertigenden Anſchuldigungsſchrift der An- 
geſchuldigte unter abfchriftlicher Mitteilung diefer Anfhuldigungsfchrift zu einer von 
dem Vorfitgenden der Disziplinarbehörde zu beffimmenden Sigung zur mündlichen 
Berhandlung vorgeladen. 

$ 35. Bei der mündlichen Verhandlung, welche in nicht öffentlicher Sigung 
ftattfindet, gibt zuerft ein von dem Vorſihenden der Behörde aus der Zahl ihrer Diit- 
glieder ernannter Referent eine Darftellung der Sache, wie fie aus ben biöherigen 
Berhandlungen hervorgeht. 

Der Angefhuldigte wird vernommen. 

Es wird darauf der Beamte der Staatsanmwaltihaft mit feinem Bor und 
Antrage und ber Angeſchuldigte in feiner Verteidigung gehört. 

Dem Angefchuldigten ftcht das lete Wort zu. 

Nüdfihtlic der zur Zufländigfeit der Berwaltungsgerichte gehörenden, die 
Entfernung aus dem Amte bezw. die unfreiwillige Verjegung in den Ruheſtand 
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betreffenden Streitfachen werden die Beftimmungen bes Geſetzes vom 21. Juli 
1852 (GC. ©. 463) durch das Geſeb betr. die allgemeine Landröverwaltung nicht 
berührt ($ 157 Nr. 2 °BG.). Die Belimmungen des Gejehes vom 21. Juli 
1852 finden vielmehr für das Verwaltungsſtreiwerfahren mit folgenden Maßgaben 
Anwendung: Die Entfgeidung erfolgt auf Grund mitndlicher Verhanbium: ; das 
Gutachten des Disziplinarhofes ift nicht einzuholen; das Disziplinarverfahren 
tann mit Rüdfiht auf den Ausfall_der Borunterfuhung durch Veſchluß der in 
erfter Inftanz zuftändigen Behörde eingeftellt werden; die Erhebung eines Koften- 
pauſchquantums findet nicht ftatt ($ 157 Nr. 2 2BG.). Die hier bezeichneten 
Maßgaben beziehen fich jeboch lediglich auf die in dem befonderen Verfahren zu 
behandefnden Disziplinarunterjumungen und die ihm gleichgeftellten ‘Fälle der 
unfreiroilligen Berjegung in den Ruheftand. ($ 18 Abi. 1 Nr. 3, Abi. 2 Zuſt.⸗ 
Gef.) Auf diejenigen Fälle, in denen das Gefeh gegen Disziplinarverfügungen 
die Klage im Berwaltungsftreitverfahren gibt, kommt das letztere ohne jene 
Mafgaben zur Anwendung; namentlid) bleiben in den letzten Fällen, auch die 
Schlußworte: „die Erhebung eines Koftenpanfchquantums finder nicht ftatt“, 
außer Anwendung. 

5 36. Wenn die Behörde auf den Antrag des Angeſchuldigten oder des Bes 
amten der Staatsanwaltſchaft, oder and) von Amtswegen die Bernehmung eines 
oder mehrerer Zeugen, fei e8 durch einen Kommiffar, oder mündlich vor der Behörde 
felbſt, oder die Herbeiſchaffung anderer Mittel zur Aufllärung der Sache für ange- 
meffen erachtet, fo erläßt fie die erforderliche Verfügung und verlegt nötigenfalls die 
Fortfegung der Sache auf einen anderen Tag, welder dem Angeſchuldigten befannt 
zu machen ift. 

$ 37. Der Angeſchuldigte, welder erſcheint, kann ſich des Beiftandes eines 
Advofaten oder Rechtsanwaltes als Verteidigers bedienen. Der nicht erſcheinende 
Angefhuldigte kann ſich durch einen Advokaten oder Rechtsanwalt vertreten laſſen. 
Der Disziplinarbehörde fteht c8 jedoch jederzeit zu, das perfönlihhe Erſcheinen des 
Angeſchuldigten unter der Warnung zu verordnen, daß bei feinem Ausbleiben ein 
Berteidiger zu feiner Vertretung nicht werde zugelaffen werden. 

$ 38. Bei der Entſcheidung Hat die Disziplinarbehörde, ohne an pofitive 
Beweisregeln gebunden zu fein, nach ihrer freien, aus dem ganzen Inbegriffe der 
Verhandlungen und Beweiſe gefhöpften Ueberzeugung zu beurteilen, inwieweit die 
Anfhuldigung für begründet zu erachten. 

Die Entſcheidung kann auf eine bloße Ordnungsſtrafe lauten. 

Die Entfheidung, welche mit Gründen verfehen fein muß, wird in der Sitzung, 
in welder die mündliche Verhandlung beendigt worden if, oder in einer der nachſen 
Sigungen verfündigt und eine Ausfertigung derfelben den Angefchuldigten auf fein 
Berlangen erteilt. 

$ 39. Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Protofoll aufgenommen, 
welches die Nomen der Antvejenden und die weſentlichen Momente der Berhaudlung 
enthalten muß. Das Protokoll wird von dem Borfigenden und dem Protokollführer 
unterzeichnet. 

$ 41 (auf Gemeindebeamte nicht anwendbar), für Gemeindebeamte gilt: 

Gegen die Entiheidungen des Bezirt8-Ausihuffes fteht fowohl dem Der- 
treter ber Staatsanwaltfchaft, wie dem Angeihuldigten die Berufung an das 
DB. zu, weldes im mündlichen Verfahren entſcheidet. Der Vertreter der 
Staatsanwaltſchaft für die Berufungs-Fuftanz wird von dem Minifter des Innern 
ernannt ($ 18 Nr. 3 Zuſt.Geſ.). 
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Das Geje betr. das Disziplinarverfahren bei dem OVBG. vom 9. Mai 
1889 (S. S. 107) regelt die Bildung und Slammenfegung des Tiszipfinare 
fenates zur Entf—eiding im denjenigen auf Entfernung aus dem Xınte ger 
tichteten Disziplinarunterfuhungen, in denen die Gefege zu derfelben das OB. 
berufen. Die Zuftändigkeit des Disziplinarfenates erftredt ſich aud auf das 
Verfahren, in weldem über die Tatſache der Bienftunfähigkeit von Beamten 
Entipeidung zu treffen ift. Die für das Verfahren der einzelnen Senate des 
OLG. ‚gegebenen Vorſchriften finden aud auf den Diszipfinadlenat Anwendung. 
Die Entſcheidung von Klagen, welhe die Verhängung von Orbnungsftrafen 
zum Gegenftande haben, fteht bei dem OVG. dem erften Senate desfelben zu 
(8 1 Ab. 5 des Geſ. 8. Mai 1889). 

8 42. Die Anmeldung der Berufung geſchicht zu Prototol oder ſchriftlich bei 
der Behörde, welche die anzugreifende Entfheidung erfafien hat. Bon Zeiten des 
Angeſchuldigten kann fie auch durch einen Vebollmachtigten geſchehen. 

Die Friſt zu dieſer Anmeldung iſt eine vierwöchentliche, welche mit dem Ab- 
laufe des Tages, an welchem die Entſcheidung verfündigt worden ift und für dem 
Angeſchuldigten, welcher Hierbei nicht zugegen war, mit dem Ablaufe des Tages beginnt, 
an welchem ihm die Eutſcheidung zugeftellt worden if. 

Die Friſten der 88 42—44 find nad) $ 137 BG. für dasjenige Verfahren 
vor den Berwaltungsgerichten gegeben, bei welden Diele entieidende Disziplinar- 
behöxden 1. und 2. Iuftanz find, alfo bei den förmlichen Verfahren auf Entfernung 
aus dem Aunte und wegen Feſiſtellung der Dienftunfähigfeit. Nicht dagegen find ſie 
gegeben bei dent Streitverfahren anf Grund der Nr. 1 und 2 des $ 20 Zuft.-Gel. 
(. ORG. 12 ©. 431, 439. 

$ 43. Zur jchriftlihen Rechtfertigung der Berufung ftcht Demjenigen, der 
diejelbe rechtzeitig angemeldet hat, eine fernere vierzehntägige Friſt offen. 

Dieje Frift kann auf den Antrag des Appellanten angenieffen verlängert werden. 

Nene Tatſachen, welche die Grundlagen einer anderen Befhuldigung bilden, 
dürfen in zweiter Inſtanz nicht vorgebracht werben. 


$ 4. Die Anmeldung dev Berufung und die etwa eingegangene Appellations- 
ſchrift wird dem Appellanten im Abſchrift zugeftellt, oder dem Beamten der Staats- 
anwaltſchaft, falls er Appellat ift, in Urſchrift vorgelegt. 

Innerhalb vierzehn Tagen nad) erfolgter Zuftellung oder Borlegung kann der 
Appellat eine Gegenfchrift einreichen. 

Diefe Frift kann auf den Antrag des Appellanten angemefien verlängert werden. 
8 45. (Nach Ablauf der in dem $ 44 beftimmten Friſt werden die Atten an 
Staatsninifterium eingefandt). Zür Gemeindebeamte gift: 

Die Arten werden, wenn die Berwaltungsgerichte enticheiden, an die 
Verufungs-Jnftanz eingefandt. In den Fällen, in welden die Verwaltungs 
Gerichte enticjeiden, ift das Gutadhten des Disziplinarhofeg nicht einzuholen. 

Die Berufung it fein beneficium commune und hat alfo der, welder 
fi, bei dem erſten Erkenntnis beruhigt ober die Berufung nicht reditzeitig ange 
meldet hat, auf die von feinem Gegner Singelsgte Berufung eine —— 


desſelben zu ſeinen Gunſten nicht zu erwarten. enfomenig Anbet der Anſchluj 
an die Berufung Seitens der Gegenpartei flat (ORG. 12 ©. 431). 

Wird die Verufung zwar rechtzeitig angemeldet, aber nicht feiftzeitig ge» 
tchtfertigt, fo bat diefe Unterlaffung den Berluft des Medhtsmittels nicht zur 
Folge (MR. 1874 ©. 158). 


($ 46 hat auf Gemeindebeamte nicht Bezug.) 


da 


& 
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$ 47. Jede Entſcheidung der Disziplinarbehörbe, gegen bie fein Rechtsmittel 
mehr ftattfindet, und durch welche die Dienftentlafjung ausgeſprochen wird, bedarf der 
Xeftätigung des Königs, wenn der Beamte vom Könige ernannt oder beflätigt ift. 
Alſo auch) die Entſcheidung des Bezivl-Ausichuffes, welche die Dienft- 
entlaffung eines vom Könige beftätigten Buͤrgermeiſters oder Beigeordneten aus- 
fpricht, aber mit der Berufung nid)t angegriffen und fomit endgültig iß (Schön 
S. Fr 2, ſ. auch Yedermann ©. 496; anders Leidig ©. 168 n. 3, Preuß 


3. Abſchnitt. 

$ 48. Die Suspenfion eines Beamten vom Aınte tritt kraft des Geſetzes ein: 

1. wenn in dem gerichtlichen Strafverfahren feine Verhaftung befchloffen, oder gegen 
ihm ein mod) nicht vedhtöfräftig gewvorbenes Urteil erlaffen if, welches auf den 
Verluſt des Amtes lautet, oder diefen kraft des Geſetes nach ſich zicht; 

2. werm im Disziplinarverfahten eine mod) wicht rechtöträftige Entſcheidung 
ergangen ift, welche auf Dienftentlaffung lautet. 

$ 49. In dem im vorhergehenden Paragraphen unter Nr. 1 borgefehenen 
Falle dauert die Suspenfion bis zum Ablauf des zehnten Tages nad) Wiederaufhebung 
des Verhaftungsbeſchluſſes oder nad) eingetretener Rechtetkraft desjenigen Urteils 
höherer Inſtanz, durd) welches der angefhuldigte Beamte zu einer anderen Strafe 
als der bezeichneten verurteilt wird. 

Yantet daS rechtskräftige Urteil auf Freiheitftrafe, fo dauert die Suspenfion, 
bis das Urteil volftredt ift. Wird die Vollftredung des Urteils ohne Schuld des 
Verurteiften anfgehalten oder umterbrochen, fo tritt für die Zeit des Aufenthaltes 
oder der Unterbrechung eine Gehaltsverfürzung ($ 51) nicht ein. Dasfelbe gift für” 
die im erften Abſatze dieſes Paragraphen erwähnte Zeit von zehn Tagen, wenn nit 
vor Ablauf derjelben die Suspenfion vom Amte im Wege des Disziplinarerfahrens 
befchlofien wird. 

In dem $ 48 unter Nr. 2 erwähnten Falle dauert die Suspenfion bis zur 
Rechtstraft der in der Disziplinarfache ergehenden Entſcheidung. 

$ 50. Die zur Einleitung der Disziplinarunterfuhung ermächtigte Behörde 
ann die Suöpenfion, fobald gegen den Beamten ein gerichtlihes Strafverfahren 
eingefeitet, oder die Einleitung einer Disgiplinarunterfugung verfügt wird, oder auch 
demmächft im ganzen Yaufe des Verfahrens bis zur rechtskräftigen Entideidung 
verfügen. 

$ 51. Der fuspendierte Beamte behält während der Suspenfion die Hälfte 
feines Dienfteinfonmens. 

Auf die für Dienftunfoften bejonders angefegten Beträge ift bei Berechnung 
der Hälfte des Dienfteintommeng feine Rüdficht zu nehmen. 

Der innebehaltene Teil des Dienfteinfommens ift zu den Koſten, welde durch 
die Stellvertretung des Angeſchuldigten verurfacht werden, der etwaige Heft zu den 
Unterfuhungstoften zu verwenden. Einen weiteren Beitrag zu den Stellvertretungs- 
toften zu leiften, ift der Beamte nicht verpflichtet. 

Ueber bie Art der Berechnung der siranbehaftenden Hälfte des Dienft- 
einfommens vergl. MR. 1853 ©. 229, 1855 ©. 66. 


$ 52. Der zu dem Koften ($ 51) nicht verwendete Teil des Einkommens wird 
dem Benmten nicht nachgezahlt, wenn das Verfahren die Entfernung aus dem Aute 
zur Folge gehabt hat. . 
86 
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Erinnerungen über die Verwendung bes Einkommens flehen dem Beamten nicht 
zu; wohl aber ift ihm auf Verlangen eine Nachtweifung über diefe Verwendung zu 
erteilen. 

lagen fuspendierter Gemeindebeamten, daß ihnen wegen ihrer Amtsjus- 
penſion zu viel von ihrem Dienfteinfommen entzogen worben, fönnen im Wege 
des Prozeffes geltend gemacht werden. ER. vom 17. Februar 1855, IMB. ©. 145. 

$ 53. Wird der Beamte freigefproden, fo muß ihm der inmebehaltene Teil 
des Dienfteinlommens vollftändig nachgezahlt werben. 

Wird er mur mit einer Ordnungsftcafe belegt, fo ift ihm der innebehaltene 
Zeil ohne Abzug der Stellvertretungstoften nadhzuzahlen, ſoweit berfelbe nicht zur 
Dedung der Unterfucungsfoften und der Ordmungsftrafe erforderlich ift. 

Den Erben eines Beamten, welcher vor der Entſcheidung über bie von ihm 
eingelegte Berufung gegen ein feine Dienftentlaffung ausſprechendes Disziplinar- 
Erkenntnis verftirbt, in die während der Suspenfion de Erblaſſers vom Amte 
einbehaltene galt des Dienfteinfonmens für alle Fälle unverfürzt madhzuzahlen 
(MR. 1876 ©. 123). 

Wenn nad) der erfolgten richterlichen Seitprehung auf Grund der in dem 
geiätticen Verfahren erörterten Xatfachen nach Maßgabe des $ 5 noch eine 

ieziplinarunterfuhung verhängt wird, und zwar mit dem Erfolge einer auf 

Entlaffung aus dem Amte lautenden Verurteilung, fo hat der Entlaffene und 

fhon während des Verfahrens fuspendiert geivelene Beamte auf Rüdzahlung 

ws gginöehattenen Teiles feines Dienfteinfommens keinen Anſpruch (RZE. 10 

$ 54. Wenn Gefahr im Verzuge if, kann einem Beamten auch von folchen 

Borgefegten, die feine Suspenfion zu verfügen nicht ermächtigt find, die Ausübung 

der Amtsverrichtungen vorläufig unterfagt werden; es ift aber darüber fofort an die 
höhere Behörde zu berichten. 

Die 55 55—77 kommen nicht in Betracht. 

5. Abfgnitt. 

8 78. Diefe Borſchrift beftcht gegenüber dem $ 20 Nr. 3 Zuft.-Gef. nicht 
mehr. (OB. 18 ©. 432). 

$$ 79—82 ohne Bedeutung für ſtädtiſche Beamte. 

7. Abſchnitt. 

$ 883. Beamte, welche auf Probe, auf Ründigung oder fonft auf Wiederruf 
angeellt find, Können ohne ein formliches Disziplinarverfahren von der Behörde, 
welche ibre Anftellung verfügt hat, entlaffen werden. 

Dem auf Grund der Kündigung entlaffenen Beamten ift in allen Fällen bie 
zum Ablaufe der Kündigung fein voles Dienfteintommen zu gewähren. 

Die Entlaffung eines auf Kündigung angeftellten Beamten findet auch 
wegen eines Dienftvergehens ftets nur im Wege der Kündigung ftatt ohne Dis 
ziplinarverfahren.. Sol jedod ein folder Beamter foort, ohne Weiterzahlung 
des Gehaltes dis zum Ablauf der Kündigungsfrift entlaffen werden, jo muß der 
Entlafjung aus dem Amte ein förmliches Disziplinarverfahren, gleichwie bei dem 
lebenslanglich angeftellten Beamten, Borgergeöen. Denn die nah Abf. 1 der 
anftellenden Behörde eingeräumte Befugnis findet in dem Abf. 2 ihre heſebliche 
Einfchräntung dahin, daß dem auf Grund des Kündigungsredhts entlaffenen Bc- 
amten in allen Fällen fein volles Gehalt bis zum Ablaufe der Kündigungsfrift 
gewährt werben fol. Der auf Kündigung angeftellte Beamte ift bi8 zum Yb» 
Tanfe der gedachten Feift für die hier in Frage ftehende Beziehung volfändig ein 
Beamter. Soll er vor der Kündigung und vor Ablauf der Friſt aus feinem 
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Amte fofort entfernt werden, fo ift der $ des Geſetzes für den vorliegenden 
Fall dafür allein maßgebend, daß nämlich der Entfernung aus dem Amte ein 
förmliches Disziplinarverfahren vorhergehen muß (f. &. 337 n. c). 

55 84—86 betreffen Meferendarien, Supernumerarien 2c. 

8 Abſchnitt. 

s 87. Die nachbenannten Verfügungen, welde im Intereſſe des Dienftes 
getroffen werben können, find nicht Gegenftand des Disziplinarerfahrens, vorbehaltlich 
des im $ 46 vorgefehenen Falles: 

1. Berfegung in ein anderes Amt von nicht geringerem Range und etats- 
mäßigen Dienfteintommen, mit Vergütung der reglementsmäßigen Uinzugs- 
toften. 

2. Einftweilige Berfegung in ben Ruheſtand mit Gewährung von Wartegeld 
nach Maßgabe der Vorfcriften der Verordnungen vom 14. Juni und 24. 
Oftober 1848. 

3. Gänzlide Berfegung in den Ruheſtand mit Gewährung der vorfchriftsmäßigen 
Penſion nad; Maßgabe der $$ 88 fi. diejes Geſetzes. 

Der $ 87 Nr. 1 bezieht fi) aud auf Beamte im mittelbaren Staats 
dienfte, insbeſondere auf Clementarlehrer; MR. 1862 ©. 59, ſ. aber zu $ 56 
N.6S.343n.7u8. 

$ 88. Ein Beamter, welcher durch Blindheit, Taubheit oder ein fonftiges 
tötperliches Gebrechen oder wegen Schwäche feiner korperlichen oder geiftigen Kräfte 
zu der Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig if, fol in den Aubeftand 
verſetzt werden. 

55 89—92 vergl. 5 9. 

$ 9. Iſt ein Beamter vor dem Zeitpunkt, mit weldem die Penſionsberechtigung 
für ihn eingetreten fein würde, dienftunfähig geworden, fo kann er gegen feinen Willen 
nur unter Beobachtung derjenigen Formen, welde für die Disziplinarumterfuhung 
vorgeſchrieben find, in den Ruheſtand verfegt werden. 

Wird es jedod für angemeffen befunden, dem Beamten eine Penfion zu dem 
Betrage zu bewilligen, welcher ihm bei Erreihung des vorgedachten Zeitpunktes zu- 
ftehen würde, fo fann die Penfionierung desſelben nad) den Vorfchriften der $$ 88 
bis 92 erfolgen. 

$ 9. Die vorftegenden Beſtimmungen über einftweilige und gänzliche Ber- 
fegung in den Ruheſtand finden nur anf Beamte in ummittelbarem Staatsbienfte 
Anwendung. 

5%. In Bezug auf die mittelbaren Staatsdiener bleiben die wegen Pern- 
Fonierung derfelben beftehenden Vorſchriften in Kraft. 

Wenn jedoch mittelbare Staatsdiener vor dem Zeitpunfte, mit welchem eine 
Venfions- Berechtigung für fie eingetreten fein würde, dienftunfähig geworden, fo 
tönnen auch fie gegen ihren Willen nur unter den für Beamte im unmittelbaren 
Staatsdienft vorgeſchriebenen Formen ($ 93) in den Ruheftand verjet werden. 

Bergl. 8 65 StO. ©. 528 n. 5. 

Die unfreitvillige Penfionierung eines vor Eintritt der Penfionsberechtigung 
dienfunfähig gewordenen Rommunalbeamten kann nad) $ 95 des Gefetes vom 
21. Jufi 1852 mur unter Beobachtung der Formen erfolgen, welche in dieſem 
Geſede für DisgiplinarsUinterfudungen vorgeihrieben find. Die Vorſchrift des 
$ 95 ift für ftädtifche Beamte erläutert dutch Zuf.-Gef. 8 20 Abf. 2, welcher 
beftimmt, daß in dem vorftchend, nämlich Abf. 1 Nr. 3 bezüglich der Entfernung 
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aus dem Amte vorgefehenen Verfahren entftchenden Falles, d. h. wenn zwiſchen 
Stadt und dem Beamten Streit entfteht, auch über die Tatſache der Dienfte 
umfähigfeit der Bürgermeifter uf. Entfdeibung gu treffen if. Es hat bier 
ausgefprochen werben follen, daß das Verfahren auf Berfegung in den Rubeftand 
wegen Dienftunfäbigfeit „unter Beobachtung derfelben Formen“, wie für das 
Verfahren auf Entloffung wegen Pflichtverlegung vorgeichrieben, fih zu dolle 
zien bat. Bu diefen Formen gehört nad) Zuf.-Gel. $ 20 Nr. 3, dag die Ein- 
eitung des Verfahrens nur vom Regierungs-Präfidenten oder vom Miniſter des 
Innern mit dem ausdrüdlic ausgefprochenen ‘Zwede auf Feſtſtellung der Dienf- 
unfähigfeit verfügt wird. 

Die Beftimmung des $ 95 ift aber für ftädtiidhe Beamte durch $ 20 Abſ. 2 
Zuſt.Geſ. erweitert. Ueber die Tatſache der Dienftunfähigkeit in dem hier vor⸗ 
geichriebenen Berfahren if} zu entſcheiden nicht mur im Falle des $ 95 Abſ. 2 
in Berbindung mit $ 93, fondern auch in allen anderen Fällen der zwangs« 
weifen Verlegung im den Rubefamd. (Berg. DR. 1895 &. 92 und 
1869 ©. 15). 

Die Entideidung iu dieſem Verfabren aber hat ſich anf die Feſtſtellung der 
Tatſache der Dienftunfäbigteit bezüglich auf die Berjegung in den Ruheftand_zu 
beichränten. Die Frage, ob dem: dienfunfäbig gewordenen Beamten eine Penfion 
gebührt, ift in dem in $ 7 Abf. 1 Satz 2 und 3 HRG. geordneten Verfahren 
zu entſcheiden. Die Vorſchrift des $ 95 Abſ. 2 kommt and zur Anwendung, 
wenn ein Beamter gemäß $ 1 Abf. 2 des PBenf.-Gei, v. 27. März 1872 aus 
namsweile Benfionsberedjtigung bei fürzerer als zehnjägriger Dienfzeit befigt. 

Das Dienftverhältnis erreicht nicht mit der auf Berfegung in den Huber 
fand lautenden Enticeidung fein Ende, fondern erft durch den Eintritt der 
Rechtskraft eines die Berjegung in den Ruheſtand ausiprehenden Ertenntnifies. 
Als Endpunft der für den Benfionsanfprud) maßgebenden Tienftzeit ift nicht der 
Eintritt der Dienftunfähigkeit, fondern der Zeitpunkt, wit dem das Dienftver- 
hältnis fein Ende erreicht, anzuſehen. Bollendet fi) bei einem Beamten, defien 
Benftonsberedtigung von der Zurüdfegnug einer zehmjährigen Dienftzeit abhängig 
if, diefer Zeitranm während eines fehtebenden auf zwmangsweile Berfegung in 
den Ruheſiand gerichteten Verfahrens, fo fällt damit die Borausiegung weg, an 
die die Zuläffigfeit eines folhen Verfahrens nad) 3 93 gefnüpft ift. 

85 96—99 teils auf Gemeindebeamte unanwendbar, teils aufgehoben. 

$ 100. Durch das Gef. wird im der Befugnis der Aufſichtsbehörden, im Auf⸗ 
ſichtswege, Beſchwerden Abhilfe zu verfhaffen, oder Beamte zur Erfülung ihrer Pflichten 
in einzelnen Sachen anzuhaften, und dabei Alles zu tun, wozu fie nad) den beftchenden 
Gefegen ermächtigt find, nichts geändert. 

(In Betracht kommen $ 50 Abſ. 3YBG. und $ 132 !8G.) 

$ 101 ift veraltet. 


Titel XI. 
Ansführungs- und Üebergangs-Beftimnungen. 
8 81. 


Die zur Ausführung dieſes Gefees erforderlichen Beſtimmungen 
werden von dem Minifter des Innern getroffen. 


In Gemäßheit, diefer Beſtimmungen it die Inſtruktion v. 20. Juni 1858 
(AMP. E. 139) erlaffen (f. umten S. 569). 


8 82. 


In Städten, wo die Einführung der Gemeinde-Ordnung vom 
11. März 1850 bereits beendigt ift, tritt die gegenwärtige Städte: 
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Ordnung ſogleich nad ihrer Verkündigung in Kraft und an die 
Stelle jener Gemeinde-Ordnung; die auf Grund der letzteren gewählten 
Bürgermeifter, Beigeordneten, Schöffen und alle anderen defotbeten 
und unbefolbeten Gemeinde-Beamten, fo wie die Mitglieder des 
Gemeinberaths, diefe ald Stadtverordnete, verbleiben jedoch in ihren 
Stellen, bis zum Ablaufe der Periode, für ‘welche fie gemählt worden 
find, und Bedaften, fo weit fie eine befoldete Stelle bekleiden, ihre 
bisherigen Befoldungen und Penfions-Anfprüce. 


g 83. 
5 In Städten, wo bie Einführung der Gemeinde-Crdnung von 
11. März 1850 bis zur Einfegung des Gemeinderaths gediehen iſt, 
bleiben die Mitglieder defjelben in ihren Stellen als Stadtverordnete 
bis zum Ablaufe der Periode, für melde fie gewählt worden find; 
im Uebrigen ift fowohl dort, als in allen anderen Städten, für 
welche dieje Städte-Ordnung noch gegeben ift ($ 1), us den Vor⸗ 
fchriften derfelben mit der Einführung der ſtädtiſchen Verfaffung und 
Verwaltung zu verfahren. 


g 84. 


Die feitherigen nicht gewählten und nicht ansdrüdlid auf 
Kündigung angeftellten Ober-Bürgermeifter und Bürgermeifter, welche 
bei Einführung der gegenwärtigen Städte-Ordnung weder in ihren 
Aemtern und Einfünften belafen, noch anderweitig mit gleichem 
Einkommen angeftellt werden, haben, fofern nicht für diefen Fall 
bereit früher eine andere verbindliche Beftimmung getroffen worden 
ift, einen Anſpruch auf PBenfion. 

Diejenigen diefer Beamten, welhe auf Kündigung angejtellt 
find, von welcher jedoch obfervanzmäßig niemals oder doch nur aus 
befonderen Gründen Gebrauch gemadjt worden ift, find den febens: 
länglich angeftellten Beamten gleichzufegen, wenn nicht einer der 
Gründe eintritt, aus welchen die Kündigung vorbehalten ift. Blog 
vorläufig und tommiffarifch ohne Zeitbeftimmung angeftellten Beanıten 
fteht diefer Anſpruch erjt nad) jechsjähriger Dienitzeit zu. Wenn 
ein folcher Beamter demnächſt von der Stadt für diefelbe Stelle auf 
Zeit gewählt worden ift, jo wird feine Dienitzeit, behuſs der Feit- 
ftellung feiner Penfionsberechtigung, von der Zeit des Eintritt3 in 
die kommiſſariſche Dienftleiftung gerechnet. 

Die Penfion beträgt nad) fürzerer als zwölfjähriger Dienftzeit 
1/4, nad zwölf- oder mehr als zwölfjähriger Dienftzeit Y/,, nad 
vierundzwanzigjähriger Dienftzeit 2/; des feitherigen reinen Dienft- 
einfommens. Was als ſolches anzujehen, wird im Verwaltungswege 
endgültig feftgefegt. Die Penfion fällt infoweit fort oder ruht, ala 
der Benfionierte durch anderweitige Auftellung im Staats: oder 
Gemeindedienft ein Einkommen oder eine neue Penfion erwirbt, 
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welde mit Zurechnung der erften Penfion fein früheres Einfommen 
überjteigen. Die Penfionen werden von den Etadtgemeinden, in 
welden die Beamten gegenwärtig angeftellt find, geleiltet 

Alle vorftehend nicht bezeichneten Gemeindebeamten find in 
ihren Aemtern und Einkünften zu belaffen und behalten ihre bis— 
herigen Penfiond-Anfprüche. 


8 85. 
Der Zeitpunkt, in welchem in den einzelnen im $ 83 erwähnten 
Städten die Einführung Kaenärtiger Städte-Orbnung beendigt fein 
wird, ift durch dag Amtsblatt des Regierungs-Bezirks zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. Bon dieſem Zeitpunfte an treten für die 
betreffenden Städte die bisherigen Gelege und Verordnungen über 
die Verfaffung der Stadtgemeinden außer Kraft. 
Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und 
beigebrudtem Königlichen Infiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 30. Mai 1853. 


(LS) Sriedrich Wildelm. 


v. Mantenffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. dv. Vonin. 


Anbang. 


I. Iufirußtion zur Ausfüßrung der Städte-Ordnung 


für die ſechs öflichen Provinzen der Preubifhen ronardie vom 30. Mai 1858, 
vom 20. Zuni 1 


Auf Grund bes $ 81 der Stadte · Ordnung für die ſechs öftlichen Provinzen 
der Preußiihen Monarchie vom 30. Mai 1853 wird zur Ausführung dieſes Geſetzes 
die nachſtehende Inſtruktion erteilt. 

(I bie VI enthalten tranfitorifche Veftimmungen, welche feine Bedeutung 
mehr haben.) 

VII Mit Rüdfit auf die eigentümlichen Berhältniffe der Städte ift, bevor 
die Wahl der neuen Vertretung in einer Stadt porgengmmen wird, die Erwägung der 
Frage zu empfehlen, ob in Gemäßheit des 5 11 Nr. 2 des Geſehes fatutarifde Au- 
ordnungen hinſichtlich der den gewerblichen Genoſſenſchaften bei eenteifung der ftimm- 
fähigen Bürger und bei Bildung der Wahlverfammlungen und der ftädtifhen Ver⸗ 
tretung zu gemwährenben angemeffenen Bexüdſichtigung getroffen werden follen. Die 
flatutariihen Anordnungen über diefen Gegenftand fönnen verinöge der im $ 11 
Nr. 2 enthaltenen befonderen gefegli—en Ermächtigung abweidend von den 
allgemeinen Wahlnormen des Geſetzes getroffen werden. 

Sollten indes die Verhandlungen über folhe Ratutarifcpen Veftimmungen unter 
der BWirkjamfeit der gegentärtigen Gemeindevertretungen und Vorſtände bezüglich der 
Einführung des Gefehes (vergl. Nr. III) auf erhebliche Schwierigkeiten ftoßen, oder 
überhaupt feine Ausficht auf einen befriedigenden Erfolg gewähren, jo find biejelben 
der weiteren Erwägung und Fefftellung mit den zunächſt nad den allgemeinen 
Normen des Gejetes zu wählenden Stadtbehörden vorzubehalten. 

Wie überhaupt die Beftimmungen des $ 11 der gegenwärtigen Städte-Crbnung 
über das Recht ftatutariiher Anordnung (vergl. $$ 5, 12, 21, 29, 59, 70) für die 
erjprießliche organische Entwidelung der Stadtverfafjungen, mit Rüdficht auf bewährte 
ältere Einrichtungen und wirflid) fädtiie Elemente und Cigentümligleiten, von 
großer Wichtigkeit, daher bei Anwendung des Geſetzes der forgfältigften Benutzung zu 
widmen find, fo gilt dies vorzugsweife von der gedachten Vorſchrift in $ 11 sub Nr. 2, 
weiche bei umfichtiger und gladlicher Ausführung dem ſtädtiſchen Gemeindeleben die 
feäjtigften Stütpuntte darbieten kann, namentlich wenn die ſchon beftehenden, ſowie 
"die fid) weiter ansbildenden Genofienfhaften in den gemerbetreibenden Einwohnern 
(Innungen, Zünfte, tauſmänniſche Verbindungen zc.) mit der Organiſation der ſiädti - 
schen Kommunal-Berhältniffe zur gegenfeitigen Stärkung und Entfaltung wahrhaft 
ftäptifchen Wefens in innigere Verbindungen gebracht werden. 

Nach dem Vorbilde alter, anf ſoichen Grundlagen beruhender bewährter Städte: 
verfafjungen könnten beifpielsmweife im Sinne des $ 11 Nr. 2 bei Einteilung der 
Rimmfähigen Bürger und Bildung der Wahlverfammfungen die Kaufmannjdaft und 
der Handwerksftand, als die vorwiegenden ſtädtiſchen Elemente, unterjchieden und in 
Haupt-Abteilungen neben einander geftellt werden. Innerhalb diefer Haupt- Abteilungen 
lönnten alsdann die Kaufleute und die Mitglieder des Handiwerksftandes in dem durch 
die vorhandenen gewerblichen @enoffenfcaften an die Hand gegebenen Verbindungen 
wählen; namentlich in dem Gewertsftande etwa dergeftalt, daR die Genofien einer 
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Innung oder mehrerer verwandter Inmungen zufammentreten. Die übrigen fimm- 
fähigen Bürger könnten Behufs der Wahlen entweder den Kaufmannfhaften und den 
Gewerticjaften, je macdem fie in ifren gelamten Berufsverhäftniffen der einen oder 
anderen diefer Haupt- Abteilungen am nächften ftehen, beigelellt werden, ober nah 
Anleitung der allgemeinen Regel des $ 13 abgejondert im drei Abteilungen wählen. 

Dei Bildung der fädtifhen Vertretung felbft Fönnten die gewerblichen Genoſſen⸗ 
ſchaften in der Art eine angemefiene Berüdfihtigung erfahren, daf eine gewifje Anzahl 
Stellen in der Stadtverordneten-Berianmlung jedenfalls durch Vorſteher oder Mit- 
glieder von Genoſſenſchaften der Kauſmanuſchaft oder des Dandwertsftandes nach ihrer 
befonderen Bedeutung befett fein müßte, und darnach bei den Wahleinrichtungen das 
Erforderliche jeftgefet wilde. 

Bei allen Modalitäten, welde hiernach in der Zuiammenfegung der Stadt- 
verorbneten-Verfammlung überhaupt eintreten fönnen, ift aber ftets im Sinne des 
$ 16 an dem Grundfage feftzuhalten, daß mindeftens dic Hälfte derjelben aus Grund- 
befigeen beftehen muß. 

Auch ift fonft bei den ſtatutariſchen Anorduungen darauf zu ſehen, daß nach den 
eigentümlichen Berhäftniffen einer Stadt jevenfafl® die darin bewährt gefundenen 
tonfervativen Elemente gejhont und in voller Kraft erhalten werden. Zu dieſem 

wet wird ins Auge zu jafien fein, daB den andern wohlhabenden und gebifdeten 

inwohnerkfaffen neben dem Xandwerterfunde ein ausreichender Einfluß gefichert 
werden muß, um in Gemeinfdajt mit demfelben begründete und wahrhajt Fonfervative 
Interefien gehörig zur Geltung au bringen, und Verirrungen auf dent Gebiete des 
Öffentlichen Lebens und fozialen Uebeln angemejjen entgegenwirten zu fönnen. 

Bei der befonderen Bedeutung, welche die Yeftimmung des $ 11 Nr. 2 jür 
die Entwidelung des fädtiichen Gemeindeweiens hat, veranlafje id} die Königliche 
Regierung, in den erſten Fällen, wo es ſich um desfallfige ftatutarifhe Anordnungen 
handelt, vor Erteilung der Veflätigung darüber unter Bermittelung des Königlichen 
Sherpräfidenten. an mich Bericht zu erftatten, 

Im Allgemeinen aber werden die Beflimmungen des $ 11 fürſorglich zu be» 
nutzen fein, um die in den bisherigen Stadt-Werfafjungen beruhenden, gewohnten und 
bewährten Einrichtungen und Anordnungen, infoweit dadurch den Vorſchriften des 
gegenwärtigen Geſetzes nicht widerſprochen wird, zu erhalten nud nad Bedürfnis und 
‚Zwedmäßigteit weiter zu entwideln. Im dieſem Sinne werden anch diejenigen Orte 
ftatuten, welche unter der Herrfchaft der StC. von 1808 und 1831 zu Stande ger 
fommen find, beizubehalteit, oder den notwendigen Dodififationen mit Schonung und 
Vorſicht zu unterwerfen fein. 

Da den flatutarifchen Anordnungen die Beſtimmung vorbehalten ift, „imviefern 
über die Erlangung des Yiirgerrechts von dem Dagiftrate eine Urkunde (Bürgerbrief) 
zu exteilen fei“ (88 5 umd 11 Nr. 1), fo fann mit Berüdfihtigung der bieherigen 
Einrichtungen näher jeßgejegt werden, in welder angemeijenen jeierlihen Weiſe der 
Bürgerbrief auszuhändigen und Ämviefern deſſen Erteilung auf gewiffe Vorausſetzungen 
und Fälle, um vornehmlich dauernde umd nähere Veziehungen zu den ftädtiichen 
Gemeindeangelegenheiten zur befonderen Anerkennung zu bringen, zu bejcränten ift, 

3. 3. mit befonderer Verüdfichtigung derienigen Perfonen, welche durch Hausbeſitz oder 
Ktoftänbigen erverbebetrieb (nad) $ 5 Nr. 4 a und b) der Etadt angehören, orer 
als Auszeichnung derjenigen, weiche durch regelmäßige oder perdienſtliche Teilnahme 
an den öffentlichen Gefchäiten der Gemeinde (Wahlen, Tätigkeit in Deputationen, 
Kommiffionen, Stadtverordneten · Verſammlungen, Stadtämtern) ihr lebendiges Interefie 
für die Stadt an den Tag gelegt haben. 

Uebrigens wird das Zuftandefommen zwedmäßiger fatntarifher Anordnungen 
dadurch iiberhaupt weſentlich erleichtert und gefördert werden, daß diefelben nad} der 
Faffung des gegenwärtigen Geſetzes nicht als ein vollftändiger Koder über alle den 
ftatutarifchen Anordnungen zugewiejenen Gegenftände ergehen, fondern je nachdem fih 
jerade bei dem einen oder dem amdern im Yaufe der Zeit die Veranlafſung und das 
— bietet, durch nad einander folgende Feſtſedungen getroffen werden dürien, 
deren Zufommentragung nad) Zeit mid Gelegenheit vorbehalten bleiben kann. 
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(Die Nr. VII if ebenfo wie $ 11 Nr. 2 StO. duch $ 5 dee Gef. v. 30. Juni 
1900 (f. 0. $ 18) aufrecht erhaften.) 

VIII. (Beraltet.) J 

IX. Bon Aufſichtswegen iſt darauf zu haften, daß die Wahlen der neuen 
Magifrateperfonen (8$ 31 bis 33 und 72 umd 73) bei Crfedigungen durd Ablauf 
der Dienftzeit in der Regel nicht früher als cin Jahr und nicht fpäter als ſechs Monate 
vor dem Ablauf, in außerordentlichen Erfevigungsfällen aber in Anfehung der Stellen 
der Bürgermeifter, Beigeordneten und übrigen befoldeten Magifttatsnuitglieder fojort 
vorgenommen werden. 

Degen der außergemöhnlihen Erſatzwahlen bei den Schöffen ift die befondere 
Vorſchrift am Schluß des 5 31 maßgebend. 

Bei der Veflätigung der Magiftratsperfonen iſt mit der firengfen Gewifien- 
Haftigfeit zu verfahren. Das Recht der Verfagung und eventuellen Anordnung einer 
tommiſſariſchen Verwaltung if in allen Fällen, wo es das Intereffe der Kommunen 
oder des Etantes erheifcht, ohne Rüdficht, ob dadurd eine augenblidliche Unzu- 
iriedenheit hervorgerufen werden möchte, pflihtmäßig in Ausübung zu bringen. 

Eine Behörde, welche ohne die begrüudete Ueberzeugung, daß der 
Gewählte den Crjorderniffen feiner Stellung als Gemeinde- und Staatsbeamter 
genügen werde, die Beſtätigung erteilen, oder deren Erteilung befürworten wollte, 
würde ſich dadurch einer ſchweren Verantwortlichteit ausfegen. 

Nach Bewandtnis der Umſtände hat die Regierung zu ermefien, anf welde 
Weife die Ueberzeugung von der Befähigung des Gewählten zu erlangen iſt. Es kann 
zu diejem Zwede nötigenfalls eine Prüfung von ihr angeordnet werden. 

Die Herren _Regierungs-Bräfidenten haben den Angelegenheiten wegen Be- 
natigung, der Magiſtratsperſonen ihre bejondere Aujmerkfamteit zu widmen. 

ie Angabe der Berfagungsgründe bei Verweigerung der Beflätigung ift im 
Geſetze nicht vorgefejrieben, und deshalb darüber nur der vorgefegten Behörde auf 
Erfordern Auskunft zu geben. 

X. Bei den Vorjchriften des $ 64 über die Normaletats, worin ausgefprocen 
iR, daß binfiggtfid) der Aürgermeifter und der befoldeten Dagiftratsmitglieder die 
BGeffegung der Befoldungen in allen Fällen der Genehmigung der Wegierung 
unterliegt, darf nicht außer Acht gelaffen werden, daß die Hejugnis der Regierung, 
auch die Gehälter anderer ftädtiicher Beamten zu prüfen umd nötigenfalls auf einen 
anı mefieen Wetrag bringen zu laffen, durch die allgemeine Bejtinnmung in $ 78 
gefichert ift. 

(War bereits für ungültig ertlärt durch OVG. 27 ©. 77, jegt anderweit durch 
$ 11 KR. geregelt.) 





XIL (Betrifft die Beachtung der über die Anftellung der Invaliden vor— 
handenen geſebuůchen Borfchriften). 
XII. Sufoweit das gegenwärtige Geſetz feine entgegenſtehenden ausdrüdlichen 
Beſtimmungen enthält, find 
1. bei den Geſchaftsordnungen, welche bie Stadtverorbneten-Berfamnlungen 
unter Zuftimmung des Dagiftrats nad) $ 48 abfafjen dürfen, die al 
Anlage zur StC. vom 19. November 1808 (vergl. $ 128 derjelben), 
oder die als Anhang zur revidierten StO. vom 17. März 1831 (vergl. 
$ 78 derfelben) ergangene Inftruftion zur Geſchäftsſührung der Stadt» 
verordneten al® Grundlage zu benugen; 
2. für den Gefhäftsgang bei der flädtii en Verwaltung (88 56 u. ff. 
des gegemmärtigen Geſehes) die Torfehriften der auf Allerhöcfte An- 
ordnung unter der Herrichaft der EtX. von’ 1808 und 1831 ergangene 
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Inftruftion, für die Stadt-Magifträte in den Provinzen ‚Brandenburg, 
Bommern, Preußen, Schtefien, Bofeu und Sachſen vom 25. Mai 1 
(Ann. XIX, &. 733) beiqubehalten. Diefe Inftruftion enthält in den 
88 4, 20, Wr. 5, 26 bi A1 auch nägere Anordnungen hinſichtüch der 
Geihäftsverhältniffe der Deputationen und Kommiffionen. 

Für die Kirchen- und ES chuldeputationen, welde fi ihrem Refjortverhältniffe 
gemäß nicht blos auf dem Gebiete der eigentlihen Gemeindeverwaltung bewegen, 
bilden die neben den älteren StO. ergangenen bejonderen Beftimmungen fernerhin 
die leitenden Normen, die auch bei den im $ 59 am Schluffe der ſtatütariſchen An- 
ordnungen vorbehaltenen befonderen eftfegungen über die Zufammenfegung der 
bleibenden Berwaltungsbeputationen zu beachten find. Es verfteht fich jedoch, daß 
überhaupt die Busiehung von Geiftlihen und Schulmännern in ihrer Eigenfdaft als 
fimmjähige Bürger ($ 5) bei der Bildung von Deputationen zuläffig ift, wenngleich 
fie nad) SS 17 und 30 nicht Mitglieder der Stadtverordneten-Berfommlung und des 
Magiſtrais fein fönnen. 

Zu der Beſtimmung im $ 59 des gegenwärtigen Geſetzes, bag auch blos aus 
Mitgliedern des Magiftrats Deputationen zufammengefetst werden tönnen, hat das 
Bedürfnis großer Städte Weranlaffung gegeben, behufs der Geidjäftsverteilung ähnliche 
Einrichtungen zu treffen, wie fie bei den ®egierungstollegien durch die Bildung 
befonderer Abteilungen beſtehen. Es wird daher von jener Vorfhrift auch nur im 
fehr begrenztem Umfange ber hierzu entſchieden hervortretendem Bedürjniffe Gebraud 
zu machen und dabei cin forgfältiges Augenmerk darauf zu richten fein, daß fein 
unfierer und ſchleppender Geihäftsgang entfteht, und die Einwirfung des Bürger- 
meiſters mit voller Berantwortlikeit auf die gejanıte ftädtifche Verwaltung nicht 
geſchwãcht werde. 

XIV. An die gegemwärtige StO. ſchließen ſich die Vorſchriften des Geſetes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850. Diefem Zuſammenhange entſprechen 
die Beftinmungen des $ 62 über die Gelhäfte des Bürgermeifters außerhalb der 
eigentlichen Kommmunalverwaltung und bes $ 63 hinſichts der ortepaligetichen Ver · 
ordnungen. Im Cingange des $ 62 ift unter I der Vorſchrift, daß der Vurgermeſter 
die Handhabung der Trtspolizei, die Verrihtungen eines Hülisbeamten der gericht: 
lichen Polizei und die Verrihtungen eines Polizei-Anmalts 2c. zu beforgen 6, die 
Maßgabe vorangeftellt: 

„wen ai Handhabung der Ortspolizei nicht Königl. Behörden über 
tragen ift." 

Es darf nicht unbeachtet bleiben, daß aud fir diefen Fall der ausgefonderten 
Handhabung der Crtspoligei durch Uebertragung am Königliche Behörden (vergl. $ 2 
des Geſetzes über die Polizeivermaltung vom 11. März 1850) die allgemeine Vor— 
ſchrift im letzten Alinen des $ 62 der gegemmwärtigen StD., wonach 

„einzelne der unter I und IT erwähnten Geſchäfte mit Genehmigung 

der Regierung einem anderen Magiftratsntitgliede übertragen werden 

können“, 
Mittel an die Hand gibt, gerignete andere Magiftratperfonen außer dem Bürger 
meifter mit den erwähnten Verrichtungen eines Hülfsbeamten dev gerichtlichen Polizei, 
oder eines Polizeianwalts, wein die fonft durch das Bedürfnis bedingt und angemefien 
erſcheint, zu betrauen. . 

Y (avi. 1 bis 7 betreffen das Cinzugs-, Eintritt. und Hausftandsgeld, 

5 52, ©. 226). 

Die Entrictung einer jährlichen Abgabe oder eines Ginfaufsgeldes für die 
Teilnahme an den Genteinde-Nugungen kann nur nad) den vorhandenen einzelnen 
Arten der im $50 Nr. & bezeichneten Nutungen Denjenigen, welche daran wirklich 
Zeil nehmen, al8 ein entipredjendes Nequivalent auferlegt werden. 

XVIL Die Auffiht des Staates über die ſtädtiſchen Bemeindeangelegenheiten, 
weiche nah $ 76 der Negierung und in höherer Inftanz den Oberpräfiventen zufteht, 
ift in Gemärheit der Inſtruktionen vom 23. Oftober 1817 und 81. Dezember 1825 
(SZ. 1817 €. 248 und 1826 S. 1 und 5) auszuilben. 
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Die Regierung kann, inſoweit ihr nicht ausdrücklich die Entſcheidung oder 
Genehmigung in einzelnen Paragraphen der gegenwärtigen StO., namentlich 66 2, 
11,15, 9, 3, 27, 33, 36, 44, 5, 1, 52, 58, 54, 57, 62, 64, 65, 72, 73, 77, 78, 
vorbehalten u den Sandräten, al® ihren beftändigen Kommiffarien, nad Be- 
dürfniß eine Mitwirkung bei Ausübung der Aufficht über die Kommunal-Angelegen- 
heiten derjenigen Städte, welche feine eigenen Kreife bilden, auftragen. 

Zu den dauernden Einrichtungen, welde in letzterer Beziehung die Regierung 
zu treffen beabfichtigt, ift zuvor, durd Wermittelung des Oberpräfidenten, meine Ge- 
nehmigung einzuholen. 

Im Allgemeinen beſtimme ich jedoch, daß die Berichte, welche von den Gemeinde- 
Behörden in Städten von nicht mehr al 10.000 Einwohnern an die Regierung zu 
erftatten find, auch dann, wenn dem Landrate ſonſt eine regelmäßige Mitwirkung bei 
der Aufficht über die ſtädtiſchen Gemeinbeangelegenheiten nicht beſonders übertragen 
if, durch Bermittelung des Landrats und mit feinen etwaigen Bemerkungen begleitet, 
an die Regierung befördert werden. 

Uebrigens verfieht es fih von ſelbſt, daß alle Städte, welche feine eigenen 
Kreife bilden, auf Grund der Verordnung vom 30. April 1815 (GLS. ©. 85) ber 
Polizei-Aufficht des Landrats unterworfen Bleiben. 

Das Minifterial-Reftript vom 26. Januar 1860 BMB. S. 17 hat unter 

Aufhebung des art. XVI der Inftruttion ausgeiproden: 

1. Die unmittelbare nächte Auffichts-Inftanz für die Rommunaf-Angelegen- 
heiten derjenigen Städte, in welden die StO. 30. Mai 1853 gefegliche 
Geltung hat, bilden die Regierungen gemäß $ 76 diefer StO. 

2. Die Regierungen find nicht ermächtigt, die felbfländige Ausilbung des 
Auffihtsrehts ganz oder teilweife den Landräten zu übertragen, wohl 
aber befugt, ſich der Mitwirkung der letzteren als ihrer Organe bei 
Ausübung ihres Auffichtsrehts zu bedienen. Es behält in diejer Hinficht, 
imsbefondere bei ber Veflimmung, wonech die Gemeindebehörden der 
Städte von nicht mehr als 10.000 Einwohnern ihre Berichte an die 
Regierung durch Bermittefung bes Sandrate zu befördern haben, fein 
Bewenden; 

8. die Stellung der Landräte zu den Polizeiangelegenheiten der Städte 
iſt dieſelbe, wie vor Erlaß der StO. v. 20. Mai 1853 (f. o. ©. 541). 

Es wird den Regierungen überlaffen, in einzelnen Fällen befondere Kommifjarien 
zum Ziwed der Ausführung der gegenwärtigen SiO. zu ernennen. 

Die Oberpräfiventen haben die Gefdhäfte wegen Ausführung der gegenwärtigen 
ei; zu feiten, und alle zwei Wonate über den Stand der Angelegenheiten zu 
berichten. 

Schließlich bleibt eine befondere Inſtruktion der Regierungen über Ausführung 
des 5 53 des Geſetzes, die Gemeinde-Auflagen betreftend, vorbehalten. 


Berlin, den 20. Juni 1853. 
Der Minifter des Innern. v. Weſtphalen. 


II. Geſetz, Betreffend die Gründung neuer Anfiedlungen in den 
Provinzen Oſtpreußen, Weſlpreußen, Brandenburg, Pommern, 
Fofen, Schleſien, Sachſen und Weflfalen 
von 20. Auguft 1904 (66. ©. 227). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen mit Zuflimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monardjie für bie 
Provinzen Oftpreußen, Weftpreußen, Brandenburg, Pommern, Pofen, Schlefien, Sachſen 
und Weftfalen, was folgt: 
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Artitel L 


Der Abſchnitt II des Geſetzes, betreffend die Verteilung der öffentlichen Laften 
bei Grundftüdsteilungen und die Gründung nener Anfiedlungen in den “Provinzen 
Preußen, Vrandenburg, Pommern, Pofen, Schlefien, Sachſen und Weftjalen vom 
3. Auguft 1876 — Gefegfamm!. ©. 405 — (Gründung neuer Anficdlungen), erhält 
unter Verüdfichtigung des Ergänzungsgefeges vom 16. September 1899 (Geiegjammt. 
©. 497) nachſtehende Bafjung: 

18. 

Wer außerhalb einer im Zufammenhange gebauten Ortihait ein Wohnhaus 
errichten oder ein vorbandenes Gebäude zum Wohnhauſe einrichten will, bedarf einer 
vom Kreisausfhuffe, in Stadttreiſen von der Ortspolizeibehörde zu erteilenden An- 
fiedfungegenehmigung. Bor deren Aushändigung darf die polizeiliche Yauerlaubnis 
nicht erteilt werden. 

Die Aufiedlungsgenehmigung ift nicht erforderlich für Wohnhäufer, die in den 
Grenzen eines nad; dem Gefege, betreffend die Anlenung und Weränderung von 
Straßen und VBlägen in Städten und ländlichen Crtfajten, vom 2. Juli 1875 
(Gefegfammt. ©. 561) fegeftellten Bebauungsplanes, oder die auf einem bereits 
bebauten Grundftüde im Zufammenhange mit bewohnten Gebäuden errichtet oder ein- 
gerichtet werden follen. 

$ 13a. 

Die Anfiedlungsgenehmigung ift ferner erforderlid, wenn infolge oder zum 
Zwede der Umwandlung eines Yandgutes oder eines Teiles eines folden im mehrere 
ländliche Stellen innerhalb einer im Zufammenhange gebauten Oriſchaft oder in den 
Fällen des $ 13 Abf. 2 ein Wohnhaus errichtet, oder ein vorhandenes Gebäude zum 
Wohnhauſe eingerichtet werben foll. 

$ 13b. 

Die Anfiedlungsgenehmigung ift im Geltungsgebiete des Geſetzes, betreffend die 
Beförderung deutfher Anfiedfungen im den Provinzen Weftpreußen und Bo vom 
26. April 1886 (Gefegfammi. S. 131) zu verfagen, folange nicht eine Deii igung 
des Regierungspräfidenten vorliegt, daß die Anfiedlung mit den Zielen des bezeichneten 
Geſetzes nicht im Widerſpruch fteht. 

In den Provinzen Oftpreußen und Schleſien und den Regierungsbezirten 
Frankfurt, Stettin und Kösfin findet diefe Vorſcheift finngemäß Anmendung. 

Wird die Beſcheinigung verfagt, fo findet nur die Veſchwerde an den Ober- 
präfidenten ftatt, der endgültig enticheidet. Falls die Beſchwerde für begründet erflärt 
wird, gift die Befcheinigung als erteilt. 

Vorfehende Vorſchrijten greifen nicht Pla, wenn es ſich um die einmalige 
Zeitung eines Grundfüds zwifgren gefegfihen Erben oder um die einmafige Ueber 
fung eines Grundftide im Wege der Teilung Seitens der Eltern an ihre Kinder 

janbelt. 





si 

Die Anfiedblungsgenehmigung ift zu verfagen, wenn nicht nachgewiefen ift, daß 
der Pla, auf welchem die Anfieblung gegründet werden foll, durd einen jederzeit 
offenen fahrbaren Weg zugänglich, oder daß die Beſchaffung eines folhen Weges ger 
fichert if. Kamm nur der letziere Nachweis erbracht werden, fo if bei Erteilung der 
Anfiebfungegenehmigung für die Beſchaffung des Weges eine Frift zu beflimnten, nad} 
deren frucdtlofem Ablaufe das polizeilihe Zmwangsverfahren eintritt. 

Von der Bedingung der Fahrbarfeit des Weges kann unter befonderen Umftäuden 
abgefehen werden. 

Auch zur Erhaltung der ununterbrogenen Zugänglicfeit der Anfiedlung ift 
die Anwendung des polizeilichen Zmangsverjahrens zuläffig. 

I Moorgegenden ift die Anfieblungsgenehmigung zu verfagen, fo lange die 
Gntmäflerung des Bodens, auf dem die Anjieblung gegründet werden foll, nicht ge» 
regelt ift. 
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515. 

Die Anfiedlungsgenehmigung Tann verfagt werden, wenn gegen die Anfiedlung 
von dem Eigentümer, dem Nußungs- oder Gebrauhsberedtigten oder dem Pächter 
eines benachbarten Grundfiüds oder von dem Vorfteher des Gemeinde (Guts-) Bezirks, 
zu weichem das zu befiedelnde Grundftüd gehört, oder von einem ber Borflcher der» 
jenigen Gemeinde- (Guts-) Bezirke, an die es grenzt, Einſpruch erhoben und der 
Ein pruch durch Taſachen begründet wird, welche die Annahme reditfertigen, daß die 
Anfiedlung den Schug der Nubungen benadjbarter Grundfüde aus der Sand- oder 
Horftwirtfhait, aus dem Gartenbau, der Jagd oder der Fiſcherei gefährden werde. 

$ 16a. 

Die Anfiedlungsgenehmigung kann ferner verfagt werden, wenn gegen die An« 
fiedlung von dem Befiter eines Bergwerls, weldes unter bem zu befiedelnden Grund» 
fü oder im deſſen Nähe belegen if, Einfpruch erhoben und durch Tatſachen begründet 
wird, welche die Annahme rechtfertigen: 

a) daß durd) den Petrieb des Bergwerls in abfehbarer Zeit Beſchädigungen 

der Oberfläche des zu befiedelnden Grundſtücs eintreten können, denen im 
Iutereffe der perfönlien Sicherheit und des öffentlichen Verkehrs durch 
bergpoligeifich anzuordnendes Steheulaſſen von Sicherheitspfeilern vorzus 
beugen fein würde, 

b) daß die wirtſchaftliche Bedeutung des uneingeſchränkten Abbaues der Mine- 

valien die der Anfiedlung überwiegt. 


816. 

Vor Erteilung der Anfiedhungsgenehmigung find die beteifigten Gemeinde - 
(Guts-) Vorfleher ($ 15) von dem Autrage in Kenntnis zu fegen. Diefe haben zu 
prüfen, ob für fie Anlaß vorfiegt, Einfprud; gemäß $ 15 zu erheben, wofür die im 
nãchſten Satze vorgejehene Ausihlußfrift gilt. Sie haben ferner den Antrag alsbald 
innerhalb ihrer Gemeinden (OntSbezirte) auf ortsübliche Art mit dem Bemerten ber 
tannt zu machen, daß gegen den Antrag von den Eigentümern, Nutzungs, Gebrauche- 
berechtigten und Päctern der benachbarten Grundftüde innerhalb einer Ausiclußftift 
von einundzwanzig Tagen bei der befonder® zu bezeichnenden Genchmigungsbehörbe 
Einfpruc erhoben werden könne, wenn der Einſpruch fi durch Tatſachen der im $ 15 
bezeichneten Art begründen lafje. 

Geht Bergbau unter dem zu befiedeinden Grundſtücke oder im deffen Nähe um, 
fo ift von dem Antrage anch der zuftändige Vergrevierbeamte in Kenntuis zu fegen. 
Diefer hat den beteiligten Yergmerfebefigern eine Mitteilung von dent Antrage zuzu- 
ftellen, unter Hinweis auf die Befugnis, innerhalb. einer Get von einundzrwanzig 
Zagen vom Tage der Zuftellung ab Einſpruch auf Grund des $ 15a bei der beſonders 
zu bezeichnenden Genehmigungebehörde zu erheben. 

Die Einfprüge find von der SeneGmigungeschtri, geeignetenfalls nad, An- 
börung des Antragfteller und derjenigen, welche Einſpruch erhoben haben, fowie nach 
Aufnahme des Beweifes zu prüfen. 

Bein ber Einiprud) auf Grund des $ 15a erhoben wird, fo ift die Genehmi- 
gungsbehörde zur Einhofung einer gutadhtlichen Neußerung der zuftändigen Dergpolizei» 
behörde verpflichtet. J 

$ 17. 


IR anzunehmen, daß infolge der Anfiebfung eine Aenderung oder Neuordmung 
der Gemeinde-, Kicchen- oder Schufverhäftnifie erforderlich wird, fo find die beteiligten 
Gemeinde- (Guts-) Vorfteher und die Worflände der beteiligten Kir—en- und Schul- 
gemeinden (Schulverbände, Schulfozietäten uf.) von dem Antrage mit dem Gröffnen 
in Kenntnis zu fegen, daß fie binnen einer Ausfchlußfift von einundzwanzig Tagen 
bei der Genehmigungsbehörde die Feſtiſetzung befonderer Feiftungen des Autragftellere 
für den Zwed diefer Aenderung oder Neuordnung beantragen fünnen. . 

Crachtet die Genehmigungsbehörde eine folche Leiftung für erforderlich, fo hat 
fie diefe in dem Veſcheide feflzufegen oder ihre feftiegung einem weiteren VBefcheide 
vorzubehaften. Sie if} hierbei an die etwa geftellten Anträge nid)t gebunden. 
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Die Anſiedlungagenehmigung kann von dem Nachweiſe, daß bie Leiſtung erfüllt 
iſt oder von der Beſtellüng einer Sicherheit, die für die Erfüllung haftet, abhängig 

gemacht werden. 

Macht der Antragfteller von der Anfiebfungsgenehmigung Gebrauch, fo if er 
zu den Leiftungen verpflichtet. 

$ 17a, 

Sind für die Anfieblung im öffentlichen Intereffe Anlagen erforderlich, fo fann 
die Anfiedlungsgenehmigung verfagt werben, folange der Antragfteller nicht diefe An- 
Tagen nad) Umfang und Art ihrer Ausführung, gegebenenfalls unter Beifügung einer 
Zeichnung darlegt und nachmeift, daß die zu ihrer ordnungsmäßigen Ausführung 
nötigen Mittel vorhanden find, und daß ihre künftige Unterhaltung dem öffentlichen 
Intereffe entfprechend geregelt ift. 

In dem Beſcheide An die dem Antragfteller zu dieſem Zwecke aufzuerlegenden 
Leiſtungen fezufegen. 

Bei Anlagen, die im Sandesfulturintereffe erſorderlich find, if in geeigneten 
Bütlen vor Grtelung bes Befceidee die Auseinauerfegungebehöre gutatih zu färe. 

Die Anfiedlungsgenehmigung fann von der Beftelung einer Sicherheit, die für 
die Erfüllung der Leiftungen des Antragftellers haftet, abhängig gemacht werden. 

Macht der Antragfteller von der Anfiedfungsgenehmigung Gebraud, fo ift er 
zu diefen Leiftungen verpflichtet. 

s 17b. 

Wird eine Sicherheit nad) Maßgabe vorſtehender Vorſchriften beſtellt, fo ift die 
Genepmigungsbehörde zuftändig für die Entfeheidung über Anträge auf gänzliche oder 
teifweife Freigabe der Sicherheit. 

“ g18. 

Wird die Anfiedlungsgenehmigung verfagt oder micht ſchlechthin erteilt, oder 
werben infprüde (5 15, 15a, 16) zurüdgemiefen, fo ift der Beſche d mit Gründen 
zu —* und dem Antragfteller, fowie denjenigen, die Einſpruch erhoben haben, zu 
eröffnen. 

Diefen ſteht außer dem Falle des $ 13b innerhalb zwei Wochen gegen den 
Beſcheid des Kreisausſchuſſes der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs 
freitverfahren, gegen den Beſcheid der Grtepofigeibehöre eines Siadtireiſes die Klage 
bei dem Bezirlsausſchuſſe offen. Im erfteren Kalle hat der Vorfigende des Kreis- 
ausfguffes einen Vertreter des öffentlichen Interefjes zu_beftellen. 

Infoweit der Beſcheid Feftfegungen nach den $$ 17 und 17a enthält, ſteht dem 
Antragfteller innerhalb zwei Wochen nur die Beſchwerde an den Bezirksausfhuß und 
aaa ale Beſcheid innerhalb gleicher Frift die weitere Beſchwerde an den Provinzial- 
rat offen. 

Die Beſchwerde fteht aus Gründen des öffentlichen Interefjes auch dem Bor- 
fitienden des Kreisausichuffes zu, fofern er die Feſtſetzungen für unzureichend erachtet, 
oder die Anfiedfungsgenchmigung ohne ſoiche erteilt if. 

Bird nad) den vorftehenden Vorſchriften ein Beſcheid gleichzeitig im Befchmerde- 
und im Verwaltungsftreitverfahren angefochten, fo ift das Beſchwerdeverfahren vorab 
durchzuführen. 

Eine Nachprüfung der nad} den SS 17 und 17a getroffenen Fenfegungen findet 
im Berwaltungsftreitverfahren nicht ftatt. 

Erfolgt die Zurüdweifung des Einfprude im Falle des $ 15a aus dem 
Grunde, weil die Vergpolizeibehörde das Stehenlaffen von Sicherheitspfeilern nicht 
für notwendig eradhtet, jo unterliegt der Befcheid feiner weiteren Anfechtung. 

5 19. 

Auf den dem Grundeigentum durch die Verſagung der Anfiedlungsgenehmigung 
zugefügten Schaden finden, fofern fi diefe Berfagung auf einen Einfpruch aus $ 15a 
diefes Gefeges fügt, die Vorſchriften der SS 148 bie 151 des Allgemeinen Berggejetes 
v. 24. Zuni 1865 (Geſetzſamml. S. 705) in der Faſſung des Gejeges v. 7. Juli 1902 
Geſetzſamml. S. 255) Anwendung. 
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Die Verjährung des Anſpruchs auf Schadenserfag beginnt mit Ablanf des 
Tages, an welchen der Verfagungsbeicheid endgültig wird. 
J Der Grundſtũckseigentu mer iſt verpflichtet, auf Verlangen des Bergwerksbeſitzers 
die Eintragung eines Vermerfes in das Grundbuch dahin zu bewilligen: 
daß und file weldhe Grundfläche die Unfiediungsgenehmigung anf Einſpruch 
des Bergwerlsbeſitzers verfagt und welche Entſchaͤdigung gezahlt worden ift. 
5%. 

Der vor Exteifung der Anfiedlungsgenehntigung mit einer Anfiedlung beginnt, 
wird mit Geldfttafe bis einhundertundfünizig Darf oder Haft beftraft. Auch fann die 
Dxtöpolizeibehörbe bie Weiterführung der Anfiedlung verhindern und die Wegſchaffung 
der errichteten Anlagen anordnen. 

Artitel IL 
Der zweite Abſatz des $ 52 des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes v. 1. Aprif 1880 
(Gefegfammi. S. 230) wird aufgehoben. 


Artitel II, 


Auf Anfiedlungen, die durch Rentengutsbildung witer Vermitteluug der 
Generaltommifften nad) dem Gefege, betreffend die Befoͤrderung der Errichtung von 
Nentengütern, vom 7. Juli 1891 (Gejegfanmf. S. 279) entftehen, finden die 5 13 
bis 16, 17b, 19, 20 in der durch Art. I vorgeichriebenen Faffung mit ber Mafgabe 
Anmendung, daß Genehmigungsbehörde die Generallommiffion ift. 

In diefem Falle treten au die Etelle der $$ 17, 178, 18 de Art. I folgende 
Vorſchriften: 

sr. 

Die beteiligten Gemeinde- (Guts-) Korfeßer und die Zorflände der beteiligten 
Kichen- und Schulgemeinden (Schulverbäude, Schulſozietäten uf.) find von dem 
Antrage mit dem Exöffnen in Stenntwis zu Segen, daß fie, fals infolge der Anfieblung 
eine Nenderung oder Neuordnung der Gemeinde, Kirchen. oder Schulverhältniſſe 
erforderlich werden follte, binnen einer Ausſchlußfriſt von einumdzmanzig Tagen bei 
der Genehmigungsbehörde die Feſtſetzung bejonderer Leiftungen des Antragftellers für 
den Zwed diefer Aenderung oder Neuordnung beantragen können. 

Die Genehmigungsbehörde hat das Ergebnis der Bekanntmachung dem Kreis- 
ausſchuſſe, in Stadttreifen der Ortspolizeibehörde unter Beifügung der Alten mitzuteilen. 

Erachtet der Kreisausſchuß oder die Trtspolizeibehörde eine ſolche Leiftung fir 
erforderlich, fo Haben fie Diele in einem Di fefzufegen, ober ihre Feftiegung 
einem weiteren Beicheide vorzubehaften. Cie find hierbei an die etwa geftellten 
Anträge nicht gebunden, J 

Gegen den Beſcheid ſteht dem Antragſteller innerhalb zwei Wochen nur die 
Beſchwerde an den Bezirtsausſchuß und gegen deſſen Beſcheid innerhalb gleicher Frift 
die weitere Beſchwerde an den Provinzialrat offen. 

Aus Gründen des öffentlichen Intereſſes if aud) dem Vorfigenden des Kreis- 
ausſchuffes die Vefchwerde gegeben, weun er die Feftfegung für unzureichend hält, 
oder wenn eine Leiftung nicht für erforderlich erad)tet worden iſt. . 

Die Generallommiffion fan die Anfieriungsgenehmigung von dem Nachweife, 
daß die Feiftung erfüllt ift, oder dom der Yeftellung einer Sicherheit, die für die Er- 
füllung haftet, abhängig machen. . 

Macht der Antragfteller von der Auſiedlungsgenehmignng Gebrauch, jo ift er 
zu der Leiſtuug verpflichtet. 





s 17a. 

Sind_für die Anfiedlung im Öffentticen Intereffe Anlagen erforderlich, fo 
tann die Anfiedlungsgenchmigung werfagt, werden, folange der Antragfteller nicht diefe 
Anlagen nad) Umfang und Art ihrer Ausführung, gegebenenfalls unter Beifügung 
einer Zeichnung, darlegt und nachweiſt, daß die zu ihrer ordnungsmäßigen Ausführung 
nötigen Mittel vorhanden find, und daß ihre Fünjtige Unterhaltung dem öffentlichen 
Intereſſe entipredjend geregelt ift. 
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Die zu dieſein Zwede dem Antragfteller aufzuerlegenden Leiftungen find von 
der Generalfommiffion“durd; Beidjeid feftzufegen. 

Vor Erlaß des Beideides ift der Kreisausfhuß, in Gtadtfreifen die Orte- 
polizeibehörde zu hören. Der Beſcheid ift diefen Behörden zuzuftellen. 

ie Generallommiffion kann die Anfieblungsgenehmigung von der Beftellung 

einer Sicherheit, die für die Erfüllung der Leiftungen des Antragftellers haftet, ab» 
bhängig machen. 

Macht der Antragfteller von der Anfiedlungsgenehmigung Gebraud, fo ift er 
zu diefen Leiftwugen verpflichtet. 

8 18. 


Bis zur Neuordnung der Einvichtung und des Verfahrens der Auseinander- 
fegungsbehörden greifen die folgenden Beftimmungen Plat: 

Soll die Anfiedlungsgenehmigung auf Grumd der $$ 14 bis 16 zerlegt 
oder ſoll fie nicht ſchlechthin erteilt, oder follen Einſprüche (88 15, 15a, 16) 
zurüdgeriefen werden, jo ift dem Antragfteller ſowie denjenigen, die Ein- 
ſpruch erhoben haben, von der Generallommifjion durch den zufländigen 
Spezialtommiffar ein Vorbefheid mit Gründen zu erteifen. 

Bor Erteilung des Vorbeſcheides ift über die Einſprüche der Kreis- 
ausfhuß, in Stadtfreifen die Ortspofigeibehörde, zu hören. 

Gegen den Vorbef—eid fteht dem Antragfteller, fomie denjenigen, die 
Einſpruch erhoben haben, die Klage beim Bezirksausihuk zu. Sie ift 
inwerhalb zwei Wochen nadı Erteilung des Borbejdjeides anzubringen. Im 
Berwaltungsftreitverfahren ift das Öffentliche Iutereffe von der Generai- 
tommiffion als Partei wahrzunehmen. 

Gegen den Beſcheid des $ 17a fleht dem Antragfteller innerhalb zwei 
Boden die Beſchwerde an den Minifter für Landwittſchaft, Domänen und 
Forften zu. Aus Gründen des öffentlichen Interefies if aud dem Bor 
figenden des Kreisausſchuſſes, in Stadtlreifen der Ortspofizeibehörde, binnen 
gleicher Frift die Befhwverde gegeben, wenn die Fefſebung für unzureichend 
erachtet ‚eie, oder wenn eine Leitung micht für erforderlid; erachtet 
worden ift. 

Eine Nachprüfung der nad) den SS 17, 17a getroffenen Feſtſetzungen 
findet im Berwaltungsftreitverfahren nicht flatt. 

Erfolgt die Zurüdweifung des Einfpruchs im Falle des $ 158 aus dem 
runde, weil die Bergpoligeibehörde das Stehenlaffen von Sicherheits - 
pfeilern nicht für notwendig erachtet, fo unterliegt der Beſcheid feiner 
weiteren Anfechtung. 

Artitet IV. 


Der $ 26 des im Art. I bezeichneten Gefeges vom 25. Auguft 1876 erhält 
nachſtehende Faffung: 
Der zufländige Dinifter it mit der Ausführung diefes Gefehes beauftragt. 
Urkundlich ufw. 
Gegeben ufw. 


III. Geſetz betreffend die Auſtellung und Berforgung der 
Kommunalbeamten 
vom 30. Juli 1899 (GS. ©. 141). 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Pandtages, für den Umfang der 
Monarchie mit Ausſchluß der Hohenzollernfhen Lande, was folgt: 
Atgemeine Befimmungen. 
$1. Als Kommmmalbeamter im Sinne dieſes Gefeges gift, wer als Beamter 
für den Dienſt eines Kommunalverbandes (85 8—22) gegen Beſoidung angeftellt if. 
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gie A) erfolgt durch Aushändigung einer Anftellungsurfunde. (Siehe oben 

$ 2. Die Rehtsverhältniffe der auf Probe, zu vorübergegenden Dienftleiftungen 
oder zur Vorbereitung angeftellten Kommunalbeamten unterliegen den Beftimmungen 
dieſes Gefeges nur infoweit, als dies ausdrüdlic, vorgefehen ift. Die Anftellung auch 
diefer Beamten erfolgt nad) $ 1 Satz 2. 

Auf Berfonen, welde ein Kommunalamt nur als Nebenamt oder als Neben» 
tätigfeit ausüben, oder ein Kommunalamt führen, das feiner Art oder feinem Um— 
fange nach nur als eine Nebentätigkeit anzufehen ift, findet dieſes Gefeg feine Ans 
wendung. (Siehe oben S. 329, 330.) 

$ 3._ Die Zahlung des Gehalts an Kommunalbeamte erfolgt in Ermangelung 
bejonderer Feftfegungen vierteljährlich im Boraus. (Siche oben ©. 484.) 

$ 4. Die Hinterbliebenen eines Kommumalbeamten erhalten für das auf ben. 
Sterbemonat folgende Bierteljahr noch die vole Befoldung des Berftorbenen (Bnaden- 
quartaf); war der Berftorbene penfioniert, fo gebührt ihnen die Penfion noch für 
den auf den Sterbemonat folgenden Monat (Gnadenmonat). Dabei finden die für 
die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Beftimmungen mit ber Maßgabe Amvendung, 
daß am Stelle der Genchmigung des Verwaltungschefs und ber Provinzialbehörde, 
auf deren Etat die Penfion übernommen war, die Genehmigung der Konimunalver⸗ 
waltungsbehörde tritt. (Siehe oben ©. 505, 506.) 

$ 5. In dem Genuffe der von dem verftorbenen Beamten bewohnten Dienft- 
wohnung ift die binterbliebene Familie in Ermangelung anderweiter Feſtſetzungen 
mad Ablauf des Sterbemonats noch drei fernere Monate zu belaffen. Hinterläßt ber 
Beamte feine Familie, fo if} demjenigen, auf welche fein Nachloß übergeht, unter der 
nleihen Borausfegung eine von Todestage an zu rechnende einmonatliche Frift zur 
Häumung der Dienfhwohnung zu gewähren. 

In jedem Falle müfen Arbeit und Gigungszimmer fowie fonftige, für ben 
amtlichen gebrauch beftimmte Räumlichkeiten fofort geräumt werden. (Siehe oben 
$ 6. Ueber die Art und Höhe der Reifekoftenentfhädigung, welche den Kom - 
munalbeamten, einſchließlich der im $ 2 Abf. 1 erwähnten, bei Dienftreifen zu. 
gebilligt werden follen, fönnen die Kommunalverbände Vorſchriften erlaffen. Kommen 
foldje in Fällen, in welchen ein Bedürfnis der Regelung bet, nicht zu Stande, 
ſo tann die Auffichtsbehörde die erforderlichen Vorſchrifien erlafien, welche folange 
in Geltung bleiben, bis anderweite Beftimmungen Seitens ber Kommunalverbände 
getroffen find. (Siehe oben ©. 479.) 

7. Der Bezirksausſchuß befchließt über flreitige vermögensrechtliche Anz 
ſprüche der Konmmmnalbeamten einfhließlich der in $ 2 Abf. 1 erwähnten Beamten 
aus ihrem Dienftverhäftuiffe, insbefondere über Anfprüde auf Befoldung, Reifetoften- 
entfhädigung, Penfion fowie über freitige Anſpruͤche der Hinterbliebenen der Bes 
amten auf Önadenbezüge oder Witren- und Waifengeld. Die Befchlugfaffung erfolgt, 
foweit fie fih auf die Frage erfiredt, welder Teil des Dienfteintommens bei Feit- 
fellung der Penfionsaniprüce als Gehalt anzufehen if, vorbehaltlich der den Be- 
teiligten innerhalb zwei Wochen bei bem Bezirtsausfchuffe gegen einander zuftehenden 
Klage im Berwaltungsftreitverfahren. Im Uebrigen findet, gegen ben in erfter ober 
auf Beſchwerde in zweiter Inſtanz ergangenen Beihluß binnen einer Ausſchlußfriſt 
von ſechs Monaten na Zuftellung desielben die Klage im ordentlichen Rechtswege 
fat. Die Peichlüffe find vorläufig volftredbar. 

Bei den in 88 18—20 erwähnten ländlichen Rommumalverbänden tritt an bie 
Stelle des Bezirksausſchuſſes ſowohl für das Beſchluß- als auch für das Verwaltungs» 
ftreitverfahren der Kreisausſchuß. (Siehe oben ©. 485, 500, 502.) 

Beamte der Stadtgemeinden. 

88. Die Anftelung der Rädtifchen Beamten erfolgt, unbeſchadet der Vorſchriften 

in $$ 9 und 10, auf Lebenszeit. 


Für die Beamten der ſtädtiſchen Betrichsverwaltungen findet Abf. 1 nur in 
foweit Anroendung, als die Stadtgemeinden dies befehliegen. Welche Berwaltungs- 
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zweige zu ben fläbtifchen Betriebsverwaltungen zu rechnen find, fann durch Ortsſtatut 
feftgefet werden. (Ziche oben ©. 331, 333, 334.) 

$ 9. Abweichungen von dem Grundfage der Auſtellung auf Lebenszeit ($ 8 
Abſ. 1) können durd) Crtöftatut oder im einzelnen Fälen mit Genehmigung ber 
Auffichtsbehörde feſtgefetzt werden. 

Soweit hiernach eine Anftelung auf Kündigung zuläffig if, darf die Kündigung 
nur auf Grund eines Beichluffes des kollegialiſchen Gemeindevorftandes (Magiftrate) 
ober, wo cin folder nicht befteht, eines aus den Bürgermeifter und den Beigeordneten 
(Schöffen, Ratmänner) gebildeten Kolegiums erfolgen. (Siehe oben &. 383, 337.) 

$ 10. Der Anftellung kanu eine Beſchäftigung auf Probe vorangehen. Die- 
fefbe darf im der Hegel die Dauer von zwei Jahren nicht überfteigen, Cine Yırs- 
dehnung der probeweifen Beſchäftigung iſt nur mit Genehmigung der Aufſichts- 
Behörde auläig 

Zur Ücbrigen dat bei Beamten, welche probeweiſe oder zu vorübergehenden 
Dienftleiftungen oder zum Zwecke der Vorbereitung befchäftigt werden, die Regelung 
der Annahmebedingungen vor dem Antritt der Befcjäftiguug zu erfolgen. (Siehe oben 
©. 330, 350.) 

Durch die vorftehenden Beftimmungen wird $ 13 des Geſetzes, betreffend die 
Beſetzung der Subaltern- und Unterbeamtenftellen ber Kommunalverbände mit Militär- 
amwärtern, v. 21. Juli 1892 (GE. ©. 214), nicht berührt. (Siche oben ©. 345 n. fi.) 

$ 11. Die Auffichtsbehörde kann in Fällen eines auffälligen Mißverhältniſſes 
zwiſchen der Befoldung und den amtlichen Aufgaben der Beamtenftelle verlangen, 
daß den ftäbtiichen Yeamten die zu einer zweamahigen Verwaltung angemefienen 
umd der Yeiftungsfähigfeit der Stadtgemeinde entipredenden Wefoldungsbeträge ber 
willigt werden, infoweit nicht die Beſoldung der betreffenden Stelle durch Ortsftatut 
feftgefegt if. Im Falle des Widerſpruchs der Stadtgemeinde erfolgt die Feftftelung 
der Befoldungsbeträne durch Setehtuß des Segietenusliufie, 

Betreffs der Polizeibeamten bewendet es bei der Beſtimmung im $ 4 Abi. 1 
Sat 1 de8 Gefetses über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (GE. S. 265), 
$ 4 Abf. 1 der Verordnung vom 20. September 1867 (Gs. ©. 1529), $ 5 Abi. 1 
des Lauenburgiſchen Gef. dv. 7. Januar 1870 (ffizielles Wochenblatt ©. 13). (Siehe 
oben ©. 475, 476, 478.) 

$ 12. Die fädtifchen Beamten erhalten bei eintretender Dienftunfähigkeit 
— fofern nicht mit Genchmigung des PezirBansichufies cin Anderes fefigefegt it — 
Wenfion mac) den für die Penfionierung der unmittelbaren Ctaatbeamten geltenden 
GSrumdfägen, wobei At. III des Gefepes vom Z1. März 1882, betrefiend die Ab- 
änderung des Penfions:Gefeßes von 27. März 1872 (HS. 1882 S. 133), infomweit 
nit Hi) das Gefeg vom 1. März 1891 (6S. S. 19) abgeändert ift, unbe: 
rührt bleibt. 

ALS penfionsfäbige Dienftzeit wird, unbeſchadet der über die Anrechnung der 
Mifitärdienfizeit bei Vilitäramwärtern umd forftverforgungsberchhtigten Perfonen des 
Fägerforps geltenden Beftunmungen und in Ermangelung anderweiter Feftfegungen 
mur die Zeit gerechnet, weiche der Beamte in dem Dienfte der betreffenden Gemeinde 
zugebradht hat. 

Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 31. Mär 1882, betreffend die Ab- 
änderung des Venfionsgefches vom 27. März 1872 (GE. 1882 ©. 133) in Betreii 
der Beainten, welche das fünfundfechszigfte Lebensjahr vollendet Haben, iönnen durch 
Ortsftatut ad) für Nommimalbramte in Straft gefet werben. (Siehe oben ©. 491 ur. ii.) 

813. Das Recht auf den Bezug der Benfion ($ 12) ruft, wenn und folange 
ein Penfionär im Staats- oder Kommumaldienft ein Dienfteintommen oder eine nee 
Wenfion besicht, imfoweit als der Betrag des neuen Einfommens unter Hinzurechnung 
der zuvor erdienten Penfion den Betrag des von dem Beamten vor der Penftonierung 
bezogenen Dienfteinfommens überfteigt. (Siche oben ©. 502.) 

$ 14. Betrefis der Anfellung, Beſoldung und Penfionierung der Mitglieder 
des Tollegialiichen Geneindevorfandes (Wtagiftrats), ſowie in Städten ohne Tollegialifchen 
Gemeindevorftand der Bürgermeifter und deren Stellvertreter (zweite Bürgermeifter, 
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Weigeorbnete) bewendet e8 bei den beftehenden Veſtimmungen mit der Aenderung. daß 
die ker —F vom vollendeten 12. Dienſtjahre ab bis zum 24. Dienftjahre alljährlich 
um eigt. 

N Ser Provinz Hannover findet unter eutfpredjender KufoeSung der Borfift 
des 5 64 Abſ. 2 der revidierten Städte-Crdnung vom 24. Juni 1858 (Hannov. 
S. 141), and) auf die im Abf. 1 gedadhten Beamten die Berehnung ber Benflon nach 
Maßgabe des 5 8 des Geſetzes vom 31. März 1882, betreffend die Abänderung des 
Benfonsgefepet, vom 27. März 1872 (6S. 1882 S. 133) Anwendung. (Siehe oben 
S. 141 n. 6, S. 150. n. 3, ©. 489 A.) 

$ 15. Die Witwen und Waiſen der penfionsberedhtigten Beamten der Stadt- 

gemeiuden, einfcfießfich der im $ 14 aufgeführten Beamten, erhalten — fojern nicht 
mit Genehmigung des Bezirlsausſchuſſes ein Anderes jeftgefegt iM — Witwen. und 
Waifengeld nad) den für die Witwen und Waifen der unmittelbaren Staatsbeamten 
geltenden Vorſchriften unter Zugrundelegung des von dem Beamten im Augenblid 
des Todes erdienten Penfionsbetrages; dabei tritt an die Stelle der für das Witwen- 
gelb Ei unmittelbaren Staatsbeamten vorgeichriebenen Höchſtſätze der Höchſtſatz von 


Auf das Witwen und Waifengeld kommen bie Bezüge, welche von öffentlichen 
Witwen- und Waifenaufalten oder von Privatgeſellſchaften gezahlt werben, in dem 
felben Verhältniſſe in Anrechnung, in weichem die Stadtgemeinde ſich an den vertrag · 
lichen Gegenleiſtungen beteiligt hat. Als Beteiligung der Stadtgemeinde wird e8 
auch, foweit die Zeit vor dem Inkrafttreten des Sergei in Betracht fommt, angejehen, 
wenn die Gegenleiftung Seitens des Beamten auf Grund ansbrüdlicher, bei der An« 
ellung q übernommener tung oder anderweiter Feſtſetzungen erfolgt if. (Siehe 
oben ©. 508 n. 3 u. ff.) 

$ 16. Stadtgemeinden im Sinne dieſes Geſetzes fin Diejenigen Stine, welche 
nad einer Städteorduung verwaltet werden, einſchließlich der im & 1 Abf. 2 der 
Städteorduung für die ſechs öſtlichen Provinzen dom 30. Mai 1853 (GS. &. 261) 
und der in 35 94 ff. des Gejeges, betreffend die Berfaffuug und Verwaltung ber 
Städte und Flede in der Provinz Schleswig.Yolftein von 14. April 1869 (©S. 
S. 589), erwähnten Ortſchaften und Zleden. (Siehe oben &. 7 n. 7.) 

$17. Die im den vorftehenden Beftimmungen vorgefehenen Ortsftatuten 
unterliegen and, in den Städten von Neuvorpommtern und Rügen der Genehmigung 
tes Pezivtsansichuffes. 


Beamte der Landgemeinden, der Laudbürgermeiftereien, Aemter, 
Zwedverbände und Amtsbezirke. 


$ 18. Die Auftelungs-, Befoldungs- und Penfionsverhäftnifie der Beamten 
der Landgemeinden, fowic die Anfpritche der Hinterbliebenen diefer Beamten auf 
Witwen und Waifengeld Können durch Drtsftatut geregelt werden. Hierbei gelangt 
für die Rheinprovinz und die Provinz Weftfalen $ 19 Nr. 2 zur Auwendung 

Kommt ein derartiges Statut in größeren Landgemeinden, für welde nad 
ihren bejonderen örtlichen Berhälmiffen ein Bedürfuis ortsſtatutariſcher Regeluug 
(Abf. 1) befteht, inebefondere ftäbtifchen Bororten, Induftrieorten, Wabeorten ufro. nicht 
zu Stande, jo kann auf Antrag der Auffichtsbehörde der Kreisausihuß befchließen, ob 
und inwieweit die Beflimmungen dev SS 8-10 und 12—15 diefes Geſetzes auf die 
Beamiten oder einzelne Klaffen der Vcamten derſelben eutſprechende Anwendung zu 
finden haben. Hei Anwendung der vorgedachten Beftinmmngen tritt an die Stelle 
des Bezirlsausſchuſſes der Kreisausſchuß. Der Beſchluß des Kreisausfcuffes bleibt 
fo —7 in Geltung, bis durch Orisfiatut (Abſ. 1) eine anderweite Regelung ge- 
troffen ift. 

Auf Antrag der Veteifigten oder der Auffichtsbehörde beſchlieht der Kreis- 
ausſchuß über die Feftfegung der Befoldungen und fonftigen Dienſibezüge der Lund- 
gemeinbebeautten. 

Die vortehenden Beſtimmungen geften auch für die Beamten der Amtsbezirte 
und der auf Grund der $$ 128 ff. der Yandgemeindeordnung für die fieben öſtlichen 
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Provinzen vom 3. Juli 1891 (GS. ©. 233), $$ 128 ff. der Sarhgemeinbeordmung für 

die Provinz Schleswig-Holftein vom 4. Juli 1892 (CS. ©. 155), SS 100 ff. der 

Landgemeindeordnung für die Provinz Heffen-Raffau vom 4. Auguft 1897 (GS. 

©. 301) gebildeten Brnedverbände. 

$ 19. Die Vorfepriften ber $$ 8—15 diefes Gefeges finden auf die Beamten 
der Bürgermeiftereien in der Rheinprovinz und ber Aemter in der Provinz Weftfalen, 
fowie im Umfange der $3 12—15 auch auf die Gemeindeeinuehmer in diefen Provinzen 

mit folgenden Maßnahmen finuentipredende Anwendung: , 

1. die Anftellung der Vürgermeifter und Antmänner, fowie die Feſtſetzung 

der Beſoidung und Dienftunfoftenentfgädigung für diefe Beamten und 

die Gemeindeeinnehmer (Amtseinnehmer) erfolgt nad) den bisherigen 
Vorſchriften; 

. im Falle der Penſionierung kommt bei der Berechnung der Dieuſtzeit 
auch die Zeit in Anrechnung, während welder der zu penfionierende 
Beamte bei anderen Vürgermeiflereien (Aıntsverbänden) oder Land- 
gemeinden innerhalb der betreffenden Provinz angefett gewelen ifl; 

3. an Stelle des Bezirlsausſchuſſes tritt überall der Kreisausſchuß. 
$ 20. Für die VBürgermeiftereien in ber Rheinprovinz und die Aemter in der 

Beovinz Weffalen kann die Anftelung befoldeter Beigeordneter durd) die Bürgermeifterei« 

oder Amtsverfammlungen beſchloſſen werden. Die Art der Erneunung umd bie Be- 

dingungen der Anftellung regeln ſich nach den die Sandbürgermeifter oder Amtmänner 
betreffenden Veftimmungen. 


Beamte der Kreis- und Provinzialverbände. 


$ 21. Auf die Rechtsverhältniſſe der Kreistommunalbeamten finden die Bor- 
ſchriften in SS 8—15 entfprecdende Anwendung; an Stelle der orteflatutariichen Re- 
gelang, eitt Die der Genehmigung des Bezirfsaueichnffes unterliegende Befchfußfaffung 
des Kreistages. 

822. Hinſichtlich der Provinzialbeamten und der Beamten der Vezirfsverbände 
der Regierungsbezivke Cafiel und Wiesbaden, fowie dev Beamten des Lauenburgifchen 
Laudes · Kommunal · Verbandes beendet es, unbefdadet der allgemeinen Beftimmungen 
biefes Gefeßes, bei den beftehenden Vorſchriften 


Gemeindeforfbeamte. 


8 23. Die Redjtsverhäftniffe der Gemeindeforftbeamten unterliegen der Regelung 
durch das vorliegende Gefeg mit folgenden Mafgaben: 
1. die 88 8—10 bfeiben außer Anwendung; 
2. die Verordnung, betreffend die Verwaltung der den Gemeinden und 
Öffentlichen Anftalten gehörigen Foren in deu Provinzen MWeftjalen, 
Eleve, Berg und Niederrhein vom 24. Dezember 1816 (83. 1817 
S. 57), $ 15 des Gefeges vom 14. Auguft 1876 (OS. ©. 373) uud 
das Gejeß, betreffend die Forftfhußbeamten der Gemeinden und öffent- 
lichen Anftalten im Regierungsbezivt Wiesbaden u. |. f. vom.12. Ofto- 
ber 1897 (©5. ©. 411) bleiben unberührt; 
3. die Forſtbeamten dev Landgemeinden in dev Rheiuprovinz umd im der 
Provinz Meffafen erhalten Peufion uud deren Witwen und Waifen 
Hinterbfiebenenverforgung nad) den Vorfhriften der SS 12—15; dabei 
tritt an Ctelle des Vezirfsausichuffes der Areisausihuß, und kommt im 
Falle der Penfionierung and) diejenige Zeit in Anrechnung, während 
deren der Beamte bei einer anderen Landgemeinde innerhalb der be- 
treffenden Provinz ala Gorbeamter angefellt jeweſen ift. (Siehe oben 
2.232 3087, ©. 33 n. cc, S. 352 n. 9 


Schluß- und Uebergangsbeſtimmungen. 


$ 24. Iſt die nad) Maßgabe dieſes Geſebes zu bemeſſende Penſion eines 
Beamten geringer gis die Venfion welche ihm hätte gewährt werden müffen, wenn 
er am 31. März 1900 nad} den bis dahin für ih geltenden Peftimnunigen penfioniert 





N 
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worden wäre, fo wird diefe lettere Penfion an Etelle der erfteren bewilligt, jedoch un- 
beſchadet der Feſtſtellung des Witwen- und Waifengeldes nad) Maßgate diejes Gefetzes, 
foweit nicht auch in diefer Beziehung bereits erworbene Rechte beftehen. (Siehe oben 
©&. 504 n. 8b.) 

$ 25. Die diefem Gefege entgegenebenben, Beſtimmungen treten außer Kraft. 
Inebefondere gift diejes au von den SS 4 1 2bf. 3 und 47 der Bein 
Stäbteordnum, "0 vom %4. Juni 1858 (Hannob. GS. S. 141). (Siehe oben S. 54 n. 

Unberührt bleiben: 

1._ 8.28 Abf. 2-5 der Kreisordnung für die Provinz Weſtſalen v. 31. Juli 
1886 (5. ©. 217 und $ 27 Abf. 2-6 der Kreisordnung für die Rheinprovinz 
vom 30. Mai 1887 (©. ©. 209), jedod mit der Maßgabe, daß die Zahlungspflicht 
pi aflenverbände ſich auch auf die den Beamten nad) $ 18 zuftehenden Penfionen 
erfredt. 

Im Uebrigen kann in den beiden genannten Provinzen durch Beſchluß des 
Provinziallandtages mit Genehmigung des Minifters des Innern der Kaffenverband 
verpflichtet werben, 

a) auch diejenigen Penfionen von Beamten der Aıntsverbände (Bürger- 
meiftereien) und Landgemeinden zu zahlen, welche diefem im Wege der 
Sin elvereinbarung ter Beachtung der in den 85 12 Abf. 1, 19 Mr. 2, 

t. 3 oder 25 Abf. 2 Nr. 1 fengefellten Grundfäge gewährt 
erden, 

b) bei Bahfung der Penfionen aud diejenigen Beträge zu übernehmen, 
melde fi) aus einer Anrechmung der von den Bcamien im Reiche, 
insbefondere im Militärdienfte, int Staatsdienfte oder im Dienfte eines 
deutfchen Kommunafverbandes oder einer anderen öffentlichen Norperation 
verbrachten Zeit ergeben. 

2. 88 81—87 ber Landgemeindeordnung für die Provinz Heflen-Nafjau von 
4. Anguf 1897 (GS. ©. 302), $ 84 indeſſen mit der Aenderung, daß die Penfion 
vom vollendeten 12. Dienftjahre ab bis zum 24. Dienftiahre alljährlich mm '.., fteigt. 

$ 26. Das gegenwärtige Geſetz tritt am 1. April 1900 in Kraft. 

$ 27. Der Minifter des Innern ift mit der Ausführung diefes Geſetzes be · 


auftragt, 
(Ansführ.-Anweif. vom 12. Oftober 1999 [BME. S. 194), 





IV. Aunderlaß 


an die 


fämtlihen Ober- nud Regieruugspräfidenten und an den Dirigenten der Miniſterial-, 
Militär- und Bankommiſſion in Berlin 


vom 12. Auguft 1897 


betreffend 
bie Bereinfachung des Gefhäitsganges und die Verminderung des 
Shreibwerte, 
(MR i. B. ©. 144) 








Das Königliche Staatsminifterium bat die anliegenden Grundzüge zu Anord- 
mungen über den Geſchäftsvertehr der Preußiſchen Staats und Nommmmalbebörden 
feſtgeſtellt und beftinumt, daß bie Herren Staatsminifter, ein jeder für die ihm nach - 
geordneten Behörden, die Minifter der Finanzen und des Innern für die Behörden 
der Allgemeinen Verwaltung, der Minifter des Innern für dieNomm unalbebörden, 
die zur Bereinfahung des Geichäftsganges und zur Verminderung des Schreibwertes 
erforderlichen Anordnungen erlaffen md dabei diefe Srundzüge, foweit cs mad) den 
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Verhältniſſen des Dienſtzweiges tunlich erſcheint, zur Richtſchnur nehmen ſollen. Die 
Anordnungen ſollen Geltung haben für den Verkehr dev Behörden mit einander auch 
mit Behörden anderer Dienftzweige, und für den Verkehr mit dem Publifum. 

Auf Grund des Staatsminiſterialbeſchluſſes ordnen wir, die Minifter der Finanzen 
und des Innern, hiermit für dem Geichäftsfreis der Behörden der Allgemeinen Ber- 
waltung an, daß deren gefanter Geichäftsverfchr, vorbehaltlich für einzelne Dienft- 
Zweige von den zuftändigen Miniſtern zu treffenber befonderer Beftimmungen, nadı 
den fefigeftellten rundzügen zu regeln ift. Dabei ift Folgendes zu beobachten: 


Zu Nr. 1. 

a) Die Grundzüge bezweden, den Geſchäftsgang zu vereinfachen und das 
Schreibwert zu vermindern. Die Verfolgung diefes Zieles darf nicht dazu führen, 
daß die Ausdrudsweife in dem Bertehr der Vchörbden untereinander, namentlich in 
den Berichten der madhgeordneten an die vorgefeßten Behörden ungehörig oder gegen- 
über dem PBublitum unhöflich wird. 

b) Die Kuriafien „gehorfamft uftw.“ und die Anreden „Hode und. Hodmobl- 
geboren“ find im Verkehr umter den Behörden wegzulaffen; inwieweit fie im Verkehr 
mit dem Publikum wegzulaffen find, muß dem Tatgefühl überlafien bleiben. 

©) Für den Verkehr mit den tirdjlichen Behörden und den Geiftlichen find 
die von dem Dinifter der geiftlichen Angelegenheiten zu beftunmenden Formen all- 
gemein maßgebend. 

A) Die richtige Wiedergabe entbehrlicher Fremdiwörter wird durch Wörterbücher, 
wie das vom Allgemeinen Deutſchen Spradjverein heransgegebene „Die Amtsſprache“ 
(Berlin 1897) exleigjtert. 

Zu Nr. 4. 


Berichte auf Erlaſſe, die von mehreren Miniſtern ausgehen, ſind unter der 
äußeren Adreſſe des Minifters abzufenden, defien Amtsbezeichnung ſich auf der erften 
Scite des Erlaffes oben links befindet. 


Zu Ar. 15. 


Bureauordnungen find im neuerer Zeit innerhalb verſchiedener Dienſtzweige 
erlaffen, namentlich innerhalb der Eifenbahnverwaltung. ZJntvieweit diefe als Anhalt 
dienen fönnen für die dortigen Berhäftniffe, bleibt näherer Prüfung überlaffen. 


Berlin, den 12. Auguſt 1897. 





Grundzüge 
zu 
Anordnungen über den Gefhäftsvertehr der Preußiſchen Staats- und 
Kommmnalbehörden. 





1. Amtsſtil. 

Die Schreibweiſe dev Behörden foll knapp und Mar fein, ihrer Stellung 
zu einander und zum Publifum auch in der Form entfprechen und ſich der allgemein 
hblichen Sprahe des Verfehrs anfchliegen. Entbehrlihe Fremdwörter, veraltete 
Nauzleiausdrüde und überfliiifige Aurialien find zu vermeiden. 

Der, in engen Grenzen zu haltende, Gebraud) von Höflichteitäwendungen muß 
weientlich dem Taktgefühl überlajien bleiben. Cie können auf Ausdrüde „gehorfamft, 
exgebenfl“ oder „geneigteft, gefäligft“ beichränft oder, fofern nur die erforderliche Höflich- 
feit der Ansbrudsweile im Uebrigen gewahrt wird, ganz mmeggelafen werben. lnter 
diefer Vorausiegung kann, namentlich in dem Verkehr der Behörden untereinander, 
von den Anreden „Hochgeboren“ md „Hochwohlgeboren“ abgefehen werden; die Arte 
tode „Wohlgeboren” ift allgemein zu befeitigen. Hänfungen umd Steigerungen, wie 
3. 2. bechre mich ergebenft, Sehr gehorfamft, ganz —8W find zu vermeiden, des⸗ 
gleichen eine häufigere Anwendung der Anreden „Hochwohlgeboren, Hochgeboren, Er- 
zellen uim.“, die im Uebrigen durch die einfachen ‚Fünwörter zu ergänzen find. 
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Für Berichte an den Landesheren, Schreiben an fürftliche Perſonen und für 
ähnliche befondere Fälle behält es bei den bißherigen Formen fein Bervenben. 

Als Vorbild für die Sprahreinheit kann das Bürgerlihe Gefegbuch dienen; 
die Schrift Rothes „Ueber den Kanzleiftil“ gibt geeignete Fingerzeige für eine richtige 
Ausdrudsweife. 





2. Form der Shriftfüde im Allgemeinen. 


Alle Berichte, Schreiben und Verfügungen tragen auf ber erften Seite des 
Schriftſtüds oben rechts die Orts · und Zeitangabe, oben linis die Amtsbezeichnung 
der fchreibenden Wehörbe, darımter bie Gel—häftsnummer, bei längeren Schriftftüden 
eine Turze Inhaltsangabe, fowie, wenn Anlagen beizufügen find, deren Zahl und 
nötigenfalls deren kurze Bezeichnung, unten links die Adreffe. 

In den Schriftitüden ımterbleibt die bisher übliche Eingangsformel, die Wieder- 
holung des in der Inhaltsangabe bereits Gefagten, der Ergebenheitsſtrich und vor ber 
Unterfchrift die Wiederholung der auf der erften Seite bereitS amgegebenen Amts» 
bezeihinung der ſchre benden Behörde. 

Schriftftüde von mehr als vier Seiten find mit Blatt- oder Seitenzahlen zu 
verfehen. 

3. Beifügung von Anlagen. 

Soweit es für die geſchäftliche Behandlung förderlich, erſcheint, find die An- 
tagen zu Heften zu vereinigen, auf deren Umſchlag der Inhalt furz zu bezeichnen ift. 
Die loſen Anlagen und die Anlagehefte find nad) Yedirfnis mit der Geſchäftsnummer 
des Shriftftücs, zu beim fie gehören, mit einem Zeichen (3. 2. I, IL, II oder A, 
B, C) und mit Watt oder Seitenzabfen zu verjehen. 

Bei der Bezugnahme auf Anlagen genügt meift die Angabe des Zeichens und 
des Blattes (dev Seite), 3. 2. „Nach Anlage BB. 9 ift.... .“ 

4. Form der Berichte. 

Berichte find in dev Hegel auf den erften drei Seiten in halber Breite, von 
da ab in Preiviertelbreite des Bogens zu ſchreiben. 

Auf der liuken Hälfte der eriten Seite ift außer den allgemein vorgefehriebenen 
Angaben (Mr. 2) noch) die veraulafiende Verfügung oder, daß ohme foldhe berichtet 
werde, zu vermerken, aud) dev Nanıc des Berihterftätters anzugeben, foweit deffen 
Benennung vorgeſchrieben ift. 

Der im dem Vaichte enun geſtellte Autrag iſt äußerlich hervorzuheben; unter 
Unmftänden tann es fic) empfehlen, ihn am den Eingang des Berichts zu ftellen. 

Handelt es fi nm kurze Anzeigen, fo kann die Form einer Meldung auf 
einem Niertelbogen gewählt werden, auf welde bie Vorfdhriften der beiden erften 
Abfäte feine Aumendumg finden. Für Verichte an den Landesheren md ähnliche ber 
fondere Fälle bebält es bei der bisherigen Form fein Verwenden. 


5. Form der Erwiberungen. 

Erwiderungen auf Schreiben gleichgeftellter und anf Berichte nachgeordneter 
Lehörden find anher mit dei allgemein vorgefchriebenen Angaben (Nr. 2) nod) mit 
einem Hinweis auf das veranlaffende Schriftftüd zu verfchen, 3. ®. „Auf das 
Schreiben (dem Bericht) vom... Me..." 

. 6. Einveihung von Berzeihniffen. 

Bei Einreichuug von Verzeichniffen, Ueberſichten, Nachweiſungen u. dergl. 
unterbfeiben alle Begfeitsberichte, fofern fie nicht einen felbftändigen Inhalt haben. 
Auf der erften Eeite ift der Inhalt des Schriftftüds und die veranlafjende Verfügung, 
nach Wedürfnis and) die Anıtshezeichnung der abfendenden und der emıpfangenden Br- 
hövde anzugeben 





T. Adreiie für Einzelbeamte. 

Dei Schriftſiücken am Einzelbeamte, die eine Vchörde vertreten, ift in der 
Innen - amd Außenadrefie der Name des Beamten mr dann anzugeben, wenn es fid) 
um periönfiche Angelegenheiten des Empfängers handelt oder wenn befonbere Ber- 
hältniſſe dies erfordern. 
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Wird der Name nicht angegeben, fo find srmaige perſonliche Titel des Emp- 
fängers, 3. B. „Wirllicher Geheimer Rat“, und dem Namen Beipfi ende Präbitate, 
3 8. „Erzellenz“, gleichfalls wegzulaffen, alfo „An ben Herm Minifter des Innern 
in Berlin“, „An den Herrn Cberpräfidenten in Breslau“ uſw. 

Soll erkennbar gemadt werden, daß das Schriftftüd nur von dem Empfänger 
geöffnet werben darf, fo ift die perfönliche Adreffe mit dem Bermerf „Eigenhändig“ 


anzuwenden. 
8. Mündlicher Verkehr. 
Der hriftfihe Vertehr zwiſchen Abteilungen derſelben Behörde und je nach 
Yage der Berhältniffe aud) zwiſchen verfdjiedenen Behörden, namentlich den an dem 
ſelden Orte befindlichen, ift zu vermeiden, foweit feine Erfegung durd mündliche Be— 
ſprechung tunlich erfcheint. Nötigenfalls ift ein kurzer Vermerk über die Unterredung 
zu ben Akten zu bringen. 


9. Telephon- und Telegraphenvertehr. 
Bon Telephon» und Telegrapbenverbindungen ift, ſofern dies als zweck- 
entfpredhend gelten kann, ausgiebiger Gebrauch zu machen. 
Unter der Kürze des Telegrammftils darf die Denttichfeit nicht Teiden. 


10. Uri priftliher Verkehr. 

Soweit angängig, namentlich wenn der Inhalt abzufendender Schriftftüce für 
die Akten entbehrlich ift oder die Zurücbehaltuung von Vermerken genügt, iſt für 
Schreiben und Erlaffe, für kurze Berichte und Beiſchriften die urfcriftliche Form zu 
wählen, wobei die Niederfgjrift je mad) Lage des Falles entweder auf das veran- 
taffende Schriftfüct felbft oder auf einen darum zu legenden Bogen gefebt wird. 

Bei Anwendung der urichriftlichen Form falten die fonft vorgeichricbenen An- 
naben (Nr. 2, 4 und 5), foweit fie entbehrlich find, weg. 

Bei der Genehmigung von Anträgen wird es oft genügen, den Antrag mir 
dem Vermert „Benehwigt“ dem Berichterflatter nötigenfalls unter Hedingung der 
Nüdgabe und zur Entnahme von Anlagen zurüdzufenden. 


1. Poſttarten. 


Die Benubung von Poſttarten ift zuläffig, foweit eine umverichlofiene Mitteilung 
in diefer Form unbedentlicd, erſcheint. 


12. Abſchriften und Aktenvermerke. 

Die Anfertigung von Abſchriften folder Schriftftüde, die an andere Behörden 
oder zu anderen Akten abgegeben werden, ift in allen gecigneten Fällen durch einen 
turzen Bermert in den Akten oder in den Gefchäftßbüchern zu erfegen. Zur Vermeidung 
von Abjchriften können Verfügungen durch Bermittelung der nadgeordneten Behörden, 
für welche dann die Entnahme eines Verinerts zu ihren Alten oder Geſchäfisbüchern 
genügt, den Empfängern übermittelt werden. 


13. Formulare. 

Für häufig wiederkehrende Fälle find in mögfichfter Ausdehnung, und zwar zu 
Entwürfen, Urfcriften und Reiuſchriften, Formulaxe zu verwenden. Formulare, 
deren Ansfüllung einfach ift, find, namentlich im urſchriftlichen Verkehr, tunlichſt von 
dem Bearbeiter (Referenten, Dezernenten) unmittelbar auszufüllen. Im geeigneten 
Fällen (3. 8. bei Kaffenverfügumgen) verfügt der Bearbeiter die Benugung eines 
Formulars, welches dann, ohne Anfertigung eines Entwurfs, fogleih in Keinichrift 
ansgefüllt zur Vollziehung vorgelegt wird (vergl. Nr 12). 

14. Mechaniſche Hülfsmittel. 

Bon mechaniſchen Hülfsmitteln (Schreibmafchinen, Stempeln, Kopierprefien, 
Hektographen 1. dgl.) it ausgiebiger Gebraud) zu maden. Namensfempel ftatt 
Unterſchrift dürfen mır mit Genehmigung dev Zentralftelle verwendet werden. 

Bei Runderlaffen, deren Veröffentfihung in amtlichen Blättern nicht erfolgt 
oder nicht answeicht, empfichlt es ſich die für den Gebrauch der nachgeordneten Ber 
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Hörden erforderliche Anzahl von Abdrüden an der oberften Stelle fertigen und dei 
Erlaffen beifügen zu lafien. 
15. Bureaneinrigtungen. 

Durch wiederholte Prüfungen und nötigenfalls durch den Erlaß von Bureau⸗ 
orbnumgen, in denen über die Gefhäftsverteilung, Anlegung der Akten, Gefchäftsbücher, 
Verzeichnifſe, Formulare uſw. Beſtimmung getroffen wird, ift auf möglichfte Bor- 
einfachung des Geſchäftsgangs in den Bureaus hinzumirken. 

16. Bureauverkehr. 
ür einfache Rüdfragen kann ein unmittelbarer Berfehr zwiſchen den Bureaus 
von Behörden desfelben Dienfzweiges innerhalb beftinmter Grenzen und unter forg- 
fältiger Beanffihtigung nachgelaffen werden. 
17. Koften. 


Bei dein gefamten Gefchäftsvertehr ift auf die möglichfte Vermeidung von 
Koften gebührend Bedacht zu nehmen. 


V. Gefhäftsanweifung 
für die Gefundheitsfommillion 
vom 13. März 1901. 





Auf Grund des $ 17 des Geſetzes, betreffend die Dienftftellung des Kreisarztes und 
die Bildung von Gefundheitstommilfionen vom 16. September 1899 (GS. S. 172) 
wird für die Gefundheitsfommiffionen die nachſtehende Gefhäftsanwerlung erlafjen. 


1 Abſchnitt. 
Vildung und Zufammenfegung dev Gefundheitsfommisfion. 


81. 
Im Allgemeinen. 
In jeder Gemeinde mit mehr als 5000 Einwohnern ift eine flänbige Ge- 
fundpeitsfommiffion zu bilden. In Gemeinden mit 5000 oder weniger Einwohnern 
tann eine Geſundheitskommiſſion gebildet werden. 


2 
In Städten mit mehr als 500 Einwohnern. 
a. Zufammenjegung. 

Die Bufanmenfegnng und Pildung der Rommiffton erfolgt im den Städten 
mit mehr als 5000 Einwohnern in Gemäßheit der in den Städteordnungen für die 
Bildung von Kommiffionen (Deputationen) vorgefchenen Beftimmungen. Jüusbeſondere 
bleibt die Feftfegimg der Mitgliederzahl der Veihlußfaffung der ftädtiihen Ler- 
tretungen überlajien. 

Der Kommiffion ſollen, foweit möglich, ein Arzt und ein Yanverftändiger als 
Mitglieder angehören. Die näheren Beftimmungen über die Zuſammenſebung der 
Kommiffion mad) dieſer Richtung find vor der Wahl durch Beſchluß der ſtädtiſchen 
Vertretungen feſtzuſetzen. 3 

83. 


b, Unterfommiffionen. 
In größeren Städten können die ftädtifchen Vertretungen Unterkommiſſionen 
für einzelne Bezirke bilden, denjelben muß jedenfalß ein Arzt als Mitglied angehören. 
In den Beſchlüſſen über die Bildung von Unterfommiffionen find die den 
letzteren zuguweifenden Bezirte amd Geichäfte, Towie das Verhältnis zu der Gefamt- 
Fommiffion näher zu beſtimmen, in&befondere ift anzugeben, in welchen Faͤllen zu den 
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Borfchlägen oder Gutachten ber Unterkommiſſion die Zufimmung der Gefamt- 
fommiffion erforderlid if. Die von der Polizeibehörde, dem Gemeinde-Borftande, 
ober ben Auffichtsbehörden erforderten Gutachten find in der Regel von der Gefamt- 
tommiſſion zu erftatten. = 


c. Amtsdauer, Ablchnungsgründe. 

Die Dauer der Wahlperiode der Kommiffionsmitglieder ift durch Beſchluß der 
ſtadtiſchen Vertretungen feftzufegen; die Wahlperiode fol mindeftens fechs Jahre ber 
tragen. Die Sewählten verwalten ihr Amt als Ehrenamt. Die gefetlihen Ber 
ftimmungen über die Verpflichtung zur Annahme und über die Befugnis zur Ab- 
fehnung von Gemeindeämtern finden mit der Maßgabe Anwendung, daß die Aus- 
übung der ärztlichen Praris nicht als Ablchnungsgrund gilt. 

56. 
Fortbeſtaud beftchender Sanitätsfommiffionen. 

Sofern der Minifer der Medizinalangelegenheiten in größeren Städten es bei 
der bisherigen Einrichtung der Sanitäts-Rommilfton belaffen hat (vergl. $ 10 Abf. 3 
des Gel. vom 16. September 1899), behält c8 bei den dort beftehenden Beftimmungen 
über die Zufammenfekung der Kommiffion uſw. fein Bewenden. 

6 
In Landgemeinden mit mehr als 5000 Einwohnern. 

‚Im ländlichen Gemeinden mit mehr als 5000 Seelen befindet ber Landrat 
über die Zufammenfegung und die Mitgliederzahl der Kommiſſion und beftimmt dem 
Borfigenden derfelben. Der Kommiffton folen, foweit möglich ein Arzt umd ein 
Bauverftändiger als Mitglieder angehören, 

Die Wahl erfolgt durch die Gemeindevertretung auf 6 Jahre. Die Mitglieder 
verwalten ihr Amt als Ehrenanıt. Wegen der Verpflichtung zur Annahme und der 
Befugnis zur Ablehnung der Wahl gelten die unter $ 4 angegebenen Beftimmungen. 

87. 
In Städten mit 5000 oder weniger Einwohnern. 

Ju Stebtgemeinden mit 5000 oder weniger Einwohnern kann eine Gefundheits- 
Fommilfion gebildet werden. Die Bildung muß erfolgen, wenn der KHegierungs- 
präfident diefelbe anordnet. Im Falle der Errichtung einer Geſundheitslommiſſſon 
finden die Vefimmungen in den 8 2 und 4 diefer Ammeilung Anwendung. 

88. 
In Landgemeinden mit 5000 oder weniger Einwohnern. 

In Yandgemeinden mit 5000 oder weniger Einwohnern kann eine Gefundheits- 
tommifjion gebildet werden. Die Bildung kann von dem Fandrate im Einverftändnis 
mit dem Kreisausſchuß angeordnet werden. Auf diefe Kommiſſion finden die Be— 
ftimmungen des $ 6 diefer Gefchäftsanmweifung Amvendung. 


1. Aofanite. 
Aufgaben der Gefundheitstommiffion. 
89 
Im Allgemeinen. 

Die Gefundheitstommiffion ift als ein aus den Wahlen der Selbfverwaltungs- 
törper hervorgegangenes Organ nicht anf kommunale Angelegenheiten beichräntt, 
fondern fie hat mad) der Abſicht des Geſetzes auch ftaatliche Aufgaben zu erfüllen und 
dient als tolegiales Hilfsorgan für die Zweae der ftantlichen Gefundheitsverwaltung. 

Sie hat die Aufgabe, von den gefundheitlichen Berhältnifien des Ortes durh 
gemeinfame Befichtigungen ſich Kenntnis zu verihaffen, in Gemeinſchaft mit deut 
Nreigargte, welcher an ihren Sigungen teilzunehmen berechtigt ift, die gefundheitlicen 
Maßnahınen der Polizeibehörde zu unterftüen, deu beteiligten Selbftverwaltungs- 
und Polizeibehörden als beratendes und begutachtendes Organ zu dienen, über alle 
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von biefen Behörden ihr vorgelegten Fragen des Geſundheitsweſens ſich gutachtlich zu 
äußern, durch Belehrung und —A der Bevölferung die Durchführung gefumbheit- 
ficher Maßnahmen zu erleichtern, Mipftände, welde den Ausbruch und die Weiters 
verbreitung gemeingefährlicher Krankheiten zu befördern geeignet find, nachzuforichen 
und insbefondere aus eigener Fnitiative Vorfchläge über die Befeitigung Belundheitse 
widriger Zuftände, Berbefferung beftehender Einrichtungen und Einführung geitgemäßer 

Neuerungen zu machen. Die fachgemäße Ausübung diejes, ber Gefundheitöfommiffion 

zuftehenden felbftäubigen Vorfchlagsredjtes wird für die Entwwidelung einer frucht 

bringenden Tätigkeit der Kommiffion von befonderer Bedeutung fein. 
$ 10. 
Gemeinfane Befigtigungen. 

Um fid) über die eunpeiticen Verhältnifie des Gemeindebezirts eingehend 
nn unterrichten, hat die Gefundheitstommifften gemeinfame Befihtigungen aller der- 
jenigen Anlagen, Einrichtungen uf. vorzunehmen, welche das öffentliche Gefundheits- 
weien betreffen, fofern nicht derartigen Wefihtigungen befondere Beftimmungen ent« 
gegenftehen. 

Insbefondere können hier in Betracht Lommen: 

Menſchliche Wohnflätten und um danernden Aufenthalt von Menſchen beftimmte 

Räume, Maffenquartiere, Herbergen, Afyle ufw., fofern begründete Veranlaſſung 

zu der Annahme vorliegt, daß fie nach ihrer Beichaffenheit oder Bennkungsart 

den fanitären Borfgriften nicht entfpredhen. 

2. Die Art der Anfommlung und Befeitigung unreiner Abgänge auf ben einzelnen 
Srundftüden, fowohl für die gefamte Oriſchaft (menſchliche und tierifche Ertre- 
mente, Haushaltungsabfälle und Abwäſſer) Beichaffenheit der Leitungen (Rinn- 
feine, gefchfoffene Kanäle), Verbleib der Schmugwäfler, Zuſtand der Straßen, 
Bflafterung, Reinigung derjelben. 

3. Wafferverforgung des Ortes: 

entrafe Leitung, Waſſerentnahmeſtellen, Neinigungsverfahren, Zuftand der 

'eitungen, Brunnen, Straßen, Hojbrunnen, Kefiel-, Röhrbrunnen, Lage der vor- 
Handenen Diüngerftätten und Sauchegruben insbefondere im Verhältnis zu den 
Waſſerentnahmeſtellen und etwaige dadurch bedingte, gejundheitliche Bedenken, 

4. Oeffentliche Wafferläufe, Verunreinigung, Mipfände. 

5. Verkehr mit Nahrungs- und Genußmitteln (Fleiſch, Milch u. a.), öffentliche 
Schlachthãuſer. 

6. Gewerbliche Anlagen, etwaige geſundheitsſchädliche Einwirkungen derſelben, Ber 
läfigung durd) Rauch, lärmenden Betrieb u. a. - 

7. Schulen, allgemeine fanitäre Verhältniſſe derfelben, baulicher Zuftand, Reinlichteit. 

8. Zuftand der Armen und Krankenpflege, Armen-, Siehenanftalten, ärztliche Hilfe 
für Bedürftige, Sanitätswaden u. a. 

9. Deffentlihe Bade- und Schwimmanſtalten, Voltsbäder, Schulbäder, ihre gefund- 
Heitlichen Verhältniſſe. 

10. Begräbnisftätten, etwaige geſuudheitsſchädliche Einwirkungen derſelben, Leichen- 
hallen. 

sit. 


Baht der Beſichtigungen. 
ie gemeinfame Befihtigung findet in der Regel mindeſteus allzährlich ein- 
mal flatt. j 

Steht das Auftreten gemeingefährliher Krankheiten 3. B. nad Ueber- 
ſchwemmungen zu befürchten, fo find ditere Defichtigungen, insbefondere derjenigen 
Ortsteile vorzunehmen, welche auch fonft zu gejundheitlihen Bedenken Veranlaſſung 
gegeben haben. Herrfcit in einem Orte eine auftedende Krantheit, fo haben die Mit- 
fieder von Haus zu Haus Beſuche zu machen, zur fehleunigen Feftellung der Krant- 
Beitsfätte beizutvagen und der Bevölferung mit Rat und Tat zur Seite zu ftehen. 


1 
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Bo für einzelne Bezirke in größeren Städten Unterfommiffionen eingerichtet 
find (vergl. $ 3), werden die regelmäßigen Befihtigungen durch diefe vorzunehmen fein. 
Haben ſich in einem Bezirke fo erheblije Mikflände ergeben, daß eine gemeinfame 
Veſichtigung durch die Hauptlommiffion erforderlich if, fo hat der Vorfigende dieſe 
anzuordnen. 





II. Abfgnitt. 
Verhältnis der Geiundheitsfommiffion zum Kreisarzte. 
$ 12. 

Der Kreisarzt kaun an allen Situngen der Gefundheitsfommiffion teilnehmen 
und darf jederzeit die Zuſammenberufung derfelben verlangen. In allen Berhand- 
ungen der Gefundheitstommiffion bat der Kreisarzt beratende Stimme und muß 
jederzeit gehört werden. 

Don alen Siyungen iſt ihm_redtzeitig. und zwar mit Ausnahme befonders 
Bringficer Eitfäle mindeftens acht Tage vorher, Kenntnis zu geben. 

ie Sigungsprotofolle find dem NKreisargte alebald nad) der Feffteung in 
Abſchrift mitzuteilen. 

Die Gefundheite-Kommiffionen haben am ben regelmäßigen Ortsbeſichtigungen 

des Kreisarztes auf Einladung desjelben nad Möglichteit teilzunehmen. 





IV. Abfgnitt. 
Gefhäftsordnung der Gefundheitsfommijfiou. 
818. 

Erlaß von Gefhäftsordnungen. 

Die Beſchlußfaſſung über die Gejhäftsorbnung der Gefundheitstommiffion 
bleibt in den Stabtgemeinden den ftädtiihen Vertretungen, in den Randgemeiuden dem 
Sandrate überlaffen. 

‚Hierbei werden folgende Beſtimmungen zu beachten fein: 

sı, 
Einladung zu den Sigungen. 

Der Borfigende beruft die Mitglieder der Gefundfeits-Kommifflen zu den 
Sitzungen und Veſichtigungen und leitet die Verhandlungen. Die Kommiffion tritt 
mindeſieus alle drei Monate zu einer Sigung zufammen Durch Beſchluß 
der Gefundheits-Stonmiffion können regelmäßige Sihungstage feftgefet werden. Im 
Ermangelung eines folhen Beſchluſſes ind die Mitglieder, ſowie der Kreisarzt (4 12) 
zu den Situngen durch jchriftliche Einladung, welche abgejehen von befonders dring- 
ficpen Citfällen adıt Tage vor der Sihung gednfellen iR, unter Mitteitung der Taged- 
ordnung zu laden. Die Zuftelung einer Tagesordnung hat auch bei regelmäßig feft- 
geteilten Sigungstagen zu erfolgen. 

Die Kubereumun einer Cigung muß erfolgen, wenn dies von dem Kreisarzt 
oder einem Drittel der Mitglieder der Gefundheits-Kommiffion verlangt wird. 

815. 
Zuziehung von Vertretern der Boligeibehörde. 

Iſt der Juhaber der Polizeigewalt oder fein Vertreter nicht zugleich Vorfigender 
oder Mitglied der Gefundheitstommiffion, fo ift dem Erſuchen der Boligeibehörde, bei 
den Verhandlungen über die von ihr erforderten gutachtlihen Aeußerungen beteiligt 
zu werden, durqh rechtzeitige Benachrichtigung des Polizei-Bertreterd von allen Be— 
fichtigungen und Sigungen zu entipredhen. 





816. 
Beſchlußfähigkeit. 
J Die Gejundheitstommiffion iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden 
mindeſtens die Hälfte der Mitglieder ammwelend ift. Die Gejundheitstommiffion faßt 
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ihre Beihlüffe nad Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit entfdeidet die Stimme 
des Borfigenden. 
17. 


$ 17. 
Zuziehung von Sahverftändigen. 

Die Geſundheitskommiſſion, ſowie der Vorſitzende find berechtigt, in geeigneten 

Fällen Sadverftändige mit beratender Stimme zu den Verhandlungen zuzuziehen. 
6 18 
Protokolle. 

Ueber alle Sitzungen und Beſichtigungen der Geſundheitstommiſſion find Proto⸗ 
tolle aufzunehmen, in welchen das Weſentliche des Hergangs En verzeichnen if. Dier 
felben find von dem Borfigenden und mindeftens noch einem Mitgliede der Kommiffion 
zu unterzeichnen. 

Die Brotofolle verbleiben in den Akten der Gefumdheitstommiifion. 


$ 19. 
Verkehr mit den Behörden. 


Die Gefundheits-Rommiffion ſteht mit der Polizeibehörde bezw. dem Landrate, 
fowie mit dem Kreißarzte in unmittelbarem Geicäfts- Verkehr. 


$ 20. 
Die vorftchende Gefäftsanweifung tritt gleichzeitig mit dem Gefetge, betreffend 
Sie Dienpfeitung des NKreisarztes pp. vom 16. Eeptember 1899 (88. ©. 172) 
in Kraft. 


VI Anmeifung jur Ausführung des Gefebes, Beir. die Befugnis 
der Polizeibehörden zum Erlaſſe von Polizei-Berordnungen über 
die Berpflißtung zur Silfeleiftung Bei Bränden 
vom 21. Dezember 1904 (65. $. 291) 
vom 7. März 1905 (BMB. ©. 45). 

Artikel 1. 

Das Gefets bezweckt, zur Begründung, der Fenerföfcdienftpflicht die bisherigen 
bewährten Zuftände, deren dtechtsbeſtändigleit durch die jüngfte Rechtſprechuug des 
Königlichen Kammergerichte ke ingbefondere Entic. v. 25. Juni 1891 — Johows 
Iahrbuch Bd. 22, C. ©. 87) infofern in Frage gefelt ifl, als zu dem gedechien 
Zwede der Erlaß von Polizei-Berordnungen für unzuläfig erklärt wurde, fiher zu 
frellen. Während die perfönfiche Verpflichtung des einzelnen zur Qilfeleiftung bei 
Bränden früher durch Polizeiverordnung oder durch Orisſtatut begründet zu werden 
pflegte und dem Wege der Polizeiverordnung zu diefen Ziele aus praltiihen Er- 
wäguugen der Vorzug gegeben worden war, foll im Sinne des Geſetzes die Einrichtung 
einer dem Bedürfnifje genügenden Feuerlöfcghiffe nunmehr geundfäglih auf dem Wege 
des Ortsſtatuts erfolgen. 

Da das Feuerlöfhweien ſich in den einzelnen Provinzen ſelbſtändig und ver- 
ſchieden entwidelt hat, jo erfolgt auch die Ausführung dieſes Gefetzes am zwedmäßigften 
provinziell, mıd zwar nad) Mafgabe von befonderen Anorduungen, mit, deren Criaß 
die Königlichen Fperpräftdenten im einer gleichzeitig au diefelben ergehenden Rund» 
verfügung von mir beauftragt worden find. 

(Das Geſetz vom 21. Dezember 1904 ift abgedrudt o. S. 229.) 

Artitel 2. 

1. Wenn es früher zwedmäßiger ſchien, das Feuerwehrweſen durch Bolizei- 
verordnung und micht dutch Orteftatut zu regeln, fo ift hierfür im wefentlichen die 
Erwägung maßgebend geweſen, daß bei einem Ortsftatut die Tätigkeit im Interefie 
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des Feuerlöfchdienftes ſich nicht als eine erzwingbare unmittelbare Pflicht des einzelnen 
gegenüber der Polizeibehörde, fondern als ein Gemeinbedienft darftellte, auf welchen 
die Vorſchriften des $ 68 Komm.-Abg.-Gei. Anwendung zu finden hatten. 

Bon diefen eineugenden Beftimmungen des Komm.-Abg.-Gef. kaun nad) dem 
legten Abſatze des vorliegenden Geſetzes nunmehr abgefchen werben. Die Möglichleit 
der Heranziehung zum Feuerföfcdienfte ift nicht mehr davon abhängig, daß ber einzelne 
in der Gemeinde ſieuerpflichtig ift. Jugendliche, an fi zum Fenerlö| diente beſonders 
geeignete Perſogen, namentlich die zahlreichen Hausföhne, idnnen aud) beim Dangel 
einer Gemeindefteuerpflicht nunmehr zur Beteiligung an der Feuerlöfchhilfe gezwungen 
werden. Die bisher bei Uebungen der Feuerwehr geſetzlich zugelafjene Ableiftung der 
Dienfte durch Stellvertreter hat aufgehört. 

2. Mit Rüdfiht auf die einfcneidende Umgeftaftung, welche unter diefen Un 
Ränden die gefetlic;e Orunbfage für die orteatutarifche Hegelung des Feuerlöfgtwefens 
erfahren Hat, ift e8 erforderlich, daß alle beftehenden DOrteftatute einer durchgreifenden 
Nevifion unterzogen werden. Hierbei werden ſich die Gemeinden an eim Mufter- 
ortsftatut zu halten Haben, weldes die Königlichen Oberpräfidenten für den Bereich 
ihrer_Brovinzen befannt geben werden. Das gleiche gilt hinſichtlich nen zu erlaffen- 
der Ortsftatute. 

3. Eine vielfad) den örtlichen Bedurfniſſen entfprechende Verpflichtung der Ein- 
wohner zur Hitfeleiftung bei Bränden in der Umgegend fann dutch ein Ortsflatut 
nicht angeordnet werden, weil Ortsftatuten nur für den Umfang des Gemeindebezixks 
Geltung haben. Ebeuſowenig fönnen beim Mangel einer bejonderen geſetzlichen Des 
fimmung Strafbejtimmungen wegen Zuwiderhandlungen vn. die Borſchriſten eines 
Ortsſtatuts ortöftatutariich feftgelegt werden. Im beiden Beziehungen wird deshalb 
ftets der Weg der Polizeiverordnnug (vergl. Art. 3, Ziffer 5) zu befehreiten fein. 

4. Das Gele läßt Polizeiverordnungen über die Verpflichtung der Einwohner 
zur perfönfichen Hiljefeiftung bei Bränden zu, foweit das Feuerisſchweſen nicht durd) 
DOrtsftatut geregelt ift (vevgl. Art. 3, Ziffer 1). Hieraus ergibt fih, da andernfalls 
eine bie Rechtsſicherheit gefährdende Kollifion von Ortsftatuten und Polizeiverorbnungen 
u befürchten fein würde, die Notwendigleit, daß die Ortsflatuten das 
Feuertötäwefen und insbefondere die Verpflichtung der Einwohner zur perfönlichen 
Hitfeleiftung bei Vränden aud) tunfigft erfhöpfend vegeln. Was unter einer er- 
{dpöpfenden Regelung zu verfichen if, wird aus dem unter Ziffer 2 erwähnten Mufter- 
Ratut zu entnehmen fein. 

5. Eollen in ein Ortsftatut Beflimmungen aufgenomnten werden, welche von 
den im allgemeinen üblichen abweichen, oder bisher in der Provinz nicht gebräuchlich 
gewefen find, fo ift zu denfelben vorher das Gutahten von Sadverftändigen 
(des Provinzial-fFenerlöjchdireftore, des Vorſitzenden des Provinzialverbandes der 
freiwilligen euerwehren oder des Preußifchen Kandesfeuerwehrausfchuffes oder anderer 
geeigneter Stellen) einzuholen. 

6. Auf Beftätigung (Genehmigung) durch die Hierzu berufenen Behörden (Kreis- 
oder Bezirts-Ausihuß) werden nur folhe abgeänderten oder neuen Ortsflatuten zu 
rechnen haben, weiche deu aus ben Ausführungen unter Ziffer 2-5 ſich ergebenden 
Erfordernifjen genügen. Cs ift Aufgabe der Landräte und Regierungspräfidenten, auf 
die Erfüllung dieler Erforderniffe zu achten, unbefcadet der Zulaffung örtlich be- 
gründeter Berfdicdenheiten. Gegen Beſchiüſſe der Beftätigungsbehörden ifl nötigenfalle 
von deren Vorfigenden aus Gründen des Öffentlichen Interefjes die Beſchwerde gemäß 
$ 123 23. einzulegen. 

7. Wenn auch nad) dem Geſetze das Feuerlöfchweien in jeder Gemeinde grund- 
ſatzlich durch Orteftatut geregelt werden joll, fo ift eime ſolche Regelung doch nicht 
notwendig. Cs ift vielmehr angängig, daB die Gemeinden, wie dies bi zu 
der befannten Eniſcheidung bes Kammergerichis jaft überail der Fall geweſen, vou 
dem Erlaß von Ortsftatuten überhaupt abjehen und damit für die Regelung 
ihres örtlichen Feuerlöſchweſens die Beftimmungen maßgebend fein faffen, welde die 
Polizeibehörde getroffen hat (vergl. Art. 3, Ziffer 1 u. 2). 
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8. Die beftätigten Ortsftatuten find in gehörig wirkſamer, ihrem Zwede ent» 
ſprechender Weiſe, im&befondere durch Abdrud in den zur Veröffentlihung allgemein 
verpflichtender Crlaffe öffentlicher Vehörben für den. betreffenden Ort dienenden 
Blättern, zur allgemeinen Kenntnis der Einwohner zu bringen. Um bei biefer Gelegen- 
heit allen Zweifeln über dasjenige, was in einer Gemeinde in Bezug auf das Feuer- 
loſchweſen Rechtens ift, vorzubeugen, empfiehlt es ſich, gleichzeitig anzugeben, welde 
polizeiliche Borjgriften (vergl. Ziffer 3 und Art. 3, Ziffer 1b) neben den ortsftatuta- 
zifen Geltung haben. Cine Aufflärung des Rehteguflandes, wird inebefondere aud) 
dann zu geben fein, wenn Vorfchriften einer Polizeiverordnung durch ortsftatutarische 
erjegt worden find (Abjat 3 des Gefeges). 

1. Aus dem Grundfatte des Geſetzes, daB nicht nur das Feuerlöſchweſen als 
ſolches, fondern insbejondere auch die perſönliche Verpflichtung zur Hilfeleiftung bei 
Bränden grundfäglih und in erfter Linie durch die Gemeinden auf dem Wege des 
Ortsſtatuts geregelt werden fol, ergibt fih, daB an Stelle von Ortsftatuten 
Poligeiverordnungen nur zugelafien find: 

a) folange eine Regelung des Feuerldſchweſens auf ortsſtatutariſchem 
Wege nicht erfolgt it, und — adgefehen von den tm Artifel 2 unter 
Biffer 3 aufgeführten Fällen — neben Ortsftatuten nur, 

b) wenn das Ortöftatut das Gebiet des Feuerlöſchweſens erſchöpfend 
zu regeln noch unterlaffen hat, und zwar nur in dem danach fich er- 
gebenden Umfange. 

2. Im Falle der Ziffer 1a iſt die poligeifiche Megelung nicht nur zufäffig, 
fondern fogar unbedingt "erforderlich, um das }euerlöf—hwefen überhaupt auf eine 
tedtliche Grundlage zu ftellen. Die Königlichen Oberpräfidenten werden in biefer 
Beziehung die erforderlichen Anordnungen treffen. 

3. In Zällen, bie unter Ziffer 1b zu begreifen find, haben bie Polizeibehörben nur 
dann felbftändig vorzugehen, wenn dies durchaus erforderlic) ift. Die Poligeibehörben, 
welchen zur Ergänzung eines Ortsftatut3 ber Erlaß einer Polizeiverordnung angezeigt 
ericjeint, haben zunachſt eine entiprehende Vervolftändigung des Ortsftatuts in An« 
regung zu bringen. Kommt trogdem eine folhe Ergänzung nicht zu Stande, fo ift 
vor_weiteren Schritten die Angelegenheit der Murfh sbehörke (Candrat, Regierungs- 
präfident) mit der Witte mm Erteilung einer beftinmten Antveifung vorzulegen und 
gemäß diefer Anweiſung zu verfahren. 

4. Die bis zur Berklfentlihung des Geſetzes ergangenen Polizei- 
verorbnungen find aufzuheben. Die Königlichen Oberpräfibenten find von mir 
beauftragt, daS hierzu erforderliche in die Wege zu leiten. 

5. Zum Erlaffe von Borfchriften, welche ortsftatutarifch überhaupt nicht ger 
troffen werden konnen, bleibt (vergl. Art. 2 Ziff. 3) auch im Sinne diefes Geſebes 
die Polizeiverordnung nad) wie vor der einzig gangbare Weg. Die Königlichen Ober- 
präfibenten werben wegen des Exlaffes diefer Boltzeiverordnungen das Nähere beftimnten. 

6. Das Gleiche gift, da bier der Erlaß von Ortsftatuten ausgeſchloſſen ift, 
hinſichtůch des Feuerlöfchweiens in Gutsbezirten. 

7. Die Vorſchrift im Abſatz 2 des Gefeges bezeichnet Polizeiverordnungen über 
die im Abfat 1 aufgeführten Puntte ausdrüdlid) als micht zum Gebiete der Sicherbeits- 
polizei gehörig, jo daß in Städten Polizeiverordnungen im Sinne des Ab}. 1 des 
Gefees von jest ab allgemein nur mit Zuftimmung des Gemeindevorftandes zu er— 
taijen und erforderlichen Falles die übrigen Vorſchriſten im $ 143 des Gefees über 
die allgemeine Pandesverwaltung anzumenden find. 


Berlin, den 7. März 1908. 
Der Dinifter des Innern, Frhr. v. Hammerfein, 
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Nachtrag. 


S. 395. Der Entwinf des Ausf.⸗Geſ. zum Reichs-Geſ. betr. die Bekämpfung gemein- 
gefährlicher Krankheiten und 
©. 436 (am Ende) n. ©. 437 (oben) der Entwurf eines Gef. betr. die Koften der 
Prüfung überwahungsbedürftiger Anlagen 
hatten bei Fertigftellung des Drudes noch nicht die verjafjungsmäßige 
Zuftinumng beider Hänfer des Yandtages erlangt. 


Bachregiſter. 


(Die beigefügten Zahlen beziehen ſich anf die Seite.) 





A. 


Aberhennung der Ehrenrechte 55. 

Abfindungsländereien, bei Scparationen, 
tommnmale Verhäftnifje derfelben, 26. 

Abfuhrenfelten, 266, 71. 

Abgaben, für eng von Gemeinde 
Anftalten, 301, 304; von Neuan- 
zichenden, 

Abgabeunerteilungsplau, 372. . 

Abgesrinelenhans, Bedingung der Nicht» 
übernahme eines Mandates zum, 144. 
Noften der Wahlen zum 
hemmandiernug von Militäramvärtern 

zur Probedienitfeiftung, 361, 362. 

Ablehuung, unbeſoldeter Aemier in der 

Gemeinde-Berwaltung ober Vertretung, 




















332. 
Alöfang, der Befreiung von dinglichen, 
nicht perfönlichen Gemeindeabgaben, 35. 
Afhrift, der Mählerlifte, 109, Anfpruch 
daranf, 108. 
Abkimmung, bei Wahlen zur Stadtv.- 
Deri., 123; innerhalb des Magiftrats, 
347, 381; desgl. der Stadtv.-Verf., 172. 
Abkimmungsbrjirke, für die Stadtv.r 
Wablen, 91, 9 
Abteilung für die Stadtv.-Wahlen, 78. 
Abtrennung von Zeilen eines Gemeinde> 
oder Gutsbezirts, 9, 10, 18. 
Abı , Newanziehender, 32. 
Abwelen] eit, Refreiungsgrund von unbe 
fotdeten Gemeindeämtern, 532. 
Adjarenten, Rechte derfelben an Strafen, 

















gun Straßenveinigung 197; 
derfelben bei Anlegung von Straßen, 
319, 19. 

Aemter, unbejolder 
Uebernahute, Niederlegung und 
Abfchnung, Niederlegung beiol» 
derer, 1465 Enthebung von folden, 536. 

Arrıte, befreit von der Uebernahme eines 
ambejoldeten Amtes, 532; nicht von der 
Mitgliedichaft der Gejundeits-Noms- 
miſſion, 393. 

Adnngsämter |. Eihämter, 

Agitetion, bei Wahlen der Stadtv., 136. 

Akten, Einficht deri. durch die Stadw.- 

166: deren Aufbewahrung durch 

Magiftrat, 364. 









Eu 

















am Würgerfteigen, 202; Pflicht ! 





Verpflichtung zur ! 


jaften, Teilnahme an den 
r Stadtv..Berf., 58, durch 
Vevollmächtigte, 122, 124; nicht be» 
redhtigt zur Mitbenngung der Ge— 
meindeanftalten, 37. 
Aktien-Rommandit-Grfehfaften, nicht mwahl- 
berechtigt bei den Stadtv.-Wahlen 58. 
Auıt iserhlärnug, der Stadtgemeinde, 


Almende, 181. 

Alphabet, entſcheidend bei der Bildung dev 
Wahlabteilungen, 79. 

Alter, erforderlich zum Erwerbe des Rür- 
gerrehts, 43, 51; Befreiungsgrund 
von ambefoldeten Aemtern 532. 

Alterserfi jernng, Geſ. betr, ſtãd⸗ 
tiicher Vediemieter, 514. 

Illeropulagen, der Yehrer, 417; der Ge⸗ 
meindebeamnten, 473, 478; MHagbarer 
Anfpruc) darauf, 486. 

Alterlimer, prähiftorifche, deren Erhaltung, 

















Amsrtifatien, von Stadtanleihen, 209. 

Amt, Befähigung zur Uebernahme eines 
Gemeindeamtes, 33, 44; Pilicht Hierzu, 
532; Abertenmung der Fähi 
Betleidung eines Öffentlichen, 
fernung aus dem Anıte, 3a, Be 
kung in ein anderes, 343, 340, 
565. 





Amtsantritt, Berzögerimg desfelben, der 

Ragiftratsmitglicder, 151. 

Amtsenwälte, nicht wählbar zu Stadtv., 
90. 











Julsanwaliſchaſft, 

—ccc— Daiſratsmitgtieder, 
180; Zeilegung folder an ftädtifche 
Beamte, 34. 

Amtsbejirke, 19. 

Amtsblatt, Betanntmachung kommungler 

Vezirf$- Veränderungen, 9, 26; des Ber- 

taufes von ftädtiichen Grumdftüden, 2165 

Halten desielben durch den Magiftrat, 








7, der Vürgermeifter und Dia 
giftratsmitglieder, 144; der Stadtver- 
ordneten, 101; der Mitglieder der Der 
putationen, 390; jonftiger Gemeinder 
beamten, 331. 

Amtsentbindung, vorzeitige, 
Hemeindebeanten, 536. 





unbeſoldeter 
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— , 536, vorläufige 563. 

mist X g, Entfernung, 344, 556; 

bei fündbaren Beamten 344, 337, 564. 

Anika von Beamten, 556, "34. 
misheublungen, Seranttvortlichteit der 
Beamten für diefelben, 842; Haftbar- 
feit. der Kommunen für die ihrer Ber 
amten, 63, 343. 

Amtshanlisnen, 388. 


Amtshetien, 151. 
Amtsnicherlegung, 532; freiwillige, ſtädt. 
Dramen, gezwungene, 536; der 
Mag En en 145, 146. 
mis; digten, der Gemeindebeamten, 339. 
wis! litel, der Magiftratsmit; Nieder, 140; 
btifchen Beamten, 
aniiänigne, , Bilicht der Beamten, 
tabtverordneten, 180; der 
Magiftratsmitglieder, 375. 
Antsnarheher, nit wählbar zum Stadtv., 
Antsjeihen, für Magiftratsmitglieder und 
hen 151. s 5 
zeit, «dauer, Ende derfelben bei ftäd- 
hen Beanten, 331, 344. 

Anhörung, der Stabtv., bei Anflellung der 
eamten, 826; bei Rautionen, 321. 
Autlnschnd, Verlegung in denfelben, 55. 

imleihen, der Stadtgem., 206. 
da aung, Neuanziehender, 34. 




















e, Der Wahl zum ‚gebt, 130, 100. 
ei 






jebebingungen, 

nftellung, 333, 330. 

* jmeerhlarungen, bei Stadtgein., 367. 
nsränungen, Ratutarifche, 69; bei Bildung 
von Wählerabteilungen, 82, 89. 

Aukeelungen 12; Gef. betr. die Gründung 
nener, 

Aufalten, Nädtifhe Gemeinde, 34; Ber 
mugung derf,, 37; Berwaltung, 264; 
Gebühren für deren Benugung, 304. 
nfaltsbeamte, 267. - 
mfehung, der Beamten auf Lebenszeit, 
320, 382, 332; Sündigung, 322; anf 
Probe, 322, 329, 333; zur Vorbereitung 
und au vorübergehenden Dienftleiftungen, 
329, 333; der Gemeindebeamten, 827, 
320; der Lehrer, 425; von Militär- 
ammärtern im Kommimaldienſt 344; 
Begrifi, im Gegenfag zur privaten 
Annahme, 323, 324. 

Anfkchungs-Arkunde, 327, Aushändigung, 
Form und Inhalt, Mufter, 328, j 

Anträge, der Stadtv.-Berf., 259. 

Aumeifung, der Sinnadmen und Ausgaben 
durch) den DMagiftrat, 299. 

Anıngsgeld, Ungutätfigteit ber Erhebung, 33. , 


proviſoriſcher 








Sachregiſter. B 


en 





204, * —F en 865 
rmenärzte, 
irmenen| He Erbrecht in den Nachlaß 
der Berpflegten, 266. 


irmendepniaiion, 

irmenhänfer, 266; Befreiung von Ein- 
quartierung, = 

Armenlaft, außerordentl., Gef. betr., 397; 
bei Veränderung der Gemeinbebe; irte, 20. 

Irmenregt, Ausftelung von Artchen zur 
Dervilligung des, 208. 

Armen-Nnierhühung, Auen den Erwerb 
des Bürgerregig, & 

—— 





rreßftrafe, 376, 378, 556, 558. 
infbewahrungs, Bewahr« A, alten, 
n Cinquartierung, 464; 
Anfentyalt, Semeinde-Befeuerung 
Grund derfelben, 33, 37. 
Auterttltskeränkungen, in Bezug auf 
beftrafte Berfanen, 
uforkungen, 2: 
infgebst, von artaffenbüciern, 295. 
uflänfe, Geſetz betr. die Verpflichtung 
der Gemeinden zum Erſatz des Schadens 
bei öffentlichen, 230, 64. 
«tif ig, der Stadtv.-Berf., 550. 
renung, des Gehalts, 482. 
it, über bie —— der Stadt- 
genciben, 537; über die Spartaffen, 
des Magiftrats über die Beamten, 


Ber 
frein 





auf 


320, 342. 

a behärben, deren Mitglieder können 
nicht Stadto. fein, 96; nicht Magiftrats- 
mitglieder, 141; deren Be! 539; 
Beſchwerden an diefelben, 538, 541; 
Beanftandung von Gemeindebefchlüfien, 
543; Genehmigung von Gemeindebe+ 
ihlüffen, 204. 

Auffihisreiskellen, bei Aktien: ngeelfcaften 
durch Magiftratsmitgl., 1: 

Aufiaercdt, Inhalt Begelben, 339 
Aufträge, der Wähler, 159. 

Anseinauderfehung, bei Veränderung von 
Grenzen der Gemeinden umd Guts- 
beirte, 11, 19; beim Kusfceiten einer 
Stadt aus dem Kreife, 446. 

Ausfertigungen, durch ſtädtiſche Beur- 
Pinhung£beamte, 370, dur den Da- 
giftrat 365, 367. 

Auslährmg, der Etadw. „Beſchlüſſe, 160. 
usgaben, Anweiſung derf., 299; aufer- 
etatsmräßige, 520. 


Sachregiſter. 


ursfehung, don Stadtobligationen, 


inoländer, 32, 37. 

imslagen, bare, ber Beigeordneten, der 
MagiftratSmitglieber und ber Stadt 
verordneten, 472, 479. 

Auslegung, des Haushalts-Etats, 515; 
der Wählerfiften, 106. 

Ansisfung, der Stabto., 101; der Dagi- 
Aratsmitglieder 144; der Anleipefcheine, 


In 








ben, der Stabt aus dem reife, 

aus dem Magiftrat und ber 
Stadtv..Ber. wegen Berluftes bes 
Bürgerrechts 55, 101; innerhalb der 
Sailenon, 118, 145; aus dem Amte, 








— von dev Beratung im Dia- 
giftrat, yo; ; in ber Stabtv.-Berf., 178; 
aus der GStabto..Berj., 105; von ben 
+ _ Gemeindenugungen, 184, 180. 
Ausfhreibung, valanter Dagiftratsänter, 


Zug iſe, dev Stadtv.Verſ. 166, 163. 
Ausmeifung, anf Berfangen der Gemeinde, 











Anlanenir, der Städte, 69. 


B. 


Badean 1, Bolts-, 267. 
Bandı er, deren Erhaltung, 206. 
Seuhuätieien Gef, 199, 319. 
peic@ebühr, 0, 318. 
', Stadte, 140, 
Bauten, ————— 310. 
Beamte, ftädtifche, 323; richterliche nicht 
Stadtv., Plichten dei... 338; 
Stadtverorbnete find nicht &., 189; 
Anftellung der 2 23; Verpfihtung 
der Städte zur Anftellung von 2., 323, 
324; Dienfteid der ©, 339; Lars 
laubung derf., 341, 385; Verpflichtung 
zum Wohnen am —2 341; nit 
wählbar zu Stadtv., nittefbare 
und unmittelbare EI ; der 
Spartaſſen 296; eng von 
Sembdfücsveräußerungen 308; _Ere 
weiterung ihres Gefchäftstreifes, 340; 
nich Magiftrats- Mitglieder, nv Freie 
heit von perfönlichen Dienften, 483. 
mung, von Beſchlüſſen des Dias 
trats, 372; der Stadtv.-Verf., 258, 
260; auf Anweifung der Auffichtsbe- 
hörde, 543. 
Befreiung, von Gemeindedienften, 225; 
von orirleiftungen fr die bewaffnete 


Madıt, 4 
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Begräbnispläke, ftädtifche, 268. 

ea tv.-Berf. nicht, 68, 158. 
rhneke, in Stabtgemeinden, 139, 
140; Wahl, 144; Amtsperiode, 1447 
Lefätigung, 148; Tommiffariiche Ber- 
maltung, 1' Befoldung, 472; Ent- 
ichäbi ring, „gi; Titel, 199; Dienf- 
vergel 





"be Ve  Dggirtöveränberungen, 2 22. 


eilt 

Hi rung, 134, 

eifiker, im. Wahlvorftande bei den Wahlen 
zur Stadtw.-Berf., 119; neben dem 
Stadtv.-Vorft,, 1 

Seite, 313; Straßenbautoften-, 819. 
eilregsn Mic, zu den Gemeindeabgaben, 


—— von Gebühren, Steuern, 521. 

Sehauntwagung, von Gemeindebezirts- 
Veränderungen, 9, 26; des Berkaufs 
von Gemeinde-Grundftüden, 216; des 
Entwurfs des Haushaltsplanes, 515; 
des Wahlergebniffes, 130, 181. 

Beleidigung, der Stabtv.-Berf., 159; durch 
Reben in den Stadtv.-Situngen, 159. 
elenhtung, der Straßen, 1%. 

I 
in 








rggemwerhlhaften, Wablberechtigung, 58. 
sameche, egeban-Präzipual-Feiftungen, 


Bergwerksabgabe, feine direkte Staats» 
fteuer, 59. 


liyei, 433 
—* ih, 104. 


ent — Unfall· 258. 
der Stabtv.-Berf., 177. 
, des Magiſtrats, 372, 
der Stadtv.-Berf., 171; Beihluß- 
unfähigfeit der fläbtifchen Wegörben 
durch widerſprechende Intereffen herbei⸗ 
jeführt, 178, 373, 874. 
sehn, an die Auffichtsbehörde in 
ftädtifchen Angelegenheiten, 539, 541; 
betreffend das Recht zur Mitbenugung 
öffentlicher Gemeindeanftalten, 36, 40; 
betr. das Bürgerrecht, 44, 53; wegen 
Vürgerrets- u. Einkanfsgeld, 223. 
Sehk, Erwerb desfelben durch die Stadt- 
jemeinde, 365. 
Beihtitel, Berichtigung desfelben, 218. 
Geraläung, Set Seffegung durch den Normal 
etat, 3; nicht gleichbedeutend 
mit Fe u, 490, Feftftellung der 
Beſoldung vor der Wahl, 474; Er⸗ 
“höhung während der Amtsdauer, 475; 
gran jsreht. der Auffichtsbehörde zur 
wi aun) angemeffener Befoldungen, 
475,472; Streitigkeiten, 485; |. Gehalt. 







Seferungsaufalten, Befreiung von Eine 
quartierung, 454. 

Brhätign der Bärgermeiſter, Beige 
didneten, Mogiftratmitglieder, 148; 
der gemeinblichen Polizeibeamten, 439; 
von Ortsftatuten, 69, 74. 

Bellalaagen, der Bagiftratsmitglier, 150; 
ber Beamten 3 

Behenerung, des Gchalts, 483. 

Behenerungsregt, der Stadtgemeinde, 225. 

Beteiligte, bei Einverleibung von Grunde 











ftüden, 1 

Betriebsuermaltungen, ftädtifche, Iprin 
334, ‚Beamte derſ., 330, 
Setriebspläne, bei Verwaltung von 
Kädtifhen Forften, 231. 

Helriebskätte, von Gasanftalten, 269; 
Maflerwerte, 298. 


Setrichsuufähe, 253; ſtadtiſcher Bedien⸗ 
ſteten, 512. 

Beurkundung, von Grundftüdsveräußer 
rungen durch ftädtiiche Beamte, 368. 
Benrkundungsbeamte, 368, Ausfertigung 
der von ihnen anfgenommenen Ur— 





lanbung, der Bürgerineifter, 386, und 
Magiftratsmitglicder, 377; der ftädtir 
{chen Beamten, 341; Gehaltszahlung 
bei deri., 484; bei Lerehmung der Pen⸗ 
wer —* der Bůrgermeiſter 





Benohmägtigte, juriſtiſcher Perfonen bei 
den Stadwv.-Wahlen, 122, 12. 





Serichsansfauf, Auffichtsinftanz, 538; 
entf—eidende Behörde in ftädt. Vers 
waltungsftreitfahen, 538; al Diss 


sipfinargericht, 552; Wählbarteit der 
Mitglieder zu Stadtverordiieten, 96; zu⸗ 
ftändig bei Örenzveränderungen und Eins 
gemeindungen, 9; bei Einverle:bung tom 
munalfreier Grundft.9; zur Beftätigung 
von Ortsftatuten, 69, 74; von foldhen 
betr. Bildung der Wählerabteilungen, 
82; zux Feftieb. ber Gehälter, 147, 474; 
beſchiießt über Vornahme von Erſatz- 
wahlen zur Stadtv.-Berj, 113; bei 
Meinungsverfgiedenheiten der Ge» 
meindebehörden, 160; bei Intereifen- 
tolifion der Stadw., 173, 175; über 
Nafiendefette, 526; über Wahl von 
Deputationsmitgliedern, 390; über die 
Gültigkeit der Wahlen der ftädt. Ber 
amten, 427, 327; über ftreitige der 
ogensrechtliche Anſprůche der Beamten, 
3, 485; Genehmigung zuv Ber: 
Äußerung von Grumdftüden, 204; Auf⸗ 
nahme von Anleihen, 207, 208; von 

















Sachregiſter. 


Gemeindebefhlüffen über Entrichtung 
von Bürgerrchtögeld, 219. 






8 
u eher, 427; Entihädigung, 428, 
Beiirkskem ds, Bermittelung bei Ber 
werbungen von Militäranmwärtern um 
Stellen, 347. 
Si —X leaulalten, Gebühren für Benugung, 


jungen, Zubehör dffentl. Wege, 195,108. 
Hiüfeleiftung bei, 279, 591. 

ihen:Zodl, 199; Baulaft, 195. 

Brüder, nicht zugleich Magiftratsmitgficher 
und Sad. nis zugleich Stadtv., 96, 
100; Schwäger nicht zugleid) 
Dagifratemi lieder, 142. 

uigeireht, dev Stadtv., 517. 

ereeairnh, 2 Belebung der Stellen in dem 









Butraarkehen Ant, 342; Beſetzung der 

ellen, 346, 

Bärger, Begriff, 27; ftimmfähige, 43; 
die derf., Einteilung berf. in Abt 
104, 105; Begriff in Stiftungen, 

Bürgerbrief, 43, 52. 

Sirueneplic, 380 
Bürgereib, 52. 

irgergemeinde, 27. 

irgerlige Ehreureite, 55. 

Sürgermeißer, 139; Pa 144; Auis⸗ 
periode, ılı; Sualifitation, 143; Ber 
Rätigung, 148; Titel, 139; tommuifia- 
tifche serwaltung der Stelle, 130; 
— ung, 151;_ Beſoldung, +71, 

“den ienfion, 487; Dienfergeben, 
3 Geicäfte, 376, 34; Disziplinar- 
gewalt, 376, 378,552, 557; Einberufung 

des Magiftrats zu den Situngen, 373; 

Befugnis zur Beurlaubung, 37, 385; 

qeiter DBürgermeifter, 139; Vorſitz im 
agiftrat, 374; eanfandımgsrcht, 

373, 374; Bollziehung der_Urfunden, 

365; als Verwalter der Drtspolizei, 

429, 40; als Amtsanwalt, 441; als 

Hulcamir der gerichtlichen Polizei, 
2; als Vorſitzender der Einkoinmen⸗ 

Rener-Beranfagungs-Kontmiffion, 430; 

Standesbeamter, 463; Verhältnis zur 

Schuldeputation, 400, LOL;  deiien 

Srekung bei nicht Bollegialifchem 

meinde-Borftande, 531; Vertretung, 

Uebernapme von Nebenämtern, 143, 

1: 











58. 


















Bürgermeiferei-Berfafung, 68, 
Gürgerreht, Begriff uud Zubalt, 
44; Erwerb, 4; Verleihung, 


Sadıregifter. 


Verluſt, 55; Ruben, 56; Ausſchließung 
von bemfelben in Folge Konkurs, 56; 
zeitweilige Verluſterklarung wegeu 
Nichtubernahme unbeſoldeter Aemter, 
53%; Ausübung, abhängig von der 
Berichtigung des Bürgerrechtögeldes, a 
221; Streitinfeiten über dasi. ; 
Hinderungsgrünbe bei Ermerbung 
des, 44, 46; Erfordernis des B. bei 
Bxteihung "von Stiftungsnugungen 


Bärgererätsue, 219; Hevanziehung Ein- 
gemeindeter, Di „rung, cfla= 
mationen, 219, 221, 223. 

Bürgerfhaft, wänlt Er Verſ. 77. 

— ale, Höhere, Wahl des direitors 
und Lehrer derf. zu Stadtv., 98, 

Firgerk se ar, Unterhaltung, Ber 

u 


nu 
in, 181,183; Nutzungen de3- 
felben, Umwandlung in Sämnıereie 
vermögen, 183. 
Bürgermantdienfe, 228. 
Fürgfgaft, Wcbernahme durch 


Stadtge- 
meinde, 208. 


C. 


Eenlralgensſenſchafts · Aalt, Verlehr mit 
Spartafien. 290. 

Ehaufechanlaf, 195. 

jee-Bolizei, -Baupoligei, 434. 

—Aã 355. 

Ehambregarnik, Wahlrecht, 52. 

Ehehuerheht, bei Spartafien, 29V. 

Eisiluerforguugsberetigte, 351; Penfio- 
nen vn 493; |. and) Pititär-An- 
wärter. 

Einilverforgungsfhein, 353, 350. 


D. 


Bampfhefelaninge, Genchmigung, 240. 

Barlehur, Aufnahme dorübergehender 
Seitens der Stadtgemeinde, 207; |. An- 
leihen. 

yeanım, der Rechnungen, 525. 
Iefehte, der ftädtiihen Kaſſenbeamten, 

Berorbmung bett. Feftfegung und Er⸗ 

fat derjelben, 526; Begriff, 527. 






— 










8. 
n de 388; gemiichte, 
aftiche 160, 160; Scheiftiüte 
ı D. 392; Progehführung der D., 
0; Rechte md Pflichten des Vor⸗ 
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Abenden der D., 392; Zufammenjegung, 
; Gefcäftötreis, 390, 391; Ger 
TR 391; Armen-, 396; 
Sewis-, 393; Sanitäts«, 395; Schule, 
400; Sastorriote, 390; Disziplinar- 
firafe, 38 
Kin ienten,  eemenmung, 380, 382. 








iäten, Reifetoften, 479. 

jienfalter, penfionsfähiges, der Lehrer, 
418, 420; der Beamten, 492. 

ientanfwand, bei Berechnung der Fen- 
fion, 490, 4 

ien da meuduugsgelder, 496. 

jienfbsten, Wahlrecht, 52. 

ienke, |. Gemeindedienfte. 

i 151. 

mmen, der Beamten, 471, 490; 

der Amtsfuspenfion, 568; 
Gemeindebefteuerung. 483; Streit über 
dasfelbe 473, 485. 

Dienkemsinmente, bei Feſtſtellung der Bes 
foldung, 478; der Penfion, 490, 49 
— 556. 














jienfleißnugen, mechaniſche, künſtleriſche, 
technifche, wiſſenſchaftliche, 323, 332, 
345, 354; vorübergehende, 329-3 












ik: if, ——— ‚bei d,,47: 


Bean —X Berfeiung i in den Ruhe 
and wegen, 887, 500) 500; Sefftelung dei. 
Im Streitjalle, 88. 

















55 . weg, 

ienki jen, bei Senfellun en des 

Gehalts, 478; der Penfion, 490; Räu« 
mung derj, 489; Velafung der 
Beamten in derj., 489, 507. 

Bienkzeit, aurehnungsfähige bei der Bere 
fionierung, 492, I Anrechnung der 
Miträebienfgeit, 3. 

Birchte Steuern, 85. 

Bilriktskommier, wählbar zum Stadtv., 











Bisziplinarhehörden, 552, 

Bistiplinerbefimmuugen, bezw. Verfahren 
hiuſichtlich der nicht richterlichen Ber 
amten, 552; Bürgermeifter und ftädti« 
{den Beamten, Mitglieder des 











notwendiges der Beamten, 30; 


nfiß. 
Bine wBchligftem, 7 
Ireimärker, bei Ale der Wäpferabt., 


am, in der ſtadt. Verwaltung, 154. 
neafhnilts einzig, bei Bildung der jähler: 

, 82, 86; modifiziertes (Ueber 
ducäpfgmitte), 81, 88. 


E. 


Ehefrauen, Anrechnung von Steuerzahlung 
und Grundbeſitz derj. bein Bürgerrechte“ 
erwerb, 43, 51. 

Ehrenbramte, 325. 

Eprenbärger, deren Aufnahme in die 
Wähferlifte, 83. 

Ghrenbärgerreigt, 54; bei Bildung der 
Bahlabteilung, 883. 

Ehrenreihte, bürgerliche, deren Beſitz Bor- 
ausetuig des Würgerrechte, 44; Ders 










das Gemwerbegeriht als, 

Kaufmannsgericht ale, 252. 

brung, der Stadtv., 137; der Ma- 

giftratsmitgl., 151. 

eihgenrinmn, , 9; Einfluß auf grivat- 
tedtliche Nerhältniffe Dritter, 9; auf 
DOrtsftatuten md ‚Holigeerorbmun en, 
25; öffentliche Bekanntinachung, 9, 
Auseinanderfegung bei Eingemeind., 10: 
—8 der Vonzeltoſen nad) der 

ing., 26. 


geld, 219, 221; bei Witiwen- und 
ntafien, 510, 

en, Sahresbeträge hinfichtlich des 
irgerrechtserwverbes, 48. 
iuksmmenfener, Zahlung der Einkſt. als 
Vorausſebung des Bürgerrechtserwerbs, 










Einkünfte, der Stadtgemeinde, 29. 

Einledung, zur Stadtv.-Berj., 170; zu 
den Stadtv.Wahlen, 117; zur Stich 
wahl 129. 

Cinnahmen, der Gemeinden, 299. 

Einnehmer, |. Gcmieinbeeinnehmer. 

Einguarliernnge-Angelegenheiten, 453. 

Gingnartierangs:Deputation, 393. 

Einguertiernngslak, 455. 

Einriätungen, |. Anftalten. 

Einiprui, bett. den Befi oder den Verfuft 
des Würgerrehte, 43, 52; betr. das 











Sachregiſter. 


Recht zur Mitbenutzung der Gemeinde- 
anflaften, 36, 40; zur Zeilnahme am 
Gem.-Bermögen, "181, 184; betr. die 
Heranziehung zu Schufabgaben, 416; 
gen Anordnungen in Säufbaufahen, 


6. 
Cintelun des Dieziplinar · Verfahrens, 


der Hausſtandegeld, 219. 

Einwendung gegen die Wählerliften 107. 

@inwehur Begriff 29; Rechte u. Pflichten 
derf., 84; Hinfictlich des Bürgerrechts, 
43, 3; Recht derf. zur Erhebung von 
Sinmerbungen ge 


jegen bie, su der 
Bähterfifien, 107 ‚109,111; Streichung 


eines Einwohnere aus der "Wähferlifte, 
107, 112. 
Einmohner, des Stadtbezirke, 23. 
F — 27. 
fumshuerre verwaltungsgericht- 
er au, 40; tein —E a 
der, Gebühren für Aus 


Einwohuerjel I, einer Stadt, Berechnung, 
un har ah 9 





















Einzugsgeld, 219. 

Eifenbahu-Yoligeibeamte, nicht wählbar zu 
Stadto., 99. 

Eifenbehnpsligei, 433. . 

Einziehung, öffentl. Wege, 194. 

Elementerkäuäehrer, Begriff, 98; fönnen 
nicht Stadtv. fein, 96; nicht Magiſtrats - 
mitglieder, 141; wehl aber Ei lieder 
don Berwaltungedeputatiouen, ; Ane 
ſtellung und Bolation, 425; Einfommen 
und Gehaltsjäge, 416; Aterazulagen, 
417; Beiträge des Staats zu den Ge- 
hättern der Lehrer, 414; Mahl der 





Lehrer, 424; GStellvertretung, 419; 
Herbeiholung, 419; Kündigung und 
Entlafjung, 425; "Sutpenfion, 426; 


Sorge für deren Hinterbfiebene, Bitwen, 
Barfen, 421; Ruhegehatt, 420; Umzugs: 
toften, 419; "Disziplinarverfahren, 426. 
Emsinmente, en bei Feft- 
fegung der Penfion, 490, 
un Sianoahl, 127; Einladung zu 
derf., 129. 
Entbindung, Enthebung von Neıntern, 536. 
Entferunng, aus dent Amte, 552, 556, 559. 
Entlafung, aus dem Amte, 564. 
Entlahung, der ftädtifchen Rechnungen, 525. 
Erbbanregt, Veräußerung uud Beſtellung 
desfelben, 
Erhpadt, Erbpahts-Ranon, 205. 
Erbreigt dev Armenanftalten, 266. 





Sachregiſter. 


Etgãnmug⸗· u. Erfakmahlen, zur Stadtv.- 
Ser, — — —2 144, 
5. 


Ergäuzungsfieuer, 83. 

Erneneraugsiheine, 208. 

Grfahmahlen, 113, 145. 

Erwerbsgelelfgaften, Wahlrecht zur Stadt» 

verordn.-Berf., 58. 

Grweiternugsmahlen, zur Stadtv.-Berf. 77. 

Li! Begriff, Feftftellung durch die 
Stadtv., 515, 517. 

—X&X 51 

Etatsäberfäreitungen, 520. 

Ezehutien, |. amangwvolffedung. 

Expebienten, 346. 











F. 
Suhrihen, Wegebau - Präzipualleiftungen, 
1 


Eabrikwiertel, 72. 
Sahläulen, Gebühren, 304. 
[1 Namens-Stempel, 371, 586. 
) Begriff der, 523. 
iger, ſervisberechtigte Militärperfon, 


ich, ſtädtiſch, 12. 

der Stadtv., 180. 

igshlagen, bei Gehaltsanſprüchen, 
456; Verfahren bei der Ziwangsetatifie- 
rung, 546. 

renerlsfi u, Dienfte, 229, 591. 
& —*— —* Beauffichtigung Gebühren 
ir, 31 
















EZifgereiregte, 190; -Polizei, 431. 

Eishus, Teilnahme an den Stadtverordn.⸗ 
Wablen, 59. 

Ziehen, 7. . u 

Eeifä, tauglich), bedingt tauglich, minder» 
wertig, 276. 

Fleiſtbejthau, Unterjuhung, 273. 

Ziudtlinien, n 

Ziurbüger, 14. — 

klãe, fommunale Zugehörigfeit, 14. 

Fürmligkeiten, bei Wahlen, deren Be- 
deutung, 18; 

Zorenfen, Begriff, 37, 45; Benutung von 
Gemeindeanftalten, 37;_ Pflicht zur 
Tragung der Gemeindelaften; 35; Haben 
nicht dag Bürgerredit, 45; Aufnahme in 
die Wählerlifte, 58; zahlen fein Rürger» 
vehtsgeld, 221; Wahlrecht in Stadt- 
gemeinden, 58. 











601 


Zerkheamte, Zivilverforgung derſ., 352; 
Anftellung derfelben, Ba ar " ’ 
Zorken, Königl., ſtehen den Gutsbezirken 
gleih, 17; Gemeindeforften, 231. 
ferkuerfi rhnnssherchtighe, 352, 498. 
forvermalter, 232. 
rtbiläungsfänlen, Sandiverter, 245, 407 ; 
ländliche, 407. 







ien, haben nicht das Bürgerrecht, 44. 
jügigkeit, Gel. über, 32. 
sänke, 277. 
fen, für Beſchwerden bei den Auf- 
fichtsbehörben, 541; wegen Offenlegung 
der Wählerlifte, 106. 
Zriebensübungen, Unterftügung der Fami- 
lien von Mannſchaften, 458. 
Fürfergeerziehung, Minderjäßriger, 397. 


6. 


Garnifen, Ouartierleiftung in, 454. 

Gasankalten, Gemeindeanftalten, 270, 38; 
Betrieb als Haudelsgewerbe, 271; Di- 
veftor, 325. 

Gakwirte, nicht Bürgermeifter, 143. 

Gebäude, frei von Duartierleiftungen, 454. 

Gehänbehener, Berant. u. Erhebung, 452. 

Gebühren, Begriff für Benugung von 
Semeindeanfttten, 305; Verwaltungs-, 

10 


Spalt, der Mitglieder des Magiſtrats, 
71, 474; der fädt. Beamten, 475; 
der Boligeibeamten, 478; rechtliche Natur 
des Gehafts, 481; Zeitpunft der Ent- 
ftehung des Anfpruche, 433, 484; bei Be- 
urloubungen, 484; zum Militärdienft 
einberufener Beamten, 485; der im 
Gemeindedienft angeftellten Militär 
invaliden, 361; Entziehung, 484; Biänd- 
barfeit, 482; Uebertragbarteit, 482; 
Aufrechnung, 482; Verjährung, 482; 
Defteuerung, 483; eftfegung durch die 
Auffihtsbehörbe, 474, 477; penfions- 
fähiges, 490, 496; Zeitpunkt der Zah- 
itigfeiten über Gehalts- 








T: . 

Geheime Abftimmung, 43; Sigung der 
Stadtv., 175. 

Gehilfen, eines Gewerbetreibenden, 48; 
im Sinne des Iuvalidenverfiherungs- 
Geſ. 8514. 

Geißeshranke, Koſten für Unterbringung 
gewmeingefährficher, 436, 438. 

Geiklige, Begriff, 97; tönuen nicht Etadt- 
verordnete fein, 96; nicht Mitglieder 
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des Magiſtrats, 141; Befreiung von 
Einzugs- und Pürgerredtgeld, 220, 
22%; wohl aber Mitglieder der Bere 
waltungsdeputationen, 390; insbefondere 
der Armendep., 397; der Schuldep., 401. 
Häbufe, als Ordnungsftrafen, 376, 556, 
5 Fenfegung und Berhängung gegen 
Magiſiratsmitglieder, 378; gegen Mit- 
glieder der Verwaitungsdeputationen, 
; gegen Gemeindebeamte, 376, 378. 





m, Androfung und Verhängung 
ch ie Pouzeibehorde 40, in Polizei· 

Verordnungen, 467. 

Gemeinden, Stellung derſ. im Staats- 
organismus, 60; Anfgaben derf., 66; als 
torperation, 60; Erefution gegen dief., 
216; Streitigfeit über die Siaenfgft 
einer Crtfhajt ale folder, 7. 

Grmeindenbgaben, Arten nad) der Städte 

Zerteilung durd den 

giftcat, 371; Neitragepflicht zu dene 
felben, 35, 41; Belhlußfaffung über 
Sufbringung derf., 223; Beitreibung, 
>21; 
Subhaftationsverfahren, ; färfere 
Heranziehung wegen Nichtübernahme 
umbefoldeter Yemter, 532. 

Gemeindeänter, Recht zur Bekleidung, 43; 
Berluft, 55: Verpflichtung zur leber- 

Ablehnung und Nieder» 














nahme, 
Tegung, 5% 
—88 geh; igket, 26. 


Gemeindeangelegenheiten, 


Begriff, 66; 
joweit darüber die Stadt 


xordüeten zu 











befchfießen haben, 152, 1; 
Grmeindeankalten, Vearif, 264; 
polizeiliche, 39, 2 öffenttiche, 38, 





64; Berechtigung zu deren Venngung, 

; Bivang zu deren Hemutung, 40: 
Beauifü htiguug, 264; Gebühren für 
die Yenngung, 304; Streit über die 
Pemuguug, +; Verwanung derf. 
264; private Semeinde-Anftatten, ; 
Zeſchwerde über das Recht zur Mit- 
beuutzung, 36, 41. 

Grmeindeacheiten, 228, 255. 

ben, Auweiſung, 299; Aufe 

















nahme in den Etat, 517; Leiſtung ſolcher 


über dein Gtat 
Gemeindebramte, 


; Auntsverfchwiegenheit, 
3; Dienftvergehen, 552: 

, 331; Vefolduugen, 471; 

Venfion, 487; Nautionen, 338; Litel; 

340; Verantworilichteit, Regreßpflicht, 








Vorrechte im Kont: fe und im. 






: Gemeindenermögen, 


Saqregiſter. 


342; Haftpflicht der Stadtgemeinde für 
deren Handlungen, 63, 343; Nicht 
wählbar als Stadtu., 96, 97; als Mag 
ſtraismitgliedet, 141; Anfellung, 326; 
327; Veauffihtigung, 342; Oualifita- 
tion derf., 326; Cinteilung, Dienfeid, 
339; Yenefaubung, 341; Sebenämter 
umd „etenbejääfigung, 340. 

Gemeindebehärde, GB. 

jebefhlüfe, 69. 

Gemeinhebrjicke, der Städte, 13; Grenzen, 
Bildung derj., 8, 12, 1; Umfang des 
Mädt., 12; Geichloffenheit desf., 14; 
Veränderung desſ. 8,17; Auseinander- 
fegung dabei, 11, 1. ; Selanntmachung 
derf., 9, 26; Streitigfeiten über, 11, 22. 

Gemeindedient, auswärtiger, Nichtantedh- 
nung bei der Penfion, 497; Ge 
halt aus bdemfelben, 485. 

5; Verteilung der Ge- 

















72, 





Gemeindedienke, 225; 





nicht Mitglied 


mer, 32 

des Magiftrats, u; Uebertragung der 
Gefchäfte an den Kämmerer, 321. 

Gemrindefsrkbeamie, 232, 334, 

Gemeindegliederuermögen, |. 
mögen. 











Bürgerver ⸗ 


Erwerb, 
Verw., 181, 

: öfientliche ie 
legung, 53 EM Fenfefung, 517; Ueber- 
ſchreitun⸗ 


Gemeindelahen, * Feitmaßme an  folden 
Seitens der Einwohner, 35; Seitens 
der Forenjen, 35; der juriftiichen Per- 
fonen, 3 

Gemeindennäungen, Deränderungen im 
Genuſſe derſ. 204, 216; Streit über 

184; Cintaufsgeld für die Teit- 
nahme an, 219. 

Geweindeorkuungen, +. 

Gemeinderegunng, Yeguug, Feſtſtellung, 

Grmrinbehatnten, 69. 

Gemeindehenern, indirekte, Direkte, Bi 

Gremeindehener, Ordnungen, 223, 7: 

Gemeindennterbeamte, 326; nicht &t idt⸗ 
verordnete, 9, 97; nicht Mitglieder 
des Magiftrate, 141; Zivilverforgunge- 
Veredtigung, 344; Ordmmugsittafen, 


378, 

Begriff, 181; Ber 
Shlußfafiung über die Venuhung deei., 
182, 183; Streit über das Recht zur 
Teilnahme, 184; Arten desj., 189; Ju- 
ftändigfeit des Magiftrats und der 
Stadto.- Berl. zur Veſchiußfaſſung über 


61; 










Ber- 





























Sachregiſter. 60 


dasſelbe, 182, 183; allgemeine Grund- 
füge über Verwaltung des G. 182; 
Veräußerung des unbeweglichen, 204; 
Umwandfung in Privatvermögen, 185; 
Verwaltung des ©., 182, 320. 

ii md, Toflegiatifcher und nicht 
er, 67, 580. 
ige und Privatanftalten, 38, 264. 
dungen, 230; deren Beräuße- 








Gemeinheitsteil Veränderungen ber 
©renzen bei ©., 26; Verwandlung des 
Gemeindevermögens bei der ©., 185. 

Gemeindemege, 190; Wegebaupflicht, 195. 

Gemengelage, 14. 

Gendbarmerie, Gemeindebeftenerung, Ger 
meindezugehörigleit, 28. 

Genehmigung, von Gemeindebeſchlüſſen, 
204; Milkepweigenee, 205; von Stadt · 

verordn.-Beihlüffen durch den Magie 

ftrat, 160, 259. 

Geusfenfgnften, gerverbliche, bei Einteilung 

der ftinmfähigen Bürger, 69. 

eingetragene, nicht wahl- 









Gerehtfame, Veräußerung, 





Geriätlige Polijei, Hilfebeamte der, 442. 
Geridle der Stadtgemeinde, 65. 
Gefhäfts: beim Magiftrat, 3 





bei den Depntationen, 391; üerein 
fadhung desf., 583. 

Gehhältsnerhehr, dev Behörden, Grundzüge 
über denf., 584. 

Gefehfgaften, beihränfter Haftung, nicht 
wahlberehtigt, 58. 

Gefelfiägnften, ftille, nicht wahlberechtigt, 58. 

Gelhäftssrhnungen, der Stadtverordneten- 
Berfammlung, 178; Inhalt derielben, 
179; Zuwiderhandiungen gegen diei., 
178, 179; des Magiftrats, 379; der 
Deputationen, 391. 

Gefehe, deren Berhältnie zur StO., 3, 4. 

Grfehentwärfe, betr. Aufbringung der 
Semeindeabgaben, 41, 42. 

Gefchlammlung, Halten derjelben durch den 
Magiftrat, 258. 

Geithts· Verlegung, 
ichlüffen, 2 





Yeanflandung von Be- 
, 542, 372. 


393; Gefhäite- 
7. 









ö 
Gewerbe, bejähigt zum 
Bürgerredhtseriwerb, 45, 47; Begriff des 
Rehenden Gewerbes, 48. 
Gewerbegerichte, 247. 





GSewerbehener, ſtaatliche, Veranlagung 
und Erhebung derfelben durd) die Bes 
meinden, 452. 

Gewerhehteitfahen, 248. 

Sengehetreibendt, Vürgerrechtserwerb, 43, 


Genen 
72, 
Ser je Unternehmungen der Gem., 


6 iheitsreht, Gewohnheiten, 3. 

Gundenbezäge, :Monat, Quartal, der Ge⸗ 
meindebeamten, 489, 505; der Elemen- 
tarſchullehrer, 428. 

Grabehen, (Gräber), Gebühren für Her- 
Nellung nd Pflege, 268, 305; Polizeie 
Berordin. betr. Pilege von, 268. 

Gratifikatisnen, bei der Berechnung der 
Benfion, 497, 490. 

Grenzen, Veränderung der G., 8 u. fi; 
Streitigteiten über die ©. der Ger 
meinden, 11, 22. 

Grumdbuäblatt, Antegung für ſtädtiſche 
Grundft., 218. ® 

Grunddienkbarkeit, Veräußerung, 205. 

Gruudgehalt, 416, 478. 

Grundkener, Veranfagung und Erhebung 
derf. duch) die Gemeinden, 452; Ane 
rechuung bei der Bildung der Mahl 
abteifuugen, 83. 

Grundkühe, ertvagsjähige und zu einem 
öffentlichen Gebraudje oder Dienft ber 
finmte hinfihtlich der Gemeindeab- 
gaben, 35; Ju u. Erfommmunalifierung, 
8; Beräußerung, 204, 205; Ver 
pachtung, 182; Zugehörigkeit zur Stadt, 
13; fonmunalfteie, 17, 23; Dinfigtlid) 
der Einquartieruug, 489. 

Gruudlühsieilnngen, Verteilung der Öffent- 
lichen Laften bei denf., 372. 

Grundküds » Verãuhernug, Beurkundung 
durch flädtiiche Beantte, 308. 

Grundzüge, für den Geſchäftsverkehr der 
Behörden, 5%. 

Gruppen, Einteilung der Wähler zum 
Zwede der Stimmabgabe, 90, 94. 

Gutobeziche, Vegriff, 16; Vereinigung mit 
einem Gemeindebezirk, 8; desgl. mit 
Städten [a Polizetbezirken, 15; Aufe 
Töfung, 16, 10; Abtrennung einzelner 
Zeile, 17, 10; Streitigfeiten über die 
Grenzen, 11; Vereinigung mit anderen 
Gemeinden, 10, 18. 

Gymnafien, Wahl der Lehrer zu Stadtv., 
98; nicht zu Dagiftratsmitgliedern, 142. 





ige Angelegenheiten, Ortsftatuten, 
40. 
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H. 


Zaſtapolijti. 434. 
af, geittihe, Einfluß auf das Bürger» 
t, 


Seftbarkeit! 3 ſtadt. Beamten wegen 
ihrer Amtshandlungen, 342; der Magi- 
fratemitglieder, 875; der Stabtger 
menden für Verihulden ihrer Organe, 


Halbbrüder, zugleich Stabto., 100. 

EL 225, 226. 

er, 461, Beiträge, 461. 

Handelsregißer, Gintragungepflücht der 
Gemeinden in das, 269. 

Hambelsrigter, wählbar zum Stadtver« 
ordnete, %; zum Magiftratsmitglied, 





Handwerker Fortbildungsſchulen, 245. 
Handwerkskammer, 461; Beiträge, 461. 
Hauobeſih, beim Bürgerrechtserwerb, 43, 

Bent der Wahl zum Stadtverorbneten, 
1 





95, 116. 
Hausbeſiher, die Hälfte der Stabtverord- | 
eten müffen — fein, 93; CErgänzum 
der Zahl bei den Stadtv.-Wahlen, 116, 
128; Erwerb des Bürgerrechte, 43, 46, 
Henskinder, Anrehmung von Steuer- 
zahlungen, 43, 51. 
Hunslehrer, 406. 
Haushaltselat der Städte, 
duch) die Stadtv.-Berf., 517; 
516; Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
Mag. u. Stadtv. wegen des H. 518; 
Eimwirtung der Auffichtsbehörde auf 
den &., 519, 52%. 
Hanfiergewerbefener, Nichtanrechnung bei 
Bildung der Wahlabteilungen, 83. 
Hausland, eigener, 43, 51. 
Huushanbsgeld, 269. 












Vertretung der Städte im 


g bei Bränden, 229, 591. 

jshaflen, gewerbliche, 252. 

Hinterblichene, Familie der Lehrer, 
der ftädt. Beamten, Verſorgung, 505. 

Hohenzollerufge Gem. Ord., 5. 

Holsuugen, Geiet betr. die Verwaltuung der 

Gemeinden zc. gehörigen, 280, 









nicht wählbar zu Stadto., 99; nidjt 
zum Magiftrat, 141. 
Hülungsregie, ftädtiiche, 153, 194. 





Gebühren für Benugung, ; 





fobeamte, der Staatsanwaltſchaft, 441; 


Sachregiſter. 


J. 


tung einer ſtädtiſchen, 189. 
meinfhaftliche, 189, 593. 
en 189. 


Kr as. Verwaltung, 428. 
Seh, Legung und Revifion, 
rüi fung, tl 
der, 5 


(aftung und Feſtſtellung 





tRäbte, 
—— "Veräußerung folder der 
Stadtgemeinde, 204. 
Iupfäcde, Anftellung und Remuneration, 
9. 


mpfbezicke, Bildung, 39. 
Impffheine, Soften und Gebühren, 394. 
indirekte Steuern fommen bei der zitung 
der Wahfabt. nicht zur Anrechnung, 88. 
Infsrmatsrifge, Beichäftigung, 361. 
Jupaberpagiere, Ausgabe derfelben bei 
leihen der Stadtgemeinde, 208, 83. 
Umfgreibung auf den Namen des In - 
habers, 209. 
173 2. Magiftrats und der Stadtv.- 


— Auffohtereht des Magi- 
iiber di 
Infruktion für ee Siodtmagifträte, 379; 
für die Gemeindebeamten, 342. 
Iuterefentenuermögen, 181, 186; Jnſtrut · 
onen zur Gefdäftsführung der Stadto., 
N. 


Interefentollifion bei den Etadtv., 173; 
Magiftratsmitglicdern, 373, 375. 

3 allen, Befegung von Im indeämtern, 

44; Wenfionen derf., 5. 

enlen, 256, rn ir 

uualititätsveifhernng, Geſ. betr., 25; 

| _ Rädtifcher Bedienfteten, 514. 

3 zur Kontrolle des Geicäftsbe- 

'_triebes, 380. 

jäbifhe Säulen, 413, 406, 

m als Mitglieder der Scjuldeputation, 


Zurikiike Yerfonen, 58; juriſtiſche Berfonen 
haben nicht das Bürgerrecht, 44; Wahl- 
recht berfelben, 57, 58; Borausfegung 
des Wahirechts bei denfelben, 59; Auf 
nahme im die Wählerlifte, 83; Aus- 

ng der Stadbtv.-Wahl durch Bevoll. 

mädhtigte, 122; nicht bereditigt aus 

Mitbenugung der Gemeindeanftalten, 37. 

| Iukühsheit, Verhältnis der Städte zu der- 

felben, 459. 
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. 


Kümmereiderf, «Gut, 14. 

Kümmereivermögen, 181; Verwendung bes- 
felben, 182. 

Kümmereifgulden, hypothelariſche Ein- 
tragung, 208. 

Kümmerer, 139; befoldetes Magiftratsmit- 
glied zugleich Gemeindeeinnehmer, 321; 
Gefchäftsbereih desi., 387. 

hühren, 303, 306, 308, 309, 310, 

isn, 270, Anſchluß an durch Pol.⸗ 
Berordn., 71; nicht Orteftatut, 71; Vei⸗ 
träge, 315. 

Bautonnements, Ouartierleiftung, 453. 

nicht wählbar zum Stadtv., 983. 

ienf, Beſetzung der Stellen im, 


endefekte, 1. Defette. 
Bee — 


en, 301. 
ſtaͤdtiſches, Verwaltung, 300. 
r, für Verteilung der Ouartiere 
feiftungen, 455. 
janfmaunseigenfgaft, der Stadtg., 269. 
jaufmanusgerite, 251. 
jautisuen, der Gemeindebeamten, 321, 
338. 
jete, Amtsfette der Bürgermeifter 2c., 151. 
jimder, Anrechnung in Steuerzahlungen, 
Einfommen beim Birgerredtserwerb, 



















13, 51. 
Kirden, PBatronatsrecht über die, 257. 
Rirgenban, Laft, 6, 257. 

Kirgendiener, nicht wählbar zu Stadt- 
verordneten, 96, 98; Magiftratsmit- 
‚gliedern, 141. . 

Kirgenkafeu-Kendanten, nicht wählbar zu 

'tadtv., 98, 268. 

Blage, der Beamten wegen vermögende 
rechtl. Ctreitigteiten, 473, 485, ; 
betr. Augeinanderf. bei Veränderung der 
Stadtbezickögrenzen, 11, 22; Ckeit 
über beftehende Grenzen, 11, 12, 22; 
Befig oder Verluſt des Bürgerrechts, 
44, 52; die Richtigteit der Gemeinde» 
mähferifte, 107; die @ültigfeit der 
Stadiv..Wahlen, 131; Ablehnung oder 
Niederlegung von Aemtern, 532; Nach- 
teife, welche gegen Gemeindemitgl. wegen 
Nichterfüllung ihrer Pflichten, 532; 
Strafen wegen Züwiderhaudlung gegen 
die Geihäftsordn., 178; Beanftandungs- 
fälle, 258; Diitbenugung von Gemeinde» 
anftalten, 37, 40, und Teilnahme an den 
Nugungen des Gemeindevermögens, 
184; Zwangsetatiſierung, 54. 
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Alafenkener, Entrihtung derſelben als 
Bedingung des Vggerrichteerwerbes, 43. 

Hleinbahuen, 192, 297. 

Andeyernent, 383. 

Bönig, Genehmigung des K. bei Einge- 
meindungen, 8, 10, 18; zu Neubildungen 
und Auflöfung von Gemeinden, 8, 10, 

18; gu Bereinigung u. Umwandfungen 

von Landgemeinden, 10, 18; Beftätigung 
der Bürgermeifter und Beigeord., 148; 
Ermägtigung zur Ausftellung von 
Stadtobligationen, 208. 

Kinigl. gaus, Mitglieder des. find nicht 
Einwohner der Stadtgemeinde, 28. 
jönigl. Yersrbunugen, 2. 
jagt rfaflung, in den Stadtgemein- 


1, ee Magiftrats, Haftbarteit, 375. 
tgefelfäeten, auf Atien, Wehl 


ve B 

Kemwißarifge Verwaltung der Stelle eines 
Meagiftratsmitgliedes, 150; Koften deri., 
150; der Gefchäfte der Stadtverordneten- 
Verfammlung, 551. 

Kommiffisuen, gemeinichaftliche des Magie 
ſtrats und der Ötadtverordneten.VBer- 
fammlung, 169; Bernvaltungs- Kom · 
miffionen, 388, 390. 
jomunualahgaben-Gef., 42. 
jsmmunelami, Ausübung als Nebenamt, 


322, 38 
Sommunalbenmte, Begriff, 97, 323; be» 
foldete dürfen nicht Mitglieder der 
Stadtv. und des Mogifrate fein, 98; 
Gehaltszahlung, Anftel ung, 326; Kom · 
munalbeamten-Gef., 322, 472, 488, 578. 
jommuualfteie, Gtundftüde, 8, 17, 28, 
enmunelfänlen, Umwandlung in jolhe, 











suwuni atisnsahgaben, 200, 310. 
empeltn), der Stadtverordneten und des 
1 nagifate, 152; Streitigkeiten beider, 


Ronfefhisusfänlen, 406. I 

Roufikt, Erhebung desjelben bei gericht» 
lichen „erielgungen wegen Amte- und 
Dienfivergehen, 343. 

jonkurs, Einfluß desjelben auf das Bürger» 

t, 57; Borrechte der Gemeindeabg. 

3; Einfluß auf Gehaltszahlung, 


ir, der Runftdentmäler, 206. 
ent, Berlehr der Sparkaffen, 290. 
jontrellißen, bei der Stadtv.-Wahl, 123. 
nirslteht, ber Stadtverorbneten-Ber- 
ſammlung, 163. 
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Ronvertierung won Anleihen, 209. 
Korperatiousteigte, der Stadtgemeinde, 60. 

Auspurationsvermögen, 181-186. 
der Steuer: Veranlagung und Er- 
hing 2c., 452; der Polizeiverwaltung, 


, Wahlrecht, 52. 
fer, Befreiung von Cinquar- 
tierung, 452; Gemeindeanftalten, 266; 
Gebühren für Benugung, 304, 507. 
Rrankheit, andauernde, bejveit von der 
Uebernahme eines unbefofdeten Ge 
meindeamtes, 532; Gehaltszahlung bei, 














Rrankennerfigerung, der Arbeiter, 2 
fädtiichen Yenmten, 511. 
Kredilieren, Beſugnis des Magiftrats zum, 

1 


; der 






mb, Stellung zu den Städten, 


9— Dienſtſtellung bei der Geſuud- 
heits· Kommiſſion, 3 

Kreife, Verhältnis der Städte zum, 43; 
Ausiheiven großer Städte aus denf., 
45; Rechte und Pflichten der Städte 
gegen den Kreis, 447; Vertretung derf., 
49; als Wahffreife zum Provinzial« 
laudtage, 

Greisahgahen, — Verteilung 
und Aufbringung, 4- 

Kreishäufer, bei der Vrgeinanderjegung 
zwifchen Sand- und Stadtkreis, 447. 
Areisdepnliecter, ſekretär, nicht wählbar 

Stadiv., 99. 
jemern, Aurechnung bei Bildung der 
ähferadt., 83; Veitragepflicht, 47. 
Kreistag, Vertretung der Städte auf dem- 
jelben, 449: Anhörung bei Eingemein- 


Wahl, 49. 
1, Gefeg betr. die, ac.. 457, 
gen, in Schlahthäufern, 273, 282. 
, Anfrelung der Nädt. Beamten 
3, 34, 3375 der Yehrer, 425. 
Küfer, nicht wählbar zum Stadtv., 98. 
enhmäler, Erhaltung derfelben, 206. 
&urlazen, 320. 









































Lagerbüder, 571. 
Sand: a. forhmirtihaftlige B Getriebe, Unfall 
u. Krankenverfiherunge-&ef., 24, 24. 
Landespolijeibehärde, +31. 
Sandesuerwaltung, allgemeine Wahrueh- 
mung der Geſchäſfte. durch Magiftrat 
bezw. durch Stadtausihuß, 238. 
dgemeinden, Annahme der StO., 6. 
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Sanigemeinde-Ordn., ihre Beſtimmungen 
über Gemeindegrenzen, 9; Grenzen, Anf- 
föfung, 8, 9, 10; Bereinigung mit 
andern, 10. 

Lanıhaı 






99; nicht Diagiftratemitglied, 141; 
als Kreiepofigeibehörde, 432, 448, 541; 
ale Hilje-Crgan der Regierung in 
ſiadt Gemeindeangelegenheiten, 54 
Verhältuis zu den Städten des Kreifes, 
448; and) in Schulangelegenheiten, 404 
führt Aufficht über die tädtifche Pol 
432, 448; erläßt Nolizeiverorn. für 
die Städte, 469; ift befugt, Ordnungs- 
frafen zu verhängen gegen Bürg: 
meifter, 553, 557. 

Zanikraken, Gemeindezugehörigfeit, 14. 

Jam! Ueberuahme von Manpdaten 

x Magiftratsmitglieder, 144. 

Zandweh: er, Unterftügung der zum 
Kriege einberujenen, 58; zu Friedens ⸗ 
übungen, 459. 

Eandwirtigaftskemmer, 462; Beiträge, 462. 

öffentliche, dinglicher Natur, 





























Sauben, Vorlauben, 204. 

Ichensgeit, Anftellung anf, 320, 3: 

Ichrer, Tönnen nicht Magiftratsmitglieder 
fein, 241, 245; Wählbarfeit als — 
verordnete, 96, 98; ſ. Elementar-Schul- 
Tehrer; Befreiung von Bürgerrechtegeld, 
220; gehören micht zu den ° i 
beamten, Aufellung, & 
foldung 416; Verforgung der Sinter- 
bliebenen, 421. 

Schrerbefoldungs-Gel., 416. 

Sehrer-Penfons-Bel., _ 
eheingemgfen, Beauffihtigung, 241, 245. 
ehrpläne der Schulen, 408, 411. 

geihankalten, übte 

Siefernngsy: 

fe, di eigen Burger, 104, 106. 

isn, fädt. Grundftüde, 216. 
T Beſetzun⸗ der Stellen mit 
354. 












* 270. 










dos, Cntiheidung dur daselbe bei 
Wahten der Magiftvatsmitglieder, 14: 
der Stabtverordneten, 127; bei Bildung 
der Mähferabteilungen, 79; beim Aus- 
ſcheiden von Stadiv. 101; der Wahl 
bei Stinmnengleichheit bei Stadtverord.» 
Wahlen, 127. 











Midkenfäulen, 409; höhere, 
Lehrer zu Stadw., 98. 





Wahl der 
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Märkte, 212. 
m , 139; 
und Crtsobrigleit, 235; Bufammen- 
fegung, 139; zahl der Schöffen, 139; 
Amtszeichen, 150; Gefchäfte desfelben, 
235; Zuftimmumg zu den Stadtoere 
ordneten-Befchläffen, 160; Borbereitung 
und Ausführung derjelben, 259; Ber 
anftandung deri., 259; Verwaltung u. 
Zeauffihtigung der Gcneindeanftalten, 
264; Anweifung der Einnahmen und 
Ausgaben, 299; Verwaltung des Stadt- 
eigentumg, 182; Wahrung der Rechte 
der Stadt, 320; Anftellung der Gr- 
meindebeantten, 320, 326; Aufficht über 
dielelden, 320, 342; Aufbervahrung von 
Urkunden und Atten, Bertretung 
der Stadt nad) außen. Inftruftion 
für die Magiſtrate, 379; Initiative des 
Magiftrats, 259; Teilmahıne an den 
ungen der Stadtveroudneten, 167; 
desgl. der Stadtverordn.-Deputationen, 
Beſchlußfähigkeit des agiſtrats. 
; Bufammenberufung, 373; Stim⸗ 
ngteihheit, 372; Abftunmung, aM, 
331; Lorfig uud Yeitung, 379, 3 

Ausſchließung periönlic Inierefierten 





als Gemeindevorftand 





































373, 375, Beranwortlichkeit und Haft« 
v ht der Mitglieder des Magiftrats, 








375 ; Entwerfung des Etats, 515, 517; 
Revifion der Jahresrechnung. 525; 
Führung des Yagerbuchs, 530; Ber 
fugnis zum Progenführung, 320; Abs 








Bl 
mpetenz des Magiſtrats 
tadiverordneten · Ver⸗ 


arenzung der Si 
gegenüber der 
fanmlung, 155; 
Sitzungen des Magiftrats 
Siadtverordneten · Verſammlung, 169; 
zur Wahl der ftädt. Nreistagd- und 
‚Provinziallandtags-Abgeordneten, 169; 
ſiſtellung der Wabl- u. Abftimmungs- 
irte bei den Stadtv.-Wahlen, 90; 
Führung und Berichtigung der Wähler: 
liften, 104, 105: Cinladung zur den 
Stadtm.-Wahlen, 117; Einführung ınıd 
Serflichtung der Stabtv., 122, 123. 
Mlusikrele äfeharen, 14. 






und der 















Veanftandung, 






Magifiratsmitglieder, Wählbarteit, 
3abi 139; Uebernahme von 
Ämtern und Bei ungen, 143; von 
Vormundihaften, 144; von Auffichts- 
vatejtellen 1445 Wahlperiode, 144; 
Ausiceiden und Eriab, 144; ali⸗ 
fitation, 143; Wahl, 147; Peftä gung, 
148; Rommifjariiche Verwaltung der 


141; 











Gemeinſchaftliche 


Neben» ; Mil 


n Minderjährige, Für 


. Miteigentum, 
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Stelle derfelben, 150; Beurlaubung, 
377, 885; Vefoldungen, 147, 475; Br» 
fallungen, 150; Einführung, Dienfteid, 
151; Titel, 139; Penfionierung, 487, 
489; freirvilfige Niederfegung, 146; Dis- 
sipfinierung, 652, 378. 

Magifraisrat, Titel, 341. 

Al un Shlagtfteuerpflichtige Stadt, 


abfohute, sei der Wahl, 147. 


—* 


tet, 242, 243. 
43. 






Markikandsı 9 
desfelben, 283. 
Marktwerkhr, Regelung detſelben, 212, 


Maner, Stadt», 189, 206. 
Meqauniſche Dienftleiftungen, 320, 
33 


te, 6. 
suersiichenheiten, zwiſchen Das 
at amd Stadtverorbneten, 160; 
Wiſchen Bürgermeifter und Magiftrat, 
372 
it Beſtimmungen über die 
Beſetzung ftädtiicher Stellen, 345, 351; 
Beqrifl, 345 Stellenbewerbung, 
formatorifche Belpäftigung,461; 
robedienft, 361; Anrechnung der pen: 
— — Dienfigeit, 493. 





Geſetz betr. Erhebung 





323, 














Mi 
Lenfionierung, 493. 


Sale der Städte zu 


Militärhoheit, 





Militärinvaliden, Verforgungsanfprüch 
bei Beſetzung von Beamtenftelfen, 
; Penfionen derfelben, 493, 
tperfonen, d. aftiven Dienfftandes, 
als Angehörige der Stadtgemeinde, 27, 
28; inil-Berforgung derjelben, 353, 












iroerwaltung, Mitwirkung der Städte 
bei def, 452. 








jorgeerzichung, 397. 
Minifter des Innern, Beſchwerde- ud Auf⸗ 
fihtsinftanz, 533, 542; allgemeine Be— 
fÄhverdeinftang bei Eingemeindungen, 8. 
itbefiber, Bürgerrecht derjelben, 47, 95. 
eines Wobnhaufes hinficht: 
lich des Bürgerrechtserwerbs, 47, 95; 
als Hausbefiger, 95. 
Minikerial:Relhripte, Erlaſſe 2. 
Mittelläule, 405, 413; Lehrer wählbar 
zu Stadtv., 98. 
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jündeligerheit, der Forderungen gegen 
an 286, 288; der Stahtame 
leihen, 212. 
Malen, Befreiung don Einquartierung, 


Mu errelen, der Katafterämter, 14. 


N. 


— Nahtwachdienfte, 228. 
Iahrungsmittel, öffentliche Anftalt zur 
Unterfuhung von, 3%. 

jaturaldienke, 226. 

iaturalleikungen, Gefet betr. die Naturale 
Teiftungen fir die bewaffnete Macht im 

rieden, 457. 

iralguartier, 458. 

jaturalverpflegung, 457. 

jebenamt, Nebengeſchäfte, Uebernahme 
desfefben durch Dagiftratsmitglieder, 
143; Seitens der Gemeindebeamten, 
340; als Kommunalamt, 322, 330; bei 
Penfionierungen, 497. 
Nenanzichende, Abweifung, 32; Heran- 
sicfung zu den Gemeindelaften, 34. 
Kai Verwaltungsgebühren, 310. 





liederlafung, 32, 29. 

ieberlegung, von Aeintern, freiwillige 

der Wagittatsmitglieder, 146; dor- 
zeitige von Gemeindeämtern, 537, 535. 

Miekkrand, eines Haufes beim Blrger- 
rechtserwerb, 46. 

Aermalbehungs-Eidl, in Stabtgemeinden, 








Moter, feine Genehmigung zum Eintritt 
in die Stadw.Verſ., 3, 100. 


0. 


Oberbürgermeißer, Titel, 139. 

Obrrfärker, 325, 232, 34 

Gberprahident, zuftändig in Eingemein⸗ 
dungsangelegenheiten, 9; Auffichts · In⸗ 
anz in flädt. Angelegenheiten, 838, 
542; für Berlin 538. 

Oberuerwaltungsgeriht, 538; als Dis- 
ziplinarhof-Senat, 562; zuftändig bei 
Rechtsftreit wegen Beanſiandung von 
Gemeindebeſchluͤſſen, bei Zwangsetati- 
ferungen, 542, 544. 

Obrigkeit der Stadt, 237. 

Obrigheitlich 








eitlie, Sunktionen des Magiſtrats, 

273, 239, 323. 
Opfern, ; in Betreff der Bürger 
ige, 200; der Straßenreinigung, 197. 


Geffentliheo Interefe, bei Bezirksver- 
änderungen, bei Bildung von Gemeinder 
verbänden, 10, 18; bei Beanftandung 
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von Gemeindebeſchlüſſen, 261; bei 
wangsetatiſierungen, 545. 
Gehentliges Recht der Städte, 2. 
Gefentligkeit, der Sigungen der Stadte 
verordneten, 175. 

— der Wäblerlifte, 106. 
Offiziere, Verleihung von den den Diili 
anmärtern vorbehaltenen Stellen, 
Grhuungsfrafen, 552, 556; gegen Bürgers 

meifter und Nagiftratsmitglieber, gegen 
ſtädtiſche Gemeindebeamte, 376, 552, 
556, 558; gegen Stabtverordneten-Bor« 
eher 177, 189; gegen Deputations« 
mitglieder, 389; Jeſtſetzung von T. 
u die Geichäftsorbn. der Stadtv., 
gumit, nicht wählbar zum Stabto., 98. 
Grisarmennerkäude, Gemeinden als foldhe, 
397; bei Bezirkaveräuderungen, 20, 
Grtshezicke, Einteilung größerer Städte 
in folde, 427. 
Ortskraukenkaflen, 253. 
Grifaften, Stadtgemeinden können aus 
mehreren Crifchaften beftchen, 12,90, 94; 
Eigenihaft deri. als Städte, 45; im 
Bufammenhange gebaut, 12. 
Nieibehänne, in Stabtgemeinden, 


429, 

GOriskainten, in Stabtgemeinden, 69, 
haben Gefegestraft, 70; folge, weiche 
das Bürgerrecht an einen beftimmten 
Steuerfag fnüpfen, 49, 69; Beftätigung, 
69, 74; Abänderung, 76; Aufhebung, 
76; Beröffentlihung, 75; Strafvor- 
ſchriften in denfelben, 74; rüdwirtende 
Kraft, 75; über gewerbliche Angelegen- 
heiten, 72; über die Bildung von Wähler» 
abteifungen, 82, 88; bei Anftellung von 
Beamten ber ftädtifchen Betriebsverwalt., 
334; bei Abweichung Lebenslänglicher, 
333} bei der Befoldungsfeftfegung, 472, 
473, 477; der Penfionen, 491, 492, 
Fr der Hinterbliebenen Berforgung, 


Ortokenererheber, nicht wahlbar zum Stadt» 
verordneten, 97. 




















P. 


jarteifähigheit, der Stabtgemeinden, 65. 
Irannisreht, des Magiftrats über 
v en ET, auf A & 
Jaffiuuermögen, Kreischauſſeen gehören nicht 
dazu, us 47. 
Yenfon, der Bürgermeifter u. Magiſtrats - 
mitglieder, 487, 489; bei deren Nicht» 
wiederwahl, 491; Verzicht auf die Penf., 


Sachregiſter. 


aan 491; der fonftigen ftädt. Beainten, 
487, 491; — — 416, 487, 488 
Berechnung derfelben, 490, 492; er 
ſcheidung des Begirt3nusichuffes, 473; 
Streitigkeiten über Anfprüde auf Ben: 
fion, 473, 501; Rechtsweg. 473, 501; 
Vefchlagnahme derjelben, 499; Wegfall 
und Ruben derjelben, 502; Zahlung 
für den Sterbemonat, 487, 488, 502; 
Wenfion der Dilitärinvaliden, 498, 494; 
Berluft infolge Verurteilung, 504; der 






Lehrer, 420. 

Yenfkionierungsuerfahren, 500. 

Venfonsanfprüge, ſtreitige, 473, 501; 
gorttalt dev, 504; eines fünbbaren 
jeamten, 491. 


Yenkousfähige, Dienftzeit, 492, 494. 
Verfonslarrek, als Diszipfinarftafe, 376, 


556, 558. 

Yerfouenkand, Geſetz betreffend die Beur- 
Tumdung desfelben, 463. 

Verfönlige, Zulagen, 490. 

Yerfänlih interefhere, Stadiw., 173; Dia- 
aitratemigt, 3 376. 

Yelifisnsreht, der Stabto.-Berf., 157, 158. 

Wahlbanten, 206. 

Wändbarheit, des Schalte, 452; der Ben- 
fionen, 28; Witwen⸗ u. Waifentaffen- 


10, izi 305. 





ae. er — 
Plenum, des Magiſtrats, Geſchäfte desf., 





Foliyei, Fan 433; ftäbtiidje, 429, 431; 
Lofal- und Landespolizei, 431, 432; 
gaohfahrter a. Sicherheitspolizei, 433, 
434; 9 ® 441; Wirtungs- 
treis olizei, 483; Aufficht über, 
432; Koften berjelben, 435, Nutungen 
dat, 439; Bivangsmittel polizeiliche, 





Yoligeionmalt, |. Amtsanwalt, 441. 

Velijtiauffihi, des Landrats über die ſtäd⸗ 

he ae 432, 448, 541. 

Yaligeibeamte, fädtifche, Anftellung und 
a ——— Feſtſetzung ihres 
Gehaltes, 440, 478; nicht wählbar zu 
Stadtverorbneten, 9,99; zu Dagiftrats« 
mitgliedern, 141; Uniform, 440; Unber 
Tgoltenheit, 440. 
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Yoligeihoflen, die der örtlichen, 485; ber 
Königl. Polizei 437; unmittelbare und 
mittelbare, 438; ber Landespolizei, 435; 

wangsetatiſierung berf., 547. 

Yolizeilige Yerfüguugen, 440, 466. 

delirlübertrehungen, Straffeftfeg. wegen, 


— en, in Stadtgemeinden, 

deren Publifation, 471. 

Bali, % Beurlaubung berf., 386; 

ermeifter als, 429. 

Yeligeivermultung, Geleg über die, 431; 
in ben Städten, 431, 440; Beftreitung 
der Koften, 435; Einnahmen aus derf., 
439; Ueberwadhjung derfelben durch den 
Sandrat, 432, 440, 41. 

dat, Boftillione, Poftpferde frei von Na- 
turalbienften, 228. 

Yräyipualleikungen, für den Wegebau, 199, 

Prählufiofrik, für Anbringung von Ber 
fohroerden in äbt. Angelegenheiten, 541. 

Yreufe, Sigenfepaft eines folden Be- 
dingung des Bürgerrechte, 43, 45, D4; 
Erwerb und Berluft der Eigenfhaft 
eines Preußen, 45. 

linterricht, Schulen, 406. 

iuatinterefen, der Stadto., 17: 
Magiftratsmitglieder, 373, 375. 

Privatrehtlihe Perhälinife, bei „gen 
und Shgieleneränberu en, 8, 2% ab 
rinileginm, toegen Mrsgabe von Inhaber» 

Ki papieren, Stadtobligationen, AT 

Vrobe, Probedienfleiftung, Anftellung auf 
Probe, 322, 329, 333, 349, 361. 

Vrobejeit Anzehnung bei der Penfio- 
nierung, 495. 

— bei den Stadtw.-Wahlen, 120, 
123, 128, 

Vrotoholführer, der —2 Berl, Al; 
bei Stadtv.-Wahlen, 120. 

Froning, Berhältnis der Gtädte zur Pro- 


Ausihreibung und 
0; bei Bildung der 





ber 








450. 

ei — zu Stabtv., 96; 
—— —— 141; Auffic ſchts- 
inſtanz, 6: 

them, 410. 

t, ber Stabtgemeinben, 320, 366, 
3% gegen Dagfiratsmitglicher, 173. 
Benhfigeng, durch ftädtifche Deputatio- 


Benuffihiget, der Stadtgem., 65; ber 
BE tädtifchen Berwaltungs-Deputationgn, 


39 
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Vechta, durch ſtãdtiſche Deputatio- 


Yrüfungen, der Beamten, 327, 849, 861; 
der Jahresrechnung, 525; gervählter 
Deagiftratsmitglicber, 149. 


17 
Quartisrleikung, Reichsgeſetz betreff. die 
Quartierleiftung für bie bewaffnete 
Macht während des Friedens, 458. 
Quellen, des genbtrehts, 2, 
uittungen, Bolgiehung derf. für Stadt- 
jemeinden, 36 
Quittuugsherten, der Invaliden · Ver⸗ 
fierung, 256. 


R. 


der Sommunalbeanten, 342. 
Batsherr, 13° 

mermeifter, -Daurermeifter, 325. 

ehunugen, Abnahme, Legung, Revifion, 
charge in Stadt tgemeinben, 525. 

Kal wein der Sıadı, 525, 300. 





te, wohlerworbene, 399, 532, 535. 
tsunmalt, als Stadtverordneter, 99; 
Rec Dürgermeifter oder befoldeteg. Ma- 
iNtatsmitglich 143. 
Reitskanirole, dev Beanftandung ber Pol.⸗ 
gemoron., 466; der Zwangsetatifierung, 


hir gegen polizeiliche Berfügungen, 


zu — 525, 516. 
tameg, Suläffigteit dezw. Unqufäfgteit 

in Gemeindefteuerangelegenheiten, 524; 
über ae, ——— über 
vermögensrechtliche Anſpruche der Be⸗ 
amten 473, 4 — ” 

gem, wäl bar als Stabto., 9. 
jegierungsan jait, Beröffentlidung von 

3. -Beränd. 3, 11, %. 

zu ierungsbrjiche, 443. 
egierungs-Prüßdent, Auffichtsbchörde über 
die Städte, 538, 539; als Diszipli— 
behörde gegen Zr; gerne: und ftädt. 
Peamte, 552, 557; BVeltätigung der 
Wahl von „Mogiftrafemitglieem, 148; 
von Gemeindebeamten, 326, 439; ge- 
nehmigt Veräußerung der Sachen von 
Biforifgem oder Kunftwert, 205; Auf 
fiht über Gpartaffen, 297; Ausübung 
der er, 431. 












kai 380. 
—3 in fädtifhen Angelegenheiten, 
Begrefn ige wider Stabtv., 159. 





Sachregiſter. 


Km lit der Gemeindebeamten, 342; 
tabtgemeinde für ihre Beamten, 


Oeuer, 224; für Fleiſchunter ⸗ 





ihsangehörigheit, Geſetz über die Er- 
werbung und Berluft derſelben, 45. 

ei —A 

eithslags · a Sandtagsmandate, Ueber · 
a Mag--Mitglicder, 144. 
l, Koften derielben, 451. 
er ‚Steben, 196. 







einf: 1, 382, 4° 
eifehe ten, Entſchädigung und Reglement, 


füge, 510. 


505. 
Beredinung der Ben- 
490; er Stabto., 472. 
—— 478, 490, 496. 
chen I — taffe, 291. 
ter fügung der Familien 
— 457, 458. J 5 
Relausgaben, Verrechnung. 521. 
Revikon, Rechtsmittel, 487. 
Rigterlige Beamte, nicht Stadtv., 96, 99; 
nicht Deagiftratsmitglieder, 141. 
Fähwirkene Kraft Hat KBC. nicht, 330. 


ae, der Lehrer, 420. 
ugege! 








rltshafen, für Keinen, 420. 
uhen des Würgerrechte, 55, 56. 
uhelaud, Verſetzung in denſelben ftädt. 
Beamte, 487 ; Tehrer, 420; unfreiwillige, 
87, 500, 565, 552; der ber 65 Jahre 
alten Beamten, 49. 


8. 


Zathen, welche —A in Jlorinchen 
oder Kunſtwert haben, 2 

Sunitätsbenntetisnen, 393. 

Shägtiqnitt, 282. j 

Khankwirte, nicht ürgermeifter, 148. 

S4nknirtfänft, Erfaubnis des Betriebes, 


Saab jen, Geſetz betr. die Genehmigung 
u Schenkungen zc. an Korporationen, 
1; der Kr 206. 







Jlahthänfer, Gefet 
ueihließlidh zu 
thanszwang, 

ıthausbennt Rn So, 


3 betr. die Errichtung 
gubender, 271. 


Sadhregifter. 





au nhthefosrhnng, 282. 
—— 2 
un em, Wahlrecht, 52. 
—* auf Straßen, 195, 196. 
Dragiftratemitglieber, 





Hi —5 

Schriftführer, rein. »Berf., Wahl, 167. 

Fl ——— e über, 416, 
niahgaben-feißungen, Etreit * 

—8 t, einen, ' 409, 411; Zwangs · 

a duch die Shulauffiäte- 
behörbe, 412, 413. 

Shulbefuh, 408. 

Säulen, höhere uud nicbere, 405; öffent- 
liche und Privatſchulen, 406; Familien, " 

; Konfeffions- und Simuftanfeufen, 

Mädchenfchulen, 409, 

iouen, 400; Inftruftion vom 

. Juni 1811, 400; Mitglieder, 400; 
Zahl derf., 400; Wirfungstreis, 402, 
405; Beiftliche umd Reltoren als Mit- 
glieder derf., 401, 402, 

Sqhulden der Stadtgemeinde, 20. 

Ihuldfgeine als Inhaberpapiere, 208. 

Shulduckunden auf den Inhaber, 208; 
Arusfertigung deri., 208; Außerkurs⸗ 
fegung, ; Umfcreibung auf den 
Namen, 209; Aufgebot verlorener, 209; 
Nünbdelficherheit, 212. 

Shrleaine Benutzung in der ſchulfreien 


Beit, 
Sal) EN ir Bolksſchulen, 423; höhere 
aut len, 424; für gewerbliche Fort- 
Bilbungsfehufen, 47; für Fachſchulen, 


* ‚Infpehter, Stadt«, Fotal«, Kreis-, 403. 
aalicher, fiche Elementarfjuffegter, 


407. 

Stadtz, 139. 

1, Stadt-, 411. 

jerhaltungspfidt, 410; Uebernahme 

derfelben auf den Etat der politifchen 
Gemeinde, 410. 

Squlvernõgen, 422. 

jmiverfänmuiße, 408. 

li isuen, Kofen derf., 408. 


eroxhn. über basfelbe, 407. 




















2222 


, Susfätichung vom Ma- 

giftrat, 142. 

Ihmir, ernater und Schwiegerfohn, nicht 
zugleich Stadtv., 96; nicht zugleid) Ma- 
giftratsmitglicd und Stadt. 142; nit 
zugleich —— 142. 

Beelenzehl, |. Einwohnerzahl. 
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ung der Stabtgemeinden, 65, 

asinterfentengemeinfheft, 187. 

igte Mititärperfonen, 27,8. 
93, 454. 


alien, 3 
Sern 28, 456. 
Fir ligei, 434, 469. 
her tein, 228. 


, 406. 
Sitaus gen des Magiftvats, 372, 374; der 
tadto., 171, 167, 175; gemeinfcaft- 

liche beider Nädtifhen Koflegien, 169. 

Zihungspaligei, 177. 

Sihungstage, 171. 

Zitungsjimmer, 489. 

FH 45, 73. 





Syanndiraft, 
Brake, ” Reglement 12. Dez. 1888, 





285; Errichtung von, 285; 
derf., 287; Einlagen, 298; WRedts- 
ſtellung der Sp., 286, 299; Anfelung 
der Beamten, 286; Genehmigung, 285; 

Auffiht, 287; Belegung der Beftände 

der Sparlaffe, 288; juriſtiſche Perfön- 

Ticjteit, 286; Refervefonds, 290; Rura- 

torium, 26; Bücher, 294; Statuten, 
285; Statutenänderung, 288, 2%; 
Belegung von Wertpapieren, 288, 289; 
Dünbdelficherheit der Forderung gegen 
Spartafien, 286; Gemeindebefleuerung, 
287; Befreiung von der Gewerbe 
feuer, 287. 

Srareinlagen | bei Sparkaſſen, 287. 
april D7 1. 

Sants-Augehörigkeit, Geſetz über die Er- 
werbung und den Berluft derfelben, 45. 

Staats: Anwaltfaft, Beamte derf. nicht 
wählbar zu Stabto., 96, 99: zu Mit 
gliedern des Magiftrats, 141; Hilfe 
beamte ber, 442. 

Stantsbeamte, unmittelbare und mittele 
bare, Zegriff, 222; Befreiung vom 
Bürgerrechtögelde, 220, 222; Genehmi» 
gung zum@intritt indieStadtv. Berf.,99. 

Stants-Einkommenfener, Beranlagung zum 
als Bedingung des Bürgerrechts, 43, 
48; bei Bildung der Shake, 

SHantodiener, fingierter Wohnfig, 30. 

SHantsdienk, Gchalt aus demielben wird 
aus eine Gemeindepenſion angerechnet, 


Stanteminikerinm, deffen Antrag auf Auf- 
löfung der Stadtverorbneten-Berfamm- 
fung, 550. 
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Stantshenern, Veranlagung und Erhebung 
Seitens der Gemeinde, 451; Gef. betr. 
Aufgebung direfter Gtaatäfteuern, 452. 

Müdte, Begriff, 5; Annahme der EO., 6; 
BVerhältniffe der Städte zuın Kreife, 443; 
gu Provinz, 450; zum Gtaate, 451; 

usſcheiden berf. aus dem Ktreife, 445; 
Vertretung ber Stäbte im Herrenhaufe, 


451. 
Stühtesrduung, 2, 4, 5; Annahme berf., 6. 


Stat fammenf Bor- 
73 ; — en 
— 


Sltadthaurai, 10; Geſchaãfte desſelben, 388, 
Stebtbejich, 8, wi Veränderung der 
Grenzen, 8, 
Stalgemeinden, Sermögensermerb dieler, 
find Korporationen, 60; 
Haftung dr, 2 


derf., 67; Vertretung u 
—— derf., Kehts: 


fähii — gering 'g3- und Ger 
hä etabi Me 60; Parteifähigkeit, &; 
Redt auf Siegel und Wappen, 60; 
Streitigteiten über die Eigenichaft al 
folhe der SGO., 6; Bezirköveränder 
rungen, 8, 17; Vereinigun ung mit Land« 
m und Gutabez. zu Zwedverbänden, 

5; behufs Verwaltung der Polizei, 15; 
Namen, Rang, Stand ber tabtge- 
meinben, 60. 

Stadthaushalt, 515. 

Stadtureis Bildung, 445; Berhältniffe 
besf., 450; Wahl der ‚Booinial-tand- 
tagsabgeorbneten in denf., 1; Auf- 
beingung der Provinzialabgaben, 450; 
Fofeiirigent in denfelben als Lande 


Stalmaner, 189, 206. 
Stadtebligetionen, 208, |. Schuldurkunden. 
Stadträte, 140; Wahl und Amtsperiode, 





144. 
Aedtreht, im fubjektiven Sinne, 4; im 
objettiven, 2; Quellen des Stadtrcchts, 2. 
Ste 190. 
Stadifiegel, 60. 
edtfgudikus, 140, 141, 388. 
Stadtuermögen, 181. 
Stadtuersrduete, Verteilung auf die Wahl. 
bezirke, 90, 91; Hälfte müffen Haus 
befiger fein, 95; Wählbarkeit zum Stadt» 
verordneten, 96; find an feine In⸗ 
fruftion En 159; feine Remus 
neration, 472; Zufammenberufung, 170; 
Vergütung barer Auslagen, 471; Ein- 
führung der neugewählten Gtabtv., 137; 
Verpflichtung derf., 137; Termin des 








Saqregiſter. 


Eintritts derſ. 137; Wahlperiode derſ., 
101; Ausfceiben, 101; Ausihliegung 
und "Suspenfion, 101, 102; Ruben der 
Zunttionen, 101, 102; Ausihliegung 
wegen Intereffentetifion, 173; Aus- 
ſchließung von ‚Strafen wegen, —* 
widerhandlunt gun die Gefgäfts- 
ordnung, 179; Berantwortlicfeit ber 
Stabtverorbneten,, 159;  Amtöver« 
fähwiegeneit, 180; gereinfhafiche 
Verfommlungen des Magiftrats umd 
der Stabtoerorbneten, 169. 
StedtzersnhustenBe[äläfe, Gegenftand der» 
felben, 152; deren Vorbereitung, Unter 
zeichnung, "77; Mitteilung an den 
agiert, 177; Genchmigung, Aus 
führun In. 285 deren Beanftandung, 
260, 542; Zuftimmung des er 
160; deren Vrototollictun⸗ Re 
giftrierung im Beflußbuche, 177. 
Stertuerordueten-Bureau, 168. 
at terdutlen · Yerfomminng, Bildung 
derf,, in den Ötadtgemeinbei, 76; 
Rechtsſtellung (als Behörde) 68; gel 
der Mitglieder, 76; Beihlußfafiung 
über Einfprüde ee die Richtigkeit 
der Wählerlifte, 1 Srgängunge- und 
Erfagwahlen zur Stabtv.-Lerf., 113; 
Vefugniffe derfelben, 152; deren Abs 
geenzung gegenüber denen des Dia- 
iftrats, 154; Beſchlußfaſſung über alle 
Öermeinde » Kıgeegenheiten, 157; Ber 
fhränfung in biejer Beziehung, 158; 
befgjließt über die Gültigfeit der Wahlen 
der GStadto., 131, 132; Meinımgs- 
verfchiedengeiten mit dem Magiftrat, 
161;  Bufänbigkeitäftreitigteiteu, 156; 
Petitionsrecht, 157; Aktencinfiht, 166; 
Wahl des Borftandes, 167; Kontrolftcht, 
163; Zuftimmung des Magiftrats zu den 
Beicpfüffen derf., 160; Eigungen, in, 
171; Aufammenberufung zu benf., 170; 
Teilnahme des Magiftrats an "denf., 
187; Deffentlichteit ve 175; Beſchluß⸗ 
fähigfeit, 171; SPrototoflierung der 
Stadtv.-Bcichlüffe, 177; Mitteilung 
berf. an den Magiftrat, im; Ausihüfe 
der Stadtv.-Berf., 166; Yureau derf., 
168; vegelmäßige Gigungstage, 171; 
Ausſchließung perfönlich intereffierter 
Mitglieder von der Beratung, 173; 
Beſchlußfaſſung über Ordnungsftrafen 
gegen Mitgl., 179; über Benugung 
des Gemeindevermögens, 182; Borfiß 
und Leitung, 176; Gefchäftsordnung, 
178; Auflöfung, 550; Beleidigung der 
Stadtv.-Verf., 159. 

















Sachregiſter. 


—— Per er, Wahl desſelben, 
167; Befugniffe, 176; Verantwortlich" 
keit (Androhung von Sramungsfrafen 
gegen benfelben), 159, 177; Stellung 
u den Bureaubeamten, 168; Ent- 
Üheidung bei Stimmengleicjheit, 172. 
Stadtuerorbueten » —V Bildung don 
BWahlabteilungen, 78; von Wahlbez., 
90; Einladung der Wähler, 117; Zur 
fammenfegung des Wahlvorftandes, 118; 
Deffentlichteit der ohfhandtung, 122; 
Teilnahme an derjelben — evoll⸗ 
mãchtigte, 122; Belanntmahung des 
Ergebniffes, 127, 130; Beichtußfaffung 
über die Güftigfeit der Wahlen, 130; 
Einfpruch gegen die Gültigteit, 131; 
Ergänzungs und Crfapmwahlen, 118; 
engere Stihmwahl, 127, 129; Zeit des 
Dienftantrittes der Neugewählten, 137; 
Berpflihtung der Gemwählten, 137. 
Stamwrelen, 452. 
tandesamt, 463 u. fi.; Auffiht über bas- 
eike, Gebühren, 465; Koften desſelben, 


Standesbramir, 463, 464; Penſionsberech- 
tigung, 464, 491. 

Steinten, 69. 

Stellen, Beftimmungen über die Befegung 
Kädtifher St. mit Militäramwärtern, 
344, 351; Serpflihtung zur Ueber« 
nahme unbefoldeter St., 532. 

Step, für Betätigung von Verträgen, 
218; für Genehm. zu den Lelounge- 

Feffegungen der Dagiftratsmitgl., 147. 











Sterbegeld, bei Betriebsunfällen, 513. 
Sterhemonat, -Duartal_der Lehrer, 421; 
der ftäbt. Beamten, 506, 489. 






til, der Beamten ift aufgehoben, 

30; anzeäimungsfähige bei Bildung der 
Wählerabteilungen, 83, 84. 

Henern, direkte, indivefte, 83. 

Itenerordunngen, rückwirlende Kraft, 75. 

Menerzahlung, Hinfihtlih des Bürger- 
rechis · Erwerbes, als Borausfegung der 
Zeilnahme an den Stadto.-Wahlen, 48, 


46, 48. 

Stich wahl, bei Stabtv.-Wahlen, 127, 129; 
bei Wahlen von Dagifr.-Ditgl, 147. 

Stiftungen, juriſtiſche Perſönlichteit, 187; 
für Bürger errichtete, 188; Verwaltung 
und Verwendung des ftädtifchen Stif- 
tungsvermögens, 187; Umänderung und 
Aufhebung, 188; felbftändige Stiftungen, 
1 


Stiftungsvermögen, 181, 187. 
Hilfmeigende Veſchlußfaſſung, 540. 
Stimmengleiäheit, 127, 372. 
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Stimnfähige Bürger, 78, 83; Lifte derf., 


Stimmzettel, bei Wahlen der Magiftrats- 
mitglieder, 147; bei Magiltratsbe- 
ichlüffen, 374. > 

Strafandrehung, zur Durchführung obrig- 
teitliher Anordnungen, 441. 

Strafen, Androhung in Pol.-Berordn., 
466; Zeftfeung durch ben Polizeiver- 
malter bei Uebertretungen, 440; Geld« 
firafen gebühren der Gemeinde, 489; 
gegen Stadto. wegen Zumiberhandlung 
der Gefhäfts-Ordnung, 178; Geld- 
frafen in Chiedsmanns-Angelegen- 
heiten, 460; desgl. in Gtandesamts- 
fadhen, 465; |. Orbnungsftrafen. 

Strafverfahten, Einfluß auf das Bürger- 
vet, ; auf das Disziplinarverfahren, 


Strafverfügungen, polizeiliche, 440; wegen 
Dienfvergehen, BR 

Strafen, Mädtifche, 190; ſchilder, 196; 
«Benennung, 196; hiſtoriſche, 319; Ueber» 
fpannung mit Telegraphen- u. Telephon · 
Teitung, 192; Gef. betr. die Anlegung von 
Straßen und Plägen, 199; Straßen» 
unterhaltung, 195; Beiträge für, 316; 
Eigentum an den Straßen, 190; Be» 
ſchrantung der Eigentums«, Gebraudjs- 
und Nutzungsrechie Dritter, 191; Rechte 
ber Anlieger, 193; Einziehung und Ber- 
gung, 194; Beitragsleiftung Dritter, 


janliegerheittäge, 199, 319. 
Straßenbahnen, 193, 217. 
Strahenbel sah 1%. 

jenherkehun: shoßen, 195. 

Mraheunamen, 

Strafenreinigung, 196. 

Strafenverbreiterung, Beiträge, 316. 

Strridung von Wählern aus der Wähler 
tifte, 107, 112. 

Brompsligei, 434. 

Subalternbeamte, fädtifche, 326, 345; der 
Auffichtsbehörde, wählbar zu Stabtv., 
96; der Gerichte, 99. 

Anbalternbeamtenfehen, Befegung mit Mir 
Kitävanmärtern, 345. 

Superintendenten, al3 Kreis-Schul-Infpet- 
toren, 404. 

Suspenhon, von Stadtämtern, bei ruhen- 
dem Bürgerrecht, 101; infolge Bürger- 
teiitöverluftes, 536; infolge von Dienft- 
vergehen, 563. 

Suspenkonshraft der Klage, 131, 137, 37. 

£) us, in Stabtgemeinden, 139, 140; 

fein Geihäftsbereich, 388. 
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T. 


Tagegelder, der Nädt. Beamten, 479. 
ogesoriuung, der Stadtv.-Situng, 170. 
Ualsıs, der Stadtobiigationen, 208. 
Uestiemn, Berechnung bei der Penfion, 


490, 497. 

Carif, für die Marktftandsgelder, 244; 
Gebühren, 308. 

Teufh, -Berträge betr. habtifer Grund» 

füde, Genchmigung, 205. 

un. Beibringung berf. bei freiwilliger 
Veräußerung ftädt. Grundſtücke, 216. 

Teqhniſche, Dienftleift., 324. 

Epratralif ge Borftell., Gebühren, 310. 

Telegtaphen · n. Eelephonleitun, jen, Ueber- 
Tpannung der Straßen, 192. 

Urhamente, vor dem Borftcher der Ger 
meinde, 466. 

Cierärzte, Fleifchbefhau durd), 274, 

Elm von Anleiden, Amortifationsfag, 





Titel, des Oberbürgermeifters, 139; ber 
Schöffen, 139, 140; der Geimeindebe- 
amten, 341; des Dagiftratsrats, 341. 

Tönteriänlen, ”469. 

&ore, 206, 189. 

Würme, 206, 189. 

Trausportdienfe, 229. 


U. 


Nebertragbarkeit des Gehaltsanſpruches, 
482; der Penſion, 499; des Witwen- 
und’ Baifengeldes, 509. 

Imgemeindung, 8, 10, 17, 18. 
mlanfiettel, 118. 


, 209. 
are ER — —— 





—**— der u. zu 
Stadtv., 142. 

Keinerklälgehän, Befreiung von Ein- 
uartierung, 44. 

Aufelserkgerung, 258; ber ftäbtifchen 
Beamten, 5) 

Bnliicngeßrl, 25 ; für Gefangene, 





erſicherungsgeſ. 253; Berfiherung 
der ftädtifchen Bedienfteten gegen Ber 
trieb8-Unfälle, 512. 

Kerzen higheiten, bein Wahlverfahren, 


Anterbeumte, fädtifche, 326; Disziplinare 
ſtrafen gegen diefelben, "378; Tebens« 
länglihe Anftelung derf., 322, 332; 
Zefegung der Stellen mit Militäran- 
wärtern, 344, 345, 351; Arrefiftrafen 
gegen dief., 378. 
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Snteruchumen, gererbliche, 38, 

d_ Detrieböverwaltungen, 334. 

— — Gebühren für, 304. 

nterrihtsmefen, 399; Gef. betr. die Bes 
auffihtigung deffeiben, 408. 

har unter ftäbtiichen Schreiben, 
367; fatfimifierte, 371. 

— —— einberufener Pilitärmann« 
fchaften, 45° 
interkühungs-Wobnfib, Geſ. betr., 396. 
Ichanden, Bollzichung der die Stadt 
gemeinde verpflichtenden, 365, 366; 
Aufoemabrung derfelben buncc) den Dia- 

iftrat, . 

ne, 368; bei Berfauf und 
Lizitation von Grundſtüden, Beftellung 
von U., 217; Zuftändigfeit derf., 369; 

Ausfertigum der von ihnen "aufge» 
nommenen Urkunden, 870. 

Irland, für den Vürgermeifter, 385; für 
Magiftratsmitglieder und Gemeinde 
beanten, 377, 386, 341; für die Lehrer, 
403; Bertretungstoften beurlaubter Bes 
amten, 484; Anrechnung desſelben bei 
der Benfionierung, 495; Üeberichreitung 
desfelben, 555. 


302; 


V. 


Yater und Sohn, nicht zugleich) Mitglieder 
des Magiftrats, 143; der Stadtv.-Berf., 






EL jung und Entrichtung der Steuern 
— des Burgerrechis, 43, 46, 


Verankaltungen, Gebühren für Benugung, 
304; — für Herſtellung u. Unter» 
haltung, 3) 

Ierantwortli Akt der ftäbtifchen Beamten 
für ihre Amtshandlungen, 342, 375; 
für Etatsüberichreitungen, 520. 

Yeränferung von Saden, welde einen 
wiſſenſchãftlichen oder Kunſtwert haben, 

04; von Grundftüden der Stabtger 
meinbe, 204, 216; von Gerechtigkeiten, 
205; von Arhiven, 204; Urkunden, 
freihänbige, 216. 
Bereiiguug der Mi 
eamten, 
Penfionierung, 49. 
Vereinbarungen mit Beamten über Benfion, 
:90, 491, 494; unzuläffig bei Gebühren, 


303. 
Vereine, Afcht des Magiſtrats über dies 
felben, 257 
Vereinigung mehrerer Stadtgemeinden, 18; 
f. a. Eingemeindung. 
Werfaßungsregt der Städte, 2, 67. 








tratsmitglieder, 151; 
maßgebend bei der 
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Verjãhtaug des Bürgerrechts · u. Einfaufs« 
geldes, 221; des Gehalts, 482. 

— freihändiger von Grundſtũden, 

6; f. Veräußerung. 
seh a, 200, 310. 
erleg ntliher Wege, 194. 
jermahtnife an Stadtgemeinden, 61. 
jermögenserwerb der Eradtgemeinde, 61. 
53 —— Anfprüche der Beamten, 
Sedtencg 1. 

——— der. —8 Beſchlüſſe, 176. 
jerpadtung ſtädtiſcher Grundſtücke, 183. 

Yerfagung ber Beſtätigung von Magiſtrats- 
perfonen, 148. 

Verteilung der Gemeindeabgaben u. »bienfte 
der di etlichen Laften bei Grundftüd- 
teilungen, 372. 

Yerkcäge, Vertretung der SZtabtgemeinbe 

bei Abichluß von, 365, 366; Abihluß 
dur) die ftäbtifchen Vermaltungsdep- 
tationen, 390. 

Wertreiungshsiken erfrantter u. beurlaubter 
Beamten, 484. 

Verelagsverhimligkit des Magiftrats, 








—* tion, Zwangserzichung von, 397. 
Verwaltung, laufende der Stadtgemeinden, 
54; von Stiftungen, 187; Gemeinde» 
anftalten, 264. 
jerwaltungsuermögen, 181. 
beriht der fädt. Gemeinde - 






Iwangswerfahren, 531. 

reiht der Städte, 2. 
jerwaltungskreituerfahten, 538. 
Jerweis, äls Disziplinarftrafe, 556; Be- 
fugnis zur Erteilung, 557. 
Iorafisn der Lehrer, 425. 
Joreinfhähungs:, Beranlagungs- und Be- 
ufunge-Kommifen, 452; Mitglieder, 


at mie, feine Gemeindeanftalt, 39. 
— — 5 Erleicherung durch Staats» 





del ien, 414. 
Balls wlchrer, nicht wählbar zum Stadto., 
Anfellung, 425; Befoldung, 
* —— der Hinterbliebenen, 
1. 


ten der Stadtgem., 367, 368. 
joransleikungen bei Bildung von Gem.- 
Verbänden, bei Veränderung von Gem.« 
Grenzen, 11, 20; zu Wegebauten, 199. 

Yorbehalt, dev Genehmigung der Auffichts- 
Behörhe bei Schließung von Verträgen, 


—E Anſtellung zur, 329, 333. 
ngsjeit bei ber Benfion, 495. 











Yen 1 ss Magiftrats an die Stabto.- 





— 
hen, Dienfleiftungen, Anſtell. 





Werrehte der, Gemeindeabgaben im Kon- 
kurſe ac., 
ud, der in Anftalten un tergebrachten, 
Deneralvorinund, 
dſdet, Uebernahme durch Mag.- 
&4; dur) Gemeindebeamte, 









340; dur Anftaltabeamte, 267. 
Verfikender der Stadtv.-Beri., |. Stabto.- 
orfteher. 
Vorſqchullehter, Wahl der B. zu Stadto., 





Verka, zeerifi, und Zugehörigkeit zum 
Stadtbezirk, 1: 
Warkaud der Sam. »Berf., 167. 


W. 


Yantirnde, 28 
jählbarkeit zum Stadto., 96; zum Ma- 
giffratömitgliede, 141. 
Wählerabteilungen, Bildung von, 78; Rüd- 
verfesung ne_andere, 87. 
Mühle für die Stabto.-Wahlen, 104; 
eſchwerden gegen deren Ri tigteit, 
107; Derentung der feftgeftellten Wähler- 
Üe, 110, 125; Verfahren bei deren 
bung, 106; öffentliche Auslegung 
derf., 106; Abfchriften, 108; Streichung 
eines Einwohners aus derf., 106; Ent- 
nahme von Notizen, 108; Def erden 
gegen ihre Nichtigkeit, 107, 109, 110. 
jälle, 189, 206. 
hl der Stadtverorbneten, 122; der 
Ragiftratsmitglieder, 147; ber Ge 
meindebeamten, 320, 386; der Depur 
Iations Mitgliten, 388; der Kreistags · 
. 49; Provinziallandtags « Abg., 








Wahlahteilungen bei den Stadtwerordneten - 
ahlen, 


—X 


—se bei Stadto., 136. 
jabiberetigte, deren Bufammenfelung 
behufs Bildung ber Wählerlifte, 85. 
Mehikeiche für_ die Stadiverordneten- 
Sablen, 90; für die Kreistags-Wahlen, 





gungen bei Magiftratswahlen, 





Ball, EAN durch den Da- 
giftrat, 117, 

Wahlperiode der Stabtverorbneten, 101; 
der Magiftratsmitglieder, 144; der 
Deputationsmitglieder, 390. 


— 


— 


Wohlfehrtspslizei, 433, 434, 470. , 
Wohnhaus, KR des Bürgerredts- 
riverbes, 48, 46, inet der Wähl- 
barkeit als Hash efier, 46, 95, 


N 
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—A—— bei den Gtadto. Wahlen, 


Wahlteht der —* und juriſtiſchen 
jerfonen, 85 


Wahlrefultet, etamtmadung, der Stadt- 
verordn.-Wahlen, 180; Seftflellung des⸗ 
felben, 127, — 

ide, »Beit, immung durch den 

ftrat, ER 119. u) 

jahlrerfahren, 122; Einfpruch gegen das - 

felbe, 131; Berftöße gegen basjelbe, 135. 

jehlunrhend bei den Stadtverordneten- 

ahlen, us Funttionen desf., 120. 

Waifengeld, 489, 508. 

Waifenhünfer, deren Erbrecht, 266. 

Waifenpfiegeriunen, 427. 

Weifentat, 426. 

Waldungen der Stadtgemeinde, 230. 

Wappen, Stadt, 60. 

Barenbenskeuer, Anrechnung, 83. 

Warnung, 556. 

—* — als Zubehör öffentlicher 


pn, äbtifche, 298, 38; Ge 
309; —— 298; 

Gemeindebeftenerung, Zwarıgs- 
Bu zum Anfchluf —* vun, Drtsftatut, 

; Nutungsredhte an denf., 191. 

Waferkraken, Gemeindezugehörigteit, 14 

Wafferwerksdirchter, 325. 

Wege, fädtiiche, 100; Privateigentum an 
denfelben, ai zascte der Abjazenten 
an den Wegen, 193. 





















Wertpugiere, Antegung von Spartaffen« 
beftänden, 289 u. w. 
Winemel, nicht erfolgte, Penfion, 487, 


— Dienfte, 324, 332. 

ſilmen · ind ) Waiſenlaſſen ber Elementar- 
fehrer, 421. 

Witwen * der gast Beamten, 489, 508; 
der fehrer, 421. 

——— — — — ———— 242. 





Wohufh, Begrifi, 29; Erwerb desfetben, 
30; Berluft desfelben, 34; fingierier 
Wohnfig, der Stantsbenmten, 30; Ab 
weifung, 33. 

Wohnfikuerleguug, Berleibung des Bürger 
tedhtö infolge, 54. 

Wohnungsgeldiufhuh der Beamten, 478; 
der Lehrer, 418, 


L 
Iengengebühren für Beamte, 479. 
Siegeleien, Wegebau -Präzipualleiftungen, 


— von Stadtobligationen, 209. 
Finsfheine, Zeitperiode, 208. 
a Ha Brüden-, Bflafterungs-, 200, 


ai, Körende, 176. “ 

Gehalts», 474, 475, 490. 
aan igheit des Magiftrats und der Stabt« 
verordneten- Berfammlung, 227, 154, 
182, 237; des Stabtausichuffes, 289; 
ber Gewerbegerichte, 47; der Kauf 
mannögerichte, 251; welche die Gem.- 

Soon. den Gemeindebehörben ũberweiſt, 

bei Bezirlsveränderungen, 17. 

a an Stadtgemeinden, 65. 

udlang gegen die Geichäftsorb- 

mung, 178. 

Jumendungen, Geſetz betr. die Genehmigung 
zu Schenkungen und Zumendungen an 
KRorporationen, 61. 

—— polizeiliche, 440. 











mwangserzichung berwahrlofter Kinder, 397. 

imangsetatikeruug geieplicher Leitungen 
in Stadtgemeinden, 544. 

uangamittel und Befugnifie der Polizei, 





Smungspenfonierunge Verlahren, 492,550, 


Imangssollirehung gegen Stadtgemeinden, 
in deren Vermögen, 216; abminiftratiues 
Verfahren megen Gemeindeabgaben, 521. 

mi 


ie, 15. 
Prinzip bei Bildung der 
Wähferobt., 80, 82, 89. 
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